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„Der  Plan  einer  Herausgabe  der  landständischen  Akten  von 
Jülich-Berg  ist  aus  der  Einsicht  entsprungen,  dass  für  die  Zeiten 
des  ausgehenden  Mittelalters  und  der  beginnenden  neueren  Zeit  so- 
wohl der  Prozess  staatlicher  Einigung  und  Kräftigung  der  grossen 
deutschen  Fürstentümer  als  auch  die  entscheidenden  Aktionen  der 
nach  innen  oder  aussen  gerichteten  Staatsverwaltung  derselben  nur 
dann  richtig  erkannt  werden  können,  wenn  das  Verhältnis  landes- 
herrlicher und  landständischer  Befugnisse,  landesherrlicher  und  land- 
ständischer Verwaltung  erforscht  ist.  Da  die  bisherige  Kenntnis  der 
Verfassungsgeschichte  und  der  gesamten  Wirksamkeit  der  Landstände 
deutscher  Fürstentümer  eine  verhältnismässig  geringe  und  ungenaue 
ist,  so  gehört  es  zu  den  Aufgaben  jeder  Vereinigung  für  deutsche 
Provinzialgeschichte,  in  diese  Lücke  einzutreten.  Die  Gesellschaft 
für  rheinische  Geschichtskunde  unterzieht  sich  dieser  Aufgabe,  in- 
dem sie  Ursprung  und  Entwicklung  der  Landstände  von  Jülich-Berg 
zu  erläutern  unternimmt/1 

Mit  diesen  Worten  hat  M.  Ritter  in  dem  dritten  Jahresbericht 
der  Gesellschaft  für  rheinische  Geschichtskunde  das  Unternehmen 
eingeleitet,  von  dem  jetzt  der  erste  Band  geboten  wird. 

Der  vorliegende  erste  Band  enthält  die  Akten  des  15.  und  der 
ersten  Jahrzehnte  des  16.  Jahrhunderts  in  referierender  Bearbeitung, 
die  vom  Ausgang  des  vierten  Jahrzehnts  des  16.  Jahrhunderts  bis 
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zum  Jahre  1562  (resp.  1560,  da  aus  den  Jahren  1561  und  1562 
Landtagsakten  nicht  vorhanden  sind)  in  unmittelbarer  Mitteilung. 

Gerade  die  Akten,  denen  der  vorliegende  Band  gewidmet  ist, 
gewähren  von  allen  Landtagsakten  von  Jülich-Berg  das  grösste  In- 
teresse. Den  Landtagen  dieser  Zeit  haftet  keineswegs  die  Unfrucht- 
barkeit an,  die  später  so  oft  das  Zeichen  der  ständischen  Thätigkeit 
ist.  Die  Verhandlungen,  obwohl  ihnen  eine  gewisse  Umständlichkeit 
durch  die  Verfassung  selbst  aufgeprägt  ist,  haben  doch  noch  nicht 
in  dem  Grade  wie  später  einen  schleppenden  Gang:  jetzt  ist  noch 
nicht  die  Zeit  der  „langen  Landtage". 

Der  Wert  der  Akten  aus  dem  15.  und  den  vier  ersten  Jahr- 
zehnten des  16.  Jahrhunderts  ist  in  der  referierenden  Bearbeitung, 
die  den  Band  einleitet,  im  einzelnen  auseinandergesetzt.  Er  liegt 
zunächst  darin,  dass  wir  hier  die  Ausbildung  der  bestimmten  Formen 
des  Landtags  erkennen  können.  Aber  auch  materiell  ist  die  Thätig- 
keit, die  die  Stände  in  diesem  Zeitraum  entwickeln,  in  mehrfacher 
Hinsicht  bedeutsam.  Die  Landtagsakten  aus  den  wenig  mehr  als 
zwei  Jahrzehnten  sodann,  welche  in  einer  förmlichen  Edition  ge- 
boten werden,  enthalten  eine  Fülle  wertvoller  Belehrungen.  Aus 
dem  Gebiet  der  auswärtigen  Politik  unserer  Herzogtümer  erwähne 
ich  die  Mitteilungen  über  den  geldrischen  Erbfolgekrieg  und  über 
die  Reichspolitik  der  herzoglichen  Regierung  in  den  Jahren  1552 
und  1553.  In  kirchlicher  Beziehung  tritt  am  meisten  der  Streit 
über  die  geistliche  Jurisdiktion  hervor.  Der  eigentümlichste  Aus- 
druck dieser  Zeit  ist  aber  wohl  die  legislatorische  Arbeit.  Es  kom- 
men jetzt  zwei  grosse  Kodifikationen  zu  Stande:  die  Polizeiordnung 
und  die  Rechtsordnung.  Die  Verhandlungen  über  die  letztere  lassen 
uns  zugleich  einen  überaus  lehrreichen  Blick  in  die  Bewegung  der 
Rezeption  des  römischen  Rechtes  thun.  Zu  diesem  allem  tritt  dann 
ein  kaum  übersehbares  Material  für  die  Steuergeschichte,  welches 
indirekt  noch  über  manche  andere  Frage  (z.  B.  die  Bevölkerungs- 
zahl) Aufklärungen  bringt.  Hiermit  haben  wir  jedoch  nur  das 
wesentlichste  genannt.  — 

Nicht  ganz  einfach  ist  die  Lösung  der  Frage,  inwieweit  in  einer 
Edition  von  Landtagsakten,  in  denen  alle  Zweige  der  Staatsverwal- 
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tung  berührt  werden,   andere  Quellengruppen  mit  zu  berücksich- 
tigen sind. 

Es  war  von  vornherein  in  Aussicht  genommen,  den  Stoff  nicht 
zu  eng  zu  begrenzen.  Und  so  bietet  denn  in  der  That  die  vor- 
liegende Publikation  nicht  blos  Landtagsakten.  Zunächst  sind,  was 
gewiss  keiner  Rechtfertigung  bedarf,  auch  die  Akten  über  die  Ver- 
handlungen mit  den  Geistlichen  und  den  Eigenherren  aufgenommen, 
obwohl  diese  keine  Kurie  des  Landtags  bildeten.  Weiter  habe  ich 
die  Reichstagsakten  von  Jühch-Berg,  namentlich  die  herzoglichen 
Reichstagsinstruktionen,  berücksichtigt.  Denn  die  Landtagsverhand- 
lungen erhalten  oft  erst  durch  die  Reichstagsverhandlungen  ihr 
rechtes  Licht:  die  Reichstagsinstruktion  ist  oft  ein  guter  Kommen- 
tar für  die  nachfolgende  Landtagsproposition.  Sodann  habe  ich  in 
grosserer  Zahl  Aktenstücke  über  die  auswärtige  Politik  mitgeteilt. 
Auch  sie  sollen  blos  dazu  dienen,  die  Landtagsakten  zu  erläutern. 
Sie  wollen  als  Anmerkungen  zu  den  letzteren  aufgefasst  werden 
und  sind  nur  deshalb  oft  als  selbständige  Nummern  eingereiht,  weil 
sie  die  Noten  sonst  zu  stark  belasten  würden.  Freilich  werden  die 
Ansichten  darüber  auseinandergehen,  ob  ich  in  der  Berücksichtigung 
der  auswärtigen  Politik  das  richtige  Maass  beobachtet  habe.  Einen 
Quellenstoff  habe  ich  nicht  soweit  herangezogen,  wie  es  ursprüng- 
lich beabsichtigt  war:  die  Akten  der  landesherrlichen  Verwaltung. 
Das  Erscheinen  meiner  Publikation  würde  sich  zu  sehr  verzögert 
haben,  wenn  ich  dieses  grosse  Quellenmaterial  vollständig  hätte 
durcharbeiten  sollen.  Überdies  empfiehlt  sich  wegen  der  scharfen 
Trennung  der  landesherrlichen  und  der  landständischen  Verwaltung 
eine  gesonderte  Behandlung  beider. 

In  einer  Ausgabe  von  Landtagsakten  dürften  eingehende  Mit- 
teilungen über  die  Landtagsfähigkeit  und  die  Natur  der  Rittergüter 
füglich  nicht  fehlen.  Da  jedoch  das  betreffende  Material  sich  besser 
in  einer  Untersuchung  erledigen  lässt  und  unsere  Edition  ohnehin 
schon  den  ihr  gesetzten  Raum  überschritten  hat,  so  werde  ich  da- 
rüber in  einer  Zeitschrift  handeln  (in  den  „Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik"  unter  dem  Titel:  „Zur  Entstehung  der 
Rittergüter"). 
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Es  ist  mir  die  Frage  vorgelegt  worden,  weshalb  die  Landtags- 
akten von  Cleve-Mark  nicht  mit  denen  von  Jülich-Berg  in  derselben 
Ausgabe  vereinigt  werden.  Gewiss  bestehen  zwischen  den  Ständen 
beider  Länder  viele  Beziehungen.  Unsere  Edition  zeigt  selbst,  dass 
volles  Verständnis  der  Landtagsgeschichte  von  Jülich-Berg  ohne  Be- 
rücksichtigung der  cleve-märkischen  Landtagsakten  nicht  zu  gewinnen 
ist.  Allein  sie  liefert  ebenso  den  Beweis  von  der  verschiedenartigen 
Stellung  der  Stände  beider  Länder.  Eine  Vereinigung  der  Landtags- 
akten würde  die  Übersichtlichkeit  nicht  erhöhen,  sondern  wesentlich 
verringern.  Andererseits  wird,  wenn  künftig  die  Herausgabe  der 
Landtagsakten  von  Cleve-Mark  in  Angriff  genommen  wird,  die  vor- 
liegende Edition  dadurch  eine  wünschenswerte  Ergänzung  erfahren, 
wie  die  letztere  über  viele  Punkte  der  Landtagsgeschichte  von  Cleve- 
Mark  Licht  verbreitet.  — 

In  Bezug  auf  die  äussere  Einrichtung  der  Edition  habe  ich  im 
allgemeinen  dieselben  Grundsätze  angewendet,  welche  in  den  von 
der  Münchener  Historischen  Kommission  herausgegebenen  ,Briefen 
und  Akten  zur  Geschichte  des  dreissigjährigen  Krieges4  befolgt  wor- 
den sind.  Im  einzelnen  bemerke  ich  noch  folgendes.  Von  der  Er- 
laubnis, die  man  dem  Editor  zugestanden  hat,  offenbare  Schreibfehler 
ohne  weiteres  zu  korrigieren,  habe  ich  nur  den  allerbescheidensten 
Gebrauch  gemacht.  Der  neuerdings  gemachte  Vorschlag,  die  direkte 
Redeweise  der  Vorlage  bei  Auszügen  aus  Briefen  beizubehalten, 
scheint  mir  nur  ausnahmsweise  anwendbar  zu  sein.  —  Mehrmals  habe 
ich  das  Original  von  Landtagsakten  erst  nachträglich,  nachdem  ich 
schon  eine  Kopie  excerpiert,  aufgefunden.  Ich  habe  dann  die  Ortho- 
graphie in  den  in  extenso  aufgenommenen  Stellen  meistens  nicht 
mehr  nach  dem  Original  korrigiert.  Dieses  Verfahren  wäre  bei 
mittelalterlichen  Urkunden  unzulässig;  in  Editionen  zur  neueren 
Geschichte  unterliegt  es  gar  keinen  Bedenken.  Denn  es  ist  ohne 
Interesse  zu  wissen,  welche  Orthographie  dieser  oder  jener  subalterne 
Schreiber  des  16.  Jahrhunderts  angewendet  hat.1)  —  Die  Orts-  und 

*)  Ähnlich  äussern  sich  F.  v.  Bezold,  Johann  Kasimir  I,  S.  VII 
und  insbesondere  A.  v.  Druffel,  Beiträge  zur  Reichsgeschichte  I,  S.  XIX: 
,Eine   Akribie,   die  den  Buchstaben    beachtet  hätte,    wäre  wohl    ebenso- 
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Personennamen  sind  nicht  nur  in  den  in  extenso  mitgeteilten 
Abschnitten,  sondern  auch  in  den  durch  ein  kürzendes  Referat 
wiedergegebenen  in  der  Form  der  Vorlage  gedruckt,  dagegen  in  den 
Überschriften  der  Aktenstücke  in  der  modernen  Form,  resp.  (bei 
Personennamen)  in  der  Schreibweise,  die  die  betr.  Person  selbst 
beobachtet;  wobei  ich  freilich  erwähnen  muss,  dass  mir  nur  von 
sehr  wenigen  der  hier  in  Betracht  kommenden  Personen  bekannt 
geworden  ist,  wie  sie  ihren  Vatersnamen  geschrieben  haben.  —  Nach 
dem  Beispiel  mehrerer  angesehener  Editoren  habe  ich  früher  auf 
die  Form  der  Datumzeile  keinen  besondern  Wert  gelegt,  sie  nicht 
in  der  Form  der  Vorlage  kopiert.  Ich  habe  mich  indessen  nachher 
überzeugt,  dass  es  sich  empfiehlt,  die  alte  Form  beizubehalten.  Und 
so  findet  man  denn  wenigstens  bei  den  meisten  Aktenstücken  die 
Datumzeile,  wie  sie  die  Vorlage  bietet. 

Der  Übersichtlichkeit  wegen  sind  die  Aktenstücke  in  Gruppen, 
welche  verwandtes  vereinigen,  zusammengefasst.  Die  Vorbemer- 
kungen, die  jeder  Gruppe  vorausgeschickt  sind,  sollen  in  keiner 
Weise  Inhaltsangaben  sein,  sondern  nur  1.  die  Landtage  aufzählen, 
die  zu  einer  Gruppe  zusammengefasst  werden,  2.  kurze  Notizen 
geben,  aus  welchen  klar  wird,  weshalb  gerade  diese  bestimmten 
Landtage  zu  einer  Gruppe  zusammengefasst  werden. 

Ein  Sachregister  konnte  ich  aus  Raummangel  diesem  Bande 
noch  nicht  beigeben;  es  wird  im  nächsten  folgen.  Die  Anfertigung 
des  Personen-  und  Ortsregisters  hat  L.  Korth  die  Liebenswürdigkeit 
gehabt  zu  übernehmen.  Ich  spreche  ihm  für  das  Verdienst,  das  er 
sich  damit  um  meine  Arbeit  erworben,  meinen  Dank  aus. 

Das  von  mir  bearbeitete  archivalische  Material  stammt  fast 
durchweg  aus  dem  Königlichen  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.  *)  Einige 
wenige  Stücke  sind  dem  Staatsarchiv  zu  Münster,  der  Staatsbiblio- 
thek zu  München  (der  Redinghoven'schen  Sammlung)  und  dem  Stadt- 


wenig am  Platze  gewesen,  als  etwa  der  Versuch,  die  nur  in  moderni- 
sierten Kopien  vorliegenden  Briefe  in  die  Sprache  des  16.  Jahrhunderts 
zurück  zu  übersetzen4. 

')  Daher  ist  auch  nur  bei  denjenigen  Archivalien,  die  nicht  aus  Düssel- 
dorf stammen,  besonders  bemerkt,  welchem  Archiv  sie  entnommen  sind. 
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archiv  zu  Jülich  entnommen.  Die  jtilich-bergischen  Landtagsakten 
des  kölner  Stadtarchivs  enthalten  für  die  hier  in  Betracht  kommende 
Zeit  nichts  selbständiges.  Den  Vorstehern  dieser  Anstalten  sage 
ich  für  ihr  freundliches  Entgegenkommen  an  dieser  Stelle  meinen 
Dank.  Namentlich  den  Beamten  des  Düsseldorfer  Staatsarchivs,  ins- 
besondere Herrn  Geh.  Archivrat  Dr.  W.  Harless,  Herrn  Archivar 
Dr.  Hoogeweg  (jetzt  in  Hannover)  und  den  Herren  Archivassistenten 
Dr.  Redlich  und  Dr.  Küch,  fühle  ich  mich  zu  grossem  Dank  ver- 
pflichtet. Sie  haben  mir  nicht  nur  in  der  liberalsten  Weise  die 
Archivalien  zugänglich  gemacht,  sondern  mich  nicht  minder  in  der 
Erläuterung  der  Aktenstücke  unterstützt. 

Zum  Schluss  sage  ich  meinem  hochverehrten  Lehrer,  Herrn 
Geh.  Rat  Prof.  Dr.  Ritter,  der  die  vorliegende  Arbeit  veranlasst 
und  mit  seinem  bewährten  Rat  ständig  begleitet  hat,  meinen  grössten 
Dank. 

Münster  i.  W.,  den  7.  Dezember  1894. 

ö.  t.  Below. 
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des  Erbmarschalls  S.  40.  Form  der  Verhandlungen  S.  41.  Das 
„Zurückbringen"  S.  43.  Majoritätsprinzip?  S.  45.  Sonderlandtage 
einzelner  Stände  S.  46.  Ausschüsse  S.  47.  Gemeinsame  Landtage 
von  Jülich-Berg  S.  48,  von  Jülich-Berg-Cleve-Mark  S.  50.  Geringe 
Bedeutung  der  Einungen  S.  51.     Die  Union  von  1496  S.  53. 

Kapitel  III:  Die  allgemeine  Stellang  der  Landst&nde.  Die  Stände 
repräsentieren  das  Land  S.  54.  Instruktionen  der  Städteboten  S.  59. 
Dualismus  des  älteren  deutschen  Territorialstaates  S.  60.  Die  be- 
dingte Huldigung  S.  62.  Das  Widerstandsrecht  der  Stände  S.  67. 
Schwankungen  in  dem  Einfluss  der  Landstände  S.  71. 
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Kapitel  IT:  Die  Kompetenz  des  Landtags. 

§.  1.  Die  landesherrliche  Familie.  Das  Territorium.  Anteil  an 
der  Ordnung  der  Verhältnisse  der  landesherrlichen  Familie  S.  72. 
Eheberedung  von  1496  (Vereinigung  von  Jülich-Berg  und  Cleve- 
Mark  1521)  S.  73.  Beabsichtigte  Vermählung  der  clevischen  Prin- 
zessin Anna  mit  dem  Herzog  von  Geldern  S.  76.  Vermählung  Annas 
mit  Philipp  von  Waldeck  S.  78.  Vermählung  Sibyllens  mit  dem 
sächsischen  Kurprinzen  1526  S.  87.  Neuer  Plan  einer  Heiratsver- 
bindung mit  Geldern  S.  88.  Vormundschaft;  Thronerledigung  S.  91. 
Anteil  der  Stände  bei  Landerwerbungen  S.  92.  Ihr  Widerstand 
gegen  Veräusserungen  S.  92. 

§.  2.  Auswärtige  Politik.  Kriegswesen.  Anteil  der  Stände  an 
der  auswärtigen  Politik  S.  95  (vgl.  auch  S.  79  ff.).  Diplomatischer 
Verkehr  mit  fremden  Landesherren  S.  96.  Für  Kriege  die  Zustim- 
mung der  Stände  erforderlich  S.  97.  Ihre  Stellung  zu  Reichskriegen 
S.  103.  Bei  Verteidigungskriegen  die  Zustimmung  nur  eingeholt, 
wenn  der  Landesherr  außergewöhnliche  Massnahmen  beabsichtigt, 
S.  103.  Verbot,  auswärts  Dienste  zu  nehmen  S.  106.  Die  Miliz 
nicht  ausreichend  S.  106.  Söldnerheere  S.  107.  Die  Hofschützen 
S.  107.  Die  greifende  Rotte1  von  1538  S.  109.  Die  Grundsätze 
der  Stände  in  der  auswärtigen  Politik  S.  109. 

§.  3.  Recht  und  Gericht.  Noch  keine  umfassende  Gesetzgebung  in 
dieser  Zeit  S.  110.  Einführung  des  Repräsentationsrechtes  der  Enkel 
S .  1 1 1 .  Einfluss  der  Rechtsprechung  des  Reichskammergerichtes  S.  1 1 1 . 
Vorbereitung  der  ,Reformation'  des  Rechts  S.  112.  Behandlung  des 
Fehderechtes  S.  113.  Sorge  für  ungehinderte  Thätigkeit  der  Ge- 
richte S.  117.  Der  Landesherr  soll  die  Untertanen  bei  Landrecht 
und  Schöffenurteil  lassen  S.  117.  Allgemeine  Bedeutung  dieses  Satzes 
S.  117.  Erledigung  der  Rechtsstreitigkeiten  durch  Schiedsverträge 
S.  119.  Die  Fehmgerichte  S.  120.  Andere  kaiserliche  Gerichte 
S.  121.  Das  geistliche  Gericht  S.  122.  Das  Rittergericht  von  Op- 
laden  S.  123  (vgl.  auch  S.  28  ff.).  Das  Hauptgericht  zu  Jülich 
S.  124.     Gerichtsbarkeit  der  Stände  S.  124  (vgl.  S.  789). 

§.  4.  Die  Verwaltungsorganisation.  Der  Einfluss  der  Stände  auf 
.diesem  Gebiet  in  Jülich-Berg  verhältnismässig  gering  S.  128.  Ver- 
suche, ihren  Einfluss  zu  erweitern  (insbesondere  der  Versuch  des 
jülicher  Erbmarschalls  im  Jahre  1613),  S.  128  (vgl.  auch  S.  789). 
Die  Statthalter  einfache  landesherrliche  Beamte  S.  132.  Forderung 
der  Besetzung  der  Ämter  mit  Eingeborenen  S.  133. 
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§.  5.  Die  Polizei.  Vom  Landesherrn  gehen  mehr  Anregungen  als  von 
den  Ständen  aus  S.  137.  Verbot  des  Doppelspiels  S.  138.  Die 
jEdikte'  S.  138.  Sicherheitspolizei  S.  139.  Verbot  des  ,Ent- 
schakens'  S.  141.  Münzwesen,  Gesindelohn,  Kohlenbergbau  S.  141. 
Ständische  Teilung  des  wirtschaftlichen  Daseins  S.  142.  Amorti- 
sationsgesetze S.  142.  Gesetze  über  den  ritterlichen  Besitz  S.  144, 
über  den  bäuerlichen  S.  145.  Abgrenzung  der  Berufszweige  der 
Bürger  S.  14B.  Fischereiwesen  S.  146.  Ausfuhrverbote  S.  146. 
Gesetze  über  den  Waldschutz,  gegen  die  Zersplitterung  des  Grund- 
besitzes, gegen  die  ,wüsten  Güter'  S.  146.    Kirchliche  Fragen  S.  147. 
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Zwangsmühlen  der  Ritterschaft  S.  152.  Das  Zollwesen  S.  152. 
Die  Dienste  S.  152.  Das  Recht  des  Landesherrn,  Unterthanen  zur 
Verheiratung  zu  zwingen,  S.  154. 

Regeaten  der  landständischen  Privilegien  von  Jülich  und  Berg 
(bis  sum  Jahre  1542). 

Jülich:  S.  156.     Berg:  S.  165. 

urkundliche  Beilagen.     S.  168. 
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Berichtigungen. 


S.   129  Z.  17  v.  o.  hinter  ,mach(  Komma  zu  setzen. 

S.  147  Anm.  260  lies  statt  ,meng  ein':  ,men  gein(. 

S.  179  Anm.  11  lies  statt  ,ebenda4:  ,in  demselben  Schreiben*. 

S.  206  im  Regest  von  Nr.  33  ist  das  Datum  dem  Berufungsschreiben 
(Anm.  55)  entnommen.  Es  ist  indessen  zweifellos  das  Datum  vorzuziehen, 
welches  die  Dorsualnotiz  (s.  Anm.  56)  bietet,  nämlich:  Juli  7  (vgl.  dazu 
S.  141  Anm.  239). 

S.  215  lies  statt  ,0rig.':  ,Kop.'. 

S.  297  (zu  Anm.  4):  ist  vielleicht  ,in  die  gemeinen  Dienste'  zu  lesen? 

S.  623  Z.  3  und  4  v.  o.  lies  statt:  ,Mai  (Jülich;  Nr.  209),  Juni 
(Jülich;  Nr.  212)':  ,Mai-Juni  (Jülich;  Nr.  209  und  210)'. 
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In  den  Herzogtümern  Jülich  und  Berg  lässt  sich  eine  land- 
ständische Verfassung,  wie  wir  an  anderer  Stelle1)  nachgewiesen 
haben,  zuerst  in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
erkennen.  In  dem  weiteren  Verlaufe  der  Landtagsgeschichte  kann 
man  nach  der  Art  der  historischen  Überlieferung  zwei  Epochen 
unterscheiden.  Die  Quellen  der  einen,  welche  das  15.  Jahrhundert 
und  das  16.  bis  etwa  1538  umfasst,  setzen  sich,  abgesehen  von  den 
landständischen  Privilegien,  der  Mehrzahl  nach  aus  einzelnen  zer- 
streuten Erwähnungen  zusammen.  Die  andere,  mit  dem  Jahre  1538, 
mit  dem  lebhaften  Anteil  der  Stände  an  dem  geldrischen  Erbfolge- 
streit beginnend,  hat  ihre  Quellen  in  eigentlichen  Landtagsakten, 
welche  fortschreitend  an  Zahl  und  Inhalt  wachsen.  Über  die  erste 
Epoche  gebe  ich  in  der  vorliegenden  Einleitung  einen  zusammen- 
fassenden Überblick.  Für  einen  längeren  Abschnitt  der  zweiten, 
nämlich  die  Zeit  von  1538  bis  1610,  soll  die  sich  daran  anschliessende 
Herausgabe  der  Akten  das  historische  Material  bieten. 

Ehe  ich  zu  der  Einleitung  übergehe,  erinnere  ich,  um  den 
Rahmen,  innerhalb  dessen  sich  die  Ereignisse  bewegen,  festzustellen, 
an  die  Hauptdaten,  welche  die  Ausbildung  des  jülicher  Herrschafts- 
gebietes zu  dem  grössten   Fürstentum  am  Niederrhein  bezeichnen. 

*)  Vgl.  6.  v.  Below,  die  landständische  Verfassung  in  Jülich  und 
Berg:  Ztschr.  des  bergischen  Geschichtsvereins,  Band  21  und  22.  Daran 
schliesst  sich:  Geschichte  der  direkten  Staatssteuern  in  Jülich  und  Berg 
bis  zum  geldrischen  Erbfolgekriege:  a.  a.  0.  Band  26  und  28,  mit  ur- 
kundlichen Beilagen  in  Band  29.  Diese  Untersuchungen  sind  auch  als 
selbständiges  Buch  erschienen  unter  dem  Titel:  die  landständische  Ver- 
fassung in  Jülich  und  Berg  l,  II,  III,  Heft  1  und  2.  Düsseldorf,  1885 
bis  1891.  Die  urkundlichen  Beilagen  enthält  hier  Teil  III,  Heft  2  als 
Anhang.     Ich  citiere  im  folgenden  nach  der  letzteren  Ausgabe. 
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2  Einleitung. 

Am  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  standen  Jülich  und 
Berg  (zu  dem  seit  1348  Ravensberg  gehörte)  noch  getrennt  neben 
einander.  Das  Jahr  1423  war  dann  der  Moment  ihrer  Vereini- 
gung: damals  fiel  Jülich  an  den  Herzog;  von  Berg;  zunächst  freilich 
nur  zu  drei  Vierteln,  indem  ein  Viertel  des  Landes  bis  zum  Jahre 
1469  im  Besitz  der  Heinsberger  blieb.2)  Eine  Zeit  lang  hoffte 
unser  Herzogshaus  auch  Geldern,  das  der  letzte  Herrscher  von 
Jülich  besessen  hatte,  mit  Unterstützung  der  Reichsgewalt  zu 
gewinnen.  Doch  behauptete  sich  hier  das  Haus  Egmond  und 
beanspruchte  später  sogar,  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf  die  frühere 
Vereinigung  Gelderns  und  Jülichs,  das  letztere  Herzogtum.  — 
Um  die  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zeigte  sich  die  Gefahr, 
dass  die  1423  vereinigten  Länder  wieder  getrennt  werden  könnten, 
da  der  Herzog  von  Jülich-Berg  im  Jahre  1451  für  den  Fall, 
dass  er  ohne  Kinder  sterben  oder  diese  keine  Nachkommen 
hinterlassen  würden,  gegen  eine  Kaufsumme  dem  Erzbischof  Dietrich 
von  Köln  Berg,  Ravensberg  und  die  zu  Jülich  gehörigen  Gebiete  von 
Sinzig  und  Remagen  überliess.8)  Allein  nachdem  dem  Herzog  Kinder 
geboren  waren,  gelang  es,  den  Nachfolger  Dietrichs  zum  Verzicht 
auf  den  ihm  noch  zustehenden  Anspruch  zu  bewegen;4)  nur  Sinzig 
und  Remagen  blieben  noch  bis  1554  resp.  1560  in  kölnischem  Be- 
sitz.4*) Am  Schlüsse  des  Jahrhunderts  ging  unser  Herzogshaus  eine 
Verbindung  ein,  welche  in  ihren  Folgen  einen  Länderkomplex,  der 
einem  Königreich  verglichen  worden  ist,6)  in  die  Hand  einer  Familie 
legte.  Seit  längerer  Zeit  in  Beziehungen  zu  Cleve  stehend,  schloss 
Herzog  Wilhelm  mit  Herzog  Johann  von  Cleve  im  Jahre  1496  einen 
Vertrag,  wonach  die  damals  fünf  Jahre  alte6)  Tochter  des  ersteren, 
Maria,  späterhin  mit  dem  Sohne  des  letzteren,  Johann,  vermählt 
werden  und  ihm  die  Lande  Jülich  und  Berg  zubringen  sollte.    Zu 

*)  Lac.  Arch.  IV,  237  und  239;  Kremer  I,  52. 

3)  Lac.  Arch.  IV,  272;  ÜB.  IV,  Nr.  294;  Hansen  II,  Einl.  S.  35  ff.; 
Korth,  Wipperfürth  Nr.  32  (Annalen  51). 

4)  Lac.  Arch.  IV,  283.  1469  Februar  1  (landstd.  Verf.  I,  Anm.  119) 
erlässt  Ruprecht  von  Köln  der  Stadt  Düsseldorf  die  auf  den  Fall  des 
kinderlosen  Todes  Hz.  Gerhards  dem  Erzbischof  Dietrich  geleistete  Hul- 
digung. 

4a)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  658.     Graf  Mirbach  II,  S.  31. 

5)  Varrentrapp  S.  17;  Hansen  I,  Einl.  S.  12. 

6)  1491  August  10  schreibt  Hz.  Wilhelm  an  den  Junker  von  Wal- 
deck, seine  Frau  sei  von  einer  Tochter  entbunden. 
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gleicher  Zeit7)  wurde  in  der  sog.  Union  ein  erblicher  Bund  zwischen 
Jülich-Berg  und  Cleve-Mark  errichtet,  dem  auch  Geltung  für  den 
Fall,  dass  die  Ehe  nicht  zu  Stande  kommen  würde,  beigelegt  wurde. 
Am  13.  März  1510  hat  dann  die  Trauung  jener  beiden  stattgefunden.8) 
Am  6.  September  1511  starb  Herzog  Wilhelm,9)  und  Johann  kam 
in  den  Besitz  von  Jülich-Berg.  Im  Jahre  1521  fielen  ihm  durch 
den  Tod  seines  Vaters  Johann  auch  Cleve-Mark  zu. 


Kapitel  I. 

Die  Quellen. 


Offiziell  redigierte  Landtagsakten  besitzen  wir  aus  unserer 
Periode  im  allgemeinen  nur  in  den  Privilegien  und  Steuerreversen. 
Privileg  und  Steuerrevers  schliessen  einander  nicht  aus:  mehrere 
Privilegien  sind  zugleich  Steuerreverse. 

In  Jülich  hat  man  eine  offizielle  Sammlung  von  landständischen 
Privüegien  und  Reversen  oder  richtiger:  von  speziell  landständischen 
Urkunden  —  denn  einige  der  Sammlung  angehörige  Urkunden1) 
haben  nicht  jenen  Charakter  —  gehabt,2)  die  wir  auch  noch  sämt- 
lich kennen.    In  Berg  hat  gleichfalls  eine  offizielle  Sammlung  be- 

*)  Beide  Urkunden  sind  von  1496  November  25  datiert.  Lac. 
ÜB.  IV,  Nr.  474.     Dithmar  Nr.  99  (S.  121).     Lünig,  coli.  nov.  I,  987. 

*)  Der  Abt  von  Cornelimünster  wurde  von  Hz.  Wilhelm  dazu  be- 
stimmt, »dat  zusammengeven  na  gesetze  der  h.  kirchen  zu  doin«.  K., 
Caps.  2,  Nr.  4,  fol.  3  u.  4,  Cpt. 

•)  Lac.  Arch.  IV,  316. 

l)  Die  Urkunden  von  1451  und  1452  (s.  unten  S.  52). 

*)  K.,  Caps.  56,  Nr  2  finden  sich  Kopien  folgender  jülicher  land- 
ständischer Urkunden:  von  1451,  1452,  1475,  1478  (die  beiden  Reverse 
von  diesem  Jahre:  s.  landstd.  Verf.  III,  1,  S.  63  Anm.  33),  1484,  1489, 
1496,  1511  (zwei  Privilegien;  s.  unten),  1516,  1520,  1538,  1546, 
1547  (zwei  Reverse),  1554.  Auf  S.  1  ist  bemerkt:  „Diese  in  einer 
Kiste  in  Jülich  verwahrt  gewesenen  Privilegien  sind  mit  Zustimmung  des 
Herzogs  »in  beisein  s.  f.  g.  rete  und  verordenten  der  landschaft,  nemblich« : 
des  Kanzlers  Vlatten,  des  jülicher  Landdrosten  W.  v.  Binsfelt,  des  Erb- 
hofmeisters W.  v.  Harf,  des  Marschalls  W.  v.  Plettenberg,  des  Hofmeisters 
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standen;8)  doch  wissen  wir  nicht  mehr,  welche  Urkunden  dazu 
gehörten.  Aber  auch  die  jülicher  Sammlung  giebt  uns  keinen 
genauen  Aufschluss  über  das,  was  vorhanden  gewesen  ist,  da  sie 
nachweislich  nicht  alle  landständischen  Privilegien  umfasst.4)  So 
haben  wir  denn  keineswegs  die  Gewähr,  dass  nicht  dies  oder  jenes 
Privileg  verloren  gegangen  ist;  vielmehr  ist  es  ganz  unzweifelhaft, 
dass    ausser  den  erhaltenen   noch  einige  andere  existiert  haben.5) 

W.  v.  Hochsteden,  des  Erbschenken  R.  v.  Vlatten,  »vort  schulteissen  und 
etlicher  scheffen  des  haubtge richte  Gulich  heut  dato  den  6.  decembris  54 
eröfnet,  besehen  und  abgeschrieben  und  gegen  principalbrief  mit  vleiss 
collationirt,  welche  haubtbrief  folgentz  widerumb  in  dieselbe  kist,  so  bei 
dem  haubtgericht  verplieben,  gelacht  und  diese  abschrift  hinder  obg. 
landdrosten,  erbhofmeister  und  erbschenken  in  verwarung  gesteh«".  Die 
uns  vorliegenden  Abschriften  sind  aber  wieder  von  jenen  Abschriften 
genommen,  nämlich  im  Jahre  1608.  —  In  dem  bergischen  Protokoll 
über  den  langen  Landtag  von  1590  zu  September  19  ist  bemerkt:  „die 
jülicher  Privilegien  sind  in  der  Stadt  Jülich  »durch  die  vier  erbembter  des 
furstentumbs  Gulich  versiegelt«". 

8)  Die  bergischen  Privilegien  wurden  „in  der  Kirche  zu  Düsseldorf 
(d.  h.  in  der  Pfarrkirche  S.  Lambert)  aufbewahrt.  —  1536  Oktober  30 
bittet  der  bergische  Ausschuss  den  Hz.  um  eine  »verschrivong«,  d.  h. 
einen  Steuerrevers,  wegen  der  münsterschen  Steuer.  1537  Mai  4  wird 
dann  berichtet:  »item  ist  dem  burgermeister  Grewenheuwer  [Heinrich  G., 
Bürgermeister  zu  Düsseldorf]  die  verschrivong  zu  behoif  der  ritterschaft 
und  lantschaft  zugestalt«.  K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  325  und  351, 
Orig.  S.  auch  urk.  Beil.  1614  Spt.  24  Anm.  Über  die  spätere  Zeit  vgl. 
Jahrbuch  des  Düsseldorfer  GV.  7,  S.  439  f. 

4)  Das  Privileg  von  1423  ist  nicht  darunter.  Dieses  konnte  freilich 
gut  ausgelassen  werden,  da  es  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  in  das 
Privileg  von  1476  Okt.  1  übergegangen  ist.  Es  fehlen  indessen  auch 
noch  andere  Privilegien,  resp.  Reverse. 

B)  So  dürfte  insbesondere  ein  jülicher  Privileg  von  1437  existiert 
haben.  Zunächst  legt  der  Schlusssatz  des  jülicher  Privilegs  von  1475 
die  Vermutung  nahe,  dass  die  betreffenden  Paragraphen  schon  in  einem 
Privileg  von  1437  gestanden  haben.  Ferner  vgl.  Urk.  Hz.  Gerhards  von 
1462  September  23  (Ms.  B.  33  c.  Cpt.):  „Wir  weisen  unserer  Gemahlin 
auf  den  Fall  unseres  Todes  Schloss,  Stadt  und  Amt  Randeralh  »na 
rechter  lifzuicht  ind  wedompsrecht«  an.  Sie  darf  die  »amptlude«  ein- 
und  absetzen,  die  jedoch  »persoenen  uns  lantz  van  Guilge  sin  sullen«. 
Sie  soll  sorgen,  dass  Schloss,  Stadt  und  Amt  R.  »bi  unsem  lande  van  Guilge 
bliven«,  und  Schloss,  Stadt  und  Amt  R.  »mit  undersaissen  uns  lantz  van 
Guilge  bestellen  ind  riegeren  [!],  as  wir  ind  unse  neve  van  Blankenheim  dat 
unsem  lande  van  Guilge  verschreven  haven«".  Hiermit  ist  offenbar  eine 
Verschreibung  gemeint,    die  Gerhard  bei  seinem  Regierungsantritt  (1437) 
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Immerhin   jedoch   dürften  für  Berg  wie  für  Jülich  wenigstens  die 
wichtigeren  Privilegien  erhalten  sein. 

Die  Art,  wie  die  Privilegien  zu  Stande  kommen,  lässt  sich  für 
einige  Fälle  deutlich  erkennen.  Im  Jahre  1535 6)  schicken  die  Stände 
dem  Herzog  einen  Entwurf  (»untwerf«)  des  auszufertigenden  Privi- 
legs zu.  Dass  dieses  dann  freilich  nicht  ausgefertigt  wurde,  thut 
hier  nichts  zur  Sache.  Das  der  bergischen  Ritterschaft  im  Jahre 
1478  erteilte  Privileg  ferner,  von  dem  wir  sogleich  ausführlicher 
sprechen  werden,  geht  ebenfalls  auf  eine  Vorlage  derselben  zurück. 
Das  Privileg  von  1484  (Jülich  und  Berg,  §.  3)  erwähnt  bei  einem 
einzelnen  Satze,  dass  er  die  Folge  einer  Anregung  von  Räten,  Ritter- 
schaft und  Städtefreunden,  das  von  1489  (Jülich)  bei  einem  Satze 
(§.  1),  dass  er  die  Folge  einer  Anregung  der  Untersassen,  bei  einem 
anderen  (§.  3),  dass  der  Herzog  von  Räten,  Ritterschaft  und  Unter- 
sassen darum  gebeten  sei.  Nach  dem  Privileg  von  1511  Sept.  23 
(Jülich)  haben  Ritterschaft,  Städtefreunde  und  Untersassen  bei  der 
Huldigung  etliche  Punkte  berührt,  die  nun  bestätigt  werden.  Das 
Privileg  von  1520  (Jülich)  erzählt,  dass  der  Gegenstand  desselben 
mehrmals  durch  den  Herzog,  Räte,  Ritterschaft  und  gemeine  Städte- 
freunde auf  Landtagen  und  sonst  erwogen  worden  sei.  Nach  diesen 
Beispielen  dürfen  wir  es  wohl  als  Regel  bezeichnen,7)  dass  die  Pri- 
vilegien durch  Beschwerden  und  sonstige  Vorstellungen  veranlasst 
wurden  und  zwar  durch  solche,  die  meistens  auf  Landtagen,  mit- 
unter aber  auch  bei  anderer  Gelegenheit  erhoben  waren.  Schrift- 
lich  werden   die   Beschwerden,    zumal    im    15.   Jahrhundert,    nicht 


gegeben  hat  (vgl.  §.  10  des  Privilegs  von  1475).  Verloren  ist  sodann 
vielleicht  ein  bergischer  Steuerrevers  von  1511  (entsprechend  dem  jülicher 
Privileg  von  1611  Januar  5).  Weiter  heisst  es  in  dem  bergischen  Privileg 
(Revers)  von  1484  —  dem  ältesten  erhaltenen  bergischen  Steuerrevers, 
abgesehen  von  denen  für  einzelne  Städte  (s.  landstd.  Verf.  III,  1,  S.  58  ff.)  — , 
die  Stände  seien  nach  den  von  dem  Herzog  und  seinen  Vorfahren  ihnen 
erteilten  Urkunden  nicht  verpflichtet  gewesen,  die  Steuer  zu  geben.  Es 
gab  also  noch  ältere  Reverse.  Die  für  einzelne  Städte  können  doch 
wohl  kaum  gemeint  sein. 

•)  ürk.  Beil.  1535  Juli  7. 

7)  Vgl.  auch  Nijhof  VI,  S.  250  Anm.  1.  Zweifelhaft  ist  es  mir 
nur  bei  §.  5  des  Privilegs  von  1484,  ob  der  betr.  Satz  auf  eine  Vor- 
stellung der  Stände  zurückgeht.  Es  könnte  sein,  dass  der  Landesherr 
die  Gelegenheit  der  Erteilung  eines  Privilegs  benutzt,  um  den  Beamten 
etwas  einzuschärfen. 
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immer  eingereicht  worden  sein.  Übrigens  hat  der  Landesherr  keines- 
wegs stets  eine  zusagende  Antwort  auf  Beschwerden  der  Stände 
durch  ein  Privileg,  sondern  gelegentlich  auch  in  formloser  Weise 
erteilt.8) 

Die  Stände  verfügten  über  Kampfmittel,  um  die  Annahme  ihrer 
Forderungen  durchsetzen  zu  können.  Sie  stellten  sie  als  Bedingung 
für  die  Gewährung  der  Huldigung,  für  «ine  Steuerbewilligung  oder 
für  eine  anderweitige  Unterstützung  des  Landesherrn.  Im  Jahre 
1512  erklären  Räte  und  Ritterschaft  von  Jülich,  ihre  Gebrechen 
müssten  erst  erledigt  werden,  bevor  man  den  Untertanen  mit  einer 
Steuer  komme.*)  Im  Jahre  1536  führen  die  jülicher  Hauptstädte 
in  einer  Supplik  aus,  der  Hz.  habe  zugesagt,  alle  Beschwerden  der 
Landschaft  und  Städte  vor  der  Ablieferung  der  Steuer  abzustellen, 
und  bitten  daher  um  Erledigung  der  Beschwerden.10)  Die  herzog- 
lichen Räte  entgegnen:  „der  Hz.  wäre  auch,  wenn  die  Artikel  nicht 
übergeben  wären,  doch  alles,  was  ihm  und  der  Landschaft  zu  gute 
kommt,  zu  thun  geneigt  gewesen;  aber  er  hätte  nicht  erwartet,  dass 
man  deshalb  die  Ablieferung  des  Geldes  hinausschieben  würde". 
Aufgesetzt  ist  damals  ein  Privileg  worden;  allein  es  ist  Entwurf 
geblieben.  Und  ebenso  wenig  hatte  in  demselben  Jahre  der  bergische 
Ausschuss  Erfolg,  als  er  verlangte,  der  Hz.  möge  die  erhobene  Steuer 
»gegen  die  verschrivong«  empfangen  lassen.  Ähnlich  ist  es  wieder- 
holt gegangen.  Indessen  wie  die  vorhandenen  Privilegien  zeigen, 
haben  die  Stände  wohl  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  ihren  Zweck 
erreicht. 

Ein  Überblick  über  die  Privilegien11)  wird  uns  die  Umstände 
vergegenwärtigen,  unter  denen  die  einzelnen  gewährt  worden  sind. 
Wir  schliessen  jedoch  von  dieser  Zusammenstellung  die  einfachen 
Steuerreverse  aus,  da  sie  nur  die  Zusicherung  der  Steuerfreiheit 
enthalten  und  wir  über  sie  auch  schon  an  anderem  Orte  gesprochen 
haben.18) 

8)  Vgl.  z.  B.  urk.  Beil.  1535  und  1536. 

•)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  334. 

l0)  Die  Verhandlungen  dieses  Jahres  s.  K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol. 
255  ff.,  279  ff.,  326  ff. 

")  S.  die  Regesten  der  Privilegien  im  Anhang  zu  dieser  Einleitung. 
Ich  citiere  die  Privilegien  nach  dem  Land  und  der  Jahreszahl. 

,a)  Landstd.  Verf.  III,   1,  S.  73  f. 
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Das  älteste  1S)  ständische  Privileg  aus  unsern  Territorien  ist  ein 
Privileg  der  bergischen  Ritterschaft,  welches  in  Folge  des  Streites 
zwischen  dem  Hz.  von  Berg  und  seinem  Sohne  im  Jahre  1404  erworben 
worden  ist. u)  Eine  einfache  Bestätigung  erfuhr  es  bei  dem  Regierungs- 
antritt Hz.  Gerhards  im  Jahre  1437.  Ein  auch  inhaltlich  neues 
Privileg  dagegen  brachte  der  bergischen  Ritterschaft  das  Jahr  1450, 
indem  der  Hz.  sich  ihre  Einwilligung  zu  dem  Verkauf  des  Landes 
an  Köln16)  durch  wichtige  Zugeständnisse  verschaffte.16)  Allein  wie 
der  Verkauf  nur  bei  dem  Eintritt  gewisser  Bedingungen  Bestand 
erhalten  sollte,  so  stellte  auch  die  Ritterschaft  eine  Erklärung  aus, 
wonach  jene  Zugeständnisse  ihr  nur  unter  der  Voraussetzung  des 
Eintritts  dieser  Bedingungen  gewährt  seien.17)  Und  da  dieselben 
bekanntlich  nicht  eingetreten  sind,  der  Verkauf  vielmehr  bald  rück- 
gängig gemacht  ist,  so  hat  das  Privileg  von  1450  nie  praktische 
Geltung  gehabt.  —  Inzwischen  hatten  nun  auch  in  Jülich  —  und 
hier  Ritterschaft  und  Städte  zusammen  —  ein  Privileg  erhalten,  im 

13)  Nach  Urk.  v.  1363  (Lac.  ÜB.  IIJ,  S.  543)  sollen  der  Graf  von 
Berg  und  seine  Erben  »die  man,  burchman,  die  burger  ind  alle  die 
gerichte«  im  Lande  Blankenberg  »halden  in  allen  rechte,  vriheide  ind 
gewoenheit«  und  die  Briefe,  die  die  früheren  Herren  von  Blankenberg 
ihnen  gegeben  haben,  »halden,  dat  is  zo  verstaen,  breive  sprechende 
van  vriheiden,  van  leen,  van  gülden  of  van  erve«  im  Lande  Blanken- 
berg. Hiermit  sind  wohl  nicht  landständische  Privilegien,  sondern  Ur- 
kunden gemeint,  die  einzelne  Unter thanen,  resp.  einzelne  Gemeinden  von 
Blankenberg  erhalten  haben.  —  Nach  Urk.  von  1405  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  38) 
über  die  Einigung  zwischen  Vater  und  Sohn  von  Berg  soll  jeder  seine 
»undersaissen,  rittere,  kneichte,  stede,  bürgere  ind  huisluide  bi  geneden 
ind  bi  iren  vriheiden  ind  rechten  laissen«.  Hier  wird  an  die  landstän- 
dischen Rechte  mit  gedacht  sein;  aber  es  wird  nicht  auf  besondere  Ver- 
briefungen Bezug  genommen,  obwohl  bereits  eine  vorlag.  Vgl.  Jülich 
1423  §•  8. 

14)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  17,  38,  54. 

16)  Die  Urk.  über  den  Verkauf  ist  erst  von  1451. 

*•)  Die  Einwilligung  der  Städte  in  den  Verkauf  scheint  der  Hz. 
durch  einzelne  Privilegien  gewonnen  zu  haben.  Vgl.  Privileg  für  Ra- 
tingen von  1450  Febr.  27  und  Novb.  1  (Kessel,  Ratingen  II,  78  und  79) 
und  für  Blankenberg  von  1450  Dzb.  13  (Privilegien  der  Stadt  Blanken- 
berg, Kop.).     Vgl.  Lac.  Arch.  IV,  272. 

17)  Berg,  ldstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  3,  Orig.  (1450  Mai  29):  die 
Ritterschaft  erklärt,  dass  wir  der  in  dem  Privileg  (vom  gleichen  Datum) 
gewährten  Rechte  nicht  »gebruichen  en  sullen«  als  nach  dem  »aen 
elige  lifsgeburt«  erfolgten  Tode  Hz.  Gerhards. 


Digitized  by 


Google 


8  Einleitung. 

Jahre  1423,  als  Hz.  Adolf  von  Berg  und  Johann  von  Loon-Heinsberg 
bei  der  Succession  in  Jülich  die  Huldigung  der  jtilicher  Stände 
empfingen.  Dieses  erste  jülicher  Privileg  wurde  dann  wahrschein- 
lich 18)  beim  Regierungsantritt  Hz.  Gerhards  im  Jahre  1437  bedeutend 
erweitert l9)  und  beim  Regierungsantritt  Hz.  Wilhelms  im  Jahre  1475 
in  dieser  Erweiterung  bestätigt.  Im  letzteren  Jahre  erhielten  aus 
demselben  Anlass  auch  in  Berg  Ritterschaft  und  Städte  zum  ersten 
Male  zusammen  ein  Privileg,  das  die  Sätze  des  bergischen  von  1437 
mit  denen  des  im  Jahre  1475  den  jülicher  Ständen  erteilten  Privilegs 
vereinigte.  Die  nächsten  Privilegien,  die  die  jülicher  Stände  erhielten, 
waren  Konzessionen  für  Steuerbewilligungen:  in  den  Jahren  1478,*°) 
1484,  1489,  1496,  1511.  Ein  Privileg  von  1505  blieb  Entwurf.20*) 
Bergische  Privilegien  als  Konzessionen  für  Steuerbewilligungen  haben 
sich  nur  aus  den  Jahren  1484  und  1496 21)  erhalten;  sie  sind  gleich- 
lautend mit  den  entsprechenden  jülichschen. 

Auf  eigentümliche  Art  ist  das  Privileg  entstanden,  das  die  ber- 
gische Ritterschaft  —  wieder  für  sich  allein  —  1478  September  24 
erwarb;  es  ist  gleichsam  ein  Kauf  neuer  Rechte  seitens  der  Ritter- 
schaft durch  die  Hingabe  eines  alten.88)  An  jenem  Tage  stellte 
nämlich  die  letztere  in  Opladen  zwanzig  teils  dem  bergischen  Rechts- 

18)  S.  Anm.  5.  Da  jedoch  ein  jülicher  Privileg  von  1437  nicht 
mehr  vorliegt,  sondern  erst  eines  von  1475,  so  citiere  ich  im  folgenden 
nur  das  letztere,  wenngleich  wir  annehmen  dürfen,  dass  die  Sätze  des- 
selben schon  1437  den  jülicher  Ständen  zugesprochen  worden  sind. 

19)  §.  1  und  7  von  1423  sind  fortgelassen,  da  sie  nur  momentane 
Bedeutung  haben. 

80)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  63  f. 

8aa)  Urk.  Beil.  1605. 

ai)  Über  den  nicht  vollzogenen  Entwurf  eines  bergischen  Reverses 
von  1489  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  77. 

**)  Allerdings  haben  zu  dieser  Zeit  die  bergischen  Stände  ebenso 
wie  die  jülicher  eine  Steuer  bewilligt;  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  63.  Allein 
daraus  folgt  noch  nicht,  dass  die  vorliegende  Urk.  auch  eine  Konzession 
dafür  ist.  Denn  erstens  wird  es  in  der  Urk.  nicht  gesagt,  während  sonst 
in  Privilegien,  die  Konzessionen  für  eine  Steuerbewilligung  sind,  das  stets 
bemerkt  wird.  Zweitens  sind  sonst  die  Privilegien,  die  den  Ständen 
beider  Länder  für  eine  gleichzeitig  bewilligte  Steuer  erteilt  sind,  gleich- 
lautend (vgl.  die  von  1484  und  1496),  während  das  jülicher  von  1478 
mit  dem  bergischen  nichts  gemein  hat.  Es  liegt  deshalb  kein  Grund 
vor,  den  Worten  des  letzteren,  mit  denen  es  sich  als  Produkt  einer 
Ausgleichung  zwischen  verschiedenen  Rechten  bezeichnet,  den  Glauben 
zu  versagen. 
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buch,  teils  dem  Privileg  von  1404  entnommene,  teils  aber  auch 
selbständige  Sätze28)  aus  dem  ,Landrechtc  auf,  die  ihr  der  Erwäh- 
nung besonders  wert  schienen.24)  Von  einigen26)  derselben  wünschte 
sie  die  Bestätigung  durch  den  Landesherrn,  und  er  bestätigte  auch 
drei  in  etwas  modifizierter  Gestalt,  jedoch  unter  Hinzufügung  eines 
vierten  Satzes,  der  der  Ritterschaft  —  gleichsam  zur  Recompensation 
für  die  ihr  gewährten  Rechte  —  ein  altes  Recht  nahm. 

Der  Regierungsantritt  Hz.  Johanns,  des  Gemahls  der  Erbtochter 
Hz.  Wilhelms,  im  Jahre  1511  brachte  den  Ständen  von  Jülich  und 
von  Berg  wiederum  je  ein  grosses  Privileg,  in  dem  das  *von  1475 
erweitert  wurde.  Im  Jahre  1520  stellte  der  Hz.  sodann  eine  Urkunde, 
»Konstitution«,  den  Ständen  von  Jülich  aus,  die  auch  unter  die  land- 
ständischen Privilegien  gerechnet  worden  ist,  die  jedoch  weniger 
deren  Charakter  trägt,  vielmehr  nur  einige  Materien  des  Privatrechts, 
freilich  auf  Antrag  der  Stände  ordnet.  Die  Privilegien  von  1511 
und  1520  sind  aber  auch  die  letzten  von  materiell  neuem  Inhalt, 
die  die  Stände  von  Jülich  und  von  Berg  erhalten  haben.     Wohl 

28)  Lacomblet  hat  im  Archiv  I,  103 — 107  die  meisten  abgedruckt, 
unbegreiflicherweise  aber  die  wichtigsten  fortgelassen.  Ich  teile  diese  in 
den  urk.  Beil.  mit  (zu  1478  Sept.  24).  —  Benutzung  des  Rechtsbuchs 
dürfte  sich  ergeben  bei  §.  64  (34),  67  (24),  68  (18),  68a  (26),  69  (60), 
73  (35).  Bei  den  §§.  66,  74  und  75  (statt  »lehenguet«  ist  natürlich, 
obwohl  Lacomblets  Vorlage  in  der  That  ,g'  hat,  »lehenluet«  zu  lesen)  ist 
dagegen,  obwohl  auch  ihnen  Stellen  des  Rechtsbuchs  entsprechen  (§.  46, 
48  und  50),  Benutzung  des  Privilegs  von  1404  (§.  5,  1  und  4)  wahr- 
scheinlicher. —  Lacomblets  Angabe  (Arch.  I,  32),  dass  die  20  Sätze 
ein  blosser  Auszug  des  Rechtsbuches  seien,  ist  durchaus  irrig. 

a4)  Wie  unsere  Vorlage  sagt:  „die  ihr  gerade  einfielen".  Für 
welchen  Zweck  die  Aufstellung  der  Sätze  erfolgte  (wenn  nicht  behufs 
Bestätigung  durch  ein  Privileg),  ist  nicht  gesagt.  Am  wahrscheinlichsten 
ist  es,  dass  sie  der  Rechtsprechung  in  Opladen  zu  Grunde  gelegt  werden 
sollten. 

i6)  Zwar  heisst  es  (Lac.  Arch.  I,  103)  von  allen,  sie  seien  dem 
Hz.  von  der  Ritterschaft  »vurgegeven«.  Aber  erstens  ist  es  doch  noch 
fraglich,  ob  »vurgegeven«  den  Sinn  hat:  ,zur  Bestätigung*.  Zweitens 
wäre  es,  wenn  die  Ritterschaft  die  Bestätigung  aller  Sätze  gewünscht 
hätte,  unverständlich,  warum  der  Hz.  nur  so  wenig  bestätigt  hat.  Bei 
einem  Satze  wie  §.  77  c  könnte  man  sich  freilich  einen  Grund  denken, 
weshalb  er  die  Bestätigung  verweigert  habe.  Aber  bei  Sätzen  von  so 
unschuldigem  Inhalt  wie  §.  67 — 72  oder  bei  Sätzen  wie  §.  66  und  74, 
die  in  den  Privilegien  von  1404  und  1475  bereits  enthalten  waren, 
sieht  man  doch  keinen  Grund. 
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haben  die  Stände  noch  mehrmals  auf  Gewährung  eines  Privilegs 
gedrungen.  So  im  Jahre  1522  die  bergischen; iö)  aber  ohne  Erfolg. 
So  insbesondere  in  den  Jahren  1535  und  1536  sowohl  die  von 
Jülich  wie  die  von  Berg;*7)  indessen,  wie  schon  erwähnt,  gleichfalls 
ohne  Erfolg.  Es  scheint,  dass  Hz.  Johann  (1511 — 39)  es  grundsätz- 
lich zu  vermeiden  suchte,  den  Ständen  ein  Privileg  zu  geben. 
Denn  aus  seiner  Zeit  sind  nur  die  Privilegien,  die  er  beim  An- 
tritt der  Regierung  gab,  die  jülicher  Konstitution  von  1520  und 
auch  sogar  nur  einige  wenige*8)  einfache  Steuerreverse  vorhanden, 
obwohl  die  Stände  ihm  doch  sehr  oft  Steuern  bewilligt  haben. 
Unter  seinem  Nachfolger  Hz.  Wilhelm  (1539 — 92)  mehrt  sich  wieder 
die  Zahl  der  Steuerreverse.  Allein  sie  sind  ganz  einfacher  Art. 
Und  das  Privileg,  das  die  Stände  nach  dem  Regierungsantritt 
Hz.  Wilhelms  erhielten  (1542),  war  nur  eine  Wiederholung  des 
Privilegs  von  1511. ") 

Der  eben  gegebene  Überblick  zeigt,  dass  gelegentlich  der 
Inhalt  eines  Privilegs  in  ein  Privileg  des  anderen  Landes  über- 
nommen wurde.  Daneben  kommt  es  vor,  dass  sogleich  von 
vornherein  beiden  Ländern  gleichlautende  Privilegien  erteilt  werden 
(1484  und  1496).  Dieses  Verfahren  wurde  dadurch  ermöglicht, 
dass  die  landständische  Verfassung  in  Jülich  und  Berg  im  wesent- 
lichen übereinstimmte  und  dass  beide  Länder  unter  einer  Re- 
gierung standen,  die  Verwaltungspraxis  also  ziemlich  dieselbe 
war.  Andererseits  ist  zur  Erklärung  das  Bestreben  jedes  Landes 
hinzuzunehmen,  dem  anderen  in  Bezug  auf  Privilegierung  nicht 
nachzustehen. 


a6)  Urk.  Beil.  1522  Febr.   7. 

a7)  S.  oben  Anm.  10  und  urk.  Beil.  1535  Juli  7  und  1536 
Juni  8. 

28)  Bekannt  sind  mir  nur  solche  über  die  erste  ihm  bewilligte  Steuer 
(ldstd.  Vf.  IE,  1,  S.  64  Anm.  38),  einer  von  1632  (a.  a.  0.  III,  2,  S.  184 
Anm.  6)  und  zwei  von  1538,  die  schon  in  die  Zeit  des  geldrischen 
Erbfolgestreites  fallen.  Bezeichnend  ist,  dass  sich  die  Stände  im  Jahre 
1535  (urk.  Beil.  1535  Juli  7)  auf  die  Reverse,  wie  sie  unter  dem  Vor- 
gänger Hz.  Johanns  üblich  waren,  berufen.  Vgl.  auch  urk.  Beil.  1522 
Febr.  7. 

a9)  Ober  eine  kleine  Änderung  in  dem  Privileg  von  1542  s.  die 
Regesten  der  Privilegien. 
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In  der  Zeit,  in  welcher  die  Privilegien  seltener  werden  und  an 
selbständiger  Bedeutung  verlieren,  kommen  die  Landtagsabschiede 
auf;  sie  lösen  jene  in  ihrer  allgemeinen  Stellung  ab.  Das  Wort 
,Abschied*  zur  Bezeichnung  eines  von  den  Ständen  gefassten  Be- 
schlusses begegnet  freilich  schon  früh.80)  Es  findet  ja  im  Mittel- 
alter so  reiche  Anwendung,  dass  es  wunderbar  wäre,  wenn  es  nicht 
auch  im  Sinne  von  Landtagsbeschluss  gebraucht  wäre.  Die  ent- 
scheidende Frage  ist  indessen,  ob  die  Landtagsabschiede  damals 
schon  offiziell  redigiert  worden  sind.  Als  einen  kleinen  Anfang  der 
späteren  Landtagsabschiede  dürfen  wir  es  wohl  ansehen,  wenn  ein 
Bericht  über  einen  Landtagsbeschluss  mit  einer  regelrechten  Datum- 
zeile versehen  wird.  So  trägt  ein  Referat  über  einen  jülicher  Land- 
tag aus  dem  Jahre  1512  die  Unterschrift:  »geziechent  zo  Hamboich 
uf  den  neisten  dinxstach  na  dem  sondage  iudica  ao.  512;  «81)  eines 
aus  dem  Jahre  1518  folgende:  »geziechent  zo  Guilge  uf  den  neisten 
guedestach  na  s.  Lucien  dach  ao.  18.« ")  Dass  aber  diesen  Referaten 
noch  keineswegs  die  Bedeutung  eines  offiziellen  Aktenstückes  zukam, 
ergiebt  der  Schlusssatz  gerade  des  zweiten  Berichtes:  »vorder  hain 
ritterschaften  ind  stedefrunde  vast  vil  gebrechen  vurgegeven,  de  ouch 
upgeziechent  sin«.  Die  Erklärung  ist  wohl  gestattet:  die  Landtags- 
verhandlungen werden  von  den  herzoglichen  Beamten  aufgezeichnet, 
gleichviel,  in  welcher  Form  und  an  welcher  Stelle.  Der  erste  Land- 
tagsabschied formeller  Natur  begegnet  uns  im  Jahre  1534.  Der 
Bericht  über  die  betr.  Beschlüsse  der  Stände  von  Jülich  und  Berg 
(über  eine  Geldhilfe  wegen  der  münsterschen  Unruhen)  trägt  die 
Unterschrift:  »gezeichent  in  beisein  des  vurschriben  ausschuss,  vort 
anderer  Guilger  rete  und  ritterschaft  mit  namen:  .  .  .  .,  auch  der 
Bergischen  rete  und  ritterschaft,  nemlich:  ...  (im  ganzen  45  Namen) 

80)  Bei  einem  Schreiben  von  1488  Dzb.  23  (K.,  Caps.  2,  Nr.  7,  fol.  1) 
macht  Kanzler  Lunynck  die  Bemerkung:  »de  stede  haint  .  .  .  ire  afscheit 
zo  Munheim  genomen,  daromme  men  den  zo  deser  zit  nit  schriven  darf«. 
Vgl.  ferner  Kap.  IV,  A.  92  (1499).  1506  Januar  6  (Litteralien,  Cpt.) 
schreiben  die  hzgl.  Statthalter  an  die  jülicher  Amtleute:  „»So  as  unlanxs 
vur  uns  alhi  zo  Hambach  der  afschit  geweist  ist«,  die  Steuer  vergang. 
Epiphanias  in  Jülich  »den  geordineirden  zo  oeverleveren«"  u.  s.  w.  Hier 
ist  mit  »afschit«  ohne  Zweifel  der  Beschluss  eines  Landtages  oder  Aus- 
schusstages gemeint. 

81)  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  16,  Orig.? 
8f)  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  152,  Orig. 
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under  hochgedachtes  u.  g.  h.  hierufgedruckten  secretsigel  uf  den 
16.  tag  des  monats  julii  ao.  34.  «88)  Dies  ist  nun  allerdings  nicht 
die  Form  der  Abschiede,  die  später  üblich  ist:  die  Namen  von 
Landtagsmitgliedern  werden  nämlich  später  nicht  aufgeführt.  In 
einem  Bericht  des  folgenden  Jahres84)  lesen  wir,  die  Regierung 
habe  sich  1535  Juli  5  an  die  Ausschüsse  und  die  Gesandten  der 
vier  Hauptstädte  von  Jülich  und  Berg  wegen  der  münsterschen 
Steuer  gewandt,  und  es  sei  ihnen  dann  »ire  berait  gegunt,  und  haven 
bis  in  den  3.  dach  gehandelt  und  ist  der  afscheit  gefolgt,  wie  herna«. 
Dieser  Ausschussabschied,  eben  von  Juli  7,  liegt  vor.85)  Er  trägt 
die  Unterschrift:  »gegeven  zu  Dusseldorp  under  hochberumpts  u.  g.  h. 
hierufgedruckten  secrets  am  7.  tag  julii  ao.  1535«.  Hier  sind  die 
Ausschussmitglieder  nicht  mehr  in  der  Datumzeile  genannt,  sondern 
nur  noch  unter  derselben.86)  Und  dieser  Abschied  enthält  ferner 
eine  weitere  Neuerung.  In  einer  der  vorhandenen  Vorlagen87)  ist 
nämlich  am  Schluss  hinzugefügt:  »diser  afscheid  sin  gegeven  ein 
dem  schoultissen  Guilch  van  wegen  der  stede  und  der  ander  — « 
[hiermit  bricht  die  Notiz  ab].  Die  ausgefertigten  Exemplare  des 
Abschieds  werden  also  schon  an  die  beteiligten  Parteien  abgegeben.88) 
Doch  ist  jene  Notiz  noch  nicht  (wie  später)  ein  integrierendes  Stück 
des  offiziellen  Abschieds,  sondern  auf  unserer  Vorlage  von  anderer 
Hand  niedergeschrieben.     Im  folgenden  Jahre  berufen  sich  dann  die 

88)  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  29,  Kop.  Der  Abschied  erwähnt  (s. 
unten  S.  27),  dass  der  Landtag  nur  schwach  besucht  war.  Also  sind 
die  45  genannten  Personen  vielleicht  diejenigen,  die  überhaupt  noch  von 
Räten  und  Ritterschaft  anwesend  waren.  Wenn  darunter  keine  Städte- 
boten vorkommen,  so  liegt  das  daran,  dass  sie  dem  Abschied  noch  nicht 
zustimmten.     S.  unten  S.  27. 

84)  K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  29,  Orig. 

86)  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  32,  Kop. 

8Ö)  Diesmal  (vgl.  Anm.  33)  geschieht  auch  der  Hauptstädteboten 
Erwähnung. 

8T)  K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  30,  Kpt.  oder  Kop. 

88)  Dieses  Verfahren  fand  bei  anderer  Gelegenheit  schon  früher 
Anwendung.  1514  Sept.  25  (Litteral.,  Memorialien  Lunyncks;  unten 
Anhang  U)  schlichten  Herzogin  Sibylle  (Witwe  Hz.  Wilhelms)  und  Hz. 
Johann  einen  Streit  zwischen  den  herzoglichen  Räten  einerseits  und  dem 
jülicher  Erbmarschall  Engelb.  Hurt  »zosampt  etligen  anderen  ritterschaften« 
von  Jülich  andererseits.  Von  der  Aufzeichnung  über  diesen  Schiedsspruch 
werden  drei  gleichlautende  Exemplare,  eines  an  Hz.  und  Herzogin  und 
je  eines  an  die  beiden  Parteien,  gegeben. 
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herzoglichen  Räte8*)  auf  die  schriftliche  Abfassung  des  Abschieds 
und  seine  Mitteilung  an  die  Städte.  Wir  erwähnen  weiter,  dass 
ein  bergischer  Ausschussabschied  von  1535  August  940)  die  Unter- 
schrift hat:  »gezeichent  und  gegeven  under  hochernants  u.  g.  h. 
secretsigel  am  9.  tag  augusti  ao.  35«.  Endlich  liegen  Ausschuss- 
abschiede von  Jülich  und  von  Berg  aus  dem  Jahre  1536  (Oktober  13, 
resp.  30)  vor,41)  in  denen  des  landesherrlichen  Siegels  nicht  gedacht 
wird,  von  denen  jedoch  der  erstere  den  nachträglich  hinzugefügten 
Vermerk  trägt:  »hievon  ist  das  principal  dem  vogten  Gulich  zuge- 
stalt«.  Wir  sehen  also,  dass  der  Landtagsabschied  schon  als  offi- 
zielles Dokument  gilt,  dass  aber  seine  Form  noch  keine  feste  ist. 
Wenn  Hz.  Johann,  wie  es  uns  schien,  grundsätzlich  die  Ge- 
währung von  Privilegien  an  die  Stände  zu  vermeiden  suchte,  wenn 
andererseits  zu  seiner  Zeit  die  Landtagsabschiede  aufkommen,  so 
könnte  man  zu  der  Schlussfolgerung  geneigt  sein,  dass  die  Ersetzung 
der  Privilegien  durch  die  Abschiede  eine  Minderung  der  landstän- 
dischen Macht  bedeutet.  Inwieweit  nun  von  einer  solchen  die  Rede 
sein  kann,  werden  wir  weiter  unten  zu  prüfen  haben.  Hier  mag 
die  Bemerkung  genügen,  dass  ein  Versprechen,  das  der  Landes- 
herr in  einem  Privileg  gab,  zwar  gewiss  für  feierlicher  an- 
gesehen wurde  als  eine  in  einem  Landtagsabschied  erteilte  Ver- 
sicherung, dass  aber  andererseits  wiederum  die  Abschiede  die 
selbständige  Stellung  der  Stände  deutlicher  hervortreten  lassen, 
indem  sie  den  Urkunden  über  zweiseitige  Verträge  sehr  nahe 
kommen.42)  Hz.  Johann  mochte  sich  weniger  fest  zu  binden  meinen, 
wenn  er  die  Gewährung  von  Privilegien  vermied.  Indessen  an  der 
thatsächlichen  Stellung  der  Stände  wurde  dadurch  allein  noch  nichts 
geändert.  Im  übrigen  war  bei  der  Ersetzung  der  Privilegien  durch 
Abschiede  eine  technische  Erwägung  gewiss  noch  mehr  massgebend: 
man  wünschte  ein  ausführlicheres  Referat  (in  offizieller  Form)   von 

89)  In  einer  Erklärung  an  die  Geschickten  der  vier  jülicher  Haupt- 
städte von  1536  Mai  30  (K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  255,  Orig.):  man 
habe  sich  wegen  der  Steuer  »uf  den  3.  dach  verglichen  und  der  afscheit 
ist  schriftlich  verfast,  damit  derselviger  glich  gehalden  wurd,  wie  der 
ouch  den  steden  zugestalt«.     Vgl.   urk.   Beil.    1536  Juni  8   (Anm.   58  a). 

40)  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  36,  Kop. 

41)  A.  a.  0.,  fol.  73  und  74,  Kop. 

4i)  v.  Campe,  Lehre  von  den  Landständen,  S.  203  meint  sogar: 
die  Abschiede  haben  vollständig  die  Natur  zweiseitiger  Verträge. 
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den  Landtagsbeschlüssen  zu  haben,  als  es  der  Lapidarstil  der  Pri- 
vilegien zuliess. 

Neben  den  beschriebenen  Quellen  stehen  uns  Berufungsschreiben 
zum  Landtag,  einige  Propositionen  und  namentlich  eine  sehr  reiche 
Korrespondenz  über  rückständige  Steuerbeträge48)  zu  Gebot.  Da- 
gegen sind  eingehende  Berichte  über  die  Landtagsverhandlungen  noch 
sehr  selten  und  mehren  sich  erst  seit  dem  zweiten  Jahrzehnt  des 
16.  Jahrhunderts.  Die  Lückenhaftigkeit  der  Überlieferung  nötigt  uns, 
von  beiläufigen,  zum  Teil  sich  an  sehr  entlegenen  Orten  findenden 
Erwähnungen  Gebrauch  zu  machen,  die  wir  anderen  Falls  entbehren 
könnten. 


Kapitel  II. 

Die  Organisation  des  Landtags.  ■> 


Wir  sprechen  hier  und  im  folgenden  der  Einfachheit  wegen 
von  „Ständen"  des  Landes.  Wir  haben  jedoch  dabei  zu  bemerken, 
dass  dieser  Ausdruck  in  Jülich  und  Berg  in  unserer  Zeit  noch  nicht 
vorkommt.*)     Dagegen   ist  der  Ausdruck   „Landtag"8)  jetzt  schon 

48)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  112. 

*)  Vgl.  zu  diesem  und  den  folgenden  Paragraphen  F.  A.  v.  Campe, 
die  Lehre  von  den  Landständen,  2.  Aufl.  (1864);  K.  v.  Maurer,  Art. 
Landstände,  im  Staatswörterbuch  von  Bluntschli  und  Brater  6,  S.  251  ff.; 
Unger,  Gesch.  der  deutschen  Landstände,  2  Bde.  (1844). 

*)  Die  Landstände  von  Brabant  nennt  der  Hz.  1488  Febr.  25 
(s.  urk.  Beil.)  »staeten«.  Er  wendet  das  Wort  indessen  wohl  im  Hin- 
blick auf  einen  ihm  aus  den  Niederlanden  zugegangenen  Brief  an.  Von 
Ständen  des  Reiches  wird  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  gesprochen 
(Vahlen,  der  deutsche  Reichstag  unter  König  Wenzel,  S.  24  f. ;  liter. 
Gentralblatt  1892,  Sp.  1430).  Und  zwar  ist  es  Maximilian  L,  der  den 
Ausdruck  zuerst  gebraucht,  was  offenbar  darin  seinen  Grund  hat,  dass 
Maximilian  aus  den  Niederlanden  ins  Reich  kam.  So  ist  es  denn  auch 
natürlich,  dass  die  Statthalterin  der  Niederlande  Margarete  von  ,Ständenc 
von  Julich-Berg  spricht  (d.  d.  Brüssel  1518  Dzb.  16 ;  K.,  Caps.  2,  Nr.  6, 
fol.   157,  Orig.). 

8)  Über  den  Gebrauch  des  Ausdruckes  „Reichstag"  s.  Vahlen  S.  24. 
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gebräuchlich.  Er  begegnet  zuerst,8*)  in  Jülich,  im  Jahre  1427.  Bis 
zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts81»)  scheint  er  allerdings  in  dem 
uns  geläufigen  Sinne  —  in  anderer  Bedeutung  werden  wir  ihn 
später  kennen  lernen  —  noch  selten  gebraucht  worden  zu  sein. 
Vorher  werden  die  Zusammenkünfte  der  Stände  meistens  einfach 
als  »dag,  bikompst,  bescheidonge«  bezeichnet. 

Ein  Kreis  landtagsfähiger  Klassen  ist  in  unserer  Zeit  noch  nicht 
scharf  abgegrenzt.  Doch  erscheinen  schon  jetzt  im  wesentlichen 
nur  zwei  Stände,  Ritterschaft  und  Städte,  auf  den  Landtagen.4) 

Versammlungen  der  Geistlichen  hat  der  Hz.  sehr  oft  ausge- 
schrieben, aber  regelmässig  nur,  wenn  er  von  ihnen  Steuern  zu 
erhalten  wünschte,  und  fast  ebenso  regelmässig  getrennt  von  den 
Landtagen.6)  Eine  einzige  Nachricht6)  scheint  von  einem  jülicher 
Prälatenstande  zu  sprechen.  Indessen  handelt  es  sich  dabei  um 
eine  Notiz  über  die  Äusserung  eines  fremden  Landesherrn,  der 
wohl  ihm  geläufige  Verhältnisse  fälschlich  auf  unsere  Territorien, 
überträgt. 

te)  Anhang  II,  1427  Juli  8. 

8b)  Erwähnungen  aus  dem  Jahre  1518  s.  K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  160; 
Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  88. 

4)  Ober  die  Ursachen  der  Begrenzung  der  Landtagsfähigkeit  auf  be- 
stimmte Klassen  vgl.  ldstd.  Vf.  II,  S.  70  ff. 

»)  Das  nähere  s.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  158  ff.  Die  Noüz  über  die 
münstersche  Steuer  (S.  166)  ist  insofern  zu  berichtigen,  als  der  Land- 
tagsabschied von  Jülich-Berg  von  1534  Juli  16  erwähnt,  der  Hz.  habe 
die  Sache  nicht  blos  den  Räten,  Ritterschaft  und  Städten,  sondern  auch 
den  Geistlichen  vortragen  lassen.  Aber  als  beschlussfassend  nennt  dieser 
Abschied  die  Geistlichen  nicht,  und  ebensowenig  der  Ausschussabschied 
von  1535  Juli  7,  welcher  die  definitiven  Festsetzungen  über  die  Steuer 
traf.     Im  wesentlichen  trifft  also  die  Darstellung  a.  a.  0.  zu. 

*)  d.  d.  Bensberg  1472  Juni  8  (Litteral.,  Cpt.)  schreibt  der  Hz.  an 
eine  nicht  genannte  Person  (die  Anrede  ist:  »hogeboren  lieve  neve«): 
»As  ir  uns  weder  geschreven  ind  einen  anderen  dach  gesatzt  hait  in 
unser  stat  Guilch  mit  unsen  prelaten,  ritterschaf  ind  steden  zo  sin  uf« 
nächsten  Sonntag  [Juni  14],  so  thut  der  Hz.  kund,  »dat  in  unser  stat 
Guilch,  ouch  zo  Duiren  ind  vort  gemeinlich  in  unsem  lande  van  Guilch 
die  pestilencie  leider  regneirt«,  weshalb  der  Hz.  sich  jetzt  nicht  in  eine 
jener  Städte  begeben  kann.  Will  darum  »en  deil  unser  rede«  zum 
nächsten  Mittwoch  »zo  uch  zo  Colne  schicken,  uire  meinonge  van  unsers 
alreg?äH  h.  Roimschen  Keisers  wegen  zo  verhören,  die  dan  an  uns  vort  zo 
brengen,  umb  sich  dan  darna  in  deme  besten  zo  richten«.  Vgl.  ldstd. 
Vf.  III,  2,  S.  164  Anm.  24. 
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Eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Geistlichen  nehmen  die  Eigen- 
herren,7) später  Unterherren  genannt,  ein,  insofern  der  Hz.  auch 
mit  ihnen  nur  über  Steuerfragen  und  nur  auf  besonderen  Versamm- 
lungen verhandelt.  Einige  Ansätze  zur  Ausbildung  einer  Landstand- 
schaft derselben  treten  jedoch  in  unserer  Zeit  hervor.  In  der  Ehe- 
beredung  von  1496  befehlen  Hz.  Wilhelm  und  Hz.  Johann  ihren 
»edelen,  ritterschaften,  steden  ind  underdanen,«  dem  zu  vermäh- 
lenden jungen  Paar  zu  huldigen.8)  Hier  handelt  es  sich  freilich 
nicht  um  eine  Äusserung  der  selbständigen  Stellung  der  Landstände. 
Mehr  bedeutet  es,  wenn  nach  dem  (Konzept  gebliebenen)  bergischen 
Steuerrevers  von  1489 9)  »unse  lieve  getruwen  edelmanne,  rede, 
ritterschaft  ind  stede«  von  Berg  dem  Hz.  eine  Steuer  bewilligt  haben, 
obwohl  hier  wiederum  der  besondere  Fall  einer  Steuerforderung 
vorliegt.10)  Unzweifelhaft  aber  werden  die  »edelman«  zum  Land- 
tag gerechnet,  wenn  im  Jahre  1488  u)  »edelman,  ritterschaften  ind 
gemeine  lantschaften  der  beider  furstentommen  Guilge  ind  Berge« 
eine  Botschaft  an  den  Kaiser  zu  schicken  beschliessen.  In  diesen 
»edelman«  haben  wir  nun  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Eigen- 

7)  Das  Nähere  über  sie  s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  183  ff.  In  Geldern 
kommt  das  Wort  Unterherren  schon  1538  vor:  Lac.  ÜB.  IV,  S.  659, 
Z.  9  v.  unten.  Ober  Erwähnungen  der  Eigenherren  in  älterer  Zeit  s. 
ferner  urk.  Beil.  1505  (in  den  Bestimmungen  über  d.  Verw.  des  Landes 
während  der  Abwesenheit  des  Hz.):  es  wird  der  »bewanten«  der  Lande 
gedacht;  1507  Januar  13.  In  der  Union  von  1496  sprechen  Hz.  Wil- 
helm und  Hz.  Johann  von  ihren  Untersassen  und  denen,  die  ihnen  zu 
verantworten   stehen.     Damit  sind    vielleicht    auch  Eigenherren   gemeint. 

8)  Lac.  ÜB.  IV,  S.  589. 

9)  S.  darüber  ldst.  Vf.  HI,  1,  S.  77. 

10)  Man  darf  ausserdem  daraus,  dass  ein  einziger  Revers  über  die 
Steuerbewilligung  mehrerer  Klassen  berichtet,  noch  nicht  schliessen,  dass 
sie  die  Steuer  auch  zusammen  bewilligt  haben.  Denn  im  Jahre  1532 
erhalten  Eigenherren  und  Ritterschaft  wohl  gemeinsam  einen  Revers  (s. 
urk.  Beil.  1532  Nov.  3),  obwohl  vorher  mit  jeder  Gruppe  besonders 
über  die  Steuer  verhandelt  worden  war.  Übrigens  ist  es,  wenn  in  dem 
Revers  von  1489  die  Eigenherren  neben  der  Ritterschaft  als  beschliessend 
genannt  werden,  noch  nicht  ausgemacht,  dass  sie  auch  für  ihre  Eigen- 
herrlichkeiten eine  Steuer  bewilligt  haben.  Denn  gelegentlich  beansprucht 
in  einem  landständischen  Corpus  eine  Klasse  einen  höheren  Titel,  obwohl 
diejenigen  Besitzkomplexe,  auf  Grund  deren  er  ihr  zukommt,  nicht  zu 
dem  betr.  Territorium  gehören. 

n)  S.  urk.  Beil.  1488.  Wenig  Wert  ist  auf  die  Adresse  des  in 
Kap.  IV  Anm.  85  mitgeteilten  Schreibens  von  1498   Febr.  24  zu  legen. 
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herren  (resp.  einen  Teil  derselben)  zu  verstehen.  Denn  wenn  auch 
in  unserer  Zeit  am  Niederrhein  schon  gelegentlich ' la)  der  landsässige 
Ritter  als  edel,  adlig  (nobilis)  bezeichnet  wird,  so  lassen  doch  jene 
Wendungen  erkennen,  dass  »edelman«  und  »ritterschaften«  als  zwei 
verschiedene  Klassen  gedacht  sind.  Es  ist  also  »edelman«  in  dem 
alten,  noch  jetzt  durchaus  nicht  seltenen12)  speziellen  Sinne  ge- 
braucht, in  dem  es  auf  den  Landesherrn,  nicht  zugleich  den  land- 
sässigen  Ritter  geht.  Andererseits  sind  die  Eigenherren  die  einzigen 
Landesherren,  die  zum  Herzog  in  einem  solchen  Verhältnis  stehen, 
dass  sie  in  seinen  Landtag  eintreten  konnten.  Wenn  sie  demselben 
trotz  jener  Anläufe,  wie  die  weiteren  Nachrichten  beweisen,  dennoch 
fern  blieben,  so  ist  dies  gewiss  hauptsächlich  daraus  zu  erklären, 
dass  die  Eigenherrlichkeiten  eben  kein  Bestandteil  unserer  Territorien 
waren,  dass  sie  ihnen  erst  nach  und  nach  in  gewisser  Weise  und 
nie  vollständig  angegliedert  wurden. 

Der  vornehmste  Landstand  ist  die  Ritterschaft.  Das  Wort  Ritter- 
schaft findet  in  unseren  Territorien  seit  dem  Jahre  1364,  resp.  1397 
Anwendung,18)  nachdem  vorher  schon  die  Ritterbürtigen  des  Landes 
die  Stellung  von  Landständen  gewonnen  hatten.  Über  die  rechtliche 
Grundlage  ihrer  Landstandschaft  werden  wir  uns  an  anderem  Orte 
ausführlich  äussern  und  begnügen  uns  hier  mit  der  Bemerkung, 
dass,  soweit  sich  eine  rechtliche  Grundlage  ihrer  Landstandschaft 
erkennen  lässt,  sie  nicht  in  einem  Landgut,  sondern  in  einer  Burg 
bestand 14)  und  dass  die  Ritterbürtigen  persönlich  auf  den  Landtagen 
erschienen,  nicht  Abgeordnete  schickten. 

,la)  Ztschr.  24,  S.  48.  Vgl.  auch  urk.  Beil.  1501  Oktober  7  und 
unten  Kap.  IV  Anm.  85.  Das  in  den  urk.  Beil.  mitgeteilte  Schreiben 
von  1512  März  14,  welches  ,Adel'  im  weiteren  Sinne  gebraucht,  stammt 
nicht  aus  unseren  Territorien. 

Ia)  In  den  Artikeln  des  Hubertusordens  von  1444  wird  der  »edel- 
man«  von  dem  »ritterman«  scharf  geschieden;  Lac.  Arch.  I,  S.  403 
§.  13.  Vgl.  unten  Kap.  IV,  Anm.  112.  In  Kurköln  hat  der  Landtag 
zwei  ritterliche  Kurien:  »edelmanne«  und  »ritterschaft«;  Lac.  ÜB.  IV, 
Nr.  292,  325  und  496;  Kurköln,  Protokolle  der  Ritterschaft,  Nr.  1 
(Steuerrevers  von  1488  Januar  19:  »graven  und  edelman,  ritterschaft 
und  stede«  u.  s.  w.).  Vgl.  ferner  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  247:  »de  nobili  seu  militari 
genere«  (1442).  In  Suddeutschland  wird,  abweichend  von  Norddeutschland, 
bekanntlich  schon  im  13.  Jahrhundert  der  Ministerial  als  »nobilis«  be- 
zeichnet.    Vgl.    auch  v.  Zallinger,    die  Schöffenbarfreien  S.  24   Anm.  1. 

18)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  15. 

14)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  31  ff. 
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Seitdem  wir  nur  einer  landständischen  Verfassung  in  unseren 
Territorien  begegnen,  finden  wir  den  Gebrauch  der  Formel:  Räte, 
Ritterschaft  [und  Städte].14*)  Es  ist  indessen  gar  nicht  daran  zu 
denken,  dass  die  Räte  etwa  eine  besondere  Kurie  bilden.  Es  handelt 
sich  vielmehr  offenbar  nur  darum,  dass  diejenigen  Ritterbürtigen, 
welche  zugleich  landesherrliche  Räte  sind,  der  Ehre  halber  in  jener 
Formel  besonders  hervorgehoben  werden. 

Die  Zugehörigkeit  zur  städtischen  Kurie  ist  in  den  verschiedenen 
Zeiten  verschieden  bestimmt.  Anfangs  scheint  sie  sämtliche  städtische 
Gemeinwesen  (Freiheiten  und  Thäler  eingeschlossen)  zu  umfassen.16) 

14a)  So  in  Urk.  von  1358  Aug.  16;  s.  ldstd.  Vf.  II,  S.  21.  Auch 
in  Urk.  von  1355  (Lac.  ÜB.  III,  Nr.  549):  »mit  unsme,  unser  vrunde, 
rittere  ind  steede  seegelen«,  sind  unter  > vrunde«  wohl  die  Räte  zu  ver- 
stehen. Vgl.  ferner  Lac.  ÜB.  III,  Nr.  834.  —  Über  die  Anfänge  des 
landesherrlichen  Rates  s.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  302  ff. 

16)  Über  das  14.  Jahrhundert  s.  ldstd.  Vf.  II,  S.  18  ff.  und  S.  49  ff. 
Hier  mögen  einige  Beispiele  aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  folgen. 
Jülich:  1445  November  21:  Jülich,  Düren,  Münstereifel,  Euskirchen, 
Gaster,  Grevenbroich,  Gladbach,  Randerath.  1461  August  20  und  1452 
Oktober  1  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  301):  Jülich,  Düren,  Münstereifel,  Eus- 
kirchen, Bergheim,  Caster,  Grevenbroich,  Gladbach,  Randerath,  Linnich, 
Nideggen.  1483:  Jülich,  Düren,  Münstereifel,  Euskirchen,  Caster,  Greven- 
broich, Bergheim,  Gladbach,  Montjoie,  Randerath,  Linnich,  Nideggen. 
1500:  Münstereifel,  Euskirchen,  Nideggen,  Bergheim,  Caster,  Grevenbroich, 
Gladbach,  Wassenberg,  Randerath,  Heinsberg,  Linnich,  Sittard,  Süstern, 
Dülken,  Dahlen,  Waldfeucht,  Gangelt,  Jülich,  Düren.  1509  Oktober  28 
und  1510  August  20:  Städte:  Jülich,  Düren,  Münstereifel,  Euskirchen, 
Nideggen,  Bergheim,  Caster,  Grevenbroich,  Gladbach,  Linnich,  Randerath, 
Heinsberg,  Dülken,  Dahlen,  Gangelt,  Waldfeucht,  Sittard,  Süstern,  Wassen- 
berg; Freiheiten:  Aldenhoven,  Geilenkirchen;  Thäler:  Heimbach,  Montjoie. 
1518:  dieselben  wie  1509  und  1510,  nur  ohne  Wassenberg.  1520: 
dieselben  wie  1518;  nur  ist  Montjoie  als  Freiheit  bezeichnet.  Vgl.  ldstd. 
Vf.  I,  Anm.  111  ff.  und  Hansen  II,  S.  50.  Berg:  1451  März  14: 
Düsseldorf,  Ratingen,  Gerresheim,  Lennep,  Wipperfürth,  Radevormwald. 
1463  Dezember  20:  dieselben,  nur  in  anderer  Reihenfolge.  1488:  Frei- 
heiten: Elberfeld,  Mülheim,  Monheim,  Mettmann,  Gräfrath,  Angermund, 
Honnef.  1500:  Wipperfürth,  Lennep,  Gerresheim,  Ratingen,  Solingen, 
Düsseldorf,  Radevormwald.  1509  Oktober  28:  Städte:  Ratingen,  Düssel- 
dorf, Gerresheim,  Solingen,  Lennep,  Radevormwald,  Wipperfürth,  Blanken- 
berg;  Freiheiten:  Mülheim,  Monheim,  Elberfeld,  Mettmann,  Gräfrath. 
1518:  dieselben  wie  1509;  ausserdem  aber  die  Freiheiten  Angermund 
und  Burg.  1620:  dieselben  wie  1509.  Wie  man  sieht,  erscheinen 
nicht  jedesmal  alle  Städte  auf  den  Landtagen.  Allein  es  besteht  doch 
offenbar   der   Grundsatz,    alle   städtischen   Gemeinwesen    als   landtagsfähig 
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Allmählich  vollzieht  sich  jedoch  eine  Beschränkung  der  Landtags- 
föhigkeit  auf  eine  kleine  Zahl,  die  sog.  Hauptstädte  (je  vier  in  Jülich 
und  in  Berg).  Die  erste  Nachricht,  welche  uns  einen  Landtag  mit 
städtischen  Boten  nur  der  Hauptstädte  zeigt,  fällt  in  das  Jahr  1514. lß) 
Das  Wort  begegnet  aber  schon  1469, 17)  und  Beispiele,  dass  die 
Zustimmung  nur  der  später  technisch  „Hauptstädte"  genannten  Orte, 
freilich  eben  ohne  diese  Benennung,  erwähnt  wird,  finden  sich  ver- 
einzelt schon  lange  vor  1514. ,8)  Die  Zeit  des  Überganges  wird 
uns  vergegenwärtigt,  wenn  auf  einem  jülicher  Landtag  zu  Hambach 
1518  (Januar)1*)  Räte   und  Ritterschaft   verlangen,    »dat  de  stede- 

anzusehen.  Neu  entstehende  Städte  begegnen  uns  regelmässig  bald  auch 
auf  dem  Landtag;  man  bemerkt  gar  keine  Tendenz  zum  Abschluss.  Nur 
die  bergischen  Freiheiten  Hückeswagen  und  Beyenburg  scheinen  nie  zu 
Landtagen  berufen  worden  zu  sein.  —  Ein  Zusammenhang  zwischen  den 
landtagsfahigen  Städten  und  denen  mit  besonderem  Steueranschlag  (vgl. 
ldstd.  Vf.  III,  2,  S.   110)  besteht  nicht. 

16)  Berufungssebreiben  d.  d.  zur  Burg  1514  Oktober  27.  K.,  Caps.  1, 
Nr.  1,  fol.  122,  Cpt.  Vgl.  ebenda  fol.  126  und  Lac.  Arch.  6,  S.  232. 
Allenfalls  käme  noch  vorher  das  Jahr  1498  in  Betracht;  s.  urk.  Beil. 
1498  März  28.  Indessen,  wenn  der  daselbst  erwähnte  Tag  überhaupt 
als  Landtag  angesehen  werden  kann,  so  wäre  es  ein  sehr  unvollständig 
besuchter  (vgl.  unten  Anm.   123). 

17)  Urk.  Hz.  Gerhards  von  1469  April  19  (Ms.  B.  33  a,  Cpt.)  be- 
siegeln Bürgermeister,  Schöffen  und  Räte  »unser  heuftstede  uns  lantz 
van  Guilge,  mit  namen  Guilge,  Duiren,  Munstereifel  ind  Euskirchen«. 
Aber  es  wird  nicht  ihre  Zustimmung  erwähnt;  also  kommen  sie  hier 
nicht  als  Landstand  in  Betracht. 

18)  Zuerst  (in  Jülich)  1394;  s.  ldstd.  Vf.  II,  S.  49.  In  Berg  1411 
(Lac.  ÜB.  IV,  S.  69  Anm.  1):  Ratingen,  Düsseldorf,  Wipperfürth.  Wieder- 
holt werden  im  15.  Jahrhundert  sowohl  in  Jülich  wie  in  Berg  nur  die 
Hauptstädte,  resp.  nur  einige  Hauptstädte  zur  Besiegelung  herzoglicher 
Urkunden  zugezogen.  Beachte  auch,  wie  in  dem  in  Anm.  15  gegebenen 
Verzeichnis  die  Hauptstädte  schon  hervortreten.  Die  Eheberedung  und 
die  Union  von  1496  besiegeln  von  bergischen  Städten  nur  die  Hauptstädte 
(in  folgender  Reihenfolge:  Lennep,  Ratingen,  Düsseldorf,  Wipperfürth), 
aber  eben  noch  ohne  diese  Benennung,  von  jülicher  Städten  ausser  den 
Hauptstädten  noch  Heinsberg  und  Dülken,  wobei  zu  beachten  ist,  dass 
diese  neu  erworbenen  Landesteilen  angehören.  —  In  der  in  ldstd.  Vf.  III, 
1,  S.  60  Anm.  20  citierten  Rechnung  lesen  wir,  es  seien  »die  IUI  steede 
bescheiden  .  .  .  omb  des  geltz  wille,  dat  si  geven  .  .  .  soulden«.  Es 
sind  die  Städte  Jülich,  Düren,  Munstereifel  und  Euskirchen  gemeint.  Aber 
handelt  es  sich  hier  um  eine  allgemeine  Städtesteuer  oder  nicht  vielmehr 
um  einen  Beitrag,  den  die  vier  Städte  nur  für  sich  gaben? 

l*)  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  16. 
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frunde  itzt  alhi  sulchs  an  ire  frunde  brengen,  bi  den  ind  ouch  den 
kleinen  steden,  de  de  iren  itzt  nit  hi  haven,  zo  verschaffen  .  .  ., 
sulchen  pennink  zo  verordnen;«  wenn  ferner  auf  einem  jülicher 
Landtag  desselben  Jahres  (Dezember)  zu  Jülich90)  die  Boten  der 
Hauptstädte  erklären,  »den  meren  deil  van  in,  as  nemlich  de  kleine21) 
stede,  haven  des  anlangens  nit  mehe  gehoert;  dorren  daromme 
nirgentz  zo  bewilligen.« 22)  Hier  halten  sich  die  Hauptstädte  also  noch 
an  die  Mitwirkung  der  kleinen  gebunden.  Späterhin  fallt  das  fort. 
Wenn  wir  die  Ursachen  der  Beschränkung  der  Landtags  fähig- 
keit  auf  je  vier  Städte  jedes  Landes  ermitteln  wollen,  so  zeigt  uns 
ein  Blick  auf  die  seit  den  frühesten  Zeiten  vom  Landesherrn  bei 
Regierungsgeschäften  zugezogenen  Städte,  dass  die  späteren  Haupt- 
städte regelmässig  am  wenigsten  fehlten.23)  In  Berg  sind  die  Haupt- 
städte ferner  unstreitig  die  wohlhabendsten  (nach  ihrem  Steuersatz 
bemessen),  in  Jülich  wenigstens  einige  der  wohlhabendsten.24)  Von 
Einfluss  auf  die  Veränderung  ist  sodann  gewiss  das  Beispiel  des 
benachbarten  Geldern  gewesen,  wo  sich  die  Beschränkung  auf  vier 
Hauptstädte  schon  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  vollzogen 
hatte.26)  Einen  weiteren  Gesichtspunkt  eröffnet  es,  wenn  der  Hz. 
auf  dem  bergischen  Landtag  von  1542  Dezember  7,  als  die  Haupt- 

20)  A.  a.  0.,  fol.  152. 

21)  Im  Jahre  1534  werden  sie  Unterstädte  genannt.  K.,  Caps.  1, 
Nr.  1,  fol.  32;  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  25. 

22)  In  dieser  Zeit  (1517  und  1535)  verlangen  die  Städte  auch 
direkt  die  Berufung  der  kleinen  Städte  zum  Landtag.  Ldstd.  Vf.  III,  1, 
S.  84.  —  1522  Novb.  13  (Cl.-M.,  Zeitereignisse,  B,  3'/2,  Orig.)  erklären 
die  jülicher  Hauptstädtefreunde:  haben  Bedenken,  das  Geld  zu  bewilligen; 
wollen  die  Sache  erst  ,an  ihre  anderen  Städtefreunde'  bringen.  Die 
,anderen  Städtefreunde4  sind  doch  wohl  die  der  kleinen  Städte. 

28)  Euskirchen  tritt  am  Anfang  noch  weniger  hervor,  da  es  erst 
1355  erworben  wurde. 

24)  Ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  149  f. 

25)  Nijhoff  II,  Nr.  24,  85,  86;  ffl,  Nr.  5  und  86;  obwohl  noch 
längere  Zeit  daneben  mitunter  sämtliche  Städte  um  ihre  Zustimmung  ge- 
fragt werden  (a.  a.  0.  III,  S.  349).  Es  ist  bemerkenswert,  dass  die 
späteren  vier  jülieher  Hauptstädte  allein  für  sich  zum  ersten  Male  in 
einer  jülich-geldrischen  Urkunde  (jener  von  1394)  in  Parallele  mit  den 
vier  geldrischen  Hauptstädten  genannt  werden.  Wie  leicht  die  Anschauung 
von  der  Geltung  einer  Institution  von  einem  Lande  auf  ein  anderes  über- 
tragen wurde,  zeigt  gut  eine  geldrisch-clevische  Urk.  von  1423  bei  Lac. 
ÜB.  IV,  Nr.  151,  wo  neben  vier  geldrischen  Hauptstädten  auch  —  den 
Thatsachen   nicht    entsprechend    —   vier    clevische    Hauptstädte    genannt 
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städte  »sich  beschweren  zu  antworten  on  die  kleine  stede«,  als 
Grund  für  die  Nichtberufung  der  letzteren  angiebt,  dass,  »wan 
ritterschaft  und  heuftstede  willigten,  die  kleine  stede  zu  folgen 
plegen«.  Im  übrigen  darf  man  wohl  annehmen,  dass  der  Landes- 
herr die  geringere  Zahl  von  Gemeinden  leichter  für  seine  Wünsche 
gewinnen  zu  können  meinte  und  dass  die  kleinen  Städte  nicht  ganz 
ungern  dem  Besuch  der  Landtage  entsagten,  weil  sie  der  dadurch 
verursachten  Kosten  und  Mühen  enthoben  wurden. 

Die  Städte  werden  auf  den  Landtagen  durch  Abgeordnete  ver- 
treten. Es  sind  »raitzfrunde«,  wie  es  in  einem  der  ältesten  erhaltenen 
Berufungsschreiben  (von  1469)  heisst.96)  Es  sollen  zwei27)  Rats- 
freunde sein  oder  zwei  Ratsfreunde  von  den  verständigsten98)  oder 
zwei  oder  drei  Ratsfreunde  von  den  verständigsten89)  oder  zwei 
oder  drei  von  den  ältesten  und  verständigsten  Ratsfreunden80)  oder 
drei  oder  vier  Ratsfreunde  von  den  verständigsten.80*)     Einmal81) 

werden.  —  Ober  vier  Hauptstädte  in  Brabant  s.  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  407, 
in  Arnsberg  Seibertz  ÜB.  2,  Anm.  557.  Vgl.  auch  Gierke,  Genossen- 
schaftsrecht I,  S.  562. 

96)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  84  Anm.  48.  Eine  Zahl  ist  nicht  ange- 
geben, sondern  nur  gesagt,  die  Stadt  solle  ihre  Ratsfreunde  schicken.  — 
In  dem  Fall  von  1463  Dzb.  20  (urk.  Beil.)  ist  wegen  der  besonderen 
Verhältnisse  eine  Form  der  Vertretung  gewählt,  die  sonst  nicht  vorkommt. 

**)  Berufungsschreiben  an  die  bergischen  Städte  d.  d.  Bensberg 
1482  Sept.  13,  nach  Bensberg  zu  Sept.  18.  Litteral.,  Gpt.  Aufzeich- 
nung in  den  Memorialien  Lunyncks  (Litteral.),  zu  1488  oder  1489:  »Item 
dese  hernages.  rede  ind  ritterschaft,  ouch  de  stede  ire  vrunde  zo  schicken, 
sullen«  Donnerstag  nach  concept.  Mar.  in  Mülheim  sein:  »boeven  der 
Wipper«:  6,  »beneden  derW.«:  ebenfalls  6  Ritter bürtige.  »Item  uis  den 
8  steden  slantz  van  Berge  uis  iglicher  stat  2  ire  raitzvrunde.  Diesen 
vurs.  wil  m.  g.  h.  uf  vurg.  zit  vur  doin  geven  s.  g.  begerden  dieser 
beden  halven,  s.  g.  zo  dieser  zit  an  der  lantschaft  begerende  ist.« 

28)  Berufung  der  Stände  von  Jülich  zu  1506  Febr.  3  nach  Ham- 
bach.  Litteral.,  Cpt.  Berufungsschreiben  d.  d.  Düsseldorf  1520  Aug.  6 
an  die  Städte,  Freiheiten  (und  das  Thal  Heimbach)  von  Jülich  nach 
Bergheim  zu  August  16.     K.,  Caps.   1,  Nr.  2,  fol.   163,  Gpt. 

**)  S.  Anm.   16  (1514). 

80)  Berufungsschreiben  d.  d.  Düsseldorf  1526  Mai  25  an  die  Stände  von 
Jülich-Berg  nach  Düsseldorf  zu  Juni  11.    K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  281,  Cpt. 

80a)  Nach  einer  undatierten  Liste  von  einberufenen  Landtagsmit- 
gliedern von  Jülich  und  Berg  (von  den  Städten  nur  die  Hauptstädte),  nach 
der  Handschrift  von  c.   1520.     K.,  Caps.  2,  Nr.  7,  fol.  4. 

81)  Berufungsschreiben  d.  d.  Hambach  1513  Juli  24  nach  Jülich 
zu  August  7.     Herrschaften  und  Jurisd.  ad  Nr.  12,  vol.  I,   fol.  72,  Cpt. 
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werden  die  vier  jülicher  Hauptstädte  und  Heinsberg  aufgefordert, 
drei,  die  anderen  jülicher  Städte,  zwei  Ratsfreunde  von  den  ver- 
ständigsten zu  schicken. 

Diese  Ratsfreunde  werden  von  ihrer  Stadt  mit  Instruktionen 
versehen,  an  die  sie  in  jedem  Punkt  gebunden  sind.  Sie  erhalten 
sie  gewiss  meistens  vom  Rat,  resp.  von  Bürgermeister,  Schöffen 
und  Rat.  Der  Landesherr  selbst  scheint  die  letzteren  als  ihre  Auf- 
traggeber anzusehen,  wenn  er  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat  einer 
Stadt  auffordert,  ihre  Ratsfreunde  »volmechtich«  zum  Landtag  zu 
schicken.81*)  Juristisch  indessen  gelten  doch  wohl  nicht  jene  Or- 
gane, sondern  die  Bürgerschaft  als  Auftraggeber.  Denn  wenn  die 
Städteboten  auf  einem  Landtag  etwas  beschliessen  sollen,  wofür  sie 
nicht  instruiert  sind,  so  erklären  sie  zwar  manchmal,  sie  müssten 
zuvor  ihre  Freunde  [d.  h.  offenbar  ihre  Ratsfreunde], 81b)  aber  manch- 
mal auch,  sie  müssten  zuvor  die  Gemeinde810)  fragen.  Ob  freilich 
die  Städteboten  sich  thatsächlich  immer  bei  der  ganzen  Gemeinde 
Bescheid  geholt  haben,  mag  bezweifelt  werden. 81d)  Es  erregt  we- 
nigstens  Verdacht,   wenn   der   Hz.    einmal   dem   Schultheissen   von 


81a)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  84  Anm.  48  (1469). 

81b)  Auf  dem  Landtag  von  Jülich-Berg  zu  Düsseldorf  1520  Juli  5 
erklären  die  Städteboten,  dass  sie  die  Sache  an  »ire  vrunde,  de  si  uis- 
geschickt,«   bringen  wollen.     K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.   14,  Kop. 

81<)  Nach  dem  unten  in  Anm.  83  citierten  jülicher  Landtagsbericht 
von  1517  haben  die  Hauptstädtefreunde  den  Gegenstand  der  Proposition 
»an  ire  frunde  bracht.  So  sin  ire  frunde  ind  gemeinde  ganz  nit  gesint 
einich  gelt  voirder  zu  geven«.  Nachdem  sich  dann  Räte  und  Ritterschaft 
ins  Mittel  gelegt,  erklären  sich  die  Hauptstädteboten  bereit,  dass  sie  »dit 
vurgeven  wederom  zurugge  an  de  gemeinde  brengen  wulden«.  Dass  das 
materiell  Entscheidende  die  Meinung  der  »frunde«  war,  zeigt  wohl  auch 
diese  Stelle.  —  Zur  selben  Zeit  (K.  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  151,  Orig.) 
erklären  die  Stände  der  vier  Lande  auf  eine  Vorstellung  kaiserlicher  Ge- 
sandten: wollen  das  Vorgeben  der  kaiserl.  Gesandten  »gerne  weder  zorugge 
brengen,  ind  wes  si  van  dem  gemeinen  manne  hi  nit  gegenwerdich  erlangen 
moegen«,  wollen  sie  dem  Hz.  kund  thun,  der  es  dann  dem  Kaiser  mit- 
teilen wird.  Hier  ist  unter  »dem  gemeinen  manne«  offenbar  nur  der  in 
der  Stadt  zu  verstehen.  Oder  macht  man  den  kaiserl.  Gesandten  etwas 
vor?  —  Für  die  Auffassung,  dass  juristisch  die  ganze  Gemeinde  als  Auf- 
traggeberin galt,  lassen  sich  in  gewisser  Weise  auch  die  Worte  in  Urk. 
von  1451  bei  Korth,  Wipperfürth  Nr.  32  (Annalen  51):  » communitatem 
dicti  oppidi  representantes«   anführen. 

81d)  Berichtet  wird  es  ausdrücklich  in  dem  in  ldstd.  Vf.  III,  1, 
S.  84  Anm.  47   mitgeteilten  Schreiben  von  c.   1535. 


Digitized  by 


Google 


Kap.  II.     Die  Organisation  des  Landtags.  23 


Düren  einen  besonders  nachdrückliehen  Befehl  giebt,  die  Zuziehung 
der  ganzen  Gemeinde  zu  veranlassen.81«) 

In  einigen  seltenen  Fällen  linden  wir  auch  LandgerichtsschülTen 
auf  den  Landtagen:  bei  einer  gerichtlichen  Verhandlung  des  Land- 
tags,82) wo  sie  neben  Ritterschaft  und  Städten  erscheinen,  und  bei 
Leistungen,  die  sie  ohne  die  Ritterbürtigen  und  Städte  oder  auch 
zusammen  mit  den  Städten,  aber  ohne  die  Ritterbürtigen,  bewilligen.88) 
Zur  regelmässigen  landständischen  Vertretung  haben  die  Schöffen 
vielleicht  in  kleinen  Nebenländchen  (wie  Milien)84)  gehört. 

Wenn  unter  den  genannten  Klassen  nur  Ritterschaft  und  Städte 
als  eigentliche  Landstände  angesehen  werden  können,  so  linden  wir 
zwischen  diesen  wiederum  einen  Vorrang  zu  Gunsten  der  Ritter- 
schaft. Nicht  nur,  dass  sie  grössere  Ehren  geniesst;  sie  scheint 
gelegentlich  sogar  allein  für  sich  den  Landtag  darzustellen.85)  Um 
hier  nicht  auf  das  14.  Jahrhundert  zurückzukommen,86)  so  bindet 
sich  der  Hz.  in  dem  jülicher  Privileg  von  1423  (§.  2 ;  vgl.  auch  §.  1 ) 
hinsichtlich    der   Einlösung    der   von   seinem   Vorgänger    versetzten 


8le)  In  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  72  Anm.  9  ist  ein  herzog!.  Schreiben 
von  1520  Aug.  18  an  die  jülicher  Städte,  besonders  Düren  erwähnt; 
der  Hz.  wirft  darin  der  letzteren  Stadt  vor:  »uns  kompt  vur,  dat  ir 
degene  sin,  de  den  meren  deil  unser  stedefrunden  in  deser  unser  billiger 
begerden  wederwerdich  gemaecht,  dat  ir  doch  unbillich  gedain  hait,  an- 
gesien«  u.  s.  w.  Gleichzeitig  nun  schreiben  Hz.  Johann  und  Herzogin 
Maria  an  den  Schultheissen  von  Düren:  »Wir  doin  hibi  burg[ermeister], 
scheffen,  raide,  bürgeren  ind  ingesessen  gemeinlich  unser  stat  Duiren 
schriven  etlige  sachen,  daran  uns  ind  unsen  landen  mirklich  ind  groess- 
lich  gelegen.  Bevelen  dir  mit  ganzem  ernst,  dattu  rait  ind  ganze  ge- 
meinde zo  Duiren  vergaderen  wils  ind  so  daran  sin,  dat  dese  unse  schrift 
vur  den  allen  sementlich  oflenbeirlich  gelesen  werde,  so  dat  de  oversten 
de  schrift  nit  allein  under  sich  in  lesen.  —  Gegeven  zo  Duisseldorp  uf 
den  neisten  saterstach  na  u.  1.  frauen  dach  assumptionis  ao.  520.« 
K.,  Caps.   1,  Nr.  2,  fol.   167,  Cpt. 

8a)  Urk.  Beil.  1463  Dzb.  20. 

8S)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  21,  32  und  51;  III,  1,  S.  83.  Der  in  ldstd. 
Vf.  III,  2,  S.  89  Anm.  37  a  citierte  Bericht  von  1502  Mai  20  erwähnt, 
dass  der  Vogt  von  Grevenbroich  »de  scheffen-,  geswoeren  mit  den  boden 
dis  amptz«  vor  sich  nach  Grevenbroich  zur  Unterhandlung  beschieden 
habe.  Indessen  ist  die  Steuer,  um  die  es  sich  hier  handelt,  ohne  Zweifel 
schon  vorher  vom  Landtag  bewilligt  worden. 

84)  Ldstd.  Vf.  in,   1,  S.  83  Anm.  44. 

85)  über    die   Gründe    dieser    Erscheinung    s.   ldstd.    Vf.   II,    S.    72. 

86)  Vgl.  darüber  a.  a.  0.  S.  31  f. 
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Burgen  nur  an  den  Rat  der  Ritterschaft,  ebenso  in  dem  jülicher 
und  bergischen  Privileg  von  1475  (§.  7)  hinsichtlich  der  Veräusse- 
rung  landesherrlichen  Besitzes.  Und  diese  Bestimmungen  gingen 
auch  in  die  späteren  landständischen  Privilegien  (1511,  1542,  1598) 
über.  Nach  der  Eheberedung  von  1496  ferner  soll  dem  jungen 
Hz.  Johann  für  einen  bestimmten  Fall  nach  Rat  des  mehreren  Teils 
der  Räte  und  Ritterschaften  von  Jülich-Berg  ein  Einkommen  zu- 
verordnet werden.  Endlich  sei  erwähnt,  dass  die  bergische  Ritter- 
schaft 1522  verlangt,87)  der  Hz.  solle  kein  Bündnis  ohne  ihr  Wissen 
schliessen.  Wir  dürfen  indessen  solche  Festsetzungen  und  Wünsche 
wohl  nicht  zu  streng  interpretieren.  Denn  dass  trotz  der  immer 
wiederholten  Bestimmung  über  die  Einlösung  versetzter  Burgen  auch 
Städte  zugezogen  sind,  lässt  sich  durch  viele  Beispiele  belegen.88) 
Und  im  Gegensatz  zu  der  Forderung  der  Ritterschaft  von  1522 
bestimmt  schon  das  bergische  Rechtsbuch  (§.  2),  dass  für  den  Ab- 
schluss  eines  Bündnisses  der  Rat  der  Ritterschaft  und  der  Städte 
erforderlich  ist.  Hiernach  werden  wir  in  der  Annahme  nicht  irre 
gehen,  dass  es  den  Ständen  in  jenen  Fällen,  von  denen  die  Nach- 
richten von  1423,  1475,  1496  und  1522  sprechen,  in  erster  Linie 
darauf  ankam,  dass  der  Landesherr  überhaupt  jemand  um  Rat 
fragte,  dass  ihm  irgend  eine  Schranke  gezogen  war.  Es  handelt 
sich  ja  auch  dabei  um  Dinge,  in  denen  die  Interessen  von  Ritter- 
schaft und  Städten  wohl  nicht  verschieden  waren.  Wenn  dieselben 
dagegen  aus  einander  gehen  konnten,  wie  insbesondere  bei  Steuer- 
forderungen, hat  der  Landesherr  sich  nie  damit  begnügen  dürfen, 
die  Zustimmung  der  Ritterschaft  einzuholen.  Wir  kennen  mehrere 
Beispiele,  wo  die  Ritterschaft  eine  Steuerforderung  des  Herzogs  be- 
willigt, wo  er  aber  die  Steuer  nicht  zu  erheben  wagt,  bis  sich  auch 
die  Städte  einverstanden  erklärt  haben.  So  finden  bei  der  jülicher 
Steuer  von  1513  Räte  und  Ritterschaft  am  16.  Februar  für  gut, 
dass  man  dem  Hz.  30000  Ggl.  gebe;  die  Städtefreunde  dagegen 
erklären,  die  Sache  erst  hinter  sich  bringen  und  am  25.  Februar 
antworten  zu  wollen.  Ihre  definitive  Antwort  erhält  der  Hz.  indessen 
noch  weit  später:  erst  am  9.  August  bewilligen  die  Städte  die  Steuer 
und  zwar  nicht  in  jener  Höhe,  sondern  nur  im  Betrage  von  20000 


87)  Urk.  Beil.  1522  Febr.  7. 

88)  Ldsld.  Vf.  III,  2,  S.  137.     In  dem  vom  bergischen  Rechtsbuch 
erwähnten  Ausschuss  (§.  3)  sitzen  auch  zwei  Städteboten. 
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Ggl.88a)  Im  Jahre  1517  (Mai  11)  ferner  zeigen  sich  Räte  und  Ritter- 
schaft von  Jülich  nicht  abgeneigt  der  landesherrlichen  Steuerforde- 
rung zuzustimmen  und  erwirken  bei  den  widerstrebenden  Städteboten 
wenigstens,  dass  sie  die  Sache  an  die  Gemeinde  zurückbringen. 88b) 
Am  23.  Mai  verhandeln  im  Auftrage  des  Herzogs  einige  Räte  und 
Mitglieder  der  Ritterschaft  mit  den  Städten  und  versuchen  sie  >ge- 
fuechlich  zo  underrichten«,  können  jedoch  nichts  weiter  von  ihnen 
erreichen,  als  dass  sie  wieder  versprechen,  sie  wollten  ihren  Mit- 
bürgern >sulchs  im  besten  anbrengen«  und  Pfingstdienstag  (Juni  2) 
antworten.  Am  Pfingsdienstag  aber  sind  sie  »noch  stuessich«  und 
wünschen  weitere  Hinausschiebung  bis  zum  nächsten  Dienstag.880) 
Und  sie  blieben  noch  Jahre  lang  »stuessich«;  denn  erst  im  Jahre 
1521  erfolgte  die  Bewilligung.880)  Die  bergischen  Stände  verhielten 
sich  bei  derselben  Steuer  (zur  Belehnung  des  Herzogs)  ganz  ähnlich. 
Um  nur  eines  hervorzuheben,  so  erklärten  1520  Juli  588e)  Räte 
und  Ritterschaft  (im  Verein  mit  den  jülichschen),  »dat  si  hibevor 
.  .  .  gutwillich  gewest  sin  zo  dem  pennink  ...  ind  bliven  noch 
dabei«,  die  Städteboten  dagegen,  dass  sie  die  Sache  an  ihre  Freunde 
bringen  wollen. 

In  den  angeführten  Fällen,  die  sich  noch  vermehren  Hessen, 
zeigt  sich  die  Ritterschaft  zur  Steuerbewilligung  geneigter  als  die 
Städte.  Sie  sucht  im  Interesse  des  Landesherrn  sogar  auf  sie  ein- 
zuwirken. Nun  war  es  zwar  für  die  Ritterschaft  ein  geringeres 
Opfer  als  für  die  Städte  eine  Steuer  zu  geben,  da  sie  nicht  in  dem 
Masse  wie  diese  dazu  herangezogen  wurde.  Allein  wie  sie  doch 
nicht  ganz  frei  blieb,  sondern  zum  wenigsten  indirekt  (durch  Steuer- 
abwälzung  auf  sie)  einen  Anteil  mit  trug,  so  ist  die  Erklärung  für 
ihre  grössere  Bereitwilligung  doch  wohl  auch  noch  in  anderen  Ur- 
sachen zu  suchen.  Da  würde  denn  gewiss  in  erster  Linie  das  per- 
sönliche Band,  das  den  Ritter  an  seinen  Landesherrn  fesselte,  in 
Betracht  kommen. 

Die  Stände  wurden  öfters  nicht  in  voller  Zahl  zum  Landtag 
berufen.89)    Mitunter  hält  sich  jedoch  auch  ein  solcher  Landtag  für 

88a)  Herrsch,  und  Jurisd.  ad  Nr.   12,  vol.  I,  fol.  43  und  47. 
88b)  S.  unten  Anm.  83. 
88c)  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  161  und  169. 
88d)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  64. 
88c)  S.  oben  Anm.  31b. 

89)  Über  die  Städte  s.  oben  Anm.  15  ff.  Über  die  Ritterschaft  s. 
ldstd.  Vf.  II,  S.  24  ff.  und  III,  1,  S.  83.    Vgl.  ferner:  1411  (s.  Anm.  18):  27 
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befugt  Beschlüsse  zu  fassen.  Aber  häufiger  wohl  lehnt  er  die  Ent- 
scheidung ab.  So  erklärt  ein  bergischer  Landtag  zu  Schlebusch 
1512  April  240):  »belangen  de  stuire  ind  bede,  sprechen  si,  degiene, 
de  hi,  sint  der  andere  nit  mechtich;  dan  mallich  wille  sinen  be- 
wanten  ind  näheren  in  dem  besten  davan  vurgeven  mit  gutliger 
underrichtonge«.  Auf  einem  Landtag  zu  Düsseldorf  1518  Novem- 
ber ll41)  entgegnen  die  Stände  von  Jülich-Berg,  nachdem  sie  an 
das,  was  ihnen  vorher  in  Duisburg  (November  9;  betreffs  der  Be- 
lehnung des  Herzogs)  vorgetragen  war,  erinnert  worden:  sie  sind 
in  geringer  Zahl  hier  gegenwärtig;  die  gegenwärtigen  sagen  noch 
wie  auf  jenem  Tag  in  Duisburg,  »dat  si  bedunken,  nutze  ind  gut 
gedain,  der  Kei.  Mt.  de  verhandelonge  der  belehenonge  ind  der 
herzogen  van  Sassen  vorderonge  belangen,  as  nemlich  darzo  30000 
gülden  zo  Kei.  Mt.  henden  zo  stellen«.  Und  als  der  Hz.  dann 
weiter  bemerkt,  zur  Verehrung  der  Ämter  am  kaiserlichen  Hofe 
und  ähnlichem  würden  noch  10000  Gulden  nötig  sein,  fahren  sie 
fort:  wollen  dies  und  das,  was  ihnen  in  Duisburg  vorgetragen  ist, 
»iren  frunden,  de  nu  nit  her  bescheiden  gewest,  zo  kennen  geven« ; 
sie  meinen,  »de  sachen  nutz  ind  gut  vollenzoegen;  sin  ouch  der 
Zuversicht,  de  andern  gemeine  ritterschaft  ind  lantschaft  ein  gut 
gefallen  dainnen  haven  werden«.  Es  wird  darauf  beschlossen,  die 
von  Jülich  und  von  Berg  »sementlich«    zu  je  einem  neuen  Landtag 

von  der  bergischen  Ritterschaft.  1512  (Berufungsschreiben  d.  d.  Düsseldorf 
1512  März  19;  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  21,  Cpt):  11  Räte,  16  von  der 
Ritterschaft  und  4  Städte  (die  Hauptstädte)  von  Jülich;  17  von  Räten  und 
Ritterschaft  (zusammen)  und  4  Städte  (die  Hauptstädte)  von  Berg.  1534 
(berufen  zum  Landtag  zu  Düsseldorf  auf  den  14.  Juli;  K.,  Caps.  2,  Nr.  10, 
fol.  4):  8  Räte  (7  weitliche  Ritterbürtige  und  der  Scholaster  von  Aachen), 
52  von  der  Ritterschaft  und  13  Städte  von  Jülich;  7  Räte,  28  von  der 
Ritterschaft  und  10  Städte  von  Berg  (ausser  den  bekannten  8  bergischen 
Städten  die  Stadt  Siegburg  und  die  Freiheit  Elberfeld).  Vgl.  Wohlwill, 
Anfänge  der  landst.  Verf.  im  Bistum  Lüttich,  S.  155.  Die  clevische  Ritter- 
schaft  erklärt   sich  1544  gegen  die  unvollständigen  Landtage  (urk.  Beil). 

40)  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  26,  Orig.  Ein  jülicher  Landtag  zu 
Hambach  1512  März  30  (a.  a.  0.  fol.  16,  Orig.)  hatte  erklärt:  ob- 
wohl »dese  alhi  der  anderen,  nit  hi  gegenwerdich,  nit  meichtich  sin, 
dannoch  so  willen  dese  in  allen  besten  de  anderen  ritterschaft  ind  stede, 
as  de  derhalven  bi  einanderen  bescheiden  werden,  gütlich  underrichten, 
so  dat  dese  rede,  ritterschaft  ind  stedefrunde  des  vertruens  ind  hoffens  sin, 
mim  g.  h.  ein  stuire  zo  den  sachen,  hi  vurgegeven  sin,  gedain  sulle  werden«. 

41)  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.   100,  Orig. 
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zu  berufen.  Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dass  die  Regierung  selbst 
oft  unvollständige  Landtage  nur  zu  dem  Zweck,  um  einerseits  sich 
über  die  Stimmung  im  Lande  zu  orientieren  und  andererseits  auf 
die  späteren  Beratungen  eines  voll  besuchten  Landtags  vorbereitend 
einzuwirken,  einberief  und  von  ihnen  noch  keine  definitive  Ent- 
scheidung verlangte.  —  Sehr  eigentümlich  liegen  die  Verhältnisse 
bei  der  Bewilligung  der  münsterschen  Steuer.  Zu  dem  Landtag  von 
Jülich-Berg  zu  Düsseldorf  1534  Juli  war  nicht  die  ganze  Zahl  der 
Ständemitglieder  berufen  worden.42)  Nach  dem  Landtagsabschied 
von  Juli  16  bestellt  jedoch  dieser  unvollständige  Landtag  einen 
Ausschuss,  welcher  auf  die  landesherrliche  Steuerforderung  eine 
definitive  Antwort  geben  soll,  und  erteilt  ihm  einige  allgemeine 
Anweisungen  für  die  eventuelle  Bewilligung  einer  Steuer.  Und  zwar 
wird  der  Ausschuss  zunächst  nur  »von  der  ritterschaft,  so  itzt  hie 
zugegen  gewest,  volmechtig  gemacht«,  besteht  nur  aus  Mitgliedern 
derselben  (je  8  von  Jülich  und  von  Berg).  Die  Städte  treten  dem 
Abschied  erst  Juli  23  bei,  verordnen  erst  da  ihrerseits  Deputierte 
zum  Ausschuss  (»acht  uisser  den  vier  heuftsteden«).48)  Es  hat  also 
ein  unvollständig  besuchter  Landtag  einen  von  ihm  bestellten  Aus- 
schuss mit  Vollmacht  zur  definitiven  Beschlussfassung  versehen.44) 
Nun  scheint  man  indessen  doch  dies  Verfahren  für  nicht  ganz  ge- 
nügend erachtet  zu  haben.  Der  Landtagsabschied  von  Juli  16  ent- 
hält nämlich  den  merkwürdigen  Satz:  »nachdem  etliche  von  der 
ritterschaft  nit  hie  zugegen  gewesen,  sonder  zum  teil  verreden,  sich 
zum  teil  aus  lifs  notturft  ires  uisblivens  entschuldigt,  auch  zum  teil 
nit  verschriven,  sal  u.  g.  h.  inen  zuschriven,  was  alhie  verwillicht 
ist,  und  die  amptluide  und  ritterschaft  si  ouch  der  sachen  zum 
basten  berichten,  ein  jeder  ein  [!]  u.  g.  h.  daruf  zu  antwurten«. 
Hier  wird  also  in  Aussicht  genommen,  dass  dem  einzelnen  (nicht 
anwesend  gewesenen)  Mitgliede  der  Ritterschaft  von  den  Landtags- 
beschlüssen Kenntnis  gegeben  werde   und  der  einzelne  je  für  sich 

49)  S.  Anm.  39. 

48)  Vgl.  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  32;  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  20 
und  25.     Vgl.  oben  S.   11. 

44)  Diesmal  hat  die  Regierung  nachweislich  den  Wunsch  und  die 
Erwartung  gehegt,  dass  der  unvollständige  Landtag  die  verlangte  Steuer 
definitiv  bewilligen  werde,  wie  aus  der  Instruktion  für  die  hzgl.  Räte 
für  die  Verhandlung  mit  dem  Landtag  d.  d  Juli  4?  hervorgeht  (K.,  Caps.  2, 
Nr.   10,  fol.  10,  Orig.;  vgl.  ebenda  fol.   13). 
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dem  Hz.  antworte.  Ob  es  dazu  gekommen,  wissen  wir  nicht.  Wir 
möchten  es  bezweifeln  und  zwar  um  so  mehr,  als  nicht  abzu- 
sehen ist,  was  die  Voten  der  einzelnen  bedeuten  sollten,  da  doch 
der  Ausschuss  mit  Vollmacht  zu  selbständigen  Beschlüssen  ver- 
sehen war. 

Übrigens  lässt  es  sich  nicht  immer  sagen,  ob  ein  Landtag  voll- 
ständig oder  unvollständig  gewesen  ist,  auch  wenn  wir  die  Zahlen 
kennen.  Bei  einem  Berufungsschreiben45)  von  1509  für  einen 
Landtag  von  Jülich-Berg  lesen  wir:  >item  sullen  der  gemeiner 
ritterschaft  breve  sin  400,  der  rede  breve  26,  der  stede  breve  36«. 
Dagegen  zählt  eine  Liste  von  1513  46)  c.  118  Glieder  der  Ritter- 
schaft (Räte  eingeschlossen)  und  17  Städte  von  Jülich,  eine  von 
1463  47)  c.  91  Glieder  der  Ritterschaft  und  6  Städte  von  Berg.  Ist 
die  Zahl  400  richtig,  so  müssten  wir  die  Landtage  von  1463  und 
1513  als  unvollständige  ansehen.  Aber  vielleicht  hat  sich  die  her- 
zogliche Regierung,  als  sie  400  Briefe  herzustellen  befahl,  auch  in 
der  Angabe  der  Zahl  geirrt. 

Häufig47*)  wurden  neben  den  Ständen  auch  die  Amtleute  der 
Amtsbezirke  zu  den  Landtagen  berufen  —  verständlich  genug,  da 
fast  die  ganze  Verwaltung  durch  ihre  Hand  ging  und  fast  nur  von 
ihnen  Auskunft  über  die  Verhältnisse  des  Landes  zu  erhalten  war. 
Namentlich  waren  sie  bei  der  Verteilung  bewilligter  Steuern  auf 
die  Ämter  unentbehrlich. 47b) 

Der  Ort  der  Landtage  ist  nach  dem  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  angehörenden  bergischen  Rechtsbuch  (§.  3)  Opladen. 
Es  wird  zwar  nur  erwähnt,  dass  der  Landesherr  bei  einer  Steuer- 
forderung die  Stände  dorthin  zu  berufen  hat;  allein  weshalb  nur 
in  diesem  einen  Falle?  Vermutlich  galt  Opladen  damals  als  allge- 
meiner Landtagsort.  In  späterer  Zeit,  d.  h.  in  der  Zeit  vom  Ende 
des    15.   Jahrhunderts   ab,    für   welche   wir   die   meisten   Landtage 

46)  K.,  Caps.  2,  Nr.  3,  fol.  11,  Cpt-    Düsseldorf  1509  Oktober  28. 

46)  S.  oben  Anm.  31. 

47)  Urk.  Beil.  1463  Dzb.  20. 

47a)  Urk.  Beil.  1463  Dzb.  20.  Durch  Berufungsschreiben  d.  d. 
Harabach  1490  Dzb.  3  (Litteral.,  Cpt.)  werden  »unse  rede  ind  unse 
ritterschaften,  amptlude,  stedefrunde  gemeinlich  ind  etlige  andere  unse 
undersaissen  uns  lantz  v.  Guilge«  zu  Dzb.  10  nach  Düren  berufen.  Vgl. 
unten  S.  34. 

47b)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  90. 
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einzeln  nachweisen  können,48)  nimmt  Opladen  jene  Stellung  nicht 
mehr  ein.49)  Die  Versammlungen  der  Stände  finden  jetzt  nämlich 
an  verschiedenen  Orten  und  durchaus  nicht  besonders  oft  in  Op- 
laden statt.60) 

Wenn  Opladen,  woselbst  das  Rittergericht  des  Territoriums 
Berg  gehalten  wurde,61)  ursprünglich  Landtagsort  war,  so  dürfen 
wir  vermuten,  dass  die  Landtage  in  ältester  Zeit  im  Anschluss  an 
das  Rittergericht  gehalten  wurden,  dass  also  ein  gewisser  äusserer 
Zusammenhang  zwischen  Landtag  und  Rittergericht  besteht.  Wir 
könnten  dafür  auch  anführen,  dass  die  Versammlung  des  Ritter- 
gerichts schon  früh  den  Namen  Landtag58)  führt,  dass  mithin  viel- 

48)  Wir  sehen  hierbei  von  den  landesherrlichen  Urkunden,  welche 
mehr  oder  weniger  nebenbei  die  Zustimmung  der  Stände  zu  einer  Re- 
gierungshandlung erwähnen,  ab,  da  deren  Daten  nicht  die  der  Land- 
tage, auf  denen  die  Stände  ihre  Zustimmung  gegeben  haben,  zu  sein 
brauchen.  Wir  beschränken  uns  auf  die  Landtage,  deren  Ort  sicher 
nachweisbar  ist. 

AV)  Über  herkömmliche  Versammlungsorte  in  anderen  Territorien  vgl. 
Unger  II,  138;  v.  Campe  S.  192  f.;  Waitz,  Schleswig-Holstein  II,  S.  147. 
In  Ravensberg  war  Jöllenbeck  gewöhnlicher  Ort  für  Landtage.  Lamey, 
Gesch.  von  Ravensberg  S.  80. 

50)  1475:  Düsseldorf  (s.  Kap.  III  Anm.  22).  1482:  Bensberg  (s. 
vorhin  Anm.  27).  1483:  Schlebusch  (erwähnt  in  dem  Privileg  von  1484). 
1488  oder  1489:  Mülheim  (s.  Anm.  27).  Vor  1488  Dzb.  23  ein  Tag 
zu  Monheim.  1489  Januar  3:  Schlebusch  u.  s.  w.  Ich  notiere  hier 
auch  sogleich  die  ältesten  gemeinsamen  Landtage  von  Jülich-Berg  (soweit 
der  Ort  bekannt  ist).  1464  Januar  23:  Düsseldorf.  1474:  zur  Burg 
(s.  Kap.  IV,  Anm.  85).  1499  August  27:  Bergheim.  1499  Sept.  11: 
Caster.  1500  Februar  3:  Bergheim.  1507:  Ratingen  (vgl.  Kap.  IV, 
Anm.  6)?  1509  Sept.  24  und  1509  Novb.  18:  Caster.  1510  August  20: 
Düsseldorf.  Über  ständische  Gerichtstage  s.  Anhang  II.  Aus  der  ganzen 
Zeit  bis  zum  Jahre  1538  ist  mir  nur  ein  in  Opladen  gehaltener  Land- 
tag bekannt:   der   von   1518   Dzb.  (s.  nachher),  höchstens  zwei  (S.  44). 

51)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  3  ff. 

52)  Zum  ersten  Male  finde  ich  ihn  in  einem  an  die  bergischen  Räte 
gerichteten  Berufungsschreiben  zum  Rittergericht  zu  Opladen  d.  d.  1445 
August  16,  das  ich  hier,  weil  es  das  älteste  erhaltene  Berufungsschreiben 
überhaupt  ist,  mitteile  (aus:  J.-B.,  Ritterschaft,  ad  4,  Cpt.).  »Lieve 
rait  und  getruwe.  Wir  haeven  des  neisten  maendag  na  s.  Johannis  dage 
decollationis  neistkompt  [Aug.  30]  zo  zitlicher  dagezit  einen  lantdach  up 
die  steine  zo  Uplaeden  gelacht  und  bescheiden  tuschen  etzlichen  partien 
etc.  So  begeren  wir  van  uch  mit  ernste,  dat  ir  up  solichen  vurs.  lant- 
dage  bi  uns,  anderen  unsen  reden  und  ritterschaf  uns  lantz  vamme  Berge 
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leicht  die  Versammlung  der  Landstände  ihren  Namen  daher  entlehnt 
hat.  Doch  findet  das  Wort  im  Mittelalter  vielfache  Anwendung,58) 
so  dass  es  gewagt  wäre,  über  den  Grund  der  Verwendung  in 
unserem  Falle  eine  bestimmte  Behauptung  aufzustellen.  Allein  wie 
sich  sehr  gut  die  Abhaltung  einer  Landständeversammlung  an  die 
Sitzungen  des  Gerichts  anschliessen  liess,  zeigt  uns  noch  eine  Nach- 
richt54) aus  der  Zeit,  als  Rittergericht  und  Landtag  schon  nicht 
mehr  regelmässig  an  demselben  Orte  stattfanden. 

Von  einem  inneren  Zusammenhang  zwischen  Rittergericht  und 
Landtag  kann  natürlich  nicht  die  Rede  sein.  Denn  erstens  sind 
Funktionen  und  Zweck  beider  ja  ganz  verschieden.  Zweitens  ist 
die  Zusammensetzung  eine  andere:  die  Urteiler  des  Rittergerichts 
waren  Ritterschaft  und  eine  grosse  Zahl  Schöffen.  Selbst  in  der 
Zeit,    als   die  Städte   noch  nicht  Anteil   am  Landtag  hatten,   fielen 


up  die  vurg.  zit  sin  wilt,  as  gewoenlich  is,  ind  des  ouch  niet  zo  laissen. 
Darzo  versehen  wir  uns  genzlich.  —  Geg[even]  zo  Baensbur  des  neisten 
maendages  na  u.  1.  frauwen  dage  assumpt.  anno  XL  quinto.«  —  1478 
(Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  400):  Ritter-  und  Landtag.  Vgl.  Lac.  Arch.  I,  S.  103. 
In  einem  Bericht  über  eine  Versammlung  der  Räte,  Ritterschaft  und 
Städtefreunde  von  Berg  zu  Düren  1513  Februar  17  (Herrsch,  u.  Jurisd. 
ad  Nr.  12,  vol.  I,  fol.  17)  wird  erwähnt,  es  sei  der  Ritterschaft  zuge- 
sagt, den  »lantdach«  zu  Opladen  zu  halten. 

53)  Lac.  ÜB.  3,  S.  804  bedeutet  Landtag  z.  B.  Versammlung  der 
Landfried  ensgenossen . 

54)  Vgl.  den  in  Ann».  41  citierten  Landtagsbericht  von  1518:  der 
Hz.  solle  >rede,  ritterschaft  [hat  der  Schreiber  ,ind  stedefrunde1  aus 
Versehen  ausgelassen?]  des  lantz  v.  dem  Berge  up  eine  plaitze  doin  be- 
scheiden; ind  so  der  lantdach  zu  Upiaden  nu  zo  2  malen  wederboeden 
worden,  ist  bekalt,  m.  g.  h.  denselven  lantdach«  innerhalb  der  nächsten 
vierzehn  Tage  oder  drei  Wochen  »weder  zo  bescheiden,  daselfs  hin  rede, 
ritterschaften  ind  stedefrunde  sementlich  des  lantz  v.  dem  Berge  zosampt 
amptluiden  ind  den  gerichtern  [diese  sollen  wegen  des  Rittergerichtes 
erscheinen]  zo  bescheiden,  umb  den  lantdach  gewoenliger  wise  zo  halden, 
ind  up  deselve  zit,  wan  der  lantdach  sin  ende  hait,  dan  de  vurg.  dingen 
mins  g.  h.  belehenonge  ind  wes  vorder  we  vurs.  daran  langt  vurzo- 
geven  ind  sich  einer  antwort  derhalven  ouch  zo  entsliessen«.  Hier 
wird  also  zwischen  dem  Landtag  (d.  h.  dem  Rittergericht),  der  zuerst 
gehalten  wird,  und  den  nach  Schluss  desselben  beginnenden  Verhand- 
lungen der  Regierung  mit  den  Ständen  über  allgemeine  Landesangelegen- 
heiten (dem  Landtag  in  unserem  Sinne)  geschieden.  Später  hören  wir, 
dass  der  Hz.  Räte,  Ritterschaft  und  Städtefreunde  »uf  fridach  na  s. 
Luden  dage  [1518  Dzb.  17]  zu  Uplaeden  bescheiden«  hat.  K.,  Caps.  1, 
Nr.  2,  fol.   160,  Orig. 
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Stände  (Ritterschaft)  und  Urteiler  (Ritterschaft  und  Schöllen)  nicht 
zusammen. 

In  Jülich  soll  nach  einem  Vertrag  von  1429 66)  zwischen  den 
beiden  Herren  des  Herzogtums  die  Huldigung  durch  Ritterschaft  und 
Städte  zu  Jülich  oder  Düren  stattfinden.  Wir  würden  vermuten, 
dass  der  Vertrag  diese  Orte  nennt,  weil  sie  altherkömmliche  Land- 
tagsstätten waren,  wenn  nicht  eine,  allerdings  späte  und  nicht  ganz 
klare  Nachricht66)  vorläge,  welche  Birkesdorf  die  Stellung  in  Jülich 
zu  geben  scheint,  wie  sie  Opladen  in  Berg  hat.  Wir  wollen  uns 
mit  der  Feststellung  der  Thatsache  begnügen,  dass  die  Landtage, 
die  sich  aus  dem  15.  Jahrhundert  einzeln  nachweisen  lassen,  fast 
ohne  Ausnahme  in  Jülich,  Düren  oder  Birkesdorf  stattgefunden 
haben.57) 

66)  Kremer  I,  S.  92  f. 

56)  In  einer  am  21.  November  1587  gemachten  Eingabe  der  De- 
putierten aller  Lande  (K.,  Caps.  1,  Nr.  3,  fol.  202,  Orig.)  lesen  wir: 
die  Jülicher  und  Bergischen  bitten  nochmals,  dass  »die  beisamenkunften 
für  den  lanttagen,  wie  es  dan  für  langen  Zeiten  gewesen,  das  die  Gue- 
ligsche  zu  Birkestorf  und  die  Bergische  zu  Upiaden  seich  versandet,  inen 
auch  in  gnaden  vergönnet  werden  mugen,  wie  solches  irer  f.  g.  und  den 
undertonen  in  vil  wege  erspriesslich«.  Das  würde  besagen,  dass  die 
Stände  vor  dem  formellen  Landtag  eine  Zusammenkunft  in  Birkesdorf, 
resp.  Opladen  gehabt  haben.  Darf  man  aber  bei  »beisamenkunft«  an 
das  Rittergericht  denken?  Vielleicht  forderten  die  Deputierten  im  Jahre 
1587  etwas,  was  nie  vorhanden  gewesen  war.  Oder  könnte  der  unten 
bei  Anm.  10&  erwähnte  Tag  von  1526  hier  in  Betracht  kommen? 

67)  In  den  Litteralien  (Orig.)  findet  sich  folgendes  Schreiben  (ohne 
Jahresangabe;  natürlich  aus  der  Zeit  1423  ff.)  von  »rait,  ritterschaft  ind 
stede«  von  Jülich  an  den  Hz.  von  Jülich-Berg:  ,Wird  wissen,  dass  die 
Ritterschaft  mit  den  Städten  von  Jülich  heute  zu  Jülich  bei  einander 
gewesen  ist  um  des  Herzogs  Land  betreffender  Sachen  willen.  »Under 
vast  vil  punten,  der  aldae  gewaegen  sint  [!"),  so  sint  u.  g.  ritterschaft  mit 
den  steden  vurs.  des  in  den  besten  oeverkomen,  u.  g.  vlelich  zo  bidden 
sich  willen  zo  oitmoidigen«  Sonntag  über  acht  Tage  nach  Düren  zu 
kommen  »omme  alsulchs  gebrechs  wille,  daromme  u.  g.  ritterschaft  mit 
den  steden  vurs.  bi  u.  g.  mee  geweist  sint,  ind  oich  omme  anderre 
sachen  wille,  daromme  dieselven  nu  zo  Guilge  vergadert  waren«.  Der 
Hz.  möchte  ja  kommen,  da  sie  dies  auch  dem  Herrn  von  Jülich-Heins- 
berg  geschrieben  haben.  »Ritterschaft,  stede  ind  lant  vurs.«  haben 
»des  ein  ganz  betruwen  zo  u.  g.«  Bitten  um  schriftliche  Antwort  — 
Mittwoch  nach  S.  Martin,  »under  Siegel  Frambachs  v.  Birgel,  des  wir 
alsamen  gebrochen «.'  Hier  wird  also  von  Landtagen  zu  Jülich  und  Düren 
gesprochen.     In  der  Korrespondenz  von  1445  in  den  urk.  Beil.  ist  ferner 
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Über  die  Zeit  der  Landtage  gab  es  gar  keine  allgemeinen  Be- 
stimmungen. Hier  entschied  lediglich  das  Bedürfnis.  Wir  kennen 
Jahre  ohne  Landtag,  aber  auch  solche,  welche  mehrere  haben.  Im 
ersten  Jahrzehnt  der  Regierung  Hz.  Johanns  z.  B.  drängten  sich 
die  Landtage,58)  während  für  die  Jahre  1522 — 37  (einschliesslich) 
nur  je  6  Landtage  für  Jülich   und  für  Berg  nachweisbar  sind.69) 

von  Landtagen  zu  Düren,  Jülich,  aber  auch  zu  Köln  (dieser  wird  freilich 
nur  vorgeschlagen)  die  Rede;  von  denselben  drei  Orten  in  dem  oben  in 
Anm.  6  mitgeteilten  Schreiben  von  1472.  Im  Jahre  1457  kam  die 
Herzogin  (der  Hz.  war  geisteskrank)  zweimal  (Sept.  1  und  Novb.  7)  mit 
den  »reden,  ritterschaft  ind  stedevrunden«  nach  Birkesdorf  (Rechnung 
über  die  Kosten  des  Aufenthaltes  d.  d.  Nideggen  1457  Novb.  21,  Orig., 
in  den  Litteralien).  1475  wird  der  Huldigungslandtag  zu  Jülich  gehalten 
(Kap.  III,  Anm.  27).  1483:  Birkesdorf  (erwähnt  in  dem  Priv.  v.  1484). 
1490  (s.  oben  Anm.  47  a):  Düren.  Die  in  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  60 
Anm.  20  citierte  Rechnung  des  jül.  Landrentmeisters  von  1440/41  er- 
wähnt, dass  die  Regierung  mit  den  Städten  und  LandgerichtsschöfTen  in 
Birkesdorf,  mit  den  (späteren)  Hauptstädten  in  Hambach  und  in  Düren 
wegen  der  Steuer  verhandelt  habe.  Von  den  Fällen,  wo  die  Ritterschaft 
als  Gericht  fungiert  (s.  Anhang  II),  wollen  wir  absehen,  da  es  sich  da- 
bei, wie  weiter  unten  zu  zeigen,  nicht  eigentlich  um  einen  Landtag 
handelt.  —  Über  die  gemeinsamen  Landtage  von  Jülich-Berg  s.  oben 
Anm.  50.  Dadurch,  dass  diese  häufiger  wurden,  war  schon  eine  Ab- 
weichung von  dem  alten  Brauch  gegeben. 

58)  Im  Jahre  1514  fanden  z.  B.  mindestens  sechs  jülicher  Land- 
tage (vier  in  der  Stadt  Jülich,  einer  in  Düsseldorf,  einer  in  Duisburg) 
statt,  davon  drei  gemeinsame  von  Jülich-Berg,  ein  gemeinsamer  von 
Jülich-Berg-Mark.  Und  sogleich  im  folgenden  Jahre  folgte  Dienstag  nach 
Neujahr  ein  neuer  (gemeinsamer  von  Jülich-Berg,  in  Düsseldorf).  Zwei 
(diejenigen,  auf  denen  blos  jülicher  Stände  anwesend  waren)  scheinen 
allerdings  nur  ständische  Gerichtstage  gewesen  zu  sein.  Im  Jahre  1518 
fand  im  Januar  ein  jülicher  Landtag  zu  Hambach,  im  November  zunächst 
einer  von  Jülich-Berg-Cleve-Mark  zu  Duisburg,  dann  einer  von  Jülich- 
Berg  zu  Düsseldorf,  im  Dezember  einer  von  Jülich  zu  Jülich  und  einer 
von  Berg  zu  Opladen  statt  —  sämtlich  regelrechte  Landtage. 

5Ö)  1522:  Jülich,  in  Jülich;  Berg,  einer  in  Mülheim  und  einer  in 
Schlebusch.  1525:  Jülich,  in  Hambach  (vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  155 
Anm.  13).  1526:  Jülich-Berg,  in  Düsseldorf.  1527:  Jülich-Berg-Cleve- 
Mark,  in  Düsseldorf.  1532:  Jülich-Berg,  in  Bergheim.  1534:  Jülich- 
Berg,  in  Düsseldorf.  Dazu  kommt  im  Jahre  1523  eine  Verhandlung 
mit  den  jülicher  Hauptstädten  in  Jülich.  Aber  diese  kann  wohl  ebenso- 
wenig mitgerechnet  werden  wie  die  Ausschusstage  (insbesondere  in  den 
Jahren  1535  und  1536).  Ober  die  Frage,  ob  1529  ein  Landtag  statt- 
gefunden hat,  s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.   164  Anm.  24. 
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Der  Tennin  des  Landtags  wurde  ebenso  wie  der  Ort  stets  in 
den  Berufungsschreiben  den  Ständen  mitgeteilt.60) 

•  Das  älteste  erhaltene  Berufungsschreiben  ist  von  1463  Dezem- 
ber 20. 61)  Aber  schriftlich  müssen  auch  schon  weit  früher  die 
Stände  zu  den  Landtagen  geladen  worden  sein.  Denn  bereits  das 
bergische  Rechtsbuch  (1355 — 97  verfasst)  bestimmt,  der  Landesherr 
solle  (bei  einer  Steuerforderung)  »der  ritterschaft  gemeinlicben  und 
den  steden  schrieven  zu  Upiaden«.62)  Und  zwar  ist,  spätestens 
seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts,68)  an  jedes  einzelne   Stände- 

60)  Die  Stände  werden  in  den  Berufungsschreiben  entweder  zum 
Abend  (so  dass  am  andern  Morgen  die  Beratungen  beginnen  können) 
oder  zum  Morgen  —  um  8  oder  ausnahmsweise  auch  um  9  oder 
10  Uhr  —  (so  dass  dann  sogleich  in  die  Beratung  eingetreten  werden 
kann)  berufen.  Das  erstere  scheint  das  häufigere  zu  sein.  —  Von 
einer  besonderen  Berufung  konnte  abgesehen  werden,  wenn  auf  einem 
Landtage  beschlossen  wurde,  an  dem  und  dem  Ort  und  zu  dem  und 
dem  Termin  wieder  zusammenzutreten.  Namentlich  kam  es  öfters  vor, 
dass  die  Städtefreunde,  die  ja  durch  ihre  Instruktionen  an  freier  Beschluss- 
fassung gehindert  wurden,  auf  dem  Landtag  versprachen,  zu  dem  und 
dem  Termin  eine  definitive  Antwort  zu  geben. 

61)  S.  urk.  Beil.  Ausser  diesem  zähle  ich  aus  dem  15.  Jahrhundert 
noch  mindestens  5  erhaltene  Berufungsschreiben.  Das  Zweitälteste  (von 
1469)  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  84  Anm.  48.  Das  in  den  urk.  Beil  mit- 
geteilte Schreiben  von  1445  Febr.  2  ist  nicht  ein  eigentliches  Berufungs- 
schreiben, sondern  eine  Antwort  des  Hz.  auf  eine  Anfrage  der  jülicher 
Stände. 

6a)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  6.  Ebenso  spricht  die  oben  Anm.  55  citierte 
jülicher  Vertragsurkunde  von  1429  von  schriftlicher  Ladung  der  Stände. 

68)  Wir  können  uns  dafür  auf  das  oben  Anm.  52  mitgeteilte  Be- 
rufungsschreiben von  1445  August  16  zum  Rittergericht  zu  Opladen 
(wovon  allerdings  nur  das  für  die  einzelnen  Räte  bestimmte  Schreiben 
vorliegt)  berufen.  Denn  warum  soll  man  es  mit  der  Berufung  zum 
Rittergericht  anders  als  mit  der  zum  Landtag  gehalten  haben?  Von  den 
erhaltenen  Landtagsausschreiben  sind  schon  die  ältesten  an  die  einzelnen 
Ständemitglieder  gerichtet.  —  Ober  die  Ankündigung  des  Rittergerichtes 
in  Opladen  finden  wir  einem  hzgl.  Schreiben  von  1535  Aug.  9  an  die 
Amtleute  (K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  52,  Cpt. ;  cf.  fol.  54)  folgende  Notiz 
beigefügt:  ,In  dem  Schreiben  an  die  bergischen  Amtleute  ist  ein  Zettel 
einzulegen,  dass  der  Hz.  Montag  nach  S.  Gereon  das  Ritterrecht  zu 
Opladen  halten  wolle  und  dass  die  Amtleute  deshalb  »solichs  in  der 
kirchen  usroifen  lassen  wie  gewonlich,  damit  diejenige,  so  des  zu  doin 
hedten,  sich  darnach  stellen  mögen  <.  Den  Amtleuten  von  Porz  und 
Angermund  ist  zu  melden,  dass  sie  den  Schöffen  zu  Porz  und  Kreuzberg 
mitteilen,    »die  oirdel  gegen  dieselvige  zit  wie  gewonlich  in  gereitschaft 
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raitglied  ein  besonderes  Schreiben  ausgefertigt  worden.  Nur  in  be- 
sonderen Fällen  hat  man  davon  Abstand  genommen.  So  werden 
im  Jahre  1499,  als  der  Hz.  (wie  es  scheint,  eilig)  zum  König  von 
Frankreich  aufbrach,  an  die  Beamten  (Ämtmann,  Vogt)  der  einzelnen 
Amtsbezirke  von  Jülich-Berg  Schreiben  folgenden  Inhalts  gesandt: 
der  Hz.  hat  den  zurückgelassenen  Räten  befohlen,  mit  anderen 
Räten,  Ritterschaften,  Amtleuten  und  Städtefreunden  von  Jülich-Berg 
zu  verhandeln;  da  jedoch  an  jeden  einzeln  zu  schreiben 
nicht  Zeit  ist,  so  soll  Adressat  sich  mit  diesem  Schreiben  zu  den 
Räten  und  Ritterschaftsmitgliedern  in  seinem  Amt  begeben  und  ihnen 
anzeigen,  dass  sie  sich  September  11  in  Caster  einstellen,  und  den 
im  Amt  gelegenen  Städten,  dass  sie  zwei  oder  drei  ihrer  Ratsfreunde 
dahin  schicken.84)  Diese  Form65)  der  Bekanntmachung  wird  hier, 
wie  man  sieht,  deutlich  als  Ausnahme  hingestellt.  Wenn  aber  auch 
jedes  Ständemitglied  ein  besonderes  Schreiben  erhielt,  so  sind  sie 
ihnen  doch  wohl  stets  nicht  durch  direkte  Boten  vom  Hofe,  sondern 
durch  die  Amtleute  zugesandt  worden.66) 

zu  haven«'.  Diese  Form  der  Bekanntmachung  bezieht  sich  aber  offenbar 
nicht  auf  die  Ritterschaft. 

6i)  d.  d.  Hambach  1499   Sept.  3.     J.-B.,   FS.  Nr.  5,   fol.  10,  Cpt. 

6B)  Im  folgenden  Jahre  wird  sie  noch  einmal  angewandt.  S.  Be- 
rufungsschreiben d.  d.  Paris  1500  Januar  7,  zum  Landtag  von  Jülich- 
Berg  nach  Bergheim  (Febr.  3).  K.,  Caps.  2,  Nr.  2,  fol.  1,  Cpt.  Hier 
handelt  es  sich  indessen  um  den  besonderen  Fall,  dass  der  Hz.  von 
Paris  aus  den  Landtag  einberuft  An  die  Städte  Jülich  und  Düren  wurden 
übrigens  besondere  Schreiben  gerichtet  (a.  a.  0.,  fol.  4,  Cpt.). 

6fi)  d.  d.  Hambach  1532  Mai  6  schreibt  der  Hz.  an  die  Ritterschaft 
von  Jülich,  Berg  und  Ravensberg,  sie  solle  sich  »mit  perden  und  har- 
nisch«  rüsten  und  einheimisch  halten,  »damit  du  uf  unser  ferner  schriven 
gerust  und  bereit  siest,  uns  vort  anstont  zu  dienst  zu  komen«.  J.-B., 
Landesverwaltung,  Nr.  4*/2,  Kop.  Diese  Briefe  an  die  Ritterschaft  wurden 
durch  die  Amtleute  befördert,  wie  aus  einem  ebendaselbst  vorhandenen 
Schreiben  (Kop.)  an  die  Amtleute  hervorgeht  (Hz.  schickt  dem  Adr.  anbei 
»die  brieve  an  unse  ritterschaft«  in  seinem  Amt  »sesshaftich«;  der  Adr. 
soll  »iderm  sinen  brief  zustellen«  lassen.  »Und  indem  noch  etliche  andere 
weren,  daran  [!]  wir  nit  geschreven  hedtn  [!],  alsdan  willest  du  inen 
solichs  zurkennen  geven  und  uns  mit  disem  boeden  ire  namen  schriftlich 
oeverschicken«.).  Wie  mit  diesen  Schreiben,  so  wird  man  es  auch  mit 
den  Berufungsschreiben  zum  Landtag  gehalten  haben.  Andererseits  lesen 
wir  in  einem  (undatierten)  Briefe  des  Kanzlers  an  den  Landdrosten  von 
Jülich  aus*  dem  Jahre  1623  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  245,  Cpt):  der 
Landdrost  möchte  dem  Zöllner  in  Jülich  befehlen,   die  Schreiben   an  die 
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Natürlich  verursachte  es  nicht  geringe  Mühe,  eine  so  grosse 
Zahl  von  einzelnen  Schreiben  herzustellen.  Wir  finden  deshalb 
auch  schon  früh  den  Druck  für  die  Berufungsschreiben  in  Anwen- 
dung.67) 

Der  Inhalt  der  letzteren  setzt  sich  regelmässig  aus  der  Angabe 
des  Termins  und  Ortes  des  Landtags  und  der  Mitteilung,  dass  etwas 
wichtiges  vorliege,68)  zusammen.  Dagegen  kommt  es  selten  vor, 
dass  der  Beratungsgegenstand  schon  in  dem  Berufungsschreiben 
bestimmt  angegeben   wird.69)    Wenn   die  Regierung  es   vermeidet, 

Amtleute  »mit  geleufligen  boeden«  jedem  zuzuschicken,  »so  men  der 
boeden  up  dit  mail  nit  hi  hait,  de  wissen,  de  luide  zu  soichen«.  Also 
regelmässig  gingen  an  die  Amtleute  direkte  Boten  vom  Hofe.  Der  Brief 
des  Kanzlers  fährt  dann  fort:  »men  ist  hi  ind  umbher  up  der  jacht  ge- 
west,  dat  sich  de  Schriften  dardurch  etlige  dage  verzogen  haven«  — 
eine  Notiz,  die  in  diesem  Zusammenhang  auch  von  Interesse  ist. 

6T)  Das  älteste  gedruckte  Berufungsschreiben,  das  mir  bekannt  ist, 
ist  d.  d.  Cleve  1516  Januar  6  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  128),  an  die 
Stände  von  Jülich-Berg,  zum  Landtag  zu  Düsseldorf  (wohin  auch  die  von 
Cleve-Mark  berufen  wurden)  Januar  22  abends.  Vgl.  unten  Anm.  124. 
Und  zwar  ist  ein  besonderes  Schreiben  für  die  Räte  und  ein  besonderes 
für  die  Ritterschaft  gedruckt.  Dagegen  ist  für  die  Städte  ein  Formular 
aus  einem  für  die  Ritterschaft  bestimmten  Berufungsschreiben  durch 
handschriftliche  Änderungen  hergestellt.  Oder  handelt  es  sich  dabei  um 
das  Cpt.  eines  noch  für  die  Städte  herzustellenden  Druckes?  Über  die 
Zahl  der  Berufungsschreiben  s.  oben  S.  28.  Hier  ist  zu  beachten,  dass 
die  Stände  nicht  in  voller  Zahl  nach  Düsseldorf  berufen  wurden,  sondern 
nur  »etlige  ritterschaften«  und  die  Hauptstädtefreunde. 

68)  1482  Sept.  13:  die  Berufung  erfolgt  »umb  sachen  wille,  si 
[d.  h.  die  Ratsfreunde  der  Städte]  asdan  alhie  wael  verneinen  werden«. 
1488  Dzb.  23:  »der  beden  [s.  Anm.  69]  halven  ind  anders,  alda  wail 
verneinen  wirdest«.  1506  Jan.  24:  >umb  verlenkliger  sachen  wille, 
wir  [die  Statthalter  in  Abwesenheit  des  Herzogs]  van  wegen  ind  bevel 
s.  f.  g.  mit  uch  zo  besprechen  hain«.  1510  Aug.  7:  »umb  sonderliger 
sachen  wille  uns  ind  unse  lande  mirklich  ind  hoichlich  anlangende,  as 
du  asdan  hi  an  uns  wail  verneinen  wirdest«.  1514  Juni  18:  wegen 
gewisser  den  Hz.,  seine  Lande,  Leute  und  Untertanen  »hoechlich  an- 
langender« Sachen,  die  der  Adressat  dann  erfahren  wird.  1614  Okt.  27: 
um  gewisser  Sachen  willen,  »uns  ind  unse  lande  mirklich  anlangen«. 
6B)  So  in  dem  Berufungsschreiben  von  1463  (urk.  Beil.),  wo  aber  die 
Verhältnisse  auch  besonderer  Art  waren.  Wenn  in  dem  Zweitältesten 
(von  1469)  der  Bede  Erwähnung  geschieht,  so  ergiebt  sich  aus  dem- 
selben, dass  den  Ständen  dieser  Beratungsgegenstand  schon  vorher  vor- 
getragen worden  war.  Ebenso  verhält  es  sich  wohl  auch  mit  dem 
Schreiben    von  1488  Dzb.  23  in  Anm.  68.     In  dem  Berufungsschreiben 
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ihn  zu  nennen,  so  leitet  sie  dabei  offenbar  der  Gedanke,  dass  die 
Bekanntmachung  eine  Agitation  gegen  die  Forderungen,  die  sie  auf 
dem  Landtag  zu  stellen  beabsichtigt,  hervorrufen  könnte.  Ein  anderer 
Grund  mochte  die  technische  Schwierigkeit  sein,  auf .  schriftlichem 
Wege  den  Ständen  eine  eingehende  Auseinandersetzung  zukommen 
zu  lassen. 

Wir  haben  bisher  von  den  Landtagen  gesprochen,  die  auf  Grund 
eines  landesherrlichen  Berufungsschreibens,  also  auf  landesherrliche 
Anordnung,70)  zusammengetreten  sind.  Diese  bilden  weitaus  die 
Mehrzahl  aller  Landtage.  Aber  es  giebt  auch  solche,  die  sich  aus 
eigener  Initiative  der  Stände  versammeln.  Nachweisen  lassen  sich 
Landtage  der  letzteren  Art70*):  einer  in  den  Kämpfen  Hz.  Wilhelms 
von  Berg  mit  seinem  Sohne  Adolf  1403 — 4,  mindestens  drei  für  die 
Zeit  von  1423 — 51, 71)  einer  aus  der  Zeit  Hz.  Johanns.  Bei  der 
verhältnismässig  grossen  Zahl  aus  dem  zweiten  Viertel  des  15.  Jahr- 
hunderts ist  zu  beachten,  dass  damals  die  Lage  der  Regierung  in 
Folge  der  Kämpfe  mit  Geldern,  ferner  der  Teilung  Jülichs  (1423) 
und  der  finanziellen  Bedrängnis,72)  die  schliesslich  zum  Verkauf  des 
Herzogtums  Berg  und  einiger  Stücke  von  Jülich  führte,  eine  pre- 
käre war. 

Ein  unbedingtes  Recht,  nach  Belieben  zu  Landtagen  zusammen- 
zutreten, scheinen  nicht  einmal  die  Stände  selbst  sich  beigelegt  zu 
haben.  In  einem  Schreiben,  in  dem  sie  über  einen  von  ihnen  ver- 
anstalteten Landtag  berichten  (1445),   heben  sie  nämlich,   offenbar 


von  1527  April  12  ferner  wird  auf  die  sächsische  Heirat,  über  die  schon 
im  vorigen  Jahre  auf  dem  Landtage  verhandelt  worden  war,  Bezug  ge- 
nommen. Solche  Fälle  beweisen  natürlich  nichts  gegen  den  im  Text 
ausgesprochenen  Satz. 

70)  Übrigens  sind  nicht  alle  Landtage,  die  auf  landesherrliche  An- 
ordnung zusammengetreten  sind,  durch  ein  landesherrliches  Schreiben 
berufen.     S.  Anm.  60. 

70a)  Ztschr.  15,  S.  237. 

71)  S.  das  undatierte  Schreiben  in  Anm.  67,  das  offenbar  von  einem 
von  den  Ständen  selbst  veranlassten  Tage  ausgeht.  Darin  heisst  es  ferner, 
dass  die  Stände  wegen  gewisser  Sachen  mehrmals  beim  Herzog  gewesen 
sind  —  damit  meinen  sie  vielleicht  auch  Vorstellungen,  die  aus  ihrer 
Initiative  ausgegangen  sind.  Weiter  kommt  hier  die  in  den  urk.  Beil. 
mitgeteilte  Korrespondenz  von  1446  in  Betracht  (Landtag  zu  Düren). 
Endlich  setzt  die  jülicher  Einung  von  1451  (s.  darüber  unten)  einen 
Landtag  ohne  Mitwirkung  des  Landesherrn  voraus. 

72)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  76;  III,  1,  S.  66. 
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zur  Rechtfertigung  der  eigenmächtigen  Berufung  der  Versammlung, 
hervor,  dass  die  letztere  nur  den  Nutzen  des  Herzogs  und  des 
Landes  bezwecke.78)  Bei  anderer  Gelegenheit74)  bezeichnen  sie  es 
ferner  als  eine  Vergünstigung,  dass  der  Hz.  ihnen  gestattet,  mit  den 
kölnischen  Standen  zu  einem  Tage  zusammenzukommen.  Überhaupt 
dürfen  wir  dem  Versammlungsrecht  in  unseren  Territorien  keine  zu 
grosse  Bedeutung  beilegen,  wie  es  denn  bezeichnend  ist,  dass  von 
den  rein  ständischen  Tagen  nur  zwei  (der  von  1403 — 4  in  Berg 
und  der  von  1451  in  Jülich)  in  direktem  Gegensatz  zum  Landes- 
herrn stehen. 

Wenn  die  Stände  sich  kein  unbedingtes  Versammlungsrecht 
zuschreiben,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  der  Landesherr  ihnen 
nicht  grössere  Freiheiten  zuerkennt.  Andererseits  spricht  er  ihnen 
für  die  später  zu  erörternden  Fälle,  für  welche  er  ihnen  das  Recht 
der  Verfügung  über  das  Territorium  zuschreibt,  implicite  auch  das 
Recht,  sich  selbständig  zu  versammeln,  zu.  Ferner  verdient  es  Be- 
achtung, dass  er  in  der  Antwort75)  auf  das  Schreiben  der  jülicher 
Stände  von  1445,  in  welchem  sie  ihm,  allerdings,  wie  bemerkt, 
unter  dem  Hinweis  auf  seinen  und  des  Landes  Nutzen,  über  den 
von  ihnen  veranlassten  Landtag  berichten,  keine  Andeutung  über 
die  Wahrung  seines  Rechtes  macht.  Im  16.  Jahrhundert  dagegen 
vertritt  er  seinen  Standpunkt  mit  grösserer  Deutlichkeit.  Unser 
Bericht76)  über  jenen  Landtag  aus  Hz.  Johanns  Zeit  (von  1513) 
lautet  nämlich:  ohne  Wissen  des  Herzogs  ist  von  einem  Teile  der 
Ritterschaft77)  eine  Bescheidung  geschehen;  doch  ist  dem  Hz.  gesagt, 
dass  dieselbe  ihm  zum  Besten  diene;  darum  hat  er  es  unvermerkt 
geschehen  lassen;  sonst  hätte  er  es  nicht  gestatten  dürfen.78) 


78)  Ähnlich  in  dem  Referat  über  den  Landtag  von  1513  (s.  nachher). 

74)  Urk.  Beil.  1431  Oktober  12. 

76)  Urk.  Beil.  1446  Februar  2. 

76)  Die  hzgl.  Räte  geben  ihn  in  einer  Verhandlung  mit  den  jülicher 
Hauptstädten  1513  Maria  Magdal.  [Juli  22].  Herrschaften  und  Juris- 
dictionsbefugnisse  im  Herzogtum  Jülich  ad  Nr.  12,  vol.  I,  fol.  12.  Jener 
Landtag  beschäftigte  sich,  wie  es  scheint,  mit  der  Frage  der  Steuer- 
bewilligung. 

7T)  Es  scheint,  dass  auch  Städte  dazu  beschieden  waren. 

78)  Ober  die  Streitigkeiten  in  späterer  Zeit,  die  sich  an  die  Frage 
des  Versammlungsrechtes  der  Stände  in  Jülich-Berg  knüpfen,  vgl.  vor- 
läufig den  Hauptrecess  von  1672  Novb.  5  §.  7  (Scotti  I,  Nr.  591).  Aus 
dem  benachbarten  Geldern  mag  hier  angeführt  werden,  dass  im  Jahre  1537 
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Ein  Zwang  zum  Erscheinen  bestand  für  die  zum  Landtag  -Be- 
rufenen nicht.784)  Nur  einmal  hören  wir  aus  dem  kleinen  Neben- 
ländchen  Milien,79)  dass  der  Hz.  die  Ritterschaft  auf  Grund  der 
Lehnspflicht  (unter  Androhung  des  Verlustes  der  Lehen)  bescheidet. 
Dies  ist  aber  das  einzige  Beispiel  eines  solchen  Verfahrens;  und  in 
den  Hauptländern  insbesondere  kommt  nichts  derartiges  vor.  Auch 
würde  die  Ladung  auf  Grund  der  Lehnspflicht  nicht  für  alle  an- 
wendbar gewesen  sein,  da  nicht  alle  Lehnsleute  des  Landesherrn 
waren.  Wohl  geschieht  es,  dass  die  ausbleibenden  Ständemitglieder 
sich  entschuldigen.80)  Indessen  hören  wir  nie,  dass  der  Landesherr 
die  Entschuldigung  als  ungenügend  bezeichnet.  Noch  andere  That- 
sachen  sprechen  gegen  die  Annahme,  dass  ein  Zwang  zum  Er- 
scheinen bestand.  Während  der  Verhandlungen  reiten  Ständemit- 
glieder fort,  ohne  dass  Einsprache  geschieht  (S.  27).  Gelegentlich 
wird,  weil  viele  wider  Erwarten  ausgeblieben,  ein  neuer  Landtag 
angesetzt.81)  Einmal  wurde  ferner,  wie  erwähnt  (S.  27),  in  Aus- 
sicht genommen,   den  einzelnen,   die   nicht  erschienen  waren,   von 


in  dem  Vertrag  des  Hz.  von  Geldern  mit  der  Stadt  Nymwegen  (Nijhoff 
VI,  3,  Einl.  S.  32)  bestimmt  wird,  Nymwegen  solle  einen  Landtag  ein- 
berufen, aber  hinzugesetzt  wird:  »woewael  hun  sulcx  niet  toe  en  behoirt«. 
Vgl.  ebenda  S.  37  (1538  das  Versammlungsrecht  zugestanden).  Vgl. 
ferner  Unger  II,  141;  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I,  459  Anm.  5,  806, 
809,  II,  407  Anm.  3;  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  325  §.  14  und  15. 
78a)  Vgl.  v.  Campe  S.  189. 

79)  Mit  diesem  Ländchen  wurde,  wie  früher  erwähnt  (ldstd.  Vf.  III, 
1,  S.  83),  besonders  verhandelt.  1500  April  6  schreiben  Joh.  v.  Ruischen- 
berg  [wohl  Amtmann]  und  Claes  v.  Zisse  [Vogt  und  Rentmeister  v.  Heins- 
berg] an  den  Hz.  (Litteral.,  Orig.):  ,Die  zu  April  5  beschiedene  Ritter- 
schaft ist  nicht  vollzählig  erschienen  und  die,  welche  erschienen  sind, 
haben  uns,  da  nicht  alle  versammelt  waren  und  »sullichs  [es  handelt 
sich  um  eine  Steuerforderung]  in  neit  mere  vurgelacht  is  geweist«,  keine 
Antwort  gegeben;  sie  haben  nur  geantwortet,  wir  sollten  die  andern 
wieder  bescheiden  »up  verlesonge  [!]  irs  lehns  ind  up  ir  selfs  kost,  wie- 
wail  dat  ungewoentlich  is,  want  men  den  liehnmannen  di  kost  pleit  zo 
doin,  as  der  lantherre  si  bescheidet.  Soe  haven  wir  wederomme  di 
liehnmannen  vurg.  bescheiden  van  u.  g.  wegen  .  .  .  up  ire  selfs  kost«'. 
Die  Worte:  »wiewail  dat  ungewoentlich  is«  beziehen  sich  natürlich  nur 
auf:   »up  ir  selfs  kost«. 

80)  S.  oben  S.  27  (1534). 

81)  Berufungsschreiben  d.  d.  1516  »conversio  Pauli«  (Januar  25), 
für  Jülich.     K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  133,  Cpt. 
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den  Landtagsbeschlüssen  Kenntnis  zu  geben  und  ihrer  Antwort  ent- 
gegenzusehen. 

Diäten,  Tagegelder  wurden  den  erscheinenden  Ständemitgliedern 
in  unserer  Zeit  noch  nicht  gezahlt.  Dagegen  scheint  der  Landesherr 
regelmässig  die  Unterhaltungskosten  für  die  Dauer  des  Landtags 
getragen  zu  haben.  Erstens  nämlich  sind  sie  nachweislich  mehr- 
mals aus  seiner  Kasse  bestritten  worden.88)  Sodann  wird  dreimal 
die  Unterhaltung  durch  die  Stände  selbst  als  Ausnahme  bezeichnet.88) 

8a)  In  der  in  Anm.  57  citierten  Rechnung  des  jül.  Landrentmeisters 
wird,  nachdem  erwähnt  ist,  dass  1440  Oktober  8  gegen  das  »morgen- 
essen« der  Hz.,  der  Kurfürst  von  Köln,  der  Junker  v.  Blankenheim,  die 
Räte,  Amtleute,  Städte  und  Schöffen  von  den  Dingstühlen  des  Landes 
Jülich  nach  Birkesdorf  (wegen  der  Verhandlung  über  die  Bede)  kamen, 
bemerkt:  »ind  daden  aldair  dat  morgenessen  ind  hadden  verdaen  alle- 
könne  sachen,  dat  minen  g.  h.  voir  sine  drie  del  [über  die  Teilung  Jülichs 
s.  oben]  antreffet  na  inhalt  des  recess  an  gelde  67  mr.  6  s.  101/*  d.«» 
Hierunter  sind  doch  ohne  Zweifel  die  Städte  und  Schöffen  mit  zu  ver- 
stehen. Nach  der  ebenfalls  in  Anm.  67  citierten  Rechnung  von  1457 
Novb.  21  kamen  die  Herzogin  und  die  Stände  von  Jülich  zweimal  nur 
zum  Morgenessen  nach  Birkesdorf;  das  dritte  Mal  waren  sie  vom  Abend 
bis  an  den  anderen  Tag  nach  dem  Morgenessen  da.  Die  Kosten  für  den 
dreimaligen  Aufenthalt  betrugen  302  Mark,  die  der  Zöllner  von  Birkes- 
dorf bezahlte;  ausserdem  besorgte  aber  das  dritte  Mal  noch  »Ploniss 
unse  keiner  zo  Düren«  Stockfische,  Käse,  Weizen,  Roggen  und  Hafer. 
Vgl.  auch  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  243.  Über  die  Form,  in  der  die  Ver- 
pflegung stattfand,  s.  a.  a.  0.  S.  146  Anm.  16;  Ztschr.  5,  S.  305. 

88)  Die  eine  Nachricht  ist  die  von  1500  in  Anm.  79.  Eine  zweite 
s.  unten  Anm.  120.  Eine  dritte  bietet  ein  jülicher  Landtagsbericht  d.  d. 
1517  Mai  11  (K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  145,  Orig.).  Danach  lehnen  die 
Hauptstädteboten  die  Steuerforderung  des  Landesherrn  ab.  Räte  und 
Ritterschaft  legen  sich  nun  ins  Mittel  und  verabreden  mit  jenen,  dass 
sie  die  Sache  an  die  Gemeinde  zurückbringen  »ind  dat  u.  g.  h.  de  andere 
klein  stede  des  lantz  van  Guilge  zu  Guilge  mit  darbi  bescheide  nit  up 
uns  g.  h.,  sonder  up  der  stede  kosten«.  Es  scheint,  dass  eine 
Ausnahme  von  der  Regel  besonders  dann  gemacht  wurde,  wenn  nach 
dem  Hauptlandtag  Sonderlandtage  (besonders  der  Städte)  gehalten  wurden. 
Aus  den  Stadtarchiven  ergiebt  sich,  dass  die  Städte  nicht  geringe  Aus- 
gaben für  Landtagsunkosten  aufbrachten.  Und  zwar  scheint  sich  dies 
keineswegs  blos  darauf  zu  beziehen,  dass  die  Stände  ausnahmsweise 
einmal  selbst  die  Kosten  tragen  mussten.  S.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  133 
Anm.  8.  Aufklärung  hierüber  giebt  wohl  folgende  Notiz  des  Lagerbuches 
des  Amtes  Jülich  von  1786:  von  der  Stadt  Jülich  erscheinen  zwei  auf 
den    Landtagen;    jedem  wird    »nebst  den    gewoenlich    beischlagenden  [!] 
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Man  mochte  es  als  billig  ansehen,  dass  der  Landesherr  die  Kosten 
für  sie  trug,  da  er  sie  auch  bestritt,  wenn  er  sonst  die  Ritterschaft 
zu  sich  entbot.84)  Eine  Besonderheit  scheint  in  dem  Fall  gegolten 
zu  haben,  dass  die  Stände  als  Gericht  fungierten:  da  trugen  wohl 
die  Parteien  die  Kosten.86) 

In  den  Verhandlungen  des  Landtags  tritt  in  bemerkenswerter 
Weise  der  Erbmarschall  hervor.86)  In  Jülich87)  finden  wir,  dass 
ein  ständisches  Schreiben  mit  seinem  Siegel88)  versehen,  dass  er 
unter  den  Absendern  eines  ständischen  Schreibens,89)  ebenso  unter 


landtagsdiaeten  ad  partem  annoch  von  der  Stadt  aus  iren  statrentmeisterei- 
mittelen  1/s  rtlr.  pro  diaeta  zugesetzet«. 

84)  Priv.  Berg  1511  §.  22. 

8Ö)  So  wird  es  uns  wenigstens  aus  dem  Jahre  1514  berichtet.  Vgl. 
Memorialien  Lunyncks  (Litteral.):  zu  Donnerstag  nach  »convers.  Pauli  sin 
de  partien  van  Marken  [wohl  Merken  im  Amt  Jülich;  Ztschr.  23,  S.  199] 
vur  rede,  etlige  ritterschaft,  heuftstedevrunde,  ouch  etligen  doctoren, 
lantdechen  ind  pastoeren  der  dechenien  van  Guilge  bescheiden  den  avent 
zu  Guilge  zu  sin,  .  .  .  up  der  partien  kosten  zu  geschien«. 

86)  Von  benachbarten  Territorien  sei  auf  Kurköln  verwiesen.  Hier 
hat  nach  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  325  (Erblandesvereinigung  von  1463)  §.  15 
unter  Umständen  der  Erbmarschall  das  Recht  die  Stände  zu  berufen. 
Vgl.  auch  urk.  Beil.  1431.  —  In  Kursachsen  ist  der  Erbmarschall  als 
solcher  Direktor  der  Landschaft  und  zugleich  landschaftlicher  Obersteuer- 
einnehmer (Zachariä,  kursächsisches  Lehnrecht,  Ausg.  von  1796,  S.  46). 
Er  sammelt  die  Stimmen  der  Ritterschaft  (Riccius,  von  dem  landsässigen 
Adel,  S.  398). 

87)  Über  die  Familien,  in  deren  Besitz  das  jülicher  Erbmarschallamt 
gewesen  ist,  s.  Strange,  Beiträge  zur  Genealogie  der  adligen  Geschlechter 
III,  S.  8  ff.;  Korth,  Archiv  zu  Harff  I  (Annalen  55),  S.  264  ff.  Bis 
c.  1419  ist  Engelb.  Nit  v.  Birgel,  bis  c.  1439  Frambach  v.  Birgel  Erb- 
marschall. 1489  wird  Engelbrecht  Hurt  v.  Schoeneck  mit  dem  Erb- 
marschallamt belehnt.  —  Dass  der  Erbmarschall  auf  den  Landtagen  eine 
besondere  Rolle  spielt,  geht  wenigstens  im  allgemeinen  schon  aus  den 
in  Anhang  II  mitgeteilten   Briefen    von    1427   Juli  4    und  Juli  8   hervor. 

88)  S.  oben  Anm.  57;  urk.  Beil.  1431.  Freilich  trägt  ein  Schreiben 
von  Räten  und  Ritterschaft  von  Jülich  an  den  Hz.  das  Datum:  »gegeven 
under  min  Daems  v.  Harve  lantdrosten  siegel,  des  wir  anderen  sement- 
lieh in  deser  sachen  mit  gebruichen«,  1516  Freitag  nach  Eschtag  (Q.-M., 
Zeitereignisse,  Litter.,  B,  Nr.  2,  fol.  6,  Kop.).  Indessen  können  hier 
zufällige  Umstände  mitspielen.  —  An  sich  ist  der  Landdrost  vornehmer 
als  der  Erbmarschall,  und  wo  daher  beide  genannt  werden,  steht  der 
erstere  voran.  Aber  bemerkenswert  ist  es,  dass  gelegentlich  nur  das 
Siegel  des  Marschalls  erwähnt  wird. 

S9)  Urk.  Beil.  1431. 
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den  Adressaten  des  Schreibens  eines  auswärtigen  an  die  Stände90) 
an  erster  Stelle  genannt  wird.  Über  die  hervorragende  Rolle,  welche 
der  jülicher  Erbmarschall  in  den  ständischen  Streitigkeiten  des  Jahres 
1513  spielt,  werden  wir  später  (Kap.  IV,  §.  4)  zu  sprechen  haben. 
In  Berg  scheint  der  Erbmarschall  mehr  zurückzutreten.91)  Doch 
ist  es  der  Beachtung  wert,  dass  der  Hz.  in  einem  Schreiben,  in 
dem  er  dem  bergischen  Erbmarschall  Wilh.  v.  Nesselrode  die  Be- 
rufung eines  Landtags  anzeigt,  hinzufügt,  er  habe  den  Adressaten 
»als  unsen  erfmarschalk  insonderheit  gerne«  dabei.98)  —  Welche 
bestimmten  Funktionen  die  Erbmarschälle  bei  den  Landtagsverhand- 
lungen in  unserer  Zeit  versahen,  vermögen  wir  nicht  festzustellen. 
Überhaupt  sind  wir  über  die  Form  der  Verhandlungen  in  unserer 
Zeit  nicht  eingehend  unterrichtet.  Doch  lässt  sich  ihr  Gang  wenigstens 
in  den  Umrissen  erkennen.98*)  Ein  Bericht  über  den  jülicher  Land- 
tag von  1518  Dezember  15  zu  Jülich98)  ist  vielleicht  der  anschau- 
lichste von  den  uns  vorliegenden.  Zuerst  wird  danach  der  Brief, 
den  Herzog  und  Herzogin  an  die  Stände  geschrieben,94)  dann  der 
Abschied  eines  kurz  vorher  (November  11  zu  Düsseldorf)  gehaltenen 
Landtags  verlesen.  »Darup  haven  doe  der  lantdroist  ind  de  andere 
rede  vast  berichtonge  vorder  gegeven.  Item  sin  ritterschaften,  ouch 
der  stede  frunde  umb  ire  berait  zoruggegetreden.  Item  de  ritter- 
schaften sin  vur  sich  weder  komen  ind  gesacht  .  .  .  Item  der  stede 
frunde  sin  weder  inkomen  ind  .  .  .  gesprochen  .  .  .  Hain  de  ritter- 
schaften gesprochen  .  .  .  Item  der  stede  frunde  hain  geantwort  [auf 

90)  Urk.  Beil.  1431;  s.  unten  Kap.  IV,  Anm.  85.  1614  schickt 
der  Kaiser  ein  an  die  jülicher  Landschaft  adressiertes  Mandat  an  den 
Erbmarschall  Hurt,  die  für  Berg,  Cleve,  Mark  bestimmten  Mandate  an 
bestimmte  Städte  (Siegburg,  Wesel,  Soest).  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  58. 
Vgl.  ferner  Mitt.  Köln  17,  S.  35  (1438  Novb.  2). 

91)  In  den  in  urk.  Beil.  zu  1431  mitgeteilten  Urkunden  treten  mehr 
ein  Hofmeister  und  der  Erbschenk  hervor. 

")  d.  d.  Düsseldorf  1513  Freitag  nach  assumpt.  Mar.  (K.,  Caps.  2, 
Nr.  5,  fol.  36,  Cpt.). 

99a)  Bevor  man  einen  Gegenstand  an  den  Landtag  brachte,  wurde 
er  wohl  regelmässig  von  den  hzgl.  Räten  in  Beratung  gezogen.  Vgl. 
Kap.  IV,  Anm.  98. 

98)  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  152,  Orig.  Vgl.  auch  unten  Kap.  IV, 
Anm.  98. 

94)  Dieser  Brief  ist  zweifellos  identisch  mit  dem  vorliegenden  (K., 
Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  160,  Orig.)  an  die  bergischen  Stände  d.  d.  Ham- 
bach  1518  »uf  s.  Lucien  dach«. 
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die  landesherrliche  Steuerforderung]  .  .  .«  Schliesslich  versprechen 
die  Städtefreunde,  sie  wollen  Dezember  29  wieder  nach  Jülich  kommen 
»ind  volkomlige  antwort  geven.  Darzo  sich  der  lantdroist,  hoef- 
meister,  Joh.  v.  Bongart,  Joh.  v.  Palant,  Werner  v.  Palant  verdragen, 
asdan  ouch  zo  Guilge  zo  sin  ind  der  antwort  warden.  Vorder  hain 
ritterschaften  ind  stedefrunde  vast  vil  gebrechen  vurgegeven.« 

Wenn  der  Landesherr  hier  dem  Landtag  über  den  Beratungs- 
gegenstand einen  Brief  schreibt,  so  handelt  es  sich  dabei  um  eine 
doppelte  Ausnahme.  Erstens  nämlich  ist  der  Landesherr  sonst 
meistens  auf  den  Landtagen,  auch  auf  Tagen,  die  im  Verlauf  eines 
Landtags  gehalten  werden,  wie  Städtetagen  und  Ausschusstagen, 
anwesend.  Zweitens  wird  der  Beratungsgegenstand  den  Ständen 
sonst  nicht  in  einem  für  sie  bestimmten  Schriftstück  mitgeteilt, 
sondern  nur  auf  dem  Landtag  mündlich  vorgetragen.  Nun  hätte 
der  Hz.  diesmal,  wie  er  es  sonst  that,  wenn  er  abwesend  war, 
einfach  seine  Räte  beauftragen  können,  den  Ständen  seine  Forde- 
rung vorzulegen.  Allein  er  wählt  ohne  Zweifel  jene  feierlichere 
Form  wegen  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes.96) 

Trotzdem  der  Hz.,  wie  erwähnt,  meistens  auf  dem  Landtag 
zugegen  ist,  lässt  er  die  Proposition96)  doch  regelmässig  durch  einen 
Vertreter97)  vortragen,  wenn  er  auch  später  im  Verlauf  der  Ver- 
handlungen gelegentlich  persönlich  eingreift. 


9B)  Der  Brief  ist  sehr  lang  und  eindringlich  geschrieben.  Der  Hz. 
wünschte  eine  Steuer  für  seine  Belehnung. 

°6)  Dass  die  den  Ständen  vorzutragende  Proposition  niedergeschrieben 
ist,  finde  ich  zuerst  im  Jahre  1500:  Proposition  für  den  Landtag  von 
Jülich-Berg  zu  Bergheim  (s.  unten  Kap.  IV,  Anm.  98).  Von  da  an  liegt 
eine  grössere  Zahl  schriftlicher  Propositionen  vor.  Die  Instruktion  für  die 
Räte  zur  Verhandlung  mit  dem  im  Juli  1534;  zu  haltenden  Landtag  von 
Jülich-Berg  trägt  sogar  ein  hzgl.  Siegel:  »gezeichent  under  .  .  .  unsers 
g.  h.  secriet  am  4.  dage  julii  ao.  34«  (K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  10, 
Orig.).  Allein  diese  Schriftstücke  waren  im  allgemeinen  nicht  für  die 
Stände  bestimmt.  Im  Jahre  1519  scheint  allerdings  auf  dem  Landtag 
zu  Düsseldorf  (März  7)  den  Ständen  eine  schriftliche  Proposition  einge- 
händigt worden  zu  sein  (S.  86). 

9T)  Er  wird  uns  in  unserer  Zeit  meistens  noch  nicht  genannt,  sondern 
wir  hören  nur,  dass  der  Hz.  vortragen  lässt  oder  dass  die  hzgl.  Bäte 
vortragen.  Auf  dem  Ausschusstag  von  Jülich-Berg  zu  Düsseldorf  1535 
Juli  5  trägt  der  Hofmeister  Hosteden  in  Gegenwart  des  Hz.  Johann,  des 
jungen  Hz.  Wilhelm  und  dreier  anderer  Bäte  (Erbhofmeister  Harf,  Bilant 
und  Trostorp)  die  Proposition  vor.    K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  29.  Vgl.  auch 
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Nach  dem  Vortrag  der  Proposition  wird  den  Ständen  »ire 
berait  gegunt«  (S.  12).  Die  Beratungen  dauern  einmal  drei  Tage 
(S.  12).  Länger  dürften  sie  in  unserer  Zeit  nie  gewährt  haben.98) 
Wie  der  Bericht  von  1518  lehrt  und  auch  zahlreiche  andere  Nach- 
richten beweisen,  beraten  Ritterschaft  und  Städte  gesondert. 

Wohl  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  endigten  die  Beratungen  des 
ersten  Landtags,  der  in  einer  Angelegenheit  berufen  wurde,  ohne 
bestimmtes  Resultat.  Es  wurde  nötig,  einen  neuen  Landtag  oder 
wenigstens  einen  neuen  Städtetag  oder  einen  Ausschusstag  auszu- 
schreiben. Und  zwar  wurden  diese  Verzögerungen,  von  allgemeinen 
Gründen  abgesehen,  zunächst  dadurch  verursacht,  dass  die  Stände 
öfters  nicht  in  voller  Zahl  berufen  waren,  dann  aber  namentlich 
auch  dadurch,  dass  die  Städtefreunde,  die  doch,  wie  die  Stände 
überhaupt,  von  dem  Beratungsgegenstand  erst  durch  die  Proposition 
erfuhren,  ohne  spezielle  Bevollmächtigung  ihrer  Auftraggeber  keine 
definitiven  Beschlüsse  fassen  durften.  Gerade  in  der  hier  darzu- 
stellenden Zeit  (weit  mehr  als  in  der  Zeit,  deren  Akten  in  unserer 
Edition  veröffentlicht  werden)  füllt  das  „Zurückbringen"  der  Städte- 
boten einen  Hauptteil  der  Landtagsverhandlungen  aus.  Für  den 
schleppenden  Gang,  den  sie  haben,  ist  die  wichtigste  Ursache  die 
Abhängigkeit  der  städtischen  Gesandten  von  ihrer  Instruktion.99) 
Die  Regierung  musste  deshalb  darauf  sehen,  wie  sie  das  „Zurück- 
bringen" überflüssig  machte.100)  Sie  wählte  das  Mittel,  die  Städte 
aufzufordern,   ihre  Boten  mit  der  nötigen  Vollmacht  ausgestattet  zu 

oben  S.  41.  Ein  Bericht  über  eine  Verhandlung  mit  den  jülicher  Hauptstädte- 
freunden  (a.  a.  0.,  fol.  255,  Orig.)  hat  die  Aufschrift:  »ao.  36  uf  den  30. 
dach  maji  in  bisin  mins  g.  h.«,  der  Herzogin,  des  jungen  Herrn,  des  Joh. 
Vlatten,  Wilh.  v.  d.  Bongart,  Kanzler  Gogref,  Erbhofmeister  Harf,  Hof- 
meister Hosteden,  Herrn  v.  Drimborn,  Palant  zu  Breidenbent,  Doctor 
Conrad  [Heresbach];  ein  anderer  (a.  a.  0.,  fol.  256,  Orig.):  1536  Juni  8 
ist  in  Hambach  den  jülicher  Hauptstädteboten  in  Gegenwart  des  Herzogs 
u.  s.  w.  [dieselben  wie  vorhin  ausser  Vlatten  und  Drimborn;  statt  deren: 
Stallmeister  Bilant]  folgendes  vorgetragen.  Wer  den  Vortrag  gethan  hat, 
ist  nicht  angegeben. 

98)  Über  ganze  kurze  Verhandlungen  s.  vorhin  Anm.  82. 

")  Vgl.  oben  Anm.  31a  ff. 

I0°)  d.  d.  Hambach  1521  Dzb.  15  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  207, 
Orig.)  schreibt  der  Hz.  an  eine  Anzahl  Räte,  die  zur  Verhandlung  mit 
den  bergischen  Städten  und  Freiheiten  in  Schlebusch  beschieden  sind: 
»sonderlich  wilt  dainne  up  dit  mail  so  handelen,  dat  geinre  vorder  be- 
scheidongen  noch  bikompst  derhalven  van  noiden  sin  dürfe«. 
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schicken.101)  Allein  da  sie  nun  einmal  den  Grundsatz  hatte,  den 
Beratungsgegenstand  in  den  Berufungsschreiben  nicht  anzukün- 
digen,102) so  liess  sich  jenes  Mittel  nur  anwenden,  wenn  es  sich 
um  einen  zweiten  oder  dritten  Tag  handelte,  der  in  ein  und  der- 
selben Angelegenheit  berufen  wurde.  Einmal  finden  wir,  dass  ein 
Mittelweg  eingeschlagen  worden  ist.  Im  Jahre  1526  lud  der  Hz. 
nämlich  die  Hauptstädte  von  Berg  durch  ein  in  der  gewöhnlichen 
Form  (ohne  Angabe  des  Beratungsgegenstandes)  abgefasstes  Be- 
rufungsschreiben108)  zu  einem  Landtag  nach  Düsseldorf  zu  Juni  11 
abends.  Dem  Berufungsschreiben  wurde  aber  noch  ein  »zedel  unden 
in  der  Bergschen  stede  brieve«  beigefügt,  folgenden  Inhalts:  »Uf 
dat  ir  der  Sachen  unser  bescheidongen  wissen  erlangen  ind  uch 
mitler  zit  derselver  zu  bedenken  haven,  damit  dat  gein  hinderbrengen 
van  noiden  sin  dürfe,«  wenn  sie  in  Düsseldorf  erscheinen  werden, 
so  mögen  sie  sich  zu  S.  Bonifatius  (Juni  5)  Mittags  zu  den  Räten 
und  Ritterschaften  von  Berg  nach  Opladen  begeben.  »Deselven 
werden  uch  de  vurg.  sachen  van  unsen  wegen  entdecken,  umb  vort 
an  de  uire  zu  gelangen  ind  des  de  steeüiger  hi  zo  Duisseldorp  over- 
mitz  unse  rede,  ritterschaften  ind  stedevrunden  vurs.  gehandelt  zu 
werden.«  Man  sieht,  im  Grunde  bedurfte  man  doch  auch  hier 
zweier  Tage;  nur  dass  man  den  an  sich  wohl  für  einen  anderen 
Zweck  berufenen  Tag  der  Ritterschaft  zu  Opladen  (war  es  vielleicht 
die  Versammlung  zum  Rittergericht?)  mitbenutzen  konnte. 

Wie  erwähnt,  berieten  Ritterschaft  und  Städte  gesondert.  Und 
so  beobachten  wir  denn  auch  nie,  dass  die  Stimmen  bei  Beschlüssen 
durch  beide  Kurien  durchgezählt  werden;  soweit  uns  nähere  Nach- 
richten vorliegen,  sehen  wir  vielmehr  jede  Kurie  geschlossen  für 
sich  ihr  Votum  abgeben.    Da  unsere  Territorien  ferner  blos  zwei 

10 !)  Erstes  Beispiel  im  Jahre  1469  (ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  84  Anm.  48). 
Ebenso  sollen  nach  dem  in  Anm.  67  citierten  Beruf ungsschreiben  von 
1516  die  Städte  ihre  Ratsfreunde  »volmeichüg«  schicken.  Vgl.  ferner 
Hz.  Johann  an  die  Städte  und  Freiheiten  von  Jülich-Berg  d.  d.  Düssel- 
dorf 1520  August  6  (s.  oben  Anm.  28):  die  Antwort,  die  sie  in  Düren 
(die  jülicher;  die  bergischen  in  Düsseldorf)  betreffs  der  Steuer  zur  Be- 
lehnung mündlich  den  Räten  gegeben,  hat  der  Hz.  von  den  letzteren 
erfahren;  damit  er  nun  »eine  slossige  antwort«  erhalte,  ersucht  er  sie, 
ihre  Ratsfreunde  mit  Vollmacht  nach  Bergheim  u.  s.  w.  abzufertigen,  wo- 
selbst etliche  Räte  »uire  einmondige  antwort  entfangen  *  werden. 

,oa)  S.  oben  S.  35. 

108)  K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  281,  Cpt. 
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Kurien  haben,  so  konnte  von  einer  Majorität  des  ganzen  Land- 
tags weder  in  dem  Sinne  die  Rede  sein,  dass  eine  Mehrheit  von 
Kurien,  noch  in  dem  Sinne,  dass  eine  Mehrheit  von  Stimmen  ein- 
zelner Mitglieder  verschiedener  Kurien  einer  Minderheit  gegenüberstand. 
Trotzdem  spricht  die  Eheberedung  von  1496  davon,104)  dass  die 
Erbtochter  von  Jülich-Berg  (Maria),  wenn  sie  sich  (nach  dem  Tode 
Johanns)  zum  zweiten  Male  verheiraten  will,  an  den  Rat  ihrer 
nächsten  Verwandten  und  der  »rede,  ritterschaft  ind  underdainen 
den  meren  deil«  gebunden  ist.  Da  hier  mit  Unterthanen  offenbar 
die  Städte  gemeint  sind,  so  dürfte  doch  wohl  an  eine  Majorität  $es 
ganzen  Landtags  gedacht  sein.  Indessen  könnte  dieselbe  auch  von 
der  Art  sein,  dass  sie  auf  einen  Mehrheitsbeschluß  jeder  einzelnen 
Kurie  zurückgeht. 

Dass  innerhalb  der  einzelnen  Kurie  die  Majorität  entschied,  ist, 
wenigstens  für  die  Ritterschaft,  ausdrücklich  bezeugt.  In  dem  Streit 
Hz.  Wilhelms  mit  seinem  Sohne  Adolf  (1403/4)  trifft  die  Stadt  Düssel- 
dorf ihre  Entscheidung  »oevermitz  de  rittere  ind  knechte  des  landes 
van  deme  Berge,  der  dat  meiste  deil  dar  was,  ind  die  bürgere 
van  Ratingen«.105)  Zwei  andere  Stellen,  an  denen  das  Majoritäts- 
prinzip erwähnt  wird,  kennen  wir  bereits.  Wie  bemerkt  (S.  24), 
ist  der  Hz.  nach  dem  Privileg  von  1475  und  der  Eheberedung  von 
1496  in  gewissen  Fällen  nur  an  den  Rat  der  Ritterschaft  —  ge- 
nauer: der  >rede  ind  ritterschaft  .  .  .  of  de  meiste  parte  davan 
(1475),«  der  »rede  ind  ritterschaft  den  meren  deil«  (1496)  — 
gebunden.  Ob  das  Majoritätsprinzip  für  Abstimmungen  der  Ritter- 
schaft in  allen  Fällen  galt,  ob  namentlich  bei  Steuerbewilligungen, 
muss  dahingestellt  bleiben. 

Wenn  von  dem  Majoritätsprinzip  in  unseren  Urkunden  nur 
selten  die  Rede  ist,  wenn  wir  ferner  kaum  ein  Beispiel ,0Ba)  kennen, 

104)  Ober  Erwähnung  von  Mehrheitsbeschlüssen  des  ganzen  Landtags 
in  späterer  Zeit  s.  Ritter  II,  S.  288;  Ztschr.  ö,  S.  305. 

,05)  Ztschr.  15,  S.  237.  Die  Erwähnung  der  Bürger  von  Ratingen 
zeigt  einen  kleinen  Anfang  der  Durchzählung  der  Stimmen  durch  beide 
Kurien. 

I0*a)  Durchaus  nicht  ein  Konflikt,  aber  wenigstens  eine  Verschieden- 
heit der  Meinung  ist  im  Jahre  1520  unter  den  jülicher  Städten  vorhanden. 
Die  Mehrzahl  (s.  oben  Anm.  31a)  lehnt  die  Steuerforderung  des  Herzogs 
ab.  Zur  Minderheit,  die  sie  bewilligt,  gehören  Jülich,  Euskirchen,  Münster- 
eifel,  Montjoie  und  ,mehrere  andere4  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  173,  Orig.). 
Ober   eine  Differenz  innerhalb  der  jülicher   Ritterschaft   s.  Cap.  IV  §.  4. 
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dass  sich  innerhalb  einer  Kurie  zwei  Parteien  schroff  gegenüber- 
stehen, so  werden  wir  daraus  den  Schluss  ziehen  dürfen,  dass  jede 
einzelne  Kurie  von  einheitlichen,  gleichen  Interessen  geleitet  wurde. 
Diese  Einigkeit  wird  dadurch  noch  gefördert  worden  sein,  dass  man 
innerhalb  jedes  Standes  den  vornehmsten  Mitgliedern  die  Führung 
überliess,  ihrem  Urteil  folgte.106) 

Es  bliebe  noch  die  Frage  zu  berühren,  ob  man  die  Beschluss- 
fähigkeit des  Landtags  von  der  Anwesenheit  einer  bestimmten  An- 
zahl von  Ständemitgliedern  abhängig  gemacht  hat.  Die  Antwort 
geben  unsere  Erörterungen  über  die  vollständigen  und  unvollständigen 
Landtage  (S.  25ff.).  Eine  Zahl  wird  nicht  namhaft  gemacht.  Aber 
die  Ritterschaft  weigert  sich  in  wichtigen  Angelegenheiten  einen 
Beschluss  zu  fassen,  wenn  der  Hz.  nur  einen  Teil  berufen  hat;  und 
ebenso  wird  in  der  Zeit,  in  der  sich  innerhalb  der  Städte  die  Land- 
tagsfähigkeit auf  einen  engeren  Kreis  beschränkt,  mehrmals  dagegen 
protestiert,  dass  der  Hz.  blos  mit  den  Hauptstädten  verhandelt. 
Auch  das  Ausbleiben  und  Fortreiten  regelrecht  berufener  Stände- 
mitglieder scheint,  wenn  es  sich  um  eine  beträchtliche  Zahl  handelte, 
Beschlussunfähigkeit  des  Landtags  herbeigeführt  zu  haben.107) 

Da  jede  Kurie  gesondert  für  sich  beriet,  so  war  die  Möglichkeit 
zu  Sonderlandtagen  einzelner  Stände  gegeben.  Zu  solchen  wurden 
namentlich  die  Städte  versammelt,  weil  ihre  Boten  so  oft  erst  sich 
Instruktionen  von  ihren  Auftraggebern  zu  holen  hatten  und  weil  sie, 
auch  abgesehen  davon,  den  Steuerforderungen  des  Landesherrn 
härteren  Widerstand  als  die  Ritterschaft  entgegensetzten  (S.  25), 
mithin  die  Verhandlung  mit  ihnen  immer  von  neuem  wieder  be- 
gonnen werden  musste.  Diese  Sonderlandtage  geben  dem  Geschäfts- 
gang in  den  landständischen  Verhandlungen  jener  Zeit  ein  eigen- 
tümliches Bild.  Es  ist  uns  bereits  eine  grössere  Zahl  derselben 
begegnet.  Um  hier  noch  einen  charakteristischen  Fall  zu  erwähnen, 
so  verhandelte  1520  Juli  5  ein  Landtag  von  Jülich-Berg,  auf  dem 
von  Städten  nur  die  Hauptstädte  anwesend  waren,  zu  Düsseldorf 
über  die  Forderung   einer  Steuer  zur  Belehnung   des  Herzogs.108) 

106)  Vgl.  oben  Anm.  31  e  über  Düren,  die  namhafteste  Stadt  in 
Jülich. 

,07)  Dies  dürfen  wir  wohl  aus  der  oben  S.  27  mitgeteilten  Stelle 
(aus  dem  Landtagsabschied  von  1534  Juli  16)  schliessen. 

lü8)  Dies  und  das  folgende  nach  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  14  und 
Nr.  2  fol.  163  ff.     Vgl.  ferner  unten  Anm.   120. 
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Darauf  wurden,  weil  die  Hauptstädteboten  erst  ihre  Auftraggeber 
befragen  musslen  und  man  es  für  notwendig  hielt  auch  die  kleinen 
Städte  zuzuziehen,  besondere  Städtetage  ausgeschrieben.  Die  jülicher 
Städte  (ohne  die  Ritterschaft,  nur  in  Gegenwart  von  2 — 3  Räten) 
tagten  nacheinander,  immer  erfolglos,  Juli  17  in  Jülich,  Juli  31  in 
Düren,  August  17  in  Bergheim.  Versammlungen  der  bergischen 
Städte  fanden  zu  Gräfrath  Juli  17,  zu  Düsseldorf  Juli  27,  zu  Berg- 
heim August  17  (zusammen  mit  den  jülichern)  statt,  ebenfalls  ohne 
Erfolg.  Die  weiteren  Verhandlungen  sind  mir  nicht  bekannt  (vgl. 
Kap.  IV,  Anm.  203).  Wahrscheinlich  sind  noch  einige  Tage  aus- 
geschrieben worden.  Denn  erst  1521  wurde  in  Berg109)  ebenso 
wie  in  Jülich  die  Steuer  bewilligt. 

Ausschüsse  der  Stände  werden  schon  sehr  früh  (von  der  Zeit 
des  bergischen  Rechtsbuchs  an)  und  sehr  oft  bestellt,  aber  in 
unserer  Zeit  fast  blos  für  die  Zwecke  der  Steuerverwaltung:  die 
Generalausteilung,110)  die  Obereinnahme, In)  die  Verwendung 1,a)  der 
Steuer  liegt  meistens  in  der  Hand  ständischer  Verordneter.  Der 
eigentümlichen  Stellung  ferner,  welche  der  ständische  Ausschuss 
des  Jahres  1534  bei  der  Bewilligung  der  münsterschen  Steuer  ein- 
nimmt, haben  wir  bereits  gedacht  (S.  27).  Eines  Ausschusses  von 
allgemeinerer  Bedeutung  thun  die  Landtagsakten  nur  einmal  Er- 
wähnung. Auf  einem  Landtag  von  Jülich-Berg-Cleve-Mark  zu  Duis- 
burg 1516  Januar  24,  welcher  sich  in  der  Hauptsache  mit  der 
Frage  eines  Bündnisses  mit  Erzherzog  Karl  beschäftigte,  machten 
die  Stände  auch  folgenden  Vorschlag118):  ,Es  ist  ein  Ausschuss  der 
vier  Lande  zu  bestellen,  den  der  Hz.  in  nötigen  Sachen  zusammen- 
beruft. Diese  Verordneten  sind  »der  andere  ritterschaften  ind  stede 
volmechtich«.  Was  sie  mit  den  Räten  der  vier  Lande  beschliessen, 
soll  geschehen.  Durch  die  Bestellung  dieses  Ausschusses  werden 
die  grossen  Kosten  der  Landtage  vermieden.'  Die  Errichtung  dieses 
Ausschusses  scheint  Plan  geblieben  zu  sein.  Die  Stände  —  sie 
waren  nicht  in  voller  Zahl  zum  Landtag  berufen  worden  —  wollten 
sich  nicht  definitiv  ohne  die  nicht  gegenwärtigen  Genossen   in  der 

10 •)  Die  Bewilligung  scheint  wieder  auf  einem  Sondertage  der  Städte, 
Düsseldorf  1521  April  16,  stattzufinden.    K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  197,  Orig. 
no)  Ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  90  f. 
ln)  A.  a.  0.  S.  134  f. 
1,a)  A.  a.  0.  S.  137  ff. 
"■)  Cl.-M.,  Zeitereignisse,  Liter.,  B,  Nr.  2,  fol.  2.  Orig. 
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Sache  entscheiden,  und  weiterhin  hören  wir  von  dem  geplanten 
Unternehmen  nichts.  Aber  schon  allein  der  Gedanke  verdient  mit 
Rücksicht  auf  die  spätere  Geschichte  des  Landtags  Beachtung. 

Wir  haben  bisher  die  Organisation  des  Landtags  geschildert, 
wie  sie  in  den  einzelnen  Territorien  des  Herzogs,  im  wesentlichen 
übereinstimmend,  bestand.  Wenden  wir  uns  jetzt  zu  dem  gegen- 
seitigen Verhältnis  der  Landtage  der  einzelnen  Territorien. 

Im  allgemeinen  lässt  sich  beobachten,  dass  diejenigen  Territorien, 
welche  seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  zu  dem  alten 
Besitz  hinzuerworben  werden,  ihren  eigenen  Landtag  beibehalten. 
In  Blankenberg  z.  B.,  das  1363  an  Berg  kam,  findet  noch  1440 
ein  besonderer  Landtag  statt.114)  Doch  besteht  hier  ein  unterschied. 
Die  kleinen  Nebenländchen  (wie  Blankenberg,  Heinsberg,  Milien, 
Wassenberg,  Herzogenrath  u.  s.  w.)  behaupten  ihre  alten  Landtage 
zwar  längere  Zeit;  schliesslich  aber  gehen  die  letzteren  meistens 
in  den  grossen  Landtag  des  betr.  Hauptlandes  auf.  Die  Hauptländer 
(Jülich,  Berg,  Ravensberg,  Cleve,  Mark)  dagegen  tagen  wohl  öfters 
an  demselben  Ort  und  zur  selben  Zeit,  lassen  indessen  keine  innere 
Verbindung  ihrer  Landtage  zu. 

In  der  Thatsache,  dass  die  einzelnen  Territorien  trotz  ihrer 
Vereinigung  in  einer  Hand  längere  Zeit  oder  gar  dauernd  ihre  eigenen 
Landtage  behalten,  haben  wir  gewiss  einen  Beweis  für  eine  bereits 
eingetretene  Befestigung  der  landständischen  Verfassung  zu  sehen, 
und  in  dem  gleichen  Sinne  dürfen  wir  es  deuten,  wenn  anderer- 
seits in  Jülich  trotz  der  Teilung  des  Territoriums  von  1423, 11B)  in 
Berg  trotz  der  Teilungen  von  1397116)  und  1405117)  der  Landtag 
ungeteilt  bleibt. 

Ein  Landtag,  der  von  den  jülichschen  und  bergischen  Ständen  zu- 
gleich besucht  wird,  begegnet  uns  zum  ersten  Male  im  Jahre  1464. I18) 

1U)  Über  die  Landtage  der  kleinen  Ländchen  s.  nähere  Mitteilungen 
in  Idstd.  Vf.  III,  1,  S.  82  f.;  2,  S.  80  f.  Vgl.  hierzu  auch  die  Privi- 
legien für  die  jülicher  und  die  bergischen  Stände  von  1484. 

115)  Dass  der  jülicher  Landtag  trotz  der  Teilung  von  1423  unge- 
teilt blieb,  zeigt  aufs  deutlichste  der  Vertrag  zwischen  den  beiden  Herren 
von  Jülich  von  1429  (Kremer  I,  S.  91  ff.). 

116)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  19. 
11T)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  38. 

,18)  Ober  die  ältesten  gemeinsamen  Landtage  von  Julich-Berg  s. 
oben  Anm.  60.  Im  Jahre  1514  werden  die  Stände  beider  Lande  zu 
Freitag  nach  miseric.  nach  Jülich  beschieden;  doch  sollen  die  bergischen 
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Seit  dem  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  werden  solche  Tage  häu- 
figer, werden  im  16.  Jahrhundert  fast  zur  Regel.  Wir  dürfen  sie 
wohl  gemeinsame  Landtage  von  Jülich-Berg  nennen,  wenn  wir 
uns  gegenwärtig  halten,  dass  die  Gemeinsamkeit  sich  nur  auf  die 
Zeit  und  den  Ort  und  andere  nicht  wesentliche  Dinge  bezieht.  Von 
diesen  wäre  zu  erwähnen,  dass  für  beide  Landschaften  ein  gemein- 
samer Landtagsabschied  ausgefertigt  wurde  (S.  11)  und  eine  gegen- 
seitige Mitteilung  der  Ansichten  in  irgend  einer  Form  wohl  nicht 
zu  vermeiden  war.  Aber  ungleich  wichtiger  ist  es  doch,  dass  die 
jülicher  Ständemitglieder  auch  zu  gemeinsamen  Landtagen  nur  als 
jülicher,  die  bergischen  nur  als  bergische  berufen  wurden,  dass  die 
Beratungen  getrennt  stattfanden,  dass  der  Landesherr  mit  den  Kurien 
der  einzelnen  Landschaften  verhandelte,  dass  von  dem  Landtags- 
abschied jede  Landschaft  je  ein  Exemplar  erhielt.  Es  wäre  ein 
vollkommenes  Missverständnis,  wenn  man  die  Tage,  auf  denen  sich 
die  Stände  blos  eines  Territoriums  versammeln,  den  gemeinsamen 
Landtagen  gegenüberstellen  und  die  ersteren  als  Provinziallandtage, 
die  letzteren  als  Reichstage  ansehen  wollte.119)  Es  giebt  nur  einen 
Landtag,  den  des  Territoriums.  Andererseits  bemerken  wir,  dass 
die  Stände  gelegentÜch  selbst  einen  gemeinsamen  Landtag  fordern.180) 
Der  Grund   dieses  Verlangens  dürfte   ein  spezieller  gewesen   sein. 

schon  am  Donnerstag  in  Düsseldorf  sein,  um  von  da  mit  dem  Hz.  ins 
Land  Jülich  hinüberzureiten  (Litteral.,  Memor.  Lunyncks).  —  Über  den 
ersten  vereinigten  Landtag  in  Mecklenburg  s.  Hegel,  Gesch.  der  mecklen- 
burgischen Landstände  S.  103. 

"■)  Zutreffendes  Urteil  bei  v.  Campe  S.  188. 

18°)  1520  Juli  27  erklären  die  in  Düsseldorf  versammelten  bergischen 
Städtefreunde  (vgl.  oben  Anm.  108)  auf  die  hzgl.  Steuerforderung:  »si 
en  sin  in  langen  ziden  nie  van  den  Guiigeren  gescheiden  geweist,  bidden 
noch,  si  dabi  zo  laissen;  dan  sobalde  uns  [dem  Hz.]  gelieft  unse  Guiiger 
stedefrunde  zo  bescheiden,  willen  dese  unse  Bergsche  stedefrunde  willich 
sin  anstont  up  ire  selfs  koste  zo  voulgen,  so  dat  si  samen  bi  einanderen 
sin;  asdan  willen  si  sulchen  antwort  geven,  dat  wir  der  gefallen  haven 
ind  ine  danken  sullen«.  Die  jülicher  Städtefreunde  erklären  Juli  31  in 
Düren,  nachdem  ihnen  von  der  Erklärung  der  bergischen  Mitteilung  ge- 
macht war:  sind  bereit,  wenn  der  Hz.  die  Städte  von  Jülich  und  Berg 
zusammenberufen  würde,  dann  auf  eigene  Kosten  zu  erscheinen  »ind  sich 
dan  under  den  anderen  [!]  zo  besprechen  ind  eine  antwort  zo  geven«; 
dabei  bitten  sie,  als  Ort  die  Stadt  Bergheim  zu  wählen,  die  für  beide 
Lande  am  bequemsten  liegt.  K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  177  und  180, 
Orig.  und  Cpt. 
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Die  Stände  wachten  eifersüchtig  darüber,  dass  das  eine  Land  nicht 
verhältnismässig  höher  als  das  andere  besteuert  wurde."1)  Die 
gemeinsamen  Landtage  gaben  ihnen  nun  die  beste  Gelegenheit  darauf 
zu  achten,  dass  das  andere  Land  nicht  bevorzugt  wurde. 

Schon  vor  der  Vereinigung  von  Jülich-Berg  mit  Cleve-Mark 
finden  wir  gemeinsame  Landtage  der  Stände  der  vier  Lande.  Der 
erste  dürfte  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Union  und  der  Ehebere- 
düng  von  1496  stattgefunden  haben. 1BB)  Weiterhin  sind  nament- 
lich1 B8)  im  Zusammenhang  mit  den  komplizierten  Verhandlungen 
der  Jahre  1511 — 21,  die  sich  um  die  Frage  der  Belehnung  Hz. 
Johanns  mit  Jülich-Berg  bewegen,  mehrere  gemeinsame  Landtage 
der  vier  Lande  gehalten  worden.184)  Im  Jahre  1522 1BB)  versammelte 
der  Hz.  in  Düsseldorf  (Oktober  25)  die  Räte  »ind  etlige  ritterschaften« 
von  Cleve,  Jülich,  Berg  und  Mark,  um  mit  ihnen  über  Massregeln 
der  Verteidigung  gegen  einen  etwaigen  Angriff  des  Herzogs  von 
Geldern  zu  beraten.  Bindende  Beschlüsse  fasste  diese  Versammlung 
jedoch  nicht;  sie  überliess  die  Entscheidung  vielmehr  den  Einzel- 
landtageh  des  Territoriums.  Und  es  fanden  dann  in  der  That  in 
dieser  Angelegenheit  ein  jülicher  Landtag  zu  Jülich  (Novb.  13),  ein 
märkischer  zu  Wickede  (Növb.  14),  ein  bergischer  zu  Schlebusch 

1B1)  Ldstd.  Vf.  m,  2,  S.  80. 

1BB)  Einen    Ausstellungsort   haben   die   Urkunden   von    1496   nicht. 

188)  Vgl.  urk.  Beil.  1498  März  28.  Darin  ist  von  einem  Tag  zu 
Rheinberg  die  Rede,  der  von  einigen  (allerdings  sehr  wenigen)  Stände- 
mitgliedern der  vier  Lande  besucht  werden  soll.  In  gewisser  Weise 
kommt  hier  auch  der  unten  Kap.  IV,  Anm.  6,  S.  74  erwähnte  Tag  von 
Ratingen  im  Jahre  1507  in  Betracht. 

1B4)  1514  Juni  30  hören  wir,  dass  die  Stände  von  Jülich,  Berg 
und  Mark  in  Duisburg  versammelt  sind  CK.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  44). 
Ob  die  von  Cleve  nur  aus  Versehen  unerwähnt  geblieben  sind?  Nach 
einem  späteren  Aktenstück  (a.  a.  0.,  fol.  67)  sind  auch  sie  in  Duisburg 
gewesen.  Durch  das  in  Anm.  67  citierte  Berufungsschreiben  werden  die 
Stände  von  Jülich-Berg  zu  Januar  22  abends  nach  Düsseldorf  beschieden, 
um  am  andern  Morgen  »zo  schiffe  van  Duisseldorp  bi  uns  selver  ind 
unse  rede,  ritterschaften  ind  stedefrunde  unser  lande  Cleve  ind  Marke  in 
unse  stat  Duisberg  zo  faren«.  1518  Novb.  9  sind  die  Stände  der  vier 
Lande  in  Duisburg  versammelt  (K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  100).  1519 
März  7  Räte  und  Ritterschaft  von  Berg,  Cleve  und  Mark  in  Düsseldorf 
(a.  a.  0.,  fol.  189). 

1B5)  Abschriften  der  Aufzeichnungen  über  diese  Landtage  von  1522 
verdanke  ich  der  Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Archivassistenten  Dr.  Red- 
lich (aus:  Cl.-M.,  Zeitereignisse  B,  Nr.  37«»  Cpt.  und  Orig.). 
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(Novb.  16)  und  ein  clevischer185*)  (Dzb.  9)  statt.  Die  Entscheidung 
liegt  also  auch  bei  einer  Frage,  welche  alle  vier  Lande  berührt, 
bei  den  Einzellandtagen  der  Territorien. 

Nach  der  Ansicht  vieler  Gelehrten  darf  ein  rechter  Landtag 
einer  Einung  nicht  entbehren.  Diese  Anschauung  trifft  indessen, 
wie  wir  an  anderem  Orte  dargelegt  haben,186)  nicht  zu.  Es  giebt 
genug  Landtage  ohne  Einung,  wenigstens  ohne  dauernde  Einung. 
Die  Einungen  haben  insbesondere  auch  gar  keinen  oder  nur  einen 
geringen  Einfluss  auf  die  Organisation  des  Landtags  geübt. 

Jülich  und  Berg  haben  in  der  von  uns  darzustellenden  Zeit 
nur  zwei  bis  drei  landständische  Einungen  gehabt  und  zwar  nur 
solche  von  vorübergehender  Bedeutung.127)  Als  im  Jahre  1451 
Hz.  Gerhard  an  das  Erzstift  Köln  Berg,  Ravensberg,  Sinzig  und 
Remagen  verkaufte,  »erlaubte  und  gönnte'  er  den  Amtleuten198)  und 
Städten1  *•)  des  veräusserten  Gebietes,  dass  sie  sich  für  sich  und 
ihre  Erben  vereinigten,  verbänden  und  verstrickten  zum  gegenseitigen 
Schutz  gegen  alle  ungünstigen  Folgen,  die  der  Verkauf  für  sie  haben 
könnte;  auch  wollen  er  und  seine  Erben  ihnen  dabei  Beistand 
leisten.180)  Man  wird  diese  Einung  schwerlich  als  eine  ständische 
bezeichnen  dürfen,  da  in  der  betr.  Urkunde  jede  Andeutung  dafür 
fehlt,  dass  die  Amtleute  im  Namen  der  Ritterschaft  handeln.  Ihr 
Interesse  ist  vielmehr  offenbar  ein  persönliches:  sie  wünschen  sich 
gewiss  in  erster  Linie  ihre  Pfandschaften  zu  sichern.  Verpfändung 
der  Ämter  ist  im  15.  Jahrhundert  Regel;  und  nicht  selten  ist  die 
Verpfändung  eine  erbliche.  Der  Verkauf  jener  Gebietsteile  an  Köln 
hat  aber  auch  eine  Einung  von  wirklich  ständischem  Charakter 
hervorgerufen.     Die  jülicher  Stände  waren  nämlich  unzufrieden  da- 

18Ba)  Der  Ort  ist  nicht  genannt. 

186)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  62  ff.;  Gott.  Gel.  Anz.   1892,  S.  410  ff. 

1S7)  Die  Angaben  bei  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I,  S.  551  über 
die  Einungen  von  1451  und  1452  in  Jülich  und  Berg  sind  in  jedem 
Punkt  irrig. 

ia8)  Es  werden  neun  genannt;  davon  vereinigen  aber  zweifellos 
einige  mehrere  Amter  in  ihrer  Hand.  Denn  Berg  allein  (ohne  Blanken- 
berg)  hatte  schon  acht  Ämter.     Vgl.  Ztschr.  25,  S.   192. 

199)  Von  Städten  sind  merkwürdigerweise  nur  Düsseldorf,  Ratingen, 
Gerresheim,  Lennep,  Wipperfürth,  Radevormwald  genannt. 

180)  J.-Bg.,  Manuskripte  B,  41  »/■,  fol.  81,  Kop.  1451  Sonntag 
nach  Gregorius  (März  14).  Es  wird  noch  hervorgehoben,  dass  die  Eini- 
gung dem  Erzbischof,   dem  Hz.    und  seinen  Erben   unschädlich  sein  soll. 
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mit,  dass  mit  Berg  zugleich  einige  Stücke  (Sinzig  und  Remagen) 
ihres  Territoriums  veräussert  wurden.  In  der  Urkunde  über  die 
Einung  (1451  August  20), 181)  die  nun  ,gemeine  Räte,  Ritterschaft 
und  Städte  des  Landes  Jülich'  schlössen,  tadeln  sie  zunächst,  dass 
etliche  Teile  von  Jülich,  zumal  ohne  ihr  Wissen  und  ihre  Zustim- 
mung, mit  verkauft  sind:  es  gereiche  weder  dem  Hz.  noch  den 
Unterthanen  zum  Nutzen.  Sie  erklären  dann,  dass  sie  dem  Hz. 
und  seinen  Leibeserben  treu  und  gehorsam  sein  wollen,  wie  es  sich 
gebührt,  so  dass  auch  sie  ,nach  dem  Herkommen  und  dem  zwischen 
dem  Hz.  und  ihnen  bestehenden  Verhältnis  von  ihm  gehalten  werden'. 
Wenn  er  sie  aber  in  andere  Hände  zu  bringen  unternehmen  würde, 
so  würden  sie  sich  dazu  nicht  verstehen  ausser  mit  gemeinem  Rate 
ihrer  aller.  Stirbt  der  Hz.  ohne  Leibeserben,  so  wollen  sie  keinen 
Herrn  annehmen,  der  sich  nicht  zuvor  mit  ihnen  gemäss  dem  zwischen 
dem  Hz.  und  ihnen  bestehenden  Verhältnis  geeinigt  hat;  es  sei  denn, 
dass  sie  es  einträchtig  mit  gemeinem  Rate  thun.  Endlich  versprechen 
sie  jeden  von  ihnen,  gegen  den  Mutwillen  geübt  wird,  zu  schützen. 
Im  folgenden  Jahre  trat  der  andere  Herr  von  Jülich,  Gerhard  von 
Loon,  der  Einung  bei;  oder  vielmehr  —  denn  die  neue  Urkunde 
(1452  Oktober  l)188)  nimmt  auf  die  von  1451  gar  nicht  Bezug  — 
es  wurde  unter  seiner  Mitwirkung  eine  neue  Einung  geschlossen. 
Die  neue  Urkunde  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  alten.  Es 
fehlt  zunächst  der  bedeutsame  Passus  über  das  bei  dem  Tode  des 
Herzogs  einzuschlagende  Verfahren.  Es  wird  aber  auch  nicht  ein- 
mal klar  gesagt,  dass  die  Stände  dem  Hz.  Widerstand  leisten  würden, 
falls  er  sie  in  andere  Hände  bringen  wollte;  sondern  der  Inhalt  der 
neuen  Urkunde  beschränkt   sich   in   der   Hauptsache  auf  die  Ver- 


18 ■)  Jül.  landstd.  Arch.  I,  Urkk.  Nr.  1,  Orig.  Gedruckt  ist  die 
Einungsurkunde  in  einer  zur  Zeit  der  landständischen  Kämpfe  am  An- 
fang des  18.  Jahrhunderts  erschienenen  Schrift  (ohne  Jahr  und  Ort;  im 
Düsseldorfer  Staatsarchiv),  S.  78,  welche  insbesondere  Reverse,  Ver- 
gleiche u.  s.  w.  von  1609 — 1681  enthält.  Hiernach  ist  die  Darstellung 
bei  Hansen  II,  Einl.  S.  37  zu  vervollständigen.  —  Die  Ritterbürtigen 
und  Städte,  welche  die  Urk.  besiegeln,  sind  dieselben  wie  die  bei  Lac. 
ÜB.  IV,  Nr.  301  genannten,  ausserdem  jedoch  noch:  Joh.  v.  Geissbusch 
Herr  zu  Bolheim  und  Konrad  v.  Reuschenberg.  Es  fehlt:  Joh.  v.  Burchauwe. 
Der  bei  Lac.  genannte  W.  v.  Vlatten  steht  hier  ebenfalls  nicht,  aber 
auch  nicht  im  Orig.  der  von  Lac.  abgedruckten  Urkunde  (jül.  ldstd. 
Arch.  I,  Nr.  2). 

,ö8)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  301. 


Digitized  by 


Google 


Kap.  ü.     Die  Organisation  des  Landtags.  53 

Sicherung,  dass  die  Einungsverwandten  sich  gegen  etwaige  unge- 
bührliche Beschwerungen,  deren  man  nach  dem  jetzigen  Verfahren 
des  Herzogs  zu  gewärtigen  hat,  gegenseitig  schützen  wollen.  Diese 
Milderung  ist  gewiss  auf  den  Beitritt  des  Herrn  von  Loon  zurück- 
zuführen, der  als  Landesherr  und  Mitbesitzer  von  Jülich  darauf 
bedacht  sein  musste,  die  Interessen  der  Landesherrschaft  nicht  ver- 
kümmern zu  lassen.  Er  mochte  als  Bedingung  für  seinen  Anschluss 
eine  entsprechende  Modifizierung  der  Bestimmungen  der  Einungs- 
urkunde  gestellt  haben. 

Neben  den  zwei,  höchstens  drei  Einungen  der  Jahre  1451  und 
1452  könnte  man  noch  die  Union  von  1496  nennen  wollen.  Allein 
diese  ist  nur  eine  Vereinigung  der  Landesherren  mit  Zustimmung 
der  Stände  (der  vier  Lande).  Die  letzteren  sehen  in  ihr  so  wenig 
eine  von  ihnen  ausgehende  Verbindung,  dass  sie  die  Landesherren 
vielmehr  in  der  Unionsurkunde  versprechen  lassen,  sie  beabsichtigten 
»durch  dit  verbünd  egeine  unredliche  Sachen  tgein  si«  [die  Unter- 
thanen]  vorzunehmen. 

Jene  Einungen  von  1451  und  1452  sind  nur  Verbindungen  zur 
Erreichung  bestimmter  einzelner  Zwecke.  Sie  hätten  vielleicht 
dauernd  werden  können,  wenn  der  Verkauf  an  Köln  nicht  wieder 
rückgängig  gemacht  worden  wäre.  Indessen  da  dies  geschah,  so 
spielen  sie  in  den  weiteren  ständischen  Verhandlungen  keine  Rolle. 
Erst  sehr  spät  haben  sich  die  Stände  wieder  einmal  auf  sie  berufen, 
nachdem  sie  gleichsam  auf  dem  Wege  historischer  Forschung  Kennt- 
nis von  ihnen  erlangt  hatten. 

Wie  die  Landesherrschaft  sich  zu  der  Frage  des  Einungsrechtes 
der  Stände  stellte,  liegt  klar  zu  Tage.188)  Die  Verbindung  der  Amt- 
leute und  Städte  von  1451  wird  nur  mit  besonderer  Genehmigung 
des  Herzogs  geschlossen.  Als  die  jülicher  Stände  1451  auf  eigene 
Hand  sich  verbanden,  sahen  sie  sich,  als  im  folgenden  Jahre  der 
eine  der  jülicher  Herrscher  ihnen  beitrat,  zu  einer  wesentlichen 
Einschränkung  ihrer  Festsetzungen  genötigt. 


183)  Aus  der  Nachbarschaft  vgl.  Lac.  ÜB.  III,  Nr.  857;  IV,  Nr.  228; 
urk.  Beil.  1544. 
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Kapitel  HL 

Die  allgemeine  Stellung  der  Landstände. 


Wie  wir  gesehen,  war  die  Landtagsfähigkeit  in  unseren  Terri- 
torien nicht  fest  begrenzt.  Weitaus  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
erscheinen  zwar  nur  Ritterschaft  und  Städte  auf  den  Landtagen; 
aber  gelegentlich  begegnen  wir  daneben  auch  anderen  Kreisen.  Die 
Beschränkung  der  Landtagsfähigkeit  auf  die  Hauptstädte  innerhalb 
der  Städte  ferner  vollzieht  sich  erst  nachträglich  und  sehr  allmählich 
und  offenbar  nur  aus  praktischen  Erwägungen.  Der  Mangel  einer 
scharfen  Begrenzung  der  Landtagsfahigkeit  hängt  nun  ohne  Zweifel 
zum  Teil  damit  zusammen,  dass  Ritterschaft  und  Städte  nicht  im 
eigenen  Namen,  sondern  im  Namen  aller  Unterthanen  des  ganzen 
Landes  die  Regierung  des  Landesherrn  unterstützen,  kontrolieren, 
einschränken. 

Zum  Beweise  dieser  Thatsache  wollen  wir  uns  zunächst  darauf 
berufen,  dass  die  landständischen  Privilegien  (abgesehen  von  denen, 
die  einzelnen  Ständen  gegeben  sind)  nicht  blos  Ritterschaft  und 
Städten,  sondern  Ritterschaft,  Städten  und  gemeinen  Unterthanen 
oder  Ritterschaft,  Städten  und  gemeiner  Landschaft  oder  Ritter- 
und Landschaft  oder  einfach  den  Unterthanen  oder  der  Landschaft 
oder  dem  Lande  u.  s.  w.  verliehen  werden.1)  Ebenso  werden  auch 
sonst  Ritterschaft  und  Städte,  Ritter-  und  Landschaft,  Land  u.  s.  w. 
ganz  gleichbedeutend  gebraucht.1*)    Und  weil  Ritterschaft  und  Städte 

s)  S.  unten  die  Regesten  der  Privilegien  und  oben  S.  4,  Anm.  5 
(1462). 

la)  Belege  bieten  fast  alle  ausführlicheren  Nachrichten  zur  Geschichte 
der  Landstände.  Ich  beschränke  mich  deshalb  hier  auf  wenige  Hinweise. 
In  dem  in  Kap.  II,  Anm.  57  (S.  31)  mitgeteilten  Schreiben  werden 
Ritterschaft  und  Städte  und  Ritterschaft,  Städte  und  Land  gleichgesetzt, 
in  dem  Vertrag  zwischen  den  beiden  jülicher  Herren  von  1429  Ritter- 
schaft und  Städte  und  Ritterschaft,  Städte  und  gemeines  Land  (Kremer  I, 
S.  92  f.  und  101),  in  der  Eheberedung  von  1496  Ritterschaft  und  Städte 
und  Ritterschaft,  Städte  und  Unterthanen,  in  urk.  Beil.  1514  Sept.  24 
Landschaft  und  Ritterschaft  und  Landschaft  und  Unterthanen  und  Ritter- 
schaft und  Städte.  Man  beachte  auch  den  Sprachgebrauch  innerhalb  der 
landständischen    Privilegien    (abgesehen    von   der  Frage,    wem  sie  erteilt 
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als   identisch  mit  dem  Land  gedacht  werden,  heisst  eine  Verein- 
barung des  Landesherrn  mit  ihnen  Landesvertrag.*) 

Wie  Ritterschaft  und  Städte  im  Namen  des  Landes,  der  Unter- 
thanen  die  Privilegien  empfangen,  so  sind  die  von  ihnen  gefassten 
Beschlüsse,  wenn  sie  die  Zustimmung  des  Landesherrn  haben, 
andererseits  auch  für  die  Unterthanen  schlechthin  verbindlich.     Am 


sind).  So  ruft  der  Hz.  nach  dem  Priv.  von  1484  Ritterschaft  und 
Städtefreunde  zum  Landtag,  um  von  ihnen  eine  Steuer  zu  verlangen; 
als  bewilligend  werden  dann  genannt:  Ritterschaft,  Städtefreunde  und 
gemeine  Untersassen.  In  Lüttich  werden  die  drei  Stände  »sens  du  pays« 
genannt:  Wohlwill  S.  100  ff. 

*)  Landtagsbeschluss  =  Vertrag:  s.  Kap.  IV  Anm.  235  (1491).  Engel- 
brecht Kaese  v.  Reitraide  [wohl  Riethratherhof,  Bürgermeisterei  Richrath, 
Kreis  Solingen]  schreibt  1493  (ohne  Monatsdatum;  Litteral.,  Orig.)  an 
den  Hz.:  ,Habe  meinen  Anspruch  gegen  die  Witwe  des  This  v.  Ossen- 
berg  vor  dem  Gericht  Schlebusch  »mit  recht  erfoulgt  ind  zo  oeirdel 
gestalt,  dat  sich  der  scheffen  des  zo  Lutzkirchen  vur  sin  heuft  beroefen 
hait,  ind  der  scheffen  zo  Lutzkirchen  mit  dem  gemeinen  vesten  scheffen 
daeselfs  ist  vortan  mit  demselven  oirdel  zo  Bensberg  vur  sin  heuft  ge- 
faren.  So  hait  der  scheffen  v.  Bensberg  dat  oirdel  gewist  und  den 
egem.  gemeinen  vesten  scheffen  zo  Lutzkirchen  wieder  geschickt,  dat  si 
dat  vort  an  die  scheffen  zo  Slebusch  brengen  seulden,  as  geschiet  ist«. 
Als  nun  die  Witwe  «vernomen  mach  haven  [Obj.  fehlt]  ind  sich  licht 
besorgt,  ir  dat  oirdel  im  rechten  zo  na  gain  sulle,  mach  si  dat  vur  u.  g. 
geschuldicht  haven  ind  der  schuldongen  doch  niet  nagegangen  noch  ge- 
folgt ist  na  verdraige  u.  f.  g.  lantz  v.  d.  Berge,  ind  blift  dat  so 
kleven,«  obwohl  ich  die  Schöffen  oft  gebeten  habe,  mich  bei  Landrecht 
zu  lassen.  Der  Hz.  möchte  nun  bei  den  Schöffen  von  Schlebusch  ver- 
fügen, dass  sie  das  Urteil  »na  u.  f.  g.  loevelichem  verdraige  ind  lant- 
recht  des  lantz  v.  d.  Berge«  von  sich  geben.4  1499  Oktober  28 
(Litteral.,  Orig.)  schreibt  Kirstgin  v.  Haistein  Bürger  zu  Bergheim  an  die 
Statthalter  des  Herzogs:  ,Hat  ihr  Schreiben  erhalten,  worin  er  »zo  dage« 
[offenbar  vor  den  Statthaltern  oder  einer  Kommission  von  Räten]  mit 
Heinrich  Winkelhuisen  Bürger  zu  Ratingen  beschrieben  wird.  Es  be- 
fremdet ihn  das,  da  er  nicht  weiss  mit  Heinrich  etwas  ausstehen  zu  haben. 
Vermeint  Heinrich  »anspraich  an  mir  zo  haven,  so  [bin  ich]  guitwillich 
na  gemeinem  verdrage  der  lantschaft  mins  gS^  h.  vur  dem  rechten, 
dar  ich  wonaftich  bin,  daselfs  ouch  geerft  ind  geguet  sitzen  [!],  [sc.  zu 
erscheinen]  ind  dem  rechten  ader  war  sich  dat  recht  vorder  streckende 
erkant  wirt  [!],  as  reicht  [!],  genoich  [zo]  sin.«  Adressaten  möchten 
deshalb  »mich  sulchs  dages  erlaissen  ind  mich  bi  dem  geburlichen  rechten 
.  .  .  behalden«.*  Es  wird  in  diesen  Briefen  offenbar  auf  die  in  den 
landständischen  Privilegien  gegebene  Zusicherung  des  Herzogs,  jedem 
Unterthan  Landrecht  und  Schöffenurteil  widerfahren  zu  lassen,  angespielt. 


Digitized  by 


Google 


56  Einleitung. 


deutlichsten  zeigt  sich  dies  bei  den  Steuerbewilligungen.  Die  weit 
verbreitete  Annahme,  dass  die  Stände  nur  für  sich  und  ihre  Hinter- 
sassen Steuern  bewilligen,  trifft,  wenigstens  für  unsere  Territorien, 
keineswegs  zu.  Wohl  kommt  es  vor,  dass  ein  einzelner  Stand 
(insbesondere  die  Städte)  eine  Steuer  nur  für  sich  bewilligt.  Allein 
bei  den  gewöhnlichen  landständischen  Steuern,  welche  Ritterschaft 
und  Städte  bewilligen,  ist  die  Frage  der  Zugehörigkeit  zu  einem 
Stande  nicht  die  entscheidende.  Hier  werden  die  Grenzen  vielmehr 
hauptsächlich  nach  der  Schatzpflicht  gezogen.8)  Bei  der  Frage,  ob 
jemand  die  Grundsteuer  zu  zahlen  hat,  kommt  nicht  ein  bestimmtes 
Hintersassenverhältnis,  sondern  die  Schatzpflicht  des  betr.  Grund- 
stückes in  Betracht.  Ebenso  lastet  die  Gewinn-  und  Gewerbsteuer 
auf  den  schatzfreien  Personen  schlechthin  (mit  einigen  Ausnahmen). 
An  dem  schatzpflichtigen  und  dem  schatzfreien  Besitz  aber  waren 
alle  Bevölkerungsklassen  beteiligt.  Von  einer  Besteuerung  nach  dem 
Hintersassenverhältnis  konnte  in  unseren  Territorien  schon  deshalb 
keine  Rede  sein,  weil  durchaus  nicht  sämtliche  Unterthanen  sich 
in  einem  solchen,  sei  es  im  Hintersassenverhältnis  zu  den  Ständen 
oder  zum  Landesherrn,  befanden.  Es  giebt  genug  Schatzleute  und 
sog.  Freie,  welche  von  keinem  Grundherrn  abhängig  sind  und  doch 
auf  Grund  der  Bewilligung  durch  Ritterschaft  und  Städte  besteuert 
werden.  Es  ist  ferner  zu  beachten,  dass  auch  die  Besitzungen  aus- 
wärtiger (auch  auswärtiger  Adliger)  auf  Grund  eines  Landtags- 
beschlusses zur  Steuer  herangezogen  werden.  Um  noch  ein  Moment 
hervorzuheben,  so  haben  wir  gesehen,  dass  die  Ritterschaft  die  vom 
Landtag  geforderte  Steuer  gelegentlich  früher  bewilligt  als  die  Städte. 
Der  Landesherr  hält  sich  dann  aber  nicht  etwa  für  berechtigt,  schon 
die  Steuer  von  den  Hintersassen  der  Ritterschaft  zu  erheben;  sondern 
die  Erhebung  beginnt  immer  erst,  nachdem  auch  die  Städte  zuge- 
stimmt haben.  Ebenso  bleiben  bis  dahin  diejenigen  Personen,  welche 
weder  Hintersassen  der  Ritterschaft  noch  der  Städte  sind,  unbe- 
steuert.  Hiernach  dürfen  wir  sagen,  dass  es  vollkommen  den  That- 
sachen  entspricht,  wenn  die  Steuerreverse  Ritterschaft  und  Städte 
die  Steuer  für  das  Land  bewilligen  lassen.4) 


8)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  12  ff. 

4)  Eichhorn  (III,  S.  245)  will  bekanntlich  nicht  zugeben,  dass  die 
Stände  für  andere  eine  Steuer  bewilligt  hätten;  sie  hätten  nur  für  sich 
und  ihre  Hintersassen  die  Steuer  bewilligt,  für  die  andern  Landsassen 
nur    das    Dasein    einer    allgemeinen    Landeslast    anerkannt.     Allein    diese 
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Wenn  nun,  die  Repräsentation  oder  Vertretung  im  staatlichen 
Sinne  diejenige  Einrichtung  ist,  vermöge  welcher  der  einem  Teile 
oder  der  Gesamtheit  der  Unterthanen  zustehende  Einfluss  auf  Staats- 
geschäfte durch  eine  kleinere  Anzahl  aus  der  Mitte  der  Beteiligten, 
in  ihrem  Namen  und  verpflichtend  für  sie  besorgt  wird',5)  so  findet 
die  Bezeichnung  Repräsentation  auf  die  Stände  unserer  Territorien 
Anwendung.6) 

Unsere  Meinung,  dass  die  Stände  nicht  blos  sich  und  ihre 
Hintersassen  auf  dem  Landtag  vertraten,  lässt  sich  noch  durch  eine 
Reihe  weiterer  Thatsachen  erhärten.  Die  Ritterbtirtigen  werden  auf 
Grund  ihrer  Burgen  berufen,  die  durchaus  nicht  mit  den  sämtlichen 
ritterlichen  Frohnhöfen  zusammenfallen  und  die  ferner  nicht  einmal 
selbst  immer  mit  grösseren  herrschaftlichen  Besitzungen  verbunden 
sind;  sie  werden  als  Burgenbesitzer,  nicht  als  Grundbesitzer  berufen. 
Sodann  sind  eine  Hauptursache  der  einflussreichen  Stellung  der 
Landstände  Streitigkeiten  um  den  Besitz  des  Territoriums,7)  in 
welchen  der  siegte,  der  sie  auf  seiner  Seite  hatte.  Der  Landesherr 
erkannte  ihre  Stellung  an,  weil  sie  thatsächlich  über  das  ganze 
Land  verfügt  hatten;  nach  irgend  einem  Hintersassenverhältnis  wurde 
dabei  nicht  gefragt.  Die  Thatsache,  dass  die  Stände  wiederholt  die 
Entscheidung  über  das  Territorium  in  der  Hand  gehabt  haben,  hat 
gewiss  ganz  besonders  zur  Ausbildung  der  Vorstellung,  dass  sie  das 
ganze  Land  vertreten,   beigetragen.8)    Weiter  ist  zu  betonen,  dass 

Auffassung  beruht  auf  einer  Ignorierung  der  deutlichsten  Ausdrücke  der 
Urkunden.  Wörtlich  lesen  wir,  dass  die  Stände  die  Steuern  für  das 
ganze  Land  bewilligen.  Gerade  bei  Eichhorn,  der  die  Stände  die  voll* 
•  hurtigen  Staatsbürger  der  Landesgemeinde  nennt,  sollte  man  jene  Auf- 
fassung nicht  erwarten;  denn  meint  er,  dass  die  Vollbürger  einer  Stadt 
bei  einer  Steuer,  die  sie  dem  Stadtherrn  gaben,  für  die  Schutzgenossen 
auch  nur  das  Dasein  des  Bedürfnisses  anerkannt  haben?  Aber  die  Auf- 
fassung  Eichhorns  widerspricht  nicht  blos  dem  Wortlaut   der  Urkunden. 

5)  R.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  I,  S.  8.  S.  12 
hebt  er  mit  Recht  hervor,  dass  die  Bestellung  der  Repräsentanten  durch 
Wahl  nur  eines  der  anwendbaren  Mittel  ist. 

*)  Im  17.  Jahrhundert  sagt  eine  Deduktion  der  Landstände  von 
Jülich-Berg  (in  der  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  327  citierten  Druckschrift,  S.  43) 
ausdrücklich:  die  Landstände  in  Jülich  und  Berg,  »welche  das  ganze 
land    und   die   gemeine   Untertanen    auf   den    landtaegen   repraesentiren«. 

T)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  64  ff. 

*)  Diejenigen,  welche  die  Stände  blos  sich  und  ihre  Hintersassen 
vertreten   lassen,    führen  die   Entstehung    der  landständischen  Verfassung 
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die  Stände  nachweislich  nicht  blos  ihre  Interessen  wahrnehmen. 
Wenn  die  Ritterschaft  Beschwerden  vorbringt,  so  finden  sich  dar- 
unter auch  solche,  welche  allgemeine  Fragen  betreffen.9)  Dasselbe 
gilt  von  den  Beschwerden  der  Städte.10)  Den  Inhalt  der  landstän- 
dischen Privilegien  werden  wir  noch  im  einzelnen  kennen  lernen: 
auch  sie  handeln  keineswegs  blos  von  Vorrechten  der  Stände.  Frei- 
lich folgt  daraus,  dass  die  Stände  dem  Landesherrn  gegenüber  all- 
gemeine Interessen  des  Landes  vertreten,  noch  nicht,  dass  sie  sie 
um  aller  einzelnen  Unterthanen  willen  wahrnehmen.  Wenn  sie  z.  B. 
der  Veräusserung  von  Gebietsteilen  entgegentreten,1 0a)  so  kommt 
dieser  Widerstand  zwar  allen  zu  gute;  aber  es  könnte  sein,  dass 
sie  ihn  nur  um  ihrer  eigenen  Interessen  willen  leisten.101»)  Indessen 
gelegentlich  erheben  die  Stände  doch  auch  eine  Forderung,  die  sich 
weit  weniger  auf  ihre  Wünsche  als  auf  die  der  anderen  Unterthanen 
bezieht.  So  insbesondere,  wenn  sie  —  und  sie  thuri  dies  mit  grosser 
Energie  —  den  Landesherrn  zu  der  Versicherung  nötigen,  dass  die 
Dienste  der  Unterthanen  nicht  über  Gebühr  in  Anspruch  genommen 
werden  sollen.  Die  Ritterschaft  genoss  vollständige,  die  Städte 
wenigstens  eine  sehr  ausgedehnte  Befreiung  davon.  Die  Dienste 
lasteten  hauptsächlich  auf  dem  ländlichen  Schatzmann.  Immerhin 
dürfen  wir  auf  die  Fürsorge  der  Stände  für  die  anderen  Unterthanen 
nicht  zu  grosses  Gewicht  legen.    Sie  mochten  für  die  letzteren  ein- 

vorzugsweise  nur  darauf  zurück,  dass  der  Landesherr  die  Stände  zu  Land- 
tagen beruft,  um  von  ihnen,  resp.  ihren  Hintersassen  Steuern  zu  erhalten. 

•)  Urk.  Beil.  1522  Febr.  7.  Vgl.  auch  die  unten  zu  besprechenden 
Beschwerden  des  jülicher  Erbmarschalls  von  1513. 

10)  Urk.  Beil.  1535  Juli  7  und  1536  Juni  8. 

10ft)  Ferner  wäre  namentlich  zu  erwähnen,  dass  die  Stände  den 
Landesherrn  zu  dem  Versprechen  nötigen,  jedermann  Landrecht  und 
Schöffenurteil  widerfahren  zu  lassen.  Diese  in  den  ständischen  Privilegien 
ausgesprochene  Versicherung  kam  allen  Unterthanen  zu  gut,  nicht  blos 
den  Ständen,  auch  nicht  blos  den  freien,  sondern  zugleich  den  hörigen, 
da  die  letzteren  mindestens  für  irgend  eine  Beziehung  dem  öffentlichen 
Gericht  unterworfen  waren,  der  Regel  nach  aber  die  Hörigkeit  sich  auf 
die  aus  dem  Leihe-  und  Pachtverhältnis  hervorgehenden  Beziehungen 
beschränkte.  Wir  finden  denn  in  der  That,  dass  Personen,  die  nicht 
den  Ständen  anzugehören  scheinen,  sich  auf  jenen  Satz  der  Privilegien 
berufen,  oder  wenigstens,  dass  man  bei  der  Berufung  auf  diesen  Satz 
nicht  betont,  dass  er  ein  Recht  der  Stände,  sondern,  dass  er  allgemeiner 
Landesvertrag  sei.     S.  oben  Anm.  2;  vgl.  auch  Kap.  I,  Anm.  5. 

I0h)  Vgl.  ldstd.  Vf.  II,  Anm.  266. 
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treten  aus  richtiger  Einsicht  in  die  Zwecke  des  Staates  oder  aus 
wohlverstandenem  eigenem  Vorteile,11)  aus  Mitleiden,  in  der  Be- 
thätigung  des  germanischen  Rechtsgefühls  und  des  christlichen  Billig- 
keitsgefühls oder  auch,  weil  sie  die  Regierung  durch  möglichste 
Häufung  der  Beschwerden  in  die  Enge  treiben  wollten.  Die  that- 
sächliche  Fürsorge  der  Stände  für  die  anderen  Unterthanen  kann 
gering  sein,  wenn  sie  von  Rechtswegen  verpflichtet  sind,  die  Inte- 
ressen des  ganzen  Landes  wahrzunehmen,  und  sie  kann  gross  sein, 
wenn  eine  rechtliche  Verpflichtung  dieser  Art  nicht  besteht.11*) 
Dagegen  lässt  es  sich  für  die  Konstruktion  des  Rechtsverhältnisses 
wohl  verwerten,  wenn  die  Stände  ihre  Handlungen  in  stereotyper 
Weise  mit  einer  bestimmten  Motivierung  begleiten.  Da  sie  nun  fast 
bei  jedem  Akt,  den  sie  vornehmen,  das  Wohl  des  Landes  hervor- 
heben,19) so  dürfen  wir  gewiss  schliessen,  dass  sie  wie  ein  modernes 
Parlament  das  Bewusstsein  einer  rechtlichen  Verpflichtung  zur  Ver- 
tretung der  allgemeinen  Landesinteressen  hatten. 

Ein  Hindernis  gegen  die  Auffassung  der  landständischen  Ver- 
fassung als  einer  repräsentativen  liegt  auch  nicht  darin,  dass  die 
Städteboten  von  den  Städten  mit  Instruktionen  für  die  Landtags- 
verhandlungen versehen  werden.  Denn  wie  von  kompetentester  Seite 
bemerkt  worden  ist,  handelt  es  sich  bei  der  Frage,  ob  die  Repräsen- 
tierten auf  die  Repräsentanten  einen  unmittelbaren,  mehr  oder  we- 
niger zwingenden  Einfluss  ausüben  sollen,  nicht  sowohl  um  eine 
Frage  des  Rechts  als  der  Zweckmässigkeit,  der  Rätlichkeit. 18)  Wie 
sehr  diejenigen  Recht  haben,  welche  bindende  Instruktionen  der 
Repräsentanten  für  unzweckmässig  halten,  zeigt  die  Geschichte  der 
alten  Landstände  mit  ihrem  beständigen  ,Heimbringen(  aufs  deut- 
lichste.14)   Es  ist  ferner  zuzugeben,  dass,  *  wenn  die  einzelne  Stadt 

u)  Vgl.  R.  v.  Mohl  a.  a.  0.  S.  16. 

,la)  Vgl.  Wilh.  Sickel  in  den  Mitteil,  des  Instituts,  Ergänzungs- 
band 2,  S.  349. 

ia)  Die  Beispiele  sind  zahllos.  Erwähnt  mag  hier  nur  werden,  dass 
in  der  jülicher  Einungsurkunde  von  1461  das  Landesinteresse  sehr  nach- 
drücklich betont  ist.    Vgl.  ldstd.  Vf.  II,  S.  33  f.,  52,  68  f.;  III,  1,  S.  80  f. 

18)  R.  v.  Mohl  a.  a.  0.  S.  14. 

14)  Es  darf  dabei  freilich  nicht  verkannt  werden,  dass  die  Gefahren, 
um  deren  willen  man  die  Repräsentanten  mit  Instruktionen  versieht  — 
einerseits  die  Möglichkeit,  dass  sie  ihre  Pflicht  mit  Bewusstsein  versäumen, 
der  Bestechung  und  der  Anwendung  von  Gewalt  nicht  den  erforderlichen 
Widerstand    entgegensetzen,    andererseits  die  Möglichkeit,    dass   es   ihnen 
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ihre  Boten  mit  speziellen  Anweisungen  versieht,  ihr  Sonderinteresse 
leicht  in  den  Vordergrund  treten  kann.  Allein  es  hindert  durchaus 
nichts,  dass  in  den  Instruktionen  auch  die  Wahrnehmung  der 
Interessen  des  ganzen  Landes  eingeschärft  wird,  und  sie  ist  in  der 
That  in  ihnen  eingeschärft  worden.16) 

Wir  halten  hiernach  fest,  dass  die  Stände  unserer  Territorien 
als  Repräsentanten  des  Landes  angesehen  wurden.16)  Es  ist  aller- 
dings eine  besondere  Gattung  der  Vertretung,  die  ihren  Charakter  — 
um  nur  das  wichtigste  hervorzuheben  —  durch  die  Bindung  der 
Städteboten  an  Instruktionen,  ferner  dadurch,  dass  die  Ritterschaft 
persönlich  auf  dem  Landtag  erscheint,  endlich  durch  ein  eigentüm- 
liches Verhältnis  zwischen  Landesherrn  und  Unterthanen,  das  wir 
jetzt  näher  erörtern  wollen,  erhält. 

Der  ältere  deutsche  Territorialstaat  ist  nämlich  dualistisch, 
setzt  sich  aus  zwei  verschiedenen  Rechtssubjekten  zusammen:  dem 
Landesherrn  mit  seinen  Herrschaftsrechten  und  dem  Lande.  ,Das 
Land  ist  durchaus  ein  gesondertes  Rechtssubjekt  gegenüber  dem 
Fürsten4.17)  Die  Bewohner  des  Territoriums  gehören  zwei  verschie- 
denen Sphären  an:  sie  sind  einmal  Glieder  des  von  den  Ständen 
gegenüber  dem  Landesherrn  vertretenen  Landes;  andererseits  sind 
sie  als  unterthanen  den  Herrschaftsrechten  des  Landesherrn  unter- 
worfen und  als  solche  ihm  zu  Treue  und  Gehorsam  verpflichtet.17*) 

an  Kenntnis  der  Sachlage  und  der  Wünsche  der  Auftraggeber  fehlt  — 
in  der  älteren  Zeit  in  stärkerem  Masse  vorhanden  waren  als  in  der 
neueren. 

1B)  Wir  wollen  noch  nicht  einmal  hervorheben,  dass  die  Instruktionen 
gelegentlich  den  Deputierten  freieren  Spielraum  für  die  Landtagsverhand- 
lungen liessen. 

16)  Trendelenburg,  Naturrecht  (2.  Aufl.),  S.  616  (§.  207)  sagt: 
,wenn  die  alten  deutschen  Stände  nur  sich  selbst  und  ihre  Hintersassen 
und  für  ihr  eigenes  Interesse  schützten,  wenn  dies  wenigstens  der 
faktische  Zustand  war,  so  trugen  sie  in  das  Staatsrecht  das  Privat- 
recht hinein  und  blieben  hinter  der  politischen  Idee  zurück1.  Er  ist 
also  nicht  ganz  abgeneigt  zuzugeben,  dass  rechtlich  die  Stände  nicht 
blos  sich  und  ihre  Hintersassen  vertraten.  Wenn  Stahl,  Philosophie  des 
Rechts  (5.  Aufl.)  II,  2,  S.  338  (§.  102)  die  Landstände  mit  den  Reichs- 
ständen (die  ihr  Territorium  auf  dem  Reichstage  vertreten)  in  Parallele 
setzt,  so  trifft  diese  Anschauung  für  den  Niederrhein  wenigstens  nicht  zu. 

17)  Stahl  a.  ai  0.  S.  341. 

17a)  Auf  dem  in  Kap.  II,  Anm.  22  (S.  20)  erwähnten  Landtag  von 
1522  Novb.  13  erklären  die  jülicher  Städtefreunde:   sie  vertrauen,  dass, 
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Demgemäss  betonen  die  Stände  bei  ihren  Handlungen  neben  dem 
Landesinteresse  meistens  zugleich  ihr  Interesse  für  das  Wohl  des 
Landesherrn,18)  gelegentlich  auch  nur  das  letztere.19)  Und  der 
Landesherr  versichert  ebenso  sowohl  das  Beste  des  Landes  im  Auge 
haben80)  als  auch  seinen  Unterthanen  ein  gnädiger  Herr  sein  zu 
wollen.21) 

wenn  der  Hz.  von  dem  Hz.  von  Geldern  angegriffen  würde,  »asdan  ge- 
meine stede  ind  lantschaft  sine  g.  nit  dan  na  vermoegen  als  getrue 
undersaissen,  als  alwege  geschiet  ist,  bizustain  ind  nit  verlaissen  sullen«. 
—  Ein  Berurangsschreiben  der  Herzogin  Maria  an  die  Stände  von  Jülich- 
Berg  d.  d.  Cleve  1516  Dienstag  nach  Maria  Geburt  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2, 
fol.  135,  Gpt.)  hat  das  P.S.:  »wils  ansien,  wir  dine  geborene  furstinne 
sin  ind  de  sachen  deser  unser  bescheidongen  uns  hoechlich  anligen  ind 
zo  herzen  gain,  daromme  uf  vurg.  zit  nit  uisbliven  willen,  wir  in  gnaiden 
gegen  dich  weder  erkennen«. 

,8)  Vgl.  urk.  Beil.  1445  Januar  29  und  1535  Juli  5 ;  ldstd.  Vf.  H,  S.  33  f., 
III,  1,  S.  81.  Auf  dem  in  Kap.  II,  Anm.  31b  (S.  22)  erwähnten  Landtag 
von  Jülich-Berg  von  1520  erklären  Räte  und  Ritterschaft,  sie  wollen  helfen, 
dass  »unser  g.  h.  zo  behoif,  nutz  ind  wailfart  sinre,  u.  g.  frau,  i.  f.  g.  kindern, 
landen  ind  undertanen  belehent  werde«.     Die  Beispiele  sind  zahllos. 

19)  1490  Juli  1  (J.-Bg.,  Urkk.,  Nr.  3253,  Orig.)  erklären  Bürger- 
meister, Schöffen,  Rat  und  gemeine  Burger  der  Stadt  und  Bürgerschaft 
Düsseldorf:  »Also  as  wir«  dem  Hz.  im  Jahre  1487  eine  Summe  Geld 
geliehen  haben  und  derselbe  »nu  van  uns  begerende  ist«,  die  Summe, 
soweit  sie  noch  nicht  bezahlt  ist,  ihm  »quit  zo  geven,  .  .  .  wiewail  wir 
doch  sulger  vurs.  quitgevongen  sere  oevel  van  staeden  [!],  weulden  doch 
.  .  .  uns  tgain  s.  f.  g.  in  allen  sachen,  dairan  s.  g.  profit  ind  nutzicheit 
geleigen  were,  halden  ind  doin,  as  fromen  armen  getruwen  undersaissen 
irem  lantheren  zo  doin  geburt«,  so  bekennen  wir  hiermit,  dass  wir  das 
noch  unbezahlte  Geld  dem  Hz.  hiermit  »quit  geven«,  so  dass  der  Hz. 
dasselbe  »zo  vollust  ind  zo  stuire  an  sachen,  dairan  s.  g.  dat  zo  nutze 
ind  urber  gelieft  zo  leigen  ind  zo  keren«,  anwenden  mag.  Bezeichnend 
ist  auch  folgendes  Schreiben  der  Herzogin  d.  d.  Nideggen  1469  Sept.  23 
an  die  Stadt  Ratingen  (Kessel,  Ratingen  II,  Nr.  102):  »Uire  schrift  an 
uns  gedain  hain  wir  verstanden  ind  begeren  .  .  .  ernstlich  van  uch,  dat 
ir  in  den  dingen  .  .  .  uns  nit  zoweder  sin,  so  dat  mit  uch  nit  anders 
dan  mit  ander  unser  stede  vrunden  uns  lantz  v.  dem  Berge  vurgenoemen 
wirt.  Uire  weigeronge  dainne  brecht  uns  an  anderen  unsen  steden  ouch 
indracht.  Daromb  doit  as  andere  unse  stede  ind  laist  uch  in  sulger 
getruwicheit  unsen  1.  h.,    uns   ind   unsen  1.   soenen  zo  behulp  vinden«. 

B0)  1404  März  16  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  24)  erklärt  Jungherzog  Adolf 
von  Berg,  dass  er  seinen  Vater  »umb  des  gemeinen  lands  besten  willen 
upgehalden  ind  die  slosse,  lande  ind  lüde  van  dem  Berge  an  uns  genoimen 
hait«.  Nach  Urk.  Hz.  Gerhards  von  1469  April  19  (Ms.  B.  33  a,  Gpt.) 
hat  ein  Ritter  um  des  Herzogs,   seiner  Söhne,    »unser  furstendome  ind 
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Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  zwischen  den  beiden  Rechtssub- 
jekten ,Landesherr(  und  ,Land*  mannigfache  innere  Beziehungen 
vorhanden  sein  mussten.  Die  Scheidung  zwischen  ihnen  ist  keines- 
wegs eine  klare,  keineswegs  eine  streng  logische.  Aber  wie  die 
geschichtliche  Entwickelung  überhaupt  durchaus  nicht  blos  logische 
Bildungen  hervorbringt,  so  hat  auch  hier  das  der  logischen  Erklä- 
rung widerstrebende  realen  Bestand  und  giebt,  wie  angedeutet,  dem 
älteren  deutschen  Territorialstaat  ein  besonderes  Gepräge.  Unsere 
weiteren  Ausführungen  werden  die  praktische  Wichtigkeit  der  Schei- 
dung zwischen  jenen  beiden  Rechtssubjekten  an  vielen  Punkten 
darlegen.  Hier  vergegenwärtigen  wir  sie  uns  an  zwei  Einrichtungen, 
welche  wir,  weil  sie  für  die  einzelnen  Gebiete  der  ständischen 
Thätigkeit  von  gleicher  Bedeutimg  sind,  an  dieser  Stelle  am  besten 
besprechen:   der  bedingten   Huldigung   und  dem  Widerstandsrecht. 

Es  war  in  den  deutschen  Territorien  üblich,  dass  der  Landes- 
herr beim  Regierungsantritt  die  Huldigung  seiner  Unterthanen  ent- 
gegennahm. Aus  unseren  Ländern  haben  wir  eine  eingehendere 
Beschreibung  der  Huldigung  in  Berg  im  Jahre  1475. *2)    Danach  hat 

lande  wailfart  ind  mirkligen  urbers  wille  ind  meren  schaiden  zo  ver- 
hueden«  dem  Hz.  14  000  rh.  6.  geliehen,  welche  Summe  dazu  verwandt 
werden  soll,  um  den  Verkauf  (von  1451)  an  Köln  rückgängig  zu  machen. 

B1)  Bergisches  Rechtsbuch  §.  45. 

a8)  In  den  Litteralien  findet  sich  folgende  Aufzeichnung  aus  dem 
Jahre  1476:  ,Zu  S.  Hubert  [Novb.  3]  wird  der  Hz.  gegen  Abend  nach 
Düsseldorf  kommen,  wohin  auch  die  Ritterschaft  beschieden  ist.  1.  Joh. 
v.  Etzbach  »sal  bestellen«,  dass  Bürgermeister,  Schöffen,  Rat,  gemeine 
Bürger  der  Freiheit,  ferner  die  Schöffen,  Geschworenen  und  Boten  des 
ganzen  Amtes  Monheim  zu  S.  Hubert  zu  1  Uhr  Nachmittag  im  Hof  zu 
Benrath  sind,  dem  Hz.  zu  huldigen.  2.  Samstag  nach  S.  Hubert  [Novb.  4] 
wird  der  Hz.  die  Huldigung  zu  Düsseldorf  morgens  empfangen,  dann  nach 
Ratingen  reiten,  daselbst  die  Huldigung  zu  empfangen,  und  von  da  zum 
Abend  wieder  nach  Düsseldorf.  3.  Denen  von  Ratingen  zu  schreiben, 
dass  sie  sämtlich  zu  1  Uhr  nachmittags  »an  dem  Ape  an  Grifsloche« 
sind,  da  die  Huldigung  zu  thun.  Dem  Richter  von  Angermund  zu  schreiben, 
»des  ampts  lüde  ouch  dan  da  zo  haven«;  dem  Kellner  zu  schreiben, 
»de  burger  van  Angermont  da  zo  haven«.  4.  Dem  Vogt  von  Mettmann 
zu  schreiben,  die  Bürger  von  Mettmann  »ind  des  ganzen  amptz  lüde« 
zu  Gerresheim  am  Sonntag  nach  S.  Hubert  zu  10  Uhr  vormittags  zu 
haben.  Dies  der  Stadt  Gerresheim  auch  zu  schreiben.  5.  Am  selben 
Tag  zu  1  Uhr  die  von  Gräfrath  und  die  Untersassen  des  Amtes  Solingen. 
»Dit  Claiszo  schriven,  ouch  stat  Solingen«.  6.  Zum  Montag  die  Leute 
aus  den  Ämtern  Miselohe   und  Bornefeld    zur  Burg    zu   bescheiden.     7. 


Digitized  by 


Google- 


Kap.  III.     Die  allgemeine  Stellung  der  Landstände.  63 

die  ganze  Ritterschaft  des  Herzogtums  gemeinsam  in  Düsseldorf  die 
Huldigung  geleistet,  während  die  anderen  Unterthanen  an  verschie- 
denen, nicht  zu  fern  von  ihrem  Wohnort  gelegenen  Plätzen  huldigten. 
Hinsichtlich  der  letzteren  besteht  dann  noch  ein  unterschied  inso- 
fern, als  die  Bürger  sämtlich  in  Person  die  Huldigung  geleistet  zu 
haben  scheinen,*8)  die  einfachen  Landbewohner  dagegen  nur  durch 
die  ,Schöffen,  Geschworenen94)  und  Boten4.  Die  Anwesenheit  städ- 
tischer Vertreter*6)  auf  dem  Huldigungstage  in  Düsseldorf  wird  in 
jenem  Bericht  nicht  erwähnt.*6)  In  Jülich  huldigen  Ritterschaft  und 
Städte  nachweislich  auf  einem  gemeinsamen  Landtag.27)  Von  einer 
Eidabnahme  in  den  verschiedenen  Teilen  des  Landes  haben  wir  für 
Jülich  keine  bestimmten  Nachrichten.  Sie  wird  aber  gewiss  auch 
hier  stattgefunden  haben.28) 

Die  Huldigung  wird  oft28a)  schon  dann  geleistet,  wenn  ein  Herr 
das  Recht  auf  den  Besitz  eines  Territoriums  erwirbt,  ohne  den  Be- 
Dienstag »de  van  Roede  [Radevormwald],  Hoekeshoven  [Hückeswagen] 
ind  Lenepe  [Lennep]  an  de  dri  boime«.  7.  »Dem  vaide  van  Medmen 
dit  van  der  Bienburg  wegen  zo  schriven«.  8.  Mittwoch  die  aus  dem 
Amt  Steinbach  zu  Wipperfürth.  Denen  von  Wipperfürth  besonders  zu 
schreiben,  dann  die  Huldigung  zu  thun.  9.  Die  von  Mülheim  und  das 
ganze  Amt  Porz  zu  Bensberg  am  Donnerstag/  —  d.  d.  Bensberg  1475 
Donnerstag  nach  S.  Severin  (ebenda,  Cpt.)  schreibt  der  Hz.  an  mehrere 
Räte:  ,wird  zu  S.  Hubert  in  Düsseldorf  sein,  »alda  huldonge  unser  ritter- 
schaft  ind  undersaissen«  des  Landes  Berg  »entfangen,  as  sich  geburt«; 
Adressat  solle  auch  hinkommen/ 

28)  So  auch  1451  bei  der  dem  Erzbischpf  von  Köln  in  Berg  ge- 
leisteten Huldigung;  s.  Hansen  II,  S.  88  Anm.  1  und  Korth,  Wipperfürth 
(Annahm  51)  Nr.  32. 

24)  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  103. 

2B)  Oder  sollte  man  sie  hinter  den  »undersaissen«  des  in  Anm.  22 
(a.  E.)  citierten  herzoglichen  Schreibens  vermuten? 

2 •)  Es  ist  natürlich  sehr  gut  mit  einander  vereinbar,  dass  Vertreter 
der  Städte  auf  einem  gemeinsamen  Huldigungstage  anwesend  sind  und 
dass  hinterher  noch   sämtliche  Bürger  in  den  Städten  vereidigt  werden. 

27)  So  schreibt  es  der  Vertrag  zwischen  den  beiden  Herren  von 
Jülich  von  1429  vor;  s.  Kap.  II,  Anm.  65.  Ferner  heisst  es  in  der 
Stadtrechnung  von  Linnich  zum  Jahre  1475  (histor.  Nachrichten  über 
Linnich  S.  42):  »item  sint  scheuen  ind  gesworen  zu  Gulgen  geweist  dem 
herzog  van  Gulge  zo  hulden«,  Oktober  7. 

28)  In  Heinsberg  scheinen  nach  der  Urk.  von  1472  bei  Lac. 
ÜB.  IV,  Nr.  362  sämtliche  Unterthanen  gehuldigt  zu  haben. 

28a)  Nicht  geschieht  es  bei  der  Anerkennung  des  kursächsischen 
Anspruchs  im  Jahre  1527.     Kap.  IV,  Anm.  54. 
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sitz  selbst  bereits  anzutreten.29)  Sie  wird  jedoch  wiederholt,  wenn 
der  Anspruch  sich  verwirklicht.80)  Giebt  der  Herr  sein  Recht  wieder 
auf,  so  erklärt  er  die  Stände  in  förmlicher  Weise  der  geleisteten 
Eide  für  frei.80a) 

In  der  Huldigung  an  sich  liegt  noch  nichts,  was  die  Stände 
als  Rechtssubjekt  des  Landes,  über  das  sie  frei  verfügen,  erscheinen 
lässt.  Aber  in  dem  Zusammenhang,  in  dem  sie  uns  im  älteren 
deutschen  Territorialstaatsrecht  entgegentritt,  hat  sie  wenigstens  teil- 
weise diesen  Charakter.  Bedeutungsvoll  ist  in  dieser  Hinsicht 
schon  die  regelmässig  bei  Erwähnung  der  Huldigung  gebrauchte 
Formel:  die  Stände  haben  den  Herzog  als  Erbherrn  ,empfangen'.81) 
Das  Wort  ,Erbherrc  drückt  freilich  daneben  wieder  aus,  dass  die 
Landesherrschaft  doch  ein  Recht  des  Geschlechtes  sei.  Wichtiger 
aber  ist  es,  dass  der  Landesherr  selbst  den  Ständen  gelegentlich 
das  Recht  einräumt,  die  Huldigung  nur  gegen  bestimmte  Bedingungen 
zu  leisten. 

Die  bedingte  Huldigung  ist  allerdings  auch  noch  keineswegs 
immer  ein  Zeichen  von  ständischer  Selbständigkeit.  Es  kommt 
nicht  selten  vor,  dass  zwei  Landesherren  einen  Vertrag  miteinander 
schliessen  und  die  beiderseitigen  Stände  oder  Unterthanen  ver- 
pflichten, den  Nachfolgern  nur  dann  zu  huldigen,  wenn  sie  den 
Vertrag  anerkannt  haben.88)    In  solchen  Fällen  darf  man  höchstens 

89)  S.  Anm.  23. 

80)  Nach  der  Urk.  über  die  Eheberedung  von  1496  haben  Räte, 
Ritterschaft,  Städte  und  Unterthanen  der  beiderseitigen  Länder  dem 
künftigen  Herrscherpaar  Johann  und  Maria  bereits  gehuldigt.  Als  dann 
Johann  (1511)  thatsächlich  die  Regierung  von  Jülich-Berg  antritt,  wird 
die  Huldigung  erneuert.     Lac.  Arch.  I,  S.  148. 

80a)  So  der  Erzbischof  von  Köln  im  Jahre  1469,  als  der  Verkauf 
von    1451    rückgängig   gemacht  wurde.     Kessel,    Ratingen  II,    Nr.   101. 

81)  Vgl.  die  Privilegien  von  1423,  1475,  1611. 

8S)  Vgl.  mein  Wahlrecht  der  Domkapitel  S.  41  Anm.  4;  Lac.  ÜB.  IV, 
S.  172  Anm.  und  S.  356  f.  (Verkauf  an  Köln,  1451).  1467  schliesst 
Hz.  Gerhard  mit  der  Stadt  Köln  ein  Bündnis:  stirbt  er,  so  sollen  »ritter- 
schaft,  steide  ind  undersaissen  geine  heren  zo  den  landen  Guilge  ind 
Berge  niet  anneimen,  zolaissen,  hulden  noch  entfangen,  die  en  haven  zo- 
voerentz  dese  .  .  .  verbuntenisse  geloift,  verschreven  ind  versegelt«  (Lac. 
ÜB.  IV,  S.  421).  1606  März  30  (Gaus.  Juliac.  I,  fol.  101,  Kop.)  wird 
ein  neues  Bündnis  mit  der  Stadt  Köln  geschlossen,  das  die  gleiche  Be- 
stimmung enthält.  Sie  findet  sich  ferner  in  Urk.  von  1478  über  ein 
Bündnis  zwischen  Jülich  und  Cleve  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  398).     Zweifelhaft 
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davon  sprechen,  dass  die  Stände  eine  Garantie  für  die  Beobachtung 
des  Vertrages  übernehmen.  Die  Landesherren  gestehen  ihnen  zwar 
ein  Recht  der  Verfügung  über  das  Territorium  zu,  aber  blos  für 
einen  ganz  bestimmten  Fall,  in  welchem  es  überdies  nicht  im  stän- 
dischen, sondern  nur  im  landesherrlichen  Interesse  ausgeübt  werden 
darf.  -Anders  ist  es  jedoch,  wenn  sie  ihnen  gestatten,  die  Huldigung 
von  der  Gewährung  von  Bedingungen  zu  ihren  Gunsten  abhängig 
zu  machen.  So  geschah  es  in  dem  kleinen  Ländchen  Blankenberg, 
als  es  an  Berg  fiel  (1363). öö)  Ausdrücklich  wird  ferner  in  dem 
Vertrage  zwischen  den  beiden  Herren  von  Jülich  von  142984)  fest- 
gesetzt, dass  Ritterschaft  und  Städte  den  Erben  der  beiden  nicht 
huldigen  sollen,  bevor  sie  »sulche  brieve,  friheide  ind  confirmacien, 
as  unse  vurvadere  ind  wir  der  vurg.  unser  ritterschaft,  steden  ind 
landen  gegeven  haven«,  bestätigt  haben.84*)  Das  Recht  der  Ver- 
weigerung der  Huldigung  wird  auch,  wenigstens  indirekt,  ausge- 
sprochen, wenn  Johann  Friedrich  von  Sachsen,  als  die  Stände  sich 
im  Jahre  1527  mit  seiner  Eventualsuccession  einverstanden  erklärten, 
ihnen  zusichert,  er  werde  ihnen  Brief  und  Siegel  vor  der  Entgegen- 
nahme irgend  einer  Erbhuldigung  84b)  geben.88)  Der  thatsächliche 
Hergang  der  Dinge  ist  uns  nur  von  einer  Huldigung,  der  von  1475, 
bekannt.  Hier  aber  zeigt  sich  eben  jenes  Verhältnis.  Das  land- 
ständische Privileg   ist   in  Jülich   vom   1.  Oktober;   die   Huldigung 

ist  es,  ob  man  auch  die  entsprechende  Bestimmung  in  der  Urk.  über  die 
Union  von  1496  (Räte,  Ritterschaft,  Städte  und  Unterthanen  sollen  keinen 
Herrn  zu  den  Landen  »wisen,  annemen  noch  darzo  kommen  lassen«, 
der  die  Union  nicht  bestätigt  hat)  hierhin  rechnen  darf.  Denn  erstens 
ist  die  Union  unter  Zustimmung  der  Stände  abgeschlossen  worden,  und 
zweitens  sind  darin  die  ständischen  Privilegien  und  Rechte  anerkannt 
(wenn  dies  auch  nicht  den  Hauptinhalt  der  Union  ausmacht). 

88)  Lac.  ÜB.  III,  S.  644:  stirbt  der  Graf  von  Berg  innerhalb  einer 
gewissen  Zeit,  so  soll  sich  sein  Nachfolger  zur  Beobachtung  gewisser 
Punkte  (darunter:  die  Bewohner  von  BL  bei  ihren  Rechten  und  Gewohn- 
heiten zu  halten)  verpflichten,  bevor  ihm  »die  manne,  burchmanne  ind 
stat  v.  Blankenberg  hulden«.     über  die  Union  von   1496   s.  Anna.  32. 

34)  S.  Kap.  II,  Anm.  55  (S.  31). 

84a)  Ober  eine  hierhin  gehörige  Bestimmung  in  der  Eheberedung 
von  1496  s.  unten  Kap.  IV  Anm.  5  a  (S.  73). 

84b)  Johann  Friedrich  spricht  in  seinem  Revers  von  ,Erbhuldigung', 
die  Stände  dagegen  in  ihren  Beibriefen  (s.  Kap.  IV,  Anm.  54)  von 
,Huldigung(.     Dieser   Unterschied    ist   doch   wohl   nicht   zufalliger   Natur. 

85)  S.  Kap.  IV,  Anm.  55. 
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findet  erst  am  7.  Oktober  statt.86)  In  Berg  trägt  das  landständische 
Privileg  das  Datum  des  26.  Oktober;  die  Huldigung  wird  erst  vom 
3,  November  ab  eingenommen.81)  Aus  dem  Kreise  der  Stände  selbst 
ist  uns  nur  eine  hierher  gehörige  Äusserung  bekannt:  in  der  oben 
(S.  52)  erwähnten  Einungsurkunde  von  1451  erklären  die  jülicher 
Stände,  nach  dem  kinderlosen  Tode  des  Herzogs  keinen  Herrn  an- 
nehmen zu  wollen,  der  sich  nicht  zuvor  mit  ihnen  gemäss  dem 
zwischen  dem  Hz.  und  ihnen  bestehenden  Verhältnis  geeinigt  hat. 
Dies  scheint  nicht  über  das  ihnen  in  dem  Vertrag  von  1429  ge- 
währte Zugeständnis  hinauszugehen.88)  Doch  berechtigen  anderer- 
seits die  angeführten  Fälle  gewiss  noch  nicht  zu  der  Annahme,  dass 
die  Landesherrschaft  auch  in  jedem  Augenblick  den  Ständen  das 
Recht  der  Verweigerung  der  Huldigung  zuerkannt  habe;  umsoweniger, 
als  sie  auch  wiederum  eine  Pflicht  derselben  zur  Huldigung  stark 
betont.89) 

Die  Stände  sind,  wie  wir  sehen,  unter  Umständen  in  der  Lage 
die  Huldigung  verweigern  und  damit  den  Regierungsantritt  eines 
Herrn  von  ihrer  Zustimmung  abhängig  machen  zu  können.40)    Aber 

8e)  S.  Anm.  '27. 

87)  S.  Anm.  22.  In  den  Privilegien  geschieht  regelmässig  zuerst 
der  Huldigung,  dann  erst  der  ständischen  Freiheiten  und  Rechte,  die 
anerkannt  werden,  Erwähnung.  Die  Regierung  wird  auf  diese  Reihen- 
folge in  dem  Wortlaut  der  Urkunden  Wert  gelegt  haben.  Aber  mit  dem 
thatsächlichen  Hergang  (wenigstens  des  Jahres  1475)  stimmt  sie  nicht  überein. 

88)  Umsomehr  überrascht  es,  dass  im  folgenden  Jahre,  als  Gerhard 
von  Loon  der  Einung  beitrat  (S.  52  f.),  jener  Satz  aus  der  Einungsurkunde 
fortgelassen  wurde,  doch  wohl  auf  seine  Veranlassung.  Vielleicht  hatte 
er  Anstoss  daran  genommen,  dass  seiner  (des  Mitherrschers  von  Jülich) 
in  der  ersten  Einungsurkunde  gar  nicht  gedacht  worden  war.  Doch  mag 
es  sich  auch  darum  handeln,  dass  (wie  im  Text  angedeutet  ist)  hier 
einmal  die  Landesherrschaft  sich  nicht  geneigt  zeigt  den  Ständen  das 
Recht  der  Verweigerung  der  Huldigung  zuzugestehen. 

80)  Nach  dem  jülicher  Privileg  von  1423  haben  die  Stände  gehul- 
digt und  sollen  ferner  huldigen,  »as  sich  dat  geburt«;  nach  den  Privi- 
legien von  1475  und  1511:  »as  si  iren  rechten  naturligen  erflantfursten 
ind  hern  schuldich  und  plichtich  zo  doin  sin«. 

40)  Wie  es  mit  der  Verwaltung  des  Landes  gehalten  werden  soll, 
wenn  der  Herr  die  Bestätigung  der  Privilegien  verweigert  und  deshalb 
die  Regierung  des  Landes  nicht  antreten  darf,  darüber  giebt  nur  der 
Vertrag  zwischen  den  beiden  Herren  von  Jülich  Auskunft:  stirbt  einer 
der  Teilherren,  so  soll  der  überlebende  mit  den  ,Amtleuten  und  Freunden*, 
denen   die  Schlösser   und   Städte    des  verstorbenen    anvertraut  gewesen, 
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nichts  deutet  darauf  hin,  dass  sie  auch  befugt  sind,  den  Landesherrn, 
wenn  der  angestammte  Erbe  sich  ihnen  nicht  gefügig  zeigt,  nach 
freier  Wahl  zu  bestimmen.40*)  Sie  scheinen  sich  nicht  einmal  selbst 
ein  solches  Recht  beigelegt  zu  haben. 

In  dem  Rechte  der  Stände,  dem  angestammten  Landesherrn 
den  Antritt  der  Regierung  zu  untersagen,  findet  der  dualistische 
Charakter  des  älteren  deutschen  Territorialstaats  einen  Ausdruck.41) 
Ganz  verwandter  Natur  ist  das  Widerstandsrecht  der  Stände.  Das- 
selbe gelangt  keineswegs  blos  innerhalb  der  landständischen  Ver- 
fassung zur  Anwendung.42)  Uns  beschäftigt  es  jedoch  nur  insofern, 
als  es  von  den  Ständen  geschützt,  resp.  ausgeübt  wird.48) 

diese  in  Bewahrung  halten,  bis  der  Erbe  des  verstorbenen  den  Vertrag 
und  die  ständischen  Privilegien  und  Freiheiten  bestätigt. 

40a)  Über  einen  besonderen  Fall  (wenn  kein  Erbe  vorhanden  ist) 
s.  unten  Kap.  IV,  Anm.  56  b. 

4I)  Im  modernen  deutschen  Staate  gilt  dagegen  der  Satz:  keine 
Scheidung  der  Ehe  zwischen  Fürst  und  Volk.  Dahlmann,  Politik,  2.  Aufl. 
S.  123  f. 

**)  Vgl.  Gneist,  engl.  VG.  (1882),  S.  252.  Von  einem  nicht  land- 
ständischen Widerstandsrecht  (speziell  der  Ritterbürtigen)  ist  im  bergischen 
Rechtsbuch  §.  31  und  37  die  Rede.  Nach  §.  31  wendet  sich  der, 
dessen  Recht  der  Landesherr  verletzt  hat,  nicht  an  die  Stände,  sondern 
entweder  an  das  Gericht  oder,  durch  einen  sog.  Klagebrief,  an  das  grosse 
Publikum.  Was  es  mit  den  sog.  Klagebriefen  auf  sich  hat,  erläutern 
wir  am  besten  durch  einige  Beispiele  (aus  den  Litteralien).  1424  De- 
zember 31:  ,Winmar  v.  Gimnich  klagt  allen  Fürsten,  Grafen,  Herren, 
Rittern,  Knechten,  Städten  und  allen  frommen  Leuten  über  Hz.  Adolf 
und  dessen  Sohn  Ruprecht,  dass  sie  ihre  fürstliche  Ehre,  Treue  und 
Gelübde  gebrochen  und  ihm  das  ihm  schuldige  Geld  nicht  gezahlt  haben. 
Warnt  jeden  vor  ihnen.  Klagt  nur  aus  Not,  wird  es  aber  in  deutschen 
und  welschen  Landen  thun,  bis  sie  ihre  Zusagen  erfüllen/  J.  v.  Harve 
Ritter  an  den  Erzb.  v.  Trier,  c.  1430:  ,J.  v.  Harve  ist  von  seinem 
Bruder  Heinrich,  der  des  Herzogs  von  Jülich  Bastardtochter  hat,  aus 
seinem  Schloss  Harve  getrieben.  Kann  von  seinen  Herren  [d.  i.  dem 
Hz.  von  Jülich  und  dem  Herrn  von  Loon]  trotz  ihres  bei  ihrem  Regie- 
rungsantritt der  Ritterschaft  und  dem  Lande  gegebenen  Versprechens 
jjül.  Priv.  v.  1423]  nicht  Recht  erlangen.  Hat  auch  vergeblich  deren 
Erbamtleute  und  Räte  wiederholt  gebeten,  seine  Herren  zum  bessern  zu 
unterweisen.  Bittet  nun  den  Erzb.  v.  Trier,  es  zu  thun.  Ist  das  auch 
ohne  Erfolg,  so  muss  er  aus  dem  Lande  gehen  und  überall  über  seine 
Herren  und  ihre  Räte  Waffen  rufen,  dass  sie  ihn  so  böslich  enterben 
lassen/  Instruktiv  ist  Schreiben  K.  v.  Brantscheit's  an  Hz.  Adolf  von 
1426  Dzb.  23:  ,Da  der  Hz.  trotz  seiner  wiederholten  Mahnungen  ihm 
seine  Schuld   nicht  bezahlt  hat,    so    hat   er    »claegebreife«    über  ihn 
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In  den  Privilegien  von  1475  (§.  10)  erklärt  der  Hz.,  dass  die 
Unterthanen,  wenn  er  einen  Beamten  unter  Verletzung  des  Indigenats- 
rechtes anstellt,  dem  nicht  Gehorsam  zu  leisten  brauchen.  Nach 
denselben  (§.  14)  darf  der  Landesherr  oder  einer  seiner  Beamten 
nicht  Leib  und  Gut  der  Unterthanen  angreifen,  ausser  mit  Landrecht 
und  Schöffenurteil;  widrigenfalls  sollen,  wenn  ein  ,gtitliches  Begehren1 
des  betreffenden  Unterthans  um  Abstellung  ohne  Erfolg  bleibt,  Räte, 
Amtleute,  Ritterschaft,  Städte  und  alle  Unterthanen  dem  Landesherrn 
und  seinen  Beamten  bis  zur  Abstellung  keinen  Dienst  mehr  zu  thun 
schuldig  sein.44)    Hiermit  wird  den  Unterthanen   ein  Widerstands- 

ausgesandt  und  hofft,  dass  dieselben  bis  nächsten  Sonntag  zu  Jülich  sein 
werden,  »da  ich  meinen,  das  faste  fursten,  greven  ind  ritterschaf  sin 
soelen,  ind  wille  si  ouch  also  fort  senden  den  fursten  ind  idermanne, 
als  wit  ich  mach,  ind  wille  dat  doin  bis  zo  der  zit,  das  u.  g.  underwist 
werden,  mir  mine  breve  ind  siegel  zo  halden.'  1427  Jan.  7  schreibt 
Joh.  v.  Boidberg  an  die  Stadt  Köln:  ,Obwohl  er  den  Hz.  Adolf  »driwerf 
of  meir«  wegen  einer  Schuld  gemahnt  hat,  hat  derselbe  die  Zahlung 
doch  nicht  geleistet,  sondern  sein  Gelübde  gebrochen.  Die  Stadt  Köln 
möchte  den  Hz.  »underwisen«,  dass  er  das  Geld  zahle.  Erfüllt  sie  diese 
Bitte  nicht,  so  wird  Joh.  genötigt,  so  schändlich  und  schmählich,  als  er 
nur  kann,  über  den  Hz.  zu  klagen,  was  der  Hz.  doch  nicht  gern  leiden 
möchte  »umb  so  wenich  guds  wille«,  wenn  er  Scham  und  Ehre  besässe/ 
1439  April  11  schreibt  Alf  v.  der  Hurst  an  den  Erzb.  v.  Köln:  ,Der 
Erzb.  hat  des  Herzogs  von  Berg  Räte  zu  Lechenich  gebeten,  dass  sie 
den  Hz.  von  Berg  unterweisen,  dass  er  ihm  (Alf)  seine  Briefe  und  Siegel 
halte,  jedoch  ohne  Erfolg.  Alf  ist  neulich  auch  bei  dem  Hz.  selbst  vor- 
stellig geworden,  damit  er  (Alf)  »darumb  over  s.  g.  niet  voirder  klagen« 
dürfe,  auch  ohne  Erfolg;  weiter  hat  Alf  die  ehrbaren  Herren  Bernhard  v. 
Burtschit,  Joh.  v.  Lantzberg,  Joh.  Quade  und  Wilh.  v.  Nesselrode,  »want 
die  mins  g.  h.  rede«  sind,  gebeten,  dass  sie  den  Hz.  unterweisen,  dass 
ihm  seine  Briefe  und  Siegel  gehalten  werden.  Hat  auch  darauf  noch  keine 
Antwort  erhalten.  Nun  möchte  der  Erzb.  den  Hz.  noch  unterweisen.4 
Vgl.  Lac.  ÜB.  IU,  Nr.  743  und  1020,  IV,  277;  Hansen  I,  S.  91;  Mitt. 
Köln  17,  S.  42;  unten  Kap.  IV  Anm.  85. 

48)  Die  älteste  Spur  eines  ständischen  Widerstandsrechtes  finde  ich 
in  Urk.  von  1247  bei  Lac.  ÜB.  H,  Nr.  312  (Vergleich  zwischen  der 
Gräfin  von  Berg  und  ihrem  Sohne  Adolf):  »quecunque  partium  predictam 
ordinationem  non  servaverit,  nos  [die  vermittelnden  Landesherren]  cum 
vasalÜs  et  ministerialibus  comitatus  de  Monte  auxilio  et  consilio  servanti 
predicta  contra  alium  assistemus«.  Hier  geht  jedoch  die  Initiative  nicht 
von  den  Ständen  aus. 

44)  Unter  den  Beschwerden,  die  im  Jahre  1513  Aug.  9  die  jülicher 
Ritterschaft  auf  Veranlassung  des  Erbmarschalls  übergiebt,  findet  sich 
auch  folgende:    ,»Wie  zo  doin  hait,  des  hi  sich  beklagen  wil  und  dat 
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recht  von  weitem  Umfange  eingeräumt.  Es  schliesst  wohl  auch 
das  Widerstandsrecht  gegen  unrechtmässige  Steuerforderungen  ein, 
welches  übrigens  daneben  in  mehreren  Urkunden  ausdrücklich  an- 
erkannt wird.45)  Ob  nun  in  den  genannten  Fällen  das  Wider- 
standsrecht den  Unterthanen  seit  alters  zugestanden  hat  oder  erst 
durch  die  Landstände  für  sie  erworben  ist,  lässt  sich  nicht  mit 
Sicherheit  feststellen.46)    Genug:  die  letzteren  treten  dafür  ein. 

In  den  genannten  Fällen46*)  ist  nur  von  einem  passiven  Wider- 
standsrecht die  Rede.  In  den  Urkunden  z.  B.,  welche  von  dem 
Widerstand  gegen  unrechtmässige  Steuerforderungen  sprechen,  lautet 
die  Formel:  wenn  der  Unterthan  Widerstand  leistet,  soll  der  Landes- 
herr ihn  nicht  seine  Ungnade  erfahren  lassen.  Als  Widerstandsrecht 
lässt  sich  ferner  auch  das  Recht  der  Stände  zur  Verweigerung  der 
Huldigung  auffassen.  Dieses  ist  gleichsfalls  nur  passiver  Natur. 
Allein  einige  Male  wird  ihnen  auch  ein  aktives  Widerstandsrecht 
zugesprochen.  Es  geschieht,  wenn  zwischen  Teilherren  ein  Vertrag 
aufgerichtet  wird:  bricht  einer  derselben  den  Vertrag,  so  sollen 
gegen  diesen  die  Stände  dem  verletzten  Hilfe  leisten.47)    Indessen 

unsem  g.  h.  oevermitz  sin  supplicacion  oevergeven  ist,  so  sal  u.  g.  h.« 
dem  ohne  Verzug  laut  der  Privilegien  Recht  widerfahren  lassen.  Ge- 
schieht es  nicht,  so  sollen  Ritterschaft  und  Landschaft  »sich  asdan  aen 
verzoch  ind  sonder  alle  ungenade  des  fursten  halden  [!]  luide  derselver 
Privilegien»/  Hiermit  ist  offenbar  jene  im  Text  erwähnte  Bestimmung 
des  Privilegs  von  1475  gemeint. 

4B)  Das  nähere  darüber  s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  124  f.  Vgl.  ferner 
jül.  Priv.  von  1478  Mai  28   und  von  1511   Januar  5;   urk.  Beil.   1505. 

46)  Das  in  §.  14  der  Privilegien  von  1475  gewährte  Widerstands- 
recht erwähnt  (wenigstens  als  den  Ritterbürtigen  zustehend)  schon  das 
bergische  Rechtsbuch  §.  37.  Doch  scheint  das  letztere  es  erst  als 
individuelles,  nicht  als  korporatives  zu  kennen.  Vgl.  ferner  ldstd.  Vf.  III, 
2,  S.  123. 

46a)  Vgl.  noch  bergisches  Rechtsbuch  §.  2:  wenn  der  Landesherr 
nicht  den  Rat  von  Ritterschaft  und  Städten  bei  Abschluss  eines  Bünd- 
nisses einholt,  so  dürfen  sie  ,ihr  Recht  fordern1,  woran  er  sie  nicht 
hindern  soll;  d.  h.  offenbar  (nach  Analogie  von  §.  31):  sie  dürfen  sich 
entweder  an  das  Gericht  wenden  oder,  mit  Klagebriefen  (s.  Anm.  42), 
an  das  Urteil  des  grossen  Publikums.  Von  einem  Widerstandsrecht  spricht 
dieser  Paragraph  an  sich  nicht.  Aber  vielleicht  ist  zugleich  daran  ge- 
dacht, dass  die  Stände  die  sich  aus  dem  (ohne  ihre  Zustimmung  ge- 
schlossenen) Bündnis  ergebenden  Verbindlichkeiten  nicht  auf  sich  zu 
nehmen  brauchen. 

47)  Über  den  Vertrag  von  1247  (Berg)  s.  Anm.  43;  über  den  von 
1397  (Berg)  ldstd.  Vf.  U,  S.  19.    Ferner  bestimmt  der  Vertrag  zwischen 
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geht  die  Initiative  hier  nicht  von  den  Ständen  aus,48)  und  darum 
bedeutet,  für  deren  Selbständigkeit,  dieses  aktive  Widerstandsrecht 
im  Grunde  noch  weniger  als  das  passive.  Die  Stände  selbst  frei- 
lich legten  sich  in  der  jülicher  Einung  von  1451  ein  weitergehendes 
Widerstandsrecht  bei  (S.  52).  Doch  enthielt  die  Urkunde,  welche 
im  folgenden  Jahre  nach  dem  Eintritt  des  einen  Teilherren  in  die 
Einung  aufgesetzt  wurde,  gerade  in  dieser  Beziehung  eine  wesent- 
liche Milderung  (S.  52  f.).49) 

Das  aktive  Widerstandsrecht  der  Stände  wird  korporativ  geltend 
gemacht.  Dagegen  ist  das  Widerstandsrecht,  welches  ihnen  in  §.  10 
der  Privilegien  von  1475  verbrieft  wird,  nur  ein  individuelles.  Und 
dies  gilt  auch  zunächst  von  dem,  von  welchem  in  §.  14  die  Rede 
ist.  Doch  knüpft  sich  daran  zugleich  ein  korporatives  Widerstands- 
recht: eventuell  sollen,  obwohl  nur  ein  einzelner  verletzt  ist,  alle 
Unterthanen  dem  Landesherrn  den  Gehorsam  versagen. 

Wir  werden  im  folgenden  an  der  Hand  einer  Darstellung  der 
Kompetenz  des  Landtags  seine  Thätigkeit  schildern.  Wir  gehen 
damit  zu  der  Erörterung  eines  Gegenstandes  über,  welcher  die  Auf- 
merksamkeit des  Historikers  weit  mehr  in  Anspruch  nimmt  als  die 
vorhin  beantwortete  Frage,  ob  die  Stände  juristisch  als  Landes- 
repräsentanten anzusehen  seien.  Als  Form  der  Darstellung  wählen 
wir  die  systematische,  weil  diese  erstens  durch  die  Lückenhaftigkeit 
des  Quellenmaterials  empfohlen  wird,  zweitens  die  Thätigkeit  der 
Stände  sich  im  wesentlichen  aus  einzelnen  zusammenhangslosen 
Handlungen  zusammensetzt  und  drittens  bei  verfassungsgeschicht- 
lichen Untersuchungen  die  systematische  Form  stets   eine  grössere 

den  beiden  Herren  von  Jülich  von  1429  (Kremer  I,  S.  91):  bricht  einer 
der  Aussteller  den  Vertrag,  so  sollen  Ritterschaft  und  Städte  »ind  alle 
ander  gesworen  ind  undersaissen«  auf  Verlangen  des  verletzten  diesem 
sogleich  gegen  den  andern  helfen  und  ihrer  Eide  gegen  den  letzteren 
bis  zur  Abstellung  ledig  sein;  stirbt  der  letztere,  bevor  die  Abstellung 
erfolgt  ist,  so  sollen  Ritterschaft,  Städte  »ind  alle  ander  gesworen  ind 
undersassen«  dessen  Erben  nicht  eher  aufnehmen  und  ihm  huldigen,  als 
bis  die  Abstellung  erfolgt  ist. 

48)  Am  meisten  Selbständigkeit  spricht  noch  der  Vertrag  von  1397 
den  Ständen  zu:  sie  erkennen  darüber,  ob  die  Klage  des  verletzten  be- 
gründet ist;  aber  doch  auch  nur  auf  Antrag  desselben. 

49)  Als  Widerstandsrecht  lässt  sich  auch  das  Einungsrecht  auffassen. 
Dass  die  ständischen  Einungen  in  unseren  Territorien  eine  sehr  geringe 
Rolle  spielen,  haben  wir  oben  S.  51  ff.  dargethan. 
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Übersichtlichkeit  ermöglicht.  Wir  würden  diese  Form  auch  dann 
vorziehen,  wenn  sich  für  unsere  Periode  ein  Fortschritt  der  Ent- 
wickelung  bei  der  landständischen  Verfassung  mit  Sicherheit  erkennen 
liesse.  Allein  es  ist  ein  solcher  kaum  zu  beobachten;  es  scheint, 
dass  um  1540  die  Macht  der  Landstände  im  allgemeinen  dieselbe 
war  wie  um  1400.  Leichte  Schwankungen  sind  allerdings  wohl 
vorhanden  gewesen.  Das  greifbarste  Beispiel  bietet  die  Regierungs- 
zeit Hz.  Johanns.  Das  erste  Jahrzehnt  (genauer:  die  Zeit  von 
1511 — 22)  zeigt  relativ  und  absolut  weit  mehr  Landtage  als  die 
spätere  Zeit.  Die  Gründe  sind  klar:  Johann  kam  als  Glied  eines 
fremden  Hauses  ins  Land,  musste  sich  ferner  unter  grossen  Schwie- 
rigkeiten die  Belehnung  vom  Kaiser  erwirken  und  hatte  Angriffe 
des  Herzogs  von  Geldern  zu  fürchten.  Als  diese  Schwierigkeiten 
im  wesentlichen  beseitigt  waren,  beruft  er  nur  wenig  Landtage, 
sucht  auch,  wie  es  uns  schien,  die  sonst  übliche  Erteilung  von 
Privilegien  an  die  Stände  zu  vermeiden  (S.  10  und  13).49a)  Doch 
darf  man  diesen  Unterschied  nicht  überschätzen:  irgend  eine  erhebliche 
Schmälerung  der  ständischen  Rechte  bemerken  wir  auch  in  der 
späteren  Zeit  Johanns  nicht.50)  Aus  dem  15.  Jahrhundert  könnten 
wir  als  Höhepunkte  der  landständischen  Macht  etwa  nennen:  die 
Jahre  1403/4  und  die  Zeit  von  1423— 52, 51)  insofern  die  Stände 
damals  selbständig  zu  Landtagen  zusammentraten  (S.  36).  Abge- 
sehen von  diesen  Schwankungen  lässt  sich  eine  fortschreitende 
Entwickelung  in  formaler  Beziehung  bemerken.  Es  werden  näm- 
lich die  Rechte  der  Stände  in  wachsendem  Masse  verbrieft  und  die 
einzelnen  Einrichtungen  der  Verfassung  weiter  ausgebildet.  Indessen 
sind  die  letzteren  äusserlicher  Art,  und  die  Rechte,  welche  den 
Ständen  verbrieft  werden,  üben  sie  nachweislich  der  Mehrzahl  nach 
schon  vorher  aus. 

49a)  v.  Haeften  S.  14  nimmt  auch  für  Cleve-Mark  an,  dass  Hz. 
Johann  seit  1521  den  Forderungen  der  dortigen  Stände  mit  einer  ge- 
wissen Nichtachtung  begegnet  sei. 

50)  Man  müsste  denn  anführen  wollen,  dass  im  Jahre  1526  die 
Steuer  in  Berg  um  eine  nicht  grosse  Summe  ohne  Wissen  der  Stände, 
jedoch  wahrscheinlich  unter  nachträglicher  Billigung  einer  standischen 
Kommission  erhöht  worden  ist.     Ldstd.  Verf   EU,  1,  S.  79. 

51)  Das  Jahr  1452  können  wir  hinzunehmen,  weil  in  dieses  die 
zweite  jülicher  Einung  fällt. 
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Kapitel  IV. 

Die  Kompetenz  des  Landtags. 


Der  Herzog  pflegt  die  Stände  wegen  Angelegenheiten,  die  »uns 
ind  unse  lande  mirklich  anlangen«,1)  zu  den  Landtagen  zu  berufen. 
Wir  dürfen  in  dieser  Wendung  eine  ungefähre  Umschreibung  ihrer 
Kompetenz  sehen.  Denn  wenn  wir  die  einzelnen  Handlungen  der 
Stände  vergleichen,  so  ergiebt  sich  ebenfalls  das  Resultat,  dass  der 
Landtag  wohl  bei  allen  wichtigeren  Angelegenheiten  des  Landesherrn 
und  des  Landes  in  Thätigkeit  tritt.8) 

§.  1.    Die  landesherrliche  Familie.    Das  Territorium. 

Wie  weit  sich  der  Thätigkeitskreis  der  Landstände  erstreckt, 
zeigt  nicht  am  wenigsten  ihr  Anteil  an  der  Ordnung  der  Verhält- 
nisse der  landesherrlichen  Familie.  So  z.  B.  ersuchte  Hz.  Reinald 
von  Jülich-Geldern  1412  Ritterschaft  und  Städte  seiner  Lande,  seiner 
Gemahlin  nach  seinem  Tode  bei  der  Behauptung  ihres  Wittums 
behilflich  zu  sein.8)  Als  dann  Reinald  starb  und  Adolf  von  Berg 
Jülich  in  Besitz  nahm,  wurde  in  das  den  jülicher  Ständen  erteilte 
Privileg  als  erster  Satz  eine  entsprechende  Bestimmung  aufgenommen 

*)  S.  Kap.  II,  Anm.  68  (S.  35). 

*)  Von  einem  Unterschied  zwischen  Rat  und  Zustimmung  (vgl. 
Eichhorn  IV,  S.  361)  finde  ich  in  der  hier  darzustellenden  Periode  nichts. 

•)  Urk.  Hz.  Reinaids  von  1412  Novb.  1  (J.-Bg.,  FS.,  Urkk.  Nr.  32, 
Orig.):  »Begeren  uch  unse  rittere  ind  knechte  ind  vort  unse  stede  unser 
vurs.  [Jülich,  Geldern,  Zütphen]  lande  gemeinlichen  zu  wissen«:  ,bittet, 
ersucht  und  befiehlt  ihnen1,  »dat  ir«  seine  Gemahlin,  falls  sie  ihn  über- 
lebt, »bistendich,  geredich  ind  behulplich  wilt  sin,  also  dat  si«  die  ihr 
zum  Wittum  angewiesenen  »slosse,  stede,  lande  ind  lüde«  ihr  Leben  lang 
ruhig  besitzen  möge,  »ind  dat  ir  ire  des  .  .  .  uire  besegelde  brieve  wilt 
geven.  —  Per  d.  ducem  praesentibus  de  consilio  illustri  d.  Adolpho 
duce  Montensi  et  comite  Ravensbergensi,  nobili  d.  Johanne  d.  de  Riffer- 
scheit, de  Bedbuir  et  de  Dicka,  dominis  Johanne  Schellart  de  Obbendorp 
curie  magistro,  Engelberte  Nit  de  Birgel  archimarschalco,  Godefrido  de 
Pomerio  archicamerario  et  senescallo  Juliacensi  militibus  et  Johanne  de 
Wickrode  archicamerario  Gelrensi«. 
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(Jülich  1423  §.  1).  Nach  Adolfs  Tode  beschwerte  sich  Albrecht 
von  Baiern  über  Eingriffe  in  das  Heiratsgut  seiner  Schwester  Elisa- 
beth, der  zweiten  Gattin  Adolfs,  und  forderte  Adolfs  Sohn  Gerhard 
auf,  dieserhalb  mit  seinen  Ständen  zu  Rate  zu  gehen.  Der  letztere 
versprach  auch  diesem  Wunsche  nachzukommen.4) 

Dass  die  Stände  in  solchen  Fällen  regelmässig  vom  Landesherrn 
zugezogen  wurden,  lässt  sich  freilich  nicht  erweisen,  und  ebenso  wird 
ihre  Zustimmung  nicht  bei  jeder  Vermählung  innerhalb  der  landes- 
herrlichen Familie  erwähnt.  Aber  recht  oft  ist  davon  die  Rede.  So 
vermählt  Hz.  Adolf  sich  1430  mit  jener  Elisabeth  von  Baiern  »nach 
der  wolgeborn,  edeln  und  vesten  unser  rate,  lant,  leut  und  getreuen 
rat  und  wolgefallen«.5)  Eine  ganze  Reihe  von  Heirats  Verhandlungen 
unter  Mitwirkung  der  Stände  knüpft  sich  dann  an  die  Vereinigung 
von  Jülich-Berg  mit  Cleve-Mark.  Indem  wir  sie  jetzt  kurz  skizzieren, 
nehmen  wir  zugleich  die  damit  zusammenhängenden  Verhandlungen 
über  andere  Gegenstände,  an  denen  die  Stände  beteiligt  sind,  hinzu. 

Mit  Zustimmung  der  beiderseitigen  Stände  ist  zunächst  die 
Eheberedung  von  1496  geschlossen  worden,  welche  die  Vermählung 
Johanns  und  Marias  und  die  Vereinigung  des  territorialen  Besitzes 
ihrer  Eltern  in  Aussicht  nahm.6*)  Die  Vollziehung  der  Heirat  zog 
sich  länger  hin,   als   beabsichtigt    gewesen  war.     Im   Jahre   1507 

4)  d.  d.  Bensberg  1438  Dzb.  4  (S.  Barbara)  schreibt  Hz.  Gerhard 
an  Albrecht  von  Baiern  (Litteralien,  Kop.):  , Albrecht  hat  geschrieben, 
er  vertraue,  dass  die  Schuld  für  die  Verletzungen  der  Rechte  seiner  (Alb- 
rechts) Schwester  betreffs  ihres  Heiratsgutes  nicht  Gerhard  treffe,  sondern 
dass  demselben  einige  seiner  Räte,  die  weder  ihr  noch  Gerhards  Ehre 
im  Auge  haben,  falsch  geraten  hätten;  »dan  ir  [Albrecht]  hoffen,  wan  wir 
unser  ganzen  ritterschaft  und  lantschaft  rait  ouch  in  den  sachen  haven, 
die  raeden  uns  niet  anders,  dan  das  uns  erlichen  und  loblichen  si«. 
Antwortet  darauf:  weiss  nicht,  dass  er  einige  Räte  habe,  die  ihm  anders 
raten  als  es  gebührlich.  »Wir  soulden  mit  unsem  wissen  ouch  noede 
doin,  das  niet  redehch  und  geburlich  were.  Und  dwile  ir  dan  in  uwerm 
brieve  rorent  van  unser  ganzen  ritterschaft  und  lantschaft  raede,  so 
willen  wir  damit  uf  uwer  schritt  in  den  sachen  rait  haven«  und  Albrecht 
davon  Antwort  geben'. 

6)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  195;  Aren.  IV,  S.  247. 

6ft)  Die  Eheberedung  von  1496  enthält  ferner  folgende  Bestimmung: 
überlebt  Maria  ihren  Gemahl  Johann,  so  soll  sie  sich  zum  zweiten  Male 
nur  verheiraten  mit  dem  Rat  ihrer  nächsten  Verwandten  und  des  meh- 
reren Teils  der  Räte,  Ritterschaft  und  Unterthanen  von  Jülich  und  Berg; 
wenn  nicht,  so  sollen  die  Unterthanen  dem  zweiten  Gemahl  nicht  huldigen 
noch  gehorsam  sein.     Vgl.  oben  S.  45. 
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wandten  sich  daher  die  Stände  von  Cleve-Mark  an  den  Hz.  von 
Jülich-Berg,  der,  wie  es  scheint,  seine  Stände  gerade  versammelt 
hatte,  mit  der  Bitte  um  Ausfuhrung  des  Vertrages.6)  Drei  Jahre 
darauf  fand  die  Vermählung  statt.7)  Nun  kam  es  jedoch  vor  allem 
darauf  an,  die  Belehnung  Johanns  durch  den  Kaiser  zu  erlangen. 
Dem  stand  zunächst  die  Schwierigkeit  entgegen,  dass  das  Haus 
Sachsen  durch  kaiserliche,  resp.  königliche  Privilegien  von  1483, 
1486  und  1495  einen  Anspruch  auf  Jülich-Berg  erhalten  hatte.8) 
Dieses  Hindernis  hatten  die  Herzoge  von  Jülich  und  Cleve9)  zwar 

•)  Von  1507  März  12  liegt  eine  »instructie  ind  baitschap  der  ge- 
schickter rede  ind  vrunde  van  ritterschap  ind  den  steden  der  lande 
Cleve  ind  Marke  etc.  an  m.  g.  h.  van  Guilich  .  .  .  up  ter  dachfart  tot 
Ratingen  ao.  7  letare  Jerusalem«  [März  14]  vor:  ,Nach  dem  Heirats- 
vertrag von  1496,  der  »van  den  fursten  in  vort  den  landen  van  [!] 
ritterschap  ind  stede  to  beiden  ziden  [!]  mit  hulding  ind  eide  hoechlich 
bestedigt  ind  angenoemen  worden«  ist,  soll  das  eheliche  Beilager  von 
Hz.  Wilhelms  Tochter  und  Hz.  Johanns  Sohn  »aver  die  15  jaire  oers 
alders  niet  vertaegen  werden«.  Da  nun  die  Zeit  vorbei  ist  und  der 
Herzog  von  Cleve  »korz  nae  umbgank  der  jairen  datselve  gesonnen  heft, 
dat  doch  verbleven  is«,  so  bitten  »gemeine  rede,  ritterschap  ind  stede- 
vrunde,  vort  gemeine  ondersaeten«  von  Cleve  und  Mark,  dass  der- Vertrag 
ausgeführt  werde.  —  »Geteikent  to  Cleve  up  vridach  nae  oculi  ao.  7«.* 
Cl.-Mark,  Familiensachen  Nr.  19.  Or.  Die  Instruktion  trägt  die  eigen- 
händige Unterschrift  Hz.  Johanns,  was  wohl  bedeutet,  dass  er  sein  Ein- 
verständnis mit  der  Botschaft  der  Stände  gegeben  hat.  Unter  »dachfart 
tot  Ratingen«  ist  doch  wohl  ein  Landtag  (und  zwar  offenbar  von  Jülich- 
Berg,  da  es  sich  um  eine  gemeinsame  Angelegenheit  handelt)  zu  ver- 
stehen. Hierzu  vgl.  Schreiben  des  Wirich  v.  Thun  (Daun)  von  1507 
Febr.  21  (Sonntag  Invocavit)  an  Johann  Graf  zu  Limburg  und  Herrn  zu 
Broich:  , Adressat  hat  ihm  geschrieben,  »mich  hinab  zu  Bruch  [zu]  foigen, 
mit  uch  uf  den  dag  gen  Rattingen  riden  sol«.  Wird  es  thun.  Der  Tag 
»sol  for  die  rede  und  ritterschaft  des  landes  von  Berg  gehalden  werden«/ 
Deponiertes  Archiv  der  Unterherrschaft  Broich,  Orig.  Ob  der  hier  er- 
wähnte Tag  zu  Ratingen  etwa  mit  dem  von  März  14  identisch  ist  (der 
erstere  könnte  später  hinausgeschoben  sein),  muss  unentschieden  bleiben. 
Es  könnte  sich  auch  um  eine  vorbereitende  Versammlung  handeln. 

7)  In  der  Urk.  von  1511  Jan.  5  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  503)  wird  die 
Mitwirkung  der  Stände   bei  der  Verheiratung  Mariens  nochmals  erwähnt. 

*)  Ritter,  Sachsen  und  der  jülicher  Erbfolgestreit  (1483  —  1610), 
Separatabdruck  aus  der  k.  bair.  Akäd.  der  W.  3.  Cl.  12.  Bd.  2.  Abt. 
(München  1873). 

9)  Nach  Urk.  von  1496  Nov.  25  (also  vom  selben  Datum  wie  die 
Urk.  der  Eheberedung)  ,hat  Hz.  Joh.  erwogen,  dass,  wenn  der  Hz.  von 
Jülich   mit  Hinterlassung  nur  der  Maria  (keiner  Söhne)  stirbt,   dann  der 
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insofern  überwunden,  als  sie  von  Maximilian  I.  1508  für  den  ersteren 
ein  (1509  wiederholtes)  Privileg  ausgewirkt  hatten,  vermöge  dessen 
seine  Tochter  Marie  nebst  ihren  männlichen  Erben  der  Nachfolge 
fähig  werden  sollte.  Allein  nach  dem  Tode  des  Herzogs  von  Jülich 
(151 1)10)  zeigte  sich  der  Kaiser  keineswegs  geneigt,  sofort  Mariens 
Gemahl  Johann  zu  belehnen.  Sachsen  machte  nämlich  lebhafte 
Anstrengungen,  um  Jülich-Berg  in  Besitz  zu  nehmen,11)  und  Maxi- 

röm.  Kaiser  oder  König  »van  ire  Kei.  ind  koen.  maiestait  oevericheit 
vur  sich  nemen  moichten  de  furstendomme  ind  lande«,  die  der  Hz.  von 
Jülich  hat  und  die  von  dem  Reiche  lehnrührig  sind,  »nit  an  s.  1.  dochter 
vurs.,  sonder  an  s.  1.  neiste  erven  van  der  swertsiden  gefallen  seulden«. 
Verspricht  darum,  dass  er  sobald  als  möglich  mit  dem  Rat  des  Herzogs 
von  Jülich  von  dem  röm.  Kaiser  oder  König  erlangen  wird,  jene  Fürsten- 
tümer und  Lande  auf  des  Herzogs  von  Jülich  Tochter  Maria  »ind  vort 
van  doichteren  zo  dochteren  zo  vererven«.  Die  Kosten,  die  die  Auswirkung 
verursacht,  trägt  Hz.  Johann  allein/  J.-Bg.,  FS.  Urkk.  Nr.  48.  Orig. 
Offenbar  ist  »furstendomme  ind  lande«  sowohl  Objekt  zu  »nemen«  als 
Subjekt  zu  »gefallen  seulden«.  —  Dass  das  sog.  Habilitationsprivileg  von 
1496  Febr.  3  unecht  ist,  hat  Ritter  a.  a.  0.  S.  4  Anm.  1  definitiv 
festgestellt.  Ulmann,  Maximilian  I.,  S.  580  (dem  von  der  ganzen  Kontro- 
verse nichts  bekannt  zu  sein  scheint)  behandelt  es  als  echt.  Auf  einer 
Kopie  desselben  (J.-B.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  51/*,  fol.  5,  aus 
dem  Anfang  des  16.  Jh.)  bemerkt  Kanzler  Lunynck:  »dese  copie  hain 
ich  selfs  tgen  den  rechten  brief  oeversien,  ind  ist  recht  na  dem  brieve 
van  worde  zo  worde«.  Diese  Notiz  beweist  natürlich  nichts  für  die 
Echtheit.  Es  liegt  dann  noch  eine  Urk.  Maximilians  d.  d.  Xanten  1498 
April  12  (a.  a.  0.,  Kop.)  vor,  in  der  auf  das  Habilitationsprivileg  Bezug 
genommen  wird.  Dass  diese  Urk.  unecht  ist,  ergiebt  schon  das  Datum: 
Max  befand  sich  damals  gar  nicht  in  Xanten,  sondern  in  Tirol  (Forsch- 
ungen I,  357). 

10)  Schon  kurz  vor  des  Herzogs  Tode  war  Friedr.  v.  Brambach 
wegen  der  Belehnung  Johanns  an  den  Kaiser  geschickt  worden.  K., 
Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  9. 

n)  Ober  die  Rüstungen  der  Sachsen  berichten  eingelaufene  Zeitungen 
aus  dem  Jahre  1512,  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  4.  Danach  planten  sie 
einen  doppelten  Angriff,  einen  auf  Ravensberg  und  einen  auf  Jülich,  um 
die  Lande  zu  »oeverrompelen«.  Vgl.  ferner  Graf  Phil,  zu  Waldeck  an 
Hz.  Joh.  von  Jülich  d.  d.  Waldeck  1512  Dienstag  nach  Oculi  (März  16; 
a.  a.  0.  fol.  18,  Orig.):  ,Hat  von  einem  seiner  heimlichen  guten  Freunde 
erfahren,  dass  »die  vir  forsten  von  Sassen  und  Missen  des  ganz  gesint  sin 
uf  disen  zukomen  somer,  das  se  wollen  haben«  des  verstorbenen  Herzogs 
von  Jülich  reichslehnrührige  Fürstentümer  und  Grafschaften,  »es  sie  mit 
lebe  ader  leide  und  mit  aller  macht«.  Der  Kaiser  soll  auch  das  Privi- 
leg Kaiser  Friedrichs  jetzt  bestätigt  haben.     »Die  obg.  vir  forsten  waren 
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milian  konnte  nicht  umhin,  im  Gegensatze  zu  dem  Privileg  von  1508 
eine  dem  Hause  Sachsen  günstige  Erklärung  abzugeben.  Anderer- 
seits wünschte  er  wohl  auch  wiederum  Sachsen  nicht  zu  mächtig 
werden  zu  lassen12)  und  bedurfte  namentlich  der  Hilfe  der  Herzoge 
von  Jülich  und  Cleve  in  seinen  niederländischen  Angelegenheiten. 
Allezeit  mit  Karl  von  Geldern  im  Streit  musste  er  dessen  Nachbarn 
für  sich  zu  gewinnen  suchen.  Er  wollte  daher  den  letzteren  in  der 
Belehnungsfrage  entgegenkommen,  aber  nur  unter  der  Bedingung, 
dass  —  wie  eine  Proposition  an  die  jülicher  Stände18)  sagt  —  der 
Herzog  von  Jülich  Hilfe  gegen  Geldern  leiste  oder  ihm  »eine  mirk- 
ligen  baren  pennink  geve,  ouch  de  sine  depperlich  verere«.  Doch 
darauf  einzugehen  trug  Johann  Bedenken.  Denn,  abgesehen  von 
der  finanziellen  Frage,  lag  ihm  eher  daran,  zu  Geldern  in  ein  fried- 
liches Verhältnis  zu  gelangen,  da  man  »mit  den  Geirischen  .  .  .  nu 
in  eime  ewigen  Unwillen  sitzt  ind  ire  alzit,  wan  it  in  even  kompt, 
besoirgt  moiss  sin,  .  .  .  want  der  hz.  v.  Gelre  sich  hz.  v.  Guilge 
schrift  ind  des  titeis  ind  waipens  v.  Guilge  wederomme  gebruicht« 
(nach  dem  Wortlaut  jener  Proposition).  Von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  verabredeten  der  Hz.  von  Jülich  und  der  von  Cleve,  dem  eben- 
falls viel  darauf  ankam,  mit  Geldern  Ruhe  zu  haben,  unter  Mit- 
wirkung König  Ludwigs  von  Frankreich14)  eine  Vermählung  der 
clevischen  Prinzessin  Anna  (Schwester  Johanns  von  Jülich)  mit  dem 
Hz.  von  Geldern.14*)    Der  Vorteil,   den  Jülich  davon  hatte,   sollte 

ganz  zweitrechtig,  aber  se  sin  ganz  vortragen  und  eins«.  Giebt  darum 
den  Rat,  dass  der  Hz.  sich  mit  seinen  heimlichen  Räten  darüber  be- 
spreche und  seine  »hern  und  frunde  in  das  geheim«  um  Rat  und  Bei- 
stand ersuchen  lasse,  damit  er  nicht  wehrlos  gefunden  werde/ 

ia)  Ranke  I,  S.  227  f. 

18)  Vgl.  Instruktion  für  die  Proposition  auf  dem  jülicher  Landtag  zu 
Hambach  Montag  nach  Judica  d.  d.  Düsseldorf  Sonntag  Judica  (März  28) 
1512,  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  9,  Orig.  Ein  entsprechender  bergischer 
Landtag  wurde  Freitag  nach  Judica  in  Schlebusch  gehalten  (ebenda). 
Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  67. 

14)  Vgl.  die  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  jülicher  Gesandten 
(Doctor  Klappis)  mit  König  Franz  I.  1515  Juni  15  und  20,  worin  auf 
die  Entstehung  des  Heiratsplanes  Bezug  genommen  wird;  K.,  Caps.  1, 
Nr.  2,  fol.  142  ff.,  Orig. 

14a)  Nach  dem  Schreiben  Johanns  von  Jülich  von  1514  Sept.  24 
in  den  urk.  Beil.  könnte  es  scheinen,  als  ob  Jülich  an  der  geldrischen 
Heirat  wenig  interessiert  war.  Allein  das  Gegenteil  geht  aus  den  in 
Anm.  14  citierten  Berichten,  z.  T.  auch  aus  urk.  Beil.  1515  Aug.  29  hervor. 
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darin  bestehen,  dass  Karl  von  Geldern  den  Anspruch  auf  Jülich 
fallen  Hess  und  den  Titel  eines  Herrn  von  Jülich  nicht  mehr  ge- 
brauchte.15) Um  diesen  Plan  drehen  sich  in  den  folgenden  Jahren 
die  Verhandlungen,  insbesondere  seit  1514.  Sachsen  hielt  zwar  an 
seinen  Ansprüchen  fest.16)  Aber  die  Bemühungen,  dieselben  zu 
befriedigen,  traten  gegenüber  dem  Bestreben  des  Kaisers  zurück, 
die  Verbindung  Jülichs  und  Cleves  mit  Geldern  zu  verhindern.  Der 
Kaiser  wurde  dabei  von  der  niederländischen  Regierung  (Statthalterin 
Margarete,  resp.  Karl  von  Burgund)  unterstützt.  Auf  der  anderen 
Seite  wurde  der  Heiratsplan  von  Frankreich  eifrig  betrieben.17) 
Maximilian  erlangte  zunächst  soviel,  dass  die  Ausführung  des  Hei- 
ratsplanes von  den  Herzogen  von  Cleve  und  Jülich  hinausge- 
schoben,18) nicht  aber,  dass  der  Plan  fallengelassen  wurde.  Seine 
Anträge,  die  clevische  Prinzessin  mit  einem  anderen  Landesherrn 
zu  vermählen,19)  wurden  zurückgewiesen.  Und  dementsprechend 
fand  auch  sein  Vorschlag   eines  Bündnisses  von  Jülich  und  Cleve 

15)  K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  44.     Vgl.  auch  Henne  I,  S.  338. 

16)  Nach  der  Proposition  für  einen  Landtag  zu  Düren  1513  (ldstd. 
Vf.  in,  1,  S.  67)  ,haben  die  Herzoge  von  Sachsen  »vast  vorderonge« 
um  des  Herzogs  Lande  auf  den  letzten  Reichstagen  zu  Trier  und  dann 
zu  Köln  gethan.  Der  Hz.  (von  Jülich)  ist  durch  etliche  Fürsten,  Grafen 
und  andere  aufgefordert,  die  Herzoge  von  Sachsen  mit  baarem  Gelde 
abzufinden  (»afzos teilen«);  der  Hz.  hat  sich  aber  dazu  nicht  ohne  seine 
Räte,  Ritterschaften  und  Städte  verstehen  wollen;  auch  wäre  es  ihm 
ohne  sie  nicht  möglich/ 

,?)  Viele  dahin  gehörige  Aktenstücke  (von  1514  ff.)  in:  J.-B.,  FS. 
Nr.  9. 

18)  Urk.  Beil.  1514  Sept.  24  und  1515  Aug.  29.  J.-B.,  FS.  Nr.  9, 
fol.  24  (Kop.)  findet  sich  folgendes  undatierte  (wohl  von  1514)  »me- 
moriale«,  das  offenbar  am  Hofe  Karls  von  Burgund  verfasst  ist:  »Item 
an  die  Kei.  Mt.  to  schriven«,  dass  er  den  Hz.  von  Jülich-Berg  mit  den 
Fürstentümern  Jülich  und  Berg  und  ihrem  Zubehör  belehne,  wie  er  das 
auch  dem  verstorbenen  Hz.  von  Jülich  zugesichert  hat,  und  dass  er  die 
Forderung,  welche  die  Fürsten  von  Sachsen  sich  daran  vermessen,  ab- 
thue,  wie  er  das  auch  unlängs  durch  Graf  Felix  v.  Werdenberg  [vgl. 
urk.  Beil.  1514  Sept.  24]  so  angeboten  hat.  »Sulchs  geschiet,  is  die 
prince  [offenbar:  Karl]  des  vertruens,  dat  die  hilich  mitter  dochter  van 
Cleve  ind  den  hertouch  van  Gelre  nabliven  sal  ind  die  fursten  Guilich 
ind  Cleve  sich  an  den  huise  van  Burgonden  getruelich,  gonstelichen  ind 
fruntlichen  halden  sullen,  wie  van  oeren  alderen  altit  geschiet.« 

19)  Vgl.  urk.  Beil.  1517  Sept.  21.  Der  Revers  von  1516  bei 
Dithmar  S.  114  (Nr.  96),  den  Ritter  S.  6  erwähnt,  findet  von  hier  aus 
seine  Erklärung  und  hat  nur  eventuelle  Bedeutung. 
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mit  seinem  Enkel  Karl  von  Burgund  keinen  rechten  Anklang.  Da 
veränderte  eine  romantische  Episode  die  Situation  (etwa  Ende  1517): 
Anna  von  Cleve  vermählte  sich  ohne  Wissen  und  Willen  ihres 
Vaters  und  Bruders  (Johann  von  Jülich)  mit  Graf  Philipp  dem 
mittleren  zu  Waldeck.  Diese  Wendung  war  für  den  Kaiser  sehr 
günstig.  Der  »hilich«  mit  Geldern  war,  wie  die  jülicher  Räte  schon 
im  Januar  1518  erklären,80)  jetzt  >af«.  Freilich  hatten  Annas  er- 
zürnte Verwandte  die  thatsächliche  Aufhebung  ihrer  ehelichen  Ver- 
bindung veranlasst  und  hielten  sie  in  Gewahrsam.  Indessen  lange 
konnten  sie  den  Vorstellungen  Maximilians  und  Karls  von  Spanien, 
die  ihr  Interesse  darin  sahen,  dass  die  dem  Herzog  von  Geldern 
bestimmte  Prinzessin  mit  einem  einfachen  deutschen  Landesherrn 
vermählt  wurde,  doch  nicht  widerstehen.  Schwierigkeiten  machte 
schliesslich  nur  Annas  Abfindung.  Sie  war  bereit  mit  Philipp  auf 
alles  Erbrecht  an  den  Besitzungen  ihrer  Verwandten  zu  verzichten,81) 
wenn  sie  einen  Heiratspfennig  von  10000  Gulden  erhielte.  Dies 
Geld  wollten  die  Stände  von  Cleve-Mark  geben;  aber  sie  wollten 
nicht  »darvur  verhaft  ind  verbunden  sin«;  die  Garantie  sollten 
vielmehr  der  Vater  Annas,  ferner  Johann  und  Maria  von  Jülich 
übernehmen.  Das  zu  erreichen  kostete  gegenüber  den  letzteren 
grosse  Mühe;  es  bedurfte  heftiger  Ermahnungen  und  Drohungen, 
namentlich  von  kaiserlicher  und  burgundischer  Seite,  bis  die  Garantie- 
frage geregelt  wurde  und  dann  der  Herzog  von  Cleve  seine  Tochter 
frei  liess.88)  Wie  hier  der  Kaiser  seinen  Zweck  erreichte,  so  gelang 
es  nach  seinem  Tode  endlich  seinem  Nachfolger,  die  Herzoge  von 
Jülich  und  Cleve  auch  zum  Abschluss  eines  Bündnisses  (1519 
Nov.  25) 88)  zu  bewegen.     Wenn  trotz  dieser  Willfährigkeit  Johann 

80)  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  14  (Cpt.  von  der  Hand  des  Kanzlers 
Lunynck). 

81)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  513  (durch  diese  Urk.  wurde  der  Verzicht 
noch  nicht  perfekt). 

88)  Vor  Januar  1519  hat  Anna  ihre  Freiheit  nicht  erhalten. 

88)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  617.  Nach  einem  Schreiben  von  Graf  Hein- 
rich von  Nassau  an  Herzogin  Maria  von  Jülich  von  1519  März  9  (K., 
Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  192,  Orig.)  hatte  der  König  von  Spanien  sich  be- 
reit erklärt,  sowohl  dem  Hz.  wie  auch  der  Herzogin  von  Jülich  jährlich 
eine  ziemliche  Pension  oder  Dienstgeld  *  zu  zahlen.  Darauf  wird  in  den 
urk.  Beil.  1525  Novb.  10  §.  10  Bezug  genommen.  Vgl.  hierzu  folgende 
Stelle  aus  einem  den  jülicher  Ständen  von  den  Räten  zu  Hambach  1518 
Januar   26    vorgelegten  Ratschlag    (K.,   Caps.   2,   Nr.   6,    fol.    14):    ,Der 
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von  Jülich  die  Belehnung  bisher  noch  immer  nicht  erhalten  hatte, 
so  lag  das  teils  daran,  dass  man  über  die  dem  Kaiser  für  die  Be- 
lehnung zu  zahlende  Summe  noch  nicht  ganz  einig  war,  dann  aber 
namentlich  auch  daran,  dass  die  österreichisch-burgundische  Politik 
der  Jahre  1518  und  1519  auf  ein  leidliches  Verhältnis  zu  Sachsen 
bedacht  sein  musste.  Andererseits  und  zwar  zum  Teil  wohl  aus 
dem  letzteren  Grunde  hatten  Jülich  und  Cleve  ihre  Beziehungen  zu 
Frankreich  keineswegs  abgebrochen.  Die  Besorgnis,  dass  die  nieder- 
rheinischen Territorien  schliesslich  formell  zu  Frankreich  übertreten 
könnten,84)  ist  es  dann  hauptsächlich  gewesen,  welche  dem  Herzog 
Johann  die  Belehnung  mit  Jülich-Berg  am  22.  Juni  1521  verschafft  hat. 

An  diesen  eben  kurz  skizzierten  Verhandlungen  haben  nun  die 
Landstände  den  lebhaftesten  Anteil  gehabt.  Bei  den  einzelnen  Phasen 
derselben  geschieht  ihrer  Mitwirkung  so  oft,  so  regelmässig  Er- 
wähnung, dass  wir  uns  darauf  beschränken,  einige  charakteristische 
Momente  herauszuheben.86) 

Als  der  Kaiser  von  dem  geldrischen  Heiratsplan  erfuhr,  sandte 
er  1514  an  die  einzelnen  Landschaften  der  vier  Lande  Schreiben,86) 
in  denen  er  ihnen  befahl,  die  Heirat  zu  verhindern.  Auf  einem 
(übrigens  vom  Landesherrn  ausgeschriebenen)  gemeinsamen27)  Land- 
tag zu  Duisburg  Juni  30  fassten  sie  hierauf  Beschlüsse.  Sie  er- 
klärten sich  mit  der  Heirat  einverstanden  und  vereinbarten  eine 
Antwort88)  an  den  Kaiser.    Zugleich  forderten  sie  die  Herzoge  von 

König  von  Frankreich  lässt  dem  Hz.  von  Geldern  »jairlichs  ein  mirklige 
pensioin  geven«.  Da  nun  der  König  von  Spanien  doch  »meichtiger  ind 
vermoegener«  ist  als  der  von  Frankreich,  »demna  laissen  sich  Guilger 
ind  Gleveschen  wail  bedunken,  umber  voege  ind  stat  haven  sulle  ind 
billich  were,  minen  g.  hh.  vurg.  mit  einre  dapper  jairliger  pensioin  zo 
versien.  So  sulchs  geschege,  si  men  der  zo  versieht  .  .  .,  mine  g.  hh. 
ind  i.  f.  gg.  ritterschaften  ind  underdanen  mit  guedem  herzen  ind  alre 
vermoegener  guetwillicheit  in  zokommen  ziden  zo  der  koe.  w.  van  Spanien 
ind  dem  herzougen  van  Burgonden  ind  Brabant  befonden  sullen  werden«.* 

")  Ritter  S.  6. 

8B)  Die  Nachrichten  über  diese  Thätigkeit  der  Landstände  finden 
sich:  K.,  Caps.  1,  Nr.  2;  Caps.  2,  Nr.  5  und  6;  Cl.-M.,  Zeitereignisse, 
Litter.  B,  Nr.  2.     S.  ferner  die  urk.  Beil. 

86)  Vgl.  Kap.  H,  Anm.  90. 

87)  Vgl.  Kap.  II,  Anm.  124. 

88)  Es  liegt  ein  projektiertes  Schreiben  der  jülicher  Stände  an  den 
Kaiser  und  ebenso  an  die  Statthalterin  Margarete  (die  ihnen  in  gleichem 
Sinne  wie  der  Kaiser  geschrieben  hatte)  vor.    Der  Inhalt  ist:  ,Ritterschaft 
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Gleve,  Jülich  und  Geldern  auf,  an  den  König  von  Frankreich  zu 
schicken,  um  zu  erfahren,  welchen  Rückhalt  sie  bei  ihm  finden 
würden,  wenn  sie  der  Heirat  wegen  von  jemand  mit  Ungnaden 
vorgenommen  würden.  Erst  einige  Monate  später  wandte  sich  der 
Kaiser  in  derselben  Sache  auch  an  den  Landesherrn  von  Jülich- 
Berg.  Hz.  Johann  legte  die  Angelegenheit  wieder  den  Ständen  vor. 
Er  wolle  —  sagte  er  auf  einem  Landtag  von  Jülich-Berg  Sept.  23  — 
dem  Kaiser  nicht  ohne  den  Rat  der  Stände  antworten;  sie  möchten 
ihm  raten,  wie  er  sich  in  der  Heiratssache  als  ein  gehorsamer 
Fürst  des  Reiches  zu  halten  habe  und  auch  das  Wohl  des  Landes 
wahrnehmen  könne.  Und  die  Antwort,  die  er  dann  dem  Kaiser 
schickte,  zeigt  ihn  durchaus  als  abhängig  von  seinen  Ständen 
und  ist  überdies  ihnen  zur  Genehmigung  vorgelegt  worden.29)  Aus 
den  Jahren  1515 — 1780)  heben  wir  hervor,   wie  sich  innerhalb  der 

und  Städte  von  Cleve  haben  ihnen  mitgeteilt,  dass  sie  lange  Zeit  im 
Dienste  des  Kaisers  und  des  Hauses  Burgund  mit  dem  Lande  Geldern  in 
Krieg  gewesen  sind  und  jetzt  daran  waren,  wieder  in  Krieg  zu  kommen, 
wodurch  sie  ganz  und  gar  verdorben  werden  müssten.  Um  das  zu  ver- 
hüten, haben  zwischen  den  clevischen  Unterthanen  und  den  Geldrischen 
Verhandlungen  über  die  Verheiratung  des  Herzogs  von  Geldern  mit  der 
Tochter  von  Gleve  stattgefunden.  Die  Absender  haben  mit  Rücksicht 
auf  das  mit  den  Clevischen  bestehende  Bündnis  [Union  von  1496]  auch 
»etlige  bikompst«  wegen  dieser  Sache  besucht.  Mag  aber  die  Heirat  zu 
Stande  kommen  oder  nicht,  Absender,  und  gewiss  ebenso  die  clevischen 
Unterthanen,  werden  es  an  treuer  Gesinnung  gegen  den  Kaiser  und  das 
Haus  Burgund  nicht  fehlen  lassen/  Die  Antworten  an  den  Kaiser  sollten 
nicht  eher  abgehen,  als  bis  die  Clevischen  und  Geldrischen  einen  Tag 
hielten,  auf  dem  ein  endlicher  Beschluss  gefasst  würde  (K.,  Caps.  2, 
Nr.  5,  fol.  58).  Sie  sind  dann  überhaupt  nicht  abgegangen,  da  in- 
zwischen sich  der  Kaiser  an  den  Landesherrn  wandte.  Urk.  Beil.  1514 
Sept.  24. 

■•)  Urk.  Beil.  1614  Sept.  24. 

80)  Über  das  Jahr  1616  s.  die  urk.  Beil.  1616  Januar  9  schreiben 
Marschall  Bertram  v.  Lutzenroide  Amtmann  und  Kanzler  Wilh.  Lunynck 
an  den  Hz.  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  131,  Cpt.):  ,Haben  sein  Schreiben 
betreffs  des  Bündnisses  erhalten.  Da  sie  nun  zunächst  für  nötig  hielten, 
die  Sache  etlichen  Räten  vorzulegen,  beschieden  sie  den  Landdrosten, 
den  Hofmeister  Plettenberg,  Johann  Bongart,  Wilhelm  v.  Sinzig,  Werner 
und  Johann  v.  Palant  zu  h.  3  König  nach  Hambach  und  trugen  ihnen 
am  Montag  und  Dienstag  (7.  und  8.  Januar)  die  Angelegenheit  vor.  Aber 
obwohl  dieselben  sich  zu  dem  Bündnis  geneigt  zeigten,  so  meinten  sie 
doch  nichts  nützliches  ohne  die  anderen  Räte,  Ritter  und  Städtefreunde, 
die  in  Duisburg  gewesen,  ratschlagen  zu  können  und  rieten,  einen  neuen 
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Stände  eine  divergierende  Ansicht  über  die  einzuschlagende  aus- 
wärtige Politik  zeigt.  Am  24.  Januar  1516  erklärte  ein  gemein- 
samer Landtag  der  vier  Lande  zu  Duisburg,81)  es  sei  nützlich,  das 
Bündnis  mit  Erzherzog  Karl  selbst  dann  anzunehmen,  wenn  der- 
selbe jetzt  die  Forderungen  der  Sachsen  nicht  beseitigen  könne.89) 

Landtag  zu  berufen.  Lutzenroide  und  Luinink  haben  denn  demgemäss 
an  die  Räte,  Ritter  und  Städtefreunde,  die  in  Duisburg  gewesen,  laut 
eingelegter  Kopie  Briefe  ausgehen  lassen;  auch  halten  sie  es  für  gut, 
dass  der  Herzog  die  Stände  von  Gleve-Mark  zur  selben  Zeit  nach 
Duisburg  berufe  und  sich  in  eigener  Person  dahin  begebe/  Herzog  Johann 
an  die  Ritterschaft  von  Jülich-Berg  d.  d.  Cleve  1617  April  16  (a.  a.  0. 
fol.  141,  Cpt.):  ,Die  Gesandten,  welche  der  Belehnung  und  anderer  Sachen 
wegen  nach  Brabant  zum  Kaiser  und  zum  König  von  Spanien  geschickt 
waren,  haben  eine  Antwort  zurückgebracht,  »darup  uns,  unsen  landen 
ind  underdanen  hoich  van  noden  ist  rait  ind  spraiehe  zu  halden«.  Der 
Kaiser  wünscht  einen  gemeinen  Landtag  aller  herzoglichen  Lande,  zu 
dem  er  und  der  König  ihre  Räte  schicken  werden.  »Wilch  vurs.  lant- 
dach  benant  ist  zu  Duisseldorp  zo  geschein,  up  den  sondach  cantate 
neistkompt  den  avent  da  zu  erschinen.  Ouch  willen  de  Kai.  M.  ind  de 
koe.  w.  van  Spanien  up  dem  vurg.  lantdage  eine  entlige  antwort  des- 
gienen,  ir  Kai.  M.  ind  koe.  w.  an  uns  gesonnen  haven,  so  dat  wir  achter 
dem  vurs.  lantdage  geine  vorder  zit  noch  bedenken  hain  mögen  erlangen. 
Ind  up  dat  wir  dan  genaide  ind  gunst  an  der  Kai.  M.  ind  koe.  w.  vurs. 
behalden  ind  ouch  dat  wir  mit  dir  ind  anderen  den  unseren  vur  dem 
vurs.  lantdage  rait  ind  spraiehe  haven  mögen,  umb  der  Kai.  M.  ind 
koe.  w.  vurg.  verfenklige  ind  noitturftige  antwort  zu  geven«,  so  soll  sich 
der  Adressat  Donnerstag  nach  Misericordia  gegen  den  Abend  zu  den 
Räten,  etlichen  anderen  Ritterschaften  und  Städtefreunden  von  Jülich  nach 
Hambach  begeben  (so  die  jülicher  Ritterschaft;  die  bergische:  zu  Sonntag 
Jubilate  nach  Schlebusch).  [P.  S.]  »Up  vurgenante  zit  zu  Haimboich 
(resp.  Schlebusch)  wirdestu  van  unsen  wegen  berichtunge  entfangen  zu 
dem   obgen.  lantdage  zu  Duisseldorp   dich  zu  vogen.     Datum   ut  i.  1.«.' 

8I)  Über  die  Berufung  dieses  Landtags  s.  Anm.  30.  Erwähnt  ist  er 
bereits  Kap.  H,  Anm.  113  (S.  47). 

")  ,Stände  sind  der  Ansicht,  dass  das  Bündnis  anzunehmen  sei  unter 
der  Bedingung,  dass  von  dem  Kaiser  vorher  des  Herzogs  Belehnung  und 
»afstellonge«  der  Forderung  der  Herzoge  von  Sachsen  geschieht,  wie  von 
des  Kaisers  und  Erzhz.  Karls  wegen  solches  früher  wiederholt  an  den 
Hz.  »ind  de  sine«  gelangt  worden  ist.  Halten  für  nötig,  dass  in  dem 
Bündnisvertrag  festgesetzt  wird,  dass  der  Hz.  zu  Diensten  nur  verpflichtet 
ist,  soweit  Brabant,  Limburg  und  Falkenberg  reichen.  Die  Gesandten, 
welche  zum  Abschluss  des  Bündnisses  nach  Brabant  gehen  werden,  sollen 
nach  Möglichkeit  das  Wohl  des  Herzogs  und  seiner  Lande  zu  befördern 
suchen,  da  die  Dienste,  wenn  sie  laut  des  Bündnisses  zu  Pferde  und  zu 
Fuss  geschehen,  »den  landen  vast  besweirlich  erschinen  wurden«.     Kann 
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Dagegen  protestierte  jedoch  eine  Versammlung  [sämtlicher?]  jülicher 
Räte  und  Ritterbürtiger  zu  Jülich  am  6.  Februar  und  richtete  ein 
Schreiben  an  den  Herzog,88)  in  dem  sie  als  Bedingung  für  den 
Abschluss  des  Bündnisses  die  Belehnung  und  die  Beseitigung  der 
sächsischen  Forderung  hinstellte.  Ein  Landtag  von  Jülich-Berg,  der 
am  17.  April  zu  Hambach  gehalten  wurde,  trat  dem  Urteil  der 
jülicher  Versammlung  vom  6.  Februar  bei.84)  Im  Jahre  1518  war 
zunächst  der  Hz.  von  Cleve  durch  den  Kaiser  und  den  König  von 
Spanien  ersucht  worden,  seine  Tochter  dem  Grafen  Philipp  von 
Waldeck  auszuliefern.  Er  hatte  darauf  erwidert,  es  sei  »des  heirats 
halben  ...  ein  gemeine  schloesse  genomen  durch  ire  beide  gnaden 
[d.  h.  Vater  und  Sohn  Johann],  auch  ire  rete,  ritterschaft  und 
gemeine  lantschaft,«  welchen  Schluss  er  »sunder  ire  wissen  und 
verwillegung«  nicht  ändern  könne.86)  Nun  wurde  von  kaiserlicher 
und  spanischer  Seite  ein  (Jesandter  beauftragt,  den  Hz.  von  Jülich 
zu  bitten,  mit  seinen  Räten  nach  Cleve,  Xanten,  Düsseldorf  oder 
anderswohin  zu  kommen  und  dahin  auch  Ritter-  und  Landschaft 
»van  seinen  landen«  zu  berufen,  um  daselbst  »einen  gemeinen 
schlösse  zu  nemen  sowoil  auf  den  gem.  heirat  als  ouch  uf  die 
verbunteniss  und  die  aliance,  davon  hiezufour  gekalt  und  under- 
spraechen  ist  gewesen  zwischen  der  koe.  w.  von  Castilien  und  irer 
beider  gnaden«.  Und  dieser  Gesandte  überbrachte  von  dem  König 
von  Spanien  ein  Kreditiv  nicht  blos  an  den  Hz.,  sondern  auch  an 
,die  zu  Düsseldorf  versammelten  ständischen  Deputierten  von  Jülich 


die  Forderung  der  Herzoge  von  Sachsen  jetzt  durch  Erzhz.  Karl  nicht 
abgestellt  werden,  so  ist  es  dennoch  nützlich,  das  Bündnis  anzunehmen/ 

88)  ,Sind  nicht  damit  einverstanden,  dass  das  Bündnis  geschlossen 
wird,  bevor  die  beiden  Punkte  der  Belehnung  und  der  Abstellung  der 
sächsischen  Forderung  erledigt  sind.  Der  Hz.  und  seine  Räte  »dae  zo 
lande«  [es  sind  wohl  die  clevischen  im  Gegensatz  zu  den  jülicher  Räten 
gemeint]  können  ermessen,  was  es  auf  sich  haben  und  wie  es  von 
anderen  verstanden  werden  würde,  die  dem  Hz.  angebotenen  Dinge  »so 
sleichtlich  vallen  zo  laissen.«  Es  wäre  mit  Rucksicht  auf  die  »geleigen- 
heit  deser  lande  sere  besweirlich,  sonderlich  durch  etlige  Ursache  .  .  • 
sust  oever  weg  nit  voeglich  zo  schriven.  Gegeven  under  min  Daems 
v.  Harve  lantdrosten  siegeis,  des  wir  anderen  sementlich  in  deser  sachen 
mit   gebruichen,«  Freitag  nach  d.  heil.  Eschtag  1516'. 

84)  Gl.-M.,  Zeitereignisse,  Litter.  B,  Nr.  2,  fol.  4,  Orig. 

8B)  Referat  hierüber  in  einem  späteren  Aktenstück  (K.,  Caps.  2, 
Nr.  6,  fol.  9). 
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und  Berg1  (d.  d.  Gent  1518  Juli  l).86)  Am  26.  September  erhielt 
er  von  Seiten  des  Herzogs  von  Jülich  die  Antwort:  ,Obwohl  auf 
dem  letzten  Landtag,  den  der  Hz.  mit  den  Jülichern,  Bergischen, 
Clevischen  und  Märkischen  gehalten  hat,  »eindrechtlich  verdragen 
ind  geslossen  ist  de  beide  puncten,  nemlich  de  verbunteniss  ind  u.  g. 
jonfer  van  Cleve,  beroerende,  dannoch  der  Kei.  Mt.  ind  koe.  w. 
van  Hispanien  zo  underdenigen  ind  gutwilligen  gefallen  wille  u.  g.  h. 
van  Guilge  ind  Berge  mitsampt  s.  f.  g.  hern  ind  vader  umb  der 
vurg.  beider  Sachen  wille  einen  nuen  lantdach«  nach  Duisburg  be- 
rufen, »umb  asdan  na  raide  ind  gutbedunken  rede,  ritterschaften 
ind  lantschaften  vurs.  dainnen  zo  geschien;  angesien  beiden  u.  g.  hh. 
buissen  de  ire  vurs.  iet  in  den  dingen  zo  handelen  nit  en  gezempt.«1 
Der  Tag  zu  Duisburg  fand  am  9.  November  statt  (daran  schloss 
sich  ein  Landtag  von  Jülich-Berg  zu  Düsseldorf  November  11). 
Hier  wurde  verabredet,  dass  die  clevische  Prinzessin  freigelassen 
werden,  jedoch  gegen  Gewährung  eines  Heiratspfennigs  auf  ihr  Erb- 
recht Verzicht  leisten  sollte.  Johann  von  Jülich  scheint  sich  in 
Duisburg  zur  Übernahme  der  Garantie  für  die  Zahlung  des  (von 
den  clevischen  Ständen  aufzubringenden)  Geldes  bereit  erklärt  zu 
haben.  Dann  aber  weigerte  sich  das  jülicher  Herzogshaus,  wie 
angedeutet,  sie  zu  leisten.  Daher  werden  Johann  und  Maria  in  den 
folgenden  Wochen  beständig  an  den  Landtagsbeschluss  von  Duis- 
burg erinnert.     So  schreibt  z.  B.87)  der  Vater  an  sie  Dezember  6: 

86)  Ausserdem  erschien  ein  speciell  kaiserl.  Gesandter  (Georg  v. 
Schauenburg)  mit  Kreditiv  des  Kaisers  d.  d.  Augsburg  1518  Juli  6  bei 
dem  Hz.  von  Cleve:  ,Der  Kaiser  wünsche  ernstlich,  dass  des  Herzogs 
Tochter  aus  ihrem  Gewahrsam  freigelassen  und  dem  v.  Waldeck  mit 
einem  »temelichen  hilixpening  nae  gewonten  ons  haefs  toegefuegt« 
werde1.  Der  Hz.  antwortet:  ,Da  »unser  beider  rede,  ritterschap  ind 
stedefrunde  unser  tsamen  lande  bi  uns  beiden  koeraen  ind  sich  des 
handeis  an  uns  hoichlich  beclaigt  ind  derhalven  raitz  mit  uns  willen 
plegen,  deshalven  wi  mit  denselven  op  einen  bequemen  wech  verdraegen 
sin«,  so  kann  darin  »buiten  consent  ind  believen  derselver  unser  rede, 
ritterschap  ind  stedefrunde  onser  tsamen  lande  vurg.  bi  ons  selven«  keine 
Änderung  geschehen/ 

8T)  Die  ,Räte  zu  Hambach'  [bei  Abfassung  des  Cpt.  waren  an- 
wesend: Hofmeister  Rabot  v.  Plettenberg,  Kammermeister  Alf  Quaede, 
Gerhard  v.  Troestorp  und  Kanzler  Wilh.  Lunynck]  schreiben  an  Herzogin 
Maria  (o.  D.;  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  126,  Cpt.  und  Orig.);  ,Ersuchen 
den  Hz.  und  die  Herzogin,  die  Verschreibung  auf  die  10000  6.  zu  be- 
siegeln, namentlich  da   der   Hz.  auf  dem   letzten  Landtag   zu   Duisburg 
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,Da  den  kaiserl.  Kommissarien  »durch  die  gemeine  lande  (durch 
die  in  Duisburg  versammelten  Räte,  Ritterschaft  und  Städtefreunde 
der  vier  Lande)  die  einteliche  vesteliche  toesaege  gedain  ind  dairop 
voirt  sluitelich  gehandelt«  ist,  so  ist  es  schimpflich,  dass  dem  jetzt 
nicht  Folge  geschieht1.  Johann  von  Jülich  wurde  zuerst  umgestimmt. 
Anders  Maria :  sie  verharrte  so  lange  im  Widerstände,  dass  schliess- 
lich ihr  eigener  Gemahl  sich  über  sie  beklagte.  Da  ist  es  denn  sehr 
bezeichnend,  dass  er  vor  den  Ständen  über  sie  Beschwerde  führt 
und  vor  ihnen  sich  zu  rechtfertigen   sucht.88)   —   Das  Jahr   1519 

»oevermitz  rede,  ritterschaften  ind  stedefrunde  sementlich  der  4  landen, 
alda  waeren,  de  dingen  verwillicht  hait«.  Ferner  hat  der  alte  Hz.  ihnen 
»einen  bewillichs-  ind  volmachtbrief«  zur  selben  Zeit  nach  Duisburg  ge- 
schickt, worin  gesagt  war,  dass  das,  was  der  Hz.  [der  jüngere],  weiter 
Räte,  Ritterschaften  und  Städtefreunde  »alda  in  der  vurg.  Sachen  den 
hilich  beroeren  handelen  ind  verwiliigen  wurden,«  auch  sein  Wille  sein 
sollte.  »Sulde  nu  darweder  gehandelt  werden,  mach  uire  f.  g.  betrachten, 
»wat  rede,  ritterschaften  ind  stedefrunde  daruf  denken  ind 
sprechen  sulden«.  Die  Jungfer  und  der  Junker  von  Waldeck  werden 
den  Verzicht  nicht  leisten,  »si  en  haven  irst  versorgniss.  Wer  sal  nu 
sulche  versorgniss  billiger  doin,  dan  u.  g.  aide  here  ind  u.  g.  liefste 
here,  as  vader  ind  broider  ....  Dat  alrehoechste,  in  desem  handel  zo 
betrachten  steit,  ist  unsers  bedunkens  dit.  So  wir  verstain,  u.  g.  jonfer 
.  .  .  up  de  vurg.  handelonge  uis  der  haftonge  si,  so  besorgen  wir,  dat 
i.  g.  ewech  queme  sonder  verzieh.  Asdan,  dar  Got  vur  si,  weren  uire 
beide  f.  gg.  ind  uire  gg.  kindere  in  dem  last  ind  besweirniss,  so  uire 
f.  g.  öffentlich  vur  ougen  siehn  ind  mirkt,  dat  de  Kei.  Mt.,  de  Burgonschen 
ind  vast  vil  mehe  anderen  unser  jonfer  in  desem  handel  gunstich  ind 
biredich  sin.  Uire  f.  g.  haven  ouch  den  verstant  wail  ind  können  be- 
trachten, dat  men  unser  g.  jonfer  geven  moiss  [!].  Wewail  de  lande 
u.  g.  h.  ind  uire  f.  g.  verschreven  sin,  damit  en  ist  unser  g.  jonferen  ire 
gerechticheit  nit  benoemen,  wewail  i.  g.  sich  nit  mit  raide  ind  wissen  etc. 
bestaet  ind  verhilicht  hait.  Daromme  kriecht  si  ouch  den  kleinen  pennink. 
Ind  wan  si  nit  in  der  haftonge  geweist  ind  sust  ewech  ind  davan  komen 
were  sonder  verzichniss,  so  hedde  si  nit  allein  einen  hilichspennink,  dan 
ire  kintdeil,  as  zo  vermoiden  steit,  willen  vorderen;  dat  ire  nu  mit 
desem  handel,  dat  mit  willen  geschuit,  alles  benoemen  wirdet«.*  — 
Man  könnte  nach  diesem  Briefe  annehmen,  dass  Anna  schon  frei  ist. 
Indessen  erklärt  sich  ihr  Vater  erst  Dzbr.  18  (a.  a.  0.,  fol.  153,  Orig.) 
bedingungsweise  bereit  sie  auszuliefern;  es  sei  ihm  nicht  möglich,  »se 
langer  mit  soe  groete  kost  toe  halden  ind  oich«  des  Kaisers  und  Königs 
von  Spanien   »ongonst  toe  hebn«. 

88)  1518  Dzbr.  29  (K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  227,  Orig.)  schreibt 
Johann  von  Jülich  an  Räte  und  sämtliche  »ritterschap  inde  geschickten 
frunden  der  steden  itzonder  zou  Gullich  bi   einanderen  wesende«:     ,Der 
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brachte,  wie  bemerkt,  das  Bündnis  mit  König  Karl.  Auch  dieses 
ist  nicht  ohne  die  Stände  abgeschlossen  worden;  wenigstens  erklärte 
Herzogin  Maria  (März  21),  als  von  burgundischer  Seite  auf  den 
Abschluss  des  Bündnisses  gedrängt  wurde,  sie  und  ihr  Gemahl 
könnten  ohne  Wissen  und  Rat  ihrer  Räte,  Ritterschaft  und  Land- 
schaft »in  den  dingen  nit  handelen«. 

Anteil  hatten  die  Stände  auch  an  den  Verhandlungen  mit  Frank- 
reich.89) Im  Januar  1519  Hess  Johann  von  Jülich  den  Vertretern 
Frankreichs  eröffnen:  wenn  er  nähere  Mitteilungen  über  die  Be- 
dingungen des  Königs  erhielte,  wolle  er  »dat  vort  an  s.  g.  lantschaft 

Beschluss  von  Duisburg  ist  durch  sämtliche  Räte,  Ritterschaft  »inde  ge- 
mein geschickten  f runden«  von  Jülich,  Berg,  Cleve  und  Mark  gefasst. 
Absender  hat  ihn  auch  »bewillieht«;  dann  ist  er  fortgeritten,  nachdem 
er  Wilhelm  von  der  Horst,  Kracht  v.  Millendonk  und  Propst  Sibert  von 
Risswick  zu  »stathelder  unde  volmechtich  van  unsentwegen  gmacht«  hat. 
Diese  sind  da  geblieben,  um  weiter  mit  den  kaiserl.  und  spanischen 
Gesandten  zu  verhandeln,  damit  alle  Sachen  zum  besten  kommen 
möchten,  »als  it  och  gescheit  is«.  Aber  des  Herzogs  Gemahlin  weigert 
sich,  den  betr.  Brief  zu  besiegeln,  , wodurch  meine  Schwester  sitzen  bleibt 
und  wir  in  grosse  Verachtung  kommen/  Was  man  ihr  auch  sagt  und 
vorhält,  sie  nimmt  es  nicht  zu  Herzen,  sondern  will  ihren  eigenen 
Kopf  gebrauchen.  Es  ist  dem  Hz.  »gans  swerlich  zou  liden  inde  zou 
heuren,  das  man  ander  luit  raeit  sal  volgen  unde  geleufen  unde  uns  nit«. 
Es  ist  zu  besorgen,  dass,  wenn  die  Besiegelung  nicht  erfolgt,  Unglück 
über  das  Land  kommt  und  man  die  Schuld  auf  den  Hz.  werfen  wird, 
während  er  doch  stets  an  dem  Abschied  von  Duisburg  festgehalten  hat. 
»Dairmit  ich  mich  wil  gans  loesledich  inde  gequit  han  veur  uch 
sementlichgen  ret,  ritterschap  inde  gemein  lantschap«.  Bittet  um  ihren 
Rat,  wie  er  sich  verhalten  soll;  er  wird  dem  nachfolgen,  »umb  das  wir 
eins  veur  al  us  den  last  koemmen  moeugen«.'  Wenn  Johann  von  Jülich 
hier  die  Miene  annimmt,  als  ob  er  stets  an  dem  Abschied  von  D.  fest- 
gehalten habe,  so  ist  das  nicht  richtig.  Nachweislich  (vgl.  a.  a.  0., 
fol.  96)  teilte  er  anfangs  den  Standpunkt  seiner  Gemahlin. 

39)  In  einer  Instruktion  für  hzgl.  Gesandte  nach  Frankreich  von 
1518  Novb.  25  (a.  a.  0.,  fol.  115)  lesen  wir:  >Item  as  de  koe.  w. 
begert,  mins  g.  h.  underdanen  nit  weder  s.  koe.  w.  zu  dienen,  ind  as 
de  koe.  w.  vorder  begert  mins  g.  h.  underdanen  dienste  up  der  koe.  w. 
zoult  ind  verplegonge,  item  wan  men  nu  hoert,  we  de  pensioin,  davan 
ouch  an  m.  g.  h.  gelangt,  vur  s.  g.  ind  de  underhaldonge  etliger 
koeritzer  geschien  sulde,  so  hedde  s.  g.  davan  s.  g.  underdanen  vurzo- 
halden,  umb  deselven  zo  bewegen  in  de  beide  vurs.  punten  zu  bewilligen, 
so  men  na  alder  herkompst  ind  gewoenheit  deser  lande  de  ritterschaften 
ind  underdanen  mit  sulchen  vurs.  oder  derglichen  nit  besweren  mach,  it 
en  geschege  mit  iren  wissen  ind  gueden  willen«. 
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gelangen  laissen  ind  der  koe.  w.  davan  antwort  so  balde  moegelich 
zo  kennen  geven«.  Und  so  geschah  es.  Ein  düsseldorfer  Landtag40) 
von  März  7  gab  »up  alsulchen  schriftlichen  vurgeven  ind  anteike- 
nunge,  durch  u.  g.  .  .  .  h.  an  si  sementlich  gelangt,  antreffen  die 
genedige  gonsteliche  toeneiging  ind  anbieden  der  koe.  w.  van  Frank- 
rick« ein  eingehendes  Gutachten  (»raitslach  ind  underdenige  ant- 
wort«) ab.41)  Es  erschien  dann  ein  französischer  Gesandter  im 
Lande.  Mit  ihm  verhandelte  der  Herzog  nicht  etwa  blos  in  Gegen- 
wart herzoglicher  Beamter,  sondern  auch  von  Ständemitgliedern.42) 
Johann  von  Jülich  schreibt  nämlich  an  seinen  Vater  (d.  d.  Ham- 
bach  1519  April  7):  ,Die  französische  Botschaft  ist  hier  »bi  uns, 
unsern  reden  ind  etligen  unsern  ritterschaften«  von  Jülich  und  Berg 
gewesen,  und  man  hat  mit  ihr  verhandelt  »uf  maisse,  as  wir  vur- 
genomen  ind  geslosssen  u.  1.  andragen  zu  laissen«.  Wird  deshalb 
etliche  Räte  zu  April  13  nach  Gleve  zum  Adressaten  schicken,  der 
ebendahin  zur  selben  Zeit  seine  sämtlichen  Räte  »ind  etlige  ritter- 
schaft  des  oirtz  [d.  h.:  von  Cleve-Mark],  de  sust  vur  ind  na  up 
den  dagen  zu  Duisberg  ind  Duisseldorf  geweist,«  beschreiben  möchte, 
»umb  .  .  .  dainnen  mit  zu  unser  beider  ind  unser  lande  nutze  .  .  . 
zu  helfen  raiden«.'48) 

40)  Übrigens  scheinen  auf  diesem  Landtag  nur  Räte  und  Ritter- 
schaft anwesend  zu  sein  (aber  auch  die  von  Cleve-Mark). 

41)  »Is  oere  aller  gemeinlich  ind  eindrechteiich  getruer  raet  ind 
guede  meinunge«,  dass  die  Herzoge  von  Cleve  und  von  Jülich,  falls  der 
König  ihnen  ohne  ihre  »ind  der  lantschappen  ontgelteniss«  Friede  und 
Eintracht  mit  dem  Hz.  von  Geldern  »schaffen  mucht,  .  .  .  sulx  asdan 
annemen  ind  sich  gonstelichen  ind  bedienstelich  wederumb  tot  8.  ko.  w.  doin 
.  .  .  sullen«.  Doch  sollen  die  beiden  Herzoge  das  röm.  Reich,  das  Haus 
Burgund  und  diejenigen  ausnehmen,  »dairmede  oere  f.  gg.  verbontelich 
moigen  stain«.  Ferner  solle  der  König  den  Herzogen  eine  ,ziemliche' 
jährliche  Pension,  so  hoch  sie  zu  erlangen  ist,  geben  oder  ihnen  »etlige 
underhalding  van  glaevien  toefuegen.  Dan  of  des  ommer  niet  en  were, 
sin  dannoch  die  rede  ind  ritterschappen  vurs.  to  diesen  saeken,  indem 
si  allein  den  vreden  mit  ten  hertoegen  van  Gelre  in  maeten  als  vurs. 
erlangen  muchten,  ganz  geneigt.« 

4a)  d.  d.  Hambach  1519  März  28  schreibt  Hz.  Johann  von  Jülich 
an  den  jülicher  Landdrosten:  will  morgen  um  1  Uhr  nachmittags  »mit 
unsen  reden  ind  ritterschaften,  wir  ditmail  alhi  bi  uns  haven«,  in  der 
Stadt  Jülich  erscheinen,  um  die  französische  Botschaft  zu  hören;  will 
aber  Abends  wieder  in  Hambach  sein. 

48)  Nicht  bei  jeder  einzelnen  Verhandlung  mit  dem  frzs.  Gesandten 
sind  freilich  Ständemitglieder  zugegen.     So  erwähnt  Johann  von  Jülich  in 
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Da  das  französische  Bündnis  nicht  zu  Stande  kam,  so  blieb 
die  Aussicht  eines  Konfliktes  mit  Geldern  bestehen.  Ausserdem 
war  trotz  der  Belehnung  Johanns  durch  den  Kaiser  die  Gefahr  nicht 
beseitigt,  dass  Sachsen  seine  Ansprüche  geltend  machte.  Beiden 
Schwierigkeiten  beschloss  man  wiederum  durch  Familienverbindungen 
mit  den  feindlichen  Häusern  zu  begegnen.  Der  Kaiser  selbst  hatte 
schon  im  Jahre  1518,  um  Sachsen  zu  befriedigen,  eine  Heirat 
zwischen  dem  Sohne  des  Herzogs  Hans  von  Sachsen  und  der  ältesten 
Tochter  des  Herzogs  von  Jülich  vorgeschlagen,44)  und  der  letztere 
hatte  sogleich  seine  Bereitwilligkeit  ausgesprochen.45)  Noch  in  dem- 
selben Jahre  war  der  Plan  auch  bereits  den  Ständen  vorgelegt 
worden,  die  sich  gleichfalls  mit  ihm  einverstanden  erklärt  hatten.46) 
Die  Angelegenheit  ruhte  dann  längere  Zeit.47)  Im  Jahre  1526  aber 
kam  der  Plan  zur  Ausführung:  am  8.  September  wurde  Sibylle, 
Hz.  Johanns  älteste  Tochter,  mit  dem  sächsischen  Kurprinzen  ver- 
mählt.48)   Man  gestand  jetzt  dem  Hause  Sachsen  (freilich  nur  dem 

einem  Briefe  an  seinen  Vater  d.  d.  Kloster  Altenberg  1519  April  26  nur, 
dass  er  Räte  zu  einer  bevorstehenden  Verhandlung  zuziehen  wolle.  Aber 
wir  sehen  doch,  dass  im  grossen  und  ganzen  nichts  ohne  die  Stände 
geschah. 

44)  Bericht  der  jülicher  Gesandten  (Graf  Wilh.  zu  Wied,  Dr.  Joh. 
von  Brempt  Propst  zu  Zütphen  und  Friedr.  von  Brambach)  über  die  Ant- 
wort, die  der  Kaiser  1518  August  25  den  Kurfürsten  von  Mainz  und 
Brandenburg  wegen  der  jülicher  Sache  gegeben  hat.  K.,  Caps.  2,  Nr.  6, 
fol.  56,  Orig. 

45)  Johann  von  Jülich  an  Kurmainz,  Hambach  1518  Sept.  5,  a.  a.  0», 
fol.  76,  Gpt.  Vgl.  ebenda  fol.  86  und  93.  Als  Vermittler  erscheint 
neben  dem  Kaiser  Hz.  Philipp  von  Braunschweig. 

4fl)  Vgl.  den  oben  Kap.  II,  Anm.-  41  (S.  26)  erwähnten  Bericht 
über  den  jül.-berg.  Landtag  von  1518  Novb.  11:  , Betreffs  der  Heirat 
der  Tochter  des  Herzogs  mit  Hz.  Hans  von  Sachsen  »bedunken  rede, 
ritterschaften  ind  stedefrunde  allesamen  Guilger,  Bergschen,  Cleveschen 
ind  Markschen  gut  gedain  as  vergangen  dinxstach  ouch  zo  Duisberg  des 
hilichs  halven  [!]«.  Die  anwesenden  »rede,  ritterschaften  ind  stedefrunde 
Guilger  ind  Bergschen  willen  ouch  in  der  vurs.  sachen  u.  g.  h.  ind  frauen 
kinderen  nu  zom  besten  vorder  helfen  raiden  ind  handelen,  so  vil  ine 
umber  moigelich  sin  sal«.' 

47)  Im  Jahre  1519  wurde  bekanntlich  die  Vermählung  des  Prinzen 
Johann  Friedrich  von  Sachsen  mit  Catharina  von  Spanien  verabredet, 
und  erst  1524  liess  man  diesen  Plan  fallen.  Ranke  I,  257  f.,  313,  II,  115. 
Weiterhin  vgl.  urk.  Beil.  1525  Novb.  10  §.  1  und  11. 

48)  Vgl.  hierzu  Bouterwek,  Sibylla  Kurfürstin  von  Sachsen,  Ztschr.  7, 
S.  105ff.,  und  die  Urkunden  bei  Dithraar  S.  135ff. 
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Kurhause)  zu,  dass,  wenn  die  männlichen  Erben  Johanns  von  Jülich- 
Cleve  ausstürben,  Johann  Friedrich  und  Sibylle  oder  ihre  Erben  in 
sämtlichen  Landen,  den  jülichschen  sowohl  wie  auch  den  clevischen, 
nachfolgen  sollten.49)  Und  zu  gleicher  Zeit  versuchte  man  jetzt 
von  neuem  eine  Heiratsverbindung  mit  Geldern.  Herzog  Karls  von 
Geldern  Schwestersohn  Franz  von  Lothringen  sollte  mit  Hz.  Johanns 
zweiter  Tochter  Anna  vermählt  werden;  dafür  wollte  jener  seine 
Ansprüche  auf  Jülich  und  auf  bestimmte  clevische  Plätze  fallen 
lassen.  Eine  formelle  Eheberedung  wurde  auch  wirklich  aufgesetzt 
(1527  Juni  13). 50)  Aber  zu  Stande  gekommen  ist  diese  Heirat 
allerdings  nicht. 

Über  die  neuen  Heiratspläne  wurde  mit  dem  Landtag  zuerst, 
wie  es  scheint,  im  Juni  1526  verhandelt.51)    Nach  der  Proposition 

49)  Das  nähere  über  diese  Abmachungen  s.  bei  Ritter  S.  7. 

50)  Ztschr.  4,  S.  360. 

61)  Uns  liegen  das  Berufungsschreiben  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  279, 
Gpt.)  und  die  Proposition  (a.  a.  0.,  fol.  262,  Orig.)  für  den  zu  Juni  11 
abends  nach  Düsseldorf  berufenen  Landtag  von  Jülich-Berg  vor.  Die 
Proposition  lautet:  »As  nemlich  ist  vur  ougen  ind  etlige  jairen  gewest, 
dat  dese  landen  Guilge  ind  Berge  umb  der  vorderongen  wille,  de  her- 
zougen  van  Sassen  zu  desen  landen  vurgenoemen  ind  gehat,  —  — «. 
[Die  hier  gelassene  Lücke  konnte  beim  Vortrag  an  die  Stände  leicht  er- 
gänzt werden].  »Nu  ist  unlanxs  hibevoir  durch  guede  gunstige  frunde  eip 
hilich  an  u.  g.  h.  ind  fraue  gelangt,  mit  herzouch  Johans  Frederich  des 
curfursten  van  Sassen  son  mit  u.  g.  eltster  jonferen  zu  geschien.  Wilcht 
dan  u.  g.  h.  ind  fraue  na  gestalt  ind  gelegenheit,  umb  freden  zu  erlangen, 
vur  guet  ind  dat  beste  bedoecht.  Ouch  hait  der  jonge  fürst  hz.  Hans 
Frederich  am  testen  zur  gotzdracht  zu  Colne  sich  daselfs  hin  gevoegt 
ind  u.  g.  jonfer  gesien.  Ind  de?  fürst  hait  einen  gueden  willen,  as  nit 
anders  an  s.  g.  zu  vermirken  was,  zu  u.  g.  jonferen  gehat«.  Die  in  dieser 
Sache  in  Köln  begonnenen  Verhandlungen  sind,  weil  Johann  Friedrich 
ohne  seinen  Vater  nichts  endliches  abmachen  wollte,  auf  eine  Zusammen- 
kunft zu  Frankfurt  zu  S.  Peter  ad  vincula  [Bouterwek  S.  115]  ver- 
schoben. »Ind  men  vermoit  sich,  dat  der  hüichspennink  mit  dem  herzougen 
van  Sassen  nit  min  dan  umbtrint  30000  ggl.  sin  werde.  Item  vorder 
ist  noch  eine  hilichssaiche  an  u.  g.  h.  ind  fraue  gelangt,  mit  dem  her- 
zougen van  Lotringen  des  herzougen  van  Gelre  suster  son  ind  u.  g. 
middelster  jonferen  zu  geschien;  also  ind  dermaissen  in  verhoeffonge, 
dat  davan  ein  ewig  vrede  allen  desen  landen  Guilge,  Berge,  Cleve  ind 
Marke  derhalven  entstain  sulde«.  Denn  wenn  die  Heirat  zu  Stande 
kommt,  so  will  der  Herzog  von  Geldern  auf  die  Ansprüche,  die  er  auf 
Jülich  und  »up  alle  pletze  ind  vlecken  ime  lande  van  Cleve«  zu  haben 
vermeint,   verzichten.      [Vgl.    Lac.  ÜB.   IV,    Nr.    478;    urk.   Beil.    1498 
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zu  urteilen,  hielt  es  der  Landesherr  übrigens  nicht  sowohl  für  not- 
wendig die  Stände  um  ihre  Zustimmung  zur  Verheiratung  seiner 
Töchter  zu  fragen  als  vielmehr  nur  sie  um  die  Bewilligung  einer 

März  28].  Aber  sein  »vurnemen  ist,  dat  etwas  mirklichs  darup  gain 
sulde,  dat  er  zu  sinen  henden  entfangen  wille,  want  er  spricht,  er  ver- 
laiss  lant  ind  luide  etc.,  nemlich  einen  dapperen  pennink,  den  mit 
terminen  zu  bezalen,  mit  namen:  van  stont  an,  as  brieve  ind  siegel 
bereit  sin,  10,000  ggl.  mitsampt  overgevonge  eins  huis  gnant  die  Schulen- 
barg im  lande  van  Cleve  gelegen,  dat  vurmails  nit  zum  lande  gehoirt, 
so  dat  der  herzouch  van  Gelre  umb  der  eren  wille,  dat  er  de  vlecken 
Goch,  dat  tolhuis,  Nirgennae  [vgl.  Lac.  ÜB.  IV,  S.  171,  Anm.  1]  ind 
andere  erfligen  verlaissen  wirdet,  etwas  dargegen  weder,  dat  doch  gar 
klein  gegen  de  andere  vlecken  erdrage,  erlangen  moege,  erflich  haven 
wille.  Item  dat  huis  Schuilenburg  ist  umbtrint  5,000  g.  wert  in  der 
erfschaft  eins  etc.  [zu  ergänzen:  »herzougen  van  Cleve«?].  Item  binnen 
jairs  neistzukomen,  as  de  versiegelonge  geschiet  ist,  noch  20000  ggl 
Item  noch  darzu,  as  dat  ehelige  biliggen  zu  bequemen  jairen  geschult, 
dan  binnen  den  neisten  jair  darna  30000  ggl.  zu  geven.  Item  noch 
darzo  jairlichs  2000  ggl.  uis  deme  tolle  zu  Lobeth  zu  geven,  de  mit 
40  000  ggl.  afzuloesen  stain  sulden  up  gefallen  des  herzougen  van  Gelre. 
Item  mit  vast  vil  anderen  vurwarden,  de  durch  denselven  hilich  vurge- 
want  sulden  werden,  des  men  zu  den  bikompsten  zu  etligen  ziden  mit 
u.  g.  h.  ind  frauen  ind  des  herzogen  van  Gelre  reden  ind  frunden  in 
kallonge  ind  handelonge  geweist  ist  ind  in  korzem  wederomme  eine 
bikompst  in  biwesen  des  herzougen  van  Lotringen-  rede  geschien  sulde, 
so  dat  men  sich  nit  anders  versit,  dan  mit  hulf  des  almechtigen  de  saiche 
einen  vortgank  gewinnen  sulde.  Item  u.  g.  middelste  jonfer  sulde  eirlich 
bewedomt  werden  int  lant  van  Lotringen,  as  einer  furstinnen  van  Lotringen 
zubehoert  ind  allewege  geschiet  ist.  Item  so  dan  up  de  beide  vurgen.  hilichs- 
saichen  mit  unsen  beiden  g.  jonferen  mirklichs  gain  wirdet,  wuchs  u.  g.  h. 
ind  frauen  nit  moegelich  van  dem  irem  darzustrecken  sonder  hulf  ind  stuire 
i.  g.  getruen  underdainen  Guilger,  Bergschen,  Cleveschen,  Markschen  ind 
Ravensbergschen  alsamen  etc.  Item  de  dingen  sin  ouch  dermaissen  vurge- 
nomen,  so  oeverlacht  ind  betracht,  dat  u.  g.  h.  ind  fraue  de  an  der  Roe. 
Kais.  Mt.,  of  s.  Kais.  Mt.  aider  de  Bourgonschen  ind  Brabender  misfallen 
daran  haven  wulden,  mit  reden  ind  bescheide  verdedingen  ind  verantweren 
können,  in  deme  dat  men  nit  moitwillen  wille  etc.,  angesien  i.  f.  g.  nit 
anders  dan  den  erffreden  ind  wailfart  i.  g.  landen  ind  underdanen  we  vurs. 
soechen.  So  dan  der  ewige  vrede  uis  desen  vurnemen  we  obgeroirt  mit 
hülfen  des  almechtigen  entstain  wirdet,  ind  so  eine  kleine  korze  zit  offenbair 
vehede  ind  oirloege  den  landen  durch  den  herzouch  van  Gelre  ind  sinen 
zustant  .  .  .,  as  men  wairlich  weis,  vurhenden  gewest  ind  degelichs 
warden  moiss,  indem  durch  dese  vruntlige  middel  ind  hilich  vurs.  nit 
vurkomen  wurde,  ist  u.  g.  h.  ind  frauen  gutlige  flislige  bede  ind  begerte, 
dat   gegenwerdich   i.  f.  g.    rede,    ritterschaft  ind  stedefrunde  mit  zudoin 
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hierzu  erforderlichen  Steuer  zu  ersuchen.59)  Von  grösserer  Bedeu- 
tung ist  ihre  Mitwirkung  bei  der  Regelung  der  Successionsfrage. 
Es  zeugt  von  der  hohen  Stellung,  welche  den  Ständen  beigemessen 
wurde,  dass  Sachsen  eine  Erklärung  von  ihnen  über  ihr  Einver- 
ständnis mit  der  eventuellen  Succession  Sibyllens  nicht  glaubte  ent- 
behren zu  können.  Eine  solche  war  aber  nicht  so  ohne  weiteres 
zu  erlangen;  die  Verhandlungen  darüber  zogen  sich  bis  in  das  Früh- 
jahr 1527  hin.  Wir  machen  dabei  freilich  eine  Beobachtung,  die 
sich  uns  noch  wiederholt  aufdrängen  wird,  dass  nämlich  die  Stände 
von  Jülich-Berg  sich  den  Forderungen  der  Regierung  gegenüber  weit 
williger  zeigen  als  die  von  Cleve-Mark.58)  Die  Erklärung,  die  der 
sächsische  Kurprinz   dann   schliesslich  erhielt,54)   musste   er  durch 

Cleveschen  ind  Markschen  mit  getruen  flis  verwilligen  ind  daran  sin 
willen,  dat  i.  f.  g.  zu  den  sommen  geltz  zu  den  ziden  ind  terminen  we 
vurgeroirt  komen  ind  gestadet  moegen  werden;  dat  willen  i.  f.  g.  gnedig- 
lich  ind  gunstlich  umb  si  alle  ind  jeder  mit  gnaiden  erkennen  ind  vur 
ougen  haven;  angemirkt  ind  betracht,  wat  eren,  nutz  ind  wailfart  den 
landen  ind  underdain  aswail  i.  f.  g.  daran  gelegen  ist«.  Vgl.  urk.  Beil.  1498 
März  28. 

5a)  Über  die  Bewilligung  dieser  Steuer  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  66 
und  78  f. 

58)  Bouterwek  S.  116  und  119  oben. 

54)  J.-Bg.,  F.  S.  Nr.  11  finden  sich  unter  der  Überschrift:  »Capita, 
wes  ferner  nach  beschluss  dieses  heiratz  besehenen«,  folgende  Notizen 
(wohl  von  einem  hzgl.  Sekretär):  »Ist  abgeret,  das  ein  gemeiner  landtag 
aller  .  .  .  landen  ausgeschrieben  werden  sol,  umb  die  bewilligung  zu 
erlangen.  Uf  welchen  ouch  Sachsen  ein  gegen verschreibung  den  under- 
tanen  zu  uberantwurten,  das  sie  bei  iren  alten  Privilegien,  gewoenheiten 
und  rechten  .  .  .  gelassen  sollen  werden  .  .  .,  darzu  die  undertanen 
einer  jeden  zugehoerenden  lantschaft  zu  der  regierung  desselben  lantz 
gebraucht  und  gezogen  werden.  1527  gudenstag  post  jubilate«  [Mai  15] 
haben  Ritterschaft  und  Städte  von  Gleve  und  Mark  »mit  inverleibung  des 
einen  ar tickeis  von  der  erbfolgung  zu  den  landen,  anhebent  „Forder  ist 
abgeret"  bewilligt  [Objekt  fehlt]  cum  clausula,  doch  bi  also,  dat  u.  g.  h. 
van  Sassen  sulx  an  Rom.  Kei.  M.  .  .  .  up  seiner  f.  g.  kostbuten  gevende  [!] 
gelt  der  landen  verwerven  sal«  u.  s.  w.  Vorher  war  1527  April  27 
ein  gemeinsamer  Landtag  der  vier  Lande  zu  Düsseldorf  gehalten  worden, 
der  sich  schon  im  allgemeinen  zustimmend  geäussert  hatte:  K.,  Caps.  1, 
Nr.  2,  fol.  319,  Cpt.;  Cl.-M.,  F.  S.  Nr.  25  V«,  fol.  84,  Kop.  (vgl.  ebenda 
fol.  92).  Datiert  ist  der  ,Beibrief  der  Stände  von  Jülich-Berg  von  Re- 
miniscere  (März  17),  der  der  Stände  von  Cleve-Mark  von  Mittwoch  nach 
Jubilate  (Mai  15):  Ausführliche  .  .  •  Deduction  des  .  .  .  Hauses  Sachsen 
(Leipzig  1609),  Urkunden  Nr.  8  und  9.     Vgl.  Bouterwek  S.  119. 
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einen  die  ständischen  Rechte  anerkennenden  Revers  erwidern.55) 
Er  versprach  darin  die  Privilegien  und  Freiheiten  der  Lande  beob- 
achten zu  wollen  und  betonte  im  besonderen  das  Indigenatsrecht. 
In  den  Abmachungen  mit  Geldern  war  ebenfalls  die  Nachfolge  in 
den  jülich-clevischen  Ländern  zugestanden  worden:  für  den  Fall 
nämlich,  dass  Sibylle  ohne  eheliche  Leibeserben  stürbe,  sollten  Anna 
und  deren  Erben  succedieren.  Und  auch  hierfür  wollte  man  sich 
Urkunden  der  Stände  geben  lassen.56)  Zur  Verhandlung  mit  ihnen 
ist  es  allerdings  nicht  mehr  gekommen,  da  der  lothringische  Heirats- 
plan nicht  verwirklicht  worden  ist.  — 

Wie  die  Stände  bei  der  Verheiratung  landesherrlicher  Familien- 
glieder mitwirken,  so  wird  ihnen  einmal  auch  die  Vormundschaft 
für  den  minderjährigen  Landesherrn  zugestanden.56*)  Ein  anderes 
Mal  spricht  der  Herzog  ihnen  das  Recht  zu,  bei  Thronerledigung 
(wenn  der  Landesherr  ohne  eheliche  Leibeserben  stirbt)  den  neuen 
Landesherrn  zu  bestimmen.560)  Wir  haben  aber  wohl  Wert  darauf 
zu  legen,  dass  von  solchen  Befugnissen  der  Stände  nur  in  wenigen 
Urkunden  die  Rede  ist  und  dass  diese  Zusicherungen  nie  praktisch 
geworden  sind.  — 

Die  Verhandlungen  über  die  Verheiratung  landesherrlicher 
Familienglieder,   die  wir  vorhin  besprochen  haben,   zeigen  uns  den 

5Ö)  Dithmar  S.  139  ff.;  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  72  Anm.  10  (Torgau 
1627  Juni  12). 

56)  Ztschr.  4,  S.  389. 

56a)  Vgl.  Urk.  über  den  Verkauf  von  Berg  an  Köln  v.  1451  (Lac. 
ÜB.  IV,  S.  356  oben):  wären  die  Nachkommen  unter  16  Jahren,  »so 
sullen  unse  araptlude  zer  zit  ind  lande«  denselben  >vur  sin«,  bis  sie 
16  Jahre  sind,  und  dann  sollen  sie  sich  auf  vorstehendes  verpflichten, 
ehe  ihnen  gehuldigt  wird.  Nach  der  Eheberedung  von  1496  (Lac.  ÜB.  IV, 
S.  590)  soll  dagegen  der  eine  der  Paziszenten,  der  den  anderen  überlebt, 
die  Vormundschaft  führen.     Die  Stände  sind  also  gar  nicht  beteiligt. 

56b)  Vgl.  Erblandesvereinigung  zwischen  Kurköln  und  Jülich-Berg  von 
1450  (Hansen  II,  Nr.  30,  S.  47):  in  jenem  Falle  sollen  »unse  lande« 
keinen  Herren  annehmen,  >id  en  geschege  dan  eindrechtlichen  mit  raide 
unser  nagelaissen  lande  van  Guilche,  van  den  Berge  ind  van  Ravens- 
berge«;  bis  zum  Regierungsantritt  des  neuen  Landesherrn  soll  aber  der 
Erzb.  von  Köln  die  Lande  und  Leute  beschirmen  und  ihnen  »vursyn«. 
Vgl.  hierzu  die  jülicher  Einung  voif  1451  (oben  S.  52)  und  das  über 
die  Verweigerung  der  Huldigung  gesagte  (S.  64  ff.).  Bei  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Landesherrn  und  seinen  Söhnen  haben  die  Stände  wenig- 
stens faktisch  über  den  Besitz  des  Territoriums  entschieden.  Vgl.  ldstd. 
Vf.  II,  S.  54  ff.  und  Ztschr.   15,  S.  237. 
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Zusammenhang,  in  dem  die  fürstlichen  Heiraten  mit  anderen  Dingen 
stehen.  Der  Anteil,  mit  dem  die  Stände  die  Heiratspläne  des 
Landesherrn  begleiten,  lässt  sich  daher  auch  nicht  scharf  von  ihrem 
Interesse  an  sonstigen  Bestrebungen  desselben  sondern. 

In  jenen  Fällen  bezweckten  die  teils  verwirklichten,  teils  nur 
geplanten  Heiraten  in  erster  Linie  die  Vereinigung  von  Jtilich-Berg 
und  Cleve-Mark  in  einer  Hand  und  die  ungeteilte  Vererbung  der 
vereinigten  vier  Lande.57)  Diesem  Gedanken  sehen  wir  die  Stände 
ihre  volle  Zustimmung  schenken.  So  selbständig  sie  in  unserer 
Zeit  sind,  sie  machen  nicht  ein  einziges  Mal  eine  Einwendung  da- 
gegen. Sie  versichern  die  Regierung  vielmehr  ihres  Einverständ- 
nisses58) und  unterstützen  sie  durch  Geldopfer. 

Auch  bei  anderen  Landerwerbungen  haben  die  Stände  mitge- 
wirkt.59) Und  wie  sie  die  Erweiterung  des  Territoriums  fördern, 
so  treten  sie  für  die  Erhaltung  des  einmal  erworbenen  ein.  Sie 
wachen  darüber,  dass  nichts  von  dem  Territorium  abhanden  kommt. 
Wiederholt  giebt  die  Regierung  die  Versicherung  ab,  dass  kein  Stück 
von  dem  Lande  ohne  Zustimmung  der  Stände  veräussert  werden 
soll.  So  im  Jahre  1397 ;60)  so  ferner  im  Jahre  1405. 6I)  Diese 
beiden  Fälle  sind  freilich  insofern  etwas  besonderer  Art,  als  jene 
Bestimmung  sich  in  Verträgen  findet,  durch  welche  das  Territorium 
Berg  zwischen  Vater  und  Söhnen  geteilt  wird.  Offenbar  sieht  jeder 
der  Teilfürsten  in  dem  Recht  der  Stände  zur  Einsprache  zugleich 
eine  Garantie  zu  seinen  Gunsten.  Ohne  diesen  Zusammenhang  wird 
das  gleiche  Recht  den  jülicher  und  den  bergischen  Ständen  (genauer: 

57)  In  dieser  Beziehung  hat  die  Eheberedung  von  1496  einen  be- 
merkenswerten Satz:  erhält  Hz.  Wilhelm  keine  Söhne  mehr,  aber  noch 
Töchter  (ausser  Maria),  so  wird  er  eine  mit  einem  Heiratspfennig  »ver- 
hiligen  ind  de  anderen  na  irem  staede  geistlich  [Lac:  gutlich!]  machen«, 
so  dass  die  Lande  unverteilt  bei  einander  bleiben  (die  gleiche  Ver- 
sicherung giebt  Hz.  Johann). 

58)  Vgl.  die  vorhin  angeführten  Äusserungen  der  Stände.  In  dem 
oben  Kap.  11,  A.  94  citierten  Schreiben  an  die  bergischen  Stände  von 
1518  ferner  sagt  Hz.  Johann:  »so  dan  ir  as  unse  getrue  underdanen  .  .  . 
alzit  darzo  geraiden  haven,  wir  fli^  ankeren,  dat  wir  .  .  .  zo  unser  be- 
lehnonge  komen  moegen«  u.  s.  w. 

59)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  34  Anm.  126,  III,  1,  S.  58  ff.;  Lac.  ÜB.  IV, 
Nr.  426. 

60)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  18  f. 

6t)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  38  (S.  38). 
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der  Ritterschaft)69)  in  den  Privilegien  von  1475  (§.  7)  zuerkannt; 
von  da  geht  der  Satz  in  die  späteren  Privilegien  über.  Aber  schon 
das  bergische  Rechtsbuch  hatte  ihn  wenigstens  indirekt  ausge- 
sprochen.68) Beispiele,  dass  der  Landesherr  Gebietsteile  veräussert, 
jedoch  eben  mit  Zustimmung  der  Stände,  finden  sich  mehrfach.64) 
Das  merkwürdigste  Ereignis  einer  Gebietsveräusserung  ist  der  Ver- 
kauf von  ganz  Berg,  Ravensberg,  Sinzig  und  Remagen  an  Kurköln 
im  Jahre  1451,  zu  dem  sich  Hz.  Gerhard  in  Folge  seiner  finanziellen 
Verlegenheiten  entschloss.65)  Das  von  ihm  hierbei  beobachtete  Ver- 
fahren zeigt  einerseits  eine  weitgehende  Anerkennung,  andererseits 
eine  Nichtachtung  des  ständischen  Rechts.  Die  bergischen  Stände 
sind  gefragt  worden;66)  Gerhard  hat  ihnen  sogar,  um  ihre  Ein- 
willigung zu  dem  Verkauf  zu  erlangen,  grosse  Konzessionen  gemacht. 
Sie  mochten  ohnehin  eher  dazu  geneigt  sein,  weil  ihr  Territorium 
wenigstens  unversehrt  blieb.  Die  jülicher  Stände  dagegen  sind  nicht 
gefragt  worden  —  vielleicht  weil  Gerhard  voraussah,  sie  würden 
ihre  Zustimmung  nicht  geben,  da  ihr  Territorium  durch  die  Ver- 
äusserung  von  Sinzig  und  Remagen  zerrissen  werden  sollte.  Jeden- 
falls haben  sie  gegen  die  Nichtachtung  ihres  Rechtes  energischen 
Protest  eingelegt.67) 

6£)  Hierüber  vgl.  oben  S.  24.  Die  Urkunden  von  1397  und  1405 
und  das  bergische  Rechtsbuch  binden  den  Landesherrn  an  die  Zustimmung 
nicht  blos  der  Ritterschaft,  sondern  auch  der  Städte. 

68)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  10  f. 

64)  Ldstd.  Vf.  II,  S.  20  ff.  und  60.  In  manchen  Urkunden  über 
Veräusserungen  wird  der  Zustimmung  der  Stände  nicht  gedacht  (vgl.  z. 
B.  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  216).  Daraus  folgt  aber  noch  nicht  unbedingt,  dass 
sie  auch  nicht  eingeholt  worden  ist.  Denn  die  Urkunde  über  das  oben  (S.  78 
und  85)  erwähnte  Bündnis  mit  König  Karl  von  1519  bemerkt  auch  nichts 
über  die  Mitwirkung  der  Stände;  und  doch  wissen  wir,  das  die  eingehendsten 
Verhandlungen  mit  ihnen  vorausgegangen  waren.  —  Schwierigkeiten  bietet 
ein  Satz  in  der  Erblandesvereinigung  zwischen  Kurköln  und  Jülich -Berg 
von  1450  (Hansen  II,  Nr.  30,  S.  48  §.  3),  wonach  Hz.  Gerhard  erklärt 
sich  bei  Veräusserungen  an  die  Zustimmung  (nur?)  der  Räte  des  betr. 
Landes  binden  zu  wollen.  Indessen  ist  darauf  wohl  deshalb  weniger 
Gewicht  zu  legen,  weil  die  Erblandesvereinigung  von  den  Ständen  ge- 
nehmigt und  deshalb  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte  mit  jener  Be- 
stimmung gewis  nicht  beabsichtigt  ist. 

65)  Bemerkenswert  ist  es  auch,  dass  Hz.  Gerhard  unter  anderm  als 
Motiv  anführt,  er  wolle  »versplissonge«  seiner  Lande  vermeiden.  Lac.  ÜB.  IV, 
Nr.  294. 

66)  Vgl.  oben  S.  7. 
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Das  Privileg  von  1475  bindet  den  Landesherrn  an  die  Zustim- 
mung der  Stände  bei  der  Veräusserung  von  Erbschaft*.  Der  Aus- 
druck ist  mehrdeutig.  Nach  der  Erklärung,  die  andere  Urkunden 
an  die  Hand  geben,68)  darf  indessen  wohl  nicht  bezweifelt  werden, 
dass  er  sowohl  auf  Gebietsstücke  wie  auf  landesherrlichen  Grund- 
besitz geht. 

Die  Urkunden  von  1397,  1405  und  1475  sprechen  überein- 
stimmend nicht  blos  von  definitiven  Veräusserungen,  sondern  auch 
von  Verpfändungen.69)  Es  ist  mir  jedoch  zweifelhaft,  ob  die  Stände 
sich  das  Recht  beigelegt  haben,  alle  Verpfändungen  von  ihrer  Ge- 
nehmigung abhängig  zu  machen.  Die  Verpfändungen  waren  damals 
ausserordentlich  häufig.70)  Insbesondere  war  die  Verpfändung  des 
Amtsbezirkes  die  regelmässige  Form  der  Besetzung  der  Amtmanns- 
stellen. Es  wäre  verständlich  genug  —  und  zwar  nicht  blos  aus 
finanziellen  Gesichtspunkten71)  — ,  wenn  die  Stände  diesen  Amts- 
verpfändungen entgegengetreten  wären.72)  Allein  es  ist  mir  unter 
den  erhaltenen  Amtsverschreibungen  nicht  eine  bekannt,  welche  die 
ständische  Zustimmung  erwähnt.78)  Und  da  ihre  Zahl  eine  sehr 
grosse  ist,  so  hat  das  argumentum  ex  silentio  hier  gewiss  seinen 
Platz.  Wir  dürfen  daher  wohl  annehmen,  dass  jene  Urkunden  sich 
auf  die  gewöhnlichen  Amtsverpfandungen,  bei  denen  es  sich  über- 
dies nicht  um  hohe  Summen  handelte,74)  nicht  beziehen.  Bei  dem 
Verbot  der  Verpfändungen  ist  vermutlich  hauptsächlich  nur  an  die 
Verpfändnngen  an  andere  Landesherren  gedacht.    Wir  kommen  auf 

67)  S.  oben  S.  51  f. 

68)  Vgl.  die  Urk.  von  1405  und  ldstd.  Vf.  II,  Anm.   80  und   171. 
6*)  Über  das  bergische  Rechtsbuch  s.  ldstd.  Vf.  II,  S.  10. 

7Ü)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  69.  Ober  Kurköln  vgl.  Korth  in  den  Annalen 
52,  S.  236  ff. 

71)  Einen  Fingerzeig  giebt  Lac.  ÜB.  IV,  S.  399  §.  6  an  die  Hand. 
Über  die  finanziellen  Folgen  der  Verpfändungen  s.  ldstd.  Vf.  a.  a.  0. 

72)  In  Geldern  (Nyhoff  VI,  Nr.  329,  S.  251  §.  6)  verpflichtet  sich 
der  Landesherr  im  Jahre  1501  ausdrucklich,  Ämter  nur  mit  Zustimmung 
der  Stände  zu  verpfänden. 

78)  Bei  anderer  Gelegenheit  (in  dem  Entwurf  eines  Privilegs  von 
1505  in  den  urk.  Beil.)  verspricht  der  Hz.  einmal  bestimmte  drei  Amter 
nicht  wieder  zu  versetzen,  >ind  en  geschee  mit  raide«.  Indessen  ist  es 
erstens  zweifelhaft,  ob  mit  ,Rat'  hier  nicht  vielleicht  blos  der  Rat  der 
Räte  gemeint  ist.  Und  zweitens  handelt  es  sich  eben  nur  um  bestimmte 
drei  Ämter. 

74)  Ldstd.  Vf.  II,  Anm.  41.  Vgl.  Nyhoff  VI,  Nr.  329,  S.  251  §.  6. 
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diesen  Unterschied  noch  zurück.  Dagegen  haben  die  Stände  die 
Einlösung  verpfändeter  Amtsdistrikte  durch  reichliche  Steuerbewilli- 
gungen gefördert.75)  Und  der  Landesherr  giebt  in  den  Privilegien 
auch  die  Versicherung,  dass  er  die  verpfändeten  Bezirke  einlösen 
und  dabei  nach  dem  Rat  der  Stände  verfahren  wolle.76) 

Der  Widerstand,  den  die  Stände  der  Veräusserung  von  Gebiets- 
stücken entgegensetzen,  ist  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 
Nach  altem  Recht  durften  Fahnlehen  nicht  geteilt  werden;77)  die 
Teilung  einer  Grafschaft  konnte  nur  durch  den  König  erfolgen.78) 
Allein  dieser  Grundsatz  geriet  mehr  und  mehr  in  Vergessenheit. 
In  der  Gestalt  der  Territorien  vollzogen  sich  Veränderungen,  die 
fast  lebhafte  zu  nennen  sind.  Doch  gerade  das  Übermass  der  Tei- 
lungen und  Veräusserungen  führte  eine  heilsame,  von  den  Territorien 
selbst  ausgehende  Reaktion  herbei.  Sowohl  die  Landesherren  wie 
die  Landstände  erkannten  es  als  notwendig,  für  die  Unteilbarkeit 
des  Territoriums  einzutreten.  Es  musste  aber  von  besonderer  Wich- 
tigkeit sein,  dass  in  den  Ständen  eine  Macht  vorhanden  war,  die 
unter  Umständen  auch  gegen  den  Wunsch  der  Landesherren  die 
Einheit  des  Landes  verteidigte.79) 

§.  2.    Auswärtige  Politik.    Kriegswesen« 

Die  Ausführungen  über  den  Anteil  der  Stände  an  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  der  landesherrlichen  Familie  haben  uns  bereits 
gezeigt,  in  welchem  weiten  Umfange  sie  auch  in  die  auswärtige 
Politik  eingriffen.  Wenden  wir  uns  jetzt  diesem  Gegenstande  im 
besonderen  zu. 

Das  bergische  Rechtsbuch  (§.  2)  enthält  den  Satz,  der  Landes- 
herr solle  nur  mit  dem  Rat  der  Ritterschaft  und  der  Städte  des 
Landes  ein  Bündnis  schliessen.79a)  Dementsprechend  wird  denn 
auch  in  einer  ganzen  Reihe  von  Bündnisurkunden  der  Zustimmung 

75)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  59  ff. 

7ft)  Jülich  1423  §w  1  und  2;  Jülich  und  Berg  1476  §.  1.  Der 
Landesherr  ist  thatsächlich  diesem  Versprechen  gemäss  verfahren:  ldstd. 
Vf.  III,  2,  S.  137  ff. 

77)  Homeyer,  Sachsenspiegel  II,  2,  S.  550.  H.  Schulze,  das  Erb- 
und  Familienrecht  der  deutschen  Dynasten  des  Mittelalters  S.  41. 

78)  R.  Schröder,  Ztschr.  f.  R.  G.,  germ.  Abt.  1884,  S.  49. 

79)  Vgl.  ldstd.  Vf.  II,  S.  69. 

79a)  Vgl.  Kap.  III,  Anm.  46a  (S.  69). 
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der  Stände  gedacht.80)  Doch  mag  ihre  Befragung  manchmal  unter- 
lassen worden  sein.  Denn  152281)  hält  die  bergische  Ritterschaft 
es  für  nötig  den  Hz.  zu  ersuchen,  kein  Bündnis,  namentlich  mit 
der  Stadt  Köln,  ohne  ihre  Zustimmung  zu  schliessen. 

Der  dualistische  Charakter  des  älteren  deutschen  Territorial- 
staats gestattete  den  Ständen  eine  direkte  Beteiligung  an  der  aus- 
wärtigen Politik.  Fremde  Landesherren  treten  mit  ihnen  in  un- 
mittelbaren diplomatischen  Verkehr.82)  So  haben  wir  aus  dem 
Jahre  1431  eine  Korrespondenz  nicht  blos  zwischen  den  Landes- 
herren von  Kurköln  und  Jülich-Berg,  sondern  auch  zwischen  den 
beiderseitigen  Ständen  und  zwischen  dem  Landesherrn  des  einen 
und  den  Ständen  des  anderen  Territoriums.88)  Im  Jahre  1451  spricht 
der  Hz.  von  Cleve  seine  Missbilligung  über  die  von  Hz.  Gerhard 
gethanen  Schritte  (Verkauf  von  Berg  an  Köln  u.  s.  w.)  in  einem 
Schreiben  an  diesen  und  zugleich  in  Briefen  an  dessen  Ritterschaft 
und  Städte  aus.84)    Und  ähnliches  geschieht  sehr  oft.86)  — 

80)  Lac.  ÜB.  IV,  S.  69  Anm.  1  (1411);  Nr.  181  (1427).  Nyhoff  IV, 
Nr.  227  (1445)  und  429  (1466).  Diese  Urkunden  beziehen  sich  auf 
Bündnisse  und  Friedensschlüsse.  Die  Erblandesvereinigung  zwischen  Jülich- 
Berg  und  Kurköln  von  1450  (Hansen  II,  Nr.  30)  ist  ebenfalls  mit  Zu- 
stimmung der  Stände  abgeschlossen  worden.  Auf  anderes  kommen  wir 
in  dem  Abschnitt  über  das  Kriegswesen  zu  sprechen.  Vgl.  ferner  urk. 
Beil.  1531  Januar  3  und  die  Ausführungen  in  dem  vorigen  Paragraphen. 

81)  S.  urk.  Beil.  Die  oben  Kap.  III,  Anm.  32  erwähnten  Bündnisse 
mit  der  Stadt  Köln  sind  zweifellos  mit  Zustimmung  der  Stände  abge- 
schlossen worden,  da  die  letzteren  eine  Garantie  dafür  übernehmen. 
Dagegen  erwähnt  die  Bündnisurkunde  von  1487  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  436) 
ihre  Mitwirkung  nicht.     Vgl.  auch  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  452. 

88)  Einige  Beispiele  haben  wir  schon  im  vorigen  Kapitel  kennen  ge- 
lernt. Als  besonders  bemerkenswert  mag  hervorgehoben  werden,  dass 
der  Hz.  gar  nichts  dagegen  einwendet,  dass  der  Kaiser  im  Jahre  1514 
(S.  79  f.)  an  die  Landstände  direkt  (und  zwar  ehe  er  seinen  Gesandten 
an  den  Hz.  schickt)  schreibt. 

88)  Urk.  Beil. 

84)  Hansen  II,  S.  123  Anm.  1. 

85)  1474  August  sendet  die  Stadt  Köln  »den  eidelen  wailgepoeren 
strengen  vroemen  ind  eirsamen  reeden  ind  ritterschaft  der  lande  van 
Guilge  ind  van  dem  Berge  nu  zer  Burch  vergadert«  einen  Brief:  ,die 
Stadt  hofft,  dass  sie  von  dem  Hilfegesuch,  welches  sie  [an  demselben 
Tage]  an  den  Hz.  von  Jülich-Berg  gesandt  hatte,  erfahren  haben,  und 
bittet  um  ihren  Rat  wegen  der  grossen  Bedrängnis  und  Not,  in  welche 
die  Burgunder  sie  gebracht  haben,  und  um  Verwendung  für  die  in  Bra- 
bant    bekümmerten    kölner   Kaufleute4.      Mitteilung  des   verstorbenen   Dr. 
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Eine  besondere  Seite  der  auswärtigen  Politik  stellen  die  Kriege 
mit  anderen  Staaten  dar.  Wenn  nun,  wie  wir  gesehen,  der  Landesherr 
beim  Abschluss  eines  Bündnisses  die  Zustimmung  der  Stände  einzu- 
holen hat,  so  ist  von  vornherein  zu  vermuten,  dass  er  sie  auch  für 
den  Beginn  eines  Krieges  nicht  entbehren  kann,  da  ja  hauptsächlich 
erst  durch  eine  aus  einem  Bündnisse  sich  ergebende  kriegerische 
Verpflichtung  ein  solches  für  die  Unterthanen  bedeutungsvoll  wird. 
Diese  Vermutung  trifft  in  der  That  zu,  wenigstens  für  die  Angriffskriege. 

Nach  dem  bergischen  Rechtsbuch  (§.  I)86)  muss  der  Landes- 
herr, wenn  er  mit  jemand  eine  Fehde  beginnen  will,  sich  vor  dem 
Forum  seiner  Ritterschaft  zuvor  seinem  Gegner  gegenüber  zu  Recht 
erbieten.  Nur  wenn  der  Gegner  ihm  kein  Recht  gewährt,  ist  ihm 
die  Ritterschaft  zur  Heeresfolge  verpflichtet;  dann  aber  neben  der 

Ulrich.  Kurzes  Regest  in  Mitt.  Köln  8,  S.  5.  In  einem  Bericht  über 
den  düsseldorfer  Landtag  von  1519  März  7  (K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  189) 
findet  sich  folgende  Notiz  (deren  Zusammenhang  ich  allerdings  nicht  auf- 
zuklären vermag):  »Item  antreffen  greve  Clais  [Nikolaus  von  Tecklenburg- 
Lingen?]  mit  u.  g.  h.  van  Munster  is  der  rede  ind  ritterschap  under- 
denige  antwort,  dat  oen  guet  ind  geraden  bedunkt,  dat  men  der  antwort 
van  den  capittel,  ritterschap,  stat  ind  stede  des  stichtz  Munster  verwachten 
sal,  ind  dairnae  die  falle,  dairnae  an  der  lantschap  wieder  raet  si  [!],  si 
unsen  g.  h.  ungerne  an  eren  ind  gelimp  smehen  laiten  solden«.  Vgl. 
ferner  Kap.  II  Anm.  6  (1472)  und  urk.  Beil.  1498  März  28.  1501  er- 
schien der  Hz.  von  Jülich  auf  einem  Landtage  der  cleve-märkischen 
Stände  und  erhob  vor  ihnen  Klagen  gegen  ihren  Landesherrn  (von 
Haeften  S.  9).  —  Oben  (Kap.  III  Anm.  42)  ist  von  den  sog.  Klagebriefen 
die  Rede  gewesen.  Solche  werden  nun  auch  an  die  Landstände  gesandt. 
Vgl.  Joh.  Boess  der  alte  v.  Waldeck  an  Nit  v.  Birgel  Erbmarschall 
des  Landes  von  Jülich  und  die  ganze  Ritterschaft  desselben  Landes  1441 
Nov.  28  (Litter.,  Orig.):  ,Kann  von  Hz.  Gerhard  die  Bezahlung  seiner 
Lehengelder  trotz  wiederholter  Vorstellungen  nicht  erhalten.  Möchten  ihn 
bitten,  sie  zu  bezahlen.  Thun  sie  es  nicht,  wenn  er  dann  des  Herzogs 
Lande  und  Leute  angreift  und  schädigt,  so  wissen  sie,  dass  er  es  nur 
notgedrungen  thut'.  Johann  Sohn  zu  Eltz  >der  alte«  an  die  ,wohlge- 
borenen,  edlen,  strengen  und  ehrenfesten  Grafen,  Herren  und  Ritterschaft 
des  Herzogs  von  Jülich-Berg  Hofgesinde4  1448  Februar  24:  ,Wird  ge- 
nötigt ihnen  das,  wovon  der  eingelegte  Druck  spricht,  zu  verkündigen. 
»Als  liebhaber  des  adels  und  schirmer  der  verdruckten  und  verunrechten« 
möchten  sie  ihm  hierin  beiständig  sein,  damit  er,  seine  Frau  und  10  Kinder 
»nit  also  ober  vermögen  miner  brief,  Siegel  und  vertrage  unerlangt  des 
rechten  und  widder  die  billicheit  miner  eren  gesmeht,  unser  gerechtic- 
keit  und  des  landes  entwert  und  verjagt  bliben'  (Litteralien,  Orig.). 
8<r)  S.  das  nähere  in  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  66  ff.  und  H,  S.  11. 
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Ritterschaft  auch  alle  andern  Unterthanen.  Die  späteren  Rechts- 
denkmäler geben  schlechthin  an,  der  Landesherr  dürfe  keine  Fehde 
ohne  Zustimmung  der  Ritterschaft,87)  resp.  der  Ritterschaft  und 
Städte88)  anfangen.  Er  hat  auch  stets  den  Unterhalt  für  seine  ins 
Feld  ziehenden  Unterthanen  zu  tragen.89) 

Beispiele,  dass  der  Herzog  die  Zustimmung  der  Stände  für 
einen  Krieg  thatsächlich  eingeholt  hat,  finden  sich  wohl  deshalb  in 
verhältnismässig  geringer  Zahl,  weil  man  schriftliche  Aufzeichnungen 
gerade  hierüber  am  wenigsten  nötig  hatte.90)  Doch  sind  uns  einige90*) 
Verhandlungen  bekannt.  Im  Jahre  1499  hatten  die  Kämpfe  mit 
Geldern  dahin  geführt,  dass  Hz.  Wilhelm  von  Julich-Berg  sich  der 
Entscheidung  des  Königs  von  Frankreich  in  der  geldrischen  Frage 
unterwarf.91)  Während  er  im  Begriff  war,  zu  diesem  Zweck  nach 
Frankreich  zu  gehen,  geriet  Hz.  Johann  von  Cleve  mit  dem  Bischof 
von  Utrecht  in  Streit  und  richtete  nun  an  seinen  Verbündeten  von 
der  Union  von   1496   her   ein  Hilfegesuch.    Beide  Angelegenheiten 

87)  Urk.  Beil.  1478  Sept.  24. 

88)  Urk.  Beil.  1505.     Jülicher  Privileg  1511  Sept.  23  §.  17. 

89)  Bergisches  Rechtebuch  §.  1  (ldstd.  Vf.  I,  Anm.  68,  H,  Anm.  43). 
Urk.  Beil.  1505.     Priv.  Berg  1611  Okt.  8  §.  22. 

90)  Bei  einem  Bündnisse  waren  formelle  Urkunden  nicht  zu  ent- 
behren. Bei  Steuerbewilligungen  musste  man  Aufzeichnungen  schon  des 
Gedächtnisses  halber  haben  (von  den  Mahnschreiben  wegen  der  Rück- 
stände (ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  112)  ganz  abgesehen). 

90a)  Wir  wollen  hier  auch  darauf  hinweisen,  dass  1422  bei  dem 
Anschlag  zum  täglichen  Krieg  in  Böhmen,  Reichstagsakten  VIII,  159  Z.  14, 
der  Hz.  von  Jülich  »und  die  ritterschaft  zu  Gulch«  angeschlagen  werden. 
Vgl.  ebenda  S.  165  Z.  19:  Bestimmungen,  wie  an  niederländische  Stände 
über  den  auf  dem  nürnberger  Reichstag  im  August  1422  beschlossenen 
Anschlag  Mitteilung  gemacht  werden  solle:  »Item  dem  hz.  v.  Gulig  ein 
brief.  Item  der  gemainen  ritterschaft  in  dem  land  v.  Gulig  ain  brief«. 
Ein  Beispiel  selbständiger  Kriegführung  der  Ritterschaft  darf  man  vielleicht 
in  der  Urk.  von  1404  bei  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  28  sehen:  Joh.  v.  Loon- 
Heinsberg  soll  Feind  der  Ritterschaft  von  Berg  werden.  Sehr  charakte- 
ristisch für  die  selbständige  Stellung  der  Ritterschaft  ist  ein  Schreiben 
Hz.  Adolfs  (aus  der  Zeit  nach  1423;  Litteralien)  an  die  »gemeine  ritter- 
schaf  und  manschaf«  des  Landes  Ravensberg:  ,Hat  gehört,  »dat  Gerd  v. 
dem  Hagen  unse  viant  si  boven  ere  und  recht,  dae  eme  van  unser 
weigen  geboeden  is,  dat  der  bischof  van  Minden  und  ir  unser  darzo 
soelden  mechtich  sin,  des  he  niet  en  achtet«.  Bittet  sie  darum  sehr 
freundlich,   »dat  ir  sementlichen  unse  helper  werden  wilt«   gegen  Gerd(. 

91)  Das  nähere  s.  bei  Ulmann,  Maximilian  I,  S.  627  ff. 
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wurden  einem  jülich-bergischen  Landtag  zu  Bergheim  vorgetragen, 
der  die  Reise  Wilhelms  nach  Frankreich  billigte.92)  Darauf  erneuerte 
Johann,  als  der  Bischof  eine  clevische  Stadt  (Gennep)  eingenommen 
hatte,  sein  Gesuch  in  dringenderer  Form,  und  zwar  wandte  er  sich 
nicht  blos  an  Wilhelm,  sondern  zugleich  an  dessen  Stände,  wie 
andererseits  die  clevischen  Stände  in  einem  Schreiben  an  die  zu 
einem  Landtag  nach  Caster  (zu  September  11)  berufenen  jülich- 
bergischen  das  Gesuch  ihres  Landesherrn  unterstützten.98)  Zweierlei 
verlangte  Johann  im  Verein  mit  seinen  Ständen:  Hilfeleistung  und 
Zurückberufung  der  im  Heere  des  Bischofs  dienenden  jülich-bergischen 
Unterthanen.94)  Der  Landtag  zu  Caster  erkannte  die  Berechtigung 
dieser  Forderungen  an,95)   und   so  traf  denn  Hz.  Wilhelm   die  ent- 

")  Der  Landtag  war  zu  August  27  abends  nach  Bergheim  berufen 
worden.  Sept.  6  schreibt  Hz.  Wilhelm  an  Statthalter,  andere  Räte, 
Ritterschaft  und  Städtefreunde  von  Jülich  und  Berg,  die  nach  Caster  be- 
schrieben sind:  ,Auf  das  ihnen  »unlanxs«  zu  Bergheim  geschehene  »vur- 
geven«  betreffend  die  Reise  nach  Frankreich  und  das  Hilfegesuch  des 
Herzogs  von  Cleve  haben  sie  »alle  gemeinlich  geraitslacht,  dat  wir  per- 
soenlich«  nach  Frankreich  reiten  sollen.  Nun  hat  der  Hz.  von  Cleve 
»seder  dem  lesten  aifscheit  zo  Bercheim«  dringender  um  Hilfe^  nach- 
gesuchtc.  S.  Huprecht  in  den  Ardennen  1499  Freitag  nach  Ägidius. 
Dieses  und  die  anderen  hier  citierten  Aktenstücke  von  1499  finden  sich: 
J.-B.,  F.  S.  Nr.  5.  Vgl.  oben  Kap.  II,  Anm.  64.  Später  betont  der 
Hz.  nochmals,  dass  er  sich  auf  den  Rat  der  Stände  nach  Frankreich 
begeben  habe  (s.  unten  Anm.  98). 

98)  Die  Schreiben  des  Herzogs  und  der  Stände  von  Cleve  an  die 
von  Jülich-Berg  sind  von  1499  Sept.  7. 

")  Johann  schreibt  an  die  Stände  v.  J.-B.:  »Einige  Untersassen  des 
Herzogs  von  J.-B.  dienen  dem  Bischof  von  Utrecht.  Obwohl  sie  von 
jenem  zurückgefordert  sind,  kehren  sie  sich  nicht  daran.  Möchten  ihnen 
schreiben,  dass  sie  zurückreiten*. 

96)  d.  d.  Caster  1499  Sept.  12  schreiben  Räte,  Ritterschaft  und 
Städtefreunde  von  J.-B.  an  Hz.  Wilhelm:  ,Nachdem  sie  hier  in  Caster 
zusammengekommen,  hat  ihnen  Dietrich  von  Halle  einen  Brief  von  Hz. 
W.  übergeben  betr.  den  Verfolg  des  Herzogs  von  Cleve  seit  dem  letzten 
Tage  von  Bergheim:  Stände  möchten  nun  die  Heiratsverschreibung  und 
die  Erbvereinigung  prüfen,  ob  Hz.  W.  und  Stände  sich  darin  soweit 
verpflichtet  haben,  dass  sie  dem  Hz.  v.  Cl.  jetzt  helfen  müssen.  Stände 
haben  zugleich  von  Hz.  Johann  und  den  Ständen  von  Cl.  hier  Schreiben 
erhalten,  die  sie  hiermit  überschicken.  Finden,  dass  Hz.  Wilhelm  auf 
eigene  Kosten  Hilfe  leisten  muss,  insonderheit  da  jetzt  Hz.  Johann  mit 
Gewalt  überzogen  und  ihm  eine  Stadt  abgewonnen  ist.  Können1  jedoch  ohne 
Hz.  W.  nichts  hierin  thun;  haben  nur  ein  Aufgebot  (dass  sich  jedermann 

7* 


Digitized  by 


Google 


100  Einleitung. 


sprechenden  Anordnungen.96)  Der  König  von  Frankreich  —  um 
dies  noch,  des  Zusammenhanges  wegen,  hier  zu  erwähnen  —  ver- 
mittelte am  29.  Dezember  eine  Einigung  zwischen  Jülich-Berg  und 
Geldern.     Darüber  liess   Hz.   Wilhelm    seinen   Ständen  auf  einem 

gerüstet  und  einheimisch  halte)  ergehen  lassen4,  d.  d.  S.  Huprecht  in  den 
Ardennen  1499  Sept  6  hatte  Hz.  Wilhelm  an  Kammermeister  Dietrich 
von  Halle  geschrieben:  ,Beauftragt  ihn  mit  den  Ständen  in  Caster  zu 
verhandeln.  Möchte  ferner  sogleich  an  die  Räte  [es  sind  Statthalter]: 
Landdrost  von  Jülich,  Emont  von  Palant  und  Werner  von  Hompesch 
schreiben,  dass  sie  ja  auch  in  Caster  erscheinen;  es  ist  zu  besorgen, 
dass,  wenn  sie  nicht  erscheinen,  »sulchs  dem  raitzslage  ind  handel  da- 
selfs  geschien  ganz  verhinderlich  sin  sulde4«.  —  d.d.  Caster  1499  Sept.  12 
schreiben  »rede  ind  stathelder«  des  Herzogs  von  J.-B.  an  Gotthard  v.  d. 
Heiden  Vogt  zu  Münstereifel :  ,Hätte  gestern  Abend  hier  in  Caster  er- 
scheinen sollen.  Es  ist  »afscheit«,  dass  man  am  nächsten  Sonntag  in 
allen  Kirchen  »öffentlich  roefen  ind  gebieden  laissen  sal,  jeder  man  van 
ritterschaften,  bürgeren  ind  anderen  inheimsch  in  iren  huiseren  verhalden 
mit  harnesch,  gewere  ind  alles  anders  wail  genist,  as  balde  men  de 
kloecken  slaen  wurde,  asdan  bereit  zo  sin  dem  klockenslaige  zo  voulgen«. 
Solle  das  in  Amt  und  Städten  Münstereifel  und  Euskirchen  geschehen  lassen1. 
96)  d.  d.  Troyes  1499  Sept.  26  schreibt  Hz.  Wilhelm  an  »rede  ind 
statheldere,  den  wir  unse  lande  ind  saichen  in  unsme  afwesen  bevoelen 
haven«:  ,Möchten  sogleich  »ein  mirklige  schickonge  zo  perde  ind  zo  voesse 
wail  gerust  van  den  unseren«  aus  Jülich  und  Berg  »mit  geschutze  ind 
allem  raide  darzo  dienende«  dem  Hz.  Johann  schicken.  Der  Hofmeister 
Heinrich  von  Hompesch  Herr  zu  Wickroede  soll  »daroever  unse  bevel 
haven«.  Wenn  aber  Hz.  Johann  »mit  gewalt  ind  macht  oeverzoegen 
wurde,  so  wilt  s.  1.  mit  den  unseren  beider  unser  lande  vurs.  ouch  mit 
alre  macht  mit  eime  gewaltzoege  zo  s.  1.  ind  der  lantschaft  [natürlich 
von  Cleve]  gesinnen  zo  hülfen  koemen«(.  Schon  Sept.  22  (auch  aus 
Troyes)  hatte  er  an  die  Räte  geschrieben:  ,Sollen  200  reisige  Pferde  und 
300  »zo  voisse  bi  einander  bescheiden.  .  .  .  Ouch  ist  unse  meinonge, 
de  unsere  zo  perde  vurs.  zo  lieveren,  de  perde  zo  foedern  ind  geinen  zoult 
zo  geven,  darzo  allen  rait  zo  schiffe  hinaf  gefoirt  werde  [!],  ind  bequeme 
luide  zo  ordenen,  de  sulchs  hanthaven.  ...  Ind  dabi  ist  unse  begerde, 
dat  ir  mit  unseren  amptluiden  ind  steden«  von  Jülich  und  Berg  sogleich 
»van  unser  wegen  sprechen  ind  voichlich  handelen  willen,  so  dat  van 
unseren  lantschaften  de  300  zo  voisse  vurs.  verplecht  werden«,  da 
der  Herzog  die  Kosten  jetzt  nicht  tragen  kann4.  Ob  hierüber  (über  die 
Verpflegung)  noch  mit  den  Ständen  verhandelt  worden  ist,  ist  mir  nicht 
bekannt.  Die  Stelle  zeigt,  dass  regelmässig  der  Landesherr  die  Ver- 
pflegungskosten bestreitet.  Über  die  Art  der  Aufbringung  der  Knechte 
unterrichtet  ein  Schreiben  des  Vogts  von  Grevenbroich -Gladbach  von 
1499  Nov.  15  (ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  87  und  S.  125  Anm.  30).  Danach 
haben  die  hzgl.  Statthalter  ihm  geschrieben,   er  solle  aus  Grevenbroich- 
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zum  3.  Februar  1500  angesetzten97)  Landtage  zu  Bergheim  ein- 
gehenden Bericht  erstatten  und  namentlich  hervorheben,  dass  die 
Lande  jetzt  Frieden  haben  würden;  er  knüpfte  daran  eine  Steuer- 
forderung.98)    Von  habsburgischer   Seite    wurde   freilich  trotzdem 

Gladbach  30  Knechte  einen  Monat  lang  nach  Erkelenz  schicken,  worauf 
er  »die  verdeilt  ind  verordent  dorch  dit  ampt,  10  in  dat  kirspel  v.  Glad- 
bach ind  20  in  dit  ampt«.  Zwar  bezieht  sich  dies  Schreiben  gewiss 
nicht  mehr  auf  eine  den  Glevischen  zu  leistende  Hilfe,  da  zwischen  ihnen 
und  dem  Bischof  von  Utrecht  noch  im  September  ein  Vertrag  vermittelt 
worden  war  (Ulmann  S.  630).  Aber  die  Reisigen  und  Fussknechte,  von 
denen  der  Hz.  Sept.  22  und  26  schreibt,  sind  aus  demselben  Grunde 
überhaupt  nicht  mehr  in  dem  clevischen  Kriege  zur  Verwendung  ge- 
kommen. Vielleicht  hat  man  sie,  da  man  sie  gegen  Utrecht  nicht 
brauchte,  in  dem  Kampf  gegen  Geldern  verwandt.  Jedenfalls  handelt  es 
sich  in  dem  Schreiben  des  Vogts  v.  Nov.  16  um  den  Krieg  gegen 
Geldern,  wie  die  Erwähnung  von  Erkelenz  beweist,  welches  damals  Zank- 
apfel zwischen  Jülich  und  Geldern  war. 

9T)  S.  Kap.  II,  Anm.  65.  Am  26.  Januar  ist  Hz.  Wilhelm  nach- 
weislich wieder  in  Düsseldorf  (K.,  Caps.  2,  Nr.  2,  fol.  7,  Cpt). 

98)  Es  mag  hier  die  auch  sonst  lehrreiche  Proposition  (o.  D.;  K., 
Caps.  2,  Nr.  2,  fol.  17,  Orig.)  mitgeteilt  werden.  ,»Up  wailbefallen  mins 
g.  1.  h.  Item  den  reden,  so  m.  g.  h.  zom  irsten  vur  der  bikompst  zo 
Bercheim  bi  s.  g.  bescheiden  wirdet,  vurzohalden  den  handel,  we  der  er- 
gangen hait  ind  cleirlich  ufgezeichent  ist.  Item  reden,  ritter schaffen, 
amptluiden  ind  stedevrunden,  de  zo  Bercheim  bescheiden  sin,  den  vur- 
zohalden we  herna.  Item  dat  m.  g.  h.  ire  alre  raitzslege  na  hibevoir 
zo  Bercheim  geschien  sich  na  Frankrich  ergeven  gehat  have«.  Als  er  in 
Troyes  erfahren,  dass  der  König  nach  Mailand  gezogen,  hat  er  auf  den 
Rat  einiger  königlichen  Räte  nach  Mailand  gesandt  und  als  Antwort  er- 
halten, er  möchte  bis  zur  Rückkehr  des  Königs  in  Frankreich  warten. 
Kurz  vor  Weihnachten  ist  er  dann  mit  demselben  in  Orleans  zusammen- 
getroffen. Nachdem  sich  der  König  dann  seine  und  des  Herzogs  von 
Geldern  »gebrechen«  hat  übergeben  lassen,  hat  er  beide  zu  folgendem 
geeinigt:  ,1.  Es  soll  ein  ewiger  Friede  zwischen  beiden  sein.  2.  Der  Hz. 
von  Jülich  giebt  Erkelenz  zurück.  3.  Der  Hz.  von  Geldern  soll  nicht 
mehr  den  Titel  ,Hz.  von  Jülich4  führen,  bis  durch  den  König  »derhalven 
anders  erkant  wirdet.  4.  Item  sol  m.  g.  h.  van  Cleve  mit  in  den  erf- 
freden  begriffen  sin,  oft  s.  g.  geleift«4.  Und  wie  der  Inhalt  des  alsdann 
abzulesenden  ewigen  Friedens  [Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  486]  weiter  besagt. 
Alle  Anstrengungen  des  Hz.  von  Jülich,  Erkelenz  zu  behalten,  sind  ver- 
geblich gewesen;  er  musste  es  aufgeben,  damit  er  den  König  »zo  genaiden 
beheilde  ind  den  sinen  den  ewigen  vreden  heimbrechte.  Item  vorder 
hait  m.  g.  h.  einen  gnedigen  koenink  erlangt,  der  s.  g.  nit  verlaissen, 
sonder  gnedige  bistant,  hülfe  ind  troist,  wan  s.  g.  des  begeren  ind  van 
noden   ist,    doin   wil.      Ind    getruet   m.  g.  h.,    dat  s.  g.  sinre  g.  landen 
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versucht  Jülich-Berg  in  Krieg  mit  Geldern  zu  verwickeln.  Es  ist 
bezeichnend,  dass  Maximilian  dabei  wiederum  auf  die  Stände  ein- 
zuwirken sucht.99)  —  Im  Jahre  1534  beschloss  der  Hz.  kriegerische 
Massregeln  wegen  der  münsterschen  Unruhen  zu  ergreifen.100)    Doch 

ind  underdanen  ein  behalden  ind  troistlige  reise  gedain  have  [!],  so  dat 
zosampt  der  genaiden  ind  gunst,  s.  g.  da  erlangt  hait,  so  verfangen  ist  [!], 
dat  s.  g.  ind  de  sine  des  inzochs  der  Franzosen  [Ulmann  I,  S.  628]  ind 
anderen,  daher  in  ein  zit  lank  van  jaren  geschien,  vortme  nit  wairden  dürfen. 

Item  wan  dat  vurs.  vurgeven  gescheit  ind  darup  minem  g.  h. 
antwort  [nämlich  von  den  Ständen]  gegeven  ist«,  ist  Räten,  Ritterschaft, 
Amtleuten  und  Städtefreunden  folgendes  vorzugeben:  Um  den  Erbfrieden 
mit  Geldern  zu  erlangen,  hat  der  Hz.  daran  »vil  ind  groisslich  van  dem 
sime  gelacht  ind  sich  .  .  .  damit  vast  untbloist,  wewail  de  underdanen 
ouch  truelich  ind  willinklich  darzo  hain  gedain«  (was  er  ihnen  nicht 
vergessen  wird).  »So  hait  m.  g.  h.  de  reise  ind  hendele  in  Frankrich 
oever  20000  goultgulden  gestanden;  ouch  so  ist  s.  g.  darbuissen  schul- 
dich  umbtrint  40  000  derselver  gülden,  macht  samen  60000  gülden, 
wilcht  alles  binnen  jairsfrist  bezailt  moiss  sin,  so  sulchs  den  merendeil 
up  bürgen  ind  gelouven  upbracht  ist«.  Da  nun  der  Erfolg  der  Reise 
dem  Herzog,  den  Landen  und  Untertanen  gewiss  grossen  Nutzen  bringen 
wird  und  der  Hz.  fortan  seine  Lande  »in  rasten  ind  vreden«  halten  will, 
so  möchten  Räte,  Ritterschaft,  Amtleute  und  Städtefreunde  ihm  »mit 
einre  stuiren  ind  beden,  de  zo  der  vurs.  summe  verfenklich  si,  zo  staden 
komen,  de  anstont  ordineren  ind  setzen,  so  dat,  so  vorderlich  ind  irst 
ist  umber  mogelich  [!],  davan  bezalonge  geschien  möge«.  Der  Hz.  will 
sie  dann  hinfort  mit  keiner  derartigen  Steuer  wieder  beschweren*.  Vgl. 
hierzu  ldstd.  Vf.  ffl,  1,  S.  64. 

")  1507  März  8  schreibt  Nikolaus  Ziegler  (vgl.  Ulmann  I,  817):  ,Der 
König  Mx.  hat  der  Erzhz.  Margarete  und  einigen  Räten  befohlen,  »mit 
m.  g.  h.  von  Gilch  und  ainem  ausschuss  s.  g.  lantschaft  zu  handien 
von  wegen  der  Geldrischen  sachen  auf  mainung,  wie  ko.  m.  vormals  mit 
s.  g.  in  handlung  gestanden  ist,  nemlich  under  ander m,  daz  s.  f.  g.  wider 
die  Geldrischen  mit  600  zu  fuess  und  400  zu  ross  dienen,  waz  auch 
s.  g.  von  volk  im  land  halten  solt  etc.  Dasselb  ist  alles  aigentlich  auf- 
gezaichent  und  s.  g.  durch  Nicl.  Ziegler  uberantburt;  das  hat  auch  s.  g. 
dazumal  an  s.  g.  lantschaft  zu  pringen  angenommen.  Demnach  begert 
ko.  m.,  daz  s.  f.  g.  von  stund  an  die  treffenlichisten  von  seinen  reten 
und  lantschaft  erfordert  und  die  obg.  handlung  hoer  und  verneine«4. 
J.-B.,  polit.  Begebenh.  Nr.  1b,  fol.  113.  Vgl.  hierzu  Ulmann  II,  S.  130 
und  171. 

10  °)  Es  handelt  sich  nicht  blos  um  die  Bekämpfung  der  Wieder- 
täufer in  der  Stadt  Münster.  Denn,  wie  es  in  dem  jül.-berg.  Landtags- 
abschied von  1534  Juli  16  heisst,  Räte  und  Ritterschaft  haben  für  gut 
angesehen,  »das  hochgedachtem  u.  g.  h.  die  sach  mit  Munster  nit  stae 
zu  verlassen,  auch  den  mutwil  und  ufrur  in  s.  f.  g.  steten   nit  zu  ge- 
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wurden  diesmal,  wie  es  scheint,  nicht  die  Unterthanen  als  solche 
ins  Feld  geführt,101)  sondern  es  kam  dem  Hz.  in  erster  Linie  auf 
die  Beschaffung  von  Geldmitteln  an.102)  Daher  hören  wir  nicht 
von  der  Zustimmung  der  Stände  zu  einem  Kriege,  sondern  von  der 
Bewilligung  einer  Steuer.108) 

Auch  bei  Reichskriegen  glaubten  die  Stände  nicht  ohne  weiteres 
zur  Hilfeleistung  verbunden  zu  sein.  Als  nämlich  im  Jahre  1487 
Kaiser  Friedrich  den  Herzog  aufforderte,  ihm  gegen  den  König  von 
Ungarn  Hilfe  zu  leisten  und  zu  diesem  Zweck  am  nächsten  Georgs- 
tage zu  Augsburg  zu  erscheinen,104)  versagten  sie  nicht  nur  ihre 
Teilnahme  an  dem  Zuge,  sondern  erklärten  es  auch  für  unzulässig, 
dass  der  Landesherr  den  Weg  dahin  mache,  und  beschlossen  ihre 
Meinung  durch  eine  direkte  Gesandtschaft  an  den  Kaiser  (die  dann 
später  durch  ein  Schreiben  ersetzt  wurde)  kundzuthun.105) 

Es  handelt  sich  in  den  genannten  Fällen  der  Befragung  der 
Stände  um  Angriffskriege,  resp.  um  Kriege,  die  ausserhalb  des 
Territoriums  geführt  werden.  Anders  wird  es  mit  denen  zur  Ver- 
teidigung des  Landes  gehalten:  zu  diesen  bietet  der  Landesherr 
ohne  weiteres  auf:  Lehnsmann106)  wie  Unterthan107)  sind  verpflichtet, 

staden,  sonder  zu  weren  und  s.  f.  g.  land  und  leut,  wie  bisher 
beschehen,  in  friden,  gehorsam  und  wolfart  zu  schützen.«  Vgl.  Rembert, 
die  Wiedertäufer  im  Herzogtum  Jülich  (münstersche  Dissertation  von  1893). 

,01)  Allerdings  wurde  den  Untertanen  befohlen  (1535  Juni  8),  sich 
gerüstet  zu  halten,  und  der  Ritterschaft,  sich  in  keine  auswärtigen  Dienste 
zu  begeben.     Vgl.  von  Ledebur,  allg.  Archiv  3,  S.  232. 

loa)  Vgl  auch  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  532. 

108)  über  die  Verwendung  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  65  und  2,  S.  138. 
Es  wurden  schliesslich  mit  einem  Teile  des  eingekommenen  Geldes  Pfand- 
schaften eingelöst.  Das  hängt  offenbar  damit  zusammen,  das  man  die 
von  den  Wiedertäufern  drohende  Gefahr  anfanglich  höher  angeschlagen 
hatte  (namentlich  auch  für  Jülich-Berg),  als  sie  war. 

104)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  435. 

10B)  ürk.  Beil.  1488.  —  Vielleicht  darf  man  auch  die  in  Anhang  II 
zu  1492  gegebene  Notiz  für  die  Annahme  verwerten,  dass  für  den 
Reichskriegsdienst  eine  besondere  Verhandlung  mit  den  Ständen  notwendig 
war.  Denn  auf  dem  Tage  zu  Bergheim  (Freitag  nach  S.  Hubert)  sind 
auch  Standemitglieder  zugegen,  mit  denen  über  wichtige  Sachen  verhandelt 
werden  soll.      Vgl.  zu  der  Reichshilfe  dieses  Jahres  Ulmann  I,   S.  161. 

10ft)  Lac.  Arch.  I,  S.  414:  der  Lehnsmann  muss  »undersaissen, 
lant«  verteidigen.  Nach  dem  Weistum  über  die  Lehnsdienste  in  der 
Herrlichkeit  Wassenberg  von  1525  (Lac.  Arch.  7,  S.  126  ff.)  bestand 
die    Kriegspflicht    in    einem    Dienste    von    6  Wochen  und  3  Tagen,    und 
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das  Land  zu  verteidigen.  Nur  wenn  der  Landesherr  außergewöhn- 
liche Massnahmen  zu  diesem  Zweck  für  erforderlich  hält,  wendet 
er  sich  an  die  Stände.    So  besagt  ein  Ratschlag  der  Räte  von  1518 

zwar  auf  eigene  Kosten.  Die  Frage,  ob  damit  ein  allgemeiner  Kriegs- 
dienst oder  der  zur  Landesverteidigung  gemeint  sei,  ist  nach  der  Analogie 
aus  anderen  Territorien  (vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  72)  und  nach  dem  Weis- 
tum  von  Frangnem  (Frangenheim)  wohl  in  letzterem  Sinne  zu  beantworten. 
Nach  diesem  (Lac.  Arch.  3,  349;  spätestens  aus  der  ersten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts)  stellen  nämlich  gewisse  Hofgüter,  »so  m.  g.  h.  oder 
aber  s.  f.  g.  ritterschaft  zu  velde  würden  liggen«,  3  Pferde  und  unter- 
halten sie  6  Wochen  und  3  Tage  auf  eigene  Kosten  »mit  irer  zugehöriger 
rüstung;  und  was  sie  weiters  durch  seiner  f.  g.  gepiete  dienen  würden, 
sal  inen  gleich  den  anderen  ruitern  ire  besoldung  werden«.  Die  Worte: 
»durch  seiner  f.  g.  gepiete«  zeigen,  dass  das  Weistum  eine  Pflicht  zu 
Kriegszügen  ausser  Landes  nicht  kennt.  —  1675  erlässt  Hz.  Phil.  Wilh. 
folgendes  Ausschreiben  (Müller,  Güterwesen  S.  407):  Es  ist  in  Jülich 
und  Berg  »von  alters  hergebracht  und  üblich  gewesen  wie  annoch,  das 
in  zeit  der  gefar  und  not  unsere  lenleute  zu  defension  und  rettung  des 
vatterlands  aufzusitzen  und  zu  dienen  schuldig«.  Vgl.  auch  Anm.  107. 
,07)  Priv.  Jülich  1423  §.  10.  Lac.  Arch.  I,  S.  103  §.  63.  1464 
Febr.  8  schreibt  W.  v.  Nesselroide  Landdrost  von  Berg  an  die  Stadt 
Ratingen  (Kessel,  Ratingen  II,  Nr.  98):  »Da  etzlige  uiswendige  heren  ind 
stede  durch  i.  g.  lantschaft  eine  reise  und  herzuch  in  vurnemen  sin  zo 
doine,  dat  sich  ouch  under  anders  [?]  an  i.  g.  treffende  mach  werden  [!]«, 
so  hat  der  Hz.  ihm  befohlen,  »uch  ind  andere  i.  g.  stede  in  dem  lande 
van  dem  Berge  zo  schirmen,  begerende  wes  man  van  werhaftigen  luden 
dairuis  upbrengen  moige,  in  dem  harnesche  oen  drin  dagen  na  datum  dis 
briefs,  wanne  man  si  wissen  Hesse,  bereit  zo  sin  etc.«.  Sie  sollen 
deshalb  »so  vil  ir  in  uwer  stat  upbrengen  moigen,  uch  mit  harnesche, 
bussen,  armbrusten,  herwagen,  schuppen  und  hacken  rüsten  .  .  .,  gestalt 
eine  zit  lank  mit  anderen  i.  g.  vrunden  uiszobliven,  ofs  noit  geburde«. 
1614  Juni  20  berichtet  die  Kanzlei  (Ms.  A.  253,  fol.  268,  Cop.),  »dass 
die  Bergische  von  der  ritterschaft  i.  f.  g.  auf  erforderen  6  wochen  und 
3  tagen  one  besoldung,  jedoch  mit  freien  quartieren  auf  ire  kosten 
dienen;  wan  aber  i.  f.  g.  sie  darüber  länger  im  dienst  behalten  wollen, 
dass  alsdan  dieselbe  inen  besoldung  zu  geben.  Die  lehnleute  dienen 
gleichfals  auf  ire  costen  6  wochen  und  3  tagen;  und  wann  [sc:  sie] 
zweimal  in  einem  jar  aufgefordert  werden,  müssen  [sc:  sie]  ebenmeessig 
ire  diensten  leisten.  Wan  die  von  der  ritterschaft  zu  dienen  auf- 
gefordert werden,  müssen  die  freien  gleich  denselben  reiten  und  dienst 
leisten.  Wan  aber  die  von  der  ritterschaft  nit  reiten,  müssen  die  freie 
steur  geben.  Die  dienst-  und  sattelguter,  darab  müssen  die  einhaber, 
so  oft  [sc:  sie]  erfordert,  iren  dienst  leisten.  Sign.  Dusseldorf  den 
20.  junii  ao.  1614«.  Vgl.  ebenda  (Kop.):  Im  »lehnzettul«  von  1589 
Sept.  30  »ist  enthalten,    dass,  fals  die  lehnleute   auf  erforderen  sich  nit 
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Januar  26  auf  einem  jülicher  Landtag  zu  Hambach108):  ,Wenn 
jemand  aus  Mutwillen  gegen  den  Hz.  und  die  Lande  etwas  vor- 
nehmen würde,  so  müsste  »ilende  ind  dapper  hulf  geschien,  de, 
van  dem  gemeinen  bürgeren  ind  huisman  zo  geschien,  sulde  mit 
der  ile  sweirlich  zogain,  so  de  swere  leste  vor  ougen  sin,  ouch 
deselven  zo  der  gegenwer  in  sulchem  nit  geschickt  noch  gestalt 
weren.  Daromme  de  rede  bedunken  van  noeden  itzt  anstont  .  .  . 
stede  ind  lantschaften  etlich  gelt  zo  verordenen,  damit  umbtrint 
zom  minsten  2,000  gueder  knecht  einen  maint  lank  zo  verzoulden.«' 
Dieser  Vorschlag  scheint  nicht  ausgeführt  worden  zu  sein,  und 
ebensowenig  ein  ähnlicher,  der  im  Jahre  1522  gemacht  wurde,  der 
aber  trotzdem  gleichfalls  der  Erwähnung  wert  ist.  Wir  haben  die 
Verhandlungen  des  letzteren  Jahres  schon  kurz  erwähnt.109)  Eine 
vorbereitende  Versammlung  (S.  50)  machte  geltend:  „Der  Hz.  von 
Geldern  ist  mit  den  Utrechtern  ,gesetzt  und  geschieden'.  Deshalb 
ist  täglich  von  ihm  ein  Angriff  zu  erwarten.  Um  ihm  nun  Gegen- 
wehr leisten  zu  können,  wäre  es  gut,  wenn  man  einen  baren  Pfennig 
hätte,  um  Leute  zu  Pferde  und  zu  Fuss  zu  ,verpflegenl.  Da  der 
Landesherr  aber  das  Geld  jetzt  nicht  aufbringen  kann,  so  halten 
die  versammelten  Räte  und  Ritterschaften  es  für  zweckmässig,  dass 
jedes  der  vier  Lande,  nach  Verhältnis,  5 — 8000  Gulden  von  den 
gemeinen  Untersassen  aufbringe.110)  In  jedem  Lande  sind  »hoeft- 
luide  zo  verordenen  zo  dem  vurg.  handel  bequeme«.  Unter  Um- 
ständen könnte  man  auch  ,mit  diesen  Pfennigen'  den  Feinden  ins 
Land  fallen."  Als  die  gemachten  Vorschläge  dann  den  Sonderland- 
tagen  der  Territorien   vorgelegt  wurden,    fand   der  Geldpunkt   ins- 

fertig  halten  und  in  guter  bereitschaft  sitzen  wurden,  dass  sie  alsdan  in 
den  steinen  nit  freigelassen,  sondern  gleich  anderen  angeschlagen  werden 
sollen  .  .  .;  inmassen  dan  auch  ein  jeder  von  adel  und  andere,  so  mit 
hämisch  und  pferd  zu  dienen  schuldig,  sich  darzu  der  gebur  schicken 
sollen,  damit  i.  f.  g.  wieder  die  seumige  in  anderen  wegen  mit  privirung 
irer  freiheit  vorzunemen  nit  verursacht  werden.«  Vgl.  dazu  ldstd.  Vf.  III, 
1,  S.  16. 

,08)  K.,  Caps.  2,  Nr.  6,  fol.  16. 

,0»)  Kap.  II,  Anm.  125. 

,l°)  Aus  einer  Stelle,  die  sich  nur  im  Cpt.  findet,  geht  hervor,  dass 
der  Kriegsdienst  von  den  Unterthanen  (, Ritterschaft  und  Landschaft')  selbst 
geleistet  werden  sollte.  Das  Geld  sollte  also  eben  nur  dazu  dienen  sie 
zu  verpflegen.  Aber  es  handelt  sich  doch  wohl  auch  hier  wie  im  Jahre 
1518  darum,  eine  bestimmte  Truppe  eine  gewisse  Zeit  lang  unter  Waffen 
zu  halten. 
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besondere  bei  den  Städteboten  Schwierigkeiten:  sie  müssten  die 
Angelegenheit  erst  heimbringen.111) 

Das  Landesinteresse  Hess  es  in  besonderem  Masse  als  erwünscht 
erscheinen,  dass  die  Unterthanen  für  ein  event.  Aufgebot  verfügbar 
waren,  also  daheim  blieben  und  nicht  auswärts  Dienste  annahmen.112) 
Auch  aus  anderen  Gründen  konnte  sich  der  Hz.  gelegentlich  veran- 
lasst sehen,  einen  entsprechenden  Befehl  ergehen  zu  lassen.118)  Es 
wäre  nun  die  Frage,  ob  er  diese  Massregel,  die  so  tief  die  Interessen 
speziell  der  Ritterschaft  berührte,114)  ohne  Befragung  der  Stände 
ergreifen  durfte.  Nach  einigen  Nachrichten116)  scheint  es,  als  ob 
er  in  solchen  Fällen  ihre  Wünsche  berücksichtigt  hätte.  Doch  lauten 
dieselben  wenig  bestimmt.  Zweifellos  aber  hatte  es  Schwierigkeiten, 
die  Unterthanen  im  Lande  zu  halten.116) 

Wie  in  dem  Ratschlag  von  1518  bemerkt  ist,  hielt  man  die 
Miliz  (Bürger  und  Hausmann)117)  nicht  für  ausreichend.118)    In  dieser 

,n)  Es  erklären  z.  B.  Räte,  Ritterschaft  und  Städtefreunde  von  Berg, 
sie  wollen  dem  Hz.  treu  dienen  nach  allem  ihrem  Vermögen,  »wan 
sulchs  van  noeden  sin  wirdet« ;  aber  von  dem  Geld  bemerken  die  Städte- 
freunde, dass  sie  es  nicht  geben  können ;  wollen  die  Sache  an  ihre  Freunde 
bringen.     Vgl.  ferner  Kap.  II,  Anm.  22  und  Kap.  III,  Anm.  17a. 

11S)  Mehrere  hzgl.  Befehle  dieser  Art  bei  v.  Ledebur,  allg.  Arch.  3, 
S.  223  ff.;  oben  S.  34  Anm.  66.  Um  hier  noch  einige  Beispiele  anzu- 
führen, so  schreiben  d.  d.  Bensberg  1472  Juli  10  (Litteralien,  Cpt.)  Hz. 
und  Herzogin  an  die  »ritterschaft«  (das  Land  nicht  genannt):  Adr.  soll 
sich  »entlich  rüsten,  bi  der  hant  inlendich  verhalden  ind  nit  uislendich 
verriden,  as  wir  dich  wissen  laissen,  dan  bereit  zo  sin  zo  unser  beschei- 
dongen  zo  komen,  uns  mit  dem  harnesch  zo  dienen«.  Dieselben  an  die 
»stede«:  sollen  sich  »entlich  rüsten,  bi  der  hant  inlendich  verhalden,  as 
wir  uch  wissen  laissen,  dan  bereit  zo  sin  zo  unser  bescheidongen  zo 
komen,  uns  mit  dem  harnesch  ind  geweer,  bussen  ind  armborsten  ind  zo 
voisse  zo  dienen«.  Ebenda  ist  hinsichtlich  der  Adressaten  bemerkt:  »12 
rede;  2  edelbrieve  an  de  van  Limberg;  bi  250  gemeiner  brieve ;  22  stede 
ind  vriheiden«.  1485  Okt.  24  (Litter.,  Cpt.)  schreibt  Hz.  Wilh.  »an  lieve 
getruwe:  wir  begeren  .  .  .  van  dir,  dat  tu  dich  inlendich  bi  der  hant 
verhalden  ind  nit  verriden  wils,  so  wir  wardende  sin  dinre  ind  ander 
unser  ritterschaft  selfs  zo  moigen  [!]  gebruichen«.  Vgl.  urk.  Beil.  1603 
April  23,  1505  und  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  I,  1300  Anm.  3. 

118)  Vgl.  oben  Anm.  3«;  urk.  Beil.  1530  Dzb.  3  und  1531  Jan.  3. 

1U)  Vgl.  urk.  Beil.  1512  März  14. 

1I5)  S.  die  Stellen  in  Anm.  113. 

,16)  Urk.  Beil.  1607  Januar  13. 

1IT)  über  ,Hausmann4  s.  ldstd.  Vf.  HI,  1,  S.  17  und  2,  S.  102. 
Vgl.  auch  Lac.  ÜB.  IV,  S.  357  (»gewapende  burger,  die  zo  voesse  in  dem 
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Überzeugung  hatte  man  schon  sehr  früh  besondere  Söldnerheere 
angenommen.119)  Der  Landesherr  hatte  jedoch  bisher  aus  seiner 
eigenen  Kasse  die  Kosten  bestritten.180)  Das  neue  in  den  Vor- 
schlägen von  1518  und  1522  liegt  darin,  dass  sie  von  den  Ständen 
übernommen  werden  sollten. 

Die  Söldnerheere  waren  immer  nur  auf  Zeit  angenommen 
worden.  Die  einzige  stehende  Truppe,  die  sich  im  Mittelalter  etwa 
fand,  war  die  Besatzung  der  Burgen.1*1)  Seit  dem  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  tritt  jedoch  dazu  eine  zweite,  die  zwar  keine 
grosse  Zukunft  gehabt  hat,  aber  in  den  Akten  des  16.  Jahrhunderts 
immerhin  eine  Rolle  spielt:  die  sogenannten  Schützen  oder,  genauer 
bezeichnet,    Hofschützen.122)     Sie   gehören    zum  Hausgesinde    des 

velde«  sind),  S.  502  (burger  oder  gewappender  weerhaftiger  hausman); 
unten  Anm.  126;  urk.  Beil.  1503  April  23. 

118)  Vgl.  auch  urk.  Beü.  1507  Januar  13. 

"■)  Ldstd.  Vf.  ffl,  1,  S.  66. 

120)  So  geschah  es  auch,  wenn  der  Landesherr  von  seinen  Unter- 
thanen  einen  anderen  als  den  gewöhnlichen  Dienst  verlangt.  Vgl.  oben 
Anm.  106  und  107;  urk.  Beil.  1499/1500. 

12  *)  Vgl.  Amtmannsbestallungsbrief  für  Albrecht  vom  Zwivel  über 
Schloss  und  Amt  Löwenberg  von  1468  März  1  (Ms.  B.  33a,  Kop.): 
wenn  »unse  [!]  einiche  vede  in  deme  lande  zoqueme,  deshalven  uns  of 
demeselven  A.  hernamails,  so  wir  niet  bi  der  hant  en  weren,  beduchte 
noit  sin  vorder  me  kneichte  up  deme  sloss  zo  helfen  hueden,  mach  A. 
buissen  die  10  [10  »manspersonen«  sind  auf  dem  Schloss  ständig]  up 
unse  cost  ind  loin  kneichte  nemen,  sovil  der  noit  ind  darzo  gedelich  [d.  h. 
passend]  weren«.     Vgl.  Körnicke  S.  45  f. 

122)  Urk.  Beil.  1505  und  1537  Nov.  12.  Weistum  des  Ländchens 
Tomberg  von  1553  (Lac.  Arch.  7,  S.  94):  wenn  Kriegsvolk  durch  Jülich 
gezogen  ist,  »seint  wir«  durch  des  Herzogs  »amptman,  schutzenmeister 
und  schützen  wie  das  furstentumb  Gulich  vertetingt  und  geschützt  worden«. 
Ms.  A,  253,  fol.  255  wird  ein  »schutzenmeister«  als  Besitzer  eines 
Freigutes  im  Dorfe  Geyen  genannt  (c.  1536).  Bericht  aus  dem  Amt 
Wassenberg  von  1560  Juni  10  (Ritterschaft,  Nr.  5):  der  Vater  des 
Werner  Agriss  »ist  vurmahels  ein  schütz  zo  hoeve  gewesen«.  Dies  macht 
nach  dem  Bericht  seine  adlige  Eigenschaft  zweifelhaft,  d.  d.  Broich 
1641  August  20  schreibt  Wirich  v.  Dhunn  Graf  zu  Falkenstein  Herr  zum 
Oberstein  an  den  Kanzler  Johann  Ghogreff:  ,Hat  »ein  mael«  mit  dem 
Kanzler  »der  gardesunen  halven«  eine  Unterredung  gehabt  und  ihm  da- 
rauf von  seinem  Diener  Hermann  von  Angermund  geschrieben.  Da  er 
nun  erfahrt,  dass  der  Hz.  »noch  wider  gardesuner  annempt«,  so  möchte 
der  Kanzler  jenem,  welcher  dem  Grafen  »ein  zit  lank  truilich  und  from- 
lich«  gedient  hat,  behilflich  sein,    »ein   stede   in   der  gardesunen«    beim 
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Landesherrn,198)  sind  gering  an  Zahl  und  entsprechen  den  Tra- 
banten124) anderer  Höfe.  Man  hat  sie  zu  unterscheiden  von  den 
Schützen  der  Städte125)  und  von  den  Unterthanen,  die  für  einen 
bestimmten  Zweck  als  Schützen  ausgehoben  werden.126) 

Hz.  zu  erlangen/  J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/*  Orig.  Rechnung  des  Rent- 
meisters v.  Born  1538/39  (über  die  Anwesenheit  des  Herzogs  in  Sittard 
Juni  21 — 23):  im  Gefolge  des  Herzogs  befinden  sich  u.  a. :  »schutzen- 
meister« :  3  Pferde  (der  Schützenmeister  hat  nämlich  2  Knechte);  Hen- 
rich Jordans,  Wilhelm,  Gisbert,  »schützen«:  je  ein  Pferd;  ferner  ein 
»bestelmeister»  (mit  einem  Pferde).  Jeder  der  2  Knechte  des  Schützen- 
meisters und  jeder  Schütze  erhält  pro  Tag  3  Albus  Sold  (ausserdem 
Futter  für  sein  Pferd).  Der  Schütze  Wilhelm  ist  »als  forier  ein  nacht 
vurgereden«.  —  Kellnereirechnung  Jülich  1538/39:  »Item  gegeven  Lienart 
Grin  schouitzemister  uf  beleifen  mins  g.  1.  h.  50  goultg.  (eder  ad  6  mr.)«. 
In  derselben  wird  »her  Heinrich  Ketteier  schütz«  erwähnt.  In  der  Rech- 
nung über  den  Aufenthalt  des  Herzogs  in  Jülich  1540  Januar  20 — 23 
(beiliegend  der  Kellnerei-  und  Zollrechnung  von  JüÜch  1539/40)  sind, 
wie  es  scheint,  ausser  dem  Schützenmeister  noch  20  Schützen  in 
der  Begleitung  des  Herzogs  genannt.  Ebenda:  »gegeven  den  lantz- 
knechten  dorch  befel  der  ret  1  overl.  g.  9  alb.«.  —  Als  Jungherzog 
Wilhelm  im  Febr.  1538  die  Huldigung  in  Geldern  entgegennahm,  wurden 
ihm  viele  einzelne  Wünsche  vorgetragen,  darunter  folgender  (Cl.-M.,  Ver- 
hältnisse zu  Geldern,  Nr.  47a):  »Schenk  van  Hillenrode  hait  gebeden, 
sinen  bastertzbroder  zom  schützen  anzunemen«.  Dazu  ist  bemerkt:  »zu 
gedenken,  wan  man  die  Ordnung  mit  den  schützen  macht,  wurt  er  dan 
bequem  geacht,  darnach  zu  halden«.  —  Über  die  Verwendung  der 
Schützen  vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  135  Anm.  5;  urk.  Beil.  1505  und 
1537  November  12. 

128)  Urk.  Beil.  1505. 

I24)  Vgl.  v.  Ledebur,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  7,  S.  528  ff. 

,2B)  Vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  168;  Schollen,  Schützenbruderschaft  in 
Geilenkirchen  (Ztschr.  des  aachener  GV.  Bd.  12).  Rechnung  des  Rent- 
meisters v.  Born  von  1539/40:  »item  den  schützen  van  Susteren  6  ggl., 
=  10  g.  12  alb«.  Ebenda  1559/60  und  1560/61:  »item  den  schützen 
van  Sustern  für  underhalt,  dwil  sie  mehe  als  andere  huislude  im  fal 
der  noit  dem  amptman  oder  sunst  jemant  van  wegen  mines  g.  h. 
verplicht  sin  und  folgen  mossen,  ...  6  goultg.,  wilche  inen  uf  Lambert 
erschinen.« 

I2e)  d.  d.  Caster  1507  Febr.  2  befiehlt  Hz.  Wilhelm  »allen  ritter- 
schaften  der  landen  Gulich  und  Berg  sich  anstunt  ...  zu  stellen  mit 
so  vil  guten  reisigen  pferden  mit  dem  hämisch  wol  gerust,  als  beigelegte 
tax  ausweiset,  und  nit  darunter,  das  negstkomment  jar  irer  furstl.  g.  zu 
dero  gesinnen  und  notturft  zu  dienen«.  Lehnsregistratur,  Generalia,  Berg, 
Nr.  31.  Späte  Kop.  Ebenda  (Orig.)  das  Verzeichnis  der  zu  stellenden 
Pferde.      Bei  den   einzelnen  angegeben,    wieviel  Pferde   (d.  h.   »gewapen 
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Im  Jahre  1538  fasste  der  Herzog  im  Verein  mit  zwei  Nachbar- 
fursten  den  Plan,  eine  stehende  Truppe  anderer  Art,  eine  ,streifende 
Rotte',127)  aufzustellen.128)  Die  Errichtung  derselben  war  als  poli- 
zeiliche Massregel  gedacht.  Ob  der  Plan  verwirklicht  worden  ist, 
entzieht  sich  unserer  Kenntnis. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zum  Schluss  dieses  Abschnittes  die 
allgemeinen  Grundsätze,  von  denen  die  Stände  sich  in  der  aus- 
wärtigen Politik  leiten  Hessen.  Wir  haben  gesehen  (S.  92), 129)  wie 
die  Stände  dafür  eintraten,  den  Bestand  des  Territoriums  zu  erhalten 
und,  wenn  möglich,  zu  vergrössern.  Und  zwar  nahmen  sie  dies 
Interesse  nicht  blos  um  des  Landes  willen,  sondern  zugleich  für  die 
landesherrliche  Familie  wahr:  ihr  soll  das  Territorium  erhalten,  ver- 
grössert  werden.180)  Die  Rücksicht  auf  das  Reich181)  wird  nicht 
ganz  vernachlässigt.  Aber  ein  starkes  Motiv  ist  sie  keineswegs. 
Sehr  wirksam  sind  unmittelbare  materielle  Vorteile  einer  Verbindung: 
wie,  wenn  ein  fremder  Potentat  dem  Landesherrn  eine  besonders 
hohe  Pension  bietet.182)    Ein  Bündnis  wird  abgelehnt,   wenn  aus 

wail  gerast«)  sie  zu  stellen  haben.  Manche  12,  10  u.  s.  w.  bis  2,  selten 
auch  1.  Im  Ganzen  stellt  Jülich  559  Pferde,  Berg  359.  Bei  Jülich 
sind  jedoch  die  von  Heinsberg  und  Milien  noch  nicht  mitgerechnet. 
Ebenda  ferner  folgendes  Verzeichnit:  »Oirdenunge  der  voissluide 
des  lantz  van  dem  Berge.  Lewenberg:  50  schützen,  50  Steve. 
Blankenberg:  50  schützen,  50  Steve.  Windecken:  13  schützen,  12 
Steve.  Steinbach:  63  schützen,  62  Steve.  Meisenloe:  43  schützen, 
42  Steve.  Munheim:  25  schützen,  25  Steve.  Medmen:  45  schützen, 
45  steve.  Burnfelt:  10  schützen,  10  steve.  Hoekes wagen:  10  schützen, 
10  steve.  Bienberg:  10  schützen,  10  steve.  Elverfelde:  12  schützen. 
Bensbur:  30  schützen,  30  steve.  Angermont:  48  schützen,  47  steve. 
Summarum  802  man  half  schützen  ind  half  mit  Steven«.  —  Vgl.  auch 
oben  Anm.  96. 

187)  Der  Gedanke  war  an  sich  nicht  neu.  Schon  1501  hatte  der 
schwäbische  Bund  wegen  der  Unsicherheit  auf  den  Landstrassen  eine 
besoldete  Gensdarmerie,  streifende  Rotte,  errichtet  (wieder  abgeschafft 
Nvb.  1502).  Gothein,  polit.  und  relig.  Volksbewegungen  v.  d.  Reform.  S.  77. 

188)  ürk.  Beil.  1638  Januar  18. 

iag)  Vgl.  auch  vorhin  Anm.  41  und  98.  —  Um  die  Motive  der  Stände 
zu  ermitteln,  dürfen  wir  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  die  für  sie 
bestimmten  Propositionen  und  Ratschläge  der  Regierung  verwerten,  da 
dadurch  ihnen  diese  oder  jene  Massregel  plausibel  gemacht  werden  soll. 

180)  Vgl.  z.  B.  Anm.  98  und  oben  S.  73  ff. 

18 1)  S.  Anm.  41.     Vgl.  als  Gegenstück  dazu  Anm.  98. 
I8a)  S.  Anm.  23  und  41. 
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ihm  zu  lästige  Verpflichtungen  entspringen.188)  Als  vornehmster 
Grundsatz  der  auswärtigen  Politik  gilt  den  Ständen  wohl,  friedliche 
Beziehungen  zu  den  Nachbarländern  zu  erreichen,  resp.  zu  be- 
haupten.184) 1512  März  30  erklären186)  Räte,  Ritterschaft  und 
Städtefreunde  von  Jülich,  »dat  si  de  vurs.  summa  geltz  [eine  Steuer 
zur  Belehnung]  mim  g.  h.  geven  willen,  indeme  si  buissen  kriege 
ind  vehede  bliven«.  Auf  einem  Landtag  zu  Düren186)  1513  sucht 
der  Landesherr  die  Stände  u.  a.  mit  folgendem  Hinweis  zur  Steuer- 
bewilligung zu  bewegen:  der  Hz.  will  sorgen,  dass  er  und  die  Lande 
»buissen  veheden  bliven«,  da  er  wohl  weiss,  wieviel  Schaden  den 
Landen  aus  den  Fehden  entstehen  würde.  Andererseits  betont  die 
Ritterschaft  wiederholt,  ihre  Sache  sei  es  Kriegsdienste  zu  leisten, 
nicht  Steuern  zu  zahlen.187)  Doch  scheint  sie  mit  dieser  Äusserung 
nur  ihr  Vorrecht  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  motivieren,  nicht 
eine  besonders  kriegerische  Stimmung  bekunden  zu  wollen. 

§•  3.    Recht  und  Gericht, 

Umfassende  legislatorische  Akte  gehen  in  unserer  Zeit  von  den 
Landständen  ebensowenig  wie  von  dem  Landesherrn  aus;  nur  einzelne 
Verhältnisse  werden  in  den  landesherrlichen  Verordnungen  und  den 
ständischen  Privilegien  geordnet.188)    Allein  diese  scheinbar  unbe- 


188)  In  einem  für  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich  bestimmten  Rat- 
schlag der  Räte  von  1518  Januar  (citiert  oben  Anm.  20)  heisst  es: 
»bed unken  de  rede  uf  wailgefallen  der  ritterschaft  ind  stedefrunde  itzt  hi 
zogegen,  dat  men  sich  der  verbunteniss  [mit  Burgund]  mit  voegen  entslae« 
mit  Rücksicht  auf  die  dadurch  dem  Hz.  und  den  Landen  entstehende 
»last  ind  beswerniss«. 

184)  S.  Anm.  41  und  98. 

186)  citiert  Kap.  II,  Anm.  40. 

186)  Ldstd.  Vf.  ffl,  1,  S.  67. 

187)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  10  f.  Nach  dem  oben  Kap.  II,  Anm.  93 
citierten  Landtagsbericht  von  1518  (es  handelt  sich  um  die  Steuer  zur 
Belehnung)  »hain  de  ritterschaften  gesprochen,  si  willen  gehalden  sin  as 
alwege,  so  si  durch  dat  jaire  ire  perde  in  rustonge  ind  andere  gestalt 
haven,  ind  sust  mit  der  huit  [Haut]  bezalen«. 

188)  Es  mag  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
schon  früh  das  in  dem  Territorium  geltende  Recht  als  ein  einheitliches, 
besonderes  Recht  angesehen  wird,  dass  dies  Recht  als  Landesgesetz  bezeichnet 
wird.  Vgl.  Lac.  ÜB.  3,  S.  481;  ldstd.  Vf.  H,  S.  41,  Anm.  146.  1484  Juli  7 
schreibt  Hz.  Wilh.  an  den  Bischof  von  Lüttich  (Litter.,  Gpt.):  der  Bischof 
hat  ihm  geschrieben   »Philips  v.  Eil   geweltligen    handeis   ind   doitslachs 
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deutenden  Massnahmen  sind  doch  von  der  grössten  Bedeutung:  sie 
sind  die  Keime  für  die  grossen  legislatorischen  Arbeiten  der  folgen- 
den Jahrhunderte.  Verhältnissmässig  am  reichhaltigsten  ist  jetzt 
die  Polizeigesetzgebung.  Aber  auch  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechtes und  des  Prozesses  wird  wenigstens  schon  eine  bedeutende 
Anregung  gegeben. 

Im  Jahre  1518  bat  ein  jülicher  Landtag189)  um  Einfuhrung  des 
Repräsentationsrechtes  der  Enkel,  weil  das  bisher  geltende  Recht 
»umb  der  appellacien  wille«  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne. 
Die  Motivierung  ist,  wie  man  sieht,  kurz,  aber  vielsagend:  die 
Rechtsprechung  des  Reichskammergerichtes  hatte  das  Repräsen- 
tationsrecht der  Enkel;  14°)  wenn  also  von  den  jülicher  Gerichten 
an  jenes  appelliert  wurde,  so  stiess  das  letztere  das  nach  anderen 
Grundsätzen  gefällte  Urteil  um.  Im  Jahre  1520  kam  der  Landes- 
herr den  Wünschen  der  jülicher  Stände  nach.  Die  betr.  Urkunde 
(Priv.  Jülich  1520)  giebt  an,  dass  sie  auf  deren  Anregung  erlassen 
sei,141)  und  sie  ist  bezeichnenderweise  auch  den  landständischen 
Privilegien  einverleibt  worden.  Jenes  Argument  wird  in  eingehen- 
derer Formulierung  wiederholt  (es  werde  an  das  Kammergericht 
zum  Nachteil  der  jülicher  Gerichte  und  »zo  mirklichem  verderven 
ind  schaden  unser  undertanen  ind  anderen  appelliert  ind  beroifen«), 
ferner  die  Übereinstimmung  des  Repräsentationsrechtes  mit  dem 
göttlichen  und  natürlichen  Recht  betont.  —  Auch  in  Berg14i) 
wünschte  man  bald  darauf  die  Einführung  desselben  Rechtes;  doch 
ist  sie  noch  nicht  sogleich  erfolgt. 

Das  jülicher  Privileg  von  1520  hat  typische  Bedeutung.  Wie 
für  dieses,  so  ist  auch  für  die  grossen  Codificationen  der  Territorien 
in  den   folgenden  Jahrzehnten   ein   Hauptanlass   die  Notwendigkeit 

halven  unlanxs  in  unser  stat  Heinsberg  begangen  beroerende«;  teilt  dem 
Bischof  daraufhin  mit,  »dat  wir  in  den  dingen  na  gesetze  unser 
lande  mit  demselven  Philips  ind  sime  gude  hain  moissen  vurnemen«. 
Vgl.  auch  Kap.  III,  Anm.  2.  —  Übrigens  ist  im  einzelnen  der  Umfang 
der  legislatorischen  Thätigkeit  der  Stände  in  den  verschiedenen  Territorien 
ungleich. 

189)  Urk.  Beil.  1518  Dez.  15  §.  3. 

uo)  Vgl.  Reichstag3abschied  von  Freiburg  1498  (Sammlung  der 
Reichsabschiede  II,  S.  46  §.  37). 

141)  Die  Frage  sei  »zo  mehemalen«  von  den  Ständen  angeregt 
worden.     Es  hat  sie  also  nicht  blos  jener  Landtag  von  1518  vorgebracht. 

ua)  Urk.  Beil.  1522  Februar  7. 
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einer  Auseinandersetzung  mit  der  Rechtsprechung  des  Reichskammer- 
gerichtes gewesen. 

Eine  umfassendere  Forderung  als  die  von  1518  stellten  im 
Jahre  1536  148)  die  jülicher  Hauptstädteboten  auf:  wenn  etwas  im 
jülicher  Recht  vielleicht  dem  des  Kammergerichtes  widerspräche, 
so  sollte  zur  Vermeidung  der  Unkosten  >sulchs  gestalt«  werden 
»der  gebur«.  Aus  der  Antwort,  die  die  Regierung  darauf  gab,  er- 
sehen wir,  dass  sie  schon  einige  Artikel  hatte  aufsetzen  lassen  und 
dass  sie  ferner  Erkundigungen  eingezogen  hatte,  wie  die  anderen 
Fürsten  »ire  ordnong  haven  ufgericht«.  Der  Herzog  sagte  weiter  zu, 
er  wolle  »die  artickel  stellen«  lassen  [es  scheint  zunächst  an  die 
»erbfei«  gedacht  zu  sein]  und  dazu  etliche  Räte,  etliche  von  der  Ritter- 
schaft, dem  Hauptgericht  und  der  Landschaft  verordnen.  In  diesen 
Verhandlungen  fallt  auch  schon  der  Ausdruck  »reformation«  [des 
Rechts].  In  demselben  Jahre144)  machte  die  Regierung  dem  jülicher 
Ausschuss  über  die  vorzunehmende  Reformation  Mitteilungen  und 
erklärte:  »die  von  Gulich  wellen  ire  landrecht  aussetzen«,  zur  Orien- 
tierung für  die  Reformationskommission.  In  beiden  Beziehungen 
bezeichnete  das  nächste  Jahr  (1537)  einen  Fortschritt.  Einerseits 
wurde  das  jülicher  Landrecht  aufgezeichnet,  das  noch  gar  keinen 
Einfluss  des  römischen  Rechts  oder  der  Wissenschaft  zeigt.145) 
Andererseits  sandte  im  Auftrage  der  Regierung  Hubert  Smetz  aus 
Speier,  dem  Sitz  des  Reichskammergerichtes,  den  Entwurf  einer 
schon  wesentlich  römisch-rechtlichen  Rechtsordnung  ein.146)    Hier- 

148)  Urk.  Beil.  1536  Juni  8. 

144)  Urk.  Beil.  1536  Oktober  13. 

14B)  Stobbe,  Rechtsquellen  II,  S.  393.  Abgedruckt  bei  Lac.  Arch.  I, 
S.  111  ff. 

146)  Dieser  Entwurf  ist  noch  erhalten:  Gesetzgebung  und  Landes- 
verwaltung, Nr.  6.  Vorgeheftet  ist  ein  Brief  des  Smetz  an  den  jülicher 
Kanzler,  dessen  erster  Teil  lautet:  »Iam  tandem,  mi  domine  cancellarie, 
vir  clarissime,  eorundem,  que  olim  policitus  fueram,  habes  partem  et 
eam  sane  non  saus  elaboratam  neque  perfectam,  hoc  est  iudiciarii 
ordinis  delineamenta  quedam  in  duos  tractatus  dispartita.  Non  potui 
etenim  per  ingenii  mei  tarditatem  et  tediosa  ista  negocia,  que  me  quotidie 
macerant  et  quasi  totum  captivum  trahunt,  diligentius  rem  absolvere«. 
Unterzeichnet  ist  der  Brief:  »Spire  kal.  maii  ao.  1537,  Hupertus  Smetz 
a  Suchtelen,  tuus  obsequentissimus. «  Vgl.  auch  Lac.  Arch.  I,  S.  68. 
Der  Entwurf  beginnt  mit  dem  Publikationsedict,  worin  es  heisst:  Hz. 
Johann  und  sein  Sohn  Wilhelm  »haben  mit  wissen  und  rat  unser  Täter- 
schaft,   stetten  und  lantschaften    etliche   von   unseren    reten,   amptleuten 
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mit  hatte  allerdings  das  Werk  der  Reformation  einstweilen  sein 
Bewenden.  Wir  irren  wohl  nicht  in  der  Annahme,  dass  in  den 
folgenden  Jahren  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  von  diesen  Dingen 
durch  den  geldrischen  Erbfolgekrieg  abgelenkt  worden  ist. 

Wenn  wir  weiter  einzelne  Rechtsmaterien,  die  in  unserer  Zeit 
unter  Mitwirkung  der  Stände  geordnet  werden,  besprechen  wollen,147) 
so  haben  wir  es  ganz  überwiegend  mit  dem  Rechtsgang   zu  thun. 

In  den  landständischen  Privilegien  wird  das  Fehderecht  noch 
anerkannt.  Das  Privileg  der  bergischen  Ritterschaft  von  1404  be- 
stimmt: wenn  Glieder  der  Ritterschaft  mit  einem  Herrn  [d.h.  Landes- 
herrn] oder  anderen  Leuten  ausser  Landes  zu  schaffen  und  sich 
dem  Gegner  gegenüber  ohne  Erfolg  zum  rechtlichen  Austrag  vor 
dem  Herzog  erboten  haben,  »so  sullen  wir  in  gunnen  onses  lantz 
slosse  ind  schiff ongen, li8)  ir  recht  zo  vorderen«.    Derselbe  Grund- 


und  rechtzgelerten  (so  wir  darzu  geschickt,  erfaren,  flissig  und  getreue 
gewist  und  gehalten)  verordent,  denselben  ernstlich  bevolhen,  das  sie  nach 
inhalt  und  Ordnung  der  Kaiserl.  und  gemeinen  beschreiben  rechten,  auch 
alten  vernunftigen  gewonheiten,  gepreuchen  und  herkomen  unserer  fursten- 
tumben  und  landen  mit  hohem  fleiss  und  wol  bedechtlich,  zuvoran  Got 
zu  lob  und  ere  und  zu  ufhemung,  merung,  wolfart,  forderung  und  ufent- 
halt  gemeines  nutz  unserer  lande  und  leute  hernach  beschrieben  gemeine 
landsordnung  sampt  einem  lauteren  bericht,  wie  hinfurter  an  unseren  hof- 
und  undergerichten  die  gerichtlich  process  gehalten,  das  recht  mitteilt 
und  sunst  inner-  und  usserhalb  rechtens  gelebt  und  gehandelt  werden 
sol,  in  Schriften  gefast  und  gestelt.« 

14T)  Bei  einigen  mag  es  genügen  auf  die  Privilegien  und  die  dort 
gegebenen  Erklärungen  zu  verweisen.  Vgl.  insbesondere  Priv.  Jülich 
1478  Mai  28. 

148)  Zur  Erklärung  vgl.  Annalen  25,  S.  204;  Kindlinger  münst. 
Beitr.  I,  2,  S.  30  (»unse  slote  oepenen  na  siner  [des  verletzten]  maninge«); 
v.  Fürth,  die.  Ministerialien,  S.  530  §.  8  (»ipsos  in  castrum  nostrum 
recipere  tenemur«);  Grimm,  Weistümer  I,  S.  531;  von  Haeften  S.  392 
§.  32;  Lac.  Aren.  I,  S.  104  §.  66;  Lac.  ÜB.  2,  Nr.  782;  3,  Nr.  719, 
Nr.  1033  (»schiffongezuRyndorp«);  Anhang  II,  1426  und  1427  März  1. 
Die  Unterstützung  des  Unterthans,  der  mit  auswärtigen  Leuten  zu  thun 
hat,  wird  in  der  auf  das  kölnische  Westfalen  bezüglichen  Urkunde  von 
1452  bei  Lac.  ÜB.  IV,  S.  366  ausdrücklich  als  Pflicht  des  Landesherrn 
bezeichnet  (»as  ein  herre  sinen  undersaissen  schuldich  ist«).  In  diesem 
Zusammenhang  mag  auf  eine  Stelle  in  der  Widmung  der  Chronik  der 
Grafen  v.  d.  Mark  v.  Levold  v.  Northof  (hera.  von  Tross,  S.  10)  hin- 
gewiesen werden:  »cum  vicinis  dominis  et  cum  civitatibus  et  oppidis, 
quantum  in  vobis  est,  amicitiam  et  concordiam  conservetis,  non  permit- 
tentes,  ut  vestri  subditi  vel   quieunque    alii   ex    vestris    munitionibus 
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satz  findet  sich  schon  im  bergischen  Rechtsbuch,1*0)  wird  später  in 
dem  Vertrag  zwischen  den  beiden  Herren  von  Jülich  von  1429 1B0) 
ausgesprochen  und  aus  dem  Privileg  von  1404  in  die  bergischen 
Privilegien  von  1437,  1475,  1511  und  1542  hinübergenommen.  Das 
letztere  ist  darum  ganz  besonders  bemerkenswert,  weil  inzwischen 
(1495)  durch  die  Aufrichtung  des  ewigen  Landfriedens  allen  Fehden 
ein  Ende  gemacht  sein  sollte.  Und  wir  dürfen  die  Übernahme 
jenes  Satzes  in  die  Privilegien  von  1511  und  1542  auch  nicht  etwa 
blos  daraus  erklären,  dass  man  von  den  einmal  erteilten  Privilegien 
nichts  fallen  lassen  wollte.  Denn  in  Amtsverschreibungen,  die  nach 
dem  Jahre  1495  ausgestellt  sind,  wird  gleichfalls  noch  das  Fehde- 
recht anerkannt.161)  Freilich  handelt  es  sich  von  der  Zeit  des 
bergischen  Rechtsbuchs  an  durchweg  nur  um  ein  beschränktes 
Fehderecht.  Dass  zuvor  ein  rechtlicher  Austrag  versucht  werden 
muss,  ist  zwar  nichts  besonderes,  da  diese  Voraussetzung  für  alle 


et  de  terra  vestra  ipsos  dominos  et  eorum  terras  atque  civitates  et  oppida 
infestent  seu  molestent«. 

149)  §.  46  (1478  wiederholt,  Lac.  Arch.  I,  S.  104  §.  66),  vielleicht 
die  Quelle  für  den  entsprechenden  Satz  des  Privilegs;  vgl.  ldstd.  Vf.  II, 
Anm.  72.  Vgl.  aus  der  Zeit  des  Rechtsbuchs  ferner  den  Ratsbrief  des 
Grafen  v.  Berg  für  Hermann  v.  Goch  von  1378  bei  Ennen  5,  Nr.  198 
(vgl.  auch  Nr.  262  und  335). 

,60)  Kremer  I,  S.  88:  hat  einer  von  der  Ritterschaft  und  den 
Untersassen  »mit  iemant  uiswendichs  iet  zu  schaeffen«,  so  soll  derselbe 
zuerst  »dat  an  uns  verfolgen  ein  vierdeil  jairs  zuvorentz,  ee  he  dat  zo 
einchem  zogriffe  oder  veden  kommen  laesse» ;  ist  einer  von  der  Ritter- 
schaft oder  den  Untersassen  »dainne«  den  Landesherren  ungehorsam,  so 
sollen  denselben  »die  ander  unse  ritterschaft  ind  undersaissen  vorg.  uns 
helpen  underwisen,  so  verre  dat  he  uns  gehoirsam  si«. 

,61)  Vgl.  Amtsverschreibung  von  1503  Epiphanias  (Ms.  B.  33b,  Gpt.) 
für  Godart  v.  Hanxeler,  der  zum  Amtmann  von  Milien  gemacht  wird: 
,wir  sollen  ihn  und  seine  Erben,  so  lange  »si  unse  amptlude  in  vurs. 
maissen  sint,  verdedingen  ind  verantwerden  na  unsem  vermögen,  da  in 
des  noit  is,  soverre  wir  ire  zo  eren  ind  zo  rechte  mechtich  sin,  sunder 
argelist.  Ind  wan  «sie»  sich  eren  ind  rechtz  vur  uns  erbieden  ein  veirdel 
jairs  zovoeren  ind  so  in  sulchs  binnen  der  vurs.  zit  nit  wederfaeren 
mochte,  sullen  ind  mögen  si  dan  uns  sloss  ind  lantz  vurs.  na  alre  ire 
noturft  gebrachen,  bis  zer  zit  in  ere  ind  recht  vur  uns  wederfaeren  mach. 
Doch  dainnen  uisgescheiden  sulcher  unser  sloss,  stede  ind  lantz  sulcher 
vurs.  maissen  nit  zu  gebrachen  tgain  degiene,  da  wir  des  verbontenissen, 
eren  ind  gelimptz  halven  nit  zolaissen  mögen«/ 
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rechtmässigen  Fehden  des  Mittelalters  besteht.168)  Beachtung168) 
aber  verdient  es,  dass  die  Fehde  nur  gegenüber  dem  Ausländer  ge- 
stattet ist,  nicht  gegenüber  dem  eigenen  Landesherrn164)  und  den 
anderen  Unterthanen.  Offenbar  ging  der  Herzog  von  der  Meinung 
aus,  dass  seine  Gerichte  das  Recht  nicht  versagten  und  dass  des- 
halb zwischen  Unterthanen  keine  Veranlassung  zur  Erhebung  der 
Fehde  vorliegen  könnte,  dass  er  auch  in  der  Lage  sei,  auf  zuwider- 
handelnde Unterthanen  einen  Zwang  auszuüben.  Schwer  genug  ist 
es  ihm  allerdings  geworden,   diesen  Gesichtspunkt   festzuhalten.166) 

168)  Auch  der  Landesherr  darf  nur  Fehde  erheben,  wenn  er  vorher 
den  Rechtsweg  versucht  hat.     Vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  67. 

163)  Keinen  Wert  wollen  wir  darauf  legen,  dass  die  bergischen 
Privilegien  nur  von  einem  Fehderecht  der  Ritterschaft,  der  jülicher  Ver- 
trag von  1429  dagegen  von  einem  der  Unterthanen  schlechthin  spricht. 
Das  erste  bergische  Privileg  (von  1404)  war  eben  nur  der  Ritterschaft 
erteilt.  Im  übrigen  führten  ja  ausser  der  Ritterschaft  im  allgemeinen 
nur  die  Städte  Fehde. 

16*)  Ihm  gegenüber  hatte  man  das  Widerstandsrecht  (s.  S.  67  ff.). 
Eine  Handschrift  des  bergischen  Rechtsbuches,  welches  in  §.  31  davon 
spricht,  hat  daselbst  das  Wort  »vede«.  Doch  ist  diese  Lesart  nicht  mit 
dem  Zusammenhang  der  Stelle  vereinbar.  —  Die  Bestimmungen  in  §.  1 
und  2  der  Hubertusordenstatuten  [Lac.  Arch.  I,  S.  400]  waren  geeignet, 
ein   näheres   Verhältnis   der   Ritterschaft   zum  Landesherrn   herzustellen. 

166)  Vgl.  folgende  Aufzeichnungen  aus  den  Litteralien:  1424  Aug.  12: 
,Heute  ist  hier  in  Jülich  vor  dem  Hz.  »ein  gütlich  bestant«  beredet 
zwischen  Werner  v.  Palant  und  seinen  Söhnen  einerseits  und  Heinrich 
v.  Droeten  und  denen  v.  Birgel  andererseits  von  heute  bis  morgen  über 
3  Wochen;  inzwischen  soll  ein  gutlicher  Tag  zu  Düren  sein  vor  dem  Hz. 
und  Joh.  v.  Loon  »und  iren  reden  und  frunden«.'  1424  August  29: 
,Heute  ist  hier  zu  Birkesdorf  u.  s.  w.  (wie  vor).  .  .  .  gütlicher  Tag  zu 
Jülich  .  .  .c  [zwischen  eben  jenen  Parteien].  1424  August  30  (Gpt.) 
schreiben  Hz.  Adolf  und  Joh.  v.  Loon  an  Karselis  v.  Palant  [wohl  einen 
der  Söhne  Werners]:  ,Hat  ihnen  geschrieben  »van  des  bestantz  und  dage 
weigen  antreffende  die  van  Birgel,  dat  dir  dat  niet  geleigen  en  si  umb 
viele  gebrechs  willen,  dat  du  darup  roemptz«.  Antworten  nun:  ,Meinen, 
»dat  dir  niet  noit  en  si  sulche  dage  vur  dinen  rechten  heren  zo  weigeren 
und  afzoslaen«;  nehmen  das  auch  nicht  von  ihm  zu  Dank.  Schlägt  er 
den  jetzt  weiter  festgesetzten  Bestand  und  Tag  aus,  »so  willen  wir  dich 
nu  mit  dieser  unser  schritt  vur  al  darinne  ersoicht  und  ervolgt  haven« 
und  ihm  in  dieser  Sache  nicht  mehr  schreiben,  »sunder  uns  darna  zo 
richten  und  zo  zu  dune  [!],  as  uns  dat  geburde«.'  1424  September  10 
antwortet  Kars.  v.  Palant,  dass  er  an  Frambach  einen  Fehdebrief  abge- 
sandt, bevor  er  das  Schreiben  des  Herzogs  erhalten  (hat  sich  früher  er- 
boten »zo  eren  ind  zo  recht   zo   stain«    vor   Hz.   Adolf,    »des   hie   [Fr.] 
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Übrigens  hat  er  auch  den  Fehden  seiner  Unterthanen  mit  Aus- 
ländern, obwohl  sie  prinzipiell  gestattet  waren,  nach  Möglichkeit 
vorzubeugen  gesucht.166) 

mir  geweigert  hait«).  1476  Dzb.  4  schreibt  Hz.  Wilhelm  an  Gerhard  v. 
den  Reven:  ,Wilh.  Vaidt  »unse  man  ind  diener«  hat  uns  geschrieben, 
dass  du  ihm  »sine  arme  lüde  afgriffest,  brenst  [?]  ind  dat  sine  nemest. 
Sulchs  wir  nit  gerne  hoeren  .  .  .,  so  ir  uns  zo  beiden  siden  bewant 
sin  [!].  Bescheiden  dir  daromb  einen  gutligen  dach  tgeen  den  vurg. 
Wilhem  Vaidt  vur  unse  rede  ind  vrunde  in  unse  dorp  Muiche«  auf 
Samstag  nach  Weihnachten,  »uir  samen  gebrech  alda  verhoirt,  zo  gut- 
ligen oeder  billigen  wegen  gestalt  zo  werden«.  Du  sollst  auch  den  Wilh. 
Vaidt  und  den  seinen  »de  geweltlicheit  vurgeclert  afstellen«.  Wir  ver- 
langen schriftliche  Antwort.*  Vom  selben  Datum  ähnliches  Schreiben  an 
zwei  Gebrüder  v.  Haitzfelt  Herren  zu  Wildenberg:  »begeren  ouch  de 
gebrech  tuschen  uch  ind  Wilh.  Vaide  in  gude  anstain  zo  laissen«  bis 
8  Tage  nach  dem  angesetzten  Tage,  »an  in  noch  de  sine  niet  erglichs 
noch  geweltlichs  zo  leigen  noch  zo  keren«  (auch  hier  wird  schriftliche 
Antwort  verlangt).  Litteralien,  Cpt.  Vielleicht  darf  hier  auch  auf  §.  6 
der  Hubertusordenstatuten  verwiesen  werden  (Lac.  Arch.  I,  S.  401). 

156)  So  schliesst  z.  B.  im  Jahre  1361  die  Regierung  von  Berg  mit 
einer  anderen  Landesherrschaft  einen  Vertrag,  durch  den  Fehden  der 
beiderseitigen  Unterthanen  ausgeschlossen  werden  (Lac.  ÜB.  3,  S.  611): 
wenn  »wir  einchgen  man,  burchman  of  underseissen  hedden,  de  is  mit 
unsen  moenen  ind  swaeger  of  mit  iren  mannen,  burchmannen  of  under- 
seissen ze  schaffen  hedde,  de  neit  bescheidenheit  pleegen  en  weulde,  den- 
selven  soelen  wir  dwincgen  ind  drincgen  zue  bescheidenheide«.  Vgl. 
ferner  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  926.  Wie  freilich  gelegentlich  auch  in  Verträgen 
mit  anderen  Landesherren  das  Fehderecht  ausdrücklich  anerkannt  wurde, 
ersieht  man  aus  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  844  (1380).  Im  übrigen  mögen  hier 
die  Bemühungen  des  Herzogs  durch  folgende  Beispiele  erläutert  werden. 
Hz.  Adolf  an  den  Erzb.  von  Trier  1426  November  25  (Litter.,  Cpt.): 
,» Werner  vamme  Roede  unse  amptman,  rait  und  undersaisse  und  Johan 
van  Auwe  unse  undersaisse  und  diener«  haben  ihm  geklagt,  das  » Joh.  v. 
Eltze  uwer  g.  undersaisse  und  huisgesinde  ire  viant  worden  si  mit  etzligen 
helperen«.  Da  nun,  wie  der  Hz.  weiss,  das  mit  des  Erzb.  Wissen  und 
Willen  nicht  geschehen  ist  und  es  sich  auch  »umbers  so  niet  en 
gebure  van  uren  undersaissen  an  die  unse  zo  geschien  na  sulcher 
heimlicheit  und  fruntschaft«,  die  zwischen  Erzb.  und  Hz.  bestehen,  »und 
ouch  en  haven  wir  nie  gein  ervolchnisse  gehoirt  van  dem  vurs.  Johan 
v.  E.  umb  einche  anspraiche«,  die  er  zu  jenen  beiden  hat,  so  möchte 
der  Erzb.  den  Joh.  v.  E.  veranlassen,  die  Fehde  gegen  die  beiden  auf- 
zugeben; »dan  wir  ire  volkomeclich  mechtich  sin  zo  rechte«.'  Schreiben 
des  Herzogs  vom  selben  Datum  an  Joh.  v.  E. :  ,Wundert  sich  über  die 
Erhebung  der  Fehde,  da  doch  »du  unse  diener  und  uns  bewant  bist« 
und  da  der  Hz.    »ouch   nie   gein   ervolchnisse«  v.  Joh.  v.  E.  gehört   hat 
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Wenn  die  Stände  (insbesondere  die  Ritterschaft)  einerseits  sich 
das  Fehderecht  (wenn  auch  ein  beschränktes)  bestätigen  lassen,  so 
fordern  sie  andererseits  doch  weit  lauter  eine  ungehinderte  Thätig- 
keit  der  ordentlichen  Gerichte.  Die  Formel  dafür  lautet:  der  Landes- 
herr solle  seine  Unterthanen  bei  Recht  und  Urteil,  bei  Landrecht 
und  Schöffenurteil  lassen.  Diesen  Punkt  berühren  die  landständischen 
Privilegien  (von  1423  an)  am  häufigsten.  Und  er  begegnet  uns 
nicht  blos  hier:  auch  in  den  Urkunden,  die  der  Landesherr  einzelnen 
Ständemitgliedern  erteilt,  gewährt  er  jene  Forderung.157)  Ja,  die 
Regierung  schärft  sogar  aus  eigenem  Antrieb  die  Beobachtung  jenes 
Satzes  ihren  Organen  ein.158)  Die  Fürsorge  für  eine  ungehinderte 
Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  war  ja  auch  die  hauptsächlichste 
der  gerichtlichen  Funktionen  des  damaligen  Staates,  vielleicht  seiner 
Funktionen  überhaupt.     Jener  Satz  der  Privilegien  über  Landrecht 


hat  »umb  einche  anspräche«,  die  er  an  jene  beiden  habe.  Möchte  die 
Fehde  aufgeben,  »want  wir  ire  volkomeclich  zo  rechte  mechtich  sin«. 
Thut  er  es  nicht,  »so  beduchte  uns,  dat  du  uns  damit  zo  kurz  dedes«4. 
1434  April  12:  Edler  Herr  Heinrich  zu  Gronsfeld  (vgl.  Lac.  ÜB.  3, 
S.  700)  an  Hz.  Adolf  (Litter.,  Orig.):  ,DerHz.  hat  ihm  geschrieben,  seine 
Sache  mit  der  Stadt  Düren,  mit  der  er  Fehde  hat,  einen  Monat  stehen 
zu  lassen,  »umb  mir  einen  dach  darbi  zo  bescheiden,  die  saichen  zo 
verhoeren  ind  zo  reidelicheit  gevoegt  zo  werden«.  Kann  die  Sache  nicht 
anstehen  lassen,  will  aber,  wenn  der  Hz.  ihm  einen  Tag  bescheidet,  er- 
scheinen bei  Zusage  sichern  Geleits.'  1439  Dzb.  26:  Hz.  Gerhard  an 
den  Rat  Engelbrecht  Nit  v.  Birgel  (Litter.,  Gpt.):  ,Nit  hat  »vede«  gegen 
die  »halfwinre«  des  Abtes  v.  s.  Pantaleon  erhoben.  Der  Hz.  wünscht  das 
nicht  wegen  seiner  Beziehungen  zum  Erzb.  v.  Köln.  Nit  soll  darum  die 
»vede«  sogleich  »afdoin«  und  die  Sache  »bis  an  uns  bestain  laissen«,  da  er 
(der  Hz.)  in  14  Tagen  ins  Land  Jülich  kommen  und  dann  »helpen  ver- 
foegen«  wird,  dass  die  Gebrechen  zwischen  dem  Abt  und  Nit  »zo  dagen 
und  usdrage  komen«.4 

157)  So  gelobt  der  Landesherr  unendlich  oft  in  Urkunden,  die  er 
einzelnen  Städten  giebt,  die  Bürger  bei  Schöffenurteil  zu  lassen.  Vgl. 
z.  B.  Privileg  für  Siegburg  von  1380  (Siegburg,  über  copiarum  I,  572) 
und  für  Düsseldorf  von  1475  Okt.  26  Qdstd.  Vf.  I,  A.  119;  daselbst  noch 
andere  Beisniele). 

1B8)  Vgl.  z.  B.  urk.  Beil.  1505;  Scotti  I,  S.  23  (Edict  von  1525). 
Die  Amtsbriefe  enthalten  auch  einen  solchen  Befehl.  Vgl.  Amtsver- 
schreibung über  Grevenbroich  -  Gladbach  für  Dietrich  v.  Burscheit  von 
1454  April  13  (Litter.,  Cpt.):  Dietrich  soll  das  Amt  getreu  verant- 
worten und  jedem  »in  denselven  vurs.  unsen  steden  und  ampte  unse 
lantrecht  und  scheffenordel,  die  des  begeren,  as  sich  dat  geburt«,  wider- 
fahren lassen. 
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und  Schöffenurteil  war  die  Habeascorpusacte  des  deutschen  Terri- 
torialstaates. Es  liegen  besonders  viel  Berufungen  auf  ihn  vor.159) 
Die  Forderung  von  Landrecht  und  Schöffenurteil  bedeutet  zu- 
nächst nur  das  Verlangen,  dass  der  Gerichtsherr  sich  bei  der  Hand- 
habung des  Gerichtswesens  an  den  Spruch  der  Urteilfinder  binden 
soll.160)  Freilich  wird  Anlass  genug  vorhanden  gewesen  sein,  diesen 
Wunsch  scharf  zu  betonen.  Denn  wenn  auch  der  Landesherr  selbst 
den  Unterthanen  im  allgemeinen  gewiss  Wohlwollen  entgegen- 
brachte,161) so  hat  doch  das  Auftreten  der  herzoglichen  Beamten 
heftige  Klagen  hervorgerufen.  Sie  scheinen  in  ihren  Amtsbezirken 
fast  wie  Paschas,  wie  Satrapen  geschaltet  zu  haben,  nach  oben162) 
wie  nach  unten.168)    Aber  wenn  die  Stände  diesem  Treiben   ent- 

169)  Vgl.  oben  Kap.  III,  Anm.  2,  42  und  44;  jülicher  Landrecht  I, 
§.  17  (Lac.  Arch.  I,  S.  114). 

160)  Vgl.  Privileg  für  Aachen  von  1216  (bei  Gengier,  cod.  iur. 
mun.):  »ne  aliquis  iudex  Aquensis  a  nobis  .  .  .  constitutus  in  gravamen 
alicuius  civis  procedat,  nisi  prout  ei  dictaverit  sententia  scabinorum,  ut 
in  nullo  predictorum  fidelium  nostrorum  libertas  mutiletur«.  Vgl.  auch 
Grimm,  Weistümer  4,  S.  766.  —  Nichts  weiter  dürfen  wir  wohl  auch 
darin  sehen,  wenn  der  Landesherr  verspricht,  »in  ordelsachen,  de  mit 
heuftordel  gewist  .  .  .  sin,  geine  uphaldonge  geschien«  zu  lassen. 
S.  Priv.  Jülich  1484  §.  4,  1511  Januar  5  §.  1,  1511  Sept.  23  §.  19. 
Ein  charakteristisches  Beispiel  hierzu  s.  unten  Anm.  173. 

16 1)  S.  Anm.  158  und  163.  Es  wird  allerdings  auch  über  den 
Landesherrn  geklagt;  s.  z.  B.  Anhang  II,  1427  März  1. 

,6a)  S.  Idstd.  Vf.  IU,  2,  S.  115  f.  Sehr  gut  unterrichtet  Levold 
v.  Northof  (S.  12  f.  und  S.  16  ff.)  über  das  Verhältnis  der  Beamten 
zum  Landesherrn;  charakteristisch  ist  namentlich  auch  das,  was  er  an 
ihnen  lobt.  Vgl.  ferner  Hz.  Wilhelm  an  den  Rentmeister  von  Blanken- 
berg  (gleiches  Schreiben  an  den  von  Löwenberg)  d.  d.  Düsseldorf  1489 
Freitag  nach  Eschtag  (Litter.,  Cpt.):  soll  die  im  Lande  Blankenberg  ge- 
legenen Güter  der  Gebrüder  Joh.  und  Albrecht  v.  Zwivel  und  Joh. 
v.  Ar  zu  Godeltzheim  »van  unser  weigen  mit  rechte  beslain  ind  an- 
sprechen vur  2000  gülden  ind  ein  zosagen,  daromme  dat  uns  de  vurg. 
vam  Zwivel  ind  v.  Ar  van  irem  bevele,  so  van  uns  gehat,  ind  ire  lester 
rechenschaft,   uns  davan  geschiet,    nit    nakoemen    noch    voldain    haven«. 

168)  Ein  Befehl  wie  der  folgende  sagt  schon  genug  (Privileg  für 
Blankenberg  von  1245;  ldstd.  Vf.  I,  A.  119):  »vort  so  willen  wir,  dat 
genicher  unser  amptlude  einchem  burger  sins  goitz  iet  mit  gewalt  neme 
of  mit  gewalt  iet  wider  sinen  willen  doe«.  Levold  v.  Northof  S.  12  f.: 
der  Graf  soll  auf  seine  >officiati«  achten,  »ne  vestros  homines  et  subditos 
gravent  indebite«.  Nijhoff  VI,  Nr.  329  (1501)  §.  11:  da  die  Land- 
schaften über  die  gewältlichen  Händel  der  Beamten  gegen  die  Unterthanen 
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gegentraten,  so  kämpften  sie  gegen  etwas,  was  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  bestanden  hatte.  Allein  die  Forderung  von  Landrecht 
und  Schöffenurteil  hat  zum  Teil  gewiss  auch  eine  Spitze  gegen 
gewisse  Neuerungen,  die  in  der  Zeit  des  Übergangs  vom  Mittelalter 
zur  Neuzeit  bemerkbar  werden.  Damals  wurden  die  Rechtsstreitig- 
keiten in  steigendem  Masse  durch  Schiedsverträge,  durch  ausser- 
gerichtliches  ,  Verhör'  erledigt.  Diese  Wendung  lief  im  allgemeinen 
keineswegs  den  Neigungen  des  Volkes  entgegen.164)  Indessen  gingen 
die  Beamten,  die  des  Hofes  wie  die  der  lokalen  Verwaltung,  viel- 
geklagt haben,  so  sollen  die  Beamten  jedem  Landrecht,  Stadtrecht  u.  s.  w. 
widerfahren  lassen.  1476  Juli  2  schreibt  Hermann  v.  Hamerstein  »uire 
gnaiden  arme  diener«  an  Hz.  Wilhelm  (Litter.,  Orig.):  ,Hat  mit  Scheiffart 
»vamme  Roide«  Herrn  zu  Bornheim  am  Gericht  zu  Nörvenich  einen 
Prozess.  Da  Seh.  v.  R.  »u.  g.  dorp  ind  herlicheit  Nörvenich  pantz- 
[wise]  innehait,  wanne  dat  it  eme  gelegen  ist,  dan  liest  hei  dat 
recht  vortgain,  ind  wanne  it  eme  niet  geleigen  velt,.so  schürzt 
hei  it  up,  so  dat  ich  bina  ein  ganz  jair  zo  allen  14  dagen  ieme  zo 
Noervenich  na  hain  moissen  riden,  dardurch  ich  u.  g.  dienst  niet  en  kan 
verwaeren«.  H.  bittet  nun,  der  Hz.  möchte  ihm  (H.)  »einen  u.  g.  brief 
^n  u.  g.  gericht  zo  Nörvenich  bi  brenger  doin  schicken  .  .  .,  mich  .  .  . 
van  dem  gericht  zo  Norv.  doin  nemen«.  Will  »gerne  der  sachen  zo  u.  g. 
bescheidongen  vur  u.  g.  ind  u.  g.  rede  komen,  dat  Scheiffart  ouch  so 
doyn«  [?].'  d.  d.  Hambach  1493  S.  Sebastian  schreibt  Hz.  W.  an  den 
Vogt  v.  Mettmann  (Litter.,  Cpt.):  ,»Goebelinus  unse  arme  undersaisse« 
hat  uns  geklagt,  »dat  tu  in  vam  rechten  genomen  ind  gedrongen,  lant- 
rechtz  ind  scheffenurdel  geweigert  haist«,  wie  die  beigelegte  Klage  weiter 
ausführt.  Es  befremdet  uns  sehr,  dass  »du  mit  unsen  armen  luden  also 
umbgain  seuldest.  Ind  bevelen  dir  daromb,  so  lief  dir  unse  hulde  ist, 
dat  tu  dem  armen  manne  lantrecht  ind  scheffenurdel  ind  ied ermanne 
wederfaeren  laisses,  dat  wir  des  egeine  vorder  ciaigt  hoeren  dürfen,  so 
wir  des  niemantz  geweigert  willen  haven«.*  Über  die  Paschawirtschaft 
der  englischen  Beamten  vgl.  Hegel,  Städte  und  Gilden  I,  S.  55  Anm.  4. 
—  Vgl.  aus  den  Privilegien  noch  Priv.  Jülich  und  Berg  1475  §.  11; 
Priv.  Jülich  1511  Jan.  5  §.  3;  Priv.  Berg  1511  §.  26.  In  Priv.  Jülich 
1423  §.  6  heisst  es:  es  sollen  »die  bruchen  .  .  .  bi  iren  goeden  alden 
rechten  ind  gewoenheiden  ind  zu  scheffenurdel  staen«.  Vgl.  dazu  Scotti  I, 
S.  24  und  Walter,  das  alte  Erzstift  Köln  S.  135:  weil  »die  amptlüde 
zu  zeiten  die  brächten  etwas  grob  ires  gefallens  und  unerkantz  rechtens 
von  den  undertanen  heischen  und  fordern«,  so  sollen  sie  »die  brüchten 
nit  anders  dan  mit  gebürlichen  rechten  und  rechtlichen  erkentniss  in- 
fordern« (kurköln.  Polizeiordnung  von  1538). 

,64)  Stölzel,  gelehrtes  Richtertum;  unten  Anm.  168;  Idstd.  Vf.  III, 
2,  S.  119  Anm.  8.  Vgl.  hierzu  und  zu  den  folgenden  Anmerkungen 
auch  Anhang  IL 
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leicht  noch  mehr  als  das  Volk  darauf  aus,  das  Kompromiss  anzu- 
wenden: die  Regierung  selbst  sah  sich  genötigt,  eine  zu  grosse 
Ausdehnung  der  Kompromissentscheidungen  zu  untersagen.1  6B)  Und 
so  richtet  denn  die  Forderung  von  Landrecht  und  Schöffenurteil 
ihre  Spitze  zum  Teil  offenbar  auch  gegen  das  Bestreben  des  Hofes166) 
wie  der  lokalen  Verwaltung,167)  von  dem  aussergerichtlichen  Verhör 
einen  zu  starken  Gebrauch  zu  machen. 

Nachweislich  ist  bei  der  Forderung  von  Landrecht  und  Schöffeh- 
urteil ferner  an  den  Ausschluss  der  Rechtsprechung  auswärtiger 
Gerichte  gedacht  worden,  insbesondere  der  der  Fehmgerichte.  Der 
Hz.  nimmt  in  der  Antwort  auf  die  betreffende  Beschwerde  der 
Stände  (Priv.  Jülich  1489  §.  1)  wie  auch  sonst168)  den  Standpunkt 

166)  Gott.  Gel.  Anz.  1890,  S.  320. 

166)  Im  Priv.  Jülich  1511  Januar  5  §.  1  verspricht  der  Hz.,  er 
wolle  alle  Untersassen  bei  Recht  und  Schöffenurteil  lassen,  »egeine  ge- 
richtzsache  af  dorn  schriven  noch  uphalden«.  Dazu  vgl.  Priv.  für  die 
clevischen  Stände  von  1501  (Lac.  ÜB.  IV,  S.  609):  »wi  .  .  .  en  sullen 
oick  nimant  .  .  .  van  den  rechten  doin  schriven,  dan  iderman  in  sinen 
rechten  behalden  ind  geboirlich  recht  wederfaeren  laiten,  ten  were  dan 
saike,  dat  sich  imantz  an  uns  beclageden  baven  recht  beswert  to  werden, 
datselve  sullen  wi  bi  unsen  vrienden  verhoiren  ind  bi  dieselven  strafinge 
daraver  na  geboir  geschien  laiten,  beheltelich  den  steden  oire  Privilegien 
unverrechtent  [![  te  bliven«.  Vgl.  auch  die  Briefe  von  1493  und  1499 
oben  Kap.  III,  A.  2. 

16T)  ürk.  Beil.  1505;  Scotti  I,  S.  23  (Edict  v.  1525).  Vgl.  Spon- 
heimer  Beamtenordnung  von  1437:  ,Wenn  die  Bürger  und  armen  Leute 
der  eine  von  dem  anderen  Rechts  begehrt,  »da  sollent  die  amptlute 
allemale  bestellen,  dem  clager  eins  unverzogenen  rechten  geholfen  werden 
in  dem  gerichte  .  .  .;  es  were  dan,  ob  die  partijen  mit  irer  beider 
wissen  und  willen  übertragen  werden  möchtent.  Und  soliche  hilfe  dez 
rechten  oder  gütlicher  teidinge«  soll  stets  ohne  Geschenk  oder  Vorteil 
geschehen.4  Mone,  Ztschr.  f.  d.  G.  des  Oberrheins  VI,  S.  388  §.  5. 
Loening,  Verwaltungsrecht  S.  39  Anm.  3. 

168)  Bündnis  zwischen  Jülich  und  Gleve  von  1478  (Lac.  ÜB.  IV, 
Nr.  398).  Union  von  1496:  es  soll  kein  Unterthan  an  die  freien  Stühle 
geladen  werden  um  Sachen,  die  an  unser  Land-  und  Stadtrecht  gehören, 
falls  nicht  in  unserem  Lande  Schöffenurteil,  Land-  oder  Stadtrecht  ge- 
weigert wäre.  1439  Dzb.  26  schreibt  Hz.  Gerhard  an  den  Erzb.  von 
Köln  (Litter.,  Kop.):  ,Sein  Untersasse  und  Getreuer  Joh.  v.  Auwe  hat 
ihm  einen  Brief  von  des  Erzbischofs  Freigrafen  von  Arnsberg  gezeigt 
[also  eine  Vorladung].  Da  nun  Joh.  sich  vor  dem  Hz.  »erboeden  hait, 
dat  wir  sinre  mechtich  sin  sullen  zo  doin  und  zo  nemen«,  was  gebühr- 
lich ist,   so  möchte   der  Erzb.  des  Herzogs  Untersassen   mit  dem   heim- 
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ein,  dass  die  Jurisdiktion  der  Fehmgerichte  abzuweisen  sei,  wenn 
der  Unterthan  sich  zu  Recht  erbiete  und  ihm  von  den  landesherr- 
lichen Gerichten  auch  nicht  Recht  geweigert  werde.  Ausser  der 
Abwehr  der  Fehmgerichte  werden  die  Stände  mit  jener  Forderung 
wohl  eine  Einschränkung,  resp.  den  Ausschluss  der  Thätigkeit  des 
Reichskammergerichts  und  des  kaiserlichen  Gerichts  von  Rottweil 
beabsichtigt  haben.169)  Wir  wissen  wenigstens,  dass  die  Unterthanen 
das  Eingreifen  beider  als  lästig  empfanden  und  dass  der  Herzog  im 

liehen  Gerichte  nicht  weiter  beschweren  lassen,  sonder  sich  darin  so 
halten,  »dat  solicher  swarer  Sachen  tuschen  u.  1.  und  den  unsen  niet 
noit  si«.*  Hz.  an  Werner  v.  Humpesch  Amtmann  zu  Münstereifel  d.  d. 
Nideggen  i486  Sonntag  nach  Joh.  Bapt.  (Litteral.,  Cpt):  ,» Peter  Hennen 
son  v.  Saetzvei  hait  uns  sine  gebrechen  schriftlich  vurgegeven  Heinrich 
v.  Melre  .  .  .  beroerende«;  übersendet  die  Schrift.  Da  Peter  »sich  der 
saichen  vur  dich  ind  andere  unse  amptlude«  zu  Münstereifel  >zo  verhoeren 
erbudet  ind  darup  dat  heimlige  gericht  zit  lank  verhalden  wirdet«,  so  soll 
Adr.  die  Parteien  von  des  Herzogs  wegen  sogleich  vor  sich  bescheiden, 
ihre  Sachen  verhören  und  allen  Fleiss  ankehren,  »si  der  under  einandern 
zo  vereinigen  ind  entscheiden  ind  dat  Peter  vurane  dat  heimlige  gericht 
afstelle«.  Wenn  Adr.  sie  nicht  unter  einander  entscheiden  kann,  so  soll 
er  sie  vor  unsere  Räte  hierher  nach  Nideggen  bescheiden.  So  wollen 
wir  durch  dieselben  unsere  Räte  die  Parteien  »vorder  verhoeren,  ire  ge- 
brechen na  dem  bevinden  zor  billicheit  stellen  laissen«.'  Hz.  Wilhelm 
an  die  Stadt  Bonn  1500  Mai  28  (Litter.,  Cpt.):  ,Ein  bonner  Bürger  (Joh. 
vom  Dicke)  hat  kürzlich  die  Schöffen  der  Dingstühle  in  der  Bruggen  und 
Gerresheim  mit  Freienstuhlsrecht  vorzunehmen  unterstanden,  obwohl  ihm 
an  beiden  Enden  gebührlich  Recht  nicht  geweigert  ist.  Hz.  hat  ihm  dann 
einen  Geleitsbrief  gegeben,  an  den  hzgl.  Hof  zu  kommen,  wo  der  Hz. 
dann  ihn  und  jene  Schöffen  verhören  und  die  Gebrechen  nach  Befinden 
stellen  lassen  wolle.  Darauf  ist  er  am  Hofe  erschienen,  hat  seine  For- 
derung schriftlich  übergeben,  ist  dann  aber  sogleich  hinweggezogen. 
Die  Stadt  möchte  nun  ihren  Mitbürger  anweisen,  jene  Schöffen  nicht 
weiter  mit  der  auswärtigen  Beschwerung  vorzunehmen,  sondern  Recht  zu 
nehmen  oder  an  den  Hof  zum  Verhör  vor  den  hzgl.  Räten  zu  kommen.' 
Vgl.  noch  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  1053;  Eichhorn  3,  S.  201  und  221;  Priv. 
für  Düren  von  1474  (bei  Gengier,  cod.  iur.  mun.);  Annalen  23, 
S.  141  ff.;  Mitt.  Köln  17,  S.  21;  Lindner,  die  Veme;  hist.  Ztschr.  63, 
S.  310;  Teschenmacher,  Annales  S.  325. 

169)  In  Priv.  Jülich  1511  Sept.  23  §.  19  verspricht  der  Hz.  ganz 
allgemein,  Angelegenheiten  der  Unterthanen  nur  im  Lande  verhören  zu 
lassen.  In  dem  Priv.  von  1542  wird  die  Geltung  dieses  Satzes  auf  den 
Fall  eingeschränkt,  dass  die  Parteien  das  Verhör  ausser  Landes  nicht 
bewilligen. 
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einzelnen  Fall  Schritte  that,  um  demselben  vorzubeugen.170)  —  An 
dem  Reichskammergericht  hatten  die  Stände  übrigens  nicht  so  sehr 
dessen  unmittelbares  Eingreifen  auszusetzen  wie  die  grosse  Zahl 
der  Appellationen,  die  an  dasselbe  gebracht  wurden.170*) 

Einmal  hat  die  Forderung  von  Landrecht  und  Schöffenurteil 
eine  Spitze  gegen  das  geistliche  Gericht  (Priv.  Jülich  1511  Jan.  5 
§.  4).  Und  dessen  Thätigkeit  einzuschränken  verpflichten  die  Stände 
auch  sonst  den  Landesherrn  in  den  Privilegien  (Priv.  Jülich  1511 
Sept.  23  §.  18):  er  verspricht  die  Unterthanen   »vur  der  ungewon- 


17°)  Von  den  zahlreichen  hierher  gehörenden  Aktenstücken  mögen 
nur  zwei  mitgeteilt  werden.  Hz.  Wilhelm  an  den  kölner  Domdechant 
Phil.  v.  Dann  d.  d.  Düsseldorf  1503  Samstag  nach  S.  Thomas  (Litter., 
Cpt.):  ,»Wir  verstain,  we  dat  ir«  unsere  Räte  Wilh.  und  Winrich  v. 
Gertzen  Gebrüder  »wederumb  mit  dem  cammergerichte  vurgenomen 
haven.  Up  dat  dan  de  dingen  nit  uislendich  zo  uisdracbt  komen  dürfen 
ind  so  ouch  vurmails  derhalven  gutlige  handelonge  oevermitz  unse  rede 
gewest  ist,  begeren  wir  avermail  gutlich  an  uch  de  beswerong  des 
cammergerichtz  in  gem.  sachen  sonder  vortfarong  beresten  ind  de  dinge 
noch  vur  unse  rede  zo  dage  ind  verhöre  komen  zo  laissen.  So  willen 
wir  den  dach«  sobald  als  möglich  »bescheiden,  in  der  sachen  vorder  mit 
fliss  handelen  doin,  umb  zu  understain,  uch  mit  den  obg.  gebroderen 
gutlich  zo  vereinigen.  Wewail  wir  uns  des  zo  uch  vermoden«,  begehren 
wir  doch  »uire  gutlige  beschrevene  antwort.«'  Herzog  Wilhelm  an 
Werner  v.  Hümpesch  d.  d.  Nideggen  1492  S.  Gallus  (Litteral.,  Cpt.): 
,Unser  Mann  und  lieber  Getreuer'  Wilh.  Kessel  von  Nurberg  klagt  uns, 
dass  er  »van  Gise  Prof«,  Bürger  der  Stadt  Münstereifel,  »mit  uiswen- 
digem  Roitwilschen  gerichte  vurgenoemen  ind  beswert  werde  umb  saichen 
wille,  darorame  si  beide  an  unsem  gerichte  daselfs«  zu  Münstereifel 
»hangen«.  Adr.  soll  nun  Gise  P.  vor  sich  bescheiden  und  ihm  »bi  ver- 
lesonge  unser  genaden  ind  sins  lifs  ind  guetz«  befehlen,  »de 
uiswendige  besweronge  dem  vurg.  Wilh.  Kessel  van  stont  afzostellen  ind 
sich  mit  unsem  rechten  zo  Munster  genoigen  zu  laissen.  Dan  der  gem. 
Gise  sulger  hendele  mit  uiswendiger  besweronge  ind  anders  moitwillens 
den  unsen  zozovoegen,  as  wir  bericht  werden,  sich  vast  degelichs  ge- 
braucht, wir  eme  nit  lenger  zo  gestaden  denken«.  Wenn  G.  es  nicht 
thut,  »sulchs  wils  uns  zo  kennen  geven;  werden  wir  dir  dan  vorder  unse 
meinonge  danaf  unverkont  nit  laissen«.'  —  Über  die  grosse  Rolle,  die 
das  ksl.  Gericht  von  Rottweil  im  15.  Jahrhundert  spielt,  s.  Tomaschek, 
wiener  SB.  49,  S.  596.     Vgl.  auch  Stölzel,  gelehrtes  Richtertum  I,  S.  29. 

170a)  ürk.  Beil.  1518  Dzb.  15;  1525  Nov.  10  §.  8;  1535  Juli  7 
§.  3;  1536  Juni  8  §.  3.  Im  Jahre  1530  erwirkte  der  Hz.  beim  Kaiser 
ein  Privileg,  wonach  in  allen  Streitsachen  von  einem  Werte  unter  200  G. 
die  Appellation  an  das  Kammergericht  verboten  sein  sollte.  Doch  wurde 
dies  Privileg  noch  nicht  publiciert.     Lac.  Arch.  V,  S.  23. 
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liger  geistlicher  beswerniss  des  bans«  zu  verteidigen.171)  Freilich 
bedurfte  es  dieser  Anregung  kaum.  Denn  gerade  gegen  die  geist- 
liche Gerichtsbarkeit  hatte  die  Landesherrschaft  unserer  Territorien 
schon  seit  lange  einen  energischen  und  nicht  erfolglosen  Kampf 
geführt.172) 

Die  Fürsorge  der  Stände  richtete  sich  weiter  darauf,  dass  die 
Gerichte  des  Landes  ordnungsmässig  gehalten  wurden.  Namentlich 
sahen  sie  sich  veranlasst  diesen  Wunsch  hinsichtlich  des  Ritter- 
gerichtes von  Opladen178)  zu  äussern.    Immer  von  neuem  verlangen 


171)  Vgl.  hierzu  urk.  Beil.  1525  Nov.  10  §.  6  (Reichstagsinstruktion); 
Richter-Dove-Kahl,  Kirchenrecht  §.  214  Anm.  15  (8.  Aufl.);  Scotti  I, 
S.  21.  Einen  Anteil  der  Stände  an  den  Auseinandersetzungen  zwischen 
Jülich  und  Kurköln  über  die  geistliche  Jurisdiction  zeigen  die  Urkunden 
von  1433  bei  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  206  (vgl.  urk.  Beil.  1431)  und  von  1450 
(Erblandesvereinigung)  bei  Hansen  II,  Nr.  30  §.  5. 

172)  Ober  misbräuchliche  Anwendung  des  geistlichen  Rechts  s.  ldstd. 
Vf.  III,  2,  S.  241  (1505,  Nr.  25)  und  vor  allem  unten  den  Anhang  I. 
Vgl.  auch  Mitt.  Köln  17,  S.  36  (1438)  und  S.  38  f.  (1439).  Den  Kampf 
der  Landesherrschaft  gegen  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  am  Niederrhein 
haben  namentlich  Varrentrapp,  Herrn,  v.  Wied  II,  S.  3  ff.  und  Hansen  I 
dargestellt.  Vgl.  ferner  Ztschr.  f.  Kirchengeschichte  11,  S.  158  ff.;  Lac. 
Arch.  I,  S.  116  ff.  (jülicher  Landrecht);  Teschenmacher  S.  324  und  326. 
Es  mag  in  diesem  Zusammenhang  erwähnt  werden,  dass  der  Hz.  über 
geistliche  Räte'  verfügt.  S.  Hansen  II,  S.  48  §.5;  Lac.  Arch.  I,S.  145 
§.65  (jül.  Landrecht:  geistliche  Räte  sollen  ebensowenig  wie  bergische 
Räte  in  jülicher  Urteilsachen  mitsprechen).    Vgl.  auch  Kap.  II,  Anm.  85. 

,78)  S.  die  Beschreibung  dieses  Gerichtes  in  ldstd.  Vf.  II,  S.  3  f. 
Es  wird  als  »oberstes  Hauptgericht',  als  ,Hauptlandgerichtc  u.  s.  w.  be- 
zeichnet. Vgl.  Schreiben  des  Ritters  Gauwin  v.  Swanenberg  an  Hz. 
Wilhelm  1478  Oktober  14  (Litter.,  Orig.):  ,Der  Hz.  wird  sich  noch  er- 
innern, »wie  dat  reicht  ind  oirdel  uisgesproichen  sint  bi  biweisen  u.  f.  g. 
ind  u.  g.  reden  ind  der  ritterschaft  ind  der  lantscheffen  des  furstentompts 
des  lantz  van  dem  Berge  etc.  tuschen  den  Offerkampe  partien  ind  mir. 
Ind  wir  pairtien  vurg.  bescheiden  sin  van  u.  g.  hoifmeister  dairbizokomen 
vur  u.  g.  amptmanne  ind  die  scheffen  v.  Hemelgeist  ind  vur  den  zo 
overkomen  ind  zu  voellenzien  datgenne,  dat  zu  Uplaeden  mit  richte  ind 
mit  oirdel  gewist  ist,  unser  einre  dem  anderen  zo  doin  binnen  14  daegen. 
Dem  ich  also  gedain  haven  ind  darbi  bin  komen  up  den  vurg»  dag,  ind 
mir  neit  gescheit  ist,  as  vurg.  steit.  Des  alles  an  mir  gein  gebrech 
geweist  is  ind  zien  ich  mich  des  neit  vurder  dain  an  u.  g.  amptman, 
der  darbi  geweist  ist«.  Der  Hz.  möchte  nun  daran  sein,  »dat  mir  dat- 
genne wederfaere  ind  gescheeie,  dat  mir  van  u.  g.  oeversten  gereichte 
zogewist  is,  want  ich  min  dage  ne  geleift  [!]  haven  noch  hain  hören 
sagen,  datgenne,  dat  zo  Uplaeden  gewist  ist,    dat   dat   ee  vurder   komen 
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sie,  dass  dieses  Geriehl  jährlich  (resp.  jährlich  mindestens  einmal) 
gehalten  werde.174)  Doch  waren  alle  Vorstellungen  trotz  einzelner 
Zusagen  des  Herzogs  vergebens.  Nachdem  der  Rittertag  in  Opladen 
lange  sehr  unregelmässig  gehalten  worden  war,  erreichte  er  im  Jahre 
1559  schlechthin  sein  Ende.176)  Offenbar  war  die  Struktur  des 
Rittergerichtes  zu  mittelalterlich.176)  —  Über  das  Hauptgericht  zu 
Jülich177)  hören  wir  nur  einmal  eine  Klage,178)  die  sich  ausserdem 
nicht  etwa  auf  ein  Aussetzen  der  Gerichtstage  zu  beziehen  scheint. 
Und  dieses  Gericht  hat  denn  auch  in  voller  Thätigkeit  fortbestanden. 
Kein  Privileg  erwähnt,  dass  die  Stände  auch  selbst  Recht  ge- 
sprochen haben.  Aus  anderen  Quellen  ergiebt  sich  aber,  dass  ihre 
gerichtliche  Thätigkeit  sogar  eine  recht  bedeutende  gewesen  ist.179) 


si  [!],  des  an  mir  lider  geschult.'  Derselbe  an  denselben,  1478  Dzb.  1 
(Litter.,  Orig.):  ,Hat  dem  Hz.  früher  geschrieben  »van  sulchem  heuft- 
rechte  ind  urdel,  die  tuschen  minen  wederpartien  den  Offerkempen  ind 
mir  usgesprochen  ind  gegeven  sint  zo  Uplaeden  vur  u.  f.  g.  oeversten 
heuftgerichte,  da  u.  g.  untgainwerdich  gesessen  haven  as  ein  lantfurste 
ind  herre  ind  oeverste  richter  des  gerichtz,  darup  mir  van  u.  f.  g.  gein 
antwort  worden  ist,  dan  sovil,  dat  u.  g.  hoifmeister  an  mir  zo  Colne 
van  u.  g.  wegen  begert  hait,  mich  dainne  6  of  6  dage  zo  liden,  dem  ich 
also  gedain  hain.  Des  6  wechen  vurgeleden  sin  mach«,  ohne  dass  ich 
Antwort  erhalten.  »Ind  sint  der  zit  hain  ich  ouch  u.  f.  g.  overste  rede 
angesprochen«  und  sie  gebeten,  mir  widerfahren  zu  lassen,  was  »u.  f.  g. 
oeverste  heuftgerichte  mir  zogewist  haint«.  Es  ist  dem  Hz.  und  seinen 
Räten  billig,  mich  »bi  mime  erlangten  rechten,  dat  vur  u.  f.  g.  selfs  an 
u.  g.    heuftlantgerichte   zo   Upiaden  gegeven  ind  gewist   is«,    zu   lassen/ 

m)  Urk.  Beil.  1478  §.  77d;  Priv.  Berg  1478  §.  4;  oben  Kap.  II, 
Anm.  54  (1518);  urk.  Beil.  1522  Febr.  7.  Landtagsabschied  von  1534 
Juli  16  (s.  oben  S.  11  f.):  »ferner  als  auch  die  ritterschaft  des  lantz  v. 
dem  Berge  begert,  den  rittertag  zu  Upiaden  zu  halden,  damit  den  Par- 
teien und  anderen,  die  daselbs  zu  tun  haven,  geholfen  möcht  werden, 
und  auch  sich  eines  tags  zu  vergleichen,  wanne  das  man  alle  jars  daselbs 
bei  einanderen  möcht  kommen,  so  hat  hochg.  u.  g.  h.  verwilligt,  das  am 
furderlichsten  und  nach  gelegenheit  s.  f.  g.  ein  tag  benant  und  angesatzt 
werde,  umb  sich  daselbs  zu  Upiaden  nach  aller  notturft  ferner  zu  be- 
sprechen und  zu  handeln«. 

17B)  Lac.  Arch.  I,  S.  110.  Ein  Protokollbuch  des  Rittergerichtes 
von  Opladen  aus  dem  Jahre  1518 — 59  findet  sich:  Gesetzgebung  Nr.  2. 

176)  Vgl.  histor.  Taschenbuch  1887,  S.  310. 

177)  Vgl.  über  dieses  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  119  Anm.  8. 

178)  Urk.  Beil.  1507  Januar  13. 

11  *)  Gneist,  engl.  VG.,  S.  209:  „Die  Stellung  als  Gericht  war  und 
blieb  der  Kern  jeder  germanischen  Verfassungsbildung;    gerichtliche  Ver- 
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Das  jülicher  Landrecht  (von  1537)  sagt180):  »sachen,  dair  vehede, 
kriech,  oirlich,  ruif,  brant  und  gefenkeniss  uis  erwassen  sint,  in 
sulchen  hendelen  wiset  dat  heuftgericht  neit  oever,  so  es  den  adel 
und  ritterschaft  antreffen  is,  werden  sulchen  Sachen  an  unsen  g.  lant- 
fursten  und  siner  g.  ritterschaft  gestalt  dair  oever  zo  erkennen«. 
Danach  war  die  Ritterschaft  (unter  Vorsitz  des  Landesherren)  das 
ordentliche  Forum  für  Fälle  des  Landfriedensbruchs,  wenn  es  sich 
um  ritterbürtige  Personen  handelte.  Die  Richtigkeit  der  Angabe 
des  jülicher  Landrechtes  wird  durch  Nachrichten  über  einzelne 
Verhandlungen  erwiesen.181)  Dieselben  Quellen189)  zeigen  ferner, 
dass  die  Ritterschaft  in  den  gleichen  Fällen  als  Vergleichsinstanz 
fungierte;  ja,  sie  lehren  weiter,  dass  sie  in  letzterer  Eigenschaft 
auch  noch  in  den  mannigfachsten  anderen  Streitsachen  auftrat. 
Die  ständischen  Gerichtstage  sind  so  zahlreich,  dass  wir  wohl  an- 
nehmen dürfen,  für  gerichtliche  Zwecke  sind  die  Stände  am  häu- 
figsten thätig  gewesen.  Freilich  ist  es  fast  immer  nur  die  Ritter- 
schaft, die  mit  diesen  Angelegenheiten  beschäftigt  wird,  nicht  die 
Städte,188)  und  aus  der  Ritterschaft,  wie  es  scheint,  meistens  nur 
eine  kleinere  Anzahl.  Wir  werden  daher  die  ständischen,  genauer: 
ritterschaftlichen  Gerichtstage  nicht  schlechtweg  als  Landtage  be- 
zeichnen dürfen.184) 


handlungen  bildeten  die  laufenden  Geschäfte  jeder  Landesversammlung." 
Dem  zweiten  Teile  dieses  Satzes  darf  man  mit  einigen  Einschränkungen 
zustimmen. 

180)  Lac.  Arch.  I,  S.  139  §.  44.  Absichtlich  lässt  es  wohl  ,Mord' 
aus,  weil  dafür  doch  gewiss  nur  die  ordentlichen  Gerichte  competent 
waren. 

181)  Anhang  JI.  —  Von  vielen  ständischen  Gerichtstagen  kennen 
wir  nicht  den  Gegenstand  des  Rechsstreites ;  vgl.z.  B.  Kap.  II,  Anm.  85. 

182)  S.  Anhang  II;  Mitt.  Köln  17,  S.  35  (1438). 

183)  Vgi#  <]as  charakteristische  Berufungsschreiben  von  1514  Okt.  27 
in  Anhang  Ü:  zu  dem  Landtag  (in  unserem  Sinne)  werden  Räte,  Ritter- 
schaft und  Städte  berufen;  auf  dem  dann  folgenden  Gerichstag  sind  aber 
nur  Räte  und  Ritterschaft  anwesend. 

184)  Im  benachbarten  Köln  hat  nach  ürk.  aus  den  Jahren  1423—37 
(Litter.)  Walter  v.  Dreise  wegen  eines  Streits  um  Güter  »dage«  mit 
seiner  Gegenpartei  »geleist  vur  mins  h.  amptluden  van  Colne  ind  sinen 
scheffenen  zo  Bonne,  ind  up  dem  dage  vurs.  en  moicht  mir  gein  gelich 
van  in  geschiene,  ind  han  ouch  up  demselven  dage  geboiden,  ich  wil 
minre  anspraichen,  die  ich  zo«  der  Gegenpartei  »han,  bliven  an  m.  h. 
van  Colne  ind  sime  raide  ind  ritterschaf,  as  verre  as  mirs  ein  kurt  uis- 
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Wiederholt  sprechen  die  Stände,  resp.  die  Ritterschaft  auch  in 
dem  Falle  Recht,  wenn  der  Landesherr  Partei  ist,  sei  es,  dass  Teil- 
fürsten mit  einander  stritten,186)  sei  es,  dass  der  Landesherr  mit 
einem  fremden  Herrscher,186)  sei  es,  dass  er  mit  einem  Unterthan 
zu  thun  hat.18T)  Sie  sind  jedoch  hierbei  regelmässig188)  nur  frei 
gekorene  Schiedsrichter. 

Eine  von  den  Streitsachen,  welche  die  Landesherrschaft  den 
Ständen  vorgelegt  hat,  wollen  wir  hier  eingehender  besprechen,  weil 
sie  uns  ein  besonderes  Interesse  zu  haben  scheint.189)  Im  Jahre 
1463  erhob  die  Herzogin,  welche  bereits  seit  längerer  Zeit190)  für 
ihren  geisteskranken  Gemahl  die  Regierung  führte,  gegen  den  ber- 

dracht  wurde«.  Nach  Urk.  von  1493  (Lac.  ÜB.  4,  Nr.  461)  sollen  über  einen 
von  Clas  v.  Drachenfels  und  seinem  Vetter  verübten  Totschlag  Domkapitel, 
Grafen,  Ritterschaft,  »stedevrunde  und  gemein  lantschaft  zusehen  30  und 
40  personen«  zu  [also  nur  eine  Auswahl  von  Ständemitgliedern]  ,erkennen' 
(ihre  Versammlung  heisst  »landtag«).  In  Urk.  von  1508  (Lac.  ÜB.  4, 
S.  614  oben)  legen  sich  Grafen,  Ritterschaft  und  Städte  von  Köln  eine 
Gerichtsbarkeit  in  Steuersachen  bei.  In  unseren  Territorien  begegnen  wir 
nur  einmal  dem  Landtag  als  Forum  in  Steuersachen  und  zwar  unter  be- 
sonderen Umständen  (ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  121).  —  Über  Geldern  vgl. 
Privileg  des  Herzogs  für  die  Stände  von  1501  (Nijhoff  6,  Nr.  329  §.  1): 
,wird  jeden  bei  seinen  Rechten  lassen  ausser  denjenigen,  »die  sich  van 
ons  gekeert  ende  tot  onser  wederpartijen  ergeven  hebben,  die  sullen  wij 
nae  oere  misdaet  aen  lijve  ende  guede  moigen  straifen«,  ohne  Einrede 
seitens  der  Stände;  wenn  sie  aber  vor  den  letzteren  »oire  misdaet  .  .  . 
to  beteren«  wünschen,  »sullen  wij  dieselve  dairop  gerne  hoeren  ende 
gönnen  in  der  guetlicheit  to  moigen  handelen«;  offenbare  Totschläger  u.  s.  w. 
sind  aber  ausgeschlossen.4  Es  handelt  sich  hier  offenbar  um  politische 
Vergehen,  die  in  dem  bewegten  Geldern  gewiss  sehr  häufig  waren.  Über 
Cleve  s.  urk.  Beil.  1544. 

186)  Ldstd.  Vf.  II,    S.    19  (1397);    Anhang  II    (1427  Januar    18). 
,86)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  206  (1433);  vgl. dazu  urk.  Beil.  1431.  Bergisches 

Rechtsbuch  §.  1  (oben  S.  97). 

187)  S.  unten  die  Verhandlungen  von  1463  und  1464;  Anhang  II. 
—  Es  sei  in  diesem  Zusammenhang  auch  an  die  Klagebriefe  (über  den 
Landesherrn),  die  an  die  Stände  gerichtet  werden,  erinnert;  s.  oben 
Anm.  85  am  Schluss. 

188)  Eine  verfassungsmässige  Stellung  kommt  ihnen  nur  in  dem  vom 
bergischen  Rechtsbuch  erwähnten  Fall  (Anm.  186)  zu. 

18V)  Die  Akten  s.  in  den  urk.  Beil.  1463  und  64. 

l90)  Nach  den  in  den  Litter.  befindlichen  Akten  zu  schliessen,  muss 
Hz.  Gerhard  in  den  Jahren  1453 — 55  geisteskrank  geworden  sein,  resp. 
seine  Geisteskrankheit  sieb  so  gesteigert  haben,  dass  seine  Gemahlin  die 
Regierung  übernahm. 
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gischen  Marschall  Johann  vom  Huiss  verschiedene  Klagen,  die  nament- 
lich finanzielle  Forderungen  betrafen.  Sie  ersuchte  nun  zunächst 
die  bergischen  Stände,  ihn  zur  Nachgiebigkeit  zu  veranlassen,  und 
kündigte  an,  sie  würde  ihm  im  Weigerungsfalle  »dach  setzen«  vor 
ihren  Verwandten  und  den  Ständen.  Die  letzteren  gaben  eine  die 
Herzogin  nicht  befriedigende  Antwort,  welche  wohl  besagte,  sie 
solle  gegen  Johann  den  ordentlichen  Rechtsweg  beschreiten.  Darauf 
berief  sie  einen  Landtag  von  Jülich  und  Berg  (zu  1464  Januar  23 
nach  Düsseldorf),  um  ihm  die  Angelegenheit  vorzulegen.  Sie  lud 
dazu  mehr  Personen,  als  sonst  auf  Landtagen  erschienen:  aus  den 
Städten  erwartete  sie  eine  grosse  Anzahl  von  Bürgern;  ferner  be- 
schied sie  aus  jedem  Gericht  zwei  Schöffen.1 91)  Der  Landtag  blieb 
indessen  ohne  Resultat,  da  der  Angeklagte  nicht  erschien.  Aus  den 
weiteren  Verhandlungen,  deren  Überlieferung  übrigens  sehr  lücken- 
haft ist,  verzeichnen  wir  noch  die  Thatsache,  dass  diQ  Herzogin 
,auf  Bitten  der  Räte  und  der  Ritterschaft  von  Berg  ihnen  zu  Ehren 
und  zu  Liebe'  einen  gütlichen  Vergleichsversuch  zuliess,  der  jedoch 
auch  kein  Ergebnis  hatte. 

Der  Kern  des  Streites  ist  offenbar  der:  die  Herzogin  glaubt 
ihren  Zweck  leichter  erreichen  zu  können,  wenn  sie  ihre  Angelegen- 
heit statt  an  das  ordentliche  Gericht  an  die  Stände  bringt;  aber 
die  letzteren  meinen  nur  als  Vergleichsinstanz  auftreten  zu  dürfen.199) 
Das  Verfahren  der  Herzogin  war  ungewöhnlich  und  scheint  auch 
nachher  nicht  mehr  eingeschlagen  worden  zu  sein.  Im  Jahre  1515 
befand  sich  die  Regierung  in  ähnlicher  Lage  wie  1463:  sie  wünschte 
den  Kohlenberg  Eschweiler  von  der  Pfandinhaberin,  einer  Witwe 
Nesselrode,  einzulösen;  als  diese  sich  weigerte,198)  wandte  sie  sich 
jetzt  aber  nicht  an  die  Stände,  sondern  an  das  Hauptgericht  Jülich.194) 

191)  Priebatsch,  die  deutschen  Städte  im  Kampfe  mit  der  Fürsten- 
gewalt I,  S.  139:  unter  Albrecht  Achill  sind  beim  ständischen  Gericht 
auch  die  Schöffen  beteiligt. 

199)  Wir  wollen  das  Rechtsgefühl  der  Stände  nicht  in  Zweifel  ziehen, 
daneben  aber  auch  daraufhinweisen,  dass  sehr  viele  Mitglieder  der  Ritterschaft 
ebenso  wie  Joh.  vom  Huiss  Besitzer  hzgl.  Versehreibungen  waren  und 
gewiss  dachten :  was  heute  ihm,  kann  morgen  uns  geschehen  (Anhang  II, 
1427  März  1). 

198)  Die  Akten  hierüber  s.:  Herrschaften  und  Jurisdictionsbefugnisse 
im  Herzogtum  Jülich  ad.  Nr.  12,  vol.  II,  fol.  19  ff.  Die  Kündigung  sollte 
nach  der  Verschreibung  l\i  Jahr  vor  der  Zahlung  geschehen.  Die 
Zahlung  war  aber  nicht  nach  Vi  Jahr  erfolgt. 
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Die  Kompetenz  des  ständischen  Gerichts  war  eine  enge.  Wenn 
die  Stände  trotzdem  eine  lebhafte  gerichtliche  Thätigkeit  entfaltet 
haben,  so  liegt  das  (abgesehen  von  ihrer  gerichtlichen  Thätigkeit 
auf  anderen  Gebieten)  daran,  dass  der  Landfriedensbruch  ritter- 
bürtiger  Personen,  wofür  sie  zuständig  waren,  im  Mittelalter  zu  den 
häufigeren  Verbrechen  gehörte.  Aber  die  Zeiten  änderten  sich;  und 
darum  verlor  auch  der  ständische  Gerichtstag  allmählich  seine  Be- 
deutung.1 96) 

§,  4.    Die  Verwaltungsorganisation. 

Es  giebt  Territorien,  in  denen  der  landesherrliche  Verwaltungs- 
körper in  weitem  Umfang  dem  Einfluss  der  Landstände  unterworfen 
ist.196)  Von  den  unseren  gilt  dies  nicht.  Denn  wenn  den  Ständen 
in  einer  Urkunde  die  Vormundschaft  für  den  minderjährigen  Landes- 
herrn zugesprochen  wird  (S.  91),  so  ist  diese  Zusicherung,  wie 
bemerkt,  nicht  praktisch  geworden.  Wohl  sind  dann  weiter  Ver- 
suche gemacht  worden,  die  Verwaltung  unter  ständischen  Einfluss 
zu  bringen,  aber  Versuche  ohne  Erfolg. 

Die  bemerkenswertesten  Bemühungen  dieser  Art  fallen  in  das 
Jahr  1513.  Aus  demselben  haben  wir  zwei  Aktenstücke197)  mit 
der  Aufschrift:  >anzeichong,  de  ritterschaft  zo  Guilg  oevergeven  up 
s.  Laurentius  avent  ao.  513  antreffen  de  bede  etc.«;  beide  sind 
von  »Engelbert  Hurt  erfmarschalk«  unterzeichnet.  In  dem  ersten 
wird  ausgeführt,  dass,  obwohl  die  Landschaft  nicht  schuldig  sei  die 

194)  Er  habe  —  schreibt  Hz.  Johann  —  die  Witwe  Nesselr.  vor 
die  Räte  und  das  Hauptgericht  beschrieben,  »umb  dat  recht  .  .  .  zo 
nemen«;  durch  die  Räte  und  das  Hauptgericht  solle  mit  Recht  erkannt 
werden,  was  der  Hz.  ihr  laut  der  Verschreibung  zu  thun  schuldig  sei. 
Als  Anwalt  des  Herzogs  tritt  vor  dem  Hauptgericht  Doktor  Meinertzhagen 
(der  dahin  beschieden  war)  auf.  Schliesslich  einigen  sich  die  Parteien 
auf  ein  Schiedsgericht.     Die  Einlösung  erfolgte. 

195)  Es  mag  hier  auch  an  die  in  den  urk.  Beil.  1528  beschriebene 
Einrichtung  neuer  landesherrlicher  Gerichtstage  erinnert  werden. 

196)  Hegel,  Gesch.  d.  meklb.  Landstände,  S.  59  (1329);  Kindlinger 
münster.  Beiträge  I,  2,  S.  30  (1368);  Slölzel,  Brandenburg-Preussens 
Rechtsverwaltung  I,  S.  78  f.  (1453).  1421  bekundet  Hz.  Joh.  v.  Brabant, 
dass  die  »drie  staten«  seines  Landes  verschiedene  Personen  zu  mehreren 
Hofämtern  (Drost,  Kämmerer  u.  s.  w.)  »genomen  end  gesteh  hebben« 
(Ms.  B.  26,  Nr.  60,  Kop.). 

,97)  Herrschaften  und  Jurisdiktionsbefugnisse  im  Herzogtum  Jülich 
ad.  Nr.  12,  vol.  I,  fol.  51,  Orig. 
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vom  Herzog  verlangte198)  Steuer  zu  geben,  die  Ritterschaft  sie  dies- 
mal doch  unter  gewissen  Bedingungen  vergönnt'  habe.  Als  solche 
werden  namentlich  genannt:  ,Es  sollen  »geordeneirt  werden«  6  oder  7 
»van  der  ritterschaft  ind  ouch  van  den  steden,  denselven  und  mar- 
schalk  [!]  sulch  gelt  oeverantwort  und  gelievert  sal  werden  und 
neit  uisgegeven  noch  van  sich  gekeirt  .  .  .  dan  mit  gemeinem  raet« 
des  Herzogs,  der  jülicher  Räte  und  der  gemeinen  Landschaft.  Die- 
selben »geordent  frunt  van  ritterschaft  [nicht  auch  von  den  Städten?] 
sullen  ouch  ein  ufsein  haven  und  zo  handelen«  in  des  Landesfürsten 
und  der  Lande  Sachen,  »wie  van  noeden  is  aef  sin  wurt.  Den 
ouch  verwitzicht  sal  werden  al  gult  und  rent  mitsampt  aller  notzongen 
uns  g.  1.  h.,  si  sint  verpant  aeder  neit,  ouch  wie  sulch  verpant 
steit,  verbrieft  und  versiegelt.  Dieselven  dan  allen  vliss  sullen 
aenkeren  unsem  g.  1.  h.  notz  zo  schaffen  .  .  .  Darbi  ein  lantrent- 
meister  geordeneirt  sal  werden,  der  van  gülden,  renten,  bruchgen 
mit  der  monzen  und  allem  verfal  und  notzongen,  neit  daevan  uis- 
gescheiden,  deme  fursten  zo  staeden  komen  mach  30  geburlichen 
ziden  generaelrechenschaf  doen  und  bewisen  sal«  [!].  Das  zweite 
Aktenstück  enthält  speziellere  Wünsche  und  Beschwerden:  ,1.  Es 
wird  geklagt,  dass  diejenigen,  die  um  Landrecht  rufen,  nicht  dazu 
kommen,  dass  ferner  das  Landrecht  »verzuckt  wirt«  von  einem  Jahr 
zum  anderen  und  dass  man  nicht  zum  Austrag  kommen  kann, 
endlich  dass  die  Urteile  nicht  vollzogen  werden.  2.  Gegen  die  Pri- 
vilegien der  Lande  werden  die  Ämter  mit  »frempten  besät«,  die 
nicht  geborene  Untersassen  des  Landes  sind,  woher  merkliche  Ge- 
brechen entstehen  »und  den  undersaissen  groiss  oeverfaronk  ge- 
schuit«.  3.  Die  Untersassen  klagen,  dass  »in  die  bruchen  scharf 
aefgenoemen  werden«1 ■*•);  4.  ferner,  dass  sie  über  das  alte  Her- 
kommen mit  ungewöhnlichen  Diensten  beschwert  werden,  »dat  deme 
fursten  niet  zo  staden  koempt,  so  die  diensten  unortdentlich  zo- 
gaint«.  5.  »Wes«  von  Dienstwagen,  -karren  und  anderen  Diensten 
versetzt,  verpfändet  oder  auf  andere  Art  »afhendich  unsem  g.  h. 
niet  zo  nutz  kompt,  weder  zo  werven«.  6.  (s.  Kap.  III,  Anm.  44). 
Über  diese  Punkte  soll  der  Hz.  Brief  und  Siegel  geben/  Die  For- 
derungen der  jülicher  Ritterschaft  scheinen  zunächst  genehmigt 
worden  sein.  Aber  bald  hat  man  sie  wieder  ignoriert,  wie  fol- 
gendes  Schreiben   des  Erbmarschalls   an  ,die  jetzt  zu  Jülich   ver- 

"        198)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  64. 
IM)  Priv.  Jülich  1423  §.  6. 
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sammelten  Ritterschaft  und  Städteboten  von  Jülich0  von  1514 
August  15200)  beweist:  ,Erfährt,  dass  Adressaten  jetzt  in  Jülich 
versammelt  sind,  die  Bede  »zo  setzen  und  zo  heven«.  Es  be- 
fremdet ihn  dies  nach  »deine  ingank  van  der  ritterschaft  und  mir 
des  bedeschatz  halven  geschiet  zo  Gulich  uf  deme  gehalden  lantdage 
uf  maess  eins  verdrachs  und  aefscheitz  den  reden  instat«  des  Her- 
zogs übergeben  und  auch  angenommen.  Der  Abschied  darf  nicht 
verändert  werden  ohne  Zustimmung  der  gemeinen  Landschaft  und 
des  Absenders  (Hurt)  als  eines  Erbmarschalls.*  Jene  Bestrebungen 
gehen,  wie  man  sieht,  dahin,  die  gesamte  Finanzverwaltung,  auch 
die  der  ordentlichen  Einkünfte  des  Landesherrn,  in  die  Hand  eines 
ständischen  Ausschusses  zu  bringen.  Der  Landrentmeister  ist  offen- 
bar als  ein  von  den  Ständen  zu  ernennender  gedacht;  denn  sonst 
wäre  die  Forderung  der  Einsetzung  eines  solchen  unverständlich, 
da  das  Amt  schon  seit  lange  in  unseren  Territorien  bestand.900*) 
Wir  dürfen  vielleicht  vermuten,  dass  der  Versuch  der  jülicher  Ritter- 
schaft durch  das  Beispiel  der  clevischen  Stände  veranlasst  worden 
ist,  welche  kurz  vorher  das  erreicht  hatten,801)  was  hier  erstrebt 
wird.  Die  Beschwerden,  welche  man  vorbringt,  mögen  aufrichtig 
gemeint  sein;  zum  Teil  sollen  sie  aber  wohl  dazu  dienen,  die  Re- 
gierung einzuschüchtern.  Wenn  die  beiden  ersten  Aktenstücke  vom 
Erbmarschall  unterzeichnet  sind,  so  könnte  das  vielleicht  nur  damit 
zusammenhängen,  dass  er  der  geborene  Führer  der  Ritterschaft  ist 
(S.  40  f.).  Allein  sein  Brief  vom  August  1514  beweist  doch  wohl, 
dass  er  der  treibende  Geist  der  ganzen  Bestrebungen  war.902) 

Im  Jahre  1520  hören  wir  von  Klagen  der  jülicher  Hauptstädte, 
die  wir  wohl  auch  in  diesen  Zusammenhang  bringen  dürfen.  Wir 
sind  darüber  nur  durch  die  Antwort,  welche  Herzogin  Marie  jenen 
gegeben   hat,908)   unterrichtet.     Danach  haben   die  jülicher  Haupt- 

200)  Fol.  58,  Orig.  (s.  Anm.  197). 

900a)VgLz.B.obenS.39Anm.82(1440);ldstd.Vf.IU,2,S.13B(1478). 

90 !)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  490  (1501).  Die  Forderungen  der  jülicher 
Ritterschaft  von  1513  zeigen  eine  auffallende  Ähnlichkeit  mit  dieser  Urkunde. 

90  9)  Mit  diesen  Auseinandersetzungen  hängt  wohl  auch  das  Akten- 
stück von  1514  Sept.  25  in  Anhang  II  zusammen.  Die  jülicher  Ritter- 
schaft scheint  gespalten  gewesen  zu  sein,  ein  Teil  auf  des  Erbmarschalls 
Seite  gestanden  zu  haben. 

908)  K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  186,  Kop.?  Die  Antwort  der  Herzogin 
ist  undatiert,  liegt  auch  nur  unvollständig  vor.  Sie  gehört  offenbar  in 
die  oben  S.  46  f.  erwähnten  Verhandlungen.    Die  Beschwerden  der  jülicher 
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städtefreunde  geklagt,  dass  alle  Aufwendungen  der  Landschaft  keinen 
Nutzen  gebracht  haben,  »des  sich  de  lantschaften  ganz  besweren; 
of  sulchs  bi  unordinklichem  regiment  of  bi  wat  schulden  dat  bi- 
kome,  si  in  unkondich;  ind  we  am  regiment  des  hoefs  einich  ge- 
brech were,  dat  s.  g.  ind  s.  g.  rede  darup  versien  ind  besser  ordi- 
nonge  anstellen«.  Die  Herzogin  setzt  nun  zur  Rechtfertigung  der 
Regierung  auseinander,  dass  die  ,Geldleihen S04)  und  Beden  in  des 
verstorbenen  Herzogs  Wilhelm  Zeit  nicht  übel  angelegt'  seien;  dass 
von  der  einen  Bede,  die  Hz.  Johann  bewilligt  worden  ist,805)  der- 
selbe keinen  Gulden  in  die  Hand  bekommen  habe;  dass  er  viele 
Ausgaben  zum  Besten  der  Lande  habe  machen  müssen;  »item  as 
angeroirt  ist  van  unordinklichem  regiment,  darup  leist  sich  u.  g.  1. 
fraue  hoeren,  dat  u.  g.  1.  h.  ind  i.  f.  g.  alzit  boven  al  gerne  hetten 
ind  geneigt  sin  guet  ind  ordinklich  regiment  zo  underhalden,  sonder- 
lich in  i.  f.  g.  hoeve  ind  sust  allenthalven;  i.  f.  g.  mach  ouch  liden 
ind  begeren  des  mit  ernsten  vliss,  da  de  rede  beduchten,  onordink- 
lich  regiment  sonderlich  im  hoeve  ind  ouch  darbuissen  were,  sulchs 
anstont  gebessert  möge  werden;  dainne  willen  i.  f.  g.  guet  gehoere 
geven  ind  desselven  [!]  gutwillich  voulgen«.  Hier  verlangen  die 
Stände  nur,  dass  die  Verwaltung  verbessert  werde.  Ihre  Anregung 
scheint  erfolgreich  gewesen  zu  sein.906)    Zu   einem  unmittelbaren 

Hauptstädte  werden  wohl  in  folgendem  Schreiben  von  Landdrost  Daem 
v.  Harve  und  Joh.  v.  Palant  an  Hz.  Johann,  1520  Sept.  3  (a.  a.  0., 
fol.  178,  Orig.),  erwähnt:  etliche  Boten  der  Hauptstädte  sind  »mit  uns 
in  rieden  [!]  gewest«  und  haben  ihnen  entdeckt,  aus  welcher  Ursache 
die  Steuer  verweigert  sei,  dabei  auch  etliche  Beschwerden  vorgetragen, 
wie  der  Hz.  das  des  näheren  von  den  Absendern  bei  der  Krönung  des 
römischen  Königs  vernehmen  wird.  —  Dass  die  Herzogin  antwortet,  liegt 
teils  daran,  dass  sie  die  eigentliche  Erbin  von  Jülich-Berg  war,  teils  wohl 
auch  daran,  dass  sie  mehr  Energie  als  ihr  Gemahl  besass.  Vgl.  Friedens- 
burg, Nuntiaturberichte  aus  Deutschland  I,  S.  525. 

904)  Ldstd.  Vf.  IH,  1,  S.  66  f. 

905)  Im  Jahre  1513.     Die  nächste  wurde  erst  1521  bewilligt. 

g06)  In  dem  Bericht  über  den  oben  S  50  und  105  erwähnten  jülicher 
Landtag  von  1522  Novb.  13  heisst  es:  »ouch  geven  ritterschaft  ind  stede- 
frunde  vur,  so  als  unsme  g.  h.  ind  gnediger  frauen  ein  regiment  iren 
gnaiden  ind  wailfart  der  lande  zom  besten  verordent  haven  [Subjekt  fehlt!], 
bidden  ind  begeren  ritterschaften  ind  stedefrunde,  dat  wise  rede  uns  g.  h. 
mit  gueder  berichtonge  daran  sin  willent,  sulchs  also  gehalden  werde,  dat 
egein  gebrech  dairinne  en  valle,  ind  mit  [!]  so,  als  uns  g.  h.  gulde, 
rente  ind  fruchten  itzont  vellich  werden,  dat  deselve  fruchten  an  iglichem 
orde  in  uns  g.  h.  slossen  ind  huiser  vergadert  ind  bi  einanderen  gehalden 

9* 
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Einfluss  auf  die  Verwaltung  sind  sie  aber  auch  diesmal  nicht 
gelangt. 

Es  ist  gewiss  kein  Zufall,  dass  die  genannten  Bestrebungen  — 
insbesondere  der  Versuch  des  jülicher  Erbmarschalls  von  1513  — 
in  das  erste  Jahrzehnt  der  Regierung  Hz.  Johanns  fallen.  Wie  wir 
schon  bei  anderer  Gelegenheit  bemerkt  haben,  war  seine  Stellung 
gerade  damals,  wo  er  noch  nicht  einmal  die  Belehnung  erhalten 
hatte,  eine  schwierige.207) 

Wie  wenig  in  unseren  Territorien  die  Stände  einen  unmittel- 
baren Einfluss  auf  die  Ämterbesetzung  ausübten,  erkennen  wir  auch 
daran,  dass  die  Statthalter,  denen  der  Herzog  oft  die  Regierung 
überträgt,  regelmässig  einfache  landesherrliche  Beamte  sind.908)  Das 
einzige,  was  die  Stände  verlangen  (1522),  ist,  dass  der  Hz.  über- 
haupt Statthalter  einsetzt  und  dass  diese  geborene  Untersassen  sind, 

werden,  we  it  zor  veheden  queme,  dat  sine  g.  asdan  zor  noetturft 
berif  [!]  ind  rait  finde«.  Man  könnte  sich  versucht  fühlen,  in  jenem 
Satze  als  Subjekt  »Ritterschaft  und  Städte4  zu  ergänzen.  Allein  dies 
wird  durch  die  Erwähnung  der  »wise  rede«  ausgeschlossen.  Jedenfalls 
aber  beweist  dieser  Bericht,  dass  schon  vor  1522  eine  Regimentsordnung 
existiert  hat,  und  wahrscheinlich  wird  sie  der  von  den  jülicher  Haupt- 
städten im  Jahre  1520  gegebenen  Anregung  ihre  Entstehung  verdanken. 
Sie  wird  ein  Vorläufer  der  bei  Lac.  Arch.  5,  S.  103  ff.  gedruckten  Hof- 
ordnung von  1534  sein  (es  ist  hier  von  dem  herzustellenden  »gut 
regiment  des  hofs«  die  Rede).  Diese  sagt  selbst,  dass  schon  vorher  Hof- 
ordnuhgen  vorhanden  gewesen  seien.  Vgl.  auch  urk.  Beil.  1505  [c.  Dzb.  5]. 
Jetzt,  im  Jahre  1522,  geben  die  Stände  eine  neue  Anregung. 

20  7)  Für  die  finanzielle  Verlegenheit,  in  der  sich  damals  Johann 
befand,  ist  folgendes  Schreiben  des  Kanzlers  Wilhelm  Lunynck  an  Mar- 
schall Lutzenrat  von  1518  Januar  31  (J.-B.,  FS.,  Nr.  9,  fol.  86,  eighd. 
Cpt.)  charakteristisch:  ,Es  ist  für  den  Hz.  ein  Harnisch  in  Arnheim  zu 
bezahlen.  »Es  ist  schände  ind  groisse  verachtonge,  dat  s.  f.  g.  dat 
harnesch  hait  machen  laessen  ind  nu  unbezalt  blift.  Wust  ir  van 
einchen  bruchen  rait,  davan  dat  uisgericht  mochte  werden,  moicht  je 
up  bedacht  sin.  Ich  bin  zo  zwen  ader  drin  malen,  as  uch  bewust,  da  [!] 
gewest,  krigen  heller  noch  pennink  nit  weder;    kan  des  nit  mehe  cloin.«' 

208)  Statthalter  hat  der  Hz.  z.  B.  eingesetzt,  als  er  sich  1499  nach 
Frankreich  begab  (s.  Anm.  92).  Über  die  Statthalter  der  Jahre  1503 
und  1506  s.  urk.  Beil.  Im  Jahre  1517  Samstag  nach  S.  Lambrecht 
(K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  101,  Orig.)  schreibt  Hz.  Johann  aus  Cleve  an 
die  Statthalter  in  Jülich  Daem  v.  Harve  Landdrost  und  Amtmann  und 
Joh.  v.  Palant  Amtmann  zu  Wilhelmstein  (sie  sollen  für  Einziehung  der 
Steuerrückstände  sorgen).  Er  hatte  also  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit 
in  Cleve  Statthalter  gesetzt. 
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wobei  es  allerdings  beachtenswert  ist,  dass  sie  die  Ernennung  von 
Vertretern  schon  fordern,  wenn  er  sich  nur  in  sein  Stammland 
Cleve  begiebt.209)  Als  Johann  Friedrich  von  Sachsen,  um  die  Zu- 
stimmung der  Stände  zu  seiner  Eventualsuccession  zu  erlangen, 
ihnen  1527  eine  Verbriefung  geben  musste  (S.  90  f.),  Hessen  sie  sich 
hinsichtlich  der  Statthalter  auch  keine  weitergehende  Zusicherung 
machen.910) 

Die  Forderung  der  Besetzung  der  Ämter  mit  Eingeborenen  ist 
überhaupt  im  wesentlichen  die  einzige  Art,  in  der  die  Stände  auf 
den  Beamtenkörper  Einfluss  zu  gewinnen  gesucht  und  auch  that- 
sächlich  gewonnen  haben.  Und  dieser  Einfluss  ist  blos  ein  mittel- 
barer.   Aber  für  die  Behauptung  desselben  treten  sie  nachhaltig  ein. 

In  dem  jülicher  Privileg  von  1423  (§.  9)  lassen  sie  sich  zu- 
sichern: der  Hz.  werde  »onse  lande  ind  ampten  bestellen  ind  reigeren 
mit  unsen  undersaessen  ind  neit  mit  vreimden«.  In  dem  Privileg 
für  Jülich  von  1484  verspricht  er,  er  werde  die  neuerworbenen 
Gebiete  von  Heinsberg  und  Geilenkirchen  mit  keinen  anderen  Amt- 
leuten besetzen  noch  regieren  lassen  als  mit  geborenen  Untersassen 
von  der  Ritterschaft  des  Landes  Jülich;  gleichzeitig  erhält  Berg  die 
entsprechende  Zusicherung  hinsichtlich  des  Landes  Löwenberg.  In 
einem  Entwurf  gebliebenen  Privileg  von  1505  (urk.  Beil.)  kehrt  das 
Versprechen  ungefähr  in  der  Form  von  1423  wieder.  Die  Klage 
des  jülicher  Erbmarschalls  von  1513,  dass  es  nicht  gehalten  werde, 
haben  wir  vorhin  (S.  129)  gehört.  Die  Forderung  (1522),  resp.  Zu- 
sicherung (1527),  dass  die  Statthalter  Untersassen  sein  sollen,  ist 
uns  auch  bereits  (S.  132)  begegnet.  Johann  Friedrich  von  Sachsen 
verspricht  aber  nicht  blos  dies,  sondern  zugleich,  er  werde  jedes 
Land  mit  den  Untersassen,  die  dazu  gehören  und  darin  beerbt  und 
begütert  sind,  regieren. 

Bei  der  Erklärung  dieser  Stellen  erheben  sich  verschiedene 
Fragen.  Es  ist  zunächst  festzustellen,  an  welche  Ämter  gedacht  ist, 
ob  nur  an  die  der  lokalen  Verwaltung  oder  auch  an  die  des  Hofes. 
Der   Wortlaut  spricht   mehr   für   das   erstere.211)     Mehrere   Stellen 


**•)  Urk.  Beil.  1522  Febr.  7. 

81  °)  Kann  er  nicht  stets  in  den  Landen  bleiben,  so  wird  er  Statt- 
halter und  Räte  einsetzen,  die  Untersassen  sind,  mit  vollkommener 
Gewalt  zu  thun  und  zu  lassen,  gleich  als  ob   er   selbst  im   Lande  wäre. 

,u)  Es  lässt  sich  u.  a.  speziell  nachweisen,  dass  ,regierenc  auch 
von  der  Verwaltung  eines  Amtsbezirks  gebraucht  wird.    Vgl.  oben  Kap.  I, 
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können  zweifellos  nur  so  verstanden  werden.  Doch  wird  es  in  einer 
allerdings  etwas  späteren  Nachricht  wenigstens  als  Brauch  hinge- 
stellt, dass  auch  die  Räte  Landsassen  sind.919)  Ferner  wäre  die 
Frage,  ob  nur  die  vornehmsten  Beamten  der  lokalen  Verwaltung, 
die  Amtleute,  oder  auch  die  Richter  (Vögte,  Schultheissen)  und 
Rentmeister  (Kellner)  gemeint  sind.  Die  Unbestimmtheit  des  Aus- 
drucks würde  die  weitere  Auffassung  zulassen,  wenn  nicht  die 
gelegentliche  Forderung,  dass  die  Beamten  ritterbürtig  sein  sollen, 
dagegen  spräche;  denn  nachweislich  sind  fast  nur  die  Amtleute  aus 
der  Ritterschaft  genommen  worden.918)  Sicher  darf  man  daraus, 
dass  Ritterbürtigkeit  der  Beamten  blos  gelegentlich  verlangt  wird, 
nicht  schliessen,  dass  die  Stände  die  Frage  des  Standes  als  gleich- 
giltig  betrachtet  haben.  Es  wird  vielmehr  als  ziemlich  selbstver- 
ständlich gegolten  haben,  dass  zu  Amtleuten  nur  Ritterbürtige  ernannt 
wurden.914)  Als  ausgemacht  kann  endlich  gelten,  dass  nach  dem 
Wortlaut  der  Privilegien  in  Jülich  nur  Jülicher,  nicht  Unterthanen 
des  mit  Jülich  verbundenen  Herzogtums  Berg  (und  umgekehrt)  an- 

Anm.  5.  1471  verschreiben  Hz.  Gerhard  und  seine  Gemahlin  dem  Glais 
v.  Mirbach  und  seinen  Erben  das  Amt  Münstereifel  (Ms.  B.  33a,  Kop.): 
sollen  das  Amt  treu  »hanthaven,  regeren  ind  bewaren«. 

91 9)  In  dem  Vertrag  über  den  Obergang  Gelderns  an  Jülich-Cleve 
von  1538  §.  34  (Lac.  ÜB.  4,  S.  664)  wird  der  Hz.  in  Geldern  »mede 
rede  hebben  ind  gebruicken  schiltbordigen  of  andere  doegenlicke  personen 
der  lantschap  Gelre  ind  Zutphen  ind  darin  halden,  wie  in  anderen  siner 
f.  g.  landen  geschuit  ind  regiert  wiert«.  Also  in  seinen  anderen  Landen 
(d.  h.  Jülich-Berg  und  Gleve-Mark)  wurden  die  Räte  aus  den  Landsassen 
genommen.  Es  mag  hier  auch  daran  erinnert  werden  (obwohl  es  mit 
dem  Eingeborenenrecht  an  sich  nichts  zu  thun  hat),  dass  nach  dem  jül. 
Landrecht  (Lac.  Arch.  I,  S.  144)  bergische  und  geistliche  Räte  in  jülicher 
Urteilsachen  nicht  zugegen  sein  durften. 

9I8)  Nach  jenem  Vertrag  von  1538  §.  29  sollen  in  Geldern  die 
Amtleute  von  der  Ritterschaft,  die  Richter  »ind  officianten  guede  vrome 
luid«  sein.  Eine  solche  Teilung  machen  unsere  Privilegien  nicht;  dem 
thatsächlichen  Zustand  unserer  Territorien  entspricht  aber  jene  Forderung 
des  Vertrags. 

9U)  Vgl.  Körnicke  S.  41.  Bemerkenswerter  Weise  tritt  keine 
Opposition  der  Städte  gegen  die  Besetzung  der  AmÜeutestellen  mit  Ritter- 
bürtigen  hervor,  wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  dass  die  Städte  zum 
Teil  das  Privileg  hatten,  dass  der  Stadtrichter  aus  den  Bürgern  genommen 
werden  müsse  (ldstd.  Vf.  I,  Anm.  182;  hist.  Ztschr.  59,  S.  224),  dass 
sie  also  durch  ein  dem  der  Ritterschaft  analoges  Vorrecht  ausgezeichnet 
waren. 
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gestellt  werden  sollten.  So  eifrig  die  Stände  ihre  Landesherrschaft 
bei  dem  Erwerb  neuer  Territorien  unterstützt  haben,  so  betrachteten 
sie  doch  immer  deren  Einwohner  in  Bezug  auf  Ämterbekleidung 
als  Ausländer.915) 

Es  lässt  sich  aus  den  Akten  der  landesherrlichen  Verwaltung 
feststellen,  dass  der  Herzog  in  weitem  Umfange  nach  dem  von  den 
Ständen  vertretenen  Grundsatze  gehandelt  hat  und  zwar  zum  Teil 
schon,  ehe  es  landständische  Privilegien  gab.21*)  In  einem  be- 
stimmten Punkte  hatte  er  sogar  ein  wohl  ebenso  starkes  Interesse 
wie  sie,  den  Fremden  auszuschliessen:  es  wäre  für  ihn  selbst  von 
den  nachteiligsten  Folgen  gewesen,  wenn  Amtsbezirke  in  die  Hand 
auswärtiger  Landesherren  gekommen  wären.217)    Andererseits  gingen 

2U)  Gerade  die  Urk.  über  die  Eheberedung  von  1496,  welche  die 
Vereinigung  von  Jülich-Berg  und  Cleve-Mark  angebahnt  hat,  enthält  den 
Satz:  gelangt  der  junge  Johann  in  den  Besitz  von  Jülich,  so  soll  er  die 
Lande  bei  ihren  Privilegien  lassen,  sie  »mit  den  underdanen  darzo 
gehoerende«  regieren,  »mit  einichen  der  lande  of  undertanen  tgeen  de 
anderen  niet  partielich  handelen  noch  besweren  laissen,  sonder  sich  in 
allen  saichen  zo  sinen  underdanen  halden,  as  eime  gnedigen  fursten  ind 
hern  sulchs  zo  doin  geburt«  Die  Stände  haben  offenbar  die  Besorgnis, 
der  neue  Herr  könnte  das  eine  Land  vor  dem  anderen  bevorzugen. 
Vgl.  auch  die  sächsische  Versicherung  von  1527.  —  Es  könnten  an  die 
im  Text  angeführten  Stellen  noch  andere  Fragen  geknüpft  werden. 
Erörtert  werden  sie  in  der  am  Schluss  der  urk.  Beil.  mitgeteilten,  wenig 
historisch  verfahrenden  Denkschrift.  Hier  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  in  Urk.  des  Herzogs  von  Geldern  von  1364  bei  Lac.  3  Nr.  655 
bestimmt  wird:  »so  wie  richter  of  amptman  wesen  sal  in  desen  landen, 
die  sal  gegudt  sin  van  Modich  upwaert  tot  dertich  ponden  des  jaers 
thobennen  desen  landen«.  —  In  manchen  Territorien  hat  die  Forderung 
des  Eingeborenenrechts  eine  Spitze  gegen  die  Anstellung  römisch-rechtlich 
geschulter  Beamten  (Stobbe,  Rechtsquellen  II,  S.  50).  In  den  unserigen 
tritt,  wenigstens  jetzt,  dieser  Gegensatz  nicht  hervor. 

2I6)  Vgl.  den  »forestarius,  qui  sit  natus  de  terra«,  bei  Lac.  Aren.  VII, 
S.  101  (13. — 14.  Jahrhundert).  Zum  Teil  gehören  hierher  auch  die  von 
mir  in  der  hist    Ztschr.  69,  S.  226  Anm.  1  erwähnten  Fälle. 

91T)  Die  Amtmannsbriefe,  welche  meistens  Pfandverschreibungen 
sind,  enthalten  sehr  oft  eine  entsprechende  Glausel.  Verpfändung  des 
Amtes  Monheim  an  den  Rat  Wilh.  v.  Nesselrode,  dessen  Erben  »of  helder 
dis  briefs,  mit  sinem  wissen  ind  gueden  willen,  doch  also  dat  he  [sc. 
Wilhelm]  geine  fursten  noch  lantzherren  behelder  dis  briefs  machen  sal«, 
1440  Juni  7  (Ms.  B.  33a,  Gpt.).  Verpfändung  von  Landsberg  (Teil  des 
Amtes  Angermund),  c.  1454  (a.  a.  0.,  Gpt.):  der  Pfandinhaber  soll 
»niemantz  heldere  dis  briefs  maechen  dan  ingesessen  undersaissen  unser 
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beider  Wege  doch  nur  teilweise  zusammen:  der  Landesherr  musste 
gelegentlich  das  Eingeborenenrecht  als  eine  lästige  Fessel  empfinden. 
Wir  sehen  daher,  dass  er  ihm  bald  eine  freiere  Auslegung  giebt.218) 
Eine  besondere  Anwendung  des  Eingeborenenrechtes  enthält 
das  jülicher  Privileg  von  1489  §.  2:  der  Hz.  verspricht  »sulchen 
brieve  ind  siegele  zo  dieser  unser  lantschaft  van  Guilge  gehoerich« 
sogleich  in  die  jülicher  Schlösser  schaffen  und  niemand  ausser 
jülicher  Untersassen  dazu  kommen  zu  lassen.    Das  Wort  Landschaft, 

lande  van  ritterschaft«.  1459  Dzb.  29  (Litter.,  Cpt.)  verpfändet  Hz. 
Gerhard  dem  Heinrich  v.  Kirssenbroich,  »sinen  erven  of  behelderen  dis 
briefs  mit  irem  wissen  ind  gueden  willen,  doch  also  dat  gein  helder  dis 
briefs  anders  dan  undersaisse  sin  sal«,  das  Baussengeid  (Idstd.  Vf.  IUr  1, 
S.  56  Anm.  1)  des  Amtes  Angermund.  Verpfändung  von  Münstereifel 
von  1471  (oben  Anm.  211):  sollen  »neman  in  unse  ampt  setzen  noch 
behelder  dis  briefs  machen  dan  einen  ingesessen  ind  undersaissen  des 
lantz  van  Guilge«.  S.  ferner  Kap.  I,  Anm.  5;  Unger  II,  324.  Vgl.  auch 
Lac.  ÜB.  4,  Nr.  215  (der  Landesherr  erlaubt  einem  Adligen,  verpfändete 
Gebietsteile  einzulösen);  Korth,  Archiv  Harff  I,  Nr.  216  (Annalen  55). 
21S)  In  mehreren  der  angeführten  Äusserungen  des  Landesherrn  ist 
davon  die  Rede,  dass  nur  die  Unterthanen  des  betr.  Landes  Beamte 
werden  sollen  (vgl.  auch  Kap.  I,  Anm.  6:  unter  ausdrücklicher  Bezug- 
nahme auf  das  Privileg).  In  anderen  wird  nur  vorausgesetzt,  dass  es 
Unterthanen  des  Herzogs  (ohne  Rücksicht  auf  ein  bestimmtes  Land)  sind. 
Vgl.  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck  1492:  »item  Evert  v.  Katterbach 
zo  schriven,  dat  he  nimantz  up  de  burch  laisse  waichen  gain,  dan  der  [!] 
mins  g.  h.  geboeren  undersaissen«.  Noch  deutlicher  ist  die  Abweichung 
vom  Privileg,  wenn  gesagt  wird,  die  Beamten  müssten  »undersaissen 
unser  lande«  sein  (wie  in  der  Urk.  von  c.  1454  in  Anm.  217).  Endlich 
aber  werden  mitunter  auch  schon  beide  Länder  ausdrücklich  genannt. 
Vgl.  Amtsverschreibung  von  1503  Januar  6  (oben  Anm.  151):  soll 
niemand  »in  unse  vurs.  sloss  ind  lant  setzen  noch  behelder  dis  briefs 
machen  dan  ein  ingesessen  und  undersaiss  unser  lande  van  Guilge  of 
Berge«.  Verpfändung  des  Gerichts  zur  Wehe  an  den  Rat  Joh.  v.  Palant, 
1503  April  30  (Ms.  B.  33b,  Kop.):  soll  »nimantz  helder  deser  ver- 
schrivonge  machen  dan  ingesessen  unser  lande  van  Guilge  ind  Berge«. 
—  In  dem  geldrischen  Vertrag  von  1538  (Anm.  212)  wird  §.  29  dem 
Landesherrn  eine  Abweichung  von  dem  Eingeborenenrecht  gestattet  für 
den  Fall,  dass  »it  guode,  oprechte,  vrome  ind  doechsame  personen  weren 
ind  oeren  f.  g.  truwelich  gedient  hetten«.  Einer  der  Entwürfe,  die  dem 
offiziellen  Vertrag  vorausgehen,  hat  hierbei  noch  den  Zusatz:  »glick  bi 
allen  andern  naberhern  ende  forsten  degelicks  geschuit«  (Cl.-M.,  Verhältnisse 
zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kop.),  d.  h.:  andere  Landesherren  weichen  in  dem- 
selben Falle  täglich  vom  Eingeborenenrecht  ab.  Vgl.  ferner  v.  Haeften  S.  14. 
Ober  Nichtbeachtung  des  Eingeborenenrechtes  s.  auch  urk.  Beil.  Anm.  22. 
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welches  mehrdeutig  ist,919)  bedeutet  hier  zweifellos  Territorium  als 
Herrschaftsobjekt  des  Landesherrn, ii0)  nicht:  Gesamtheit  der  Stände; 
denn  die  letzteren  bewahren  ja  ihre  Urkunden  selbst.891)  Das  Pri- 
vileg bestimmt  also,  dass  die  jülicher  Archivalien  des  Landesherrn 
in  jülicher  Schlössern  unter  der  Aufsicht  von  jülicher  Untersassen 
stehen  sollen.  Spätere  Berufungen9")  auf  diese  Zusage  bestätigen 
unsere  Erklärung.198) 

§•  6.    Die  Polizei. 

Wie  in  unseren  Territorien  der  Einfluss  der  Stände  auf  die 
Verwaltungsorganisation  ein  verhältnismässig  geringer  ist,  so  gehen 
auch  auf  dem  Gebiet  der  materiellen  Verwaltung  —  wir  denken 
speziell  an  die  sog.  innere  Verwaltung  —  weit  mehr  Anregungen 
vom  Landesherrn  als  von  ihnen  aus. 

81  •)  Vgl.  urk.  Beü.  1445  Januar  29;  Priv.  Jül.  1484  §.  B. 

880)  Vgl.  Vertrag  von  1363  bei  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  642  zwischen 
Gotthard  v.  Loon  und  Graf  Wilh.  v.  Berg  über  Blankenberg:  die  Briefe, 
»as  zo  der  heirheit«  v.  Bl.  »gehoirent«,  sollen  zu  Bl.  »bliven  legen  in 
eynre  kisten«,  von  welcher  einen  Schlüssel  Wilhelm  und  einen  Gotthard 
haben  soll,  »as  des  lantz  ind  der  heirheit  recht  uyss  den  breyven  zo 
bewaren  ind  zo  verantworten«. 

88 1)  Vgl.  Kap.  I,  Anm.  2  und  3. 

888)  1584  Febr.  9  (K.,  Caps.  3,  Nr.  22,  S.  267,  Orig.)  macht  der 
jülicher  Ausschuss  gegen  den  Vizekanzler  Hardenrath,  der  Kölner  ist, 
geltend:  die  Landesprivilegien  bestimmen,  »das  man  keinen  anderen  als 
Gulische  undertonen  zu  den  brieb,  siegelen  und  geheimniss  die  lantschaft 
betreffent  zukommen  lassen  sol«.  In  §.  16  der  jülicher  Beschwerden 
von  1587  Juni  heisst  es  ferner:  »Einen  archivum  in  den  vestongen  des 
furstendumb  Gulich  zu  verordnen  und  darinnen  alle  brieb,  sigel,  schrift- 
liche und  andere  documenta  vermug  dero  Guligschen  Privilegien  in  be- 
warung  zu  hinderlagen  und  von  Dusseldorf  dahin  forderlich  zu  trans- 
ferieren, auch  keine  darzu  komen  zu  lassen,  die  sein  Gulische  lantsaessen«. 

888)  In  Berg  wurden  die  Archivalien  in  ähnlicher  Weise  aufbewahrt. 
Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  Joh.  vom  Zwivel  Amtmann  zu  Lowenberg  d.  d.  zur 
Burg  1483  Novb.  29:  ,Braucht  etliche  »brieve,  de  uf  unsem  sloss 
Lewenberg  in  dime  behalde  sin,  de  wir  dir  in  deser  ingelachter  zedelen 
bezeichent  oeversenden«.  Soll  die  Briefe  sogleich  »selfs  zo  Coelne  foeren 
ind  de  dem  eirberen  unsem  lieven  raide  ind  getruwen  meister  Wiger 
proest  zo  Kerpen  doctor  in  sin  huis  in  sine  hant«  überliefern.  Soll  die 
Briefe  auch  so  »verwaeren,  dat  de  nit  nass  noch  de  segele  gequat  noch 
zobrochen  [!]  en  werden«.'  Vgl.  ferner  Ztschr.  23,  S.  258  und  25, 
S.  264  (»die  aide  rollen  .  .  .  up  s.  g.  slossen«).  Über  die  Anfänge  der 
Archive   weltlicher  Landesherren  s.  Br esslau,   Urkundenlehre  I,    S.  149. 
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Seit  dem  Ende  des  Mittelalters  entwickelte  sich  in  Deutschland 
der  Begriff  der  ,Polizei',824)  der  ungef&hr  dem,  was  wir  innere 
Verwaltung  nennen,  entspricht,  jedoch  noch  weit  mehr  umfasst. 
Nachdem  zuerst  die  Städte  mit  einer  umfassenden  Polizeigesetz- 
gebung begonnen,  folgten  das  Reich  und  die  Territorien  etwa  gleich- 
zeitig nach.  Den  Rechtsordnungen',  welche  Privatrecht  und  Prozess 
regelten,  gesellten  sich  in  den  Territorien  ,Polizeiordnungen'  bei. 
Für  Jülich-Berg  deckt  die  von  uns  hier  darzustellende  Zeit  die  Vor- 
geschichte der  betr.  Codifikation  auf. 

Schon  früh  erlässt  der  Hz.  einzelne  Verfügungen,  die  in  das 
Gebiet  der  Polizei  fallen.  So  enthält  die  Amtsrechnung  von  Blanken- 
berg  von  1441/42 "6)  die  bemerkenswerte  Notiz:  »van  Christiane 
van  der  Heiden,  der  weder  dat  verbot  gedöbelt  hait,  12  mr.«  (es 
werden  noch  weitere  Personen  genannt,  die  aus  demselben  Grunde 
Geldstrafen  gezahlt  haben).  Wir  dürfen  daraus  schliessen:  vom 
Landesherrn  ist  vorher  ein  Verbot  gegen  das  Doppelspiel  ergangen.  "•) 
Es  lassen  sich  nun  noch  viele  andere  polizeiliche  Verfügungen  teils 
direkt  teils  indirekt  nachweisen.     Später227)  werden  sie  als  ,Ediktec 

*24>)  Der  Entwurf  der  Rechtsordnung  von  H.  Smetz  von  1537  (s. 
Anm.  146)  hat  in  dem  Publikationsedikt  den  Satz:  der  Hz.  habe  er- 
fahren, dass  in  seinen  Landen  »durch  allerhand  ungliche  policei, 
unvernunftige  gewonheiten,  missbreuche  und  Unordnung  der  gerichtspro- 
cessen  bisher  grosser  mangel  und  unrat  erscheinen«.  Vgl.  ferner  ldstd. 
Vf.  III,  2,  S.  153  Anm.  9  (1536).  Urk.  Hz.  Wilhelms  für  die  Stadt 
Düren  von  1545  (Materialien  zur  Gesch.  Dürens  S.  132):  »nachdeme 
seich  in  diesen  verlidden  jaren  in  unser  stat  Duiren  tuschen  burger- 
meister,  scheffen  rait  und  ganzer  gemeinden  villerlei  reden  einer  [!] 
neuer  policien  ufzurichten  entstanden,  doemit  nu  unse  stat  Duiren  ge- 
fordert und  bürgerlich  regemente  erhalten«   .  .  . 

226)  Die  von  1440/1  ist  in  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  59  erwähnt. 

22e)  Zur  Erklärung  vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  222;  Wigand,  Archiv  II, 
S.  336  f.;  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  319  (Verordnung  des  Herzogs  von  Gleve 
gegen  das  Würfelspiel  von  1459).  Im  jülicher  Landrecht  von  1537 
(Lac.  Arch.  I,  S.  115)  ist  »van  doebbelen  und  karten«  bemerkt,  dass 
»van  des  heren  wegen  sulchen  spil  verboiden  is  und  dat  up  eine  pene«. 

227)  Als  auf  einem  Ausschusstag  der  Geistlichen  beider  Lande  im 
Jahre  1535  geklagt  wird,  dass  sie  aus  ihrem  Besitz  gedrängt  werden 
(ldstd.  Vf.  Iü,  2,  S.  169;  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  35,  Kop.),  erwidert 
der  Hz.:  wie  er  vorher  Edikte  habe  ausgehen  lassen,  »das  ein  jeder  in 
seinem  besitz  und  gebrauch  behalten  und  one  erkentnus  nit  entsatzt 
noch  spoliirt  werden  sol«,  so  wolle  er  dem  jetzt  nachkommen  lassen. 
Vgl.  ferner  urk.  Beil.  1538  Januar  8  Anm.  67. 
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bezeichnet.  Sie  scheinen  überwiegend  nur  Einzelfragen  geregelt  zu 
haben.  Doch  liegt  aus  dem  Jahre  1525  "8)  auch  bereits  ein  um- 
fassenderes Edikt  vor  (welches  sich  übrigens  nicht  so  nennt),  haupt- 
sächlich kirchliche  Verhältnisse  ordnend,  daneben  auf  die  Sicher- 
heits-,  die  Sittenpolizei,  den  Prozess  und  anderes  eingehend. 

An  dem  Erlass  dieses  Ediktes  und  der  meisten  übrigen  polizei- 
lichen Verfügungen  scheint  der  Landtag  nicht  beteiligt  gewesen  zu 
sein.  Wir  dürfen  einer  Stelle  vielleicht  sogar  entnehmen,  dass  die 
Stände  die  Polizeigesetzgebung  als  schlechthin  zum  Ressort  der 
Regierung  gehörig  ansahen.  In  dem  Privileg  von  1484  §.  5  ver- 
spricht nämlich  der  Hz.:  wenn  »wir  mit  raide  verdroegen,  einiche 
geboder«  betreffs  der  Münze  oder  anderer  das  ganze  Land  berüh- 
render Dinge  zu  erlassen,  so  soll  »sulchs  in  deme  vurs.  unsem 
lande,  ampten  ind  steden  allit  gelich  gehalden  werden«.  Die  Worte 
»mit  raide«  können  nur  auf  eine  Beratung  mit  landesherrlichen 
Räten,"9)  nicht  auf  die  mit  den  Ständen  gehen.  Der  Sinn  ist 
mithin:  wenn  der  Hz.  nach  Einvernehmen  mit  seinen  Räten  poli- 
zeiliche Verfügungen880)  erlässt,  so  sollen  sie  überall  im  Lande 
gleichmässig  beobachtet  werden.  Nicht  eine  Mitwirkung  bei  der 
landesherrlichen  Gesetzgebung,  sondern  eine  straffe  Durchführung 
ihrer  Bestimmungen  scheinen  hiernach  die  Stände  zu  wünschen. 
Trotzdem  sind  nachweislich  mehrere  polizeiliche  Massregeln  auf  ihre 
Veranlassung  oder  mit  ihrer  Zustimmung  getroffen  worden. 

Der  Sicherheitspolizei  haben  sie  sich  nachweislich  angenommen. 
In  dem  jülicher  Privileg  von  1423  §.  5  lassen  sie  sich  versprechen, 
der  Landesherr  werde  Raub  und  Brand  mit  seiner  ganzen  Macht 
wehren;  in  dem  von  1496  §.  4,  er  werde  Sicherheit  auf  den 
Strassen  herstellen.  Im  Jahre  1512  März  30  (urk.  Beil.)  und  1518 
Dezember  15  bringt  der  jülicher  Landtag  eine  Beschwerde  über  die 
Unsicherheit  der  Strassen  vor.281)    Das  jülicher  Privileg  von  1511 

*28)  Scotti  I,  S.  19  ff.;  Cornelius,  münst.  Aufruhr  I,  S.  91. 

"•)  Vgl.  Urk.  für  die  jül.  Erbkämmerer  von  1331,  §.  1:  »wan 
weir  in  unsen  raide  stain  uns  dirdmer  of  me,  dat  hei  ungeheist  darin 
gain  rooige«  (Mstd.  Vf.  I,  Anm.  307).     Urk.  Beil.  1628. 

280)  Ich  fasse  »Verfügung'  natürlich  im  allgemeinsten  Sinne.  Die 
modernen  Unterschiede  zwischen  Gesetz,  Verfügung  u.  s.  w.  sind  auf 
das  ältere  deutsche  Staatsrecht  nicht  anwendbar. 

28  J)  Urk.  Beil.  Es  mag  hier  noch  auf  zwei  (§.  63  und  65)  der 
von  der  bergischen  Ritterschaft  1478  in  Opladen  aufgestellten  Sätze 
(S.  8  f.)  hingewiesen  werden.  Nach  §.  63  erfolgt  bei  ,Raub  oder  Brand4 
das  allgemeine  Landesaufgebot  (vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  164). 
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Januar  5  §.  3  enthält  die  Zusage  rücksichtsloser  Bestrafung  der 
Totschläger,  von  wem  sie  auch  Schutz  genössen.  Wenn  der  Hz. 
seinerseits  in  einer  Landtagsproposition  von  1507  (urk.  Beil.)  Klage 
darüber  erhebt,  namentlich  gegen  die  Amtleute  und  Eigenherren, 
dass  die  Strassenschinder  und  Totschläger  Unterschlupf  finden,  so  hat 
es  den  Anschein,  als  ob  er  damit  den  Ständen  einen  Vorwurf 
machen  will,  zumal  die  Amtleute  und  die  meisten  Eigenherren  Mit- 
glieder der  Ritterschaft  waren.  Doch  könnte  es  auch  sein,  dass 
er  die  Unterstützung  des  Landtags  in  dieser  Sache  zu  erhalten 
wünscht.282)  Jedenfalls  hat  er  um  die  Herstellung  von  Sicherheit 
und  Ordnung  im  Lande  weit  grössere  Verdienste  als  die  Stände.988)  — 

282)  Die  Proposition  ist  von  1607,  das  Privileg,  welches  von  den 
Totschlägern  spricht,  von  1511,  also  jünger.  Sollte  da  nicht  ein  Zu- 
sammenhang bestehen?  Es  wäre  freilich  eine  Ausnahme  von  der  Regel, 
dass  der  Inhalt  der  Privilegien  auf  Vorstellungen  der  Stande  zurückgeht 
(S.  5),  und  daher  in  diesem  Punkte  der  Anteil  der  letzteren  noch 
geringer  anzuschlagen. 

*88)  Vgl.  urk.  Beil.  1505;  1528;  1532  Mai  7;  1537  Novb.  12; 
1538  Januar  18.  Diese  Äusserungen  der  Regierung  sind  bedeutsam, 
insofern  sie  die  spätere  Polizeiordnung  vorbereiten.  Vgl.  auch  Hz.  Wil- 
helm an  die  jülicher  Amtleute  d.  d.  Hambach  1497  Juni  18  (Litter., 
Cpt.):  Hört,  dass  >vast  voesknechte  durch  unse  lande  wandelen«;  Adr. 
soll  deshalb  »ernst  bestellonge«  thun  »ind  egein  voesknechte  durch  unse 
ampt  van  Nidecken  zehen  laissen,  si  [!  wer?]  en  haven  guet  wissen, 
weme  si  zogehoeren«.  1497  Juli  8:  derselbe  an  dieselben:  ,»As  wir 
dir  unlanxs  hain  doin  schriven«,  keine  Fussknechte  durch  unser  Land 
ziehen  zu  lassen,  »men  have  gut  wissen,  weme  si  zobehoeren,«  so  be- 
fehlen wir  dir  wiederum,  keine  durchziehen  zu  lassen,  »du  en  nemest 
zovoir  van  in  sementlich«  und  jedem  insbesondere  »geloefde  mit  upge- 
reckten  vingeren«  zu  Gott  und  den  Heiligen  geschworen,  dass  sie  gegen 
den  römischen  König,  dessen  Sohn  Philipp  »noch  uns«  nichts  thun  wollen. 
Soll  auch  jeden  »bi  namen  ind  zonamen  bi  iren  eiden  vurs.  upzeichenen«. 
Wenn  das  geschehen,  magst  du  sie  ziehen  lassen.'  In  der  Union  von 
1496  nimmt  man  in  Aussicht,  sich  bei  der  Bestrafung  der  Verbrecher 
zu  helfen.  Sie  ist  ja  aber  auch  ein  (wenngleich  unter  Zustimmung  der 
Stände  geschlossenes)  Bündnis  zweier  Landesherren.  In  solchen  Bünd- 
nissen findet  man  ähnliche  Bestimmungen  oft.  So  enthält  z.  B.  der  Ver- 
trag zwischen  Karl  V.  und  den  Herzogen  von  Cleve  und  Jülich  von  1519 
einen  Satz  gegen  die  Strassenschinder  (Lac.  ÜB.  4,  Nr.  517).  —  In 
dem  Schreiben  von  1512  März  14  in  den  urk.  Beil.  wird  von  burgund.- 
kaiserl.  Seite  über  die  Unsicherheit  der  Strassen  in  unseren  Territorien 
geklagt.  Andererseits  zeigt  das  Schreiben  von  1501  Okt.  17  ebenda, 
dass  man  (wenigstens  in  den  Kreisen  des  landesherrlichen  Beamtentums) 
den  Strassenraub  als  etwas  sehr  peinliches  empfand. 
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Zu  den  Bemühungen  der  Stände  auf  diesem  Gebiet  gehört  auch 
ihr  Eintreten  gegen  die  Frauenentführung.  Das  Privileg  von  1475 
§.  8  verhängt  für  das  ,Entschaken'  schwere  Strafen.984) 

Jener  Satz  des  Privilegs  von  1484,  welcher  uns  dem  Hz.  ein 
allgemeines  polizeiliches  Verordnungsrecht  zuzusprechen  schien,  be- 
zieht sich  in  erster  Linie  auf  das  Münzwesen.  Doch  liegt  eine 
Nachricht  vor,  wonach  auch  eine  Münzordnung  in  Gemeinschaft  mit 
den  Ständen  erlassen  worden  ist.986)  Sie  tragen  ferner  wiederholt 
Beschwerden  über  Missbräuche  im  Münzwesen  vor.986)  Im  wesent- 
lichen aber  erledigt  der  Landesherr  diesen  Gegenstand  einseitig.987)  — 
Im  Zusammenhang  mit  einer  Beschwerde  über  das  Münzwesen  er- 
wähnen die  Stände  zweimal  kurz  die  Frage  des  Gesindelohnes  und 
der  Kohlenpreise.988)  Mit  dem  Kohlenbergbau  beschäftigt  sich  jedoch 
der  Landtag  auch  noch  in  anderer  Weise  und  zwar  verhältnismässig 
eingehend.989) 

984)  S.  auch  Lac.  Arch.  I,  S.  104  §.  65.  Vgl.  ferner  baier.  Land- 
frieden von  1244,  1265,  1281:  »raptus  virginis  vel  cuiuslibet  mulieris« 
mit  lebendig  begraben  bestraft  (Qu.  u.  Erört.  V,  85 ;  Zöpfl,  Altertümer  II, 
319).  Toppen,  Akten  der  Ständetage  Preussens  I,  S.  69  und  118.  Ein 
lehrreicher  Aufsatz  von  Baron  Sloet  über  eine  Entschakung  von  1589 
in  Geldern  in  den  »Bijdragen  voor  vaderlandsche  geschiedenis  [Geldern], 
nieuwe  reeks«  Band  10,  S.  259  ff. 

98 5)  Vgl.  Memorialien  Lunyncks  (Litter.):  1491  ist  den  Vögten  und 
Schultheissen  im  Lande  Jülich  geschrieben,  »de  stede  in  iren  ampteren 
haven  ligen,  m.  g.  h.  verstae,  de  ordinancie  ind  verdrach,  hibevoeren 
s.  g.  mit  s.  g.  reden,  ritterschaften  ind  stedevrunden  slantz  Guilge  ge- 
macht ind  bevolen  have,  we  men  dat  gelt  in  demselven  lande  nemen 
ind  geven  sulle,  nit  gehalden  ind  mirklige  oeverfaronge  dainnen  geschee, 
bevelet  m.  g.  h.,  dat  de  amptluide  vurs.  binnen  den  steden  ernst  bestel- 
longe  doin,  sulgen  ordinancie  ind  gebot  vurs.  unverbrochen  vestlich  ge- 
halden werde  ind  dat  si  eigenclich  erfarniss  doin,  umb  s.  g.  degiene, 
weder  s.  g.  gebot  gedain  haven  ind  vortan  darweder  doin  werde  [!], 
bezeichent  mit  namen  anzobrengen.  Wille  s.  g.  in  asdan  bevel  doin, 
we  si  sich  vort  van  s.  g.  wegen  dainnen  halden  sullen.« 

98e)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  128  Anm.  4  (1536)  u.  S.  334  (1512).  Urk.  Beil. 
1536  Juni  8  und  Oktober  13.  —  Beschwerden,  welche  einzelne  Unter- 
thanen  oder  Gemeinden  dem  Landesherrn  direkt  einreichen  (ldstd.  Vf.  a.  a.  0. 
S.  328  ff.),  kommen  für  die  Landtagsgeschichte  natürlich  nicht  in  Betracht. 

*87)  Vgl.  z.  B.  die  Münzordnungen  bei  Scotti  I;  urk.  Beil.  1525 
Novb.  10  §.  12. 

988)  Urk.  Beil.  1512  März  30;  ldstd.  Vf.  a.  a.  0.  S.  334  (1512  Nov.). 

989)  Das  nähere  s.  urk.  Beil.  1535  Juli  7  §.  4,  1536  Juni  8  §.  4 
und   Oktober   13.     Hier   sei    ein  Schreiben   der  ,Räte,    Ritterschaft  und 


Digitized  by 


Google 


142  Einleitung. 


Den  grössten  Raum  nehmen  unter  den  Bestrebungen  der  Stände 
auf  dem  Gebiete  der  Polizeigesetzgebung  ihre  Bemühungen  für  die 
Durchführung  der  ständischen  Teilung  des  wirtschaftlichen  Daseins 
ein.  Man  nennt  die  letztere  mittelalterlich;*40)  allein  thatsächlich 
ist  sie  erst  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  rechtlich  festgesetzt 
worden.  Erst  von  da  an  begegnen  wir  dem  Rechtssatz,  dass  der 
Ritter  nur  Rittergüter,  der  Bauer  nur  Bauerngüter,  der  Geistliche 
weder  diese  noch  jene  erwerben,  dass  die  Gewerbe  oder  gewisse 
Gewerbe  nur  von  den  Bürgern  ausgeübt  werden  dürften. 

Das  Interesse  des  Landtags,  jedem  Stande  sein  Nahrungsgebiet 
zu  erhalten,  fand  auf  Seiten  der  Regierung  weites  Entgegenkommen. 
Aus  finanziellen  Rücksichten841)  hatte  die  Landesherrschaft  schon 
sehr  früh  den  Übergang  von  Grundbesitz  in  die  Hand  der,  meistens 
Steuerfreiheit  beanspruchenden  Geistlichkeit  eingeschränkt.849)  Jetzt 
wurde  sie  hierin  von  den  Ständen  unterstützt:  unter  deren  Mit- 
wirkung sind  mehrere  Amortisationsgesetze  erlassen  worden.  Sie 
sind  verschiedenen  Inhalts.  Nach  dem  Privileg  für  die  bergische 
Ritterschaft  von  1478 848)  dürfen  Geistliche  nicht  Ritter-  und  nicht 

Städtefreunde  von  Jülich,  jetzt  sämtlich  zu  Birkesdorf  versammelt/  an 
den  Hz.  (Herrsch,  und  Jurisdiktionsbef.  ad  Nr.  12,  vol.  II,  fol.  108,  Orig.) 
mitgeteilt:  Betreffs  des  Kohlenbergs  von  Eschweiler  halten  sie  dafür,  dass 
»datselve  ampt  wail  vermoicht,  dat  aldair  ein  guet  bequeim  geselle  were, 
der  daich  vur  daich  dairbi  were  ind  upsein  het,  dat  de  saiche  also  ge- 
ordiniert ind  upgeschr[even]  bi  dem  kailmeister,  dat  id  u.  f.  g.  in  dat 
meiste  profit  .  .  .  gewant  .  .  .  wurde.  Vorder  de  maissen  van  dem 
kailberge  eins  vur  al  zo  ordinieren  nae  alder  gewoinheit,  den  armen  als 
den  riehen,  nemant  dairvan  uisgescheiden,  wewail  in  vurziden  groisse 
bekroenunge  dairoever  geweist  sint  ind  der  arme  gemein  man,  so  si  [!] 
de  loese  guitwillich  gedain  haven,  vur  in  wert  [!]  haven  moiehten,  als 
billich  were»«  S.  Peter  ad  vinc.  1515.  Zur  Erklärung  vgl.  urk.  Beil. 
c.  1516;  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  50;  Korth,  Archiv  Harff  I,  S.  221  ff. 
(Urkunde  einer  Genossenschaft  zum  Betriebe  eines  Bergwerks  in  Nideggen 
von  1396);  Ztschr.  11,  S.  163  ff.;  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  215  und  226; 
Achenbach,  das  gemeine  deutsche  Bergrecht  I,  S.  29  ff. 

840)  Meitzen   in  Schönbergs  Handbuch   der  polit.  Okon.  I,  S.  682. 

a*i)  Vgl.  auch  Bornhak,  Gesch.  des  preuss.  Verwaltungsrechts  II, 
S.  329. 

848)  Ldstd.  Vf.  II,  Anm.  146;  Ol,  1,  S.  14  f.,  2,  S.  241  (Nr.  25); 
jülicher  Landrecht  IV,  5  und  7,  VI,  2,  VII,  5  und  6  (Lac.  Arch.  I, 
S,  116  ff.).  Bei  dem  letzteren  bemerkt  man  bereits  den  Einfluss  der 
landständischen  Gesetzgebung. 

84S)  Vgl.  dazu  urk.  Beil.  1478  Sept.  24. 
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Schatzgüter  erwerben.  Das  jülicher  Privileg  von  1511  Januar  5  §.  4 
untersagt  allen  Erwerb  von  weltlichem  Gut  oder  Rente844)  durch 
Geistliche.  Das  von  1520  beschränkt  (was  teilweise  damit  zusammen- 
fällt) die  Zuwendungen  an  die  Geistlichkeit  um  der  Seelen  Heil 
willen  auf  die  gereiden  Güter945)  und  bestimmt,  dass  Schulden  der 
Priester  regelmässig  nur  aus  den  letzteren,  resp.  aus  den  vo.n  ihnen 
während  ihres  Priesterstandes  erworbenen  liegenden  Gütern  zu  decken 
sind.  Nach  einem  auf  dem  Rittertage  zu  Opladen  1514  publizierten 
bergischen  Gesetz246)  dürfen  Hausleute  (Bauern)  Erbschaft  durch 
Testament  oder  auf  andere  Weise  an  die  Geistlichkeit  nur  bis  zum 
Betrage  von  zehn  Mark  köln.  verpfänden,  und  die  Erben  sind  über- 
dies befugt,  das  Gut  gegen  Erlegung  der  Summe  wieder  an  sich  zu 
nehmen. a4T)  Nach  jenem  bergischen  Privileg  von  1478  (§.  3)  sollen 
Geistliche  ferner  ihre  rechten  Erben  nicht  enterben.*48)  Endlich 
sprach  die  bergische  Ritterschaft  im  Jahre  1522  Februar  7  den 
Wunsch  nach  der  Gewährung  der  in  dem  jülicher  Privileg  von  1520 
enthaltenen  Sätze  und  nach  einer  Bestimmung  aus,  wonach  geist- 
liche Personen,  die  von  ihren  Eltern  in  Klöster  gethan  sind  und 
jährlich  ihre  Renten  beziehen,  bei  Eintritt  eines  Erbfalls  zu  Gunsten 
der  nächsten  weltlichen  Blutsverwandten  ausser  Betracht  bleiben 
sollten  (urk.  Beil.).  Mit  solchen  Bestrebungen  verfolgten  die  Stände 
zum  Teil  dasselbe   finanzpolitische   Interesse,   das  den  Landes- 


944)  Vgl.  Richter-Dove-Kahl,  Kirchenrecht  §.  303  Anm.  B:  1491 
gebietet  Landgraf  Wilh.  v.  Hessen:  niemand  soll  »werntliche  gutere,  es 
si  an  zinsen,  renten  ader  gefeilen,«  an  Geistliche  verkaufen. 

*45)  über  Beschränkungen  der  Übertragung  an  Kirchen  durch  Testa- 
ment u.  s.  w.  vgl.  Kahl,  Amortisationsgesetze  S.  46  ff. 

*46)  Auf  dem  Rittertage  zu  Opladen  1514  Juni  2  wurden  fünf 
Gesetze  publiziert;  sie  sind  abgedruckt  in  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  244  (Nr.  29). 
Die  Stände,  d.  h.  Ritterschaft  und  Städte,  werden  ihre  Zustimmung  dazu 
nicht  gegeben  haben,  da  die  Städte  auf  den  Rittertagen  gar  nicht  an- 
wesend sind.  Dagegen  wäre  es  möglich,  dass  sie  unter  Mitwirkung  der 
Ritterschaft  erlassen  worden  sind  (vgl.  das  bergische  Priv.  von  1478). 
Doch  sind  sie  vielleicht  auch  einseitige  Verfügungen  des  Landesherrn, 
die  er  in  Opladen  nur  publizieren  lässt.     Vgl.  urk.  Beil.  1622   Febr.  7. 

S4T)  Ebenda  begegnet  die  Bestimmung:  die  Geistlichkeit  soll  »up 
gein  vait-  noch  schatzguet  belehenonge  dorn«;  d.  h.  offenbar:  sie  soll 
diese  Güter  nicht  beleihen,  weil  sie  sonst  leicht  in  ihren  Besitz  kommen 
(zur  Erklärung  vgl.  ldstd.  Vf.  II,  Anm.  272). 

948)  Vgl.  dazu  urk.  Beil.  1478.  Teilweise  kehrt  dieser  Satz  in 
dem  jülicher  Privileg  von  15  20  wieder. 
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herrn  leitete:  die  fortgesetzte  Ausdehnung  des  privilegierten  geist- 
lichen Besitzes  hätte  die  öffentlichen  Pflichten  der  weltlichen  Unter- 
thanen  nur  erhöht,  zumal  jene  vielfach  Gemeindelast  waren.249) 
Aber  wirksamer  noch  scheint  die  Erwägung  gewesen  zu  sein,  dass 
die  tote  Hand  den  Weltlichen  ihr  Nahrungsgebiet  zu  entziehen 
drohte.260) 

Es  ist  verständlich,  wenn  unter  den  Beschlüssen  des  Landtags, 
dessen  einflussreichster  Stand  die  Ritterschaft  war,  nicht  gerade 
häufig  das  Verbot  des  Erwerbs  von  Bauerngütern  durch  Ritter- 
bürtige  begegnet.  Bios  das  bergische  Privileg  von  1478  enthält  die 
Bestimmung,  dass  die  Glieder  der  Ritterschaft  ebenso  wie  die  Geist- 
lichen nicht  Schatzgüter  erwerben  dürfen;  und  auch  hierhin  ist  sie 
nur  durch  den  Landesherrn  gebracht  worden  (S.  8f.).2B1)  Übrigens 
ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dass  der  ritterliche  Grundbesitz  bei 
weitem  nicht  die  Expansionskraft  besass  wie  der  der  toten  Hand. 
Den  neuen  Erwerbungen  einzelner  Ritterbürtiger252)  stehen  Verluste 
anderer  gegenüber.  Und  so  sehen  wir  denn  die  Ritterschaft  danach 
streben,  mit  Hilfe  der  Gesetzgebung  weiteren  Einbussen  vorzubeugen. 
Daher  sagt  das  bergische  Privileg  von  1478:  Geistliche,  Bürger  und 
Hausleute  (Bauern)  dürfen  nicht  Rittergüter  erwerben.  Die  Amorti- 
sationsgesetze ferner  kamen,  wie  allen  weltlichen  Ständen,  so  auch 
der  Ritterschaft  zu  gute.  Einen  interessanten  Versuch  machte  so- 
dann die  letztere  im  Jahre  1522  (urk.  Beil.,  Berg).  Sie  bat  damals 
um  ein  Gesetz,  wonach  es,  wenn  Geistliche,  Bürger  oder  Hausleute 
freie  Güter  erworben  hätten,  den  Erben  der  Verkäufer,  bezw.,  wenn 
diese  nicht  dazu  in  der  Lage  wären,  anderen  Gliedern  der  Ritter- 


242)  Priv.  Jülich  1511  Jan.  5  §.4;  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  36;  2, 
S.  241  (Nr.  25);  Heinrich  Weis,  die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern 
von  Kurtrier  im  Mittelalter  (Münstersche  Dissertation  von  1893),  S.  64  ff. 

25°)  Priv.  Jül.  1520  (Lac.  Arch.  I,  S.  159):  ».  .  .  nit  de  minder 
die  geistlichen  der  renten  alle!  in  gebruichonge  bliven  ind  also  in  der 
geistlichen  hende  verblivent,  dardurch  stede  ind  vlecken  uns  furstentombs 
vurs.  mirkligen  beswert  ind  in  zukommenden  ziden  groisser  ind  meire 
swericheit  ind  achterdeil  bibrengen  wirt«.  Gutachten  des  Hauptgerichts 
Jülich  von  1522  (Ztschr.  f.  Kirchengesch.  11,  S.  160):  ».  .  .  dardurch 
die  ander  kinder  etlichen  gebrech  liden  ind  umb  broit  gain  moissen  .  .  . 
dardurch  die  ander  kinder  alle  irre  alderen  gueder  berouft  werden«. 

26 ')  Diese  Bestimmung  wird  dann  in  Opladen  1514  (s.  Ann».  246) 
von  neuem  publiziert. 

262)  Ldstd.  Vf.  II,  Anm.  272;  III,  2,  S.  252  (Nr.  35). 
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schaft  gestattet  sein  sollte,  sie  gegen  Erlegung  der  Kaufsumme  an 
sich  zu  nehmen.  Würde  der  Hz.  auf  diesen  Wunsch  eingegangen 
sein,  so  wäre  damit  sofort  ein  vollkommenes  ritterschaftliches 
Retraktrecht258)  geschaffen  worden.258*) 

Dass  die  landständischen  Privilegien  auch  dem  Bauernstande 
ihren  Besitz  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sicherten,  geht  aus  dem 
gesagten  hervor.  Auffallend  ist  es  dagegen,  dass  die  Landtagsakten 
(abgesehen  von  den  Amortisationsgesetzen)  sich  fast258b)  gar  nicht 
mit  der  Abgrenzung  der  Berufszweige  der  Bürger  beschäftigen.  Wie 
in  anderen  Territorien,  so  haben  auch  bei  uns  die  Städte  sich  ihren 
Nahrungsstand  zu  sichern  gesucht.254)  Allein  diese  Fragen  scheinen 
meistens  nur  zwischen  dem  Landesherrn  und  den  einzelnen  Ge- 
meinden, ohne  Mitwirkung  des  Landtags,  erledigt  worden  zu  sein. 

Von  sonstigen  wirtschaftlichen  Fragen  widmeten  die  Stände 
dem  Fischereiwesen255)  ihre  Aufmerksamkeit.  Die  in  jenen  Jahr- 
hunderten ausserordentlich  häufigen  Ausfuhrverbote256)  sind  vielleicht 

258)  Die  spätere  jülich-bergische  Rechtsordnung  (Kap.  98)  kennt 
nur  ein  Retraktrecht  der  Verwandten.  Vgl.  auch  Lac.  Arch.  I,  S.  89, 
106,  127  f.  (über  das  ,Beschüddrecht'). 

258a)  Übrigens  sind  die  Amortisationsgesetze,  das  Verbot  des  Er- 
werbs von  Schatzgütern  durch  Ritterbürtige  u.  s.  w.  thatsächlich  sehr 
wenig  befolgt  worden.     S.  ldst.  Vf.  III,  1,  S.  15  und  18. 

258b)  In  unserer  Zeit  nur  einmal;  s.ldstd.Vf.III,2,S.153  Anm.9(1536). 

254)  Ldstd.  Vf.  I,  Anm.  221;  III,  2,  S.  152  Anm.  6  (Zunahme 
der  Gewerbetreibenden  auf  dem  platten  Lande),  S.  213  (Nr.  6),  S.  257  f. 
(Nr.  42);  Ztschr.  23,  S.  199  f.;  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  369.  Privileg  für  die 
Stadt  Lennep  von  1571  (v.  Mering,  Gesch.  der  Burgen  in  den  Rhein- 
landen 10,  S.  99  ff.)  betr.  die  Verarbeitung  der  Lammwolle  (es  handelt 
sich  um  den  Kampf  gegen  das  auf  dem  platten  Lande  sich  erhebende 
Gewerbe ;  die  umwohnenden  Hausleute  machen  die  Tücher  nicht  so  breit 
und  auch  nicht  so  gut  wie  die  Bürger) :  die  umwohnenden  Hausleute  sollen 
die  Tücher  aus  Lammwolle  nicht  mehr  herstellen ;  andere  gemeine  ländliche 
Wolle  dürfen  sie  jedoch  verarbeiten  (vgl.  ebenda  S.  146  ff.:  Priv.  für 
die  Freiheit  Burg  von  1573,  gleichfalls  den  Streit  der  Bürger  mit  den 
Handwerkern  auf  dem  platten  Lande  wegen  der  Tuchfabrikation  betreffend). 

"5)  Urk.  Beil.  1535  Juli  7,  1536  Juni  8  und  Oktober  13.  Vgl. 
hierzu  auch  Privileg  Hz.  Wilhelms  für  das  Kloster  Altenberg  von  1511 
(ldstd.  Vf.  ÜI,  2,  S.  242,  Nr.  27):  niemand  soll  »tuschen  unserem  gotz- 
huis  zum  A.  vurs.  und  dem  Rine  einige  diche,  weer,  slachten  oeder 
ander  Hindernisse  machen,  dardurch  dem  vische  sin  friegank  verhindert 
oeder  verletz  werde«. 

25e)  Ldstd.  Vf.  II,  Anm.  218;  III,  2,  S.  181;  Mitt.  Köln  17, 
S.  32  und  34.     Die  Ausfuhrverbote   erfolgten   teils   aus   rein   politischen, 
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einmal  im  Beschwerdewege  auf  den  Landtagen  zur  Sprache  gebracht 
worden. 2B7)  Ob  auch  die  nachweisbar  vorhandenen  Gesetze  zum 
Schutze  des  Hochwaldes, 2B8)  gegen  die  Zersplitterung  des  Grund- 
besitzes8B9)  und  gegen  die  , wüsten  Güter' aeo)  unter  Mitwirkung  der 
Stände  erlassen  worden  sind,  muss  dahingestellt  bleiben. 

teils  aas  wirtschaftspolitischen  Motiven.  Wie  sehr  sie  die  Regierung  be- 
schäftigten, mag  ein  Auszug  über  wenige  Jahre  aus  den  Memorialien  des 
Kanzlers  Lunynck  zeigen:  1489:  den  Amtleuten  des  Landes  Berg  ist 
geschrieben  und  befohlen,  »egein  haver  uis  dem  lande  zo  iaissen  foeren«. 
1490:  Himmelfahrt  ist  den  Amtleuten  von  Steinbach,  Monheim,  Porz 
»geschreven  ind  Solingen  montlich  bevolen,  dat  si  durch  de  amptere  up 
lif  ind  gut  ernstlich  gebieden  Iaissen,  niemantz  egeine  koe,  rinder  noch 
schaif  .  .  .«  aus  dem  Lande  Berg  »zo  driven  noch  daruis  zo  verkoufen 
oeder  volgen  zo  Iaissen«.  1491:  Allen  Amtleuten  beider  Lande  ist  ge- 
schrieben, »up  dat  verbot  hibevoir  geschiet,  nimantz  gein  fruchten  uis 
den  landen  zo  foeren  Iaissen,  dat  si  mins  g.  h.  ritterschaft  ind  under- 
saissen  ire  fruchten  Iaissen  volgen,  ire  nutzste  ind  beste  damit  zo  doin, 
ind  geinen  uiswendigen  buissen  mins  g.  h.  landen  gesessen,«  Geistlichen 
oder  Weltlichen,  »egein  fruchten  buissen  s.  g.  lande  zo  Iaissen  volgen, 
bis  in  m.  g.  h.  ander  bevel  davan  doet  .  .  .  Item  ist  allen  amptluiden 
beider  lande  geschreven  ind  bevolen,  iederman  sinre  fruchten  unver- 
hindert zo  sim  besten  gebruichen  zo  Iaissen,  ind  dat  vurs.  verbot  afge- 
stalt«  Samstag  nach  S.  Felix.  1491  Febr.  22  »ist  allen  amptluiden 
slantz  Berge,  Blankenberg  ind  Lewenberg  verpant  ind  unverpant  ge- 
schreven zo  verbieden,  dat  nimantz  egein  haver  uis  mins  g.  h.  landen 
en  foeren,  verkoufen  noch  verhandelen,  bis  s.  g.  ander  bevel  davan  doet«. 
1492  wird  den  Amtleuten  von  Solingen,  Mettmann,  Monheim  und  Düssel- 
dorf der  Befehl  (der,  wie  der  Hz.  erfährt,  nicht  gehalten  ist)  eingeschärft, 
keinen  Kalk  »den  vurkeuferen  zo  Colne  zo  verkoufen«.  1492  bittet 
Jak.  v.  Bercheim,  ihm  seine  Früchte  aus  dem  Lande  Jülich  folgen  zu 
lassen.  Es  wird  Jak.  geantwortet,  »rti.  g.  h.  have  ein  gemein  gebot  in 
s.  g.  landen  gedain,  dat  s.  g.  so  nit  veranderen  moege;  dan  wille  wider- 
spräche mit  den  sinen  darup  haven«. 

85T)  In  dem  in  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  208  (Nr.  2)  mitgeteilten  Schreiben 
von  1423 — 33  (vgl.  zum  Datum  unten  urk.  Beil.  1431  Anm.  2)  sagt 
der  eine  Teilherrscher  von  Jülich,  er  erfahre,  »dat  unse  ritterschaft  ind 
andere  unse  gemeine  undersaessen,  die  uns  dienstich  sint  ind  schetzonge 
geldent,  mit  dem  gebode  [dem  Kornausfuhrverbot]  sweirlich  gelest«  [!]  u.s.w. 
Vielleicht  ist  ihm  eine  solche  Beschwerde  auf  einem  Landtage  vorgetragen 
worden. 

2BS)  Ein  solches  Gesetz  wird  1514  in  Opladen  publiziert  (s.  Anm. 
246).    Vgl.  dazu  F.  v.  Bezold,  Gesch.  der  deutschen  Reformation  S.  319. 

259)  Ein  solches  wird  ebenda  publiziert.  Es  bezieht  sich  wohl  nicht 
nur  auf  Schatzgüter  (oder  landesherrliche  Lehn-  und  Zinsgüter). 
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Die  grossen  kirchlichen  Gegensätze  beschäftigen  in  späterer  Zeit 
den  Landtag  wiederholt.  In  unserer  werden  sie  kaum  berührt;  nur 
einzelne  kirchliche  Fragen  werden  in  den  Landtagsakten  besprochen. 
Die  Beschlüsse  gegen  die  geistliche  Jurisdiktion  haben  wir  schon  - 
erwähnt  (S.  122  f.).  Auf  einem  Landtag  des  Jahres  1536  bringt  ferner 
die  Stadt  Jülich  den  Wunsch  einer  Säcularisation  von  Kirchengut 
vor.961)  Auf  eine  verwandte  Bewegung  werfen  wir  einen  Blick, 
wenn  nicht  die  Stände,  aber  die  Geistlichen,  mit  denen  der  Hz.  über 
die  Bewilligung  einer  Steuer  verhandelt,  klagen,  dass  ihnen  die 
Renten  entzogen  werden. 9ea)  Endlich  hat  sich  ein  Landtag  gegen 
die  Wiedertäufer  erklärt  und  eine  Steuer  zu  ihrer  Bekämpfung 
bewilligt. a«8) 

*eo)  Unter  den  1478  in  Opladen  von  der  Ritterschaft  vorgelegten 
Sätzen  (S.  8  f.)  findet  sich  auch  folgender  (Lac.  Arch.  I,  S.  106  §.  76): 
»ouch  en  sal  meng  ein  saelstede  woisten  of  dat  guet  davan  in  ander 
ampte  voiren  of  up  ander  guede«.  Zur  Erklärung  vgl.  Ztschr.  25,  S.  265 
(1426);  Jahrbuch  d.  düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  7  f.  (1683).  Lac.  ÜB.  3, 
Nr.  876,  S.  770  (1383):  es  haben  »dey  moynche  den  hoff  also  gewoyst 
ind  dat  stroe  verkoyft,  dat  man  in  alle  deme  hoyve  neit  eyne  buyssche 
en  vynt«.  Der  Anlass  für  den  Landesherrn,  in  dieser  Frage  vorzugehen, 
war  ein  finanzieller.  Vgl.  Rechnung  des  jülicher  Landrentmeisters  This 
v.  Hembach  für  Walp.  1440  bis  Walp.  1441:  an  der  Gesamtsumme 
(des  Maischatzes  von  1440  in  Nideggen)  »geit  af  an  woesten  ind  ge- 
vrieden  gueden  ind  ouch  van  genaeden  gelaissen,  as  die  partes  inhaldent«. 
S.  auch  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  216  und  231. 

86  *)  Das  nähere  hierüber  s.  urk.  Beil.  1536  Juni  8. 

*ea)  Zu  den  in  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  169  mitgeteilten  Stellen  (s.  auch 
oben  Anm.  227)  vgl.:  Dechant  von  Siegburg  an  den  Hz.  1529  Okt.  7 
(K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  355,  Orig.):  die  zu  seiner  Dekanie  gehörenden 
Pastoren  können  keine  Steuer  geben,  da  sie  vor  noch  nicht  zwei  Jahren 
eine  Steuer  gegeben,  da  ihnen  täglich  »noch  mer  an  iren  ienkummen 
und  geistlichen  renten  abgebrochen«  wird,  auch  in  diesem  Jahr  grosser 
Misswachs  an  Wein  und  Früchten  ist.  Die  kölner  Geistlichkeit  an  den 
Hz.  1529  Okt.  30  (a.  a.  0.,  fol.  351,  Orig.):  »es  ist  leider  öffentlich, 
das  wir  ein  zit  lank  unser  geistlicher  frieheit  entwert  und  mit  ungelt  und 
zinsen  beschwert,  das.  wir  auch  leider  in  kurz  geübten  kriegsloufen  an 
unseren  guteren  groisslich  beschedigt  worden  und  zudem  an  ufhebung 
unser  uberiger  rente  in  diesen  geschwinden  leufen  filfeltiglich  verhindert 
werden.« 

268)  Jülich-bergischer  Landtagsabschied  von  1534  Juli  16  (oben 
S.  11):  Räte  und  Ritterschaft  haben  sich  »einhellich  entschlossen  und 
für  guet  und  nötig  angesehen,  das  hochgedachtem  u.  g.  h.  die  sach  mit 
Munster   nit  stae  zu  verlassen,    auch   den  mutwil    und  ufrur  in  s.  f.  g. 
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§.  6.    Die  Finanzen. 

Der  Haushalt  des  älteren  deutschen  Territorialstaates  ist  ein 
doppelter.264)  Es  bestehen  zwei  getrennte  Kassen:  eine  landesherr- 
liche, welche  durch  die  Erträge  des  Domaniums  im  weitern  Sinne 
des  Wortes  gespeist  wird,  und  eine  Landeskasse,  welche  die  Erträge 
der  von  den  Landständen  bewilligten  Steuern  erhielt.  Die  Einnahmen 
der  ersteren  sind  im  allgemeinen  ordentliche,  die  der  letzteren  (bis 
weit  ins  17.  Jahrhundert  hinein)  ausserordentliche.  In  dem  Neben- 
einanderbestehen der  beiden  Kassen,  in  dem  Fehlen  der  fiskalischen 
Kasseneinheit  findet  der  Dualismus  des  älteren  deutschen  Territorial- 
staats, welcher  den  Landesherrn  und  das  Land  nicht  als  Organe 
eines  einheitlichen  Gemeinwesens,  sondern  als  selbständig  einander 
gegenüberstehende  Rechtssubjekte  erscheinen  lässt,  seinen  prägnan- 
testen Ausdruck. 

Die  Geschichte  der  Landeskasse,  der  landständischen  Steuern, 
habe  ich  bereits  an  anderem  Orte966)  ausführlich  dargestellt.    Indem 

steten  nit  zu  gestaden,  sonder  zu  weren  und  s.  f.  g.  land  und  leut,  wie 
bisher  besehenen,  in  friden,  gehorsam  und  wolfart  zu  schützen  und 
schirmen.  Und  dieweil  s.  f.  g.  solichs  aus  s.  f.  g.  tafelrenten  nit  tun 
kunte  und  si  betracht,  das  es  s.  f.  g.  nit  allein,  sonder  auch  einem 
jedem  selbs  leib,  guet,  weib,  kint,  er  und  seelen  Seligkeit  betrift,  haben 
si  etliche  von  inen  zum  ausschuss  verordent,  .  .  .  mit  beger,  dise  Sachen 
dermassen  mit  inen  zu  helfen  [!]  bedenken,  damit  derselbiger  bestendig- 
lich  begegent«  u.  s.  w.  Hiernach  wird  die  Steuer  (s.  über  diese  ldstd. 
Vf.  III,  1,  S.  83)  sowohl  zur  Bekämpfung  der  Stadt  Münster  wie  der 
Wiedertäufer  in  des  Herzogs  Landen  bewilligt.  Nach  Wolters,  Konrad 
v.  Heresbach  S.  80  (daraus  Rembert,  die  Wiedertäufer  im  Herzogtum 
Jülich,  münstersche  Dissertation  von  1893,  S.  36  Anm.  1)  soll  ein  Land- 
tag zu  Düsseldorf  1534  Okt.  24  die  Frage,  wie  die  Wiedertäufer  zu 
strafen  seien,  erörtert  haben.  Indessen  handelt  es  sich  hier  wohl 
nur  um  eine  Ratsversammlung,  nicht  einen  Landtag.  —  Ober  Massregeln 
gegen  die  Wiedertäufer,  die  anscheinend  nicht  auf  Landtagen  besprochen 
worden  sind,  s.  Ranke  III  (5.  Aufl.),  S.  394  Anm.  4,  Keller,  Gesch. 
der  Wiedertäufer  S.   159  und  urk.  Beil.   1538  Januar  18. 

*e4)  Histor.  Taschenbuch  1887,  S.  314  f.;  ldstd.  Vf.  10,  1,  S.  70, 
2,  S.  133. 

"6)  Ldstd.  Vf.  III,  Heft  1  und  2.  Nachträglich  vgl.  dazu  urk.  Beil. 
1525  Novb.  10  §.  2  und  3  (Besteuerung  der  Geistlichen),  §.  4  und  9 
(Reichssteuer);  Lohmann,  das  Reichsgesetz  von  1654  über  die  Steuer- 
pflichtigkeit der  Landstände  (bonner  Diss.  von  1893).  Zu  der  Frage, 
inwiefern  die  Landstände  verpflichtet  sind  die  Reichssteuern  zu  tragen, 
vgl.   oben  S.  15   Anm.   6  (1472),   ferner    »instrueti    der  Guilicher   rede 
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ich  darauf  verweise,  sei  hier  nur  besonders  hervorgehoben,  dass 
gerade  auf  dem  Gebiet  des  landständischen  Steuerwesens  die  Stände 
(über  die  Steuerbewilligung  hinaus)  in  weitem  Umfange  in  die  Ver- 
waltung eingegriffen  haben. 

Die  Bezeichnung  der  eigenen  Einnahmen  des  Landesherren  als 
Domanialeinkünfte,  d.  h.  als  Einkünfte  der  Herrschaft,  nämlich  der 
Landesherrschaft,  gehört  einer  späteren  Zeit  an.  Unserer  Periode 
ist  dieser  Ausdruck  noch  fremd.  Doch  hat  sie  andere,  die  Sache 
gleichfalls  treffend  wiedergebende  Bezeichnungen:  die  Einnahmen 
des  Landesherrn  werden  als  ,das  seinige',  als  ,seine  Güten  und 
Renten4,  als  ,Tafelrenten4  266)  den  landständischen  Steuern  gegenüber- 
gestellt. Sie  sind  jedoch  keineswegs,  wie  aus  diesem  Gegensatz 
geschlossen  werden  könnte,  blos  privater  Natur:  es  finden  sich  viel- 
mehr auch  unter  ihnen  wahre  Steuern  (wie  insbesondere  der  Schatz) 
und  andere  Einkünfte  öffentlich-rechtlicher  Art  (wie  die  Gerichts- 
sporteln,  die  Münzgefälle).  Wenn  sie  trotz  ihres  verschiedenen 
Charakters  als  eine  Einheit  zusammengefasst  werden,  so  liegt  das 
gemeinsame  lediglich  darin,  dass  ihre  Erhebung  von  der  landstän- 
dischen Bewilligung  unabhängig  ist  und  dass  ihre  Verwaltung  eine 
fast  ausschliesslich  landesherrliche  ist.  Die  letztere  Einschränkung 
müssen  wir  allerdings  machen.  Denn  einen  gewissen  Einfluss  ge- 
winnen die  Stände  auch  auf  die  Verwaltung  der  Domanialeinkünfte 

van  wegen  mins  g.  h.  hertoigen  to  Cleve  etc.  up  dem  richsdaige  to 
Wormbs  (Cl.-M.,  Reichs-  und  Kreissachen,  Nr.  77,  Cpt):  der  Hz.  von 
Cleve  hat  »die  inse Hinge«  des  gemeinen  Pfennigs  gemäss  dem  kölner 
Reichstage  »siner  g.  lantschap  als  ritterchaft  ind  steden  laeten  vurgeven, 
denselven  penningen  ernstlich  van  oen  gesonnen  na  luide  des  ingesetz  [!] 
ind  afscheitz  vurs.  Item  dairup  heben  ritterschap  ind  stede  vurs.  geant- 
wurt,  wie  si  durch  begerten  ind  vlitige  ansuken  der  Kei.  Mt.  ind  des 
huis  van  Burgondien  to  duck  maelen  lange  jaeren  herwertz  in  groten  ind 
swaeren  orlog  ind  kriege  weder  die  Gellerschen  geweist  ind  ganz  ver- 
dorven  ind  verarmoit  sin,  alsoe  dat  oen  niet  doinlich  ader  mogelich  en 
si  den  gemeinen  penning  na  der  ordonnantien  to  mögen  ader  können 
geven,  ind  bitten  dairom  demoitlich  ind  dienstlichen  an  s.  Mt.  to  ver- 
fuegen  ind  to  erlangen  laten  willen,  dat  s.  Kei.  Mt.  oen  umb  reden  [!] 
wil  vurs.  sulche  besweronge  mit  gnaden  vertaten  willen.«  Das  Datum 
dieser  undatierten  Reichstagsinstruktion  ergiebt  sich  aus  der  Vollmacht 
des  Herzogs  von  Cleve  (ebenda,  Cpt.)  für  die  Gesandten  seines  Sohnes, 
des  Hz.  von  Jülich-Berg,  ihn  auf  dem  Reichstag  in  Worms  zu  vertreten, 
d.  d.  Cleve  Mittwoch  nach  S.  Severin,  d.  h.  Okt.  26  (1613). 
"••)  Ldstd.  Vf.  UI,  1,  S.  70. 
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oder  suchen  ihn  wenigstens  zu  gewinnen,  was  genauer  festzustellen 
eben  hier  unsere  Aufgabe  ist. 

Zunächst  haben  wir  der  Absicht  des  jülicher  Erbmarschalls  zu 
gedenken,  die  gesamte  Finanzverwaltung  unter  ständischen  Einfluss 
zu  bringen  (S.  128  ff.).  Wie  dieser  Plan  nicht  verwirklicht  wurde, 
so  ist  er  auch  von  anderen  nicht  wieder  aufgenommen  worden.866*) 
Dagegen  haben  es  die  Stände  wenigstens  durchgesetzt,  dass  der 
Landesherr  sich  für  die  Veräusserung  von  Grundbesitz  an  ihre  Zu- 
stimmung gebunden  erklärte.867)  In  gewisser  Weise  gehört  es  auch 
hierher,  wenn  die  Stände  zur  Einlösung  verpfändeter  Gebietsteile 
Steuern  bewilligen  und  die  Einlösung  selbst  in  die  Hand  nehmen.868) 
Denn  es  handelt  sich  ja  dabei  um  Tilgung  landesherrlicher  Schulden. 
Sonst  aber  beschränken  sich  die  Auseinandersetzungen,  die  der  Hz. 
mit  den  Ständen  gehabt  hat,  auf  die  Bestimmung  der  Grenzen, 
innerhalb  deren  er  seine  nutzbaren  Rechte  geltend  machen  darf.868) 

Seit  alters  genossen  die  Ritterbürtigen  Schatzfreiheit;  aber  über 
die  Ausdehnung  derselben  wurde  gestritten.870)  Und  so  greifen 
denn  auch  die  landständischen  Privilegien  in  diese  Kontroversen 
ein.  In  dem  Privileg  für  die  bergische  Ritterschaft  von  1404  ver- 
spricht der  Landesherr,  die  Halbwinner,871)  die  auf  der  Ritterschaft 
Gütern  sitzen,  »ungeschat«  zu  lassen,  es  sei  denn,  dass  sie  daneben 
ein  Vogt-  oder  Schatzgut  haben;  davon  sollen  sie  »ons  dienen  ind 


aeea)  über  Geldern  (Teilnahme  von  Ständemitgliedern  bei  der  Rech- 
nungslegung der  Amtleute)  s.  Nijhoff  IV,  S.  5  (1423). 

867)  Nach  der  Eheberedung  von  1496  soll  dem  Gemahl  der  Maria 
(Johann)  in  einem  bestimmten  Falle  (wenn  Maria  vor  ihm  stirbt  und  er 
sich  wieder  verheiratet,  aber  sich  »na  sime  stade«  nicht  halten  kann) 
ein  Einkommen  aus  Hz.  Wilhelms  Land  nach  Rat  des  mehreren  Teils 
der  Räte  und  Ritterschaften  zuverordnet  werden.  Wahrscheinlich  dachte 
man,  dass  das  durch  Überweisung  der  Einkünfte  eines  oder  mehrerer 
Amter  geschehen  sollte,  wofür  die  Form  meistens  die  Übertragung  der 
Verwaltung  des  Amtes  war.  Die  Zuziehung  der  Räte  und  der  Ritter- 
schaft, die  hier  in  Aussicht  genommen  wird,  würde  also  von  ähnlicher 
Art  sein  wie  die  bei  der  Verpfandung  von  Gebietsteilen. 

868)  Ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  137. 

868)  Hier  sei  auch  an  die  in  dem  Privileg  von  1423  §.  6  hinsicht- 
lich der  Brächten   gegebene   Zusicherung   erinnert   (S.  119   Anm.   163). 

87°)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  16  fT.  Heinrich  Weis,  Staatssteuern  von 
Kurtrier  im  Mittelalter,  S.  23  ff. 

8T1)  Über  den  Halbbau  in  unseren  Territorien  s.  ldstd.  Vf.  III,  2, 
S.  35  ff. 
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doin  na  anzale  des  goitz  gelich  iren  näheren«.  Diese  Zusicherung 
setzt  wohl  voraus,  dass  vorher  mitunter,  wenn  Bauern  der  Ritter- 
schaft neben  den  von  ihnen  bewirtschafteten  Rittergütern  noch 
eigene  Schatzgüter  besassen,  der  Schatz  (und  Dienst?)  nicht  blos 
von  den  letzteren,  sondern  auch  von  den  ersteren  verlangt  worden 
ist.872)  Weiter  wurde  namentlich  die  Frage,  ob  die  Ritterbürtigen 
von  neu  erworbenen  Schatzgütern  Schatz  zu  zahlen  haben,  er- 
örtert;978) der  Landesherr  bejahte,  die  Ritterschaft  verneinte  sie. 
Im  Jahre  1450  gab  der  Hz.  der  bergischen  Ritterschaft,  um  ihre 
Einwilligung  zu  dem  Verkauf  des  Landes  an  Köln  zu  erhalten,  das 
Privileg,  dass  die  Schatzgüter,  die  sie  jetzt  in  Händen  habe  und  die 
sie  hinfort  erwerben  werde,  schatzfrei  sein  sollten  (mit  der  Mass- 
gabe, dass  sie  wieder  schatzpflichtig  werden,  sobald  sie  wieder  in 
den  Besitz  von  Bürgern  und  Hausleuten  gelangen).  Allein  wie  der 
Verkauf  nur  bei  dem  Eintritt  gewisser  Bedingungen  Bestand  erhalten 
sollte,  so  stellte  auch  die  Ritterschaft  eine  Erklärung  aus,  wonach 
jene  Zugeständnisse  ihr  nur  unter  der  Voraussetzung  des  Eintritts 
dieser  Bedingungen  gegeben  seien.  Und  da  dieselben  bekanntlich 
nicht  eingetreten  sind,  der  Verkauf  vielmehr  bald  rückgängig  gemacht 
ist,  so  hat  das  Privileg  von  1450  nie  praktische  Geltung  gehabt. 
Die  Streitfrage  verschwand  daher  nicht  von  der  Tagesordnung.  — 
Das  Privileg  von  1450  enthielt  übrigens  noch  eine  andere  (natürlich 
gleichfalls  nicht  verwirklichte)  Zusicherung  für  die  bergische  Ritter- 
schaft:  es  soll   ihr   der  Futterhafer87*)   erlassen   werden.  —  Wir 

878)  Oder  ist  bei  »ungesehat«  vielleicht  schon  an  die  bevorzugte 
Stellung  der  Halfen  der  Ritterschaft  in  der  landständischen  Steuer  (ldstd. 
Vf.  Hl,  2,  S.  31  ff.)  zu  denken?  Vgl.  auch  ldstd.  Vf.  ü,  S.  7  f.  und 
Anm.  72;  Lac.  Arch.  I,  S.  99  §.  48  (berg.  Rechtsbuch)  und  S.  106  §.  74. 

a78)  Vgl.  zum  folgenden  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  17  ff. 

87*)  Ldstd.  Vf.  I,  Anm.  93  und  94.  Vgl.  Lagerbuch  des  Amtes 
Angermund  von  1634,  fol.  213:  »Obwol  under  datis  des  14.  febr.  und 
16.  Novemb.  1626  befohlen,  die  adeliche  fuederhabern  vermueg  zuge- 
gesandter  specification,  so  sich  ad  61  mld.  1  sumb.  ertragt,  negst  vor- 
behält der  verlaufener  jaren  ab  ao.  1625  und  also  verfolglich  zu  empfangen, 
so  ist  doch  auf  einstendig  bitten  der  ritterschaft  vermueg  einbrachten 
befelchs  under  dato  des  28.  martii  1629  befohlen  mit  einforderung 
selbiger  fuederhabern  vorerst  auf  eine  gewisse  zeit  und  bis  zu  austragt 
des  compromis  einzuhalten.  Tue  desswegen  alhier  nur  meidung.  Folgen 
nun  diejenige,  welche  die  fuederhaber  bei  m.  g.  f.  und  h.  pflegen  quit 
zu  bitten,  wie  in  den  alten  rechnungen  bis  auf  das  jar  1542  mit  merern 
zu  sehen  [von  anderer  Hand  hinzugefügt:   »und  ist  jeder  foeder  2  sumb. 
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gedenken  hier  ferner  einiger  weiterer  Sätze  des  Privilegs  von  1404. 
Eine  Bestimmung  desselben  zu  Gunsten  der  Wälder  der  Ritterschaft 
richtet  sich  offenbar  gegen  eine  zu  grosse  Ausdehnung  der  herzog- 
lichen Bannwälder  (wie  ein  Satz  des  bergischen  Privilegs  von  1511 
Oktober  8  §.  23  zu  Gunsten  des  ritterschaftlichen  Jagdrechts  gegen 
eine  zu  grosse  Ausdehnung  des  herzoglichen  Jagdregals).976)  Auch 
mit  der  in  dem  Privileg  von  1404  enthaltenen  Anerkennung  der 
Zwangsmühlen  der  Ritterschaft  scheint  der  Landesherr  in  erster 
Linie   seinem   eigenen   Mühlenzwang   eine   Schranke   zu   ziehen.276) 

Das  Privileg  von  1404  gedenkt  ferner  der  Zollfreiheit  der  Ritter- 
schaft,277) speziell  der  Zollfreiheit  von  Holz  und  Kohlen  derselben. 
Das  von  1511  Oktober  8  (§.  20)  zählt  weitere  Gegenstände  auf,  für 
die  sie  keinen  Zoll  zu  zahlen  hat;  doch  scheint  das,  was  jetzt 
gewährt  wird,  nicht  wesentlich  über  das  althergebrachte  hinauszu- 
gehen.278) Einer  allgemeineren  Tendenz  gegen  das  landesherrliche 
Zollregal  begegnen  wir  in  dem  jülicher  Privileg  von  1489  (§.  3). 
Danach  wird  der  Hz.  durch  die  Vorstellungen  der  jülicher  Unter- 
thanen  veranlasst  auf  den  ihm  vom  Kaiser279)  verliehenen  neuen 
Landzoll  zu  verzichten,  weil  »it  anders,  as  wir  verstanden  haven, 
ire  verderfnis  geweist  were«,  und  zu  versprechen,  sie  nie  wieder 
mit  einem  neuen  Zoll  zu  belasten  (nur  als  Durchfuhrzoll  soll  jener 
neue  Zoll  bestehen  bleiben).280) 

Neben  dem  Schatz  wird  regelmässig  der  ,Dienst4  genannt;  zu 
Schatz  und  Dienst  sind  im  allgemeinen281)  dieselben  Personenklassen 
verpflichtet.    Die  Dienste  bestehen  hauptsächlich  in  der  Stellung  von 

habern«]:  Junker  von  Neuenar:  1  fueder;  Junker  von  Limburg  von  dem 
hove  in  dem  Biege  dem  graven  zu  Broech  zustendig:  2  fueder;  Junker 
Coen  Einenbergen  von  dem  hove  zu  Zeppenheim,  den  Luchtmar  zu  haben 
pflag:  6  fueder«  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

275)  Das  nähere  über  das  Jagdregal  s.  ldstd.  Vf.  II,  S.  42  ff.  Vgl. 
auch  Ztschr.  25,  S.  23  (1575);  Jahrbuch  des  düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  6 
und  S.  13  f.;  urk.  Beil.  1544. 

276)  Vgl.  hierzu  Lac.  Arch.  I,  S.  99  (§.  50)  und  S.  106  (§.  76); 
Jahrbuch  a.  a.  0.  S.  6. 

277)  Vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  100. 

278)  Vgl.  §.  49  des  bergischen  Rechtsbuches.  —  Über  Missbrauch 
der   ritterschaftlichen    Zollfreiheit    s.   Anhang  II    1491    [vor   Januar    13]. 

279)  Durch  Urkunde    von   1486    Novb.   27,    Lac.   ÜB.  4,    Nr.   433. 
28°)  Eine  interessante  Zollbeschwerde  der  Stadt  Düren  s.  urk.  Beil. 

1497  Januar  21. 

28 »)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  20  Anm.  43. 
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Heerwagen  zum  Transport  und  der  Stellung  der  technisch  so  genannten 
Dienstwagen  zunächst  beim  Bau  von  landesherrlichen  Schlössern,  aber 
auch  für  die  Ökonomie  des  Schlosses.288)  Ein  Zeichen  für  die  Be- 
deutung, die  ihnen  zukam,  ist  die  Aufmerksamkeit,  welche  der 
Landtag  ihnen  widmet.  Zwei  Punkte  sind  es,  welche  die  Stände 
betreffs  der  Dienste  wiederholt  zur  Sprache  bringen.  Erstens  klagen 
sie  über  Missbrauch  der  Dienstpflicht.888)  Zweitens  verlangen  sie 
die  Einlösung  der  veräusserten  Dienste.884)  Beide  Punkte  finden 
sich  auch  in  den  Beschwerden  des  jülicher  Erbmarschalls  von  1513 
(S.  129).  Jene  Klage  richtet  sich  wohl  in  erster  Linie  gegen  die 
Paschawirtschaft  der  Amtleute.885)     Der  Landesherr  selbst  ist  nach- 

888)  Ldstd.  Vf.  J,  Anm.  95  ff.  Zur  Erklärung  vgl.  ferner  ebenda 
III,  2,  S.  215  (Holzfuhren),  221,  261  (umgehende  Dienste);  Ztschr.  25, 
S.  63;  Jahrbuch  des  düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  13—16;  Priv.  Jülich  und 
Berg  1484  §.  3. 

888)  Privileg  Jülich  und  Berg  1484  §.  3.  ürk.  Beil.  1535  Juli  7, 
1536  Juni  8  und  Oktober  13. 

884)  Privileg  1484  §.  3.     Privileg  Berg  1611  §.  24. 

885)  Über  die  Paschawirtschaft  der  Amtleute  s.  oben  S.  118.  Einen 
Beweis  für  unsere  Annahme  dürfen  wir  schon  darin  sehen,  dass  der 
Landesherr  selbst  sich  gegen  seine  Beamten  wendet  (Anm.  286).  In  dem 
Privileg  von  1484  wird  ferner  betont,  dass  die  Unterthanen  niemand 
anders  als  dem  Hz.  Dienst  thun  sollen.  Der  jülicher  Erbmarschall  hebt 
1513  hervor  (S.  129),  dass  der  Missbrauch  der  Dienstpflicht  >deme 
fursten  niet  zo  staden  koempt«.  Inwiefern  die  Dienste  der  Unterthanen 
von  den  Amtleuten  missbraucht  werden  konnten,  mag  folgende  Stelle 
aus  der  oben  Anm.  121  erwähnten  Verschreibung  des  Amtes  Löwenberg 
von  1468  März  1  zeigen:  der  Amtmann  soll  die  3  Jahre  lang,  für  die 
die  Verschreibung  erfolgt,  »herzo  haven  ind  gebruichen  mit  gebode  ind 
verbode  alles  dienstes  mit  wagenen,  perden  ind  luden  zo  alle  sime  besten 
nutze  ind  die  ungehorsamen  penden  ind  bruchden  da  van  zo  [!]  behalden, 
so  ducke  des  noit  geburde«.  Gelegentlich  wird  geklagt  (Jahrb.  des 
düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  10),  dass  die  Reichen  bei  den  Diensten  begünstigt 
werden  (vgl.  hierzu  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  97).  —  Übrigens  wollen  wir 
keineswegs  alle  gesteigerten  Anforderungen  an  die  Dienstpflicht  der  Unter- 
thanen auf  den  Eigennutz  der  Beamten  zurückführen.  Vgl.  Supplik  der 
gemeinen  Nachbarn  zu  Hambach  (o.  D.;  praes.:  1537  Mai  11;  K.,  Caps.  2, 
Nr.  10,  fol.  364,  Orig.  oder  Kop.):  sie  seien  sehr  hart  täglich  mit 
»diensten  besweirt  vorder  dan  ander  umbligende  flecken  ind  nu  jetzt 
sonderlichen  in  diesem  boue  zo  Hamboich,  dae  wir  dan  nu  mehe  dan 
zo  anderen  ziden  mit  diensten  belestiget  werden«.  Und  andererseits 
hatten  die  Beamten  gewiss  auch  oft  mit  dem  harten  Willen  der  Unter- 
thanen (s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  125  Anm.  30)  zu  kämpfen.  Der  Amt- 
mann von  Boslar  sagt  1497  in  dem  in  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  36  Anm.  93 
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weislich  ebenso  wie  die  Stände  dem  Missbrauch  der  Dienstpflicht 
entgegengetreten.886)  Die  Einlösung  der  veräusserten  Dienste  war 
eine  Massregel,  welche  das  Interesse  der  Unterthanen  dringend  er- 
forderte. Denn  je  mehr  Personen  sich  von  der  Dienstpflicht  befreit 
hatten,  um  so  grösser  wurde  die  Last  derjenigen,  welche  sich  nicht 
loskauften,887)  zumal  sehr  viele  Dienste  (ebenso  wie  der  Schatz) 888) 
auf  der  Gemeinde  ruhten.88*) 

Zu  den  nutzbaren  Rechten  des  Landesherrn  dürfen  wir  auch 
die  eigentümliche  Befugnis  rechnen,  Unterthanen  zur  Verheiratung 
zu  zwingen.890)     Gegen  diese  wendet  sich  das  Privileg   von  1484 

und  S.  331  erwähnten  Bericht:  »ouch  beclage  ich  mich«,  dass  das 
ganze  Amt  Boslar  »mir  zoweder  ist  mit  dem  dienst«;  ich  bitte,  dass 
»ich  des  ein  guetlich  verdrach  het,  we  si  mir  dienen  sulden«. 

28  •)  Es  ist  sehr  charakteristisch  und  ein  schönes  Zeichen  für  den 
gerechten  und  wohlwollenden  Sinn  des  christlichen  deutschen  Fürsten, 
dass  Hz.  Wilhelm  in  seinem  Testament  von  1511  August  22  (Lac. 
Ar  eh.  6,  S.  225)  bestimmt:  man  soll  »vlislich  upsein  haven  ...  in  s.  g. 
lande  van  den  Berch,  dat  nemans  van  huisluiden  [Bauern]  an  schaetz 
ind  deinst  boeven  sin  vermoegen  besweirt  werde«.  Vgl.  ferner  urk.  Beil. 
1505;  Scotti  I,  S.  24;  Amtsordnung  von  1658  (in  der  Ausg.  der  Poli- 
zeiordnung von  1696,  S.  76). 

28  7)  Dass  die  Verpfandung  der  Dienstwagen  die  Unterthanen  schädigt 
und  ihr  Rückerwerb  im  Interesse  des  Hausmanns  liegt,  heben  die  Privi- 
legien von  1484  und  1511  (Berg)  hervor. 

288)  Ldstd.  Vf.  III,  1,   S.  36  ff.     Heinrich  Weis  a.  a.  0.  S.  54  ff. 

889)  über  Veräusserung  von  Diensten  s.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  99; 
Jahrb.  des  düsseldorfer  G.-Vs.  7,  S.  4.  Die  Regierung  sah  sich  öfters 
zur  Veräusserung  von  Diensten  veranlasst,  um  ihre  finanzielle  Lage  zeit- 
weilig zu  verbessern.  Über  Massregeln  des  Landesherrn,  die  Veräusserung 
rückgängig  zu  machen,  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  54  Anm.  3.  Im  Jahre 
1637  machen  die  bergischen  Verordneten  den  Vorschlag,  mit  einem 
Teile  des  Ertrags  der  Steuer  von  1535  »schätz  und  dinst  zu  loesen« 
(ebenda  2,  S.  138  Anm.  14). 

"°)  Vgl.  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  642  (1362):  der  Graf  v.  Berg  soll  nicht 
gestatten,  »dat  sich  einche  Bergsche  lüde  hilighen  an  die  lüde,  die  ge- 
hoirende  sint  in  dat  lant«  Blankenberg.  Für  eine  solche  Bestimmung 
ist  doch  wohl  das  Recht  des  Heiratszwanges  Voraussetzung.  1423  Okt.  8 
(Litter.,  Cpt.)  giebt  Hz.  Adolf  dem  This  v.  Broiche  »den  hof  genant  zo 
Broiche«  im  Amt  Miselohe,  Kirchspiel  Burschit  [Burscheidt V],  »schatzfri« 
für  die  Zeit,  so  lange  Th.  v.  B.  und  »Hille  Pauwels  Stinen  dochter« 
leben,  falls  Th.  die  Hille  zum  Weibe  nimmt.  Vielleicht  darf  man  hier- 
hin auch  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  193  und  297  rechnen.  Beispiele  aus  fremden 
Territorien  s.  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer  S.  268  Anm.  7.  Pontanus 
S.  238:   Allert  v.  Buren  gelobt,   dass    »ick    miin    kinderen,    die   ick    nu 
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(für  Jülich  wie  Berg,  §.  6):  der  Hz.  verspricht  seine  Unterthanen 
ohne  Zustimmung  ihrer  Eltern  nicht  zur  Verheiratung  zu  nötigen. 
Doch  scheint  er  sein  altes  Recht  trotzdem  noch  nicht  aufgegeben 
zu  haben. ifl) 

hebbe  of  naemals  winnen  mach,  in  geenere  wiis  wijven  noch  mannen 
noch  bestaden  en  zal«  ausser  »van  rade  en  van  geheite«  des  Herzogs 
v.  Geldern  (1343).  In  Steiermark  erhalten  die  ,Dienstmannen  und  Land- 
leute' schon  1237  (Böhmer-Ficker,  Regesten  Nr.  2244)  das  Privileg,  dass 
kein  Ehezwang  stattfinden  soll.  In  Tirol  bestimmt  das  landständische 
Privileg  von  1406  (Jäger,  Gesch.  d.  landständ.  Vf.  Tirols  II,  1,  S.  241): 
weder  Mann  noch  Frau  sollen  zu  ehelicher  Verbindung  von  dem  Fürsten 
gezwungen  werden  (S.  242  Anm.  2  ein  Beispiel  versuchter  Übung  dieses 
Rechtes  von  1388  erwähnt).  Auf  den  Landtagen  von  1511  und  1518 
wird  aber  wieder  über  den  Heiratszwang  geklagt  (a.  a.  0.  2,  S.  467 
und  498). 

29 ')  Hz.  Wilhelm  an  Gerhard  Monkart  seinen  Thürwärter  und 
Kellner  zu  Münstereifel  d.  d.  Milien  1493  Juli  9  (Litter.,  Cpt.):  ,Die 
Junfer,  mit  der  wir  »unsen  lieven  getruen«  Nit  v.  Birgel  »unsen  dener« 
verheiraten  wollten,  soll  »ein  ander  getruet  hain«.  Es  befremdet  uns  das 
sehr,  »so  wir  verstain,  sulchs  buissen  der  v.  Mirbach  ind  der  junferen 
frunde  wille  verhandelt  stille  sin«.  Adressat  soll  deshalb  die  Junfer  bis 
auf  weiteren  Bescheid  bei  sich  behalten  und  nicht  von  sich  lassen,  sowie 
den  Hz.  »de  gestalt  der  truen  ind  durch  wen  de  geschiet  sulle  sin«,  durch 
den  Überbringer  wissen  lassen/  Der  Adr.  sagt  in  seiner  Antwort: 
»u.  f.  g.«  hat  mir  geschrieben,  die  Tochter  »van  dem  Broil  in  u.  g.  sloiss 
bie  mir  zo  behalden«  u.  s.  w.  Hz.  Wilhelm  an  Dam  v.  Merode  d.  d. 
Düsseldorf  1503  Dzb.  22  (Litter.,  Cpt.):  ,Wir  haben  auf  unser  Schreiben 
an  Reinhard  »up  dem  Orde«  Bürger  zu  Sittard,  dass  derselbe  seine 
Tochter  an  Wilhelm  unsern  Küchenschreiber  verheiraten  solle,  keine 
Antwort  erhalten.  Sollte  es  wirklich  abgeschlagen  werden,  so  würden 
wir  damit  von  Reinhard  verachtet  und  geschmäht.  Adressat  möchte  mit 
Reinhard  verhandeln/  1508  erklärt  Hz.  Wilhelm  (Caus.  Juliac.  I,  fol. 
56,  Kop.):  ,Joeris  v.  Stammen  [am  Rande  v.  gleichz.  Hand:  Stamheim], 
»unse«  Schultheiss  zu  Oberzier,  hat  »einen  zu  Hamboich  van  leven  zom 
dode  bracht,  damit  he  uns  mit  lieve  und  guede  erfallen  ist«.  Der  Hz. 
hat  ihn  aber  des  Totschlags  »quit  geschoulden«,  jedoch  unter  der  Be- 
dingung, dass  er  seine  Tochter  Bele  an  Konrad  Pricken  gen.  Licker 
»unsen  diener«  verheiratet  hat.*  Allerdings  gehört  dieser  letzte  Fall  nicht 
ganz  hierher,  und  bei  dem  Fall  von  1493  ist  es  nicht  ausgemacht,  ob 
die  Verheiratung  wirklich  gegen  den  Willen  der  Eltern  erfolgt.  —  In  der 
bergischen  Unterherrschaft  Hardenberg  wird  das  Eheconsensrecht  des 
Landesherrn  im  Jahre  1551  abgeschafft  (durch  Abkauf);  s.  Jahrb.  des 
düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  4. 
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Die  landständischen  Privilegien  von  Jülich 

und  Berg. 


Im  folgenden  geben  wir  Regesten  der  landständischen  Privilegien 
von  Jülich  und  Berg.  Wir  berücksichtigen  jedoch  blos  die  formell 
ausgefertigten,  nicht  diejenigen,  welche  nur  Entwurf  geblieben  sind 
(diese  s.  in  den  urk.  Beil.).  Ebenso  verzeichnen  wir  nicht  die  ein- 
fachen Steuerreverse,  wie  wir  auch  aus  den  ausführlicheren  Privi- 
legien die  in  den  letzteren  enthaltene  Formel  (s.  ldstd.  Vf.  III,  1, 
S.  73)  fortlassen. 

Jülich. 

1423  Juni  30.  Herzog  Adolf  von  Jülich  und  Berg  und 
Johann  von  Loon  Herr  von  Jülich,  Heinsberg  und  Löwen- 
berg, Privileg  für  Ritterschaft,  Städte  und  gemeines  Land 
des  Herzogtums  Jülich. 

§.  1:  Werden  »onse  suster  ind  vraue  bi  irme  widum  behalden 
ind  laessen  up  voege  ind  besorgen  na  raede  onser  ritterschaf  uns 
lantz  van  Gulche  der  slosse  zu  dem  widom  gehoerent,  also  dat 
dieselve  slosse  na  irme  dode  wider  komen  ind  vallen  sullen  zu  ons 
ind  zu  unsme  lande  van  Gulche«.  §.  2:  Werden  nach  dem  Rat 
der  Ritterschaft  die  von  dem  verstorbenen  Herzog  versetzten  Burgen 
wieder  einlösen  und  seine  anderen  Schulden  bezahlen.  §.  3 :  Werden 
den  Amtleuten  und  Untersassen  »brieve  ind  sigel  halden,  die  si  van 
onsme  oemen  sei.  ind  van  sinen  alderen  haent,  die  redelich  an  si 
komen  sint.«1)  §.  4:  Werden  alle  Untersassen  »bi  rechten  ind  urdel 
laessen  up  allen  ind  eiklichen  steiden,  dair  sich  dat  gebueren  sal, 
ind  in  geinre  wis  zu  [!]  verunrechten.  Were  ouch  eiman  van 
unsen  undersaessen  verunrecht  an  sinre  erfschaf  of  an  einchen 
anderen  goeden,  dat  wir  schuldich  weren  afzudoen,  dat  sullen  wir 
afdoen.«8)    §.  5:  Werden  Raub  und  Brand  mit  ihrer  ganzen  Macht 


!)  Zur  Erklärnng  siehe  das  Beispiel  von  1439  oben  Kap.  III,  Anra.  42 
(S.  68).     Vgl.  auch  S.  51  über  die  bergische  Einung  von  1451. 

2)  Vgl.  hierzu  Privileg  für  das  Amt  Neustadt  von  1490  Januar  23: 
§.  8:   Diejenigen,   welche  in  dem  Amt   »erbteil  oder  andere  guter  unter- 
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wehren.  §.  6:  Es  >  sullen  die  brachen8)  van  onsme  lande  bi  iren 
goeden  alden  rechten  ind  gewoenheiden  ind  zu  scheffenurdel  blieven 
staen,  usgescheiden  die  brachen,  die  ons  mit  rechte  ind  scheffen- 
urdel zugewist  werden,  die  lif  ind  goet  antreffent,  des  han  wir 
unsme  gemeinen  lande  eine  sunderlinge  genade  ind  gunst  gegeven 
ind  gedaen,  also  dat  dat  verburde  goet  half  sal  blieven  den  erven 
ind  dat  ander  halve  deil  in  behoef  der  cleiger  ind  unser  up  genade«. 
§.  7:  Werden  das  »ungewoenlieh  deinstgelt,4)  as  onse  oeme  sei.  in 
onse  lant  gesät  hadde,«   abstellen.     §.  8:   Werden  die  Städte   und 

haben,  die  sie  lange  jare  nach  recht  oder  nach  erbteil  oder  nach  Siegel 
und  briefen  in  besitz  gehabt  haben,  die  sol  man  dabei  behalten  und 
lassen,  bis  sie  mit  gebürlichen  landrechten  daraus  gesetzet  würden.« 
Frdr.  v.  Sybel,  Chronik  u.  ÜB.  der  Herrschaft  Gimborn-Neustadt  (Gummers- 
bach 1880),  S.  104. 

a)  Vgl.  oben  Kap.  IV,  Anm.  163  und  199  (S.  119  u.  129);  Brunner  in 
F.  v.  Holtzendorffs  Encyclopädie  I  (6.  Aufl.),  S.  266  (§.  18);  Lac.  Arch.  I, 
S.  114  (jül.  Landrecht  II,  2);  ldstd.  Vf.  II,  S.  41.  Verschreibung  des 
Amtes  Münstereifel  für  Glais  v.  Mirbach  von  1471  (Kap.  IV.  Anm.  211): 
die  Inhaber  sollen  »zo  vollest  ire  kost  den  10.  pennink  alre  bruichden 
groiss  ind  dein,  de  da  vallent,  haven  ind  de  verdedingen  ind  heven  ind 
uns  van  den  vurs.  brachen  rechenschaf  ind  bewistom  doin;  doch  en 
sullen  si  geine  treflige  groisse  brachen,  de  lif  ind  goit  anlangen  of  boven 
10  g.  na  scheffenurdel  dragen  moigen,  verdedingen  of  afdragen  buissen 
unse  wissen;  ind  so  wane  sulge  bruchden  gefielen,  sal  uns  Glais  of  de 
sine  vurs.  in  unse  intgainwurdicheit  of  zo  Nidecken  laissen  verkundigen 
mit  nnsme  lantboeden  zo  Munster«;  und  wenn  wir  dann  >eme  of  den 
sinen«  mit  demselben  Boten  oder  innerhalb  der  nächsten  acht  Tage  »nit 
sunderlichs  leissen  verstain  .  .  .  oeder  ouch  niemant  van  unsen  reden 
oder  vrunden  darbi  schickten,  so  sal  ind  mach  Claess  ind  de  sine  sulge 
bruchden  vurs.  afdragen  ind  verdedingen;  ind  wat  he  of  de  sine  dan 
dainne  deden,  sullen  si  gewert  sin;  ind  so  wat  dan  dainne  verdedingt 
wurde  durch  in,  de  sine  of  unse  bigeschickde  rede  ind  vrunde,  sal  Clais 
ind  de  sine  vurg.  den  10.  pennink  an  han  in  vurs.  maissen«.  Verschrei- 
bung des  Amtes  Milien  für  G.  v.  Hanxeler  von  1503  (oben  Kap.  IV, 
Anm.  151  und  218):  die  Inhaber  sollen  »zo  vollest  irs  gehaltz  haven« 
den  10.  Pfennig  aller  > brachen  groiss  ind  deine  .  .  .,  de  unsem  vade 
zo  unsem  besten  helfen  verdedingen,  ire  gebore  vurs.  daran  hain  [!]; 
doch  en  sullen  alda  egeine  treflige  groisse  brachen,  de  lif  ind  leven  an- 
langen of  boeven  10  g.  na  scheffenurdel  dragen  mögen,  verdedingt  [sc: 
of?]  afgedragen  werden  buissen  unsen  wissen  oder  bisin  einer  [!]  der 
unser,  wir  zo  verkundonge  darbi  schicken;  ind  wat  also  verdedingt  wirt, 
sal  ouch  geschien  oevermitz  ind  in  biwessen  unser  amptlude  vurs.«; 
davon  haben  sie  auch  den  10.  Pfennig. 

4)  Über  das  Dienstgeld  s..  ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  8  ff. 
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Freiheiten  bei  ihren  Privilegien  und  Rechten  lassen  und  bestätigen 
ihnen  dieselben  hiermit.  §.  9:  Werden  »onse  lande  ind  ampten 
bestellen  ind  reigeren  mit  unsen  undersaessen  ind  neit  mit  vreimden«. 
§.  10:  »Want  onse  ritterschaf  uns  lant  alweige  gewoenlich  geweist 
sint,  iren  heren  zu  helfen  zu  irme  rechten  antreffende  ire  lande, 
desgelichs  si  ons  ouch  vort  doen  sullen  up  onse  cost,  gewin  ind 
verluist,  daevan  wir  in  ouch  goede  houftheren6)  sin  sullen  van 
sulchen  verlust  ind  schaden,  si  der  hulpen  haven  mochten,  so  sullen 
wir  si  ouch  vort  beschirmen,  verantwerden  ind  verdeidingen  vur 
alremallich  zu  irme  rechte  nae  alle  onser  macht.« 
Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  149. 

1475  Oktober  1.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für  Ritter- 
schaft, Städte  und  Landschaft  von  Jülich. Ba) 

§.  1  =  §.  2  des  Privilegs  von  1423  (nur  ist  nicht  von  den 
durch  den  verstorbenen  Herzog,  sondern  den  durch  die  Vorfahren 
überhaupt  versetzten  Burgen  die  Rede).  §.  2 — 5  =  §.  3 — 6  von 
1423.  §.  6  =  §.  10  von  1423.  §.  7:  Wird  keine  ,Versetzung, 
Beschwerung  noch  erbliche  Gift  von  Erbschaft'  »sunder  noit,  wissen 
ind  rait  unser  rede  ind  ritterschaft  ...  of  de  meiste  parte  da  van« 
vornehmen.  §.  8:  Wird  dem  Entschaken6)  wehren.  Dem  Entschaker 
soll  kein  Gut  von  des  entschakten  Weibes  oder  Kindes  wegen  nach- 
folgen; es  soll  vielmehr  an  die  nächsten  Erben  fallen,  als  ob  die 
entschakte  Person  gestorben  wäre.  Der  Entschaker  soll  ewig  aus 
dem  Lande  vertrieben  bleiben.  Wenn  er  auf  frischer  That  ergriffen 
wird  oder  nochmals  in  das  Land  kommt,  »dem  sal  man  tasten  an 
sin  lif  ind  gut.  Ind  were,  dat  in  dem  zotast  der  of  imant  van 
sinre  hulpen  doit  bleve  of  gewont  wurde,  degiene,  de  dabi  of  hant- 
dedich  daaen  weren,  sullen  des  genzligen  van  uns  .  .  .  unbedadingt 
bliven«.  Wer  den  Entschaker  unterstützt,  soll  »in  derselver  bruchen 
mit  live  und  mit  guede  uns  .  .  .  ervallen  sin«  wie  jener.  §.  9; 
Wird  nicht  Briefe  und  Siegel  »oever«  Briefe  und  Siegel,  die  er 
gegeben  hat,  geben.7)  §.  10  =  §.  9  von  1423,  mit  dem  Zusatz: 
»ind  of  wir  sulchs  herenboeven   deden,   dem  en  sal  men  doch  nit 

B)  Ldstd.  Vf.  I,  Anm.  69. 

Ba)  Vgl.  Lac.  Arch.  I,  S.  136  §.  33. 


6)  S.  Kap.  IV,  Anm.  234  (S.   141). 

7)  Vgl.  urk.  Beil.  1464  Januar  23  §.  2. 
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dürfen  gehoirsam  sin«.  §.11:  Die  »rede,  amptlude  und  vrunde  uns 
vurs.  lantz,  den  wir  unse  ampte,  saichen  und  dedinge  bevelen,« 
sollen  keinen  ungebührlichen  Weinkauf8)  nehmen.  §.  12:  Wird 
alle  von  seinen  Vorfahren  verschriebenen  Mannlehen,9)  »de  binnen 
diesen  neisten  vurleden  drissich  jaeren  redlich  und  geburlich  ge- 
foedert  ind  bezailt  sint,  doin  bezailen  an  allen  enden  und  in 
iglichen  unsen  landen,  dar  de  bewist  und  verschreven  sint.«  §.  13 
=  §.  8  von  1423;  nur  steht  statt  „Städte  und  Freiheiten"  „Unter- 
sassen, Städte  und  Freiheiten".  §.  14:  Wird  nicht  »an  unse  .  .  . 
undersaissen  ...  an  ire  lif  noch  gut  grifen  .  .  .  noch  ire  guede 
nit  verbieden  noch  arraistieren  .  .  .  dan  mit  lantrecht  vurs.  ind 
scheffenurdel,  da  sich  dat  geburt;  uisgescheiden  doch  degienen,  de 
vur  boese  misdait  billich  gebueren  anzogrifen  und  zo  halden«.  Wenn 
der  Herzog,  resp.  jemand  von  seinetwegen  dagegen  handelt,  so 
mögen  der  verletzte  oder  die  verletzten  »of  ire  frunde  van  iren 
wegen  an  uns  of  an  unsen  amptluden,  in  der  ampte  sulchs  geschiet 
were,  gutligen  gesinnen  .  .  .,  sulchen  gebrech  afzodoin  und  zo  rechte 
vurs.  laissen  komen.  Geschege  des  dan  van  stont  nit,  so  en  soilent 
si  allesament  unse  raede,  amptlude  ind  ritterschaft,  stede  und  ge- 
mein lant  und  undersaissen  uns  lants  .  .  .  uns  of  unsen  amptluden, 
van  den  sulchs  also  geschiet  were,  geinen  dienst  schuldig  sin  zo 
doin  noch  doin  sullen  bis  so  lange,  dat  sulche  gebrech  afgedain 
und  zo  rechte  vurs.  gestalt  of  gutlich  und  ungedrongen  verdadinkt 
und  hiennegelacht  wurden.  —  Up  alle  diese  hivur  geschreven  punten 
.  .  .  haint  unse  alderen  ind  vurfaren  unser  ritterschaft,  steden  und 
undersaissen  gemeinlich  uns  lantz  van  Guilge  besonder  brieve  und 
siegel  gegeven  gehat,  de  wir  gesehen  hain.  Alle  .  .  .  punten  dis 
briefs  geloeven  wir  .  .  .  zo  halden.« 

Jül.  landst.  Arch.,  Urkk.  I,  3,  Orig.     Scotti  I,  Nr.  1. 

8)  Verschreibung  des  Amtes  Grevenbroich-Gladbach  für  Dietrich  v. 
Burscheit  von  1454  (s.  Kap.  IV,  Anm.  168):  »ouch  sal  h.  Dederich  vurs. 
sinen  winkouf  und  geschenke  us  dem  vurs.  unsem  ampte  und  van  unsen 
bruchden  desselven  uns  ampts  haven,  as  dat  bi  unsen  vuramptluden  da 
gewoenlich  geweist  is « .  Verschreibung  des  Amtes  Löwenberg  für  Albrecht 
vom  Zwivel  von  1468  (s.  Kap.  IV,  Anm.  121):  »wes  A.  van  unsen 
bruchden  ufheven  wurde,  sol  hei  uns  rechenen  ind  sinen  gewoenlichen 
redelichen  winkouf  daraf  behalden«. 

•)  Vgl.  Urk.  von  1441  oben  Kap.  IV,  Anm.  86  (S.  97). 
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Düsseldorf  1478  Mai  28.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für 
Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich. 

Zunächst  Steuerrevers  mit  Zusicherung  des  Widerstandsrechtes: 
Wird  nie  wieder  eine  solche  Bede  von  Ritterschaft,  Städten  und 
Untersassen  von  Jülich  verlangen;  wenn  aber  »wir,  unse  erven  of 
nacomlinge  an  der  vurg.  ritterschaft  ind  stede  uns  lantz  van  Guilge 
sulcher  beden  of  ander  ungewoenlige  saichen  gesinnende  wurden  . . . 
ind  si  uns  des  weigerden«,  so  sollen  sie  deshalb  keine  Ungnade 
erfahren.  Dann  folgender  Satz:  »Ouch  were  saiche,  dat  imantz 
durch  ungeluck  unversienlich  under  eime  waigen  doit  blieve  of  in 
dem  wasser  verdrunk,  ouch  of  einich  guet  in  dem  wasser  durch 
wassersnoit  undergienge,  dat  sal  zo  der  gnaiden  stain,  so  dat  uns 
damit  neit  gebrucht  noch  gevallen  sin  sal,  indem  van  uns  of  unsen 
amptluden,  da  dat  gevele,  oirlof  geheischt  ind  sulchs  besien  wurde, 
as  gewoenlich  ist,  sulchs  van  unsen  wegen  ouch  neit  geweigert 
werden  sal.«  I0) 

Ober  den  Fandort  s.  Idst.  Vf.  III,  1,  S.  63  Anm.  33.    Scotti  I,  Nr.  2. 

Caster  1484  März  14.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für 
Räte,  Ritterschaft  und  Städtefreunde  von  Jülich. 

Zunächst  Steuerrevers.  Dann:  §.  1:  Mit  Rücksicht  auf  die  ge- 
währte Steuer  inkorporiert  der  Herzog  Heinsberg  und  Geilenkirchen 
in  Jülich  und  wird  —  §.2  —  Heinsberg  und  Geilenkirchen  nur 
mit  ritterlichen   geborenen  Untersassen  von  Jülich  regieren.     §.  3: 

,0)  In  den  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck  ist  zu  1488  oder 
1489  bemerkt:  zu  Montag  nach  Judica  »sint  zo  Euskirchen  vur  mins 
g.  h.  rede  bescheiden  Werner  van  Hompesch  ind  Joh.  van  Ar  zo  Antwiler; 
ouch  ist  Joh.  van  Ar  mit  geschreven,  dat  gut  mit  dem  wagen,  darunder 
dat  kint  doit  bleven  ist,  hinder  dat  gericht  zo  Antwiler  gelacht  werde 
bis  zo  dem  vurg.  dage  ind  erkant  werde,  dat  billich  zostain  sulle  [!]«. 
Vgl.  §.  26  des  geldrischen  Vertrags  von  1538  (Lac.  ÜB.  4,  S.  664): 
»so  van  alden  tiden  ein  gewonte  herbracht  is,  of  iemant  onversiens  mit 
ongeluck  doit  viele,  it  were  van  einen  wagen,  van  einem  perd  of  einen 
berg  of  verdronken  of  wie  sich  dat  begeven  mocht,  dat  men  niet  seker- 
lich  en  wist,  mit  moitwil  geschiet  wer,  dar  sal  hi  nit  an  gebruckt  hebben ; 
ind  of  dair  enige  schepen  of  holtvloeten  overmitz  ongeluck  terschuerden 
of  grontruerich  wurden  mit  luiden,  gueden  of  anders,  dat  alsdan  dieselve 
schepe,  vloeten,  luide,  guet  ind  anders  dem  heren  nit  vervallen  wesen 
noch  bruken  en  sullen«.     Nijhoff  IV,  S.  5  f.  (1423). 
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Hat  von  Räten,  Ritterschaft  und  Städtefreunden  gehört,  »we  sich  de 
gemeine  undersaissen  .  .  .  sere  beclagen  sint,  dat  si  mit  ungewoen- 
lichen  diensten  dagelichs  besweirt  ind  oeverladen  werden,  dardurch 
si  ire  verderfenisse  .  .  .  besorgen«.  Will  »darumb  nu  vortan  alle 
unse  dienstwain  ind  -karren  .  .  .  darzo  .  .  .  halden  laissen,  dat  si 
zo  unser  huiscost  alle  provande, .  houlz  ind  wes  forder  darzo  noit 
ist,  hoelen  ind  bifoeren  sullen,«  und  sie  niemand  anders  »dienst 
doin  noch  van  nimantz  besweren  laissen;  ind  of  si  van  imantz 
anders  vurder  mit  einchme  dienst  oeverladen  wurden  ind  sulchs 
vur  uns  queme,  so  sullen  wir  dat  van  stont  an  af  doin  stellen  ind 
degene,  de  der  dienstwain  so  ungewoenlichen  gebruicht  hetten,  dar- 
vur  ansien  laissen,  keronge  darumb  zo  doin.«  Versetzte  oder  ver- 
pachtete Dienstwagen  und  -karren  wird  er  wieder  einlösen,  »der 
vortan,  as  sich  dat  geburt,  zo  unsme  dienst  in  vurs.  maissen  zo 
gebruichen«.  §.  4:  Wird  »in  ordelsachen,  de  mit  heuftordel  gewist 
ind  geordelt  sin,  geine  uphaldonge  geschien,  dan  iedermanne  na 
lüde  der  urdel  vurs.  anrichtonge  wederfaeren  laissen.«  §.  5:  Wenn 
»wir  mit  raide  verdroegen,  einiche  geboder  in  unsme  herzouchdom 
.  .  .  zo  laissen  geschien,  antreffen  de  monzen  of  anders  unse  ge- 
meine lantschaft  beroerende,  dat  sulchs  in  deme  vurs.  unsem  lande, 
ampten  ind  steden  allit  gelich  gehalden  werden  sulle.«  §.  6:  Wird 
seine  Untersassen  »niet  besweren  noch  besweren  laissen  mit  ge- 
drange  buissen  ire  alderen  wist  ind  willen  sich  zo  bestaden«. 

Jül.  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  6,  Orig.  Gleichlautend  mit  dem 
Privileg  für  die  bergischen  Stände  bei  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  425;  nur  steht 
statt  »Siebusch«:  »Birkestorf«,  und  während  dort  von  der  Inkorporation 
von  Löwenberg  in  Berg,  ist  hier  von  der  von  Heinsberg  und  Geilenkirchen 
in  Jülich  die  Rede. 

Hambach  1489  Oktober  24.  Herzog  Wilhelm,  Privileg 
für  die  Untersassen  von  Jülich. 

Zunächst  Steuerrevers.  Dann:  §.  1:  Hat  »van  unsen  undersaissen 
vurs.  verstanden,  wie  si  mit  dem  uislendigen  handel  der  vrier  stoile 
ind  heimelicher  gerichten  treflich  vurgenomen,  belast  ind  besweirt 
worden  boven  desgiene,  dat  wir  ire  zo  gebürtigen  rechten  mechtich 
sin.«  Wird  »si  darvur  verdadingen  ind  verantworden,  si  ind  einen 
iederen,  des  zo  doin  hedde,  bi  scheffenurdel  halden  ind  laissen.« 
§.  2:  Wird  »sulchen  brieve  ind  siegele  zo  dieser  unser  lantschaft 
van  Guilge  gehoerich  van  stont  an  in  unse  slosse  disselven  lantz 

11 
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bestellen,  niemantz  darbi  zo  laissen  komen,  der  ader  deselven  en 
sint  undersaissen  unsers  lantz  van  Guilge.«  §.  3:  »So  dan  de  Kei. 
Mt.  uns  .  .  .  einen  nuen  lantzol11)  verleint,  den  wir  durch  unse 
herzougdom  van  Guilge  ind  ander  unse  lantschaften  gelaicht  hadden, 
sin  wir  van  unsen  getruen  reden,  ritterschaften  ind  undersaissen 
uns  furstendomps  van  Guilge  vurs.  dienstlich  gebeden  ...  ind  darzo 
beweicht,  dat  wir  sulchen  vurs.  nuen  lantzol  onsem  lande  van  Guilge 
ind  den  undersaissen  desselven  lantz  van  sunderlingen  gnaiden  ind 
gunst  wegen  genslich  afgestalt  ind  erlaissen  haven  .  .  .  zon  ewigen 
daigen  zo,  want  it  anders,  as  wir  verstanden  haven,  ire  verderfnis 
geweist  were,  so  dat  wir,  unse  erven  ind  nakoemlinge  si  vortan  bi 
iren  alden  herkomen  ind  den  alden  gewoenlichen  zollen,  unse  vur- 
fadere  vur  ind  wir  nae  bis  up  dach  diser  verschrivongen  gehanthaft 
ind  gebracht  haven,  halden  ind  laissen  willen  zon  ewigen  dagen  zo.« 
Wird  die  Untersassen  von  Jülich  nie  wieder  mit  einem  neuen  Zoll 
»ader  anderem  besweirnisse  .  .  .  belasten«.  Bestehen  bleibt  der 
neue  Zoll  nur  an  »sulcher  haven  ind  guede,  der  uislendige  koufman 
uiswendich  durch  unse  lant  van  Guilge  brengen  ofte  foeren  wurde, 
dat  neit  dainne  verbliven  en  were,  dae  unse  undersaissen  uns  lantz 
van  Guilge  denselven  uislendigen  koufluden  in  geinrelei  wise  behulfe 
innen  doin  sullen,  uns  an  dem  neuen  zolle  hinderlich  ist.«  §.  4: 
Da  er  Heinsberg  und  Geilenkirchen  dauernd  mit  Jülich  vereinigt 
hat,  so  sollen  die  Untersassen  von  H.  und  G.  die  in  dieser  Urkunde 
verzeichneten  Freiheiten  mit  geniessen. 

Jül.  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,   Nr.  7,   Orig.     Lac.  ÜB.  IV,    Nr.  447. 

n)  S.  oben  S.  152  Anm.  279.  Vgl.  ferner  folgende  Aufzeichnung 
aus  dem  Jahre  1507  in  J.-B.,  polit.  Begebenh.  Nr.  lb,  fol.  130:  ,» Zu  ge- 
denken an  koe.  m.  von  wegen  mins  g.  h.  von  Guilge  zu  brengen«,  dass 
Kaiser  Frdr.  III  dem  Hz.  einen  Zoll  zu  Lülsdorf  am  Rhein  [im  Jahre 
1486:  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  433]  »verschreven  und  verlient  gehabt,  wilchen 
zol  m.  g.  h.  von  Guilge  Kei.  ind  koe.  M.  zu  eren  weder  vallen  laissen 
hait  ind  des  nicht  gebruicht«.  Ferner  hat  König  Wenzel  einen  Zoll  zu 
Wesseling  auf  dem  Rhein  [im  Jahre  1398:  Lac.  ÜB.  3,  S.  931  A.  1] 
gegeben,  »des  s.  g.  ouch  nit  in  gebruich  ist«.  Deshalb  bittet  der  Hz. 
den  König,  er  möchte  ihm  »einen  nuen  zol  zu  Wessiingen  oeder  Gassei, 
wilche  nit  im  lande  van  dem  Berge,  doch  boeven  Goln  an  Rin  gelegen 
sint«,  verleihen  und  verschreiben.1 
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1496  November  11.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für  Räte, 
Ritterschaft,  Städte  und  Unterthanen  von  Jülich. 

Zunächst  Steuerrevers.  Dann:  §.  1  =  §.  4  von  1484  (in  ab- 
gekürzter Form).  §.  2:  Wird  die  Unterthanen  wider  Landrecht 
und  Schöffenurteil  nicht  beschweren  noch  beschweren  lassen  [vgl. 
§.  14  von  1475].  §.  3  =  §.  3  von  1484  (in  abgekürzter  Form). 
§.  4:  Wird  Sicherheit  auf  den  Strassen  herstellen,  damit  die  Unter- 
thanen nicht  zu  Beschwernis  kommen  und  ihre  Kaufmannschaft 
treiben  und  ihre  Nahrung  gebrauchen  mögen. 

Jül.  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  8,  Orig. 

Düsseldorf  1511  Januar  5.  Herzog  Wilhelm,  Privileg 
für  die  Untersassen  von  Jülich. 

Zunächst  Steuerrevers  (mit  Anerkennung  des  Widerstandsrechts 
wie  1478  Mai  28).  Dann:  §.  1:  Wird  alle  Untersassen  bei  Recht 
und  Schöffenurteil  lassen,  »egeine  gerichtzsache  af  doin  schriven 
noch  uphalden,  ind  in  gegeven  heufturdelen  sal  jederem  na  vermoige 
derselver  urdelen  sonder  indracht  ind  verzoch  anrichtonge  ind  ge- 
noich  geschien,  als  unse  vurverschrivonge  [vgl.  §.  4  von  1484  und 
§.  1  von  1496]  dat  ouch  vermoigen.«  §.  2  =  §.  3  von  1496. 
§.  3 :  Wird,  da  täglich  »in  achterdeil  unser  hoicheit  ind  der  partien, 
der  doitslach  beroirende  ist«,  im  Lande  Jülich  den  Totschlägern 
Geleit  und  Unterschlupf  gegeben  werden,18)  auf  geschehene  Anzeige 
»de  doitsleger,  wer  de  ouch  weren,  we  ind  wa  de  enthalden  wurden, 
ire  geleide  ind  veilicheit  up  doin  schriven  oeder  sagen.  Indem  si 
darenboeven  unthalden  wurden,  we  dat  were,  sullen  wir  de  doit- 
sleger in  unse  behalt  ind  gewalt  doin  heischen,  na  alder  herkompst 
rechts  verfoulgen  ind  zu  rechte  stellen  laissen,  we  sich  dat  geburt. 
§.4:  So  als  de  geistlige  persoenen  binnen  unsen  landen  ind  dar- 
buissen  gesessen  vast  gudere  ind  renten  an  sich  geworven  haven 
ind  in  forderen  gewerve  degelichs  sin,  dardurch  unse  dienste  sich 
swecht  ind  minnert  mit  in  achterdeile  unser  undersaissen,«  so  sollen 
alle  Richter  und  Gerichte  von  Jülich  »deselve  geistlige  persoenen 
noch  nimantz  van  irentwegen  an  werentlich  guit  ader  rente  erven 
noch  erven  laissen  in  unserm  vurs.  lande  gelegen  ind  de  geistlicheit 
oever  der  leien  gudere,  we  si  de  vermachen  oeder  verbreiigen 
wulden,  nit  erkennen  noch  rechten  boeven  lantrecht,   alt  herkomen 

,2)  Vgt.  Jahrb.  des  düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  13. 
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ind  gebruiche«  von  Jülich;  was  dawider  geschieht,  soll  machtlos 
sein;  »so  dat  wir  einen  jederen  undersaissen  bi  gebürtigem  gewon- 
ligen  rechten,  bi  lantrecht  ind  scheffenurdel  behalden  .  .  .  willen 
ind  sulden.« 

Jül.  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  9,  Orig.  Im  Auszug  bei  Lac.  ÜB.  IV, 
Nr.  503. 

1511  September  23.  Herzog  Johann  und  Herzogin 
Maria,  Privileg  für  Ritterschaft,  Städte  und  Landschaft 
von  Jülich. 

§.  1 — 14  wiederholen  §.  1 — 14  des  Privilegs  von  1475  Okt.  1. 
Dann :  »Up  alle  diese  .  . .  articule  haint  .  .  .  Wilhem  herzouch  .  .  . 
ind  s.  1.  vurfaren  unsen  ritterschaften,  steden  ind  undersaissen 
gemeinlich  uns  lantz  van  Guilge  vurs.  besonder  brief  ind  siege! 
gegeven  gehat,  de  wir  gesehen  haint.  Ind  so  unse  ritterschaft, 
stedevrunde  ind  undersaissen  ...  in  deser  huldonge,  si  uns  nu  we 
vurs.  gedain,  under  anderen  angezogen  haven  van  etligen  mehe 
punten,  hivur  nit  gemalt  [!]  stain,  damit  si  in  anderen  verschrivongen 
van  gem.  u.  1.  h.  ind  vader  ind  s.  1.  .  .  .  vurfaren  .  .  .  begnadigt 
sin,«  so  (§.  15)  bestätigt  er  ihnen  auch  diese.  »Darzo  ind  voirder« 
gelobt  er  Ritterschaft,  Städtefreunden  und  Unterthanen:  §.16:  Kein 
Untersasse  darf  über  einen  anderen  Untersassen  »uns  vurg.  lantz« 
noch  ein  Fremder  über  einen  Untersassen  »brief,  siege!  oeder  an- 
spraiche«  erwerben.18)  §.  17:  Hz.  wird  keine  Fehde  ohne  »rait  ind 
wist«  der  Ritterschaft  und  Städte  anfangen.  §.  18:  Wird  seine 
Unterthanen  »vur  der  ungewonliger  geistlicher  beswerniss  des  bans 
na  unserm  vermoigen«  verteidigen  »ind  si  derhalven  boeven  her- 
koemen  ind  oevonge  des  vurs.  uns  lantz  nit  besweren  laissen«. 
§.  19:  Wird  allen  »heufturdelen,  de  van  unsern  reden  of  heuft- 
gericht  zu  Guilge  gewist  werden,  durch  unse  amptluide  ind  bevelre 
gebürtige  anrichtonge  ind  de  unverzogen«  thun  »ind,  wes  unse 
underdanen  uns  vurg.  lantz  van  Guilge  belangen  ist,  an  geheinen 
anderen  enden  dan  in  demselven  unserm  lande  van  Guilge  oevermitz 
uns  oeder  de  unsere  verhoeren  ind  na  der  billicheit  stellen  laissen« 
[vgl.  §.  1  von  1511  Januar  5]. 

Jül.  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  10,  Orig. 

18)  Vgl.  Lac.  Arch.  I,  S.  102  (§.  60)  und  S.  106  (§.  69).  Diese 
Stellen  scheinen  von  Stobbe,  Ztschr.  f.  d.  gesamte  Handelsrecht  11, 
S.  407  übersehen  zu  sein. 
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Düsseldorf  1520  April  12.  Herzog  Johann,  Konstitution 
für  das  Herzogtum  Jülich,  welche  das  Repräsentationsrecht 
der  Enkel  einführt  und  fromme  Vermächtnisse  auf  das 
Gereide,  bei  Geistlichen  nach  Abzug  der  hinterlassenen 
Schulden,  beschränkt. 

Jül.  landstd.  Arch.,  ürkk.  I,  Nr.  12,  Orig.     Lac.  Arch.  I,  S.  157  ff. 

Cleve  1542  April  12.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für 
Ritterschaft,  Städte  und  Landschaft  von  Jülich. 

Wiederholung  des  Privilegs  von  1511  September  23,  mit  fol- 
gender Einschränkung:  »doch  das  das  punct  belangen  das  verhoer 
der  Sachen  buissen  lantz  verstanden  werd,  wan  es  die  partien  nit 
bewilligen  willen«  [vgl.  §.  19]. 

Jül.  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  14,  Orig. 

Berg. 

Düsseldorf  1404  September  8.  Jungherzog  Adolf  von 
Berg  und  seine  Gemahlin  Jolanda  von  Bar,  Privileg  für 
die  Ritterschaft  von  Berg. 

§.  1:  Werden  die  Halbwinner  auf  den  eigenen  Gütern  der 
Ritterschaft  »ungeschat«  lassen.  Doch  erstreckt  sich  diese  Freiheit 
nicht  auf  die  jenen  gehörenden  Vogt-  oder  Schatzgüter.  §.  2:  Werden 
die  Ritterschaft  »neit  besweren  an  iren  weiden  ind  echeren  voirder 
dan  onses  erfs  recht  is«.  §.  3:  Werden  »alle  houlz  ind  koilen  der 
vurs.  onser  ritterschaft  zobehorende  ind  de  up  iren  eigen  erven 
gewaissen  sint  ungetolt  ind  unbesweirt  laissen  mit  einchen  sachen«. 
§.  4:  Der  Ritterschaft  steht  der  freie  Gebrauch  ihrer  Mühlen  für 
sich  und  ihre  Lehenleute  und  Halbwinner  zu.14)  §.  5:  »Hedde  onse 
ritterschaft  mit  einchen  hern  zo  schaffen  of  anderen  luden  buissen 

")  Kessel,  Ratingen  II,  Nr.  61:  1437  gestattet  Hz.  Gerhard  der 
Frau  Elisabeth  vom  Huis  [Rittersitz  zum  Haus,  bei  Ratingen,  Amt  Anger- 
mund], dass  die  Halbwinner  und  Lehnleute  des  Hofes  und  ,auch  andere 
Leute'  auf  der  zu  demselben  Hof  gehörigen  Mühle  ihr  Korn  mahlen  lassen, 
»ungehindert  van  uns  of  iemantz  van  unsen  wegen;  doch  also  dat  uns 
solichs  an  unsen  moelen,  uns  in  unse  kelnerie  zo  Angermunt  of  anders 
dienende,  unschedelich«  sei.  v.  Mering,  Gesch.  der  Burgen  in  den 
Rheinlanden  10,  S.  89:  1457  verleiht  Hz.  Gerhard  dem  Marschall  Joh. 
vom  Haus  den  Mühlenzwang  in  den  vier  Honschaften  Rade  vor  dem  Ape, 
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lantz,  des  si  rechtz  bi  ons  bliven  woulden,  ind  in  des  van  dengenen 
neit  wederfairen  en  künde,  so  sullen  wir  in  gunnen  onses  lantz 
slosse  ind  schiffongen,  ir  recht  zo  vorderen,  as  verre  si  doch  sich 
ire  sachen  vur  ons  zo  drin  vierzin  nachten  vervulget  hedden.« 

Berg,  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  1,   Orig.     Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  27. 

Düsseldorf  1437  August  3.     Herzog  Gerhard,   Privileg 
für  die  Ritterschaft  von  Berg. 
Wiederholung  des  ersten  Privilegs. 
Berg,  landstd.  Arch.,  I,  Nr.  2,  Orig.     Lünig,  coli,  nova  I,  1177. 

1450  Mai  29.  Herzog  Gerhard,  Privileg  für  die  Ritter- 
schaft von  Berg. 

§.  1:  Erlässt  der  Ritterschaft  den  Futterhafer.  §.  2:  Die  Schatz- 
güter, welche  die  Ritterschaft  besitzt  und  künftig  erwirbt,  geniessen 
dieselbe  Freiheit  wie  ihre  freien  Rittergüter,  so  lange  sie  sie  in 
Händen  hat. 

Berg,  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  3,  Orig.     Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  296. 

1475  Oktober  26.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für  Ritter- 
schaft, Städte  und  Landschaft  von  Berg  und  Blankenberg. 

§.  1 — 14  wiederholen  §.  1 — 14  des  jülicher  Privilegs  von  1475 
Oktober  1,  §.  15 — 19  §.  1 — 5  des  bergischen  Privilegs  von  1404, 
resp.  1437. 

Berg,  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  5,  Orig. 

Eckamp,  Schwarzpe  und  Haselbeck,  so  dass  die  Untersassen  [alle  Unter- 
sassen? nicht  blos  Halbwinner  und  Lehnleute?]  auf  der  Mühle  zum  Haus 
sollten  mahlen  lassen.  Joh.  vom  Haus  giebt  darauf  1458  dem  Peter 
Moelen  den  ihm  verliehenen  Mühlenzwang  in  einer  dieser  Honschaften, 
nämlich  in  der  Honschaft  Rade,  gegen  6  Mit.  Roggen  ratinger  Mass  in 
Erbpacht:  es  werden  nun  die  Zwangspflichtigen  angewiesen,  ihr  Getreide 
künftig  auf  der  Mühle  des  M.,  genannt  die  Hasselsmühle,  mahlen  zu 
lassen.  Strange  III,  S.  89  ff.:  1459  erklärt  Hz.  Gerhard  die  Mühle  des 
Ritters  Adolf  Quad  auf  der  Düsselbach  als  Zwangsmühle  für  die  ganze 
Honschaft  Eller;  die  Verleihung  erfolgt,  »want  dieselven  binnen  der  vurg. 
honschaft  wonaftich  [d.  h.  die  >honschaftlude«]  meistedeil  ire  [d.  h.  der 
Familie  Quad]  hofslude  ind  leenlude  sint,  so  dat  wir  si  mit  dem  gemale 
ire  leenlude  ind  hofslude  nirgent  anders  gebieden  noch  verpeichten  [!] 
en  moegen  van  macht  solcher  unser  verschrivonge,  unse  vurfaeren  ind 
wir  unser  ritterschaft  uns  lantz  van  dem  Berge  darover  gegeven  haven«. 
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Opladen  1478  September  24.  Herzog  Wilhelm,  „Ordi- 
nancie  und  Vertrag"  mit  Räten  und  Ritterschaft  von  Berg.15) 

§.  1:  Geistliche,  Bürger  und  Hausleute  dürfen  nicht  Rittergüter 
erwerben.  §.  2 :  Geistliche  und  Glieder  der  Ritterschaft  dürfen  nicht 
Schatzgüter  erwerben.  §.  3:  Geistliche  dürfen  ihre  rechten  Erben 
nicht  enterben.  §.  4:  Wird  den  Ritter-  und  Landtag  zu  Opladen 
jährlich  ein  Mal  halten,  ausser  wenn  »wir  ind  unse  vurs.  lantschaft 
so  belast  weren,  noide  halven  niet  gedoin  konden.« 

Berg,  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  6,  Orig.     Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  400. 

Caster  1484  März  14.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für 
Räte,  Ritterschaft  und  Städtefreunde  von  Berg  und  die 
Landschaften  von  Blankenberg  und  Löwenberg. 

Gleichlautend  mit  dem  jülicher  Privileg  von  demselben  Datum 
(abgesehen  von  den  oben  angegebenen  Abweichungen). 

Berg,  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  6  a,  Orig.    Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  425. 

1496  November  11.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für  Räte, 
Ritterschaft,  Städte  und  Unterthanen  von  Berg. 

Gleichlautend  mit  dem  jülicher  Privileg  von  demselben  Datum. 
Berg,  landstd.  Arch.,  Urkk.  I,  Nr.  7,  Orig. 

1511  Oktober  8.  Herzog  Johann,  Privileg  für  Ritter- 
schaft,  Städte  und  Landschaft  von  Berg  und  Blankenberg. 

§.  1—19  =  §.  1—19  von  1475  Oktober  26.  §.  20:  Die  Ritter- 
schaft darf  »vortan  ire  wine,  botter,  kese,  hering,  Stockfisch,  vort 
andere  ire  provande  und  wäre,  de  si  an  in  selfs  hant  oeder  zo 
veilen  kouf  gelden  ind  längs  unse  zolle  hin  doen  fueren,  zolfri  un- 
geletzt  faren  laissen;  doch  bi  also,  dat  unse  ritterschaft  dat  vurs. 
mit  iren  offenen  brieven  ind  bewise,  de  provande  ind  wäre  nimantzs 
anders  dan  in  selfs  zobehoerende  noch  nirgens  anders  dan  in  ire 
eigen  huisere  zo  irs  selfs  ind  irs  huisgesins  und  egeinre  andere 
wisen,  it  si  mit  verkoufen  of  verzappen,  verbruicht  zo  werden,  be- 
weren  sullen.  Insonderheit  en  sal  van  alsulchen  swinen,  de  unse 
ritterschaft  vurg.  up  irs  selfs  echer  annemen,  an  unsen  zollen  unser 
vurs.   lande  gein  zol  gegeven  werden.«     §.  21   =  §.  4  von   1478 

,B)  Vgl.  hierzu  oben  S.  8  f.  und  urk.  Beil.  1478  Sept  24. 
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September  24.  §.  22:  Wird,  wenn  er  die  Ritterschaft  »zo  hove 
oeder  sust  zo  dienste«  entbietet,  ihr  »haver,  roufoder  ind  beslach 
doin  stellen  oeder  quiten  ind  in  sulchen  unsen  diensten  unsen  ritter- 
schaften  vur  schaden  stain.  Ind  as  wir  unse  ritterschaft  wie  vurs. 
doin  bescheiden  ind  der  wech  zo  verne  were,  nit  einen  dach  af- 
riden  moichten,  asdan  willen  ind  sullen  wir  unsen  ritterschaften 
noitturftige  voderonge  doin  bestellen.«  §.  23:  Die  Ritterschaft  darf 
»jagen  ree,  hasen,  velthoinre  ind  as  van  altz  gewoenlich  ist.«  §.  24: 
Wird  die  verschriebenen,  vergebenen  oder  verpfändeten  Dienstwagen 
und  -karren  nach  Möglichkeit  zurückzuerwerben  suchen,  »umb  unsen 
gemeinen  huisman  unse  dienste  damit  verlicht  zo  werden«  [vgl.  §.  3 
von  1484].  §.  25  =  18  des  jülicher  Privilegs  von  1511  Septem- 
ber 23.  §.  26:  Es  sollen  »de  doitsleger,  de  iemantz  upsetzlich 
sonder  noitgedrank  zom  doide  breiigen,  in  unsen  vurg.  landen  geine 
geleide  van  uns  haven  noch  van  unsen  amptluiden  gegeven.  Ind  wa 
men  de  doitsleger  in  unsen  landen  ankörnen  kan,  sullen  van  unser 
wegen  gerechtferdicht  werden«  [vgl.  §.  3  des  Privilegs  von  1484]. 
Berg,  landstd.  Arch.,  ürkk.  I,  Nr.  8,  Orig.    Lac.  Arch.  I,  S.  148  ff. 

Cleve  1542  April  12.  Herzog  Wilhelm,  Privileg  für  Ritter- 
schaft, Städte  und  Landschaft  von  Berg  und  Blankenberg. 
Wiederholung  des  Privüegs  von  1511  Oktober  8. 
Berg,  landstd.  Arch.,  ürkk.  I,  Nr.  10,  Orig. 


Urkundliche  Beilagen. 


Nr.  1.  1431.  Aus  der  Korrespondenz  zwischen  den 
Landesherren  und  Ständen  von  Kurköln  und  Jülich-Berg 
über  die  kurköln-jülich-bergischen  Streitigkeiten.1) 

1431  Juli  28  schreiben  Hz.  Adolf  und  Johann  von  Loon  an  alle 
Amtleute  des  Landes  Jülich  (Cpt.):  ,Haben  dem  Adressaten  geschrieben, 

*)  Die  Mitteilung  dieser  Auszüge  (aus  den  Litter.)  erfolgt  haupt- 
sächlich, um  ein  Beispiel  des  diplomatischen  Verkehrs  der  Stände  eines 
Landes  mit  fremden  Landesherren  (vgl.  oben  S.  96)  zu  liefern.  Zur 
Sache  vgl.  Lac.  Arch.  4,  S.  249  f. 
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er  solle  von  ihretwegen  gebieten,  dass  keinerlei  Korn  oder  Früchte 
aus  dem  Lande  Jülich,  seinem  Amte  geführt  werde.  Befehlen  ihm 
nun,  heimlich  zu  »voegen  und  bestellen,  dat  unser  ritterscbaf,  bür- 
geren und  huisluden  ir  körn  und  fruchte  volge,  ire  beste  damit  zo 
doin«.8)  Dagegen  soll  er  der  Geistlichkeit  des  Stifts  Köln  Korn  und 
Früchte  nicht  folgen  lassen,  ausgenommen  die  Karthäuser,  die 
Herren  von  S.  Antonius  und  die  Klosterjungfrauen.'  Juli  31  schreibt 
Hz.  Adolf  an  das  kölnische  Domkapitel  (Cpt.j:  ,Sein  Sohn  Ruprecht 
hat  mit  dem  Erzb.  v.  Köln  vor  dem  römischen  König  ausgemacht, 
dass  aus  dem  Lande  des  Herzogs  in  das  des  Erzbischofs  und  um- 
gekehrt nicht  getastet  werden  dürfe.  Nun  aber  sind  die  von  Atten- 
dorn und  Olpe  mit  ihrem  Amtmann  in  des  Herzogs  Land  gefallen. 
Schreibt  dies,  damit,  wenn  »sich  da  vurder  icht  under  machende 
wurde«,  sie  [das  Domkapitel]  wissen,  dass  »der  bruch  und  anhaf  an 
uns  niet  is«.' 

1431  Sept.  11:  Erzb.  v.  Köln  an  Wilh.  Quaede,  Joh.  v.  Lantz- 
berg,  »rittere«,  Conrad  v.  der  Horst  und  Wilh.  v.  dem  Vorst  gen. 
v.  Hortenbag,  die  Städte  Ratingen,  Düsseldorf,  Wipperfürth  »ind 
vort  ander  ritterschaft,  amptlude  ind  stede«  des  Landes  Berg  (Orig.): 
,Hz.  Adolf  hat  den  , Verbund',  den  »ir  mit  versiegelt  ind  uch  ver- 
schreven  hant«,  nicht  gehalten;  insbesondere  hat  er  der  kölnischen 
Geistlichkeit  aus  seinen  Landen  das  ihre  nicht  folgen  lassen. 
Möchten,  da  sie  den  Verbund  mit  versiegelt  und  sich  darin  ver- 
schrieben haben,  den  Hz.  ,anweisen',  dass  er  das  die  Geistlichen 
betreffende  Verbot,  das  er  für  Jülich  wie  Berg  erlassen  hat,  sogleich 
abschaffe  »ind  uns  umb  unsen  gebreche  ind  furderunge,  die  uns  ge- 
schein  sint  ind  wir«  zu  dem  Hz.  »zu  sprechen  han,  gerichtet  werden 
ind  kerunge  geschee».4  —  Gleiches  Schreiben  vom  selben  Datum 
an:  Rikalt  H.  zu  Roede,  Dreis  H.  zu  Zevel,  Werner  v.  Palant  H. 
zu  Breidenbent,  Godart  v.  dem  Bungart,  »rittere«,  Frambach  v. 
Birgel  Erbmarschall  des  Landes  Jülich,  Werner  v.  Vlatten,  Rolman 
vom  Geischbusch,  Werner  vom  Roede,  die  Städte  Jülich,  Düren, 
Münstereifel  und  Heinsberg  »ind  vort  andere  ritterschaf,  amptlude 
ind  stede«  des  Landes  Jülich. 

1431  Okt.  12:  Joh.  v.  Lantzberg  Ritter  Hofmeister  und  Conrad 
v.  der  Hurst  Erbschenk   »und   vort    andere   ritterschaf  und   stede« 


*)  S.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  208  f.  (Nr.  2).  Das  daselbst  mitgeteilte 
Aktenstück  lässt  sich  wohl  nach  diesem  Schreiben  von  1431  Juli  28 
datieren;  es  geht  dem  letzteren  offenbar  voraus. 
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des  Landes  Berg  an  den  Erzb.  v.  Köln  (Cpt.):  ,Haben  des  Erz- 
bischofs Schreiben  dem  Hz.  vorgelegt,  welcher  geantwortet  hat:  ,er 
hat  nicht  die  Schuld;  vielmehr  werden  er  und  die  seinen  täglich 
beschwert;  er  wünscht  wohl  bei  dem  Verhältnis  seiner  Vorfahren 
zu  dem  Erzbischof  zu  bleiben  gemäss  dem  »verbunt«.'  Darum 
wünschen  Absender,  dass  der  Erzbischof  sein  Domkapitel,  Ritter- 
schaft und  Städte  des  Stifts  Köln,  die  den  »verbunt«  mit  besiegelt 
haben,  nach  Köln  zu  einem  Tage  entbiete.  Diesen  Tag  möchte  er 
den  Absendern  14  Tage  vorher  anzeigen.  »Desselven  gelichs  hain 
wir  mit  u.  g.  h.  gesprochen,  die  uns  ouch  gunnen  wil,  in  glicher 
maissen  darbi  zo  komen,  umb  die  vurg.  Sachen  uns  gruntlichen 
under  einander  zo  bekallen,  wie  uns  van  beiden  siden  gebuere  in 
den  sachen  zo  halden,  want  wir  niet  anders  verstain  van  u.  g.  h. 
vurs.,  dan  eme  mit  geliche  und  bescheide  wail  genoegen  sulde«. 
Auch  möchte  der  Erzb.  von  beiden  Seiten  einige  seiner  ,heimlichen 
Räte  und  Freunde'  auf  den  Tag  schicken.  —  Der  Hz.,  seine  Lande 
und  wir  werden  täglich  sehr  beschwert  »an  uwern  lanttollen«, 
was  früher  nie  geschehen  ist.  Der  Erzb.  möchte  das  abstellen  und 
es  so  halten  wie  seine  Vorfahren.  —  d.  d.  1431  Freitag  nach  S. 
Gereon  unter  den  Siegeln  von  Joh.  v.  Lantzberg  und  Konrad  v. 
der  Hurst,  deren  wir  »anderen  ritterschaft  und  stede«  des  Landes 
Berg  mit  gebrauchen.' 

1431  Okt.  8  schreiben  Erbmarschall,  Ritterschaft  und  Städte 
des  Landes  Jülich  an  das  kölnische  Domkapitel  (Cpt.):  ,Senden  Kopie 
ihrer  Antwort  an  den  Erzb.  v.  Köln.  Wollen  gern  zum  Frieden 
helfen.  —  Unter  dem  Siegel  des  Erbmarschalls,  das  wir  alle  hier 
mit  gebrauchen.  Zu  S.  Dionysius  Abend.'  —  Gleiches  Schreiben 
(Cpt.)  von:  Joh.  v.  Lantzberg  Ritter  Hofmeister,  Konrad  von  der 
Hurst  Erbschenk  und  die  andere  Ritterschaft  und  Städte  von  Berg 
an  Erbmarschall  und  Ritterschaft  und  Städte  des  Stiftes  Köln, 
Oktober  12,  unter  dem  Siegel  Johanns  und  Konrads.  Gleiches 
Schreiben  (Cpt.)  derselben  an  das  kölnische  Domkapitel  vom  selben 
Datum.8) 


8)  Der  Streit  zog  sich  noch  Jahre  lang  hin.  1433  April  29  wurde 
ein  Schiedsspruch  gefällt  (abgedruckt  bei  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  206).  Über 
diesen  berichtet  ein  Aktenstück  (Kop.?)  in  den  Litter.:  1433  April  29 
haben  der  Erzb.  v.  Köln  und  Hz.  Adolf  v.  Jülich-Berg  »alle  de  zwistige 
sachen,  darumb  si  up  dese  zit  zo  dadingen  komen  waren,  an  uns  dechen« 
und  Kapitel  vom  kölner  Dom,  Ritterschaft  und  Städte  des  Stifts  »an  dem 
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Nr.  2.  Düren  1445  Januar  29.  Die  jülicher  Stände  an 
Hz.  Gerhard.4) 

.  .  .  »Wir  sin  zo  Dueren  bi  einanderen  geweist  op  huede 
donrestag  nae  s.  Pauwels  dage  conversio  um  gebrechen  der  lande 
ind  sin  dae  oeverkummen,  u.  hoegenaden  zo  schriven  ind  zo  bidden, 
dat  sich  u.  hoegenaden  oitmuedigen  willen  ind  willen  uns  einen 
dag  schriven  eicht  of  zien  dage  zofuerenz,  wane  ind  wae  u. 
hoegenaden  in  dei[me]  lande  van  Gulg  sin  willen  of  zo  Colne 
sin  willen,  so  willen  wir  dan  zo  u.  hoegenaden  kummen  ind  u. 
hoegenaden  die  sachen  ind  gebreche  verstoen  bissen  ind  u.  hoege- 
nade  bidden  uns  raet  ind  hulp  zo  geven  die  sachen  ind  gebrechen 
in  dat  guede  ind  gelich  helpen  zo  stellen,  als  u.  hoegenaden 
ind  der  gemeinre  lantschaf  dan  noet  is.  Ind  wir  hoffen  ouch,  so 
wane  u.  hoegenaden  dise  unse  boitschaf  hoerende  werden,  dat  u. 
hoegenaden  dan  wail  verstoen  sullen,  dat  dis  dag  ind  vergaederonge 
u.  hoegenaden  ind  uren  gemeinen  landen  zo  nutze  ind  zo  troist  ge- 
macht is,  uren  ind  unsen  vianden  de  bas  zo  wederstoen  ind  umb 
vereingeit  [!]  in  urem  lande  zo  haven  ind  niet  u.  hoegenaden  zo 
untroist  of  zo  Unwillen.  Ind  wie  dis  vurs.  dag  ee  geschege,  wie 
besser  ind  uns  ouch  liever  weir  ind  begeren  u.  hoegenaden  geneic- 
liche  antwort  mit  brenger  dis  briefs  ....  —  Gegeven  zo  Düren 
up  fridag  neist  na  s.  Pauwels  dage  conversio  anno  45.  ritterschaf 
ind  stede  des  lantz  van  Gulg,  die  eitzent  zo  Düren  sint  geweist«. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  1,  fol.  1,  Orig. 

Rine  gesessen  ind  uns  ritterschaf  ind  stede«  v.  Jülich-Berg  »ind  etzlige 
der  stede vrunde  van  Colne  gestalt«  (nun  folgt  der  Schiedsspruch).  In 
derselben  Sache  schreibt  der  Erzb.  1433  Novb.  6  (ebenda,  Orig.)  an 
,Frambach  v.  Birgel  Erbmarschall  und  die  andere  Ritterschaft  und  die 
Städte  Jülich,  Düren  und  die  anderen  Städte  von  Jülich/  Eine  wirkliche 
Einigung  zwischen  Erzbischhof  und  Hz.  erfolgte  erst  1434  (Lac.  ÜB.  4, 
S.  240  Anm.  1). 

4)  Es  ist  nicht  ersichtlich,  was  den  Anlass  zu  dieser  Korrespondenz 
gegeben  hat.  Vermutlich  handelte  es  sich  in  erster  Linie  um  innere 
Streitigkeiten  (»um  gebrechen  der  lande«);  etwa  um  solche  zwischen  den 
Teilherrschern  von  Jülich?  Wenn  der  Hz.  ferner  »andere  noitdurftige 
sachen«  erwähnt,  so  ist  dabei  vielleicht  an  eine  Steuerforderung  gedacht 
(bald  nachher  wurde  eine  solche  bewilligt;  s.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  61) 
oder  an  die  Beziehungen  zu  Geldern  oder  an  Verhandlungen  mit  Johann 
v.  Cleve  (Lac.  ÜB.  4,  Nr.  269;  Arch.  4,  S.  266  und  268). 
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Nr.  3.  Bensberg  1445  Februar  2.  Hz.  Gerhard  an  die 
jülicher  Stände. 

»Besonder  lieve  frunde,  rede  und  getruwen.  Als  ir  uns  ge- 
schr[iven]  hait,  dat  ir  up  desen  neistlieden  doenre^tach  na  s.  Pau- 
wels  dach  conversionis  bi  einander  zo  Dueren  sin  geweist  umb 
gebreche  der  lande  und  sin  da  oeverkomen,  uns  zo  schriven  und 
zo  bidden,  dat  wir  uch  einen  dach  doin  schriven  willen  echt  of 
zien  dage  zovoerentz,  wane  und  wa  wir  in  unsem  lande  van  Guilge 
of  zo  Coelne  sin  willen,  so  willen  ir  dan  zo  uns  komen  und  uns 
die  sachen  und  gebreche  verstain  laissen,  wie  ur  brief  dat  dain  mit 
me  worden  begriffen  innehelt,  hain  wir  verstanden  ind  laissen  uch 
darup  weder  wissen,  dat  wir  uns  voegen  willen,  of  Got  wilt,  bis 
morne  zo  vierzien  dagen,  dat  is  nemlich  des  neisten  gudenstages 
na  dem  sondage  invocavit  in  der  vasten  neistkompt  zo  mittage  in 
unser  stat  van  Guilge  zo  sin,  ind  begeren  uch  zo  voegen  asdan  dar 
bi  uns  zo  komen  ure  meinunge  dahe  zo  doin,  di  wir  dan  gutlich 
verhoeren  und  verstaen  ind  gerne  zo  dem  besten  darzo  helpen  und 
raeden  willen  und  uns  ouch  vort  umb  andere  noitdurftige  sachen 
vurder  mit  uch  zo  besprechen,  ir  da  wail  vernemen  sullen.  — 
Gegeven  zo  Baensbur  up  u.  1.  frauwen  dach  purificationis  ao.  45. 

Unsen  besonderen  lieven  frunden,  reden  und  getruwen,  ritter- 
schaf  und  steden  uns  lantz  van  Guilge,  die  up  den  doenrestach  na 
s.  Pauwels  dach  conversionis  neistvurlieden  zo  Düren  bi  einander 
geweist  sint,  sementlich  und  besonder«. 

A.  a.  0.  fol.  2,  Cpt 

Nr.  4.  Randerath  1463  November  7.  Herzogin  v.  Jülich- 
Berg  an  die  Räte  Wilh.  und  Heinr.  v.  Limberg,  Wilh.  v. 
Nesselroede,  Alf  Quade,  Lambert  v.  Bevessen,  Johann 
und  Bertram  v.  Nesselroede,  Wilh.  Quaide;  die  Ritter- 
schaft über  und  die  unter  der  Wupper;  die  Städte  Düssel- 
dorf, Ratingen,  Gerresheim,  Wipperfürth,  Radevormwald, 
Lennep. 

1.  Joh.  vamme  Huiss  hat  früher  ohne  ihr  Wissen  und  indem 
von  den  Räten  niemand  als  Werner  v.  Bevessen  gegenwärtig  war, 
von  Hz.  Gerhard  eine  Verschreibung  von  10000  G.  auf  Angersort 
u.  s.  w.   erhalten,    welche   jedoch   nach  dem   Revers6)  nur  gelten 

6)  1450  April  7,  Johann  vam  Huiss,  Revers  über  die  Verpfändung 
von  Angersort  u.  s.  w.  durch  Hz.  Gerhard:     Hz.  Gerhard    hat   ihm  aus 
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sollte,  falls  Hz.  Gerhard  ohne  eheliche  Leibeserben  stürbe.  Neulich 
hat  er  nun  von  »unsem  schriver«  Dietr.  Lunink  die  Herausgabe  des 
Reverses  verlangt,  dieser  sie  aber  mit  Recht  verweigert.  2.  Ferner 
hat  er  von  Hz.  Gerhard  eine  Anweisung  auf  9999  G.  1  Mk.  7  sh. 
6  d.,  die  er  zum  grössten  Teil  jetzt  »mit  desem  herveste«  in  den 
Ämtern  Steinbach  und  Miselohe  erhoben  haben  soll.  3.  Endlich  hat 
er  von  dem  Hz.  in  dem  Zustand,  indem  derselbe  sich  jetzt  leider 
befindet,  ohne  der  Herzogin  Wissen  einen  Brief  auf  3450  oberl.  G., 
»in  dem  sich  ouch  neit  en  bevint«,  dass  jemand  von  den  Räten 
dabei  gewesen  oder  dass  er  in  der  hzgl.  Kanzlei  geschrieben,6)  be- 
kommen. —  Es  ist  klar,  dass  er  den  Hz.,  die  Herzogin  und  ihre 
Kinder  um  die  10000  und  die  3450  G.  bringen  will,  wodurch  sie 
und  die  Lande  in  Verderben  kommen  würden.  Die  Adressaten 
möchten  ihn  daher  veranlassen,  Angersort  und  die  nach  dem  betr. 
Pfandbrief  dazu  gehörigen  Stücke,  da  der  letztere  gemäss  dem  Re- 
vers nun  ungiltig  geworden  ist,  der  Herzogin  zu  übergeben  und 
auch  den  Brief  auf  die  3450  G.  auszuliefern.  Will  er  es  nicht 
thun,  so  wird  sie  ihm  sogleich  »darumbe  dach  setzen  ind  bescheiden« 
vor  ihren  Gemahl,  ihre  Söhne,  »herren,  maige  ind  vrunden,  uch, 
ander  unse  rede,  ritterschaft  ind  stede  unser  lande«.  Adressaten 
möchten  innerhalb  der  nächsten  14  Tage  antworten.  —  »Gegeven 
zo  Randfenroede]  up  maendach  neist  na  allerheilgen  dage  ao.  63«. 
J.-B.,  Landespfandschaften  Nr.  2  bis,  Cpt. 

Nr.  5.  Randerath  1463  Dezember  20.  Herzogin  von 
Jülich-Berg,  Berufung  der  bergischen  Stände.7) 

...  »As  wir  unsen  reden,  dir,  anderer  unser  ritterschaft  ind 
steden  uns  lantz  van  dem  Berge  doin  schriven  van  gebrechen,  wir 

besonderer  Gnade  auf  das  Schloss  Angersort,  den  Hof  und  die  Mühle  zu 
Medfort  und  12  Morgen  Land  im  Kirchspiel  Mundelcheim  10000  oberl. 
G.  verschrieben;  jedoch  mit  dem  Beding,  dass  (was  in  dem  Pfandbrief 
nicht  steht)  die  Verschreibung  nur  giltig  sein  soll  für  den  Fall,  dass  Hz. 
Gerhard  oder  seine  Nachkommen  ohne  »elige  lifserven«  stürben.  J.-Bg., 
Landespfandschaften  Nr.  2  bis,  Cop. 

*)  »dat  iemantz  van  uns  1.  h.  ...  ind  unsen  reeden  dabi  geweist 
of  die  schrift  in  unser  cancelreien  geschreven,  gegeven  oder  besegelt  si.« 

T)  Vgl.  auch  Herzogin  v.  Jülich-Berg  an  Landdrost  Wilh.  v.  Nessel- 
roede  Herrn  zum  Steine  und  die  andern  in  Mülheim  versammelten  Räte 
v.  Berg,  d.  d.  Randerath  1463  Novb.  26:  ,Hat  kürzlich  Werner  v. 
Beldjekusen?]  und  Joh.  v.  Slebus  resp.  Amtleute  v.  Steinbach  und  Mise- 
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zo  Joh.  v.  Huiss  haven,  ind  in  zo  underwisen  etc.,  darup  de  georde- 
nierden  van  desselven  uns  lantz  wegen  up  maendach  na  u.  1. 
frauwen  dage  concept.  neistleden  [d.  i.  Dzb.  12]  bi  uns  zo  Colne 
in  dem  hoeve  zo  Kampe  geweist,  uns  vur  antwert  vurbracht  ind 
under  anderem  gesonnen  haven  Joh.  v.  Huiss  umb  de  vurs.  unse 
gebrech  zo  bededingen  ind  zo  vorderen  up  steden  ind  enden,  dae 
sich  dat  geburde  van  uns  lantz  van  dem  Berge  vurs.  wegen  na 
aldem  herkomen,  oevingen,  gewoenheit,  verdrage  ind  verschrivongen, 
so  dat  unse  schritten  an  unse  vurs.  lantschaft  gedain  vur  afge- 
dragen  wurden.  Suleh  gesinnen  uns  also  van  unser  vurs.  lantschaft 
sere  ind  billich  verfrempt  ind  ungeburlich  ist.  In  sulger  antwerden 
wir  doch  neit  verstanden  hain,  Joh.  v.  Huiss  na  unsem  guetligem 
gesinnen  underwist  si,  dat  u.  1.  h.  ind  gemahel  .  .  .,  wir  ind  unse 
.  .  .  soene  bi  dem  unsem  zo  bliven,  as  derselve  J.  v.  Huiss  dat 
vurgenoemen  ind  begert  hait  uns  darumb  zo  brengen.  Ind  hain 
darup  doin  antwerden  ind  vraegen,  we  man  dat  afdragen  unser 
vurs.  schritten  meine  ind  uns  geleigenheit  des  herkomens  verstain 
und  sehen  ind  hoeren  laissen  dat  verdrach  ind  verschrivongen  da- 
van,  want  wir  nie  neit  weder  de  aide  herkomen,  oevinge  ind  guede 
gewoenheit  uns  lantz  v.  d.  Berge  vurs.  gedacht  noch  vurgenoemen 
haven«.  Worauf  die  Abgeordneten  antworteten,  »dat  wir  des  wail 
bericht  sulden  werden  up  den  enden  ind  steden,  sich  dat  behoirte. 
So  dan  de  vurs.  unse  gebrech  zo  J.  v.  H.  ere  ind  gelimp  sere  hoe 
antreffen  ind  he  na  sime  vurnemen,  as  wirt  verstain,  unse  ere  ind 
gelimp  gerne  beroeren  soulde,  des  he  doch  gein  macht  haven  sal, 
hain  wir  de  gebrech  ind  besonder  de  punte  ere  ind  gelimp  an- 
treffende geboeden  an  unse  rede,  ritterschaf,  stede  ind  lantschaft 
beider  unser  lande  Guilge  ind  Berge  ind  dat  neit  in  aftreckinge,  ver- 
druckonge  oeder  verkurzonge  eincher  gueder  gewoenden,  alden  her- 
komen ind  oevingen  uns  lantz  v.  d.  Berge.  Dan  clair  darumb,  we 
ere  ind  gelimp  wider  ind  offenbair  geluitert,  gecleirt  ind  int  gehoer 
bracht  wurde,  nutzer  ind  besser  were,  des  J.  v.  H.  ouch  nit  schuen 


lohe  an  J.  v.  Huiss  gesandt,  um  ihm  den  Rest  des  Gelds,  das  ihm  auf 
das  Brüchtengeld  der  Ämter  Steinbach  und  Miselohe  verschrieben  ist 
(9999  G.  1  Mk.  7  sh.  6  d.),  zu  zahlen  und  von  ihm  dafür  die  betr. 
Verschreibungen  zu  fordern.  Aber  er  ist  nicht  darauf  eingegangen,  son- 
dern hat  gesagt,  wer  ihm  Geld  gebe,  dem  wolle  er  darüber  Quittung 
geben;  die  Verschreibungen  wolle  er  behalten.  Die  Adressaten  möchten 
ihn  nun  veranlassen,  doch  darauf  einzugehen  (a.  a.  0.,  Cpt.).4 
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durfte,  wane  sin  handel  ind  sachen  eirber,  clair  ind  uprecht  weren. 
Ind  sin  in  ernstem  willen,  unsen  reden,  dir,  anderer  unser  ritter- 
schaft,  steden  ind  lantschaft  uns  lantz  v.  d.  Berge  sulgen  gebrech, 
wir  zo  J.  v.  H.  durch  sinen  handel  ind  vurnemen  haven,  under 
[!  wider?]  vurzobrengen  ind  zo  vercleren  und  uirs  gueden  getruen 
raitz  darup  zo  gesinnen  ind  zo  begeren.  Begeren  darumb  ernstlich 
...  an  dir,  dat  du  bi  uns,  unsen  reden,  anderer  unser  ritterschaft, 
steden  ind  lantschaft  uns  lantz  v.  d.  Berge  vurs.  sin  wils  in  unser 
stat  Duisseldorp  up  den  neisten  maendach  na  s.  Antonius  dage 
neistkompt  [1464  Januar  23]  zo  zien  uren  vurmitdage.  —  Gegeven 
zo  Randenroede  up  s.  Thomas  avent  des  h.  apostels  ao.  63.« 

Adressaten:  »reede«:  Wilh.  und  Heinr.  Grafen  zu  Limberg, 
Wilh.  v.  Nesselroede  Landdrost,  Ailf  Quade,  Lambert  v.  Bevessen, 
Herrn,  v.  Winkelhuisen,  Gauwin  v.  Swanenberg,  Joh.  und  Bertram 
v.  Nesselroede,  Reinken  v.  Hugenpoete,  Wilh.  v.  Huiss,  Dietr.  v. 
Mentzingen.  »ritterschaft«:  mindestens  91  (vielleicht  aber  noch 
mehr,  da  mehrmals  steht  N.'s  ,Söhne4,  wo  ich  stets  nur  2  gerechnet 
habe),  »stede«:  Düsseldorf,  Lennep,  Ratingen,  Gerresheim,  Wipper- 
fürth, Radevormwald.  »Item  is  geschreven  an  jeder  stat  an  burger- 
meister,  scheffen  ind  rait,  sementlich  ind  vort  van  der  gemeinden 
degiene,  sulgen  handel  ind  sachen  gerne  hoirten,  zo  dem  dage  vurs.  zo 
komen  ind  ouch  in  jeder  stat  der  gemeinden  de  vurschrift  an  bur- 
germeister,  scheffen  ind  rait  gedain  dese  vurs.  handel  ind  sache 
beroerende  van  stont  offenbair  hoeren  laissen.  Item  den  echt  ampt- 
luden  des  lantz  v.  d.  Berge  is  geschreven  uis  igligem  dinkstoele 
zwen  scheffen  mit  sich  zo  Duisseldorp  zo  brengen.« 

A.  a.  0.  Cpt. 

Nr.  6.  [1464  Januar  23.] 8)  [Proposition  für  den  Landtag 
von  Jülich-Berg?] 

»Dit  herna  geschreven  is  m.  g.  1.  frauen  .  .  .  gesinnen,  dat 
i.  g.  van  Joh.  vam  Huiss  haven  wilt.  1.  Den  pantbrief  van  den 
10000  g.  up  Angersort  weder  mit  demgieme  [!],  darin  verschreven 
ist,    und   den   uphaf  seder   herzouch   Wilhems   etc.    geburt  weder 

8)  Dieses  undatierte  Aktenstück  gehört  vermutlich  zu  dem  zu  1464 
Januar  23  nach  Düsseldorf  ausgeschriebenen  Landtag  (s.  Nr.  5).  Und 
zwar  ist  letzterer  ohne  Zweifel  ein  Landtag  von  Jülich-Berg  (nach  dem 
Zusammenhang  in  Nr.  5  zu  schliessen),  wenn  auch  das  erhaltene  Be- 
rufungsschreiben (Nr.  5)  sich  nur  auf  die  bergischen  Stände  bezieht. 
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geg[even]  [!].  2.  Den  brief  na  oever  den  pantbrief  geworven,  des 
nit  sin  sulde,  oueh  wederzogeven.  3.  De  brieve  van  den  10000  g. 
in  de  ampte  Meisenloe  ind  Steinbach  bewist  ouch  wederzogeven 
und  danaf  nit  vurder  zo  heven«.  4.  Den  Brief  über  die  3450  G. 
wiederzugeben.  5.  Sie  will  »in  zo  raide  in  i.  g.  huise  noch  an 
dem  marschalkampt  oeder  cuchenmeisterampt  nit  haven.  6.  Minre 
gnediger  frauen  vur  smaheit  [!]  und  cost  zo  geven  so  viel,  as  man 
des  mit  raide  vint  ind  oeverkompt.«  7.  J.  v.  H.  »sal  mit  sinen 
vrunden  vur  m.  g.  fraue  ind  i.  g.  vrunde,  sovil  i.  g.  darzo  nimpt, 
komen  und  i.  g.  de  bruche  afbidden  of  afgelden.  8.  Zo  gedenken 
minre  gnediger  1.  frauen  eine  keronge  zo  doin  van  Gerhartz  van 
den  Reven  und  Heinrich  Slippenbachs  bekentnisse.« 
A.  a.  0.,  Orig.? 

Nr.  7.  Randerath  1464  April  29.  Herzogin  von  Jülich- 
Berg  an  Räte,  Ritterschaft  und  Städte  von  Berg. 

Hätte  gern  J.  v.  Huiss  von  seinen  Handlungen  »weder  sin  true, 
boeven  hulde,  eide,  brieve  ind  segel,  he  daroever  gedain  ind  ge- 
geven  hait,  .  .  .  durch  uns  selfs,  unse  rede,  ritterschaft  ind  stede 
uns  lantz  van  dem  Berge  underwisonge«  abgebracht.  Da  er  das 
in  seinem  Mutwillen  nicht,  wie  er  hätte  thun  sollen,  dankbar  an- 
genommen hat,  so  hat  sie  ihm  einen  Tag  vor  Räten,  Ritterschaft, 
Städten  und  Landschaft  von  Berg  auf  Montag  nach  S.  Antonius 
[Jan.  23]  gesetzt,  wo  sie  die  Gebrechen,  die  sie  ihm  gegenüber  hat, 
»vercleren«  und  vorbringen  wollte  und  er  sich  darauf  gebührlich 
verantworten  sollte.  Aber  er  ist  nicht  gekommen,  sondern  hat  »up 
denselven  dach«  an  Ritterschaft  und  Städtefreunde  von  Jülich  und 
Berg  »dar«  geschrieben,  er  habe  nicht  finden  können,  dass  ihm  das 
zu  thun  sei.  Er  hätte  sich  eben  nicht  verantworten  können.  »Want 
wir  dan  durch  uns  selfs,  unser  rede,  ritterschaft  ind  stede  uns  lantz 
v.  d.  Berge  gutlich  verfolg,  underwisonge,  dachbescheiden  ind  unse 
billige  moigelige  geboeder  an  unse  rede,  ritterschaft,  stede  ind 
lantschaft  beider  unser  lande  Guilge  ind  Berge  gedain  noch  nit  hain 
können  komen  zo  dem,  dat«  dem  Hz.,  ihr  und  ihren  Söhnen  »van 
J.  v.  H.  van  goede,  eren  ind  rechte  geburt,  hain  wir  nochtant 
durch  .  .  .  bede  unser  rede  ind  ritterschaft  uns  vurs.  lantz  van  d. 
Berge  in  zo  eren  ind  lieve  de  gebrech  vurs.  zo  gutligen  dedingen 
ind  gehoer  laissen  komen,  dat  uns  ouch  in  der  gutlicheit  nit  ge- 
degen  [!]  en  ist,  des  sich  van  goede,  eren  ind  rechte  geburt.   Want 
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uns  dan  dat  allet  darzo  nit  hait  mögen  helpen  noch  en  hilft,  en 
steit  uns  dat  so  dabi  nit  zo  laissen,  sunder  darna  gedenken  uns 
des  na  noitdurft  zo  bekomen.  Geven  uch  dat  in  dem  besten  zo 
kennen  uch  indenklich  laissen  zo  sin,  wat  davan  entstaende.  — 
Gegeven  zo  Randenroede  up  den  sondach  cantate  ao.  64. 

Item  der  amptlude  ind  stede  des  lantz  v.  d.  Berge  vurs.  brieve 
haldent  in,  Joh.  v.  Huiss  noch  sinen  zostenderen  gein  geleide  zo 
geven«. 

A.  a.  0.,  Cpt. 

Nr.  8.  Opladen  1478  September  24.  Ergänzungen  zu 
den  bei  Lac.  Arch.  I,*  103  ff.  abgedruckten,  am  24.  Septem- 
ber 1478  von  der  bergischen  Ritterschaft  in  Opladen  auf- 
gestellten Sätzen  (oben  S.  9  Anm.  23). 

§.  68a:  »Item  alle  guede  sal  man  winnen  und  werven,  uis-  und 
ingain  up  enden  ind  steden,  da  et  dinkmeessich  ind  gehoerich  is, 
manguit  vur  lehenherren  ind  mannen  ind  scheffenguit  vur  den 
scheffen  ind  hoefsguit  vur  den  hoefsmannen  ind  vort  alle  gude,  da 
si  hoerich  sint.« 

§.  77  a:  »Item  u.  g.  h.  en  sal  ouch  gein  geistlichen  luden  ge- 
staden  noch  gönnen  laissen,  dat  si  vri  rittergude  gelden  of  an  sich 
kriegen.« 

§.  77b:  »Ein  geistlige  persone  en  sal  sine  rechte  neiste  erven 
nit  unterven.« 

§.  77  c:  »Item  en  sal  u.  g.  lantherre  geine  moitwillige  vede 
annemen,  en  [!]  doe  it  mit  raide  sinre  rede  ind  ritterschaft.« 

§.  77 d:  »Item  dit  gericht  zu  Upiaden  zom  minsten  alle  jairs 
eins  zu  halden.« 

§.  78a:  »Dese  vurg.  punten  haven  wir  van  unsen  alderen  ge- 
hoirt  ind  verstanden  ind  en  wissen  up  diese  zit  niet  mer;  dan 
vrieschen8*)  wir  einche  punten,  de  unsen  lanthern  dienen  mochten 
of  anders  imants,  de  Hessen  wir  noch  staen  zu  ire  macht.« 

Gesetzgebung,  Nr.  1,  Kop. 

**)  Ennen,  Quellen  4,    S.  571  (1369):    »gevreischen«  =  erfahren. 
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Nr.  9.  [1488  Februar]. 8b)  Stände  von  Jülich  und 
Berg,  Kreditiv  und  Instruktion  für  ihre  Gesandten  an 
den  Kaiser. 

Schicken  Marschall  v.  Humpesch  Herrn  zu  Wickrode,  Joh. 
v.  Einer,  Palant  Herrn  zu  Moubach  und  Wilh.  v.  Nesselroide  Sohn 
zum  Steine,  »zeugere,  den  wir  boitschaft  ind  bevel  gegeven  haven 
van  alsulchen  Schriften  ind  brieven«,  die  »u.  Kei.  M.«  an  den  Hz. 
von  Jülich-Berg  geschickt  hat  (»des  diensts  ind  zoegs  halven  up 
s.  Jorien  dach«  bei  dem  Kaiser  »im  velde  zo  sin«),  »van  unser 
wegen  mit  derselver  u.  K.  M.  zo  sprechen,  unse  noit  ...  ind  ge- 
stalt  da  van  anzobrengen.  —  Gegeven  under.  unsern  siegelen«  Gott- 
schalk v.  Harve  H.  zu  Alstorp  Landdrost  von  Jülich,  Joh.  v.  Nessel- 
rode H.  zum  Stein  Landdrost  v.  Berg,  Bertr.  v.  Nesselrode  H.  zu 
Erenstein  Erbmarschall  v.  Berg,  Wilh.  v.  Bernsaue,  Heinrich  Hoen 
v.  dem  Pesch  Herr  zu  Tuschenbroich,  Bertold  v.  Plettenberg  Hof- 
meister und  Wilh.  v.  Nesselrode  H.  zu  Reide  Amtmann,  »der  siegele« 
wir  andere  sämtlich  hierin  mit  gebrauchen.  »Up  den  —  —  na 
dem  hilgen •)  ao.  —  .l0) 

Uire  K.  M.  underdenige  edelman,  ritterschaften  ind  gemeine 
lantschaften  der  beider  furstentommen  Guilge  ind  Berge.« 

J.-B.,  Reichskorrespondenz,  Q  21,  vol.  3,  Cpt. 

Ebenda  (Cpt.):  Instruktion  »der  4  geordineirden« :  ,Der  Hz. 
hat  seinen  Edelmannen,  Ritterschaften  und  Landschaften  den  Brief 
des  Kaisers,  worin  er  ihm  »mit  swairen  penen  bevoelen«,  dass  er 
in  eigener  Person  zu  S.  Georg  bei  Augsburg  im  Felde  sein  soll, 
vorgehalten  und  erklärt,  er  sei  bereit  den  Dienst  zu  thun  und  Leib 
und  Gut  nicht  zu  sparen,  und  hat  dazu  »van  s.  g.  landen  ind 
undersaissen  begert  dienst,  dat  s.  g.  den  dienst  de  bass  moige  vol- 
brengen.  Darup  haint  sich  de  undersaissen  beraeden  ind  hoiglich 
beweegt,«  dass  der  Hz.  keine  Leibeserben  habe  und  mit  Geldern 
in  einem  Erbunwillen  stehe;  sollte  nun  der  Hz.  solchen  Dienst  leisten 
und   die   seinen    mit   sich   nehmen,     »der   s.   g.    darzo    gebruichen 


8b)  Das  Jahr  ergiebt  sich  aus  der  Urk.  von  1487  Okt.  9  bei  Lac. 
ÜB.  4,  Nr.  435,  in  welcher  der  Kaiser  den  Hz.  auffordert,  am  nächsten 
Georgstage  (April  23)  im  Felde  zu  erscheinen.  Vgl.  auch  das  herzogl. 
Schreiben  von  1488  Febr.  25  in  Anm.  11. 

•)  Lücke  gelassen. 

10)  Abgerissen. 
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moisten,«  so  stünden  seine  Lande  ganz  Mos.11)  Darum  haben  die 
Unterthanen  gesagt,  sie  wollten  diese  Lage  dem  Kaiser  vortragen 
und  ihn  bitten,  den  Hz.  solches  Dienstes  zu  entlassen  und  ihm  zu 
gestatten,  in  seinem  Lande  zu  bleiben.  —  Nimmt  der  Kaiser  dies 
nicht  zu  Herzen,  so  ist  es  andern  Herren  und  Fürsten  zu  erkennen 
zu  geben,  damit  sie  »ee  ein  wissen«  haben,  aus  welchen  Ursachen 
der  Hz.  »durch  begerde  s.  g.  undersaissen«  den  Dienst  zu  dieser 
Zeit  nicht  thun  kann.  Gewährt  der  Kaiser  nicht  Befreiung  des 
Herzogs  von  dem  Dienst,  so  ist  zu  sagen,  »dat  zo  vermoiden  si, 
s.  g.  undersaissen  beider  furstendommen  niet  geneigt  sin,  s.  g.  uis 
den  landen  oder  dat  si  s.  g.  volgen  sullen  und  einen  anderen  in 
s.  g.  landen  zehen  laissen  sullen.«  —  Donnerstag  nach  dem  h.  Esch- 

n)  Ebenda  wird  ferner  ausgeführt:  ,Den,  der  sich  für  einen  Herrn 
von  Geldern  hält,  haben  die  Franzosen  dem  röm.  König  abgefangen  und 
in  ihrer  Gewalt,  und  die  Untersassen  von  Geldern  thun  viele  Botschaften, 
»dat  si  gerne  den  vurg.  hern  zo  denselven  landen  van  Gehe  breiigen 
mochten«.  Wenn  nun  der  Hz.  von  Jülich-Berg  aus  seinen  Landen  der 
ksl.  Maj.  solchen  Dienst  thun  soll  und  die  seinen  mit  sich  nimmt,  die  er 
dazu  gebrauchen  muss,  so  stehen  seine  Lande  ganz  blos.  Dann  können 
die  Franzosen  den  Herrn  von  Geldern  in  das  Land  Geldern  bringen, 
»angesien  so  si  sich  mit  dem  lande  van  Luitgen  gesatzt  haint«  und  der 
Hz.  von  Lothringen  eine  Tochter  von  Geldern  hat.  Wenn  das  geschähe, 
wäre  der  römische  König  seines  Landes  Geldern  quitt  und  der  Hz.  von 
Jülich-Berg  würde  auch  dadurch  seiner  Länder  entwältigt,  da  die  Fran- 
zosen besondern  Unwillen  gegen  ihn  haben,  weil  er  dem  röm.  König 
viele  Dienste  gegen  die  Franzosen  gethan  hat.  Dadurch  wäre  weiter  zu 
besorgen,  dass  die  letzteren  noch  mehr  deutsche  Lande  »zo  sich  brengen 
mochten«1.  Vgl.  ferner  Schreiben  Hz.  Wilhelms  an  den  Kaiser  d.  d. 
Hambach  1488  S.  Matthias  [Febr.  25]:  ,Es  hat  »sich  unlanxs  in  korzem 
vast  wildes  handeis  van  den  Flemingen  ind  indersonderheit  van  den  van 
Brügge  untgeen  m.  g~  h.  Ro.  ko.  begeven,  ich  ungezwivelt  bin,  u.  K.  M. 
wissen;  dergelichen  ich  nie  me  gehoirt  hain«.  Gewiss  geschieht  es  nicht 
ohne  »zodoin«  der  Franzosen,  die  wohl  auch  den,  der  sich  von  Geldern 
nennt,  ins  Land  Geldern  bringen  wollen,  was  den  deutschen  Landen  und 
besonders  dem  Lande  des  Herzogs  Verderben  bringen  würde,  da  er  dem 
römischen  König  viele  Dienste  gegen  die  Franzosen  und  deren  ,Zuständer( 
gethan  hat.  Erzhz.  Philipp  hat  seine  Freunde  zum  Hz.  geschickt  und 
ihn  bitten  lassen,  seine  Freunde  mit  denen  anderer  Fürsten  zum  Erzhz. 
und  »den  staeten  van  Brabant«  zu  schicken,  um  da  über  Mittel  zu  be- 
raten »hülfe  ind  bistant  zo  doin,  wabi  de  ko.  m.  der  besweernisse  er- 
lediget mochte  werden  ind  de  lande  bi  s.  ko.  g.  ind  s.  ko.  g.  soene 
raoigen  bliven«.  Hat  darauf  auch  sogleich  seine  Freunde  nach  Brabant 
geschickt.  —  Der  Kaiser  möchte  ihn  darum  des  Dienstes  entlassen/  J.-B., 
Urkk.  Nr.  3218,  Cpt. 
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tage  [d.  i.  Febr.  21]  soll  man  »ausziehen4  [nämlich  die  Gesandten  an 
den  Kaiser]. 

»i.  v.:  Ist  niet  geschickt;  dan  darna  mit  schritt  uisgericht.« 

Nr.  10.  1497  Januar  21.  Bürgermeister,  Schöffen  und 
Rat  der  Stadt  Düren  an  Hz.  Wilhelm. 

Der  Zöllner  zu  Birkesdorf  »ind  anderen  [!]  dar  gehoerich«  be- 
schweren unsere  Mitbürger  gegen  das  Herkommen.  »Ind  den  [!  für: 
die?]  toelner  zo  Keldenich  ind  dar  umbtrint  willen«  von  unsern 
Mitbürgern  vom  Wein  von  jedem  Stück  6  Weisspfennige  »zo  toll 
haven«,  was  wir  noch  unsere  Vorfahren  nie  gegeben  haben.  Bitten 
uns  bei  dem  alten  Herkommen  zu  lassen.  —  Zu  S.  Agnes  1497. 

Litter.,  Orig. 

Es  liegt  folgende  Supplik  bei:  ,Euch  Bürgermeister,  Schöffen 
und  Rat  der  Stadt  Düren  thun  »wir  bürgere  ind  ingesessen  kouf- 
lude,  winwirde,  voirlude  ind  alle  diegene,  [die]  sich  der  koufman- 
schaft  uiswendich  ind  inwendich  erneeren,«  kund,  »wie  wir  sweirlich 
mit  dem  nuen  tolle«  des  Herzogs  »van  s.  g.  tolneren  zo  Birkestorp, 
Tontorf  ind  anderswae  vurgenomen  werden  .  .  .,  wuchs  nuen  tols 
ander  s.  g.  undersaissen  ind  wir  allezit  untragen  geweist  sin  na 
verschrivongen  s.  f.  g.  steeden  ind  der  lantschaft  gedain  [s.  S.  152]. 
Roifen  uch  an  as  unseren  burgermeister  ind  rait  uns  in  diesem 
vurnemen  zo  verantworden  ind  sulchs«  dem  Hz.  »vurzogeven,  waebi 
wir  bi  alder  vriheit,  verschrivongen  ind  herkompst  gehalden«  werden.' 

1497  Januar  22:  Hz.  W.  an  den  Zöllner  von  Birkesdorf: 
,Beschwerde  der  Stadt  D.  Adr.  soll  deshalb  den  Zoll  einstweilen 
nicht  erheben,  »sonder  gelouven  darvur  nemen  bis  zo  unser  ver- 
hoeronge«;  denn  wir  wollen  sobald  als  möglich  »bescheidong  ind 
derhalven  grontliche  verhoerong  doin  ind  na  befinden  stellen  laissen, 
wabi  darachter  vorder  besweronge  nit  van  noden  sin  dürfe.«' 

Litter.,  Cpt. 

Nr.  11.  Duisburg  1498  März  28.  Die  Herzoge  von  Jülich 
und  Cleve  beschliessen,  unter  Mitwirkung  ihrer  Stände 
die  geldrischen  Stände  zu  ersuchen,  dass  sie  ihren  Landes- 
herrn zur  Aufgabe  seiner  Ansprüche  auf  Jülich  und  ge- 
wisse clevische  Plätze  bewegen.12) 

Mittwoch  nach  Lätare  1498  sind  die  Herzoge  von  Jülich-Berg 
nnd  Cleve  in  Gegenwart  »etliger  ire  beider  f.  jj.  rede  ind  ouch  uns 
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g.  h.  van  Cleve  deils  ritterschaften  ind  stedefrunde«  von  Cleve  und 
Mark  in  der  Stadt  Duisburg  »etliger  maissen  verdragen  den  Gelreschen 
handel  beroerende,  as  herna  voulgt.« 

Beide  Herzoge  sollen  in  einem  Briefe  zusammen  die  Banner- 
herren, Ritterschaften  und  Städte  von  Geldern,  jedes  Quartier  be- 
sonders, sogleich  ersuchen,  etliche  »van  den  treflichsten  van  in« 
Dienstag  nach  Quasimodogeniti  [April "  24]  Abends  in  die  Stadt 
Rheinberg  zu  schicken.  Ebenda  sollen  die  beiden  Herzoge  »haven« 
aus  jedem  der  vier  Lande  Jülich,  Berg,  Cleve  und  Mark  »2  van 
raide  ind  2  van  ritterschaften  ind  darzo  uis  jeder  heuftstat«  der  vier 
Lande  auch  2.  Wenn  jene  Geldrischen  in  Rheinberg  erscheinen, 
so  soll  ihnen  »alda  van  beiden  vurs.  fursten,  reden,  ritterschaften 
ind  stedefrunden  vurgehalden  werden  de  meinonge  also,  we  dat 
h.  Karl  van  Egmont,  der  sich  nent  herzouch  zo  Gelre  ind  si  vur 
iren  heren  halden,  sich  des  titeis  ind  wapens  des  furstendombs  van 
Guilge  gebruicht,«  was  er  gegen  Gott  und  Recht  und  alle  Billigkeit 
thut.  Ausführung  über  die  rechtliche  Lage.  Der  Hz.  von  Jülich- 
Berg  hat  Geldern  mit  Recht  »erwonnen,  wilcht  s.  g.  mit  gewalt 
vurenthalden  ist  worden  bis  zo  der  oevergift,  herzougen  Karl  van 
Bourgonden  sei.  gescheit.«18)  Der  ,genannte  von  Geldern4  erhebt 
ferner  Ansprüche  auf  etliche  Plätze  »ind  pleigen«,  die  der  Hz.  von 
Cleve  inne  hat,  —  auch  gegen  Recht.  Es  ist  nun  »den  geschickten 
Gelreschen  vurzogeven«,  dass  die  Herzoge  von  Jülich-Berg  und 
Cleve-Mark  ernst  darum  ersuchen,  »den  van  Gelre  des  zo  under- 
richten,  den  titel  ind  wapen  des  furstendomps  van  Guilge«  und  die 
Ansprüche  auf  die  clevischen  Plätze  »ind  pleigen«  für  sich  und 
seine  Erben  gänzlich  fallen  zu  lassen.  »Wat  des  van  dem  van 
Gelre  also  geschien  möge«  [!],  darüber  wünschen  die  Herzoge  eine 
unverdeckte  schriftliche  Antwort  zu  erhalten,  in  14  Tagen  »zo  Cleve 


,a)  Auf  dem  Tage  zu  Duisburg  sind  ausser  den  Herzogen  nur  Mit- 
glieder der  Stände  von  Cleve-Mark  anwesend.  Trotzdem  wird  hier 
beschlossen,  dass  die  Herzoge  mit  den  Ständen  (genauer:  mit  einigen 
Mitgliedern  der  Stände)  aller  vier  Lande  zur  Verhandlung  mit  den  Gel- 
drischen in  Rheinberg  erscheinen  sollten.  Damit  das  geschehen  konnte, 
mussten  doch  wohl  zuvor  auch  noch  die  Stände  von  Jülich-Berg  um  ihre 
Zustimmung  gefragt  werden.  Zu  den  geldrischen  Streitigkeiten  im  allge- 
meinen vgl.  Jahrbuch  d.  düsseld.  G.-Vs.  7,  S.  211  ff. 

,8)  Aus  diesen  Worten  darf  man  wohl  schliessen,  dass  der  Hz.  von 
Jülich-Berg  die  Cession  von  1473  als  giltig  ansieht.  Vgl.  auch  vorhin 
Anm.  11. 
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verstain  zo  laissen*.  Ferner  ist  den  geschickten  Geldrischen  vor- 
zutragen: wenn  sie  »den  van  Gelre  darane  wisen  ind  richten,  sin 
vurnemen  vurs.  vallen  zo  laissen,  as  durch  gem.  oirsache  billich 
van  eme  geschuit,  asdan  so  willen  beide  u.  g.  h.  vurs.  in  vur  i.  g. 
gude  naber  ind  vrunt  ind  sich  nit  anders  tgeen  in  halden,  dan 
andere  fursten  des  richs.«  Wenn  sie  ihn  aber  dazu  nicht  »ver- 
mochten«, von  seinem  Vornehmen  abzustehen,  »sonder  [sc:  er] 
dainnen  beherden  wulde,  so  kunnen  beide«  Herzoge  »wail  vermirken, 
he  mit  i.  g.  weder  Got  ind  recht  ind  alle  billicheit  vorderonge  ind 
spraiche  ind  zo  doin  wulde  haven.  Ind  so  si  as  verwanten  ind 
underdanen  des  lantz  van  Gelre  sementlich  oeder  etligen  van  in  in 
sulgen  ungegronten  vurnemen  bi  den  van  Gelre  bliven  ind  eme 
darzo  heulfe  ind  bistant  doin  wulden,  dat  de  Gelresche  underdanen 
dan  dis  gutligen  verfoulchs  ein  gedenken  haven,  so  beide  u.  g.  hh. 
sich  des  himit  tgeen  den  almechtigen  Got  gequit  haven  willen  ind 
i.  beider  g.  sich  ouch  asdan  i.  g.  noitturft  na  derhalven  halden.« 
Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  53,  Kop. 

Nr.  12.  1499.  Aus  der  Rechnung  des  Vogts  und 
Kellners14)  von  Grevenbroich  für  1499/1500. 

»As  die  Franzoisen lö)  zo  Roremuinde  komen  waeren  ind  ich 
mit  den  undersaissen  zo  Daelen  vort  ind  widder  ligen  moist,  dede 
mir  m.  g.  1.  h.  schriven,  ich  [sc:  sollte]  die  borch  zo  Broich  mit 
gelueflichen  luiden  ind  gereitschaf  versorgen  nae  noittorft.  Hadde 
ich  5  knecht  uis  dem  ampt  uisgelesen,  lagen  3  wechen  up  der 
borch  helpen  wachen  ind  hueden  dach  ind  nacht,  jeder  einem  ge- 
geven  1  gülden.  Ind  ich  liesse  inen  die  kost  up  der  boirch  doin, 
jeder  ein  den  dach  vur  3  alb.  Faciunt  die  3  wechen  an  cost 
13  gülden  3  alb.,  ind  jeder  ein  einen  gülden,  faciunt  5  gülden. 
Summa  zosamen  18  gülden  3  alb.« 

Nr.  13.  1501  Oktober  17.  Bertram  v.  Nesselrode  Herr 
zu  Ehrenstein  Erbmarschall  an  den  ,vesten  ehrbaren4 
Wilhelm  Lunynck  Kanzler. 

Einer  von  den  Fuhrleuten  von  Framersbach,  der  »in  mins 
g.  1.  h.  geleide  ist«,  hat  sich  hier  [wo,  nicht  gesagt]  beklagt,   dass 

u)  Der  Vogt  ist  hier  zugleich  Kellner. 

1B)  Sie  erschienen  im  Frühjahr  1499  in  Roermonde;  Ulmann,  Maxi- 
milian I,  S.  628. 
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ihm  vor  Jülich  auf  der  freien  Strasse  von  zwei  Reisigen  c.  72 
bescheid.  Gulden  abgenommen  sind.  Er  ist  dann  nach  Jülich  hinein- 
geritten und  hat  Edle  und  Unedle  angerufen,  ihm  Beistand  zu  thun; 
ebenso  in  zwei  oder  drei  Dörfern.  »Des  en  hait  sich  allet  nemans 
willen  annemen  ...  So,  guede  frunt,  bedunkt  mich,  dat  mime  g. 
1.  h.  ganz  schimplich  ind  verächtlich,  s.  g.  straissen  neit  bass  ver- 
dedingt  soulden  werden  ind  degene,  der  arme  man  so  angeroifen, 
neit  hant  willen  volgen,  wal  eine  straefonge  eigden  [!].  Dit  willet 
dem  lantdrosten 16)  ind  Emont  v.  Pallant  .  .  .  zorkennen  geven, 
want  ich  weiss,  si  des  neit  gerne  hoeren  noch  haven.  Süllen  si, 
ir  ind  ander  de  stathelder  .  .  .  daruf  verdacht  sin,«  dass  »der  arme 
man  weder  zo  sime  gelde  queme.  He  wirt  in  kurz  weder  zo  mir 
komen,  wil  ich  in  anstont  zo  dem  lantdrosten  verdigen.«  —  Abend 
v.  S.  Lukas  1501. 

Litler.,  Orig. 

Nr.  14.  Hambach  1503  April  23.  Hz.  Wilhelm  an  die 
Amtleute  von  Jülich  und  Berg. 

...  »So  sich  umblanxs  here  vast  leufe  ind  hendele  begeven, 
bevelen  wir  dir  ernstlich,  dat  tu  anstont  .  .  .  mit  unseren  bürgeren 
ind  huisluiden  unser  stede  ind  amptz  van  Munstereifel  ind  Eus- 
kirchen17) schaffen  ind  bestellen  wils,  deselven  mit  harnesch  ind 
gewere  wal  gerust  ind  gestelt  sin,  oueh  in  unseren  steden  dat  ge- 
schutz  ufzorusten.  Ind  en  wils  niemantz  van  unseren  bürgeren 
ind  huisluiden  uisweridich  in  kriege  zehen  laissen,  sonder  de  unser 
alle  inlendich  zo  verbliven,  up  unse  vorder  bescheit  zo  warden. 
Ouch  wils  bi  dengienen,  de  vri  guder  haven,  davan  de  uns  mit 
perden  ind  harnesch  zo  dienen  schuldich  sin,18)  van  unser  wegen 
beschaffen  .  .  .,  de  ouch  mit  perden  ind  harnesch  gerust  ind  ge- 
stalt  sin,  uns  zo  unserem  gesinnen  zo  dienen  .  .  .«  —  Hambach 
1503  Sonntag  Quasimodogeniti. 

Lehnsregistratur,  Generalia,  Berg,  Nr.  31,  Cpt. 

Ebenda  (Cpt.)  Schreiben  vom  selben  Datum  an  die  Ritterschaft 
von  Jülich,  Berg  und  Ravensberg:   Adressat  soll  sich   »mit  perden 


le)  der  Landdrost  hatte   in  Jülich  die   Ausübung    des   Geleitsrechts. 

17)  Diese  Worte  waren   in    den  anderen  Schreiben  durch  die  ent- 
sprechenden Amtsnamen  zu  ersetzen. 

18)  Ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  19  ff. 
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ind  harnesch  na  dime  vermögen  rüsten  ind  inheimsch  verhalden«. 
[Von  denen,  die  freie  Güter  haben,  hier  nichts.] 

Nr.  15.  Euskirchen  1503  Mai  9.  Hz.  Wilhelm  an  die 
Städte  von  Jülich  und  Berg. 

.  .  .  »Unse  gescheften  begeven  sich  also,  dat  wir  itzt  uislendich 
zo  der  Rom.  ko.  mt.  reisen  werden,  ind  hain  unse  sachen  in  unsem 
afwesen  in  unserem  hoeve  bevolen  unsen  lieven  reden  .  .  .  Rabot 
van  Plettenberg  unsem  huishofmeister,  Diderich  van  Halle  unsem 
cammermeister  ind  Wilhem  Luningk  unsem  canzler.  Bevelen  uch 
ganz  ernstlich,  dat  ir,  dwile  wir  uisse  sin,  in  unser  stat  Munster- 
eifel  mit  wachen,  porzen,  torne,  verhouen  ind  allen  anderen  sachen 
beide  dach  ind  nacht  in  guder  trefliger  hoeden  sin  willen.  Ind  was 
uch  nodichs  ansteit,  sulchs  wilt  den  vurg.  unseren  reden  in  unsem 
hof  zo  Hamboch  oeder  zo  Caster  verkündigen  ind  ir  in  allem 
doinde  ind  uch  halden  [!],  as  wir  uns  des  zo  uch  genzlich  troisten 
ind  verlaissen.«  —  Euskirchen  1503  Dienstag  nach  Jubilate. 

A.  a.  0.,  Cpt.  von  Lunyneks  Hand. 

Nr.  16.  [vor  1505  Dezember  5]. 19)  Hz.  Wilhelm,  Privi- 
leg für  die  jülicher  Stände,  Entwurf. 

Hz.  Wilhelm  thut  kund:  »so  dan  unse  lieve  frunde  ind  getruen, 
unse  ritterschaft  ind  stede«  von  Jülich  »durch  unse  begerte  angesein 
ind  besonnen  haint  unse  noittorfticheit,  besweironge  ind  last,  wir 
kreichs  ind  ander  gescheften  halven  gekomen  sint,  darumb  ind  dar- 
durch  uns  zo  hülfen  ind  zo  sturen  gekomen  sint  mit  einre  beden20) 
ind  mit  irer  gueder  gunst,  des  si  doch  neit  schuldich  zo  doin  en 
waeren,«  welcher  grossen  Gunst  wir  und  unsere  Nachkommen  zu 
keinen  Zeiten  vergessen,  vielmehr  stets  mit  Gunsten  gedenken  werden, 
»ind  so  wie  dieselve  unse  lieve  frunde  ind  getruen  ritterschaft  ind 
stede  vurs.  dat  na  unser  begerten  ingesatzt  ind  geordineirt  hant 
ind  diegene,  van  in  darzo  gekoeren  ind  gevoget  sin,  dat  gelt  upzo- 
heven  ind  widderumb  uissezogeven  an  die  ende,  so  man  des  ver- 
dragen  ist  zo  losonge  unser  versatter  pantschaft,  as  nemlich  der 
drier  ampter«  Montjoie,  Heimbach  (Hembach)  und  Grevenbroich, 
»so  verne  die  summa  der  beden  ricket,  sal  darzo  gekeirt  [sc.  werden] 

lv)  Dies  Datum  nach  der  Bemerkung  auf  dem  Umschlag. 

90)  über  die  jülicher  Steuer  von  1605  s.  ldstd.  Vf.  III,    1,    S.  64. 
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ind  dabi  bliven.  Dieselve  3  ampter  vurs.  wir  ouch  neit  widderumb 
versetzen  noch  besweren  en  willen,  id  en  geschee  mit  raide  durch 
mirkliche  oirsache,  uns  ind  unsen  landen  daan  gelegen  were.  Soillen 
ind  willen  dieselve  ampter  ouch  mit  unsen  undersaissen  unsers  lantz 
van  Guilge  besetzen  ind  verwaeren  laissen.«  Wird  keine  mutwillige 
Fehde  ohne  Rat  der  Räte,  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich  an- 
fangen »ind  unse  undersaissen  asdan  halden,  oft  zor  veheden  queme, 
mit  lieverunge  ind  anders,  as  dat  unses  furstendomps  van  Guilge 
altherkomen  ind  gewoinheit  ist.«  Wird  nie  wieder  eine  Bede  fordern; 
wenn  er  dawider  thäte  »ind  unse  ritterschaft,  stede  ind  underdanen 
vurs.  uns  sulchs  weigerden  ind  darzo  neit  verstaen  en  wulden, 
darumbe  en  soillen  si  van  uns  .  .  .  geinen  .  .  .  Unwillen  haven.« 
Durch  diese  Bede  sollen  keine  Privilegien  und  Freiheiten  gekränkt 
werden;  vielmehr  bestätigt  er  ihnen  dieselben.  —  0.  D. 

Auf  dem  Umschlag:  »M.  g.  h.  ist  willich  up  dese  bede  ein 
verschrivung  zo  geven,  as  up  de  leste  bede  gegeven  ist  worden, 
ungeverlich  ao.  96  of  97.  Doch  am  lesten,  as  m.  g.  h.  up  s.  Niclais 
avent  ao.  505  vurs.  van  Hamboch  rit,  hait  s.  g.  bevolen  mit  deser 
verschrivung  der  lantschaft  up  dese  bede  zo  geven  anstain  zo  laissen, 
bis  der  leste  termin  der  beden  gegeven  wirdet.  Asdan  wil  s.  g.  der 
lantschaft  ein  zemlige  verschrivung  doin  geven.«  Der  Hz.  hofft 
auch,  vor  der  Zeit  wieder  zurückzukommen. 

Memorialien  Lunyncks,  Cpt. 

Nr.  17.  1505  [c.  Dezember  5]. ai)  Bestimmungen  über 
die  Verwaltung  des  Landes  während  der  Abwesenheit  des 
Herzogs  (z.  T.). 

»Ordinonge,  of  m.  g.  h.  verriden  wurde.  Item  m.  h.  van  Wal- 
decken principailstathelder  zo  sin.  Item  darzo  noch  4,  nemlich  uis 
iedem  furstendom  zwene«:  der  Landdrost  und  Emont  v.  Palant 
Statthalter  in  Jülich,  der  Marschall  Bertram  und  Dietrich  v.  Halle 
Statthalter  in  Berg.     Der  Hofmeister  Plettenberg,  Dietrich  — 2B)  und 

91)  Dies  Datum  nach  der  Bemerkung  auf  dem  Umschlag  v.  Nr.  16. 

28)  Der  Familienname  unleserlich;  um  Dietrich  v.  Halle  handelt  es 
sich  nicht.  Letzterer  begegnet  in  der  Urk.  über  die  Eheberedung 
von  1496  (Lac.  ÜB.  4,  S.  691)  unter  den  bergischen  Ständen  (und 
zwar  als  Amtmann  des  jülicher  [!]  Amtes  Montjoie),  1505  März  30 
(caus.  Juliac.  I,  fol.  101,  Kop.)  als  Kämmerer,  Graf  Philipp  v.  Waldeck 
ebenda  als  Statthalter  v.  Ravensberg.     Hofmeister   Rabot  v.   Plettenberg 
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Wilh.  Lunink  sollen  »degelichs  in  hoeve  sin  ind  alwege  der  beider 
ein,  hofmeister  of  Diderich,  zo  hove  bliven.  Item  deselven  3  sullen 
mit  flisse  sehen  up  alle  sachen  im  hoeve  ind  in  den  landen  oever 
alle,  de  zo  nutze,  urber  ind  besten  mins  g.  h.  geschickt  ind 
gestalt  werden,  ouch  de  rechenschaft  zo  hoeren.  Item  wane  nodige 
sachen  anstain,  dan  sullen  de  gen.  3  m.  h.  van  Waldecken  ind  de 
vurg.  4  uis  beiden  landen  darbi  vorderen,  dain  helfen  zom  besten 
handelen.  .  .  .  Item  wat  van  juncheren  ind  einspennigen  ist,  de 
m.  g.  h.  bequeme  sin,  wil  s.  g.  mitnemen.  Item  zo  gedenken  der 
ander  juncheren,  einspennigen  ind  schützen,  de  degelichs  huisgesinde 
sust  lange  gewest  sin  ind  m.  g.  h.  nit  mitnemen  wurde,  we  man 
it  mit  denselven  halden  sulle.  .  .  .  Item  in  dem  hoeve  in  den 
ampteren  an  den  portzen  ind  sust  allenthalven  ein  flislich  upsehen 
zo  haven,  dat  mit  dem  verdoin,  afdragen,  up-  ind  zosliessen  mins 
g.  h.  best  vurgekeirt  werde,  ind  niemantz  zo  voderen  noch  zo  spisen 
dan  degiene,  in  den  hof  gehoeren ;  ouch  an  den  portzen  zo  bestellen 
nit  afzodragen.  Item  zo  gedenken  des  afleveren  int  winhuis,  dem 
ouch  sin  ordinonge  zo  geven.  Item  zo  gedenken  der  kleidongen, 
de  an  den  schroederen  vur  [!]  dem  hoeve  jairlichs  gequit  werden. 
Item  wer  van  reden  ind  juncheren,  de  mins  g.  h.  kleidonge  haven, 
zo  hoeve  quemen,  sal  men  ein  nacht  foderen  ind  dan  vorder  dar- 
vur  zo  bidden  bis  zo  mins  g.  h.  wederkompst  [!].  Item  zo  gedenken, 
as  iemantz  van  reden,  ritterschaften  oeder  amptluiden  zo  hoeve 
quemen,  de  nit  beschiden  weren,  we  men  it  mit  denselven  mit  vo- 
deren ind  spisonge  halden  sulle.  Item  degiene,  de  uis  noitturft  zo 
hoeve  bescheiden  wurden,  ist  in  eme  selfs,  den  [!]  zo  foderen 
ind  zo  spisen.  Item  wan  m.  g.  h.  uis  den  landen  ist,  steit  zo  ver- 
moden,  dan  er  [d.  h.:  eher]  ind  balder  dan  wan  s.  f.  g.  inheimsch 
sin  up  de  straissen  getast  ind  geschint  sullen  werden  [!],  of  s.  g. 
etligen  van  einspennigen,  schützen  of  anderen  verordenen  wille, 
wan  des  van  noden  were  zo  riden  de  straissen  zo  schirmen;  ouch 
der  juncheren  ind  amptluide  knechte  zo  ziden  mit  darzo  zo  ge- 
bruichen.  Item  in  allen  slossen  ind  steden,  insonderheit  up  den 
ortpletzen  28j  in  guder  hoeden  zo  sin.     .  .  .  Item   allen   amptluiden 


ist  jülicher  Rat.  Als  Landdrost  von  Jülich  wird  in  jener  Urk.  v.  1496 
Gottschalk  v.  Harve  Herr  zu  Alstorp  genannt,  ebenso  noch  1499  (J.-B., 
F.  S.  Nr.  5,  fol.  24),  1506  Mai  25  dagegen  Dam  v.  Harve.  Der  Mar- 
schall Bertram  ist  ohne  Zweifel  der  bergische  Erbmarschall  Bertram  v. 
Nesselrode. 
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ind  bevelren  oeversten  ind  understen  beider  furstendommen  ernstlieh 
zo  bevelen,  ouch  daruf  zo  sehen  iederman  scheffenurdel  ind  recht 
wederfaeren  zo  laissen,  des  niemantz  zo  weigeren  noch  boeven  ge- 
woenlige  zide  zo  verzehen.  Item  ouch  de  arme  luide  mit  ungebur- 
ligen  diensten,  mit  foeren  noch  anderen  Sachen  durch  de  amptluide 
oeder  anderen  nit  zo  besweren.  .  .  .  Item  zo  gedenken,  of  iemantz 
mit  herscraft  in  de  lande  oder  oeren  [!]  bewanten  mins  g.  h.  zehen 
wurden  [!]  oeder  sust  mit  veheden  oeder  beschedigongen  under- 
stoenden  vurzonemen,  .  .  .  sich  dan  mit  macht  in  de  wederwere 
zo  stellen,  bis  men  m.  g.  h.  bo  tschaft  da  van  gedain  hait,  ind  allet 
mit  bedachten  vogen  ind  rade  zo  doin.  Item  wat  van  juncheren 
ind  einspennigen  sin,  de  nit  mit  m.  g.  h.  en  riden,  de  amptere 
oder  eigen  behuisonge  haven,  an  den  zo  begeren,  sich  daheime  zo 
verhalden  bis  zo  mins  g.  h.  wederkompst.  Item  de  juncheren  ind 
einspennigen,  de  nit  amptere  noch  eigen  behuisonge  haven,  wil 
m.  g.  h.  verordinen  ind  bevelen,  we  s.  g.  damit  gehat  wil  hain. 
Item  de  groissen  jongen  jedem  ein  kleine  pert  zo  geven  ind  riden 
zo  laissen.  Item  Gurtzgen  mit  2  perden  an  ind  af  im  hoeve  zo 
sin  umb  des  wille,  wan  men  der  einspennigen  knechte,  de  van 
m.  g.  h.  gelt  haven,  gebruichen  wil  zo  riden,  dan  Gurtzgen  der 
heuftmann  zo  sin.  Item  ouch  de  arme  luide  ein  den  anderen  nit 
mit  gerichte  vurzonemen,  si  en  haven  den  amptluiden  vurhin  davan 
zo  kennen  gegeven;  so  sullen  de  amptluide  daruf  sehen,  ein  dem 
anderen  gelich  doe,  da  de  des  nit  wise  weren  ind  van  noden  si, 
dan  de  gerichte  daroever  erkennen  zo  laissen,  ind  allet  unverzochlich«. 
A.  a.  0.,  Cpt 

Nr.  18.  [1507  Januar  13].  Hz.  Wilhelm,  Proposition 
für  den  zu  1507  Januar  13  nach  Jülich  berufenen  jülicher 
Landtag. 

»Den  reden,  ritterschaften  ind  vort  heuftstedevrunden  des 
lantz  van  Guilge  uf  gudenstach  neist  na. dem  h.  13 den  daige 
ao.  507  zo  Guilge  bescheiden  vurzohalden  van  etligen  punten  herna 
benant. 

Item  beroeren  dat  heuftgericht  van  Guilge  hoert  m.  g.  h. 
degelichs  alreleie  davan.  Ist  s.  f.  g.  ernste  meinonge,  sulchs  mit 
rade  etc.  zo  stellen  uf  maisse,  gotlich,  zemlich  ind  billich  si,   wabi 

**)  D.  h.  Grenzplätze. 
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s.  f.  g.  as  der  lantfurst  des  tgen  den  almechtigen  Got  geine  plicht 
noch  sust  gein  upspraiche  haven  dürfe. 

Item  belangen  sulge  Schriften,  m.  g.  h.  manichfeldinklich  ind 
nu  in  korzem  unlanxs  avermail  an  de  ritterschaft,  vort  an  de 
amptluide  ind  stede  gemeinlich  hait  doin  geschien,  ieder  na  sim 
vermögen  sich  zo  rüsten  etc.,  bedunkt  s.  f.  g.,  sich  wenich  an  de 
Schriften  gekeirt  werde,  wilcht  s.  f.  g.  ganz  zo  missfallen,  ind  ist 
noch  s.  f.  g.  ernst  begerde  ind  gesinnen,  ieder  na  sim  vermögen, 
insunderheit  an  den  ritterschaften,  sich  zo  rüsten  ind  inheimsch 
zo  verhalden  luide  s.  f.  g.  lester  schrift,  so  des  na  wilden  leufen 
itzt  vur  henden  hoich  van  noden,  ind  degiene,  uf  vurs.  zit  zo 
Guilge  sin,  insunderheit  de  amptlude,  andern,  nit  dar  bescheiden,84) 
sulchs  we  vurs.  van  wegen  mins  g.  h.  zo  kennen  zo  geven. 

Item  ouch  de  lantweren,  boeme,  wasser  ind  fuirde  weder  zo 
machen,  slossich  [!]  zo  halden  ind  upzowerfen,  as  hibevoir  ieder 
amptman  ind  bevelre  ernst  bevel  davan  gescheit  ist. 

Item  degiene,  mins  g.  h.  straissen  schirmen  ind  schedigen, 
werden  in  s.  f.  g.  landen  upgehalden,  gehuist  ind  geherbrecht  [!], 
ouch  de  amptluide  sich  tgen  deselven  mit  nafolge  ind  klockenslage 2B) 
nit  en  halden  na  s.  g.  mannichfeldigen  ernsten  bevel,  davan  ge- 
scheit,  dat  s.  f.  g.  hoichlich  befrembt  ind  vast  upspraichen  brengt. 

Item  antreffen  as  etlige  mins  g.  h.  amptluide  in  iren  ampteren 
ind  bevelen  dengienen  geleide  geven,  de  in  andern  s.  f.  g.  ampteren 
mit  doitslegen  ind  anders  verbrochen  haven,  dat  s.  f.  g.  unbillich 
bedunkt;  sulchs  afzostellen.  Item  so  as  etlige  mins  g.  h.  under- 
danen,  de  eigenherlicheit  haven  in  dem  furstendom  gelegen,86) 
doitslegeren  ind  andern,  de  in  s.  g.  ampteren  oeverfaronge  gedain, 
in  denselven  [!]  eigenherlicheit  geleide  geven,  dat  billich  na  bewent- 
niss  nit  sin  sulde. 

Item  antreffen  den  van  Limberg.  Item  betreffen  Wilh.  van 
Gertzen.87)    Item  belangen  dat  gelt,  m.  g.  h.  weiss«. 

Litteralien,  Cpt.  oder  Orig. 

84)  Die  Ritterschaft  war  also  nicht  in  voller  Zahl  berufen  worden 
(s.  oben  Seite  25  ff.).  Man  sieht  zugleich,  das  hier  der  Landtag  zur 
Notifikation  landesherrlicher  Wünsche  benutzt  wird. 

86)  Vgl.  Lac.  Arch.  I,  S    103  §.  63. 

86)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  192  Anm.  3. 

27)  Handelt  es  sich  hierbei  vielleicht  um  einen  ständischen  Ge- 
richtstag? 
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Nr.  19.  Mecheln  1512  März  14.  Hackeneye  Kaiser- 
licher Rat  und  Hofmeister  Erzherzog  Karls98)  an  den 
,edlen  und  vesten  Herrn  Wilhelm  Luningk,  des  Herzogs 
von  Jülich  und  Cleve  Kanzler'  (z.  T.). 

.  .  .  »So  ir  wist,  das  di  Kai.  M.  zu  Trir  den  dach  halten  wirt, 
bin  ich  in  hofnung,  m.  g.  h.  si  auch  dar  gefordert  zu  der  Kai.  M. 
zu  comen,  und  hof  .  .  .,  di  Kai.  M.  werde  sich  mit  s.  f.  g.  genadic- 
lich  halten,  dardurch  in  s.  f.  g.  lant  goter  friede  blibe,  und  s.  g. 
mitsampt  anderen  fursten  helfen  den  van  Geldren  strafen,  dardurch 
wir  an  dem  ort  ains  zu  friden  und  ent  comen  muchten  ...  Ich 
heur  warlich  hi,  das  m.  g.  frau  und  alle  hern  minen  g.  hh.")  van 
Cleef  und  Guelich  vast  fruntlich  genaigt  und  zugedan  sin.  Allain 
der  unfelichkeit  halben  der  Strassen  ist  wal  etzwas  besverung.  Hab 
ich  nit  underlassen,  den  obersten,  darmit  ich  taglich  conversir,  zu 
sagen,  warumb  si  den  Gulchern  eddeln  und  uneddeln  deinst,  so  si 
sich  erbotten  haben,  abgeslagen,  da  si  doch  so  vil  folks  haben 
mossen  und  si  wissen,  das  lant  van  Gulich  ain  offen  lant  ist  mit 
vil  addels,  di  alzit  der  hern  deinst  gemeinlich  nachriten  und  -ziegen. 
Daruf  wirt  mir  geantwurt,  in  seie  sollichs  erpietens  nit  wissen  .  .  . 
Doch  staet  der  handel  wol;  ich  hoffen,  mit  gotem  raet  werde  di 
sach  balde  gebessert.  —  Datum  zu  Mechlen  den  14.  dach  marcii 
ao.  12.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  3,  Orig. 

Nr.  20.  Hambach  1512  März  30.  Räte,  Ritterschaft 
und  Städtefreunde  von  Jülich,  Beschwerden.80) 

»Item  haven  rede,  ritterschaft  ind  stedefrunde  vurgegeven  ind 
hoiglich  gebeden,  de  straessen  zo  vrien,  so  si  angesihen  hain, 
mancherleie  wilde  hendele  uf  den  straissen  geschien.  Item  haven 
de  ritterschaft  ind  stedevrunde  up  vurs.  zit  alhi  vurgegeven  van  den 
kolen  up  dem  kolenberg,   vort  van  iser  ind  andern,  ouch  van  ge- 

*8)  Über  Nicasius  Hackeneye  (Hacquenay)  s.  Ulmann,  Maximilian  I, 
S.  821  f. 

*•)  Vielleicht  ist  auch  zu  lesen:   »minem  g.  h.« 

••)  Diese  Beschwerden  sind  dem  Landtagsbericht  (welcher  das  Datum 
trägt:  »geziechent  zo  Hamboich  uf  den  neisten  dinxstag  na  dem  sondage 
iudica  ao.  512«)  hinter  dem  Datum  beigefugt.  Zur  Sache  vgl.  ldstd. 
Vf.  ffl,  2,  S.  334. 
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sindeloin,   dat   nu   swar   gelt  genommen   wurd  so  vil,  as  vur  des 
lichten  geltz,  damit  de  underdanen  mirklich  beswert  sin.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  5,  fol.  16,  Orig. 

Nr.  21.  Jülich  1514  September  24.  Hz.  Johann  von 
Jülich  an  Kaiser  Maximilian. 

Der  Kaiser  hat  die  Stände  von  Jülich-Berg  ersucht,  die  Verheiratung 
der  Tochter  von  Cleve  mit  Geldern  zu  verhindern.  Werbung  des  Grafen 
von  Werdenberg  bei  dem  Herzog.  Stellung  der  Stände  und  des  Herzogs 
zu  der  Heiratsfrage. 

Der  Kaiser  hat  »hiebevoir  offen  mandaitschriften  an  meine 
lantschaften  aus  lassen  gon,  meldend,  das  eur  Kai.  Mt.  geleubligen 
anlange,  we  etlich  in  oebonge,  pratiken  und  handelonge  stehen 
zwischen  der  .  .  .  dochter  von  Clef  und  dem  herzougen  von  Gelre 
ain  heirat  aufzurichten  .  .  .,  dabei  an  den  meinen  gesinnend  und 
bevelhend,  mit  allen  ernst  zu  verhueten,  damit  der  gem.  heirat  nit 
vorgnomen  nach  beslossen  werde.«  Kaiser  hat  dann  eine  gleiche 
Vorstellung  durch  Graf  Felix  v.  Werdenberg80*)  dem  Hz.  machen 
lassen.  Nun  waren  »mein  ritterschaften  und  lantschaften  willens« 
dem  Kaiser  auf  seine  Mandate  schriftlich  zu  antworten.  Aber  als 
Graf  Felix  jene  Werbung  brachte,  »hab  ich  mein  undertanen,  ritter- 
schaften  und  lantschaften  bei  mich  bescheiden,  in  de  dingen  eur 
Kai.  Mt.  vor  und  nach  angesinnens  in  den  besten  vorgehalten. 
Darauf  mir  von  den  meinen  vor  antwort  begegent,  also  und  der- 
maissen  alst  auch  in  eme  selbs  bei  mir  alsoe  wairlich  vorstehit, 
das  ritterschaft  und  stet  des  lantz  von  Clef  hirbevoir  an  mein 
ritterschaft  und  stet  haben  lassen  langen,  we  das  sei  dorch  kriege 
und  oerloge  lange  zeit  her  in  hülfen  und  dienste  eur  Kai.  Mt. 
und  des  haus  von  Burgondien  mit  dem  lande  von  Gelre  gewesen 
sein  und  darauf  gestanden,  nu  wederumb  in  den  krieg  zu  komen, 
dardorch  sei  dan  ganz  und  gar  verdarben  werden  moisten,  als  sie 
auch  vorhin  gewesen;  den  meinen  dabei  angezaigt,  das,  umb  solhen 
vorter  verderb  zu  verhueten,  etlich  handlong  zwischen  den  vurg. 
Cleveschen  undertanen  und  den  Geirischen  geschiet  beroiren  ainen 
heirait  mit  meiner  lieber  swester  dochter  von  Clef  und  dem  her- 
zougen von  Gelre.  Auch  sein  die  meine  vorg.  von  den  vurg. 
Cleveschen  undertanen  nach  verbontniss  und  verwentniss  zwischen 


80a)  Vgl.  Ulmann,  Maximilian  I,  Bd.  2,  S.  502  Anm.  2, 
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ine  vor  langen  zeiten  aufgericht  gefordert.  Derhalven  etlige  bi- 
kompsten  ergangen.  Aber  .  .  .  eur  Kei.  Mt.  kan  .  .  .  betrachten, 
des  .  .  .  m.  h.  und  vatter  und  siner  1.  lantschaft,  damit  ich  noch 
zor  zeit  nichts  zu  tun  habe,  seinre  1.  tochter  .  .  .  nach  seinre 
1.  gefallen  .  .  .  baussen  mich  wol  verhiraten  mag,  wilhs  zu  wenden 
in  mein  vormogen  .  .  .  nit  ist.  So  mag  ich  auch  mit  wairheit  eur 
Kai.  Mt.  wol  schriben  .  .  .,  das  dorch  mich  noch  de  meine  des 
obg.  heiratz  halber  mit  dem  hz.  von  Gelre  kain  vorslach,  anraigonge 
nach  handlonge  nehe  geschehen,  dan  an  mich  und  de  meine  we 
vors,  gelangt  ist.  Sonderlig  von  der  Cleveschen  seiten  vor  grund 
[sc:  ist  angegeben]:  sei  moessen  und  willent  freden  haben;  umb 
den  zo  erlangen  ind  wege  dairzu  dienend  [!],  muessen  sei  nach 
eire  noitturft  verdacht  auf  sein.  Dan  .  .  .  mein  ritterschaften  und 
lantschaften  haben  seich  in  alre  obgem.  handlongen  alzeit  von  meiner 
und  ire  wegen  lassen  hoeren  und  ich  auch  sei  [!],  sein  allesamen 
nit  anders  gesint  .  .  .,  so  der  vorg.  heirait  vortgank  gewönne  aider 
nit,  dan  das  ich  und  meine  undertanen  uns  gegen  euer  Kei.  Mt. 
und  das  h.  Romsche  reich  in  geine  weis  nit  anders  dan  as  getrue 
gehoirsamen  undertenigen  [!]  ...  und  auch  gegen  das  haus  von 
Burgondien  alles,  we  uns  behoirt,  zu  halten  gedenken.  Dabei  en 
kan  ich  nit  anders  verneinen  .  .  .,  dan  das  gem.  undertanen  des 
lantz  von  Clef  in  gelicher  maissen  mit  gehoirsam  ...  zu  halten 
gesinnet  sein.  —  Geben  in  meiner  stat  Guilge  .  .  .  sontag  nach 
s.  Matheus  dach  des  h.  apostels  und  ewangelisten  ao.  514.  «81) 
J.-Bg.,  FS.  Nr.  9,  fol.  28,  Kop. 


8I)  Ebenda,  fol.  33,  findet  sich  folgender  Bericht  [welchen  der 
Kanzler  Lunynck  überschreibt:  »angezichent  zo  Guilge  uf  den  neisten 
sondach  na  s.  Matheusdag  ao.  514«]:  >Item  haven  de  rede,  ouch  de  ver- 
ordente  van  der  ritterschaft  ind  stedefrunden  des  lantz  van  Guilge  ind 
de  ritterschaft  ind  stede  des  lantz  van  dem  Berge,  de  nu  alhi  geweist 
sin,  de  copie  ind  untwerp  an  de  Kei.  Mt.  antreffen  den  hilich  hoeren 
lesen;  haven  des  also  gefallen.  Dan  si  begeren  de  copie  der  gemein 
ritterschaft  ind  stedevrunde  des  lantz  van  Guilge  [Lunynck  ändert  die  worte 
»des«  bis  »Guilge«  in:  »alda  vergadert«]  vurzugeven,  wilcht  also  geschiet 
ist.  Ouch  begeren  ritterschaft  ind  stedevrunde  copie  der  vurg.  Schriften 
an  de  Kei.  Mt.  hinder  dem  lantdrosten  ader  ein  heuft  van  Guilge  [d.  h., 
wie  aus  einem  andern  Schreiben  hervorgeht,  dem  Hauptgericht  Jülich  | 
zu  leigen«.  [Lunynck  fügt  hinzu:  »ist  ouch  also  geschiet  ind  de  copie 
der  antwort  an  die  Kei.  Mt.   dem    lantdrosten  van  Guilge  oeverschickt«.] 
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Nr.  22.  Duisburg  1515  August  29.  Herzoge  von  Cleve 
und  Jülich,  Instruktion  für  ihre  Gesandten  an  Erzherzog 
Karl. 

Einem  formellen  Bündnis  zwischen  Erzhz.  Karl  und  Cleve -Jülich  sind 
die  Stände  nicht  geneigt.  Dagegen  verlangen  sie  und  die  Herzoge,  dass 
er  sich  für  die  Aufschiebung  der  geldrischen  Heirat  dankbar  erweist, 
indem  er  den  Ländern  Cleve  und  Jülich  für  den  Fall  eines  Angriffs  des 
Herzogs  von  Geldern  eine  Geldhilfe  in  Aussicht  stellt  und  beim  Kaiser 
die  Belehnung  des  Herzogs  von  Jülich  und  die  Abstellung  der  sächsichen 
Forderung  auswirkt. 

»Instructioin  ind  wervonge  dergener,  wederomme  van  wegen 
beider  unser  g.  hh.  zu  erzherzouch  Karl   geferdicht   sullen  werden. 

Zorn  irsten  zu  erzherzouch  Karl  van  wegen  beider  fursten 
dienstlich  ind  fruntlich  zu  erbieden.  Vorder  erzherzouch  Karl  ind 
den  sinen  vurzugeven,  we  dat  beide  fursten  i.  g.  ritterschaften  ind 
lantschaften  bi  einanderen  bescheiden  gehat  haven  ind  denselven 
vurgehalden  de  handelonge,  so  unlanxs  zu  zween  mailen  bi  erz- 
herzoch  Karl  ind  den  sinen  geschiet.  As  dan  beide  fursten  mit 
raide  i.  g.  ritterschaften  ind  lantschaften  der  Roe.  Kei.  M.  ind  erz- 
herzouch Karl  zo  eren  ind  underdenigem  gefallen  na  i.  Kei.  M.  ind 

f.  g.88)  begerden   mit  dem  hilich  gestolt  [!]  hain,  wewail  ire  beider 

g.  ind  de  lande  damit  einen  ewigen  freden  hedden  moegen  erlangen, 
so  bedunken  ritterschaften  ind  lantschaften  der  beider  fursten,  dat 
dargegen  i.  g.  ind  i.  g.  landen  ind  underdanen  zemlige  erstadonge 
mit  hulf,  troest  ind  bistande,  so  i.  g.  ind  den  landen  des  van  noeden 
sin  wurde,  billich  wederomme  geschege;  willen  sich  des  ouch  aller 
handelongen  ind  gelegenheit  na  also  genzlich  troesten  ind  verlaissen. 
Aver  so  am  lesten  van  einre  verbontenis  tuschen  erzherzouch  Karl 
ind  beiden  fursten  up  anbrengen  zo  allen  deilen  gehandelt  si,  be- 
finden beide  fursten  an  i.  g.  ritterschaften  ind  lantschaften,  dat  de- 
selve  lantschaften  besweirt  sin  durch  etlige  bewegelige  oirsachen 
de  verbontenis  anzogain.  Vermeinen  ouch  ritterschaften  ind  lant- 
schaften, der  verbontenis  aen  noet  si,  angesien  de  bloitbewentenis 
der  fursten  ind  gunstige  zoneigonge,  ire  beider  gnaiden  underdanen 
alzit  zu  den  fursten  ind  huiseren  van  Burgondien  ind  Braibant  ge- 
hat ind  ouch  mannichfeldige  getrue  dienste  bewist;  in  denselven  sin 
ritterschaften  ind  lantschaften  der  beider  vurg.  fursten  noch  ind 
vortan  zu  allen  ziden  na  alle  iren  vermögen  van  guedem  herzen 

8a)  D.  h.  offenbar:  Erzhz.  Karl. 
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willich  ind  geneigt.  Wabi  dan  beide  fursten  ind  i.  g.  lande  ind 
underdanen  zu  wederstadongen  der  vurg.  fruntschaften  des  hilichs 
halven  etc.  van  erzherzouch  Karl  wederomme  troestonge  erlangen, 
so  ist  der  beider  forsten  ind  i.  g.  sementlige  ritterschaften  ind 
underdanen  dienstlige  ind  underdenige  bidde,  dat  erzherzouch  Karl 
denselven  beiden  fursten  ind  i.  g.  landen  ind  underdanen,  wan  si 
van  dem  herzouch  van  Gelre  oder  sime  zostande  mit  kriege  ind 
wederwerdicheit  vurgenoemen  werden,  dan  darzo  i.  g.  ind  den  landen 
zo  hulf  ind  stuire  mit  etligen  summen  van  gelde,  nemlich  N.,  N. 
ind  N.,  erschinen  ind  hantreichen  willen,  umb  sich  mit  demselven 
gelde  zosampt  iren  landen,  underdanen  ind  verwanten  der  vurs. 
wederwerdicheit  so  vil  as  moegelich  understain  zo  erweren,  ind 
dayan  beiden  fursten  noetturftige  verschrivonge  ind  versorgnis  des 
geltz  zu  den  ziden,  sulchs  van  noeden  sin  wurde,  sicher  ind  gewisse 
zu  sin  [!].  Daebeneven  bidden  beide  fursten  ind  i.  g.  semmentlige 
ritterschaften  ind  lantschaften  erzherzouch  Karl,  dat  s.  f.  g.  vurder- 
lich  ind  unverzochlich  bi  der  Roe.  Kei.  Mt.,  we  anfenklich  ind  zu 
vil  ziden  davan  verluit,  zosagen  ind  zoschriften  geschiet  sin,  schaffen 
ind  verfoegen  wille,  u.  g.  h.  van  Guilge  ind  Berge  s.  g.  belehenonge 
luide  der  Kei.  M.  brieve,  siegele  ind  verwilligonge  erlange  ind  der 
herzogen  van  Sassen  vorderonge  afgestalt  moege  werden,  allet  aen 
entgeltenis  uns  g.  h.  vurs.  Wane  de  drierleie  punten  obgeroirt  iren 
vortgank  gewinnen,  as  beide  fursten  ind  i.  g.  sementlige  ritter- 
schaften ind  lantschaften  des  in  ungezwivelden  vertruen  sin,  alre 
redelicheit  ind  billicheit  na  so  geschien  werde,  so  sal  men  ire  beider 
gnaiden  ind  i.  g.  landen  ind  underdanen,  we  vur  erkleirt,  aen  allen 
zwivel  ufrichtich,  truelich  ind  rechtschaffen  befinden.  —  Geschiet 
ind  geziechent  zu  Duisberg  overmitz  de  semmentlige  rede  der  lande 
Guilge,  Berge,  Cleve  ind  Marke  uf  s.  Johans  dach  decollacionis  ao.  515.« 
Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  51,  Orig. 

Nr.  23  [c.  1516]. 88)  Aufzeichnung  über  die  Löhnung 
der  Arbeiter  auf  dem  Kohlenberg  von  Eschweiler. 

»Dit  na  geschreven  is  der  knecht  loin  up  dem  koelberg. 
Item  de  knechte  haven  van  jeder  malder   .     .      3  sol. 

**)  Diese  undatierte  Aufzeichnung  findet  sich  unter  den  Akten  über 
die  Einlösung  des  Kohlenbergs  von  Eschweiler  und  lässt  sich  danach 
ungefähr  zeitlich  bestimmen.  Sie  ergänzt  sich  gegenseitig  mit  den  von 
Koch,  Gesch.  v.  Eschweiler  4,  S.  69  ff.  mitgetheilten  Rechnungen. 
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Item  as  de  knechte  nue  schecht  senken,  van 
der  gelachteren84) 21/*  mrk. 

Item  as  si  ein  aide  kuile  upheven,  van  der 
gelachteren l1/»  mrk. 

Item  gift  men  den  knechten  alle  wechen  ein 
tonne  biers,  kost 1  mrk.  4  sol. 

Item  allen  vierdel  jairs  hait  der  smit  van  den 
bickelen86)  zu  schirpen  7  mrk.,  macht  ein  ganz 
jaire 28  mrk. 

Item  van  seilen,  traigen  ind  kerzen  weiss 
men  nit,  we  vil  of  wenich,  ein  zit  mehe,  de 
ander  min. 

Item  9  jongen,  jeder  de  wech  1  mrk.,   macht      9  mrk. 

Item  hait  de  jonfer  van  Boevenberg  uisgedain 
2  werker,  liest  m.  g.  h.  stain  bis  s.  Remeis  dach 
neistkompt. 

Item  dem  koelmeister86)  alle  wechen  vur  sinen 
loen 21/»  mrk. 

Item  up  der  aden87)  alle  dage  2  man,  iderm      2  alb. 

Item  hait  m.  g.  h.  de  gerechticheit  up  den  [!] 
busch  der  proistien,  dat  man  jairs  da  mach  hauen 
ind  hauen  zu  dem  koilberg  400  of  500  wagen 
houlz;  jeder  wagen  oder  so  vil  men  darzo  behoivet, 
kost  zo  voiren 3  alb. 


84)  Über  Lachter  vgl.  Achenbach,  das  gemeine  deutsche  Bergrecht  I, 
S.  241  Amn.  1. 

8B)  »bickel«:  Spitzhacke. 

86)  Vgl.  Hz.  Johann  an  den  Zöllner  von  Jülich,  1516  Dienstag  nach 
Exaudi  (Herrsch,  u.  Jurisdictionsbef.  ad  Nr.  12,  vol.  II,  S.  16,  Cpt.): 
nachdem  er  von  Elisabeth  v.  Birgel  Witwe  v.  Nesselrode  das  Gericht 
Eschweüer  und  den  Kohlenberg  wieder  eingelöst  hat,  ist  mit  ihr  ab- 
gemacht worden,  dass  sie  alle  ihr  auf  dem  Rohlenberg  zustehende 
»gereitschaft«  dem  Hz.  für  eine  Summe  lassen  solle;  Adressat  solle  sich 
nun  auf  den  Kohlenberg  begeben,  daselbst  jene  »gereitschaft«  aufzeichnen 
und  sich  dann  mit  dem  Kohlenmeister,  »der  sust  lange  kolmeister  da 
geweist  ist«,  zum  Hz.  hierher  nach  Düsseldorf  begeben,  da  er  dann  mit 
dem  Kohlenmeister  »overmitz  unse  rede«  verhandeln  will,  sein  Kohlen- 
meister zu  sein  und  zu  bleiben. 

87)  Es  ist  hiermit  zweifellos  die  ,Adit4  (Wasserstollen)  gemeint. 
Vgl.  Achenbach  a.  a  0.,  S.  27  und  32  Anm.  2;  Koch  a.  a.  0.,  S.  76  ff, 
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Item  deit  der  koelberg  alle  jaire  ein  helf  dem 

anderem 700  of  800  g. 

boeven  dit  ind  andern  afgank  [!].« 

Herrschaften  und  Jurisdiktionsbefugnisse  in  Jülich,  ad  Nr.  12,  vol.  II, 
fol.  107,  Orig. 

Nr.  24.  Neustadt  1517  September  21.  Kaiser  Maxi- 
milian, Instruktion  für  Walter  v.  Cronberg  Komtur  des 
deutschen  Ordens  zu  Frankfurt88)  und  Martin  v.  Heusen- 
stamm Schultheiss  daselbst*9)  als  Gesandte  an  die  Her- 
zoge von  Cleve  Johann  den  älteren  und  Johann  den 
jüngeren  (z.  T.). 

Vorschlag  der  Vermählung  der  Anna  von  Cleve  mit  Mecklenburg. 
Die  kaiserl.  Belehnung  an  ein  Entgegenkommen  in  dieser  Sache  geknüpft. 

Auf  des  Kaisers  jüngste  Handlung  »ains  heirats  halben«  der 
Anna  von  Cleve  haben  die  Herzoge  entgegnet,  sie  wünschten,  sie 
jetzt  damit  in  Ruhe  zu  lassen;  denn  wenn  sie  > unser  begern  be- 
willigen solten«,  so  würde  ihnen  das  der  von  Geldern  verdenken 
und  sie  etwa  überfallen.  Da  es  dem  letzteren  jedoch  nun  »seiner 
macht  gepricht,  also  das  er  sein  fuessknecht  verlassen  hat,  dess- 
halben  unsern  lieben  oheimen  von  Cleve  weiter  auf  in  zu  sorgen 
on  not  ist,«  so  erinnert  der  Kaiser  sie  seiner  früheren  Werbung 
und  schlägt  als  Gemahl  für  Anna  den  Hz.  von  Mecklenburg40)  vor. 
Die  beiden  Herzoge  mögen  die  Sache  bei  Anna,  »auch  iren  lant- 
schaften  treulich  forderen«.  —  Wenn  die  Herzoge  der  Belehnung 
mit  Jülich  erwähnen,  so  sollen  Gesandte  erklären:  »als  uns  ir  lieb 
jungst  umb  stilstant  unser  handlung  des  heirats  halben  angesuecht, 
da  haben  wir  auch  in  unser  handlung  der  lehenschaft  halben  stil 
gehalten;  aber  so  [sc:  ir]  uns  in  disem  heirat  .  .  .  wilfaren  wirdet, 
wollen  wir  widerumb  .  .  .  allen  vleiss  ankeren  in  hofnung,  die 
sachen  auf  guet  mittel  zu  pringen,  dardurch  die  belehung  [!]  fueg- 
lich  beschehen  mug.  —  Geben  .  .  .  Neustat  am  21.  tag  septembris 
ao.  17.« 

J.-Bg.,  FS.,  Nr.  9,  fol.  75,  Orig. 

88)  Über  Walter  v.  Cronberg  (hier  Cronenberg  genannt)  s.  Quellen 
zur  frankfurter  Geschichte  II,  S.  668. 

8f)  Ober  Martin  v.  Heusenstamm  (hier  Hausenstain  genannt)  s.  a.  a.  0. 
S.  687. 

40)  Albrecht,  der  sich  später  (1524)  mit  Anna.  Tochter  Joachims 
von  Brandenburg,  vermählte. 
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Nr.  25.  Aus  den  Verhandlungen  des  jülicher  Landtags. 
Jülich  1518  Dezember  15. 

Die  Hauptstädtefreunde  »hain  ouch  vorder  vurgegeven,  waromme 
dese  lande  so  arme  van  gelde  sin:  nemlich  1.  dat  de  straessen  nit 
veilich  gehalden  werden;  2.  mit  dem  camergericht  ind  appellacien, 
nemlich,  wane  overmitz  rede  ind  heuftgericht  zo  Guilge  urdel  ge- 
wist ist,  dan  appelleirt  dat  wederdeil  ind  blift  so  sitzen  sonder 
anrichtonge  des  gegenurdels;  3.  bidden  rede  ind  heuftgericht,  dat 
men  doch  ein  foeglich  insien  haven  wille,  dat  de  enkelen  in  ire 
alderen  stat  stain  moegen,  so  men  bedunkt,  so  damit  ein  lange  zit 
her  gehalden  ist,  geinen  gank  haven  mach  umb  der  appellacien  wille.« 

K.,  Caps.' 2,  Nr.  6,  fol.  146,  Orig.41) 

Nr.  26.  Mülheim  1522  Februar  7.  Forderungen  der 
bergischen  Ritterschaft. 

»Vurgeven  der  ritterschaften  zo  Mullenheim  geschiet  up  fridach 
na  purificationis  Marie  ao.  522. 

Item  antreffen  de  brieve  ind  siegele  uf  de  bede. 

Item  confirmeironge  der  Privilegien,  de  inen  nit  worden  si  na 
zosagen  etc.,  up  den  neisten  ritterdach  zo  Uplaeden  zo  brengen,  si 
si  versiegelt  oder  nit  oder  gewaere  copien  darvan. 

Item  so  m.  g.  h.  af  int  lant  van  Cleve  ziehen  wirdet,  stat- 
heldere  zo  setzen,  de  geboeren  undersaissen  ind  der  lande  gelegen- 
heit  wissen. 

Item  den  dach  zo  Uplaeden  vortgank  haven  zo  laissen,  we 
davan  vertragen  ist. 

Item  begeren  de  ritterschaften,  dae  geistligen,  bürgere  oder 
huisluiden  weiren,  de  frie  guede  an  sich  gewonnen  oder  geworven 
hedden,  den  erven,  de  de  verkouft,  zo  gestaden,  dat  uisgelachte 
gelt  weder  zo  geven;  ind  so  de  erven  des  geltz  nit  en  hetten  noch 
in  irem  vermoegen  nit  weren  [!],  dan  andern  van  ritterschaften  zo 
gestaden  sulchs  zo  doin,  up  dat  m.  g.  h.  s.  g.  dienst  behalde. 


41)  In  einem  anderen  Bericht  über  die  Verhandlungen  dieses  Land- 
tags ist  bemerkt  (a.  a.O.  fol.  152):  »vorder  hain  ritterschaften  ind  stedefrunde 
vast  vil  gebrechen  vurgegeven,  de  ouch  upgeziechent  sin«.  Beschwerden 
der  Ritterschaft  von  diesem  Landtag  scheinen  aber  nicht  mehr  vorhanden . 
zu  sein  —  ein  Beweis,  dass  unsere  Kenntnis  der  auf  den  Landtagen 
vorgebrachten  Beschwerden  nur  eine  unvollkommene  ist. 
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Item  begeren  de  ritterschaften  zo  verschaffen  ind  bestellen,  dae 
de  geistlige  persoinen,  de  van  iren  alderen  in  cloester  gedain  ind 
jairs  ire  renten  boeren,  of  dan  einich  sitfal  oder  bifal  van  den 
neisten  geschege,  dat  sulch  sitfal  ind  bifal  nit  up  de  begeven  per- 
sonen,   sonder  up  de  werentlige  neiste  bloitzbewanten  zo   vallen. 

Item  begeren  de  ritterschaften  des  lantz  van  dem  Berge,  desem 
lande  Privilegien,  brieve  ind  siegel  zo  geven  antreffen  de  enkelen 
in  der  alderen  stat  zo  stain;  ouch  de  geistligen  [sc:  antreffen]  in 
alremaissen,  as  den  Guiigeren  gegeven  ist.42) 

Item  ouch  dat  niemantz  van  huislüiden  vorder  in  de  geistlicheit 
besetzen  sullen  dan  10  mr.  eins  zo  geven  [!],  in  ire  guedere  zo 
bewisen;  ind  of  iemantz  van  denselven  sin  guet  vorder  besweirde, 
sulchs  de  neisten  erven  mit  10  mr.  zo  loesen  [vgl.  Kap.  IV, 
Anm.  246]. 

Item  begeren  de  ritterschaften  geine  verbonteniss,  sonderlich 
mit  der  stat  Colne,  zo  machen,  it  en  geschie  mit  wissen  ind  bei- 
wesen  der  ritterschaften.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  7,  fol.  25,  Orig. 

Nr.  27.  Hambach  1525  November  10.  Hz.  Johann,  In- 
struktion für  Wilhelm  Herrn  zu  Rennenberg  Hofmeister, 
Winrich  von  Daun  Graf  zu  Limburg  und  Dr.  Joh.  v. 
Dockom  gen.  Friese  als  Gesandte  zu  dem  zu  S.  Martin 
in  Augsburg  zu  haltenden  Reichstage  (z.  T.). 

>1.  Antreffen  der  herzogen  van  Sassen  forderongen,  so  der- 
halven  vurgegeven  wurde,  dan  darup  zo  antworten,  we  up  dem 
vergangen  richsdage  zo  Wormbs  de  geschickten  zom  selven  richs- 
dage  davan  under  anderen  in  bevelh  gehat.  2.  Uf  gem.  richsdage 
ouch  vurzogeven,  we  ind  wan  sulchs  stat  ind  voege  hait,  van  der 
uflegonge  der  geistlicheit  guedere  [!]48)  under  unserm  g.  h.  gelegen 
uf  maisse  ind  luide  sulcher  instruction,  doctor  Joh.  Friese  derhalven 
mit  sich  hinup  an  des  richs  regiment  gehat.  3.  Of  ouch  uf  dem 
richsdage  den  geschickten  vurgegeven  wurde  van  der  geistlicheit 
uflegen  etc.,  darup  zo  antweren,  dese  geschickten  hetten  darup  gein 
bevelh;  doch  van  sich  selfs  buissen  bevelh:  es  were  also,  dat  de 

4i)  Gemeint  ist  das  jüJicher  Privileg  von  1520  (S.  165). 
48)  Vgl.  zum  folgenden  Idstd.  Vf.  10,    2,   S.  168  ff.      Die   Ausfüh- 
rungen daselbst  werden  durch  dies  Aktenstück  vervollständigt. 
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geistligen  vast  gudere  under  u.  g.  h.  haven,  ind  unse  g.  h.  ouch 
vast  last  ind  besweirnisse  gehat,  darumb  ind  so  sinre  g.  vurfaren 
ind  sine  g.  vur  langen  jairen  de  geistlicheit  beschul  ind  beschirmpt 
hetten,  moege  s.  g.  an  denselven  etlige  stuire  begert  [!],  des  sich 
sine  g.  bedunkt  ouch  nit  unbillich.  4.  So  up  desem  richsdage 
unserm  g.  h.  etwes  mirklichs  upgelacht  wurde,  dan  darup  vurzo- 
geven  de  leufe  ind  gelegenheit  uns  g.  h.  lande,  so  dat  de  mit  mirk- 
ligen  lesten  besweirt  sin  durch  den  herzogen  van  Gelre  ind  sinen 
zostenderen  etc.,  angesehen  unse  g.  h.  degelichs  siner  g.  pletze  ind 
flecken  darvur  underhalden  moiss,  glich  als  of  es  in  offenbaren 
veheden  were,  ouch  uns  g.  h.  lande,  insonderheit  de  lande  van  Cleve 
durch  kriege  ind  oirloige  durch  Roe.  Kei.  Mt.  loevel.  ged.  ind  des 
huis  van  Burgondien  gar  verdorven,  versatzt  ind  verpant  sin,  so 
dat  unserm  g.  h.  nit  moegelich  einche  mirklige  sommen  we  vurs. 
darzostrecken.  5.  Of  int  gemein  up  dem  reichsdage  van  den  sement- 
ligen  stenden  iet  vurgenoemen  wurde,  da  unsem  g.  h.  ind  siner 
g.  landen  an  gelegen  were,  darin  zo  sprechen  ind  na  gelegenheit 
so  vil  moegelich  zum  besten  dainne  handien.  6.  Zo  gedenken  des 
menchfeldigen  unlidligen  vurnemens  der  geistlicheit  in  uns  g.  h. 
landen  mit  banne  ind  andere  geistliger  beswernisse,  degelichs  geoeft 
wirdet.«  7.  Betreffs  der  Grafen  von  Manderscheid  und  Blankenheim 
und  der  Städte  Soest,  Wesel,44)  Düren46)  und  Duisburg,  »de  zo  den 
richsdagen  bescheiden  werden,  darvur  uns  g.  h.  vurfaren  ind  sine 
g.  deselven  alwege  bisanher  verdedingt  ind  nihe  damit  belast  ind 
besweirt  sin  worden  anders  dan  ine  de  schriften  davan  bi  zide 
zokoemen   sin,   ist   uns   g.  h.   beger,   dem   noch   also   zu   geschien. 

44)  Vgl.  die  oben  S.  148  f.  Anm.  265  citierte  Reichstagsinstruktion 
von  [1513  Okt.  26]:  »Item  so  die  van  Wesel  ondersaeten  mins  g.  h. 
vurs.  vast  degelix  van  wegen  der  Kei.  Mt.  mitten  camergericht  angelangt 
ind  beawert  werden,  gelich  of  si  dem  rieh  sonder  middel  onderworpen 
weren,  up  dem  richsdaige  vurtogeven,  wie  die  van  Wesel  van  anbegin 
van  alder  to  alder  den  rieh  niet  toegedaen  ader  verwant  geweist  ader 
noch  en  sin,  dan  sonder  ennich  ind  al  middel  ein  hertoig  van  Cleve  als 
andere  siner  g.  ondersaeten  toegedaen  ind  verwant  sin  ind  to  verdedingen 
stain«,  so  bittet  der  Hz.,  dass  der  Kaiser  ihm  und  denen  von  Wesel 
solche  Beschwerde  hinfort  erlassen  möchte,  da  »s.  g.  vur  siner  g.  landen 
ind  onderdanen  sulche  ind  dergelichen  lasten  als  andere  curfursten  ind 
fursten  des  richs  dragen  ind  die  sine  ontlasten  moit  [!]«. 

4B)  Über  die  Frage,  ob  Düren  Reichsstadt  sei,  vgl.  Bonn,  Rumpel 
und  Fischbach,  Materialien  zur  Geschichte  Dürens  S.  169  ff. 
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8.  Zo  gedenken  der  appellationen,  so  dat  de  undersaissen  int  ge- 
mein, den  geburlich  recht  in  uns  g.  h.  lande  nit  geweigert  wirdet, 
an  dat  camergericht  moitwillichlich  loufen  ind  klagen  etc.,  ouch 
darup  .  .  .  bedacht  zo  sin  sulchs  nit  zo  gestaden  ind  provision 
darup  zo  erlangen.  Item  zo  gedenken  an  dem  heuftgericht  zo  Guilge 
zo  erfaren,  umb  etlige  namhaftich  zo  machen,  de  sich  ant  camer- 
gericht beroufen,  doch  ine  hi  nicht  rechtz  geweigert  ist  worden  [!]. 
Darup  de  scheffen  des  heuftgerichts  geantwort  luide  der  copien  hibi.« 

9.  Der  verstorbene  Kaiser  ist  dem  verstorbenen  Herzog  ungefähr 
40000  Ggl.  schuldig  geblieben.  »Daran  in  dem  besten  zo  gemanen 
ind  vliss  anzokeren,  of  da  ietwes  van  zo  erlangen  were.  Sonder- 
lich, of  einich  geltgeven  up  desem  anstainden  richsdage  ingegangen 
wurde  zo  geven,  of  dan  moegelich  were  einche  kurzonge  durch  de 
schulde  davan  zo  geschien.«  10.  Dem  Herzog  ist  früher,46)  »doe 
de  aliancen  ind  verbontenisse  ingegangen  ind  gemacht  wart,«,  eine 
Pension  zugesagt  worden.  Gesandte  könnten  vielleicht  daran  er- 
innern. 11.  »Zo  gedenken,  of  up  desem  anstainden  richsdage  den 
geschickten  van  einchen  hiligen  vurgeslagen  wurde,  darup  voiglich 
zo  antweren,  si  willen  sulchs  gerne  in  dem  besten  anbrengen,  so 
si  gein  macht  noch  bevelh  haven,  darup  vorder  zo  antweren.  12. 
Zo  gedenken  der  münzen,  so  unse  g.  h.  ind  siner  g.  underdanen 
der  münz  halven  mirkligen  schaden  haven,  ind  so  de  münze  nit  up 
ander  maiss  gestalt  ind  verordent  wirdet,  so  ist  unsem  g.  h.  ind 
siner  g.  underdanen  van  noeden,  sine  g.  zo  münzen  laissen  [!]  up 
ordenonge  na  deser  lantwise,  as  andere  naberhern  alhi  doin.  13. 
Of  uf  dem  richsdage  einich  part  zo  den  geistligen  ader  zo  den 
werntligen  sich  zo  ergeven  vurgeslagen  wurde,  so  dat  zweispellicheit 
oder  [!]  vorder  sich  under  den  fursten  begeve,  dan  bi  Kei.  Mt.  ind 
dem  huise  van  Burgondien  ind  den  werntligen  fursten  etc.  ind  sich 
dainne  zu  halden,  we  de  geschickten  am  besten  bedunkt.  —  Datum 
zu  Hamboich  uf  s.  Mertins  avent  des  h.  bischofs  ao.  525.« 

Gstl.  Sachen,  A,  Nr.  15,  Orig.47) 

4V)  Vgl.  oben  Kap.  IV,  Anm.  23  (S.   78). 

47)  Benutzt  ist  diese  Instruktion  schon  bei  Friedensburg,  der  Reichs- 
tag zu  Speier  1526,  S.  107  ff. 
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Nr.  28.  Düsseldorf  1528  Oktober  19.  Hz.  Johann,  Erlass 
an  alle  Amtleute  und  Befehlshaber   von  Jülich  und  Berg. 

Einrichtung  von  Quatembergerichten.48)  Beseitigung  der  Unsicher- 
heit auf  den  Strassen. 

*9)  »unser  rede  anstellen,  so  wir  im  raede  entslossen  und 

verdragen  sin,   dat  wir  zu  allen  vierdel  jairs  ader  iglicher  quater- 

48)  Es  handelt  sich  um  Gerichtstage,  die  an  den  Quatembern,  d.  h. 
an  den  vier  Mittwochen  vor  Reminiscere  und  vor  Trinitatis,  nach  Kreuz* 
erhöhnng  (Sept.  14)  und  nach  Lucia  (Dezbr.  13),  gehalten  werden  sollten. 
Vgl.  Ztschr.  23,  S.  57;  Rosenthal,  Verwaltungsorganisation  Baierns  I, 
S.  134  und  150;  Grimm,  Weistümer  3,  S.  25  (dazu  Ztschr.  20, 
S.  188);  Hegel,  Städte  und  Gilden  II,  180;  Holtze,  Gesch.  des  Kammer- 
gerichts in  Brandenburg  ü,  S.  16  und  68;  Toppen,  Akten  der 
Ständetage  Preussens  V,  S.  858.  Ober  die  Quatember  als  Termine  in 
der  Verwaltung  s.  Lac.  Arch.  5,  S.  116.  Lehrreich  ist  folgende  Ver- 
handlung mit  den  märkischen  Ständen  (1541  November  24):  Die 
märkische  Landschaft  lässt  dem  Hz.  vortragen:  Da  »die  quatertem- 
per  angefangen  ind  in  4  oder  5  jaeren  nit  gehalden  weren,  dardurch 
die  partien  ind  underdanen  to  geinem  bescheit  kommen  und  sunst  gein 
entschaft  erer  sachen  erlangen  kunten«,  so  möchte  der  Hz.  die  Quater- 
temper  halten  oder,  wenn  es  ihm  nicht  gelegen  ist,  Statthalter  bestellen, 
»die  in  siner  f.  g.  afwesen  mochten  angesocht  ind  [!]  van  den  bescheit 
erlangt  werden.  Antwort  s.  f.  g.  selfs,  dat  i.  f.  g.  mochten  erliden,  si 
diegenige  noembden,  die  stathelter  sin  sollen.  So  wolt  s.  f.  g  sich  be- 
denken. Aver  i.  f.  g.  were  noch  selfs  der  her  und  nit  geneigt  stathelter 
zu  geven,  die  den  heren  machen  sollen.  Dan  8.  f.  g.  weren  noch  ver- 
moegent  ind  waighaftig  [!]  van  der  gnaden  Götz.  I.  f.  g.  kunten  selfs 
persoenlich  der  lant  notorft  bedenken  und  uitrichten  und  hetten  iderm 
sin  amptlude  und  rede,  dairto  oick  drie  cancellien,  ein  to  Dusseldorf 
in  Guligschen  und  Bergschen,  die  andere  to  Cleve  in  Clevischen  und 
Markschen,  die  dritte  to  Arnhem  in  Geirischen  ind  Sutphenschen  sachen 
angestalt  ind  rede  daerbi  verordent  ind  den  maet  ind  weg  gegeifen,  woe 
si  sich  halden  sollen.  Idoch  wüsten  si  sich  to  bedenken,  dat  noch  im 
vergangenen  jaer  die  quatertemper  gehalden;  aver  dit  loepende  jaer  were 
sollichs  durch  siner  f.  g.  intoch  in  Francrich  ind  onversehenliche  krengde 
etlicher  rede  verbleven.  Und  wolde  s.  f.  g.  in  deser  uitgaender  tit 
nochmals  etliche  daegbescheidong  laeten  anstellen.  Dat  oick  die  under- 
danen siner  f.  g.  ind  derselvigen  reden  gehoir  geifen,  waerbi  gein  ver- 
gebliche onkosten  angewant  werden  dorfen«.  Die  Verordneten  von 
der  Landschaft  danken  für  diese  Antwort  »und  mochten  wael  erliden, 
dat,  waneir  die  gebrechen  verhoirt  und  der  geboer  verafscheit  weren, 
die  ongehoirsamen  ind  onwilligen  alsdan  darvur  angesehen  ind  also  ge- 
straift  wurden,  dat  ein  ander  daran  ein  gedenken  hedde«.  Q-M.,  F.  S. 
Nr.  25  V»,  fol.  196,  Orig. 

49)  Der  Anfang  des  Aktenstückes  ist  verloren  gegangen. 
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temper  etliche  unse  trefliche  rede  uisser  bem.  unsen  landen  Guilg 
und  Berg  verordenen  und  bescheiden  laissen,  ouch  etliche  unse  hof- 
rede dabi  zu  [!]  schicken  willen,  dieselve  sich  uf  gudestach  in  der 
neist  vastquatertemper,  nemlich  des  dritten  dachs  marcii60)  irst- 
kunftich  in  unse  stat  Duisseldorf  und  die  neiste  darnae  in  unse 
stat  Bercheim  und  so  volgens  eine  zit  und  platze  umb  die  ander 
vergaderen  und  zusamenkomen  sullen,  alle  gebrechen,  so  wie  vurs. 
durch  uch  nit  geuissert  ader  uisgericht  weren  ader  sust  in  gem. 
unsen  landen  vurhenden  ader  sich  zugedragen  hedten,  zu  hoeren 
ind  zor  billicheit  nae  dem  befinden  zu  stellen,  we  ir  zu  derselver 
zit  wail  verneinen  werdet.«  Adressaten  sollen  daher  dies  den  sämt- 
lichen »underdanen  van  ritterschaften  und  anderen  erkonden  [für: 
verkünden],  des  wissen  zu  haven,  wabi  uns  nimantz  zu  sinem 
schaden  foulgen  [!]  ader  weigeronge  der  billicheit  beclagen  dürfe.« 
Ferner  sollen  Adressaten  darauf  achten,  dass  »geine  bescheidigonge 
uf  unsen  straissen«  geschehen.  Geschieht  es  doch,  so  sollen  sie 
»sulchs  mit  dem  klockenslage  und  aller  macht  verfoulgen,  den  kouf- 
man  und  vort  jederen  uis-  und  iniendigen  vur  schaden  schützen 
und  schirmen«  und  sich  weiter  in  allem  laut  »unser  vur  [d.  h.: 
früher]  derhalver  losgegangen  Schriften«  halten.  —  »Gegeven  zu 
Duisseldorf  uf  maendach  nae  s.  Gallen  dach  ao.  528.« 
J.-B.,  Landesverw.  Nr.  41/*»  Kop. 

Nr.  29.  Torgau  1530  Dezember  3.  Kurfürst  von  Sachsen, 
Instruktion  für  seinen  Sohn  Johann  Friedrich  für  seine 
Werbung  bei  dem  Hz.  von  Jülich  und  dessen  Gemahlin. 

Kurfürst  besorgt  einen  Angriff  der  Katholiken.  Der  Hz.  möchte 
ihn  event.  unterstützen  und  bei  seinen  Unterthanen  erwirken,  dass  sie 
nicht  gegen  Kursachsen  und  dessen  Mitverwandten  dienen. 

Der  Kurfürst  von  Brandenburg  hat  »in  unserm  abscheid  zu 
Augspurg«  in  Gegenwart  des  Kaisers,  des  Königs  von  Ungarn  und 
der  Reichsstände  erklärt:  »wo  wir  sambt  unsern  mitverwanten 
diesen  abschied  nicht  annemen  wolten,  das  sie  sich  zu  Kai.  Mt. 
als  gehorsame  fursten  des  reichs  verpflichtet,  ir  leib  und  gut  und 
alles  vermögen,  konigreich  und  lande  darzusetzen,  domit  dieser 
sachen  geholfen  mocht  werden;  wie  dan  auch  Kei.  Mt.  inen  hin- 
wider  trostliche  zusagung  getan,  al  ir  vermögen  darzusetzen,   auch 

B0)  Nämlich  im  Jahre  1529. 
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aus  dem  h.  reich  nicht  zu  ziehen,  bis  dieser  handel  zum  ent  bracht 
wurd.«  Nach  Kursachsens  Abreise  von  Augsburg  ist  zwar  erklärt 
worden,  jene  Äusserung  sei  nur  so  gemeint  gewesen:  »wo  wir  und 
unser  mitverwanten  jemandes  van  dem  andern  tail  wolten  unter- 
stehen zu  beschweren  ader  zu  vergwaltigen,  auf  den  fal  solt  die 
Verpflichtung  zu  der  gegenwer  und  allain  defensive  gemaint  und 
besehenen  sein.  Es  haben  aber  die  wort,  welche  dazumal  öffentlich 
geret,  so  aigentlich  und  gruntlich,  wie  vorgemelt,  verlautet,  daraus 
.  .  .  menigklich  zu  ermessen,  ob  dieselben  .  .  .  ains  solchen  Ver- 
stands, wie  die  itzo  wollen  geret  werden,  ...  zu  vorstehen  sein 
können.«  Nun  beabsichtigt  Kursachsen  indessen  durchaus  nicht, 
jemand  zu  beschweren,  muss  vielmehr,  namentlich  weil  man  dem 
Fiskal  nicht  hat  gebieten  wollen,  gegen  ihn  und  seine  Mitverwandten, 
die  den  Abschied  nicht  annehmen  konnten,  nicht  zu  handeln,  selbst 
in  steter  Gefahr  stehen.  Bittet  daher  den  Hz.,  sich  nicht  allein  gegen 
ihn  und  seine  Mitverwandten  durch  niemand  bewegen  zu  lassen, 
sondern,  »ob  wir  darüber  wolten  beschwert  .  .  .  werden,  uns  mit 
rat  .  .  .  und  beistant  nicht  zu  verlassen,«  auch  bei  seinen  Ver- 
wandten, Adel  und  Unterthanen  dahin  zu  wirken,  dass  sich  dieselben 
nicht  gegen  Kursachsen  und  dessen  Mitverwandte  gebrauchen  lassen. 
Kursachsen  ist  dafür  zu  entsprechenden  Gegendiensten  bereit.  »Wo- 
mit wir  irer  1.  sambt  derselben  landschaften  konten  .  .  .  angenemen 
willen  erzaigen,  darin  solten  ire  1.  uns  ganz  willig  .  .  .  finden.  — 
Geben  zu  Torgau  .  .  .  den  3.  decembris  ao.  30.« 
Gstl.  Sachen,  A,  Nr.  15,  Orig. 

Nr.  30.  Hambach  1531  Januar  3.  Hz.  Johann,  Antwort 
auf  die  sächsische  Werbung  (s.  Nr.  29). 

»Verzeichniss«,  was  von  des  Herzogs  wegen  auf  die  sächsische 
Werbung  »zu  antworten  sei«. 

Hat  von  seinen  Gesandten  zum  Reichstag  mit  Bedauern  gehört, 
dass  betreffs  der  Religion  Zwiespalt  entstanden  ist.  Daraus  wird 
dem  Reich  und  der  deutschen  Nation,  wenn  Gott  nicht  Gnade  ver- 
leiht, grosser  Nachteil  entstehen.  Ist  jederzeit  bereit,  alles,  was  zur 
Einigkeit  und  daher  zur  Wohlfahrt  des  Reiches  und  der  deutschen 
Nation  dienen  mag,  zu  befördern.  Was  das  sächsische  Verlangen 
betrifft,  so  will  der  Hz.  weder  den  einen  noch  den  anderen  Teil 
beschweren  oder  ihm  Vorschub  leisten.  Wenn  aber  Kursachsen 
unbilliger  Weise  beschwert  oder  vergewaltigt  wird,   »so  wulten  wir 
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uns  mit  unsern  lantschaften  besprechen  und,  wes  uns  mit  eheren 
und  reden  gebueren  wil,  gegen  iren  1.  .  .  .  fruntlich  erzeigen.  Wir 
dragen  ouch  geinen  zweivel,  unsere  adel  und  underdanen  werden 
nit  gneigt  sein,  ire  1.  zu  uberzehen  ader  zu  besweren  helfen.  Wir 
wollen  ouch  so  vil  doinlich  .  .  .  bi  denselbigen  durch  unsere  ampt- 
luid  und  sunst  verfoigen  tun,  das  dieselbige  sich  ber.  maissen  gegen 
ire  1.  nit  gebrauchen  laissen  ...  —  Geben  zu  Hamboich  am 
3.  januarii  ao.  31.« 

Gstl.  Sachen,  A,  Nr.  15,  Cpt51) 

Nr.  31.  Hambach  1532  Mai  7.  Hz.  Johann,  Erlass  an 
alle  Amtleute  und  Befehlshaber  von  Jülich,  Berg  und 
Ravensberg.  59) 

Massregeln  der  Sicherheits-  und  der  Armenpolizei. 
Obwohl  er  ihnen  1529  und  1531    »der  gesonder  und  frembder 
giler  ader  betler,  ouch  der  heiden58)  halver,   die  durch  die  lande 

51)  Hiermit  mag  nachfolgende  Aufzeichnung  (ebenda,  Cpt.)  verglichen 
werden:  ,»Ao.  31  uf  den  16.  dach  januarii  hait  doctor  Brantner«  [Prantner 
Coadjutor  des  Hochmeisteramtes  des  Ordens  von  S.  Georg!  von  des 
Kaisers  wegen  »vurgegeven,  wie  i.  Mt.  mit  curfursten  und  fursten  in 
sulchem  verstände  si,  also,  ob  sich  derhalber  ichtwas  beswerlichs  zu- 
droege,  das  man  sich  dain  wist  zu  halden;  dwil  aber  mins  g.  1.  ge- 
schickten desselbigen  geinen  bevelh,  sonder  siner  g.  ungezwivelt 
angebracht«  [!],  so  möchte  sich  der  Hz.  äussern.  »Daruf  ime  nach 
viler  underredung  dise  entliche  antwort  gegeven,  wie  m.  g.  h.  nit 
eigentlich  wisten,  wilcher  verstant  himit  gemeint  werd,  nachdem  s.  g. 
bericht,  das  sich  vilerlei  handlongen  uf  dem  richstage,  ouch  etliche  Ver- 
änderung der  religion  halber  daselfs  zugedragen.  Doch  wulten  s.  f.  g. 
Kei.  Mt.  siner  g.  gemoet  dermassen  entdecken«,  dass  der  Hz.  nicht  gemeint 
ist,  Aufruhr  oder  Zwietracht  im  Reich  zu  erwecken  oder  denen,  die  es 
thun,  Vorschub  zu  leisten.  Will  vielmehr  alles  thun,  was  zur  Einigkeit 
und  Wohlfahrt  des  Reiches  dient,  und  sich  halten,  wie  es  einem  christ- 
lichen und  dem  Kaiser  und  dem  Reich  gehorsamen  Fürsten  wohl 
ansteht/ 

68)  Die  hier  genannten  Erlasse  von  1629  und  1531  sind  mir  nicht 
bekannt.  Kurz  ist  der  Inhalt  von  Nr.  31  schon  in  dem  Edict  von  1625 
enthalten  (Scotti  I,  S.  22).  Eine  Wiederholung  von  Nr.  31  s.  Scotti  I, 
Nr.  27  (1534  Dezbr.  12). 

68)  Vgl.  Vogteirechnung  von  Bergheim  1540/41:  »Es  sint  zwein 
heiden  zo  Berchem  in  haftong  kommen  ind  mit  dem  scharprichter  ver- 
soicht.  Sint  ain  unkoesten,  baetloens  ind  ichlichs  vur  ind  nae  .  .  . 
verdain   43   mr.«    Nijhoff   VI,    3,    S.  1136:   Forderungen   des   Quartiers 
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zehen,  .  .  .  derglichen  der  voissknecht,  so  die  arme  luide  be- 
schedigen,«  hat  befehlen  lassen,  sie  »nit  zu  gestaden«,  so  laufen 
sie  wie  auch  >die  mussige  boven«  doch  umher,  >dardurch  unsere 
arme  underdanen  mirklich  mit  mortbrant  und  sunst  moitwüliger 
wis  beschedigt«  werden.  Adressaten  sollen  daher  die  vorigen  Be- 
fehle und  auch  diesen  in  den  Kirchen  ausrufen  lassen  und  für  ihre 
Beobachtung  sorgen  »und  dabi  in  allen  herbergen  und  sunst«  be- 
stellen, dass  keine  »archwoenige  boven  ader  mussichgenger  in 
unserm  ampt  uers  bevehels  ufenthalden,"— sonder  uch  als  unsern 
amptluiden  vurbracht  werden,  dieselvige  nach  befinden  und  gelegen- 
heit  zu  halden.«  Alle  Wirts-  und  Bierhäuser,  die  in  den  Büschen 
und  neben  den  Strassen  liegen,  >  darin  böses  ufenthaldens  vermodung 
ist«,  sollen  ,abgeschafft'  werden.  Damit  »die  rechte,  arme,  aide, 
kranke  ader  gebrechliche  unse  underdanen,  die  sich  irer  guider, 
renten  ader  arbeit  nit  erneren  moigen,  nit  gebrech  liden,«  so  sollen 
Adressaten  bei  allen  Pastoren  und  Predigern  im  Amt  verordnen, 
dass  sie  »uf  den  [!]  predigstoil  und  sunst  ermanen,  das  ein  ider 
ampt  ader  kirspel  dieselvige,  so  dainne  gesessen,  ernere  und  christ- 
lich erhalde.«  —  Hambach  den  7.  Mai  1532. 

P.  S.:  Adressaten  sollen  »bi  allen  gasthuismeistern«  bestellen, 
dass  gleichfalls  »geine  gesonde  giler  ader  archwenige  leufer  bi  ber. 
straif  hinfur  in  den  gasthuisern  geherbergt  und  ufgehalden  werden. 
Datum  ut  s.« 

J.-B.,  Landesverwaltung  Nr.  41/«?  Kop. 

Nr.  32.  1532  November  3.  Hz.  Johann,  Steuerrevers  für 
die  Ritterschaft  und  die  Eigenherren  in  Jülich  und  Berg.54) 

Auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg  ist  im  Jahre  1530  dem  Kaiser 
durch  die   Stände    des   Reiches    »zu  widerstant    dem  Türken   ein 

Nymwegen  (1537  August  18),  §.  9:  »Dat  doch  die  avertoeghe  van 
knechten  ind  heyden,  die  daegelix  vast  ellendelicken  ind  jamerlicken 
aver  die  arme  wichter  geschieden  ind  geboeren  [!],  voirtain  afgestalt 
werden.  Anders  en  solden  die  arme  wichten  ind  ondersaiten  geen  macht 
hebben  oir  penningen  tbetaelen«. 

64)  Der  Wortlaut  des  Reverses  spricht  zweifellos  dafür,  dass  er  für 
die  Eigenherren  und  die  Ritterschaft  ausgestellt  ist  (vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2, 
S.  194  Anm.  16).  Doch  könnte  dagegen  geltend  gemacht  werden,  dass 
das  Orig.  sich  im  unterherrschaftlichen  Archiv  befindet  und  dass  die 
Ritterschaften  von  Jülich  und  Berg  sonst  nie  einen  gemeinsamen  Revers 
erhalten.     Vgl.  hierzu  auch  oben  S.  16  Anm.  10. 


Digitized  by 


Google 


1535  Juli  5.  205 


ilende  hilf  seess  monat  und  im  fal  der  notdurft  noch  zwei  monat 
lang  zu  tun  und  zu  leisten  bewilligt.«  Dem  Herzog  sind  zu  dem 
Zwecke  von  Jülich  und  Berg  wegen  90  zu  Ross  und  540  zu  Fuss 
auferlegt,  welche  er  auch  auf  wiederholtes  Verlangen  des  Kaisers 
»und,  als  uns  gewisse  zeitung  zukomen,  das  der  Turk  im  zug,  die 
ganze  Christenheit  zu  verheren  .  .  .,  also  geschickt.«  Nachdem 
»daruf  unser  underdanen  und  gemeine  lan tschaften  .  .  .  beid  geist- 
lich und  weltlich  edel  und  unedel  zu  underhaldung  und  besoldung 
sulchen  unsers  geschickten  reisigen  und  fuessvolks  als  vur  die  ersten 
vier  monat  ein  summa  geltz  bewilligt  und,  so  vil  die  weltlichen 
unser  underdanen  belangt,  verdragen  und  geordent  haven,  das  alle 
communicanten  heuft  vur  heuft  ufgeschrieven  und  uf  vierdenhalven 
rader  wisspenning  angelegt  werden  solten,  demnach  bekennen  wir 
.  .  .,  das  den  unsern  van  unserer  ritterschaft,  welche  im  gezirk 
obg.  unser  furstendommen  Guilch  und  Berge  gesessen  ader  eigen- 
herlicheiten,  friheiten,  dorfer,  hove,  luide,  guider  und  anders  ligen 
haven  und  besitzen,  soliche  bewilligung  und  overantwurtung  der 
anläge  ader  stuir  van  ir  eigen  und  der  iren  personen  wegen  be- 
scheen  an  iren  alten  .  .  .  Privilegien  .  .  .  und  herkomen  geinen 
inbruch  .  .  .  geberen  .  .  .  solle.  .  .  . 

Urkund  der  wairheit  haven  wir  Johan  .  .  .  unser  sieget  unden 
an  disen  brief  doin  hangen.«     1532  November  3. 

»Us  bevelh  mins  g.  h.  herzogen  und  in  bisin  der  rede  ins 
gemein.  Johan  Ghogreff.« 

Jülicher  ttnterherrschaftliches  Archiv,  Urkunden  Nr.  1,  Original  mit 
GhogrefPs  eigenhändiger  Unterschrift 

Nr.  33.  [Düsseldorf]  1535  Juli  5.»5)  Beschwerden  der 
jülicher  Stände  und  Entwurf  eines  Privilegs  für  sie. 

»Gebrechen  der  lantschaft  Guilch  am  7.  julii  ao.  35. «6e) 
Die  jülicher  Hauptstädtefreunde  tragen  »van  der  gemeiner  lant- 
schaft wegen«  dem  Hz.  »etliche  der  lantschaft  nuedige  gebrechen« 
vor,  nämlich  folgende:    1.   Die  jetzt  bewilligte   Steuer  wird  nicht 

66)  d.  d.  1635  Juni  23  waren  die  Verordneten  von  der  Ritterschaft 
von  Jülich  und  Berg  (je  8)  zu  Juli  4  abends  oder  Juli  5  morgens  nach 
Düsseldorf  berufen  und  die  Hauptstädte  beider  Länder  aufgefordert 
worden,  je  2  [d.  h.  jede  Stadt  2]  von  den  ihrigen,  die  sie  dazu  für 
dienlich  hielten,  ebendahin  zu  schicken.    K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  27  f.,  Cpt. 

66)  Dies  i.  v. 
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»van  schuldiger  underdanicheit«,  sondern  »van  rechter  truelicher 
liefden  ind  zoneigonge«,  die  die  Landschaft  zum  Fürsten  und  der 
Fürstin,  dem  jungen  Fürsten  und  den  jungen  Fürstinnen  hat,  ge- 
geben. Es  ist  der  Landschaft  darüber  eine  Verschreibung  zu  geben, 
wie  sie  der  verstorbene  Hz.  Wilhelm  mit  den  gewöhnlichen  Klauseln 
zu  geben  pflegte.  Die  Landschaft  will  dem  "Hz.  einen  Entwurf 
(untwerf)  zuschicken.  2.  Die  Unterthanen  werden  trotz  der  Ver- 
schreibungen  Hz.  Wilhelms  und  des  jetzigen  Herzogs  mit  Dienst  be- 
schwert [s.  S.  153].   Es  werden  je  länger  je  mehr  Dienste  aufgeladen. 

3.  Betreffend  »dat  kamergericht«.  Die  Unterthanen  werden  mit  den 
Appellationen  mehr  als  in  anderen  Ländern  beschwert. B7)  Um 
kleiner  Dinge  willen  (10,  20  oder  noch  weniger  Gulden)  wird  appel- 
liert. Die  Hauptstädtefreunde  bitten,  der  Hz.  möchte  durch  seine 
Räte  versehen  lassen,  wenn  jemand  »in  possessioin  ind  gebruich 
were  renten  aeder  gulde  ind  durch  umbezailonge  brieve  ind  Siegel 
underpende  uisser  heefen  ind  bueren  umbgeslaigen  werden,  dat 
dieselvigen  in  irre  possessioin  durch  unsen  alreg^H  h.  gehantaft  [!] 
wurden,  niet  wederstainde  die  appellatioin,  dat  nochtanich  die  appel- 
latioin  verantwort  wurde.  So  sullen  der  appellatioin  vil  ungedaine 
blivcn.     Sust   boese   bezaler   appelleren;   so  dürfen   si  niet  geven.« 

4.  Als  früher  der  Kohlenberg  bei  Eschweiler  eine  lange  Zeit  von 
Jahren  verpachtet'  war  und  die  Unterthanen  beim  Kohlenkauf  hart 
bedrängt  wurden,  sah  sich  die  Landschaft  veranlasst,  den  Kohlen- 
berg mit  einer  grossen  Summe  einzulösen.  Dabei  war  sie  der 
Meinung,  »dat  die  undersaissen  bi  unsme  alreg^ME  h.  ind  s.  f.  g. 
beveelhaver  die  koelen  in  lidelicher  ind  besser  kouf  erlangen  ind 
gelden  sulden.«  Allein  die  Untersassen  werden  jetzt  härter  bedrängt 
und  müssen  jetzt  den  dritten  Pfennig  mehr  für  einen  Wagen  Kohlen 
geben  »dan  bi  ziden  der  pantheren«.  —  Kürzlich  ist  »uf  deme 
koelberg  eine  neue  ordenonge  und  gesetze  gemacht  mit  den  koel- 
knechten«.  Wird  »sulchs  behert«,  so  wird  nach  Ansicht  »der 
lantschaft«  der  Kohlenberg  in  wenigen  Jahren  »ganz  vergenklich 
werden»,  was  dem  Hz.  nachteilig  und  das  Verderbnis  des  ganzen 
Fürstentums  sein  würde.  Wünscht  der  Hz.  darüber  Information 
zu  erhalten,  so  möge  er  2  oder  3  Räte  verordnen,  welche  bei 
verständigen,    in    der   Nähe    gesessenen   Untersassen    »ind   niet   an 

67)  Vgl.  Edict  von  1525  (Scotti  I,  S.  24):  »so  uns  auch  angelanget, 
dass  unsere  undertanen  mit  der  heuftfart  und  sonst  mit  den  gerichteren 
beschweret  werden«   u.  s.  w. 
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dengenen,   die  des  genoss  haven«,  heimlich  Erkundigung  einziehen 
sollen. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  262,  Orig.  oder  Kop. 

Fol.  275  findet  sich  der  Entwurf  (untwerf)  eines  Privilegs  (o.  D.). 
Zunächst  die  Versicherung,  dass  die  Landschaft  nicht  pflichtig  ge- 
wesen ist,  die  Steuer  zu  geben.  Dann  einige  spezielle  Bestimmungen, 
nämlich  1.  wegen  der  Beschwerung  mit  Diensten,  2.  des  Kohlen- 
bergs bei  Eschweiler  (beides  im  Sinne  jener  Beschwerden  der  Haupt- 
städtefreunde). 3.  Die  jülicher  Hauptstädtefreunde  haben  »van  unser 
lantschaft  wegen  uns  vurgegeven  van  etlichem  mullenwer  zo  Linnich 
uns  betreffen  ind  ander  vischwere,  in  die  Ruire  geslagen  sint  ind 
geslagen  werden,  dat  der  visch  sinen  gank  neit  haven  mach,  dair- 
durch  etliche  vischer  die  alinge  nutzonge  ind  die  ander  erfgenamen 
ind  lantschaft  des  groissen  hinder  ind  schaden  haven  ind  dagelichs 
intfangen.«58)  Der  Hz.  und  die  Herzogin  wollen  nun  ihren  eigenen 
Nutzen  nicht  ansehen  und  daher  sich  von  ihren  Räten  berichten 
lassen,  »wes  wir  als  der  lantfurst  und  waltgraif  des  h.  Roimschen 
reichs  der  were  halven  schuldich  ind  gehalden  sint  zo  doin  .  .  . 
Gegeven«  —  [fehlt]. 

Nr.  34.  Hambach  1536  Juni  8.  Verhandlung  mit  den 
jülicher  Hauptstädteboten. 

Erteilung  eines  landständischen  Privilegs.  Dienste.  Appellation. 
Kohlenberg.  Fischerei  in  der  Röhr.  Münze.  Säeularisation  von  Kirchen- 
gut in  der  Stadt  Jülich. 

1536  Juni  8  ist  in  Hambach  mit  den  Geschickten  der  vier 
Hauptstädte  von  Jülich  in  Gegenwart  von  dem  Herzog,  der  Herzogin, 
dem  jungen  Herrn,  Bongart,  Kanzler,  Erbhofmeister  Harf,  Hofmeister 
Hosteden,  Palant  zu  Breidenbent,  Stallmeister  Bilant  und  Dr.  Kon- 
rad [Heresbach]  verhandelt  worden. 

Die  Hauptstädte  haben  folgende  Anliegen:  der  Herzog  hat 
zugesagt,  dass  er  Brief  und  Siegel  geben  wolle,  dass  sie  bei  ihren 
alten  Privilegien  und  Herkommen  gehandhabt  werden,  »wie  si  ouch 
hoerten,  das  die  brieve  weren  ufgericht,  des  si  einen  fridden  hetten. 
Item  die  dri  gebrechen  sin  overgeven.  Nu  resten  das  Ruirgebrech 
und  die  münz.    Ferner  was  ider  stat  für  gebrech  hette,  ist  zugesagt 

58)  Vgl.  F.  v.  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation, 
S.  465. 
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zu  verhören.«  Der  Herzog  antwortet  darauf:  1.  Hat  »die  brief 
und  Siegel  wie  andern  gegeven  und  den  afscheit  zu  Duisseldorf 
vermelt  lassen  ferdigen.68*)  Und  wan  s.  f.  g.  das  gelt  liest  ent- 
fangen, wil  s.  g.  die  inen  doin  zustellen.  2.  Betreffen  die  dienst, 
sin  die  van  Gulich  und  Duiren  am  lesten  hi  gewest  und  ist  inen 
gefragt  [d.  h.:  sie  sind  gefragt],  wes  damit  gemeint  wirt,  ob  man 
die  umbganden  diensten  damit  meint  ader  ob  m.  g.  h.  ader  die 
amptlude  die  underdanen  mit  diensten  besweren  ader  ob  es  die 
dienstwagen,  dienstkarren  und  derglichen  betrift.  Wan  i.  f.  g.  des 
bericht,  willen  i.  f.  g.  dainnen  insehens  doin  und  ordnong  geven 
lassen.  3.  Beroeren  die  appellation  ist  hiebevor  ordnong  ufgericht,« 
wie  es  damit  gehalten  werden  soll.  Darin  ist  eine  klare  Bestimmung 
über  Possession  und  Appellation  enthalten.  4.  Betreffs  des  Kohlen- 
bergs will  der  Hz.  etliche  verordnen;  von  den  Städten  sollten  auch 
etliche  dazu  gegeben  werden,  »die  sich  daruf  verstünden,  derglichen 
ouch  ander  bergmeister,  damit  die  ordnong  des  zu  bestentlicher 
und  besser  wurd  ufgericht.«  5.  Die  anderen  Punkte  »mit  dem 
Ruirrecht  und  münzen«  mögen  sie  auch  »den  reden  zurkennen 
geven«  und,  was  jeder  sonst  für  besondere  Beschwerden  hat,  schrift- 
lich anzeigen.  Der  Hz.  will  sie  anhören  und  so  verfügen,  dass  sich 
niemand  mit  Grund  zu  beschweren  hat.  »Die  verordenten:  1. 
indem  inche  diensten  versatzt  oder  verpant  weren,  das  die  gelost 
und  also  die  underdanen  verschoint  wurden.  In  vorigen  ziden  sin 
wail  ehe  durch  etlige  diener  fruchten  verkoft  und  die  underdanen 
sin  gedrongen,  dieselvige  zu  Ach  und  Venloe  zu  foeren.«  Bitten, 
die  Unterthanen  nicht  höher  zu  beschweren  als  »van  alders.  Daruf 
gefragt  [nämlich  vom  Hz.  oder  den  Räten]  und  gesagt,  das  si  die 
beswernissen  usdrucklich  anzeigten.  Haven  doch  davan  nit  anders 
furgeven  willen.  Ist  folgentz  inen  angezeigt  ins  lange  van  den 
diensten,  wes  m.  g.  h.  derhalver  an  die  amptlude  geschreven  und 
wie  s.  f.  g.  gern  ouch  gude  furseheong  doin  wult.«  2.  Betreffs  der 
Appellation  »ist  gnoch  versehen  in  der  richsordnong.  Der  amptman 
oder  richter  sullen  im  gebruich  und  possession  pende  geven.  Wult 
aver  imantz  die  underpende  indingen,  das  mocht  geschehen  mit 
recht.  Die  heuftstede  begerten  wol,  das  den  amptluden  und  ge- 
richteren  bevelh  geschege,  wes  si  sich  zu  halden  in  sulchen  appel- 
lationen.    Derglichen,  waruf  die  execution  geschehen  sul.    Wer  ouch 

68a)  Vgl.  oben  S.  13  Anm.  39. 
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ichtwas  in  dem  rechten  im  furstendomb  Guilch,  das  villicht  sich 
dem  camergericht  nit  verglichte,  das  sulchs  gestalt  wurd  der  gebur, 
damit  die  Unkosten  wurden  verhot.  M.  g.  jonger  h.  und  die 
rede  haven  das  bedenken  gehoert  und  wurd  ein  walfart  des  landes 
sin,«  wollen  es  an  den  Hz.  bringen.  Und  weil  »diser  artickel  grosse 
walfart  sulle  geberen,  so  wil  man  inen  die  artickel,  waruf  man  sich 
hiebevor  beraitslagt,  zurkennen  geven.  M.  g.  h.  hait  erkundigen 
lassen,  wie  die  andere  fursten  ire  ordnong  haven  ufgericht,  und 
befonden,  das  die  haven  ufzeichnen  lassen  etlige  feile,  wie  die  ge- 
hakten werden,  durch  die  eltsten  und  verstendigsten.  Die  ge- 
schickten zeigen  an,  wie  under  Duiren  irer  nit  vil  gehoerich  und 
heufden  [!]  zu  Ach.59)  Begeren,  wan  die  erbfei  ufgezeichent  wurden 
und  dainnen  ichtwas  befonden,  das  dem  Kei.  rechten  nit  gemess, 
das  sulchs  gebessert  wurd.  Und  so  vil  belangt  das  heuftgericht 
Guilch  und  die  darunden  gehoeren,  — .60)  M.  jonger  h.  und  die 
rede«  wollen  es  an  den  Hz.  bringen,  zweifeln  nicht,  er  »werd  zu 
der  reformation  verstain«  und  etliche  Räte,  etliche  von  der  Ritter- 
schaft, »van  dem  heuftgericht  und  lantschaft  zusamenbescheiden 
und  die  ufzeichniss  doin  lassen.«  3.  Des  Berges  wegen  will  der  Hz. 
etliche  Räte  verordnen,  denen  »etlige  bergmeister  und  sunst  ander, 
die  sich  der  sachen  verstoenden,«  zuzugeben  wären.  »Zu  gedenken 
es  sulten  gesworen  bergmeister  zu  Luidich  oder  in  dem  rieh  Ach> 
zu  bekomen  sin.«  4.  Von  der  Röhr  haben  die  Hauptstädtefreunde  ge- 
hört, dass  sie  »sult  offen  sin«,  so  dass  ein  Rad  mit  zwölf  Speichen 
durchfliessen  kann.  Jetzt  aber  ist  sie  »vast  an  vilen  oerteren  zu- 
gemacht«, so  dass  die  Fische  nicht  ihren  Auf-  und  Abgang  haben.61) 

i§)  Vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  194. 

*°)  Der  Schluss  dieses  Satzes  fehlt. 

")  Vgl.  noch  folgendes  Schreiben  (K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  281, 
Orig.  oder  Kop»)  der  jülicher  Hauptstädte  an  den  Hz.:  ,Des  Herzogs 
Müller  zu  Linnich  hat  das  Mühlenwehr  in  der  Röhr  so  verdichtet,  dass 
alle*,  was  aus  der  Maas  vor  das  Wehr  kommt,  von  denjenigen  gefangen 
wird,  denen  das  Wasser,  »dae  dat  mullenwer  geslagen  ist,  zogehuert«. 
Haben  kürzlich  mit  einem  Male  mehr  als  150  Salme  gefangen.  Dadurch 
werden  alle  anderen  rechten  Erben  des  Wassers,  Städte,  Dörfer  und 
»vesten«  bis  Nideggen  und  noch  höher  hinauf  spoliiert.  Hält  der  Hz. 
sein  Lager  zu  Hambach,  so  wird  er  des  Schadens  in  seiner  Küche  [der 
Hz.  hat  gelegentlich  bei  den  Fischen  ein  Vorkaufsrecht:  Lac.  Arch.  3, 
S.  286]  gewahr  werden.  (Dann  wird  noch  die  Eventualität  erörtert, 
dass  der  Müller   sagt,   er  habe   nicht   Wasser   genug   und   könne   sonst 
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5.  Die  Beschwerung  mit  der  Münze  kennen  Hz.  und  Räte  selbst;  die 
Unterthanen  müssen  an  dem  Goldgulden  in  Köln  verlieren,  da  ein 
Goldgulden  zu  Köln  jetzt  61/«  Mark  gilt.  Der  Hz.  hat  mit  dem  Kur- 
fürsten von  Köln  viel  dieserhalb  verhandelt,  was  auch  ihnen  mit- 
geteilt worden  ist.  —  Die  Rftte  bringen  nun  diese  Verhandlungen 
an  den  Herzog,  welcher  dann  sagen  lässt:  1.  Geschieht  die  Erkun- 
digung wegen  der  Dienste  nicht  genügend,  so  soll  nochmals  Er- 
kundigung über  die  Dienste  eingezogen  werden,  es  seien  »ertliche 
oder  umbgainde  diensten«.  2.  Lässt  sich  den  Vorschlag  mit  der 
Appellation  gefallen.  Will  »die  artickel  stellen«  lassen  und  etliche 
Räte,  von  der  Ritterschaft,  dem  Hauptgericht  und  der  Landschaft 
verordnen.  3.  Will  den  Kohlenberg  besichtigen  und  Kohlenmeister 
von  Lüttich  oder  Aachen  holen  lassen.  Auch  sollen  etliche  von 
den  Städtefreunden,  »die  es  wisten«,  dazu  gegeben  werden.  4.  Mit 
der  Röhr  ist  er  in  Arbeit.  5.  Wegen  der  Münze  will  er  weiter 
mit  Köln  und  dem  Kurfürsten  von  Köln  verhandeln. 

Die  Hauptstädte  freunde  danken  von  wegen  der  Landschaft 
für  die  gnädige  Antwort.  Wünschen,  dass,  wenn  die  bewilligte 
Steuer  »sol  geholt  werden«,  der  Ausschuss  dabei  beschieden  werde. 

»Zu  gedenken  der  van  Guilch  furgeven,  das  si  etligs  zu  den 
broderschaften  verordent  zu  sich  nemen  und  die  lest")  davan  doin 
und  das  uberich  zu  der  scholen  legen  wulten,  wie  si  davan  Rech- 
nung] wulten  geven.«68) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  10,  fol.  266,  Orig. 

nicht  die  Pacht  geben).  Der  Hz.  möchte  seinen  »eigen  nutz  neit  vur- 
wenden».c 

6B)  D.  h.  wohl:  Pflichten  der  Bruderschaften. 

•8)  Vgl.  Supplik  (o.  D.;  unter  Akten  von  1536)  von  Bürgermeister, 
Schöffen  und  Rat  der  Stadt  Düsseldorf  an  den  Hz.  (z.  T.):  ,Haben  vor 
der  letzten  Abreise  des  Herzogs  nach  Gleve  seinen  Räten  »etlige  der 
gemeint  uns  overgeven  artickule  belangen  de  schole  hiselbst«  zugestellt, 
»dair  sich  dan  ein  capittel  oder  scholaster  vast  gegen  streven  etc.  So 
haven  uns  doch  u.  f.  g.  rete  vur  antwort  und  aifscheit  gegeven,  de  un- 
lede  were  de  zit  vast  groiss,  das  wir  de  saiche  sulten  in  gedoult  resten 
laissen  bis  ain  u.  f.  g.  wederherufkompst;  asdan  wulten  u.  f.  g.  uns 
gegen  ein  capittel  Vorbescheiden  ind  in  der  saichen  also  handelen  laissen, 
das  sich  nemantz  mit  reden  besweren  sulle.  Dwile  dan  dermaiss  noch 
nit  widers  vurgenomen  ind  wir  van  der  gemeint  degeuchs  erfordert  werden 
und  insonderheit  u.  f.  g.  sampt  derselvigen  hoichwisen  reden  besser,  dan 
wir  dardoin  moigen,  betrachten  kunnen,  das  vil  ain  der  schoil  und  armer 
iuegent  erzionge  und  leher  gelegen  is,  dairom«  bitten  wir  nochmals,  dasg 
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Nr.  35.  Hambach  1536  Oktober  13.  Aus  den  Verhand- 
lungen mit  dem  jülicher  Ausschuss.  ••») 

Die  herzogliche  Regierung  erklärt:  »Belangen  die  dienst,  hat 
man  an  die  amptleute  geschriben,  und  sin  die  berichtunge  noch  nit 
ankommen;  wan  die  sin  ankommen,64)  wil  s.  f.  g.  daran  sein,  das 
gute  Ordnung  darinnen  werde  ufgericht,  wie  im  lande  von  Clef 
algereit  nach  der  gelegenheit  beschehen.  Betreffen  die  appellationen, 
ist  inen  ins  lang  verzalt  m.  g.  h.  furhaven  mit  der  reformatio,  wer 
darbei  verordent  und  wie  es  zugan  sol.  Und  die  von  Gulich  wellen 
ire  lantrecht  aussetzen,  damit  diejenige,  so  darzue  verordent 
werden  sollen,  sich  des  zu  besser  daraus  zu  berichten  haben.  Be- 
treffen den  kolberg,  derselbig  ist  erstlich  durch  die  kolner  von  Ach 
und  der  Heiden  besichtigt,  wie  den  geschickten  damals  angesagt; 
folgentz  hat  m.  g.  h.  nit  underlassen  wellen  und  auch  koeler  von 
Lutich  dahin  kommen  lassen,  die  gleichsfals  die  besichtigung  getan, 
und  zeigen  an,  das  dasselbig  noch  für  das  erst  genugsam  versehen, 
aber  haben  daneben  etliche  mittel  furgeschlagen,  daruf  wil  u.  g.  h. 
mit  der  zeit  verdacht  sein.  Belangen  die  weren  in  der  Ruiren,  hat 
u.  g.  h.  auch  nit  underlassen,  alle  berichtung  zu  verneinen,  aver 
hat  noch  nit  entlichs  ausrichten  mögen,  sol  dannoch  nit  in  vergess 
gesteh  werden.    Beruren  die  münz,  haben  die   von  Collen  geloift 

der  Hz.  »uns  und  der  armer  gemeint  zu  genaiden  verhelfen,  das  wir 
geschickte  schoilmeister  overkomen,  de  men  doch  willig  mit  solichem 
underhalde  verplegen  wil,  das  si  dairuf  eherlig  leven  moigen.  Des  ind 
aller  genaiden  draigen  wir  ganz  vertruen  zu  u.  f.  g.  und  willens  ouch 
alle  zit  willig  ind  gerne«  beim  Hz.  verdienen/  K.,  Caps.  2,  Nr.  10, 
fol.  76,  Orig.  Ober  die  spätere  Schulgeschichte  von  Jülich  s.  Kühl, 
Geschichte  des  früheren  Gymnasiums  zu  Jülich,  Band  I  (Jülich  1891), 
über  die  von  Düsseldorf  Geschichte  der  Stadt  Düsseldorf,  herausgegeben  vom 
Düsseldorfer  Geschichtsverein  (1888),  S.  255  ff.  Daselbst  ist  S.  258 
eine  auf  die  Schule  bezügliche  Supplik  der  düsseldorfer  Bürgerschaft  an 
den  Stadtrat  erwähnt.  Vielleicht  lässt  sich  danach  die  Supplik  an  den 
Hz.  datieren. 

6Sa)  Das  Aktenstück  beginnt:  »ao.  36  uf  den  14.  tag  octobris«. 
Dies  muss  verschrieben  sein.  Denn  unser  Aktenstück  schliesst  mit  den 
Worten:  »und  ist  folgentz  abscheit  gegeven  wie  folgt« ;  dieser  Abschied 
aber  ist  vom  13.  Oktober.  —  Als  anwesende  Ausschussmitglieder  werden 
genannt:  Landdrost  Bintzfelt,  Carsilius  v.  Verken,  Wilh.  v.  Sinzich,  Joh. 
Mulstro  und  der  vier  Hauptstädte  Freunde. 

•4)  Sie  gingen  bald  darauf  ein  und  sind  noch  vorhanden  (Ms.  A.  263). 
Einiges  daraus   s.  ldstd.  Vf.  I,   Anm.  95  ff.;   III,    2,    S.  119  Anm.  10. 
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deren  nachzukommen,  wie  die  Valvation  solichs  ausfurt,  wiewol 
dasselbig  nit  geschieht.  Man  versieht  sich  auch,  das  die  curfursten 
furderlich  bei  einander  kommen  werden  und  fursehung  doin.  Daruf 
die  heuftstedefreunde  angezeigt  und  begert,  das  si  doch  on  far  die 
münz  möchten  ausgeben,  wie  die  in  Collen  gilt,  des  man  sich  itzt 
zuzulassen  beschwert.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  71b,  Kop. 

Nr.  36.  Düsseldorf  1537  November  12.  Räte  an  Mar- 
schall Wachtendunk. 

Des  Adressaten  Sohn  hat  etliche  Schreiben  von  Graf  Heinrich 
von  Nassau  an  den  Herzog  gebracht,  worauf  dieser  seine  Antwort 
verfasst  hat.  Es  sollte  nun  W.'s  Sohne  hier  ein  Bote  oder 
Schütze  beigegeben  werden,  um  mit  ihm  wiederum  die  Antwort 
Nassaus  zu  holen.  Da  »aver  nemantz  van  schützen  oder  ridenden 
boden  alhie  bi  henden«  ist,  so  soll  W.  »imantz  van  den  schützen 
oder  boden,  so  alda  im  land65)  gegenwerdig,«  bestellen,  um  mit 
seinem  Sohne  zu  reiten.  W.  möchte  auch  mitteilen,  was  er  »wider 
für  zidung  oder  bescheit  van  den  herenlosen  knechten  erfaren« 
habe.  —  Düsseldorf  1537  November  12. 

J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  14,  Cpt. 

Nr.  37.  Neuss  1538  Januar  18.  Räte  von  Kurköln, 
Münster  und  Cleve-Jülich,  Vereinbarungen  über  die  Ab- 
wehr der  herrenlosen  Knechte  und  die  Bestrafung  der  Mord- 
brenner, Wiedertäufer,  Strassenschänder,  Aufruhrer.66) 

Heute  sind  die  verordneten  Räte  des  Kurfürsten  von  Köln,  des 
Konfirmierten  von  Münster  und  des  Herzogs  von  Cleve-Jülich-Berg 
hier  erschienen  und  haben  sich  »der  herrenlosen  knecht  halb  und 
anders  verglichen,  wie  nachfolgt«: 

Weil  die  Unterthanen  »von  den  knechten,  so  sich  hin  und 
wider  tun  rutten  und  versameln«,  viel  Schaden  erlitten,  so  soll 
»hinfurter  keinen  herenlosen  knechten  in  groisser  ader  klainer 
anzail  gestattet  werden,  durch  irer  cur-  und  f.  g.  stifte,  lande  und 

65)  D.  h.  wohl:  in  Cleve. 

66)  Ähnliche  Vereinbarungen  (die  aber  auch  noch  andere  Gegen- 
stände regelten)  waren  schon  im  Jahre  1633  zwischen  Kurköln  und 
Jülich-Cleve  getroffen  worden  (Scotti  I,  Nr.  26;  Varrentrapp  S.  42). 
Vgl.  Ztachr.  23,  S.  68  (1637  Okt.  26). 
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gebiete  od  gepurliche  passbrieve  .  .  .  durchzuziehen;  sonder  wo  die 
an  den  grenzen,  zollen  und  sunst  den  embteren  herüber  betreten, 
das  dieselbige  anstont  gefenkelich  angenommen,  in  haftong  bracht, 
daruf  umb  allen  bericht  ires  zugs  und,  von  weme  sie  bestalt  sein, 
gefraigt  und  nach  befindung  und  Gelegenheit  an  leib,  leben  oder 
gut  gestraift  werden.  Item  sullen  die  zolner  mit  allem  fleiss  daran 
sein  und  bestellen,  das  die  herenlosen  knecht,  so  zu  wasser  uf-  und 
abzufaren  understunden,  angehalten  und  in  haftung  bracht  werden. 
Desgleichen  sullen  oich  die  schifleut  ader  veren  keine  knechte  on 
erleubnis  der  ubger.  cur-  und  forsten  ab-,  uf-  oder  uberfueren  und, 
so  sie  darüber  ungehorsam  befonden,  nach  gelegenheit  gestraift 
werden.  Wurden  aber  die  schif  leute  ader  verer  von  den  knechten 
sie  ubger.  maissen  zu  fueren  mit  gewalt  gedrungen,  sullen  sie  sulche 
gewalt  anstunt  den  amptleuten  und  bevelhaberen  anzeigen  laissen 
und  daruf  die  amptleut  oder  bevelhaber  uf  sulche  anzeigung  mit 
dem  klockenslage  den  knechten  folgen  und  die  zur  straif  anhalten. 
Im  fal  aber  das  etliche  frembde  knechte,  so  villeicht  uf  vertroestung 
dienstens  quemen  und  noch  keinen  heren  hetten,  auch  von  deser 
Vereinigung  nit  wisten,  in  der  ubger.  cur-  und  fursten  landen  be- 
treten, dieselbige  sollen  gleichsfals  gefenklich  angenommen  und,  so- 
vern  hinder  inen  nit  besonders  archwonigs  gespurt  und  sie  nit  in 
der  heren  ader  derselben  undertanen  schaden  gewesen  weren,  uf  ge- 
purlich  oirphede  entledigt  und  des  lantz  verwesen  und,  wo  sie  dar- 
nach abermail  und  ferner  bekommen  [!],  zu  leibsstraif  gesteh  werden. 
Wurden  sich  auch  enige  knechte  durch  die  grenzen  heimlich  in  der 
obger.  cur-  und  fursten  lande  begeben  oder  stechen  unwissent  der 
amptleut  uf  den  grenzen  gesessen,  sullen  nit  die  weniger  dieselbige 
knecht  von  den  anderen  amptleuten,  darunder  sie  betreten,  ange- 
nommen und  in  aller  maissen  mit  inen  gehandelt  werden,  als  die 
amptleut  uf  den  grenzen  vermuge  dieser  Vereinigung  getain  solten 
haben.  Es  sol  auch  nimant  us  der  ubger.  cur-  und  fursten  landen 
sich  in  enich  versamlong  der  knecht  on  furwissen  und  erlouben  der 
oberickeit  begeben  oder  bestellen  laissen  bei  verluist  leibs  und  gutz. 
Und  im  fal  imant  dargegen  tun  wurde,  der-  oder  dieselbige  sullen 
zu  iren  widerkommen  für  kein  burger  oder  undertanen  angenommen 
oder  vertedingt,  sonder  als  verbante  leut  an  leib  und  gut  gestraift 
werden.  Und  ob  jemant  sunst  verlief  und  ein  zeit  lang  usplieb, 
daruf  man  archwon  hette,  sol  derselbig  ouch  niet  ehe  wider  an- 
genommen werden,  er  brecht  dan  zuvor  des  glaubwirdigen  schein 
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und  beweis,  wa  er  mitler  zeit  gewest  were»  Desgleichen  sollen  ouch 
hinfurter  in  der  ubger.  cur-  und  fursten  stiften  und  landen  kein 
knechte  heimlich  oder  öffentlich  on  erleubnis  und  furwissen  irer 
cur-  und  f.  g.  angenommen  oder  bestalt  werden,  sonder,  wo  jemantz 
darüber  betreten,  sol  derselbig  an  leib  und  gut  gestraft  werden. 
Und  domit  diese  und  andere  ungeburliche  durchzug  und  versam- 
lungen  desto  bass  mugen  .  .  .  verhoit  werden,  so  haben  sich  obger. 
cur-  und  fursten  rete  derhalb  eine  streufende  rot  zu  halten  ver- 
gleichen, also  das  jeder  cur-  und  fürst  ubg.  zu  dieser  streufenden 
rotten  25  reisigen  verordenen  [!],  wilche  hin  und  wider  durch  irer 
cur-  und  f.  g.  landen  rieten  und  streufen  sullen,  nit  allein  sulchen 
herenlosen  knechten  die  durchzug  und  versamlong  zu  weren,  sonder 
auch  uf  die  moertbrenner,  widerteufer,  straissenschender,  mutwillige 
viande  und  ander  ufrurische,  auch  gerate  [!]  betteler  und  zeginer, 
desgleichen  oich  uf  die  knecht,  so  us  den  kriegshendelen  kommen 
und  über  die  undertanen  die  winterlige  zeit  us  ligen  pleiben  zu 
groissen  last  und  beswerong,  kuntschaft  uszulegen  und  ufsehens  zu 
haben,  damit  dieselbigen  niet  gedult,  sonder  zu.geburlicher  straif 
lut  des  hiebevoir  ufgerichten  edictz 67)  gestalt  werden.  Und  sol  ein 
jeder  reisiger  von  dieser  rutten  tag  und  nacht  uf  ein  pfert  9  alb. 
colsch  pagamentz  haben  und  sich  damit  begnügen  laissen.  Und 
dweil  dan  ouch  eins  jeden  cur-  und  fursten  upger.  streufenden 
rotten  ire  schutzenmeister  oder  hauptleut  zugeordent  werden,  sullen 
dieselbige  schutzmeistere  und  hauptleut  fleissich  einsehens  tun  und 
dairan  sein,  das  under  dem  schein  der  herenlosen  knecht,  betler 
oder  ander  upgnanten  auch  sunst  niemant  beschedigt  oder  beschweirt 
werde.  Item  es  sullen  auch  berorter  cur-  und  fursten  zugeordente 
schutzemeister  und  heuptleut  mach[t]  haben,  die  obg.  streufende  rot 
zu  jeder  zeit,  wan  des  von  noten,  ganz  ader  zum  teil  nach  gelegen- 
heit  und  noittrof  bei  sich  zu  erfurderen,  und  eins  gleichen  verstantz 
sein,  wie  sie  sich  in  dem  uf-  und  abreiten  halten  sullen.  Auch  sal 
einer  jeder  streufender  rot  ein  scharpfrichter  zugeordnet  ader  aber 
die  knecht  und  ander  vurg.,  so  nidergeworfen  werden,  anstont  in 
den  empteren,  da  sie  betreten,  der  straif  bevolhen  werden.«  Die 
Fürsten  lassen  sogleich  öffentliche  Mandate68)  ausgehen    »und  die 

")  Es  ist  wohl  das  von  1534  (Scotti  I,  Nr.  27)  gemeint.  Vgl. 
auch  das  Edict  von  1525  (a.  a.  0.  S.  22). 

88)  Hz.  Johann  erliess  ein  solches  1538  Juli  3  (Scotti  I,  Nr.  32). 
Der  Hauptinhalt  ist  (nach  Scotti's  Quellenwerk  A):    ,Herrenlose   Knechte 
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ufschlagen,  auch  in  den  kirchen  usroifen  und  verlesen,  zudem  allen 
gerichten  verkundigen  und  bevelen,  darnach  zu  haben  zu  urteilen 
und  zu  richten.«  Ferner  sollen  die  Fürsten  ihre  Nachbarfürsten 
»in  fruntschaft  oder  uf  Kei.  M.  gebot  und  lantfriden  oder  sunst  uf 
beschwernus,  die  darus  erwaschen  [!]  muchten  [!],  ersuchen,  solichs 
zusamenloufen  der  knecht  zu  verderbung  der  armen  undertanen  nit 
zu  gestatten.  Ob  sich  aber  darüber  die  knecht  versammelen  und 
mit  gewalt  durch  die  lande  zehen  wulten,  alsdan  sullen  i.  cur-  und 
f.  g.  derselbigen  undertanen,  so  under  versamlung  der  knechten 
weren,  abheischen  und  einer  dem  anderen  zu  hilf  kommen,«  so  dass 
Köln  und  Cleve  mit  je  200,  Münster  mit  150  »geruster  pferden  ein- 
ander eine  monat  lank  zu  gesinnen  desjenigen,  deme  der  hilf  von 
noten,  und  uf  jeder  selbs  kosten  zum  allerfurderlichsten  zuzehen  sol. 
Doch  also,  ob  die  obg.  hilf  zu  schwach  und  nach  gelegenheit  des 
uberzugs  ferner  hilf  von  noten  were,  sol  sie  gedubbelt  und  zum 
testen  [!]  im  fal  der  noittrof  nach  vermugen  geleist  werden.  Und 
sol  der  monat  nit  ehe  angain,  dan  sobalde  die  zugeschickte  reisigen 
des  forsten  lant,  deme  die  hilf  geschehen  sol,  berueren.  Wulte  aber 
der  fürst,  deme  die  hilf  geschieht,  der  reisigen  lenger  dan  den  monat 
gebruichen,  sol  er  die  selber  bezolden.  Und  ob  oich  zu  sulchem 
handel  enichs  veltgeschutz  von  noten,  sol  sulchs  der  fürst,  deme 
die  hilf  beschicht,  mit  allem  noittruftigen  furrait  bestellen;  und,  so 
das  in  sinem  vermugen  nit  were,  sullen  die  andere  forsten  obg. 
darzu  verhelfen.  —  Actum  Nuiss  am  18.  januarii  1538. 

Johannes  Arweiler  Colnischer  secretarius  sst. 

Everhardus  van  Elen  Munsterscher  secretarius  sst. 

Hans  Udenheimer  Qevischer  und  Guilichscher  secretarius  sst.« 


Cl.-M.,  Zeitereignisse,  B,  Nr.  61/*,  Orig. 


sollen  fortan  unsere  Lande  nicht  »on  geburliche  passbrieve«  passieren. 
Hz.  hat  sich  mit  Kurköln  und  Münster  verglichen,  »eine  streufende  rot 
zu  haiden«,  welche  hin  und  wieder  durch  unsere  Lande  streifen  soll, 
nicht  allein  um  den  herrenlosen  Knechten  die  Versammlung  und  den 
Durchzug*  zu  wehren,  sondern  auch  auf  die  Mordbrenner,  Wiedertäufer, 
Strassenschänder,  Zigeuner,  desgleichen  auf  die  Knechte,  die  aus  den 
Kriegshändeln  kommen  und  auf  den  Untertanen  die  winterliche  Zeit  hin- 
durch zu  grosser  Beschwernis  liegen  bleiben,  zu  achten,  damit  dieselben 
zu  gebührlicher  Strafe  laut  unseres  hiebevor  aufgerichteten  Ediktes  (cf. 
Scotti  S.  22)  gestellt  werden.  Es  sollen  jedes  der  paciscierenden  Fürsten 
»schutzenmeister  ader  heuftluide«  bei  den  streifenden  Rotten  sein/ 
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Nr.  38.     1544  Mai  12.    Einung  der  clevischen  Ritter- 
schaft. 

Die  Ritterschaft  von  Cleve  schliesst  folgende  »getrue  einigung 
und  buntenisse: 

1.)  dat  wi  .  .  .  mit  dem  jaegen  sollen  und  willen  miden  und 
schuen  unsere  g.  f.  und  h. . . .  leger  und  aide  gewonüiche  wranden ••) 
und  derhalven  ...  in  ennichen  saichen  s.  f.  g.  niet  inbroick  doin, 
sunder  solichs  vurbehalden  s.  f.  g.  ein  ider  rittermaetich  man 
mit  honden  und  garn  oder  ander  maineren  haesen,  caninen,  velt- 
hoiner  und  voirt  andere  s.  f.  g.  unhinderlich  wiltbrait  to  vangen, 
wie  andere  s.  f.  g.  ritterschap  der  furstendomben  Guilich  und  Berg T0) 
und  graifschap  van  der  Mark  uit  alder  hergebrachter  gewonten 
doin  und  oick  unsere  voirfaderen  gedain  heben  of  hedden  moigen 
doin.«  2.)  Haben  Glieder  der  Ritterschaft  Gebrechen  zu  einander, 
so  soll  der  eine  gegen  den  anderen  die  Gebrechen  nicht  »mit  rechten 
geistlich  of  wertlich  [!]«  verfolgen,  sondern  »vur  uns  ritterschap 
vurg.  eraepenen;  .  .  .  und  na  verhoir  der  antwort,  reede,  wederrede 
und  allen  bescheit  soilen  wi  moegelicken  vlit  ankieren,  die  saiche . . . 
tuschen«  beiden  Parteien  »na  aller  billicheit  in  der  fruntschap,  soevil 
in  uns  ist,  hintoleggen  und  to  verdraigen.«  3.)  Wenn  der  Hz.  oder 
in  seiner  Abwesenheit  die  Räte  nur  einen  Teil  der  Ritterschaft  zum 
Landtag  verschreiben,  so  »soilen  wir«  einhellig  den  Hz.  oder  seine 
Räte  demütig  und  untertäniglich  ersuchen,  dass  er  die  ganze  Ritter- 
schaft beschreibe,  »wairbi  der  lantdach  to  beter  voirtgank  gewinnen, 
oick  süss  vergefliche  uncosten  verhoit  bliyen  moegen.«  4.)  Wenn 
»ennich  uitheimische  mit  jemant  van  uns  ritterschap  vurs.,  umb 
watterlei  saichen  it  oick  wesen  mochte,  to  doin  und  uitstain  hedde 
und  sich  der  saichen  vur  u.  g.  f.  und  h.  beclaigden  oder  süss  mit 
recht  dairumme  furderen  wurde,  soilen  wi  ritterschap  .  .  .  verplicht 
und  gehalden  sin,  denselven  van  uns  ritterschap  und  soe  ein  den 
anderen  sine  daige  tot  sinen  rechten  und  reeden  to  helpen  leisten 
und  uithalden.  Und  wie  van  uns  ritterschap  enniger  dieser  vurs« 
punten  und  articulen  to  doin  und  to  schaffen  kriege  und  uns  up 
sinen  dach  begeirden,  die  sal  die  van  der  ritterschap,    die  oen 

69)  Wohl  verschrieben  für  »wrangen«.  Vgl.  Jahrbuch  des  düsseld. 
G.-Vs.  7,  S.  6  (»coninwrangen«). 

10)  Beachte  die  Berufung  auf  das  Recht  der  Ritterschaft  von  Jülich 
und  Berg. 
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noedich  sin,  vertien  daige  tobefora  vorwittigen,  die  oen  dan  dairto 
wülich  sin  und  unweigerlich,  sonder  ennich  exceptie  vurtonemen, 
folgen  und  als  vurs.  sinen  dach  helpen  halden  soilen,  soefern  si  des 
durch  herrennoit,  lifsnoit,  waetersnoit  und  uitlendicheit  niet  ver- 
hindert wurden.«71)  —  1644  Mai  12.  —  Zusatz  unterhalb  des 
Datums:  ,Wenn  einer  von  uns  stirbt,  so  sollen  dessen  Hausfrau 
und  Kinder  vermöge  dieser  Einigung  in  allen  Sachen  gleichwie  wir 
beschützt  werden.  Und  wenn  unsere  Söhne  mündig  werden,  »soilen 
si  diesen  bunteniss  instat  oirs  vaders  annemen  und  besiegelen.«' 
Qevische  Landstände,  Kop. 

Nr.  39.  Ende  des  16.  Jahrhunderts. Tf)  Gutachten  eines 
Juristen  über  den  Sinn  des  in  den  jülicher  Privilegien  aus- 
gesprochenen Eingeborenenrechtes. 

»Bedenken,  so  in  beratschlagung  zu  zihen  über  die  clausel  der 
Guiligschen  lantprivilegien  de  dato  1511,  item  de  dato  1542  eisdem 
verbis  also  lautende:  Auch  sollen  und  wollen  wir  unse  vurs.  lant 
und  ambten  bestellen«  bis  »gehorsamb  sein.« 78) 

»Bedenken.«  1.)  Geht  es  »in  genere  uf  alle  empter  groisse 
und  kleine,  als  ambtleute,  vogt,  scholtissen  etc.,«  oder  nur  »uf  die 
hohe  embter?  2.)  Ob  die  wort  der  Privilegien  auch  ferner  die  rent- 
meistere,  scheffen,  gerichtschriebere,  procuratorn,  botten  und  der- 
gleichen personen  begreifen?  3.)  Ob  auch  die  rechtzgelarten,  so 
i.  f.  g.  zu  iren  reten  und  in  beratschlagung  gemeiner  lant-  und 
Privatsachen  geprauchen  und  annemen?  Item  secretarien,  canzler 
und  rechenscamerverwandt[en]?  4.)  Wie  weit  sich  die  wort  ,unsen 
undersassen  uns  vurs.  lantz'  erstrecken?  5.)  Ob  damit  allein  die 
im  lande  geboren  undersassen  gmeint  sein?  6.)  Oder  aber,  ob  die 
frembten,  so  sich  ins  lant  verheiraten,  auch  für  undersassen  zu 
halten  und  des  privilegii  vehig?  7.)  Oder  ob  auch  die  auslendige, 
so  sich  in  dem  lande  nederschlaen  [!]  und  sich  darin  beerbt  und 
begudet  machen,  darnacher  für  undersassen  zu  halten  und  der  ge- 
meiner Privilegien  sich  zu  erfreuen? 

71)  Beachte,  dass  hier  vom  Fehderecht  nicht  die  Rede  ist.  S.  oben 
S.   113  ff. 

T1)  Nach  äusseren  und  inneren  Kriterien  darf  man  das  vorliegende 
Gutachten  in  diese  Zeit  setzen. 

78)  Dieser  Satz  findet  sich  schon  in  dem  Privileg  von  1475  §.  10, 
eventl.  1437  (s.  S.  4  Anm.  5,  S.  133  ff.,  S.  158). 
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Solutio  des  bedenkens.«  1.)  Es  »scheint,  dass  desfals  kein 
underscheit  hoich  oder  nider  empter  zu  machen;«  weil  1.  »ein  gemein 
regel  der  rechten  is,  quod,  ubi  lex,  statutum  vel  Privilegium  non 
distinguit,  nee  nos  distinguere  debeamus,  sed  statuta  generaliter 
scripta  generaliter  quoque  intelligi  debeant;  2.  auch  sonst  indefinita 
oratio  universali  aequipollirt;  3.  horum  et  similium  statutorum  ratio 
sit,  quod  quilibet  praesumatur  diligere  patriam  suam,  ex  qua  est 
oriundus,  iuxta  Alciatum  regula  prima,  praesumptione  37,  num.  3,7*) 
ubi  dicit  istam  esse  rationem  statutorum  disponentium,  quod  nemo 
nisi  originarius  admittatur  ad  officium  decurionatus  et  quod  de  iure 
in  electione  decurionum  originarii  praeferantur  caeteris  incolis  per 
Lucam  de  Penna  in  1.  quisquis  c.  de  omni  agro  deserto  Hb.  11,  sowol 
in  den  kleinen  als  hohen  ampteren  stat  hat  [!].  Ergo  indefinita  uni- 
versali aequipollirt.«  2.)  u.  3.)  Es  »scheind,  dass  Andreas  Alciatus 
in  praed.  loco  quoad  offieia  etwas  underscheit  de  iure  communi  vel 
statutorum  magt  [d.  h.  macht],  ut  aliud  sit  in  his  offieiis,  quae 
speetant  ad  curam  civitatis  aut  alieuius  diocesis  eo  quod  originarii 
hanc  valde  praesumatur  [!]  procurare  et  quod  alias  essent  impii 
per  1.  1.  c.  si  curialis  relicta  civitate  lib.  10  et  1.  qui  habebat  de 
legat.  tertio,  et  in  his  quae  respiciunt  iurisdictionem  propter  suspi- 
cionem,  ne  gratiose  agantur, 75)  aber  allegirt  nichtz  bestendiges  darzu. 
Und  mildirn  [!]  die  rationes  statutorum  sowol  in  dem  einen  als 
anderen.  Dan«  1.,  wie  erwähnt,  ist  »ein  ratio,  quod  quilibet  prae- 
sumatur diligere  patriam  suam,  ex  qua  est  oriundus.  So  weist  sich 
aber  selber  aus,  dass«  derjenige,  der  ein  Land  lieb  hat,  ebenso  gern 
sieht,  »dass  recht  darinnen  iustitia  administrirt  werd,  als,  dass  dessen 
renten  und  verfel,  so  zu  underhaltung  desselbigen  reichen,  recht  ein- 
pracht  werden.  2.  wirt  auch  die  ratio  geben,  quare  in  offieiis  ori- 
ginarii extraneis  praeferri  debeant,  quod  melius  censeantur  scire 
mores  et  consuetudines  eius  provinciae,  ex  qua  sunt  oriundi,  prout 
tradit  Minsingerus  observ.  30., 76)  centuria  quarta  per  c.  quosdam 
et  c.  quando  [lies:  quanto]   extra  de  praesumptionibus,  und  sowol 

7i)  »praesumptionum  traetatus«,  Ausg.  v.  1542,  S.  147  ff.  Ober 
Alciatus  vgl.  Stintzing,  Gesch.  der  deutschen  Rechtswissenschaft  I,  S.  96. 

76)  sie!  Alciatus:  ne  quid  gratiose  agant.  Zur  Sache  vgl.  Hegel, 
Gesch.  der  Städteverfassung  von  Italien  II,  243  f.;   Ragewin  II,  Kap.  6. 

76)  Ausg.  v.  1B99,  S.  269.  über  Mynsinger  vgl.  Pütter,  Litteratur 
des  deutschen  Staatsrechts  I,  S.  120  ff.  Die  vier  ersten  Centurien  seiner 
observationes  erschienen  schon  1563. 
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und  vilmer  der  lan tschaft  daran  gelegen,  das  die  scheffen,  gericht- 
schreiberen,  procuratorn,  potten,  ret,  dero  i.  f.  g.  in  beratschlagung 
gemeiner  lant-  und  Privatsachen  geprauchen,  item  secretarien,  can- 
zeleiverwalter,  als  dass  die  amptleut,  vogt,  rentemeister  und  rechens- 
kammerverwaltere  die  sitten  und  landpreuch  des  furstentumb  Gulich 
wissen.  3.  wiewol  etwan  in  zweifei  gezogen,  ob  etwan  in  allen 
empteren  die  originarii  peregrinis  zu  praeferirn  sein,  so  wirt  doch 
bi  den  verstendigsten  dahin  generaliter  et  sine  distinctione  ge- 
schlossen, longe  melius  originarios  imperare  quam  peregrinos,  prout 
patet  ex  Chassaneo77)  post  multam  in  utranque  partem  disputa- 
tionem  in  catalogo  gloriae  mundi,  parte  undecima,  consider.  22,  et 
Luca  de  Penna  in  1.  quisquis  c.  de  omni  agro  deserto  lib.  11,  quos 
allegat  et  sequitur  Minsinger  dicta  observ.  30  per  1.  2  c.  de  officio 
praetoris  et  Panormitanum  in  c.  abb.  de  verborum  significatione 
et  textum  in  c.  in  nomine,  dist.  23.«  Betreffend  4.),  5.),  6.)  und  7.) 
»halt  ichs  dafür,  dass  damit  allein  im  lant  geborn  undersassen  und 
nicht  frembten,  so  sich  ins  lant  verheiraten  oder  sunst  nider  sich 
lagen  oder  beerbt  oder  beguit,  gemeint  sein.«  Denn  1.  wird  das 
Wort  Untersassen  dem  Wort  Fremden  entgegengesetzt.  Bei  Min- 
singer werden  »originarii  extraneis  seu  peregrinis,«  bei  Alciatus  und 
Chassaneus  »originarii  extraneis,  incolis  seu  civibus  novis  opponirt.« 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  derjenige,  »der  nicht  geporn  lantsaiss  is, 
vor  einen  frembten  gehalten  wirt«  und  durch  das  Wort  Fremde 
alle,  »die  nicht  geporen  landsassen  sein,  das  ist  sowol  incolae  et 
cives  novi  als  prorsus  extranei,«  ausgeschlossen  werden.  2.  »mili- 
tirt  ratio  statutorum  huius  modi,  seil,  quod  quilibet  praesumatur  dili- 
gere  patriam  suam,  ex  qua  oriundus,  allein  ingeboren  lantsassen.« 
3.  redet  das  Priv.  Hg.  Wilhelms  von  1484,  »wilch  statuirt,  das  die 
empter  Heinsberg  und  Geilenkirchen  ertlich  bei  dem«  Herzogtum 
Jülich  »bleiben  und  also  auch  mit  keinen  anderen  ambtleuten  besetzt 
oder  regirt  werden  solle  dan  mit  undersassen«  des  Herzogtums 
Jülich,  »austrucklich  von  geborn  undersassen.« 
Jül.  Idstd.  Arch.  Nr.  3,  fol.  1,  Kop. 

TT)  Vgl.  über  Gassanaei  catalogus  gloriae  mundi  Pütter  a.  a.  0.  S.  109. 
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Anhang  L 

Zur  Geschichte  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit. 


Wir  haben  oben  (S.  122  f.)  die  Klagen  der  Landstände  über  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit  erwähnt.  Die  Auszüge  aus  einigen  Kor- 
respondenzen (sämtlich  aus  den  Litteralien)  über  diesen  Gegenstand, 
die  wir  hier  mitteilen,  gewähren  uns  einen  Einblick  in  die  Ursachen 
jenes  Unwillens.  Zugleich  aber  zeigen  sie  uns,  wie  der  Landesherr 
im  einzelnen  die  Rechtsprechung  des  geistlichen  Gerichts  praktisch 
einzuschränken  suchte. 

Nr.  1.  1478  September  29.  Bastart  v.  Meirbach  an  Hz.  Wilhelm: 
Hat  einen  dem  Edelherrn  Frdr.  von  Sombref  gehörigen,  in  Oden- 
dorf,  also  des  Hz.s  Hoheit  gelegenen  Zehnten  gekümmert.  Darauf 
hat  F.  v.  S.  den  Zehnten  seinem  Sohne,  einem  kölner  Domherrn, 
gegeben,  ,um  das  Gut  geistlich  zu  machen,1  und  der  Offizial  von 
Bonn  hat  ein  Mandat  an  das  Gericht  von  Odendorf  geschickt,  in 
dem  den  Schöffen  von  0.  unter  einer  Pön  von  1000  Gulden  be- 
fohlen wird,  nicht  über  den  Zehnten  zu  ,weisen'.  Der  Hz.  möchte 
ihn  nicht  »also  laissen  van  dem  reichten  stellen«. 

Nr.  2.  1479  August  7.  Goiswin  Brente  v.  Vernich  an 
Hz.  Wilhelm:  Der  Herzog  hat  ihm  geschrieben  »dat  recht  anstain 
zo  laissen  sonder  vortfaeren  mit  den  hh.  van  s.  Gereoin«.  Nun 
haben  die  Herren  von  S.  Gereon  »die  undersaissen  ind  zogehoeren  [!] 
zo  Vernich,  ich  van  u.  f.  g.  ind  dem  furstendom  v.  Guilge  haven, 
mit  geistligem  rechte  ind  banne  vurgenoemen,  sich  doch  niet  en 
gebuirt  noch  bisher  niet  geschiet  is;<  haben  das  auch  trotz  seiner 
gütlichen  Bitte  nicht  abstellen  wollen,  sondern  »die  arme  luide  allet 
in  banne  gehalden,  so  dat«  sie  deshalb  das  Sakrament  haben  ent- 
behren müssen,  »ind  mich  also  darzo  gedrungen,  dat  ich  si  mit 
lantrecht  ind  scheffenurdel  angelangt  ind  vurgenoemen  hain  ind  ge- 
truen,   si  damit  darzo  zo  breiigen,   si  mir  sulchs  afstellen  sullen. 
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Als  ich  dan  sulchs  umb  u.  f.  g.  schritt  vurs.  anstain  hain  laissen,« 
so  bitte  ich  »u.  f.  g.«,  dass  der  Hz.  die  Herren  von  S.  Gereon 
unterweisen  möchte,  »dat  si  den  armen  luiden  vurs.  strichen  ban 
ind  ungeburlige  vurnemen  afstellen.  So  wil  ich  ouch  dat  recht 
gerne  anstain  laissen.«  Geschieht  es  aber  nicht  in  14  Tagen,  so 
wird  der  Hz.  erkennen,  dass  ihn  [B.]  die  Not  dazu  dringt,  mit  Recht 
fortzufahren.  »Wan  den  armen  luiden  vurs.  der  ban  ind  ungebur- 
lige vurnemen  afgestalt  were,  sal  in  ind  mir  alzit  genoegen,  den 
vurg.  hh.  vur  u.  f.  g.  zo  doin  ind  zo  nemen,  wes  u.  f.  g.  ader 
u.  f.  g.  rede  daroever  erkennen,  mallich  dem  anderen  billich  doe. 
Darzo  u.  f.  g.  unser  alzit  mechtich  sin  sal.« 

Nr.  8.  1485  September  24.  Hz.  Wilhelm  an  den  Propst  von 
Kerpen  »(eirber  lieve  rait  ind  getruwe):  Botterstingen  ind  ire  eidom 
haint  aver  bi  uns  alhi  zo  Bensbur  geweist  [!]  uns  vurgegeven,  we 
dat  Sibel  Schomecher  ire  bürgen  mit  dem  geistligen  rechten  vur- 
nemen ind  im  banne  halden  umb  des  guetz  wille,  daromme  si 
zo  Oeverroide  in  unsem  lande  vam  Berge  am  rechten  geweist  sin, 
ind  dat  recht  Botterstingen  dat  guet  zogewist  hait.  Darenboeven 
der  officiaü  zo  Colne  Botterstingens  bürgen  mit  dem  banne  we  vurs. 
beswert,  wilcht  uns  unbillich  bedunkt,  so  der  officiail  wail  weiss, 
dat  afscheit  hibevoir  vur  eme,  unsem  marschalk  ind  uch  so  nit  ge- 
weist ist,  want  doe  beide  partien  .  .  .  bürgen  gesatzt  haven,  weme 
dat  guet  afgewist  wurde  mit  dem  rechten  vurs.,  seulde  de  andere 
partie  des  benoegen  hain  ind  nit  vurder  indragen,  dardurch  Botter- 
stingen wail  noit  were,  si  Sibel  Schomechers  bürgen  vurneme.« 
Der  Propst  möchte  deshalb  zum  Offizial  gehen  und  ihn  von  des 
Hz.s  wegen  ersuchen,  »de  ban  we  vurs.  afzostellen«.  Erfolgt  die 
Abstellung  nicht,  so  möchte  der  Propst  wenigstens  sorgen,  dass  die 
Sache  eine  kurze  Zeit  lang  »sonder  einche  vortfaronge  des  geist- 
ligen rechten  verhalden  werde«.  Wird  dann  Wilhelm  von  Bernsau 
Ritter  zum  Offizial  schicken,  um  ihm  weiter  Unterweisung  der  Sache 
zu  thun. 

Nr.  4.  1492  März  20.  Zeris  Rost  an  Hz.  Wilhelm:  Die  von 
Honnef  und  das  Land  Löwenberg  sind  mir  jährlich  11  oberl.  G. 
»erflichs  geltz,  dae  sie  mir  etzliche  termine  versesse  schuldich  sint,« 
zu  zahlen  schuldig.  Nach  meiner  Verschreibung,  die  ich  auf  das 
Land  L.  wegen  der  Erbrente  habe,  darf  ich  bei  Säumigkeit  die  von 
Honnef  und  das  Land  L.  »ind  alle,  dei  darinnen  gehorich  sint,  mit 
geistlichem  ader  werentlichem  recht  anlangen,  dat   ich  u.  f.  g.  zo 
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willen  ind  zo  leve  in  gedolt  haven  resten  ind  bestain  laissen.«  Der 
Hz.  möchte  ihm  Bezahlung  auswirken. 

Nr.  5.  1492  Oktober  31.  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck: 
1492  Okt.  31  »ist  afscheit  .  .  .  vur  beider  hh.  van  Colne  ind 
Guilge  rede  zo  Colne  geweist,  dat  der  ban  ind  interdict,  so  van 
wegen  des  pastoirs  van  Sinzich  den  van  Zulpge  ind  anderen  da 
umblangs  zogevoigt,  upgeschuirzt  sal  werden  ind  dat  Wilhem  van 
Sinzich  ind  der  pastoir  vurs.«  Dienstag  nach  S.  Andreas  zu  Cöln 
»vur  beider  fursten  reden«  im  Predigerkloster  sein  sollen,  »de  gront- 
saiche  der  gebrechen  tuschen  Wilh.  ind  dem  pastoir  dan  eiginclich 
ind  grontlich  zo  verhoeren  ind  na  befinden  dainnen  zo  handelen. 
De  vurs.  partien  sullen  ouch  hibinnen  under  einander  understain 
sich  gutlich  zo  entscheiden;  wie  si  sulchs  doin,  ist  der  ander  bi- 
kompst  niet  van  noeden.  Herup  hait  der  official  de  upschurzonge 
des  bans  bis  na  dem  vurs.  daige  gedain  ind  Wilh.  van  Sinzich  as 
de  heuftsaiche  hait  gein  upschurzonge  moegen  erlangen  [!].  Ist 
Wilh.  van  Sinzich  up  vurs.  zit  zo  Colne  geschreven  ind  bescheiden.« 

Nr.  6:  zur  Burg  1493  Juni  4.  Hz.  Wilhelm  an  den  Richter 
von  Angermund:  Der  Priester  Joh.  Barber  hat  uns  angezeigt,  dass 
er  mit  dem  Stiefsohn  des  Christian  Hastein  »umb  erfs  ind  guetz 
wille  zo  doin  have«,  weshalb  der  letztere  ihn  »zo  Colne  mit  geist- 
ligen  rechten  understae  vurzonemen  ind  zo  besweren«.  Adressat 
soll  nun  mit  Christian  H.s  Stiefsohn  »sprechen,  in  unterrichten,  he 
sulgen  geistlich  recht  van  stont  afstelle.  Wir  willen  den  [!]  partien« 
sobald  als  möglich  »umb  ire  gebrechen  wille  vur  uns  ind  unse  rede 
doin  bescheiden  ind  de  dingen  stellen,  sich  billich  gebueren  [!].« 
Wenn  Christian  H.s  Stiefsohn  sich  »darzo  nit  verstain  noch  dat 
geistlich  recht  afstellen  wulde,«  so  soll  Adressat  alle  im  Amt  Anger- 
mund gelegenen  »guede«  desselben  »van  unser  wegen  in  verbot 
leigen,  in  der  nit  gebruichen  laissen,  bis  de  dingen  zor  billicheit 
geuissert  sin.« 

Nr.  7.  1493  Juni  6.  1493  Frohnleichnam  ist  dem  von  Reichen- 
stein Achterdechant  im  köln.  Dom  »de  schrift,  so  m.  g.  h.  den  reden 
zo  Colne  zo  hait  schicken  doin,  van  Kathr.  Wulfs  van  Gelinbach 
woenende  zo  Randenroide  an  s.  g.  gelangt,  vurgehalden  ind  der 
geistliger  besweronge,  durch  den  pastoir  van  Gelinbach  an  der  vurs. 
weduwen  guet  geschiet,  afzostellen  ind  mit  geburligen  rechten,  da 
de  gudere  gelegen,  genoegen  zo  laissen.  Hait  der  achterdechen  copie 
der  schrift  begert,  sich  darup  zo  bedenken;   wille  hie  m.  g.  h.  ein 


Digitized  by 


Google 


1496  Spt.  21  und  1499  Aug.  1.  223 

schriftlich  antwort  da  van  in  koirzem  verstain  laissen;  mit  verzalt, 
hie  si  in  der  saichen  ein  Roimsch  richter  sunder  sin  wissen  inhalt 
sinre  commissien  gemaicht;  wulde  sich  ungerne  in  dem  oeder  anderem 
tgeen  m.  g.  h.  oeder  s.  g.  undersaissen  anders  halden,  dan  eme  ge- 
bueren  sulde;  *ind  wes  he  m.  g.  h.  zo'  eren  ind  gefallen  gedoin 
mochte,  were  hie  ganz  geneigt  ind  gutwillich.  Ist  dem  achterdechen 
de  copie  wie  vurs.  oevergeven  etc.« 

Nr.  8.  Hambach  1496  Spt.  21.  Hz.  Wilhelm  an  einen  kölner 
Bürger:  Unser  Rat  Joh.  von  dem  Bongart  Erbkämmerer  von  Jülich 
hat  uns  mitgeteilt,  dass  du  ihn  mit  geistlichem  Rechte  vorgenommen 
hast.  Es  befremdet  uns  das,  »so  du  weist,  Joh.  vurs.  unse  rait  ind 
erfampt[lude]  ein  we  vurs.  ist.«  Adressat  möchte  dem  Joh.  die 
geistliche  Beschwerung  »aen  entgeltnuss  afstellen  ind,  so  du  iet  zo 
eme  zo  sprechen  haist,  in  dan  mit  geburlichem  rechten  under  uns 
vuraemen.  Wir  haldent  doch  darvur,  Joh.  vurs.  werde  sich  wail 
mit  dir  gutlich  verdragen.«  Adressat  möchte  dem  nicht  zugegen 
handeln,  »so  wir  dir  noch  niemantz  Verheugen  mögen,  de  unsere  mit 
sulgem  geistligem  rechten  zo  besweren.«  Und  obwohl  wir  vermuten, 
du  wirst  danach  handeln,  so  lass  uns  doch  darüber  schriftliche  Ant- 
wort zukommen,  um  dieselbe  dem  Joh.  »vort  vur  zo  doin  halden.« 

Nr.  9.  Hambach  1499  August  1.  Hz.  Wilhelm  an  den  Bischof 
von  Lüttich:  Die  Unterthanen  des  Amts  Geilenkirchen  klagen,  dass 
Unterthanen  des  Adressaten  aus  Wissem  [bei  Maaseyk]  sie  »mit 
geistliger  beswerung  .  .  .  vurgenoemen«  haben.  Der  Hz.  bittet 
nun  den  Bischof,  seinen  geistlichen  Richtern  »bevel  zo  doin,  de 
unsere  van  Geilenkirchen«  der  Beschwerung  »zo  entragen  ind  afzo- 
stellen.  So  des  umber  nit  gesin  mochte,  wir  doch  nit  vermeinen, 
asdan  de  sache  sonder  vortfaronge  beresten  zo  laissen,  bis  dat 
unser  beider  rede  .  .  .  bi  einander  koemen,  umb  .  .  .  dainnen 
grontlige  verhoeronge  zo  doin  ind  na  befinden  zo  stellen,  we  sich 
geboeren  sal.« 
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Anhang  IL 

Zur  Geschichte  der  landständischen 
Gerichtstage. 


In  ähnlicher  Weise  wie  vorhin  Materialien  zur  Geschichte  der 
geistlichen  Gerichtsbarkeit  teilen  wir  hier  Auszüge  aus  Korrespon- 
denzen über  ständische  Gerichtstage  (vgl.  oben  S.  124  ff.)  mit.  Sie 
stammen  ebenfalls  aus  den  Litteralien  (wo  nicht  etwas  anderes  aus- 
drücklich bemerkt  ist).  Übrigens  unterrichten  sie  zugleich  über 
andere  Fragen  der  Gerichtsverfassung  und  geben  auch  über  einige 
weitere  Punkte  Aufschluss. 

Nr.  1.  1423  August  15.  Dam  v.  Palant  Herr  zu  Rulant  an 
Hz.  Adolf  und  Joh.  v.  Loon:  Haben  ihm  geschrieben  wegen  »der 
gevangen  van  Aichen,  u.  gg.  die  weder  zo  geven  und  uch  die  ge- 
walt  und  overgrift  zo  keren,  äffe  dat  ich  zom  dage  kome  zo  Gulge 
vor  uer  ritterschaf«.  Hofft  nun,  »dat  ich  uch  geine  gewalt  noch 
overgrift  gedaen  en  hain«,  wie  sich  erfinden  soll;  hofft,  »dat  uch 
geinre  dage  darumb  noit  en  si  mit  mir  zo  leisten«.  Bittet,  ihn 
»der  sachen,  ansprachen  und  dage  zo  erlaissen«.  Kann  es  nicht 
sein,  so  will  er  gern  »komen  zo  Gulge  of  einen  dach  vor  uer 
ritterschaf  und  wüte  da  uer  broch  verhören,  den  u.  gg.  zo  mir 
meinen  zo  haben«. 

Nr.  2.  Hambach  [1426]  Novb.  30.  Hz.  von  JüL-Bg.  [Adolf] 
an  Räte,  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich:  Hat  erfahren,  dass 
Ulrich  von  Holtorp  die  dem  Conrad  von  der  Horst  gehörigen  Höfe 
zu  Ederen  und  Wilre  im  Amt  Jülich  gebrannt  hat,  und  zwar  hat 
er  das  gethan  »us  lande  des  van  Heinsberg,  die  [!]  he  in  sinre  ge- 
walt hait,  und  weder  darin«.  Da  nun  das  in  des  Hz.s  Landen 
nicht  geschehen  darf  »na  sulcher  verbrievonge,  der  vurs.  v.  Heins- 
berg und  wir  under  einander  und  ouch  uch  gegeven  hain«,  so  bittet 
der  Hz.  sie,  »in  darumb  und  anders,  des  wir  uns  van  eme  tgain 
uch  beclaget  hain,  zo  underwisen,  uns  richtonge  und  wandel  umb  [!] 
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zo  doin,  as  sich  dat  geburt«.  —  Hambach  zu  S.  Andreas  Apost. 
[ohne  Jahr]. 

Nr.  3.  Cöln  1427  Januar  18.  Erzb.  Dietrich  v.  Cöln,  Graf 
Ruprecht  v.  Virnenburg  »ind  die  ritterschaf  des  landes  van  Guilge, 
die  up  dese  zit  van  der  gemeinen  ritterschaf  ind  der  stede  des  landz 
v.  Guilge  gefoeget  sint  zo  desem  dage,  davan  herna  geschreven 
steit«,  thun  kund:  ,Sind  hier  in  Cöln  zusammengekommen,  um 
Hz.  Adolf,  Jghz.  Ruprecht  und  Joh.  v.  Loon-Heinsberg  gütlich  zu 
vereinigen;  es  ist  ihnen  jedoch  nicht  gelungen.  Haben  darum  mit 
jener  Herren  Zustimmung  zwischen  denselben  und  ihren  Landen 
und  Leuten  »ein  fruntlich  gelouflich  bestant«  bis  zu  Walpurg.  dauernd 
gemacht.  Wird  der  »bestant«  von  der  Herren  einem  »of  den  iren« 
gebrochen,  so  sollen  Erzb.  Dietrich,  Graf  Ruprecht  und  die  Ritterschaft 
»dat  besagen  zo  hoeve  ind  zo  dage  as  gewoenlich  is  zo  gesinnen 
des  herren,  dem  dat  bestant  oeverfaren  were.  Ind  wes  wir  ouch 
der  herren  einichen  also  beseechten,  dat  sal  hie  richten  ind 
keren  mit  der  name  of  mit  dem  werde  davur  dem  herren  of 
den  sinen,  den  dat  bestant  oeverfaren  were  ind  zogesacht  wurde«. 
Während  des  Bestandes  wollen  sie  versuchen,  die  Herren  gütlich  zu 
scheiden,  und  setzen  ihnen  dafür  einen  Tag  auf  Sonntag  nach  Ostern 
nach  Cöln.4 

Nr.  4.  1427  März  1.  Ulrich  v.  Houltorp  an  »die  eirbere 
ritterschaf t  des  lands  van  Guilge« :  Wie  er  »oft  uch  ind  anderen  in 
brieven  ind  ouch  montlich  .  . .  geclaigt«  hat,  dass  der  Hz.  v.  Jülich- 
Berg  ihm  Landrecht  und  Schöffenurteil  im  Lande  Jülich  geweigert 
und  ihn  »darenboven  mit  worden  geargwilliget  ho  an  mine  ere  tref- 
fende«, so  bittet  er  die  Adressaten  nochmals,  dass  sie  den  Hz.  unter- 
weisen möchten,  ihm  noch  Landrecht  und  Schöffenurteil  widerfahren 
zu  lassen.  Denn  was  heute  ihm,  könnte  morgen  ihnen  geschehen. 
Ist  die  Unterweisung  erfolglos,  so  möchten  sie  bedenken,  »dat  ich 
des  dicke  ind  vil  mit  brieven  ind  ouch  montlich  an  uch  ervordert 
ind  versocht  han,  ind  of  ich  dan  iet  darzu  gedoin  künde,  des  mir 
noit  were,  dat  mime  gelimpe  dat  wail  voegde  ind  mich  groisse  tref- 
liche  noit  darzu  drunge«.  —  Ferner  klagt  er  vor  ihnen  über  Ulrich 
v.  Mentzingen  »den  verreder  ind  veitfluchtigen  eerlosen  verzaeden 
boive,  der,  boven  dat  he  mir  gelegenre  dage,  eren  ind  rechts  uis- 
gegangen  is,  min  viant  worden  is  ind  zu  Hurte  geschedicht  ind  ge- 
brant  hait  uis  costen  [!]  mins  junkeren  van  dem  Berge  ind  uis  dem 
lande  van  Guilge,  darumb  ich  des  mins  bister  ind  rumich  mois  sin, 
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ind  he  sich  noch  in  dem  lande  van  Guilge  behilft  ind  van  eime 
sloss  zom  anderen  geleit  ind  gevoirt  wirt«,  was  nach  dem  Verbund 
zwischen  ,unseren  Herren'  nicht  sein  darf,  »ind  want  ich  ouch  alle- 
wege geboden  hatte  ere  ind  recht  bi  uch  van  ime  zo  nemen,  wes 
wir  onder  einander  gaends  [!]  hetten,  des  he  mir  doch  allis  uis- 
gegangen  is«.  Bittet  um  schriftliche  Antwort  nach  Heinsberg  in  die 
Herberge  »zom  Barde«. 

Nr.  6.  [1427]  Juni  17.  Derselbe  an  dieselbe:  Auf  ihr  früheres 
Schreiben  hat  er  ihnen  geantwortet.  Nun  haben  sie  ihm  wieder 
geschrieben  über  ein  Schreiben  des  Hz.s  von  Jtilich-Berg  an  sie. 
Antwortet  nun:  Nachdem  wir  in  Jülich  zwei  Herren  haben  und  mir 
der  Hz.  v.  Jtilich-Berg  »sweirlich  ind  ungenetlich  wedervelt  mit 
worden  ind  anderen  Sachen«,  während  ich  das  doch  nicht  verdient 
habe,  so  will  ich  doch  ,heute*  gern  »zo  eime  ungeverligen  gelegen 
dage  komen«,  den  ihr  mir  14  Tage  vorher  anzeigt,  vor  den  Herrn 
v.  Jülich-Heinsberg  »ind  raede  ind  gemeine  ritterschaft«  von  Jülich 
und  auf  dem  Tage  nehmen  und  geben,  was  der  Herr  v.  Jülich- 
Heinsberg,  Räte  und  gemeine  Ritterschaft  von  Jülich  »erkennen,  dat 
ich  van  eren  ind  van  rechtz  nemen  ind  geven«  soll.  »Mach  mir 
dis  allis  niet  gedien,  so  bidden  ich  uch  doch,  dat  ir  wail  duet  ind 
denkt  an  dat  gude  aide  herkomen  des  lantz  van  Gulge,  ind  of  ir 
deser  Sachen  rede  hoirt,  dat  ir  dan  in  dem  besten  vur  mich  sprecht 
ind  min  Sachen  in  geliehen  vort  brenget  ind  indenklich  laist  sin 
mine  geboede,  de  ich  vur  ind  na  geboeden  hain.*  —  Dienstag  nach 
S.  Veit  [ohne  Jahr]. 

Nr.  6.  Siegburg  1427  Juli  4.  Hz.  Adolf  an  die  Räte  Fram- 
bach  und  Simon  v.  Birgel:  »Als  ir  uns  und  unsme  neven  v.  Heins- 
berg geschreven  hait,  wie  ir  uns  bis  neisten  sondage  zo  echt  dagen 
zo  Birkestorp,  als  wir  dan  unser  ritterschaf  uns  lantz  v.  Guilge 
dar  bescheiden  haven,  eine  antwerde  sagen  willen  up  soliche  punten, 
als  wir  uch  haven  doin  schriven  antreffende  ure  wederpartien,«  so 
antwortet  Hz.  Adolf:  da  des  Herrn  von  Heinsberg  »frunde«  jetzt 
nicht  bei  ihm  (Adolf)  waren,  so  hat  er  der  Birgel  Brief  denen  ge- 
schickt, »und  wir  und  unse  neve  v.  Heinsberg  vurs.  haven  unser 
ritterschaf  uns  lantz  v.  Guilge  vurs.  up  die  vurg.  zit  bescheiden 
umb  sachen  wille  mit  in  zo  sprechen,  dabi  wir  ure  up  diese  zit 
niet  en  bedürfen.«  —  Bensberg  1427  Juli  8.  Derselbe  an  dieselben: 
,»Als  ir  uns  nu  geschreven  hait  begerende  uch  zo  gönnen  en  neisten 
sondage  up  den  dach  zo  Birkestorp  zo  komen,   als   wir  dan    unser 


Digitized  by 


Google 


1427  Juli  8  und  1434  Novb.  23.  227 

ritterschaf  uns  lantz  v.  Guilge  dar  bescheiden  hain,  und  ueh  van 
der  ritterschaf  niet  zo  scheiden,  dat  sich  umraer  niet  en  geboere, 
nadem  du  Frambach  ein  erfmarschalk  sist,  dich  besunder  van  lant- 
dagen  zo  scheiden.  .  .  .«,  darauf  antwortet  der  Hz.:  er  und  der 
von  Heinsberg  haben  »unser  ritterschaf  vurs.  en  neisten  sondage 
bescheiden,  umb  Sachen  mit  in  zo  oversprechen,  dabi  wir  uire  up 
diese  zit  niet  en  bedürfen,  m  maissen  wir  uch  dan  ouch  vur  haven 
doin  schriven.  Anders  en  wissen  wir  van  geinen  sunderlingen  lant- 
dagen.  Und  want  ouch«  des  Herrn  v.  Heinsberg  Räte  jetzt  nicht 
»bi  uns  en  waren«,  die  jedoch  bald  zu  uns  kommen  werden,  mit 
denen  wird  er  sich  auf  den  Brief  der  B.  besprechen.' 

Nr.  7.  Bensberg  1427  Juli  8.  Hz.  Adolf  an  den  Grafen 
v.  Virnenburg:  Der  Graf  hat  ihm  geschrieben  und  Kopien  der 
Briefe,  »so  uch  die  van  Birgel  und  ir  in  weder  geschreven,  gesant, 
damit  begerende,  uch  einen  kurzen  dach  zo  bescheiden,  da  wir  selve 
bi  gesin  können,  ure  Sachen  zo  verhoeren,  und  of  wir  dat  en  neisten 
sondage  zo  Birkestorp  gevoegen  moechten,  dat  ir  des  begerende 
weret«.  Nun  kann  der  Hz.  »niet  wail  geproven,  wie  wir  in  den 
dach  zo  bescheiden  komen  mochten,  na  dem  uns  die  van  Birgel 
niet  darumbe  gebeden  en  haint«.  Beliebt  es  jedoch  dem  Grafen, 
so  mag  er  »den  van  Birgel  den  dach  dar  schriven«,  da  der  Hz.  den 
nächsten  Donnerstag  in  Mülheim  sein  wird,  um  am  Freitag  ins  Land 
Jülich  nach  Hambach  zu  reiten,  »und  willen  gerne  einen«  den 
nächsten  Donnerstag  »zo  uch  zo  Coelne«  schicken,  »uch  en  vri- 
dage  .  .  .  zo  uns  in  dat  velt  zo  brengen«  und  mit  dem  Hz.  nach 
Hambach  zu  fuhren,  wohin  auch  die  Freunde  des  Herrn  v.  Heins- 
berg kommen  werden.  »Ist  dan,  dat  die  vurs.  v.  Birgel  den  dach 
en  sondage  zo  Birkestorp  mit  uch  upnement,  so  willen  wir  si  dan 
gerne  na  urme  raede  und  overmitz  frunde«  des  Herrn  v.  Heinsberg 
»zo  dem  dage  zo  komen  veligen,  des  wir  doch  bisher  niet  haven 
willen  doin  noch  in  gönnen  up  den  egen.  dach  bi  unse  ritterschaf 
zo  komen,  wiewail  si  des  begert,  so  si  vernomen,  dat  wir  unser 
ritterschaf  asdan  dar  bescheiden  haven.« 

Nr.  8.  Bensberg  1434  Novb.  23.  Hz.  Adolf  an  Joh.  v.Palant: 
Da  du  dem  Joh.  v.  Ruschenberg  »de  sine  afgefangen  ind  have  ind 
guet  genomen«  hast,  habe  ich  dich  zur  Restitution  aufgefordert; 
aber  vergeblich.  Da  »du  dan  undersaisse  bis  ind  unse  slos  Kerpen 
in  amptzgewise  van  unsen  wegen  innehais«  und  Joh.  v.  Ruschen- 
berg .  auch   unser  Untersasse   ist    und   du  jenes   gethan    hast    aus 
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unserm  Schloss  »ind  wedenimb  darin«,  was  ungebührlich  war,  so 
fordere  ich  dich  nochmals  zur  Restitution  auf.  Meinst  du  aber, 
»dat  du  des  niet  doin  en  sultz,«  so  fordere  ich  dich  auf,  »dat  du 
uns  darvur  doiss  vur  unsen  reden  ind  ritterschaf«  des  Landes 
Jülich,  »wes  du  uns  darumb  schuldich  sis  zo  doin«.  Verlange 
schriftliche  Antwort.  Antwortest  du  nicht,  so  »wulden  wir  de  ant- 
worde  an  uns  selven  nemen  ind  uns  dan  auch  vortan  dainne  richten, 
wie  uns  des  dan  noit  geburen  sulde«. 

Nr.  9.  1434  Dzb.  26.  Gerhard  von  Cleve  Graf  von  der  Mark 
an  Hz. .  Adolf:  Hat  früher  Wilh.  v.  Loon-Blankenheim  geschrieben, 
dass  er  ihn  (Gerhard)  in  Güte  lasse  zu  dem  Teil  des  Landes  Jülich, 
den  er  in  Händen  hat,  woran  Gerhard  »mit  geervet«  ist,  oder  dass 
er  »uns  darumb  dage  bescheiden  wolde  vur  u.  1.  inde  vur  ritteiv 
schap  inde  stede«  von  Jülich.  Hat  aber  noch  keine  Antwort 
erhalten.  Der  Hz.  möchte  ihn  nun  ersuchen,  dass  er  jenem  Gesuche 
nachkomme,  »want  wi  dat  liever  vur  u.  1.  inde«  vor  Ritterschaft 
und  Städten  von  Jülich  »nemen  willen  dan  vur  imande  anders«. 

Nr.  10.  1446  April  19.  Hz.  Gerhard  an  Räte,  Ritterschaft 
und  Städte  gemeinlich  der  Grafschaft  Ravensberg:  Lambert  v.  Be- 
vessen  und  Ludeke  Nagel  »unse  amptlude  unser  heirschaf  Ravens- 
berge«  und  Räte  haben  ihm  geschrieben,  dass  Friedrich  Bück  »sich 
des  Palsterkampes  underwunden  und  den  ingenomen  have«.  Da 
nun  die  Sache  den  Adressaten  kundig  sein  wird,  so  möchten  sie 
sich  darüber  unter  einander  besprechen  und  dem  Hz.  ihren  Rat 
mitteilen,  wie  er  sich  zu  halten  habe,  damit  er  wieder  »zo  dem 
slosse  zome  Palsterkampe  vurs.  in  behouf  der  kindere,  darzo  ge- 
hoeren«,  komme  »und  wir  und  unse  lande  davan  geinen  schaden 
noch  achterdeil  krigen«,  da  Adressaten  wohl  wissen,  wie  ihm  »dat- 
selve  sloss  und  kindere  vurs.  .  .  .  zo  verantwerden  steent,  ind  ouch 
nadem  wir  uns  lieven  raitz  und  getruen  h.  Wilhelms  v.  Nesselroede 
ritters  etc.  in  den  Sachen  darane  treffende  alzit  zo  eren  und  rechte 
mechtich  geweist  und  noch  sin«.  Möchte  hierin  so  handeln,  »als 
ir  woulden,  dat  bi  uch  geschege,  da  ure  einchen  of  uren  kinderen 
des  in  solicher  maissen  noit  geburde«. 

Nr.  11.  1476  Juni  28.  Joh.  Hurt  v.  Schoeneck  der  alte  an 
Erbmarschall  Nit:  Ich  lasse  dich  Engelbrecht  Nit  von  Birgel,  der 
du  dich  schreibst  Ritter  und  Erbmarschall  des  Landes  Jülich,  wissen 
»nae  lüde  dins  handeis  ind  miner  vurschrift,  das  ich  dir  diner 
Bachen  halven  ind  anderem  [1]  nae  dime  ungeburlichen  vurnemen 


Digitized  by 


Google 


1485  Spt.  25  und  1490  Okt.  25.  229 

ind  handel  gestalt .  ind  hergangen  sachen  dir  [!]  den  uisdrach  dan 
ufrichtlich  geboeden,  gesonnen  ind  geschreven  hain  vurzokomen 
zo  dage  an  ind  vur«  den  Hz.  »ind  siner  hogenaeden  raet  ind 
erkentenis  minlich  ader  richtlich  etc.  mit  dir  nemen  ind  zo  geven 
nae  unser  ieder  siden  Schriften,  reden  ind  wederreden,  wuchs  ich 
dir  noch  also  hude  bi  dage  gehoirsam,  willich  ind  gevolchlich  des- 
halven  bin,  ind  desselven  gelichs  du  vort  verstees,  sich  deshalven 
ouch  geburt  nae  vurg.  dir  des  gehoirsam  ind  gevolg  zo  sin  in  alle 
der  vurg.  maissen  zo  gelegenen  dagen  mit  dir  vurzokomen  vur  den 
lantdrossen  des  lantz  v.  Guilg  ind  vur  ein  zale  van  ritterschaft  des- 
selven lantz,  nemelich  zo  vier  ader  VI  unpartilich,  derselve  lantdross 
zo  sich  deshalven  nemen  wirt,  daroever  ouch  in  vurg.  maissen  er- 
kennen ind  sprechen  zo  laissen,  wess  sich  deshalven  in  aller 
billicheit  ind  moechlicheit  geburt.  Ind  meinen,  dat  dir  herboeven  niet 
gebure  noch  geburlich  zo  doin  sin  sulle,  mich  of  mine  bürgen  furder 
zo  manen,  zo  drengen  of  schaden  anzodoin.  .  .  .  Versloechs  du 
mir  dissen  vurg.  uisdrach  .  .  .,  muest  ich  dat  wail  bi  anderem 
dime  unvoechlichen  ...  ind  unbillichen  dins  geweltlich  vurnemens 
zo  siner  zit  ind  dime  werde  anstain  laissen  ind  vort  raet  alsdan 
deshalven  miner  guede  vrunde  nemen«. 

Nr.  12.  Bensberg  i486  September  25.  Hz.  Wilhelm  an  des 
verstorbenen  Dietrich  und  des  verstorbenen  Lutter  Stail  Söhne: 
»Wir  bescheiden  dich«  zu  Mittwoch  nach  S.  Remigius  [also  zu 
Okt.  5]  zu  9  Uhr  vormittags  »bi  uns,  unsen  reden  ind  ritterschaffen 
gemeinlich  uns  lantz  van  dem  Berge  alhi  zo  Beiisbur  zo  sin,  umb 
der  gebrechen  wille  tuschen  u.  1.  raide  ind  getruen  h.  Bertram 
v.  Nesselroede  h.  zo  Erenstein  ritter  unsem«  Erbmarschall  des 
Landes  Berg,  »dir,  dinem  broder  ind  Lutter  Staus  sei.  soenen  be- 
ieigen«. 

Nr.  13.  Hambach  1490  Oktober  25.  Hz.  Wilhelm  an  die  z.  Z. 
in  Ravensberg    anwesenden  Räte:    Antwort   auf   »uire  schritt«.1) 

l)  Man  möchte  vermuten,  dass  hiermit  das  folgende  Schreiben 
(Nr.  14)  gemeint  ist.  Allein  dem  steht  das  Datum  entgegen  (Nr.  13: 
Montag  nach  S.  Severin,  Nr.  14?:  Abend  vor  Simon  und  Judas). 
Wenn  nicht  ein  Schreibfehler  im  Datum  steckt,  so  dürfte  die  vorhandene 
Schwierigkeit  durch  die  Annahme  zu  lösen  sein,  dass  die  Räte  schon 
vor  Okt.  25  einmal  an  den  Hz.  geschrieben  und  dann  das  Schreiben  von 
Okt.  27  abgesandt  haben,  ehe  sie  seinen  Brief  von  Okt.  25  erhalten 
hatten. 
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Gerhard  Ledeburs  Vornehmen  befremdet  uns  sehr,  Adressaten  sollen 
»mitsampt  unsen  reden  da  zo  lande  de  dingen  ind  gelegenheit  unsen 
ritterschaften  gemeinlich  daselfs  zovoirhin  vurhalden  ind  zorkennen 
geven,  in  deselve  unse  meinonge  ind  vurnemen  tgeen  G.,  we  he 
sich  anders  dan  geburlich  in  den  Sachen,  as  he  bisher  gedain 
hait,  halden  wurde  [!],  vurgeven,  darup  rait  ind  spraiche  des- 
halven  mit  den  unseren  haven,  G.  zo  gehoirsamheit  zo  brengen, 
sinre  gebrechen  vur  uns  as  vur  sinen  rechten  lantfursten  ind  heren 
zor  uisdracht  zo  verbliven  [!].  Wut  ir  dese  dingen  vorder  ind 
wider  betrachten  ind  oeverlegen,  dan  wir  uch  sust  doin  schriven 
können,  wabi  wir  deshalven  niet  gesmelicht  werden,  so  wir  G. 
noch  nimantz  anders  den  unseren  der  oeder  dergelichen  zo  Ver- 
heugen gedenken«. 

Nr.  14.  1490  Oktober  27.  Des  Hz.s  Räte,  die  von  seinet- 
wegen jetzt  zum  Sparenberg  sind,  an  den  Hz.:  Haben,  als  sie  hier- 
her nach  Ravensberg  kamen,  erfahren,  dass  Gebrechen  zwischen 
dem  Rat  und  Amtmann  Joh.  Nagel  und  dessen  Bruder  Ludeke  einer- 
seits und  Gerhard  Ledebur  andererseits  bestehen,  indem  Gerhard 
jene  beiden  »swerlich  an  ire  ere  ind  gelimp  hoichlich  treffende  be- 
schuldicht« hat.  »Haven  wir  daromme  ind  so  de  partien  zo  allen 
deilen  u.  f.  g.  rede,  dener,  amptluide  ind  undersaissen  sin,  umb 
alles  besten  wille  denselven  gutlich  dach  van  weigen  u.  f.  g.  vur 
uns«  nach  Bielefeld  »doin  bescheiden«.  Die  Nagel  sind  auch,  ob- 
wohl sie  Gerhard  »der  geschichte  halven  mit  gerichtzhandel  vur- 
genoemen  hadden«,  des  Tages  »gutwillinclich  ingegangen«;  aber 
Gerhard  hat  »den  dach  afgeschreven«.  Da  nun  »deser  handel  der 
Negele  vurs.  lif,  guet,  ere  ind  gelimp«  betrifft  und  sie  sich  un- 
schuldig bekennen  und  »in  dem  ernsten  upsatze,  G.  hertelich  ind 
scherplich  mit  irem  angehaven  rechten  daromme  zo  verfoulgen,  ind 
in  meinonge  sin,  ouch  sust  vorder  mit  eme  vurzonemen,  wabi  men 
seige  ind  verneme,  si  gerne  ire  ere  ind  gelimp  verantwerden 
wulden«,  da  aber  Gerhard  »unse  dachbescheidonge[n  ?]  .  .  .  na 
sinre  gewoenheit  allet  afschrift«,  so  ist  zu  besorgen,  dass  »vorder 
swairheit,  last  ind  Unwille  danaf  entstain«  könnte,  »dat  u.  f.  g.  na 
alre  gelegenheit  nit  wail  lidlich  noch  zozolaissen  stoende«.  Bitten 
deshalb  um  Instruktion.  Schlagen  vor,  »dat  men«  die  Nagel  »mit 
irem  angehaven  rechten,  umb  ire  ere  ind  gelimp  sovil  zo  verant- 
werden, vortfaeren  ind  verfoulgen  liesse  ind,  of  si  G.  verfoulgden 
ind  erwonnen,  men  dan  de  partien  van  u.  g.  wegen  zo  allen  deilen 
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verboede  de  hende  zo  halden  ind  ire  egein  gewalt  an  den  an- 
deren zo  leigen  noch  zo  keren,  so  u.  f.  g.  as  der  lantfurst  ind  herre 
de  dingen  grontlich  verhoeren  ind  dan  rechtferdigen  ind  stellen 
wulden,  as  sich  na  verhandel  [!]  der  saichen  geboeren  sulde«. 

Nr.  15.  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck,  1490  [vor  Dzb.  10]: 
»Allen  reden,  ritterschaften,  amptluiden,  steden  gemeinlich  ind 
etligen  anderen  undersaissen  des  lantz  v.  Guilge  sint  [!]  zo  Duiren 
vur  m.  g.  h.  bescheiden«  zu  Freitag  nach  Mar.  concept.  [Dzb.  10] 
»umb  der  worde  wille  oevel  oever  den  marschalk  h.  Heinrich  etc. 
gedieht.« 

Nr.  16.  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck,  1491  [vor  Januar  13]: 
»Item  rede  gemeinlich  ind  etligen  van  den  ritterschaften  beider 
lande  Guilge  ind  Berge  sint  zo  Hamboich  bescheiden«  Donnerstag 
nach  h.  drei  Kön.  »Zo  gedenken,  as  de  rede  ind  ritterschaften  zo 
H.  up  vurs.  zit  koemen,  zo  gemanen,  mit  Wilhem  van  Gertzen  [am 
Rande  Sinzich  genannt]  zo  sprechen  beroerende  sine  luide,  de  vast 
blies,  isers  ind  andere  war  an  sich  laiden  ind  vur  mins  g.  h.  tollen 
tolfri  damit  hin  faeren,  des  s.  g.  nit  gestaiden  wille  vorder  dan  ein 
jeder  selfs  eigen  guet  [!].  Ouch,  as  de  rede  ind  ritterschaften  up 
vurs.  zit  zo  H.  koemen,  dan  zo  gemanen,  mit  Hermann  Hosteden  zo 
sprechen  antr.  den  vait  van  Broiehe.« 

Nr.  17.  1491  Oktober  12..  Richard  Hurte  v.  Schonecke  an 
den  Hz.:  Das  Schloss  Eschweiler  ist  sein  mütterliches  Gut.  Auch 
hat  »min  vader  sich  verändert«,  und  hätte  er  deshalb  »der  gueder . . . 
schichtonge  ind  deilonge  ind  van  der  zit  sinre  veranderonge  rechen- 
schaft«  thun  sollen,  »des  an  iem  niet  zo  erlangen  geweist«.  Thut 
sein  Vater  das  noch,  so  ist  Richard  bereit,  vor  dem  Hz.  und  seinen 
Räten  seines  Vaters  Klage  zu  hören.  Vertraut,  der  Hz.  werde  seinen 
Vater  unterweisen,  dass  er  »sich  gen  minen  broederen  ind  mich 
hakten  wille  durch  sine  veranderonge,  as  sich  sulchs  imme  reichten 
ind  [!]  uire  gnaden  ritterschaft  ind  undersaissen  gebuert,  wairbi  ich 
uren  gnaden  des  de  vorder  zo  dienen  have«.  1491  Oktober  28: 
Hz.  an  Richard  Hurte:  Soll  gegen  seinen  Vater  Joh.  betreffs  des 
Schlosses  Eschw.,  das  »du  ingenoemen  haist,  vur  uns  selfs,  unse 
rede  ind  deils  unser  ritterschaft«  des  Landes  Jülich  nach  Düren 
Nov.  14  kommen,  »de  gebrechen  davan  zo  hoeren  ind  de  na  be- 
vinden  zo  stellen,  ouch  uns  dainnen  zo  halden,  as  uns  gebueren 
sal«.  —  Gleiches  Schreiben  an  Joh.,  mit  dem  Zusatz:  soll  ,seine 
Schrift  und  Klage  seinen  Sohn  betreffend'  mitbringen.   Es  sind  nach 
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Düren  berufen:  10  Räte  und  8  von  der  Ritterschaft.  In  einem 
hierher  gehörigen  Briefe  sagt  der  Hz.,  Richard  habe  zu  seiner  Hand- 
ung gegen  seinen  Vater  keine  Veranlassung  gehabt,  da  »eme  noch 
niemantz  in  unsen  landen  rechtz  geweigert  wirdet».  —  1491  Novb.  14 
thut  Hz.  W.  kund:  Hat  heute  hier  in  Düren  »vur  uns  selfs,  unse 
rede  [ind]  deils  unse  ritterschaft«  v.  Jülich  die  beiden  Parteien 
verhört  und  Richard  »darzo  vermocht«,  seinem  Vater  das  Haus 
Eschw.  sogleich  zu  übergeben.  »Ind  sullen«  Joh.  und  Richard 
»mit  sinen  mitgedelingen«  Mittwoch  nach  S.  Cäcilien  [d.  i. 
Novb.  23]  1  Uhr  nachmittags  »vur  unsen  reden  ind  heuftgericht 
in  unser  stat  Guilge  sin,  deselve  ire  gebrechen  mit  anspraichen, 
antworden  ind  allem  bescheide,  wie  sich  dat  daselfs  van  recht 
geburt,  vur  den  updoin«  und  daselbst  Recht  nehmen  und  geben. 
»Ind  wes  also  oevermitz  unse  rede  ind  heuftgericht  in  der  saichen 
mit  recht  gesprochen  wirdet,«  dem  haben  beide  Parteien  »uns  ge- 
loeft«  ohne  Widerrede  nachzukommen.  Wenn  aber  eine  Partei  »dem 
bescheiden  rechtdaige  ind  desgienen,  also  durch  unse  rede  ind  heuft- 
gericht mit  recht  in  der  saichen  gesprochen  wurde«,  nicht  nach- 
kommt, so  fallen  alle  in  unseren  Landen  [also  auch  in  Berg?]  ge- 
legenen Güter  und  Renten  derselben  der  anderen  Partei  zu.  »Doch 
hain  wir  der  partien  bewentenisse  angesien  ind  in  mit  gnaiden  zo- 
gelaissen,  dat  si  sich  tuschen  dem  bescheiden  rechtdaige  gutligen 
entscheiden  moigen;  ind  wan  si  gutligen  entscheiden,  sullen  si  diss 
anlaiss  unverbunden  sin.  Allet  uisbehalden  desgienen,  uns  hiinnen 
verbracht  ader  missdaen  ist«. 

Nr.  18.  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck,  1492:  Der  röm. 
König  »sal«  seine  »vrunde  zo  Bercheim  haven«  Freitag  Abend 
nach  S.  Hubert,  um  von  dem  Hz.  »alda  antwort  zo  entfangen  up 
de  begerde  des  dienstzt,  de  koe.  w.  an  m.  g.  h.  gelangt,  dat  s.  g. 
der  koe.  w.  mit  300  perden  dienen  weulde.  Item  hait  m.  g.  h. 
s.  g.  rede  gemeinlich  ind  etligen  der  ritterschaft  slantz  v.  Guilge  zo 
Bercheim  bescheiden«  auf  Mittwoch  nach  S.  Hubert  »umb  saichen, 
m.  g.  h.  ind  s.  g.  lande  mirklich  anlangen  ind  ouch  umb  etliger 
partien  wille,  m.  g.  h.  dan  dar  haven  doin  bescheiden,  da  wail  ver- 
neinen sullen.  De  van  der  ritterschaft  slantz  Guilge  sint  dese  herna 
benant«  [11  an  der  Zahl].  —  Auf  Freitag  nach  S.  Hubert  so  früh 
als  möglich  am  Vormittag  »sint  de  rede  gemeinlich  ind  etligen  van 
der  ritterschaft  slantz  Berge«  nach  Bergheim  beschieden  »umb 
saichen  wille  m.  g.  h.  ind  s.  g.  lande  mirklich  anlangende,   asdan 
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da  wail  verneinen  sullen«  [von  der  bergischen  Ritterschaft  8].  — 
Joh.  v.  Hompesch  und  Karl  v.  Meternich  ist  ein  »dach  vur  m.  g.  h. 
selfs  ind  s.  g.  rede,  ritterschaft  slantz  Guilge«  zu  Bergheim  auf 
Mittwoch  nach  S.  Hubert  gesetzt,  um  am  Donnerstag  »durch  m.  g.  h. 
ind  de  gem.  rede,  ritterschaft  reden  ind  wederreden  zo  hoeren  ind 
dan  in  den  sachen  zo  handelen,  as  sich  na  gelegenheit  geboeren 
sal«.  Ferner  sind  Karl  v.  M.  und  die  Witwe  Johanns  v.  Schoen- 
rode  auf  Donnerstag  nach  S.  Hubert  vor  .  .  .  beschieden,  »umb 
asdan  alda  ire  beider  gebrechen  grontlich  verhoirt  ind  na  befinden 
geburlich  gestalt  zo  werden.8)  [Ist  afscheit  up  vurs.  zit«,  von  heute 
Donnerstag  über  6  Wochen  und  3  Tage  »berait  sal  haven  up  dat 
anlangen  ind  verbiedonge  van  der  weduwen  up  desem  daige  ge- 
scheit .  .  .,  dabinnen  m.  g.  h.  ein  [!]  schriftlich  verstain  zo  laissen, 
ind  s.  g.  dan  der  weduwen  vort  oeverschriven  wille  ind  s.  g.  sich 
ouch  dan  as  der  lantfurst  dainnen  zohalden.«  (Dies  eingeklammerte 
später  hinzugefügt.)]  Weiter  werden  noch  zwei  Adlige  »vur  m.g.  h. 
selfs  ind  s.  g.  rede  ind  ritterschaft  slantz  Guilge«  beschieden.  End- 
lich werden  Philipp  v.  Houltz  und  Heinrich  Ruiter  vor  .  .  .  auf 
Donnerstag  beschieden,  »umb  asdan  alda  ire  beider  gebrechen 
grontlich  verhoirt  ind  na  befinden  geburlich  gestalt  zo  werden.  Ist 
afscheit  des  vurs.  daichs,  dat  m.  g.  h.«  die  Parteien  »ant  heuft  zo 
Guilge  umb  ire  samen  gebrechen  wille  zo  rechte  gestalt  ind  in  einen 
dach  benant«,  nämlich  zu  S.  Elisabeth.  »Ist  sulchs  ouch  schoul- 
teiss  ind  scheffen  zo  Guilge  geschreven.« 

Nr.  19.  1499  Juli  31.  Adrian  v.  Nesselraede  an  Hz.  Wil- 
helm: Der  Hz.  mit  seinen  Räten  und  der  Ritterschaft  des  Lahdes 
Jülich  hat  »eine  vereinonge  gemacht  gebreche  halfen«  zwischen  dem 
Abt  von  Cornelimünster  und  mir,  »mine  pantschaft  beroerende«. 
Der  Hz.  möchte  den  Abt  anhalten,  der  Vereinigung  ohne  Verzug 
nachzukommen. 


*)  Zu  diesem  Tage  liegt  noch  eine  besondere  Ladung  des  Hz.s  an  die 
Junfer  von  Virnenburg  d.  d.  Nideggen  .1492  Montag  nach  Simon  u.  Jud. 
(Litter.,  Cpt.)  -vor:  ,»Wir  bescheiden  uch«  wegen  der  Gebrechen  zwischen 
euch  und  Godart  v.  Harve  »vur  uns  selfs  ind  unse  rede  ind  ritterschaft« 
des  Landes  Jülich  in  die  Stadt  Bergheim  auf  Donnerstag  nach  S.  Hubert, 
»umb  da  asdan  uire  beider  gebrechen  grontlich  verhoirt  ind  na  befinden 
geburlich  gestalt  zo  werden«.  Adressatin  solle  nicht  ausbleiben.  G.  v.  H. 
ist  in  gleicher  Weise  geschrieben.' 
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Nr.  20.  Memorialien  des  Kanzlers  Lunynck,  1514  Sept.  25 
[s.  oben  Kap.  I,  Anm.  38]:  »So  as  irtom  ind  wederwerdicheit  sich 
hibevoir  begeven  hant«  zwischen  den  hzgl.  Räten  einerseits  [ob  blos 
jülicher  Räten,  nicht  gesagt]  und  Engelbert  Hurt  Erbmarschall  »zo- 
sampt  etligen  anderen  ritterschaften  des  lantz  v.  Guilge«  anderer- 
seits, haben  Hzogin  Sibylla  und  Hz.  Johann  in  eigener  Person  heute 
hier  zu  Jülich  zwischen  den  beiden  Parteien  »gutlige  handelonge 
gehat,  also  dat  de  partien«  ihren  Streit  »an  beide  u.  g.  fraue  ind 
h.  vurg.  gestalt  ind  overgeven  hain,  mit  dem  underscheide,  dat  zo 
der  neister  bikompst  ind  bescheidonge,  de  u.  g.  h.  s.  f.  g.  ritter- 
schaften ind  lantschaften  doin  wirdet,  asdan  s.  f.  g.  verschaffen  sal 
der  smehonge  halven,  so  sich  beide  vurg.  deile  angezoegen  hant, 
ire  alre  ere  bewart  werde,  so  s.  f.  g.  si  alsamen  vur  getrue  rede, 
ritterschaften  ind  underdanen,  ouch  unschuldich  einiger  beschul- 
dongen  halde.  Ind  damit  sullen  van  nu  vortan  de  ged.  partien  alle 
der  vurg.  irtom  ind  wederwerdicheit  gutlich  ind  vruntlich  gesucht, 
vereinicht  ind  entscheiden  sin  ind  bliven,  ind  mallich  sal  dem 
anderen  doin,  vort  vruntlich  ind  lieflich  under  einanderen 
halden  ind  leven,  as  vur  der  irronge  geschien  ist,  beheltlich  in 
allem  obgeroirten  gedachtem  u.  g.  h.  as  dem  lantfursten  s.  f.  g. 
hoecheit  ind  obericheit.« 

Nr.  21.  Burg  1514  Oktober  27.  Hzl.  Erlass  an  die  Räte  v. 
Jülich  (K.,  Caps.  1,  Nr.  2,  fol.  122,  Cpt.):  Adressat  soll  sich  Mon- 
tag nach  Martini  gegen  Abend  »bi  anderen  unsen  reden,  etligen 
unsen  ritterschaften  ind  stedefrunden«  von  Jülich  um  gewisser 
Sachen  »uns  ind  unse  lande  mirklich  anlangen«  willen  nach  Ham- 
bach  begeben.  Am  folgenden  Dienstag,  wenn  die  Angelegenheit  in 
Hambach  erledigt  ist,  möge  er  von  da  nach  Jülich  reiten  »uf  einen 
dach,  wir  uf  deselve  zit  zo  2  uiren  namitdage  vur  unse  rede  ind 
ritterschaft  vurg.  .  .  .  Wilhem  ind  Winrich  van  Gertzen  gebroedere 
zo  Guilge  vurs.  hain  doin  beschiden«. 

Nr.  22.  1518  Januar  31.  Kanzler  Wilh.  Lunynck  an  Mar- 
schall Lutzenrat  (z.  T.)  (J.-B.,  FS.,  Nr.  9,  fol.  86,  eighd.  Ccpt.): 
Die  Stadt  Köln  hat  schriftlich  und  mündlich  den  Räten  und  Ritter- 
schaften hier  geklagt,  dass  drei  ihrer  Bürger  im  Lande  Berg  im 
Amt  Porz  bei  Oerbach  »van  etligen  gegriffen  ind  verfoert  worden 
sin.  So  ist  durch  rait  ind  guetbedunken  der  rede  ind  ritterschaften 
van  wegen  mins  g.  1.  h.  etligen  amptluiden  derhalven  gescreven, 
we    ir    vernemen    in    copien   heringelacht«.      Ferner   hat    Rutger 
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v.  Schoeler  »over  de  laiten  zo  Schoeler  reden  ind  ritterschaften 
sere  sweirlich  geklagt,  so  dat  de  ritterschaft  under  vast  vilen  worden 
bedoecht  hait,  derhalven  van  wegen  mins  g.  h.  dem  bewerer  zo 
Solingen  gescreven  werde«.  Heinrich  v.  Ossenberg  hat  sehr  über 
die  von  Hontscheit  und  Bornhuis  geklagt.  Deshalb  haben  Räte  und 
Ritterschaft  Hontscheit  und  Bornhuis  von  hier  darüber  geschrieben. 
Joh.  v.  Zwivel  zu  Wissen  hat  den  Räten  und  Ritterschaften  über 
Volmer  v.  der  Leien  geklagt.  »Haven  de  rede  ind  ritterschaften 
derhalven  demselven  Volmer  van  hinnen  geschreven  luide  ouch  bi- 
gelachter  copien  ind  sulde  noch  van  wegen  mins  g.  h.  Volmer  da- 
van  gescreven  ind  der  dach  zo  Duitze  benant  werden.  .  .  .« 
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Die  Entstehung  des  geldrischen  Erbfolge- 
streites (die  geldrische  Erbfrage). 

1537  Dezember  12  — 1539  April  30  (Nr.  1-17). 


Der  geldrische  Erbfolgekrieg  ging  aus  den  entgegengesetzten  An- 
sprüchen des  jülicher  und  des  burgundischen  Fürstenhauses  hervor.  Die 
jülicher  Ansprüche  beruhten  auf  der  Verwandtschaft  und  einem  Erbfolge- 
vertrag. Als  im  Jahre  1423  Herzog  Reinald  von  Jülich-Geldern  starb, 
war  sein  Bruderssohn  Adolf  Herzog  von  Berg  der  nächste  Verwandte  in 
männlicher  Linie.  Wie  dessen  Erbrecht  in  Jülich  denn  auch  verwirklicht 
wurde,  so  wurde  es  in  Bezug  auf  Geldern  wenigstens  anerkannt,  indem 
Adolf  im  Jahre  1425  durch  König  Siegmund '),  sein  Nachfolger  und 
Bruderssohn  Gerhard  im  Jahre  1442  durch  König  Friedrich  III.2)  mit 
Geldern  belehnt  wurde.  Thatsächlich  vermochten  die  jülicher  Fürsten 
ihr  Erbrecht  freilich  nicht  geltend  zu  machen,  da  die  von  Reinaids 
Schwester  und  Schwestertochter  abstammenden  Mitglieder  des  Hauses 
Egmond  Geldern  in  Besitz  zu  nehmen  wussten.  Gegen  Ende  der  Re- 
gierung Herzog  Johanns  erinnerte  man  sich  indessen  wieder  der  alten 
Ansprüche  auf  Geldern,  als  man  mit  dem  letzten  Egmond  einen  sogleich 
näher  zu  besprechenden  Erbvertrag  schloss.  Das  Recht  des  Hauses 
Burgund,  vertreten  durch  Karl  V.,  ging  namentlich  auf  einen  im  Jahre 
1473  geschlossenen  Vertrag  zurück,  in  welchem  Herzog  Gerhard  von 
Jülich-Berg  dem  Vorfahren  Karls  V.,  Herzog  Karl  von  Burgund,  seine 
geldrischen  Ansprüche  für  80000  Gulden  übertragen  hatte.8) 

Ein  Urteil  darüber,  auf  welcher  Seite  das  beste  Recht  in  dieser 
Frage  war,   zu  gewinnen  ist  nicht  leicht.4)     Indem  wir  im  allgemeinen 

»)  Lac.  Arch.  IV,  242. 

*)  A.  a.  O.  266. 

8)  A.  a.  O.  287,  290,  294  und  V,  158.     Lac.  ÜB.  IV,  8.  460  Anm. 

4)  Zahlreiche  Urkunden  und  historische  Ausführungen  (von  der  Hand  Oli- 
slegers)  über  die  geldrische  Erbfrage,  zusammengestellt  aus  Anlas«  des  Erbfolge- 
streites, sind  in  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  53  enthalten. 
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auf  die  Erörterungen,  welche  die  streitenden  Parteien  selbst  geführt 
haben, !)  verweisen,  heben  wir  hier  nur  das  wesentlichste  hervor.  Zu- 
nächst muss  das  Anrecht  des  jülich-bergischen  Herzogshauses  auf  Gel- 
dern bis  1473  als  zweifellos  bezeichnet  werden;  wenn  Adolf  von  Berg 
1423  von  Rechts  wegen  in  Jülich  succedierte,  so  musste  ihm  genau  mit 
demselben  Rechte  auch  Geldern  zufallen.  Über  die  Giltigkeit  oder  Un- 
giltigkeit  des  Cessionsvertrages  von  1473  wird  man  kaum  ins  klare 
kommen.  Von  jülicher  Seite  werden  gegen  ihn  nicht  verächtliche  Ein- 
wände erhoben.  *)  Andererseits  würden  dieselben  wohl  nichts  bedeuten, 
wenn  sich  erweisen  Hesse,  dass  die  jülicher  Herzoge  in  der  Zeit  von 
1473  bis  1537  von  der  Giltigkeit  der  Gession  überzeugt  gewesen  sind.3) 
Äusserungen,   die  darauf  schliessen  lassen,  liegen    allerdings  vor.4) 

Die  beiderseitigen  Auffassungen  der  Rechtsfrage,  die  wir  eben  be- 
trachtet haben,  trafen  in  einem  Punkte  zusammen,  in  der  Anknüpfung 
der  Ansprüche  an  das  Recht  Reinaids  und  seiner  männlichen  Verwandten : 
die  Inhaber  Gelderns  aus  dem  Hause  Egmond  wurden  als  Usurpatoren 
angesehen.  Andererseits  leitete  man  aber  daneben  doch  auch  aus  dem 
Besitzrecht  dieses  Hauses  Rechtsansprüche  her.  So  that  es,  nicht  gerade 
mit  grossem  Eifer,  Herzog  Anton  von  Lothringen,  dessen  Mutter  Philippa 
die  Schwester  des  kinderlosen 5)  Herzogs  Karl  von  Geldern  war.  Indessen 
auch  Burgiind,  durch  die  Verträge  von  Gorkum  (1528)  und  Grave 
(1536),  in  welchen  Karl  von  Geldern  dem  Kaiser  Karl  V.  die  Succession 
zugestehen  musste,6)  und  ebenso  Jülich,  durch  den  erwähnten  Erb- 
vertrag, fügten  zu  jenen  alten  Ansprüchen  Zusicherungen  des  letzten 
Egmond. 

Wenn  wir  diese  Rechtstitel  neueren  Ursprungs  mit  einander  ver- 
gleichen,   so    fehlte    den    Verträgen    von    Gorkum    und    Grave    wohl    die 

*)  S.  namentlich  Nr.  9. 

*)  S.  Nr.  9  and  Nr.  67  (Anm.).  Die  geldrischen  Stande  wenden  gegen  die 
Giltigkeit  des  Cessionsvertrages  ein,  dass  er  ohne  ihre  Zustimmung  geschlossen 
sei.     8.  unten  S.  258  Anm.  1. 

*)  Man  darf  für  die  Giltigkeit  der  Cession  freilich  nicht  anführen,  dass 
Herzog  Gerhard  und  seine  Nachfolger  nach  1473  sich  nicht  den  Titel  «Herzog  von 
Geldern1  beilegen.  Denn  das  tbat  Herzog  Gerhard  auch  vor  1473  nur  ausnahms- 
weise (im  Gegensatz  zu  Arnold  und  Karl  von  Egmond,  weiche  sich  beständig 
»Herzog  von  Geldern  und  Jülich1  nennen).  Die  jülicher  Herzoge  waren  in  der 
Zeit  von  1423  bis  1537  kaum  jemals  in  der  Lage,  an  eine  Verwirklichung  ihrer 
Ansprüche  auf  Geldern  denken  zu  können,  während  sie  umgekehrt  dauernd  be- 
sorgt sein  mnssten,  dass  ihnen  Jülich  von  den  geldrischen  Herzogen  entrissen 
wurde.  Sie  wollten  nun  offenbar  den  letzteren  nicht  durch  die  .Führung  des 
Titels  ,Herzog  von  Geldern4  Anstoss  geben. 

4)  S.  oben  8.  179  Anm.  11  und  8.  181  Anm.  13. 

5)  Uneheliche  Kinder  hatte  der  Hz.  von  Geldern  freilich  mehrere. 

*)  Henne  IV,  193;  VI,  155.  Gedruckt  sind  die  Verträge  von  Gorkum  und 
Grave  z.  B.  im  Recueil  des  traitez  (Amsterdam  1700)  II,  S.  657a  und  663a. 
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Rechtskraft.  Erinnern  wir  uns,  dass  das  15.  und  das  16.  Jahrhundert 
die  Zeit  der  Blüte  der  landständischen  Macht  sind.  Speciell  in  Geldern 
waren  die  Stände  sehr  einflussreich :  ohne  ihre  Zustimmung  durfte  keine 
Gebietsveräusserung  erfolgen. !)  Mit  diesem  Rechte  rechneten  auch  die 
fremden  Herrscher.  Als  1534  König  Franz  I.  von  Frankreich  mit  Herzog 
Karl  einen  Vertrag  schloss,  wonach  Geldern  nach  dessen  kinderlosem 
Tode  an  Frankreich  fallen  sollte,  wurde  ausgemacht,  dass  die  Landstände 
ihn  innerhalb  drei  Jahren  ratificieren  sollten8)  —  ein  Beweis,  dass  man 
ihre  Zustimmung  für  notwendig  hielt  und  auch  wohl  wusste,  dass  sie 
nicht  ohne  weiteres  zu  haben  war.  Von  derselben  Voraussetzung  wie 
Franz  ging  Karl  V.  bei  dem  Abschluss  der  Verträge  von  Gorkum  und 
Grave  aus.  Wir  wissen,  dass  er  in  den  ersteren  gegen  den  Willen 
Herzog  Karls  eine  Bestimmung  über  die  notwendige  Besiegelung  der  Ur- 
kunde durch  die  Stände  brachte.8)  Ein  entsprechender  Satz  findet  sich 
in  dem  Tractat  von  Grave.  Beide  Verträge  scheinen  nun  aber  that- 
sächlich  nicht  durch  die  Stände  besiegelt  worden  zu  sein.4)  Die  letz- 
teren erklären  später6)  selbst,  dass  die  Tractate  mit  den  Burgundischen, 
weil  ohne  Vorwissen  der  Landschaft  abgeschlossen,  ungiitig  seien.  Da- 
gegen besass  der  von  Jülich-Cleve  mit  Karl  von  Egmond  eingegangene 
Erbvertrag  das  Erfordernis  der  ständischen  Zustimmung. 

Der  lothringische  Anspruch  stand  und  fiel  mit  der  Frage,  ob  das 
Haus  Egmond  als  rechtmässiger  Besitzer  Gelderns  anzusehen  sei.  Den- 
jenigen, welche  sie  bejahten,  musste  der  Herzog  von  Lothringen  ver- 
wandtschaftlich als  der  zunächst  Berechtigte  gelten  (wiewohl  er  übrigens 
nur  in  weiblicher  Linie  mit  den  Egmonds  verwandt  war).  Herzog  Karl 
scheint  sich  in  der  That  zeitweilig  mit  der  Absicht  getragen  zu  haben, 
Antons  Sohn  Franz,  seinen  Grossneffen,  zu  seinem  Nachfolger  zu 
machen.  •)     Und  in  dem  jülich-geldrischen  Erbvertrag,    in   welchem    man 

»)  S.  die  Privilegien  von  1423  und  von  1501  bei  Nyhoff  IV,  Nr.  2  und  VI, 
1,  Nr.  829.  Vgl.  ebenda  VI,  3,  Einleitung  8.  36;  Bijdragen  voor  vaderlandsche 
geschiedenis,  nieuwe  reeks,  Band  2,  8.  247;  oben  S.  180  ff.  (1498  März  28). 

*)  Nyhoff  VI,  3,  Einleitung  S.  23. 

8)  Nyhoff  VI,  2,  Einleitung  8.  174  f. 

4)  Nyhoff,  a.  a.  O.  und  VI,  3,  Nr.  1869.  Die  geldrischen  8tände  waren 
über  den  Abschluss  des  Friedens  und  die  dadurch  erlangte  Ruhe  erfreut.  Aber 
es  scheint,  dass  ihnen  die  einzelnen  Bedingungen  der  Verträge  nicht  bekannt  ge- 
macht worden  sind. 

6)  In  der  unten  8.  240  Anm.  1  erwähnten  Erklärung  der  geldrischen  Stände 
(Nr.  4;  vor  1538  Januar  4)  wird  bemerkt,  dass  der  „koip  hertougen  Arntz  [Ny- 
hoff IV,  Nr.  533  und  Lacomblet  ÜB.  IV,  Nr.  369]  ind  anderen  tractaten  itet 
siner  f.  g.  mitten  Bourgondischen  [Konstraktion!]  aen  vorweten  der  lantschaft  ind 
alsoe  weder  den  verbuntzbrief  [von  1423;  s.  vorhin  Anm.]  gedronglich  vurgenaemen 
ind  alsoe  im  rechten  onbundich"  seien. 

«)  Nyhoff  VI,  8,  Einleitung  8.  34.  Ztschr.  f.  KG.  11,  S.  248  §.  7.  Viel- 
leicht darf  dahin  schon  der  1527   zwischen  Franz  von  Lothringen  und  Anna    von 
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Karls  Recht  nicht  anzweifeln  durfte,  trägt  man  daher  auch  dem  lothrin- 
gischen Anspruch  Rechnung.  — 

Wie  bemerkt,  schloss  Karl  von  Egmond  im  Jahre  1534  mit 
Franz  I.  einen  die  Abmachung  von  Gorkum  durchkreuzenden  Vertrag, 
wonach  Geldern  nach  seinem  Tode  an  Frankreich  fallen  sollte.  Nach- 
dem er  darauf  vorübergehend  zu  einer  Annäherung  an  Karl  V.  (Friede 
von  Grave  1536)  genötigt  worden  war,  erneuerte  er  jenen  Vertrag  (1537 
August)  und  versuchte  jetzt  auch  die  Zustimmung  seiner  Landstände 
dafür  zu  gewinnen. l)  Allein  der  Landtag  zu  Arnheim  (1537  Oktober), 
dem  er  seinen  Antrag  vorlegte,  lehnte  ihn  ab.  Es  misfiel  den  Ständen, 
,einen  fremden  Herren  anzunehmen  und  an  dem  nächsten  Blut  von 
Lothringen  vorbeizugehen'. 8)  Diese  Differenz  führte  zu  den  heftigsten 
Kämpfen  zwischen  Karl  und  seinen  Unterthanen,  speciell  den  Städten. 
Schliesslich  musste  er  sich,  in  einem  Vertrage  von  1637  November  19,8) 
unterwerfen.  Für  weitere  Massnahmen  wurde  hier  festgesetzt,  dass  durch 
die  Stadt  Nimwegen  in  vierzehn  Tagen  ein  Landtag  berufen  werden 
solle,  um  »toe  handelen  op  ten  tractaet  des  hilix  hierbevorens  tuschen 
uns  ind  onsen  neven  van  Lotringen  ind  Gleve  aengehaven,  oik  daerbe- 
nevens  einen  aenhank  ind  verbuntenis  to  maeken,  daermit  wi  ind  onse 
lantscappen  in  tide  unses  levens  ind  nae  onsen  doitlicken  afgank  onsen 
ind  oeren  erfvianden  ontlesticht  .  .  .  bliven  mögen«.  Der  Landtag  trat 
Anfang  Dezember4)  zu  Nimwegen  zusammen.  Auf  ihm  oder  kurz  vorher 
müssen  sich  die  Stände  überzeugt  haben,  dass  es  zweckmässig6)  sei, 
wenn  statt  des  Herzogs  von  Lothringen  der  Herzog  von  Jülich-Cleve  in 
Geldern  succediere.  Sie  setzten  sich  deshalb  mit  dem  letzteren  von 
Nimwegen  aus  in  Verbindung.6)  Johann  von  Jülich-Cleve  verständigte 
sich  seinerseits  wiederum  mit  Karl  von  Geldern,  welcher  ihm  De- 
zember 127)  eine  Vollmacht  für  die  weiteren  Verhandlungen  mit  den 
geldrischen  Standen  erteilte.  Um  diese  zu  führen,  beauftragte  Johann 
mit    Instruktion    von    Dezember    14 8)    seine    Räte   Johann    von   Vlatten 

Cleve  geschlossene  Heiratsvertrag  gezogen  werden;  s.  darüber  Ztscbr.  IV,  S.  360 ff; 
Nyhoff  VI,  2,  Nr.  1420;  meine  ldst.  Verf.  III,  1,  8.  66;  oben  8.  88  ff. 

l)  Nyhoff  VI,  3,  Einleitung  S.  29  ff. 

*)  Bijdragen  voor  vaderlandsche  geschiedenis,  ältere  Serie,  Band  8  (1852), 
8.  69. 

*)  Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1910. 

*)  Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1916.    Ztschr.  28,  8.  47. 

•)  Den  Grund  giebt  unten  Nr.  1  an.     Vgl.  Lac.  ÜB.  VI,  Nr.  647. 

«)  Vgl  Ztschr.  IV,  8.  860  Anm.  22;  XXIII,  8.  58  und  242.  Nach  einigen 
Andeutungen  thaten  sie  es  mit  Wissen  Herzog  Karls;  s.  Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1919 
und  Einleitung  8.  83  Anm.  1. 

i)~  8.  unten  Nr.  1. 

*)  Abgedruckt  bei  Nyhoff  VI,  8,  Nr.  1916.  Ich  korrigiere  hier  nach  einer 
Kopie   (Cl.-M.,    Verhältnisse   zu    Geldern,    Nr.   49  b)    einige    sinnstörende    Fehler. 
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Propst  zu  Xanten,  Kanzler  Johann  Ghogreff,  Hofmeister  Wessel  von  dem 
Loe,  die  Marschälle  Hermann  von  Wachtendonk  und  Rabot  von  Pletten- 
berg,  Otto  von  Wilich  Amtmann  zu  Gennep.  Es  folgten  jetzt  um- 
ständliche Erörterungen  zwischen  den  Vertretern  Johanns,  den  geldrischen 
Ständen  und  Herzog  Karl, ')  die  namentlich  die  Rechte  der  geldrischen 
Regierung  betrafen.  Als  Resultat  ging  ein  1538  Januar  27  zu  Nim- 
wegen  zwischen  den  Herzogen  Karl,  Johann  und  Wilhelm,  dessen  Sohn, 
und  den  geldrischen  Ständen  geschlossener  Vertrag8)  hervor.  Kraft  des- 
selben fallt  nach  dem  kinderlosen  Tode  Karls  Geldern  an  den  Jung- 
herzog Wilhelm ;  mit  den  jülich-cle vischen  Landen  bleibt  es  dann  dauernd 
vereinigt.  Schon  jetzt  erhalten  die  jülicher  Herzoge,  Vater  und  Sohn, 
die  Stellung  von  geldrischen  Schirmherren;8)  die  Unterthanen  huldigen 
ihnen  als  solchen  sogleich.  Johann  teilt  sich  fortan  mit  Karl  in  die 
Regierung  und  fuhrt  sie  nach  dessen  Tode  mit  seinem  Sohne  Wilhelm 
weiter.4)  Der  Vertrag  sucht  ferner  einer  event.  Anfechtung  seiner  Be- 
stimmungen von  Seiten  Lothringens  vorzubeugen.  Da  Karls  Schwester, 
die  Mutter  Antons  von  Lothringen,  keine  gehörige  Abfindung  erhalten 
hatte,  so  gedachte  man  diesen  Mangel  aufzuheben,  indem  man  be- 
stimmte, dass  Antons  ältester  Sohn  Franz  nach  Karls  Tode  eine  Geld- 
entschädigung nach  dem  Ermessen  der  geldrischen  Stände  empfangen 
solle.     Zur  weiteren  Beschwichtigung  Lothringens   nahm   man   zwei   Hei- 

S.  1150  Z.  15  von  oben  ist  statt  „meygung"  „neygung",  Z.  18  von  unten  statt 
„sulck  halden"  „sult  hulden"  zu  lesen,  Z.  6  von  unten  hinter  „sone"  „uf4  ein- 
zuschieben, S.  1151  Z.  5  von  oben  statt  „dem"  „doin"  zu  lesen. 

*)  Ich    notiere    hier    folgende    Aktenstücke    (vgl.   oben    S.   186    Anm.   218): 

1.  „Gedenk cedcl  der  lantschap  Gelre,  so  die  stede  den  Clefschen  reden  averant- 
wort.(<      1537    Dezember    16.     C1.M.,    Verhältnisse    zu    Geldern,    Nr.   47a,    Kop. 

2.  „Antwort  [des  Herzogs  von  Geldern]  op  die  gedenkcedel,  die  Clefsche  rede  van 
den  vier  steden  to  Nimegen  wesende  mitgebracht  ind  oevergelevert  heben.44  Von 
demselben  Datum.  Ebenda,  Kop.  3.  Eine  undatierte  Erklärung  des  Herzogs  von 
Geldern.  Ebenda,  Kop.  4.  „Verteichenis  der  articulen,  welcher  sich  die  van  Ni- 
megen  van  wegen  der  lantschaft  up  die  leste  gegeven  antwort  unsers  g.  h.  her- 
tougen  van  Gelre  besweirt  befonden  ind  die  nochmails  vermoeg  oerer  voeriger 
anteikenisse  to  stellen  begert"  Undatiert.  Ebenda,  Kop.  5.  Antwort  Herzog 
Karls  darauf.  1538  Januar  4.  Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1923.  6.  „Antwoirt  [des  Her- 
zogs von  Geldern]  op  die  gedenkcedel,  die  Cleefsche  reede  van  den  vier  steden 
to  Niemegen  wesende  mit  gebracht  ind  orergelevert  hebben"  [nicht  identisch  mit 
Nr.  2!J.  1538  Januar.  Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1924.  Vgl.  auch  ebenda  Nr.  1922. 
In  diesen  Verhandlungen  wird  der  Inhalt  der  Vertragsurkunde  von  1538  Januar  27 
festgestellt. 

■)  Lacomblet  ÜB.  IV,  Nr.  637.     Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1925. 

*)  Das  Verhältnis  der  Schirmherrschaft  war  in  jener  Zeit  nichts  ungewöhn- 
liches.    Vgl.  meine  ldst.  Verf.  III,  2,  8.  188  Anm.  28. 

*)  Man  beachte,  dass  man  Johann  (welcher  an  sich  gar  kein  Anrecht  nn 
Geldern  hatte)  mit  an  der  Regierung  Teil  nehmen  länst.  Der  Grund  war  offenbar 
die  Jugend  Wilhelms. 
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raten  in  Aussicht:  die  schon  1527  verabredete  zwischen  Franz  und 
Anna  von  Qeve  und  eine  zwischen  Wilhelm  von  Jülich-Gleve  und  der 
Tochter  Antons  (falls  diese  nicht  den  Prinzen  von  Oranien1)  heiraten 
würde).  Übrigens  behielt  man  sich  vor,  dass  die  Giltigkeit  des  Ver- 
trages davon  nicht  abhängig  sei.  Der  sonstige  Inhalt  der  Vertragsurkunde 
bezieht  sich  hauptsächlich  anf  die  Anerkennung  der  Privilegien  der  gel- 
drischen  Stände,  aus  deren  Initiative  er  ja  hervorgegangen  war.  2)  Für 
uns  ist  nun  der  Vertrag  deshalb  von  besonderer  Bedeutung,  weil  man 
für  seinen  Abschluss  die  Zustimmung  der  Stände  von  Jülich-Cleve  ein- 
geholt hat.  Schon  in  der  Instruktion  von  1537  Dezember  14  macht 
Herzog  Johann  den  Vorbehalt:  »alles  uf  walgefallen  unser  sementlicher 
ritterschaft  und  lantschaft,  die  unsers  erachtens  darzu  guetwillich  .  .  . 
sin  werden«.  Andererseits  wünschten  auch  die  geldrischen  Stände  den 
Vertrag  durch  die  jülich-clevischen  Stände  garantiert  zu  sehen.*)  Nach- 
dem dann  Johann  sich  ihrer  Zustimmung  —  wie  es  scheint,  Ende  De- 
zember4) —  versichert  hatte,  wird  jetzt  am  Schluss- der  Vertragsurkunde 
bemerkt,  dass  sie  »so  voel  ons  dat  betritt,«  in  den  Vertrag  gewilligt 
haben  und  zum  Zeichen  dafür  ihre  Transfixbriefe  an  die  Urkunde 
hängen.5)  Die  geldrischen  Stände  hatten  ferner  auch  eine  Garantie  des 
Vertrages  durch  ,Verwandte,  Nachbarn  und  Reichsfürsten'  gewünscht.6) 
Demgemäss  erwähnt  Herzog  Johann  in  dem  Vertrage  von  Januar  27, 
dass  er  etliche  Nachbarn  und  andere  Fürsten  um  Anhängung  ihrer  Transfixe 
ersucht  habe.     Doch  sind  die  betr.  Urkunden  etwas   späteren  Datums:  *) 

*)  Wilhelm,  von  seinem  Vetter  Renatas  (f  1544)  zum  Erben  eingesetzt 

•)  Die  geldrischen  Stände  erhielten  an  demselben  Tage  noch  weitere  Zu- 
sicherungen. Zunächst  das  Recht,  Landtage  zu  berufen;  s.  Nyhoff  VI,  3,  1926. 
Ferner  versprechen  Johann  und  Wilhelm,  dass  sie,  sobald  sie  in  den  Besitz  von 
Geldern  gekommen  sein  werden,  1.  sich  „der  vestungen  ind  porten  halven  tot 
Arnheim  gelegen"  mit  denen  von  Arnheim  vergleichen  oder  ihnen  dieselben 
„wederomme  aepenen  ind  indoin  .  .  .  willen,  darmede  to  haldenu,  wie  es  unter 
den  Vorfahren  des  Herzogs  von  Geldern  gehalten  worden  ist,  2.  nach  Möglichkeit 
dahin  wirken  wollen,  dass  die  Unterthanen  von  Geldern  „mit  geinen  frembden 
mandaten  ader  ladongen  angesprengt  of  beswert  werden".  Cl.-M.,  Urkunden, 
Nr.  1868.     Orig. 

*)  Dieser  Wunsch  wird  in  den  Verhandlungen  (s.  vorhin  S.  240  Anm.  1) 
ausgesprochen. 

*)  S.  Ztsohr.  4,  S.  362  Anm.  25  über  den  Landtag  zu  Clere  von  1587 
Dezember  22.     Vgl  übrigens  auch  Ztschr.  23,  S.  59  (zu  1538  Januar  22). 

*)  Die  Transfixe  sind  im  Auszug  bei  Lac.  ÜB.  IV,  S.  666  Anm.  1  mit- 
geteilt Rate,  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich-Berg-Ravensberg  erklären  in 
einem  gemeinsamen  Transfix  (andererseits  ebenso  die  von  Cleve-Mark),  dass  das 
betr.  mit  ihrer  Zustimmung  geschehen  sei,  unbeschadet  ihrer  Privilegien  und 
Freiheiten.    J.-B.,  Urkunden,  Nr.  3757.  Orig. 

•)  S.  die  Vorverhandlungen  (S.  240  Anm.  1). 

0  CL-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  49b  (Kcpt)  finden  sich  die  Kreditive 
für  den   Sekretär    Hans  Udenheimer   als  Gesandten    an  Kursachsen  (März  8),    an 
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eine  von  April  6  J)  von  Kursachsen,  eine  von  April  9 a)  von  den  Her- 
zogen Ernst  und  Franz  von  Braunschweig,  eine  von  April  25 8)  von 
Bischof  Franz  von  Münster. 

Nachdem  Johann  und  sein  Sohn  Wilhelm  am  1.  Februar4)  vor 
Notaren  eine  feierliche  Erklärung  über  den  Abschluss  des  Vertrags  ab- 
Herzog Ernst  von  Lüneburg  (März  8),  an  den  Bischof  von  Münster  (undatiert). 
Vgl.  die  undatierte  Reiseinstruktion  Udenheimers  (ebenda;  Kcpt.):  ,Soll  mit  einem 
reitenden  Boten  zuerst  zu  Kursachen  ziehen  „und  daselfst  den  brief  durch  s.  curf. 
g.  versiegelen  lassen  vermog  des  concepts  ungeverlich.  Doch  so  die  copi  des 
concepts  nit  gefordert,  darf  er  ouch  die  nit  sehen  lassen,  sonder  allein  die  mei- 
nung  anzeigen.  Sol  Hans  s.  curf.  g.  die  rechte  principalbrief  oder  copien  davon 
furlesen  und  s.  curf.  g.  ansagen,  die  Verlesung  mit  wenig  vertrauten  und  ver- 
schwegen  [sc.  Personen]  anzuhören  lassen  [!],  doch  diese  Ivige  nach  siner  curf.  g. 
genedigs  gefallen  us  iren  reten  zu  nemen.  Zu  gedenken,  das  s.  curf.  g.  vermog 
siner  g.  antwurt  willig  ist,  die  Vertragsbrief  durch  einen  transfix  mit  zu  ver- 
siegelen.  Und  hat  sich  erboden,  ouch  zum  besten  helfen  zu  fordern  bi  minem 
g.  h.  herzog  Ernsten  zu  Lunenburg,  das  s.  f.  g.  den  ouch  besiegelen  Bolle  und 
darumb  anzuhalden,  das  s.  curf.  g.  genediklich  bestelle,  das  die  brief  durch  m.  g. 
h.  von  Lunenburg  am  Sachsischen  Hof  gesegelt  und  Hans  vehelich  [d.  h.  sicher] 
widderumb  herusgebracht  und  vergleit  werde  bis  in  die  grafschaft  Ravensberg. 
Van  dannen  sol  er  sich  fugen  zu  minem  g.  h.  confirmirten  zu  Munster  und  glichs- 
fals  die  Versiegelung  begeren.  Item  die  presselen  dermassen  zu  stechen,  das  m. 
g*ter  h.  von  Collen  fursiegele,  Pfalz  darnach,  Sachsen  volgends,  darna  Munster 
und  zum  lösten  Lunenburg.  Item,  das  Hans  nachreide  1  dag  oder  2  us  Bilfelde 
und  lass  den  lantschreiber  mit  einem  bodden  furriden'V  Am  Eande  steht 
noch:  „Zu  gedenken,  das  Hans  geleid  beger,  da  er  in  eins  forsten  lant  kumpt, 
und  lass  sich  auch  darus  vehelich  bringen;  doch  das  er  nit  ziehe  us,  da  er 
inkompt."  Über  die  Beziehungen  Kursachsens  zu  Jülich  vgl.  noch  Ztschr.  23, 
S.  45  ff. 

V  Braunschweig  1538  April  6.     Ztschr.  23,  S.  84  (mit  unrichtigem  Regest). 

*)  Braunschweig  1538  April  9.  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  49b. 
Kop.  Die  Urkunde  hat  denselben  Inhalt  wie  die  Kursachsens  (auch  hinsichtlich 
des  Artikels  33  des  Erbvertrags).  Nur  lautet  hier  der  Vorbehalt:  ,die  Heirats- 
verschreibung der  Herzogin  Elisabeth  von  1518  August  26  soll  gänzlich  beob- 
achtet werden4.  Karls  Gemahlin  Elisabeth  war  nämlich  die  Schwester  der  Her- 
zoge Ernst  und  Franz.     Vgl.  Nyhoff  VI,  2,  Nr.  928. 

*)  1588  April  25.  A.  a.  O.  Kop.  Der  Inhalt  wie  vor  (ohne  die  Bemerkung 
über  Artikel  33).  Nur  lautet  hier  der  Vorbehalt:  die  zwiespältigen  Sachen 
zwischen  Jülich-Cleve  und  des  Bischofs  Stiftern  werden  hiermit  nicht  «begeben1, 
sondern  sollen  an  gelegener  Stätte  in  Freundschaft  beseitigt  werden.  Zu  den 
Beziehungen  Jülichs  zu  Münster  vgl.  Urk.  des  Bischofs  Franz  von  1538  Mittwoch 
nach  S.  Veit  (Juni  19),  wonach  Hz.  Johann  ihm  8000  Ggl.  zur  Besoldung  der 
Kriegsknechte  in  dem  oldenburgischen  Kriege  geliehen  hat  (Cl.-M.,  Urkk.  Nr.  1863, 
Orig.). 

')  »Herzog  Johann  und  Jungherzog  Wilhelm  erklären  1538  Februar  1  Vor- 
mittags 10  Uhr  vor  genannten  Notaren  und  in  Gegenwart  etlicher  Räte :  Haben 
Geldern  auf  fleissiges  Ansuchen  der  geldrischen  Stände  mit  Zustimmung  des  Her- 
zogs Karl  in  ihren  Schutz,  „ouch  erblichen  zu  bevestigong  irer  f.  g.  gerechticheit 
an   sich   genomen   und    vereinigt, "   in  der  Erwartung,    Kaiser,  König  und  Reichs- 
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gegeben  hatten,  welche  wohl  bestimmt  war,  ihr  Verfahren  gegenüber 
dem  Reiche  zu  rechtfertigen,  empfing  Wilhelm  für  seinen  Vater  *)  im 
Laufe  des  Februar  in  Geldern  die  Huldigung.8)  Herzog  Karl  scheint 
sich  seitdem  ganz  von  der  Regierung  zurückgezogen  zu  haben.8)  Er 
starb  1538  Juni  30. 4) 

stände  werden  damit  einverstanden  sein  und  der  Kaiser  „ire  f.  g.  uf  irer  f.  g.  an- 
suchen" mit  Geldern,  „wie  sich  gebort,  belehenen".  Haben  es  nur  „us  unvermid- 
licher  des  h.  reichs  und  irer  f.  g.  und  derselviger  landen  notturft  und  Roe.  Kei. 
und  koe.  Mt.  und  gemeiner  stende  [!]  des  h.  Rom-  reichs  nit  zu  nachteilu  gethan. 
Von  dieser  Erklärung  sind  mehrere  Exemplare  auszufertigen.  „Geschehen  zu 
Cleve  uf  der  borch"  in  Herzog  Johanns  Schlafkammer.4  Cl.-M.,  Urkunden,  Nr. 
1859.    Orig. 

l)  Nach  einer  undatierten  Formel  für  die  Vereidigung  der  geldrischen  Stände 
(Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kpt.)  schworen  dieselben,  dass  sie  ,den 
Jungherzog  Wilhelm  „tot  behuef  einer  £  g.  her  vaeders"  bei  Lebzeiten  Her- 
zog Karls  als  Schirmherrn  und  nach  dessen  Tode  als  Erbherrn  angenommen 
haben*.  Vgl.  noch  folgende  Erklärung  des  Jungherzogs  Wilhelm  von  1538  Fe- 
bruar 18:  «Nachdem  Herzog  Johann  die  Unterthanen  der  Grafschaft  Zütphen 
„tbeschudden  ind  tbeschirmen  bj  leven  des  .  .  .  hertogen  to  Gelre  als  schirmher 
ind  wi  na  einer  liefdeu  doitlickem  afgank  als  erfher  angenomen  ind  si  uns  ouck 
dairup  geburlicke  huid  ind  eide  .  .  .  gedain  heb  Den,  allet  vermog  der  verdrags- 
ind  huldingsbrief  uns  darvan  gegeven,  so  bekennen  wi,4*  gelobt  zu  haben,  dass 
wir  sie  „in  maten  obgerort  angenomen  hebben  ind  overmitz  desen  annemen  tbe- 
schudden ind  tbeschirmen  helpen  als  ons  selfs  geboren  natuirlicke  undersaeten .  . . 
iud  si  ouck  in  oeren  previlegien  .  .  .  halden  sullen**.  Es  besiegelt  Herzog 
Johann,  weil  Wilhelm  noch  kein  eigenes  Siegel  gebraucht.*  Zütphen  1538 
Februar  1R.     Cl.-M.,  Urkunden,  Nr.  1860.    Orig. 

*)  Ztschr.  4,  S.  364  und  23,  S.  59.  Henne  7,  S.  267.  Lanz  2,  S.  682.  Nettes- 
heira,  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern  I,  S.  237  f.  v.  Steinen  1, 450.  Viele 
Aktenstucke  über  die  Huldigung  in  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a. 
Wenn  sonst  stets  in  den  deutschen  Territorien  bei  der  Huldigung  eine  Privilegien- 
bestätigung,  resp.  -Vermehrung  erfolgte,  so  waren  die  Stände  diesmal  ganz  be- 
sonders anspruchsvoll.  Nachdem  in  dem  Erbvertrag  von  Januar  27  die  Rechte 
des  Landes  im  allgemeinen  bestätigt  und  erweitert  worden  waren,  trugen  jetzt  die 
einzelnen  Städte  und  Ständemitglieder  höchst  specielle  Anliegen  vor  (der  Bürger- 
meister von  Roermonde  bittet  z.  B.  für  seinen  Sohn  Petrus  um  eine  Pfründe  in 
Heinsberg;  vgl.  auch  oben  S.  103  Anm.  122).  Die  letzteren  werden  Herzog 
Johann  und  dessen  Gemahlin  Maria  zur  Entscheidung  überwiesen. 

8)  Nyhoff  VI,  3,  Einleitung  S.  39.  1538  März  18  beschwert  sich  eine  Ge- 
sandtschaft des  Herzogs  Karl  gegenüber  dem  Herzog  von  Cleve  (Cl.-M.,  Verhält- 
nisse zu  Geldern,  Nr.  49a;  Orig.):  ,Herzog  Karl  hat  den  Tractat  beobachtet. 
Was  ihm  aber  gelobt  ist,  wird  ihm  nicht  gehalten.*  Cleve  antwortet  (ebenda;  un- 
datiert; Kcpt.  oder  Kop.):  , Weiss  nicht,  dass  er  den  Vertrag  nicht  beobachtet. 
Herzog  Karl  möchte  gegenteiligen  Mitteilungen  keinen  Glauben  schenken.* 

*)  Nyhoff  VI,  8,  Einleitung  S.  39  ff.  Vgl.  „gedenken,  was  doctor  Olisleger 
zu  Cleve  afreden  aal",  d.  d.  Nimwegen  1538  Juli  8  (C1.-M.,  Verhältnisse  zu 
Geldern,  Nr.  53;  Orig.):  »Das  Begräbnis  und  Begängnis  soll  nächsten  Montag 
[Juli  15]  stattfinden.  Am  nächsten  Sonntag  wird  auf  allen  Predigtstühlen  (auch 
in  Jülich,  Berg,  Ravensberg)  für  die  Seele  des  Verstorbenen  gebetet  u.  s.  w.* 

16* 
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Nicht  erst  jetzt  trat  die  Frage,  wie  der  Kaiser  sich  zu  der  geldri- 
schen  Angelegenheit  stellen  würde,  hervor.  Greifen  wir,  um  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Herzog  von  Julich-Cleve  ver- 
ständlich zu  machen,   etwas  weiter  zurück. 

Kurz  bevor  die  geldrischen  Stande  ihr  Land  dem  Herzog  von  Jülich- 
Cleve  anboten,  schienen  sich  nähere  Beziehungen  des  letzteren  zu  dem 
kaiserlichen  Hause  anzubahnen.  Im  Jahre  1536  wurden  Verhandlungen 
über  eine  Vermählung  des  Jungherzogs  Wilhelm  mit  Karls  V.  Nichte 
Christina  von  Dänemark,  Wilwe  des  Herzogs  Franz  von  Mailand,  ge- 
führt. l)  1537  Oktober  13  folgte  der  Heiratsvertrag. 2)  Im  Dezember 
schrieb  der  Kurfürst  von  Sachsen  an  den  Landgrafen  von  Hessen,8) 
dass  die  Heirat  ,vor  sich  gehe4.  Bald  nach  dem  Abschluss  jenes  Ver- 
trages wurden  ferner  von  kaiserlicher  Seite  Versuche  gemacht,  Jülich 
für  den  nürnberger  Bund  zu  gewinnen.  1537  Dezember  20  4)  trug  der 
ksl.  Vizekanzler  Held  sein  Anliegen  dem  Herzog  in  Gegenwart  Wilhelms 
t  und  des  kle vischen  Kanzlers  Olisleger  vor.  Nachdem  man  die  Meinung 
der  damals  in  Nimwegen  anwesenden  hzgl.  Räte  eingeholt   hatte,    erhielt 


*)  1536  Juni  27  schreibt  Kanzler  Johann  Ghogreff  an  Graf  Heinrich  von  Nassau: 
,Nachdem  der  Drost  von  Ravenstein  wegen  der  Verheiratung  Wilhelms  und  der 
Witwe  von  Mailand  „hiebevor  mit  mir  in  underredung  gewest44,  hat  Ghogreff 
„minem  g.  h.  herzogen"  [ohne  Zweifel:  Herzog  Johann]  davon  Mitteilung  gemacht 
und  findet  ihn  dazu  geneigt,  „bi  also,  das  u.  g.  erachten,  das  es  dinlich  und  zu 
erlangen  si".1  Familiensachen,  Nr.  15 V« ;  Kcpt.  Nach  einem  Schreiben  Hz. 
Johanns  an  den  Grafen  H.  von  Nassau  von  demselben  Datum  (Kcpt.  ebenda)  ist 
die  Angelegenheit  zuerst  zwischen  Nassau  und  dem  Drosten  von  Ravenstein  er- 
örtert worden.  A.  a.  O.  befindet  sich  auch  der  Heiratsvertrag  von  1537  Oktober 
13.     Vgl.  Henne  7,  S.  262;  Ztschr.  14,  S.  124. 

*)  S.  die  vorhergehende  Anm. 

»)  Ztschr.  23,  S.  45  f.     Vgl.  Ztschr.  23,  S.  58  (zu  1537  Dzb.). 

4)  Das  Kreditiv  des  Kaisers  für  Held  an  Hz.  Johann  ist  d.  d.  Valladolid 
1537  Mai  31.  Cl.-M.,  Zeitereignisse  B,  Nr.  6;  Orig.  Vgl.  „rede  itzonder  bi  hoif 
wesende44  an  die  jetzt  in  Nimwegen  versammelten  Räte:  , Vorgestern  ist  Held  an- 
gekommen und  ist  diesen  Morgen  gehört  worden.  .  .  .  Adressaten  möchten  ihnen 
spätestens  morgen  um  8  Uhr  mitteilen,  ob  der  Legat  bis  zu  ihrer  Ankunft  hin- 
gehalten oder  in  der  jetzigen  schweren  Handlung  und  vor  der  Bescheidung  der 
Landschaft  [s.  vorhin  S.  241  Anm.  4]  abgefertigt  werden  solle,  und  im  letzteren 
Falle  schreiben,  wie  er  abzufertigen  sei.4  „Datum  ilentz  zu  Cleve  in  vigilia 
Thome  hora  prima  pomeridiana  ao.  37."  A.  a.  O. ;  Kcpt.  von  Olislegers  Hand. 
Ebenda  ist  von  demselben  bemerkt:  ,Held  wiederholt  Dezember  21  seine  Werbuug 
und  hebt  hervor,  dass  „Kei.  M.  noch  der  buntnis  meinong  geins  wegs  si*4,  die 
protestierenden  Stände  oder  jemand  anders  anzugreifen;  nur  wenn  jene  sich  „mit 
guedem  noch  mit  recht  je  niet  wollen  sedigen,  sonder  mit  der  daet  und  gwalt 
handien14,  solle  die  „defension  gebracht  werden'4.4  1537  Dzb.  20  antworten  die 
Räte  zu  Nimwegen  den  Räten  zu  Cleve  (a.  a.  O. ;  Orig.) :  ,Es  ist  dem  ksl.  Vize- 
kanzler zu  antworten:  wegen  der  Wichtigkeit  der  Werbung  müsse  sich  der  Herzog 
erst  bedenken  und  wolle  sich  dann  „mit  geburlicher  antwort  verneinen  lassen4'.4 
Vgl.  noch  Ztschr.  14,  8.  133. 
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Held  zur  Antwort,  »das  m.  g.  h.  sich  cristlich,  gebuerlieh  und  unver- 
wislich  daerin  halden«  wolle,  und  trotzdem  er  sich  nun  lebhaft  bemühte, 
eine  bestimmtere  Erklärung  zu  erlangen,  konnte  er  doch  nur  erreichen, 
dass  der  Herzog  versprach,  nach  drei  Wochen  ihm  schriftlichen  oder 
mundlichen  Bescheid  zugehen  zu  lassen. ')  Thatsächlich  erklärte  er  sich 
erst  1538  Februar  8  und  zwar  ablehnend.2) 

Während  der  ksl.  Gesandte  noch  mit  Jülich  in  Unterhandlung  stand, 
richtete  die  Regentin  der  Niederlande  ihr  Augenmerk  bereits  auf  die 
Vorgänge  in  Geldern.  Schon  vor  dem  24.  Dezember  1537 8)  Hess  sie 
durch  einen  Gesandten  deshalb  bei  Herzog  Johann  anfragen.  Weiter 
hören  wir  um  den  18.  März  1538, 4)  dass  der  Graf  von  Nassau  an  den 
letzteren  abgefertigt  wird  und  mit  dessen  Räten  von  Breda  aus  ver- 
handelt. Darauf  beschliesst  Herzog  Johann,  ^schleunigst  nochmals  Bericht 
an  die  Regentin  »ind  volgends«  an  den  Kaiser  und  König,  auch  andere 
Reichsfursten  zu  schicken'. B)  Als  Gesandter  an  den  Kaiser  ging 
April  28  *)  Dr.  Karl  Harst  ab,  der  an  dessen  Hofe  ununterbrochen  bis 
in  das  folgende  Jahr  geblieben  zu  sein  scheint. 7)  Bald  darauf  machte 
der  Tod  Karls  von  Egmond  eine  neue  Botschaft  nötig,  indem  Herzog 
Johann  jetzt  um  die  Belehnung  mit  Geldern  nachsuchen   musste.8)     Der 

l)  Protokoll  über  den  mit  Held  am  21.  Dzb.   genommenen  Abschied  a.  a.  O. 

9)  1538  Januar  4  (a.  a.  O.;  Orig.)  hatte  Held  aus  Köln  an  Hz.  Johann  ge- 
schrieben, ,er  reise  heute  zum  Kurfürsten  von  Trier  und  wolle  von  da  nach 
Speier.  Bittet  dorthin  um  den  Bescheid1.  Den  Bescheid  senden  des  Herzogs  Hof- 
räte d.  d.  Cleve  1538  Februar  8  (a.  a.  O. ;  Kcpt)  an  Dr.  Lerchenfelder:  ,sol 
ihn  Held  selbst  überreichen  oder,  falls  derselbe  nicht  da  ist,  „durch  den  post41 
zuschicken1.     3.  den  Bescheid  unten  Nr.  2.     Vgl.  Ztschr.  23,  S.  46. 

»)  Nyhoff  VI,  3,  Nr.  1919.  Nach  der  Nachricht  in  Ztschr.  4,  S.  362 
Anm.  25  versuchten  die  Burgundischen  sogar  während  der  Verhandlungen  der 
geldrischen  Stände  mit  Hz.  Johann  Hz.  Karl  zu  sich  herüberzuziehen.  Über  die 
Verhandlungen  der  folgenden  Monate  macht  der  Brief  Harst's  von  1538  März  7 
bei  Lac.  Arch.  5,  S.  126  ff.  einige  Andeutungen. 

4)  Ich  entnehme  diese  Notiz  der  oben  S.  243  Anm.  3  erwähnten  Antwort 
Herzog  Johanns  auf  die  Vorstellung  Herzog  Karls  von  1538  März  18.  Hiermit 
ist  wohl  die  Notiz  (ohne  Angabe  des  Datums)  über  einen  von  der  Regontin  dem 
Grafen  von  Nassau  gegebenen  Auftrag  bei  Henne  7,  S.  267  zu  verbinden. 

6)  Auch  dies  ist  in  jener  Antwort  (s.  d.  vorige  Anm.)  angegeben.  Ebenda 
ist  bemerkt,  dass  an  Dänemark,  Kursachsen  (s.  oben  S.  242  Anm.  1)  und  andere 
jetzt  zu  Braunschweig  versammelte  Fürsten  eine  Botschaft  schon  abgefertigt  ist. 
Vgl.  v.  Bezold  S.  683. 

«)  Lac.  Arch.  V,  S.  29. 

*)  Lac.  a.  a.  O.  S.  30;  Ztschr.  23,  S.  85 ff.;  polit.  Korr.  Strassb.  II,  S.  558 
(Nr.  575).  Über  die  Aufnahme,  die  Harst  in  Spanien  fand,  s.  Ztschr.  4,  S.  365 
Anm.  28.  Einen  Brief  von  Harst  an  Kanzler  Ghogrcff  d.  d.  Toledo  1538  Ok- 
tober 19  s.  Zeitereignisse  Nr.  37a  (Kop.). 

8)  Vgl.  die  oben  S.  243  Anm.  4  citierten  „gedenken"  von  1538  Juli  8; 
,  „Minem  jonkhern  van  Oberstein    [Philipp  von  Daun-Oberstein]    zu  schriven,    wie 
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Kaiser  war  durchaus  nicht  geneigt  sie  zu  gewähren,  hielt  es  aber  bei 
der  damaligen  Lage  der  Verhältnisse  für  zweckmässig,  in  Unterhand- 
lungen einzutreten.1)  Solche  fanden  1638  September  15*)  und  1639 
Mai  6  bis  178)  in  Brüssel  zwischen  jülicher  Gesandten  und  Vertretern 
der  Regentin  der  Niederlande  statt.  Sie  verliefen  resultatlos,  da  die 
letztere  ein  Recht  des  Herzogs  auf  Geldern  nicht  anerkennen  wollte. 
Von  kaiserlicher  Seite  wurde  verlangt,  dass  jedem  Abkommen  mit  Jülich 
dessen  Verzicht  auf  Geldern  vorausgehen  müsse.  Bei  den  Verhand- 
lungen vom  Mai  1539  wurde  auch  das  Project  der  Vermählung  Wil- 
helms mit  Christina  von  Mailand  ventiliert.  Allein  während  Jülich  in  der 
Vermählung  ein  Mittel  sah,  Geldern  im  Besitz  zu  behalten,  wollte  man 
kaiserlicherseits  dieselbe  nur  als  Gegengeschenk  gegen  den  Verzicht  auf 
Geldern  auffassen. 

Was  endlich  den  dritten  Prätendenten,  den  Herzog  von  Lothringen, 
betrifft,  so  zeigte  er  durch  eine  Gesandtschaft4)  den  Herzogen  Johann 
und  Wilhelm  an,  dass  er  sich  als  Erben  von  Geldern  betrachte  und  sie 
ersuche,  von  ihrem  Vornehmen  abzustehen;  er  wolle  dem  Heiratsvertrag 
(von  1527)  in  allem  nachkommen.  Wilhelm  entgegnete  den  Gesandten, 
dass  die  geldrischen  Stände  ihn  bei  Lebzeiten  und  mit  Zustimmung  des 
letzten  Inhabers  als  ihren  rechten  natürlichen  Erbherrn  empfangen  und 
ihm  gehuldigt  hätten,  wodurch  er  in  den  wirklichen  Besitz  des  Landes 
gekommen  sei.  Er  erbiete  sich,  sein  besseres  Recht  vor  Kaiser,  König 
und  Reichsständen  oder  wo  es  sich  sonst  gebühre,  nachzuweisen,  und 
erwarte,  Lothringen  werde  sich  dem  Landfrieden  und  den  Reichs- 
abschieden gemäss  halten.  Hz.  Johann  fügte  hinzu,  5)  dass  er  stets  — 
obwohl  königliche,  kurfürstliche  und  fürstliche  Häuser  sich  um  seine 
Tochter  beworben  —  an  dem  Heiratsvertrage  festgehalten  habe  und 
noch  festhalte  und  die  Vollziehung   desselben  wünsche.     Weiter  bediente 

er  verordent  sampt  andern  mins  g.  h.  reden  nnd  dienern  zu  dem  Rom.  koning 
su  zehen  und  der  belehenung  des  furstendombs  Gelre  zu  begern."*  Nach  Lac. 
Arch.  6,  8.  30  wurde  dagegen  der  am  ksl.  Hofe  anwesende  Harst  beauftragt, 
um  die  Belehnung  nachzusuchen. 

i)  Henne  7,  8.  269. 

')  8.  unten  Nr.  9.  Die  Anwesenheit  brabantischer  Gesandten  in  Gleve  am 
1.  August  erwähnt  Heresbach  (Ztschr.  23,  8.  59). 

8)  Lac.  Arch.  V,  S.  30  ff.     J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  14. 

4)  „Werbung  der  Lotringischen  geschickten  an  mine  g.  hh.  alten  und  jungen,14 
nebst  den  Antworten.  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kop.  Das  un- 
datierte Aktenstück  fällt  zwischen  15tf8  Juni  30  und  1539  Februar  6,  da  Hz. 
Karl  als  schon  tot,  Hz  Johann  aber  noch  als  lebend  erwähnt  wird,  wahrscheinlich 
schon  vor  1538  September  80  (s.  unten),  da  die  Vermittelungsversuche  Kursachsens 
und  Hessens  nicht  berührt  sind. 

*)  Von  Hz.  Johanns  Antwort  bemerkt  unser  Aktenstück,  dass  sie  nicht 
schriftlich,  sondern  nur  mündlich  erteilt  sei. 
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sich  Jülich  in  den  Verhandlungen  mit  Lothringen  der  Vermittlung  Kur- 
sachsens und  Hessens, ')  bald  auch  Frankreichs.  Die  ersten  beiden  ver- 
abredeten eine  Zusammenkunft  mit  dem  Herzog  von  Lothringen.  Doch 
entzog  sich  dieser  ihr  schliesslich,  indem  er  erklärte,  dass  er  sich  zuvor 
mit  seinen  Brüdern  (dem  Cardinal  von  Lothringen  *)  und  dem  Herzog 
von  Guise)  in  Einvernehmen  setzen  müsse.8)  Der  König  von  Frank- 
reich, welcher  schon  1538  seine  Vermittlung  in  Aussicht  gestellt  hatte, 
that  dafür  gleichwohl  einstweilen  nichts.4)  Und  es  scheint,  dass  auch 
von  jülicher  Seite  mehr  Wert  darauf  gelegt  wurde,  den  Herzog  von 
Lothringen  hinzuhalten,  als,  die  Streitfrage  zur  Entscheidung  zu  bringen.5) 
In   der   Folge   gelang    es   dem   Kaiser,    Lothringen   auf  seine   Seite   zu 

*)  Vgl.  polit.  Korr.  8trassb.  II,  8.  516  und  525. 

')  In  einem  „uszog  tu  etlichen  zidungen",  welcher  einem  Schreiben  des 
Propstes  Vlatten  an  den  Kanzler  Ghogreff  von  1539  Februar  12  (polit.  Begeben- 
heiten ad  3%;  Kpt.)  beiliegt,  ist  bemerkt:  „cardinal  van  Lotringen  sal  haven  us 
Hispanien  10  000  ducaten  jarlichs".     Vgl.  polit.  Korr.  Strassb.  II,  S.  516. 

*)  Jungherzog  Wilhelm  an  Kursachsen  d.  d.  Cleve  1538  September  30,  Be- 
gleitschreiben für  den  kursächsischen  Gesandten  Dr.  Melchior  Kreutz  Hauptmann 
zu  Kolditz.  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47b;  Kpt  Danach  hat  Lo- 
thringen schon  vorher  an  Kursachsen  und  Hessen  geschrieben.  Wilhelm  schlägt 
hier  vor,  Trier  zur  Verhandlung  zuzuziehen,  da  es  in  freundlichem  Verständnis 
mit  Lothringen,  auch  in  guter  Nachbarschaft  mit  Jülich-Berg  [vgl.  polit.  Korr. 
Strassb.  II,  S.  645  (Nr.  651);  Lac.  ÜB.  IV,  S.  655]  steht.  Vgl.  Anton  von  Lo- 
thringen an  Kursachsen  und  Hessen  1539  Februar  10,  a.  a.  O.,  Nr.  47c,  Kop.  und 
in  den  beiden  nächsten  Anmerkungen   die  Korrespondenz  Jülichs   mit  Frankreich. 

4)  8.  unten  Nr.  11  (1538  November  26).  Instruktion  Hz.  Wilhelms  für 
Dr.  Hermann  Cruser  als  Gesandten  nach  Frankreich,  d.  d.  Cleve  1539  Februar  28, 
Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47c,  eighd.  Orig.  Die  zu  Cleve  versam- 
melten hzgl.  Räte  an  Cruser,  d.  d.  Cleve  1539  März  25,  a.  a.  O.,  Orig.  Ebenda, 
Nr.  47a  (Orig.  oder  Kop.?)  findet  sich  eine  undatierte,  nach  dem  Tode  Hz. 
Johanns  verfasste  Denkschrift  über  das  jülicher  Anrecht  auf  Geldern  mit  der  Be- 
merkung i.  v.:  „nae  form  wie  zu  Frankrich".  Eine  gleiche  wird  also  in  Frank- 
reich überreicht  worden  sein.  Darin  wird  der  lothringische  Anspruch  durch  den 
Hinweis  darauf,  dass  das  Haus  Egmond  zu  Geldern  in  keiner  Weise  berechtigt 
gewesen  sei  und  dass  deshalb  auch  etwaige  Verträge  zwischen  dem  Hz.  von  Lo- 
thringen und  Karl  von  Egmond  das  jülicher  Anrecht  nicht  beseitigen  können,  ab- 
gelehnt und  ferner  hervorgehoben,  dass  die  Verträge  zwischen  Hz.  Johann  und 
Lothringen  [gemeint  ist  der  Heiratsvertrag  von  1527]  dem  letzteren  kein  Recht 
an  Geldern  geben. 

6)  Die  am  Hofe  des  Herzogs  anwesenden  Räte  an  Dr.  Hermann  Cruser, 
d.  d.  Düsseldorf  1530  April  30:  „Ir  dorfet  niet  hart  dringen  oder  ilen  of  die 
dagesatzung1(  [der  König  von  Frankreich  hatte  sich  bereit  erklärt,  einen  Tag  mit 
Lothringen  zu  halten],  „sonder  allein  bi"  dem  Cardinal  ßellay  und  dem  König 
„darumb  anhalden,  das  die  gude  gemueder  und  zit  gewonnen  moege  [!]  werden. 
Aver  doch  hettet  ir  disses  lösten  [!]  in  Ziffern  dorn11  Cardinal  „noch"  dem  König 
„niet  anzuzeigen11.  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  49b,  Orig.  (teilweise  in 
Chiffern). 
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ziehen  und  zum  Verzicht  auf  seinen  Anspruch  zu  veranlassen. l)  Mit 
diesen  Bemerkungen  aber  gehen  wir  bereits  über  die  Zeit  hinaus,  deren 
Landtage  uns  hier  zunächst  beschäftigen  sollen.  — 

Der  Vertrag  über  den  Übergang  Gelderns  an  Jülich  war,  wie  be- 
merkt (S.  241),  mit  Genehmigung  der  Landstände  von  Jülich-Berg  (und 
Cleve-Mark)  geschlossen.  Bald  darauf  musste  sich  der  Herzog  von  neuem 
an  sie  wenden,  als  es  galt,  sich  gegen  etwaige  Angriffe  wegen  des  er- 
langten Besitzes  zu  sichern. 

Wenn  der  Kaiser  es  auch  für  zweckmässig  hielt,  vorerst  dem 
Herzog  gegenüber  nicht  schroff  aufzutreten,  so  erfuhr  man  doch  schon 
durch  ein  Schreiben  des  Karl  Harst  von  1538  März  7,8)  dass  in 
Brabant  die  Neigung  bestehe,  Jülich  event  durch  Waffengewalt  zur  Auf- 
gabe Gelderns  zu  zwingen  An  diese  Mitteilung  knüpft  Harst  gewisse 
Ratschläge,  welche  den  Anstoss  zu  den  Massregeln,  die  man  nun  unter 
Mitwirkung  des  Landtags  traf,  gegeben  haben  dürften.  ,»Fatentur«  [sc: 
die  Brabanter]'  —  schreibt  er  —  ,»quidem  principem  magnum  habere 
equitatum,  sed  non  diu  gratis  inserviturum ;  .  .  .  non  unum  ducatum8) 
habere  munita  oppida,«  weshalb,  »si  quid  conabuntur,  non  in  Geldriam, 
sed  in  Cliviam  aut  in  Juliam  irruent.  Quare  ego  .  .  .  vos  admoneo, 
ut  vestras  quondam  inceptas 4)  munitiones  quam  celerrime  et  summa 
cura  conficiatis.«'  Zwar  findet  sich  zunächst  in  den  Landtagsakten  keine 
deutliche  Angabe  über  den  Zusammenhang  der  betr.  Massregeln  mit  der 
geldrischen  Frage.  Und  auch  die  Thatsache  des  Festungsbaus  braucht 
an  und  für  sich  nicht  auf  eine  drohende  Kriegsgefahr  zurückgeführt  zu 
werden,  da  andere  Länder,  welche  eine  solche  nicht  zu  furchten  hatten, 


')  Henne  7,  S.  318  ff.  Siegfried  Fitte,  das  staatsrechtliche  Verhältnis  des 
Herzogtums  Lothringen  zum  Deutschen  Reich  seit  1542  (Beiträge  zur  Landes- 
und Volkskunde  von  Elsass-Lothringen,  Heft  14).  Vgl.  auch  oben  8.  247  Anm.  2. 
Über  den  auf  dem  Reichstag  zu  Nürnberg  1542  August  26  im  Namen  des  Reichs 
von  den  Tier  rheinischen  Kurfürsten  mit  Lothringen  geschlossenen  Vertrag  (vom 
Hz.  von  Lothringen  September  24  zu  Nancy  ratificiert)  s.  Traut,  Kurfürst 
Joachim  II.  von  Brandenbarg  und  der  Türkenfeldzug  von  1542,  S.  65. 

')  Lac.  Aren.  V,  S.  126ff.     Der  Adressat  ist  wohl   Ghogreff  oder  Olisleger. 

8)  So  ist  wohl  zu  lesen. 

4)  Darauf  sind  wohl  folgende  Nachrichten  zu  beziehen:  Instruktion  des  Erb- 
hofmeisters Harf  für  den  zu  1535  Juli  26  nach  Jülich  ausgeschriebenen  Tag, 
auf  dem  die  jülicher  Steuer  ausgesetzt  werden  sollte  (z.  T.):  „Zu  gedenken,  ein 
somme  overzusetzen,  die  man  gebruichen  mocht  zu  rustong  der  jongen  heren  und 
jonferen  ader  aver  zu  rustong  etlicher  huiser.  Und  so  ditself  nit  stat  haven  wult, 
asdan  zu  gebruichen  zu  rustong  etlicher  pletze  binnen  lantz."  K.,  Caps.  2, 
Nr.  10,  fol.  43,  Orig.  Vgl.  meine  ldst.  Verf.  III,  2,  S.  91  oben  und  S.  153 
Anm.  9.  Über  Bauten  zu  Hambach  s.  oben  S.  153  Anm.  285  (1587).  Über 
Bauten  in  Düsseldorf  vgl.  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  536  (1537  Mai  30). 
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zu  derselben  Zeit  ebenfalls  grosse  Festungsbauten  unternahmen. ])   Allein 
der  zeitliche  Zusammenhang  dürfte  hier  doch  auf  einen  inneren  schliessen 


Es  liegen  über  die  betr.  Beschlüsse  der  Stände  die  Landtags- 
abschiede  vor.  Der  jülicher  ist  von  1538  Juni  25  (Nr.  3),  der  ber- 
gische von  August  14  (Nr.  6).  Für  beide  Länder  wird  die  Befestigung 
mehrerer  Orte  beschlossen;  zur  Kostendeckung  werden  namentlich  ge- 
wisse indirekte  Abgaben  bewilligt. 

Gleichzeitig  mit  dem  bergischen  wurde  dann  noch  ein  gemeinsamer 
Landtag  beider  Länder  gehalten,  von  dem  wir  einen  Bericht  über  die 
Verhandlungen  am  13.  August  (Nr.  5)  und  den  Abschied  von  August  14 
(Nr.  7)  besitzen.  Hier  spricht  man  offen  von  den  Gefahren,  welche  die 
Besitznahme  Gelderns  zur  Folge  haben  konnte,  und  beschliesst  im  Fall 
des  Überzugs  zur  Abwehr  500  M.  zu  Ross  und  5000  zu  Fuss  aufzu- 
bringen (als  Contingent  von  Jülich,  Berg  und  Ravensberg);  zugleich 
nimmt  man  auch  die  Verwendung  des  Landesaufgebotes  in  Aussicht. 
Diese  Beschlüsse  scheinen  auf  Vorschläge  zurückzugehen,  welche  in 
Geldern  gemacht  worden  waren  (Nr.  4).  *) 

*)  Jahns,  Geschichte  des  Kriegswesens  bis  zur  Renaissance,  S.  1190  f. 
Henne  7,  S.  119.  Bornhak,  Gesch.  des  prenss.  Verwaltungsrechts  1,  S.  178.  — 
Falke,  tübing.  Ztechr.  30,  S.  419:  1537  wird  in  Sachsen  (albertinische  Linie) 
eine  Steuer  bewilligt,  uro  wegen  der  näher  rückenden  Türkengefahr  Städte  zu 
befestigen.  Über  Befestigungen,  welche  Karl  von  Egmond  plante,  vgl.  Nyhoff  VI, 
3,  Nr.  1874  und  Einleitung  S.  21;  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  und  des 
Amtes  Geldern  1,  S.  280,  Anm.  117. 

*)  Cleve-Mark  zeigte  sich  für  Bewilligungen  weniger  zugänglich.  Nachdem 
zunächst  ein  Landtag  der  gesamten  Stände  beschlossen  hatte,  dass  für  weitere 
Verhandlungen  die  Verordneten  berufen  werden  sollten,  traten  diese  1538  Sep- 
tember 11  zu  Dinslaken  zusammen.  Der  Jungherzog  liess  sie  hier  durch  den 
Propst  Vlatten  in  Gegenwart  Schoelers  und  Dr.  Konrads  [Heresbach]  unter  Be- 
rufung darauf,  dass  der  Herzog  „buiten  der  gemeiner  lantschaft"  in  diesem  gel- 
drischen  Handel  nichts  gethan  und  nicht  blos  ihm,  sondern  allen  daran  „im  fal 
einiger  geferlicheit  merklichen  gelegen",  um  Bewilligungen  für  die  Unterhaltung 
von  Reitern  und  Knechten  und  für  die  Befestigung  einiger  Städte  ersuchen;  er 
rechne  um  so  mehr  auf  ihre  Bereitwilligkeit,  damit  in  den  anderen  Ländern,  die 
schon  bewilligt  haben,  „gein  onverstant  ind  wederkier  gemacht"  werde.  Die  Ver- 
ordneten bewilligten  indessen  noch  nichts.  Auch  Versammlungen  derselben  im 
November  waren  erfolglos.  Weiter  hören  wir  von  einem  cleve-märkischen  Aus- 
schusstag 1539  Januar  18:  ,Die  Städteboten  dürfen  gemäss  der  Instruktion  ihrer 
Gemeinden  nur  bewilligen,  dem  Herzog  als  ihrem  Landesfürsten  „mit  live  und 
guide  op  oir  eigen  kosten  [nit]  mer  und  nit  min,  dan  sich  van  alders  geburt  und 
gewontlich,  im  fal  der  noitturft  to  dienen  und  uttotrecken",  ferner  „die  stede  nae 
oirem  vermoegen  und  gelegenheit  zu  festigen  und  sich  mit  geschutz  und  de 
artelerientobehoir  zu  rüsten1'.  Der  Ausschuss  schlägt  sodann  vor,  dass  alle  Com- 
municanten,  „adel  und  unadel,  burger  und  buirsman,"  die  12  Jahre  und  darüber 
sind,  L  Schreckenberger  (jeden  Quatember  1  Raderalbus)  geben,  daneben  „die  ver- 
moegenste  und  richste  huisman   in  demselven  jaer  eins  op  6  ggl.   (auch  an  den  4 
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Die  Ausführung  der  auf  dem  jülicher  Landtag  von  Juni  25  und 
dem  bergischen  von  August  14  gefassten  Beschlüsse  begegnete  Schwierig- 
keiten (Nr.  8).  Man  sah  sich  deshalb  zu  Abänderungen  genötigt.  Solche 
beschloss  hinsichtlich  der  indirekten  Abgaben  ein  jülicher  Landtag  von 
1539  Januar  3  (Nr.  12)  und  ein  bergischer  von  Januar  10  (Nr.  13; 
vgl.  Nr.  15).  Ober  die  von  den  Unterthanen  bei  den  Festungsbauten 
zu  leistenden  Dienste  wurden,  wie  es  scheint,  ohne  Mitwirkung  eines 
Landtags  eingehendere  Bestimmungen  aufgestellt  (Nr.  14). 


1.  Herzog  Karl  von  Geldern,  Vollmacht  fttr  Herzog 
Johann  von  Cleve,  den  Streit  zwischen  dem  ersteren  und 
dessen  Ständen  unter  bestimmten  Bedingungen  beizulegen. 
1637  Dezember  12. 

»Volmacht  mins  g.  h.  van  Gelre.«  *) 

Hz.  Joh.  v.  Cleve  hat  »uns  durch  s.  1.  reden«  Propst  Joh.  v.  Vlatten 
und  Hofmeister  Wessel  vom  Loe  Drost  in  der  Liemersch  »doin  an- 
drogen ind  verstendigen«,  dass  unsere  Bannerherren,  Ritterschaften, 
Städte  und  gemeine  Landschaft  jetzt  zu  Nimwegen  versammelt  Verord- 
nete an  ihn  abgefertigt  haben,  die  Heirat  zwischen  Franz  von  Lothringen 


Quatembern  zu  zahlen)  und  also  vort  afstigende,  die  andere  nae  advenant  und 
oirem  vermoegen  angeslagen"  werden  sollen.  „Des  sullen  die  geistlichen  und 
butenerven  dairinne  unserem  g.  h.  oick  nae  gelegenheit  .  .  .  antoslaen  vurbe- 
halden  sin.14  Der  Ertrag  wird  durch  etliche  Verordnete  von  Ritterschaft  und 
Städten  „verwart  tot  reddung  und  best  der  landen  na  noitturft  to  gebruiken". 
Für  diese  Vorschläge  müssen  die  Städteboten  jedoch  zuvor  die  Genehmigung  ihrer 
Mitbürger  einholen.1  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  ad  50,  Kpt  In  einem 
undatierten  (wie  es  scheint,  nach  1538  Dezember  8  verfassten)  Promemoria  für 
einen  hzgl.  Gesandten,  der  mit  den  geldrischen  Ständen  unterhandeln  soll,  findet 
sich  der  Satz:  ,  „Zu  gedenken,  ob  nutz  sei,  das  die  landschaft  Gelre  an  die  Gui- 
lischen  und  Bergsche,  ouch  an  die  Clevische  und  Marksche  lantschaft  schriven.'4  4 
A.  a.  O.,  Nr.  47b.  Kpt.  Dieser  Plan  häDgt  offenbar  mit  dem  von  den  Ständen 
von  Cleve-Mark  erfahrenen  Widerstand  zusammen.  —  In  Ravensberg  scheinen 
sich  die  Stände  bereitwilliger  gezeigt  zu  haben.  Denn  als  der  Herzog  auf  einem 
ravensbergischen  Landtage  1540  Februar  13  um  eine  Steuer  für  die  englische 
Heirat  und  wegen  der  geldrischen  Sache  ersuchen  liess,  antworteten  die  Stände, 
sie  hätten  in  der  letzten  Zeit  viel  Steuern  geben  müssen,  z.  B.  „zum  bou 
Sparremberg44.     J.-Bg.,  Regierungsantritt,  Nr.  1.    Kop. 

!)  Dies  i.  v. 
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und  Anna  von  Cleve  in  Vollzug  zu  bringen,  »ind  dat  darbeneven  bi 
unser  lantschap  bedacht,  dwile  die  verdedonge  unsers  furstendombs 
Gelren  nae  onsen  doede  bi  onsem  neven  van  Lotringen  sonder  grote 
verderfnisse  der  ander  siner  1.  landen  swerlick  sin  solde  to  onder- 
halden  ind  onder  anderen  in  der  notel  op  ter  lantdachfart  to 
Nymegen  getractiert  sulde  werden  van  ein  verbuntenisse  etc.,  be- 
dunkt  onser  lantschap,  gein  bestendiger  of  beter  aliancie  ader  ver- 
buntenisse vorgenommen  werden  mocht  dan  dese,  [dat,]  edoch  mit 
believen  onsers  ind  onses  neven  van  Lotringen,  einen  [!]  hilick  durch 
onse  lantschap  wurde  vorgenommen«  zwischen  Wilhelm  Jungherzog 
zu  Qeve  und  der  Tochter  von  Lothringen,  »der  gestalt,  dat  beide« 
Heiraten  ihren  Fortgang  gewinnen  sollen  und  dass  Geldern,  falls 
wir  ohne  Leibeserben  sterben,  »bi  dem  h.  rick  ind  ons  neven  van 
Cleve  furstendommen  ind  landen  ten  ewigen  daegen  toe  onverdeilt 
to  bliven,  ind  dat  onsen  neven  van  Lotringen  ein  geboirlike  erstae- 
dinge  ind  recompens  nae  unser  beider  fursten  ind  unser  lantschapen 
erkentenisse  geschien  sal.  Des  sullen  ind  willen  wi  in  tit  ons 
levens  altit  lantfurst  ind  regierender  her  sin  ind  bliven,  oick  alle 
noturftigheit  ind  opkompsten  ons  furstendombs  ontfangen,  heben 
ind  inboeren,  ind  dat  darbeneven  onse  neven  van  Lotringen  ind 
Qeve  mit  toedoin  unser  lantschap  ons  einen  betemeliken  pennink 
eins  toestellen  ind  jairlix  mit  einer  fürstlicher  onderhaldinge  versien 
sullen,  ind  dat  onse  lantschap  van  onsen  neven  van  Cleve  als  siner 
1.  eigen  undersaeten  vur  gewalt  beschuddet  ind  beschermpt  werden 
moegen  etc.«. 

Wir  erklären  nun,  dass  wir  »tot  waelfart  onser,  onser  aelinger 
lantschapen  ind  undersaeten«  diesen  Vorschlag  genehmigt  haben 
und  hiermit  dem  Hz.  von  Cleve  Vollmacht  geben,  »desen  onwil 
tuschen  uns  ind  onsen  steden  ind  lantschap  nedertoleggen,  ind  dat 
wir  altit  lantfurst  ind  her  van  onsen  landen  ind  steden  bliven 
sullen«.  Wenn  zwischen  uns  und  unserem  Neffen  von  Lothringen 
»wat  onverstantz  is,  heben  wi  unsem  neven  van  Cleve  sulx  oick 
allet  fruntlich  hintoleggen  in  handen  gestalt.  Oick  believen  wi  mitz 
desem,  dat  men  ein  bikompst,  omb  desen  artickelen  ind  vurslach 
vurg.  to  vollentrecken,  beraemen  sal  moegen.  Doch  heben  wi  uit- 
bescheiden«  unserer  Gemahlin  »douwaire  ind  tocht«,  vermöge  der 
Heiratsbriefe  in  Macht  zu  bleiben.  —  1B37  Dzbr.  12. 

Q.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kop. 
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2.  Herzog  Johann  an  den  kal.  Vizekanzler  Dr.  Mat- 
thias Held.    Cleve  1638  Februar  8. 

Antwort  auf  die  Werbung  des  Held  [1537  Dezember  20.]. l) 
Hat  »ungern  gehört  die  zerteilung  und  unverstant,  so  sich  im  h. 
Rom.  reich  zutragen«.  Die  daraus  drohende  Gefahr  wird  noch 
durch  die  Angriffe  der  Türken  erhöht.  Weil  »wir  nit  verhoffen 
oder  wissens  tragen,  das  soliche  puntnuss  im  h.  reich  Kei.  Mt.  zu- 
wider oder  die  gehoirsame  stende  des  reichs  zu  besweren  und  zu 
uberzehen  furgnomen,  willen  wir  ...  in  Kei.  Mt.  gnedig  bedenken 
gestalt  haben,  ob  aus  oberzelten  und  andern  Ursachen  und  gefer- 
licheiden,  furnemlich  der  grosser  emporung  des  gemeinen  mans, 
unverstant  und  wider  verlouf  zu  verhueden,  nit  gut  sin  sult,  das 
ein  gemein  christlich  concilium,  national  versamlong  oder  ein  ge- 
meiner reichsdag  uf  gelegen  maistat  usgeschrieben  und  gehalden 
wurd,  uf  das  dem  unwiderbringlichem  verderben  und  schaden  fur- 
komen  und  mit  gemeinem  zeitigem  rate  wege  und  middel  fur- 
genomen  und  notturftich  insehens  geschehe,  damit  das  ungebur 
allenthalben  abgestalt,  die  gehoirsame  stende  geschützt  und,  wie  sich 
geburt,  verdedingt  und  nimant  über  rechterpieten  und  wider  den 
lantfriden  überfallen  oder  beswert  werden  durf.  Und  sin  wir  nit 
anders  dan  uns  gegen  Kei.  Mt.  in  aller  undertenicheit  und  wil- 
farong,  wie  einem  gehoirsamen  fursten  des  reichs  zu  tun  geburt, 
zu  halten  und,  wes  zu  ruhe,  freden  und  eindracht  im  h.  reich  din- 
lich,  unsers  Vermögens  .  .  .  furzuwenden  .  .  .  gneigt«.  —  Cleve 
1538  Februar  8. 

Gl.-M.,  Zeitereignisse  B,  Nr.  6,  Kpt. 

3.  Landtagsabschied  von  Jülich.    Jülich  1638  Juni  26. 

Befestigung  mehrerer  Orte.  Die  Kosten  werden  aufgebracht  durch 
1.  Leistungen  des  Landesherrn,  2.  Beitrage  aus  dem  eigenen  Einkommen 
der  Städte,  3.  eine  auf  dem  platten  Lande  zu  erhebende  Wein-  und 
Biersteuer,  4.  eine  auf  zwölf  Jahre  bewilligte  Steuer  von  bestimmten 
Ausfuhrartikeln. 

Der  Herzog  hat  seinen  Sohn  »sampt  etlichen  s.  f.  g.  reden  den 
reden  und  verordenten  van  der  ritterschaft  und  steden  des  fursten- 
dombs  Gulich  uf  dem  lantdage  zu  Gulich  furdragen  lassen« :  da 
»villerlei  geschwinde  leuf  und  geferlicheiden  furhenden  und  zu  be- 

*)  S.  oben  S.  244  Anm.  4. 
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sorgen  und  aver  das  furstendomb  Gulich  als  ein  offen  lant  mit 
wenich  vestungen  und  sunst  dermassen,  wie  es  die  notturft  wol  er- 
fordert, nit  versehen,«  so  möchten  sie  auf  Wege  und  Mittel  denken 
helfen,  »damit  etliche  oerter  gebouet  und  gefestigt  und  sunst  not- 
turftige  furseheong  geschehen  und  furrait  bestelt  werden  mog«. 
Darauf  haben  »m.  g.  jonger  her  und  gem.  rede,  ritterschaft  und 
stede  sich  nach  notturftigem  erwegen  folgendes  abscheitz  verglichen 
und  verdragen«.  Die  Städte  Jülich,  Euskirchen  und  Sittard  sollen 
in  folgender  Weise  befestigt  werden.  »Sofil  Sittart  belangt,  sullen 
die  sloss  und  huiser  Born  und  Milien  afgebrochen  und  ein  gut  huis  und 
vestung  zu  Sittart  gelacht  werden. *)  Belangen  Gulich  ist  für  gut  ange- 
sehen, das  m.  g.  h.  ein  gelegen  ort  binnen  lantz  [sc. :  habe],  da  siner  f.  g. 
geschutz  und  brief  und  Siegel  zu  dem  furstendomb  Gulich  gehorich 
wail  und  sicher  verwart  werden  mögen; 2)  und  das  die  vestung  zu 
Aldenhoven  afgebrochen  und  Gulich8)  damit  gebouet  werd.  Be- 
treffen den  bou  zu  Euskirchen  ist  bedacht,  das  m.  g.  h.  daselfs  ein 
bolwerk  bouen  laess,  das  s.  f.  g.  inhaif.«  Zu  diesen  Bauten  solle 
der  Herzog  »mit  holz,  steinen,  gelde  etlicher  verfelle  und  dinsten« 4) 

l)  S.  Nr.  10  (S.  269  ff.). 

•)  S.  oben  S.  136  f. 

8)  Vgl.  Reiberei-  u.  Zollrechnung  Jülich  1638/39:  »Item  noch 
hain  ich  dourch  befel  des  lantrentmister  gelievert  dem  faet  zo  Guillich 
zo  behouif  de  stait  Guillich  zo  bouen  366  overl.  g.  16  alb.«  Am 
Rande:  »nota:  dis  bringt  der  tolner  in  die  bourechenung  van  dem  jar 
39  bis  40  in  januario  geslossen«.     Vgl.  Kubl  I,  S.  234?  f. 

4)  Es  scheint,  dass  die  Unterthanen  der  einzelnen  Ämter  noch  be- 
sonders um  ihre  Bereitwilligkeit  zur  Übernahme  der  Dienste  gefragt 
worden  sind.  Vgl.  Propst  Vlatten  und  Marschall  Rabolt  von  Plettenberg 
an  Hz.  Wilhelm  d.  d.  Hochkirchen  1539  Dezember  6:  ,Haben  mit  den 
Unterthanen  der  Ämter  Nideggen  und  Hochkirchen  »der  dienst  halver 
gehandelt,  und  sin  willich,  van  stunt  die  dienst  anzugriefen  und  sich  zu 
halden,  wie  sulchs  bi  der  lantschaft  vergliechen  und  verdragen«/  J.-B., 
polit.  Begebh.,  ad  31/«-  Orig.  Hz.  Wilhelm  schrieb  darauf  an  zwei 
Amtleute  [die  von  Nideggen  und  Nörvenich?]  d.  d.  Cleve  1539  De- 
zember 31  (a.  a.  0.;  Kpt.):  ,Die  Unterthanen  der  Ämter  Nideggen  und 
Nörvenich  haben  »gewilligt,  zu  dem  boue  Euskirchen  zu  dienen«.  Adressat 
möchte  nun  in  seinem  Amte  die  Dienste  eiligst  vornehmen  lassen/ 
Vgl.  auch  unten  Nr.  21  (1539  Aug.  14).  Wenn  ferner  Vlatten  und 
Plettenberg  a.  a.  O.  schreiben:  »Die  van  Duiren  sin  willich  Hans  Krieger 
zu  underhalden;  haven  sich  auch  uf  die  200  hacken  gstalt  und  sich 
sunst  auch  underdeniglich  und  willichlich  erbodden.  Es  hait  auch  Joh. 
v.   Ruischenberch    artellereimeister    mit    den   van   Munstereifel    gehandelt 
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seine  Unterstützung  leihen.  Ebenso  sollen  »der  stede  renten  und 
andere  bifelle,  wie  die  durch  m.  g.  h.,  siner  f.  g.  rede  und  den 
usschoss  mochten  für  gut  angesehen  .  .  .  werden,  darzu  gebruicht« 
werden.  Das  Landvolk  soll  »on  beswernis«  zu  den  Kosten  der 
Bauten  durch  eine  von  dem,  was  auf  den  Dörfern  verzapft  wird, 
zu  zahlende  Accise  beitragen; l)  es  ist  nämlich  zu  zahlen: 

von  1  Ohm  Wein V8  Goldgulden. 

von  1  Tonne  Bier,   wovon  die  Quart  2 

Heller  gut, 1  Rader  Schill. 

von  1  Tonne  Bier,   wovon  die  Quart  4 

Heller  gilt, 1  Alb.  laufenden  Geldes, 

von  1  Tonne  Bier,   wovon  die  Quart  6 

Heller  gilt, 1  Raderalbus. 

»und  so  vortan  na  advenant.  Und  sal  hiinnen  nimantz  friheit  ge- 
bruichen  oder  übersehen  werden,  so  lange  der  boue  vurs.  wert, 
doch  idermann  siner  friheit  und  gerechticheit  unafbruchlich.  Aver 
die  eigenherlicheiden 8)   haven,   sullen  ire  accis,   wie  van  alders  ge- 

und  sie  vermueg  sins  befelchs  guitwillich  befanden,«  so  scheint  die 
,Unterhaltung(  des  Hans  Krieger  freilich  die  eines  Kriegsmannes  zu  sein. 
Dagegen  sind  unter  »hacken«  offenbar  nicht  Hakenbüchsen,  sondern 
Arbeitswerkzeuge  für  die  Leistung  der  Dienste  zu  verstehen.  Und  auf 
die  letzteren  geht  wohl  auch  die  Nachricht  über  Münstereifel.  Vgl.  noch 
unten  S.  261  Anm.  1,  ferner  Hz.  Wilhelm  an  den  Amtmann  von  Wilhelmstein 
W.  v.  Palant  d.  d.  Gleve  1540  August  18  (Ms.  A.  263,  fol.  283,  Kop.): 
da  »man  mit  den  verordenten  deinsten  zu  unseren  bou  Guilich  dises  jairs 
nit  bekomen  [!]  kan  und  .  .  .  ouch  noch  etlich  furrait  an  kalk  und  anderen 
gegen  den  künftigen  sommer  in  gereitschaft  bigestalt  werden  muess«,  so 
möchte  Palant  mit  den  Unterthanen  seines  Befehls  verhandeln,  »das  si  noch- 
mails  mit  iren  pferden,  schippen  und  hacken  dis  jairs  2  tag  lang  dienen 
wollen,  wie  dan  ouch  andere  verordente  ampter  bewilligt  haven  und  doin, 
waebi  der  angefangen  bou  nit  zuruckgestalt  werde«.  S.  auch  Idst.  Vf. 
III,  2,  S.  261  (Nr.  46a)  und  unten  Nr.  204  Anm. 

')  Ober  ältere  von  den  jülicher  Ständen  bewilligte  indirekte  Ab- 
gaben s.  Idst.  Vf.  III,  2,  S.  151  ff.  Die  jetzt  bewilligten  gehen  vielleicht 
auf  eine  von  den  Städten  im  J.  1536  gegebene  Anregung  zurück  (a.a.O. 
S.  153  Anm.  9). 

a)  Unter  Akten  über  die  im  J.  1542  in  den  Eigenherrlichkeiten  er- 
hobene Türkensteuer  (s.  unten  Nr.  104)  findet  sich  folgende  undatierte 
Aufzeichnung  (K.  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  571,  Orig.):  »eigenherlicheiten 
und  doerfer  ime  ampt  Nidecken,  die  geine  accise  geffen,  und  haven  mit 
dem  zappen  allen  Zulauf  und  narong,  und  die  underdanen  des  amptz 
laissen    das    zappen   umb    der    accisen  willen  beresten  und  gaent  uf  die 
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wonlich,  boeren  lassen  van  dem  win  und  bier,  so  in  iren  her- 
licheiden  verzapt  wirt.  Dan  so  innich  bier  darus  gefoirt  wurd, 
van  demselvigen  sol  die  accise  wie  vurg.  geboert  werden«.  In 
jedem  Amte  ist  ein  Accisemeister *)  zu  verordnen,  »der  ufsicht  have 
und  ufschrive,  was  van  bier  gebruen  wirt«.  Jeden  Monat  soll  der- 
selbe »die  ziszedelen  den  amptluiden  des  ortz  und  sunst  das  gelt 
overlieveren,  wie  davan  ordnong  sol  gegeven  werden.  Ferner  ist 
verdragen,  das  die  neste  12  jar  lank  van  dem,  das  binnen  lantz 
gewassen  und  darus  gefoirt  wirt,  sol  ufgeboert  .  .  .  werden,  wie 
folgt:  *) 

van  1  setzen  gebrantz  weitz */«  ggl. 

van  100  mudden  ungebrantz  weitz l1/*  ggl- 

van  1  mldr.  weiss 2  alb.  louf.  geltz. 

„  roggen 3  seh. 

„  geraten 1  rad.  alb. 

„  speltzen  oder  haveren 1  alb.  louf.  geltz.« 

Der  Herzog  soll  Ritterschaft  und  Städten  einen  Schein  geben, 
dass  er  nach  Umgang  der  12  Jahre  die  Accise  von  Waid  und 
Früchten  nicht  mehr  erheben  werde.8)  Die  Dienste  sollen  »na  ge- 
legenheit  der  vurs.  platzen  usgedeilt«  und  an  jedem  Orte  jemand 
verordnet  werden,  der  darüber  Aufsicht  habe.  Die  Ritterschaft  hat 
zum  Ausschuss  verordnet:  Wilhelm  Scheifart  von  Merod  Ritter, 
Wilhelm  Quaid  Erbschenk  des  Fürstentums  Berg,  Gerhard  von 
Frankenberg,  Carsillis  von  Verken,  Clas  von  Harf  Amtmann  zu 
Geilenkirchen,  Johann  von  Verken  Amtmann  zu  Born,  Frambach 
von  Hoekirchen  Amtmann  zu  Herzogenrath,  Daem  von  Hoerich  Amt- 
mann zu  Brüggen.  Diese  soll  der  Herzog  »na  gelegenheit  iders  ortz 
erforderen    und,    wes    ferner    zu    vollenstreckong    des    boues    van 

eigenherlic hei ten  zeren,  dardurch  die  accise  ime  ampt,  wo  nit  ein  ander 
ordenong  gemaicht  [sc:  wirt],  nit  dragen  [!]  wirt:«  [eine  Anzahl  Namen 
genannt,  die  sich  jedoch  nicht  blos  auf  das  Amt  Nideggen  beziehen.] 
»Item  diese  naebeschreven  willen  ime  ampt  fri  sein  gehalten  und  geine 
accise  geffen:«  [5  Namen  genannt,  darunter  »Bongart  zu  Vlatten«  und 
»die  junfern  van  Garzen  zu  Hoven«.]. 

l)  Der  Accisemeister  ist  wohl  ein  der  städtischen  Verwaltung  ent- 
nommenes Amt.     In  Düren  begegnet  ein   solcher  im  J.  1506    (ungedr.). 

*)  Zur  Erklärung  vgl.  westd.  Ztschr.  XI  (1892),  S.  345—8;  ldstd.  Vf. 
Iü,  2,  S.  154  A.  10;  Korth,  Archiv  Harff  I,  S.  299  Anm.  2;  Kühl  I,  234  f. 

8)  Der  betr.  Revers  wird  an  demselben  Tage,  Juni  25,  ausgestellt. 
Jül.  ldstd.  Archiv,  Urkunden  I,  Nr.  13.    Orig.     Vgl.  Scotti  I,  Nr.  31. 
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noeden,  verordenen.  Ouch  ist  für  gut  angesehen,  das  die  geist- 
lichen, wan  si  mit  proeven  versehen  werden,  dem  furstendomb  zu 
guedem  etlichen  salpeter1)  geven,  wie  sulchs  na  gelegenheit  der 
geistlichen  lehen  verordent  sal  werden«.  Die  Steuer  soll  im 
nächsten  Juli  ihren  Anfang  nehmen.  —  »Geschehen  und  gegeven 
zu  Gulich  under  hochberomptes  mins  g.  h.  herufgedruckten  secrietz 
am  25.  dage  junii  ao.  38.  *)«  J.  Wassennberg. 

Archiv  der  Stadt  Jülich,  Landtagsverhand lungen  Nr.  1,  fol.  2,  Orig. 

4.  Stände  von  Geldern, 8)  Vorschläge  über  die  Auf- 
stellung von  Mannschaften  in  Qeldern-Cleve-JOlich  im  Fall 
eines  feindlichen  Angriffs  [1638  August].4) 

»Furschlag  und  bedenken,  of  m.  g.  h.  ader  inche  der  lant- 
schaft  überzogen  wurde,  wie  man  sich  in  die  gegenwer  schicken 
und  ein  dem  anderen  zu  hilf  komen  sol. 

Dat  im  fal  der  notturft  dat  lant  van  Gelre  und  Zutphen  halden 
und  besolden  sol  6000  knecht,  500  perde. 

Die  lande  Cleve  und  Mark  5000  knecht,  500  perde. 

Die  lande  Gulich  und  Berg  5000  knecht,  500  perde. 

*)  Ob  bei  dieser  Lieferung  von  Salpeter  an  die  Ausstattung  der  zu 
befestigenden  Orte  oder  an  allgemeine  Kriegsvorbereitungen  zu  denken 
ist,  muss  dahingestellt  bleiben.  —  Zum  Vergleich  mag  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  in  dem  Referat  über  die  Huldigung  der  ravensbergischen 
Stände  im  Februar  1540  bemerkt  ist:  »Ferner  ist  ouch  mit  den  van 
Bilfelt  geret  worden  van  versehung  proviand,  salpeter  und  anderer  not- 
turft zu  bestellen,  daruf  sie  sich  gutwillich  verneinen  haven  lassen  zu 
doin,  wes  in  irem  vermögen,  mit  rat  und  angeven  mins  g.  h.  reden  des 
orts  und  des  usschuss  van  der  ritterschaft. «  J.-Bg.,  Regierungs- 
antritt, Nr.  1.  Kop. 

*)  1538  Juni  28  werden  hierzu  Ausführungsbestimmungen  erlassen: 
,Wer  Waid  oder  Getreide  ausführt,  ohne  vorher  die  Abgabe  an  die  ver- 
ordneten Befehlshaber  gezahlt  zu  haben,  dessen  Gut  soll  samt  Wagen 
und  Pferden  »verbracht  und  verfallen«  sein.  Die  Befehlshaber  sollen 
»schriftlich  zeichen  und  bekentnus  geben,  wie  vil  ein  jeder  zu  iderer 
zeit  bezalt  und  auszufoeren  zugelassen«.  Jeder  soll  die  rechte  Strasse 
einhalten  und  nicht  Umwege  3uchen.4     K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  75.    Kop. 

8)  i.  v.  ist  bemerkt:  »furslach  der  Geirischen,«  d.  h.  offenbar  der 
geldrischen  Stände. 

4)  Dieses  undatierte  Aktenstück  befindet  sich  unter  Akten  von  1538 
August. 
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Das  m.  g.  h.  mit  sinen  verwanten  und  lehenluiden  halde  1500 
perde. 

Item  noch  hat  man  herzu  in  der  noit  zu  gebruichen  den  zuzog 
der  underdanen  und  klockenslaeh  an  einem  ideren  orde. 

Item  einem  ruiter  zu  geven  alle  monatz  8  Embder *)  gülden  und 
einem  knecht  4. 

Zu  gedenken,  so  man  überzogen  wurde  und  doch  den  obange- 
zogen  anzal  nit  behoifden,  das  alsdan  mit  rait  der  verordenten  dat 
half,  3.  ader  4.  deil  anzunemen  wer.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47b,  Kop.? 

5.  Verhandlung8)  mit  den  Ständen  von  Jtilich-Berg. 
[Düsseldorf]  1638  August  13. 

Besitzergreifung  Gelderns  durch  Jungherzog  Wilhelm.  Die  geldrische 
Rechtsfrage.  Massregeln  der  Gegenwehr.  Befestigung  mehrerer  Orte  in 
beiden  Ländern.  Bestellung  eines  ständischen  Ausschusses.  Ein  Vor- 
schlag der  Aufbringung  von  Geldmitteln. 

1538  August  13  wird  den  Räten,  der  Ritterschaft  und  Land- 
schaft von  Jülich  und  Berg  vorgetragen: 

Hz.  Johann  hat  im  Winter 8)  seinen  Sohn  hergeschickt  und  er- 
klären lassen,  wie  die  geldrischen  Stände  ihn  (Hz.  Johann)  als 
Schirmherrn  und  seinen  Sohn  als  Erbherrn  angenommen.  Der  letz- 
tere hat  sich  nach  dem  Tode  des  Herzogs  von  Geldern  auf  Wunsch 
der  Verordneten  der  geldrischen  Stände  nach  Nimwegen  begeben 
und  ist  daselbst  und  in  anderen  Städten  als  Erbherr  und  regierender 
Landesfürst  und  Herr  anerkannt  worden.  Es  ist  »siner  f.  g.  person 
halver  gein  missverstant  gewest,  sonder  gude  underdenige  Zuneigung 
und  derselviger  missverstant,  der  sunst  zwischen  etligen  mocht  sin, 
nedergelacht,  zom  deil  mit  gudem  willen  verglichen,  zum  deil  ans 
recht  remittirt«.  Als  während  der  Anwesenheit  Wilhelms  in  Nim- 
wegen eine  Gesandtschaft  der  Regentin  Marie  an  die  geldrischen 
Stände  erschien,  haben  dieselben  aus  sich  selbst  ohne  Zuthun  Wil- 
helms eine  Antwort  verfasst.  (Es  werden  nun  das  Schreiben  der 
Regentin,   die  Antwort  der  geldrischen  Stände,   ein  Schreiben  der 

!)  Über  den  Wert  dieser  Gulden  vgl.'  Scotti  I,  Nr.  24. 
*)  Bei  dieser  Verhandlung  war,   wie  namentlich  auch  der  Abschied 
(Nr.  7)  zeigt,  Jungherzog  Wilhelm,  nicht  aber  Hz.  Johann  zugegen. 
8)  Über  den  betr.  Landtag  s.  oben  S.  241  Anm.  4. 

17 
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Regentin  an  den  Hz.  von  Cleve,  dessen  Antwort,  »das  furdragen 
der  koniginnen  und  antwort  beider  miner  alden  und  jongen  g.  hh.« 
verlesen.)1)  Der  Herzog  will  sich  dem  Landfrieden  gemäss  halten 
und  stets  die  Mittel  und  Wege  des  Friedens  suchen.  Hat  seinen 
Anspruch  auf  Geldern  in  einer  Schrift2)  (die  gleichfalls  verlesen 
wird)  begründet.     Beide  Herzoge  bitten,   die  Stände  möchten   ihren 

*)  Vgl.  über  das  Verhalten  der  Regentin  in  dieser  Zeit  Henne  7, 
S.  269.  Die  betr.  Schreiben  liegen  mir  nicht  vor.  Aber  den  Stand- 
punkt der  geldrischen  Stände  lernt  man  aus  einem  Schreiben  des  Land- 
tags zu  Roermonde  an  die  Regentin  von  1538  September  10  kennen: 
,Wir  haben  bei  Lebzeiten  und  mit  Zustimmung  unseres  Herren  dem 
Wilhelm  Sohn  zu  Cleve- Jülich  Hz.  zu  Geldern  Hulde  und  Eide  gethan 
und  von  ihm  wieder  empfangen  und  nach  jenes  Tod  ihn  »ouch  der- 
massen  zusamen  angenomen«.  Können  deshalb  Ehren  und  Eides  halber 
keine  Änderung  vornehmen,  sondern  wollen  treu,  wie  es  treuen  Unter- 
thanen  ziemt,  beim  Herzog  un verteilt  bleiben.  Von  den  Gesandten, 
welche  die  Regentin  jüngst  bei  dem  Herzog  »der  Kei.  M.  angemassener 
gerechticheit  halven«  gehabt  hat,  wird  sie  vernommen  haben,  dass  der 
Herzog  zu  dieser  Landschaft  vollkommen  berechtigt  ist.  Er  hat  sich 
auch  erboten,  die  »erkentenis  und  handlung«  von  Kaiser,  König  und 
Reichsständen  darüber  anzunehmen.  Wenn  diese  Landschaften  dagegen 
von  Kaiser,  König  oder  sonst  jemand  überfallen  oder  beschädigt  würden, 
so  würden  wir  gezwungen,  »uns  sulch«  bei  den  Ständen  des  Reichs, 
»darunder  wir  als  glitmassen  gehoeren,  und  sunst  anders  zu  beroifen.  — 
Ferner  .  .  ..  kunnen  wir  uns  neit  wal  bedenken,  das  u.  ko.  w.  van 
wegen  Kei.  M.  nu  deser  lantschaften  etlicher  kouf,  cessie  und  anderer . 
brieve  ermanung  doin  und  si  in  macht  derselviger  forderen,  so  doch  die 
lantschaft  bi  solichen  und  derglichen  keufen  of  tractaten  nihe  geroifen 
gewest  noch  davan  einichs  Wissens  gehat,  vil  weniger  darin  verwilligt 
haven.  Wuchs  doch,  wan  einige  forderonge  van  kouf  of  anders  nu 
fruchtbarlich  wesen  moecht,  ummers  geburt  hedde.  —  Geschreven  under 
der  stat  secrietsiegel  van  Ruremunde,  des  wir  zusamen  zu  deser  zit  mit 
gebruichen,  am  10.  dag  septembris  ao.  38«.*  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu 
Geldern,  Nr.  47a,  Kop. 

a)  Hiermit  ist  offenbar  »unsers  g.  h.  van  Gelre  erbiedung«  d.  d. 
Cleve  1638  August  1  (Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47b,  Kop.) 
gemeint.  Wilhelm  setzt  darin  sein  Anrecht  auf  Geldern  auseinander,  er- 
bietet sich  vor  Kaiser,  König  und  Reichsständen  oder  »wa  sich  sunst  ge- 
burt«, sein  Recht  nachzuweisen,  will  auch  >daruf  fruntliche  handlung  oder 
richtliche  erkentenis  des  reichs  oder  wa  sich  sulchs  geburt,  erliden«; 
erwartet,  Kaiser,  König  und  Reichsstände  werden  nicht  gestatten,  dass 
er  gegen  rechtmässigen  Titel,  Besitz  und  Erbieten  von  jemand  beschwert 
werde,  sondern  ihn  mit  Rat  und  Beistand  nach  des  Reiches  Abschieden 
und  Landfrieden  nicht  verlassen. 
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guten  Rat  darüber  mitteilen,  ob  sie  sich  nach  ihrer  (der  Stände) 
Meinung  »mit  der  schrift  gnochsam  erboden  und  verneinen  lassen«. 

Ritterschaft  und  Landschaft  freuen  sich  und  hören  gern, 
dass  der  Hz.  ein  so  gutes  Recht  habe.  Halten  für  zweckmässig, 
dass  die  Schrift  dem  Kaiser,  den  Kurfürsten,  Fürsten,  Städten  und 
anderen  mitgeteilt  werde..  Erwarten  nicht,  dass  jemand  den  Hz. 
und  seine  Lande  über  solche  hohe  Erbietungen  beschweren  würde. 
Sollte  es  aber  geschehen,  so  würden  sie,  »wie  für  geluit,  lif  und 
gut  bi  i.  g.  und  den  landen  ufsetzen«. 

Hz.  Wilhelm  dankt  für  die  Antwort,  will  sie  auch  seinem 
Vater  rühmen.  Sein  Anrecht  ist  »lange  verzogen«,  weil  »m.  g.  h. 
van  Gelre  noch  im  leven  gewesen  und  dasselbich  allerlei  geferlicheit 
uf  sich  hait,  wie  für  verluit«.  Will  einige  Kopien  jener  Schrift 
den  Landständen  zustellen  lassen.  Da  viel  Misgönner  vorhanden 
sind,  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Herzog  über  Recht- 
erbieten überzogen  wird.  Es  ist  aber  nicht  gut,  erst,  wenn  die 
Not  da  ist,  Ordnung  zu  machen,  wie  man  namentlich  bei  Münster 
erfahren  hat.  »Und  darumb  gedacht  uf  2,  die  van  noeden,  irstlich, 
wie  das  lant  und  vlecken  im  lande  verwart  soll[en]  werden,  wer  in 
die  flecken  zehen  sol,  und  zom  andern,  wie  ein  lant  dem  andern 
zuzehen  sol.« 

Ritterschaft  und  Landschaft  »haven  der  rede  begert,  die 
inen  ouch  erlouft.     Und  ist  allerlei  underredung  gefallen,   doch  uf 

ein  usschoss  gedacht  und  verordent,  die  zusamen  sich  besprochen 

Furnemlich  das  uf  3  gedacht  moest  werden :  1.  das  man  das  lant 
moest  weder  zu  vuchen  [V] ')  mins  g.  h.  und  der  lande  laessen ; 
2.  wa  man  sich  nit  stelte,  das  man  verjagt  wrurd;  3.  das  man  sich 
moest  weren.  Wa  man  sich  nu  weren  wult,  bedacht  zu  sin,  wie 
und  was  massen,  und  ouch  uf  3  wege:  1.  wie  man  die  gegenwer 
in  iderm  lande  doin  sol,  2.  wie  man  die  gegenwer  in  einem  anderen 
lande  doin  sol,  3.  verstenteniss  bi  naberhern  und  potentaten.  Zom 
irsten  zu  verordenen  in  iderm  lande  und  an  iderm  orde  luide,  da- 
ruf  ruiter  und  knecht  bescheiden  wurden,  da  man  sich  des  uber- 
fals  besorgte.  Die  flecken  zu  verordenen,  wa  dieselvige  inzehen 
sulen.  In  iderm  lande  und  an  iderm  orde  zu  verordenen  luide,  die 
mit  in  die  vlecken  zehen  sullen.  Wa  man  geschutz,  proviand  und 
andere  notturft  nemen  sal.     In  iderm  lande  einen  artelrimeister   zu 

')  Der  Sinn  etwa:   zur  Verfügung? 
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verordenen,  da  alle  bescheit  bi  zu  finden  si.  Zu  gedenken  der 
bussenmeister.  Etliche  orter,  die  für  gut  wurden  angesehen,  zu 
verordenen  und  mit  erden  dermassen  ufzuwerfen  und  zu  vestigen, 
das  man  sich  für  das  irst  dainnen  konte  behelfen,  die  doch  kunf- 
tich  eben  wol  mit  muiren  mochten  umbzogen  werden.  Verdacht 
zu  sin,  in  einem  iderm  lande  einen  furrait  zu  verordenen,  den  man 
in  der  ilender  noit  zu  beschutzung  eins  idern  lantz  zu  gebruichen 
hette,  und  sunst  ligen  zu  bliven.  Das  in  iderm  furstendomb  etliche 
van  der  lantschaft  verordent  werden,  ob  inch  ilent  uberzoch  an- 
queeme  und  die  zit  nit  erliden  mocht,  geburliche  bescheidung  ind 
bestellung  zu  doin,  die  in  dem  fal  sampt  minem  g.  h.  notturftige 
verordnong  und  furseheong  doin  mochten.  Und  ist  ouch  der  fur- 
slag  van  underhaldung  der  ruiter  und  knecht  für  die  hant  gnomen.1) 
Item  nit  unnutz  zu  sin  bedacht,  inwendich  ufroir  und  meuteri  zu 
stillen  und  aller  understechung  so  vil  möglich  furzukomen  und  idern 
darfur  zu  warnen;  wie  darüber  geschege,  nachforschung  zu  doin. 
Ein  gemein  gebet  usgain  zu  lassen,  das  Got  alle  Sachen  zom  fridden 
und  gudem  wende.  Ein  gemein  bevelh  usgain  zu  lassen,  das  sich 
ider  zuchtich  halde  und  sich  mit  worden  oder  anders  weder  Kei.  M. 
und  dem  huis  van  Burgondi  oder  sunst  nit  verloufe.  Sunst  sin 
noch  ouch  vil  raitslege  gehalden,  nemlich,  das  einer  si,  der  den  ver- 
ordenten  knecht  zufuere;  das  dieselvige  overlegen,  wie  vil  luide  und 
wes  si  notturftich  sien.  Das  die  amptlude,  die  vam  adel,  under- 
danen  und  burger  den  verordenten  gehorsam  sien  on  ferner  bevelh 
und  schriven  mins  g.  h.  oder  zu  hof  zurkennen  zu  geven,  und 
sulchs  iderm  zu  bevelhen.  Das  etliche  verordent  werden,  die  zu 
Guilch  sien,  daran  dieselvige  rait  fordern  und  holen  und  da  ge- 
schutz,  polver,  loeder, a)  furrait  und  alle  notturft  si.  Das  Schon- 
forst und  Monjoie  versehen  und  verwart  werden,  ouch  dermassen 
zu  buen,  das  die  mit  einem  zuloufen  oder  verraschen  nit  ingenomen 
wurden,  so  denen  doch  mit  einem  kleinen  zu  helfen  ist.  Item  wie- 
wol  Munstereifel  zimlich  gebuet,  das  dannoch  einer  verordent  werd, 
daruf  zu  sehen.  Das  Euskirchen,  wie  für  davan  abgeret,  gebuet 
und  einer  verordent  werd,  wie  für  van  Sittart  angezeigt.  Das 
Duiren  und  Guilch  die  flecken  sien,  daus  man  rait  und  bevelh 
könne   haven.     Das   ein   guder   artelrimeister   in   iderm  lande   ver- 

l)  S.  Nr.  4. 

■)  d    h.  Blei  (»lot«). 
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ordent  werd,  der  achtung  haf  uf  die  artelri,  bi  dem  man  allen  be- 
schert mog  finden;  und  das  die  ortflecken  mit  notturftigem  geschutz 
versehen  und  das  uberich  zu  Guilch  und  Duiren  zu  finden  si. l) 
Im  lande  Berg  ist  der  vestung  und  buong  ouch  van  noeden  und 
daruf  gedacht,  das  beneden  im  lande  Duisseldorf  vast  gemacht  werd, 
da  ouch  m.  g.  h.  siner  f.  g.  brief,  segel  und  geschutz  haf.  Das  an 
iderm  orde  dannoch  [!]  uf  proviand  und  furnemlich  uf  salz  gedacht 
werd.  Das  Siberg  daboven  gevestigt  und  mit  den  heren8)  daselfs 
gehandelt  und  verewigen  werd. 

Sin  zom  usschoss 8)  verordent :  Mulstroe,  Carselius  van  Verken, 

*)  Dass  auch  Heinsberg  (wovon  hier  nicht  die  Rede  ist)  befestigt 
wurde,  zeigt  folgender  Bericht  des  Amtmanns  und  des  Vogts  von  Heins- 
berg an  den  Herzog,  betr.  die  Dienste  der  Freien  im  Amte  H.,  o.  D., 
mit  dem  praes.  Dusseldorf  1550  Dezember  12:  ,Antwort  auf  den  Er- 
lass  von  1550  Nov.  19.  Aussage  der  Schöffen  des  ganzen  Amtes  H.: 
»Als  irstlich  die  diensten  ingewilligt  sin  woirden,  wie  auch  die  van  der 
ritterschaft  und  van  wegen  der  stat  H.  die  geschickten  gedain,  und  do 
zur  zeit  der  anfang  des  bous  zu  H.  vurhanden  gewiest,  so  sin  der  zeit 
etliche  der  scheffen  der  stat  Heinsberg  bie  hoeve  erschienen  .  .  .  und 
van  wegen  der  undertaenen  gebeiten,  dwile  m.  g.  f.  und  h.  in  gnediger 
meinung  sie,  an  der  stat  H.  bouen  zu  laissen,  das  derhalb  die  under- 
taenen ander  orter  hin  zu  dienen  unbesweirt  moegten  bliven  zu  dem 
bou  zu  H.  zu  dienen,  wulten  sie  doin  als  getruen  undertaenen  und  den 
gehorsamen  gebeurt.  Demnahe  ist  sulchs  in  gnediger  gedoult  beruen 
blieven  und  die  undertaenen  ander  wege  zu  dienen  niet  besweirt  woirden. 
Dan  als  man  zu  H.  zu  bouen  angefangen,  sin  auch  die  diensten  ange- 
haven,  ordentlich  van  einer  dinkbank  in  die  ander  umbgangen  und  nie- 
mant  übersehen  worden;«  so  bis  zur  Fehde.  Seit  derselben  aber  bisher 
sind  die  Untertanen,  freie  und  unfreie,  mit  keinerlei  Dienst  beschwert 
noch  dazu  erfordert  worden  ausser  »zu  den  gewoenlichen  quatertemper- 
diensten,  dairzu  m.  g.  f.  und  h.  berechtigt,  und  die  sie  gedain«.  Weil  sie 
jedoch  vor  der  Fehde  bei  dem  Bau  zu  H.  oft  und  sehr  mit  Diensten 
beschwert  sind  »und  ir  vermoegen  gedain«,  auch  in  der  Fehde  schwer 
gelitten  haben,  so  möchte  der  Herzog  dies  »in  gnaeden  bedenken« ; 
doch  erbieten  sie  sich,  wenn  er  mit  dem  Bau  zu  H.  fortfahren  will,  nach 
ihrem  Vermögen  ihm  zu  dienen.'     Ms.  A.  253,  fol.  287,  Orig. 

a)  Offenbar  das  Kloster  Siegburg  gemeint. 

8)  Mit  dem  in  dem  jülicher  Abschied  von  1538  Juni  25  (Nr.  3 
S.  255)  erwähnten  Ausschuss  hat  der  hier  genannte  nichts  zu  thun. 
Welchen  Zweck  dieser  hat,  ist  nicht  klar.  Vielleicht  handelt  es  sich 
um  die  Verordneten  (s.  S.  260),  welche  im  Falle  eines  eilenden  Über- 
zuges mit  dem  Herzog  die  erforderlichen  Anordnungen  treffen  sollen. 
Oder  es  sind  die  in  dem  Landtagsabschied  von  1538  August  14?  (Nr.  7, 
S.  264)    erwähnten  Verordneten,    welche    das  bewilligte  Reitercontingent 
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Frankenberg,  drost  Munstereifel,  drost  Geilenkirchen,1)  Godert  van 
Deinsbur,  Kessel,  Luitgen  Winkelhuisen,  drost  Blankenberg,  Stail 
zur  Sulzen,  Zwivel  zu  Wissen,  bewerer  Nuenberg,  verordente  der 
4  heuftstede. 

Ist  under  anderem  ouch  furgeslagen,  ob  es  nit  eine  meinong 
wer,  das  man  gedechte,  das  man  minem  g.  h.  und  sich  selbs  hülfe 
und  das  die  geeven,  die  es  geven  können,  es  wer  edel  oder  unedel, 
burger  oder  underdain,  nach  iders  gelegenheit,  und  das  dasselbich 
in  einen  furrait  hinder  ider  lantschaft  gelacht  und  minem  g.  h.  nit 
gegeven  wurd.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  oder  Kop. 

6.  Landtagsabschied  von  Berg.  Düsseldorf  1538 
August  14. 

Grossenteils  gleichlautende  Beschlüsse  wie  in  dem  jülicher  Abschied 
von  Juni  25  (Nr.  3);  abweichende  Bestimmungen  namentlich  hinsichtlich 
der  indirekten  Abgaben. 

Der  Eingang  wie  in  dem  jülicher  Landtagsabschied  von  1538 
Juni  25;  nur  steht  statt  Jülich  Berg,  und  es  sind  die  Worte  »als 
ein  offen  lant«  (hinter  Jülich)  fortgelassen.  Nach  »verdragen«  wird 
hier  aber  fortgefahren: 

Es  sollen  > etliche  orter  gebouet  und  bevestiget  werden,  da 
siner  [!]  f.  g.,  s.  g.  ritterschaft  und  lantschaft  sich  erhalden,  ouch 
s.  f.  g.  geschutz,  brief  und  siegel  zu  dem  furstendumb  Berg  wail 
und  sicher  verwart  werden  mögen;  .  .  .  das  der  stat  und  friheiden 
renten  und  andere  bifeile,  die  boven  geburliche  usgulde  oeverden, 
wie  die  durch  m.  g.  h.,  s.  f.  g.  rede  und  den  usschoss  mochten 
vur  gut  angesehen  und  bedacht  werden,  darzu  gebruicht  werden; . . . 
das  m.  g.  h.  zu  dem  vurs.  boue  nae  gelegenheit  mit  etligen  dinsten 
und  sunsten  zu  staden  kome,  ouch  zum  irsten  stuire  und  verlech 
doe,  doch  mit  der  zit  van  den  nachfolgenden  anlaegen  wederneme«. 
Es   wird   von   1   Ohm  Wein,    »die    uf  den  dorferen   und  buissen 

verteilen  sollen.  Für  das  letztere  spricht  die  Übereinstimmung  in  der 
Zahl  (für  Jülich  und  Berg  zusammen  zwölf  von  Räten  und  Ritterschaft), 
nicht  aber  die  Beifügung  der  Städteboten.  Jedenfalls  ist  es,  nach  den 
Namen  zu  urteilen,  ein  Ausschuss  von  Jülich  und  Berg. 

')  Nach  dem  jülicher  Ritterzettel  von  1642  heisst  der  Drost  von 
Munstereifel  Wilhelm  v.  Gertzen.  Der  von  Geilenkirchen  ist  Clas  v.  Harf 
(s.  S.  255). 
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den  steden  verzapt  wirt,  !/a  overl.  [!]  gülden,«  von  1  Tonne  Bier, 
»davan  die  quart  gilt  2  ader  3  hl.,  die  uf  den  dorferen  und  wirtz- 
huiseren  zum  veilen  kouf  verzapt  wirt,«  1  Raderschilling  zur  Accise 
gegeben.  Im  übrigen  die  Bestimmungen  über  die  Accise  wie  in 
dem  jülicher  Abschied.  Nur  fehlt  die  Bestimmung  über  die  Eigen- 
herrlichkeiten, und  statt  »das  binnen  lantz  .  .  .  wirt«,  steht  blos: 
»das  us  dem  lande  gefoirt  wirt«.  Hinter  »wie  folgt«  wird  hier 
fortgefahren: 

Von  1  Mltr.  Weizen  1  Alb.  laufenden  Geldes. 
„  Roggen  3  Schill. 

„  Gerste  1  Raderalbus. 

„  Speltz  oder  Hafer  1  Alb.  laufenden  Geldes. 

Von  1000  Ziegelsteinen  3  Schill,  laufenden  Geldes. 
Von  1000  Pfannen  3  Alb. 
Von  1  Mltr.  Kalk  3  Hl. 
Von  1  Karre  Kalk  1  Alb. 
Von  100  Fuss  Bretter  6  Alb. 
Von  1  Kaufmannspferd  1  Gulden. 
Von  1  Füllen  6  Alb. 

»Van  einem  imen, !)  der  ins  lant  und  widder  darus  gedragen 
wirt,  1  alb.2) 
Und  sal  solichs  nit  van  den  verkeuferen  ader  pechteren,  sunder 
van  dem  gelder  ader  denen,  die  es  uswendich  krigen,  genomen 
werden.«  Der  Herzog  soll  Ritterschaft  und  Städten  einen  Schein 
geben,  dass  er  nach  Ablauf  der  12  Jahre  »solich  gelt«  von  »fruchten 
und  anders«  nicht  mehr  erheben  werde.8)  »Und  sal  diese  boerung 
wie  vurs.  anstunt  angain. 4)  —  Geschehen  und  gegeven  zu  Duisseldorf 
under  hochberoemptes  mins  g.  h.  herufgedruckten  secriet  am  14. 
dag  augusti  ao.  38.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47b,  Kop. 


!)  D.  h.  offenbar:   Bienenkorb. 

a)  Man  beachte,  dass  von  Waid  in  Berg  (im  Unterschied  von  Jülich) 
keine  Abgabe  erhoben  wird. 

8)  Der  betr.  Revers  von  demselben  Tage,  berg.  ldstd.  Arch.,  Urkk. 
I,  Nr.  91/*,  Orig. 

4)  Die  Schlussbestimmungen  des  jülicher  Abschiedes  (wie  die  über 
Salpeterlieferungen  der  Geistlichen)  fehlen  hier. 
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7.  Landtagsabschied  von  Jülich-Berg.   Düsseldorf  1638 

August  14. 

Stellung  der  Stände  zu  der  geldrischen  Frage.  Aufstellung  von 
Mannschaften  in  Jülich -Berg-Ravensberg  im  Falle  eines  feindlichen  Angriffs. 

Wilhelm  Sohn  zu  Cleve-Jtilich-Berg  Herzog  zu  Geldern  Graf 
zu  Zütphen  und  Herr  zu  Ravenstein  ist  auf  Befehl  Johanns  Herzogs 
zu  Cleve-Jülich-Berg  Grafen  zu  der  Mark  und  Ravensberg  seines 
Vaters  August  13  >bi  den  reden,  ritterschaft  und  geschickten  van 
den  heuftsteden  und  lantschaft«  von  Jülich  und  Berg  erschienen  und 
hat  über  sein  Recht  auf  Geldern  und  Zütphen  und  über  sein 
»erbieden« *)  berichtet.  Darauf  haben  Räte,  Ritterschaft  und  Städte- 
freunde  geantwortet,  diese  »berichtung«  möchte  niedergeschrieben 
und  verkündigt  werden.  Wenn  jemand  »s.  f.  g.  ader  die  lantschaften 
über  sulch  recht  und  erbieden  zu  besweren  ader  zu  überfallen  under- 
stunde,«  so  wollen  sie  wie  treue  Untertanen  handeln  »und  bi  beiden 
i.  f.  g.,  wie  si  sich  des  ouch  hiebevoren  erboden,  lif  und  gut  ufsetzen«. 
Für  den  Fall,  dass  die  Herzoge  oder  eines  der  Lande  überzogen 
werden,  sind  Jülich,  Berg  und  Ravensberg  bereit,  den  anderen  [sc: 
Landen]  mit  500  Pferden  und  5000  Knechten  zuzuziehen.  Und  zwar 
dient  die  Ritterschaft  auf  ihre  Kosten  den  ersten  Monat  mit  den 
500  Pferden ;  doch  wird  ihr  der  vor  dem  Feinde  erlittene  nachweis- 
bare Schaden  ersetzt,  und  ihre  freien  Rittergüter  werden  in  der 
Landsteuer  zur  Unterhaltung  der  Knechte  nicht  angeschlagen.  Der 
Herzog  hält  eine  Musterung  »der  rittermesigen  und  deren,  die  fri- 
gueder  haven«.  In  jedem  Lande  werden  zwei  von  den  Räten  und 
vier  von  der  Ritterschaft  verordnet,  um  die  500  Pferde  nach  jedes 
Gelegenheit  zu  verteilen.  Die  Städte  und  die  Landschaft  unterhalten 
die  5000  Knechte;  »doch  das  hochg.  m.  g.  h.  einen  furrait  stelle 
und  sich  gefast  mach,  dieselvige  den  irsten  monat  zu  besolden;  so 
wollen  si  s.  f.  g.  quiten  und  schadlos  halden«.  In  jedem  Lande 
möchte  der  Herzog  an  den  Orten,  da  es  erforderlich  ist,  etliche 
Obersten  verordnen,  »dae  ruiter  und  knecht  uf  bescheiden  werden, 
die  im  fal  der  notturft  die  stede,  sloesser  und  vlecken  bewaren«. 
Ferner  möchte  er  in  jedem  Lande  etliche  verordnen,  «die  in  diesem 
fal  alle  notturft  zu  besorgen  und  zu  verordenen  haven,  denen  ouch 
die  amptluide,  ritterschaft,  burger  und  underdanen,  glich  als  ob  s. 
f.  g.  selfs  zugegen  wer,  in  der  ile  und  in  solichem  fal  der  notturft 


l)  S.  vorhin  S.  258  Anm.  2. 
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mit  aller  besteüong  gehorsam  und  gewertich  sin  sullen,  uf  derselviger 
gesinnen  ufzusin  ader  mit  dem  klockenslage  zu  folgen,  wie  s.  f.  g. 
solichs  einem  ideren  van  der  ritterschaft  wird  schriven  und  bevelhen 
lassen.  —  Gezeichent  und  gegeven  zu  Duisseldorf  under  hochg.  mins 
g.  h.  secriet  am  14.  dag  augusti  ao.  38.« 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47b,  Kop. 

8.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich.  [1638 
Düsseldorf  August  14]. ') 

Annahme  des  Landtagsabschieds  von  Jülich-Berg  durch  die  jülicher 
Stände.  Unzufriedenheit  des  Volks  mit  den  neuen  indirekten  Abgaben. 
Plan  einer  Auflage  auf  die  Wolle.     Zollrecht  des  Herzogs  von  Jülich. 

Nach  der  Verlesung  des  Abschieds  »sin  alle  die  van  der  ritter- 
schaft und  stedefrunde  gefragt,  ob  sie  desselvigen  also  gefallens 
hetten;  haven  ja  gesagt.  Hait  m.  g.  h.  selfs  geantwort,  wie  s.  f.  g. 
dasselbich  an  s.  f.  g.  h.  vatter  wil  gelangen,  der  ungezwivelter  Zu- 
versicht, s.  f.  g.  werd  es  zu  dank  annemen  und  mit  gnaden  er- 
kennen. Und  so  vil  s.  g.  person  belangt,  wil  s.  f.  g.  dasselbich 
umb  si  verschulden.  Folgentz  ist  der  ritterschaft  und  lantschaft  an- 
gezeigt, wie  m.  g.  h.  verstanden,  das  sich  allerlei  zugedragen  uf  den 
lesten  afscheit  zu  Guilch  belangen  die  accise  und  uflage,  die  zu  er- 
buong  und  vestung  der  stede  furgenomen.  Wuchs  villicht  daher 
erwassen,  das  die  underdanen  nit  gnochsam  der  sachen  durch  die 
amptlude  bericht,  etliche  dieselvige  durch  andere  bestalt,  etliche  be- 
richt,  als  moesten  si  van  den  fruchten,  die  si  in  iren  huiseren  ver- 
doin,  die  uflage  geven,  etliche  van  den  zolneren,  etliche  van  anderen 
beswert  etc.  Und  daruf  bericht  gedain,  wes  mins  g.  h.  meinong 
und  verdragen  gewest  ist  und  wie  es  bevolhen,  dem  nu  nit  gelebt 

J)  Man  könnte  geneigt  sein,  diese  undatierte  Aufzeichnung  wegen 
ihres  allgemeinen  Inhalts  als  zu  dem  jülicher  Abschied  von  1639 
Januar  3  (Nr.  12)  gehörig  anzusehen.  Allein  dem  steht  entgegen,  dass 
sie  offenbar  von  einem  Landtagsabschied  spricht,  in  dem  die  Stände  dem 
Landesherrn  weit  entgegenkommen,  wovon  sich  in  jenem  Abschied 
(Nr.  12)  nichts  findet.  Wohl  aber  trifft  eine  solche  Voraussetzung  für 
den  jülich-bergischen  Abschied  von  August  14?  (Nr.  7)  zu,  und  so  gehen 
wir  denn  gewiss  in  der  Vermutung  nicht  fehl,  dass  unsere  Aufzeichnung 
über  die  Annahme  des  jülich-bergischen  Abschiedes  durch  die  jülicher 
Stände  und  daran  sich  anschliessende  Verhandlungen  mit  den  letzteren 
berichtet. 
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mach  sin.«  Der  Herzog  beabsichtigt  seine  Räte  »an  die  oerter  zu 
schicken  und  berichtung  doin  zu  lassen. 

Ritterschaft  und  stede  willen  dem  gnomen  abscheide  gutwillich 
nakomen.  Und  so  vil  belangt  die  wolle,  als  das  etliche  uflage 
daruf  ouch  solt  gesatzt  werden,  nemlich  uf  ider  stein  wollen  4  alb., 
willen  die  stedefrunde  sulchs  zurugge  bringen  dermassen,  das  si 
verhoffen,  das  daran  gein  mangel  sein  werd,  und  minem  g.  h. 
schriftlich  zurkennen  geven,  was  inen  begegent  van  den  iren. 

Ferner  ist  inen  berichtung  gedain,  das  m.  g.  h.  fog  hette  mehe 
zu  boeren  lassen  [!]  an  den  zoellen,  so  die  Keiseren  und  konigen, 
als  die  marggrafschaft  Guilch  zum  furstendomb  gemacht,  den  lantzol 
darzu  gegeven, *)  umb  sich  des  zu  bass  zu  underhalden  und  sinen 
furstl.  stait  zu  foeren.  Und  hette  den  zol  vil  hoher  nemen  mögen 
vermog  brief  und  sigel,  register  und  rechenschaften,  dan  s.  f.  g.  den 
hait  setzen  lassen,  wie  inen  van  dem  privilegio,  derglichen  van  den 
ordnongen  bericht  gedain.« 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  oder  Kop. 

9.  Verordnete  des  Kaisers  und  des  Herzogs  von 
Jülich,  Verhandinngen  über  die  geldrische  Erbfolgefrage 
(Berieht).8)    Brüssel  1638  September  15. 

Erörterungen  der  beiderseitigen  Verordneten  über  die  Rechtsfrage. 
Gesuch  der  jülicher  Verordneten  an  die  Regentin  der  Niederlande  um 
Einwirkung  auf  den  Kaiser. 

Die  kaiserlichen  Verordneten:  Herzog  Gerhard  hat  sein 
Recht  auf  Geldern  an  Herzog  Karl  von  Burgund  abgetreten.    Der 


>)  S.  Lac.  ÜB.  3,  Nr.  326;  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  89;  oben  S.  152. 
Vgl.  Priebatsch,  die  deutschen  Städte  im  Kampfe  mit  der  Furstengewalt 
I,  S.  137  unten. 

2)  Zur  Vervollständigung  des  Beweismaterials  sei  hier  ein  Passus 
aus  der  oben  S.  247  Anm.  4  erwähnten  Denkschrift  mitgeteilt :  ,Geldern- 
Zütphen  ist  »van  solicher  natuiren  und  herkomens«,  dass,  wenn  »kein 
manliche  geburt  oder  agnati  mehe  vurhanden«,  dann  die  Frauens- 
personen »und  die,  so  von  inen  komen,  soliche  lehen  erben  und  der 
vehig  sein,  wie  under  anderen  solichs  ein  sonderlich  Privilegium«  Rei- 
nold  dem  letzten  Grafen  und  ersten  Herzog  von  Geldern  »verlehent  aus- 
trucklich  mit  sich  prengt«.  Dies  Privileg  hat  Anwendung  gefunden,  als 
nach  dem  kinderlosen  Tode  der  Söhne  Reinolds  Geldern  an  seine  dem 
ersten  Herzog  von  Jülich  vermählte  Tochter  Maria  vererbt  wurde,  worauf 
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letztere  ist  dann  auch  1473  November  6  von  Kaiser  Friedrich, 
ferner  König  Philipp  1505  April  4-1)  von  Kaiser  Maximilian  mit 
Geldern  belehnt  worden.  Weiter  sind  viele  Verträge  aufgerichtet 
worden,  wonach  Geldern,  wenn  Karl  von  Egmond  ohne  eheliche 
Nachkommen  sterben  würde,  an  den  Kaiser  als  Herzog  von  Bra- 
bant  fallen  solle.  Die  herzoglichen  Verordneten:  Geldern  ist 
nach  Reinolds  Tode  nicht  dem  Reiche  heimgefallen,  sondern  mit 
Jülich  auf  Herzog  Adolf  von  Berg  und  seinen  Bruder  als  die  rechten 
Agnaten  vererbt  worden.  Der  junge  Herzog  Wilhelm  ist  »der  rechter 
erfgenaem  in  der  absteigender  linien«,  hat  mit  Zustimmung  des 
letzten  Inhabers  und  der  Unterthanen  den  Besitz  erlangt  und  nach  jenes 
Tode  fortgesetzt.  Die  Abtretung  Gelderns  durch  Gerhard  ist  nichtig. 
Denn  erstens  ist  sie  viel  unter  der  Hälfte  des  rechten  Wertes  geschehen. 
Zweitens  haben  der  Cessionar  und  dessen  Nachfolger  nicht  die  in 
dem  Vertrage  übernommenen  Pflichten  —  Vermeidung  jeder  Beun- 
ruhigung der  jülicher  Lande  von  Geldern  aus  —  erfüllt.  Ja  in  den 
Traktaten  von  Gorkum  und  Grave  werden  Karl  von  Egmonds  For- 
derungen an  Jülich  vorbehalten.  Der  Kaiser  verzichtet  darin  ferner 
auf  alle  vorher  abgeschlossenen  Verträge,  die  dem  Herzog  von 
Geldern  schädlich  sein  könnten,  mithin  auch  auf  jenen  Cessions- 
vertrag.  Der  Cessionar  (resp.  dessen  Nachfolger)  hat  darum  nur 
den  Anspruch  auf  das  ausgelegte  Geld.  Die  kaiserlichen  Ver- 
ordneten: Geldern  ist  nach  Reinolds  Tode  thatsächlich  ein  er- 
ledigtes Lehen  gewesen.  Wenn  die  Urkunden  die  Herzoge  Adolf 
und  Gerhard  proximiores  heredes  et  legitimi  successores  nennen, 
»so  weren  doch  das  verba  enunciativa,  que  veritati  non  preiudicant«. 
Weder  Herzog  Wilhelm9)  noch  der  jetzige  Herzog  (itzt  mein  g.  h.) 
haben  um  die  Belehnung  nachgesucht,  was  sich  doch  gebührt  hätte, 

ihr  Sohn  »mit  irer  bewilligong,  doch  vorbeheltlich  irer  leibzucht  daran 
von  Keiser  Karlen  IV.  als  mit  seinem  anererbten  lehen«  belehnt  worden 
ist.  Überdies  fallen  nach  altem  Herkommen  die  geldrischen  Afterlehen 
beim  Mangel  an  männlichen  Erben  auf  die  Töchter  »und  die  von  inen 
komen.  .  .  .  Wuchs  dan  auch  über  das  Privilegium  ein  starke  an- 
weisonge  gibt,  das  das  principallehen  alle  zeit  der  natuir  gewesen  und 
noch  sei«.' 

')  Vgl.  Ulmann,  Kaiser  Maximilian  I,  Band  2,  S.  171. 

*)  In  der  Urkunde,  durch  die  Hz.  Wilhelm  von  Kaiser  Friedrich 
belehnt  wird  (1486  Dzb.  29;  J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  13,  Kop.), 
werden  als  Gegenstände  der  Belehnung  nur  Jülich,  Berg,  Ravensberg, 
nicht  Geldern  genannt. 
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wenn  ein  Anrecht  auf  Geldern  vorhanden£gewesen  wäre.  Als  Mann- 
lehen würde  es  überdies  durch  den  Tod  Herzog  Wilhelms  abermals 
dem  Reich  heimgefallen  sein.  Zuwiderhandlungen  gegen  den  Cessions- 
vertrag  sind  nicht  vorgekommen.  Die  herzoglichen  Verord- 
neten: Der  Kaiser,  Herzog  Karl  von  Burgund,  dessen  Tochter 
Marie  und  König  Philipp  haben  die  Herzoge  Adolf  und  Gerhard  als 
proximiores  agnatos  et  legitimos  successores  anerkannt.  Und  ob- 
gleich Herzog  Adolf  in  der  Belehnungsurkunde  Geldern  tanquam 
feudum  vacans  empfängt,  »so  künde  er  doch  in  preiudicium  fratrum 
et  agnatorum  die  natuir  des  lehens  nit  verandern«.  Herzog  Adolf 
ist  auch  vor  der  Belehnung  vom  Kaiser  Herzog  zu  Geldern  genannt 
und  »volgends«  als  »der  nehster  erb  herzog  Reinoltz  van  der  swert- 
siden«  als  berechtigt  zu  Geldern  bezeichnet  worden,  »welches  Keiser 
Sigmunt  sonder  zweifei  nit  bekant,  so  es  ein  neu  oder  ledig  lehen 
gewest . .  .  Feudum  presumitur  antiquum,  nisi  probetur  contrarium.« 
Herzog  Gerhard  sodann,  welcher  nicht  Adolfs  Sohn  war,  ist  tanquam 
proximior  heres,  qui  legitime  in  eo  feudo  successerit,  belehnt;  auch 
dies  wäre  nicht  geschehen,  »so  es  in  der  personen  herzog  Adolfs 
ein  neue  lehen  gewest«.  Herzog  Wilhelm  ferner  ist  nicht  verpflichtet 
gewesen,  um  die  Belehnung  nachzusuchen,  cum  de  iure,  quamdiu 
alius  occupat  feudum,  vasallus  non  teneatur  petere  investituram. 
Zuwiderhandlungen  gegen  den  Cessionsvertrag  sind,  wie  die  vom 
Kaiser  und  seinen  Vorfahren  aufgerichteten  Verträge  beweisen,  that- 
sächlich  vorgekommen. 

Da  man  beiderseits  auf  seiner  Meinung  blieb,  »ist  die  dispu- 
tation  ufgeschoben  und  von  Kei.  Mt.  siden  vorgegeven,  wie  die 
sach  durch  drierlei  wege  zur  entschaft  gebracht  must  werden,  nem- 
lich  durch  die  gutlicheit  oder  fruntschaft,  durch  erorterung  des 
rechten  oder  durch  gewalt  und  force  des  armes«.  Die  herzog- 
lichen Gesandten  ziehen  den  ersten  Weg  vor,  sind  aber  auch 
zum  zweiten  bereit;  zum  dritten  will  ihr  Herr  »gein  ursach  geben«. 
Die  kaiserlichen  Verordneten:  Der  Herzog  möge  »in  der  gude« 
von  Geldern  abstehen;  »oder  Kei.  M.  wurde  georsacht,  den  letsten 
weg  zu  gebruichen;  dan  s.  M.  nit  schuldig  umb  das  sine  zu  richten; 
...  er  mochte  sich  durch  sine  rechtsgelerten  der  sachen  erkundigen 
und  sich  in  siner  conscientz  fast  machen  und  zu  der  execution 
schreiten  on  weiter  erkentenuss,  so  i.  M.  tanquam  non  recognoscens 
superiorem  in  iren  sachen  richter  sein  mochten.«  Die  herzoglichen 
Gesandten:    Niemand    darf    in    eigner  Sache  Richter  sein.     »Et 
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quanquam  posset  forsitan  de  plenitudine  potestatis,  tarnen  non  esset 
imperialis  voluntatis  iuxta  1.  digna  vox  etc.1)  Zudem  so  het  sich 
Kei.  M.  des  in  der  reichsordnung  und  in  dem  lantfriden  begeben.« 
Ein  Streit  zwischen  dem  Lehnsherrn  und  dem  Vassallen  ferner  wird 
per  pares  curiae  entschieden.  Endlich  hat  es  der  Herzog  hier 
nicht  mit  dem  römischen  Kaiser,  sondern  mit  dem  Herzog  von 
Brabant,  also  einem  Standesgenossen  zu  thun.  Der  Kaiser  möge 
sich  daher  dem  Landfrieden  gemäss  halten  und  den  Herzog  darüber 
nicht  beschweren. 

Hierauf  erklären  die  herzoglichen  Gesandten  der  Regentin 
selbst  in  Gegenwart  ihrer  Räte:  Der  Herzog  hat  sie  auf  des  Kaisers 
beschreiben'  hin  abgefertigt,  um  des  Kaisers  Ansprüche  zu  ver- 
nehmen und  die  des  Herzogs  darzulegen.  Haben  gehofft,  es  würde 
unter  der  Mitwirkung  der  Regentin  zur  Belehnung  des  Herzogs9) 
gekommen  sein.  Da  es  nicht  geschehen,  möchte  sie  eine  freundliche 
Vermittlerin  sein  oder  wenigstens  beim  Kaiser  dahin  wirken,  dass 
»diese  gebrechen  zu  gutlichem  verhoer  und  handel  der  sechs  cur- 
fursten  sementlich  oder  etlicher  derselbiger  oder  sunst  anderer  fursten 
(der  man  sich  zu  beiden  teilen  zu  vergleichen)  gestalt  werden«  oder, 
wenn  der  Kaiser  dieses  abschlägt,  dass  er  »solichs  zu  erkenteniss 
des  rechten  an  oerte[r]n,  da  es  geburt,  mit  gnaden  stellen«  und 
sich  sonst  dem  Landfrieden  gemäss  halten  wolle.  Hierauf  lässt  die 
Regentin  antworten:  Glaubt,  des  Kaisers  Anrecht  auf  Geldern  sei 
dermassen  dargethan  worden,  dass  der  Herzog  davon  abstehen  solle. 
Doch  werde  sie  einen  Bericht  über  die  Verhandlungen  an  den  Kaiser 
»im  besten«  schicken.  Die  herzoglichen  Gesandten:  Der  Her- 
zog ist  der  Antwort  »und  weiterer  bescheidung  kon.  mt.  ferner 
gutlicher  handlung  gewertig«. 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  oder  Kop. 

10.  Aus  der  Rechnung  des  Rentmeisters  von  Born. 
1538  November  12  ff.  (bis  1641) 

Über  die  Befestigung  der  Stadt  Sittard. 

„  1538  Novb.  12 — 14:  In  diesen  Tagen  sind  zu  »der  besichtongen 
des  bues  zo  Sittart«  anwesend:  der  Kanzler,  drei  Marschälle,  näm- 

!)  cod.  L  I  tit.  XIV  1.  IV. 

*)  In  der  Vorlage  stand  ursprünglich:  »m.  g.  junger  her«;  es  ist 
aber  »junger«  ausgestrichen. 
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lieh  Plettenberg,  Wachtendunk,  Rossum,  ferner  Ruischenberg,  ein 
»hopman  (Thiss  Moers),«  zwei  Baumeister,  ein  Büchsenmeister,  der 
Landrentmeister  W^ssenberg.  Der  Rentmeister  berechnet  dem  Her- 
zog, was  sie  und  ihre  Diener  verzehrt  haben. 

Rechnung  von  1539/40. 

»Item  dit  jar  in  den  Elssen  und  Fredbusch  gein  holz  verkouft, 
nachdem  solchs  alles  zu  den  zeigelsteinen  und  baue  zo  Sittart 
koemen.  Rechenen  dairumb  davan  nit.  Item  derglichen,  wes  van 
widenholz,  nemlich  possen l)  geweist,  haif  ungefeir  400  possen  setzen 
laissen.  Und  dat  ander  alles  van  desem  jar  is  derglichen  zo  dem 
baue  komen.    Rechenen  davan  nit.2) 

Untfank  zo  dem  baue  zo  Sittart. 

Item  die  stat  Sittart  zu  stuir  der  rossmolen8)  51  g.  16  alb. 

Item  noch  dieselvige  an  bezalonge  der  bewillichter  1000  gülden 
gelievert  533  g.  8  alb. 

Item  van  .usgesessen  luiden  dienstgeltz  in  der  bank  van  Sitiart 
84  g.  17  alb.  8  hl. 

Item  dergleichen  uf  der  bank  van  Born  85  g.  2  alb.  6  hl. 

Item  us  der  bank  van  Susteren  haven  si  verwillicht  80  gülden, 
davan  betaelt  52  g. 

Item  das  ampt  Milien  beneven  iere  diensten,  die  si  dit  jar  ge- 
dain  haven,  gegeven  minen  g.  h.  300  g. 

Item  sint  etliche  undertanen  zo  Ormont  zo  dienen  gebaet  und 
ungehorsam  usbleven.  Des  vur  28  personen  gegeven,  die  vur  inen 
2   daig    gearbeit,    jederm   die   2   daig   8   alb.,    welch   si   wederom 

')  Vgl.  Jahrb.  des  düsseldorfer  GV.  7,  S.  8;  Lac.  Arch.  3,  S.  207 
§.  22;  Ztschr.  15,  S.  78.  Rechnung  des  Vogt-Kellners  v.  Grevenbroich 
für  1499/1500:  »dit  jaire  gesät  600  poisswiden,  van  jeder  100  gegeven 
zo  possen  1  alb.  3  hl.«  (leichtes  Geld).  Kellnereirechnung  Jülich  1564/65 
(fol.  33):  »uf  vorg.  graven  hab  ich  poissen  laissen«,  wozu  er  50  »poss- 
widen«  gekauft  hat. 

a)  In  der  Rechnung  von  1541/42  ist  wiederum  bemerkt,  es  sei 
dies  Jahr  »in  den  Elssen  und  Vridbusch«  kein  Holz  verkauft,  »nachdem 
solchs  in  verleden  jaren  zu  den  zeichelsteinen  zo  backen  gebruicht  is  .  .  . 
Item  zo  Sittart  dit  jar  gein  widenholz  verkouft,  sonder  ist  zum  baue 
verhalten  «♦  In  den  Rechnungen  von  1543—45  finden  sich  ähnliche 
Äusserungen,  doch  ist  nicht  angegeben,  weshalb  nichts  verkauft  ist  (ob 
des  Baues  wegen). 

8)  Den  Beitrag  für  den  Bau  der  Rossmühle  (an  anderen  Stellen  der 
Rechnung  wird  sie  als  Kornmühle  bezeichnet)  führt  der  Rentmeister  hier 
mit  auf. 
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herus  haen  geven  moessen,  wie  in  der  rechnongen  des  baues  zo 
finden  is.     Und  rechen  dairumb  solchs  in  minen  untfank  12  g.  8  alb. 

Item  dergleichen  die  van  Berge  27  personen,  ider  8  alb.,  fac.  9  g. 

Item  us  der  rentmeisterien  van  Milien  zo  dem  baue  entfangen 
300  g. 

Usgeven  zu  dem  afbrechen  des  huis  Born. 

Item  zo  dem  boue  und  abbrechen  dit  jar  zo  Born  und  Sittart 
usgegeven  .  .  .  3770  g.  21  alb.  8l/2  hl. 

Item  haven  etliche  knecht,  als  m.  g.  h.  die  Nuistat  hait  in- 
forderen laissen,  umb  die  vestonge  afzobrechen,  verzert  bi  Johan 
des  [!]  groten  1  g.  17  alb. 

Item  vur  die  3  buchsenmeister J)  jarlichs  zer  huishuiren  15  horns- 
gulden.« 

Rechnung  von  1540/41. 

»Untfank  zo  dem  baue  Sittart. 

Item  van  usgesessen  luiden  dienstgeltz  in  der  bank  van  Sittart 
46  g. 

Item  in  der  bank  van  Born  dergleichen  dienstgeltz  52  g.« 

Von  den  durch  die  Stadt  Süstern  im  vorigen  Jahre  dem  Herzog 
zum  Bau  bewilligten  80  Gulden  sind  52  im  vorigen  Jahre  als 
empfangen  berechnet.  Der  Rest  (28)  ist  jetzt  empfangen.  In  diesem 
Jahre  hat  die  Stadt  75  Gulden  neu  bewilligt,  wovon  bisher  50 
empfangen  sind. 

Aus  der  Rentmeisterei  Milien  zu  dem  Bau  empfangen  82  G. 
12  Alb. 

Das  Amt  Milien  hat  dem  Herzog  »beneven  die  vier  diensten« 
dieses  Jahr  zum  Bau  300  Gulden  bewilligt,  wovon  bisher  79  em- 
pfangen sind. 

»Item  van  den  burgemeister  zo  Sittart  us  der  stat  renten 
57  g.  8  alb. 

Item  van  dem  rentmeister  Diederich  selich  1265  g.  1  alb.  8  hl. 

Usgeven  .  .  .  zo  den  baue  und  afbrechen  zo  Born  und  Sittart 
inhalt  der  rechenschaft  hiebi  3057  g.  7  alb.  11  hl.«  *) 

Amtsrechnungen  von  Born,  Orig. 

!)  Nach  der  Rechnung  von  1542/43  bekommen  die  Büchsenmeister 
eine  Vergütung  dafür,  dass  sie  bei  dem  Bau  Sittard  die  Aufsicht  führen. 

8)  In  der  Rechnung  von  1541/42  ist  bemerkt:  »zu  dem  baue  Sittart 
gelievert  2100  g.«,  in  der  von  1542/43:  880  g.;  aber  es  ist  nicht  mehr 
angegeben,  woher  das  Geld  stammt  (ob  etwa  ein  Teil  bewilligt  ist). 
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IL  Herzog  Johann,  Instruktion  für  Hermann  Cruser1) 
an  König:  Franz  I.  von  Frankreich.  Oleve  1688  November  26. 

Der  Herzog  erwartet,  der  König,  welcher  früher  ihm  seine  Unter- 
stützung zugesagt  hatte,  jetzt  aber  versprochen  haben  soll,  den  Kaiser 
in  der  Eroberung  Gelderns  nicht  zu  hindern,  werde  ihn  nicht  sitzen 
lassen.     Bitte  um  Verwendung  bei  Lothringen. 

1.  Der  König  hat  »hiebevor«  durch  den  Herrn  v.  Beauvoys2) 
erklären  lassen:  er  sei  erfreut,  dass  des  Herzogs  Sohn  das  Herzog- 
tum Geldern  angenommen;  er  wolle  ihn  dabei  erhalten  helfen,  mit 
dem  Herzog  eine  Alliance  schliessen  (»doch  dainnen  uns,  unser  ehern 
und  gerechticheit  des  richs  furbehalden«),  eine  seiner  Töchter  des 
Herzogs  Sohn  vermählen  und  den  Herzog  von  Lothringen  bewegen, 
dass  er  auf  Geldern  verzichte  und  die  lothringische  Heirat  mit  des 
Herzogs  Tochter  zu  Stande  gebracht  werde,   weswegen  auch  der 

l)  Hermann  Cruser  hatte  früher  in  geldrischen  Diensten  gestanden. 
Siehe  seine  (von  ihm  selbst  geschriebene)  Rechnung  über  die  wiederholten 
Reisen,  die  er  in  den  Jahren  1536 — 38  im  Auftrage  des  Herzogs  von 
Geldern  nach  Frankreich  gemacht  hat  (er  berechnet  im  ganzen,  ein- 
schliesslich des  Gehaltes,  c.  3700  Kronen),  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Gelderp, 
Nr.  47a.  Er  war  dort  mit  ksl.  Gesandten  gleichzeitig  anwesend.  Vgl. 
z.  B.:  »te  post  gereden  van  Paris  int  hof  den  3.  daich  octobris  [1537], 
als  des  Keisers  ambassaeten  daer  weder  weren  gecomen;  der  coninc 
waes  toe  Chastillon«.  Am  Schluss  bemerkt  er:  »min  onderhaelt  in 
Frankenrick  2  jaer  lanc«  vom  1.  Sept.  1536  bis  zum  letzten  August 
1538,  »so  men  vans  konincx  wegen  mi  beval  na  mins  g.  h.  doit  [Hz. 
v.  Geldern]  nit  ut  Francrich  to  riden,«  betrug  u.  s.  w.  Wie  man  aus 
obiger  Instruktion  ersieht,  kehrte  Gruser  bald  wieder  nach  Frankreich 
zurück.     Vgl.  auch  neues  Archiv  f.  sächs.  Gesch.   14,  S.  28. 

*)  Gruser  bemerkt  in  jener  Rechnung:  »twiemael  einen  baeden 
gesant  [nach  dem  Zusammenhang  muss  es  vor  Ostern  1538  geschehen 
sein]  van  Arnhem  te  Cleve  an  min  h.  van  Beauvoys  doer  mins  g.  h. 
bevel«  (dann  noch  Boten  an  denselben  nach  Köln  gesandt).  Die  Statt- 
halterin Maria  behauptet  in  der  auf  dem  Reichstag  zu  Nürnberg  1543 
Januar  31  überreichten  Druckschrift  (Ztschr.  23,  S.  94),  dass  der  König 
von  Frankreich  »seit  derselben  zeit  hero  [genau  nicht  bestimmt]  an  des 
herzogen  von  Cleve  hof  alweg  ein  eignen  ambasaten  (welches  bei  keinem 
fursten  des  reichs  diser  zeit  gestattet)  gehalten«  hat.  Nach  einer  anderen 
Äusserung  von  burgundischer  Seite,  von  1542  Okt.  22  (J.-B.,  Hzgt. 
Geldern,  Nr.  19),  hat  der  Hz.  seit  der  französischen  Heirat  beständig 
französische  Botschaften  an  seinem  Hofe  gehabt  und  mit  ihnen  »filerlei 
practicken  angestift«.  Vgl.  stuttg.  lit.  Verein  11,  S.  318.  Die  Angabe 
Grusers  und  die  Notiz  bei  Ruble  S.  58  zeigen,  dass  Vertreter  Frankreichs 
schon  vorher  am  Niederrhein  gewesen  sind. 
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verstorbene  Herzog  von  Geldern  mehrmals  »van  wegen  irer  ko.  w. 
an  uns  werben  und  heftich  umb  antwort  anhalden  lassen«.  Hört 
nun  von  seinem  Meier  zu  Aachen,  dass  es  mit  des  Königs  Tochter 
»Veränderung  gnomen«.  Und  während  er  sich  »uf  irer  ko.  w.  an- 
geben an  andere  oertern  in  geine  handlung  gelassen,  wie  wir  sunst 
wol  hetten  doin  können  und  uns  heftiglich  und  vilfeldig  angebotten 
worden,«  kommen  Nachrichten,  dass  sich  der  König  mit  dem  Kaiser 
wegen  des  Hauses  Burgund  verbunden  und  ihm  versprochen  habe, 
ihn  in  der  Eroberung  Gelderns  nicht  zu  hindern.  Erwartet,  der 
König  werde  den  Herzog  nicht  »in  solicher  geferlicheit  stecken 
lassen«.  2.  Der  Kurfürst  von  Sachsen  und  der  Landgraf  von  Hessen 
haben  auf  Lothringens  Ersuchen  die  Vermittelung  zwischen  diesem 
und  dem  Herzog  übernommen  und  Lothringen  und  des  Herzogs 
Sohne  einen  Tag  in  Köln  (Sonntag  nach  Lucia)  bestimmt.  Bittet 
um  Verwendung  bei  Lothringen.  —  Cleve  1538  November  26. 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  17c,  Orig.  mit  eighd.  Unterschrift 

12.  Landtagsabschied  von  Jülich.  Jülich  1530  Januar  3. 

Die  früheren  Beschlüsse  über  Erhebung  indirekter  Abgaben  werden 
dahin  abgeändert,  dass  die  Auflage  auf  ausgeführte  Früchte  fortfällt. 

Herzog  Johann  hat  durch  seinen  Sohn  den  Herzog  zu  Geldern 
Räten,  Ritterschaft  und  Städten  von  Jülich  »furdragen  lassen  die 
beswerong  und  unverstant  uf  den  lesten  afscheit  zu  Gulich  [Nr.  3] 
und  daruf  ires  undertenigen  trouen  raitz  begert«.  Sehen  »uf  wol- 
gefallen  siner  f.  g.  für  gut  an,  das  s.  f.  g.  die  uflaege  van  dem 
usfoeren  der  fruchten  zu  diser  zit  gnediglich  wil  beresten  lassen, 
aver  dat  s.  f.  g.  die  win-  und  bieraccis,  ouch  die  uflaege  des  weitz 
ufboeren  und  sunst  halden  laess  vermog  des  vorigen  afscheitz,  so 
sich  desselvigen  niemantz  mit  reden  haf  zu  besweren.  —  Gezeichent 
und  gegeven  zu  Gulich  under  hochber.  mins  g.  h.  secriet  am  3.  dage 
januarii  ao.  39.« 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kop. 

13.  Landtassabschied  von  Berg.  Düsseldorf  1630  Ja- 
nuar 10. 

Wie  der  jülicher  Abschied  von  Januar  3  (Nr.  12);  nebst  einigen 
neuen  Bestimmungen  betreffs  der  Wein-  und  Bieraccise  und  der  Auflage 
auf  Ziegel,  Dachpfannen,  Kalk  und  Bretter. 

Der  Eingang  wie  in  dem  jülicber  Landtagsabschied  von  Januar  3 
(nur  steht  statt  Jülich:  Berg,  resp.  Düsseldorf).    Dann  wird  fortge- 
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fahren:  »aver  dat  s.  f.  g.  die  winaccis  ufboeren  laess  vennog  des 
vorigen  afscheitz  [Nr.  6],  und,  nachdem  doch  im  furstendomb  Berg 
buissen  steden  nit  vil  dick  biers  zom  veilen  kouf  gebruen  und 
sunst  [!]  glicheit  gehalden  werd,  das  van  einer  tonnen  biers,  die 
buissen  steden  verzapt  wirt,  gegeven  werd  1  rad.  Schill.,  und  das 
hochg.  m.  g.  h.  neven  siner  f.  g.  amptluide  und  bevelhaver  etliche 
verordene,  die  in  die  ampter  riden  und  die  win-  und  bierwirde  van 
siner  f.  g.  wegen  vur  sich  bescheiden  und  inen  ansagen,  das  si  van 
dem  vass  wins,  das  itzo  ufgestochen  und  zu  zap  geit,  derglichen 
van  dem  itzigen  gebrouen  bier  dismals  gein  ferner  accis  geven  sollen, 
aver  van  dem  wine,  so  nach  diser  zit  ufgestochen,  und  van  dem 
bier,  das  nach  dato  gebruen  wurd,  die  accis  wie  vurs.  gegeven  und 
geboert  werd.  Und  im  fal  imantz  van  den  wirden  und  zepperen 
nit  gutwillich  wer,  die  accise  dermassen  zu  geven,  das  alsdan  die 
verordenten  inen  das  zappen  und  bruen  van  wegen  siner  f.  g.  ver- 
bieden.  Und  das  van  dem,  das  us  dem  lande  gefoirt  wirt,  die  be- 
willigte zwelf  jar  lank  und  nit  langer  zom  boue  genomen  werd  van 
1000  ziechelsteinen  3  schill.  loufentz  geltz,  van  1000  pannen  2  alb., 
van  einem  wagen  kalks  1  raderschill.,   van  einer  karren  kalks  mit 

2  perden  1  schill.  loufentz  geltz,  van  einer  karren  kalks  mit  1  perd 

3  hl.,  van  100  foess  brederen  3  schill.  Doch  das  hochg.  m.  g.  h. 
mit  dem  usfoeren  des  houlz,  kalks  und  brederen  geburlich  insehens 
geschehen  lass.  —  Gezeichent  und  gegeven  zu  Duisseldorf  under 
hochber.  mins  g.  h.  secriet  am  10.  dage  januarii  ao.  39.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kop. 

14.  Bestimmungen  über  die  Leistung  der  Dienste  zum 
Festungsbau.    Essen  1630  Januar  12. 

>Anzeignis  belangen  die  dienste  zum  baue.  1539  12.  januarii 
zu  Essen.1) 

Ist  verordent,  dwil  dem  gemeinen  man  zu  swerlich  fallen  wurd, 
die  dinsten  allein  zu  doin  oder  in  den  schätz  komen  zu  lassen,  das 
die  dinsten  na  gelegenheit  der  platzen  usgedeilt  und  ein  guder 
dapferer  man  an  einem  ideren  orde,  da  der  bou  geschieht,  verordent 

!)  Diese  Aufschrift  i.  v.,  von  anderer  Hand.  Nach  derselben  sind 
diese  Bestimmungen  in  Essen  aufgestellt  worden.  Aber  der  Dialekt  lässt 
es  als  unzweifelhaft  erscheinen,  dass  sie  nach  Jülich-Berg  gehören.  Es 
hat  also  wohl  eine  Versammlurg  jülich-bergischer  Räte  zu  Essen  statt- 
gefunden. 
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werd,  das  dieselvige  glichmessich  zugain  und  na  notturft  der  beu 
gebruicht  werden.  Der  amptman  sal  demselvigen  anzeichnus  und 
berichtong  geven,  wie  vil  dinsten  in  sinem  ampt  sin,  wie  die  luide 
mit  namen  und  zunamen  heischen,  damit  er  wissen  möge,  wa  er 
der  gesinnen  sal.  Ider  underdain  in  den  ampteren  vurs.  sal  zu 
allen  vierdel  jars  ein  mal  einen  frien  dinst  doin,  nemlich  die  perd 
und  gespan  haven,  mit  so  vil  perden  und  wagen,  als  sie  halden 
und  gebruichen.  *)  Aver  die  geine  gespan  haven,  sonder  allein  lant, 
das  si  usbouen  lassen,  sullen  derselvigen  na  gedrage  ires  lantz  so 
vil  bi  einandern  verordent  werden,  das  si  ouch  ein  gespan  machen. 
Und  die  anderen  sullen  mit  schuppen  und  hacken  dienen.  Die  frien 
uf  den  dinstguederen  und  die  geistlichen,  die  binnen  lantz  sitzen 
und  winnen  selfs,  sullen  ouch  die  vier  dinsten  des  jairs  doin  wie 
furgemelt.  Die  halfluide  der  edelluide,  die  uf  iren  eigen  friguederen 
in  den  ampteren  sitzen,  derglichen  der  geistlichen  halfluide,  die  uf 
iren  frien  gueder[en]  sitzen,  sullen  zweimals  des  jars  dienen;  doch 
usgescheiden  die  edelluide,  die  selfs  winnen,  und  die  halfluide,  die 
uf  der  edelluide  huiseren  wonen.  Wer  aver  sitzet  uf  schätz-,  dinst- 
oder  pachtguederen,  sal  dienen  wie  anderen.  Die  jonferencloister 
und  geistlichen  vam  adel  sullen  glich  dem  adel  gehalden  werden. 
Ein  jeder  sal  dienen  mit  so  vil  wagen  und  perden,  als  er  hait  und 
gebruicht.  Doch  sullen  die  vurs.  fridinsten  in  der  säet  und  im  am 
nit  gefordert,  sonder  in  zide  [!]  verordent  und  gebruicht  werden, 
damit  man  derselvigen  alsdan  könne  verschonen.  Mit  ufgank 
und  nidergank  der  sonnen  sullen  die  dinsten  an-  und  afgain.  Und 
im  fal  die  underdanen  nit,  wie  sich  geburt,  dienen  oder  gezenk 
anrichten  wurden,  dieselvige  sullen  durch  den  ufseher  der  dinsten 
anstont  erleuft  und  dem  amptman  angezeigt  werden,  wie  si  sich 
gehalden,  die  nach  Gelegenheit  der  dait  darfur  anzusehen  und  zu 
strafen.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  oder  Eop. 

15.  Herzog  Johann  an  Kanzler  Ohogreff.  Oleve  1539 
Januar  23. 

Hat  von  Dr.  Heinrich  Olisleger  erfahren,  was  sich  auf  den 
Landtagen   zu  Jülich  und  Düsseldorf  »zugedraegen  ind  aldair  der 

')  Es  haftet  also  nicht  auf  den  einzelnen  Grundstücken  die  Pflicht 
zum  Dienst  mit  einer  bestimmten  Zahl  Pferde.  Vgl.  landstd.  Verf.  ED,  2, 
S.  261  (Nr.  45a). 

18* 
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aczisen  halven  van  win  ind  bier  gewilligt,  ouch  mit  verschoenung 
van  der  oplaegen  der  fruchten  dismails  verafscheit;«  ist  damit  ein- 
verstanden. Befiehlt,  dass  der  Kanzler  der  Landschaft  »sehin  und 
bewis«  verfertigt  und  geben  lässt,  gemäss  den  dem  Herzog  zuge- 
sandten und  hier  zurückgelangenden  Konzepten.1)  —  Da  die  zu 
Hambach  liegenden  zwei  »scherpenmetzen«  8)  wegen  ihrer  Schwere 
übel  gebraucht  werden  können,  so  soll  der  Kanzler  mit  Marschall 
Plettenberg  sprechen,  damit  sie  zerbrochen  und  aus  ihnen  etliche 
massige  Kartaunen  und  Schlangen  (in  den  Städten  und  Flecken  zu 
gebrauchen)  gemacht  werden.  —  »Gegeven  to  Cleve  am  23.  januarii 
ao.  39.« 

J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/»,  Or. 

16.  Die  zu  Cleve  versammelten  herzoglichen  Bäte  an 
lic.  iur.  Herrn.  Gruser.    Cleve  1638  März  26. 

Versammlung  von  Reichsständen  zu  Frankfurt.     Lothringen. 

Antwort  auf  sein  Schreiben  von  Febr.  22.  Der  Herzog  hat 
durch  seine  verordneten  Räte  den  zu  Frankfurt  versammelten  Reichs- 
ständen8) etliche  Artikel  über  sein  Recht  auf  Geldern  und  Zütphen 
und  sein  Erbieten  zustellen  lassen  (wovon  Kopie  anbei).4)  Jene 
Reichsstände  sind  bereit,  ihre  »furschriften  an  Kei.  M.  zu  tun  und 
helfen  biten,  das  sich  i.  Kei.  M.  gegen  ...  u.  g.  h.  zu  geiner  Un- 
gnaden bewegen,  sonder  us  Keiserlicher  mildicheit  •  zu-  -gnedigem 
verhoer  komen  lasse  und  s.  g.  zu  belehenen  vermog  des  berichts«. 
Übersenden  anbei   ferner  Kopie  des  lothringischen   Schreibens  an 

*)  Besondere  Reverse,  die  jetzt  den  Ständen  gegeben  worden  wären, 
sind  mir  nicht  bekannt  Sind  vielleicht  nur  die  Abschiede  (Nr.  12  und 
13)  gemeint?  Oder  sind  erst  jetzt  die  Reverse  von  1538  Juni  25 
(S.  255  Anm.  3)  und  August  14  (S.  263  Anm.  3)  verfertigt  und  den 
Ständen  ausgehändigt  worden?      Das  letztere  ist  wahrscheinlich. 

*)  Über  das  Gewicht  der  Rohre  der  »scharfen  Metzen'  einerseits 
und  der  Kartaunen  und  Schlangen  andererseits  s.  Jahns,  Gesch.  der 
Kriegswissenschsften  I,  S.  618  (vgl.  auch  S.  423  und  620). 

•)  Über  den  frankfurter  Tag  von  1539  vgl.  Max  Lenz  I,  S.  116 
und  412;  Baumgarten,  Gesch.  Karls  V.,  ED,  S.  358;  Lac.  Arch.  5, 
S.  158;  polit.  Korr.  Strassb.  II,  S.  562  und  576.  Die  jülicher  Gesandten 
waren  daselbst:  Wirich  v.  Dann  Statthalter  von  Ravensberg,  Kanzler 
Ghogreff,  Marschall  Wachtendunk,  Dr.  Fries,  Sekretär  Udenheimer.  S. 
Quellen   zur  frankfurter  Gesch.  II,   S.  14;   polit.  Korr.  a.  a.  0.  S.  562. 

4)  Es  befinden  sich  im  düsseldorfer  Staatsarchive  noch  verschiedene 
derartige  Denkschriften.     Vgl.  oben  S.  247  Anm.  4  und  S.  258  Anm.  2. 
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Kursachsen  und  Hessen.1)  Der  Herzog  meint,  Adressat  solle  dem 
König  [von  Frankreich]  »und  sunst,  da  es  stat  hait  und  nutz  schaffen 
mocht,  soliche  artickel  und  bericht  uf  das  gefoeglichst  angeven«  und 
darum  nachsuchen,  dass  der  König  sich  der  Sache  annehme,  »das 
die  zu  freden  und  einicheit  gebracht  und  nit  daitlichs  van  dem 
van  Lotringen  gegen  u.  g.  h.  furgenomen  werd.«  —  Cleve  1539 
März  25. 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47c,  Orig. 

17.  Des  Herzogs  Bäte  jetzt  bei  ihm  au  Hofe  an  Dr. 
Hermann  Gruser  (z.  T.).8)    Düsseldorf  1638  April  30. 

Versammlung  in  Frankfurt.     England. 

».  .  .  Als  ir  angebet,  wie  da  die  zidung  si,  das  u.  g.  h.  uf 
dem  dage  zu  Frankfort  sich  in  den  protesterenden  bunt  begeven  sol 
haven,«  s<>  hat  der  Hz.  sich  »in  der  protesterenden  stende  verbunt- 
nus  nit  gelassen,  sonder  siner  f.  g.  geschickten  da  gehabt,  das  sie 
den  curfursten,  fursten  und  stenden,  so  daselfs  vergadert  gewest, 
siner  f.  g.  gerechtigheit  zum  lande  Gelre  sulten  furbringen  und  sich 
van  siner  f.  g.  wegen  zu  gutlichem  verhoer  und  geburlichem  rechten 
erbieden,8)  wie  sie  ouch  gedain  .  .  .  Dan  u.  g.  h.  hat  mit  beiden 
partien  handeln  doin  und  angehalden  s.  f.  g.  über  siner  f.  g.  hoehest 
erbiedung  und  den  lantfriden  nit  besweren  zu  lassen,  wie  sie  ouch 
zu  beiden  deilen,  nemlich  die  6  curfursten,  ouch  die  herzogen  van 
Beiern,   bischof  Munster,   lantgraf  Hessen  und  mer  andere  fursten 

l)  Von  Februar  10.  S.  oben  S.  247  Anm.  3.  Vgl.  polit.  Korr. 
Strassb.  II,  S.  552. 

*)  Einen  anderen  Passus  aus  diesem  Schreiben  s.  oben  S.  247 
Anm.  5. 

®)  Von  dieser  Thätigkeit  der  jülicher  Gesandten  berichtet  schon  das 
Schreiben  von  März  25  (Nr.  21).  Später  müssen  sie  aber  nochmals 
vorstellig  geworden  sein.  J.-B*,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  271/»  (Orig.)  findet 
sich  nämlich  ein  Aktenstück  mit  der  Überschrift:  »der  herzogen  von 
Gulchs  gesandten  Werbung  und  antragen  ao.  1539  die  19.  aprilis«,  und 
dem  Zusatz  von  späterer  Hand:  »auf  dem  reichstag«,  womit  offenbar  der 
frankfurter  Tag  (vgl.  Quellen  zur  frankf.  Gesch.  II,'  S.  12)  gemeint  ist« 
Der  Hz.  erbietet  sieh  darin  vor  den  anwesenden  und  anderen  Reichs- 
ständen »als  paribus  curie  und  in  disem  fal  gepurliche  lichter  zu  gut- 
lichem verhöre  oder  gerichtlicher  handlung  zu  komen  und  derselbigen 
erkantnus  zu  gewarten«.  Sollte  der  Herzog  über  dieses  Erbieten  be- 
schwert werden,  so  möchten  der  Kaiser  und  die  Reichsstftnd^  sie  mi\ 
Hilfe,  Trost  und  Beistand  nicht  verlassen. 
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und  stende  an  Kei.  M.  geschrieven  und  gebeden,  das  s.  Kei.  M. 
hochg.  u.  g.  h.  nit  über  den  lantfriden  wol  beschweren  oder  ouch 
besweren  lassen,  und  darbeneven  an  den  bischofen  van  Lunden  als 
Kei.  M.  oratorn  begert  die  brief  mit  dem  posten  zu  uberschicken 
und  die  sache  furdern  zu  helfen,  wie  s.  g.  ouch  gedain  und  die 
brief  ilentz  bestalt  hat.«  Soll  dies  dem  König,  dem  Connetable  *)  und 
dem  Card.  Bellay  anzeigen.  »Derglichen  haven  ouch  des  Romischen 
koenings  gesandten  an  sich  genomen,  solichs  van  s.  mt.  wegen  bei 
Kei.  M.  zu  furdern.  Als  ir  ouch  begern,  uch  die  Werbung  der 
Engelscher  botschaft  zu  uberschriven,  so  zeigen  wir  uch  an,  wie 
koe.  mt.  van  Engellant  i.  mt.  gesandten  zu  u.  g.  h.  geschickt  und 
under  anderm  furgeven  lassen:  Nachdem  i.  mt.  bedacht,«  dass  die 
früheren  englischen  Könige  mit  des  Herzogs  Vorfahren  freundliche 
Einigung  gehabt,  so  ist  der  König  zu  dem  gleichen  mit  dem  Herzog 
geneigt,  »wie  s.  mt.  ouch  den  geschickten  bevelh  gegeven  die  allianci 
inzuruimen,  mit  dem  anhange,  ob  innich  frauenbilt  in  der  krönen 
van  Engellant  were,  die  unserm  g.  h.  anstoende  und  s.  f.  g.  gesinnen 
lassen,  wurd  siner  f.  g.  ungeweigert  sin;  und  ob  inniche  junfer  us 
siner  f.  g.  huise  geborn  in  siner  f.  g.  landen  were,  für  i.  mt.  solichs 
zu  erkundigen  .  .  .  Und  wiewol  die  gesandten  heruf  entliche  ant- 
wort  begert,  so  hat  u.  g.  h:  inen  doch  under  andern  für  antwort 
geven  lassen,  wie  s.  f.  g.  sich  mit  s.  f.  g.  hern  und  frunden  daruf 
bedenken  wult  ....  Beroerende  [die  vereherong,*)  die]8)  unser 
[herzog]  dem  [connestable  und  cardinal  .  .  .]  doin  sol,  so  wirt 
s.  f.  g.  furderlich  einen  siner  g.  stalknecht  und  Henrich  Gecksken 
mit  etlichen  perden  dahin  schicken.  Hetet  ir  derselviger  zu  ver- 
beiden  [!]...«—  Düsseldorf  1539  April  30. 
Q.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  49b,  Kop. 

*)  Montmorency. 

2)  d.  d.  Cleve  1539  Februar  28  hatten  die  am  Hofe  des  Herzogs 
versammelten  Räte  an  Gruser  (ebenda,  Orig.)  geschrieben:  »Sovil  be- 
langt die  2  kleupper,  davan  ir  meidung  doit,  so  were  u.  g.  h.  nit  allein 
gneigt,  den  cardinaln  du  Belay  mit  2  kleuppern  zu  versehen,  sonder 
ouch  in  mehererm  gunst  zu  erzeigen.  Und  sehen  darumb  für  gut  an, 
das  ir  us  uch  selfs  wollet  erkundigen,  ob  s.  g.  liever  hette  2  kleupper 
oder  2  hengstmessige  perde  und  ob  das  ouch  bi  andern  innich  verdenken 
wurd  machen.     Darnach  hette  s.  f.  g.  sich  zu  halden.« 

*)  Das  Eingeklammerte  in  Ghiffern. 
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n. 

Die  Huldigung  beim  Regierungsantritt 
Herzog  Wilhelms. 

1539  Juli  28  —  August  18  (Nr.  18—22). 


Am  6.  Februar  1539  *)  starb  Herzog  Johann.  Die  ersten  Landtage 
aus  der  Regierungszeit  seines  Nachfolgers  Herzog  Wilhelm,  über  welche 
uns  Akten  erhalten  sind,  beziehen  sich  auf  die  Huldigung.9)  Die  betr. 
Akten  haben  nur  die  Form  eines  einfachen  Referates  (Nr.  18  bis  22); 
Abschiede  sind  wohl  nicht  aufgesetzt  worden.  Bei  der  Leistung  der 
Huldigung  tritt  die  ehemalige  Selbständigkeit  der  von  den  Herzogen  er- 
worbenen Gebietsteile  hervor:  nicht  nur  Jülich  und  Berg,  sondern  auch 
die  alte  Reichspfandschaft  Düren  und  das  Land  Born  huldigen  besonders.8) 

Mit  der  Huldigung  ist,  wie  stets,  so  auch  hier  eine  Bestätigung  resp. 
Erweiterung  der  Rechte  der  Stände  verbunden.  Freilich  findet  diese 
Frage  jetzt  keine  vollständige  Erledigung,  sondern  beschäftigt  noch  spätere 
Landtage.  Ferner  benutzt  der  Herzog  die  Gelegenheit,  um  den  Ständen 
zugleich  Mitteilungen  über  die  geldrische  Frage  zu  machen. 

In  dem  Lande  Born  erfolgt  gleichzeitig  mit  der  Huldigung  eine  Ver- 
eidigung der  Schöffen  (Nr.  18).  Im  Amte  Caster,  aus  dem  die  Ritter- 
schaft und  die  Stadt  Caster  schon  auf  dem  jülicher  Landtag  (Juli  28) 
gehuldigt  hatten,  werden  die  Schöffen  erst  später  vereidigt  (Nr.  21). 
Von  der  Abnahme  weiterer  Schöffeneide  hören  wir  nicht.  Es  ist  aber 
wohl  zu  vermuten,   dass   es  sich  um  eine  allgemeine  Massregel   handelt. 

*)  Ztschr.  4,  S.  855,  Anm.  16.  Der  6.  Februar  wird  auch  sonst  in  gleich- 
zeitigen Aktenstücken  als  Todestag  genannt. 

*)  Nach  verschiedenen  Richtungen  hin  ist  der  Vergleich  der  hier  mitgeteilten 
Berichte  mit  den  Nachrichten  üher  ältere  Huldigungen  (oben  S.  62  ff.)  lehrreich. 

*)  Die  anderen  Nebenländer,  von  denen  wir  keine  Nachrichten  haben,  hul- 
digten gewiss  auch  besonders.  Vgl.  oben  S.  48  und  landstd.  Verf.  in,  1,  S.  82  f. 
Blankenberg  huldigte  freilich  mit  Berg  zusammen.  —  Ravensberg  huldigte  erst 
1540  Februar;  der  Herzog  nahm  die  Huldigung  in  Bielefeld  entgegen.  J.-Bg., 
Regierungsantritt,  Nr.  1,  Kop.  —  Ober  die  Huldigung  in  Cleve-Mark  in  den 
Jahren  1522,  1539  und  1598  s.  Annalen  18,  S.  271  ff.  und  Ztschr.  2,  8.  124  ff. 
Man  ersieht  daraus  wiederum  (vgl.  oben  8.  90  und  249  Anm.  2),  dass  die  Stande 
in  Cleve-Mark  dem  Landesherrn  selbständiger  gegenübertraten  als  in  Jülich-Berg. 
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18.  Huldigung  der  Stände  von  Jülich  zu  Jülich  (Be- 
richt).   1639  Juli  28. 

Verzeichnis  der  Anwesenden.  Verhandlung  in  der  Kirche.  Der 
Herzog  sagt  Privilegienbestätigung  zu.  Eidesleistung  durch  Ritterschaft 
und  Städte,  dann  Gelöbnis  des  Herzogs.  Beschwerden  der  Stände  (ins- 
besondere wegen  der  Dienste  und  der  Wehre  in  der  Röhr);  Antwort  des 
Herzogs  darauf.  Vortrag  an  die  Stände  über  das  Recht  des  Herzogs 
auf  Geldern. 

1539  Juli  28  ist  Herzog  Wilhelm  mit  seinen  Räten  »und  dieneren 
van  Hamboch  zu  Gulich  ingereden,  und  sin  uf  der  huldong  bi  siner 
f.  g.  gewesen« :  Landdrost  Bintzfelt,  Kanzler  Ghogreff,  Erbhofmeister 
Harf,  Marschall  Plettenberg,  Hofmeister  Hoesteden,  Ritter  Wilh.  v. 
dem  Bongart,  Drost  von  Gennep,  Ot  v.  Wilich,  Stallmeister  Pletten- 
berg, Clais  Tingnagel,  »und  sin  zu  der  huldong  vurs.  beschreven 
van  reden  und  ritterschaft,  ouch  van  steden«:  7  Räte,1)  die  gesamte 
Ritterschaft  von  Jülich  und  die  Städte  Jülich,  Münstereifel,  Eus- 
kirchen, Dülken,  Gladbach,  Caster,  Grevenbroich,  Bergheim,  Linnich, 
Randerath,  Brüggen,  Dahlen,  Nideggen.2)  »Und  sin  ged.  ritterschaft 
und  stede  zu  m.  g.  h.  in  die  kirch  gefordert  den  morgen,  als  s.  f.  g. 
misse  gehoirt,  umb  die  10  uiren  ungeferlich  und  hait  daselfs  s.  f.  g. 
diegenige,  die  nit  van  der  ritterschaft  und  steden  und  beschreven 
waren,  afheischen  und  usgain  lassen  und  folgentz  durch  ged.  canz- 
leren  inen  der  ritterschaft  und  steden  dise  meinong  furgedragen« : 
Herzog  Wilhelm  wolle  die  Lande  »in  fridden  und  wolfart  regieren«; 
er  sei  hier  erschienen,  um  »hulde  und  eide  van  siner  f.  g.  ritter- 
schaft und  steden  zu  entfangen  und  wederumb  zu  doin.  Daruf  die 
ritterschaft  und  stede  ire  bedenken  genomen  und  die  rede  des  fursten- 
dombs  Gulich  zu  sich  gebeden  und  gefordert,  die  inen  m.  g.  h.  ouch 
wie  van  altz  gewonlich8)  vergont,  und  haven  sich  lange  zusamen 
bedacht  und  die  rede  af-  und  zugegangen.  Und  dwil  m.  g.  h.  sich 
gutwillich  erboden,  siner  f.  g.  furfaderen  und  sonderlich  die  Privi- 
legien hz.  Wilhems  lobl.  ged.  zu  bestedigen  und  zu  confirmieren,  und 
die  Privilegien  mins  g.  h.  selich  verlesen  worden  under  inen  und  [!] 
doch  afgeret,   das  des  puncts  halver,   das  alle  sachen  geoertert  [!] 

*)  Darunter  auch  einige  von  den  vorhin  genannten. 

*)  Die  genannten  Städte  werden  in  einem  hzgl.  Schreiben  d.  d. 
Arnheim  1539  Juli  7  (a.  a.  0.,  Kop.)  aufgefordert,  »etliche  uere  mit- 
raitzverwanten  volmechtich«  nach  Jülich  zur  Huldigung  zu  schicken. 

ö)  Vgl.  oben  S.  269. 
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werden  sollen,1)  im  furstendomb  Gulich  gein  not  haf,  und  das  sunst 
allerlei  klein  gebrechen  furgegeven,  die  nit  vil  zu  beduiden  hetten; 
ist  doch  folgents  wederumb  erholt  mins  g.  h.  herkomen,  und  ritter- 
schaft  und  stede  gesacht,  wie  sie  der  gestalt  hi  weren,  und  ist  also 
folgentz  verlesen  der  ritterschaft  und  stede  eit.«  Darin  geloben  sie, 
ihrem  Landesfürsten  und  seinen  Erben  treu  und  hold  zu  sein,  sein 
»best  zu  doin,  ärgst  zu  warnen  und  uns  in  allem  underdenich  zu 
halden,  wie  truen  und  gehorsamen  underdanen  geburt,  als  uns  Got 
helfe  und  seine  hilgen.  Und  gesagt,  das  si  ider  zween  vinger  uf- 
recken,  wie  geschiet,  und  nachsagen  sulten:  wes  wir  also  in  trouen 
geloeft  und  gesworen  haven  und  uns  furgelesen  ist,  das  willen  wir 
stede  und  vast  halden,  als  frommen  luiden  van  eheren  und  getruen 
gehorsamen  underdanen  geburt,  als  Got  helf  und  sine  hilgen.  Minem 
g.  h.  ist  öffentlich  furgelesen  wie  herna«:  gelobt  bei  seiner  fürst- 
lichen Ehre  und  Treue,  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich  bei  ihren 
Privilegien,  Freiheiten  und  guten  Gewohnheiten  zu  halten,  »wie 
einem  frommen  fursten  zu  doin  geburt.  Und  hait  darnach  s.  f.  g. 
siner  g.  hant  uf  das  h.  evangelium  gelacht  und  gesacht:  wes  ich 
also  gesichert  und  geloeft  haf,  das  wil  ich  bi  miner  furstl.  eheren 
also  halden. 

Darnach  haven  ritterschaft  und  stede  angezeigt:  wiewol  das  si 
sunst  allerlei  klein  gebrechen  hetten,  so  weren  doch  die  dermassen 
gestalt,  das  si  die  under  sich  richten  konten,  und  wolten  m.  g.  h. 
unbemohet  lassen.  Aber  doch  weren  noch  die  gebrechen  vurhanden 
1.  mit  den  dinstwagen  und  dinstkarren,«8)  (der  Herzog  möchte  sorgen, 
dass  dieselben  »wederumb  bi  die  hant  quemen  und,  die  versatzt 
weren,  geloest  und  also  der  armer  man  in  dem  dienen  so  vil  mög- 
lich verschoint  wurde«),  2.  »mit  den  wTeren  in  der  Ruiren«  8)  (der 
Herzog  möchte  »vermog  der  vorster  wisdomb4)  die  ungeborliche 
weren  abschaffen,  damit  die  fisch  iren  gank  haben  mochten«).  Ad  1 
lässt  der  Herzog  antworten,  sein  Vater  habe  dieserhalb  an  alle 
Amtleute  und  Befehlshaber  geschrieben5)  und  von  etlichen  Bericht 
erhalten,  von  etlichen  unklaren,  von  etlichen  gar  keinen.  Er  dürfe 
nichts  gegen  seiner  Voreltern  Brief  und  Siegel  vornehmen.    Ritter- 

')  Vgl.  oben  S.  165. 

*)  Vgl.  oben  S.  152  ff. 

8)  Vgl.  oben  S.  145  Anm.  255  und  Kühl  I,  S.  295. 

4)  Über  diese  Försterweistümer  s.  Grimm,  Weistümer  2,  S.  772  ff. 

B)  S.  oben  S.  211  Anm.  64. 
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schaft  und  Städte  möchten  etliche  verordnen,  »die  diegenigen,  die 
die  friong  der  dinsten  hetten,  bescheiden  laessen  und  mit  inen 
handelten;  und,  was  sich  befonde,  das  mins  g.  h.  furalteren  an 
penningen  entfangen  hetten,  wurd  s.  f.  g.  weder  geven,  damit  ehe 
der  mangel  an  siner  f.  g.  nit  gespurt  wurde.«  Ad  2:  will  »nach 
beschehener  erkondigong  ...   die  unbilliche  wer  abstellen  lassen«. 

Weiter  wird  den  Räten,  der  Ritterschaft  und  den  Städten  der 
Anspruch  des  Herzogs  auf  Geldern,  unter  Verlesung  der  betr.  Ur- 
kunden, auseinandergesetzt. 

J.-Bg.,  Regierungsantritt,  Nr.  1,  Kop. 

19.  Huldigung  der  Stadt  Düren  zu  Düren  (Bericht). 
1639  Juli  31. 

Verhandlung  auf  dem  Rathaus.  Gelöbnis  des  Herzogs,  dann  Eides- 
leistung durch  die  Stadt.  Ihr  Geschenk.  Ihre  Supplik;  Antwort  des 
Herzogs.     Gegenseitige  Bewirtung. 

1539  Juli  31  ist  der  Hz.  mit  seinen  »reden  und  dieneren  den 
morgen  zu  7  uren  us  Hamboch  gereden  und  umbtrint  7  [!]  uren  zu 
Duiren  inkomen  und  in  siner  f.  g.  hof  gelegen  [!],  folgentz  in  die 
kirch  gegangen  und  das  offitium  gehoirt,  darnach  uf  das  raithus  und 
hait  s.  f.  g.  den  schoultis,  burgermeister,  scheffen  und  gesworen 
lassen  anzeigen«:  ist  erschienen,  um  die  Huldigung  zu  empfangen 
und  wieder  zu  thun.  Darauf  bitten  Bürgermeister,  Schöffen,  Rat 
und  Geschworene  um  Bedenken  und  begehren,  dass  der  Hz.  ihnen 
den  Kanzler  Gogreve  und  den  Hofmeister  Hoesteden,  »inen  etlich 
ire  bedenken  vurzudragen,  vergönnen«  möchte.  Nachdem  der  Hz. 
dies  bewilligt,  haben  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat  den  beiden 
»eine  usschrift  zugestalt,  wie  si  in  iren  alden  boecheren  und  re- 
gisteren  befoenden,  das  die  huldong  plege  zu  geschehen.  Und.  ist 
also  zu  der  huldong  geschridden.  Und  hait  m.  g.  h.  irst  die  zusage, 
so  s.  f.  g.  gedain,  vur  [vorn]  an  der  galerien,  da  alle  burger  ver- 
gadert  gewest,  verlesen  lassen  öffentlich  wie  folgt« :  gelobt  bei  seiner 
fürstlichen  Ehre  und  Treue,  Bürgermeister,  Schöffen,  Rat  und  ge- 
meine Bürger  der  Stadt  Düren  bei  ihren  Privilegien,  Freiheiten  und 
guten  Gewohnheiten  zu  behalten,  »wie  einem  frommen  fursten  zu 
doin  geburt.  Darnach  sin  hant  uf  das  h.  evangelium  gelacht  und 
gesacht,  wes  ich  also  gesichert  und  geloeft  hab,  das  wil  ich  also 
bi  m.  furstl.  eheren  und  trouen  vast  und  unverbroch[lich]  halden. 
Damach  ist  den  burgermeistern«,   Schöffen,  Rat  und  Bürgern  der 
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Eid  vorgelesen  wie  folgt:  Geloben  dem  Hz.  Wilhelm  »van  wegen 
des  h.  Romischen  richs«  treu  und  hold  zu  sein  u.  s.  w.  und  »vort 
alle  dasgenich  zu  doin,  als  getrue  gehorsame  underdanen  irem  fursten 
und  heren  plichtich  und  schuldich  sin  zu  doin.  .  .  .  Darnach  haven 
die  burgermeister,  scheffen  und  gesworen  allein  uf  der  galerien 
öffentlich  gesworen  und  nagesagt,  wes  si  also  gesichert  .  .  .  und 
inen  furgelesen,  das  wollen  si,  als  frommen  . . .  underdanen  geburt, 
stede  .  .  .  halden  .  .  .  Folgentz  gefragt  den  [!]  gemeinen  bürgeren, 
nachdem  si  gesehen,  das  m.  g.  h.  inen  hulde  und  gelobte  gedain 
und  dergelichen  burgermeister,  scheffen,  rait  und  gesworen,  ob  si 
ouch  desselvigen  willich  weren,  gesagt:  jae.  Daruf  ist  inen  der  eit 
gestaeft,  wie  für  den  burgermeister  und  rait  geschehen.  Hait 
m.  g.  h.  inen  lassen  ansagen,  das  si  sich  halden  wie  frommen  ge- 
true underdanen;  m.  g.  h.  wille  inen  ein  gnediger  her  sin. 

Nach  der  huldong  ist  das  geschenk  presentirt,  nemlich  2  becher, 
1  foder  wins  und  20  mldr.  haveren.  Hait  m.  g.  h.  dasselbich  zu 
gnedigem  dank  angenomen  und  sagen  lassen,  wie  das  nit  van  noeden 
were  gewest;  dan  s.  f.  g.  were  doch  mit  irem  guden  willen  zufreden. 
Der  van  Duiren  supplication  herna  geschreven  ist  verlesen« : 
Es  ist  alte  Sitte,  dass  des  Herzogs  Vorväter  der  Stadt  Privilegien 
und  Rechte  nicht  nur  bestätigt,  sondern  auch  »mit  meher  .  .  . 
gratien  und  gnaden«  versehen  haben.  So  möchte  denn  auch  der 
Hz.  1.  die  Privilegien  der  Stadt  (»under  denen  die  namhaftige  [!] 
der  gebruich  des  stroums  der  Ruiren  mit  den  vloetzen  und  des 
richswalts  sampt  dem  dechdomb1)«)  bestätigen,  2.  »ein  gnedigs  uf- 
sehen  mit  dem  uisfoeren  des  korns,2)  in  diesen  geferlichen  ziden 
demselben  ein  mass  gestalt  [!],  verschaffen«,  3.  die  Bürger  bei  dem 
alten  »gebrouch  und  gerechticheit  der  vehedrift,  so  zwischen  den 
van  Lenderstorf ö)  sampt  anderen  umbligenden  näheren  und  uns  ein 
zit  her  in  irtumb  gestanden,«  handhaben  (denn  sie  können,  wie  sie 
früher  ausführlich  dargelegt  haben,  dem  unter  des  Herzogs  Vater 
ergangenen  Spruch  nicht  nachkommen),  resp.  wenn  die  von  L.  sich 
weigern,  »uns  dach,  stat  und  mael  gegen  si  des  rechten  [sc:  uns] 
zu  verhelfen   anzeigen«,   4.   über   die   Sache  des   Goebel  Clemens, 

l)  Zur  Erklärung  vgl.  Grimm-Schröder,  Weistümer  7,  S.  229  und 
Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  187. 

*)  Vgl.  oben  S.  145  Anm.  256. 

*)  Über  das  Verhältnis  von  Lendersdorf  zu  Düren  s.  Bonn,  Rumpel 
und  Fischbach,  Mater,  zur  Geschichte  Dürens  S.  63  und  163. 
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dessen  »verhandlong  [!]  unserem  g.  1.  h.  nit  forderlich,  sonder  einer 
ganzer  gemeind  und  stat  Duiren  seher  beswerlich  und  nachteilig«  ist, 
eine  Entscheidung  treffen. 

Hierauf  wird  ihnen  geantwortet:  1.  Zur  Bestätigung  der  Privi- 
legien ist  der  Herzog  bereit  »in  massen,  als  bi  herzog  Willems  und 
herzog  Johans  sei.  ziden  besehenen  ist«.  2.  Die  Frage  mit  dem 
»usfoeren  des  korns«  betrifft  nicht  nur  den  Herzog,  sondern  das 
ganze  Fürstentum.  Er  will  »sich  daruf  bedenken  und  uf  wege  be- 
dacht sin,  wie  in  dem  allenthalver  gude  wege  mochten  furgenomen 
werden.«  3.  Wegen  der  Viehtrifft  sollen  die  Bürger  eine  ausführ- 
liche Eingabe  unter  Beilegimg  der  Beweisstücke  einreichen.  Diese 
wird  der  Herzog  dann  denen  von  Lendersdorf  zustellen  lassen, 
deren  Bericht  hören  und  sich  darin  zu  jedermanns  Zufriedenheit 
»erzeigen«.  4.  Wird  deshalb  bei  dem  Wehrmeister  Erkundigimg 
einziehen. J) 

Weiter  berichtet  unsere  Aufzeichnung,  dass  dem  Herzog  »van 
dem  scholmeister  zu  Duiren  (ludimagister  Durensis)«  ein  carmen 
[in  Distichen,  sehr  inhaltsleer]  übergeben  ist.  »Den  mitach  hait  die 
stat  minen  g.  h.  und  siner  f.  g.  rede  und  alle  diener  zu  gast  gehat. 

*)  Das  letztere  geschah  darauf.  Es  wurden  etliche  Bürger  von 
Düren,  der  Wehrmeister  und  Goebel  nach  Hambach  beschieden  »und  ein 
afscheit  gegeven,  wie  herna  folgt:  Nachdem  van  den  gemeinen  bürgeren 
zu  Duiren  klagten  an  m.  g.  h.  ...  gelangt,  als  das  durch  die  kuffer- 
moelen  Goebel  Clemens  das  holz  und  koelen  verduirt  werden  sollen,  hat 
s.  f.  g.  die  gelegenheit  erkundigen  und  nachfolgende  mass  dainnen  ver- 
ordenen  lassen:  Das  Goebel  Glemenz  gein  holz  oder  koelen  mit  wagen 
oder  karren  van  den  anbrengeren  oder  zufoereren  gelden  noch  gebruichen 
sal;  sonder,  wes  ime  so  züqueme,  sol  er  abwisen  und  nit  annemen, 
aber,  wes  ime  van  m.  g.  h.  of  anderen  uf  dem  stock  van  eigen  buschen 
an  Schlagholz  verkouft  wurde,  ungeferlich  zu  dri,  vier  und  zom  aller- 
höchsten vunf  morgen  zu,  jarlichs  verbruichen  mögen.  Und  notturftige 
holzkoelen  sullen  ime  durch  einen  koller  zom  höchsten  jarlichs  zu 
18  wagen  zugefoert  werden.  Und  sunst  sol  er  gein  holz  odei  holzkolen 
gebruichen,  usgescheiden  wachholter-  und  ginzterenschanzen.  Sol  dis 
alles  stain  zu  kurzen  und  zu  lengen  zu  jeder  zit  nach  befinden  und 
wolgefallen  hochg.  mins  g.  h.  Und  damit  die  holzkoelen  nit  zu  hoch 
verduirt,  wil  hochg.  m.  g.  h.  bevelhen,  das  geine  holzkoelen  us  dem 
furstendomb  nnd  lande  van  Gulich  gefoirt  sullen  werden  [vgl.  oben  S.  1£1 
und  145],  doch  nach  befinden  und  wolgefallen  siner  f.  g.  solichs  zu 
veranderen  und  das  den  undertanen  auch  geburliche  bezalong  nach  der 
werde  geschehe.  —  Gezeichent  zu  Hambach  am  2.  augusti  ao.  39.  Ex 
cancellaria  Juliacensi.«     A.  a.  0.  Kop. 
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Den  avent  hait  m.  g.  h.  die  burgermeister,  scheffen  und  gesworen 
weder  geladen.« 
A.  a.  0.,  Kop. 

20.  Huldigung  der  Ämter  Born  und  Milien  zu  Sittard 
(Bericht).    1639  August  4. 

Verhandlung  auf  dem  Rathaus.  Eidesleistung  durch  die  Unterthanen, 
dann  Gelöbnis  des  Herzogs. 

1539  August  4  *)  ist  der  Hz.  >van  Geilenkirchen  durch  Gangelt 
na  Sittart  gereden  und  hiselfs  in  der  dechenien  gelegen  und  bi  sich 
gehat  min  jonkher  van  Rifferscheit,  canzler  Gogref,  hofmeister 
Hoesteden,  drost  Gennep,  Tingnagel,  stalmeister  Plettenberg  als  rede, 
vort  siner  g.  jonkheren  und  dieneren,  und  nach  hoerong  des  ampts 
der  missen  ist  s.  f.  g.  uf  das  raithuis  gegangen  und  den  ritter- 
schaften  in  den  ampteren  Born  und  Milien,  ouch  burgermeister  und 
scheffen  des  ampts  und  stede  Born,  Sittart  und  Susteren  furgehalden, 
wie  s.  f.  g.«  hier  erschienen,  die  Huldigung  zu  empfangen  und 
wieder  zu  thun.  Darauf  wird  »den  burgermeister  und  scheffen  der 
stat  Sittart  und  ganzen  ampts  Born  der  eit  furgelesen  wie  folgt: 
Wir  ritterschaft,  burgermeister,  scheffen,  rait,  underdanen  und  in- 
gesessen des  ampts  und  stede  Born,  Sittart  und  Susteren«  geloben 
treu  und  hold  zu  sein  u.  s.  w.  »Und  wir  scheffen  vurg.  willen  ider- 
man  na  unserem  besten  sinnen  geburlich  und  unpartilich  recht 
wisen  und  des  nit  lassen  umb  gunst,  gaeve  ader  innicher  anderer 
Ursachen  willen,  sonder  uns  in  allem  halden,  wie  truen,  gehorsamen 
und  frommen  scheffen  zu  doin  geburt.  Dairuf  gefragt,  ob  si  dem 
dermassen  zu  doin  gutwillich  sien.  Haben  alle  geantwort:  jae,  und 
mit  upgereckten  vingeren  nae  gesacht:  wes  wir  also  gesichert  und 
geloft  haven,  willen  wir  .  .  .  halden  .  .  .  Folgenz  hait  m.  g.  h. 
sich  ouch  die  gelobte,  so  s.  f.  g.  herwidderumb  den  underdanen 
doin  solle,  verlesen  lassen  wie  herna«:  Gelobt,  Ritterschaft,  Städte 
und  Unterthanen  des  Amtes  und  der  Städte  Born,  Sittard  und  Süstern 
bei  ihren  Privilegien,  Freiheiten  und  Gewohnheiten,  wie  ihnen  die 
»van  unseren  vurfatteren«  bestätigt  sind,  zu  behalten.  »Daruf  sin 
hant  uf  das  evangelium  leggende  gesagt:  .  .  .« 

A.  a.  0.,  Kop. 

*)  In  der  Vorlage  steht:  »maindach  den  4.  julii«.  Allein  der  4.  Juli 
ist  ein  Freitag,  dagegen  der  4.  August  ein  Montag.  Also  wird  August 
statt  Juli  zu  lesen  sein.  Es  wäre  auch  wunderbar,  wenn  ein  Neben- 
ländchen  vor  dem  Hauptland  gehuldigt  hätte. 
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21.  Vereidigung  der  Schöffen  des  Amtes  Oaster  (Be- 
richt).   1639  Augrust  14. 

Vereidigung  der  Schöffen.  Verhandlung  wegen  der  Dienste  zum 
Festungsbau. 

1539  August  14  hat  der  Hz.  morgens  8  Uhr  »den  sementlichen 
schultessen  und  scheffen  der  dinkstoil  des  ampts  Caster  durch  den 
probst  Vlatten  in  gegenwurdigheit  siner  f.  g.  doin  vurhalden,  wie 
das  s.  f.  g.  van  ritterschaften  und  steden  des  furstendombs  Gulch 
geburliche  hult  und  eide  entfangen  und  herwidderumb  inen  gedain 
haven  und  derhalb  si  darhin  doin  bescheiden  als  die,  so  van  siner 
f.  g.  wegen  die  gerichter  besitzen;  so  si  noidich  und  erfordert  ouch 
die  billicheit,  das  si  s.  f.  g.  ouch  geburliche  eide  als  scheffen  doin 
solden.  Des  si  also  guitwillich  gewest  sin.  Und  ist  inen  der  eit  in 
gemeiner  formen  vurgelesen,  den  si  also  gedain.  Folgens  hait  inen 
m.  g.  h.  durch  den  probst  vurs.  lassen  ansagen,  das  si  sich  halden 
und  erzeigen  wulden  als  getrue  und  gehorsame  underdanen,  so  wul 
m.  g.  h.  inen  herwiderumb  ein  g.  lantfurst  und  her  sin,  der  ungern 
liden  soult,  das  emant  van  inen  boven  recht  van  emans  beswert 
sul  werden.  Des  si  sich  also  gegen  m.  g.  h.  bedanket.  Und  sin 
s.  g.  afgetreten. 

Darnach  hait  obg.  prost  in  biwesen  des  erfhoefmeisters  Harf 
und  Clais  Tingnagel  den  scheffen  vurgehalden,  das  inen  numehe 
bewust,  wilchermaissen  m.  g.  h.  mit  rait  und  vurwissen  und  uf  ge- 
sinnen  der  ritterschaft,  stede  und  gemeiner  lantschaft  etliche  flecken 
im  furstendomb  Gulch  zo  befestigen  hab  vurgenomen,  das  dan  nit 
allein  sinen  g.,  sonder  zuwaelfart  irer  eigener  p[ersonen?] «!) 

A.  a.  0.,  Kop. 

22.  Huldigung  der  Stände  von  Berg  zu  Düsseldorf 
(Bericht).    1539  August  18. 

Verzeichnis  der  Anwesenden.  Verhandlung  auf  der  Burg.  Der  Herzog 
sagt  Privilegienbestätigung  und  Berücksichtigung  der  Beschwerden  der 
Stände  (insbesondere  in  Bezug  auf  das  Gerichtswesen)  zu.  Gelöbnis  des 
Herzogs,  dann  Eidesleistung  durch  Ritterschaft  und  Städte.  Vortrag  an 
die  Stände  über  das  Recht  des  Herzogs  auf  Geldern. 

*)  Der  Schluss  fehlt.  Offenbar  hat  der  Propst  mit  den  Schöffen 
(als  Vertretern  der  Amtsunterthanen;  s.  Idstd.  Vf.  II,  Anm.  83)  über 
die  Leistung  der  Dienste  für  den  Festungsbau  verhandelt  (s.  oben  S.  253 
Anm.  4). 
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Zum  17.  August  Abends  oder  18.  Morgens  1539  sind  Räte 
(sieben),  Ritterschaft  und  Städte  (Düsseldorf,  Ratingen,  Wipperfürth, 
Lennep,  Solingen,  Gerresheim,  Radevormwald,  Blankenberg) l)  von 
Berg  und  Blankenberg  nach  Düsseldorf  beschieden.  Der  Herzog  hat 
ihnen  daselbst  »uf  der  borch«  in  Gegenwart  seiner  Räte  Gotthard 
Ketteier,  Marschall  Nesselroid,  Kanzler  Gogref,  Erbhofmeister  Harf, 
Wilh.  v.  dem  Bongart,  Trostorf,  Joh.  vom  Loe,  Dr.  Olisleger,  Schoeler 
»furhalden  lassen«:  Ist  zur  Regierung  gelangt.  Will  die  ünterthanen 
bei  ihren  Privilegien  und  Gewohnheiten  lassen.  Möchten  ihm 
huldigen.  »Daruf  die  ritterschaft  und  stede  ire  bedenken  genomen 
und  folgentz  die  rede  zu  sich  erfordert,  ouch  ire  Privilegien  under 
sich  verlesen  und  nach  langem  bedacht  angezeigt,  wie  si  gutwillich 
weren,  minem  g.  h.  hulde  und  eide  zu  doin,  und  beden,  das  m.  g.  h. 
inen  bestedige  ire  Privilegien,  wie  m.  g.  h.  selich  inen  gedain.  So 
weren  noch  etliche  andere  puncten,  die  si  bi  iren  Privilegien  be- 
fanden, wie  si  die  ufzeichnuss  verlesen  lassen;  aber  doch  hetten 
geine  brief  und  siege!  darüber.  So  hetten  si  furmals  m.  g.  h.  selich 
gebeden,  das  in  die  puncten  gesehen  und  das  ritterrecht2)  zu  not- 
turftigen  ziden  gehalden  wurde.  Es  hette  ouch  s.  f.  g.  sich  gnedig- 
lich  verneinen  lassen,  das  si  etliche  us  der  ritterschaft  darzu  ver- 
ordenteri,  die  sampt  mins  g.  h.  rede  die  puncten  und  ander  notturft 
erwegen  und  an  s.  f.  g.  gelangten.  So  were  ouch  noch  ire  bit, 
das  die  verordnong  mocht  geschehen,  die  puncten  besichtigt  und, 
wes  darinnen  befonden,  das  duglich  und  gut  were,  das  sulchs  bleve 
und  inen  mit  einem  transfix  bestedigt  wurde.  Was  aver  dainnen 
befonden,  das  undoeglich  were,  mocht  man  uslassen  und  sich  also 
zusamen  uf  walgefallen  mins  g.  h.  dermassen  verglichen,  das  minem 
g.  h.  und  der  lantschaft  lidlich.  Dan  das  were  sowol  für  s.  f.  g. 
als  ouch  für  die  lantschaft  — .8)  Daruf  m.  g.  h.  gewilligt,  das  s.  f.  g. 
ire  Privilegien  wil  bestedigen,  wie  m.  g.  h.  lobl.  ged.  gedain.« 
Ebenso  will  der  Herzog  seine  Räte  »sampt  den  verordenten  der 
ritterschaft  dabi  schicken  und  die  vurgegeven  puncten  sampt  aller 
notturft  belangen  den  dach  zu  Upiaden  und  anders  besichtigen,  er- 
wegen und  uf  wege  und  middel  bedacht  sin,  wie  eine  bestendige 

1)  Durch  Schreiben  von  1539  Juli  30  (a.  a.  0.,  Kop.)  werden  die 
genannten  Städte  aufgefordert,  »etliche  uere  mitraitzverwanten  volmechtich« 
zur  Huldigung  zu  schicken. 

2)  Vgl.  oben  S.  123  f. 

*)  Der  leicht  zu  ergänzende  Schluss  des  Satzes  fehlt. 
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billiche  ordnong  in  lantrechten  und  gerichtlichen  processen  mog  uf- 
gericht  werden.  Ist  darnach  die  huldong  geschehen  und  gefragt 
durch  m.  g.  jonkheren  van  Oberstein,  ob  die  ritterschaft  und  stede 
dergestalt  da  weren,  die  huldong  zu  doin.  Gesagt  ja.  Ist  darauf 
verlesen  die  gelobt  mins  g.  h.  wie  hernach« :  .  .  .  Der  Herzog  er- 
klärt darauf,  dies  Gelübde  halten  zu  wollen.  »Ist  ouch  verlesen 
der  ritterschaft  und  stede  eit:  .  .  .  Und  folgentz  derselviger  gestaift 
und  ritterschaft  und  stede  mit  upgereckten  vingeren  nachgesagt:  . . .« 

Darauf  lässt  der  Hz.  der  Ritterschaft  und  den  Städten  seine 
Ansprüche  auf  Geldern  vortragen  [wie  oben  Nr.  16  bei  Jülich]. 

A.  a.  0.,  Kop. 


in. 

Die  definitive  Entfremdung  des  Herzogs 

vom  Kaiserhofe  und  die  Anknüpfung  von 

Beziehungen  zu  anderen  Mächten. 

1539  August  27  —  1542  Januar  10  (Nr.  23—66). 


Das  Verhältnis  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Herzog  war,  wie  wir 
gesehen  haben,  schon  im  Jahre  1538  recht  gespannt.  Zwar  blieb  es 
äusserlich  friedlich.  ,Der  Kaiser  hatte  dem  Herzog  noch  nicht  abgesagt' 
(Nr.  30).  Aber  die  Rüstungen,  die  der  erstere  Ende  1539  betrieb 
(Nr.  30  und  31),  fasste  man  als  gegen  Jülich  gerichtet  auf.1)  Trotzdem 
betraten  die  feindlichen  Parteien  nochmals  den  Weg  der  Unterhandlungen. 
Der  Tod  Herzog  Johanns  machte  eine  Neubelehnung  mit  Jülich-rCleve 
notwendig;  die  bereits  erörterte2)  Frage  der  Belehnung  mit  Geldern  war 
auch  noch  zu  erledigen.     Indem   Hz.  Wilhelm    die    ersten  Schritte   that, 

»)  Dittrich  S.  67  (1539  D*b.  13). 
*)  Vgl.  oben  8.  245  f. 
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um  beides  zu  erreichen,1)  wurden  neue  Verhandlungen  angeknüpft,  die 
sich  jedoch  im  Gegensatz  zu  den  früheren  nicht  so  sehr  auf  die  Rechts- 
frage als  vielmehr  auf  die  Herbeiführung  eines  Ausgleiches  beziehen 
sollten.2)  Hz.  Wilhelm  führte  sie  nicht  direkt  mit  dem  Kaiser,  sondern 
mit  König  Ferdinand  als  dessen  Stellvertreter.  Ihr  Schauplatz  war  die 
Stadt  Gent  (1540  April).  Sie  endigten  damit,  dass  der  Herzog,  da  der 
Kaiser  an  der  Übergabe  Geldenis  als  Voraussetzung  für  jedes  Oberein- 
kommen festhielt,  erklärte,  darauf  nicht  ohne  seine  Mutter  und  seine 
Landstände  antworten  zu  können.  Als  beide  jene  Forderung  ablehnten 
(1540  Mai  28),  war  der  Vergleichsversuch  gescheitert.  Jetzt  warf  sich 
der  Herzog  Frankreich  in  die  Arme.  Der  Kaiser,  welcher  von  der  Ver- 
bindung mit  Frankreich  Kenntnis  erhielt,  berief  seinerseits  den  Herzog 
zum  Reichstag  nach  Regensburg  (1641), 8)  um  ,des  Kaisers  Gerechtigkeit 
zu  hören4,  und  forderte  die  Reichsstände  auf,  ihn  schlechthin  zur  Aufgabe 
Gelderns  zu  bewegen.  Die  Reichsstände  fanden  sich  indessen  nicht  dazu 
bereit.  Sie  waren  im  Gegenteil  in  ihrer  Mehrzahl  keineswegs  willens, 
einer  Erweiterung  des  kaiserlichen  Besitzes  durch  den  Erwerb  von  Geldern 
ruhig  zuzusehen;  auch  katholische  Fürsten  hielten  die  Macht  des  Hauses 
Ostreich  in  Deutschland  für  zu  gross.4) 

Am  nächsten  unter  den  Reichsständen  stand  Wilhelm  sein  Schwager 
Kurfürst  Johann  Friedrich  von  Sachsen.5)  Denselben  bestimmten  zur 
Parteinahme  für  ihn,  abgesehen  von  verwandtschaftlichen  Rücksichten, 
einmal  der  Wunsch,   das  protestantische  Bekenntnis  auszubreiten,6)   und 

*)  Nr.  37  (S.  317).  Daselbst  ist  angedeutet,  dass  die  neuen  Verhandlungen 
mit  dem  Versuche  Hz.  Wilhelms,  die  Belehnung  zu  erlangen,  in  Zusammenhang 
stehen. 

*)  Zur  Vorgeschichte  dieser  Verhandlungen  vgl.  Nr.  32  und  37;  Dittrich 
S.  83;  Max  Lenz  I,  8.  413. 

»)  Vgl.  Nr.  52,  64  und  62;  Lac.  Arch.  6,  S.  38. 

4)  Vgl.  ausser  den  unten  angeführten  Aktenstücken  Dittrich  S.  91. 

6)  Dass  die  Beziehungen  zwischen  beiden  Fürsten  sehr  nahe  waren,  zeigen 
alle  Aktenstücke.  Indessen  Ruble  S.  67  übertreibt  doch  wohl  etwas  Wilhelms 
Abhängigkeit  von  Johann  Friedrich,  wie  folgendes  Schreiben  [hat  Ruble  a.  a.  O. 
dies  etwa  selbst  im  Auge?]  der  hzgL  Räte  ,an  die  rede1  [sc:  die  in  Frankreich] 
d.  d.  1540  Juli  7  oder  8  beweist:  „Haben  ,uch  hiebevor  geschreven  van  ankompst 
des  Sachsischen  gesandten  und  mit  uberschickt  den  uszog  einer  Instruction  und 
die  meinong  des  currursten  van  Sachsen  voriger  schrift  in  —  [ein  unleserliches  Wort], 
ouch  siner  des  gesandten  swacheit  [durch  Vornahme  von  Korrekturen  ist  der 
Schreiber  aus  der  Konstruktion  gefallen;  das  Verbum  hierzu  lautete:  ,zurkennen 
gegeven1].  So  erschint  er  einem  bevelh  nach  dahin,  und  hettet  ir  siner  nach  not- 
tnrft  zu  gebruichen.  Ime  ist  die  meinong  van  der  Franchosser  [!]  Instruction, 
aver  doch  nit  angezeigt,  das  ir  entlichen  bevelh  netten,  on  inen  zu  sliessen.  Dar- 
van  [!]  hettet  ir  uch  ouch  im  besten  zu  richten.144     J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  Kpt. 

6)  Über  die  kirchliche  Stellung  Wilhelms  in  diesen  Jahren  vgl.  u.  a.  die 
Äusserungen  Morones  bei  Dittrich  S.  41  und  51;  Max  Lenz  II,  S.  36;  Ztschr.  23, 
S.  121,  Anm.  2. 
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sodann  die  durch  ältere  Privilegien  und  Abmachungen  gesicherte  Aussicht, 
in  den  jiilicher  Landen  zu  succedieren,  welche  jetzt,  bei  der  Erweiterung 
des  jülicher  Besitzes  durch  den  Erwerb  von  Geldern,  noch  grössere  Be- 
deutung gewann.  Johann  Friedrich  betrieb  aufs  lebhafteste  den  Beitritt 
des  Herzogs  zum  schmalkaldischen  Bunde.  Im  Februar  1540  fand 
zwischen  beiden  eine  Zusammenkunft  in  Paderborn1)  statt,  auf  der  bereits 
die  von  Seiten  des  Herzogs  wie  des  schmalkaldischen  Bundes  bei  einem 
unvermuteten  Überfall  durch  den  Kaiser  zu  stellenden  Truppenkontingente 
benannt  wurden.  Kursachsen  hoffte  auch,  als  Hz.  Wilhelm  sich  nachher 
mit  Frankreich  verband,  seine  Bundesverwandten  zu  dem  französischen 
Bündnis  heranzuziehen.  Allein  alle  Aussichten  scheiterten  an  der  Ab- 
neigung der  übrigen  Mitglieder  des  schmalkaldischen  Bundes.8)  Geradezu 
verhängnisvoll  aber  wurde  es,  als  Philipp  von  Hessen,  der  anfangs  auf 
die  Pläne  Kursachsens  eingegangen  war,  sich  aus  seine  Person  betreffenden 
Rücksichten  bestimmen  Hess,  dem  Kaiser  zu  versprechen,  die  Verbindung 
mit  Frankreich  und  das  Eintreten  für  Jülich  abzulehnen  (regensburger 
Vertrag  von  1541  Juni  13).  Kursachsens  Verhältnis  zu  Hz.  Wilhelm 
blieb  freilich  nach  wie  vor  dasselbe.8) 

Von  den  anderen  Reichsständen  unterhielt  besonders  Bischof  Franz 
von  Münster  nahe  Beziehungen  zu  Herzog  Wilhelm.4)  Franz  verfolgte 
bestimmte  territoriale  Absichten  und  sagte  gegen  das  Versprechen  der 
Unterstützung  derselben  Wilhelm  seine  Hilfe  zu.5)  Wenn  unser  Herzog 
sonst  nicht  die  Zusage  einer  Hilfeleistung  erhalten  konnte,  so  bemühte 
er  sich  wenigstens  um  die  Neutralität  anderer  Reichsstände6)  oder  um 
ihre  Fürsprache  beim  Kaiser.7) 


i)  Vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  224  f. 

*)  Morone  berichtet  1540  März  6  (Dittrich  S.  90),  einige  lutherische  Reichs- 
stände wollten  den  Hz.  von  Geldern  nicht  in  den  schmalkaldischen  Bund  auf- 
nehmen, ans  Furcht,  den  Kaiser  zu  provozieren. 

8)  Über  das  Verhältnis  Jülichs  zu  den  Schmalkaldenern  vgl.  Lenz  I,  408  ff. 
und  III,  S.  3  ff.;  Ztochr.  6,  S.  126,  7,  S.  129,  23,  S.  63;  polit.  Korr.  Strassb  II, 
8.  646—48. 

4)  Vgl*  schon  oben  S.  242  Anm.  3.  Über  Franz  v.  Waldeck  im  allgemeinen 
s.  Varrentrapp  S.  124,  Anm.  1. 

6)  Vgl.  Nr.  51  und  Nr.  58a  (Erbeinigung  mit  Münster  von  1541  August  17). 
In  dem  Referat  über  eine  Ratssitzung  (anwesend :  Herzog,  Propst  Vlatten,  Kanzler 
Gogref,  Hofmeister  Hosteden,  Marschall  Plettenberg,  Dr.  Olisleger)  von  1541  De- 
zember 15  über  die  , Werbung  monsieur  de  l'Estrange1  [vgl.  Ruble  S.  155]  heisBt  es: 
,Munster  betreffen  stae  m.  g.  h.  in  Handlung  und  wan  dieselvige  mit  der  lantschaft 
in  werk  gebracht,  wie  b.  f.  g.  verhoft,  das  forderlich  geschehen  sol,  dan  wil  es 
b.  f.  g.  den  konig  wissen  lassen*.    J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  fol.  858,  Kpt. 

e)  Vgl.  jenes  Referat  (Anm.  5)  von  1541  Dezember  15:  ,Von  Luttich  kann 
hoffentlich  wenigstens  Neutralität  erreicht  werden1. 

*)  Mit  Instruktion  d.  d.  Dinslaken  1540  Juni  2  oder  18  [Kpt.  und  Kop. 
differieren  im  Datum]  beauftragt  der  Herzog  den  Rentmeister  zu  Hamm  Hermann 
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Weit  wichtiger  aber  als  die  Unterstützung  oder  das  Wohlwollen  der 
Reichsstände  war  die  Förderung,  welche  Wilhelms  Absichten  von  Seiten 
einer  auswärtigen  Macht,  des  Königs  von  Frankreich,  erfuhren.1)  Schon 
im  Jahre  1538  (Nr.  11)  hatte  der  letztere  den  doppelten  Gedanken  eines 
Bündnisses  mit  Jülich  und  einer  Vermählung  Wilhelms  mit  einer  fran- 
zösischen Prinzessin  ausgesprochen,  und  von  da  an  begegnen  wir  einem 
ständigen  Gesandten  des  Herzogs  (Hermann  Gruser)  am  französischen 
Hofe  wie  umgekehrt  einem  französischen  Vertreter  am  herzoglichen  (S.  272 
Anm.  2).  Allein  da  einerseits  gerade  in  jenen  Jahren  das  Verhältnis 
zwischen  König  Franz  und  dem  Kaiser  ein  leidlich  gutes  war  und  anderer- 
seits Wilhelm  eine  Einigung  mit  dem  Kaiser  in  der  geldrischen  Frage 
hoch  nicht  für  ausgeschlossen  hielt,  so  blieben  die  angeknüpften  Be- 
ziehungen zunächst  ohne  Wirkung.  Erst  als  die  Genter  Verhandlungen 
ergaben,  dass  die  Forderungen  des  Kaisers  und  des  Herzogs  nicht  aus- 
zugleichen waren,  schloss  man  mit  Frankreich  ab.  Am  28.  Mai  1540 
war  das  in  Gemässheit  der  Genter  Abmachung  von  dem  Gesandten  König 
Ferdinands  vorgetragene  Gesuch  von  der  alten  Herzogin  und  den  Land- 
ständen abgelehnt  worden  (Nr.  45).  Am  16.  Juli  wurde  etn  Vertrag 
über  die  Vermählung  Wilhelms  mit  einer  Nichte  des  Königs  von  Frank- 
reich, Johanna  von  Navarra,  am  Tage  darauf  ein  Bündnis  zwischen 
König  Franz  und  Wilhelm  (zur  gegenseitigen  Unterstützung,  pro  statibus 
suis  conservandis,  excepto  .  .  .  iure  sacri  Romanorum  imperü)   von  den 

Wiltstock,  Bürgermeister  und  Ratmannen  von  Lübeck,  Hamburg,  Lüneburg  und 
der  gemeinen,  jetzt  zu  Lübeck  versammelten  Hansestädte  zu  ersnchen,  dass  sie 
den  Hz.  beim  Kaiser  auf  das  fleissigste  ,verbidden  ind  sunst  erfordern  [!]  helpen, 
dat  wi  baven  .  .  .  onse  billiche  ind  rechtmetig  erbieden'  von  niemand  beschwert, 
sondern  vermöge  des  Landfriedens  nach  der  Ordnung  des  h.  Reiches  ,bi  denselvigen 
onverdeelt  blieven  muchten(.  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  ad  Nr.  47b,  Kpt; 
J.-Bg.,  Litteralien,  Q,  Nr.  24,  Kop.  Nach  einem  ,sonderling  gedenkcedul'  (Cl.-Mk. 
a.  a.  O.,  Kpt)  soll  der  Rentmeister  „zuvor  sich  bei  Clais  Hermeling  in  Lübeck 
angeben  und  die  Instruktion  nach  dessen  Rat  kürzen  oder  ,lengen(,  auch  sich  nach 
dessen  Gutdünken  zu  etlichen  der  vornehmsten  der  Geschickten  verfügen.  Wenn 
die  Hansestädte  fragen  würden,  ,wes  si  sich  weder  tegen  m.  g.  h.  versehen  solden, 
mucht  der  rentmeister  sagen,  dat  s.  f.  g.  sich  vermoeg  des  lantfriden  als  ein  ge- 
hoirsamer  getreuer  fürst  des  reichs  oich  aller  geboir  schicken  ind  halden  werd'." 
Juni  26  (J.-Bg.,  a.  a.  O.,  Orig.)  antworten  die  Hansestädte  auf  das  mündliche 
und  schriftliche  Vorbringen  des  hzgl.  Gesandten:  „Sind  der  Zuversicht,  der  Kaiser 
werde  als  ein  christlicher  Kaiser  und  Beschützer  des  Rechten  des  Herzogs  Erbie- 
tung ,mit  allen  gnaden  bedenken  und  s.  f.  g.  nichts  beschwerlichs  widerfaren 
lassen.  Im  fal  aber  s.  f.  g.  wes  darüber  begegnen  wurde,  was  alsdan  die  ge- 
schickten der  gem.  stedte  mit  vorbehält  und  ane  verletzunge  irer  eren  und  pflicht 
s.  f.  g.  bei  irer  Kei.  M.  zum  besten  forderen  und  furwenden  können,  darinne 
wollen  sie  sich  irer  gelegenheit  und  vermögen  nach  gegen  s.  f.  g.  aller  gebur 
wissen  zu  halten  und  zu  erzeigen.4 " 

')  Vgl.  Harless,  zur  Gesch.  Hz.  Wilhelms  III,  Ztschr.  1,  S.  1  ff.;  Ruble 
passim. 
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beiderseitigen  Bevollmächtigten  geschlossen.  ')  Im  folgenden  Frühjahr 
(1541  April  11)  brach  Wilhelm  selbst  nach  Frankreich  auf  und  feierte 
hier  am  14.  Juni  1541  seine  Hochzeit,  brachte  seine  Gattin  freilich  nicht 
mit  heim,  als  er  am  16.  Juli  wieder  in  Düsseldorf  eintraf,  konnte  es 
auch  weiterhin  nicht  erreichen,  dass  sie  den  deutschen  Boden  betrat,  ein 
Umstand,  der  die  Quelle  manches  Argwohns  wurde. 

Die  französische  Freundschaft  gewann  für  Jülich  dadurch  eine  er- 
höhte Bedeutung,  dass  Frankreich  noch  mit  anderen  auswärtigen  Mächten 
Bündnisse  abschloss:  so  1541  November  20  mit  Dänemark,  1542  Juli  10 
mit  Schweden.8) 

Sehr  viel  schienen  anfangs  die  Beziehungen  zu  versprechen,  welche 
Herzog  Wilhelm  mit  England  anknüpfte.  Nachdem  er  seine  Schwester 
dem  König  Heinrich  vermählt,  eröffnete  sich  die  Aussicht  auf  ein  wert- 
volles Bündnis.  Indessen  wie  die  Ehe  nur  von  ganz  kurzer  Dauer  war,8) 
so  musste  Wilhelm  auch  sehr  bald  die  Hoffnung  auf  die  Hilfe  Englands 
fallen  lassen.4)  — 

Wir  haben  hier  die  Ereignisse  der  äusseren  Politik  in  den  Jahren 
1539 — 41  kurz  skizziert.  Durch  sie  ist,  wie  wir  sehen  werden,  die 
Thätigkeit  der  Landtage,  der  wir  uns  jetzt  zuwenden,  ganz  wesentlich  be- 
einflusst  worden. 

Auf  den  Landtagen  von  1538  Juni  25  und  August  14  war  von 
einer  eigentlichen  Besteuerung 5)  der  Geistlichen  nicht  die  Rede.  Im  August 
1539  (Nr.  23)  hören  wir  jedoch,  dass  ein  Teil  der  Geistlichen  um  eine 
Steuer  für  die  vorzunehmenden  Festungsbauten  ersucht  wird.  Wir  finden 
hier  also  eine  Abweichung  von  dem  sonstigen  Brauch,6)  dass  eine  Be- 
steuerung  der  Geistlichen   vorher   auf  einem  Landtage   besprochen  wird. 

l)  Ehevertrag:  Ruble  S.  273  ff.  Bündnis:  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  638.  S.  anch 
Vetter  im  neuen  Archiv  f.  sächs.  Gesch.  14,  S.  28.  Ratifiziert  wurden  beide  durch 
Wilhelm  im  August  (Ruble  S.  63),  durch  Franz  im  September  (Lac.  ÜB.  IV, 
Nr.  589;  Aren.  5,  S.  38).  Zur  Vorgeschichte  des  Bündnisses  vgl.  oben  S.  289 
Anm.  5  und  Ruble  8.  58  ff. 

*)  Vgl.  Ruble  S.  166;  Ztschr.  23,  S.  102—103.    S.  auch  Nr.  28a. 

3)  Der  Plan  der  Vermählung  Annas  von  Cleve  mit  Heinrich  VIII.  war  schon 
seit  dem  Frühjahr  1589  erörtert  worden  (Nr.  17).  Am  4.  September  erteilte  Hz. 
Wilhelm  die  Vollmacht  zum  Abschluss  des  Ehevertrages;  am  4.  Oktober  wurde 
er  in  London  aufgesetzt.  Am  12.  Dezember  traf  Herzogin  Anna  in  Galais  ein; 
am  6.  Januar  1540  fand  die  Vermählung  zu  Greenwich  statt  Am  9.  Juli  wurde 
die  Ehe  für  nichtig  erklärt  (über  die  Zwischenzeit  bis  zur  Nichtigkeitserklärung 
der  Ehe  s.  die  Briefe  von  Harst  unten  Nr.  87,  88;  Ztschr.  6,  S.  162  ff.;  Dittrich, 
Nuntiaturberichte  Morones  S.  51  und  oft).  Vgl.  über  die  englische  Heirat  im  all- 
gemeinen Bouterwek,  Anna  v.  Cleve,  Ztschr.  4*  S.  837  ff.  und  6,  S.  97  ff.;  Lenz  I, 
S.  89  und  402;  Ruble  S.  61  und  69. 

4)  Über  einen  späteren  Versuch  der  Wiederanknüpfung  s.  Ruble  S.  174. 
6)  Über  die  geplanten  Salpeterlieferungen  s.  oben  Nr.  3  (1538  Juni  25). 
6)  Vgl.  landstd.  Verf.  HI,  2,  8.  167. 
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Übrigens  sind  unsere  Nachrichten  lückenhaft:  wir  wissen  kaum  etwas  l) 
von  dem  Erfolg  der  Steuer,  nicht  einmal,  ob  alle  Geistlichen  darum  an- 
gegangen worden  sind. 

Der  erste  Landtag  unter  Herzog  Wilhelm  nach  den  Huldigungsland- 
tagen fällt  in  den  November  1539.  Auf  demselben  finden  zunächst 
Verhandlungen  wegen  der  Vermählung  der  Schwester  des  Herzogs  mit 
dem  Könige  von  England  und  wegen  der  geldrischen  Sache  statt.  1.  Mit 
der  Angelegenheit  der  englischen  Heirat  beschäftigen  sich  vornehmlich 
die  Proposition  (Nr.  24)  und  der  Abschied  (Nr.  26),  welcher  eine  Steuer- 
bewilligung enthält,9)  während  das  Referat  über  die  Landtagsverhandlungen 
(Nr.  25)  sie  nur  streift.  Ausser  dem  Landtag  von  November  1539  hat 
dieser  Gegenstand  keinen  weiteren  Landtag  beschäftigt.  2.  In  dem  for- 
mellen Abschied  wird  der  geldrischen  Frage  nicht  gedacht  Nur  in  dem 
Referat  über  die  Verhandlungen  des  Landtags  (Nr.  25)  ist  davon  die 
Rede.  Es  werden  jedoch  einige  Beschlüsse  in  dieser  Sache  gefasst. 
Dieselben  beziehen  sich  auf  Massregeln  zum  Schutz  des  Landes  und 
wiederholen,  resp.  modifizieren  Beschlüsse  des  jülich-bergischen  Landtags 
von  1538  August  14.  3.  Nach  der  Verhandlung  über  die  geldrische 
Frage  werden  noch  einzelne  Sachen  besprochen  und  zwar  zunächst  mit 
den  Ständen  beider  Länder  (Nr.  25).  Aus  diesen  Erörterungen  ver- 
zeichnen wir  hier  die  Thatsache,  dass  die  Erhebung  der  Accise  trotz 
der  auf  den  Landtagen  von  1539  Januar  3  und  10  vorgenommenen 
Änderungen  noch  immer  auf  Schwierigkeiten  stiess.  Dieselbe  Frage  be- 
schäftigt, wie  wir  sehen  werden,  auch  noch  später  den  Landtag.  4.  Im 
Anschluss  an  den  Landtag  finden  die  auf  dem  bergischen  Huldigungs- 
landtag (Nr.  22)  in  Aussicht  genommenen  Verhandlungen  über  die  Be- 
stätigung der  Privilegien  und  die  sonstigen  Anliegen  der  bergischen 
Stände  statt,  worüber  wir  jedoch  nur  unvollständige  Nachrichten  (Nr.  27 
und  28)  besitzen.  Zur  Erledigung  dieser  Dinge  kam  es  jetzt  gleich- 
falls noch  nicht. 

Die  Akten  über  den  im  April  1540  gehaltenen  Landtag  von  Jülich- 
Berg  sind  nicht  erhalten.  Wir  besitzen  nur  die  Notiz  (Nr.  40),  dass 
der  Landtag  stattgefunden  hat.  Der  Gegenstand  der  Verhandlungen  dürfte 
sich  indessen  erraten  lassen:  es  wird  den  Ständen  wohl  von  den  bevor- 
stehenden Verhandlungen  in  Gent  und  von  der  Abreise  des  Herzogs  dahin 
Mitteilung  gemacht  worden  sein. 

Die  in  Gent  getroffene  Abmachung  (Nr.  41)  verlangte  die  Befragung 
der  Stände.  Zuerst  wandte  man  sich  an  den  geldrischen  Landtag  (Nr.  42). 
Derselbe  erklärte  sich  gegen  die  vom  Kaiser  verlangte  Aufgabe  Gelderns 
und  richtete  in  diesem  Sinne   Schreiben    an  die  Stände   von  Jülich-Berg 

>)  Vgl.  Kühl  I,  S.  239  f. 

*)  Über  die  gleichzeitige  Steuerbewilligung  in  Cleve  vgl.  Ztschr.  2,  S.  144. 
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und  von  Cleve-Mark.  Am  27.  und  28.  Mai  1540  fand  dann  der  Land- 
tag von  Jülich-Berg  statt  (Nr.  44 — 47).  Ausser  der  geldrischen  Sache 
beschäftigten  die  Stände  auch  innere  Angelegenheiten.  Insbesondere 
wurden  über  die  Accise  neue  Beschlüsse  gefasst;  dieselben  sind  in  einem 
eigenen  Abschied  redigiert  (Nr.  47).  Bemerkenswert  ist,  dass  sie  sich 
nur  auf  Jülich  beziehen.  Genügten  für  Berg  die  früheren  Beschlüsse 
(Nr.  13)? 

Eine  für  einen  im  April  1541  angesetzten  Ausschusstag  bestimmte 
Proposition  (Nr.  54)  handelt  von  der  Berufung  des  Herzogs  zum  regens- 
burger  Reichstag  und  seiner  Reise  nach  Frankreich.  Daneben  berührt 
sie,  äusserlich  durch  die  Abreise  des  Herzogs  veranlasst,  die  leidige 
Plage  der  umherschweifenden  herrenlosen  Knechte.  Die  Regierung  be- 
gnügte sich  mit  der  Berufung  eines  Ausschusses  offenbar  deshalb,  weil 
sie  hinsichtlich  jener  drei  Punkte  den  Ständen  mehr  nur  eine  Mitteilung 
machen  wollte,  nicht  etwa  eine  Bewilligung  wünschte.  Aus  dem  gleichen 
Grunde  ist  vielleicht  nichts  über  die  Antwort  des  Ausschusses  aufge- 
zeichnet worden;  es  liegt  wenigstens  nichts  vor.  —  Unsere  Proposition 
(Nr.  54)  ist  für  einen  jülicher  Ausschusstag  bestimmt  gewesen.  Dass 
ein  bergischer  gleichfalls  stattgefunden  hat,  unterliegt,  wenn  auch  eine 
Nachricht  darüber  fehlt,1)  keinem  Zweifel,  da  die  Ausschüsse  von  Gleve 
und  Mark  berufen  worden  sind.8) 

Der  regensburger  Reichstag  und  das  Verhältnis  des  Herzogs  zu 
Frankreich,  welche  beiden  Dinge  den  Ausschusstag  vom  April  1541 
hauptsächlich  beschäftigt  hatten,  wurden  auch  (der  Reichstag  hatte  in- 
zwischen stattgefunden),  aber  in  grösserer  Ausführlichkeit,  auf  dem  Jülich- 
bergischen  Landtag  von  1541  Novb.  besprochen.  Dazu  trat  eine  wichtige 
dritte  Angelegenheit.  Kurfürst  Johann  Friedrich  wünschte  nämlich  die 
Heiratsverschreibung  von  1526,  durch  die  seinem  Hause  ein  Anspruch 
auf  die  Succession  in  Jülich  gewährt  war,8)   erneuert  zu  sehen.     Herzog 

*)  Buble  S.  83  f.  macht  unrichtige  Angaben.  Die  von  ihm  erwähnte  Akten- 
signatur giebt  es  nicht.  Ihm  hat  wohl  die  clevische  Proposition  (s.  unten) 
vorgelegen. 

')  d.  d.  Düsseldorf  1541  April  8  werden  die  Bäte  und  6  Hauptstädte  von 
Cleve  zu  April  19  nach  Cleve  (umb  sonderliche  Baichen,  van  den  itzigen  rixdach 
und  sunst  ankommen)  berufen.  J.-Bg.,  FS.,  ad  Nr.  16,  Cpt.  Nach  einer  Notiz 
ebenda  werden  die  Bäte,  Amtleute  und  Hauptstädte  von  Mark  zu  April  20  (wohin?) 
berufen.  Ebenda  (Orig.  oder  Kpt.)  die  Instruktion  d.  d.  Hambach  1541  April  11: 
,das  furdragen  im  lande  van  Cleve  durch  doctor  Olichsleger  dem  uisschoess  der 
ritterschaft  und  heuftsteden  don  zu  lassen  ungeferlich  diser  gestalt*  (im  wesent- 
lichen übereinstimmend  mit  Nr.  54).     Vgl.  Ztschr.  1,  S.  7  Anm.  2. 

>)  S.  oben  S.  87  ff.  Vgl.  hierzu  Schreiben  des  Kurfürsten  Johann 
von  Sachsen  an  Hz.  Johann  und  Herzogin  Maria  von  Jülich-Berg  d.  d.  Torgau 
1580  März  17:  „In  dem  Ehevertrag  ist  verabredet  worden,  dass  Adressaten  und 
der  Kurfürst  den  Kaiser  ersuchen  sollen,  dass  er,  auf  den  val,  davon  die  aufgericht 
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Wilhelm,  der  dazu  bereit  war,  hielt  die  Zustimmung  seiner  Landstände 
für  notwendig  und  brachte  die  Angelegenheit  deshalb  vor  jenen  Landtag. 
Die  Stände  von  Jülich-Berg  erteilten  ihre  Zustimmung,  ebenso,  freilich 
nicht  ebenso  schnell,  die  von  Cleve-Mark  (Nr.  64  und  65),  ja  auch  die 
von  Geldern.1)  Übrigens  ist  die  Bestätigungsurkunde  schliesslich  dem 
Kurfürsten  nicht  ausgehändigt  worden,  offenbar  weil  Jülich  und  Sachsen 
sich  über  Einzelbestimmungen  nicht  einigen  konnten.  —  Die  Stände 
von  Jülich-Berg  erteilten  ihre  Zustimmung  zu  der  Erneuerung  des  kur- 
sächsischen Successionsprivilegs  schon  1541  Novb.  16.  Das  erneuerte 
Privileg  (vgl.  Nr.  66)  trägt  das  Datum  des  12.  April  1542.    Ob  die  Stände 


verschreibung  und  derselbig  handel  melden  tut,  vorwilligung  daran4  gebe.  Als  ,wir 
uns  wol  beileuftig  drei  jaren  ainer  werl.ung  an  Kei.  M.  derhalben  zu  gelangen 
mit  ainander  vorainigt,  die  dan  durch  unser  geschickten,  so  wir  in  Hispanien 
gehabt,  anbracht  wurden',  hat  er  darauf  geantwortet,  dass  der  Handel  bis  zu 
seiner  Ankunft  in  Deutschland  hinausgeschoben  werden  solle.  Kurrarst  wird  ihm 
jetzt  die  Sache  auf  dem  bevorstehenden  Reichstag  vortragen.  Herzog  möchte, 
wenn  er  nicht  selbst  erscheint,  seinen  Räten  befehlen,  den  Kaiser  ebenfalls  darum 
anzugehen."  C1.-M.,  FS.,  Nr.  25Vt,  foL  171»  Kop.  Ebenda  (Kop.)  d.  d.  Cleve 
1580  März  31  die  Antwort  von  Johann  und  Maria.  „Kann,  ,wie  wir  sunst  zu 
doin  geneigt,  ouch  uns  uis  gehoirsam  schuldich  erkennen,1  nicht  selbst  auf  dem 
Reichstag  erscheinen,  wird  aber  seinen  Raten  den  entsprechenden  Befehl  geben." 
Vgl.  ferner  Friedensburg,  Nuntiaturberichte  aus  Deutschland  I,  S.  532  Anm.  2. 
Der  Vertrag  ist  bekanntlich  nicht  durch  den  Kaiser  bestätigt  worden;  s.  Winckel- 
mann  in  Ztschr.  für  Kirchengesch.  11,  S.  227  ff.  und  S.  242. 

2)  CI.-M.,  FS.,  Nr.  261/«,  fol.  226  ff.  («»ämtlich  in  Kop.)  finden  sich  aus  dem 
März  1542  zustimmende  Schreiben  verschiedener  geldrischer  Ständemitglieder  (ob 
alle  zugestimmt  haben,  ist  daraus  nicht  ersichtlich)  an  den  Herzog.  So  schreibt 
die  Stadt  Doesborgh  März  10:  ,Da  der  Traktat  (von  1538  Januar  27)  bestimmt, 
dass  Geldern  und  Zütphen  mit  Jülich,  Cleve  u.  s.  w.  unzerteilt  vereinigt  bleiben 
sollen,  so  bekennt  sich  die  Stadt  schuldig,  den  Kurfürsten  von  Sachsen  event.  als 
ihren  Herren  anzuerkennen.1  Regelmässig  wird  die  Beobachtung  der  Privilegien 
verlangt.  So  haben  (nach  einem  Briefe  der  Stadt  Roermonde  von  März  14)  die 
in  R.  versammelten  Städte  des  Oberviertels  die  Aufnahme  der  besonderen  Ver- 
sicherung in  die  Verschreibung  für  Kursachsen  verlangt,  dass  jeder  bei  seinen 
Rechten  und  Privilegien  behalten,  auch  ,mit  geinen  frembden  oder  uitheimischen 
ambtluiden  oder  befehlhebbern  beschweret,  sondern  dat  die  lantsaeten  darto  gestalt 
ind  gesät  sullen  werden,  wie  in  dem  overdrage  [1538  Januar  27]  ouch  vermeldet1. 
Einen  anderen  Vorbehalt  macht  die  Stadt  Zütphen  (März  20):  „Stimmt  der  Ver- 
schreibung für  Kursachsen  über  die  event  Succession  auch  in  Geldern  zu.  Wünscht 
aber  Beobachtung  ihrer  Privilegien,  auch  dass  ,gien  nie  secten,  lerunge  ofte  ge- 
loeven,  dan  na  ordinancie  der  h.  kirken  ind  christlicher  concilien*  eingeführt  oder 
gestattet  werden.  Es  ist  ,uns  von  der  geistligkeit  alhier  ein  supplication  .  .  . 
angekomen,  sich  beclagende,  welcher  gestalt  neue  secten  in  diese  u.  f.  g.  grafschap 
ind  sonderlich  to  Groulle  [wohl  Groel  oder  Groenlo  Östsüdöstlich  von  Zütphen] 
durch  einen  (der  doch  .  .  .  bi  tiden  .  .  .  hertogen  Carls  .  .  .  derhalven  verbannet 
ofte  Schweigens  gebaden)  ingeplantet  werde.1  Der  Herzog  möchte  bei  Zeiten 
sorgen,  dass  ,alsodane  onnutte  leeringe,  umb  allen  oproir  ind  moeterie,  so  da  weit 
sprueten  [!]  möchte,  to  vermeiden,  abgestalt  möge  werden1." 
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von  Jülich-Berg  nicht  vielleicht  in  der  Zwischenzeit  noch  einmal,  zur 
Billigung  der  endgiltig  redigierten  Urkunde,  berufen  sind,  muss  dahin- 
gestellt bleiben.  —  Am  16.  Nov.  1541  brachten  die  Stände,  namentlich 
die  Jülicher,  auch  mehrere  Beschwerden  vor.  Darunter  befand  sich  die 
seit  dem  Regierungsantritt  Wilhelms  schon  mehrmals  ausgesprochene 
Forderung  der  Bestätigung  der  landständischen  Privilegien.  Nachdem 
der  Herzog  hierauf  sogleich  eine  Zusage  gegeben,  liess  er  die  betr. 
Urkunden  mit  dem  Datum  des  12.  April  1542  ausstellen1)  (s.  oben  S.  165). 
Da  dieses  auch  das  Datum  des  erneuerten  Successionsprivilegs  für  Kur- 
sachsen ist,  so  darf  man  zwischen  beiden  wohl  einen  inneren  Zusammen- 
hang vermuten,  die  endliche  Gewährung  der  Bestätigung  der  Landes- 
privilegien als  Dank  für  die  Zustimmung  der  Stände  zu  dem  Successions- 
privileg  ansehen.  —  In  formeller  Hinsicht  sei  noch  bemerkt,  dass  ein 
Abschied  von  dem  Landtag  vom  November  1541  nicht  vorliegt.  Viel- 
leicht ist  ein  solcher  überhaupt  nicht  verfasst.  Lückenhaft  ist  jedoch 
unser  Material  jedenfalls,  da  selbst  der  erhaltene  Bericht  über  die  Ver- 
handlungen (Nr.  62)  unvermittelt  abbricht. 

*)  Die  Auslieferung   des    Privilegs    an   die   Stände  ist   erst   später   erfolgt 
S.  unten  Nr.  153. 


28.  Johann  v.  Ruischenberg  an  Kanzler  Qhogreff. 
Jülich  1639  August  27. 

Hat  gestern  in  Jülich  mit  den  Pastoren  und  Geistlichen  der 
Dechanei  Jülich  über  »ein  stuir  zum  bau  Gulich«  verhandelt,  welche 
sie  denn  auch  »goetwillich  ingegangen«  sind,  und  zwar  in  der  Höhe 
der  letzten  münsterischen2)  Steuer,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass 
sie  in  zwei  Terminen,  S.  Andreas  1539  und  S.  Andreas  1540,  zu 
zahlen  ist.  Über  die  Klagen  der  Geistlichen  berichtet  der  beiliegende 
Brief  des  Landschreibers;  der  Herzog  möchte  darin  Einsehen  haben. 
...  »Es  beducht  mich  guet,  das  die  andere  decheneien  in  m.  g.  h. 
landen  gleich  disen  gehalten  werden;  so  hat  keiner  des  andern  zu 
spotten.  —  Datum  Gulich  am  27.  augusti  ao.  39.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  76,  Kop. 

Ebenda  (Kop.)  der  hier  erwähnte  Bericht  des  Landschreibers: 

Bei  der  Verhandlung   mit  Dechant  und  Pastoren  des  jülicher 

Kapitels  waren  zugegen:   Johann  v.  Ruischenberg  Artilleriemeister, 

a)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  166,  174  und  182  f. 
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Heinrich  v.  Bercheim  Vogt  von  Jülich,  Wilhelm  Adami  v.  Morshoven 
jülicher  Landschreiber.  Die  Geistlichen  bitten  den  Herzog,  1.  dass 
er  sie  nicht  »boven  alt  herkommen  von  den  werentlichen  beschweren 
oder  sunst  mit  auswendigem  rechten  betrangen,  sonder  für  dem 
ordentlichen  richter  irem  landdechen  verbliven«  lasse.  2.  »Etliche 
undertanen  entweltigen  si  an  iren  alten  hergebrachten  gulten  und 
renten.«1)  Wenn  sie  dieselben  dann  gerichtlich  belangen  und  ihnen 
die  Renten  »mit  recht  zuerkant«  werden,  so  appellieren a)  jene. 
Bitten  bei  »iren  renten  und  gebrauch«  gehandhabt  zu  werden,  »da- 
mit si  desto  statlicher  herndienst  und  u.  g.  h.  gehorsam  leisten 
möchten.  3.  Wiewol  nun  in  der  Visitation8)  zum  teil  u.  g.  h.  Ord- 
nung verkündigt,  auch  einem  jedem  geburliche  underhalt  und  com- 
petentz  zugesagt  und  sunst  von  erfjargeziden,  penningsgelt,  capuinen, 
hoenre,  brodere,  andere  renten  und  gerechtigkeiten,  der  vier  hogen 
zeit  offeren,  wie  von  alters  her  schuldig,  beret,  so  werde  inen  doch 
an  vil  orderen  das  ir  enzogen,  auch  etlichen  von  den  pastoren  mit 
in  der  geinkinten4)  diensten  gezogen;  were  je  billich,  das  si  einre 
erlassen  und  nit  zwifachig  zum  dienst  furgenommen  wurden.«  — 
Ohne  Datum  und  Adressat. 

24.  Proposition  an  den  Landtag  von  Jülich -Berg. 
[1689  November  6.] 

Englische  Heirat.     Heiratssteuer.  —  Antwort  der  Stände. 

Von  den  früher  verabredeten 6)  Vermählungen  der  zwei  ältesten 
Töchter  des  verstorbenen  Herzogs  mit  Sachsen  und  Lothringen  ist 
die  sächsische  Heirat  zu  Stande  gekommen,  die  andere  dagegen, 
welche  nach  Verlauf  von  4  Jahren  stattfinden  sollte,6)  nicht,  jedoch 

*)  Vgl.  oben  S.  147;  unten  S.  300  Anm.  2;  neue  Sammlung  der 
Reichsabschiede  II,  S.  275  §.11. 

a)  Das  Gericht,  an  welches  sie  appellieren,  ist  nicht  genannt. 

*)  Über  die  Visitation  (von  1533)  s.  Wolters  S.  74.  Den  betr. 
Satz  aus  der  Visitationsinstruktion  s.  bei  Cornelius  I,  223  und  Lac. 
Arch.  5,  S.  96. 

4)  unverständlich. 

5)  In  Aussicht  genommen  wurden  die  Vermählungen  im  Jahre  1526; 
die  Ehekontrakte  sind  von  1527.  Wolters,  Konrad  v.  Heresbach  52; 
Bouterwek  a.  a.  0.  IV,  360;  landst.  Verf.  III,  1,  S.  65;  oben  S.  87  ff. 

6)  In  dem  Ehekontrakt  von  1527  Juni  5  ist  diese  Zeit  nicht  an- 
gegeben, sondern  bemerkt:  das  Beilager  solle  stattfinden,  sobald  beide 
zu  ,bequemen  Jahren'  gekommen  sind.     Bouterwek  IV,  385. 
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ohne  Schuld  auf  Seiten  des  verstorbenen  Herzogs.  Derselbe  hat 
auf  seine  vielfachen  schriftlichen  und  mündüchen  Vorstellungen1) 
stets  eine  »verzogliche«  Antwort  erhalten;  ja  es  hat  dann  der  ver- 
storbene Herzog  von  Geldern  »zu  m.  g.  h.  Erklentz2)  und  andere 
rete  geschickt  und  ansagen  lassen,  wie  der  hilich  zwischen  Lottringen 
und  m.  g.  jonfern  af  sei,  .  .  .  lange  ehe  m.  g.  h.  das  lant  van 
Gelre  angenommen«.  Als  der  verstorbene  Herzog  (d.  h.  von  Jülich) 
darauf  »sampt  der  lantschaft«  nach  Lothringen  gesandt,8)  hat  er 
»nit  fruchtbarlichs  erhalden,  dan  alles  verzogen  und  sich  an  andern 
ortern  umb  bestettenus  ingelassen.«4)  Weil  aber  die  Prinzessin 
inzwischen  herangewachsen,  »hat  .  . .  der  cur  fürst  zu  Sachsen5)  an- 
gegeven  den  hilich  zwischen  ko.  m.  von  Engellant  und  m.  g.  jonfern 
Annen,  und  so  s.  f.  g.  i.  g.  nit  gewist  hoher  zu  bringen,  auch  geinen 
bessern  troist  noch  ruggen  nach  s.  f.  g.  itziger  gelegenheit,  hat  s.  f.  g. 
mit  rat  hochg.  curfursten  s.  f.  g.  rede  in  Engellant  geschickt  und 
den  hilich  .  .  .  beschliessen  lassen.«  Ist  der  Zuversicht,  die  Stände 
werden  damit  einverstanden  sein.6)  —  Trotzdem  von  der  aus  Anlass 
jener  verabredeten  Vermählungen  seiner  Zeit  bewilligten  und  aus- 
gesetzten Steuer  nicht  alles  aufgebracht  ist,  hat  der  verstorbene 
Herzog  doch  »den  hilichspennung  mit  Sassen  genzlich  bezalt,  auch 

!)  Akten  über  Verhandlungen  wegen  der  geplanten  Vermählung  des 
Sohnes  des  Herzogs  von  Lothringen  mit  Anna  von  Jülich-Cleve  aus  den 
Jahren  1526-37  s.  Cl.-M.,  FS.  Nr.  25.  Eine  Gesandtschaft  an  Geldern 
aus  dem  Jahre  1636  erwähnt  Bouterwek  IV,  361. 

a)  Vgl.  Bouterwek  VI,  101  und  108. 

8)  Diese  Gesandtschaft  sollte  wohl  der  Ausfuhrung  der  betr.  Be- 
stimmung des  Vertrages  von  1538  Januar  27  dienen  (s.  oben). 

4)  Subjekt  ist  Lothringen. 

5)  Bouterwek  IV,  354  ff. 

6)  Des  Zusammenhanges  wegen  fuge  ich  hier  eine  Aufzeichnung,  die 
sich  am  Schluss  von  Nr.  25  (unten S.  302  Anm.  6)  findet,  bei:  An  demselben 
Tage  [Novb.  5]  sind  den  Räten  die  Wünsche  des  Königs  von  England 
mitgeteilt,  »mit  allen  umbstenden,  und  das  er  seine  geschickten  gehat 
hat  von  der  vasten  an  bis  nu,  und  sei  heftig  antwort  begerent,  und  das 
des  curfursten  zu  Sassen  vicecanzler  [Burckhart]  von  dannen  kompt  und 
zeigt  an  die  mittel,  warauf  der  koning  m.  g.  jonfern  Annen  begert,  was 
er  doin  wil,  und  wie  er  sie  beleibzichtigen  wil.  Und  ist  daruf  vil  be- 
wegens  gescheen,  und  nemlich  das  allerlei  zu  besorgen  und  auch  her- 
widerumb  zu  verhoffen,  doch  entlich  dahin  geschlossen  etc.  [!].«  Ent- 
sprechend jenem  ,heftigen  Begehren4  wurde  denn  auch  bereits  am  9.  Nov. 
Heresbach  mit  dem  vollzogenen  Ehevertrage  nach  England  abgesandt. 
Bouterwek  IV,  373. 
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die  pennungen  zu  dem  frieden,«1)  und  zwar  viel  mehr,  als  bewilligt 
gewesen,  ausgegeben  (worüber  Quittungen  vorhanden  sind),  ebenso 
femer  die  »pfennungen  zu  dem  hilich  von  Lottringen  und  frieden«.8) 
Für  die  bevorstehende  Heirat  ist  in  Anbetracht  der  höheren  Stellung 
des  Königs  von  England  eine  noch  grössere  Summe  nötig.  Obwohl 
nun  die  Steuerrückstände  ohne  weiteres  aufgebracht  werden  müssten, 
da  sie  ausgesetzt  und  bewilligt  sind,  so  legt  der  Herzog  dennoch 
die  Sache  vorher  den  Ständen  vor  mit  dem  Ersuchen,  sie  im  besten 
zu  bedenken.  Nach  der  Beschlussfassung  über  diesen  Punkt  will 
er  ihnen  noch  andere  Punkte  vortragen;  es  möge  niemand  vor  der 
Beratschlagung  über  dieselben  fortreiten. 

Darauf  fordern  die  Stände,  »wie  gebreuchlich«,  die  Räte  zu 
sich  und  geben  »nach  gehabtem  bedacht«  Antwort,  worin  sie  das 
Verlangen  des  Herzogs  bewilligen. 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  80,  Kop. 

26.   Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich -Berg. 

[Düsseldorf  1689  November  6.] 

Steuerbewilligung.  Geldrische  Sache.  Aufrichtung  einer  guten  Ord- 
nung zur  Gegenwehr.     Accise.     Andere  innere  Angelegenheiten. 

Der  Herzog  nimmt  die  Bewilligung  der  Stände  an  und  verspricht 
Berücksichtigung  ihres  Verlangens,  dass  in  der  Aussetzung  der  Steuer 
die  armen  Leute  nach  Möglichkeit  verschont  werden  und  der  Termin 
thunlichst  hinausgeschoben  werde.  Ferner  lässt  er  ihnen  über  seine 
Ansprüche  auf  Geldern  vortragen,  wie  er  ihnen  darüber  früher  in 
Jülich,  dann  in  Düsseldorf  berichtet  hat.  Hofft,  von  niemand  dieser- 
halb  behelligt  zu  werden.  Denn  er  hat  niemand  Gewalt  gethan, 
den  Besitz  nicht  heimlich,  sondern  mit  Zustimmung  des  letzten  Be- 
sitzers und  der  Unterthanen  erlangt.  Seine  Vorfahren  haben  Geldern 
mit  Recht  und  Urteil  erhalten,  welches  sowohl  vom  Reich  als  vom 
baseler  Konzil  bestätigt  ist.8)  Allein  es  sind  im  Namen  der  Lothringer, 
»doch  zu  behoif  der  Burgundischen . . .  etliche  practica  furgenommen«, 
wie  durch  das  Verhör  der  festgesetzten  Personen  konstatiert  ist ;  und 
zwar  waren  Anschläge  auf  Wageningen,  Nimwegen  und  Arnheim4) 

')  Die  Steuer  von  1526  war  als  Steuer  ,zur  Heirat  und  zum  Frieden' 
bezeichnet  worden.     S.  landstd.  Verf.  a.  a.  0. 

■)  Über  die  betr.  Summen  vgl.  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  526  und  527. 

■)  Lac.  Arch.  IV,  248  und  251. 

4)  Vgl.  Bouterwek  IV,  366  und  369.  Ztschr.  des  Berg.  GV.  XXIII, 
62  und  92.     Henne  VII,    269.     Schon   in   dem  oben   S.  247   Anm.  2 
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beabsichtigt.  Der  Herzog  hat  auch  an  die  Königin  [d.  i.  die  Statt- 
halterin Maria]  geschrieben.  Ihre  Antwort *)  aber  (die  Briefe  werden 
den  Ständen  mitgeteilt  werden)  »steit  selsam  und  dunkel,  und  wirt 
gespurt,  das  man  m.  g.  h.  na  geit,  es  sie  dan  mit  des  Keisers  und 
koniginnen  wissen  oder  nit«.  Deshalb  ist  es  geraten,  auf  gute  Ord- 
nung und  Rüstung  bedacht  zu  sein;  denn  »wan  man  auswendig 
vernimpt,  das  man  gerust  und  gevast  ist,  so  sal  wal  etwas  under- 
wegen  bleiben«.  Des  Herzogs  Meinung  ist  nun,  dass  etliche  ver- 
ordnet würden,  die  in  seiner  Umgebung  bleiben,  damit  er  sie  hin 
und  her  schicken  könnte,  ferner  »das  uf  etliche  ruiter  und  knecht 
weren  bescheiden,  im  fal  der  ilenden  noit  zu  wissen,  was  si  doin 
solten«.  Gern  will  er  »gutliche  handlung,  das  recht  und  billich, 
leiden;  wa  s.  f.  g.  aber  dabei  nit  wolt  gelassen  werden,  erfordert 
die  notturft  alle  darauf  verdacht  zu  sein«.  —  Die  Stände  erachten 
auch  die  Aufrichtung  einer  ,guten  Ordnung*  (bei  welcher  niemand 
übersehen  werden  darf)  für  notwendig;  »gestalt  und  mass«  der  Ord- 
nung sollten  jedoch  heimlich  gehalten  werden. 

Der  Herzog  lässt  den  Ständen  ferner  noch  folgendes  vortragen: 
1.  Etliche  bergische  Unterthanen  haben  »den  geistlichen  und  vom 
adel  iren  zehenden  furenthalden  und  nach  hinweg  gefoirt  und  [sc: 
sich]  verbonden,  wer  den  forderten,  doit  zu  schlain; 2)  und  hette 
m.  g.  h.  .  .  .  derhalber  etliche  angreifen  lassen,  nit  dergestalt,  das 
s.  f.  g.  jemants,  der  gein  scholt  hette,  zu  beschweren  [!],  sonder 
sege  liever,  das  sie  sich  hüten,  wie  fromen  undertanen  gebuerten 
und  ire  fureltern  sich  gehalden  haven«.  Hat  jemand  »billige  be- 
schwernussen  anzugeven«,  so  wird  der  Hz.  Abstellung  eintreten 
lassen.  2.  »Weiters  hat  s.  f.  g.  inen  furtragen  lassen,  wie  sie  wissen, 
das  hiebevor  gewilligt,  die  accise  und  andere  uferlage  [!]  ufboeren 
zu  lassen,  welchs  imbeschwerlich  geacht  und  ist  [!],  wiewol  man  es 
nit  also  ins  werk  hat  können  bringen.  Nu  befint  man  dannoch, 
das  die  stede  geschwecht  und  onbeuich  werden  und  die  dorfer  sich 
riehen.8)  Und  were  s.  f.  g.  wol  bedacht  gewesen,  die  accis  und 
uflage  wie  verdragen  boeren  zu  lassen.    Aber  s.  f.  g.  hette  noch 

erwähnten  Zeitungsauszug  war  bemerkt:  »geswindepracticken  der  Brabender 
mit  Gelre«. 

!)  Eine  Korrespondenz  zwischen  der  Regentin  und  Hz.  Wilhelm 
vom  Juni  1539  findet  sich  J.-Berg,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  14?.  Ob 
diese  gemeint  ist,  ist  jedoch  nicht  klar. 

*)  Vgl.  vorhin  S.  297  Anm.   1. 

8)  Vgl.  oben  S.  146. 
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alles  durch  die  finger  gesehen  und  dannoch  [!]  fordern  lassen.  So 
sein  irer  etliche,  die  das  verbot  entsetzen;  etliche  zihen  sich  uf 
andern  und  sagen,  wan  die  geven,  so  wollen  sie  auch  geven;  et- 
liche meinen,  wie  es  in  disem  oder  dem  ambt  nit  geburt  wirt, 
sien  sie  auch  fri.  Nun  solt  es  billich  also  sein,  wie  es  durch  die 
ganze  Christenheit  .  .  .  gehalten  wirt,  was  der  her  schleust  mit  der 
ritterschaft  und  steden,  das  das  gehalden  werde,  und  darumb  darf 
man  den  hausman  nit  fragen; ')  dan  der  kan  sein  eigen  wolfart  nit 
bedenken,  und  man  muss  den  zum  guten  zwingen;  sie  verdoin  es 
unnutzlich  und  beschweren  sich  darinnen,  da  irer  aller  notturft  und 
wolfart  in  gelegen.  Doch  wil  s.  f.  g.  die  boerung  tuen  lassen  und 
zweivelt  nit,  sie  seien  mit  i.  f.  g.  einich.«  3.  Der  Herzog  hat  »uf 
die  Ordnung  zum  teil  gedacht  und  oeverlacht,  das  die  nederdeil  im 
lande  Gulich  uf  Palant  zu  Breidenbent  und  der  oberdeil  uf  den 
erbschenken  Quade  bescheiden  wurden,8)  bis  an  ferner  bescheit. 
Item  das  etliche  zu  Gulich  weren,  daran  die  und  andern  rat  holen 
mochten,  bis  an  m.  g.  h.  Item  das  etliche  bei  m.  g.  h.  seien,  die 
s.  f.  g.  schicken  und  gebrauchen  könne,  da  es  am  meisten  von 
noeden.  Item  im  lande  von  dem  Berge  die  boven  der  Wopper 
bescheiden  seien  uf  den  drost  zu  Blankenberg  und  beneden  der 
Wopper  uf  den  ambtman  Kessel.« 

Stände  sind  mit  diesen  Vorschlägen  einverstanden,  bringen  je- 
doch noch  folgendes  vor:  1.  Die  Bier-  und  Weinzapfer  schlagen 
»under  dem  schein  der  accisen«  auf.  Es  wären  daher  etliche  zu 
verordnen,  »welche  Ordnung  machten,  das  die  arme  leut  zu  hoich 
nit  beschwert  wurden.  Item  das  man  nit  zu  vil  borge.  Insehens 
zu  haben  mit  den  wirtzheusern,8)  so  aus  dem  wege  ligen.  2.  Zu 
deilen,  welche  under  und  boven  der  Wopper  gehören,  und  das 
jederm  insonderheit  sowol  denjenigen,  so  hie  sein,  als  den  ab- 
wesenden geschrieben  werde.  3.  Etliche  halten  sich  ungerust.«  Auch 
sollten  die  Amtleute  »uf sieht  haven,  wie  die  freien  gerast  seien«. 
4.   Es  kommen  Teilungen  von  Lehngütern4)  vor.     Wünschen,   »das 

*)  Vgl.  hierzu  Cornelius,  münster.  Aufruhr  I,  217:  Ritterschaft  und 
Verständige4  dem  ,gemeinen  unverständigen  Mann4  gegenübergestellt 

8)  Zur  Erklärung  ist  zu  vergleichen,  dass  gleichzeitig  für  Cleve  und 
Mark  je  2  Rittmeister  bestellt  werden,  auf  deren  , Vorschreiben  jeder 
gebührlichen  Gehorsam  leisten4  soll.     Ztschr.  II,  145. 

*)  Vgl.  unten  Nr.  231. 

4)  Vgl.  Scotti  I,  Nr.  33. 
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uf  beibescheidung  darinnen  auch  ein  Ordnung  geben  werde.  6.  Das 
die  quatertemper l)  underhalten  und  etliche  stathelder  verordent 
werden.  6.  Verordenung  der  6  von  der  ritterschaft  aus  jederm 
lande.«9) 

Antwort  des  Herzogs:  1.  Will  »geburlich  insehens  und  Ord- 
nung tuen.  2.  Einem  jedem  zu  schreiben,  und  welche  boven  oder 
beneden  gehoeren,  wil  s.  f.  g.  doin.«  3.  Setzt  in  keinen  Zweifel, 
dass  sich  jeder  rüste.  4.  »Lehenguter  und  anders,  ein  ausschuss 
zu  machen.8)  Ambtleut  und  diener  sollen  zu  wolfart  des  gemeinen 
mans  ufsicht  haben.4)  5.  Die  quatertemper  hat  m.  g.  h.  sei.  etliche 
zeit  underhalden.  Einem  jedem  wirt  bevolhen  geburlich  recht  wider- 
faren  zu  lassen.  Wa  sich  unverstant  zutruege,  bei  den  beigesessenen 
reten  zu  suechen  rat,  was  nit  nodich  an  m.  g.  h.  zu  langen,  zu 
verrichten.    Were  das  gehalten,  sol  jeder  wol  zufrieden  sein.« 

Zu  jülicher  Verordneten  sind  bestellt:  Ritter  Johann  v.  Palant, 
v.  Reide,  v.  Elmpt,  Drost  v.  Geilenkirchen,  v.  Sintzig,  Emont  v. 
Ruischenberg.*) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  83,  Kop.e) 

*)  Über  die  Quatembergerichte  s.  oben  S.  200. 

*)  Es  sind  wohl  die  ritterschaftlichen  Mitglieder  des  Ausschusses 
(s.  Anm.  5)  gemeint. 

8)  ü.  h.  wohl:  über  die  Lehengüterteilung  soll  der  zu  bestellende 
Ausschuss  beraten. 

4)  Ob  der  Satz  »Ambtleut  bis  haben«  thatsächlich  zu  §.  4  gehört, 
ist  fraglich  (die  Vorlage  hat  keine  numerierten  Paragraphen).  Es  könnte 
auch  sein,  dass  der  betr.  Satz  in  dem  Vorbringen  der  Stände  ausgefallen  ist. 

5)  Natürlich  sind  zu  diesen  ritterschaftlichen  Verordneten  auch  Ver- 
treter der  Städte  hinzuzunehmen.  Ober  ältere  Ausschüsse  s.  oben  S.  261 
Anm.  3.  Von  der  Errichtung  eines  bergischen  Ausschusses  wird  nicht 
bestimmt  gemeldet;  doch  hat  sie,  wie  spätere  Nachrichten  beweisen, 
auch  stattgefunden  (s.  das  sogleich  zu  erwähnende  Schreiben  von  1540 
Januar  29  und  Nr.  44  Anm.).  Der  Hauptzweck  des  Ausschusses  ist 
oben  S.  300  angegeben.  Vgl.  ferner  Schreiben  des  Herzogs  d.  d.  Düssel- 
dorf 1540  Januar  29  (J.-Bg.,  polit.  Begebh.  ad  31/».  Kpt.),  in  welchem 
er  für  jedes  Land  einige  Räte  zur  Vertretung  während  seiner  Abwesen- 
heit von  dem  betr.  Lande  bevollmächtigt:  Da  er  so  viel  Länder  hat, 
dass  er  nicht  stets  an  Einern  Orte  bleiben  kann,  so  sollen  sie  während 
seiner  Abwesenheit  alles,  was  zur  Wohlfahrt  und  Verteidigung  des 
Fürstentums  erforderlich  ist,  »in  der  ilender  noit,  so  sich  die,  da  Got 
für  si,  zudragen  wurd,«  beratschlagen,  beschliessen  und  ausführen,  auch 
den  Ausschuss  zu  sich  fordern  und  sorgen,  dass  die  »verordente  beue 
in  der  ile  mit  umfoerong   der  erden   und    sunst«   vollendet,    die  Städte 
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26.  Landtagsabsohied  von  Jülich -Berg.  Düsseldorf 
1639  November  6. 

Steuerbewilligung. 

Im  Jahre  1526  sind  für  die  in  Aussicht  genommene  Vermählung 
der  beiden  Prinzessinnen  und  »zum  freden«  von  den  Ständen  von 
Jülich-Berg  50000  Goldg.  bewilligt,  für  Jülich  30000,  für  Berg  und 
Ravensberg  20000.  Da  nun  »uis  anderen  uirsachen  und  richs- 
beswernuss  domals  die  Bergischen  5325  x/i  ggl.  ubergesatzt  und 
zum  deil  bezailt,  demnach  solte  der  ubersatz  der  Gulcher  sich  nae 
andeil  uf  7988  ggl.  1  ort  erdragen«.  Demgemäss  haben  die  Stände 
von  Jülich  und  Berg  dem  Herzog  zu  unterthänigem  Gefallen  »und 
erstadung,  wie  vurgemelt,  bewilligt,  den  hinderstant  der  ben.  50000 
gülden  sampt  dem  ubersatz,  wie  obg.,  sunder  innichen  afzog  zu 
geven«.  Es  beläuft  sich  also  die  jülicher  Summe  auf  37  988,  die 
bergische  auf  25  325 '/s  Goldg.  Was  jede  Landschaft  früher  davon 
bezahlt  hat,  ist  ihr  an  ihrer  Summe  abzurechnen.  Der  Goldgulden 
ist  mit  28  Raderalbus  zu  erheben.1)  —  Von  diesem  Abschied  ist 
jeder  Landschaft  ein  Exemplar  unter  dem  Sekretsiegel  des  Herzogs 
zugestellt.     »Gegeven  zu  Dusseldorf  am  5.  novembris  ao.  39.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  p.  37,  Or. 

und  Flecken  verwahrt  werden.'  Die  bevollmächtigten  jülicher  Räte  sind: 
Landdrost  Bintzfelt,  Bongart,  der  Erbhofmeister  [Harf],  Marschall  Pletten- 
berg,  Hofmeister  Hosteden,  Palant  zu  Breidenbent;  die  bevollmächtigten 
bergischen  Räte:  Oberstein  [Wirich  von  Daun],  der  Kanzler  [Ghogreff], 
Ketteier,  Marschall  Nesselrode,  Scholer  (a.  a.  O.).  Ebenda  sind  die 
bevollmächtigten  cle vischen  Räte  genannt:  Landdrost  Boetzler,  Erbmar- 
schall Palant,  Erbhofmeister  Wilich,  Hofmeister  Loe,  Marschall  Wachten- 
donk,  Drost  von  Gennep,  Dr.  Olisleger.  Dabei  ist  bemerkt,  dass  in  dem 
Schreiben  an  diese  eines  Ausschusses  nicht  zu  gedenken  sei.  Es  gab 
also  wohl  einen  solchen  damals  nicht  in  Cleve.  Ober  die  Thätigkeit  des 
Ausschusses  (von  Jülich-Berg?)  im  einzelnen  vgl.  noch  folgende  allerdings 
unbestimmte  Notiz:  Ghogreff  an  Hofmeister  Hosteden  1540  März  7  (J.-Bg., 
polit.  Bgbh.  ad  31/«?  Kpt.):  »Sovil  den  dach  des  usschoss  zu  Essend 
belangt,  were  uf  verbesseren  min  bedenken,  das  der  dan  gehalden  wurd. 
Und  m.  g.  h.  dürft  mines  bedunkens  gein  rede  dar  schicken,  die  antwort 
zu  entfangen,  so  sich  doch  der  usschoss  besprechen  und  anbringen  wurd«. 
Bemerkenswert  ist  hierbei,  dass  der  Ausschuss  ohne  landesherrliche 
Räte  tagt. 

•)  Vgl.  oben  S.  298  Anm.  6. 

')  Ebenda,  p.  80  (Kpt.)  ist  noch  bemerkt,  dass  der  Raderalbus  zu 
16  Heller  zu  rechnen  ist,  und  zwar  in  solcher  »Valvation«,  wie  sie  in  der 
Münzordnung  des  verstorbenen  Herzogs  bestimmt  ist    Vgl.  Scotti  1,  Nr.  24. 
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27.  Verhandlung  mit  der  bergischen  Bitterschaft. 
Düsseldorf  1689  November  7. 

Bitte  um  Bestätigung  der  Privilegien.  Erörterungen  über  Einrich- 
tungen des  Gerichtswesens. 

1539  November  7  erscheint  die  bergische  Ritterschaft  zu  Düssel- 
dorf bei  Herzog  Wilhelm.  1.  Es  werden  zuerst  die  Privilegien  von 
Hz.  Adolf,  Friedrich,1)  Wilhelm  von  Jülich  und  Hz.  Johann  von 
Cleve-Jülich-Berg  gelesen.  Die  Ritterschaft  weiss  »zer  zit  darüber 
noch  gruntlichen  bericht  nit  widers  furzubrengen,«  sondern  bittet 
den  Herzog,  sie  bei  den  früheren  Privilegien  zu  handhaben  und 
ihnen  eine  neue,  dem  letzten,  von  Hz.  Johann  erteilten  Privileg 
gleichlautende  Verschreibung  zu  geben.  2.  »sint  der  scheffen  van 
Cruizburg  misbruich  und  guitbedunken  gelesen.  3.  heft  Godart  van 
Wilich  der  scheffen  zu  Porz  antwort  furbracht.  4.  Gewonheit  [!] 
der  ritterschaft  rechten2)  überlesen. 

Die  hier  erwähnten  Äusserungen  der  Schöffen  von  Kreuzberg  und 
Porz  sind  nicht  mehr  vorhanden.  Dagegen  liegt  eine  Aufzeichnung  vor, 
in  welcher  wir  zweifellos  die  dazu  gehörige  Antwort  der  Ritterschaft  zu 
sehen  haben.  Soweit  die  letztere  für  sich  versändlich  ist,  teile  ich  sie 
hier  mit. 

1.  »Wirt  durch  die  ritterschaft  für  guit  angesehen,  jedoch  dat 
den  van  der  ritterschaft  14  dage  zufur  geschreven  werde,  ie  [!]8) 
si  durven  erschienen,  und  zum  dritten  gericht  sich  abberoufen  mögen 
oder  antwort  geven.  2.  Wirt  dat  gutbedunken  der  scheffen,  schrift- 
lich zu  handelen,  verworfen  und  vur  guit  angesehen,  dat  in  den 
gerichteren  frome  und  geschickte  gerichtsschriever  gestalt  wurden, 
die  den  gerichteren  vereit  weren  und  ansprach  und  antwort  clairlich 
ufschreven.  Und  sal  den  partien  solchs  in  sitzendem  gericht  uf  ire 
gesinnen,  so  duck  es  noit  deit,  vurgelesen  und  ouch,  so  dat  begert 
wirt,  copien  desselvigen  den  partien  uf  ire  kosten  mitgedeilt  werden. 
3.  Sollen  an  jederen  gerichten  zween  gesworen  furspreche  verordent 
und  gestalt  werden  den  partien  ir  wort  zu  doin.  Und  sal  inen  van 
jecliger  partien,  so  duck  die  am  rechten  zu  doin  haven,  jeders  dages 
vur  ire  belonung  1  rad.  alb.  gegeven  werden.    4.   Sal  den  scheffen 

*)  Offenbar  verschrieben  für  Gerhard. 

*)  Hiermit  dürfte  das  bergische  Rechtsbuch  gemeint  sein.  Dasselbe 
wird  auch  in  einigen  Handschriften  als  Ritterbuch  bezeichnet;  s.  meine 
landstd.  Verf.  II,  Anm.  4. 

*)  D.  h.  offenbar:  ehe. 
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dat  dritte  berait  gegunt  werden,  und  zom  vierden  gericht  sullen  sie 
dat  urdel  uiswisen  oder  dan  die  sach  an  ir  overheuft,  do  es  sich 
van  recht  geburt,  und  mit  geburlicher  bilaich  zu  heuft  brengen. 
6.  Sullen  alle  guder  fallen,  do  si  herkomen  sin,  wan  gein  blivende 
liefsgeburt  vurhanden,  vurbehalden  hilichsfurwarden,  giften,  uf- 
drachten  und  testamentzsaichen.  6.  Der  punct  wirt  na  goitbedunken 
der  scheffen  vur  guit  angesehen,  doch  dat  alle  keuf,  verkeuf,  uis- 
geng,  ufdrecht  der  erfliger  gueder  vur  iren  geburlichen  gerichteren 
geschehen  und  gerichtlich  geofnet  und  in  der  kirchen  ufgeroufen 
werden.« 

Auf  einem  einliegenden  Zettel  steht  folgendes:  »Ist  der  gebruich 
am  rechten  boven  der  Wipper  zo  Porz,  neimpt  einer  den  anderen 
mit  recht  vur  ind  der  beclaecht  kompt  neit  zom  irsten,  gewint  der 
cleger  neit  dan  ein  clage.  Kompt  er  zom  zweiten  neit,  die  zweite 
claege.  Kompt  er  zom  dritten  neit,  erfolcht  der  cleger  den  be- 
claechte  [!]  up  noit  zom  virte  [!].  Brenget  der  bedacht  die  noit 
neit,  erfolch  der  cleger  sin  ansprach  genslich.  Ist  aber,  der  bedacht 
sich  in  der  irst  anspräche  inz  recht  gegen  den  kleger  mit  antwort 
lest  ind  folch  zor  zwitten  ansprach  neit,  mach  in  der  cleger  up 
noit  erfolgen,  als  wer  hie  neit  int  recht  ersehenen  bitz  zor  dritten 
ansprachen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  12,  Orig. 

28.  Vorbringen  der  bergischen  Bitterschaft.  [Düssel- 
dorf] 1689  November  8. 

Erteilung  eines  landesherrlichen  Reverses.  Vorrechte  der  Ritterschaft. 
Gerichtsordnung  für  das  Gericht  zur  Burg  und  das  zu  Dabringhausen. 
Amortisationsgesetz.  Abhaltung  des  Ritterrechtes.  Erwerb  von  Schatz- 
gutern  durch  die  Ritterschaft. 

»Ao.  39  oetava  novembris  haven  die  ritterschaft  minem  g. 
jonkern  van  Overstein l)  und  dem  marschalk  Plettenberg  an  m.  g.  h. 
zu  bringen  furgedragen  wie  volgt:  1.  Begeren  dat  reversail  zu  be- 
sehen, of  si  villicht  darumb  gefragt  wurden  belangend  dat  Privilegium 
zum  Aldenberg  gewest  [!].  2.  Begeren,  dat  m.  g.  h.  die  ritterschaft 
mit  dem  angrif  des  adels  hoiger  nit  beswer*)   dan  vermöge  irer 

*)  Wirich  von  Daun-Oberstein  (f  1546). 

8)  Vgl.  Lac.  Arch.  I,  S.  92  §.  30  und  S.  152.  Auf  einem  unserem 
Aktenstück  beiliegenden  Zettel  ist  bemerkt:   »Oulenbroich.    E.  van  Elver- 

20 


Digitized  by 


Google 


306  Nr.  28.     1639  November  8. 

Privilegien,  wie  furmals  wail  geschiet.  Zu  gedenken,  dat  m.  g.  h. 
im  laut  vam  Berge  mit  der  wiltpanen  gnediglich  wol  lassen  ver- 
ordenen,  dat  dat  wilt  nit  zu  schaden  und  beswernuss  der  ritter- 
schaft  und  armen  furgezogen  werde.  Auch  begeren  die  ritterschaft, 
dat  si  mögen  ein  sou  jagen  buissen  der  wiltbanen  uf  dem  iren  wie 
van  alders.1)  Zu  gedenken  der  foderhaveren,  die  m.  g.  h.  der 
ritterschaft  gnediglich  quit  gegeven  und  verlassen  zu  Upiaden  up 
dem  ritterdag,  dat  solchs  in  die  neue  verschrivong  vervast.1)  3.  Zu 
gedenken,  dat  zur  Burch8)  gein  scheffen  en  sint;  dan  wer  bestait 
ist4)  und  ein  ehelich  wif  hat,  wiest  dat  recht,  er  si  jonk  ader  alt. 
Vader  und  son  und  brueder  doin  die  uisspraich  zusamen.  Wer  nit 
bestait  ist,  mach  nit  helfen  wisen.  Were  van  noeden,  dat  gericht 
mit  vereidten  scheffen  bekleit  und  ein  gute  gerichtsordnung  daselbst 
ufgericht  und  underhalden  wurde.  4.  Zu  gedenken  einer  guder 
Ordnung  in  den  heuftvarden  zu  Daferickhusen B)  under  die  lin,  do 
dan  ersehenen  36  scheffen  und  den  partien  uf  groisse  kosten  leuft, 
so  jederem  scheffen  dovan  6  alb.  zukomen.  Beducht  die  [!]  ritter- 
schaft uf  wolgefallen  mins  g.  h.,  die  kosten  zu  verhoeden,  dat  alle 
die  gerichter,  die  zu  Daferickhusen  ir  heuftfart  holen,  nu  fort  zu 
Porz  ir  berait  nemen  sollen.  5.  Zu  gedenken,  of  es  saich  were, 
das  innich  man  ader  wif  im  lande  van  dem  Berg  inniche  erfgueder 
in  kirchen  ader  cloister  besetzen  wurde,  dat  [!]  alsdan  sullen  die 
rechte  erven  dieselvige  mit  10  mr.  colnisch  eins  zu  geven  weder 
an  sich  werven  und  quitieren  mögen.6)  6.  Zu  gedenken  dat  ritter- 
recht des  jairs  eins  zu  halden,  nemlich  den  2.  dinsdag  nach  der 
gotzdrach  zu  Coln.7) 

feld  durch  den  keiner  Bensberg  gegriffen  und  gesatz.  Hait  Gogref  [vgl. 
landst.  Verf.  III,  2,  S.  100]  Wilh.  v.  Bour  gegriffen.« 

l)  Vgl.  landstd.  Verf.  II,  S.  42  und  45;  oben  S.  152. 

a)  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  296;  oben  S.  151  Anm.  274. 

*)  Vgl.  dazu  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  183. 

4)  »bestait«  bedeutet:  verheiratet.  Vgl.  Grimra,  Weistümer  3,  S.  22 ; 
Annalen  30,  S.  88;  Ztschr.  18,  S.  158;  Hegel,  Städte  und  Gilden  I, 
S.  161  Anm.  4. 

B)  Vgl.  Ztschr.  20,  S.  162. 

•)  Vgl.  oben  S.  143. 

7)  S.  oben  S.  123  f.  Vgl.  Schreiben  des  Kanzlers  Ghogreff  an  die 
Räte  bei  Hofe  d.  d.  1540  März  30  (J.-Bg.,  polit.  Begebh.  ad  31/*,  Kpt.): 
,Dem  bergischen  Adel  ist  zugesagt,  den  Tag  zu  Opladen  ungefähr  Mon- 
tag nach  Jubilate  [d.  h.  April  19]  zu  halten.    Es  wird  jedoch  nicht  wohl 
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Ebenda  findet  sich  noch  folgender  Satz,  der  aber  wieder  aus- 
gestrichen ist:  Betreffs  des  Artikels,  dass  die  Rittergüter  keinen 
Schatz  geben  und  die  Hausleute  keine  Rittergüter  haben  sollen, 
bittet  die  Ritterschaft,  dass  der  Herzog  ihnen  »verlenen  wulde,  die 
schatzguder  an  sich  zu  werven  vurbeheltlich  m.  g.  h.  sins  schätz; 
im  fal  der  nit  wurt  geburlich  bezalt,  sollen  die  minem  g.  h.  ver- 
fallen sin.«1) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  12,  Orig. 

28  a.  Herzogliche  Bäte  zu  Düsseldorf  an  lic.  iur.  Her- 
mann Oruser  (z.  T.).    Düsseldorf  1539  November  16. 

»Als  ir  ferner  schrift,  das  da  gesacht  wirt,  wie  sich  u.  g.  h. 
mit  den  koningen  van  Engellant  und  Dennemarken  und  mit  den 
protestierenden  stenden  verbonden  solt  haven,  hettet  ir  ko.  mt.  [von 
Frankreich]  und  andern,  da  es  uch  noedich  bedunk,  anzuzeigen,  wie 
s.  f.  g.  noch  zur  zit  mit  nimantz  verbonden,  ouch  ungern  verbinden 
[sc:  sich  wolle]  mit  imant,  das  irer  ko.  mt.  zuwidder  si.«  —  Düssel- 
dorf 1539  November  16. 

Gl.-Mk.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47c,  Orig. 

29.  Reparation  der  Steuer  auf  Jülich.8)  1639  Dezbr.  1. 

Städte. 

Jülich      ...         140  Goldg.  Münstereifel      .         250  Goldg. 

Düren     ...         600     „  Euskirchen  .     .         100     „ 

geschehen  können,  weil,  wie  den  Bergischen  gleichfalls  versprochen  ist, 
inzwischen  die  Privilegien  von  Berg  erst  gefertigt,  ferner  »der  ritterschaft 
angezeichente  gedenken,  derglichen  der  amptlude  hiebevor  ubergevene 
anzeichnissen,«  um  sie  auf  dem  ,Landtage'  zu  beantworten,  in  Beratung 
gezogen  werden  müssen.  Andererseits  darf  man  auch  den  Tag  »umb 
unverstantz  willen«  nicht  länger  hinausschieben.'  Nach  dem  Protokoll- 
buch des  Rittergerichtes  zu  Opladen  (s.  oben  S.  124  Anm.  176)  scheint 
zwischen  1536  und  1540  Juni  7  kein  Gerichtstag  gehalten  worden  zu 
sein.  Dieser  Tag  von  1540  zeigt  wohl,  dass  die  hier  vorgebrachte 
Forderung  der  bergischen  Ritterschaft  wenigstens  einigen  Erfolg  hatte. 
Das  nächste  Referat  in  dem  Protokollbuch  ist  freilich  erst  wieder  von 
1544  Oktober  29. 

')  Vgl.  landstd.  Verf.  III,  1,  S.  16  ff.;  oben  S.  144. 

8)  Vgl.  zum  folgenden  landstd.  Verf.  III,  2,  S.  148  ff.  Zur  Aus- 
teilung der  auf  dem   Landtag    bewilligten    jülicher   Steuer   waren  durch 
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Bergheim     .     .  60  Goldg.  Linnich   ...  80  Goldg. 

Grevenbroich    .  90      „  Caster     .     .     .         100      „ 

Gladbach      .     .         250      „  Randerath    .     .  50      „ 

hzgl.  Schreiben  d.  d.  Düsseldorf  1B39  November  18  (K.,  Caps.  2,  Nr.  13, 
Fol.  44,  Kpt.)  der  Landdrost  [Bintzfelt],  Bongart,  Marschall  Plettenberg 
(sämtlich  Räte),  das  Hauptgericht  Jülich  und  der  hzgl.  Sekretär  Blomen- 
dal  nach  Jülich  zu  Montag  nach  S.  Andreas  (Dzb.  1)  morgens  9  Uhr 
berufen  worden  mit  der  Anweisung,  dass  die  Armen  nach  Möglichkeit 
verschont  und  es  »denen,  die  es  wol  erdragen  können,  uferlacht  werd«. 
Thatsächlich  erfolgt  dann  die  Austeilung  zu  dem  bezeichneten  Termine 
durch  ,den  Landdrosten  Bintzfelt,  Marschall  Plettenberg,  Blomendal  und 
die  Verordneten  des  Hauptgerichts  Jülich4  (a.  a.  0.  Caps.  1,  Nr.  1, 
fol.  89,  Kop.).  Das  Resultat  zeigt  obige  Liste  (Nr.  29).  Die  ausgesetzte 
Gesamtsumme  übersteigt  diejenige,  welche  man  durch  Abzug  der  im 
Jahre  1526  ausgesetzten  21  000  von  den  im  letzten  Abschied  genannten 
37  988  Goldgulden  erhält.  Die  Differenz  erklärt  sich  wohl  daraus,  dass 
man  von  den  einzelnen  Kontingenten  ausging  und  auf  einen  dabei  sich 
ergebenden  kleinen  Dberschuss  kein  Gewicht  legte.  Sie  als  die  zur 
Deckung  der  Unkosten  bestimmte  Summe  anzusehen  dürfte  bei  ihrer 
geringen  Höhe  unzulässig  sein.  —  Für  Berg  fehlen  die  entsprechenden 
Nachrichten.  —  Die  Unterverteilung  der  Steuer  in  den  einzelnen  Bezirken 
und  ihre  Zahlung  (gleichzeitig  damit  sollen  die  Rückstände  der  im  Jahre 
1526  ausgesetzten  Summe  gezahlt  werden:  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  78, 
Kop.;  vgl.  dazu  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  112  und  117)  wird  in  mehreren 
Schreiben  vom  13.  Dzb.  ab  anbefohlen.  Im  hzgl.  Erlass  d.  d.  Cleve 
1539  Dezember  13  werden  die  bergischen  Amtleute  angewiesen,  1  oder 
2  vom  Adel  »und  sunst  etliche,  darzu  dinlich,  die  die  gelegenheit  wissen,« 
zu  sich  zu  nehmen,  den  Betrag  ihres  Amtes  auszuteilen  und  innerhalb 
8  Tagen  mit  der  Erhebung  anfangen  zu  lassen.  Die  Reichen  sollen 
dabei  nicht  übersehen  werden  und  der  arme  Mann  nach  Möglichkeit 
unbeschwert  bleiben.  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  p.  64,  Kpt.  Daselbst  (unter 
dem  Konzept)  ist  bemerkt:  »das  die  amptluid  in  den  ampteren  und  ouch 
in  den  friheiten  die  satzong  doin«.  Vgl.  landstd.  Verf.  HI,  2,  S.  100. 
a.  a.  0.  p.  66,  Kpt.  entsprechendes  Schreiben  an  die  bergischen  Städte 
d.  d.  Cleve  1539  Dzb.  21,  p.  46  und  48  (Kpt.)  an  die  jülicher  Amt- 
leute und  die  jülicher  Städte.  Die  zuzuziehenden  Adligen  sind  nur  für 
das  Amt  Angermund  bekannt:  Kammermeister  Hermann  v.  Winkelhuisen 
und  Gerhard  Luchtmar  (falls  einer  derselben  verhindert  ist,  Job.  vom 
Huiss  »oder  dessglichen«);  p.  74,  Kpt.  Die  Ablieferung  erfolgt  in  Jülich 
an  Heinrich  Bercheim  Vogt  und  Peter  Roemer  Schultheiss  zu  Jülich,  in 
Berg  an  Heinrich  von  Essen  Rechenmeister  und  Wilhelm  Mutzhagen 
Zöllner  zu  Düsseldorf.  Die  Steuer  ist  jedoch  im  August  1540  nach- 
weislich erst  teilweise  eingeliefert.  Zunächst  nämlich  musste  die  Vor- 
nahme der  Spezialabteilung  von  neuem  eingeschärft  werden  (Schreiben 
von  1540  Januar  29,  K.,   Caps.  2,   Nr.  13,    p.  76,  Kpt.).     Als  Termin 
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Münstereifel 

500  G 

Nideggen 

1400 

Hochkirchen 

1700 

Düren      .    . 

600 

Bergheim 

1720 

Grevenbroich 

850 

Caster     .    . 

1900 

Boslar     .     . 

250 

Jülich.    .    . 

1800 

Wilhelmstein 

500 

Wehe.     .     . 

80 

Brüggen  .    . 

1200 

Montjoie .    . 

225 

Heimbach    .     . 

40 

K.,  Caps.  1 

,  Nr.  1,  fol. 

Ämter. 
500  Goldg.  Schönforst 


20  Goldg. 


Randerath    .     . 

250 

» 

Eschweiler   .     . 

120 

» 

Nörvenich    .     . 

80 

>» 

Kellnerei   Ham- 

bach    .     .     . 

70 

» 

Inden  mit  seinem 

Zubehör  .     . 

130 

» 

Heinsberg,  Stadt 

und  Land 

700 

» 

Geilenkirchen    . 

250 

» 

Milien      .     .     . 

580 

j? 

Born  .... 

480 

D 

Summa    17 145  Goldg. 


89,  Kop. 


30  Kanzler  Qhogreff  an  den  Landdrost  und  den  Mar- 
schall Plettenberg  (z.  T.).    1689  Dezember  27. 

Der  Kaiser  lässt  6000  Spanier  nach  Brabant  kommen.  Zur  Sicher- 
heit sollen  in  verschiedene  Plätze  Jülichs  Knechte  gelegt  werden. 

Auf  der  Adressaten  Schreiben  wegen  der  Knechte,  welche  der 
Erzbischof  von  Trier  »im  stift  daselfs  anzunemen  gewilligt  haven 
sol«,   erwidert  Absender:  Kann  dies  »us  beweglichen  Ursachen,  die 

für  die  Ablieferung  an  die  genannten  Einnehmer  wurde  dann  Palmtag 
[März  21]  bestimmt  (a.  a.  0.,  p.  80  und  86,  Kpt.).  Diesem  Befehl 
kamen  jedoch  nur  einige  nach  (a.  a.  0.,  p.  148  ff.).  Hzgl.  Schreiben 
an  die  jülicher  Amtleute  und  Befehlshaber  d.  d.  Cleve  1540  August  22: 
,Trotz  wiederholter  Mahnungen  ist  die  Heiratssteuer  noch  nicht  geliefert. 
Adressaten  sollen  sie  jetzt  unverzüglich  abliefern  und  »uf  diner  [d.  h.  des 
Befehlshabers:  Richters,  Vogts,  Rentmeisters  u.  s.  w.]  nechster  rechnung 
die  quitantz  und  bewis,«  dass  es  geschehen,  mitbringen/  Dass  die  Steuer 
noch  1541  nicht  vollständig  eingegangen  war,  darf  man  wohl  aus  der 
in  landst.  Verf.  HI,  2,  S.  262  Nr.  46  mitgeteilten  Urkunde  folgern.  Ob 
sie  schliesslich  überhaupt  ganz  gezahlt  ist,  bleibt  infolge  Mangels  an 
Nachrichten  ungewiss.  Es  darf  hierbei  wohl  in  Betracht  gezogen  werden, 
dass  die  dem  Herzog  aus  der  englischen  Heirat  erwachsenen  Ausgaben 
insofern  nicht  zu  bedeutend  waren,  als  König  Heinrich  schon  im  voraus 
(1539  Sept.  6)  auf  die  Erlegung  der  im  Ehekontrakt  stipulierten  100000 
Goldgulden  verzichtet  hatte  (Ztschr.  4,  S.  374,  408 f.;  6,  S.  107  u.  123). 
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ich  weiss  und  over  weg  zu  schriven  nit  dinlich,«  nicht  glauben. 
Wohl  aber  hat  er  vor  guter  Zeit  erfahren,  dass  der  Kaiser  6000 
Spanier  durch  Lothringen  und  Luxemburg  nach  Brabant  kommen 
lässt  unter  dem  Schein,  als  sollten  sie  auf  des  Kaisers  Person 
warten.1)  »Nu  hait  i.  M.  minem  g.  h.  noch  nit  abgesagt,  das  zu 
verhoffen,  das  die  grosse  geferlicheit  nit  zu  besorgen.  Doch  kan 
nit  schaden  Zuversicht  zu  haven,  und  sehen  für  gut  an,  das  ir  zu 
Monjoie,  Munstereifel  und  Euskirchen  etlige  knecht,  an  iden  ort  6, 
8  oder  12  nach  gelegenheit,  bestellet,  die  mit  wachen  und  in  dem 
in-  und  ufsliessen  mit  ufsicht  haven  und  also  gude  hoede  und  wacht 
geschehe,  so  man  noch  zur  zit  des  versliessen  moess  acht  haven. 
Ir  hettet  ouch  mehe  knecht  besprechen  zu  lassen,  der  man  im  fal 
der  notturft  konte  gebruichen  und  in  die  flecken  stellen  mit  allem 
furrait  sovü  möglich.  —  Geschreven  am  27.  decembris  ao.  39.« 
J.-Bg.,  polit.  Begebh.  ad  31/«,  Kpt. 

31.  Bäte  zu  Oaster  an  die  Bäte  zu  Arnheim  (z.  T.). 
Oaster  1540  Januar  26. 

Annahme  von  drei  Fähnlein  Knechte  in  Jülich.  Aufbruch  der  Knechte 
um  S.  Wendel.     Sicherung  von  Roermonde. 

Der  Herzog  hat  »dises  ortz«  drei  Fähnlein  Knechte  bestellen 
lassen,  die  er  zur  Bewahrung  der  »ortvlecken  und  sunst  wil  ge- 
bruichen, und  sin  ouch  wege  und  middel  furgeslagen,8)  wie  die  on 
grosse  beswerniss  underhalden  mögen  werden«  bis  zu  der  Zeit,  dass 
man  sieht,  »wa  dise  knecht8)  und  vergaderong  hinus  wil«.  Der 
Herzog  hat  gewisse  Kundschaft,  dass  die  Knechte  um  S.  Wendel 
8  Fähnlein  stark  aufgebrochen  sind  und  ihren  Weg  durch  Luxem- 
burg nach  Namur  nehmen.  Diesen  Morgen  ist  dem  Herzog  auch 
eine  Warnung  von  denen  von  Roermonde  zugeschickt.    Der  Herzog 

*)  Ztschr.  6,  126;  M.  Lenz  I,  416;  polit.  Korr.  Strassb.  II,  S.  657 
und  662. 

s)  d.  d.  Qeve  1540  März  24  schreiben  die  Räte  am  Hofe  des 
Herzogs  an  die  Räte  zu  Düsseldorf  (J.-Bg.,  polit.  Bgebh.  ad  81/«?  Orig.): 
Hinsichtlich  »der  bezalung  und  Verordnung  der  knecht  halver  im  lande 
Guilich«  sollen  Adressaten,  weil  sie  genauer  darüber  informiert  sind, 
»daboven  der  noitturft  nach  dainnen  fursehung  doen«.  Über  gleichzeitige 
Rüstungen  in  Qeve  s.  Ztschr.  2,  144  f. 

*)  Der  Sinn  ist  wohl:  die  Vergaderung  (d.  h.  Versammlung)  dieser, 
d.  h.  der  nachher  genannten  (bei  S.  Wendel)  Knechte. 
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will  mit  Rücksicht  darauf  denselben,  wenn  sie  50,  60  oder  100 
Knechte  nötig  haben,  sie  auf  ihr  Verlangen  zuschicken.  Es  wäre 
gut,  längs  der  Maas  gute  Aufsicht  zu  haben,  »insonderheit  wa  die 
knechte  in  Brabant  zoegen,  wie  man  sagt,  das  si  doin  sullen.  — 
Geschrieben  am  25.  januarii  ao.  40.« 
J.-Bg.,  polit.  Begebh.  ad  3 Vi,  Kpt. 

32.  Kanzler  Qhogreff  an  Marschall  Plettenberg»  (z.  T.). 
1540  Januar  30. 

Hätte  »uf  unse  afrede  belangen  de  kontscaft,  die  man  usschicken 
sol,«  dem  Marschall  Instruktion  und  Kreditiv  zugeschickt,  wenn  er 
den  Namen  des  an  Graf  Wilhelm  von  Fürstenberg l)  zu  sendenden 
gewusst  hätte.  Der  Marschall  möge  schleunigst  die  Kundschaft  aus- 
schicken und  Instruktion  und  Kreditiv  durch  Blomendal  »alda«') 
fertigen  und  mit  des  Herzogs  Sekret  versiegeln  lassen.  Die  Instruktion 
und  Werbung  wäre  dahin  zu  fassen:  ,Herzog  dankt  für  das  Erbieten 
des  Grafen.  Hat  die  >begerte  furschrift  an  koe.  mt.  van  Engellant 
.  .  .  gedain  und  sinem  diener  ingestalt«  [!];  hofft,  der  König  wird 
sich  zur  Zufriedenheit  des  Grafen  erzeigen.  »Dwil  vast  allerlei  ge- 
ferlicheiden  und  inlouf  furhanden,«  so  möchte  der  Graf,  wenn  er 
etwas  erführe,  woran  dem  Herzog  gelegen,  dasselbe  ihm  vertraulich 
mitteilen/  —  >Ich  haf  ouch  Wassenberg  ingestalt  die  credencen 
und  Instruction  an  Ro.  koe.  mt.;  im  fal  i.  mt.  durch  mins  g.  h. 
landen  queeme,  hetten  ir  Wassenberg  anstont  zu  uch  zu  forderen, 
und  wa  er  nit  in  Hamboch  wer,  ist  er  in  Duisseldorf  anzutreffen.  — 
Geschreven  am  30.  dage  januarii  ao.  40.« 

J.-Bg.,  polit.  Begebenheiten,  ad  31/«,  Kpt. 

83.  Amtmann  [und  Hoftneister]  Werner  v.  Housteden 
an  Kanzler  Qhogreff  (z.  T.).    [164Q]  Februar  ll.8) 

Schlechtes  Verhältnis  der  Landsknechte  und  der  Unterthanen  zu 
einander. 

».  .  .  De  verordenong  der  lantzknecht  wider  dat  vurnemen  der 
axis,   ouch  der  restanten  der  hilichspenningen  sere  schrecken.    Es 

*)  Ober  Graf  Wilh.  v.  Fürstenberg  s.  Max  Lenz  III,  S.  593;  polit. 
Korr.  Strassb.  II,  S.  516  und  525. 

")  D.  h.:  am  Hoflager? 

*)  Das  Datum  1540  ergiebt  sich  daraus,  dass  im  Eingang  die  Ge- 
leitung  des  römischen  Königs   erwähnt  wird.     Obwohl   das   Aktenstuck 
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mögen  sich  de  huisluide  mit  den  lantzknechten  niet  verdragen  unde 
wederumb  gegen  die  anderen.  Sal  m.  g.  1.  h.  unde  de  lande  dat 
gelt  den  knechten  vurgeven  unde  de  underdanen  ouch  glichwal  be- 
swirt  werden  — *)  in  moitwillen  unde  wederwerdich.  De  boeven2) 
halden  geinen  gelouven.  Ouch  en  ist  nemantz,  dem  ufsicht  ver- 
ordent.  Jeder  amptman  wist  si  mit  geschenk  van  sich.  Weren 
unsers  erachtens  hoige  besser  in  de  ortflecken  gelegert.  Kunden  si 
umb  ire  gelt  profiande  haven  unde  musten  gehorsam  leisten  inde 
bezalen  .  .  .«  Hofft  »de  axisse  unde  restanten  bi  dem  unserm  [?] 
orde  gutwillentlichen  zo  erlangen,  indeme  ich  de  lantzknecht  buissen 
deme  ampt  verhalden  mocht  .  .  .  Datum  uf  gusdach  [oder:  guens- 
dach]  eschdach  etc.« 

J.-Bg.,  polit.  Begebh.  ad  31/«,  Orig. 

34.  Johann  v.  Hoengen  gen.  Wassenberg  an  Johann 
Qhogreff,  Kanzler  und  Amtmann  zu  Angermund.8)  Mon- 
heim  1540  Februar  17. 

Bericht  über  die  Thätigkeit  der  Verordneten  in  Berg  wegen  der  Miliz. 

».  .  .  Die  verordenten 4)  sin  hi  zu  Monheim0)  gewest  und  iren 
bevelh  usgericht  [!].  Dwil  aver  nit  eigentlich  overlacht,  uf  wilchen 
dach  si  zu  iderer  [!]  zit  erschinen  und  die  bescheidung  geschehen 
sol,  haven  si  etliche  erstreckung  gedain  und  werden  uf  nestkomen- 
den  fridach  den  morgen  zu  8  uiren  irstlich  zu  Duisseldorf  anfangen, 
damit  si  da  die  gelegenheit  erfaren  und  sich  nach  der  notturft  an 
den  andern  oerteren  am  besten  darnach  richten  mögen«    (Samstag 

zum  grossen  Teil  nur  halb  verständlich  ist,  sei  es  hier  dennoch  wegen 
der  darin  enthaltenen  wichtigen  Andeutungen  mitgeteilt. 

*)  Ein  Wort  unleserlich. 

a)  Buben. 

®)  Die  Aufstellung  von  Milizen,  von  der  in  diesem  Aktenstück  die 
Rede  ist,  entspricht  offenbar  der  auf  dem  Landtag  (S.  300)  geplanten 
Aufrichtung  einer  »guten  Ordnung,  bei  welcher  niemand  übersehen  werden 
darf.  —  Ober  ein  älteres  Beispiel  der  Aushebung  von  Milizen  s.  oben 
S.  106  Anm.  117.    Zur  Veranschaulichung  vgl.  Nijhoff  VI,  1,  S.  33  (Nr.  65). 

4)  Ob  hier  an  die  oben  erwähnten  bevollmächtigten  Räte  oder  an 
die  Ausschussmitglieder  oder  an  neue  Verordnete  zu  denken  ist,  muss 
dahingestellt  bleiben. 

B)  Sämtliche  in  diesem  Briefe  genannten  Orte  gehören  dem  bergischen 
Unterquartier  an.     Vgl.  Ztschr.  19,  S.  90  ff. 
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Abend  zu  Ratingen,  Montag  zu  Mettmann,  Dienstag  Abend  zu  Eiber- 
feld,  Mittwoch  Abend  zu  Radevormwald,  Donnerstag  Abend  zur  Burg, 
Freitag  Abend  zu  Solingen,  Samstag  Abend  zu  Gerresheim).  Zweck- 
mässig wäre  es,  wenn  der  Kanzler  auch  in  Düsseldorf  wäre.  »Da- 
mit umb  und  umb  glicheit  mog  gehalden  werden,  so  haven  die 
verordenten  für  gut  angesehen,  das  es  na  disem  biligendem  raitslag 
beschehen  mog  die  verordnong  [!],  wie  ich  ouch  Brambach1)  zuge- 
schreven,  die  meinong  an  dem  orde  ouch  anzugeven  und  mir  ire 
bedenken  zuzuschriven.  Ich  wil  uf  Duisseldorf  riden  und  der  ver- 
ordenten ankompst  daselfs  erwarten.  —  Datum  Monheim  am 
17.  februarii  ao.  40.« 

P.  S.:  »Ich  schicke  u.  1.  iren  [!]  brief  der  verordenten  ankompst 
zu  Ratingen  hibi  umb  der  musterong  und  ufzeichenong  willen.  Und 
die  brief  an  die  vam  adel  wil  ich  anstont  van  Duisseldorf  fertigen 
und  dem  richter*)  zustellen.« 

J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  3V3,  Orig. 

Beilage.  »Als  ufgezeichent  in  der  Instruction,  das  ein  ordnong 
gemacht  werd,  wer  uf  die  irste,  zweite  und  dritte  forderong  er- 
schinen  sol,  und  die  verordenten  für  gut  angesehen,  das  us  dem 
gemeinen  man  der  dritte  genomen  und  verordent  wurd,  nemlich 
da  18  menne  furhenden,  das  dairus  6  verordent  wurden,  und 
das  van  den  6  mennen  zur  irster  forderong  2,  zur  zweider  4  und 
zur  dritter  die  6  erschinen  solten,  wie  ouch  der  amptman  Monheim 
furhin  die  munsterong  und  ufzeichenong  gedain:  so  ist  dem  ampt- 
man und  vagten  bevolhen,  das  si  denen  in  der  vriheit  und  in  den 
hoinschaften  ansagen,  für  das  irst  den  dritten  deil  der  verordenten 
imd  nemlich  diegenige,  die  in  der  irster  forderong  erschinen  sollen, 
mit  geweher  und  anderer  noitturft  uszurusten,  wie  ider  des  gern 
er8)  hette  und  für  m.  g.  h.  bestain  könne,  und  mit  der  zit  die 
uberigen  ouch  in  rustung  zu  stellen,  damit  im  fal  der  noit  irent- 
halven  gein  mangel  si. 

Nota:  hiervan  ist  dem  amptman  ein  gedenkzedel  gegeben. 

Bedenken  die  verordenten,  wan  die  ufzeichnissen  umb  und 
umb  gemacht  und  overlacht  ist,  was  luide  furhanden  und  wie 
vil  man  der  zu  felde  oder  in  den  steden  bedurft,  darnach  hette 

')  Mir  unbekannt. 

8)  Offenbar  der  Richter  von  Angermund  gemeint. 

*)  D.  h.:  Ehre. 
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man  us  den  verordenten  oder  us  den  verblivenden  zu  nemen  [!]. 
Wa  ouch  idennan  uf  sin  sult,  konte  mit  dem  klockenschlach *)  be- 
schehen.« 

A.  a.  0.,  Orig. 

35.  Rabolt  v.  Plettenberg  [Marschall]  an  Kanzler  Gho- 
greff  (z.  T.).9)    Eller  1640  Februar  18. 

Verhalten  der  Unterthanen  gegenüber  den  Landsknechten.  Besoldung 
der  letzteren.  Musterung  der  Landsknechte,  des  Adels  und  der  Bauern. 
Festungsbauten. 

Wird  von  Hans  Odenhamer  erfahren,  wie  sich  des  Herzogs 
Unterthanen  von  »Honf«  mit  Zuthun  der  kölnischen  Unterthanen 
»gegen  mins  g.  1.  h.  lantzkneicht  erzeicht«  haben;  hat  dies  ungern 
gehört  (weiter  erwähnt  er,  dass  Amtleute  »de  knecht«  aus  ihrem 
Amte  in  ein  anderes  weisen).  —  Hat  den  Amtmann  Godert  v.  Willack 
diesen  Abend  nach  »Mouillem«  beschieden  und  wird  daselbst  »fer- 
souichen,  doch  of  ur  ferbesseren,  of  de  van  Mouillem  de  knecht 
onderhalden  wolten  zo  wider  befelch  ind  bescheit  unsers  g.  1.  h. 
ind  der  reid«.8)  Kanzler  solle  sorgen,  dass  Hans  Odenhamer  »den 
knech[t]en  gelt  bren  [!];4)  solten  de  onderdainen  sonder  klegen 
bleiffen«.  Da  ferner  der  erste  Monat  der  Knechte  nächsten  Freitag 
über  8  Tage  abläuft,  so  ist  es  hohe  Zeit,  des  Herzogs  ,Gemüt  und 
Gelegenheit  zu  wissen',  ob  die  Knechte  noch  länger  im  Dienst  ge- 
halten werden  sollen.  Es  wäre  auch  gut,  wenn  sie,  bevor  sie  in 
einen  neuen  Monat  treten,  noch  einmal  gemustert  wurden,  zu 
welcher  Musterung  Jan  v.  Selbaich  berufen  werden  müsste.  Ferner 
ist  es  hohe  Zeit,  »unserem  afscheit  naich  mit  den  bouen  anzo- 
heifen.  ...  Eis  ist  fil  frempts  folkes;  mouissen  al  saders[dach]  up 
bezailt  sin.  Mir  wais  je  gesaicht,  ich  solt  ouislegen.6)  Das  gelt  van 
den  deinsten6)  ouis  dem  ampt  Nedecken  solt  zo  leichtmissen  zo 
Ouiskeirchen  gestaut  werden.  Affer  ich  wair  neist  fridaich  noch 
zo  Neidecken  ind  haif  flissich  dairan  gemaint  ind  half  befonden, 

')  Durch  Glockenschlag  erfolgt  das  allgemeine  Landesaufgebot.    Vgl. 
dazu  Lac.  Arch.  1,  S.  103  §.  63;  landst.  Verf.  I,  Anm.  164. 
*)  Von  diesem  Aktenstück  gilt  dasselbe  wie  von  Nr.  33. 
8)  D.  h.:  der  Räte. 

4)  D.  h.:  bringe? 

5)  Objekt  fehlt. 

•)  Vgl.  oben  Nr.  10  (S.  270). 
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dass  da  stellwes  noch  nit  angefangen  ist  das  gelt  ofzoboren«.  Ist 
ferner  mit  Bongairt  und  dem  Ausschuss  dem  hzgl.  Befehl  nach  im 
Amt  Münstereifel,  Nideggen  und  Hochkirchen  »mit  der  ofzeichongen 
des  adels  ind  eirer1)  rouistongen  unserem  g.  1.  h.  zo  deinen«  ge- 
wesen. »Ouch  mit  der  mosteronge  der  houislouit  ist  zimlich  wol 
zogegangen.  Etlich  vam  adel  sint  ouisbleifen« ;  sie  sollen  nächsten 
Sonntag  abends  in  Düren  gleichfalls  sein.  —  »Datum  zo  Eller  of 
godensdaich  den  18.  daich  des  maines  sporkels  ao.  40.« 

P.  S.  auf  einliegendem  Zettel  (z.  T.):  im  Amt  Hochkirchen  ist 
das  »gelt  zom  bou  Ouiskirchen  ouch  noch  nit  ofgehaifen«. 

J-.Bg.,  polit.  Begbh.  ad  31/«,  Orig. 

36.  Herzog  Wilhelm  an  die  Bäte  in  Düsseldorf.8)  Cleve 
1540  März  22. 

Sollen  sorgen,  dass  baldigst  »die  aczisen  in  ufboeringe  ind  der 
bou  allet  nae  dem  lesten  afscheit  und  verordnong  gestalt«  werden. 
Sollen  ferner  nachdenken,  wie  »die  knecht  aldae8)  mit  fuegen  und 
so  es  u  am  besten  geraeden,  gesleten  [!],  doch  uis  ider  venling  20, 
30  ader  mehe  van  den  gerusten  und  geschicksten  angehakten  und 
in  den  ortvleicken,  dair  das  nae  uerm  rait  noidich  und  guet  eracht, 
verlacht  und  verdeilt  werden.  —  Gegeven  zu  Cleve  am  22.  dach 
martii  ao.  40.« 

J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/«,  Orig. 

36a.  Die  Bäte  bei  Hofe  an  die  Bäte  zu  Düsseldorf  (z.T.). 
Cleve  1640  März  24. 

Accise.  Festungsbauten.  Besoldung  der  Knechte  im  Lande  Jülich. 
Ladung  vor  das  kaiserl.  Kammergericht.  Ravensbergische  Visitation.  Der 
sächsische  Gesandte  am  kaiserl.  Hofe. 

Des  Herzogs  Räte  »itzo  bi  s.  f.  g.  zu  hove  versamelt«  an  die 
Räte  »itzo  zu  Duisseldorf  versamelt  (Johan  van  Wassenberg  ufzu- 
brechen).« 

1)  D.  h.:  ihrer,  nämlich  der  Adlichen. 

2)  Genauer  lautet  die  Adresse:  an  die  Räte,  »so  binnen  korz  in 
unser  stat  Duisseldorf  erschinen  werden«. 

8)  »aldae«  bedeutet  offenbar  nicht  speziell:  in  Düsseldorf,  sondern: 
in  Jülich-Berg,  im  Gegensatz  zu  Cleve,  von  wo  aus  der  Herzog  schreibt. 
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Antwort  auf  der  Adressaten  Schreiben  mit  deren  und  »des 
heuftgerichts  Guilich  bedenken,  wie  die  bewilligte  accis  daselbst 
und  sunst  on  ferner  ufsprach  hinfurter  mocht  ufgehaven  und  ge- 
boert  werden«.  Herzog  ist  mit  dem  Bedenken  einverstanden  und 
befiehlt,  dass  die  Vorschläge  ausgeführt  werden.1)  Hinsichtlich  der 
jülicher  »beue«  wünscht  er,  dass  damit  »in  ansehung  diser  itziger 
gelegenheit«  nicht  gesäumt  werde.  Was  aber  den  düsseldorfer  Bau 
betrifft,  so  ist  »die  Verordnung  desselvigen  zu  henden  dr.  Olislegers 
gestalt  und  durch  sinem  [!]  verreden  noch  van  hochg.  u.  g.  h.  nit 
besichtiget.  S.  f.  g.  wil  aver  zu  siner  ankompst  die  ufzeichniss 
ger.  Verordnung  durchsehen  und  daruf  irer  f.  g.  meinong  ferner  zur- 
kennen  geven,  darnach  zu  richten;«  doch  solle  inzwischen  »mit  dem 
furhabendem  [!]  und  andern  beuen  noitturftiglich  fortgefaren«  werden.2) 
Hinsichtlich  »der  bezalung  und  Verordnung  der  knecht  halver  im 
lande  Guilich«  sollen  Adressaten,  weil  ihnen  »die  gelegenheit  und 
gestalt  derselviger  allenthalven  bewust,  daboven  der  noitturft  nach 
dainnen  fursehung  doen.«  —  Senden  anbei  Schreiben  des  Amtmanns 
von  Münstereifel  »mit  in  verwarter  afschriften  einer  Keiserlicher 
ladung«.  Da  nun  der  Herzog  wegen  der  Abwesenheit  des  Dr.  Lerchen- 
felder noch  keinen  Advokat  oder  Doktor  am  ksl.  Kammergericht 
hat,  dem  man  dieselbe  zuschicken  und  anbefehlen  kann,  so  möchten 
Adressaten  jenes  Schreiben  und  die  Ladung  Dr.  Friess  zustellen, 
damit  er  seinen  Rat  mitteilt,  »wem  die  sach  zu  committiren«  sei.  — 
Weil  >die  Ravensbergische  Visitation  und  ufzeichniss  alhie  nit  bi 
der  hant,  sonder  alles  daboven,«  so  möchten  Adressaten  dem  Her- 
zog »dar van  alle  gelegenheit  zuschriven«.  —  Da  der  sächsische 
Gesandte  v.  der  Planitz  am  kaiserl.  Hofe  wieder  zu  seinem  Herrn 
gereist  ist,  so  möchte,  »dwil  er  ouch  neben  andern  cur-  und  fursten 
geschickten  bi  Kei.  und  ko.  Mt.  bevelh  gehat,  wie  uch  bewust,« 
der  Kurfürst  von  Sachsen  veranlasst  werden,    »einen  andern  in  sin 

')  A.  a.  0.  (Orig.)  Schreiben  der  Räte  beim  Herzog  zu  Hofe  an 
Kanzler  Ghogreff  d.  d.  Cleve  1540  März  30:  Mit  den  Schriften  »der 
accisen  halver«  ist  der  Hz.  einverstanden;  sie  sollen  schleunigst  an  die 
jülicher  Amtleute  und  Befehlshaber  ausgehen. 

*)  A.  a.  0.  (Kpt.)  Schreiben  des  Kanzlers  Ghogreff  an  den  Stall- 
meister d.d.  1540  September  14:  Marschall  Seibach  [identisch  mit  dem 
in  Urk.  von  1526  bei  Nijhoff  VI,  Nr.  1398  erwähnten  Marschall  des 
Herzogs  von  Geldern  Joh.  v.  Zelbach?]  ist  »der  beue  halver  herover  zu 
komen  bescheiden,  damit  an  der  volfoerong  derselvigen  nit  gesuimpt  werd«. 
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stat  dahin  zu  verordenen,  damit  darin  nit  gesuimpt  werden  durf.  — 
Geschreven  zu  Cleve  am  24.  martii  ao.  40.« 
J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/»,  Orig. 

37.  Karl  Harst  an  Kanzler  Qhogreff.  London  1540 
AprU  4. 

März  31  Audienz  beim  König  von  England  (wegen  der  geldrischen 
Sache.)  Der  König  beklagt  sich,  dass  er  von  den  Jülichern  nichts  neues 
erfährt.  Lässt  das  Gesuch  um  Unterstützung  unbeantwortet.  Audienz 
bei  der  Königin,  bei  Crom  well.  Stellung  der  Königin  in  England. 
Äusserungen  des  baierischen  Gesandten.  Gefangensetzung  dreier  Prädi- 
canten.  Gute  Behandlung  Harsts.  P.  S.:  Urteil  des  baierischen  Ge- 
sandten über  Sachsen  und  Hessen. 

Hat  März  31  beim  König  Audienz  gehabt.  Cromwell  hätte  es 
gern  gesehen,  wenn  er  einen  Tag  früher  zum  König  geritten  wäre. 
Aber  da  am  30.  der  baierische  Gesandte  Audienz  hatte,  so  fürchtete 
Harst,  dass,  wenn  »die  Sachen  etwan  nit  für  sich  giengen«,  jener 
gegen  ihn  argwöhnisch  würde  »und  also  die  Beierischen  heren 
einen  Unwillen  gegen  m.  g.  h.  fassen  mochten«.1)  Er  ist  nun, 
nachdem  er  sich  März  31  bei  Cromwell  gemeldet,  von  diesem  vor 
den  König  geführt  worden.  Berichtet  hier,  »wie  das  m.  g.  h.  hette 
einen  doctor*)  abgefertigt  zu  Kei.  Mt.,  do  undertenig  anzusuchen 
und  zu  bitten,  das  i.  Mt.  zeit  und  molstat  wolte  bestimmen,  da 
s.  f.  g.  selbs  erscheinen  oder  vollmechtig  schicken  mochte,  solche 
lehen,  als  s.  f.  g.  inhaben,  die  vom  Rom.  reich  lehenrorich,  zu 
empfahen,  und  wie  aber  derselb  doctor  noch  langem  ufhalten  zum 
letsten  geantwort  worden,  wa  er  kein  volmacht  hette,  were  nit  not 
im  ferner  antwurt  zu  geben,  sunder  mocht  wider  hinder  sich  ziehen. 
Hieruf  hot  er  geantwurt,  das  er  kein  bevelh  die  lehen  zu  empfahen, 
sunder  allein  zeit  und  maistat  begert,  wo  s.  g.  erscheinen  oder 
volmechtig  schicken  mochte  etc.  Solchs  alles  gewegert,  kein  weiter 
antwurt  noch  einichen  schein  us  der  canzlei  geben.  Aber  Rom. 
ko.  mt.  bit  und  erbieten   furtragen   [!],   hat   sich  i.  mt.  gnediglich 

*)  Über  die  baierische  Politik  in  jener  Zeit  s.  Max  Lenz  I,  S.  395  ff. 
Der  baierische  Gesandte  heisst  Bonaccorso  Gryn.  Vgl.  a.  a.  0.  III,  S.  596 
und  Dittrich,  Nuntiaturberichte  Morones  S.  97. 

*)  In  der  Auflösung  unseres  chiffrierten  Briefes  ist  der  Inhalt  dieser 
Partie  mit  den  Worten  angedeutet:  »van  dr.  Born  ind  Essens  wervongen 
bi  Kei.  und  koe.  Mt.« 
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verneinen  lossen  und  seiner  g.  geschriben,  dieweil  mein  g.  h.  in 
saehen  betreffen  das  furstentumb  Gellern  weitern  bericht  und  er- 
klerung  tun  lossen,  wiewol  i.  mt.  vorhin  guten  bericht  derenthalb 
hette,  nichtdestweniger  derenthalben  nochmol  zu  i.  mt.  schicken  [!], 
so  wil  i.  mt.  uf  seiner  g.  gesanten  ankumst  bei  der  Kei.  Mt.  alle 
handlung  gern  furnemen;  hette  aber  i.  mt.  also  viel  vermerkt,  das 
es  Kei.  Mt.  nit  wolle  sein  gelegen,  dieweil  es  i.  Kei.  Mt.  hoheit 
und  offenbar  rechtens1)  einichem  tractat  oder  handlung  stat  zu 
geben,  vor  und  ehe  die  possession  berurts  furstentumb  Gellern  etc. 
seiner  Mt.  als  Rom.  Keiser  zugestelt  werde«.  Der  Herzog  bäte  nun 
den  König  von  England,  beim  Kaiser  dahin  zu  wirken,  dass  des 
Herzogs  Gesandte  »mit  notturftigem  geleit  zu  dem  verhör,  bericht 
und  handlung,  auch  seiner  g.  notturft  furzutragen,  an-  und  ab- 
zukommen versichert  werden  mochten«.")  Hinsichtlich  der  ver- 
langten Einräumung  der  Possession  Gelderns  hoffe  der  Herzog 
»solchen  bericht  .  .  .  darzutun,  daraus  i.  Kei.  und  ko.  Mt.  gnedig- 
lich  abzunemen,  das  die  possession  us  seiner  g.  henden  zu  stellen 
nit  gebueren  wil.  Wie  es  sich  aber  befunde,  das  s.  g.  als  [!]  Kei. 
und  ko.  Mt.  zu  tun  schuldig  und  s.  g.  des  bericht  werden  mocht, 
wil  sich  s.  g.  dermassen  vernemen  lassen,  das  i.  Mt.  mit  reden 
kein  misfallen  haben  sol. 

Uf  disen  puncten,  das  solchs  der  Keiser  begert,  lacht  der  konig 
von  Englant;  sagt,  wer  das  tun  wolt.  Aber  das  m.  g.  h.  zum  lehen 
begert,  hat  sich  der  konig  bei  der  konigin  lossen  merken,  es  were 
wolgetan,  ne  curreret  tempus  contra  feudarium. 

Weiter,  her,  zeigt  ich  i.  mt.  an,  wie  das  Schipperus8)  solt 
dem  Keiser  geraten  haben,  das  er  diser  zeit  mit  den  protestirenden 
ein  anstant  mach  und  erstlich  meinen  g.  h.  bekrieg  und  darnach 
einen  protestirenden  nach  dem  anderen.  Zeigt  irer  mt.  auch  an, 
wie  ein  anderer  von  den  Brabantischen  raten  doctor  Schor4)  sol 
zum  Keiser  gesagt  haben,  es  seie  im  keins  wegs  zu  raten,   das   er 

l)  sc:  zuwider  wäre. 

*)  Auf  dem  Chififernalphabet,  welches  Harst  nach  England  mitgegeben 
wurde  und  das  noch  dem  Schreiben  von  1540  April  5  (Nr.  38)  beiliegt, 
ist  bemerkt:  »das  ir  nit  on  end  abscheidet,  sonder  annemet,  was  ir 
krigen  könnet«. 

8)  Vgl.  neues  Archiv  für  sächs.  Gesch.  14,  S.  22. 

4)  Ludw.  van  Schore,  Präsident  des  niederländischen  Staatsrats. 
Vgl.  Henne  7,  S.  145  A.  3  und  225  f.;  Lossen,  Masius  S.  356. 
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sich  mit  m.  g.  h.  in  das  recht  begebe;  dan  es  sie  kein  Deutscher 
fürst,  der  dem  Keiser  das  lant  Gelleren  gunne. 

Hiruf,  her,  fieng  der  koenig  hochlich  an  wie  vorig  mol  wider 
zu  klagen  und  sagt,  meins  g.  h.  rat  handelten  nit  wol,  sie  zeigten 
irer  mt.  nicht  an  und  deten  derenthalben  nit  wol  an  meim  g.  h., 
und  nant  uch  mit  dem  namen.  Ir  hetten  irer  mt.  gesandten  itzont 
bei  meim  g.  h.  wesender  gesagt,  ich  wird  irer  mt.  alles,  das  nit 
also  zu  schreiben  were,  anzeigen.  Und  erholte  es  noch  ein  mol 
i.  mt.,  wie  das  ir  solchs  hetten  gesagt  zu  irer  mt.  gesandten  itzont 
bei  meim  g.  h.  wesende,  und  were  nit  wol  getan.  Es  schrib  auch 
seiner  mt.  gesandter  nichts  neus,  noch  ich  het  auch  nichts  neus, 
noch  ich  brecht  nicht  neues  etc. 

Hieruf  antwort  ich,  es  solt  es  i.  mt.  nit  also  verston.  Es  were 
nit  sunderlichs  vorhanden  noch  auch  gar  nicht  gehandelt  worden. 
Was  mir  ubergeschriben  wer  worden,  het  ich  irer  mt.  anzeigt.  Bat 
i.  mt.,  sie  solt  es  nit  also  verston.  Were  ungezweifelt,  was  sich 
zutragen  wurd,  es  wurdens  meins  g.  h.  rät  solchs  irer  mt.  nit  ver- 
halten, sonder  irer  mt.  raitz  zu  pflegen,  und  solt  als  remedirt 
werden;  und  bete,  das  s.  mt.  nit  in  Ungnaden  ufneme.  So  bedunkt 
mich,  i.  mt.  were  wider  zufriden.  Und  fragt  mich  i.  mt.,  ob  ich 
nit  weiters  het.  Sagt  ich:  nein.  Kunt  es  aber  nit  erlassen,  must 
irer  mt.  en  wenich  begegenen.  Dwil  mir  uf  disen  nochfolgen  puncten 
noch  inhaltz  miner  instruktion  von  irer  mt.  nit  geantwort  ward, 
ich  inen  wider  erholt,  wo  es  zum  krieg  je  kommen  muest,  so  ver- 
hofte  m.  g.  h.,  i.  mt.  wurde  inen  nit  allein  mit  rait,  sonder  auch 
mit  hilf  und  macht  nit  verlossen.  Hieruf  hete,  wie  dan  auch  vorig 
mol  in  meim  ersten  furtrag,  kein  antwort  des  puncten  halben. 
Aber  dannet  [!]  hat  es  der  konig  Crumwell  gesagt,  wie  ich  der  hilf 
gemeldet  hette,  merkt  ich  us  des  Crumwell  worten  zum  teil  [!]. 
Ich  frogt  i.  mt.  (meint,  ob  etwan  der  grol  dorumb  were)  des  puncten 
halber,  der  in  der  vereinung  zwischen  i.  mt.  und  meim  g.  h.  nit 
schriftlich  und  ustrucklich  were  verfast.  Do  antwort  i.  mt.  mir, 
sie  frogt  nicht  dornach;  derselb  punct  bekümmert  in  nicht.  Sagt 
ich,  es  were  doch  an  meim  g.  h.  kein  mangel  nit,  wird  alles,  was 
i.  m.  angenem  und  gefellich,  in  grosseren  [!]  willig  zu  tun  [!],  und 
bat  underteniglich,  das  i.  mt.  wolle  lassen  bevollen  sein  meinem 
g.  h.  und  die  rät  etc.  [!].  Ich  kan  noch  nit  wissen,  wie  ichs  ver- 
ston solle.  Bin  nit  lang  im  lande  gewesen,  wil  aber  in  korzem* 
wil  Got,  ir  gemueter  und  practica  besser  leren  kennen.   Es  ist  noch 
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kein  zweifelung  bei  mir  nit,  ich  kans  noch  nit  anders  vermirken, 
dan  das  der  konig  meinen  g.  h.  mit  truen  meint.  Ob  sie  aber  hie 
forchten,  m.  g.  h.  sol  die  herzogin  Meilan  haben,  und  solchs  vleicht 
nit  gerne  sehen,  nit  [!]  mir  nit  wissen.  Einmal  sorgt  der  konig, 
m.  g.  h.  wird  guten  Worten  glauben,  sich  verderfen  und  bedrogen 
werden;  dan  i.  mt.  hat  mit  denen  viel  practiciert  und  kent  sie  vast 
wol,  do  min  g.  h.  nun  mit  zu  tun  hat.  Her,  es  ist  noch  mein  gut- 
bedunken,  das  ir  andere  von  den  raten  des  konigs  gesandten  itzt 
bei  meim  g.  h.  fruntlich  halten,  schribt  auch  dan  daster  [!]  frunt- 
licher  und  macht  dordurch  meins  g.  h.  raten  ein  auctoritet  bei  dem 
konig.  Und  ich  also  dasselbig  mol  von  dem  konig  schied,  schickt 
mir  i.  mt.  uf  stund  einen  von  den  raten  noch,  der  mich  bis  an 
den  sal,  do  die  konigin  wäre,  fürt,  mit  der  ich  etwan  ein  stund 
lang  allein  sprach.  Sagt  mir  die  konigin,  der  konig  clagt,  wan 
meins  g.  h.  rät  [!],  wan  man1)  beschlossen  het  in  Sachen,  dairnoch 
zeigt  mans  im  erst  an,  und  sagt,  der  konig  het  gesagt,  er  wer  doch 
dergene,  der  das  gelt  muest  verlegen.  Und  sagt  die  konigin,  der 
konig  het  gesagt,  wan  der  Keiser  meim  g.  h.  uberein  übel  wil,  so 
kan  er,  wan  er  wil,  im  Selant  erdrenken  und  alles,  was  din  ist, 
das  kan  im  nimantz  weren.  Hiruf  hab  ich  auch  bei  der  konigin 
die  rät  enschuldigt.  Was  ir  bruder  dem  konig  liess  anzeigen,  wist 
er  alles  vorhin.  Dan  man  uberschrib  im  alle  ding  mit  vleiss  von 
des  Keisers  und  des  koenings  van  Frankreich  hof  etc.  [!].  Hie 
schribt  die  konigin  meim  g.  h.  etc.  [!],  wol  e.  1.  selbs  überantworten. 
Alsoe,  her,  ging  ich  wider  zu  Crumwell  und  sagt  im,  wi  der 
konig  wider  clagt  hert  über  meins  g.  h.  rät.  Ich  hette  aber  s.  1. 
vorhin  gebeten,  als  auch  s.  1.  ongezwivelt  wol  wiste,  das  s.  1.  mit 
dem  konig  rete,  das  i.  mt.  solx  nit  verstain  solt.  Dan  es  were 
nicht  weiters,  dan  ich  im  van  dem  konig  nun  zum  dritten  mal  het 
anzeigt,  und  verzelt  es  im  noch  ein  mal,  nemlich  den  verschwignen 
puncten,  wie  es  zu  Paderborn  were  beret,  was  sie  uf  beiden  Seiten 
einander  vor  hilf  sotten  tun  etc.  Item  was  der  legat  cardinal 
Fernese8)  bi  dem  koening  von  Frankrich  hat  sollicitiert  und  sich 
unverhutz  [!]  dorneben  hat  lossen  merken,  als  solt  m.  g.  h.  erger 
sein  dan  die  anderen  Luterischen  etc.    Item  wie  der  legat  cardinal 


*)  D.  h.:  die  Räte. 

*)  Vgl.  Max   Lenz    I,    S.   301;    Seckendorf,    hist.    Lutheranismi  III, 
21,  79,  add.  II  (S.  272). 
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sither  mit  den  Luterischen  zu  Gent  gehandelt  hat  eins  verstantz  ein 
vertroistung  uf  ein  concilium  etc.  Item  noch  das  der  koenig  von 
Frankrich  über  den  conestable  seie  unstimmig  [!]  worden.1)  Dan 
er  nit  hat  wollen  gegen  dem  Keiser  importunisch  [!]  seien  und  der 
conestable  vertröst,  aber  nicht  wieters  gesagt.8)  Und  wie  der  Keiser 
dem  koenig  von  Frankrich  solche  conditionen  der  concordie  furge- 
halten,  die  dem  koening  von  Frankrich  aber  nit  angenem  sind  ge- 
wesen, und  aber  der  Keiser  des  anderen  dags  mit  dem  koening 
von  Frankrich  gessen  und  darnach  in  die  zwo  stunden  in  geheim 
mit  im  geret  etc.  Item  wie  der  conestable  sol  bi  dem  koening  von 
Frankrich  angehalten  haben,  das  er  dem  Keiser  helfen  wult  zu 
innemung  des  lantz  van  Gelleren  und  solchs  derselb  kunig  abgeslagen 
sol  haben  etc.  Item  wie  der  usgestossen  admiral  gegen  des  conestable 
wissen  sol  von  dem  koening  van  Frankrich  wider  erfurdert  sein. 
Hier  uf  disen  puncten  antwort  mir  Crumwell  wider  wie  vorig  mol 
und  sagt,  ich  solt  im  glauben,  es  were  nicht  doran,  der  admiral 
were  von  dem  koening  van  Frankrich  nit  wider  erfurdert.  Aber 
der  von  meins  g.  h.  wegen  in  Frankrich  were,  het  es  ausgespreit 
und  es  ires  konigs  [des  von  England]  gesanten  itzt  beim  kuning 
Frankrich  anzeigt.  Und  beschloss  widerumb:  es  were  nicht  etc. 
Item  sagt  weiter,  ich  het  anzeigt,  wie  sich  die  [curfursten]  *)  gut- 
willich  erboten  in  meins  g.  h.  sachen  das  best  furzuwenden  und 
wie  sie  uf  mitwoch  nach  letare4)  sollen  tsamen  kommen  und  ob 
sie  mochten  den  onverstant  bi  dem  Keiser  und  Roem.  koening  durch 
middel  vertragen  mit  der  gute  etc.  Item  was  Schipperus  dem  Keiser 
geraten  mit  den  protestirenden  ein  anstant  zu  machen  und  gegen 
meim  g.  h.  kriegen,  das  ich  es  selbs  furlangs  hab  gewust.  Dan 
der  Beierisch  gesandter  hat  mir  es  anzeigt  und  bekant,  er  hab  es 
doctor  Born5)  anzeigt.  Also  hat  es  des  konigs  van  Englant  gesanter 
zu  Gent  auch  erfaren  etc.  Item  erholt  die  wort,  wie  doctor  Schor 6) 
solte  dem  Keiser  geraten  haben,   das  er  sich  mit  meinem  g.  h.  in 

*)  Montmorency  bei  König  Franz  in  Ungnade:  Max  Lenz  I,  S.  239. 

*)  Unverständlich. 

*)  Es  steht  hier  eine  Chiffer,  von  der  keine  Auflösung  vorliegt;  die 
Chiffer  für  »pvotestirende«  ist  es  nicht.  Die  Ergänzung  nach  Max  Lenz  I, 
S.  417. 

4)  D.  i.  März  10. 

§)  S.  vorhin  S.  317  Anm.  2. 

6)  S.  vorhin  S.  318  Anm.  4. 
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kein  recht  begebe,  dweil  die  Duitzschen  fursten  meinem  g.  h.  das 
lant  Gelleren  lieber  gunten  dan  dem  Keiser,  und  sagt  also  dem 
Crumwell,  das  sit  Paderborn  nicht  weiters  gehandelt  oder  meim 
g.  h.  auch  nit  weiters  wissen  were,  dan  wie  ich  hette  dem  konig 
van  Englant  und  ime  anzeigt.  Dweil  aber  mein  g.  h.  schrib  zu  dem 
konig  van  Englant,  quod  non  satis  tutum  omnia  litteris  committere, 
itaque  ad  me  ciffris  scriberentur,  per  me  eius  serenitas  diffusius 
intelligeret  etc.,  hiruf  sagt  Crumwell,  es  were  nit  an;  ire  brief 
kernen  in  drien  dagen  von  Paris  hier.  Und  ob  meins  g.  h.  schrieben 
seinen  g.  wurd  und  von  dannen  hier  geschickt,1)  so  were  schoen  alle 
dink  veraltet  etc.  Wiewol  ich  wil  nimantz  gestroft  haben,  es 
sehe  mich  aber  vor  gut  an,  es  wurde  einer  geschickt  von  meins 
g.  h.  wegen  zum  koenig  von  Frankrich,  Bapst,  Keiser  oder  konig 
van  Englant,  was  er  erfur,  solchs  meim  g.  h.  und  dem  Keiser  allein 
anzeigt  und  uberschribe  und  nimantz  anders  communiciert  wurde  etc. 
Also  wurd  der  konig  van  Englant  villeicht  vleissiger  haben  acht, 
um  irer  mt.  die  zeitung  vorhin  unbewust  weren. x)  Und  dweil  i.  mt. 
begert  allerding  ein  wissen  zu  haben,  nit  wan  alle  dinge  beschlossen 
und  gehandelt,  solt  dan  erst  darnoch  irer  mt.  angezeigt  werden, 
damit  were  gut  zu  tun.1)  Wo  der  konig  van  Englant  in  seim  rat 
befinde,  das  sich  m.  g.  h.  weren  solt,  ob  der  dan  meim  g.  h.  mit 
aller  macht  helfen  wult.  Wo  dan  i.  mt.  sagt:  ja,  so  were  es  nit 
übel  angelegt,  das  man  seiner  mt.  raitz  pflegen  etc.  Die  konigin 
hat  mich  verstendigt,  als  viel  die  cronung  belangt,  muss  ich  gar 
fursichtiglich  handelen,  uf  das  der  konig  van  Englant  nichtz  merke. 
Der  konig  van  Englant  wil  nit  darzu  gezwungen  sein.  Die  konigin 
ist  von  menniglich  geliebt,  sagen  mir  die  grossen  hern.  Sie  kinnens 
Got  nit  gnug  danken,  das  er  in  also  ein  gute  konigin  hat  beschert  etc. 
Das  parlement  sal  uf  maendach  den  12.  aprilis  angaen.  Es  ist  der 
Beierisch  gesanter  an  mir  gewesen,  begert,  das  ich  seinen  heren 
beim  konig  van  Englant  oder  Crumwell  ein  gut  lob  verleihe.  Hat 
auch  dem  konig  van  Englant  gesagt,  i.  mt.  sol  mich  fragen,  was  es 
für  fursten  sind.  Dan  er  besorgt,  der  konig  van  Englant  kent  sein 
heren  nit.  Und  sagt,  sein  her,en  weren  nit  also  guit  Keisers  ader 
Österreichs,  soi\der  amatores  libertatis  Germanie  etc.  Und  sagt,  es 
glaubt  es  nimantz,  wie  seine  fursten  und  doctor  Eck,  wan  sie  allein 
bei  einander  seind,  meins  g.  h.  Sachen  ponderieren  und  beratschlagen. 


!)  sie! 
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Ich  glaubt  es  alles,  und  solt  bei  mir  kein  zweifei  sein,  das  sie  meim 
g.  h.  alles  gutz  gunnen,  allein  das  sie  dem  Babst  etwas  zu  hart 
verpunden  sind,  wiewol  er  sagt,  wer  weiss,  wie  lang  es  were.  Aber 
er  sang  itzunt  ein  jar  vergangen  in  Hispania  ein  ander  lied  etc. 
Ich  werde  also  ir  in  dieser  weit,  das  ich  schier  nit  weiss,  wem  zu 
vertrauen  ist.  Ist  es  sach,  das  m.  g.  h.  wirt  verordenen  etlich  zu 
dem  Keiser  und  kunig,  wirt  der  koenig  van  Frankrich  die  oren 
ufstrecken,  wirt  auch  ufsehens  gelten.  Dan  die  Brabanter  werden 
sie  anreizen,  uf  das  sie  haben  dem  koening  van  Frankrich  zu 
schreiben.  Dordurch  si  inen  gegen  meim  g.  h.  verbitteren  mochten. 
Ist  auch  bei  mir  kein  zweifei,  wan  meins  g.  h.  geschickten  ein 
gewalt  werden  zeigen,  die  furstendomb  zu  lehen  zu  empfahen,  und 
wirt  meins  g.  h.  gebuerender  titel  Gelleren  im  gewalt  stain,  werden 
sie  den  gewalt  cassieren  und  vernichten.  Wo  man  dagen  [!]  wirt, 
das  man  für  sich  sehe,  dan  der  Keiser  kan  gut  wort  geben  und 
aber  nicht  [sc:  halten],  sonder  wirt  uf  seinen  schantz  [I]1)  und 
furteil  warten  und  sich  nach  gelegenheit  der  zeit  regulieren.  Gesteren 
sind  drie  predicanten  gefangen,  die  namhaftigsten,  wie  ich  vernim, 
in  der  stat,  sollen  wider  des  koenigs  acta  haben  gepredigt.  Engel- 
lant  hat  etlich  jar  nun  her  viel  selzamer  luft  gehat.  Got  fuge  es 
zu  eim  guten  ende.  Weiter,  her,  itzont  am  mitwoch  vergangen 
haben  etlich  des  koenigs  rät  die  vom  orden  mit  mir  geret,  und  ist 
mit  namen  dobei  gewesen  der  von  Crumwel  und  der  admiral.  Der 
anderen  namen  weis  ich  nit.  Und  mir  furgehalten,  das  ich  solt 
bei  inen  us-  und  ingon  und  umb  sie  sein  nit  anders  dan,  wan  ich 
ir  einer  were,  und  solchs  ernstlich  an  mich  begert.  Hab  ich  inen 
von  wegen  meins  g.  h.  der  eren  gedankt,  muss  furhin  ein  wenig 
besser  die  personen  leren  kennen.  Wirt  wol  von  im  selbs  kommen. 
Ist  noch  zeit  genug.  Auch  uf  denselbigen  tag,  wie  ich  von  dem 
von  Crumweld  urlup  nam  und  witer  wolt  uf  Lunden,  sagt  mir  der 
von  Crumweld,  der  konig  wolt  verschaffen,  das  ich  kostlicher  kleit 
ging.  Dankt  ich  und  sagt,  ich  hette  gute  kleider  und  ein  neuen 
seiden  dammasten  rock  do  ligen,  derenthalben  ich  kein  mangel  hette. 
Sagt  er  herwider,  der  konig  sehe  mich  für  ein  solchen  man  an,  er 
wolt  das  tun.  Sagt  ich  wider,  ich  begert  es  nit,  wolts  nit  haben. 
Ich  wolt  viel  lieber,  das  der  konig  van  Englant  sagt:   do  hast  ein 

l)  Bedeutet    »schantz«    vielleicht:    dasjenige,    was  der   Kaiser    ,ein- 
schanzt1  ? 

21* 
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schif  und  ein  solche  sum  geltz,  für  *)  heimlich  zu  deim  heren  und 
bring  im  das  zu  der  ilenden  noit.  Die  koenigin  hat  mir  ein  ross 
geschenkt.  Das  hab  ich  begert  und  gern  angenommen.  Het  sunst 
eins  muessen  kaufen.  Dan  sunder  ross  kan  ich  nit  sin  . . .  Datum 
Lunden  4.  aprilis  ao.  40. 

P.  S. :  Der  Beierisch  sagt,  er  dürft  viel  verwetten,  wan  meinen 
g.  h.  not  angieng,  Sachsen  und  Hessen  wurden  s.  g.  verlossen. 
Von  Sachsen  glaub  ichs  nit.  Von  Hessen  weiss  ichs  nit,  kan  es 
aber  auch  nit  glauben.  Der  Beierisch  muss  etwas  dem  buntniss 
belangen  vom  konig  van  Englant  gemerkt  haben,  dweil  er  daruf 
redete.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  (mit  der  Aufschrift: 
»zu  seiner  1.  eigen  handen«).  Chiffriert.  Mit  Benutzung  einer  beiliegenden 
Auflösung. 

38.  Karl  Harst  an  Kanzler  Qhogreff.  London  1640 
April  5. 

Überblick  über  die  Verhandlungen  mit  dem  Könige  von  England. 
Neue  Äusserungen  des  baierischen  Gesandten.  Wankelmut  des  Königs. 
Chiffer  der  Umgebung  der  Königin. 

»Ich  muss  etlich  zum  teil  mein  vorig  schreiben  erholen.  Ich 
hab  begert  von  wegen  meins  g.  h.  an  den  konig  von  Englant,  das 
i.  mt.  den  Keiser  wol  helfen  bitten  etc.,  zum  anderen,  das  i.  mt. 
meinen  g.  h.  mit  dat  und  hilf  etc.  [!].  Uf  den  ersten  puncten  ant- 
wort  i.  mt.,  was  sie  bitten  solt;  der  Keiser  wult  nit  darvon  hören. 
Uf  den  zweiten  nicht  geantwurt,  sonder  allein  clagt  über  die  rät, 
sie  tun  nit  wol  und  man  communicier  i.  mt.  nicht.  Wan  ich  aber 
ansiehe  mein  instruction,  auch  anders  mein  furbringen,  auch  das 
schreiben,  das  mein  g.  h.  an  den  konig  van  Englant  tut,  so  hat 
der  konig  kein  grosse  fug  zu  klagen.  Dan  ich  kum  derenthalber 
hier  anzuhören,  mit  einander  zu  communicieren,  widder  überzu- 
schreiben, hieher  gegenrelation  zu  tun.  Hierumb  weiss  ich  noch 
nit,  wie  ich  das  verston  sol.  Ich  hette  mee  Ursachen  meins  be- 
dunkens,  ;derenthalben  mit  inen  zu  expostulieren,  das  auch  mitler 
zeit,  besorg  ich,  gescheen  wirt.  Begeren  wol,  ich  sol  nit  anders 
sein  dan  ir  einer.  Glaub  wol,  sie  gemeinens  gut,  gibt  [!]  aber  noch 
warm  noch  kalt.    Wolt  lieber,  das  man  in  ein  handlung  kerne  uf 

*)  D.  h.:  fahre. 
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beiden  seiten,  als  wol  mein  g.  h.  von  seinen  vient  überfallen  wurd, 
das  s.  g.  eigentlich  wüst,  was  s.  g.  sich  zum  konig  van  Englant 
vertroisten  solt  .  .  .,  uf  das  m.  g.  h.  kein  schmach  noch  schaden 
widderfur,  und  auch  das  kunigreich  mit  darzu  verwilligt.  Dan  der 
konig  ist  auch  sterblich.  Hierum  für  allen  dingen,  das  man  dem 
konig  gut  wort  gebe  etc.  Weiter,  her,  ist  der  Beirisch  gesandter 
widder  an  mir  gewesen.  Er  besorgt  allein,  das  der  konig  von  Eng- 
lant von  seinem  hern  nit  wol  informiert  seie,  und  witter,  das  sie 
meinen  hie,  dieweil  sein  hern  mit  dem  Keiser  in  einer  buntniss 
weren,1)  wird  vleicht  auch  nit  lang  ston,  so  wirden  die  gebluter 
nimmer  eins,  Hispanien,  Beiern  etc.  Dan  sein  her  herzog  Wilhem 
het  sich  dem  Keiser  zuwidder  gestelt  in  der  election  Romischen, 
auch  in  der  Bohemischen,  auch  ursach  gewesen,  das  der  Swebisch 
bunt  zertrunnen  [!],  um  widder  von  inen  zu  bringen  Wirtemberg. 
Und  mocht  wol  willen  haben,  das  ich  solchs  CrumweH  anzeigt,  uf 
das  sein  her  ein  glauben  bei  dem  konig  uberkeme.  Weiter  sagt  er 
auch,  wie  das  sein  her  widder  des  Roem.  koenings  willen  in  einer 
buntnis  oder  verstant  mit  koening  Hans  zu  Ungeren.  Aber  ob  sie 
noch  seie,  das  weis  ich  nit.  Nu  weis  ich  nit  sunderlich,  wie  ichs 
verston  sol,  ob  noch  die  Brabanter  des  konigs  von  Englant  10 a) 
gern  usser  dem  land  hetten.  Was  weis  ich,  was  für  ein  schalk 
dohinder  stecke.  Ob  die  Brabanter  nit  solten  wol  trachten,  wie  sie 
die  Beirischen  und  Pfalz  meim  g.  h.  mochten  abwendich  machen. 
Dan  ich  denk  wol,  der  Pfalzgraf  wirt  kein  kessel  um  unsern  g.  h. 
willen  überhangen.  Dan  der  ein  mocht  überkommen  Meilan,  der 
ander  10,*)  wiewol  der  Beierisch  gesandter  sagt,  das  geschrei  gieng, 
das  die  herzogin  Meilan  solt  haben  meinen  g.  h.  Antwurt  ich,  ich 
glaubt  es  nit.  Räumt  [!]  er  mir  in  geheim  in  ein  or,  wo  es  ge- 
schieht, das  sie  wol  lugen  oder  zusehen,  das  in  nit  beiden  vergeben 
werde  [!].  Aber  ich  hofte,  wan  es  alsoe  fern  kommen  were,  Got 
sol  dasselbich  verhueten.  Doch  hat  er  solche  wort  vertruter  weise 
mit  mir  geret.  Der  Beierisch  gesandter  hoft  je,  m.  g.  h.  sol  noch 
in  seiner  Werbung  ein  mitler  sein,  und  hat  mich  gefrogt  nach  euerem 
namen,  auch  dorneben,  ob  verschwigen  und  vertruter  weise  mit 
uch  zu  reden  seie.    Her,  ich  wolt,  das  die  kronung  were  gescheen. 


l)  Dieser  Satz  ist  offenbar  unvollständig. 

*)  Diese  Chiffer  ist  nicht  aufgelöst.    Nach  einem  für  Harst  bestimmten 
Alphabet  bedeutet  sie:  Tochter  des  Königs  von  England. 
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Aber  die  konigin  sagt,  ich  sol  mich  annemmen  [!],  das  der  konig 
gewar  werd  [!].  Nun  vernim  ich,  das  der  konig  ein  wankelmietig 
gemuet  hat.  Wolt  sunst  mit  Crumwell  und  dem  admiral  geret  haben. 
Die  konigin  sagt,  ich  sol  nit  usdrucklich  mit  inen  reden,  sonder 
wie  ein  gemein  sag  und  geschrei  goet  van  der  kroenung  und  als 
wan  ichs  driben  wolt.  Und  mag  also  hoeren,  was  sie  sagen.  Es 
misfelt  mir  der  konigin  rat  so  gar  nit.  Es  ist  etwas  geheims  uf 
der  bane.  Ich  bin  noch  nit  uf  dem  rechten  spur.  Wo  ichs  veiv 
mirk,  die  handlung  wil  ichs  zu  geheimsen  [!]  zuschreiben.  Ich 
vernim,  der  konigin  volk  haben  auch  ein  Ziffer  under  inen.  Es  goet 
hie  ein  junger,  sol  sein  von  Onnam  [!],  kurzlich  gewesen  in  der 
Clevischen  canzlei.  Und  wan  es  die  mein1)  were,  dan  ich  lig  hie  in 
einer  insulen,  so  wolt  ich,  das  ir  oder  doctor  Olichschleger  solchs 
underwegen  hetten  gelassen  und  im  ein  andere  und  nit  die  mein 
geben  oder  zugestelt.  Oder  ich  must  mein  feder  messigen  und  die 
hant  nit  lassen  zuvor  laufen  . . .  Geben  zu  Lunden  den  5.  aprilis  1540.« 
Am  Rande:  »tot  Gent  angekommen  in  aprili  1540«. 

G1.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  Zum  grössten  Teil 
chiffriert.     Mit  Benutzung  einer  beiliegenden  Auflösung. 

39.  Herzogin-Witwe  Maria  an  Kanzler  Gthogreff.*) 
(z.  T.)    1640  April  6. 

Ist  durch  die  Nachricht  erschreckt,  dass  »ir  haistlich  na  Klewe 
sit«.  Bittet  um  Nachricht,  »we  it  mit  minem  soen  ist«.8)  Handelt 
es  sich  um  Sachen,  »de  ich  woissen  [!]  moicht,  wer  ich  wal  begeren 
wat  noiss  zo  hoeren  ind  warumb  ir  so  in  der  eil  heinaif  gevordert 
wert.  Ist  der  awer  nit,  si  is  Got  bewollen.  —  Up  den  6.  dach  im 
appril  ao.  40.« 

J.-Bg.,  polit.  Begebh.  ad  31/*?  eighd.  Orig. 

40.  Bäte  an  die  Bäte  beim  Herzog.4)    1640  April  17. 

Stimmung  der  alten  Herzogin.  Verhandlung  mit  den  Landschaften 
von  Jülich  und  Berg.     Accise. 

Haben  der  alten  Herzogin  »den  inzog  unsere  g.  h.  ufs  aller- 
gefuegligst  und  vertroestligst  zurkennen  gegeven.    Und  wiewail  ire 

*)  Nämlich  Chiffer. 

a)  Die  Herzogin  schreibt:  Hochgreif. 

*)  Über  das  Itinerar  des  Herzogs  in  diesen  Tagen  vgl.  Ztschr.  23,  S.  64. 

4)  D.  h.  in  Gent, 
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f.  g.  im  anfang  etwas  hoch  und  moederlieh  beswerl,  so  hait  doch 
ire  f.  g.  sich  uf  beschehene  berichtung  in  friden  gestalt,  des  ver- 
hoffens,  .  .  .  Got  werd  .  .  .  alle  sachen  zom  besten  wenden  und 
forderen. 

Wir  haven  ouch  beiden  lantschaften  Guilch  und  Berg  vermog 
der  instruction  das  furdragen  gedain,  und  sin  mit  dem  bewegen  zu 
Nimmegen1)  beschehen  einich  und  wollen  sich  alle  als  gude  frome 
getrue  underdanen  halden,  wie  si  sich  schuldich  erkennen,  und 
wissen  unserm  g.  h.  nit  genochsam  zu  danken  der  truer  fürstlicher 
wolmeinong,  mit  beswerung  [!]  und  hofnong  des  besten. 

Belangen  die  accis  haven  wir  zu  Guilch  etliche  die  furnemste 
unsers  g.  h.  diener,  weidener  und  zepper2)  furgehat,  die  sich  nach 
beschehenem  bericht  gutwillich  verneinen  lassen.  Und  sol  an  uns 
nit  mangelen,  wes  wir  dainnen  zom  besten  usrichten  können  .  .  .« 
1540  April  17. 

J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  18,  Orig. 

41.  König  Ferdinand  (Graf  Salm,  Hoftnann,  Dr.  Qienger) 
und  Hz.  Wilhelm,  Verhandlung  zu  Gent  (Berieht;  z.  T.).*) 
Gent  [c.  1640  April  26].4) 

König  Ferdinand  verlangt  als  Vorbedingung  weiterer  Verhandlungen 
die  Übergabe  Gelderns.  Hz.  Wilhelm  erklärt,  darauf  ohne  den  Rat  seiner 
Mutter  und  der  Landschaft  nicht  antworten  zu  können. 


!)  Offenbar  der  Landtag  von  Nimwegen  von  April  8  oder  9  (Ztschr.  6, 
S.  129  und  23,  S.  64  Anm.  1)  geraeint. 

2)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  118  Anm.  6:  »die  undertanen  van  wirden 
und  weidener«  (vgl.  dazu  unten  S.  334  Anm.  2). 

8)  Die  Verhandlungen  werden  zwischen  König  Ferdinand  und  Hz. 
Wilhelm  geführt,  resp.  zwischen  den  beiderseitigen  Räten.  Daneben  greift 
der  Hz.  von  Braunschweig  ein.  Von  kaiserlicher  Seite  findet  keine  direkte 
Beteiligung  statt;  der  König  referiert  nur  dem  Kaiser  und  überbringt 
dann  dessen  Ansicht.  Ich  teile  aus  unserem  Bericht  namentlich  die 
Partie  mit,  welche  die  Stellung  des  Landtags  in  der  geldrischen  Sache 
erkennen  lässt.  Im  übrigen  vgl.  über  die  genter  Verhandlungen  Lac. 
Arch.  6,  S.  35. 

4)  Die  Verhandlungen  wurden  nach  Lac.  Arch.  5,  S.  35  April  16 — 25 
geführt.  Dies  ist  jedoch  nicht  ganz  richtig,  da  sie  sich  nach  unserer 
Aufzeichnung  noch  einige  Tage  über  den  25.  hinaus  erstreckten.  April  13 
war  der  Hz.  in  Gent  angekommen;  s.  Dittrich,  Nuntiaturberichte  Morones 
S.  116  Anm.     Vgl.  oben  S.  289. 
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». . .  Underhandlong,  so  die  Rom.  koe.  m.,  auch  m.  g.  h.  herzog 
Heinrich  zu  Brunswich  .  .  .  zwischen  Kei.  Mt.  und  meinem  g.  h. 
herzogen  zu  Gulich  zu  Gent  ao.  40  in  aprili  furgenomen. 

Als  hochg.  m.  g.  h.  ...  uf  koe.  m.  gnedigs  bedenken  und 
erforderen  durch  minen  g.  h.  van  Brunswich  eigener  person  zu 
Gent  erschienen  und  sich  zu  aller  .  .  .  billicheit  .  .  .  geneigt  zu 
sein  verneinen  lassen  und  auch  die  koe.  m.  sich  gar  gnediglich 
erboden,  wes  zu  hinlegong  der  sachen  dienlich  vurzuwenden,  so 
haben  demnach  van  wegen  hochg.  koe.  m.  graif  Niclais  van  Salm, 
h.  Hans  Hofman  und  doctor  Genger1)  canzler  meinem  g.  h.  von 
Gulich  uf  den  16.  aprilis  muntlich  furgetragen.«  Nun  längere  Ver- 
handlungen (namentlich  über  die  Rechtsfrage).  Der  König  erklärt, 
dass  der  Kaiser  vorerst  unbedingt  die  Übergabe  Gelderns  verlange. 
Der  Hz.  verweigert  diese  ebenso  unbedingt.  April  25  lässt  der 
Herzog  dem  König  erklären:  ,Obwohl  er  auf  die  verlesene  Schrift 
des  Königs  solchen  Bericht  thun  zu  können  glaubt,  dass  »dieselbige 
abgelent  und  seiner  f.  g.  unhinderlich  sin  wurde,  jedoch  dweil  sein 
f.  g.  Kei.  M.  entliche  meinong  hoirt  und  vernepie  .  . .  und  sein  f.  g. 
daruf  nit  erschienen  were  oder  [!]  mit  irer  mt.  sich  in  weitleufige 
argumenta  oder  disputation  zu  begeben,  sonder  verhoft  hedt,  die 
sachen  sulten  durch  andere  leidliche  wege  verdragen  werden,  und 
dweil  auch  seiner  f.  g.  die  gerechtigkeit  des  furstendombs  Gelre  und 
grafschaft  Zutphen  von  siner  f.  g.  frau  müder  ankörnen  und  sein  g. 
sich  gegen  die  lantschaft  verplicht,  one  ire  furwissen  und  willen  der 
gestalt  nit  zu  handelen,  und  auch  .  .  .  herzog  Heinrich  van  Bruns- 
wich gut  wissens  hedt,  wie  sin  f.  g.  us  sinen  landen  verreist  [!], 
so  were  siner  f.  g.  dienstliche  bit,  das  koe.  m.  seiner  f.  g.  vergunnen 
wolde,  sich  mit  siner  f.  g.  frau  müder  und  der  lantschaft  zu  be- 
sprechen und  das  i.  koe.  m.  die  guetliche  underhandlong  an  sich 
behalten  und  mitler  wil  uf  gnedige  und  leidlige  mittel  gedenken 
wol,  die  seiner  f.  g.  zu  gudem  und  zu  hinlegong  der  sachen  dienen 
mochten«.'  Der  König  lässt  antworten:  ,Ist  damit  einverstanden. 
»Und  dweil  dan  Kei.  und  i.  koe.  M^?  itzt  bi  einandern  und  villicht 
in  kurzem  verreisen  wurden,  das  darumb  m.  g.  h.  bedenken  wult, 
was  seiner  g.  und  der  lantschaft  zu  gutem  oder  unguetem  reichen 
mochte,  und  hieruf  seiner  g.  entliche  meinong  jetzt  ontdeckte.«' 
Herzog:    ,Ist   »wol  entslossen,    auf  guetliche   leidliche   wege  und 


*)  Über  Ferdinands  Rat  Gienger  vgl.  Max  Lenz  III,  S.  373. 


Digitized  by 


Google 


Nr.  42.     1540  Mai  19.  329 


middel  zu  handelet!,  aber  nit  uf  verlaissong  des  lantz,  dwil  sin  f.  g. 
und  die  lantschafl  verhoft,  wie  si  sich  des  auch  zu  mehemalen  mit 
einanderen  besprochen  und  beratschlagt,  nachdem  sein  f.  g.  zu  dem 
furstendomb  Gelre  genoichsam  berechtigt  und  nit  schuld  ich  si,  solichs 
zu  verlassen,  es  sult  siner  f.  g.  rechtmessich  billich  furgeben  und 
bericht  bi  Kei.  M.  bestendiglich  erachtet  und  sein  g.  des  angesinnens 
unbeswert  sein  bieben  .  .  .' 

Nachfolgentz  über  etliche  tag«  erklärt  der  Herzog  bei  weiteren 
Verhandlungen:  , »Nachdem  seiner  f.  g.  die  gerechticheit  zu  dem 
land  van  siner  f.  g.  frau  muter  ankörnen  und  sich  gegen  die  lant- 
schafl verplicht,1)  so  konte  sein  f.  g.  daruf  on  der  beider  rait  nit 
antworten,  wult  sich  aber  uf  das  furderligst  mit  denen  besprechen 
und  koe.  m.  und  herzog  Heinrich  seiner  f.  g.  antwort  wissen  lassen/ 

Als  auch  folgentz  sin  f.  g.  von  Kei.  und  ko.  M^b  erleubnis 
genomen,  hat  koe.  m.  seiner  f.  g.  reten  angesagt,  das  sie  die  sach 
recht  und,  wie  die  ergangen,  anbrechten  und  zom  frieden  rieden, 
darzu  si  sich  gutwillich  erboden.« 

J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  18,  Kop. 

42.  Dr.  Heinrich  Olisleger  an  den  Kanzler  und  Amt- 
mann Johann  Qhogreff  (z.  T.).    Cleve  1640  Mai  19. 

Nachdem  er  am  vergangenen  Sonntag  die  Abschrift  der  Ver- 
handlung zu  Gent  erhalten,  ist  er  zum  geldrischen  Landtag  nach 
Arnheim  geritten.  Die  geldrischen  Stände  haben  an  die  Jülicher 
und  Bergischen  zu  Düsseldorf  und  die  Clevischen  und  Märkischen 
zu  Dinslaken  geschrieben8)  und  »si  des  tractaits8)  ermaint  etc.,  wi 
der  baed  dan  die  brief  bringen  und  e.  gst.  wael  verneinen  werden«. 
—  Es  ist  »heftich  gefraigt  worden,  wess  herzouch  Henrich  v.  Bruns- 
vich  lestmael  gebracht,  ouch  of  u.  g.  h.  gein  vertroistung  van  EngeK 
lant  ontfangen.  —  Ilentz  zu  Cleve  goedesdach  vur  sacramentz  [sc: 
dach]  des  aventz  zu  7  ouren  ao.  40.« 

J.-Bg.,  polit.  Bgbh.,  ad  31/«,  Orig. 

*)  Subjekt  fehlt. 

*)  Über  den  Verkehr  der  geldrischen  Stande  mit  denen  der  anderen 
Länder  s.  oben  S.  249  Anm.  2  (S.  250). 

*)  Gemeint  ist  die  Urk.  von  1538  Januar  27  (s.  oben  S.  240). 
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43.  Die  Stande  von  Geldern  an  Hz.  Wilhelm.  Arn- 
heim  1540  Mai  25. 

Es  ist  ihnen  über  die  Verhandlungen  zu  Gent  berichtet  worden. 
Halten  den  Hz.  für  den  rechten  Erben  von  Geldern  und  sind  bereit  für 
ihn  Gut  und  Blut  einzusetzen. 

Den  in  Arnheim  versammelten  Ständen  haben  die  hzgl.  Räte 
über  die  Verhandlung  in  Gent  berichtet,  wonach  der  Kaiser  als 
Vorbedingung  für  alles  weitere  vom  Herzog  die  Aufgabe  Gelderns 
verlangt.  Nun  haben  sie  aus  den  zu  Bommel1)  (wo  der  Regentin 
Verordnete  auch  erschienen  waren)  vorgebrachten  Urkunden  und 
aus  dieser  Verhandlung  nur  sich  überzeugen  können,  dass  der  Her- 
zog der  rechte  Erbe  von  Geldern  ist.  Haben  ihn  deshalb  auch 
früher,  »as  wi  von  dem  h.  Rom.  reich  an  frembden  hern  afgesondert 
to  werden  benoedigt,  als  unsen  rechten  angeborn  erfhern  demoetlich 
angesoecht«  und  ihm  gehuldigt,  auch  von  ihm  » gegen verpflichtunge 
. . .,  umb  bi  dem  h.  Rom.  reich  to  verbleiven,  entfangen«.  Sodann 
ist  ihnen  nie  etwas  »van  einigen  verdregen  .  . .  ofte  oeverlaetungen 
an  andern  fursten  .  .  .  angekommen,«  welche  ihnen  doch  billiger- 
weise hätten  »angelacht«  werden  müssen.2)  Darum  möchte  der 
Herzog  sie,  seine  getreuen  Unterthanen,  bei  den  ihm  gethanen  Ge- 
lübden verteidigen,  bis  mit  gebührlichen  Rechten,  wozu  er  sich  stets 
erboten,  anderweitig  erkannt  wird.  Hoffen,  der  Kaiser  oder  ein 
anderer  werden  den  Herzog  und  sie  darüber  nicht  beschweren.  Sind 
bereit,  des  Herzogs  Lande  »onverdeilt  ende  onversplieten  to  halden 
ende  bei  derselber  [sc:  f.  g.]  lif,  leven,  gut  end  bloit  optesetten«.  — 
Arnheim  1540  Mai  25. 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  92,  Kop. 

44.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg. 
[Düsseldorf  1540  Mai  27  und  28.]*) 

Entschuldigung  ausbleibender  Landtagsmitglieder.  Die  Verhandlungen 
zu  Gent.     Innere  Sachen. 

Wilhelm  von  dem  Bongert  ist  durch  Palant  zu  Breidenbent 
Krankheits  halber  entschuldigt,  der  Amtmann  von  Münstereifel,  der 

s)  Vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  34. 

*)  Wie  oben  (S.  238)  erwähnt,  entbehrten  die  Verträge  von  Gorkum 
und  Grave  der  ständischen  Zustimmung. 

8)  Dieses  Datum  lässt  sich  aus  den  Worten:  ,am  folgenden  Tage 
ist  der  Abschied  gehört*  schliessen. 


Digitized  by 


Google 


Nr.  44.     1540  Mai  27  und  28.  331 

seinen  Diener  Albert  hergeschickt  hat,  durch  den  Hofmeister1)  »auch 
schwachen  halber  seins  leibs«,  der  Hofmeister  Hoesteden  durch 
Dietrich  von  dem  Horich. 

Es  ist  den  Räten,  der  Ritterschaft  und  Landschaft  über  die 
Verhandlungen  zu  Gent  berichtet  (unter  Mitteilung  der  dort  ge- 
wechselten Schriftstücke),  »mit  beger,  dweil  m.  g.  h.  nit  gehandelt 
dan  mit  irem  furwissen,  das  sie  s.  f.  g.  treuen  rat  mitteilen,  wie 
erstlich  dem  konig  zu  antworten.  Und  darauf  afschrift  [lies :  afschiet] 
gefolgt,  wie  hernach  als  etc.  In  der  handlung  ist  h.  Heinrich 
Troechs  [!]  gehoirt,  und  seine  Werbung  und  antwort  gewest  als  etc.8) 
Am  folgenden  tag  ist  der  abschiet  gehoirt  und  dabei  gesagt,  wer 
darinnen  gebrech  hette,  das  der  es  koenlich  sechte  und  Ursachen 
anzeigte;  wer  es  dan  wist  zu  besseren,  dem  solt  man  folgen  oder 
berichten.  Ist  doch  dabei  geblieben.  Folgents  hat  m.  g.  h.  furtragen 
lassen  ins  gemein,  wie  s.  f.  g.  fureltern  und  s.  f.  g.  mit  iren  under- 
tanen  vom  adel  und  andern  nihe  geferlich  gehandelt,  wult  auch, 
das  es  nit  geschege,  und  wil  inen  dannoch  unangezeigt  nit  lassen, 
wie  s.  f.  g.  sich  beschwert,  das  hinder  s.  f.  g.  understochen  und 
nachgesagt  wirt  etc.8) 

Antwort  der  Bergischen.4)  1.  Sovil  erstlich  die  gemeine  kal- 
lung,  unverstant  und  understechung  belangt,  hoeren  sie  ungern,  das  das- 
selbig  von  jemants  werde  furgenommen,  und  bedenken,  dweil  m.  g.  h. 
sich  so  gnedig  erbeut,  das  s.  f.  g.  gnediglich  gemeint,  wa  jemants 
beschwert  oder  Wagens  noedich  were,  das  s.  f.  g.  dieselbige  wult 
hoeren;  so  hetten  sie  auch  geine  ursach  zu  clagen,  zu  understechen 
oder  unverstant  anzurichten.  Sie  wulten  auch  für  ire  personen, 
wan  sie  einiche  wisten,  dieselbige  gern  berichten.  Das  s.  f.  g.  auch 
durch  die  ambtleut  daruf  sehen  und  sie  berichten  liess.  Werd 
daroever  jemants  befonden,  darinnen  wüste  sich  m.  g.  h.  wol  zu 
halden.  2.  Belangen  das  ufschreiben,  als  das  dasselbig  unglich 
bescheen  sei  vom  adel,  versehen  sich  die  ritterschaft,  das  sich  ein 
jeder  der  gebur  darinnen  wirt  schicken.    3.  Belangen  die  gebrechen, 

*)  Der  Name  fehlt.  Ober  die  damaligen  Hofmeister  s.  Nr.  62  am 
Anfang.     Amtmann  von  Münstereifel  war  Wilh.  v.  Gertzen. 

*)  S.  Nr.  46. 

*)  Der  Abschreiber  teilt  uns,  wie  man  sieht,  nur  den  Anfang  der 
hzgl.  Proposition  mit 

4)  Die  Antwort  der  Jülichschen  ist  verloren  gegangen  oder  nicht 
aufgezeichnet  worden. 
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so  die  undertanen  vom  adel  oder  andern  hetten,  segen  sie  für  nutz 
an,  das  jeder  seine  gebrechen,  doch  nach  gelegenheit  und  gestalt 
derselbigen,  dem  amptman  hette  zurkennen  gegeben  und  hilf  und 
bescheit  begert;  wa  er  es  nit  doin  kunte,  dan  bei  m.  g.  h.  anzu- 
suechen.  Doch  haven  sich  daneben  gemelte  ritterschaft  und  stede 
verneinen  lassen,  nachdem  m.  g.  h.  aus  gnaden  und  verliehung  des 
almechtigen  mit  villen  landen  versehen,  das  m.  g.  h.  in  s.  f.  g. 
zoegen  jemants  in  den  landen  liess,  den  sie  in  absein  s.  f.  g.  mochten 
ansuchen  und  bescheit  verneinen.1)  4.  Beroeren  den  unverstant  in 
den  amptern,  als  ein  ambt  gegen  das  ander,8)  so  ist  m.  g.  h.  umb 
und  umb  der  lant  her,  konte  m.  g.  h.  den  unverstant  hinstellen 
und  erörtern,  nit  wie  es  einem  jedem  gefiele,  sonder  wie  es  zu 
s.  f.  g.  und  der  lande  und  ampter  wolfart  were.  B.  Betreffen  die 
notwendige  Ordnung  mit  den  beuen,  auch  die  bestellung  der  luide, 
wist  sich  m.  g.  h.  zu  erinnern,  das  die  ritterschaft  einen  ausschoss 
gemacht;8)  wes  von  noeten  were,  kunte  m.  g.  h.  den  ausschoss  hie 
behalden  oder  beschreiben,  wan  es  s.  f.  g.  gefiele,  und  alle  notturft 
mit  inen  abreden,  und  das  es  ins  werk  gebracht  wurd.  6.  Beroeren 
die  diensten,  das  davon  auch  mit  dem  ausschoss  underret,  und  wes 
nit  von  diensten  gescheen  were,  noch  zu  doin,  und  wa  deren  auch 
mehe  von  noeden,  zu  überlegen,  wie  und  wa  solliche  fursehong  zu 
tuen,  das  die  landen  verwart  werden,  mit  dem  anhank  und  bit,  das 
bedenken  gnediglich  ufzunemen.«4) 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  90,  Kop. 

46.  Heinrich  Troesch  Gesandter  des  Königs  Ferdinand, 
Verhandlung:  mit  der  Herzogin-Mutter  und  mit  den  Ständen 
von  Jülich-Berg  (Bericht).    Düsseldorf  1540  Mai  28. 

Verhandlung  des  Troesch  mit  der  Herzogin-Mutter. 

Troesch  hat  der  Herzogin-Mutter  über  die  Bemühungen  des 
Königs,  den  Streit  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Herzog  gütlich 
beizulegen,  Bericht  erstattet  [s.  Nr.  41]  und  sie  ersucht,  den  Hz. 
zu  überreden,  die  vom  Konig  vorgeschlagenen  Vergleichsmittel  an- 
zunehmen.   Diese  hat  aber  geantwortet,  sie  habe  sich  mit  der  Land- 

l)  S.  oben  S.  132,  S.  200  Anm.  48  und  S.  302. 
*)  Vgl.  landst.  Verf.  HI,  2,  S.  86,  89  und  262  f. 
8)  Vgl.  oben  S.  302  Anm.  6. 
4)  Vgl.  S.  331  Anm.  3  und  4. 
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schaft  über  eine  Antwort  verglichen,  »wie  dan  der  gesandter  die- 
selbige  von  inen  vernommen,  und  ist  i.  f.  g.  demoedige  bit,  das 
Kei.  und  ko.  M.  i.  f.  g.  fureltern  treue  diensten  beherzigen  und 
irem  sone  derselvigen  gemessen  lassen  wolten.  —  Gezeichent  zu 
Dusseldorf  am  28.  tag  maii  ao.  40.« 

Verhandlung  des  Troesch  mit  der  Landschaft. 

Troesch  hat  Räte,  Ritterschaft  und  Landschaft  von  Jülich  und 
Berg  ersucht,  den  Hz.  zu  überreden,  die  vorgeschlagenen  Vergleiohs- 
mittel  anzunehmen  »und  sich  i.  Kei.  Mt.  gehorsam  zu  erzeigen; 
sollichs  wurd  nit  allein  s.  f.  g.,  sonder  auch  den  lantscbaften  zu 
gnaden,  gutem  und  wolfart  gedeien;  wa  auch  nit,  hette  die  lantschaft 
zu  bedenken,  was  unrats  und  beschwernuss  irem  g.  h.  und  inen 
daraus  erwachsen  mocht  etc.«  Räte,  Ritterschaft  und  Landschaft 
antworteten:  sie  hätten  durch  den  Herzog  von  der  Verhandlung  zu 
Gent  vernommen;  sie  dankten  dem  Könige  für  seine  Bemühungen, 
wie  sie  auch  ihrerseits  dem  Herzog  nur  das  raten  wollten,  »das 
erlich  und  billich  sei  und  s.  f.  g.  und  den  landen  zu  wolfart  reichen 
mochte;  und  sei  der  lantschaft  undertenige  bit«,  dass  der  König 
sich  nochmals  einer  Vermittelung  unterziehe,  damit  »s.  f.  g.  und  si 
über  das  hoich  und  billich  erbieden  nit  beschwert  werden,  und  das 
i.  mt.  insonderheit  gnediglich  wollen  bedenken,  das  nit  allein  ires 
g.  h.,  sonder  auch  ire  alderen  und  si  Kei.  und  ko.  M£?  und  der- 
selbigen  furelterU  hochlobl.  ged.  vilfeltige  true  diensten  williglich 
erzeigt  und  sie  auch  noch  neben  irem  g.  h.  zu  doin  und  umb  beide 
i.  MI*?  zu  verdienen  gneigt  sein.  .  .  .  Gezeichent  zu  Dusseldorf  am 
28.  tag  maii  ao.  40.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  96,  Kop. 

46.  Landtagsabschied  von  Jülich -Berg.  Düsseldorf 
1640  Mai  28. 

Stellung  der  Stände  zu  den  Vergleichsvorschlägen  König  Ferdinands. 

»Als  der  durchleuchtig  hochgeborn  f.  u.  h.  her  Wilhelm  herzog 
zu  Gulich  .  .  .  ritterschaft  und  geschickten  der  stede  der  fursten- 
tomben  Gulich  und  Berg  hat  furdragen  lassen  die  Verhandlung  bei 
Kei.  und  ko.  M.  zu  Gent  bescheen,  belangent  das  furstentumb  Gelre 
und  grafschaft  Zutphen,  und  wie  s.  f.  g.  dermassen  abgescheiden, 
das  s.  f.  g.  dieselbige  an  s.  f.  g.  frau  moder  und  die  lantschaft  ge- 
langen wult,  mit  gnedigem  gesinnen,  s.  f.  g.  iren  treuen  rat  darinnen 
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mitzuteilen  etc.,  so  haven  ged.  ritterschaft  und  lantschaft  einhellig- 
lich  nachfolgende  antwort  gegeben,  wie  sie  nit  anders  verstain  noch 
raiden  können,  dan  das  s.  f.  g.  in  ansehung  s.  f.  g.  hoher  und  ge- 
burlicher  erbietung  das  furstentumb  Gelre  und  grafschaft  Zutphen 
zu  verlassen  oder  in  andere  hende  zu  stellen  nit  schuldich  oder 
geburlich  sei,  wie  es  auch  s.  f.  g.  oder  sie  erent  halver  nit  doin 
können,  vermoeg  der  voriger  verplichtung  und  ufgerichten  brieven 
und  sigel,  und  sein  der  underteniger  verhofnung,  Kei.  M.  als  ein 
gnediger  loblicher  Keiser  werd  s.  f.  g.  und  die  lande  über  das  hoich 
und  billich  erbieden  nit  beschweren,  und  bitten  s.  f.  g.  undertenig- 
lich,  das  s.  f.  g.  nochmals,  wie  s.  f.  g.  bisanher  gedain,  durch 
litliche  und  erliche  mittel  sovil  moeglich  den  frieden  suechen  wil. 
Wa  aber  s.  f.  g.  darüber  beschwert  oder  furgenommen  wurd,  des 
sie  doch  nit  verhoffen  und  der  bilücheit  nach  sich  nit  versehen,  so 
haben  sie  sich  zu  mehe  ziden  lassen  verneinen,  wie  sie  auch  noch 
gutwillich  sein,  lif  und  guet  bi  s.  f.  g.  und  andern  s.  f.  g.  landen 
ufzusetzen,  beheltlich  irer  Privilegien  und  alden  herkommen,  und 
sich  in  alwege  zu  erzeigen,  wie  getruen  gutwilligen  undertanen  ge- 
burt.  —  Dieser  abschiede  sein  dri  under  m.  g.  h.  secriet  ufgericht, 
deren  ein  in  s.  f.  g.  canzlei  verblieben  und  auch  der  lantschaft  ein 
übergeben  ist.  Geschiet  zu  Dusseldorf  uf  den  28.  tag  maii  ao.  40.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  95,  Kop.1) 

47.  Landtagsabschied  von  Jülich.  Düsseldorf  1640 
Mai  28. 

Neue  Bestimmungen  über  die  Accise.*) 

Der  Herzog  verlangt  den  Rat  der  Räte,  Ritterschaft  und  Städte 
von  Jülich  wegen  des  »unverstants  des  gemeinen  mans«   betreffs 

')  Ebenda  ist  bemerkt:  »dergleichen  haven  auch  die  Clevischen 
und  Markischen  geraden  und  geschlossen  am  ersten  junii  zu  Dinslaken 
ao.  40«. 

*)  A.  a.  0.  fol.  100  (Kop.)  findet  sich  noch  eine  andere,  etwas 
ausfuhrlichere  Relation  über  die  gefassten  Beschlüsse,  die  vielleicht  dazu 
bestimmt  ist,  den  Beamten  als  Anweisung  zu  dienen.  Aus  derselben 
ergiebt  sich  zunächst,  dass  je  3  Kurmeister  für  jedes  Gericht'  verordnet 
werden  sollten.  Ferner  wird  die  Mitteilung  folgender  Stellen  aus  der 
Relation  nicht  ganz  überflüssig  sein:  ,Die  Kurmeister  sollen  »alle  wein 
und  bier,  so  zum  veilen  kauf  verzapt  und  verbruicht  wirdet,  kueren  und 
bei  irem  eide  uf  ein  jeder  vass  wins   oder  gebrue  biers  unpartilich  ver- 
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der  Steuer  auf  Wein,  Bier  und  Waid.  Sie  missbilligen  »den  un- 
verstant  und  die  moitwillicheit,  insonderheit  dweil  die  undertanen 
furhin  nit  bitlich  angesoicht«  [I].1)  Doch  bitten  sie,  dem  gemeinen 
Mann  diesmal  zu  verzeihen,  »und  das  neben  der  accisen  und  uflagen 
den  undertanen  zum  besten  gute  pollicei  ufgericht  und  der  win  und 
bier  gekuert,  auch  davon  und  von  dem  weit  nach  advenant  des 
kaufs  gegeven  und  etlichermassen  geringert  werden  moege«.  Von 
einem  Fuder  Wein,  davon  die  Quart  1  Alb.  gilt,  wären  6  M.,  und 
von  einem  Fuder,  davon  sie  2  Alb.  gilt,  3  oberl,  Gulden  zu  zahlen, 
»und  nach  advenant  mehe  of  min,  aber  das  die  bieraccis  gegeben 
und  ufgebuert  werd,  wie  die  hiebevor  verordent«.  Wein  und  Bier 
sollen  durch  drei  geschworene  »curmeister«  gekürt  und  gesetzt 
werden,  von  denen  der  eine  durch  den  Amtmann  oder  Befehls- 
haber,9) der  zweite  durch  das  Gericht,  der  dritte  durch  die  Nach- 
baren anzustellen  ist,  »und  das  die  curmeister  ufschreiben  und  dem 
accismeister  oeverantworten,  wie  hoich  und  vil  einem  jedem  gekuert 
worden,  und  welche  ungekuert  zappen  wurden,  das  sollich  win  und 

ordenen,  wes  die  quart  davon  nach  gelegenheit  des  weins  und  biers, 
auch  des  jars  gelden  sal«.  Wer  Wein  oder  Bier  »ungekuert  oder  anders, 
dan  es  gesatzt,  verzappen  und  wie  vorg.  verbruichen  wurd,«  der  soll 
das  betr.  Fass  Wein  oder  Gebräu  Bier  oder  die  Werte  dafür  »verbracht« 
haben.  »Die  curmeister  sollen«  dem  Accisemeister  schriftlich  zustellen 
und  berichten,  was,  wie  viel  und  wie  hoch  sie  bei  jedem  »gekuert« 
haben.  Die  Befehlshaber,  Accisemeister  »und  boden«  sollen  erkundigen 
und  »ufsicht  haven«,  dass  »die  accis,  wie  vurs.  gegeven,  auch  die  uilage 
von  den  koechen  und  weide,  das  mit  mudden  usverkauft,  sowal  als  van 
dem  gebranden  weide  ufgeboert  werde.  —  Verdragen  zu  Dusseldorf 
durch  unsern  g.  h.,  rede,  ritterschaft  und  stede  des  furstendombs  Gulich 
uf  den  28.  tag  des  monats  mai  ao.  40.  «'  —  Die  geschworenen  Messer' 
scheinen  dieselbe  Stellung  beim  Waid  wie  die  Kurmeister  beim  Wein 
und  Bier  einzunehmen.  ,Kurmeister'  scheint  eine  aus  der  städtischen 
Verwaltung  entnommene  Bezeichnung  zu  sein.  Vgl.  zu  dem  Wort  Rein- 
hold, Verfassungsgesch.  Wesels  S.  97;  westd.  Ztschr.,  Ergänzungsheft  6, 
S.  91  §.  22;  Annalen  30,  S.  85;  landst.  Verf.  I,  Anm.  219;  Lamp- 
recht, Wirtschaftsleben  2,  S.  483  Anm.  1;  Lac.  Arch.  7,  S.  119; 
Grimm-Schröder,  Weistümer  7,  S.  311  (u.  d.  W.  »Lebensmittel').  ,Küren' 
hat  hier  den  Sinn  von  prüfen,  abschätzen  (vgl.  Kluge,  etym.  Wörterbuch 
u.  d.  W.  kiesen).  —  Über  einen  zu  Jülich  wegen  rückständiger  Accise 
gefällten  Urteilspruch  s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  118  Anm.  6  (statt  ge- 
meinden' lies  daselbst  im  Text  ,Ämter');  vgl.  dazu  oben  S.  327  Anm.  2. 

*)  Zu  ergänzen  ist  offenbar:  haben. 

*)  Die  andere  Relation  hat:  durch  die  ,Amtleute  und  Befehlshaber'. 
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bier  s.  f.  g.  verfallen  sei,  und  die  curmeister  bei  iren  eiden  unpar- 
teilich kueren  nach  gelegenheit  des  weins,  biers  und  jars«.  Von 
einem  Setzen  gebrannten  Waids,  »das  uswendich  verkouft  oder  ge- 
fuert  wirt«,  soll  »nach  advenant  das  es  gilt«,  für  jeden  Goldg.  ein 
Weisspfennig  gegeben  und  100  Mudden  ungebrannten  Waids,  »die 
auswendig  verkouft«,  zu  drei  Setzen  gerechnet  und  »nach  advenant 
davon  gebuert«  werden,  mit  »namen  von  jederm  ggl.  ouch  einen 
alb.«.  Die  Auflage  soll  von  dem  1.  Juni  1538  an1)  »nach  jetziger 
linderung  ufgebuert  und  anstunt  usgemaint  und  gegeben«  werden. 
Die  geschworenen  Messer  haben  den  Accisemeistern  anzuzeigen, 
wie  viel  Waid  sie  ausgemessen,  die  Accisemeister  und  Boten  fleissige 
Aufsicht  zu  führen,  »das  das  weit,  so  in  den  koechen  und  mit  den 
mudden  usverkouft  wurde,  gleichsfalls  angezeigt,  und  davon,  wie 
verordent,  geboert«  werde.  In  den  Kirchen  ist  öffentlich  auszu- 
rufen, dass  jeder  seine  Accise  bezahle  und  angebe,  »wievil  weits 
usgefuert  sei  oder  werde,  uf  verleuss  des  weits  oder  sovil  als  das 
wert  ist«.  Die  säumigen  sind  als  ungehorsam  zu  strafen.  —  Der 
Herzog  hat  dieses  alles  bewilligt.  »Geschrieben  zu  Dusseldorf  den 
28.  maii  ao.  40.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  98,  Kop. 

48.  Kurfürst  von  Sachsen,  Antwort  auf  das  Anbringen 
der  jülicher  Gesandten  Rat  Dr.  Cruser  und  Sekretär  Johann 
Udenheimer  (Protokoll).8)    Torgau  1640  Oktober  22. 

Die  Verheiratung  des  Herzogs.     Das  französische  Bündnis. 

Kurfürst  hat  den  Bericht  freundlich  aufgenommen,  dass  ein 
Bündnis  zwischen  dem  König  von  Frankreich  und  dem  Hz.  von 
Jülich  gegen  jedermann,  ausgenommen  das  römische  Reich,  ge- 
schlossen, dass  die  Verheiratung  des  Herzogs  mit  der  einzigen 
Tochter  des  Königs  von  Navarra  beschlossen  worden  sei,  dass  »die 
instrumenten  und  briefe«  unterschrieben,  mit  dem  königlichen  In- 
siegel  befestigt  und  durch  Dr.  Cruser  »s.  f.  g.  aus  Frankrich  zu- 
bracht«. Kurfürst  wird  die  Verheiratung  geheim  halten,  zumal  der 
König  von  Frankreich  den  Herzog  hat  bitten  lassen,  niemand  ausser 

')  Der  Abschied  von  1538  Juni  25  (s.  oben  Nr.  3,  S.  256)  hat 
dagegen  Juli  1. 

*)  Ober  die  vorausgehenden  Verhandlungen  zwischen  Kursachsen 
und  Frankreich  vgl.  Vetter  im  neuen  Archiv  f.  sftchs.  Gesch.  14,  S.  27  ff. 
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dem  Kurfürsten  »noch  zur  zeit  davon  anzaigung  zu  tun«.  —  Die 
Gesandten  haben  ferner  den  Auftrag  auf  ein  Bündnis  zwischen  dem 
König  von  Frankreich,  dem  Hz.  und  dem  Kurfürsten  samt  dessen 
Freunden  und  Bundesverwandten  hinzuwirken.  Cruser  hat  dem 
Kurfürsten  mitgeteilt,  dass  der  König  sich  vor  seiner  Abreise  zu 
diesem  Bündnis  bereit  erklärt  habe  und  dass  der  Hz.  von  dem 
König  und  anderen  seinen  Freunden  verstanden  hat,  dass,  wenn 
man  eine  Legation  zum  König  schicken  würde,  ein  Bündnis  »zu 
gegenwer  uf  glichmessige  wege  baiderseitz  gemacht  mocht  werden«. 
Der  Kurfürst  ist  damit  einverstanden  und  wird  darüber  mit  seinen 
Bundesverwandten  verhandeln,  welche  in  l1/«  Monaten  zu  einer 
Zusammenkunft  zusammentreten  werden.  Der  Kurfürst  wird  daselbst 
dahin  wirken,  dass  eine  Legation  an  den  König  beschlossen  wird. 
Der  Kurfürst  hätte  aber  gern  die  Modalitäten,  auf  welche  hin  der 
König  von  Frankreich  das  Bündnis  schliessen  will.  Er  wünscht 
weiter  zu  wissen,  ob  der  Hz.  sich  in  dem  Bündnis  auf  die  Seite 
des  Königs  oder  des  Kurfürsten  und  dessen  Bundesverwandten 
stellen  wolle.  —  »Actum  Torgau  fritags  nach  Luce  ao.  dorn.  1540.« 
Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47c,  Kop. 

49.  Herzog  Wilhelm,  Entschliessung  auf  die  Anfragen 
Kursachsens  betreffs  des  französischen  Bündnisses.1) 
[Nach  1640  Oktober  22.] 8) 

»Anzeichnis  belangen  die  antwort,  so  Cruser  vam  curfursten 
van  Sachsen  bracht.« 

1.  Betreffs  der  »artickel  der  einigung  zwischen«  Frankreich, 
Sachsen  und  seinen  Mitverwandten  und  dem  Hz.  »Wan  m.  g.  h. 
van  dem  konig  verneme,  was  artickel  dem  konich  gefellich«,  wird 
er  sie  dem  Kurfürsten  zukommen  lassen,  »doch  ungeferlich,  das  die 
einigung  und  verbonteniss  zu  der  gegenwer  dermassen  zu  stellen 
sin  mocht,  of  der  konig  oder  der«  Kurfürst  von  Sachsen  »und  sine« 
oder  der  Hz.  »van  imantz,  er  wer,  der  wult,  mit  der  dait  und  ge- 
walt  beswert  oder  si  [!]  oder  ire  lande  und  underdanen  us  inchen 
Ursachen  überzogen  wurden,  das  alsdan  die  andere  denselvigen  zu 
der  gegenwer  sullen  redden  und  hilf  zuschicken,  nemlich  der  konig  n., 

*)  Offenbar  sollte  diese  Entschliessung  als  Grundlage  eines  an  Kur- 
sachsen zu  richtenden  Schreibens  dienen. 
2)  Das  Datum  ergiebt  sich  aus  Nr.  48. 
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curfurst  van  Sachsen  n.  und  m.  g.  h.  n.,  nach  gelegenheit  eines 
ideren,  si  ire  lande  und  stait  helfen  verdedingen  und  underhalden l) 
salvo  iure  imperii.  2.  Das  m.  g.  h.  nit  uf  des  konigs  side  noch 
uf  der  protesterender  side,  sonder  als  der  dritte  in  der  Vereinigung 
begriffen.  3.  Liest  sich  m.  g.  h.  den  platz  gefallen,  da  es  dem 
konig  und  curfursten  gefellich.« 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47  c,  Orig.  oder  Kop. 

50.  Herzog  Wilhelm,  Vertrag  mit  F.  v.  Tzwist*)  Aber 
die  Annahme  von  Reitern.    1641  Februar  3. 

Herzog  Wilhelm  erklärt,  dass  »wi  unseren  lieven  getruen  Frede- 
richen van  Tzwist  hofmeistern  umb  sunderling  guit  betrouen,  wi 
tot  oen  hebben,  in  unserm  dienst  angenaemen  hebben,  dat  hi  up 
unsen  gesinnen  und  bescheidong  ruiter  in  unseren  dienst  up  gebur- 
liche  und  sulche  bezoldung,  als  wi  ander  dergelichen  unsen  dienst- 
mannen und  ruiteren  uitrichten  und  geven  werden,  upbrengen  ind 
sich  vort  gegen  uns  halden  sal,  als  einen  getruen  dienstman  geboirt.« 
Verspricht  ihm  jährlich  zu  Lichtmess  (von  1542  an)  100  Embder 
Gulden,  zu  zahlen  »durch  unseren  uphever  und  ontfanger  unser 
gülden  und  renten«  in  der  Grafschaft  Ravensberg.  —  1541  Februar  3. 

J.-Bg.,  Urkunden,  Nr.  3779,  Orig. 

51.  Ghogreff,  Itabot  von  Plettenberg»  und  Hosteden  an 
Waohtendonk  und  Olisleger.    1541  Februar  22. 

Zusammenkunft  mit  Münster.  Verhandlungen  mit  den  Ständen  von 
Cleve  und  Mark.  Musterung  der  Reiter  und  Einspännigen.  Münzverhand- 
lung mit  Kurköln.  Steuererhebung  in  Geldern.  Eintreibung  der  Steuer- 
rückstände. 

Es  wäre  nützlich,  wenn  der  Herzog  mit  dem  Bischof  von 
Münster  um  Halbfasten  eine  Zusammenkunft  hätte. 

Ferner  ist  zu  bedenken,  ob  man  nicht  um  Halbfasten  »mit  den 
Clefschen  und  Markschen  handien  sul  uf  den  afscheit,  der  bi  leven 
unsers  g.  h.  sei.  zu  Essend8)  ist  ufgericht,   so  die  Gulchschen  und 

f)  Konstruktion! 

2)  Vgl.  Runge  i.  d.  osnabrücker  Gqu.  II,  S.  276. 
8)  Sind  die  oben  S.  274  f.  Nr.  14  mitgeteilten  Beschlüsse  von  1539 
Januar  12  gemeint? 
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Bergschen  furhin  das  best  gedain  und  die  Geirischen  ouch  nu  doin.« 
Sodann  wäre  zu  bedenken,  ob  nicht  die  Dienste  in  Cleve  »uf  ein 
gelt  zu  setzen  weren  durch  das  ganze  lant  zu  vollest  der  beue  zu 
Ravenstein  und  Gennep,  damit  es  u.  g.  h.  nit  al  us  siner  f.  g.  budel 
darstrecken  dürft,  dwil  dan  in  allen  andern  landen  zu  den  beuen 
gedint  oder  gelt  darfur  gegeven  wirdet«.  Die  Märkischen  brauchte 
man  dazu  nicht  zu  berufen,  weil  die  Bauten  allein  das  Land  Cleve 
betreffen. 

Die  Reiter  und  Einspännigen  sind  zusammen  schleunigst  nach 
Goch  zur  Musterung  zu  beordern.  Die  Marschälle  sollen  die,  die 
»der  oerter  angenomen  sin«,  bescheiden  und  den  Termin  hierher 
mitteilen,  »damit  die  marschalke  alhi  die  andern,  die  diser  oerter 
angenomen«,  auf  denselben  Termin  nach  Goch  bescheiden. 

Mit  Kurköln  ist  ein  Tag  wegen  der  Münze  zu  vereinbaren. 
»Dan  sunst  verleuft  die  münz  zu  verderflichem  schaden  der  lande 
und  luide.« 

Vor  allen  Dingen  ist  es  nötig,  dass  »die  Satzung  und  boerong« 
in  Geldern  »umb  und  umb  ins  werk  gebracht  werd. 

Man  wirt  hi  oben  allen  fliss  furwenden,  das  der  hinderstant 
van  den  vorigen1)  stuiren  und  bedegelt  werd  ingefordert.  Und 
sehen  für  noedich  an,  das  dem  ouch  alda  so  geschehe.«  *)  —  1541 
Febr.  22. 

J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  fol.  191,  Kpt. 


')  Im  Jahre  1541  gab  es  noch  Rückstände  der  Steuer  von  1535. 
Vgl.  landstd.  Verf.  III,  2,  S.  89  Anm.  37a. 

2)  A.  a.  0.  fol.  202  (Orig.)  die  Antwort  hierauf  (Wachtendonk  und 
Olisleger  an  Gogref)  d.  d.  Cleve  1541  Febr.  25:  ,Es  sind  Briefe  aus 
Frankreich  angekommen.  Der  Herzog  hält  es  für  nützlich,  dass  baldigst 
an  den  Kurfürsten  von  Sachsen  »die  beide  meinongen  in  Crusers  brief, 
so  van  der  aliancien  defensive,  so  ouch  van  der  meinong  der  religion 
und  vornemlich,  dass  [eine  Chiffer;  offenbar:  der  König  von  Frankreich] 
gegen  die,  van  der  lere  [d.  h.  der  neuen?]  sin,  nit  geferlichs  oder  straf- 
lichs  vurwenden  leist,  inhalt  derselviger  schritt«  geschrieben  werden. 
»Van  die  bescheidong  der  Glefschen  lantschaft  lassen  wir  noch  uis  be- 
wegenden Ursachen  berusten  .  .  .  Die  garnisouner  sint  zu  Goch  uf  letare 
bescheiden.«  Wissen  Adressaten  darin  nichts  zu  ändern,  so  mag  es 
dabei  bleiben,  und  »ir  heddet  die  gelegenheit  den  Gulichschen  und 
Bergschen  van  baven  ouch  kont  zu  doen«/ 

22* 
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52.  Hz  Wilhelm,  Instruktion  für  Joh.  v.  Vlatten  Propst 
zu  Xanten  und  Cranenburg,  Joh.  v.  Dockum  gen.  Friess, 
Konrad  Heresbach,1)  Joh.  Waltmeier,8)  Sibert  Mutzhagen8) 
zum  Reichstag  zu  Regensburg  (z.  T.).  Cleve  1641  Fe- 
bruar 23. 

Geldrische  Sache.  Religionssache.  Türkensache.  Münzwesen.  Unter- 
haltung des  Kammergerichtes.  Gesuch  um  Belehnung  des  Herzogs  mit 
Jülich-Cleve  und  mit  Geldern. 

3.  »Nachdem  wir  in  den  Geldrischen  Sachen«  vom  Kaiser  »ge- 
fordert sein  worden«,  sollen  die  Gesandten  vor  Kaiser,  König  und 
Reichsständen  unsere  Entschuldigung  und  Verantwortung  thun,  unsere 
Berechtigung  anzeigen,  gütlich  Verhör  und  ehrliche  leidliche  Hand- 
lung »uf  anbringen  nit  abschlagen«  oder  aber  ordentlichen  Prozess 
und  Erkenntnis,  wie  es  sich  nach  der  Natur  der  Sache  und  des 
Reiches  und  »desselbigen  lehens  herkompst«  gebührt,  bewilligen, 
ferner  die  Beschwerden,  die  uns  von  kaiserlichen  Befehlshabern 
begegnen,  vortragen.4)  Falls  Hz.  Antoji  zu  Lothringen  einige  ver- 
meinte Forderungen  abermals  vorbringt,  sollen  die  Räte,  »wiewol 
wir  nit  darzu  beroufen*,  kurzen  Gegenbericht  thun  »allein  berichts- 
weise«. 4.  Wenn  in  der  Religionssache  »zu  innichem  buntniss  wult 
geschritten  werden,  sollen  sich  unsere  rete  unser  getaner  Augs- 
purgscher6)  protestation  erinneren  und  sich  der  gemess  halten  und 

*)  Vgl.  Ztschr.  23,  S.  67  f. 

2)  Es  ist  wohl  Joh.  Valtenmeier  gemeint;  vgl.  Sammlung  der  Reichs- 
abschiede II,  S.  442. 

8)  Die  letzten  zwei  als  »dero  rechten  doctoren  und  licentiat«  be- 
zeichnet.    Über  lic.  iur.  Mutzhagen  vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  30. 

4)  Auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  überreichen  die  »Gulchische 
verordente  gesandten«  1542  August  16  (J.-B.,  Hzgt.  Geldern  Nr.  21, 
Kop.)  eine  Vorstellung,  in  der  es  u.  a.<  heisst:  Der  Hz.  hat  auf  den 
vorigen  Reichstagen  zu  Hagenau,  Regensburg  und  Speier  durch  seine 
Gesandten  sich  stets  erboten,  sofern  Friede  und  Recht  im  Reiche  erhalten 
und  er  und  seine  Lande  darin  begriffen,  »bei  ordenlichem  rechten  ge- 
lassen und  aller  tetlicher  handlung  bis  zu  erkantnuss  überhaben  .  .  . 
und  dasjenig,  irer  f.  g.  in  Flandern  [vgl.  unten  Nr.  68]  und  sonst  durch 
der  Kei.  M.  .  .  .  bevelhaber  one  furgehende  rechtliche  erkantnuss  für- 
enthalten,  widerumb  restituirt  und  darneben  irer  f.  g.  die  zom  oftenmal 
gebeden  belehenong  irer  furstendomb  und  landen  und  insonderheit  der- 
jenigen, darumb  nit  streit  ist,  widerfaren  mochte,«  —  dass  dann  der 
Hz.  sich  gleich  anderen  Fürsten  »in  aller  gehorsambheit  erzeigen  wolte«. 

B)  Vgl.  unten  Nr.  67  §.  2. 
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alles  das  helfen  furderen,  was  zu  frid,  eindracht  und  walfart  des 
reichs  dienlich«.  Wenn  mit  dem  christlichen  Gespräch  fortgefahren 
wird,  haben  sie  sich  »vermog  des  schriftlichen  verfasten  raitslags 
und  nottulen  zu  halten«.1)  5.  Wenn  eine  Türkensteuer  bewilligt 
wird,  sollen  sie  sich  nicht  absondern,  »sovem  furhin  gemeiner  frid 
und  versicherong  im  reich  furgenomen  und  geslossen  und  wir  mit 
darin  begriffen,  versichert,  ouch  im  anslag  über  gebur  nit  beswert 
werden«.  6.  Sollen  »ein  bestendige  münz  sovil  möglich  helfen 
furderen,  doch  das  Kei.  M.  und  andere  "umbligende  erbland  und 
grenitzen  mit  darin  verfast«.*)  7.  »Sovern  .  .  .  das  camergericht 
vermuge«  der  zu  Worms  1521  aufgerichteten  Ordnung  mit  »per- 
sonen  besatzt  und  darnach  allenthalben  gehalten«,  sollen  sie  »zu 
lidlicher  underhaltung  desselbigen  zu  bewilligen8)  sich  nit  besweren«. 
10.  Sollen  beim  Kaiser  um  Belehnung  mit  Jülich,  Cleve?  Berg,  Mark 
und  Ravensberg  nachsuchen  und  die  Belehnung  vermöge  »ires 
genomen  gewaltz  ent fangen«.  Geschieht  darin  Verzug,  so  sollen 
sie  »unsere  liebe  heren  und  oheimen«  die  Kurfürsten  »und  etliche 
fursten  uns  derhalben  zu  verbitten  [!]  ersuchen«.  Gewinnt  deren 
Fürbitte  »kein  stat,«  so  sollen  sie  »gemeine  curfursten,  fursten  und 
stende  abermals  ein  gemeine  furbit  zu  tun  erforderen«.  Hat  das 
auch  keinen  Erfolg,  so  sollen  sie  »sich  unser  ehafter  notturft  nach 
unsers  gehabten  fleiss  bezeugen  und,  das  der  mangel  der  empfenknis 
an  uns  nit  gewesen,  öffentlich  protestieren  und  soliche  protestation 
in  des  reichs  protocol  protocollieren  lassen  und  davan  schein  und 
beweis  begeren«.  11.  Sollen  den  Kaiser  nochmals  um  Belehnung 
mit  junserem*  Fürstentum  Geldern  und  Grafschaft  Zütphen  ersuchen 
und  die  Belehnung  »empfangen«  gemäss  ihnen  zugestellter  Voll- 
macht.4) Im  Fall  der  Weigerung  sollen  sie  »gleichermass  protes- 
tieren und  sich,  wie  oben  van  der  belehenong«  mit  Jülich,  Cleve 
u.  s.  w.  »angezeigt,  auch  allenthalver  schicken  und  halten«.  — 
Cleve  1541  Febr.  23. 

J  -Bg.,  RV.,  Nr.  10,  Orig. 


l)  Vgl.  Max  Lenz  3,  S.   19. 

a)  Vgl.  landstd.  Verf.  III,  2,  S.   128  Anm.  4;  oben  S.   141. 

8)  Objekt  fehlt. 

4)  S.  die  Vollmacht  zum  Empfang  der  Belehnung  Lac.  ÜB.  4, 
Nr.  540  (mit  gleichem  Datum).  Sie  ist  speziell  für  Vlatten,  Joh.  v. 
Wittenhorst,  Dockum  und  Heresbach  ausgestellt. 
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63.  Ghogreff  an  Marschall  Wachtendonk  und  Dr.  Oli- 
sleger  (z.  T.).    Düsseldorf  1541  März  24. 

Herrenlose  Knechte.     Musterung  der  Reiter  zu  Goch. 

».  .  .  Wir  willen  alhi  der  hemlosen  knecht  halver  van  wegen 
unsere  g.  h.  Schriften  usgain  lassen  den  inlouf  nit  zu  gestaden, 
wie  ir  us  dem  concept  zu  erfaren. l)  Im  fal  man  es  für  gut  ansege, 
mochtet  ir2)  derglichen  brief  ouch  dabeneden  usgain  lassen,  uf  das 
der  inlouf  umb  und  umb  so  vil  möglich  behindert  werd.«  Weil 
aber  erfahrungsmässig  solche,  oft  ausgegangene  Befehle  wenig  ge- 
nützt haben,  so  wäre  es,  da  man  doch  die  Reiter  nächsten  Montag 
zu  Goch  mustern  soll,  zweckmässig,  in  jedem  Lande  etliche  zu 
verordnen,  »die  für  und  für  durch  die  lande  reeden,  streufen  und 
den  amptluden  zu  staden  quemen«.  Wassenberg  soll  anhalten,  dass 
auch  vom  Kurfürsten  von  Köln  der  Einlauf  herrenloser  Knechte 
in  seine  Lande  verboten  werde;  die  Antwort  desselben  wird  den 
Adressaten  mitgeteilt  werden.  Anbei8)  liegt  »die  anzeichniss  mit 
den  ruitern,  wie  die  hiebevor  für  gut  ist  angesehen«.  Es  wäre  gut, 
wenn  jemand  aus  der  Kanzlei  bei  der  Musterung  wäre,  um  aufzu- 
zeichnen, was  mit  ihnen  [sc.  den  Reitern]  vertragen  würde;  Kopien 
dieser  Aufzeichnung  würden  den  Marschällen  und  der  Kanzlei  zu- 
zustellen sein.  —  »Geschreven  zu  Dusseldorf  am  24.  martii  ao.  41.« 

J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/«,  Kpt. 

64.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Verhandlung 
mit  dem  Ausschuss  und  den  Hauptstädten  von  Jülich. 
Hainbach  1641  April  11. 

Vortrag  durch  den  Hofmeister  Hoesteden  am  13.  April  in  Jülich: 
Berufung  des  Herzogs  zum  Reichstag;  Geldrische  Sache;  Verheiratung 
des  Herzogs;  Abreise  nach  Frankreich;  herrenlose  Knechte. 

(Das  folgende  ist  dem  Ausschuss  und  den  Hauptstädten  von 
Jülich  durch  den  Hofmeister  Hoesteden    in  der  Stadt   Jülich  am 

*)  Vgl.  oben  S.  140  Anm.  233  und  Scotti  I,  Nr.  32,  welcher  be- 
merkt, dass  er  die  späteren  Verordnungen  dieser  Art  nicht  notiert  habe. 

2)  D.  h.  in  Cleve-Mark. 

*)  An  anderem  Orte  werde  ich  demnächst  einige  (undatierte)  Akten- 
stücke veröffentlichen,  welche  sich  auf  die  mit  Unterstützung  des  Königs 
von  Frankreich  aufzustellenden  Reiter  beziehen.  Vielleicht  ist  eines  von 
diesen  oben  im  Text  gemeint. 
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13.  April  1541  vorgetragen  worden.)  1.  Der  Kaiser  hat  den  Herzog 
zum  Reichstag  erstens  als  Reichsstand,1)  dann  wegen  Geldern  und 
Zütphen  durch  einen  Herold  aus  Brabant  geladen,  ebenso  die  Stände 
von  Geldern  und  Zütphen.  »Nu  vermirkt  s.  f.  g.,  das  Kei.  M.  vil- 
licht  durch  s.  f.  g.  missgonner  der  dingen  anders,  dan  sich  die  zu- 
getragen, bericht,  wie  sie  aus  der  kurzer  Verzeichnung,  die  man 
inen  sol  verlesen,  zu  spueren.  Die  Verzeichnung  zu  lesen  und  an- 
zuzeigen. Wiewol  sie  selbs  zum  teil  wissen,  das  die  Sachen  ver- 
moeg  des  jetzigen  berichts  bescheen,  das  auch  dieselbige,  wie  die 
zu  Gent  ergangen,  nit  allein  muntlich,  dan  auch  schriftlich,  wie  die 
einer  dem  andern  oevergeven,  furgedragen,  gelesen  und  nichts  ver- 
schwegen,  doch  dweil  m.  g.  h.  allezeit  der  foegen  gebruicht  und 
vil  lieber  an  s.  f.  g.  fürstlicher  reputation  etwas  nageben  willen, 
dan  s.  f.  g.  landen  und  luiden  geferligkeit  erwecken,  so  hat  s.  f.  g. 
s.  f.  g.  rete  und  geschickten  neben  der  Gelrischer  lantschaft  verordenten 
mit  notturftiger  und  geburlicher  instruction  und  volmacht  hinauf 
gefertigt  und  wult  noch  gern  sovil  an  s.  f.  g.  alle  erliche  und  lit- 
liche  wege  suchen,  damit  der  misverstant  nidergelacht  und  der  friet 
mochte  erhalden  werden.«  2.  Ausschuss  und  Hauptstädte  wüssten 
sich  zu  erinnern,  wie  nicht  allein  sie,  sondern  auch  andere  vom 
Adel  und  Städte  wiederholt  darum  angehalten,  dass  der  Herzog  sich 
vermählen  wolle,  »und  s.  f.  g.  lang  in  guter  hofnung  gestanden, 
das  s.  f.  g.  sich  an  die  orter,  da  es  Kei.  M.  gefellig,  sult  haven 
bestat  und  nemlich  an  die  witwe  von  Meilan.«  Nun  aber  hat  der 
Herzog  erkannt,  auch  jüngst  wieder  in  Gent,  dass  der  Kaiser  darin 
nur  gegen  Verzicht*  auf  Geldern  willigen  würde,  und  deshalb  auf 
abermaliges  Anhalten  der  Unterthanen  »durch  furderung«  des  Königs 
von  Frankreich  sich  mit  des  Königs  von  Navarra  einziger  Tochter 
»ingelassen,  und  si  der  hilich  gededingt  und  geschlossen,  doch  hab 
s.  f.  g.  sich  nit  weiters  ingelassen,  dan  einen  gehorsamen  fursten 
des  reichs  wol  ansteet  und  geburt,  wie  auch  der  koning  das- 
selbig  wol  hab  liden  moegen,   das  s.  f.  g.   sollichs  furbehalden.  — 

*)  Mit  Schreiben  d.  d.  Speier  1541  Januar  19  ersucht  der  Kaiser 
den  Hz.  persönlich  zum  Reichstag  in  Regensburg  zu  erscheinen  und 
bemerkt  in  einem  P.  S.,  er  selbst  könne,  durch  das  Podagra  zurückge- 
halten, erst  etwa  Febr.  20  in  Regensburg  sein.  J.-Bg.,  Reichstagsver- 
handlungen Nr.  10,  Druck  (das  P.  S.  Handschrift).  Dieses  Schreiben 
erwähnt  die  geidrische  Sache  nicht.  Über  die  anderen  kaiserlichen 
Schreiben  s.  Ztschr.  1,  S.  7. 
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Nota:1)  ob  der  aliancen  halver  gefragt,  mocht  man  sagen,  m.  g.  h. 
hette  mit  dem  koenig  die  aliancen  zur  gegenwer  ufgericht.«  —  Auf 
den  Wunsch  des  Königs,  »in  der  ile  dahin  zu  kommen«,  ist  der 
Herzog  dann  eilends  nach  Frankreich  gegangen.  »So  hat  auch  s.  f.  g. 
s.  g.  frau  moder  gebeden,  das  i.  f.  g.  sambt  i.  g.  in  jederm  lande 
zugeordenten  reden  s.  g.  lande  und  luide  in  gnedigem  bevelh  haben 
und  halden  wol,  vermoeg  der  placaten,  die  s.  f.  g.  mit  eigener  hant 
underzeichent.«  Die  Unterthanen  sollen  der  Herzogin  Mutter  und 
den  Räten  inzwischen  Gehorsam  leisten.  3.  Mit  Rücksicht  darauf, 
dass  bei  der  Nachricht  von  des  Herzogs  Abreise  »der  louf  und 
zusamenbeschreiung  der  knecht«  zunehmen  könnte,  und  dass  den 
Befehlen  des  vorigen  und  des  jetzigen  Herzogs,  »geine  hernlosen 
knecht  zu  gestatten,2)  auch  zu  verbieden  und  weren,  das  sich  geine 
undertanen  in  das  zusamenlaufen  begeven  oder  sich  bestellen  lassen, 
etliche  Amtleute  nicht  genug  nachkommen,  will  der  Herzog  »inen 
zu  behuelf  etliche  ruiter  an  die  ortflecken  legen  oder  im  fal  der  not 
riden  und  streufen  lassen«,  damit  der  Zulauf  der  Knechte  verhindert 
werde.  »Und  ist  s.  f.  g.  gnedigs  gesinnen,  bevelh  und  meinung,  das 
sie  darinnen  auch  den  ambtluiden,  ruitern  und  sonst  mallick  andern 
behulflich  und  beiredich  sein,  damit  die  undertanen  und  die  lande 
unbeschwert  und  unverdorben  verbleiben.  Und  im  fal  jemantz  us 
inen  ichtwas  von  bestellung,  annemung,  zusamenloufen  oder  anders 
furqueme,  sollichs  in  der  ile  den  negstgesessenen  verordenten  reten 
und  folgents  hochgedachter  m.  g.  frauen  anzuzeigen,  im  besten 
darauf  verdacht  zu  sein  und  die  geferlicheit  und  verderben  abzu- 
wenden helfen.  —  Gezeichent  zu  Hamboch  am  11.  aprilis  ao.  41.« 8) 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  102,  Kop. 

66.  Die  herzoglichen  Räte  in  Frankreich  an  Landdrost 
Binzfelt,  Hofmeister  Hosteden  »oder  Hart  und  marschalk« 
(z.  T.).    Chätellerault  1641  Mai  27. 

Rückweg  des  Herzogs.  Lothringen.  Festungsbauten.  Besorgung  von  Geld. 

Der  Hz.  wird  seinen  Rückweg  voraussichtlich  durch  Lothringen 

nehmen  und  der  König  von  Frankreich  ihn  »dahin  vergleiden  lassen- 

*)  Diesen  eingeschobenen  Satz  habe  ich  nach  der  clevischen  In- 
struktion (s.  oben  S.  294  Anm.  2)  korrigiert. 

*)  S.  oben  S.  342  Anm.  1. 

8)  Der  11.  April  ist  das  Datum  der  Instruktion,  der  13.  das  des 
Berichtes  an  den  Ausschuss. 
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Dan  wiewail  der  hilich  mit  der  weduwen  van  Meilanen  seinen  vort- 
gank  gewinnen  wirt,  so  stain  doch  die  sachen  zwischen  dem  konig 
van  Frankrich  und  Lotringen  dermassen,1)  das  sich  Lotringen  dem 
konig  ufs  nue  verplicht,  wider  iderman  zu  dienen,  ouch  durch- 
zoege  zu  vergönnen  zu  walgefallen  des  konigs,  also  das  der  zorn 
nedergelacht.«  Dies  sollen  Adressaten  geheim  halten.  Der  Hz.  wird 
von  hier  aus  bei  der  Königin  in  Brabant  und  auch  bei  Lothringen 
um  Geleit  nachsuchen  lassen.  Adressaten  sollen  an  die  von  Trier 
und  Lüttich  gleichfalls  um  Geleit  schreiben  und  die  Antwort  dem 
Hz.  schleunigst  mitteilen.  Weiter  wünscht  der  Hz.,  »das  ir  die  bue 
im  lande  Guilch,  Duisseldorf  und  Ravestein,  ouch  die  boerung  der 
penningen  im  lande  Gelre  forderen  lasset  so  vil  als  möglich«.  — 
Sollen  Geld  »in  gereitschaft«  halten  und,  sobald  Absender  wieder 
deshalb  schreiben,  es  nach  Antwerpen  schicken.  —  »Geschreven 
zu  Chasteleraum  den  27.  maii  ao.  41.« 
J.-Bg.,  FS.  ad  Nr.  16,  Kop. 

56.  Zeitung  aus  Begensburg.    [1541  Juni  14—21].*) 

Der  Landgraf  von  Hessen.  Sessionsstreit  zwischen  Jülich  und  Savoyen. 
Hz.  Heinrich  von  Braunschweig.     Türkenhilfe. 

»M.  g.  h.  heft  tidong  kregen  van  Regenspurg  .  .  . 

Der  lantgraf  is  van  Regenspurg  gereist.  Ist  vast  sollicitirt  vam 
Keiser.  Hat  sich  aber  gegen  vertruwete  lassen  vernemen,  das  er 
sich  gegen  dien  koening  noch  m.  g.  h.  nit  wulte  lassen  gebruichen. 
Morelet  si  bi  ime  gewest  zu  Nuremberg.8)  Wirt  der  koening  un- 
getwivelt  wol  verstanden  haven,  wes  er  mit  ime  gehandelt.  Savoyen 
hait  session  im  richsrait  begert  und  der  Keiser  bevalen,  neist  baven 
mins  g.  h.  gesandten  zu  setzen.    Das  ime4)  abgeschlagen  und  durch 

x)  Vgl.  Siegfried  Fitte  a.  a.  0. 

*)  Dieses  Aktenstück  muss  nach  Juni  14  verfasst  sein,  weil  der 
Landgraf  schon  von  Regensburg  abgereist,  und  vor  Juni  21,  weil  König 
Ferdinand  noch  nicht  angekommen  ist.  Vgl.  Max  Lenz  III,  S.  109; 
Bruns,  die  Vertreibung  Hz.  Heinrichs  v.  Braunschweig  I,  S.  76  und  78. 
König  Ferdinand  wurde  am  21.  wenigstens  erwartet;  spätestens  am  23. 
ist  er  eingetroffen  (Forschungen  I,  S.  390). 

8)  Über  diese  Zusammenkunft  Morelets,  des  französischen  Gesandten 
mit  den  deutschen  Protestanten,  s.  Vetter,  Reichstag  zu  Regensburg  1541, 
S.  162.     Vgl.  auch  Max  Lenz  III,  S.  109. 

4)  D.  h.:  dem  Gesandten  von  Savoyen. 
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einen  forsten  angesacht,  die  herzogen  van  Gulich  und  Cleve  hedden 
alzit  in  des  richs  rait  als  gehorsamen  iren  stant  gehat,  aver  der 
van  Savoyen  als  ein  ungehorsamer  geacht,  und  darumb  wurden  die 
stende  inen  nit  baven  m.  g.  h.  sitzen  lassen.  Und  als  der  ambassiat 
van  Savoyen  den  fursten  gefragt,  ob  er  sulchs  sinem  heren  muge 
anzeigen,  daruf  geantwort:  jae,  ouch  dem  Keiser.« 

Herzog  Heinrich  von  Braunschweig  hat  dem  Gesandten  des 
Herzogs  Wilhelm  befohlen,  zu  schreiben,  »das  er  sich  gegen  s.  f.  g. 
nit  wil  lassen  gebruichen«. 

Die  Türken  »sin  uf  dem  wege  und  haven  ein  brugge  über  das 
wasser  geschlagen.  Derhalver  der  Keiser  der  religion  sach  zurugge 
gestalt  und  begert,  van  hilf  und  widerstant  gegen  den  Türken  zu 
handeln.  Aver  die  stende  willen  alle  gerne  fridens  und  rechtens 
versichert  sin.  Der  Roem.  koening  sol  ankommen,  und  man  ver- 
sehe sich,  darnae  sulle  man  van  der  sachen  van  Gelre  handelen.« 

J.-Bg.,  FS.,  Nr.  17,  fol.  251,  Kpt.1) 

67*  Verordnete  Jülichs  (Kanzler  Ghogreff,  Marschall 
Wachtendonk,  Marschall  Rossem  und  Dr.  Cruser)  und  Ver- 
ordnete Frankreichs  (Kardinal  Tournon,  Kanzler8)  von 
Frankreich,  Marschall  Annebaut  und  Sekretär  Bayard), 
Verhandlung  (Bericht).    [OhAtellerault]  1541  Juni  19. 

Chancen  eines  Krieges  des  Kaisers  gegen  den  Herzog.  Frankreich 
wünscht  eine  Erweiterung  des  Bündnisses. 

Die  jülicher  Verordneten:  Der  Kaiser  wird  »nit  gerne  das 
rieh  und  die  Duitzschen  verzornen  in  ansehung  siner  verplichtongen  and 
wes  ime  oich  an  Duitzlant  gelegen.  '  So  segen  die  Duitzsche  stende 
oich  nit  gern,  das  m.  g.  h.  über  sin  recht  und  billich  erbieden  mit 
gewalt  überfallen  solt  werden,  want  s.  g.  were  rechte  erve  zu  dem 
land  Gelre,  hete  gein  gewalt  gebruicht  und  dede  sich  zu  allen 
rechten  und  billigheit  erbieden.  Sult  nu  s.  g.  darüber  mit  gewalt 
beswiert  werden,  wes  dan  dem  einen  huede,  das  moechte  dem 
anderen  morgen  begegenen.  Und  si  wüsten,  wan  der  Keiser  mins 
g.  h.  land  hette,  dat  er  dan  meister  über  Duitzlant  were,  want  er 
dan  die  stroeme  inkrege  und  an  allen  orteren  uskommen  kunte,  so 


*)  Am  Rande  ist  bemerkt:   »hiruf  heft  Cruser  ein  dubbel  in  Welsch 
gestelt  und  sub  nomine  prineipis  dem  koening  zugeschickt«. 
*)  Poyet. 
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er  itzont  in  Duitzlant  nit  komen  mach  dan  durch  mins  g.  h.  landen, 
usgescheiden  durch  Naemen  und  Lutzenburg.  ...  Es  solden  oich 
die  underdanen  des  Keisers  Niderlande  [!]  nit  gerne  sehen,  das  der 
Keiser  vehede  anneme.  .  .  .  Dan  so  die  vehede  angienge,  so  wurden 
inen  ire  narongen  und  komenschaften  ganz  und  al  benommen,  dwile 
sie  die  uf  Duitzlant  zu  wasser  und  zu  lande  durch  unsers  g.  h. 
lande  furnemlich  gebruichen  muessen.  Dan  sulte  die  vehede  duiren 
und  die  kaufluide  andere  stroeme  und  haven  suechen,  als  uf  der 
Elbe  und  Weser,  wan  dan  solchs  einmal  geschege,  so  wurden  die 
naerongen  villicht  aldae  verbliven  und  inen  beschwerlich  wider  zu 
krigen  sin. 

Es  have  m.  g.  h.  oich  vil  oirtflecken,  darus  Kei.  M.  Niderlande 
merklich  beschedigt  werden  kunnen«.  Nun  dieselben  [die  Geldrischen 
eingeschlossen]  aufgezählt  und  dabei  erwähnt,  dass  man  Sittard, 
Heinsberg,  Jülich,  Euskirchen,  Bergheim,  Düsseldorf  »itzont  vestigt. 
.  .  .  Mit  geschutz  und  pulver  ist  man  zimlich  versehen,  und  man 
lest  deglichs  mer  machen.  Item  m.  g.  h.  hait  sich  vast  besorgt 
mit  heuftluiden  und  befelsluden,  umb  ruter  und  knecht  ufzubringen«, 
so  dass  man,  wenn  »s.  g.  mit  gelde  versehen  und  zuvoren  gewarnet 
ist,  ruiter  und  knechte  redelicher  massen  bekommen  sal.  Item  die 
beue  zu  vollenfueren,  die  hoeftlude  und  bevelslude  zu  underhalden, 
vil  kuntschaften  und  bestellungen  zu  doin,  die  oirtflecken  zu  be- 
setzen und  verwaren  zu  laissen,  oich  die  artilerie  zu  rüsten,  ist 
und  wirt  ein  mirkliche  somme  geltz  angewant,  dardurch  dan  m.  g.  h. 
sich  degelichs  verbloessen  moess,  und  alsoe  siner  g.  beschwerlich 
vil  kriegslude  lang  zu  underhalden.  Und  wiewol  s.  g.  gude  willige 
undersaessen  hait,  die  ein  ganz  treue  gemuet  und  neigong  zu  siner 
g.  haven  und  bi  siner  g.  lif  und  guit  im  falle  der  noit  ufsetzen 
wurden,  so  bedenkt  man  doch,  wanehe  es  zur  veheden  queme  und 
si  verbrant  und  verdorven  wurden,  das  sie  alsdan  s.  g.  mit  gelde 
wenich  solten  zu  stuir  kommen  kunnen.  '  Dan  so  die  gewalt  nit  zu 
groiss  were,  kunte  s.  g.  sich  mit  sinen  luden  behelfen,  wuchs  der 
Keiser  (die  gelegenheit  wol  wissende)  dermassen  nit  wirt  anfangen. 
Item  man  bedenkt,  dass  Kei.  Mt.  us  vorger.  oirsachen  gein  lange 
noch  ridende  vede  annemen,  sonder  in  der  ile  mit  einem  geweidigen 
häuf  kommen  werde«.  Wenn  aber  der  Herzog  mit  Geld  und  Leuten 
gefasst  ist,  um  ihm  den  ersten  Widerstand  zu  leisten,  und  seine 
Freunde  gleichfalls  angreifen,  so  würde  der  Kaiser  seine  grosse 
Macht  nicht  an  einer  Stelle  gebrauchen  können,    sondern  verteilen 
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müssen,  und  der  Herzog  könnte  »in  einem  Uenden  zuch  .  .  .  des 
Keisers  lande  an  vilen  platzen  angrifen  und  afbruch  doin  .  .  .  Dwil 
aver  itzont  geine  vehede  ist,  so  werden  zu  ziden  etzliche  Versam- 
mlungen uf  vilen  platzen  gemacht,  daegegen  dan  s.  g.  genoedicht, 
glichermassen  uf  verdacht  zu  sin,  ruiter  und  knechte  zu  versamelen 
und  siner  g.  oirtflecken  zu  besetzen  zu  mirklicher  grosser  unkost, 
und  wirt  s.  g.  gewarnet,  das  Kei.  M.  datselvige  duck  gebruichen 
werde,  umb  minen  g.  h.  bloiss  zu  halden  [!]  und  alsdan  einmael 
mit  grosser  gewalt  zu  kommen,  waneir  man  sich  nit  daegegen  ge- 
fast  hette«. 

Die  französischen  Verordneten:  Halten  es  für  notwendig, 
»die  allianci  wider  zu  erklieren,  nemlich:  waneir  eenich  zuch  vor- 
fiele, das  es  dan  zu  beiden  deilen  ein  sach  sin  und  einer  dem 
anderen  zu  hilf  kommen  sold«. 

Die  jülicher:  Wollen  es  dem  Herzog  anzeigen,  wünschen 
nähere  Angabe,  »ob  es  were  zur  gegenwere  ader  selbst  anzufangen«. 

Die  französischen:  »Einer  wurde  zu  ziden  genoedigt  zur 
gegenwere  und  dannoch,  ehe  der  angrif  uf  inen  geschege,  begeve 
sich  die  gelegenheit,  das  er  selbst  erst  angrifen  moeste.  Darumb 
beduchte  oen,  dat  man  die  erklieronge  siecht  stelte,  dat  der  einer 
dem  anderen  bistendich  sin  solte  aen  wider  erklieronge  sowael  van 
der  gegenwere  als  oich  selbst  anzugrifen.« 

Die  jülicher:  »Wie  solchs  der  lantschaft  nit  voirgegeven 
were  und  alsoe  aen  derselbiger  nit  entlichs  zu  schliessen.« 

J.-Bg.,  FS.,  Nr.  17,  fol.  232,  Orig.     Regest  bei  Ruble  S.  126  f. 

58.  Jülicher  Gesandte,  Erklärung  an  die  gemeinen 
Reichsstände  auf  dem  Reichstag  zu  Regensburg.1)  [Regens- 
burg 1641  Juli  26.] 

Stände  haben  von  ihnen  vernommen,  dass  Hz.  Wilhelm  bereit 
ist,  mit  den  Reichsständen  die  eilende  Türkenhilfe  zu  leisten  und 
alles  zu  thun,  was  einem  gehorsamen  Fürsten  des  Reichs  wohl  an- 
steht, doch  unter  der  Bedingung,  dass  auf  diesem  Reichstag  »frit 
und  recht«  im  Reich  aufgerichtet  und  der  Herzog  darin  mitbegriffen 
wird.  Wenn  das  nicht  geschehen  sollte,  so  erklären  sie  hiermit 
vor  den  Ständen,  dass  sie  von  des  Herzogs  wegen  »in  einiche  hilf 
uns  inzulassen  keinen  bevelh  haben  .  .  .  Wir  haben  auch  hieneben 


')  Vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  168  f. 
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e.  cur-  und  f.  g.  und  g.  angezaigt,  wes«  der  Hz.  »in  dem  Augspur- 
gischem  abscheit1)  verpflicht,  dass  sich  i.  f.  g.  darin  aller  gepur 
und  unverweislich  solte  wissen  zu  halten.  Aber  das  wir  dieser 
zeit  ferner  denselbigen  dan  furhin  beschehen  in  einichem  weg  solten 
bestettigen,  das  zu  tun  hetten  wir  mit  nichten  bevelh«.  Reichs- 
stände möchten  »solichs  nit  anders  dan  unsers  g.  f.  und  h.  unver- 
meitlicher  notturft  nach  beschehen  zu  sein  aufnemen  und  in  des 
reichs  protocol,  wie  sichs  gepurt,  verzeichnen  lassen«. 

Am  Rande:  »uberantwort  am  25.  julii  1541«.  Ebenda  ist 
ferner  bemerkt:  »Diese  protestation  ist  dem  Menzischen  canzlern 
uberantwort  am  tage  wie  vurs.  und  darauf  von  ime  zugesagt  worden, 
die  in  des  reichs  protocol  ufzeichnen  und  protocollieren  zu  lassen«. 

J.-Bg.,  RV.  Nr.  10,  Kop.*) 

58  a.  Bischof  Franz  von  Münster  und  Hz.  Wilhelm 
von  Jülich  schliessen  eine  Erbeinigung.  Essen  1541  Au- 
gust 17. 8) 

Zusicherung  des  Rechtsweges  für  die  beiderseitigen  Unterthanen. 
Schutzbündnis  der  beiden  Fürsten.  Die  Unterthanen  des  Bischofs  sollen 
nicht  gegen  den  Hz.  dienen.  Der  Bischof  und  seine  Nachkommen  sollen 
bei  ihrer  Landesherrschaft,  seine  Kapitel  bei  ihrer  freien  Kur,  seine 
Landschaften  bei  ihren  Freiheiten  bleiben.  Streitigkeiten  zwischen  ihm 
und  seinen  Landschaften  vermittelt  der  Hz.;  solche  zwischen  beiden 
Fürsten  ein  Schiedsgericht  aus  ihren  Räten.  Den  Nachkommen  wird  nur 
nach  Bestätigung  der  Erbeinigung  gehuldigt.  Der  Bischof  wird  seine 
Landschaften  bewegen,  in  die  Erbeinigung  zu  willigen.  Der  Bischof  darf 
einen  Koadjutor  nur  mit  Zustimmung  des  Herzogs  annehmen. 

0  Vgl.  Ranke  4,  S.   168. 

2)  Juli  28  überantworten  die  jülicher  Gesandten  noch  folgende  Pro- 
testation (a.  a.  0.,  Kop.)  den  Reichsständen:  ,Sind  bisher  weder  auf  ihr 
Anhalten  noch  auf  der  Reichsstände  Fürbitte  wegen  Geldern  »verstendigt« 
worden,  ob  der  Hz.  bei  Recht  gelassen  und  »tauiger  handlung  bis  zu 
erkantnuss  des  rechten  überhaben  pleiben  sol,  on  welchs  wir  in  einiche 
hilf  ader  auch  einichen  abschiet  entlich  zu  willigen  nicht  gwalt  haben«. 
Erklären  deshalb,  dass  sie  nur  unter  der  Bedingung  in  den  Abschied, 
der  jetzt  in  Verfertigung  ist,  willigen  können,  dass  der  Hz.  durch  den 
Abschied  oder  sonst  »des  friedens  vergwissigt«  und  bei  Recht  vermöge 
des  kaiserlichen  Landfriedens  und  des  h.  Reichs  Ordnungen  gelassen  werde. 
Bitten,  diese  Protestation  gnädig  aufzunehmen  und  in  des  Reichs  Kanzlei 
registrieren  zu  lassen.'    Vgl.  hierzu,  was  Ruble  S.  153  zu  Juli  28  erwähnt. 

•)  Vgl.  hierzu  oben  S.  290  Anm.  3  und  4  und  S.  338  Anm.  2; 
Henne  7,   S.  321  f.;  Ztschr.  23,  S.   102. 
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Franz  Confirmierter  zu  Münster  und  Osnabrück  und  Admini- 
strator zu  Minden  und  Wilhelm  Hz.  zu  Jülich,  Geldern  u.  s.  w. 
erklären,  dass  sie  sich  heute  einer  Erbeinigung  »und  anders  ver- 
gleichen«. Beide  sind  hier  in  Essen  persönlich  erschienen.  1.  Es 
sollen  »irer  f.  g.  underdanen  in  des  anderen  landen  .  .  .  verdedinget 
werden  und  geleit  haven  für  gewalt.  Wa  ouch  imantz  in  des  an- 
deren landen  am  rechten  zu  doin  hette,  das  ime  zu  gepurlichem 
rechten  und  furderücher  usdracht  verholfen  werd.  Das  dergleichen 
die  underdanen  nit  bekümmert  noch  angehalden  werden,  dan  umb 
ire  eigene  schult,  brachten  ader  burgschaft  an  enden  und  steden, 
da  es  sich  geburt.  Das  ouch  in  innichen  beider  heren  landen  des 
anderen  vianden  nit  ufgehalden,  undersloift  oder  furschob  gedain, 
sunder,  wie  sich  geburt,  verfolget  und  zu  recht  versiechert  werden. 
2.  So  imantz  van  beiden  fursten  und  derselvigen  landen  oder  ire 
erven  und  nakomlingen  van  imantz  vergweldigt  oder  überzogen 
wurden  innicher  sachen  halver,  da  si  geburlich,  gleichmessich  recht 
und  ausdracht  erliden  mochten  und  sich  daruf  erbeiden  deden,  das 
einer  dem  anderen  mitsampt  sinen  landen  und  underdanen  na 
noittroft  der  sachen  zu  der  gegenwer  beistendich  sie  und  verdedingen 
helfe.«  3.  Der  Herzog  und  seine  Nachkommen  sollen  den  Bischof 
von  Münster,  seine  Kapitel,1)  Ritterschaft,  Städte  und  Landschaften 
und  deren  Nachkommen  »in  freuntligen  und  genedigen  schütz  nemen 
.  .  ;  und  behalden«.  Dafür  sollen  des  Bischofs  von  Münster  Unter- 
thanen  gegen  den  Herzog,  seine  Lande  und  Unterthanen  »nit  doin, 
deinen  ader  sich  gebruichen  lassen,  sunder  sich  in  dem  und  sust 
erzeigen,  wie  schirmsverwanten  geburt«.  4.  Es  sollen  »min  g.  h. 
van  Munster  und  siner  f.  g.  nakomen  bi  irer  f.  g.  hoicheit,  regalien 
und  regierunge  als  fursten  des  richs  und  irer  f.  g.  capitulen  bi  irer 
frier  kuer,  auch  sampt  ritterschaften,  steden  und  lantschaften  und 
sust  iderman  bi  siner  friheit,  Privilegien  und  gerechticheit  unver- 
kürzt verbliven.  5.  Ob  sich  innich  unverstant  zwischen  iren  f.  g. 
und  iren  capitulen,  ritterschaft  und  lantschaften  .  . .  zudragen  wurd, 
den  sie  under  sich  nit  nederlegen  oder  verdragen  kunten,  das  als- 
tan  hoichg.  min  g.  h.  herzoch  ader  seiner  f.  g.  erven  und  nakome- 
lingen  dieselvige  mit  allem  fliss  in  der  gude  nederlegen  oder  na 
befinden  in  der  billicheit  darüber  erkennen.  6.  Ob  sich  innich 
unverstant  zwischen  beiden  fursten  und  irer  g.  nakomelingen  und 

')  plur.,  weil  auch  an  die  Kapitel  von  Osnabrück  und  Minden  ge- 
dacht ist. 
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erven  zudroige  .  . .,  das  ein  jede  [!]  zween  scheitbar  rede  verordene, 
die  ouch  in  dem  fal  der  eide  verlassen  werden  sullen,  die  i.  f.  g. 
der  gebrechen  guetlich  entscheiden,  und,  wa  si  es  nit  eins  werden 
konten,  das  si  alstan  einen  ader  mehe  obermenne  keisen  mögen.« 
7.  Es  sollen  »alle  künftige  heren  und  bischofen,  ehe  sie  ange- 
nomen1)  ader  gehuldet  werden,  duse  erbeinunge  bestedigen«.  8.  Es 
hat  »m.  g.  h.  van  Munster  für  sich  selbest  gewilliget  und  wil  mit 
böigstem  vliss  bi  den  capitulen,  ritterschaften  und  steden,  seiner  f.  g. 
stift  und  lande  daran  sin  und  furderen,  das  sich  dieselbige  in  die 
erbeinigung  mit  hoichg.  minem  g.  h.  herzogen  und  seiner  f.  g.  erven 
und  nakomelingen  begeben  und  willigen.  Und  ob  dasselbich  der- 
massen  nit  zu  erhalden,  das  dannoch  m.  g.  h.  van  Munster  mit  allen 
denen,  der  s.  f.  g.  mogich  und  mechtich  oder  die  umb  s.  f.  g.  doin 
und  lassen  wollen,  seiner  f.  g.  leve  lank  dainnen  verplicht  si  und 
sich  in  gine  handelunge  inlasse,  de  dieser  erfeinigunge  zuweder  sein 
mucht.  9.  Ob  m.  g.  h.  von  Munster  kunftiglich  bedacht  word, 
innichen  coadjutoren  anzunemen,  das  solchs  on  rat  und  beleven 
hoichg.  mins  g.  h.  herzogen  nit  geschein  sol.  —  Verdragen  und 
gezeichent  zu  Essent  am  17.  dage  augusti  ao.  41.«  Beide  Pacis- 
centen  haben  ihr  Siegel  angehängt. 

J.-Bg.,  Urkunden,  Nr.  3787,  Orig.  Es  hängt  nur  das  Siegel  von 
Münster  daran.  Daselbst  auch  das  Kpt.  mit  eighd.  Unterschriften  der 
beiden  Paciscenten.  ■) 

Ebenda  (Kzpt.  mit  eighd.  Unterschriften)  ein  Nebenvertrag  fol- 
genden Inhalts: 

1.  Der  Herzog  zahlt  dem  Herrn  von  Münster  jährlich  sein 
Leben  lang  2000  Goldgulden;  wenn  die  Erbeinigung  durch  dessen 
Kapitel,  Ritterschaft,  Städte  und  Landschaften  angenommen  und  be- 
stätigt ist,  so  jährlich  3000  Goldgulden.  2.  Der  Herzog  stellt  dem 
Herrn  von  Münster  jetzt  2000  und,  »wan  s.  f.  g.  mit  derselviger 
lantschaften  handelt«,  noch  1000  Goldgulden  zu,  »die  s.  f.  g.,  da 
es  siner  g.  noedich  bedunkt,  usdeilen  mach.  Derglichen  sal  s.  f.  g. 
etligen,  die  dise  sachen  furderen  helfen,  zusagen  mögen  ein  zimlich 
dinstgelt  ein  zit  lank  van  jaeren  in  al  bis  zu  200  oder  300  gülden 
zu.  —  Verdragen  und  gezeichent  zu  Essend  under  beider  miner 
g.  hh.  gewonlichen  hantzeichen  am  17.  dage  augusti  ao.  41.« 

^  —  oben  g   ß4     —  "      ~     "~  - 

*)  Im  Staatsarchiv  zu  Münster  befindet  sich  (nach  frdl.  Mitteilung 
des  Herrn  Archivrats  Dr.  Keller)  eine  entsprechende  Urkunde  nicht.  Der 
Vertrag  ist  also  nicht  perfekt  geworden. 
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69.   Bäte  an  Dr.  Oruser.    Düsseldorf  1641  Oktober  9. 

Kursachsen  hofft  seine  Mitverwandten  noch  zum  Bündnis  mit  Frank- 
reich bringen  zu  können.  Schwierigkeit,  die  in  der  Differenz  zwischen 
Pfalz  und  Dänemark  liegt.  Verspätung  der  Ankunft  der  Gemahlin  des 
Herzogs. 

Der  kursächsische  Rat  Amtmann  Matthis  v.  Wallenrod1)  hat 
hierher  »allerlei  vertruete  fruntliche  Werbung  bracht«.  Der  Kur- 
fürst hat  sich  eifrig  bemüht,  seine  Mitverwandten,  >wa  nit  alle, 
doch  eins  deils«  zu  dem  mit  Frankreich  aufzurichtenden  Bündnis 
zu  bewegen,  »doch  geinen  entlichen  bescheit  erlangen  können.  Und 
nachdem  Kei.  M.  und  i.  M.  luide  wol  vermirkt,  das  der  curfurst 
van  Sassen  und  sine  verwanten  vil  anslege  und  practicken  des 
Keisers  behindert,  wulten  si  dieselvigen  gern  uf  ire  side  gezogen 
haven.  Aver  der  curfurst  ist  nit  bewegt  worden,  sonder  für  und 
für  bestendig  bleven,  wiewol  das  Kei.  M.  inen  vil  nagelassen,  wuchs 
us  dem  abzunemen«.  Nun  über  die  den  Protestierenden  »on  fur- 
wissen  der  gehorsamen  stende«  vom  Kaiser  auf  dem  Reichstage 
gegebene  Declaration  (wovon  Kopie  anbei).2)  Cruser  mag  dieselbe 
dem  König  von  Frankreich  im  geheimen  zustellen,  »unvermeldet 
in  das  offenbair,  das  si  van  unserm  g.  h.  uberschickt  si.  Nachdem 
nu  Kei.  M.  der  protestierenden  wil  gedain,  hait  der  curfurst  si  nit 
so  bald  uf  ko.  mt.  [sc. :  von  Frankreich]  side  bringen  können.  Doch 
nit  zu  weniger,  dwil  s.  curf.  g.  vermirkt,  das  ko.  mt.  der  duitscher 
nation  geneigt  und  gern  wult  furdern,  das  dieselbige  bi  irem  lob- 
lichem altherkomen  mocht  bliven  und  underhalden  werden  (wie  dan 
des  curfursten  gemoet  gegen  dem  vaderlande  alzit  ouch  also  ge- 
standen und  noch),  so  wil  s.  curf.  g.  noch  nit  aflassen,  sonder  alle 
mittel  und  wege,  zu  der  einigung  dinlich,  suchen  und  forderen«. 
Hat  deshalb  den  Landgrafen  in  eigener  Person  zu  sich  beschrieben 
und  glaubt,  dass,  wenn  Herzog  Wilhelm  sich  mit  Dänemark  ver- 
binden wollte,  dann  »der  lantgraf  sampt  dem  konig  van  Denmarken 
und  siner  curf.  g.  sich  mit  u.  g.  h.  und  folgentz  sementlich  mit 
ko.  mt.  van  Frankrich  in  fruntliche  einigung  und  verstenteniss  zu 
der  gegenwer  begeven  wurden;  und  wan  das  geschehen,  wurden 
die  andere  protesterenden  zom  meheren  deil  wail  folgen.  Aver 
u.  g.  h.  hait  dainnen  etwas  bedenkens  gehat  umb  phalzgref  Frede- 

')  Vgl.  neues  Archiv  f.  sächs.  Gesch.  14,  S.  27  Anm.  23. 

2)  Ober  die  regensburger  Deklaration   vgl.  Max  Lenz   3,   S.  129  ff. 
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richs1)  wil,  damit  s.  f.  g.«  ihn  und  seinen  Bruder  den  Kurfürsten 
„»sampt  dem  anhang  nit  verslain  [!]  oder  in  verdenken  bringen 
durfte.  Und  mocht  wol  liden,  das  der  konig  van  Denmark  und 
phalzgref  Frederich  erst  weren  verglichen  oder  phalzgref  Frederichen 
etwas  zu  gudem  in  der  einigung  gedacht  werden  mocht,  als  mit 
usbehaldung  oder  freuntlicher  dedigung.  So  konte  man  den  weid- 
lichen anhang  ouch  mit  ko.  mt.  zom  besten  an  der  hand  be- 
halden«.  Doch  will  sich  der  Herzog  hierin  gern  dem  fügen,  was 
der  König  wünscht. 

Der  Kurfürst  erbietet  sich  ferner,  bei  »unsere  g.  h.  huisfrauen 
heimkompst«  zu  erscheinen,  und  bittet  um  Mitteilung  des  Termins. 
Hofft,  dass  eine  angesehene  Person  von  des  Königs  wegen  mit- 
kommt, um  »der  verstenteniss  halver  zu  handien.  Dwil  aver  nu 
der  verzog  furgefallen,  so  segen  wir  noch  für  gut  an,  das  koe.  mt. 
dem  curfursten  und  unserm  g.  h.  schrieve  die  Verhinderung  mit  an- 
gehefter vertroestung,  das  s.  koe.  mt.  die  princesse  gegen  künftig 
oesteren  gewisslich  herusschicken  wurd.«  —  Düsseldorf  1541  Ok- 
tober 9. 

J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  fol.  283,  Kpt. 

60.  Hzgl.  Bäte  an  Oruser  (z.  T.).    1541  Oktober  16. 

Besoldung  von  100  Curassieren.     Anstellung  der  Clerken. 

Es  ist  »uch  bewust,  das  der  konig  unserem  g.  h.  am  lesten 
zu  den  vorigen  50  kueritzern  noch  50  zu  underhalden  gewilligt«.8) 
...  In  Frankreich  werden  »25  kueritzer  van  der  meister  und  75 
van  der  geringster  bezalung  angenomen«.  Hier  dagegen  meint  jeder 
ebenso  gut  und  wehrhaftig  zu   sein  wie  der  andere.    Deshalb  hat 

l)  Vgl.  Henne  7,  S.  324. 

*)  Hierhin  gehört  offenbar  folgende  (undatierte)  Gelöbnisformel  (Cl.-M., 
Vh.  zu  Geldern,  Nr.  49a,  Kpt.):  »Ir  gelaeft  bei  uer  eren  und  glouven, 
das  ir  wol  und  getreulich  dienen  sullet  dem  allerchristligsten  konig  van 
Frankrich  under  dem  bevelh  meins  g.  h.  des  herzogen  zu  Cleef,  Gulch  etc. 
gegen  und  widder  iderman,  dahin  hochg.  herzog  uch  schicken  und  ge- 
bruichen  wirdet,  uisgescheiden  das  heilich  reich.  Und  so  ir  ichtwas 
wüsten,  das  dem  konig  zu  nachteil  und  schaden  reichten,  sulchs  sollet 
ir  hochber.  herzogen  euerm  capitein  zurkennen  geven.  Das  ir  auch 
alzit  perde  und  hämisch  bereit  haven  sollet,  so  lange  ir  in  dienst  sit. 
Doch  wem  es  nit  langer  gelegen  wer  zu  dienen,  sol  6  wechen  zuvorn 
ufsagen  mögen.«     Vgl.  auch  oben  S.  342  Anm..  3. 

23 
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der  Herzog  bestimmt,  dass  die  100  in  der  Besoldung  gleichgestellt 
werden  sollen  (nämlich  jeder  zu  200  Frank  jährlich).  So  fehlen 
noch  500  Gulden,  welche  der  Herzog,  »umb  unverstant  zu  verhoeden 
und  glicheit  zu  underhalden,  dabi  legen«  will.  Das  Amt  des  »clerken 
oder  rent[meister],  der  die  garnisuiner  bezalen  sol«,  hat  der  König 
nach  Crusers  Brief  auf  Wunsch  des  Marschalls  Hainbault  [Annebaut] 
einem  in  Frankreich  vergeben.  »So  versteit  man  ouch  daneven, 
wie  die  andern  hern,  die  garnisuin  haven,  selbs  die  clerken  be- 
stellen. Doch  wil  u.  g.  h.  derhalver  gein  wort  haven.«  —  1541 
Oktober  16. 

J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  fol.  307,  Kpt. 

61.  Bäte  an  Dr.  Oruser.    Düsseldorf  1541  Oktober  29. 

Das  Ausbleiben  der  Gemahlin  des  Herzogs  von  schädlichen  Folgen. 
Frankreich  möchte  in  der  dänisch-pfälzischen  Sache  vermitteln.  Ver- 
mittelung  der  rheinischen  Kurfürsten  zwischen  Kaiser  und  Herzog. 

Hinweis  auf  die  Botschaft  des  kursächsischen  Gesandten  [s. 
Nr.  59].  Die  Bündnisangelegenheit  wird  nicht  wenig  dadurch  ver- 
zögert, dass  viele  die  Ankunft  der  Gemahlin  des  Herzogs  bezweifeln. 
Sie  fürchten,  der  König  möchte  sich  mit  dem  Kaiser  vertragen  und 
»die  Duitsche  zwischen  beiden  sitzen  laessen.  Dan  Kei.  M.  haf 
selfs  gesacht,  i.  M.  haf  guit  wissen  .  .  .,  das  u.  g.  h.  die  dochter 
van  Navarra  nit  krigen  werd,  si  ouch  gein  ehe  zwischen  inen  beiden, 
und  man  spotte  in  Frankrich  mit  u.  g.  h.,  damit  der  koening  des 
zu  besser  ein  verdrag  mit  i.  M.  krigen  mog.  Nu  wuld  u.  g.  h. 
gern,  das  die  beide  orsachen  mochten  uf  sid  gedain  werden,  also 
das  man  mit  etlichen  vertrueden,  da  es  uch  guit  bedunkt,  davan 
spreche«.  Auch  wäre  es  gut,  dass  der  König  sich  »in  guitliche 
handlong«  zwischen  Dänemark  und  Pfalzgraf  Friedrich  einliesse  und 
dass  er  den  letzteren  »nit  verwerf.  Dan  er  hait  einen  groessen 
anhank  und  wirt  curfurst  werden.  Ist  ouch  mit  Kei.  M.  nit  wal 
zufreden.  U.  g.  h.  verhoft  in  mit  mehe  anderen  uf  des  koeninks 
sid  zu  brengen.  Wer  darumb  guit,  das  der  koening  die  sach  ver- 
druege«.  Herzog  Wilhelm  hat  dem  Pfalzgrafen  Frd.  im  Vertrauen 
entdeckt,  »was  der  van  s.  Vincenti1)  mit  dem  koenink  van  Navarra 

')  Schwager  Granvellas,  Francois  Bonvalot,  seit  1537  Abt  von 
S.  Vincent  in  Besancon,  mehrere  Jahre  kaiserl.  Gesandter  in  Frankreich. 
Vgl.  allg.  d.  Biogr.  9,  S.  581. 
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geret.  Bedankt  sich  der  warnong  und  begert,  of  es  nit  möglich, 
das  es  siner  f.  g.  us  Frankrich  mocht  geschreven  oder  untboeden 
werden  van  imant,  der  nit  fil  na  dem  Keiser  fragt.  Sulchs  mochtet 
ir  mit  der  koeniginnen  van  Navarren  sprechen,  was  dainnen  doin- 
lich.    Dan  pfalzgr.  Fr.  wurd  es  Kei.  M.  ufmutzen.  .  .  . 

Die  curfursten  am  Rine  haven  sich  entslossen,  das  ider  einen 
rait  in  die  animarum  zu  u.  g.  h.  schicken  und  siner  f.  g.  die  Keiser- 
liche  instruction  anzeigen  lassen  mit  fruntlicher  erbiedung,  wes  i. 
curf.  g.  in  der  Sachen  gutz  vermochten  und  ob  m.  g.  h.  inche  mittel 
in  der  Sachen  wist  anzuzeigen.  Daruf  wirt  u.  g.  h.  sich  ires  fliss, 
erbiedens  und  wolmeinong  hochlich  bedanken  mit  entschuldigung, 
warumb  s.  f.  g.  Kei.  M.  gesinnen  nit  stat  geben  könne  und  solchs 
zu  doin  nit  schuldich  si,  mit  bit  und  erbiedung,  wie  zu  Regens- 
burg beschehen«.  —  Düsseldorf  1541  Oktober  29. 

J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  fol.  811,  Kpt. 

62.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg. 
Düsseldorf  1541  November  16. 

Proposition:  die  Verheiratung  des  Herzogs;  die  geldrische  Sache 
auf  dem  Reichstage  zu  Regensburg;  die  Vermittelung  der  rheinischen 
Kurfürsten ;  die  Erneuerung  des  kursächsischen  Successionsprivilegs. 
Antwort  der  Landstände. 

>Ao.  41  am  16.  novembris  ist  ein  gemeiner  landtag  beider 
lantschaften  Gulich  und  Berg  zu  Dusseldorf  gehalten  und  daselbst 
furgetragen  und  gehandelt  wie  hernach  folgt,  in  beisein  m.  g.  h., 
probsten  Vlatten,  h.  Ketlers,  h.  Wilhelms  von  dem  Bongart,  hofmeisters 
Hoesteden,  marschalks  Plettenberg,  PaJants  zu  Breidenbent,  hof- 
meisters Scholer,  hofmeisters  Lei,  hofmeisters  Drimborn  und  des 
cammermeisters,  dergleichen  des  Gulichischen  und  Bergischen  aus- 
schuss1),  nemlich  Emont  von  Ruischenberg,  drost  Geilenkirchen, 
drost  Munstereifel,  Wilhelm  Quade,  h.  von  Wickrode,  h.  von  Reide, 
Trips,  Bergischen:  amptman  Kessel,  Luitgen  Winkelhausen,  bewerer 
Neuenberg,  amptman  Wilich,  Wilhelm  von  Einer,  drost  Blankenberg, 
Stail  zu  Lankquit. 

')  Aus  der  besonderen  Erwähnung  der  Anwesenheit  des  Ausschusses 
darf  nicht  geschlossen  werden,  dass  nicht  auch  die  übrigen  Ständemit- 
glieder zugegen  gewesen  sind.  Denn  weiter  unten  (S.  360)  wird  erwähnt, 
dass  die  Stände  aus  sich  einen  Ausschuss  verordnen. 

28* 
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Furdragen  in  novembri  der  lantschaft  Gulich1)  bescheen.« 
Obwohl  die  Stände  von  »s.  f.  g.  bestettenus  in  Frankrich  und  was 
sich  uf  dem  reichstag  und  in  Frankreich  zugedragen«,  werden  erfahren 
haben,  giebt  der  Herzog,  »dweil  es  villicht  anders  und  anderer  ge- 
stalt,  dan  es  an  ime  selbst,  an  si  gelangt«,  ihnen  doch  davon  Be- 
richt, »nemlich  1.  wie  s.  f.  g.  sich  durch  angeven  etlicher  seiner 
g.  hern  und  freunde  in  underredung  des  heirats  domals  der  witwen 
von  Meilan  gelassen,  der  verhofnung,  das  bei  Kei.  M.  dardurch  und 
sonst  solliche  wege  und  mittel  sulten  sein  getroffen  worden,  damit 
aller  irtumb  hette  mögen  nidergelacht  und  s.  f.  g.  s.  g.  landen  und 
luiden  zum  besten  einen  gnedigen  keiser  erhalten.  Und  sie  auch 
derwegen  uf  erfordern  Ro.  ko.  m.  eigener  person  zu  Gent  erschienen 
und  nichts  underlassen,  damit  Kei.  M.  gemoit  und  der  fride  hette 
moegen  erhalden  werden«.  Die  Vergleichsvorschläge  waren  aber  so 
beschwerlich,  dass  der  Herzog  sie  nicht  ohne  den  Rat  seiner  Mutter 
und  der  Landschaft  annehmen  wollte.  Beide  haben  dann  gefunden, 
»das  s.  f.  g.  nit  stunte  zu  raeden  in  die  mittelen  zu  verwilligen, 
und  war  mit  under  anderm  das  bedenken,  dweil  m.  g.  h.  numehe 
zu  seinen  jaren  kommen,  das  s.  f.  g.  und  der  lantschaft  notturft, 
rat  und  bedenken  were,  konte  es  an  dem  orde  nit  sein,  das  s.  f.  g. 
sonst  ein  bestettenus  und  ruggen  suchte.  Und  als  von  dem  heirat 
der  koning  und  koninginnen  von  Navarren  einiger  dochter  durch 
underhandlung  ko.  m.  von  Frankrich  an  s.  f.  g.  gelangt,  hab  s.  f.  g. 
nit  underlassen,  dahin  zu  schicken,  umb  zu  vernemen,  ob  s.  f.  g. 
den  hilich  doin  mochten  on  einiche  beschwerliche  conditionen,  die 
s.  f.  g.  an  s.  f.  g.  eheren  und  dem  reich  an  seiner  gerechtigkeit 
oder  auch  s.  f.  g.  landen  und  luiden  zu  beschwernuss  reichen  mochten. 
Dweil  aber  s.  f.  g.  befonden,  das  ko.  m.  gemoet  nit  dahin  ge- 
standen oder")  auch  an  s.  f.  g.  des  ichtwas  für  oder  nach  in  s.  f.  g. 
ankompst  begeren  oder  furstellen  lassen,  hab  s.  f.  g.  zu  Gottes 
eheren,  den  landen  und  luiden  zu  wolfart  den  hilich.  gedain  und 
nit  allein  s.  f.  g.  person  bestaden,  sonder  auch  damit  s.  g.  landen 
und  luiden  trost  und  bistant  suchen  willen.  Und  si  ouch  ko.  m. 
von  Frankrich  gneigt,  s.  f.  g.  gemael  furderlich  und  anstunt  nach 
dieser  winterlicher  zeit  uf  den  froelich  [Frühling]  herauszuschicken. 


')  Berg  ist  unzweifelhaft  hinzuzudenken. 

8)  Die  clevische   Proposition   (s.   unten    Nr.    64)    hat  hier:    »noch« 
(statt:   »oder«). 
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Aver  es  hette  von  wegen  des  kriegs  [!]  absein1)  und  der  winter- 
licher zeit  nit  bescheen  können«.  2.  Was  den  Reichstag  betrifft, 
so  Hess  der  Kaiser  den  Herzog  laden  erstens  als  Reichsstand,  dann 
»in  einem  sonderlichen  mandat  in  der  Geirischen  sachen,  umb  zu 
hoeren  Kei.  M.  fuge  und  gerechtigkeit,  und  das  m.  g.  h.  auch  ge- 
stadte  und  bevoeihe  der  Geirischen  lantschaft  die  ire  volmechtig 
auch  da  zu  schicken,  wie  inen  dergleichen  mandaten  und  aus- 
schritten durch  den  heralten  zukommen.  Derhalber  m.  g.  h.  s.  f.  g. 
rete  und  diener  vermoeg  des  usschreibens  in  des  richs  sachen  und 
etliche  in  der  Gelderschen  sachen  dahin  gefertigt.  Dergleichen  haben 
die  Geirischen  die  ire  auch  dahin  verordent.  Und  hetten  vermeint, 
das  sie  vermog  des  usschreivens  furderlich  solten  verhört  sein 
worden.  Aber  wiewal  sie  sich  vilfeltig  praesentiert  und  angehalten, 
so  hetten  sie  doch  zu  geinem  verhoer  kommen  können,  bis  zuletzt, 
als  der  reichstag  schier  seine  entschaft  erreicht,  hab  Kei.  M.  die 
curfursten,  fursten  und  stende  lassen  furbescheiden8)  und  inen  i.  M. 
gerechtigkeit  furdragen  lassen,  als  das  i.  M.  gar  zu  dem  fursten- 
tumb  von  Gelre  und  grafschaft  Zutphen  befugt  und  m.  g.  h.  gar 
geine  gerechtigkeit  darzu  haben  solt,  mit  erinnerung  und  gesinnen, 
m.  g.  h.  zu  berichten,  des  furstentumbs  und  grafschaft  abzustain, 
und  hab  auch  den  curfursten,  fursten  und  stenden  eine  druck  zu- 
stellen lassen,  daraus  sie  sich  Kei.  M.  wolgegrundter  gerechticheit 
und  mins  g.  h.  unfoegen  kunten  berichten.  Und  sein  mins  g.  h. 
geschickten,  die  von  den  gebrechen8)  auch  bevelh  hatten,  dergleichen 
die  Geirische  gesanten  darzu  nit  gefordert  worden.  Als  aber  m.  g.  h. 
gesandten,  die  doch  m.  g.  h.  platz  zu  vertreden  da  waren,  anzeigten, 
das  m.  g.  h.  weit  einen  andern  bericht  darauf  zu  doin  wisten,  mit 
beger,  das  inen  von  der  gedruckten  schritt  eine  mochte  zugestalt 
werden,  si  verhoften  dieselbige  dermassen  und  mit  sollichem  gronde 
abzulehenen,  das  curfursten,  fursten  und  stende  des  reichs  gute  foig 
solten  abnemen  können,  .  .  .  sie4)  inen  die  begerten  abschriften 
geweigert  und  Kei.  M.  i.  M.  broder  den  Ro.  kunig  mit  der  hant 
genommen  und  usgegangen.  Aver  mins  g.  h.  gesandten  haben 
gleichwol  nit  underlassen,  den  curfursten,   fursten  und  stenden  den 

')  Clev.  Propos.:   »des  koninks  afwesen«. 
*)  Dies  geschah  nach  Lac.  Arch.  5,  S.  158  am  3.  Juli. 
*)  Die  clevische  Propos.  hat  statt  »gebrechen«    »Geirischen«   (wohl 
kaum  mit  Recht). 
4)  D.  h.:  seien. 
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klaren  bericht  zu  doin  schriftlich  nach  jeder  gelegenheit,  dweil  sie 
nit  eines  rats,  dan  die  eine  von  der  protestierenden  siden  waren. 
Und  sein  also  die  curfursten,  fursten  und  stende  sementlich  und 
ein  jeder  besonder,  die  da  waren,  in  personen  und  der  abwesenden 
botschaften  für  Kei.  M.  erschienen1)  und  i.  M.  underteniglich  an- 
gezeigt, wie  sie  den  irtumb  zwischen  Kei.  M.  als  dem  heupt  und 
m.  g.  h.  als  dem  glit  und  stant  des  reichs  vernommen;  und  damit 
daraus  geine  widerung  oder  beschwernuss  erwachse,  segen  die  cur- 
fursten, fursten  und  stende  underteniglich  für  gut  an  und  beeden 
i.  Kei.  M.,  die  irtumben  zu  gutlichem  verhör  und  handlung  oder, 
wa  die  entstünde2),  zu  richtlicher  erkentnuss  kommen  zu  lassen,  in 
ansehung  das  sich  doch  sonst  vil  obligen  und  beschwernussen  des 
reichs,  als  des  Türken,  des  zweispalt  in  der  religion  und  anderer 
sachen  halver  ereugnen.  Darauf  i.  Kei.  M.  wiederumb  antwurten 
doin,  wie  m.  g.  h.  das  gutlich  verhoer  und  handlung  sult  haben 
abgeschlagen.  So  were  i.  M.  auch  nit  schuldich,  die  sachen  zu 
erkentenuss  des  rechten  kommen  zu  lassen,  in  ansehung  der  gewalt, 
die  m.  g.  h.  gebruichte,  mit  erinnerung  der  plichten,  damit  ire  curf. 
und  f.  g.  und  gst.  i.  M.  weren  zugedain,  und  das  sie  m.  g.  h.  da- 
hin wisten  und  berichten  abzustain.  Dan  wan  s.  f.  g.  der  fursten- 
tumben  und  grafschaften  abtrete  und  i.  Kei.  M.  zustelte,  alsdan 
were  i.  M.  willich,  die  sachen  zu  reht  für  den  stenden  (wie  Navis8) 
redten,  aver  Kei.  M.  zuckten  inen  und  sagte  selbs:  nit  für  die 
stende,  sonder,  dahin  es  sich  geburt)  kommen  zu  lassen.  I.  M.  gebe 
inen  den  curfursten,  fursten  und  gesandten  aber  daneven  zu  be- 
denken, wie  sie  nu  in  dieser  sachen,  die  gegen  i.  M.  were,  so  einich 
weren  und  samender  hant  erschienen,  und  in  des  reichs  obligen 
und  hochbeschwerlichen  saichen  hetten  sie  sich  nihe  zusamen  ver- 
gaderen  willen  etc.  Daruf  die  curfursten,  fursten  und  stende  nach 
gehadtem  bedacht  Kei.  M.  widerumb  underteniglich  angezeigt,  wie 
sie  nit  neues  furgenommen;  dan  ire  fureltern  plegen  allezeit,  da 
solliche  irtommen  furhenden,  auch  dergleichen  furbitten  zu  doin; 
so  hetten  sie  auch  gedain;  und  die  vorige  Keisern  und  koningen 
hetten  dieselbigen  alwege  zu  gnaden  abgenommen  und  verstanden; 

')  Ober  die  Vorstellungen,  welche  die  Reichsstände  auf  diesem 
Reichstage  dem  Kaiser  gemacht  haben,  vgl.  auch  unten  Nr.  72  (1542 
April  3). 

*)  D.  h.:  wenn  sie  nicht  gelänge.    Vgl.  Ztschr.  23,  S.  110  Anm.  1. 

a)  Vgl.  Max  Lenz  3,  S.  118. 
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dan  das  sie  gedain,  das  were  aus  treuer  underteniger  wolmeinung 
beschehen;  dan  wan  darüber  erkant  were,  wisten  sie  sich  wol  der 
gebur  zu  halten.  Antwort  Kei.  M.,  wie  i.  M.  gebrüich  nit  were, 
dasselbig  zu  ongnaden  abzunemen,  aber  hette  dannoch  inen  die 
handlung  und  gelegenheit  erinnern  willen.  Und  sein  also  die  stende 
abgetreten,  und  ist  nit  ferner  gehandelt.  Damit  ist  nu  Kei.  M.  nit 
gefredigt  gewesen,  sonder  in  i.  M.  abzehen  m.  g:  h.  pfalzgraven 
Friederichen  eine  instruction  behanden  lassen,  mit  gesinnen,  die- 
selbige  den  vier  curfursten  bi  Reine  furzutragen.  Aber  pfalzgraf 
Friederich  hab  dieselbige  durch  zugefallene  Verhinderung  selbs  nit 
furgedragen,  sonder  seinem  broder  dem  curfursten  pfalzgraf  Lod- 
wichen  zugeschickt,  der  hab  die  vort  den  andern  dreien  curfursten 
zugesandt.  Und  sein  der  vier  curfursten  botschaften  zu  Binge  zu- 
samen  gewest  und  sich  besprochen  m.  g.  h.  zu  ersuchen,  wie  sie 
auch  negstvergangen  s.  Huperts  dach  [Novb.  3]  bei  m.  g.  h.  zu 
Dusseldorf  erschienen,  und  ist  ire  instruction  ungeverlich  daruf  ge- 
standen,1) das  die  curfursten  den  Unwillen  zwischen  Kei.  M.  als 
dem  heupt  und  m.  g.  h.  ungern  segen,  und  begerten,  das  m.  g.  h. 
die  hochwichticheit  des  handeis  wol  bedenken  und  was  daraus  ent- 
stain  mocht,  und  selbs  uf  wege  und  mittel  gedenken,   wie  die  hin- 

l)  J.-Bg.,  FS.  Nr.  17,  fol.  354  (Kpt.  oder  Orig.)  findet  sich  folgender 
undatierte  Bericht  über  den  Vermittelungsversuch  der  rheinischen  Kur- 
fürsten, auf  Grund  dessen  Dr.  Cruser  den  König  von  Frankreich  hiervon 
in  Kenntnis  setzen  sollte:  ,Der  Kaiser  hat  die  rheinischen  Kurfürsten 
ersuchen  lassen,  den  Herzog  zur  Einräumung  von  Geldern  zu  bewegen. 
Sie  haben  denn  auch  sein  Verlangen  dem  Herzog  vorgetragen,  gebeten, 
der  letztere  möchte  auf  Wege  bedacht  sein,  »wabi  krieg  und  emporung 
im  h.  rieh  furkommen  werde«,  und  sich  erboten,  es  nicht  daran  fehlen 
zu  lassen,  »was  si  darin  gutes  furwenden  kunten«.  Herzog  hat  ihnen 
darauf  »nach  fruntlicher  danksagung«  sein  Recht  und  Erbieten  vorhalten 
lassen  »und  geine  bequeme  middel  eracht,  dan  das  sie  als  die  furnem- 
lichsten  glider  des  h.  reichs  bi  Kei.  M.  wollen  .  .  .  verhelfen,  das  i.  f.  g. 
irem  billichera  und  geburlichem  erbieten  nach  bi  gutlichem  verhör  oder 
rechtlicher  erkenteniss  coram  paribus  gelassen,  darboven  nit  beschwert 
werde.  Dan  i.  curf.  g.  hetten  zu  erachten,  solt  i.  f.  g.  über  solichs  .  .  . 
erbieten  wider  den  ufgerichten  lantfriden,  richsabscheit,  gemein  beschrieven 
recht,  ouch  irer  M.  verplichtung  beschwert  oder  mit  daitlicher  handlung 
angegriffen  werden,  also  das  darus  ein  krieg  im  rieh  erfolgde,  das  i.  f.  g. 
je  darzu  gein  ursach  gegeben,  sonder  der  gegenteil  diese  schult  haben 
wurde;  mit  fruntlichem  begeren,  dasselbig  an  i.  curf.  g.  zu  langen,  wie 
sie  [sc.:  die  Gesandten  der  Kurfürsten]  das  zu  tun  sich  guitwillich 
erboten«/ 
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zulegen  und  friet  und  reu  im  h.  reich  zu  plantzen  sein  mochte. 
Daruf  m.  g.  h.  sich  zum  hoichsten  ires  geneigten  gemutz,  vliss  und 
treuen  bedankt,  mit  erzellung  m.  g.  h.  rechtmessigen  besitz,  und 
das  s.  f.  g.  geine  bequemer  und  besser  mittel  wist,  dan  da  ein  ir- 
tumb  wer  zwischen  parteien,  das  derselbiger  mit  gutlicher  handlung 
oder  mit  dem  rechten  hingelacht  wurde.  Nu  wer  man  an  diesem 
orde  der  beiden  wege  einfriedich,  doch  begert  man  die  gutliche 
handlung  am  liebsten;  wa  die  nit  stat  wult  haven,  dan  der  er- 
kentenuss  des  rechtens;  mit  ferner  erzellung,  wie  ungeferlich  die 
instruction  der  4  curfursten  und  m.  g.  h.  antwort  daruf  gestalt,  und 
mit  dem  anhange,  das  sie  m.  g.  h.  iren  treuen  rat  wulten  mitteilen, 
ob  m.  g.  h.  sich  gnugsam  erboden  oder  weiters  oder  wenigere  sölt 
inlassen  und  doin.  Dan  s.  f.  g.  were  in  alwege  gneigt  gewest  zu 
fordern,  was  friden,  nie  und  eindrachi  mocht  geberen.  3.  Zum 
dritten  ist  inen  verzalt,  wie  sie  wisten,  das  m.  g.  h.  selig  und  m.  g. 
frau  ein  heirat  zwischen  m.  g.  h.  von  Sassen  und  i.  f.  g.  dochter 
hetten  ufgericht  und  die  landen  auch  sich  verplicht,  wa  m.  g.  h. 
abging  sonder  erven,  das  sie  dan  m.  g.  h.  von  Sachsen  und  s.  curf. 
g.  hausfrauen  und  erben  solten  anhengig  sein  und  folgen  sullen.  Nu 
hette  m.  g.  h.  von  Sachsen  für  und  für  bei  m.  g.  h.  und  s.  f.  g. 
landen  sich  bewist  als  ein  treuer  freunt  und  schwager;  so  were 
s.  g.  ouch  von  wegen  s.  g.  hausfrauen,  die  die  eiste  dochter  ist, 
der  negste;  neben  dem  seien  brief  und  sigel  ufgericht,  das  es  sich 
also  gebuert;  so  gun  m.  g.  h.  s.  g.  die  landen  auch  am  liebsten, 
da  der  fal  sich  begebe,  da  Got  für  sei.  Dweil  aber  m.  g.  h.  do- 
mals,  als  die  ehestiftungen  ufgericht,  jonk  gewesen,  begert  m.  g.  h. 
von  Sassen,  das  m.  g.  h.  und  die  lantschaft  den  hiebevor  ufgerichten 
hilichsverdrag  und  verschrivong  bestettigen  wollen.  Darzu  m.  g.  h. 
wol  gneigt  aus  erzalten  Ursachen,  und  wiewol  m.  g.  h.  und  die 
lantschaft  nit  neues  doin,  dan  furhin  gedain  und  beschehen  ist,  so 
hat  s.  f.  g.  doch  die  bestettigung  und  erclierung  nit  doin  willen, 
dan  mit  irem  furwissen,  mit  gnedigem  gesinnen,  sich  auch  darinnen 
inhalt  brief  und  sigel  zu  halten. 

Nach  langer  beschehener  handlung  haven  die  rede,  ritterschaft 
und  stede  die  rede  zu  sich  gefordert  und  einen  ausschoss  verordent, 
den  man  die  Ursachen  und  bewegen  m.  g.  h.  von  Sassen  hat  an- 
gezeigt. Und  ist  daselfs  im  raide  befonden,  die  ritterschaft  und 
stede  zu  berichten,  das  es  besser  gedain  dan  gelassen  si,  und  haven 
derhalver  ein  concept  begreifen  lassen,   uf  wolgefallen  m.  g.  h.,  wie . 
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s.  f.  g.  die  bestettigung  und  erclerung  uf  den  val  doin  und  die  rede, 
ritterschaft  und  stede  besigelen  soln.  Nach  geübter  handlung  und 
berichtung  haven  rede,  ritterschaft  und  geschickten  der  stede  m.  g.  h. 
underteniglich  beantwort,  wie  sie  erfreuet,  das  sich  die  Sachen  mit 
dem  hilich  zwischen  s.  f.  g.  und  der  princessen  von  Navarren  der- 
massen  zugedragen  imd  so  weit  kommen,  und  wünschen  s.  f.  g.  und 
den  landen  selicheit  und  gluck.  Sie  wissen  auch  wol  in  undertenig- 
keit  abzunemen,  das  s.  f.  g.  die  2  ferliche  reisen  s.  f.  g.  landen  zu 
gutem  gedain,  des  sie  auch  s.  f.  g.  underteniglich  dank  wissen. 
Aber  sie  wollen  s.  f.  g.  underteniglich  aus  truer  schuldiger  gehorsam 
und  meinung  ermaint  und  gebeden  haben,  das  s.  f.  g.  sich  hinfurter 
sollicher  geferlicher  reisen  gnediglich  wol  enthalten  und  auch  sonst 
uf  alle  dasjenig  acht  haven  und  darfur  hoeden,  darus  s.  f.  g.  an 
leib  und  gesontheit  schat  und  beschwernuss  entstain  mocht.  Sovil 
die  handlung  uf  dem  reichstag  belangt,  hoerten  die  rede,  ritterschaft 
und  stede  gern,  das  sich  dieselvige  daselbst  dermassen  zugedragen, 
und  furnemlich,  das  die  curfursten,  fursten  und  stende  sementlich 
die  furbit  für  s.  f.  g.  gedain  und  auch  s.  f.  g.  bericht  dermassen  be- 
grünt befonden,  das  die  curfursten,  fursten  und  stende  den  nit 
widerachtet  oder  auch  an  s.  f.  g.  die  beschehene  begert  nit  gesonnen. 
So  können  sie  auch  nit  gedenken,  wie  sich  m.  g.  h.  hoger  erbieden 
oder  das  s.  f.  g.  etwas  weiters  sich  verneinen  lassen  solt;  vertreuen 
auch,  das  Kei.  M.  s.  f.  g.  darüber  nit  beschweren  werden,  bitten 
und  ermanen  aber  daneben  m.  g.  h.  nochmals,  wie  bisher  bescheen, 
alle  fugliche  und  leitliche  wege  zum  frieden  dienlich  zu  suechen. 
Dan  wan  das  alles  nit  helfen  wult  und  m.  g.  h.  darüber  beschwert 
wurd,  wulten  sie  doin  als  getreue  undertanen  und  bei  s.  f.  g.  lif  und 
gut  ufsetzen.    Sovil  d.  — «*) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  106,  Kop. 

68.  Jülioher9)  Ritterschaft,  Beschwerden;  mit  der  Ant- 
wort des  Herzogs.    [Düsseldorf  1541  November  16.] 

1.  Die  Ritterschaft  bittet  um  Bestätigung  ihrer  Privilegien  und 
Freiheiten,    »wie  von  alters  gewoinlich  und  hiebevor  uf  gehaltenen 

*)  Unser  Aktenstück  bricht  hier  mitten  im  Satze  ab. 

a)  Über  bergische  Beschwerden  hegt  nur  folgende  Notiz  (K.,  Caps.  1, 
Nr.  1,  fol.  116)  vor:  Ritterschaft  und  Städte  von  Berg  »haven  auch 
nochmals  angehalten  umb  confirmation  irer  Privilegien«;  es  ist  ihnen  in 
gleicher  Weise  wie  den  Jülichschen  geantwortet. 
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landtagen  zu  mermalen  begert  were«.  —  Der  Herzog  ist  dazu  be- 
reit. Aber  das  Siegel,  das  er  hat  schneiden  lassen,  ist  »nit  wol 
geraiden«  und  muss  erst  geändert  werden,  >wie  dan  ouch  bestalt, 
das  ein  ander  siegel  uf  negst  vergangen  Martini  fertig  sein  sol«; 
das  wird  er  sogleich  holen  und  inzwischen  die  Konfirmation  schreiben 
lassen.  Den  Städten  ist  auf  ihre  Bitte  in  gleicher  Weise  geant- 
wortet. 2.  Die  Ritterschaft  klagt  über  »Unordnung  und  misbrauch« 
des  Rechts  in  Jülich  und  bittet  um  eine  Reformation,  »damit  ein 
gleichmessig  bestendig  recht  gehalten,  und  was  bei  inen  gewist,  das 
sollichs  anderswa  nit  widerlacht  oder  aferkant  werden  dürft«.1)  — 
Der  Herzog  hat  vorlängst  eine  solche  Reformation  ins  Werk  setzen 
wollen  und  wird  darüber  auch  hinfort  nachdenken.  3.  Sie  klagt 
über  den  Schaden,  der  den  Anwohnern  der  Röhr  und  anderer 
Ströme  durch  die  »weren  und  ungebuerliche  Verengung  der  wasser« 
zugefügt  wird.2)  —  Der  Herzog  ist  »auch  furlangs  der  meinung  ge- 
west,  das  Ruir-  und  ander  wasserrecht  erclieren,  verneuen  und, 
wes  dargegen  ungeburlichs  van  weren  und  anders  gemacht  und 
furgenommen,  abstellen  und  verschaffen  zu  lassen,  das  die  wasser 
iren  geburlichen  ruim  und  fluss  haven  sulten«.  Er  ist  bereit,  solches 
so  bald  als  möglich  thun  zu  lassen.  4.  Sie  macht  auf  den  Miss- 
brauch des  Büchsenschiessens  aufmerksam,  »so  der  gemein  man 
stetz  in  den  velden  und  uf  ungewoinlichen  platzen  gebrauchen«.  — 
Der  Herzog  will  es,  wie  bereits  mehrmals  geschehen,8)  verbieten 
lassen,  »also  das,  wan  jemants  buissen  den  lantstrassen  und  gebur- 
lichen wegen  mit  bussen  befunden,  darfur  angesehen  und  gestraft 
werden  sol«. 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  114,  Kop. 

64.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Oleve  und 
Mark.4)    [Dinslaken  1541  November  23.]5) 

Die  Erneuerung  des  kursächsischen  Successionsprivilegs.  Die  Ver- 
heiratung des  Herzogs.  Die  geldrische  Sache  auf  dem  Reichstage  zu 
Regensburg.     Festungsbau. 


')  S.  oben  S.  111. 

a)  S.  oben  S.  281  Anm.  3;  Kühl  I,  S.  43  f.  und  217  f. 

*)  Vgl.  Scotti  I,  S.  30. 

4)  Die  Mitteilung  einiger  cleve-märkischen  Aktenstücke  (Nr.  64  und  65) 
dürfte  sich  hier  empfehlen,  weil  erstens  die  jülich-bergischen  Akten  für 
die  jetzt  verhandelten  Angelegenheiten   lückenhaft  sind,   zweitens  es  sich 
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»Furdraegen  in  novembri  der  lantschaft  Cleve  ind  Mark  ge- 
schien« [die  Proposition  so  wie  die  jülichsche,  Nr.  62]. 

>Nae  langer  handlong  hebben  die  ritterschaft  und  stedfrund  die 
red  to  sich  gefordert,  ind  so  si  bericht,  dat  ditselvige  nutter  gedain 
dan  gelaeten,  hebben  si  sich  dat  begrepen  ind  verlesen  concept 
nochmails«  mit  den  früheren  Verschreibungen  vorlesen  lassen.  »Ind 
wiewail  mit  der  verervong  vast  allerhant  onverstant  bi  etlichen  ge- 
wesen, so  is  dannoch  datselvige  durch  guitliche  onderrichtong  ind 
erklerong  des  punctz  [!]  hingenaemen  ind  van  den  steden  copien 
begert,  die  an  oeren  frunden  to  brengen  ind  sich  mit  geboirlicher 
antwort  vernemen  to  laeten  moegen.  Niet  dat  si  [sc:  in]  twivel 
stelden,  men  des  also  gein  gefallen  hebben  solle,  dan  dat  si  niet 
buiten  si  gehandelt  befunden  wurden.  Wulchs  oen  tolest  gewillicht 
ind  gegeven.«  Sie  versprechen,  den  nächsten  Freitag  in  14  Tagen, 
d.  h.  den  9.  Dezember,  ihre  Meinung  wissen  zu  lassen. 

Freuen  sich  über  die  Heirat  des  Herzogs.  Er  möchte  sich  indessen 
hinfort  solcher  gefahrlichen  Reisen  enthalten.  [Im  übrigen  drücken 
sich  die  Cleve-Märkischen  hier  fast  ebenso  aus  wie  die  Jülichschen. 
Auch  was  sie  über  die  Verhandlung  auf  dem  Reichstag  sagen,  ist 
im  wesentlichen  —  und  zwar  zum  Teil  wörtlich  —  dasselbe,  was 
die  Jülichschen  sagen.  Dann  fährt  das  clevische  Protokoll  aber 
noch  fort:] 

»Dese  der  red,  ritterschaft  ind  sted  antwort  heft  m.  g.  h.  in 
gnedigem  dank  angehoirt  ind  dairbi  denselvigen  to  bedenken  ange- 
zeigt, wan  nu  Kei.  M.  sich  niet  erbidden  noch  op  die  beid  vurige 
weg  inlaeten  wolde,  ofs  dan  niet  noedich,  allerhant  geferlicheit,  so 
derhalven  ontstain  muchten,  to  verhueden,  dat  weg  ind  ordnong 
gemackt,  dairmit  die  oirtflecken  ind  grenssen  mit  noitturftigem  bou 

teilweise  um  gemeinsame  Angelegenheiten  der  vier  Lande  handelt,  drittens 
die  vorliegenden  Aktenstücke  besonders  geeignet  sind,  das  Verhältnis  der 
Stände  von  Cleve-Mark  zu  denen  von  Jülich-Berg  erkennen  zu  lassen. 
In  letzterer  Hinsicht  beobachten  wir  wiederum  (s.  oben  S.  279  Anm.  3),  dass 
die  von  Jülich-Berg  der  Landesherrschaft  gegenüber  sich  gefügiger  zeigen. 
In  formeller  Beziehung  ist  es  bemerkenswert,  dass  die  Stände  von  Cleve- 
Mark  sich  zum  Teil  wörtlich  ebenso  äussern  wie  die  von  Jülich-Berg  — 
ein  Moment,  welches  für  die  Art  und  Weise  der  Redaktion  der  Landtags- 
akten lehrreich  ist  — .  Einige  Stücke  aus  den  Vorlagen  von  Nr.  64  und  66 
sind  (jedoch  nicht  ganz  fehlerfrei)  bereits  in  Ztschr.  23,  S.  106  ff.  mit- 
geteilt worden. 

B)  Das  Datum  dieses  Aktenstückes  entnehme  ich  Nr.  65. 
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verholpen.  Dan  s.  f.  g.  hed  bisanher  niet  onderlaeten,  wie  s.  f.  g. 
oich  noch  ungern  doin  sol,  desgoenen,  bi  s.  f.  g.  moeglich,  dairtoe 
antoleggen.  Ever  dweil  es  darmed  niet  uitgefuirt  ind  s.  f.  g.  allein 
die  dingen  niet  volbrengen  mucht,  si  neven  s.  f.  g.  oir  bedunkens 
darop  ander  morgen  neemen  ind  den  avent  bi  s.  f.  g.  to  eten  ver- 
blieven  wolden. 

Wes  nu  des  anderen  daigs  van  der  ritterschaft  ind  stedfrund 
geantwort  ind  mit  oen  verafscheit,  wirt  men  bi  der  opteichniss  van 
dr.  Olisleger  finden.1) 

Laeten  sich  ritterschaft  ind  sted  gefallen,  dat  m.  g.  h.  den  brief 
den  hertoug  ind  curfursten  van  Sassen  belangen  durch  diegoene, 
am  lesten  versiegelt, a)  nochmails  versiegelen  ind  in  stat  der  ver- 
storven  andere  dairtoe  op  s.  f.  g.  gnedigs  gefallen  stellen  laet.« 

Cl.-Mk.,  FS.  Nr.  261/«,  fol.  182,  Kop. 

66.  Verhandlung-  mit  den  Ständen  von  Cleve-Mark 
(z.  T).8).    Dinslaken  1541  November  SS  und  24. 

Verhandlung  am  23.  Nov.:  Anerkennung  des  kursächsischen 
Successionsrechtes;  die  Städtefreunde  wollen  von  der  Urkunde  ihren  Mit* 
ratsfreunden  Kenntnis  geben.  Festungsbau.  Verhandlung  am  24.  Nov.: 
Festungsbau.  Notwendigkeit  neuer  Landtage  in  Mark  und  in  Cleve.  Wer 
der  Herr  der  zu  befestigenden  Orte  sein  soll. 

».  .  .  To  Dinslaken  den  23.  novembris.  .  .  .«  Stände  danken, 
dass  die  Reisen  und  Botschaften  nach  Frankreich  und  auf  den 
Reichstag  »bouten  beswereniss  der  lantschaft  gedaen«  sind. 

Wollen  hinsichtlich  der  sächsischen  Succession  die  Urkunde  sich 
so  gefallen  lassen,  »als  dat  concept  van  der  Guiligscher  und  Berg- 
scher lantschaft  inhielt  und  am  vurgangenen  16.  dach  dises  des- 
selvigen  maentz  octobris  [!]  bewillicht  were,4)  mit  dem  anhank 
allein,  dat  itzonder  siner  f.  g.  gemaehel  (in  dem  val)  der  liftocht  vur- 
behalden  bliven  sol  buiten  beswereniss  der  lantschaften.«6) 

')  S.  Nr.  65;  freilich  ist  es  nicht  ausgemacht,  ob  diese  Nummer 
die  »opteichniss  van  dr.  Olisleger«  ist. 

*)  D.  h.:  die  ihn  zuletzt  besiegelt  haben. 

8)  Dieser  Bericht  bezieht  sich  z.  T.  auf  dieselben  Verhandlungen, 
über  weiche  der  vorher  mitgeteilte  (Nr.  64)  referiert.  Wiederholungen 
lasse  ich  naturlich  fort. 

4)  S.  Nr.  62. 

B)  Dieser  Vorbehalt  findet  sich  auch  in  der  jülich-bergischen  Be- 
stätigung des  Suecessionsprivilegs  (s.  S.  368  Anm.  3). 
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Die  Städtefreunde  sollen  »die  concepten  niet  oeren  gemeinten, ') 
sonder  allein  oeren  mitraitzfrunden  lesen  laeten  und  nimants  daervan 
uitscrift  geven«.  Die  Ritterschaften  von  Cleve  und  Mark  sind  ein- 
verstanden, »dorften  oick  gein  hinderbrengen«.  Die  Städte  haben 
>nit  up  ein  hinderbrengen,  dan  allein  umb  dat  oere  mitraitzfrunde 
des  ein  weten  hebben  mochten,  sollichs  an  dieselvige  to  gelangen 
begert«.    Das  ist  ihnen  zugestanden  worden. 

Der  Herzog  hat  aus  seinen  Güten  und  Renten  »vast  an  bouen 
to  Ravenstein  und  Genp  gelacht,  also  dat  in  siner  f.  g.  vermoegen 
nit  were,  die  andern  fort  als  Goch  und  Cranenberg  im  lant  van 
Cleve  und  andere  im  lant  van  der  Mark  up  sinen  kosten  to  bouen 
ind  to  festigen«.  Da  Jülich  und  Bel'g  zu  dem  gleichen  Zweck  »ein 
ansehenlige  anlaeg  und  stuir«  bewilligt  und  den  Ständen  nicht 
weniger  als  dem  Herzog  daran  gelegen,  so  möchten  sie  auch  einen 
Beitrag  zu  den  Bauten  geben.  »Und  dweil  die  heuftstede  villicht  in 
desem  val  selfs  to  bouen  geneicht,  mochten  dieselbige  in  deser  an- 
lagen verschoent  ind  doch  die  andere  kleine  stede  mit  angeslaegen 
werden  an  den  enden  und  plaetzen,  daer  dat  am  besten  gelegen 
ind  die  gelegenheit  der  plaetzen  erforderen  dede  und  siner  f.  g.  und 
den  sementlichen  landen  am  besten  ind  vertreglichsten  gesin  künde. 

Up  desem  vurdraegen  ist  dat  bedenkens  genamen  bis  am  fol- 
genden morgen  und  na  allerlei  bewegen  ist  deser  afscheit  genamen«2): 
Der  Herzog  möchte  etliche  dazu  geeignete  Räte  »ind  verordente«8) 
ins  Land  von  der  Mark  schicken,  »umb  to  besichtigen  die  plaetzen, 
daer  die  beu  und  vestongen  am  bequeimsten  tom  besten  siner  f.  g. 
und  der  lande  angelacht  werden  mochten«.  Wenn  das  geschehen, 
möchte  er  »die  sementliche  ritterschaft  (sonder  imant  uittolaeten) 4) 
und  die  stedefrunde5)  to  Wickede  up  gewoentlicke6)  maistat  be- 
scheiden und  darnae  gelichermaeten  die  ritterschaft  ind  stede  to 
Cleve  verschreven  wurden  [!].  Wollen  si  alsdan  die  gelegenheit 
bedenken  und  sich  tegen  s.  f.  g.  mit  underdaniger  ind  geboerlicher 
antwort  verneinen  laeten.     Et  ita  est  decessum.« 


*)  Vgl.  oben  S.  23  Anm.  31  e. 

*)  Nämlich  November  24. 

*)  Ständische? 

4)  Vgl.  oben  S.  26  Anm.  39  und  S.  216  §.  3. 

6)  D.  h.  wohl:  die  von  der  Mark. 

6)  Vgl.  oben  S.  29. 
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Es  ist  aver  wal  gesacht,  dat  die  4  [!]  hoefstede  ongerne  innige 
behousong  (onangesehen  of  s.  f.  g.  daer  houser  inhedden)  wolden 
tegen  die  stede  vast  gemacht  hebben.1)  Aver  die  ritterschaften 
meinden  eindrechtlich,  wan  die  flecken  gefestigt  werden  solten,  so 
solten  s.  f.  g.  der  raeister  darvan  sin  und  die  slutelen  darvan  hebben. 
Anders  wolten  si  darto  nit  willigen.«*) 

Cl.-M.,  FS.  Nr.  26 V«,  fol.  191,  Orig. 

l)  Sie  wollen  nicht  von  hzgl.  festen  Häusern  in  den  Städten  be~ 
herrscht  werden. 

a)  Über  die  weiteren  Verhandlungen  mit  den  Ständen  von  Gleve- 
Mark  mögen  hier  folgende  Mitteilungen  gemacht  werden,  welche  zugleich 
ein  bezeichnendes  Beispiel  für  die  durch  das  Hinterbringen  herbeigeführten 
Verschleppungen  liefern.  Am  9.  Dzb.  wollten,  wie  wir  gesehen  (s.  Nr.  64, 
S.  363),  die  Städte  wegen  der  Successionsurkunde  antworten.  Inzwischen 
schrieben  nun  aber  die  Städte  Gleve,  Wesel,  Emmerich,  Calcar,  Xanten, 
Rees,  Soest,  Hamm,  Unna,  Camen,  Iserlohn,  Schwerte  und  Lünen  an 
den  Herzog  Dzb.  7:  Sind  bereit,  die  vorige  Versiegelung  wieder  zu  be- 
stätigen und  dem,  »wat  noch  darbi  begrepen,  allenthalven  als  die  ge- 
horsamen« nachzukommen;  der  Hz.  möchte  sie  nun  aber  ,mit  weiterer 
Versiegelung  der  wegen  nicht  beschweren'.  Darauf  fand  1Ö42  Januar  3 
folgende  Verhandlung  mit  den  cle vischen  Hauptstädten  (»to  Gleve  den 
voirmiddach  op  ter  raitkamer«)  statt:  ,Der  Herzog:  Da  die  Städte  sich 
jetzt  gutwillig  erboten  haben  [s.  vorhin  Dzb.  7]  und  der  Kurfürst  von 
Sachsen  »sich  in  allen  unsers  g.  h.  gescheften  ganz  fruntlich  und  be- 
hulplich«  erzeigt,  so  will  der  Hz.  die  vorigen  Briefe  besiegeln  und  den 
Räten,  Amtleuten,  Ritterschaft  und  Städten  gleichfalls  zur  Besiegelung 
zuschicken.  Erwartet,  die  Städte  werden  sich  nicht  weigern,  zumal 
»solchs  in  den  landen  Gulich  ind  Berge  schoen  ingeruempt;  ind  wurde 
unfuglich  schinen,  dat  solchs«  bei  den  Landschaften  Gleve  und  Mark 
nicht  gleichfalls  geschehen  sollte.  Die  Ritterschaft  hat  es  in  Dinslaken 
ja  schon  bewilligt.  Städte  freunde  antworten  »durch  Scheifart«:  Wollen 
es  ihren  Mitfreunden  vorbringen.  Bitten  zugleich,  der  Hz.  möchte  die 
märkischen  Städte  nach  Essen  bescheiden,  damit  man  sich  einer  ein- 
trächtigen Antwort  vergleichen  könne.  »Min  g.  h.«:  Die  Sache  ist  ja 
schon  in  Dinslaken  »bekalt«.  Weil  die  Städte  sich  in  ihrem  Schreiben 
gutwillig  erbieten  und  doch  beschweren,  die  Versiegelung  zu  thun,  so 
vermutet  er,  dass  sie  einige  Beschwerden  darin  haben;  möchten  sie  ihm 
mitteilen.  Städtefreunde:  Sind  hierher  berufen,  um  des  Herzogs 
Meinung  zu  hören.  Wollen  das  Gehörte  an  ihre  Mitfreunde  bringen  und 
sich  mit  den  Märkischen  einer  einheitlichen  Meinung  vergleichen,  »wie 
oere  gebruick  ind  gewoente  is.  Min  g.  h.«r  Wünscht  zu  hören,  was 
ihre  Beschwerden  sind.  Städtefreunde  »sich  beswiert  vor  oere  per- 
sonen  hiertegenwerdich  solche  antwort  to  geven,  so  oen  datselve  geins 
wegs  fuegen  wil.    —    Nachdem  [!]  sich  etliche  rede   mitten  stedefrunden 
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66.  Joh,  Qhogreff  und  Hofmeister  Werner  v.  Hoe- 
steden  an  Dr.  Olisleger  (z.  T.).    Düsseldorf  1642  Januar  10. 

Die  Erneuerung  des  kursächsischen  Successionsprivilegs.  Die  rhei- 
nischen Kurfürsten.  Dänemark.  Hessen.  Stellung  des  Königs  von 
Frankreich  zur  Türkenhilfe.     Bescheidung  der  Garnisuner.     England. 

Haben  seinen  Brief  mit  den  beiliegenden  Schreiben  erhalten. 
»Soviel  die  Schriften  aus  Sachsen  belangt,  verneinen  wir  darinnen 
zwei  puncten,  da  wir  nit  von  wissen,  wie  und  aus  welcher  Ursachen 
sie  dem  Sachsischen  gesandten  sein  angezeigt«,  nämlich  dass  der 
Herzog  sich  diesen  Winter  zum  Kurfürsten  verfügen  wolle,  »und 
zum  andern,  wo  unser  g.  h.  abstürbe  sonder  menliche  geburt,  dass 
alsdan  diese  lande  an  s.  curf.  g.  erben  fallen  solten.  Derhalben 
wir  dazue  nit  raten  oder  antworten  können,  und  haben  dannoch  [!] 
noch  zur  zeit  unterlassen,  den  andern  raten  euerm  schreiben  nach 
des  curfursten  schritt  anzuegeben  und  ire  bedenken  zue  hoeren,  so 
unsers  erachtens  die  rate  der  zweier  puncten  keine  geringe  be- 
schwernus  haben  werden.  Sonst  aber  haben  wir  die  Schriften  und 
verfaste   notel  der  einigung  durchsehen.    Und,   so  viel   den  ersten 

bespraken  und  s.  g.  oere  bedenken  angesacht,  als  under  anderem,  dat 
si  nit  geweten,  wat  oersaken  sie  hier  bescheiden,  vermeinende,  s.  g. 
sold  mit  schriftlicher  antwort,  so  sie  gedain,  tofreden  gewest  sin  [!].  To 
gedenken,  dat  die  stedefrunde  den  reden  mede  angezeigt  ind  begert  heden, 
so  verne  die  versegelung  verdragen  ind  geschien  sold,  dat  dan  in  den- 
selven  brieven«  der  Artikel  mit  bemerkt  werde,  dass  den  Städten  ihre 
Privilegien  und  Rechte  gehalten  werden  sollen,  »gelik  als  in  den  ersten 
brieven  versehen«.  Herzog  möchte  den  Märkischen  die  Sache  vortragen 
und  dann  einen  Tag  bestimmen,  zu  dem  die  Städtefreunde  beider  Lande 
vollmächtig  kommen,  um  sich  einer  einträchtigen  Meinung  zu  vergleichen. 
Darauf  erklärt  der  Herzog  durch  Dr.  Olisleger:  Wird  den  Märkischen 
die  Sache  auch  vortragen.  Die  Clevischen  mögen  sie  an  ihre  Mitfreunde 
bringen  und  dann,  wie  auch  die  Märkischen,  vollmächtig  erscheinen,  um 
sich  einer  einträchtigen  Meinung  zu  vergleichen/  —  Die  in  Aussicht  ge- 
nommene Verhandlung  mit  den  märkischen  Städten  fand  Januar  14  zu 
Horde  statt.  Sie  verlief  ebenso  wie  die  mit  den  clevischen  Städten 
(Januar  3):  die  märkischen  Städte  erklären,  sie.  müssten  die  Angelegen- 
heit erst  an  ihre  Mitfreunde  bringen,  und  die  Regierung  willigt  ein.  Der 
gemeinsame  Tag  der  Städte  von  Cleve  und  Mark  wurde  alsdann  zu 
Januar  26  nach  Essen  berufen.  Ein  Referat  darüber  liegt  nicht  vor. 
Dass  die  Städte,  wenn  nicht  jetzt,  so  doch  wenig  später  ihre  Zustimmung 
zu  der  Erneuerung  des  Successionsprivilegs  gegeben  haben,  geht  aus  der 
Urkunde  von  1642  April  12  (s.  unten  S.  368  Anm.  3)  hervor.  Sämt- 
liche Akten  über  jene  Verhandlungen  mit  den  Städten  von  Cleve  und 
Mark  finden  sich  a.  a.  0.  fol.  196  ff.  (Orig.). 
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punct  und  concept  der  Vereinigung  belangt,  achten  wir,  das  solches 
der  vorigen  abrede  nicht  ungemeess  noch  sonst  unpillich  gestalt, 
allein  das  wort  menlich  auszulassen,  *)  wie  wir  auch  achten,  der 
curfurst  des  wol  zue  berichten  sei,  dieweil  es  den  vorigen  ver- 
schreibungen  ungemeess  und  die  natur  auch  gibt,  das  billich  die 
tochter  der  Schwester  furgesetzt  werden.  Was  man  aber  für  be- 
denken da  hette  und  wir  an  die  andere  rate  gelangen  solten,  sehen 
wir  vor  guet  an,  dass  unser  g.  h.  uns  die  Ursachen  und  umbstende 
liess  anzeigen  und  befehlen;  darnach  wolten  wir  uns  als  die  ge- 
horsame halten  und,  wes  wir  bei  den  andern  reten  befunden,  sambt 
unsern  bedenken  treulich  mitteilen.  Soviel  die  verschreibung  der 
landschaft  belangt,  haben  wir  aus  euerm  briefe  vernommen  der 
Clevischen  bedenken.  Achten  wir,  dass  zueletzt  ire  begerd  zuezue- 
lassen  sei,  sofern  dabei  gesatzt  wurd  vermöge  der  vorigen  abrede, 
dass  aus  mangel  der  bestettigunk  etc.2)  Man  mochte  auch  dem 
curfursten  schreiben,  wie  m.  g.  h.  in  arbeit  were  und  befunde  et- 
lichen Unverstand,  den  s.  f.  g.  verhofte  mit  gutem  bericht  furder- 
lich  zue  vergleichung  zue  bringen.  .  .  .8)    Van  den  vier  curfursten 

*)  Nach  der  älteren  Verschreibung  sollte  die  kursächsische  Succession 
eintreten,  falls  »wir  hz.  Johan  und  Maria  .  .  .  geine  manliche  erben 
hinter  uns  verlassen  wurden«.  Die  neue  (Anm.  3)  enthält  (was  ohne 
Zweifel  auf  die  hier  gegebene  Anregung  zurückgeht)  dagegen  die  Worte: 
falls  »wi  sonder  e  hei  icke  lifserven  doitlick  afgingen«.  Dabei  ist  es  be- 
merkenswert, dass  die  letztere  aus  der  ersteren  gerade  jenen  Passus 
wiederholt,  als  ob  derselbe  in  keinem  Widerspruch  zu  dem  stände,  was 
sie  dann  selbst  festsetzt. 

8)  Diese  Stelle  (»aus  mangel  der  bestettigunk«)  kann  sich  in  der 
Urkunde  von  1542  April  12  (s.  Anm.  3)  nur  auf  die  Worte  »uit  mangel 
obger.  bewilligong«  beziehen. 

*)  Urkunden  über  die  Anerkennung  des  kursächsischen  Successions- 
rechtes,  von  der  hier  die  Rede  ist,  liegen  in  der  That  vor,  und  zwar 
mit  dem  Datum  des  12.  April  1542.  Sie  sind  jedoch,  wie  sich  aus 
dem  folgenden  ergeben  wird,  dem  Kurfürsten  nicht  ausgehändigt  worden. 
Eine  jülich-bergisehe  Urkunde  kennen  wir  nur  in  Kop.  (vermutlich  Kop. 
eines  Entwurfs).  Wir  teilen  sie  hier  im  Auszug  mit  (aus  Cl.-M.,  FS. 
Nr.  26 Vi,  fol  246). 

Hz.  Wilhelm  erneuert  mit  Zustimmung  der  Stände  von 
Jülich-Berg  das  kursächsische  Successionsprivileg  von  1526 
(z.  T.).     1542  April  12. 

In  der  Heiratsverschreibung  zwischen  Johann  Friedrich  und  Sibylla 
ist  die  event.  Succession  Kursachsens  in  Aussicht  genommen.  »Demna 
bekennen  wi  hiermit  aepentlick,  dat  wi  mit  rait  ind  verwilligong  unserer 
rede,  ritterschaften   ind   stede«    von  Jülich  und  Berg    »den  vurs.  artickel 
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sei  noch  nit  wieders  kommen,  dan  sie  auf  aller  seelen  tag  fur- 
gegeben  und  inen  darauf  geantwortet.  Und  wir  wissen  nicht  anders, 
dan  es  sei  dem  curfursten  zuegeschickt;  wo  nit,  were  es  noch  guet. 
Soviel  die  verstendnus  mit  Dennemark  belangt,  mocht  man  dem 
curfursten  anzeigen,   wie   die   gesandten   des  konigs  alhie  abscheid 

vermoeg  der  hilicksverschrivong  bestedicht  hebben  dergestalt,  soe  es  to 
dem  fal  queeme,  dat  wi  sonder  ehelicke  [s.  oben  S.  368  Anm.  1]  lifs- 
erven  doitlick  afgingen  . . .,  dat  sich  unse  lantschappen  asdan  der  voerigen 
hilicks-  und  nevenverschrivongen  gemeess  halden  ind  herwederumb  gehalden 
werden  sollen.  Ind  der  artickel  in  der  lantschappen  nevenverschrivongen, 
die  bewilligung  van  Kei.  M.  to  erlangen  [s.  oben  S.  90  Anm.  54  und  S.  294 
Anm.  3],  sal  allein  up  dat  geltgeven,  alsoe  dat  die  lantschappen  dairmit 
unbesweirt  bliven,  verstanden  ind  sunst  uit  mangel  obger.  bewilligong  gein 
uittoch  ader  gefaer  gesocht  werden.  Doch  sullen  die  voerige  heiraitz-,  oick 
die  nevenverschrivongen  sunst  in  allen  ind  ideren  oeren  anderen  inverBften 
punten  ind  artickelen  vestlick  ind  unverbraecken  gehalden  werden.«  Vor- 
behalten der  Gemahlin  des  Herzogs  ihre  Leibzucht,  »aen  besweirniss 
unser  lantschappen«.  —  Es  besiegeln  der  Herzog,  Räte,  Ritterschaft  und 
Hauptstädte  von  Jülich  und  Berg,  nämlich  von  Räten  und  Ritterschaft 
die  folgenden:  Jülich:  Werner  v.  Binsfeld  Landdrost  Amtmann  zu  Ni- 
deggen und  Schönforst,  Wilh.  v.  Harf  zu  Aistorf  Erbhofmeister,  Werner 
v.  Hosteden  Hofmeister  Amtmann  zu  Grevenbroich  und  Gladbach,  Werner 
v.  Palland  Amtmann  zu  Wilhelmstein,  Werner  v.  Plettenberg  Stallmeister 
und  Amtmann  zu  Bergheim,  Reinhart  v.  Vlatten  Erbschenk  und  Amtmann 
zu  Düren,  Friedrich  Scheuert  v.  Obbendorf  zu  Kurzenich,  Wilh.  v.  Gerzen 
Amtmann  zu  Münstereifel,  Clas  v.  Harf  Amtmann  zu  Geilenkirchen,  Franz 
v.  Hanxler  Amtmann  zu  Milien,  Joh.  v.  Lierat  und  Steffen  v.  Stommel. 
Berg:  Winrich  v.  Dun  Graf  zu  Falkenstein  und  Limberg  Herr  zu  Obern- 
stein und  Broich,  Goddart  Ketteier  Ritter  Amtmann  zu  Elberfeld,  Joh. 
Gogreve  Kanzler,  Rotger  v.  Scholer  Marschall  Amtmann  zu  Solingen, 
Hermann  v.  Winkelhuisen  Kammermeister,  Bertram  v.  Nesselroet  zum 
Stein  Erbkämmerer,  Wilhelm  Quad  Erbschenk,  Joh.  v.  den  Bodelenberg 
gen.  Kessel  Amtmann  zu  Mettmann,  Wilh.  v.  Neuenhofe  gen.  von  der 
Leien  Bewehrer  von  Nuenberg,  Godhart  v.  Wilich  Amtmann  zu  Porz, 
Alof  v.  Hai  Amtmann  zu  Monheim  und  Joh.  Stal  zu  Lancquit. 

A.  a.  0.  fol.  236  das  Kpt.  der  gleichzeitigen  und  gleichlautenden, 
vom  Hz.  mit  Zustimmung  der  Stände  von  Cleve-Mark  ausgestellten 
Urkunde  mit  der  Bemerkung  i.  v. :  »Dese  verschrivong  ist  ao.  1610  bei 
Visitation  des  archivi  in  originali  im  torn  befunden  und  von  beiden  irer 
cur-  und  ff.  ddl.  Brand,  und  Neuburg,  commissarien  zu  sich  genomen.« 
Eine  Originalausfertigung  dieser  cleve-märkischen  Urk.  s.  Cl.-M.,  Urkunden, 
Nr.  1876.  Dass  sich  das  cleve-märkische  Orig.  im  düss.  Archiv  befindet, 
beweist  nun  schon  allein,  dass  die  Urk.  dem  Kurfürsten  nicht  ausgehändigt 
worden  ist.  Dazu  kommen  aber  noch  andere  Gründe.  Es  ist  nämlich 
i.  v.  einer  Kopie,  Cl.-M.,   Familiensachen,   Nr.  26 V«,    fol.  241  bemerkt: 
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genommen,  wie  dan  hiebevor  geschrieben  und  s.  curf.  g.  bedenken 
darauf  zu  hoeren,  mit  berichtung,  dass  m.  g.  h.  verstonde,  dass 
pfalzgraf  Friederich  vielleicht  wol  handlung  sol  leiden  mögen,  sofern 
die  wege  zue  finden,  das  konig  Christian  auf  Versicherung  erledigt 
werden  mochte.  Ich  Gogref  hab  auch  mit  einem  der  gesandten  in 
sonderlichem  geheimb  und  vertrauen  geret  und  vermerkt,  dass  es 
vielleicht  daran  nicht  mangeln  wurd,  so  man  gnugsam  versichert 
werden  konte.  Dass  Hessen  sich  so  weit  zue  Regensburg  verpflichtet, 
stehet  zue  bedenken,  ob  es  nutz  sei,  dem  konig  im  vertrauen  und 
geheimb  anzuzeigen.  So  viel  des  konigs  gemuet  und  beistant  gegen 
den  Türken  betritt,  mochte  dem  curfursten  angezeigt  werden,  was 
unser  g.  h.  vorhin  von  Cruser  derhalben  verstanden,  dan  [dass?] 
dem  reich  hilf  zue  tuen  gegen  dem  Türken,  doch  dass  sie  irer  mt.  *) 
nit  zuewieder  gerate  und,  was  erobert,  bei  dem  reich  verpleiben 
möge  und  nit  bei  dem  hause  Osterreich  und  das  auch  der  konig 
ein  ansehenliche  botschaft  abgefertiget  zue  dem  reichstage.  .  .  . 
Soviel  die  bescheidung  der  garnisuner  mit  einem  pferde  [sc:  be- 
trifft], wolten  wir  dem  marschalk,  der  verreden  ist,  anzeigen. 
Wissen  nicht,  ob  es  nutz  sei,  dass  sie  alle  und  auf  einen  platz  be- 
scheiden werden.  Doch  wie  und  welcher  gestalt  es  für  gut  an- 
gesehen, hette  man  zue  überschreiben.  Wollen  wir  sie  bescheiden 
und  dem  marschalk  kund  tuen.  .  .  .  Engelland  betreffend,  mochte 
man  Kairl2)  copei  des  bischofs  Cantelberg  schritten  uberschicken, 
die  uns  nit  gefeit.  Wir  schreiben  auch  Kairln  hiebei  den  [!]  jonfern 
halber  der  koniginnen  gemuet  zue  hoeren;  hette  man  ime  mit  zue 
uberschicken«.  —  Düsseldorf  1542  Januar  10. 
Cl.-M.,  FS.  Nr.  25  V«,  fol.  249,  Kop. 

»Dat  principail  concept  hiervan  heb  ich  Wassenberg  geschickt  uit  bevel 
dr.  Olislegers  am  21.  februarü  ao.  43».  Ferner  i.  v.  einer  anderen 
Kopie,  a.  a.  0.  fol.  244:  »Die  verschrivong  inhalt  dieser  copien  is  van 
m.  g.  h.  .  .  .  to  versiegelen  bewilligt  ind  bevolen  in  bisin  des  canzlers, 
hofmeisters  Hochsteden,  prost  Vlatten,  doctor  Olisleger,  hofmeister  Lei, 
marschalk  Reck  ind  —  [ein  unleserliches  Wort]  17.  julii  ao.  43.«  Im 
Jahre  1543  hatte  der  Kurfürst  die  Urk.  also  noch  immer  nicht  erhalten. 
Dass  er  sie  jedoch  auch  später  nicht  empfangen  hat,  zeigt  ihr  Fehlen 
in  der  (von  sächsischer  Seite  ausgegangenen)  ausführlichen  . . .  Deduktion 
des  .  .  .  Hauses  Sachsen4  (Leipzig  1609).  Ober  weitere  Verhandlungen 
in  dieser  Sache  vgl.  unten  Nr.  121. 

')  Dem  König  von  Frankreich. 

8)  Karl  Harst. 
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IV. 

Die  Türkenhilfe  von  1542  und  der  Einfall 
Rossems  in  die  Niederlande. 

1542  Januar  12  —  September  24  (Nr.  67—109). 


Die  Landtage  der  Sommermonate  des  Jahres  1542  beschäftigen  sich 
hauptsächlich  mit  zwei  Dingen:  der  auf  dem  Reichstag  zu  Speier  be- 
willigten Türkenhilfe  und  der  geldrischen  Frage. 

I.  Der  speierer  Abschied,  welcher  die  Türkenhilfe  bewilligte,  trägt 
das  Datum  des  11.  April  1542.  Erst  nachträglich  trat  der  Herzog  dem- 
selben bei  (vgl.  Nr.  75  bis  81).  Den  Ständen  von  Jülich-Berg  trug  er 
die  Angelegenheit  auf  einem  Landtag  zu  Bergheim  Mai  16  (Nr.  79  und 
80)  vor.  Indem  sie  den  Beitritt  zum  Reichsabschied  billigten,  baten  sie 
den  Herzog,  die  Kosten  seines  Kontingentes  zur  Türkenhilfe  vorzustrecken, 
und  stellten  für  künftig  ihren  guten  Willen  in  Aussicht.  Die  schon  vor- 
her begonnenen  Rüstungen  wurden  nun  vollendet  und  das  Kontingent 
abgeschickt.  Auf  einem  neuen,  zu  Düsseldorf  Juli  10  gehaltenen  Land- 
tag von  Jülich-Berg  (Nr.  91  und  92)  erfolgte  eine  Geldbewilligung,  jedoch 
unter  der  Bedingung,  dass  des  Herzogs  andere  Lande  sich  »gleichfals 
erzeigen«  würden.  Da  diese  Voraussetzung  sich  nicht  ganz  erfüllte,  so 
unterhess  der  Herzog  einstweilen  die  Erhebung  der  bewilligten  Steuer. 
Sie  erfolgte  erst,  nachdem  ein  neuer  Landtag  von  Jülich-Berg  (August  18; 
Nr.  99  und  101)  gehalten  worden  war. 

H.  Die  geldrische  Frage  erhielt  eine  neue  Gestalt  durch  den  Einfall 
Martin  von  Rossems  in  die  kaiserlichen  Niederlande.  Mit  diesem  Vorfall 
wird  der  Landtag  insofern  beschäftigt  (Nr.  91  und  102),  als  der  Herzog 
vor  den  Ständen  zu  beweisen  sucht,  dass  er  an  Rossems  Unternehmen 
keinen  Anteil  habe. 


24* 
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67.  Hz.  Wühelm,  Instruktion  für  Propst  Joh.v.Vlatten'X 
Joh.  Faltenmeier  Dr.  jur.  und  Wilhelm  Dobbe  zum  Reichs- 
tag  zu  Speier.    Cleve  1642  Januar  12. 

Ausbleiben  des  Herzogs.  Religionssache.  Eine  Türkensteuer  nur 
zu  bewilligen,  wenn  vorher  ein  gemeiner  Friede  im  Reich  aufgerichtet. 
Regulierung  der  Reichsanschläge.  Münze.  Visitation  und  Reformation  des 
Kammergen chtes.  Goldfische  Frage.  Auslagen  für  Münster.  Verfahren 
des  Kammerboten  gegen  Roermonde.  Rechtszug  aus  den  Besitzungen 
der  Propstei  Aachen. 

1.  Sollen  des  Herzogs  persönliches  Ausbleiben  entschuldigen. 
2.  Wenn  in  der  Religionssache  etwas  vorgenommen  wird,  sollen  die 
Rate  das  befördern,  was  zu  der  Ehre  Gottes,  Ruhe,  Frieden  und 
Einigkeit  im  Reich  dient  >sieh  auch  hierin  des  ratschlags  am 
jüngsten  zu  Wurmbs  durch  unsere  verordente  rete  verfast*)  gemeess 
halten.  Wo  auch  zu  einicher  ferner  buntnuss  geschritten  werden 
wulte,  wissen  sich  unsere  rete  unser  zu  Augspurg  getaner  protes- 
tation8)  zu  erindern,  darnach  sie  sich  nochmals  zu  halten«.  3.  Wenn 
eine  beharrliche  Hilfe  oder  Steuer  gegen  den  Türken  bewilligt  wird, 
sollen  sie  verlangen,  dass  zuvor  »vennog  des  abscheits  jungst  ge- 
haltenes reichstags  zu  Regenspurg  ein  gemeiner  frit  und  Versiche- 
rung desselben  furgenomen,  beschlossen  und  im  reich  aufgericht, 
darin  wir  auch  mit  begriffen  und  gnoichsam  versichert  werden. 
Wo  aber  solichs  nit  besehene«,  sollen  sie  sich  in  keine  Hilfe  ein- 
lassen, auch  andere  Kurfürsten,  Fürsten  und  Stände  veranlassen, 
»sich  nit  inzulassen,  ehe  wir  vermog  obg.  abscheits  mit  versichert«. 
4.  Wegen  >der  ringerung  und  erhögung  der  anschlege«  sollen  sie 
dahin  wirken,  dass  der  »Essendischer4)  abscheit  in  das  werk  ge- 
stelt,  damit  gleicheit  allenthalben  erhalten  werden  möge«.  5.  Sollen 
nach  Möglichkeit  für  eine  »bestendige  münz«  sorgen;  »doch  das 
Kei.  Mt.6j  und  andere  umbligende  erblande  und  grenitzen  soviel 
muglich  mit  darinne  verfast«.     Sollen  sorgen,  dass  die  3  Ratschläge 


')  Ober  Vlatten  als  Gesandten  auf  dem  Reichstag  zu  Speier  s.  Varren- 
trapp  S.  121. 

*)  Ein  Gutachten  der  jülicher  Räte  vom  Religionsgespräch  zu  Worms 
findet  sich  RV.  Nr.  10. 

8)  S.  oben  S.  340  Anm.  5  (Nr.  52). 

4)  Vgl.  unten  S.  382  Anra.   2. 

6)  Ahnlich  schon  in  der  Reichstagsinstruktion  von  1530  April  27: 
ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  128  Anm.  4. 
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des  niederländisch-westfälischen  »bezirks  laut  des  Essendischen  ab- 
scheits  soviel  möglich  mit  einandern  vergleichen  und  gemainen 
stenden  des  reichs  uberantwort  werden.  Wo  aber  dis  entstuende  [!], 
alsdan  unser  und  der  anderer  fursten  bedenken  obger.  stenden  fur- 
zutragen,  darzu  wir  auch  unsere  munzverstendigen  zu  verordnen 
gemeint«.  6.  Hinsichtlich  der  Visitation  und  Reformation  des  Kammer- 
gerichts sollen  sie  sich  halten,  »wie  sie  des  von  uns  muntlich  be- 
velh  ent fangen  haben«.  7.  Wenn  vom  König,  den  Kurfürsten,  Fürsten 
und  Ständen  Gelderns  wegen  »ichtwes  furgnomen  wurde«,  sollen 
sie  sich  gleichfalls  halten,  »wie  sie  des  auch  muntlich  bevelh  ent- 
fangen haben«.  Sollen  »die  Verantwortung,  so  wir  auf  Kei.  Mt. 
usgangen  Schriften«  über  das  Recht  des  Kaisers  auf  Geldern  und 
Zütphen    »verfassen   lassen«,1)    Kurfürsten,    Fürsten  und  gemeinen 

*)  Gemeint  ist  zweifellos  der  (gedruckte)  ,Berichtc,  von  dem  Titel 
und  Vorrede  in  Ztschr.  23>  S.  112  f.  mitgeteilt  worden  sind  (die  Denk- 
schrift bei  Dithmar  S.  152  ff.  ist  nur  eine  lateinische  Übersetzung  des- 
selben). Ich  benutzte  ein  Exemplar  des  düss.  Staatsarchivs  (VI,  H,  13). 
Der  Titel  lautet:  »Warhaftiger  und  gruntlicher  bericht  der  gerechtigkeit 
und  rechtmessigen  possession«  des  Herzogs  Wilhelm  zu  Geldern  und 
Zütphen,  »auf  dem  reichstag  zu  Speir  1542 x übergeben;  mitsampt  der, 
ablehenung  und  gegenbericht  der  assertion,  so  von  wegen  Kei.  M.«  auf 
dem  Reichstag  zu  Regensburg  1541  Kurfürsten,  Fürsten  und  Ständen 
des  Reichs  »vorgebracht«.  Handschriftlich  ist  auf  dem  Titelblatt  bemerkt: 
»author  Conrad us  Heresbachius  iur.  utr.  dr.;  vide  testamentum  eius«  (eine 
Angabe,  die  durch  eine  Notiz  in  Heresbachs  Tagebuch  (Ztschr.  23  S.  69) 
gestützt  wird).  Vgl.  Wolters,  Heresbach  S.  105  und  233.  *  Auf  der  Rückseite 
des  Titelblattes  steht:  ,Dieser  Gegenbericht  ist  fertig  gewesen,  aber  auf  dem 
Reichstag  zu  Speier  nicht  überantwortet,  weil  »neben  dem  gemeinen  frid- 
stande«  der  Herzog  von  den  Reichsständen  eine  besondere  Deklaration  er- 
halten hat.  Da  er  aber  dann  doch  von  den  Burgundischen  überzogen  ist  »und 
darzu  neben  anderm  ungegruntem  zumessen  ausgebreitet  worden,  als  solten 
seiner  f.  g.  gesandten  zu  Regenspurg  widder  die  ubergebne  assertion  nichts 
gewist  haben  zu  antworten,  so  doch  das  widderspil«  allen  Reichsständen,  die 
daselbst  gegenwärtig  gewesen,  bewusst  ist,  »der  Ursachen  auch  die  Ver- 
antwortung hochg.  herzogen  notturft  nach  nit  lenger  verhalten  [s.  unten 
Nr.  121  Anm.]«.'  Am  Schluss  der  Druckschrift  steht:  »Gedruckt  im 
fuerstentumb  von  dem  Berge  bei  Solingen  im  jar  1542«.  Diese  Druck- 
schrift beschäftigt  sich  ganz  überwiegend  mit  der  Frage,  ob  der  Verkauf 
Gelderns  durch  Hz.  Gerhard  (s.  oben  S.  236  f.)  giltig  sei,  was  sie  verneint. 
Sie  macht  in  dieser  Beziehung  hauptsächlich  geltend:  ,Der  Verkauf  ist 
nicht  erfolgt  um  des  Geldes  willen,  sondern  vornehmlich,  um  Herzog 
Karls  von  Burgund  und  seiner  Nachkommen  Gunst  zu  erhalten;  daran 
war  Hz.  G.  zehnmal  mehr  gelegen   als   an  den  80  000  Gulden.     Da  nun 
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Reichsständen  überantworten  und  bei  den  Ständen  »anhalten  laut 
derselben«  [sc:  der  Verantwortung].  8.  Da  der  Hz.  neben  Kurköln 
und  Kursachsen  »vor  Munster  die  knecht,  so  in  des  reichs  steur 
gehoern,  einen  monat  lang  verlegt  und  uns  derhalben  noch  3,077 
goltg.  an  golt  26  stuber  brabandisch  2  hl.  ausstendig,  darzu  in  der- 
selben underhaltung  der  knecht  580  gülden  (zu  15  batzen)  mer, 
dan  wir  schuldig  gewest,  ausgelegt«,1)  so  sollen  die  Räte  bei  den 
Reichsständen  anhalten,  damit  der  Hz.  von  den  Ständen,  »so  ire 
geburliche  anläge  noch  nit  erlegt,  unsers  ausstants  entricht«,  oder 
dass  »uns  in  künftigen  anlagen  die  ausstendige  summa  an  unserm 
anteil  abgezogen  werde«.  9.  Sollen  mit  dem  Kammerboten,  der  die 
von  Roeremonde  am  Kammergericht  beklagt  hat,  verhandlen,  ob 
sie  ihn  gütlich  »mit  einem  geringen  zufriden  stellen  mochten«.  Ge- 
lingt es  nicht,  so  sollen  sie  »camerrichter  und  beisitzer  gestalt  der 
sachen  zu  erkennen  geben  mit  beger,  bei  dem  fiscal  den  process 
abzustellen«.  Gelingt  auch  dieses  nicht,  so  sollen  sie  die  Angelegen- 
heit den  gemeinen  Reichsständen  anzeigen  und  verlangen,  »mit  dem 
fiscal  den  process  fallen  zu  lassen  zu  verschaffen«,  auch  daneben 
die  Stände  verständigen,  »wie  es  mit  andern  camerbotten  gehalten 
worden,  derwegen  der  fiscal  keine  process  instruirt,  und  wie  gefer- 
lich  er  mit  uns  in  dieser  und  andern  sachen  furnimbt.  10. 2)  Als 
auch  von  alters  her  je  und  alwege  die  mangerichte  der  probstei 
Aich,   dero  patron  und  gifter  wir  sein,   an   einen  probst  daselbst, 

aber  jene  Bedingung  nicht  erfüllt  ist  (da  die  Nachkommen  Hz.  G.'s  das 
freundschaftliche  Verhältnis  nicht  beobachtet  haben),  so  ist  der  Vertrag 
hinfällig.  Die  reciproci  favores  sind  damals  (bei  dem  Verkauf)  in  einem 
vom  nächsten  Tage  datierten  Reversalbrief  ,weiter  ausgedrückt'.  Die 
Nichterfüllung  der  Bedingung  des  Vertrages  ergiebt  sich  »insonderheit« 
aus  den  Verträgen  zu  Gorkum  und  Grave.  Karl  von  Egmond  wird  darin 
in  den  besonderen  kais.  Schutz  aufgenommen  und  ihm  gegen  jedermann 
Hilfe  und  Beistand  versprochen  und  alle  Forderungen,  die  er  gegen  andere 
Fürsten  und  Lande,  die  des  Kaisers  Erblanden  »nicht  unterworfen«,  haben 
mag,  »vorbehalten,  auch  zugelassen,  Kei.  M.  reuter  gegen  dieselbige  zu 
gebrauchen«.  Nun  hat  aber  Karl  von  Egmond  sich  nie  einer  Forderung 
auf  andere  Lande  angemasst  als  auf  Jülich  und  Cleve.  In  jenen  beiden 
Verträgen  wird  ferner  dem  Karl  von  Egmond  der  Titel  ,Herr  von  Jülich' 
gegeben.1  [Über  den  Antrag  der  geldrischen  Stände  an  Hz.  Johann 
(s.  oben  S.  239)  wird  fol.  22  gesprochen.] 

*)  Vgl.  Keller,  Gesch.  der  Wiedertäufer  S.  267  ff.;  Ranke  3,  S.  398 f. 

*)  Über  §.  10  übergeben  die  jülicher  Gesandten  am  23.  März  den 
Reichsständen  eine  besondere  Supplik. 
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von  dem  an  uns  und  vort  an  das  Kei.  camergericht  appellirt 
haben,  aber  nun  unser  oberkeit,  die  wir  von  dem  reich  haben, 
zu  mirklichem  abbrach  mit  gewalt  gedrungen  werden  zu  Brüssel 
in  Brabant  zu  appelliren«,  so  sollen  die  Räte  bei  dem  Kammer- 
gericht »umb  inhibition  anhalten  und  daneben  begeren,  nachdem 
die  sach  des  reichs  hoicheit  mit  belangt,  das  dem  fiscal  bevelh  ge- 
schehe, mit  geburlichen  processen  dieser  [!]  der  Brabender  ungebur- 
lichem  furnemen  zu  begegnen«.  Da  ferner  jener  Propstei  Unter- 
thanen  zu  Metsch  und  Luntzen  früher  an  das  Hauptgericht  Aachen 
und  von  da  an  das  kaiserliche  Kammergericht  appelliert,  jetzt  aber 
»gleichsfals  die  gericht  Limburg  und  Dalen1)  berurte  undertanen  an 
sich  zu  appellieren  dringen  und  damit  dem  reich  sein  hoicheit  zu 
schwechen  sich  widerstehen«,  so  sollen  die  Räte  auch  in  dieser 
Sache  um  Inhibition  bei  dem  Kammergericht  anhalten.  —  »Geben 
zu  Cleve  under  unserm  heraufgetruckten  secrietsiegels  [!]  am  12.  tage 
januarii  ao.  42.« 

J.-Bg.,  RV.  Nr.  11,  Orig. 

68.  Seichstagsausschuss  und  jtllicher  Gesandte  in 
Speier,  Verhandlung:  (Bericht).    1642  März  10. 

Gesandte  suchen  den  ihrem  Herzog  gemachten  Vorwurf,  dass  er  in 
Kriegsrüstung  stehe,  zurückzuweisen  und  bitten,  die  Reichsstände  möchten 
für  Aufrichtung  eines  gemeinen  beständigen  Friedens  und  für  Rückgabe 
der  durch  die  ksl.  Befehlshaber  in  Beschlag  genommenen  hzgl.  Besitzungen 
und  Renten  in  Flandern  und  Seeland  sorgen. 

1542  März  10  »haben  die  verordenten  vom  usschuss«  des 
Herzogs  Gesandte  »berufen  und  inen  durch  den  Menzischen  canzler 
in  beisein  h.  Ot  Truchsessen,  h.  Wolfen  von  Affenstein,  pfalzgraven 
Frederich  canzlers,  und  der  stat  Metz  secretarien  nachfolgende  mei- 
nung  anzeigen  lassen« :  Dem  röm.  König  und  den  gemeinen  Reichs- 
ständen ist  berichtet,  dass  der  Hz.  nebst  dem  König  von  Dänemark 
»in  einer  treffenlicher  kriegsrustung  sein  sol«,  woraus  Unruhe  und 
Empörung  im  Reich  und  Verhinderung  des  christlichen  Werkes  der 
Türkenhilfe  erwachsen  würde.  Die  Gesandten  möchten  den  Hz.  er- 
suchen, »wo  sie  [d.h.:  i.  f.  g.]  einiche  kriegsrustung  furhanden  [sc.: 

*)  In  jener  Supplik:  »Dalem«.  Gemeint  ist  Dalhem  im  Herzogtum 
Limburg.  Vgl.  Ztschr.  23,  S.  138.  Lontzen  im  Kreise  Eupen.  Metsch: 
Mesch  im  Lande  Valkenburg  (Provinz  Limburg). 
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hätten],  dieselb  abzustellen  und  von  emporung  und  unrue  sich  zu 
enthalten«.  Wo  nicht,  so  mag  der  Hz.  ermessen,  dass  nicht  nur 
»andern  irer  f.  g.  mitgliedern«,  sondern  auch  ihm  selbst  ein  un- 
widerbringlicher Schaden  und  Verderben  daraus  erwachsen  würde. 
Was  auch  Kaiser,  König,  Kurfürsten,  Fürsten,  auch  gemeine  Stände 
»für  gefallens  darab  haben  wurden,  het  i.  f.  g.  und  menniglich 
leicht  abzunemen«. 

Jülicher  Gesandte:  Der  Vorwurf,  der  dem  Hz.  bei  den 
Reichsständen  durch  seine  Misgönner  gemacht  ist,  als  sollte  er 
»neben  ko.  w.  von  Dennenmarken  in  kriegsrustung  stehen«,  ist  un- 
berechtigt, übrigens  nicht  neu.  Denn  auf  dem  jüngst  gehaltenen 
Reichstag  zu  Regensburg,  als  »die  knecht,  welche  die  stat  Munster 
innemen  wolten,  versamlet  waren,  so  uf  meins  g.  h.  armen  leuten 
mit  grosser  beschwernuss  gelegen«,  ist  »solich  geschrei  von  irer  f.  g. 
missgunner  in  meinung,  i.  f.  g.  zu  verunglimpfen,  auch  usgebreit 
worden.  Aber  das  widerspil  hette  sich  in  der  warheit  je  und 
allemal  befunden.  Wo  auch  i.  f.  g.  reuter,  so  sie  [sc:  i.  f.  g.?] 
in  die  stat  Munster  geschickt,  nit  gewesen,  wer  die  stat  Munster 
ingenomen  und  dem  reich  entzogen  worden«.  Der  Herzog  hat  [sc: 
jetzt]  »etliche  reuter  bei  einander  gehapt,  die  irer  f.  g.  diener  sein 
und  zu  gehoirsam  derselben  lande  und  undertanen,  auch  besetzung 
der  grenitzen  gebraucht  wurden.1)  Wo  nun  solichs  so  hoch  uf- 
genomen  dahin  verstanden  werden  wolte  [!],  geschege  meinem 
g.  h.  ungutlich  an.  Sunst  aber  wüsten  wir  von  keiner  anderer 
versamlungen  weder  reuter  noch  knechte ;  man  hette  auch  in  meins 
g.  h.  lande  von  keiner  gewust«.  Es  ist  auch  bei  des  Herzogs  Vor- 
eltern, auch  ihm  selbst  nie  »emporung  oder  Unruhe,  sonder  je  und 
alwegen  alle  gehoirsam  gespurt  worden,  dero  sich  i.  f.  g.  nochmals 
gern  erzeigen  und  halten  wolten«.  Reichsstände  wissen  sich  zu 
erinnern,  was  der  Herzog  auf  dem  Reichstag  zu  Regensburg  bei 
dem  König  und  den  Reichsständen  »des  missverstants  halben,  so 
sich«  zwischen  dem  Kaiser  und  ihm  »erhelt,  gehandelt  und  erbotten 
habe,  auch  darauf«  bei  den  Reichsständen  »ein  furbit  an  Kei.  M. 
erlangt«,  damit  der  Hz.  bei  Recht,  wozu  er  sich  stets  erboten  und 
nochmals  erbietet,  bleiben  möchte  »und  sich  keiner  tatlicher  hand- 
lung  wider  recht  nit  zu  besorgen  hette,  aber  nichts  erhalten  mögen«. 
Hz.  ist  erbietig,   zu  diesem  christlichen  Werk    sich  aller  Gebühr  zu 


*)  Vgl.  oben  S.  339  (Nr.  61),  S.  342  (Nr.  63),  S.  353  f.  und  S.  370. 
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erzeigen,  wenn  ein  gemeiner  beständiger  Friede  aufgerichtet  würde. 
Wenn  dies  nicht  geschieht,  würde  es  ihm  schwer  fallen,  Hilfe  zu 
leisten  und  in  Gefahr  seiner  Lande  und  Leute  »durch  öffentliche 
handlung  und  heimliche  practicken,  die  menniglich  bewust,  wie 
bisher  beschehen,  darneben  zu  steen«.  Reichsstände  möchten  für 
Aufrichtung  eines  gemeinen  beständigen  Friedens  sorgen. 

Hierauf  antwortet  der  mainzische  Kanzler:  Wollen  »es 
denen,  darvon  sie  verordnet  weren,  anzeigen«  und  jenes  Verlangen 
gleichfalls  mitteilen.  »Sehen  aber  daneben  für  gut  an,  das  solichs 
an  cur-  und  fursten,  auch  gemeine  stende  von  den  reten  selber 
beschehe.« 

Jülicher  Gesandte:  Dem  Hz.  sind  durch  des  Kaisers  Befehls- 
haber »unerkantes  rechten«  die  Herrschaften  Winnendahl  und 
Breskensant,  auch  andere  Renten,  die  er  in  Flandern  und  Seeland 
hat,  genommen  und  »zu  Kei.  Mt.  taflen  geschlagen  worden.1)  Welchs 
aber  i.  f.  g.  bisher  nit  melden  wollen,  dweil  Kei.  Mt.  Verbitterung 
on  das  furhenden«.  Bitten  aber  jetzt  dennoch,  dem  Hz.  zu  dem 
seinigen  zu  verhelfen.  Gesandte  wollen  jenes  Verlangen  an  die 
Reichsstände  selbst  bringen,  bitten  jedoch  die  Verordneten,  das 
gleichfalls  befördern  zu  helfen.  _> 

J.-B.,  RV.  Nr.  11,  Orig.  oder  Kop. 

68.  Bäte  an  die  Verordneten  auf  dem  Reichstage  zu 
Speier.    Cleve  1542  März  16. 

Antwort  auf  das  Schreiben  über  die  Ratschläge2)  wegen  der 
Türkenhilfe. 


*)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  Regentin  d.d.  Düsseldorf  1539  August  17 
(J.-B.,  Hzgt.  Geldern  Nr.  14,  Kpt.):  ,Obwohl  er  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten um  die  Belehnung  mit  Winnendahl  nachgesucht  hat,  wird  sie  ihm 
doch  durch  die  Kammer  von  Flandern  verweigert.  Ferner  werden  ihm 
die  Renten  aus  Winnendahl  vorenthalten  und  fremde  Beamte  daselbst 
eingesetzt.'  S.  auch  oben  S.  340  Anm.  4.  Die  Herrlichkeit  Winnen- 
dahl (Winnendael,  Wynendaele)  lag  in  der  Nähe  von  Courtray,  die  Herr- 
lichkeit Breskesand  (Bresques,  Breskes)  unweit  Sluis  (heute  Kirchdorf 
Breskens  in  der  holländischen  Provinz  Seeland,  an  der.  Westerschelde). 
Vgl.  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  548.     Beide   Orte    blieben   bis    1794   kurpfalzisch. 

2)  Hiermit  ist  wohl  der  Entwurf  des  Fürstenausschusses  gemeint. 
S.  Traut,  Türkenfeldzug  von  1642,  S.  20  ff;  Vgl.  ferner  den  Reichs- 
abschied von  April  11  (neue  Sammlung  der  RA.  If,  S.  444  ff.). 
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1.  »Dweil  vur  guit  angesehen,  das  die  hilf  wider  den  Türken  uf 
8000  zu  ross  und  40000  zu  fuss  sol  gestalt  werden,  achtet  man,  das 
solicher  anzal  nit  geringer  dienen  wirt.«  2.  Zum  halben  April  oder 
ersten  Mai  lässt  sich  das  Kriegsvolk  noch  nicht  nach  Ostreich 
schaffen,  weil  die  Kreisstände,  vorher  beschieden  werden  müssen. 
3.  »Das  jeder  stant  der  kreis  auf  eigne  kosten  das  kriegsvolk  be- 
stellen und  underhalten  soll.1)  Were  den  herren  beschwerlich,  das 
verleg  zu  tun,  und  stehet  zu  besorgen,  das  irer  fil  dieses  ortz  sich 
in  den  anschlag  dermassen  mit  willen  nit  werden  begeben,  dweil 
es  der  10.  pfenning  eines  jederen  jarlichen  inkomens  ist.  4.  Sovil 
den  auszug*)  belangt,  were  wol  ein  meinong  von  denen,8)  die  on 
middel  under  das  refch  gehoeren  und  die  anschlege  plegen  zu  geben 
und  von  anderen  hern  verdedingt  werden.  Aber  welche  anderen 
underworfen,  das  die  von  iren  guteren,  so  anderen  unterworfen, 
selbs  stuiren  oder  die  hern  vor  sie  darlegen  sulten,  were  be- 
schwerlich und  unbillich,  so  die  hern  eins  teils  umb  des  aus- 
zugs  wil  so  vil  zu  hoger  angeschlagen,  auch  etliche  auf  dis  oder 
des  angeben  in  die  register  gestalt  werden  mögen,  die  nit  darin 
gehören.  Were  auch  in  dem  abscheit  gut  usgedruckt  und  versehen, 
das  diejenige,  so  anderen  hern  underworfen  oder  guter  under  inen 
hetten,  derhalben  sie  vor  des  reichs  anschlegen  verdedingt  werden 
und  die  fursten  so  vil  zu  hoger  beschwert,  den  hern  in  diesem 
christlichen  werk  mit  stuiren  und  sich  niemantz  dainnen  absunderte, 
doch  sunst  jederem  seiner  gerechticheit  unbenomen.  5.  Ist  der  an- 
schlag gar  ungleich  und  sonderlich  geiner  hoger  beschwert  dan  der 
Niderlendischer  und  Westphelischer  kreis4)  nach  seinem  vermögen, 
auch  unser  g.  h.  darin  zu  hoch  angeschlagen.  Zudem  das  das  haus 
von  Burgondien  wol  den  halben  teil  desselbigen  Niderlendischen 
kreis  under  sich  gezogen  und  von  dem  kreis  abgesondert,  die  doch 
zum  merem  teil  in  sere  kurzen  jaeren  mit  dem  kreis  zu  geben 
pflegen.  Suiten  dan  die  andere  uberigen  den  tax  allein  dragen, 
were  inen  hoch  beschwerlich.  Und  der  Burgondischer  kreis  wirt 
nit  den  dritten  teil  so  hoch  angeschlagen  als  der  Niderlendisch  und 
Westphelisch,  so  er  doch  wol  drei  mal  so  reich  und  vermugent 
ist.    Wan  es  aber  gleichmessig  und  billich   zuginge,   stunde  es  uf 

')  Dieser  Satz  gehört  den  »Ratschlägen4  an.    Vgl.  RA.  §.  14  und  15. 

a)  Vgl.  §.17  des  RA. 

8)  D.  h.:  diese  sind  gemeint. 

4)  Vgl.  Traut  S.  25. 


Digitized  by 


Google 


Nr.  69.     1542  März  15.  379 

besseren  reden,  und  sol  auch  ein  iderman  williger  darzu  sein. 
6.  und  7.  Liest  sich  unser  g.  h.  die  ordnongen,  dergleichen  das  die 
vermanong  geschege,  gefallen.  8.  Gotslesterung,  horerei,  zudrinken 
etc.  zu  verbieden,  were  gut,  wan  man  es  kunt  erhalden.  9.  Das 
ein  gleicheit  der  anschleg  bei  den  reichen  und  armen  sol  gehalten 
werden,  were  loblich,  wan  der  Burgondischer  kreis  mit  zu  des  richs 
stuir  volgte.«  10.  Der  20.  Pfennig  des  jährlichen  Einkommens 
wäre  genug.  Der  10.  wird  »bei  dem  gemeinen  man  swerlich  zu 
erhalten  sein.1) 

Die  negst  nachfolgenden  artickelen  lasst  u.  g.  h.  so  bliven  bis 
uf  den  artickel  anfahend:  ,damit  aber  niemantz  sich'.«  [Über  die 
Änderung  dieses  Artikels  s.  landstd.  Verf.  III,  2,  S.  29  Anm.  67.].*) 
In  dem  Artikel:  »,es  sollen  alle  prelaten,  graven  etc.4«8)  ferner 
»muss  verordent  werden,  wie  am  negsten  artickel,  nemlich  am  ende 
und  ort,  do  die  guter  gelegen.  Nachdem  auch  der  artickel  an- 
fahend4): ,wurde  sich  aber  jemantz  etc.'  allein  vermelt,  wie  die  un- 
willige stende  zu  gehorsam  zu  brengen,  were  guit  mit  in  den  ab- 
schert gesatzt,  wie  die  unwillige  undertanen  der  stende  von  iren 
hern  auch  zu  gehorsam  zu  brengen  durch  erkentniss  der  fursten 
rete  [!]  oder  process  des  camergerichts,  nemlich  das  man  procedier 
ad  privationem  feudorum,  privilegiorum  et  bonorum  aut  adpoenam 
corporalem;  doch  das  die  straef  einem  idern  stand  in  sinem  gebeit 
und  hoger  obericheit  und  nit  dem  camergericht  zukome.5)  —  Den 
artickel  des  fridens  und  ko.  w.  zu  Frankrich  betreffend,  dweil  unser 
g.  h.  siner  f.  g.  bedenken  derhalver  in  der  schritt  hiebi  anzeigen 
lassen,  ist  on  noit  zu  erholen.«  —  Der  König  von  Dänemark  wird 
des  Anschlags  seines  Königreichs  halber  besser  vom  sächsischen 
Kreise  als  vom  niederländischen,  der  »weit  von  Denmark  gesessen«, 
ersucht.8)  —  Herzog  hält  es  für  »nodig  zu  wissen  und  austruglich  in 
den  abschert  zu  setzen,  wes  Kei.  M.,  ganz  Italien,  Neapolis,  Sicilien, 
Polen,  Denmark,  Engellant,  Hispanien  und  andere  christliche  landen 
darneben  doin  sulten.  Sunst  wult  es  dem  reich  allein  zu  swer 
fallen,  mocht  auch  der  Turk  zu  Teutscher  nation  sonderlich  bewegt 

~~      *)  Vgl.  §.  51  des  RA.       ~~  ~~  " 

2)  Datum   (s.   unten  S.  380   Anm.  2)   und    Signatur   sind    daselbst 

nach  den  hier  gemachten  Angaben  zu  ändern. 
*)  Vgl.  §.  86  des  RA. 

4)  Vgl.  §.  102  des  RA. 

5)  Vgl.  Lohmann  a.  a.  0.  (s.  oben  S.  148  Anm.  265). 
e)  Vgl.  §.  125  des  RA. 
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werden.  Und  wurden  also  die  Teutschen  dardurch  in  gross  ver- 
derben komen.  Were  inen  auch  nit  möglich,  solchs  furnemmen 
gegen  des  Türken  grosse  macht  allein  uiszufueren.  Zudem  ist  noetig 
zu  beraitschlagen  und  in  den  abscheit  zu  setzen,  so  Got  gnad  und 
sieg  verlenen  wurde,  das  Ungaren  erobert  oder  sunst  den  Türken 
etwas  mehe  abgedrongen,  wem  dasselbig  zukomen;1)  das  solchs 
dem  haus  Osterreich  oder  anderen  nit  inverleibt,  sonder  bei  dem 
h.  reich  verbleiben  und  in  den  anschlegen  und  beschwerniss  zu 
gutem  komen  sult.  —  Weiters  so  ir  unserm  g.  h.  mandaten  die 
landsknecht  berurend  uberschickt,  weil  s.  f.  g.  den  abscheit  zu 
Regensburg  nit  angenommen,  hait  s.  f.  g.  auch  die  ufzuslaen  noch 
zur  tit  underlassen«.  —  Cleve  1542  März  15. 2) 
G1.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kpt.8) 

70.  Gesandte  des  niederländiseh-westfälisehen  Kreises, 
Supplik  an  die  Reichsstände.    [Speier  1542  März  15.] 

Notwendigkeit  einer  Friedensdeclaration.  Der  niederl.-westf.  Kreis 
möge  intakt  bleiben.  Vermeidung  der  Doppelbesteuerung  der  Geistlichen. 
Die  Reichssteuer  auch  in  niederländischer  Münze  zu  berechnen. 

1.  Sind  von  ihren  Herren  anf  den  Abschied  des  Reichstags  zu 
Regensburg  abgefertigt,    um,    wenn    ein   beständiger  Friede    »und 

>)  Vgl.  §.  38  des  RA. 

a)  Ursprünglich  stand:  März  13.     Daraus  korrigiert:  März  15. 

*)  Zum  .Schluss  noch  folgender  Passus,  der  dann  wieder  ausge- 
strichen ist:  »Als  auch  uns,  unser  stat  Duiren  und  anderen,  so  wir  uis- 
zuziehen  plegen,  mandata  zukomen  von  wegen  der  bezalung  der  anlagen 
zu  Regensburg  bewilligt  und  aber  der  zug  nit  vor  sich  gehet  und  dieser 
auch  darufkompt  [!],  so  ist  unser  .  .  .  bevelh,  ir  wollet  daran  sein, 
domit  der  process  am  camergericht  diserhalb  abg estalt  werde.«  Vgl. 
hierzu  oben  S.  198;  Wolters,  Reformationsgesch.  von  Wesel,  S.  118 
Anm.  1;  Reichstagsinstruktion  von  1530  April  27  (s.  ldstd.  Vf.  III,  2, 
S.  128  Anm.  4  und  S.  163  Anm.  24):  ,Gesandte  sollen  »unse  neven 
die  graffen  van  Manderscheit  zu  Blankenheim,  derglichen  unse  stede 
Soist,  Wesel,  Duiren,  Duisburg  und  andere  wie  gewonlich  vertreten  und 
verdedingen«.  Niemand  als  dem  Hz.  stehe  es  zu,  »sulchs  [!]  ...  zu  ver- 
treten«.4 1535  (Cl.-M.,  Urkk.  Nr.  1854  bis)  bittet  die  Stadt  Soest, 
welche  vom  röm.  König  eine  Einladung  zum  Reichstag  nach  Worms 
erhalten  hat,  den  Hz.  von  Cleve,  sie  daselbst  zu  vertreten,  da  sie  nicht 
Reichsstadt  sei.  Über  Soest  vgl.  ferner  unten  Nr.  99  Anm.,  über  Düren 
Werminghoff,  die  Verpfändungen  der  mittel-  und  niederrheinischen  Reichs- 
städte während  des  13.  und   14.  Jahrhunderts  S.  129  ff. 
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gleichmessig  recht  im  h.  reich  ufgericht,  desselben  sich  alle  stende« 
des  niederl.-westf  Bezirks  >auch  zu  vertrösten«  haben,  neben 
anderen  Reichsständen  alles,  ,was  zu  der  Ehre  Gottes,  Friede,  Ruhe 
und  Wohlfahrt  des  h.  Reichs  dient,  befördern  zu  helfen.  Da  nun 
»us  der  verfaster  notulen  nit  eigentlich  verstanden  mag  werden, 
welcher  gestalt  der  frid  furgenomen  und  mit  was  bestendigem 
gründe  derselb  versichert  werden  solle«,  so  bitten  Gesandte  die 
Reichsstände,  dafür  zu  sorgen,  dass  ein  stattlicher,  gewisser  und 
beständiger  Friede,  »auch  gleichmessig  recht,  des  sich  insonders  in 
diesen  geferlichen  zeiten«  die  Stände  des  niederländ.  Kreises  »zu 
vertrösten  hetten«,  im  h.  Reich  aufgerichtet  werde.  2.  Bitten,  dass 
die  Lande,  welche  von  alters  bei  dem  niederl.-westf.  Kreise  ge- 
wesen, bei  demselben  erhalten  werden,  und  dass  »ire  geburliche  an- 
läge neben  andern  gehoirsamen  stenden  desselben  bezirks,  wie  sich 
geburt,  gesteuert  und  geleist  werde,  sich  auch  keiner  angezogner 
inleibung1)  dessfals  zu  gebruichen,  in  betrachtung  das  solichs  nit 
allein  dem  bezirk,  sonder  auch  dem  h.  reich  Teutscher  nation  zu 
schmelerung,  abbrach  und  nach  teil  erreichen  wurde«.  3.  Des  Kaisers 
Regenten  in  seinen  Niederlanden  haben  neulich  allen  Geistlichen 
»derselbigen  lande«  eine  gemeine  Steuer,  die  Hälfte  der  jährlichen 
Renten  nnd  Güten  »ein  zeit  lang«  zu  zdhlen,  auferlegt.  Da  nun 
aber  diese  Reichssteuer  »uf  die  personen,  da  sie  gesessen«,  von 
allen  ihren  Gütern,  »wo  die  gelegen,  zu  leisten  wil  uferlagt  werden 
und  fast  viel  stende  und  geistlichen,  in  unserm  bezirk  gesessen,  ire 
furnemlichste  gulte  und  renten  in  hochged.  Kei.  Mt.  erblanden  ligen 
haben,  dar  von  si  itzo  das  halb  teil  irer  nutzparkeit  entberen  müssen«, 
So  möchten  Reichsstände  dahin  wirken,  dass  »dieselbige  stende  und 
undertanen  mit  keinem  [!]  zweifachigen  uflagen  beschwert,  sonder 
gleichmesigkeit  allenthalber  furgenomen  werden  möge.  4.  Als  auch 
in  obber.  notulen  vermelt  wirt,  das  die  inlage  nach  dem  gulden- 
wert beschehen  und  die  hulf  darnach  geleist,  auch  der  gülden  zu 
15  batzen  gerechnet  werden  solle«,  während  in  den  Niederlanden 
die  Batzen  und  dergl.  oberländische  Münze  namentlich  bei  dem  ge- 
meinen Mann  schwer  zu  bekommen  sind,  so  würden,  wenn  das 
Geld  mit  Batzen  und  dergl.  oberländischer  Münze  erlegt  werden 
solle,  »uf  dem  ufwechsel  merkliche  untregliche  costen  laufen«. 
Reichsstände  möchten  deshalb  dafür  sorgen,  dass  »ein  Ordnung  der 


*)  Statt  »inleibung«  stand  zuerst  »exemption«. 
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Niderlendischen  münz  auch  gemacht  und  der  bezirk  der  beschwer- 
lichen uncosten,  so  uf  dem  ufwechsel  laufen  wurde,  enthaben  werde«. 

i.  v.:  ,15-  martii  exhibita  et  perfecta  [sc.:  supplicatio].  Die 
Gesandten  des  niederkL-westf.  Kreises  haben  nach  Verlesung  der 
Supplik  und  »gehaptem  rat  einhelliger  meinung  für  gut  angesehen, 
das  dieselbige  gemeinen  stenden  des  reichs  uberantwort  werde, 
usserhalb  der  stat  Collen  gesandten  Bellinkhuissen,  der  sich  des 
artickels  des  friden  zum  teil  beschwert.  Jedoch  unangesehen  solicher 
beschwernuss  ist  diese  verfaste  notel  obg.  stenden  des  reichs  öffent- 
lich übergeben  und  verlesen  worden«.  (Es  handelt  sich  um  die 
Gesandten  von:  Münster,  Lüttich,  Paderborn,  Jülich-Geldern-Cleve, 
Nassau-Dillenburg,  Graf  Joh.  v.  Ostfriesland,  Stadt  Aachen,  Cöln, 
Dortmund.)* 

J.-B.,  RV.  Nr.  11,  Kpt. 

•    71.    Jülicher  Gesandte,  Supplik  an  die  Reichestände.1) 
[Speier  1542  März  23.] 

Regulierung  der  Reichsanschläge  der  Stände  des  niederl.-westf.  Kreises. 

In  dem  Abschied  des  Reichstags  zu  Regensburg  war  bestimmt, 
dass  »der  obrister«  jeden  Kreises  vor  dem  gegenwärtigen  Reichs- 
tage alle  Stände  seines  Kreises  berufen  solle,  um  sich  u.  a.  über  die 
Herabsetzung  und  Erhöhung  der  Anschläge  zu  vergleichen.  Dem- 
gemäß hat  der  Hz.  Wilhelm  als  Oberster  des  niederld.-westf.  Kreises, 
»doch  irer  f.  g.  getaner  protestation  unbegeben«,  die  Stände  seines 
Kreises  berufen.2)  Da  sich  alle  Stände  des  unträglichen  Anschlags, 
der  ihnen  aufgelegt,  beklagt  und  deshalb  sich  nicht  vergleichen 
konnten,  so  haben  »ir  etliche  bemelte  ire  beschwernuss  in  Schriften 
verfast«  und  dem  Herzog  mit  der  Bitte  übergeben,  als  Kreisoberster 
sie  auf  diesem  Reichstage  den  Reichsständen  übergeben  zu  lassen. 
Reichsstände  möchten  »der  gebur  insehens  tun,  damit  vilg.  stende 
über  ire  vermögen  nit  beschwert  werden«.  — 

Es  unterzeichnen  sich:  jülicher  Gesandte*.  Weiter  ist  bemerkt, 
dass  »Munster,  abt  Werden,  Ben t[ heim],  Aich  beschwernuss  über- 
geben« haben  [sc.  dem  Hz.],    i.  v.:  »exhibita  Spirae  23.  martii  1542.« 

J-Bg.,  RV.  Nr.  11,  Kpt. 

*)  Vgl.  unten  Nr.  78,  S.  390  Anm.  1. 

8)  Die  Versammlung  fand,  nach  einer  Bemerkung  i.  v.,  in  Essen 
statt.     Vgl.  auch  oben  S.  372  Anm.  4. 
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72.  Jülicher  Gesandte,  Protest  auf  dem  Reichstag. 
Speier  1642  April  3. 

»Protestation  der  Guilischer  rete  und  gesanten  beschehen  am 
3.  tage  aprilis  1542.    Spirae.« 

Haben  Instruktion  [s.  Nr.  67  §.  3],  »sovern  friet  und  recht  im 
h.  reich  erhalden  und  s.  f.  g.,  auch  derselben  lande  ustrucklich  mit 
darinnen  begriffen,  ir&n  hochzimlichen  erpieten  nach  bei  recht  ge- 
lassen und  aller  tatlicher  handlung  bis  zu  erkantnuss  überhaben 
und  sich  desselbigen  entlich  vertrösten  möge,  das  auch  i.  f.  g.  des- 
jenigen, so  i.  f.  g.  in  Flandern,  Seelant  und  sonst  durch  der  Kei.  M. 
u.  allergg.  h.  bevelhaber  der  Niderlande  on  rechtmessig  erkentnuss 
furenthalten,  wider  (wie  sich  geburt)  restituirt  und  daneben  i.  f.  g. 
die  oftermalen  gebettene  belehenungen  i.  g.  furstentumben  und  lande 
von  i.  M.  .  .  .  widerfaren  mochte,  insonderheit  dero  furstentumben 
und  lande,  derhalb  kein  streit  ist,  wie  dan  e.  cur-  und  f.  g.  und 
gunsten  i.  M.  personlich  derwegen  auch  am  jüngsten  zu  Regenspurg 
zum  undertenigsten  ersucht,  alsdan  neben  e.  cur-  und  f.  g.  und  gst. 
alles  dasjenig  helfen  zu  handien,  zu  ratschlagen  und  zu  schliessen, 
wes  zu  gemeinem  nutz  des  h.  reichs  und  bestendigen  widerstant  des 
Türken  dienstlich  erachtet  werden  mochte.  Dweil  wir  aber  .  .  .  uf 
unser  undertenigst  beschehen  ansuchen  bei  Rom.  ko.  m.,  auch  e.  cur- 
und  f.  g.  und  gst.  bisanher  keinen  austrucklichen  bescheit  obange- 
zogener  artickel  haben  erlangen  mögen  und  verneinen,  das  der  frid 
begerter  massen  in  diesem  gegenwertigen  abschiet  nit  bestendiglich 
ufgericht,  auch  u.  g.  f.  u.  h.  derselbiger  i.  g.  lande  und  undertanen 
darinnen  nach  notturft  nit  versichert,  so  haben  wir  unserm  haben- 
dem bevelh  nach  nit  umbgehen  können,  für  e.  cur-  und  f.  g.  u.  gst. 
öffentlich  zu  bezeugen  und  zu  protestieren,«  dass  sie  in  keinen 
Abschied  willigen  können,  wenn  nicht  zuvor  jene  Bedingung  erfüllt 
ist.  Wollen  jedoch  den  Abschied,  wie  er  verfasst,  an  den  Hz. 
bringen,  in  der  Zuversicht,  er  werde  sich  gegen  Kaiser,  König  und 
Reichsstände  »undertenigst,  freuntlich  und  unverweislich  erzeigen«. 
Reichsstände  möchten  diesen  Protest  in  des  Reiches  Protokoll  ver- 
zeichnen lassen.1) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  118.    J.-Bg.,  RV.  Nr.  11.    Beide  Male  Kop. 

*)  Vgl.  hierzu  folgende  undatierte  Aufzeichnung  (J.-B.,  RV.  Nr.  11, 
Kop.):  »Des  ausschuss  [sc.:  des  Reichstags]  bedenken  uf  des  pfennig- 
meisters   getane   rechnung   und  anders,   so   derselbigen   anhengig.     [Nun 
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73.  Reichsstände,  Antwort  auf  den  Protest  der  jülicher 
Gesandten.    Speier  1642  April  4. 

>.  .  .  Die  Rom.  ko.  mt.  und  Kei.  commissarien  hetten  mit 
curfursten,  fursten  und  gemeinen  stenden  und  der  abwesenden  bot- 
schaften  friedens  und  rechtens  halben  hanüung  gepflegt  und  die 
sachen  dahin  gericht,  das  kein  stant,  der  sich  ordentlichs  rechtens 
erbeut  und  leiden  mag,  einichs  gewalts  oder  uberzogs  von  dem 
andern  besorgen  oder  gewertig  sein  sol.  Zudem  so  begrif  sollicher 
frietstant  nit  allein  die  glider  des  h.  reichs,  sonder  auch  die  Rom. 
Kei.  und  ko.  M.  als  die  haupter  für  sich  selbs  und  mit  iren  erb- 
landen, wie  dan  sollichs  der  abschiet  weiter  und  clerlicher  mit- 
bringen und  ausweisen  tut.  Dweil  dan  der  herzog  zu  Gulich  ein 
fürst  und  mitglit  des  h.  [reichs],  so  werden  s.  f.  g.  nit  weniger  als 
andere  mit  allen  iren  furstentumben,  landen  und  leuten,  so  i.  f.  g. 
haben  und  besitzen,  auch  damit  und  darunder  begriffen  und  ver- 
standen, sovern  dieselben  ordentlich  recht  leiden  wollen  und  mugen.« 
Darum  halten  Reichsstände  dafür,  dass  der  Hz.  hierin  wohl  ver- 
sichert sei  und  deshalb  von  niemand  eine  Gewaltthat  zu  fürchten 
brauche.  Deswegen  sei  auch  der  Protest  unnötig.  Reichsstände 
erwarten  vielmehr,  der  Hz.  werde  sich  als  ein  Fürst  und  Glied  des 
Reichs  in  diesem  notwendigen  und  christlichen  Werk  gehorsam 
zeigen.  Solche  Anwort  haben  die  jülicher  Gesandten  »wider  an 
s.  f.  g.  zu  gelangen  dankbarlich  angenommen,  der  underteniger  ge- 
trosten hofnung,  s.  f.  g.  werde  sich  als  ein  gehorsamer  fürst  des 
h.  reichs  aller  gebuerender  gehorsam  unverweislich  zu  halten 
wissen.  —  Actum  Speier  den  4.  tag  aprilis  ao.  42.  —  Mainzische 
canzlei.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  121,  Kop. 

74.  Ghogreff  an  Marschall  Plettenberg»  (z.  T.).  1642 
April  9. 

Es  wird  für  gut  angesehen,  Adam  v.  Lixstorf  an  der  Hand  zu 
halten   und  in  des  Herzogs  Pflicht   bleiben   zu  lassen.    P.  möchte 

folgt  das  Bedenken.  Dann  heisst  es]:  Hernach  folgen  etlicher  stende 
beschwerte  Ursachen  und  entschuldigung,  warumb  sie  soliche  anläge  itzt- 
mals  zum  teil  gar  nit  und  zom  teil  also  in  der  eile  nit  können  oder 
mögen  erlegen.«  Darunter  auch  »Guilich:  Begert  einen  bestendigen 
friden.  Erpeut  sich  damit  zu  recht.  Weiss  sunst,  wo  ime  das  nit  ge- 
deien  mocht,  nichts  zu  geben.     Stellen  wir  zu  der  stende  bedenken.« 
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sich  daher  mit  ihm  eines  Dienstgeldes  vergleichen  und  mit  ihm  ver- 
tragen, »ob  es  van  noeden,  das  er  nach  endong  dises  zogs  widder 
den  Türken  minem  g.  h.  zuzehen,  ouch  kontschaft  uslegen  und 
warnong  doin  sol.  Ferner  wil  ich  uch  erinnert  haven  der  besichti- 
gung  der  beue  und  sehen  für  gut  an,  das  ir  nit  usblivet,  sonder  uf 
sondach  quasimodogeniti  negstkompt  [April  16]  zu  Duisseldorf  er- 
schinet,  damit  daselfs  mog  angefangen  werden. !)  —  Geschreven  am 
9.  aprilis  ao.  42«. 

J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/«,  Cpt. 

76.  Jülicher  Bäte,  Bedenken  wegen  der  Türkenhilfe. 
Jülich  1542  [vor  Mai  2].«) 

»Bedenken  der  rede  zu  Gulich  der  Turkenhilf  halben  1542. 8) 
1.  Meinem  g.  h.  und  den  reden  anzuzeigen,  welcher  gestalt  die 
Guiischen  rede  alle  mit  einander  bedenken,  das  kein  wegs  geraden, 
die  Schickung  der  luide  gegen  den  Türken  zu  underlassen,  sunder 
reuter  und  knechte  zu  dem  allerfurderlichsten  angenommen  wurden. 
2.  Achten  auch,  das  Seibach  nutz  zu  einem  obersten  über  reuter 
und  knecht  sei.  3.  Geleichfals  das  er  zu  kreisrat4)  gebraucht  werde. 
So  gierige  meinem  g.  h.  nicht  so  groiss  unkoist  darauf.  4.  Were 
auch  sunst  nutzlich,  dieweil  er  in  des  reichs  rat  sein  wurde  und 
alle  gelegenheit  erfaren  konte,  so  konte  er  auch  in  dem  abzug 
allerlei  acht  haben  und  furkommen;  doch  das  soliches  graf  Wilhelm 
von  Nassau  irstlich  angepoten.     5.  Und  wa  Seibach  nicht  kreisrat 

*)  Vgl.  Rabolt  von  Plettenberg  Herr  zu  Lantzkron  an  Kanzler 
Ghogreff:  ,Hat  des  Kanzlers  Schreiben  betr.  die  Besichtigung  der  Bauten 
erhalten.  Ist  damit  einverstanden,  dass  dieselbe  bis  nach  Ostern  hinaus- 
geschoben wird,  da  die  Zeit  jetzt  kurz,  auch  Seibach  [vgl.  oben  Nr.  36 
S.  314]  deswegen  erst  zu  schreiben  ist.  Ist  jedoch  auch  bereit,  schon 
vor  Ostern  zur  Besichtigung  zu  erscheinen.  »Daitum  zo  Drimborne  of 
sadersdaich  fuir  hailffaisten  [d.  i.  März  18]  ao.  42.«'  J.-Bg.,  polit.  Bgbh. 
ad  3 Vi,  Or. 

2)  Nach  dem  vorliegenden  Aktenstück  (§.  1)  hat  die  Regierung  be- 
treffs der  Leistung  der  Türkenhilfe  noch  keinen  bestimmten  Entschluss 
gefasst.  Nach  Nr.  76  (1542  Mai  2)  werden  dagegen  schon  Reiter  für 
den  Türkenzug  zusammengebracht.  Also  wird  Nr.  75  vor  Mai  2  auf- 
gezeichnet worden  sein.  Ob  man  auch  noch  vor  April  9  (Nr.  73)  zu- 
rückgehen darf,  ist  fraglich. 

8)  Dies  i.  v. 

4)  Vgl.  §.  28  des  Reichsabschiedes. 
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bliebe,  das  er  geleichwol  mit  meins  g.  h.  leuten  zoege.  6.  Der  [!] 
rete  haben  mit  Seibach  gesprochen  auf  gefallen  meins  g.  h.  und  be- 
finden in  zu  beidem  willig.  7.  M.  g.  h.  sol  schicken  225  pfert. 
Wil  Seibach  die  25  bringen.  8.  Moisten  noch  zwei  ritmeister  an- 
genommen werden,  einer  dies  orts  und  einer  im  lant  Cleve  und 
Mark,  ein  jeder  mit  100  pferden.  Wen  nu  m.  g.  h.  vor  ritmeister 
verordenen  wurde,  steet  zu  seiner  g.  gefallen.  Soliches  eilentz 
heraufzuschreiben.  Man  hette  dies  orts  gedacht  uf  N.  Palant,  dem 
es  auch  vorgehalten  und  sich  erpoten,  doch  mit  beschwerniss.  9.  Und 
das  die  ritmeister  die  reuter  selbst  annemen  und  nicht  in  namen 
meins  g.  h.  beschriben  werden.  10.  Das  sie  keine  garnisuiner1) 
darzu  anneme[n].  11.  Der  knechte  sol  sein  1350  personen.  Achtet 
man  noitig  drie  fenlein.  Were  jeder  fenlein  450  personen.  12.  Man 
hat  hie  geret,  das  Ziefel  und  Haitzfelt  willig  sein,  jeder  ein  fenlein 
guter  knecht  auf  wolgefallen  meins  g.  h.  bringen  wil  [!].  13.  Wen 
m.  g.  h.  zu  hauptleuten  und  befelchsleuten  haben  wollen,  hetten 
i.  g.  da  bestellen  zu  lassen   und   in   der  eil  zu  schreiben.     14.  Zu 

gedenken  Dungerloe, .*)    15.  Zu  gedenken  der  hauptleute,  die 

dem  kuning8)  verpflichtet,  zu  dieser  zeit  nicht  anzunemen.  16.  Den 
munsterplatz  und  zusamenlaufen  der  knecht  auf  Duitz.  17.  Die 
knechte  nicht  alle  in  meins  heren  landen,  sunder  den  meren  teil 
Utrischen,  Falkenburgerer,  Munstersche,  Frislant  etc.  18.  Zu  ge- 
denken, das  m.  g.  h.  die  hoige  ampter  under  den  knechten  selbest  [?] 
an  sich  halte.  19.  Zu  gedenken,  Diterich  von  Grol  zu  einem  pro- 
vass  zu  verordenen.  20.  Die  drie  buissenmeister  moichte  man  nemen 
aus  denen,  die  ir  dienstgelt  haben  von  m.  g.  h.  Konte  man  dies 
orts  wol  bekommen.  21.  Drie  falkonen  von  den  heren  von  Beieren 
zu  lenen.  22.  Den  ritmeisteren  anzusagen,  das  auf  einen  jederen 
wagen  in  [!]  hacke,  zwei  helleparden  oder  schwinsstepe  [!]4),  eine 
hacke  und  schuppe  bestalt  werde.  23.  Zu  gedenken  einen  kreiz- 
schreiber  und  einen  gegenschreiber,6)  die  mit  dem  kreizrat  das  kreiz- 
gelt  verwaren  und  ausgeben.  24.  Bedenket  man,  Hans  Udenheimer 
für  einen  zu  gebrauchen  und  das   m.  h.  von  Munster  den  anderen 

l)  S.  oben  S.  342  Anm.  3. 
*)  Drei  unleserliche  Worte. 
*)  D.  h.:  von  Frankreich. 

4)  Schweinspiess.     Vgl.  zu  diesem  ganzen  Satze  §.  32   des  Reichs- 
abschiedes. 

5)  S.  §.  28  des  RA. 
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verordene,  so  an  demselbigen  auch  gelegen.  25.  Selbaeh  ist  willig 
3000  [?]  goltg.  aufWindeck1)  zu  lagen,  und  wil  das  ampt  und  haus, 
mitlerweil  durch  seinen  soen  und  sunst  wol  verwaren  lassen.  26.  Zu 
gedenken  des  geltz  zu  der  eilender  hilf  anstunt  zu  Duisseldorf  zu 
schicken.  Sovil  das  lant  von  Cleve  betritt,  so  hette  man  dies  orts 
aus  Seibachs  gelt  darbei  zu  lagen.  27.  Gelt  zu  verordenen,  darmit 
das  kriegsvolk  drie  monat  underhalten  werde.« 
Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig. 

76.  Herzog  Wilhelm  au  Marschall  Beck  und  Evert 
v.  der  Beck.    Düsseldorf  1542  Mai  2. 

Erfährt,  dass  in  Höxter  »etliche  ruiter  und  knecht  sollen  be- 
stalt und  angenommen  werden«.  Adressaten  möchten  deshalb 
Erkundigung  einziehen,  für  wen  und  zu  welchem  Zweck  diese  Be- 
stellung erfolge  und  ob  »auch  etliche  andere  bestellung  der  orter 
furgenommen«  werde.  Ferner  sollen  sie  dem  Amtmann  zu  Milien 
Franz  v.  Hansseier  helfen,  die  Anzahl  Reiter  zusammenzubringen, 
welche  er  von  des  Herzogs  wegen  bestellen  soll.2)  —  »Gegeven  zu 
Dusseldorf  den  2.  maji  ao.  42.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  304,  Kpt. 

*)  Seibach  ist  Amtmann  von  Windeck  (K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  373). 

*)  Diese  Werbung  bezieht  sich,  wie  die  Erwähnung  des  Hansseier 
(Hanxler)  zeigt  (s.  Nr.  88),  auf  die  Türkenhilfe.  Vgl.  hierzu  auch  fol- 
gende Aufzeichnung  (K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  p.  364,  Kpt.):  ,1m  Jahre  1542 
Juni  12  ist  durch  den  Kanzler  Gogreve  und  den  Marschall  Wachtendonk 
dem  Drosten  zu  Milien  Hansseier  »angesagt,  das  m.  g.  h.  bericht  were, 
wes  ime  in  ufbrengung  und  bestellung  der  ruiter  begegen  [!].  Und  were 
i.  f.  g.  meinong,  das  er  die  ruiter,  so  er  itzo  ufbracbt,  zu  Segen  uf  der 
bestimpter  zit  musteren  liess  und  mitlerweil  umbsege,  ob  er  mehe  darzu 
erlangen  werden  mocht,  das  die  auch  mit  ferdich  wurden,  und  das  er 
den  curitzer  18  gülden  den  monat  sowol  denen,  so  er  solchs  ver- 
sprochen, als  denen,  er  das  nit  versprochen,  zusage  und  das  er  etlichen, 
so  dar  es  ime  nodich  dunkt  und  darnach  die  leut  sin,  eine  [?]  vereherung 
und  stuir  zu  irer  rustong  doin  —  —  [unleserlich] ;  das  er  auch  gegen 
zukomenden  gudestag  oder  donrestag  hinufgain  laess  und  sich  alher  gen 
Dusseldorf  verfuege,  sine  bestellong  zu  entfangen.«1  Über  die  Rüstungen 
zum  Türkenkrieg  in  Nachbarterritorien  hegen  interessante  Nachrichten  vor. 
Erzbischof  Hermann  von  Köln  an  Erbhofmeister  und  Rat  Wilhelm  Grafen 
zu  Neuenahr  d.  d.  Buschhoven  1642  Mai  6:  ,Hat  das  Fussvolk,  aber 
noch  nicht  die  Reisigen  abgefertigt.  Musste  dem  Fussvolk  und  dessen 
Befehlshabern   »den  ersten  monat  mehe  tun,  damit  wir  sie  in  den  anzug 
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77.  Bäte,  Ratschlag  über  die  Bestellung  von  Reitern 
und  Knechten  zur  Türkenhilfe,1)  nebst  Resolutionen  darauf. 
1542  Mai  4. 

»Raitschläg  der  bestellung  ruiter  und  knecht  zu  der  Turkenhilf.« 
1.  Wenn  der  Marschall  Seibach  auf  dem  Kreistag  zu  Essen 
nicht  »für  einen  kriegsrait«  gewählt  wird,  soll  er  Oberster  über  des 
Herzogs  Reiter  und  Knechte  werden.  2.  »Das  m.  g.  h.  über  die 
ruiter  einen  ritmeister  und  ein  fentgen  hette«.  Doch  wäre  es  gut, 
wenn  jemand  zugleich  Rittmeister  über  die  Reiter  und  Oberster 
über  Reiter  und  Knechte  zusammen  würde.  3.  Falls  Seibach  in 
Essen  zum  Kriegsrat  gewählt  wird,  solle  einer  von  den  folgenden 
zum  Obersten  angenommen  werden :  Stallmeister  Plettenberg,  Lutze- 
rait  Amtmann  zu  Blankenberg,2)  Joriert  van  Boenen,  Marschall  Reck. 

bringen  moegen,  dan  die  Ordnung  darüber  usfuert;  doch  mit  dem  fur- 
behalt,  das  wir  dardurch  niemand  inniche  mass  wollen  Abgeschrieben, 
sonder  usverscheiden  [!]  haben,  wan  sie  zu  dem  häufen  komen,  das  sie 
alsdan  gleichs  andern  kriegsleuten  mit  geringer  adir  groisser  besoldung 
sollen  gehalten  werden.  Wie  es  mit  den  reisigen  zugehen  [sc:  wirt], 
wirt  man  uf  dere  musterung  erst  innen  werden.«4  K.,  Caps.  2,  N.  13, 
p.  250,  Orig.     Bischof  Franz  zu  Münster  an  Herzog  Wilhelm  von  Jülich 

d.  d.  Wiedenbrück  1542  Mai  21:  ,Da  sich  bei  der  bevorstehenden  Türken- 
hilfe »unser  adel  und  bestelte  hauptleut  und  kriegsfolk  sperren,  uf  die 
geordente  reichsbesoldung  zu  dienen  und  .  .  .  das  vermugen  bei  uns 
nicht  [sc:  ist],  die  reichsordnung  und  dasjenige,  darmit  e.  1.  kriegsfolk 
gesetigt  und  apgefertigt,  zu  überschreiten,«  so  möchte  der  Herzog  dem 
Bischof  seine  (des  Herzogs)  »bestellung  und  mit  was  gestalt  und  bescheit 

e.  1.  reuter  und  knechte  hinauf  geschickt  und  benugig«  [sc:  sind],  zu- 
schicken, »darnach  wir  uns  desto  statlicher  mit  den  unsern  zu  halten«.' 
K.,  Caps.  2,  N.  13,  p.  280,  Orig.  Herzog  Wilhelm  an  Marschall  Reck 
d.  d.  Düsseldorf  1542  Juni  2:  ,Erfährt,  dass  die  Adligen  des  Landes 
Mark  sich  nicht  zum  bevorstehenden  Türkenzug  »vermöge  des  h.  reichs 
Ordnung  bestellen  lassen«  wollen.  Adressat  soll  nun  gemäss  beiliegender 
Instruktion  dieselben  angelegentlichst  ermahnen,  »sich  mit  des  reichs  Ord- 
nung benuegen  und  bestellen  zu  lassen.  So  sie  aber  solchs  nit  annemen 
wollen,  hettestu  uf  anderen  orten«  in  der  Grafschaft  Mark,  Ravensberg 
»und  sunst  umbsehen  zu  helfen,  damit  die  ruiter  zu  wege  bracht  und 
bestalt  mögen  werden«.'     K.,  Caps.  2,  N.   13,  p.  302,  Kpt. 

!)  Nr.  75  ist  ein  Bedenken  der  jülicher  Räte,  das  vorliegende  Akten- 
stück wohl  von  den  Räten  von  Jülich-Berg  (und  vielleicht  auch  von  Cleve- 
Mark).  Dass  die  Resolutionen  vom  Herzog  gegeben  sind,  dürfen  wir  nicht 
ohne  weiteres  behaupten;  event.  könnten  sie  auch  von  anderen  Räten 
herrühren. 

a)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  262  (Nr.  47). 
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4.  Über  die  Art,  wie  »die  heuftluide  und  bevelhaber  under  den 
knechten  anzunemen«,  wird  am  besten  bei  dem  Erzbischof  von  Köln 
Erkundigung  eingezogen.  Auch  ist  auf  dem  Kreistag  zu  Essen 
[Nr.  78]  die  Sache  vorzubringen,  damit  des  Herzogs  Befehlshaber 
gleich  denen  der  Nachbarn  »underhalden  werden.  Dergleichen  vam 
ritmeister  und  anders  über  die  ruiter«.  5.  Weil  man  noch  nicht 
weiss,  ob  man  Jakob  von  Oxpurg  als  Hauptmann  gewinnen  kann, 
solle  der  Herzog  2  Hauptleute  annehmen,  »2  fenlin  knecht  zu  be- 
sprechen«, mit  dem  dritten  Fähnlein  dagegen  »bis  zuankompst  oder 
zeitong«  Jakobs  warten.  Wenn  Jakob  nicht  so  bald  ankommt, 
sollten  »die  2  fenlin  knecht  und  ruiter«  sich  im  voraus  auf  den 
Weg  machen,  damit  zu  sehen  ist,  dass  des  Herzogs  Leute  »uf  den 
beinen  weren«.  Das  dritte  Fähnlein  könnte  dann  6  oder  8  Tage 
später  folgen,  »dweil  die  fenlin  doch  verscheiden  ziehen  sollen«. 
Wenn  es  Jakob  gelegen  ist  Hauptmann  zu  werden,  so  solle  er  »auch 
ein  lieutenant  des  obersten  über  die  knecht«  werden.  Ist  es  ihm 
nicht  gelegen,  so  ist  ein  anderer  anzustellen.  Nicht  ungeeignet 
wäre  dazu  Konrad  Penning.  Es  wäre  auch  gut,  Dietrich  von  Grol 
auf  den  Kreistag  zu  Essen  zu  bescheiden,  um  »sein  gestalt  und 
gelegenheit  zu  erfaren.  Und  mocht  daselbst  bedacht  werden,  zu 
welchem  bevelh  er  anzunemen  sie,  mocht  Jacob  v.  Oxburg  ankörnen 
oder  bescheit  alher  wissen  lassen.  6.  Sich  zu  verdragen  einer 
eigentlicher  zit  und  platzen,  da  sich  die  knecht  veigaderen  und 
munsteren  sollen«.  7.  Seibach  ist  davon  (§.  6)  zeitlich  zu  unter- 
richten, um  »mit  bi  der  monsterong  zu  sin,  er  werde  dan  zu  obg. 
bevelh  angenomen  oder  zu  einem  kriegsrait  wie  vurs.  erweit». 

Am  Rande  finden  sich  hierauf  Resolutionen: 

ad  1.  »Stehet  noch  zu  bedenken,  ad  2.  Wirt  so  für  guit 
angesehen,  ad  3.  Stehet  zu  bedenken«,  ad  4.  Davon  mit  dem 
Junker  von  Neuenahr  zu  reden.  Falls  derselbe  aber  »gein  eigent- 
lich wissens  het«,  dann  bei  dem  Erzbischof  von  Köln  Erkundigung 
einzuziehen,  ad  6.  »Uf  den  20.  tag  maji  zu  Duitz  zu  sein  und  den 
folgenden  21.  daselbst  zu  musteren,  ad  7.  Dis  Seibachen  zu  Essen 
anzuzeigen.«1) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  218,  Orig. 

*)  A.  a.  0.  p.  238  (Or.)  noch  folgender  Ratschlag:  »Beraitschlagt 
in  praesentia  principis  Dusseldorf  am  6.  maji  ao.  42.  Mit  Recken  zu 
sprechen  mins  g.  h.  ritmeister  zu  sin  über  mins  g.  h.  und  miner  frauen 
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78.  Beschlüsse  des  niederländisch- westfälischen  Kreises 
(z.  T).    Essen  1642  Mai  12. 

»12.  maji  1542.  Essen.  Bedenken  uf  etliche  puncten  des  us- 
zugs  von  dem  Speierischen  abscheit.  Erstlich  antreffen  den 
artickelsbrief.«  Da  der  Artikelsbrief  auf  dem  Reichstag  verfasst 
ist,  kann  man  ihn  nicht  ändern.  Man  soll  deshalb  das  Kriegsvolk 
gemäss  demselben  annehmen  und  schwören  lassen.  »Kreisrat.« 
Man  ist  mit  der  Person  des  Johann  v.  Seibach  zufrieden,  da  die 
Grafen  Wilhelm  v.  Nassau  und  Wirich  v.  Falkenstein  ablehnen,  »er 
(Seibach)  auch  der  drit  in  der  ernennung  ist  und  sich  darzu  gut- 
willig erbotten.  Doch  das  Herman  v.  Mengersheim  bericht  werde, 
das  solches  ime  an  seiner  reputation  unabbruchlich«  sei.  Es  soll 
mit  Seibach  seines  Unterhaltes  wegen  verhandelt  werden,  damit  er 
sich  mit  dem  begnüge,  was  die  zwei  nächstgesessenen  Kreise  fest- 
setzen. *) 

K.,  Cps.  2,  Nr.  13,  S.  254,  Orig. 

van  Essen  ruiter.  Zevel  1  fenlin  knecht.  Maess  v.  Nuekirchen  1  fenlin. 
Jacob  v.  Oxpurg  1  fenlin  und  lieutenant  über  die  knecht.  Wo  Jacob 
solchs  nit  gelegen,  alsdan  Adam  in  sin  stat.  Wo  aber  Jacob  das  fenlin 
annimpt,  das  Adam  prevost  sei.  Wo  Adam  heuptman  bleibt,  alsdan 
Diederich  v.  Grol  oder  Simon  v.  Nienhuis  zum  prevost  zu  machen.« 
Ebenda  p.  240  (Orig.)  vom  selben  Datum  noch  weitere  Ratschläge  (ob 
auch  in  Gegenwart  des  Herzogs  gefasst,  ist  nicht  ersichtlich):  ».  .  .  Das 
den  geistlichen  geschreven  werde,  das  sie  van  den  guderen,  so  sie  in 
Brabant  haben  [s.  oben  S.  381  §.  3],  hie  contribuieren,  do  die  personen 
gesessen,  und  nit,  do  die  guder  gelegen.  Den  stalmeister  Plettenberg  her 
zu  beschreiben.  Septima  maji:  Zu  gedenken  an  m.  g.  h.  van  Mens 
zu  schreiben:  nachdem  minem  g.  h.  versicherong  geton  des  friddens  van 
den  stenden  des  reichs,  sofern  s.  g.  recht  erliden  wult  etc.  [konditional], 
das  [das  folgende  will  man  an  Mainz  schreiben]  s.  f.  g.  recht  erliden  mach 
und  sich  für  und  für  darzu  erpotten  het,  und  erpiet  sich  noch  darzu, 
schick  auch  uf  solche  versicherong  und  gefolgte  erklerong  und  geiner 
ander  gestalt  zu  der  Turkenhilf  mit  bit,  solchs  in  des  reichs  protocol 
protocollieren  zu  lassen  und  Kei.  und  ko.  Mt.  und  den  stenden  des  reichs 
anzuzeigen. « 

l)  Weitere  Beschlüsse  dieses  Kreistages  lernen  wir  aus  einer  Vor- 
stellung (o.  D.)  kennen,  welche  die  »semptliche  stende  des  Nederlendischen 
und  Westphal.  kreis,  so  auf  junxst  gehaltenem  kreistage  zu  Essen  er- 
schinen  sein«,  später  an  die  Reichsstände,  richten  (RV.  N.  19,  Kop.): 
,Der  Hz.  von  Jülich-Geldern  hat  sie  auf  Grund  des  speierischen  Reichs- 
tagsabschiedes auf  Freitag  den  12.  vergangenen  Monats  Mai  beschrieben. 
Während   der   Verhandlungen    sind    aber   folgende    »beschwerungen   für- 
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79.    Proposition  au  den  Landtag  von  Jülich -Berg.1) 

[1542  Mai  16.] 

Verzeichnis  der  anwesenden  Räte.  Bemühungen  der  hzgl.  Gesandten 
auf  dem  Reichstag  zu  Speier  um  eine  Friedensdeclaration  als  Bedingung 
für  die  Bewilligung  der  Türkensteuer.  Des  Herzogs  Freunde  haben  zur 
Bewilligung  geraten.     Er  wünscht  den  Rat  der  Landstände  zu  hören. 

Anwesend  waren  [d.  h.  von  den  Räten]:  Oberstein,  Goddart 
Ketler,   Landdrost  Binsfelt,    Erbhofmeister  Harf,  Wilhelm  von  dem 

kommen«.  1.  Die  Stände  dieses  Kreises  sind  zu  hoch,  »auch  anderen 
kreisstenden  nit  gleichmeissig  angeschlagen«.  Früher  gehörten  mehr  Lande 
zu  diesem  Kreis.  In  dem  Anschlag  von  1521  ist  jedoch  ein  gut  Teil 
dem  Kreise  entzogen.  Trotzdem  bleibt  die  Bürde  des  ganzen  Anschlags 
auf  den  übrigen  Landen  dieses  Bezirkes.  2.  Seit  1521  ist  »schir  der 
dritte  tail  diesem  krais  entzogen  ader  haben  sich  selbest  davon  abge- 
sund ert«,  dem  Kreis  und  dem  Reich  zum  Nachteil,  welche  trotz  der 
Berufung  durch  den  Hz.  von  Jülich  vom  Kreistag  ausgeblieben  sind  und 
ihr  Ausbleiben  auch  nicht  entschuldigt  haben.  Werden  sich  deshalb  nicht 
in  die  Ordnung  der  Türkenhilfe  einlassen  wollen.  Wenn  diese  aber  frei 
bleiben  sollen,  wird  es  den  gehorsamen  Ständen  schwer  sein,  von  den 
ihrigen  etwas  zu  erhalten.  Wegen  des  Ausbleibens  jener  hat  man  auch 
»den  punct  der  aufrichtung  des  gemainen  kraiskastens .  .  .,  deweil  sollichs 
ain  gemain  werk  .  .  .,  unverstant  .  .  .  bi  den  unseren  zu  vermeiden, 
dismals  nit  erörteren  .  .  .  mugen«.  3.  Es  werden  »etliche  prelaten, 
grafen  und  heren,  so  nit  dem  h.  reich,  sonder  andern  on  mittel  under- 
worfen  und  under  diesem  krais  gesessen  und  ire  guter  doinne  ligen  haben, 
davon  sie  und  ire  furalteren  dem  reich  nihe  kain  hilf  geleist,  itzunt 
geleichwol  in  die  anschlege  gezogen«.  4.  Etliche  in  diesem  Kreis  ge- 
sessene haben  Herrschaften  oder  Güter,  »deren  eins  deils  under  das 
h.  reich  gehorich  sein,  eins  teils  aber  nit«,  und  werden  doch  »auf  alle 
ir  vermugen  angeschlagen,  nit  allein  zu  irem,  dan  ouch  der  heren,  dar- 
under  die  guter,  zu  dem  reich  nit  gehörig,  gelegen«,  Nachteil.  5.  =  §.  3 
in  der  Supplik  von  1542  März  15.  6.  Es  klagen  »etliche  frei-  und 
reichstette  dieses  kreis,  das  die  geistlichen,  so  darinnen  gesessen,  in 
andere  kreis  gezogen  und  dardurch  ire  auferlachte  hulf  zu  laisten  ver- 
hindert worden«.  Trotz  dieser  Schwierigkeiten  haben  Absender  ihr  Kon- 
tingent zu  der  Türkenhilfe  nach  Möglichkeit  »in  den  anzug  gebracht«, 
aber  auch  den  Hz.  von  Jülich  »neben  etlichen  andern«  gebeten,  jene 
Beschwerden  den  Reichsständen  auf  diesem  Reichstage  vorzubringen. 
Werden  dieselben  nicht  abgestellt,  »so  wüsten  wir  de  anläge  weiter  zu 
tuen  bei  unseren  undertanen  nit  zu  erhalten«.' 

*)  d.  d.  Düsseldorf  1542  Mai  6  berief  der  Hz.  die  Stände  von  Cleve- 
Mark  wegen  derselben  Sache  auf  Mai  16  morgens  nach  Essen  (K.,  Caps.  2, 
Nr.  13,  S.  246,  Kpt.).  Am  16.  Mai  scheint  (nach  dem  unten  S.  406 
Anm.  3  citierten  Landtagsausschreiben  von  Juni  30  zu  schliessen)  auch 
ein  geldrischer  Landtag  stattgefunden  zu  haben. 
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Bongart,  Hofmeister  Hoesteden,  Palant  zu  Breidenbent,  Stallmeister 
Plettenberg,  Alexander  von  Drimborn.  Propst  Vlatten  hat  folgendes 
vorgetragen1): 

Der  auf  dem  Reichstag  zu  Speier  bewilligten  beharrlichen 
Türkenhilfe,  von  der  auf  die  herzoglichen  Lande  225  z.  Pf.  und 
1350  z.  F.    fallen,2)   haben   die   herzoglichen   Gesandten   nicht   zu- 

*)  Zur  Vervollständigung  dieses  Berichtes  dürfte  etwas  aus  der  unten 
S.  407  Anm.  3  citierten  Aufzeichnung  von  1542  August  16  hinzuzu- 
nehmen sein. 

*)  Den  RV.  Nr.  15  entnehme  ich  folgende  Liste:  ,Im  Jahre  1521 
ist  der  Hz.  von  wegen  der  Lande  Jülich  und  Berg  »zu  dem  Romerzug 
angeschlagen  worden  uf  45  zu  pferde,  270  zu  fuess«.  Im  Jahre  1530 
»ist  dasselbig  duplirt  worden,  nemblich:  90  zu  pferde,  540  zu  fuess«. 
Im  Jahre  1542  »ist  noch  ein  viertenteil  von  dem  duplirten  Romerzug 
darbei  gesatzt  worden,  facit:  112  */«  zu  ross,  675  zu  fuess.  Wie  es 
mit  Gulch  und  Berge  gelegen,  also  ist  es  auch  mit  Cleve  und  Mark  ge- 
stalt.«1  Hiernach  sind  Ritters  Angaben  in  Ztschr.  20,  S.  29  Anm.  1 
zu  berichtigen.  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  212  folgende  (undatierte)  Be- 
rechnung der  »underhaltung  ruiter  und  knecht  3  monat  lang« : 

Für  Jülich  und  Berg  675  Knechte,  d.  Knecht  monat- 
lich 4  Gulden  (zu  15  Batzen) 2700  g. 

»üf  ider  fenlin  100  zold  [vgl.  Traut  S.  41],  macht  die 
lVs  fenlin  [vgl.  oben  S.  386  §.11  und  unten  Nr.  83  a.  E. 
und  Nr.  85] 600  „ 

Zu  peerd  1121/«,  ider  pert  12  g.  des  monats,  fac.  1350  „ 

ll1/*  wagen,  ider  wagen  des  monatz  24  g.,  fac.    .     .  276  „ 

summa  summarum         4926  g. 

Dem  land  van  Cleef  ouch  so  vil,  facit  zusamen      .     .         9852  „ 

Hierenboven  ist  noch  underhalt  ritmeister  und  anderer 
bevelsluide  under  den  ruitern,  vort  schriver,  forirer  etc.,  ouch 
perde  zum  geschutz,  polver,  3  bussenmeister  etc.  ungeverlich 
zusamen  gerechent  uf 248  „ 

Item  zu  underhaldung  des  richsobersten  und  bevelhs- 
luide  [vgl.  §.  47  des  RA.]  van  iderm  peerd  l1/«  g.,  faciunt 

die  225  peerd. 3371/*   „ 

und  iderm  knecht  V*  g.,  macht  die  1350  [sc:  knecht]       .  675  „ 

zusamen     1012  V»  g. 

Herzu  underhaldung  des  kreitzrats,  2  gegenschriver, 
botschaftschickung  und  bestellung  af  und  an  geacht  zusamen 

alle  monat  uf 150  „ 

faciunt  ungeverlich  die  3  monat 31763  „ 

Das  restant  der  ilender  hilf  sonder  verzoch  zu  erlegen, 
nemlich 4860  „ 


summa       36623  g. 
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stimmen  wollen,  es  wäre  denn  ein  gemeiner  beständiger  Friede  im 
Reiche  aufgerichtet  und  darin  der  Herzog  mit  seinen  Landen  und 
insonderheit  mit  Geldern  ausdrücklich  mit  begriffen.  Deshalb  haben 
die  Stände  nach  einer  Unterredung  mit  dem  römischen  König  und 
den  Kommissarien  des  Kaisers  einen  Artikel  über  den  Frieden  ver- 
fassen und  in  den  Abschied *)  stellen  lassen.  Da  derselbe  aber  doch 
keine  ausdrückliche  Bezugnahme  enthielt,  so  wollten  die  hzgl.  Ge- 
sandten sich  nicht  in  den  Abschied  begeben,  sondern  wiederholten 
ihre  Bitte  und  erklärten,  sie  dürften  nur  unter  dieser  Bedingung 
die  Hilfe  bewilligen,  »und  haben  das  also  muntlich,  auch  schriftlich 
protestirt  und  bezeugt«.  Nach  der  Antwort,  die  ihnen  die  Stände 
hierauf  gaben,  »haben  m.  g.  h.  verwanten  hern  und  freunde  ge- 
achtet, das  i.  f.  g.  des  friedens  zum  rechten  notturftiglich  solte  ver- 
sorgt sein,  und  das  i.  f.  g.  keins  wegs  zu  raten,  sich  in  diesem 
christlichen  werk  und  hoichstem  anligen  des  reichs  und  Teutscher 
nation  von  gemeinen  curfursten,  fursten  und  stenden  abzusondern, 
in  ansehung  was  verdenkens  sollichs  bei  allen  stenden  wurde  ge- 
beren,  das  auch  i.  f.  g.  nichts  gewissers  dan  des  h.  [reichs]  ungnat 
und  acht  und  derselbigen  execution  daraus  erfolgen  wurde,  das 
auch  dardurch  allen  m.  g.  h.  hern  und  freunde  die  hende  nit  allein 
geschlossen,  i.  f.  g.  in  irem  und  der  lande  beschwernuss  nit  zu 
helfen,  sonder  auch  irer  pflicht  und  eide  nach  schuldich  weren,  mit 
höchster  macht  gegen  i.  f.  g.  als  des  reichs  ungehoirsamen  fursten 
vortzufaren,  wie  dan  des  reichs  Ordnung  und  der  artickel  der 
execution  dieses  gehaltenen  reichstags  ferner  vermag«.  Wegen  der 
Wichtigkeit  dieser  Frage  hat  sich  der  Herzog  nun  nicht  ohne  die 
Landschaft  in  derselben  entschliessen  wollen,  sondern  bittet  sie  um 
ihren  Rat,  »wie  s.  f.  g.  sich  zu  fridden  und  wolfart  s.  f.  g.  lande 
und  undertanen  am  besten  hab  zu  halten«.*) 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  116,  Kop. 

80.  Landtagsabschied  von  Jülich-Berg.  Bergheim  1542 
Mai  16. 

(Wiederholung  des  Inhalts  der  Proposition.)  In  der  Hoffnung, 
»das  in  ansehung  der  erclerung  von  gemeinen  curfursten,   fursten 

*)  Vgl.  §.  123  und  124  des  RA. 

a)  Die  Regierung  äussert  sich  hier  den  Landständen  gegenüber  so, 
als  ob  sie  sich  noch  gar  nicht  in  der  Frage  der  Türkenhilfe  entschieden 
hätte.  S.  dagegen  oben  S.  385  Anm.  2  und  S.  389  Anm.  1.  Vgl. 
freilich  auch  S.  394  Anm.  2. 
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und  stenden  des  h.  reichs  bescheen  u.  g.  h.  und  alle  s.  f.  g.  fursten- 
domben  und  lande  des  friedens  gnugsam  versichert  seien  «,  haben  die 
Stände  sich  »entlich  entschlossen  und  für  gut  und  noedich  ange- 
sehen«, dass  sich  der  Herzog  hier  nicht  von  den  Reichsständen 
absondert,  sondern  ihnen  gleichmässig  hält,  »mit  bit,  das  s.  f.  g. 
nach  dem  beschehenen  anschlach  ruiter  und  knecht  anstunt  annemen, 
hinauf  fertigen  und  für  das  erst  den  verlech  gnediglich  doin  wol«. 
Räte,  Ritterschaft  und  Städte  wollen  sich  dann  auch  in  diesem 
christlichen  Werk  halten  und  erzeigen,  wie  sich  anderer  Reichs- 
stände Untertanen  und  des  Herzogs  sämtliche  Lande  halten  und 
erzeigen.  —  »Verdragen  und  gegeven  zu  Bercheim  under  hochber. 
u.  g.  h.  secret  am  16.  maji  ao.  42.  *)  J.  Wassenberg.« 
K.,  Cps.  1,  Nr.  1,  fol.  124,  Kop. 

81.  Hz.  Wilhelm  an  Kurmainz.2)  Düsseldorf  1542  Juni  3. 

Da  bisher  seine  Bitte  wegen  Errichtung  eines  Friedens  nicht 
erfüllt  worden  war,  hat  er  »gegen  die  abscheid  des  reichs«  durch 
seine  Räte  protestieren  lassen.  Da  aber  auf  dem  Reichstag  zu 
Speier  jetzt  durch  den  König,  die  kaiserlichen  Kommissarien  und 
die  Reichsstände  »ein  bestendiger  frid  betedingt«  und  durch  die 
Reichsstände  darauf  »ein  ustrugkliche  declaration  getan«  ist,  so  hat 
der  Hz.  daraufhin  und  in  der  Hoffnung,  dass  »die  andere  be- 
schwernussen  abgeschaft  werden  und  uns,  was  billig,  gedeien  solle«, 
seine  Reiter  und  Knechte  zu  dem  Türkenzuge  abgefertigt  und  nach 
Wien  geschickt.8)  Adressat  möchte  dieses  in  des  Reichs  Protokoll 
aufnehmen,  den  röm.  König  und  die  ksl.  Kommissarien  davon  ver- 
ständigen und  es  auf  der  künftigen  Versammlung  zu  Nürnberg  den 
Reichsständen  anzeigen.  —  »Geben  zu  Duisseldorf  am  3.  junii 
ao.  1542«. 

J.-Bg,  RV.  Nr.  12,  Kop. 

*)  Vgl.  unten  S.  407  Anm.  3. 

*)  Die  Absicht,  dies  Schreiben  an  Mainz  zu  richten,  begegnet  uns 
schon  Mai  7  (s.  S.  389  Anm.  1).  Man  mag  jedoch  mit  der  Absendung 
gezögert  haben,  bis  der  Landtag  (Nr.  80)  sich  in  der  Frage  der  Türken- 
hilfe entschieden  hatte. 

8)  Es  geschah  thatsächlich  wohl  erst  einige  Tage  später.  Hz.  Wil- 
helm thut  nämlich  d.d.  Düsseldorf  1542  Juni  11  (K.,  Caps.  2,  Nr.  13, 
S.  346,  Kpt.)  dem  Kurfürsten  von  Brandenburg  kund,  dass  er  die  Haupt- 
leute v.  Oxberg,  v.  Neukiichen  und  v.  Zevel  abgefertigt  habe,  ein  Fähn- 
lein Knechte  zum  Türkenzug  zu  führen.     Vgl.  ferner  Nr.  88. 
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88.  Hz.  Wilhelm,  Erklärung:  auf  die  von  den  für 
den  Tttrkenzug  angenommenen  Knechten  vorgebrachten 
Wünsche,  nebet  der  Antwort  der  Knechte,  [vor  1642 
Juni  6.]1) 

»Anzeichnus  der  artickel,  so  den  kriegsknechten  von  wegen 
meins  g.  h.  furgehalten  und  bewilligt,  die  sie  auch  angenomen  und 
daruf  geschworen  haben.«8) 

1.  Falls  ein  anderer  Reichsstand  in  der  Umgegend  seinen 
Knechten  nicht  mehr  als  28  Tage  für  den  Monat  rechnet  und  be- 
zahlt, so  will  der  Herzog  es  auch  thun;  wenn  nicht,  so  ist  es  mit 
den  30  Tagen8)  zu  halten,  wie  es  das  ganze  Reich  thut.  2.  »Mit 
den  hauptleuten  und  knechten  zu  handelen,  das  m.  g.  h.  die  wirt 
und  hausleut  an  sich  neme  bis  zu  disem  tag  zu  und  das  ir  solt 
heut  angeen  solle;  wa  nit,  alsdan  geburlicher  weis  mit  inen  zu 
uberkomen,  uf  was  tag  ir  besoldung  angeen  solle,  und  das  sie  die 
wirt  selbst  bezalen.  3.  Antreffen  den  artickel  von  den  gewundten 
vor  den  veinden  und  kranken  von  Gots  genaden  ist  man  zufridden, 
und  stet  auch  im  bestelbrief.  4.  Belangen  den  monat  für  den  ab- 
zug  wil  m.  g.  h.  inen  tun  und  geben  lassen  für  den  abzug,«  wie 
andere  Landesherren,  welche  ebenso  weit  gesessen  sind  wie  der 
Herzog.  5.  »Zu  gedenken  mit  den  ubersolden4)  nochmals  mit  den 
hauptleuten  zu  handien,  das  sie  das  an  sich  nemen«. 

Antwort  der  Knechte. 

1.  »Disen  artickel  haben  die  knecht  nach  vieler  handelung  also 
angenomen.  2.  Disen  artickel  wolten  die  knecht  keins  wegs  an- 
nemen,  sonder  wolten  plat  haben,  das  m.  g.  h.  die  wirt  an  sich 
nemen  und  14  dage  den  monat  zuvor  angeen  solt  lassen,  dweil  irer 
eins  teils  6  wochen,  eins  teils  4  und  eins  teils  min  haben  gewartet 
und  gezogen.  Und  nach  langer  handelung  haben  sie  ingegangen 
und  angenomen,  das  m.  g.  h.  inen  die  zerung  bei  den  wirten  und 
hausleuten  bis  uf  den  mustertag,  nemlich  den  8.  tag  junii,  bezalen 

l)  Die  Anordnung,  welche  unser  Aktenband  den  Aktenstücken  Nr.  82 
bis  84  giebt,  ist  zweifellos  unrichtig.  Wir  ordnen  sie  nach  ihrem  sach- 
lichen Zusammenhang,  wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  zuerst  vorge- 
brachten Wünsche  der  Knechte  (worauf  der  Hz.  in  Nr.  82  antwortet)  uns 
fehlen. 

*)  Diese  Überschrift  geht  wohl  etwas  zu  weit. 

*)  Vgl.  §.  31  und  35  des  RA. 

4)  Vgl.  §.  35  des  RA. 
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lassen  wil,  und,  wes  sie  weiter  verzerten,  das  ein  jeder  dasselbig 
selbst  bezalen  solle  oder  inen  am  solt  abzukürzen.  Und  ir  monat 
solle  angeen  am  montag,  nemlich  den  5.  junii,  davor.  3.  Dises 
waren  die  knecht  zufridden.  4.  Disen  artickel  haben  sie  zuletzt 
nach  vieler  berichtung  und  handelung  auch  ingegangen. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  384,  Kpt. 

83.  Hz.  Wilhelm,  Entscheidung  auf  das  Vorgeben  der 
Knechte.    Düsseldorf  1542  Juni  6. 

»Meins  g.  h.  bevelh  und  bewüligung  uf  der  knecht  furgegeben 
artickel.1)« 

1.  »Antreffen  die  28  tag  wil  m.  g.  h.  zulassen,  sovern  es  das 
reich  zulest;  wa  nit,  das  sie  die  30  tag  dienen.  2.  Iren  solt  8  tag 
für  der  musterung  angeen  zu  lassen,  doch  das  sie  dargegen  ire  wirt 
bezalen  oder  das  man  es  den  knechten  kurze  an  irem  solt.  3.  Der 
drit  von  den  gewundten  vor  den  veinden  und  kranken  von  Götz 
gnaden  steit  im  artickelsbrief  oder  bestellung;  darumb  zuzulassen«. 
4.  Der  Herzog  »verspricht  und  verlegt«  nur  die  3  ersten  Monate. 
»Darnach  sollen  die  knecht  us  dem  gemeinen  kästen  oder  wie  es 
uf  dem  reichstag  zu  Nuremberg  vertragen  wurt,  bezalt  werden,  so 
lang  der  zug  weret.«  Wenn  aber  der  Zug  »nit  lang  über  die  3 
monat  weren  wurde,  so  wil  m.  g.  h.  inen  tun  und  geben  lassen 
für  den  abzug,  wie  andere  fursten  und  stende  tun,  insonderheit 
die  so  weit  gesessen  seint  als  m.  g.  h.«  5.  Was  die  Forderung 
betrifft,  jeden  Kriegsmann  so  zu  halten,  wie  es  andere  Fürsten  und 
Grafen  thun,  so  ist  »in  dem  fal  kein  furbeding  zu  machen;  sonder 
nach  beschehenem  eit  wil  m.  g.  h.  einen  jeden,  er  sei  hauptman, 
bevelhsman,  edelman,  grosshans  oder  gemein  knecht,  wie  der  ist, 
in  der  musterung  durchgeen  lassen  uf  sein  namen  und  darnach, 
wan  die  ampter  besatzt  sein,  jedem  setzen  lassen  uf  die  ubersolde 
nach  seinem  bevelh,  geschickligkeit  und  gelegenheit.  6.  Wan  es  je 
nit  besser  werden  wolt,  inen  den  bevelhsleuten  und  knechten  an- 
zusagen, dieweil  sie  uf  vertroestung,  des  reichs  bestellung  und  zug 
gegen  den  Türken  gelt  empfangen  und  uf  dem  musterplatz  er- 
schienen, wie  die  hauptleut  auch  keinen  andern  bevelh  gehapt,  da 
inen  auch  vor  und  nach  der  her  und  wie  die  bestellung  sein  solt, 
angesagt  worden  und  s.  f.  g.  itzunt   so  viel  als  das  reich  und  mer 

*)  Dies  i.  v. 
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tete,  darumb  sie  sich  billich  nil  zu  beschweren.  Wa  sie  dan  darüber 
verziehen  wurden,  so  stunde  den  knechten  doch  zu  bedenken,  so 
sie  doruber  afziehen  wolten,  was  inen  daran  gelegen  und  sonderlich 
denjenigen,  so  seiner  f.  g.  undertonen  weren,  das  m.  g.  h.  sie  darfur 
ansehen  wurd  und  strafen  lassen  wurde  und  den  anderen  nach- 
schreiben lassen,  under  was  regiment  sie  kernen,  das  sie  gleichsfals 
darfur  angesehen  und  gestraft  werden  solten.  .  .  .  Noch  100  gülden 
ungeverlich  uf  jeder  fendle  zu  geben  boven  die  100  ubersold,  so- 
vern  es  die  notturft  erfordert,  damit  die  knecht  auf  den  zug  ge- 
bracht werden  und  nit  verlaufen.  —  Urkunt  unsere  herufgedruckten 
secretsiegels.  Gegeven  zu  Dusseldorf  am  6.  tag  junii  ao.  42.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  318,  Orig. 

84.  Die  für  den  Türkenzug  angenommenen  Reiter 
bringen  der  hzgl.  .Regierung  ihre  Wünsche  vor.  [c.  1542 
Juni  6.]1) 

>Artickel,  so  die  ruiter  furgegeven  haven.« 

1.  »Das  die  12  gülden  zu  15  batzen  ein  monat  uf  ein  pfert 
mögen  uf  12  joachimsdaler  gestalt  und  gerechent  werden.  2.  Das 
man  den  ruiteren  guit  sie  für  bewieslichen  schaden  für  den  feianden, 
nemlich  geschossen  oder  gewont.  3.  Das  28  tag3)  für  einen  monat 
mögen  gerechent  werden.  4.  So  einem  ein  pfert  uf  dem  weg  ab- 
ging, das  darfur  30  gülden  der  [!]  münzen  gegeven  mögen  werden. 
5.  Das  uf  78)  pferde  1  bot  oder  trosser  mit  follem  zold  möge  ge- 
mustert werden.  6.  Zu  gedenken  der  wagen,  ob  die  weniger  als  4 
pferde  hetten,  gleichewal  den  verordenten  zold  daruf  zu  geven.  7.  Das 
der  solt  8  tag  für  der  itzigen  nehstkomenden  und  angestalten  muste- 
rung  angehe.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  388,  Kpt. 

85.  Räte,  Verhandlung  mit  den  für  den  Türkenzug 
angenommenen  Hauptleuten  wegen  der  Übersolde.  Deutz 
1642  Juni  9. 

»Erstlich  uf  die  ufzeichnuss,  so  ich  von  m.  g.  h.  mitgepracht, 
ist  mit  den  hauptleuten  gehandelt  worden,  das  sie  die  ubersold 
nochmals   an   sich   nemen,   wie   die  vermog  des  reichs  abscheit  uf 

J)  Die  Einordnung  in  den  Aktenband  würde  auf  ,vor  Juni  9'  weisen. 
*)  Vgl.  dagegen  RA.  §.  31. 
8)  Vgl.  dagegen  RA.  §.  34. 
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ein  fendge  verordent;  und  damit  sie  desto  bass  zukomen  und  die 
knecht  uf  den  zug  prengen  mochten,  wolte  m.  g.  h.  jederm  haupt- 
man  darzu  noch  jeders  monats  Ufern  lassen  25  solde  boven  die  100 
ubersolde,  und  [!]  wiewol  s.  f.  [g.]  nit  500,  dan  450  *)  person  under 
dem  fendge  hat;  macht  zusamen  125  solde;  der  Zuversicht,  sie 
solten  damit  überflüssig  zukomen.  Daruf  sich  die  haupUeut  be- 
schwerten, dasselbig  anzunemen,  sonderlich  dweil  sie  viel  guter 
weidlicher  kriegsleut  under  den  fendgen  hetten,  die  alle  gross  vor- 
teil haben  wolten,  on  die  edelleut,  rustungen  und  hacken,  und 
sagten,  sie  als  gelopte  diener  mins  g.  h.  wolten  seiner  f.  g.  bestes 
selbst  gern  mit  helfen  furdern,  und  hetten  uf  den  weg  gedacht,  das 
m.  g.  h.  die  fendle  sterkte,  jedes  zu  400  personen,  und  liess  die 
uberenzige  50  personen  abgeen,  und  das  die  uberenzig  50  solde 
noch  bei  die  100  ubersolde  verordent  wurden.  So  wolten  sie  es 
annemen  dergestalt,  das  sie  allen  muglichen  vleiss  furwenden  wolten, 
auch  derhalben  ein  eit  tun,  wes  sich  [!]  in  besoldung  der  haupt- 
leut,  bevelhsleut,  ubersold  der  edelleut,  grosshansen,  rustungen  und 
hacken  überlief,  das  wolten  sie  minem  g.  h.  bei  irem  eit  widder 
zustellen  und  zu  got  [gut]  komen  lassen.  Sie  versehen  sich  auch, 
so  die  fendle  mit  den  400  guten  kriegsleuten  wol  bekleit,  m.  g.  h. 
solle  besser  damit  besteen  und  sich  vertedingen  mögen,  als  wan 
s.  f.  g.  die  volle  anzal  schickte  von  allerlei  volk.  Und  im  fal  das 
man  je  damit  nit  zufridden  sein  wolt,  alsdan  wolten  sie  understeen 
den  rat  zu  finden,  das  sie  der  rustungen  und  schnorker9)  eins  teils 
passiren  lassen  wolten  und  an  irer  person  und  ubersolde  stat  ge- 
meine knecht  annemen  und  die  zal  erfüllen.  Und  wiewol  die  rete 
nochmals  uf  den  vorigen  wege  [!]  mit  den  hauptleuten  widerstanden 
zu  handien,  so  haben  sie  es  doch  nit  erhalten  mögen  und  inen  vol- 
gends  zu  den  25  solden  noch  5  sold,  das  macht  30  solde,  zu  den 
100  ubersolden  angebodden.  Und  als  solichs  auch  nit  mocht  er- 
halden  werden,  haben  die  rete  mit  inen  gehandelt  uf  die  37  */« 
solde,  macht  150  gülden  boven  die  100  solde,  und  das  sie  die  an- 
zal volks  under  jedem  fendle  vol  lifern  solten.  Des  sie  sich  auch 
anzunemen  beschwert  haben.  Und  zuletzt  nach  vieler  handelung 
und  arbeit,  damit  der  verlauf  der  knecht  verhuet  und  sie  uf  den 
zug  gebracht  wurden,  ist  so  weit  mit  den  hauptleuten  gehandelt 
worden,  welches  sie  auch  also  (doch  schwerlichen)  angenomen,  das 

»)  S.  oben  S.  386  §.  11.     Der  RA.  (§.  13)  schrieb  600  vor. 

*)  Schiller-Lübben  erklären  »schnorker«  als:  Prahler,  miles  gloriosus. 
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m.  g.  h.  inen  jetzt  dise  erste  munsterung  und  monat  über  die  100 
ubersolde  noch  50  solde  solle  geben  lassen  und  das  sie  die  volle 
anzal  noch  zu  wegen  pringen  und  lifern  und  das  sie  die  ding  also 
überschlagen  und  die  ubersolde  usteilen,  das  inen  in  volgenden 
musterungen  und  abbezalungen  darfur  nit  mehe  gelifert  und  bezalt 
werden  solle  dan  137  */a  ubersolde,  macht  550  gülden,  und  gleichen- 
wol  die  volle  anzal  der  450  personen  haben  und  halten  under 
jederm  fendle.  —  Actum  zu  Deutz1)  uf  freitag  post  corporis  Christi 
ao.  42.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  396,  Kpt. 

86.  Räte  an  den  Amtmann  von  Born.  Düsseldorf  1542 
Juni  9. 

Der  Überbringer  dieses,  »Amt,  gift  zurkennen,  wie  er  sampt 
anderen  knechten  etliche  zit  lank  binnen  Sittart  gewest,  und  dwil 
der  merendeil  derselviger  sich  itzo  in  disen  kriegsleufen  anderswo 
bestellen  lassen,  wult  er  ouch  gern  wissen,  wie  er  sich  sul  halden, 
ob  er  ouch  uswendich  untzehen  mocht.  Und  ist  daruf  unsers  g.  h. 
meinong,  das  ir  ber.  Arnolten  in  sinem  dinst  in  Sittart  bliven  lasset 
und  neben  inen  so  vil  anderer  guder  bequeemer  knecht  annemet, 
als  itzo  abgestanden  sin,  damit  an  guder  ufsicht  und  bewarong  des 
ortz  gein  mangel  entstae.  —  Geschreven  zu  Duisseldorf  am  9.  junii 
ao.  42.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  330,  Kpt. 

87.  Hz.  Wilhelm  an  Statthalterin  Maria.  Düsseldorf 
1642  Juni  11. 

Erklärt,  dass  er  an  Rossems  Unternehmen  nicht  beteiligt  sei. 
Antwort  auf  ihr  Schreiben   von  Juni  6,*)   worin  sie  schreibt, 

*)  Deutz  war  Musterungsplatz.     S.  oben  S.  386  §.  16. 

a)  Ebenda,  Kop.  Ebenda  femer  zwei  Briefe  der  Statthalterin  an 
Kurmainz,  worin  sie  sich  über  den  Hz.  in  gleicher  Weise  beschwert, 
Juni  9  und  Juli  6  (Kop.).  —  Die  ganze  Korrespondenz  zwischen  Hz. 
Wilhelm,  Statthalterin  Maria  und  Rossem  (von  Juni  6  bis  Juli  9)  ist  den 
Reichsständen  im  August  1 642  vorgelesen  worden  (aus  Kopien),  wie  sich 
aus  J.-B.,  RV.  Nr.  12  ergiebt;  ebenso,  was  sehr  bemerkenswert  ist,  den 
Landständen  von  Jülich-Berg  (Nr.  91).  Die  Statthalterin  der  Niederlande 
meint  (Ztschr.  23,  S.  100),  die  Antwort  Rossems  sei  »in  seinem  [des 
Herzogs]  hofe  geschmidet  und  daselbst  angeben  worden«.  Jedenfalls  ent- 
hält jene  Korrespondenz   nicht  die  volle  Wahrheit,  wie  insbesondere  aus 
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dass  Martin  v.  Rossem,1)  der  sich  des  Herzogs  Diener  nenne,  einen 
Anschlag  gegen  des  Kaisers  Erbniederlande  plane,  dass  der  Anschlag, 
wenn  auch  nicht  dem  Namen  nach,  vom  Hz.  ausgehe,  dass  sie  es 
den  Reichsständen  vorgeben  wolle,  wie  der  Hz.  gegen  »des  reichs 
abscheit  getan  und  die  erste  ursach«  sei,  »die  Christenheit  in  Un- 
ruhe und  turbation  zu  stellen«.  Erwidert  darauf:  Hat  kein  Kriegs- 
volk bestellen  lassen  ausser  »zu  des  reichs  behuf«  gegen  den  Türken. 
Hat  dazu  Rossem  keine  Commission  gegeben,  viel  weniger,  gegen 
den  Kaiser  oder  dessen  Erblande  Anschläge  zu  machen.  Wird  in 
kurzem  an  die  Königin  einen  Diener  abfertigen,  um  »unser  bedenken 
.  .  .  ferner  anzuzeigen«,  an  Rossem  schreiben  und  dessen  Antwort 
der  Königin  mitteilen.  —  Düsseldorf  1542  Juni  11. 
J.-Bg.,  RV.  Nr.  12,  Kop. 

88.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Job.  v.  Seibach 
Kriegerat  des  niederrheinisch- westfälischen  Kreises,  Franz 
v.  Hanxler  und  Job.  Udenheimer9)  Gegenschreiber  für 
ihre  Werbung  bei  dem  Kurfürsten  Joachim  v.  Branden- 
burg als  oberstem  Feldhauptmann.8)    1542  Juni  12. 


Nr.  94  (Brief  Olislegers;  vgl.  auch  Nr.  96)  und  den  in  Ztschr.  23, 
S.  101  ff.  mitgeteilten  Briefen  eines  französischen  Gesandten  d.  d.  Düssel- 
dorf 1542  Mai  25  und  26  hervorgeht.  In  dem  Abdruck  an  letzterer 
Stelle  korrigiere  ich  nach  Kopien  in  J.-B.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  19  (vgl. 
auch  RV.  Nr.  13c)  folgendes:  S.  103  Z.  18  lies  »hof  ich«  (statt:  »hoft 
er«),  Z.  24  »am  meisten«  (statt:  »mayst«),  S.  105  Z.  7  >geschuben« 
(statt:  »geschriben«).  Jber  den  Einfall  Rossems  s.  ferner  Ztschr.  23, 
S.  93  ff.;  Buch  Weinsberg  I,  S.  170  ff.;  Henne  7,  S.  361  ff.;  R.  v. 
Liliencron,  histor.  Volkslieder  4,  S.  200  ff.  Über  die  Frage,  inwieweit 
der  Hz.  an  R.s  Unternehmen  beteiligt  war,  vgl.  noch  unten  Nr.  120 
Anm.;  Ztschr.  23,  S.  70  f. 

*)  R.  stand  früher  in  Diensten  des  Herzogs  Karl  von  Geldern.  In 
Urk.  des  letzteren  von  1528  begegnet  er  als  > Märten  van  Rossem  heer 
tot  Puderoyen  onse  marschallick«  :  Nijhoff  VI,  Nr.  1526.  Vgl.  ebenda  VI,  2, 
Einl.  S.   163  und  176;  Henne  7,  S.  362;  unten  Nr.   120  Anm. 

*)  Vgl.  Räte  an  den  Musterschreiber  Johann  Udenheimer  (z.  T.): 
»Sovil  die  posten  betritt,  ist  die  meinung,  das  ir  die  2,  so  in  uern 
gedenken  angezeichent  stain,  als  nemlich  Hensgin  und  Johan  Overlender, 
uf  die  post  leget  und  warten  lasset  und  darzu  noch  einen  bestellet  und 
uch  ouch  derhalven  mit  den  Colnischen  verglichet,  wie  alhie  afgeret  und 
uch  bewust  ist.  Gegeven  zu  Dusseldorf  den  20.  dach  junii  ao.  42.« 
K.,  Caps.  2,  N.  13,  p.  380,  Kpt. 

8)  Vgl.  oben  Nr.  81  S.  394  Anm.  3. 


Digitized  by 


Google 


Nr.  89.     1542  Juli  9.  401 


Entschuldigungen  wegen  der  späten  und  unvollständigen  Sendung 
des  hzgl.  Kontingents  der  Türkenhilfe. 

1. .*)    Als  die  Rittmeister  und  Hauptleute  »in  Werbung 

solicher*)  reuter  und  knecht  gewesen,  sei  allerlei  unverstant  und 
geschrei  van  andern  bestellungen  under  die  ufgebrachte  reuter  und 
knecht  komen,  dardurch  das  volk  zum  teil  verlaufen  und  zum  teil, 
so  verplieben,  widderspennig  gemacht«.  2.  Die  Reiter  und  Lands- 
knechte beklagen  sich,  dass  sie  mit  des  Reiches  Bestellung  »nit  zu- 
komen  künden,   nachdem  die   rustung  viel  geltz  hinwegnimpt  und 

der  weg  weit  und  die  zerung  deuer. 8)    Derhalben  s.  f.  g.  die 

volle  anzal,  rustung  und  peerd  nit  so  wol  in  der  ile  .  .  .  bekomen 
und  schicken  mögen,  als  doch  s.  f.  g.  wol  und  gern  getan.  Doch 
so  hette  s.  f.  g.  diese  siner  f.  g.  reuter  und  knecht  mustern  und 
mit  gelt  und  bescheit  abfertigen  lassen,  als  der  oberst  von  dem 
kreisrat,  dem  gegenschreiber  und  ritmeister  weiter  verneinen  wirt.« 
Der  Herzog  hat  aber,  sobald  er  »vernomen,  wes  gebrechs  an  der 
anzal  seiner  f.  g.  reuter  und  fuessvolk  noch  gewesen,  nit  under- 
lassen,  ungeschickt  und  bevelh  gedain,  nochmals  soviel  muglich  gute 
und  erfarne  kriegsleut  von  reuter  und  knechten  bis  zu  siner  f.  g. 
anzal  zu  bestellen  und  nachzuschicken,  der  Zuversicht,  das  die- 
selvige  auch  bald  in  kurzer  zeit  nachkomen  wurden«.  3.  Der 
Herzog  ist  einer  der  am  weitesten  gesessenen  Fürsten,  weshalb  er 
sein  Volk  nicht  so  zeitig  hat  schicken  können.  —  >Uf  den  12.  dag 
des  monats  junii  ao.  42.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  349,  Kpt. 

89.  Hz.  Wilhelm  an  Statthalterin  Maria.  Düsseldorf 
1642  Juli  9.*) 

Rossem.  Die  französischen  Werbungen.  Hz. '  hegt  keinerlei  Absichten 
gegen  des  Kaisers  Niederlande. 

*)  Der  Anfang  ausgeblichen. 

2)  D.  h.  derjenigen,  welche  der  RA.  verlangt. 

8)  Einige  Zeilen  ausgeblichen. 

*)  Schon  vorher  hatte  der  Hz.  Gesandte  (die  Räte  Wilh.  v.  dem 
Nienhave  gen.  Lei  Amtmann  zu  Orsoy  und  lic.  iur.  Sibert  Mutzhagen) 
mit  Instruktion  d.  d.  Dusseldorf  1542  Juni  16  (J.-Bg.,  RV.,  Nr.  12,  Kop.) 
an  die  Statthalterin  abgefertigt.  In  derselben  heisst  es  nach  Wieder- 
holung des  Briefes  von  Juni  11  (Nr.  87):  ,Damit  die  Statthalterin  ja 
keinen  Argwohn  zu  haben  braucht,  will  der  Hz.,  falls  sie  von  wegen  des 
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Übersendet  schriftliche  Verantwortungen  Rossheims1)  wegen  der 
»ruiter  und  knecht,  so  hin  und  wider  angenomen  werden«,  und  wegen 
der  von  der  Regentin  erhobenen  Anschuldigung,  dass  er  (R.)  »etliche 
verloufene  van  Gent  bi  sich  gehat  und  anslege  uf  Gent,  Antwerpen 


Kaisers  ihn  und  seine  Lande  versichert,  dass  gegen  dieselben  nichts 
Ihätliches  vorgenommen  werden,  sondern  sie  bei  der  speierer  Friedens- 
erklärung und  bei  gebührlichem  Recht  gelassen  werden  sollen,  auch  ver- 
sichern, dass  er  sich  ebenso  halten  wolle.  Die  Gesandten  sollen  von  der 
Statthalterin  eine  ausdrückliche  Antwort  hierauf  verlangen.  Wird  ihnen 
diese  nicht,  so  sollen  sie  von  des  Herzogs  wegen  protestieren,  dass  der 
Hz.  sich  dazu  erboten.  Die  Antwort  der  Statthalterin  sollen  sie  schrift- 
lich verlangen  und  dagegen  auch  Abschrift  dieser  Instruktion  geben.  Wird 
ihnen  schriftliche  Antwort  abgeschlagen,  so  sollen  sie  die  Antwort  der 
Statthalterin  aus  dem  Gedächtnis  aufschreiben  und  die  Niederschrift  der 
Statthalterin  und  ihren  Räten  vorlesen.'  In  ihrer  Antwort  hierauf  (a.  a.  O. ; 
Kop.;  o.  D.)  wiederholt  die  Statthalterin  ihre  Klage  wegen  der  Werbungen 
R.s  und  erwähnt  speziell,  dass  R.  Flüchtlinge  aus  Gent  bei  sich  hat. 

*)  d.  d.  Düsseldorf  1542  Juni  12  (J.-B.,  RV.,  Nr.  12,  Kop.)  hatte 
Hz.  an  R.  geschrieben:  ,Übersendet  Kop.  des  Schreibens  der  Statthalterin 
von  Juni  6.  Hat  kein  Kriegsvolk  (ausser  für  den  Türkenzug)  annehmen 
lassen.  »Were  aver  wes  daran  [d.  h.  an  den  Behauptungen  der  Statth.], 
hedden  wi  gein  gefallen.«  Bittet  jedoch  um  Bericht.  R.  möchte  des 
Reichs  Ordnung  zuwider  kein  Kriegsvolk  versammeln  noch  gegen  des 
Kaisers  Erblande  Anschläge  machen.4  Dann  hatte  Hz.  Wilhelm  Martin 
v.  R.'s  Bruder  (den  hzgl.  Rat  Joh.  v.  R.  Herrn  zu  Broickhuisen)  an 
Martin  mit  Instruktion  d.  d.  Düsseldorf  1542  Juni  18  (a.  a.  0.,  Kop.) 
gesandt:  ,Erfährt,  dass  Martin  viel  Reiter  und  Knechte  annimmt,  von 
denen  auch  einen  Teil  »in  unserm  namen  und  unserm  schin«  versammelt 
und  dass  die  auf  unsere  Unterthanen  gelegt  werden.  Dies  ist  nicht  nur 
den  Unterthanen  beschwerlich,  sondern  gereicht  dem  Hz.  »zu  grosser 
ufsprach  .  .  .  bi  inwendigen  und  uswendigen«,  weil  er  unser  Marschall 
[von  Geldern]  und  Amtmann  ist,  gleich  als  ob  es  mit  unserm  Wissen 
geschehe.  Überdies  ist  der  Hz.  »durch  soliche  vergaderunge«  verhindert 
worden,  Reiter  und  Knechte  gegen  den  Türken  anzunehmen,  »so  das 
wir  denselvigen  [d.  h.  den  gegen  die  Türken  angenommenen  Soldaten] 
mer  doin  müssen,  dan  andere  fursten  doin  oder  des  reichs  Ordnung  ver- 
mach, und  dannoch  unser  anzal  noch  zer  zeit  nit  vol  bekomen  mögen.« 
Auch  andere  Fürsten  und  Herren  sind  durch  R.'s  Werbungen  verhindert 
worden,  ihr  Kontingent  gegen  die  Türken  zu  schicken.  Hz.  hätte  sich 
dessen  zu  ihm  als  seinem  Marschall  und  Diener  nicht  versehen.  R.  solle 
nichts  thun,  was  gegen  den  Landfrieden,  des  Reiches  Ordnung  und  Ab- 
schied ist  oder  woraus  sonst  dem  Hz.  und  seinem  Lande  Beschwernis 
entstehen  könnte,  damit  nicht  nötig  ist,  gegen  ihn  (R.)  und  seine  Zu- 
ständer  mit  »Ungnaden«  vorzugehen.*  Darauf  antwortete  Martin  v.  R. 
ebenda   (Kop.)   d.  d.   Bredefort   [Bredevoort  in  Geldern]    1542   Juni  20: 
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und  andere  Kei.  M.  stede  gemacht«,  ferner  eine  Kopie  des  vom 
Herzog  in  seinen  Gebieten  verkündigten  Mandats,  wonach  sich  nie- 
mand gegen  des  Reiches  Landfrieden  und  Abschiede  gebrauchen 
lassen  darf.1)  »So  verstain  wir  doch  glichwal,  das  ruiter  und  knecht 
in  namen  koe.  w.  van  Frankrich  und  anderer  Duitscher  fursten 
neben  des  reichs  bestellong  angenomen  werden  nit  allein  us  unseren, 
sonder  ouch  us  vil  anderen  furstendommen  und  landen  des  richs, 
wiewal  wir  des  den  unseren  nit  bevolhen  noch  bewilligt,  sonder 
gern  sehen  wulten,  das  frid  und  eindracht  allenthalber  underhalden 


,Hat  sich  schon  vor  Abschluss  des  Vertrages  zwischen  Hz.  Karl  v.  Geldern 
und  Hz.  Joh.  etlichen  Herren  nnd  Fursten  eidlich  verpflichtet,  dass  er, 
wenn  diese  Kriegsleute  bedürfen  sollten,  ihnen  die  zuführen  sollte.  Nach 
Hz.  Karls  Tode  hat  er  dies  dem  Hz.  Wilh.  und  den  geldrischen  Ständen 
kundgethan  und,  als  er  in  Hz.  Wilhelms  Dienst  trat,  sich  vorbehalten, 
dessen  Dienst  zu  verlassen,  sobald  er  von  jenen  Fürsten  und  Herren 
»kriegsgewise  to  dienen  erfurdert  wurde«.  Nun  ist  ihm  »van  einem 
Joflichen  fursten«  auf  seinen  früher  geleisteten  Eid  hin  befohlen,  Kriegs- 
volk zu  werben,  so  dass  es  klar  ist,  dass  er  (R.)  nicht  in  des  Herzogs 
Namen  oder  Befehl  diese  »versamlung  furgenommen«.  Es  ist  aber  in  der 
ganzen  deutschen  Nation  und  namentlich  unter  dem  Adel  der  Brauch, 
»dat  dat  [!]  niemant  so  eigen  gehalden  [eigen:  proprius?],  he  en  mag  in 
kriegslopen  den  einen  oder  andern  dienen,  die  ime  gefeit«.  Zu  Zeiten 
Hz.  Karls  haben  nicht  nur  clevische  und  jülichsche  Untersassen,  sondern 
auch  »rede  ind  gekleide  diener  [sc.  des  Herzogs  von  Jül.-Cl.],  die  sunst 
niemants  verstreckt  noch  togedan  weren«,  den  Burgundischen  gegen  Hz. 
Karl  »kriegsgewise«  gedient.  Weiss  noch  nicht,  was  sein  Herr  zu  thun 
meint,  weiss  daher  auch  von  keinen  Anschlägen  etwas.  Der  Hz.  möchte 
ihn  nicht  gegen  die  Eide,  die  er  lange  Zeit  vor  des  Reichs  Ordnungen 
geschworen,  beschweren  lassen.  Will  des  Herzogs  Befehl  gemäss  gegen 
des  Kaisers  Lande  nichts  feindliches  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  er 
von  seinem  Herrn  durch  Eidesverpflichtung  dazu  genötigt  würde.4 

J)  Vgl.  hzgl.  Mandat  d.  d.  Düsseldorf  1542  Juni  20  (J.-B.,  RV., 
Nr.  12,  Kop.):  ,Erfährt,  dass  viel  Reiter  und  Knechte  innerhalb  und 
ausserhalb  seiner  Gebiete  angenommen  werden.  Etliche  sollen  vorhaben, 
die  gegen  des  Reichs  Ordnungen  zu  gebrauchen.  Befiehlt  seinen  Unter- 
thanen,  Lehns-  und  Schirmsverwandten,  dass  sich  keiner  wider  des  Reichs 
Ordnungen  bestellen  lasse.  »Und  nachdem  uns  sunst  allerhand  warnongen 
furkomen,  so  .  .  .  bevelhen  wir  ouch  hiemit  ernstlich,«  dass  sich  jeder 
einheimisch  und  in  guter  Rüstung  »zu  bewarong«  unserer  Lande  halte 
[vgl.  oben  S.  106].  »Und  ob  einiche  der  richsordnongen  gemeess  bestalt 
weren  ader  wurden«,  so  sollen  sich  diese  »doch  widder  uns  noch  unsere 
verwandten  ader  die  unsere  nit  gebruichen  lassen,  sunder  uns  im  fal 
der  notturft,  wie  sich  geburt,  zuziehen«.4 

26* 


Digitized  by 


Google 


404  Nr.  90.     1542  Juli  9. 


werden  mocht,  und  demna  nit  underlassen,  koe.  w.  van  Frankrich 
ambassaten1)  zu  beschicken  mit  allerlei  bit  und  vermanong  nichts 
furzunemen,  dardurch  inniche  widerwerdicheit  und  unrau  in  der 
Christenheit  erwassen  oder  der  christlicher  zog  wider  den  Türken 
behindert  werden  mocht.  Nu  hait  uns  der  ambassat  antworten 
lassen,  wie  koe.  w.  etliche  ruiter  und  knecht  an  vilen  enden  in 
Duitschlant  bestalt  nit  zu  verhinderong  des  Turkenzogs,  sonder  zu 
irer  koe.  w.  notturft,  bewarong  irer  lande  und  zu  der  gegenwer. 
Wir  haben  ouch  glichsfals  etliche  andere,  so  diser  lantart  bestellong 
gedain,  vermanen  lassen,  die  ouch  geantwort,  das  si  wider  des 
richs  ordnong,  fridstant  und  abscheit  nichts  furnemen,  sonder  dem- 
selbigen  sich  gemeess  halden  willen.  Us  wuchern  allem  und  us 
unserem  vorigen  erbieten  uer  koe.  w.  gunstiglich  abzunemen,  das 
wir  nie  geneigt  gewesen  oder  noch  sin,  wider  Kei.  M.  erfnederland 
oder  wider  des  richs  abscheid  und  fridstant  ichtwes  furzunemen, 
vil  weniger  denselbigen  zuwider  inniche  anslege  zu  machen,  sonder 
die,  so  vil  an  uns  ist,  abzuwenden  und  uns  zu  halden,  wie  einem 
gehorsamen  fursten  des  richs  geburt,  also  das  sich  Kei.  M.  under- 
danen  zu  uns  und  den  unseren,  die  unserem  bevelh  gehorsam  sin 
werden,  geiner  beswerong  oder  uberfals  zu  versehen,  der  .  .  .  Zu- 
versicht, uer  koe.  w.  werden  uns  .  .  .  glichsfals  van  wegen  Kei. 
M.  und  derselbiger  underdanen  versicheren  und  des  richs  ordenong, 
abscheit  und  declaration  gemeess  [sc:  sich]  halden.*  Und  wiewal 
wir  uns  des  zu  uer  koe.  w.  vertroesten,  so  bitten  wir  doch  zuver- 
lessige  antwort.  .  .  .«  —  Düsseldorf  1542  Juli  9. 
J.-Bg.,  Herzogthum  Geldern,  Nr.  21,  Kop. 

90.  Herzog  Wilhelm,  Instruktion  für  den  Rat  lic  iur. 
Sibert  Mutzhagen  als  Abgesandten  an  den  Bischof  von 
Lüttich  und  das  lütticher  Domkapitel,2)  Düsseldorf  1542 
Juli  9. 

Friedliche  Gesinnung  des  Herzogs.  Auskunft  Longueyals  über  die 
in  französischen  Dienst  genommenen  Reiter  und  Knechte.  Derselbe  sei 
bereit,  das  Stift  Lüttich  der  Neutralität  zu  versichern. 

*)  Vgl.  oben  S.  272  Anm.  2;  Ruble  S.  155  und  169  f.  Es  ist 
ohne  Zweifel  Longueval  gemeint. 

*)  Ober  die  lütticher  Sache  vgl.  unten  Nr.  120  Anm.;  Ztschr,  23, 
S.  98;  Henne  7,  S.  365. 
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Der  Bischof  hat  an  den  Hz.  geschrieben,  er  wolle  seine  Leute 
gegen  den  Türken  schicken,  »sovern  sie  der  ruiter  und  knecht«  in 
des  Herzogs  Gebiet  »versamelt  unbesorgt  und  versichert  sein 
mochten,  mit  fruntlicher  bit,  nachdem  etliche  derselbiger  unsere 
undertanen  sein,  das  wir  bi  denselbigen  verschaffen  wulten  widder 
den  lantfridden  und  reichsordnung  gegen  s.  1.  und  derselbiger  stift 
nichts  furzunemen«.  Darauf  hat  der  Hz.  dem  Bischof  geantwortet, 
»wie  wir  unse  ruiter  und  knecht  für  guder  zeit  gegen  den  Türken 
abgeferdigt  und  mitler  weil  etliche  ruiter  und  knecht  on  unser  be~ 
velh  und  bewilligong  us  unseren  wie  ouch  us  anderen  fursten- 
dommen  und  landen  bestalt.  Derhalver  wir  mandaten  und  bevelhen 
laissen  usgain  .  .  .,  das  sich  geiner  widder  des  reichs  lantfriden, 
ordnong  und  abscheit  bestellen  oder  gebruichen  lasse  und  das  wir 
gar  nit  geneigt  gegen  s.  1.  oder  sunst  gegen  den  lantfriden  ichtwes 
vurzunemen  oder  das  wir  solichs  den  unseren  gern  gesladen  wulten, 
das  ouch  s.  1.  sich  zu  uns  und  denjenigen,  so  uns  gehorsam  leisten 
oder  zu  willen  sein  wurden,  nit  anders  dan  alles  guden  zu  ver- 
sehen hette,  wie  wir  uns«  zum  Bischof  und  seinem  Stift  »glichsfals 
verliessen.  .  .  .  Und  als  dan  s.  1.  bericht  zu  werden  begert,  wes 
si  sich  der  versamlong,  so  itzt  furhanden,  zu  forchten  oder  zu  ver- 
trauen, so  sol«  M.  dem  Bischof  und  dem  Domkapitel  anzeigen, 
»dwil  wir  verstoenden,  das  etliche  ruiter  und  knecht  in  ko.  w.  van 
Frankrich  dinst  angenomen,  das  wir  s.  1.  und  irem  stift  zu 
gudem  mit  dem  hofmeister  Longueval  sprechen  und  allerlei  bewegen 
furwenden  lassen,  das  es  nit  nutz  noch  koe.  w.  van  Frankrich 
roumlich  si,  das  inniche  widder  den  Türken  die  ire  zu  schicken  der 
versamlong  halver  verhindert  werden  solten.  Daruf  gem.  van  Lon- 
gueval geantwort,  er  hette  sich  hiebevor  vernemen  lassen,  wie  ko. 
w.  van  Frankrich  nit  dem  reich  zu  nachteil  oder  zu  verhinderong 
des  Turkenzogs,  sonder  zu  seiner  bewarong  und  gegenwer  etliche 
kriegsluide  annemen  lassen  und  ime  ouch  volmacht  gegeven«  mit 
dem  Bischof  von  Lüttich  und  seinem  Stift  »zu  handelen  und,  wa 
s.  1.  und  sie  stil  zu  sitzen  und  neutrail  zu  bliven  begerten,  des  Ver- 
sicherung zu  doin.  Wiewal  nu  daruf  gein  antwort  gefallen  und  er 
sunst  verstoende,  das  s.  1.  und  das  stift  mit  dem  huis  van  Bur- 
gondien  in  einigong  stoenden  und  on  bewilligong  Kei.  M.  in  die  neu- 
traliteit  sich  villicht  nit  begeben  wurden,  damit  dannoch  der  zog 
widder  den  Türken  des  konings  halber  nit  verhindert,  so  were  er 
darumb  und  uns  zu  gefallen  geneigt  und  willich«,  den  Bischof  und 
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sein  Stift  »nit  allein  der  neutralitiet  zu  versicheren,  sonder  ouch 
s.  1.  und  derselbiger  lantschaft  drier  monat  bedenken  zu  lassen, 
Kei.  M.  gemuet  und  gefallen  der  neutralitiet  zu  erkundigen  und  das 
s.  1.  und  ire  lantschaft  des  konings  und  der  seiner  mitler  zeit  un- 
befaert  und  unbeschwert  sein  und  bliven  sulten.  Wa  ouch  s.  I. 
und  derselbiger  stift  gefallen  wolt,  die  gebrechen  mit  der  marschal- 
kinnen  van  Frankrich  mitler  weil  zu  erkentenis  etlicher  unser  rede 
zu  stellen,  solichs  sulte  ouch  van  der  marschalkinnen  angenomen 
werden.  So  vil  den  van  Wel1)  belangt,  beducht  ime  s.  1.  erbiedong 
und  unser  bevelh  billich  sein,  wie  er  dan  ouch  nit  geneigt  dem 
van  Wel  zuzulassen,  uf  des  konings  kosten  oder  in  seinem  dinst 
s.  1.  oder  derselbigen  stift  zu  overfallen«.  —  Hz.  bittet,  dass  der 
Bischof  und  das.  Stift,  »wa  die  etwas  verneinen,  daran  uns  und 
unseren  landen  gelegen,  .  .  .  uns  ouch  fruntlich  warnen  und  alle 
beswernis  abwenden  helfen«.  —  Düsseldorf  1542  Juli  9. 
Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47  a,  Kop. 

91.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg.3) 
[Düsseldorf  1642  Juli  10.]«) 

Türkenhilfe.  Schädigung  des  Landes  durch  die  Knechte.  Gel- 
drische  Sache. 

1)  Vgl.  Stuttgart,  liter.  Verein  11,  S.  329;  Lac.  ÜB.  4,  S.  665; 
unten  S.  411  Anm.  3.  Der  Herr  v.  Well  (v.  Bilant)  ist  zugleich  Herr 
von  Berg  in  Geldern. 

2)  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  452  werden  als  anwesend  [d.  h.  von 
der  Regierung]  genannt:  Herzog,  Propst  Vlatten,  Kanzler  Ghogreff,  Erb- 
hofmeister Harf,  Marschall  Plettenberg,  Hofmeister  Hosteden,  Dr.  Olisleger, 
Palant  zu  Breidenbent,  Lei,  Reck. 

8)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  Räte:  ,Nachdem  der  Reichstag  zu  Speier 
eine  Türkenhilfe  bewilligt,  hat  der  Hz.  davon  seine  Bannerherren,  Ritter- 
schaften, Städte  und  Landschaften  am  16.  Mai  in  Kenntnis  gesetzt  und 
mit  ihnen  vertragen,  »unsere  anzal  zu  schicken,  .  .  .  wie  wir  daruf  die 
unsere  mit  groisser  unkost  und  beschwerniss  afgeferdigt«.  Adressat  soll 
den  10.  Juli  8  Uhr  beim  Herzog  und  anderen  Ritterschaften  und  Städten 
von  Jülich  und  Berg  in  Düsseldorf  erscheinen,  »umb  sulchs  schliessen 
und  in  das  werk  bringen  zu  helfen.  .  .  .  Gegeven  zu  Dusseldorf  am 
lesten  dage  junii  ao.  42«.'  K.,  Caps.  2,  N.  13,  p.  436,  Druck.  A.  a.  0. 
p.  438  (Druck)  vom  gleichen  Datum  entsprechendes  Schreiben  an  die 
Städte.  Hinter  »afgeferdigt«  folgt  hier:  »Demnach  schicken  wir  uch  hi- 
bei  einen  uszug  des  afscheids  zu  Spier,  wie  die  anlag  und  gemein  penning 
ufgeburt  werden  sal,  und  derglichen,  wes  derhalven  van  den  stenden 
dieses   unsers   Niderlendischen  und  Westphelischen  kreis   zu  Essen  ver- 
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Gemäss  dem  Abschied  von  Bergheim  [Nr.  80]  hat  der  Herzog 
die  Türkenhilfe  »mit  grosser  muhe  und  uncosten  zu  wegen  ge- 
bracht und  den  ersten  monat  bezalt  und  verlacht,  auch  von  be- 
zalung  des  2.  monats  fursehung  gedain«.  Wegen  der  nach  dem 
Reichsabschied  aufzubringenden  Steuer  hat  er  nun  um  den  Rat  der 
Stände  gebeten,  worauf  sich  Räte,  Ritterschaft  und  Städte  über 
einen  Abschied  verglichen  haben.  »Es  haven  auch  die  rede,  Täter- 
schaft und  stede  in  irer  antwort  meidung  gedain  von  schaden,1) 
so  die  knecht  gedain  und  noch  doin.  Und  ist  inen  daruf  gruntliche 
berichtung  gedain,  ungeferlich  uf  die  meinung,  wie  meins  g.  h.  von 
Coln  gesandten  beantwort  sein,  und  verlesen  die  schrift  der  konin- 
ginnen  in  Brabant,  antwort  derselbigen,  schrift  an  Mertin  von  Ross- 
heim, antwort  Mertins  von  Rossheims,  antwort  der  koninginnen, 
schrift  der  rede  an  Rossheim,  antwort  Rossheims,  copei  des  man- 
dats,  instruction  an  bischof  und  capittel  Luttich,2)  und  nach  der 
gruntlicher  berichtung  begert,  das  sie  m.  g.  h.  iren  guden  rat  wollen 
mitteilen,  ob  s.  f.  g.  etwas  weiters  oder  anders  darinnen  tun  sol 
und  was«,  damit  die  Untertanen  in  keine  Beschwernis  kommen. 
»Daruf  die  rede,  ritterschaft  und  stede  sich  bedacht  und  m.  g.  h. 
underdeniglich  gedankt  der  guter  berichtung,  mit  bit,  das  s.  f.  g. 
noch  den  frieden  furdern  wol  und  geine  ursach  geven  zum  verlouf ; 
wurde  s.  f.  g.  darüber  beschwert,  wulten  sie  sich  halten  als  fromme 
undertanen.«8) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  126,  Kop. 

dragen«.  Die  Stadt  soll  daher  den  10.  Juli  morgens  8  Uhr  »etliche 
van  den  uern«  nach  Düsseldorf  zum  Hz.,  seinen  Räten,  Ritterschaften 
und  anderen  Städten  von  Jülich  und  Berg  »volmechtig«  schicken,  »umb 
solichs  schliessen  und  in  das  werk  bringen  zu  helfen«. 

')  Vgl.  Nr.  33,  36,  94,  96. 

*)  S.  über  die  hier  verlesenen  Schreiben   S.  399  f.  und  S.  401  ff. 

8)  In  der  oben  S.  340  Anm.  4  citierten  Vorstellung  der  jülicher 
Gesandten  an  die  Reichsstände  von  1542  August  16  heisst  es:  ,Der  Hz. 
hat  uf  »etlichen  gemeinen  landtagen,  die  sein  f.  g.  vermog  des  Speirischen 
abscheitz  und  in  willen,  demselbigen  zu  geleben,  angesetzt,  in  eigner 
person  die  gesandten  [!]  ir  [!]  f.  g.  ritterschaft,  stete  und  lanlschaft  uf 
das  höchst  ermanet,  ersucht  und  bevolhen,  ber.  Spierischen  abscheit  die 
ufrichtung  der  kästen  belangend  sich  gemeess,  ouch  inheimbsch  zu  be- 
warung  s.  f.  g.  furstendomb  und  lande  zu  halten,«  ferner  »öffentlich  penal- 
mandat  im  druck  ausgehen  und  allenthalben  . .  .  ufschlagen  lassen«,  dass 
sich  niemand  gegen  des  Reiches  Landfrieden  und  Abschiede  bestellen 
lassen  solle/     Hiernach  dürfen  wir  den  obigen  Bericht  (Nr.  91)  über  die 
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92.  Landtagsabschied  von  Jülich -Berg.  Düsseldorf 
1542  Juli  10. 

Stände  billigen  es,  dass  der  Hz.  sich  nicht  von  den  Reichstags- 
beschlüssen entfernt.  Von  dem  für  die  Türkenhilfe  notwendigen  Gelde 
soll  zunächst  nur  die  halbe  Anlage  des  ersten  Jahres  aufgebracht  werden. 
Bestimmungen  über  die  Einsammlung  des  Geldes,  alles  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  anderen  Lande  sich  zu  gleichen  Bewilligungen  ver- 
stehen.    Steuer  der  Geistlichen. 

Die  hierher  nach  Düsseldorf  berufenen  Räte,  Ritterschaft  und 
Städte  von  Jülich-Berg  haben  dem  Hz.  auf  das  Vortragen  geant- 
wortet, »wie  sie  aus  vilerlei  beschwernuss  und  Ursachen  für  gut 
angesehen,  das  die  underdanen  na  irem  haven  und  vermugen  die 
steur  erlacht  hetten  zu  underhaltung  der  ruiter  nnd  knecht  vurs., 
on  s.  f.  g.  guld  und  renten  damit  zu  beschweren,  und  das  die  vom 
adel  mit  den  seessen,  da  sie  wonten,  allein  frei  gehalden  und  sollichs 
uf  dem  anstanden  reichsdage  zu  Nürnberg  gefurdert  und  erhalden 
werden  mocht.  Dweil  aber  s.  f.  g.  eracht  und  bericht  gedain,  das 
sollichs  bei  dem  reich  nit  zu  erhalden,  auch  s.  f.  g.  aus  dem  ge- 
meinen abscheit  zu  schreiten  nit  gebueren  wil,  so  haven  gnante 
rede,  ritterschaft  und  stede  nit  wissen  zu  raden,  dass  s.  f.  g.  sich 
aus  des  reichs  Ordnung  und  dem  fritstant,  darinnen  s.  f.  g.  und 
derselbiger  lantschaften  begriffen,  begeven  sol,  und  demnach  be- 
dacht, dweil  das  gelt  zu  dieser  zeit  aus  vilerlei  Ursachen  schwerlich 
zu  bekommen  und  dem  gemeinen  man  nit  muglich  sei,  die  anlag 
des  ganzen  jars  uf  einmal  zu  bezalen,  das  darumb  anfenklich  die 
halve  anlag  des  ersten  jars  erlacht  wurd,  und  im  fal  die  ruiter  und 
knecht   damit  nit  kunten  underhalden  werden,   der  zug  sich   ver- 

Landtagsverhandlungen  von  Juli  10  wohl  ergänzen.  Vgl.  ferner  folgende 
Notizen  (aus  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  126),  die  wohl  auch  hierher  und 
nicht,  wie  es  nach  der  Anordnung  im  Aktenband  scheinen  könnte,  zu 
dem  Landtag  von  Mai  16  gehören:  »Zu  gedenken,  das  rete,  ritterschaft 
und  stede  gebeden,  das  m.  g.  h.  gnedig  insehens  tue,  damit  die  ruiter 
und  knecht,  so  hinaufgefertigt  werden,  den  underdanen  geinen  schaden 
zufuegen,  wie  wan  [1.  man]  hoert,  das  bescheen  an  andern  ortern.  Item 
das  sie  begert  und  bewogen,  solliche  Verordnung  mit  ufrichtung  der  kästen 
zu  doin,  das  gein  gelt  ferner  hinufgeschickt  wurde,  dan  die  bezalung 
der  luide  belief.  Das  die  kisten  in  jederm  lande  ufgericht  und  nit  ge- 
mengt werden.  Das  oeverlacht  mocht  werden,  wie  manchen  monat  das 
man  des  volks  itzt  wurd  gebruichen,  und  darnach  auch  die  anläge  an- 
zuschlain. « 
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wilden  [!]  und  die  notturft  erforderten,  so  weren  sie  gneigt,  sich 
nit  anders  zu  halden,  dan  anderer  gehorsamer  curfursten  und  fursten 
undertanen  gemeinlich  doin  wurden.  Und  bedunkt  reden,  ritter- 
schaft  und  steden  geins  wegs  geraden,  wie  sie  auch  nit  willigen 
können,  das  das  gelt  aus  allen  landen  bei  ein  gebracht  oder  hinauf- 
geschickt wurde,  sonder  das  es  in  einem  jedem  furstentumb,  da  es 
erlacht,  behalden  und  verwart  werde  durch  die  verordente  innemer, 
und  der  nit  allein  vier,  sonder  acht,  von  jederm  stant  zwen,  zu 
verordenen,  und  das  von  dem  gelt  allein  genommen  werd,  was 
einem  jederm  land  na  seinem  andeil  zu  underhaltung  der  ruiter 
und  kriecht,  so  lang  der  zug  weret,  geburt,  und  das  gelt  sonst  in 
geine  andere  wege  auszugeben,  sonder  das  uberig  zu  notturft  der 
gemeiner  Christenheit  und  s.  f.  g.  land  binnen  einem  jederm  fursten- 
tumb zu  verwaren,  doch  alles  der  gestalt,  sovern  sich  andere  s.  f.  g. 
lande  und  undertanen  gleichsfals  erzeigen.  Und  ist  Gulich  für  die 
bequeemste  platz  geacht,  da  die  kist1)  des  furstendombs  Gulich  ver- 
wart werden  sol,  und  Dusseldorf  im  furstendomb  von  dem  Berg. 
Es  sein  auch  zu  innemeren  verordent  im  furstendomb  Gulich  von 
wegen  m.  g.  h.  Wilhelm  van  Harf  zu  Aistorf  erfhofmeister  und 
Weraher  von  Palant  zu  Breidenbent,  von  wegen  der  ritterschaft 
Godart  van  Hanxler  zu  Mullenark  und  Johan  van  Mirbach  zu  Barmen 
und  us  den  steden  Peter  Roemer  scholthiss  zu  Gulich  und  Franz 
van  Meissem  zu  Duiren,  denen  meister  Hilger  für  einen  schriver 
zugegeven  ist,  und  im  furstendomb  Berg  von  wegen  m.  g.  h.  Lutgen 
van  Winkelhuisen  und  Berat  van  Velbruggen,- von  wegen  der  ritter- 
schaft Johan  van  dem  Bodelenberg  gnant  Kessel  amptman  zu  Med- 
men  und  Alof  van  Halle  amptman  zu  Monheim  und  us  den  steden 
Herman  Rumpels  zu  Dusseldorf  und  Lewe  Schillink  zu  Ratingen, 
denen  der  zolschreiber  Godart  van  der  Ruir  zugeordent.  Und  das 
m.  g.  h.  die  geistlichen  beschreiben  lass,  ire  innemer  auch  zu  ver- 
ordenen. Und  sollen  die  innemer  verpflicht  sein,  sich  diesem  ab- 
schiet  gemess  zu  halden  und  ein  jeder  einen  verscheiden  schlussel 
zu  der  gemeiner  kisten  haven.  —  Gegeven  und  verdragen9)  under 
hochbenants  m.  g.  h.  secret  am   10.  julii  ao.  42.    J.  Wassenberg.« 

Stadt  Jülich,  Landtagsverhandlungen,  Nr.  1,  Orig.;  K.,  Caps.  1,  Nr.  1, 
fol.  128,  Kop. 

l)  Vgl.  §.  68  und  75  des  RA. 

*)  Die  Kopie  fügt  hier  (sachlich  richtig;  s.  S.  406  Anm.  3)  hinzu: 
»zu  Dusseldorf«. 
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83.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Rate  Propst  Joh. 
v.  Vlatten,  Goddart  Gropper  und  Joh.  Faltermeier1)  zum 
Reichstag:  zu  Nürnberg  (z.  T.).a)    Oleve  1642  Juli  17. 

Unvollständigkeit  des  hzgl.  Kontingents  zur  Türkenhilfe.     Bestellung 
von   Kriegsvolk   in  den   hzgl.  Landen.     Visitation   des  Kammergerichtes. . 
Münzwesen. 

1.  Sollen  »unsern  gehoirsam  in  Schickung  der  reuter  und  knecht, 
so  uns  zu  schicken  uferlegt«,  den  Reichsständen  zu  erkennen  geben. 
Wenn  der  oberste  Feldhauptmann  oder  andere  erklären,  dass  der 
Hz.  nicht  die  volle  Zahl  Reiter  geschickt,  so  sollen  sie  zu  seiner 
Entschuldigung  angeben,  dass  er  es  an  Mühe  und  Kosten  nicht  hat 
fehlen  lassen,  dass  er  aber  für  die  im  Reichsabschied  bestimmte 
Besoldung  die  volle  Zahl  nicht  hat  bekommen  können;  dass  er 
jedoch  noch  damit  beschäftigt  ist,  »dieselben  zu  wegen  zu  bringen« 
und  schleunigst  nach  Wien  zu  beordern.  2.  Wenn  des  Herzogs 
Misgönner  ihn  diesmal  wieder  bei  den  Reichsständen  verunglilnpfen 
»villeicht  der  bestallung  des  kriegsvolks  halber,  so  in  diesen  landen 
von  etlichen  potentaten  und  fursten  besehenen  ist«,  so  sollen  die 
Räte  »unser  entschuldigung  und  gegenbericht  tun,  wie  sie  den  von 
uns  entfangen  haben«.  3.  Sollen  auf  Visitation  des  Kammergerichts 
dringen.  Vor  der  erfolgten  Visitation  will  der  Hz.  kein  Geld  zur 
Unterhaltung  des  Kammergerichts  geben.  4.  Sollen  »eine  bestendige 
münz  .  .  .  helfen  fordern;  doch  das  Kei.  M.  und  andere  umb- 
ligende  erbland  und  grenitzen  mit  darin  verfast  und  begriffen  werden. 

—  Geben  zu  Cleve  am  17.  tage  julii  ao.  42.  «8) 

J.-Bg.,  RV.,  Nr.  12,  Orig. 

*)  Als  »beide  der  rechten  doctorn«  bezeichnet. 

*)  Eine  Ergänzung  zu  dieser  Instruktion  [der  Reichstag  war  inzwischen 
freilich  geschlossen;  s.  Nr.  106]  bietet  Schreiben  der  Räte  an  Propst 
Vlatten  (z.  T.)  d.  d.  Düsseldorf  1542  August  30:  ,Der  Kurf.  von  Sachsen 
hat  den  Hz.  ersucht,  dass  seine  Räte  auf  dem  Reichstag,  wenn  »von 
wegen  herzog  Henrichs  oder  sunst  widerstanden  wurde,  die  stende  des 
reichs  gegen  s.  curf.  g.  und  derselben  verwanten  zu  bewegen,  daruf 
nichts  handien  noch  schliessen«  sollten  von  wegen  des  Herzogs.  Der 
Hz.  hat  dem  Kurfürsten  darauf  geantwortet,  dass  er  das  so  befehlen 
werde.  Vlatten  und  die  anderen  Räte  sollen  deshalb  an  ihrem  Teil 
dafür  sorgen,  dass  dem  Kurfürsten  zu  Nachteil  nichts  gehandelt  werde/ 
J.-B.,  polit.  Begebenh.  Nr.  31/«,  Kpt.     Vgl.  auch  oben  S.  340  Anm.  3. 

—  Der  Reichstag  zu  Nürnberg  begann  Anfang  August  1542.  Traut,  Kur- 
fürst Joachim  II.  von  Brandenburg  und  der  Türkenfeldzug  von  1542,  S.  62. 
S.  auch  Karl  Lanz,  Korrespondenz  Karls  V.,  Bd.  2,  S.  346  ff. 
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84.  Dr.  Heinrich  Banse  genannt  Olißleger  an  Dr.  Her- 
mann Gruser.    Oleve  1642  Juli  18. 

Unterstützung  Rossems  und  Longuevals  von  Cleve  aus. 

»Uit  bevele  mins  hem  wil  ich  u  nit  verhalden,  dat  up  er- 
furdern  des  hera  van  Longueval  neffens  dem*  geschut  van  Bredefoirt 
und  etlich  iser,  bli  und  pulver  oen  [!]  sunst  toegefuegt  wi  alhier 
van  Cleve  bestalt  hatten  een  cartuw,  die  ein  loet  van  viertich  punt 
schut,  und  ein  half  slange  und  dartoe  tot  einer  ider  hundert  isern 
loeden  mit  25  tonnen  guits  pulvers.  Dieselvige  ferdich  nae  ein  ort 
gefuert  solden  werden,  darop  Rossem  sol  wachten  laeten,  die  tuschen 
wegen  hinwech  nemen  und  den  busseschut  [!]  vangen.  Und  was 
der  anslach,  dat  op  einen  entlichen  dach  und  ure  solchs  bestalt 
werden  sold,  eir  min  her  van  baven  heraf  to  Cleve  queme.  Und 
wiewael  alle  dingen  ferdich  gewest  und  der  dach  op  ten  guedestach 
erst  angesät,  so  is  doch  der  donrestach  darnae  und  noch  folgens 
der  vridach  nechstleden  und  also  alle  drie  dage  gebeit1)  worden. 
Aver  dieghoene,  die  an  oerer  siden  bevele  daraser  [!]  gehat,  en 
heben  sich  dairtoe  nit  gestalt,  dan  begert,  den  satersdach  den 
morgen,  als  des  vridags  darbevoren  den  avent  min  her  selfs  to  Cleve 
mit  miner  gn.  frauen  is  ankommen,  dat  antostellen,  wuchs  domals 
nit  allein  umb  verdenkens,  sonder  oich  umb  geruchts  wil,  dwil  sess 
dage  lank  die  perde  gebaedt  [!]  waeren  und  verhalden  bleven  und 
alsoe  die  dingen  ruchtbar  worden,  nit  moegelich  en  is  gewest  to 
vollentrecken,  want  dat  geschrei  al  to  Graef2)  und  in  Brubant  [!] 
was,  dat  mins  herns  geschut  to  Cleve  uitgestalt  was,  und  u  is  be- 
wust,  wat  purgation  min  her  sollen  doin  moeten.  Ideo  non  potuit 
fieri,  ne  princeps  anceps  periurium  subire  cogatur.  Und  woewael 
der  van  Longueval  naederhant  darop  hart  gefurdert,  so  heft  doch 
solchs  uit  voirangetagen  oirsaken  nit  kunnen  geschien.  Dan  is  oen 
toegelaeten  van  Gelre  noch  twe  half  cartauwen  half  mit  fruntschap 
und  half  mit  onwillen  to  nemen  und  mit  -sich  to  fueren,  oick  et- 
liche tonnen  pulvers  van  dem  hem  van  Well  Aefferden  drosten  to 
Wachtendunk  und  Stralen8),  oick  andern  frunden  to  lehenen.    Und 


8)  Ebenda  (Kop.)  vom  selben  Tage  die  hzgl.  Vollmacht  für  die  drei 
Gesandten,  mit  der  Randbemerkung:  exhibita  4.  aug.  1542  Nurembergae. 
*)  »beiten«:  zögern. 

a)  Grave,  auf  der  Grenze  der  kaiserlichen  Niederlande  und  Gelderns. 
3)  Vgl.  oben  S.  406  Anm.  1. 
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wes  dieselvige  van  pulver  lehenen  wurden,  solchs  willen  wir  oen 
anstunt  van  hier  wederumb  toestellen,  warbi  dem  hern  van  Lon- 
gueval  hierinnen  nit  geweigert  noch  der  konig  verlaeten  wirt.  Und 
wes  damit  gefolgt  und  geschien,  kan  ich  u  nit  entlich  ontbieden. 
Oick  heft  min  her  oen  etlich  gelt  furgestreckt  in  die  15,000  ggl., 
die  sie  gelaeft  forderlich  wedertostellen,  dair  der  van  Longueval 
sin  hantschrift  van  gegeven.  Alsoe  en  is  niet  underlaeten  in  alle 
behulp  to  doin.  Und  to  dem  hebben  sie  van  des  hern  van  Wells 
knechten  twe  venlin  geoirloft.  Die  trecken  to  dem  Saxen1)  und 
sullen  widerumb  und  nu  tom  derden  maele  mins  hern  underdanen 
temelick  verderven.  Ditselvige  heb  ick  u  vertrouter  meinongen  nit 
willen  bergen.  .  .  .  Uentz  to  Cleve  18.  julii  ao.  42«. 
Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  eighd.  Orig. 

95.  Herzog  Wilhelm,  Instruktion  für  den  Bat  dr.  iur. 
Oaspar  Qropper9)  an  Eurmainz,  Kurtrier  und  Kurpfalz. 
Arnheim  1642  Juli  20. 

Der  Herzog  ist  an  den  Unternehmungen  gegen  die  ksl.  Niederlande 
unbeteiligt.  Seine  Verhandlungen  mit  dem  frzs.  Gesandten  Longueval. 
Die  drei  Kurfürsten  möchten  dahin  wirken,  dass  gegen  den  Hz.  nichts 
der  Friedensdeklaration  von  Speier  zuwider  vorgenommen  werde. 

Die  Regentin  hat  den  Herzog  bei  jenen  Kurfürsten  verklagt, 
weil  in  und  um  seine  Länder  Reiter  und  Knechte  mit  seinem  Wissen 
und  Befehl  angenommen  worden  seien,  »die  des  furnemens  sein 
solten,  Kei.  M.  erblande  zu  bekriegen  und,  wa  inen  geluckte,  von 
dem  reich  in  anderer  frembden  potentaten  gewalt  zubringen«,  was 
dem  regensburger  und  speierischen  Abschied  und  Friedstand  zuwider 

l)  Vgl.  Ranke  4,  S.  203;  Bruns  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  Johannes  Lunden  Bischof  von  Constanz  an  Johann  Ghogreff 
Kanzler  des  Herzogs  von  Jülich  und  Geldern:  ,Dr.  Caspar  Grepper,  welcher 
seit  etlichen  Jahren  Rat  und  Diener  des  Bischofs  gewesen  ist,  hat  gebeten, 
ihn  zu  entlassen,  da  der  Herzog  Wilhelm  von  Jülich  und  Geldern  ihn 
zum  Rat  und  Diener  angenommen  hat.  Thut  dies  und  bittet  um  Ent- 
schuldigung, dass  er  ihn  noch  »etliche  wochen  über  die  zeit«  behalten 
hat,  da  er  ihn  vor  dem  Schluss  des  hier  gehaltenen  Reichstags  nicht 
entbehren  konnte.  »Datum  Regensburg  den  27.  julii  ao.  41«/  Eigen- 
händig fügt  dann  L.  noch  folgendes  hinzu:  ».  .  .  Wollet  euch  doctoren 
Casparen  in  Sonderheit  befolhen  sein  lassen;  dan  er  ist  der,  dem  zu 
vertreuen  stet  und  frumb,  verschwigen  ist;  darzu  ist  er  gelert  und  kan 
wol  dienen«.     J.-Bg.,  polit.  Bgbh.  ad  31/«»  Or. 
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sei  und  den  Zug  gegen  den  Türken  nicht  wenig  hindern  würde. 
Solche  Absichten  liegen  aber  dem  Herzog  vollkommen  fern.  »Es 
hetten  auch«  Kurköln  und  Münster,  »auch  unse  getreue  undertanen 
nit  umb  uns  verschuldet,  das  wir  irer  1.  undertanen  und  die  unsere 
dermassen  mit  Versandung  und  durchziehen  der  knecht  hetten  be- 
schweren lassen,  wi  dan  wider  unsern  willen  beschehen«.  —  Im 
Juni  ist  der  Hofmeister  des  Königs  von  Frankreich,  v.  Longueval, 
in  Düsseldorf  beim  Herzog  mit  der  Botschaft  angekommen,  dass 
der  König  dessen  Gattin  bisher  ihrer  Schwachheit  halber  nicht  habe 
schicken  können,  dass  Longueval  aber  sich  jetzt  über  ihre  Ankunft 
mit  dem  Herzog  vergleichen  solle.  Das  ist  dann  geschehen,  und 
Longueval  hat  von  des  Königs  wegen  versichert,  dass  sie  im  August 
gewis  kommen  solle,  »wie  dan  auch  der  von  Longueval  solichs 
überzuschreiben  und  der  entlicher  antwort  alhi  zu  warten  gesagt  [!]. 
Welcher  botschaft  .  .  .  wir  .  .  .  hochlich  erfreuet.  Aber  etliche 
tag  darnach  sein  wir  bericht  worden,  das  allerhant  bestellungen  von 
kriegsleuten  furhanden  gewesen.  Und  dieweil  wir  erinnert,  das  es 
durch  unsern  Geldrischen  marschalk  M.  v.  Rossum  zum  teil  be- 
schehen [sc:  sein]  sol,  haben  wir  uns  der  gelegenheit  erkundigt 
und  vernommen,  das  etliche  bestellung  zu  behoif  ko.  w.  von  Frank- 
reich furgenommen.  Der  Ursachen  wir  den  hern  von  Longueval 
beschickt  und  mit  ime  reden  und  durch  allerlei  bewegniss  vermanen 
lassen,  damit  soliche  bestellungen  hinderwegen  bleiben  mochten. 
Darauf  der  von  Longueval  geantwort,  ,das  er  von  koe.  w.  von 
Frankreich  bevelh  empfangen  uns  anzuzeigen,  wie  Kei.  M.  .  .  . 
wider  den  tractait  und  stilstant,  so  Pabstl.  Heil,  zwischen  inen 
beiden  aufgericht,  in  vil  wege  gehandelt.  .  .  .  Der  Ursachen  dan  i. 
koe.  w.  zu  der  gegenwer  sich  zu  stellen  genoetigt,  insonderheit  die- 
weil zu  Rom.  Kei.  und  ko.  M.  behoif  ein  groisser  anzal  kriegsvolks 
bei  einandern.  Und  wiewol  andere  irer  koe.  w.  freunde  derselbiger 
zu  der  gegenwer  beistendig  sein  wurden,  so  wult  doch  der  konig 
uns  nit  beschweren  und  mocht  erleiden,  wa  die  sach  zum  krieg 
queme,  wie  der  an  dem  konig  gesucht  wurd,  das  wir  stil  und  in 
friden  verbleiben  und  uns  als  ein  gehorsamer  fürst  des  reichs  halten 
mochten;  und  nachdem  i.  koe.  w.  etliche  diener  in  Teutschlant  be- 
stalt, das  wir  denselbigen  keine  Verhinderung  teten,  irer  koe.  w.  zu 
der  gegenwer  zu  dienen4.  Als  aber  dises  alles  uns  angezeigt  und 
wir  auch  Schriften  aus  Frankreich  derselbiger  meinung  empfangen, 
haben  wir  alsbald  in  Frankreich  schriftlich  und  dem  von  Longueval 
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muntlich  allerlei  bewegen  und  bedenken  anzeigen  lassen  mit  bit 
und  vermanen,  das  koe.  w.  von  Frankreich  dise  hohe  beschwer- 
liche leuf  und  geferligkeit  der  Christenheit  und  insonderheit  Teut- 
scher  nation  obligen  wider  den  Türken  wult  bedenken  und  den  Un- 
willen zwischen  Kei.  M.  und  irer  koe.  w.  in  andere  wege  dan  durch 
den  krieg  hinlegen  lassen.  Darauf  der  von  Longueval  gesacht,  wie 
die  sachen  in  seiner  macht  nit  stoenten;  aber  der  koning  muest 
sich  zu  der  gegenwer  schicken;  und  wer  irer  koe.  w.  dargegen 
rede  oder  verhinderte,  der  wer  des  konings  freunt  nicht  oder  ver- 
stoente  des  konings  notturft  nicht.  In  dem  hat  die  .  .  .  regentin 
auch  an  uns  geschreben«.  Darauf  hat  der  Herzog  ihr  geantwortet  und 
Rossheims  Verantwortungen  geschickt.  »Und  wir  haben  abermals  mit 
dem  hofmeister  Longueval  uf  die  vorige  meinung  sprechen  und  in- 
sonderheit bitten  lassen,  das  doch  darinnen  unse  undertanen  ver- 
schoint  und  nit  gebraucht  wurden,  so  wir  verstunten,  das  der- 
selbigen  von  wegen  des  konings  anch  etliche  on  unser  vorwissen 
besprochen  und  bestalt  weren,  damit  wir  bei  dem  reich  und  sunst 
in  kein  verdacht  quemen.  Darauf  der  von  Longueval  geantwort, 
wie  der  konig  vast  allenthalber  in  Teutschlant  diener  und  leut  be- 
stalt, darvon  ime  kein  bevelh  oder  macht  gegeben  ichtwes  zu  ver- 
enderen.  Er  gebe  aber  uns  zu  bedenken,  wes  uns  bei  dem  konig 
und  sunst  daraus  erwachsen  mocht,  wa  wir  unse  undertanen  oder 
andere  dem  konig  zu  der  gegenwer  zu  dienen  understunden  zu  ver- 
hinderen, des  doch  andere  Teutsche  hern  und  fursten  nit  teten, 
und  sie  auch  dermassen  gefast,  das  sie  sich  nit  wurden  verhinderen 
lassen.  .  .  .  Und  nachdem  wir  in  diser  hochwichtiger  sachen  zu 
beiden  teilen  vast  beschweert  und  bedacht,  was  nachteils  uns  allent- 
halber daraus  erwachsen  mocht,  so  haben  wir  nit  wol  gewist,  wie 
wir  uns  darinnen  halten  oder  schicken  mochten  und  doch  öffent- 
liche mandaten  zu  drucken,  den  amptleuten  zu  uberschicken  und 
allenthalben  aufzuschlain  bevolhen,  auch  landtaege  gehalten,  auf 
welchen  unsern  ritterschaften  und  lantschaften  abermals  bevolhen 
und  sie  vermant,  sich  inheimsch  zu  verhalten  und  des  reichs  ab- 
scheid, Ordnung  und  lantfriden  zugegen  niemantz  zu  dienen.  .  .  . 
So  hetten  wir  auch  der  versamlung  niemant  einich  bevelh  oder  be- 
willigung  gegeben,  sonder  wer  uns  herzlich  leit  und  zuwider  ge- 
wesen«. Viel  weniger  noch  wünscht  der  Herzog,  dass  Anschläge 
gegen  des  Kaisers  Erblande  unternommen  oder  sonst  Aufruhr  im 
Reich  erregt  werde.    Hat  sich  vielmehr  gefreut,  dass  der  Zug  gegen 
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den  Türken  und  der  Friedstand,  darin  er  vermöge  der  Declaration 
zu  Speier  mitbegriffen,  bewilligt  worden,  »und  demnach  unse  lande 
und  undertanen  darauf  vertroest  und  nicht  allein  unse  undertanen 
.  .  .  mitsampt  unsern  besten  hauptleuten  wider  den  Türken  ge- 
schickt, sonder  auch  zugelassen«  [sc. :  seinen  Unterthanen],  Kurköln, 
Baiern  und  vielen  anderen  Städten  und  Ständen  gegen  den  Türken 
zu  dienen  und  in  grosser  Zahl  »aus  unsern  landen  zu  verreiten  und 
zu  reisen«. 

Die  genannten  Kurfürsten  möchten  dahin  wirken,  »das  wir  zu 
Verantwortung  mögen  gestalt  werden  und  wider  uns  und  die  unsere 
gegen  den  abscheit,  fridstant  und  declaration  zu  Speir  nichtz  für- 
genommen«  werde.  Namentlich  möchte  der  mainzer  Erzbischof  als 
Erzkanzler  »dises  alles«  an  die  gemeinen  Reichsstände  im  besten 
gelangen  lassen.  Möchten  auch  dem  Herzog  ihren  Rat  mitteilen, 
wie  er  sich  hierin  am  besten  zu  verhalten  habe.  —  Arnheim  1542 
Juli  20.  J.  Wassenberg. 

J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  21,  Orig. 

96.  Olisleger  an  Hermann  Oruser.    Cleve  1642  Juli  26. 

Die  Franzosen  eine  Landplage.  Cruser  möchte  sorgen,  dass  der 
Hz.  seine  Reiter  nicht  dem  König  zu  schicken  brauche.  Die  Kämpfe  in 
den  Niederlanden.     Olislegers  Sohn. 

Quoniam  ea,  que  in  praesentia  occurrunt,  late  per  consiliarios 
scripta  sunt,  nolens  ea  repetere  hoc  solum  addam,  duces  bellorum 
cum  schola  eorum  scelerata  insigniter  ubique  vastare  omnia  nee 
nostris  atque  adeo  prineipis  subditis  parcere,  quinimo  in  dies  non 
desinere,  quiequid  eorum  est,  secum  trahere.  Quo  factum  est,  ut 
pene  totius  populi  et  seniorum  animi  a  vobis  non  solum,  sed  etiam 
a  principe  ipso  abalienentur,  clamantes,  ne  bello  quidem  ingruenti 
tantam  passos  poetulantiam,  qualem  nunc  in  pace,  et  id  quidem  ab 
eis,  qui  amici  esse  velint,  ferre  cogantur.1)  Et  aeeipe  pulchrum 
stratagema,  cum  die  solis  12.  huius  mensis  coenasset  hie  Clivis  [Lon- 
gueval],2)  ac  [!]  mane  abiens  ad  suos  ex  claustro  virginum  Bedburio 
currum  cum  equis  rapuit  et  aurigam,  qui  totiens  ab  eis  tarn  amice 
exceptus    atque   hiraliter   traetatus  est,   quae  res  sibi  apud  multos 

*)  Vgl.  auch  Karl  Lanz,    Korrespondenz   Karls  V.,   Bd.   2,   S.  367. 
2)  Es  steht  hier  eine  mir  unbekannte  Chiffre,  welche  wohl  ,Longueval' 
bedeutet. 
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magnam  excitavit  invidiam  quam  alias  exscr  — .*)  Cavendum  tibi 
est,  charissime  Cruseri,  ne  apud  regem  amplius  quidquam  spondeas 
de  equitibus  principis  ad  regem  mittendis,  quoniam  illud  fieri  nequit 
non  solum  ob  causas  alias  affatim  ad  te  scriptas,  sed  longe  plures, 
quas  scribere  non  licet,  nisi  penitus  et  principem  et  nos  omnes 
perditum  ire  velis,  quoniam  per  id  nos  omnes  nimirum  per  Cesarem 
et  Burgundos  ex  nostris  sedibus  inevitabiliter  fugaremur.  Itaque, 
quantum  potes,  quiescas  nee  aliquid  amplius  ea  de  re  ad  nos  scribas, 
quin  potius  annitere  omni  cura,  labore,  gratia,  studio,  diligentia, 
ut  prineeps  honesto  modo  excusatus  illos  mittere  non  cogatur  sine 
regis  indignatione  in  ea  re  et  regi  imprimis  benefitium  et  prineipi 
et  nobis  omnibus  rem  prae  literis  omnium  gratissimam  [!].  Adhec 
nolui  committere,  quin  certiorem  te  facerem  hesterna  nocte  me 
reeepisse  nuntium,  milites  Gallos  in  Hoistraten8)  herere  et  arcem 
ob  aquarum  inundationem  nondum  post  frequentes  postulationes  in 
deditionem  aeeepisse,  exercitum  laborare  ob  panis  poenuriam,  Bra- 
bantos  omnem  colligere  exercitum,  ut  fugare  possint  [!],  Burgondos 
omneis  reduces  rusticos  vi  ab  illis  induetos,  ut  vehicula  concederent, 
retinere  ac  non  secus  quam  hostes  ad  extrema  persequi;  alii  pre- 
muntur,  alii  magno  aere  se  redimere  coguntur,  pars  privatur  rebus, 
alii  expeetant  paria.  Ita  non  leniter  [?]  timendum  etiam  est  nostris. 
Adhyc  [!]  Hollandi  omnes  retinent  bona  et  homines  ex  principis 
ditionibus.8)  Postremo  .  .  .,  domine  Cruseri,  oro,  ut  ad  me  scribas, 
quo  loco  illam  poeeuniam,  quam  filio  meo  mutuasti,  mitti  velis,  ut 
illo  onere  me  levem,  uti  par  est,  cum  gratiarum  actione.  Et  no- 
vissime  te  oro  et  obtestor  per  nostram  amicitiam,  ut  Adolpho  meo 
pers.uadeas,  ne  Martis  istius  fiat  sotius.  Ego  amice  et  graviter 
monui.  Unum  superest  remedium.  Ille  ad  me  scripsit,  serenissimam 
reginam   Uli  potestatem  abeundi  dedisse.    Oro  te,   ut  meo  nomine 

*)  Dies  Wort  unleserlich.  Mein  Kollege  Geh.  Rat  Langen  vermutet: 
exscripsi,  exposui  oder  explieavi. 

*)  Vgl.  Henne  7,  S.  372;  Ztschr.  23,  S.  71. 

8)  Vgl.  Schreiben  desselben  an  denselben  d.  d.  Cleve  1542  Aug.  15 
(obiter  Clivis  die  assumptionis  Mariae  ...  ao.  1542):  .  .  .  Quae  de  expe- 
ditione  nostrorum  aut  potius  vestrorum  hominum  scribam,  nihil  habeo, 
nisi  quod  multa  audacter  temptaverunt  et  tarnen  —  non  audeo  scribere 
—  turpiter  passi  sunt  repulsam  veteri  more  Gallorum.  Utinam  duces 
illi  paulo  prudentius  sese  gessissent  et  bonum  principem  nostrum  [?]  ac 
patriam  suam  in  tantam  suspitionem  atque  periculum  non  traxissent. 
Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig. 
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reginam  interpellas,  ut  sua  gratia  puerum  manere  apud  eam  cogat, 
ne  plane  mihi  perdatur.  Quod  si  utique  desiderat  militiam  experiri, 
mavelim  eum  hie  in  Germania  apud  nobiles  aequestris  ordinis  quam 
istic  inter  ignotos  nebulones  ac  perditissimos  versari.  In  hac  re 
velis  pro  tuo  offitio  ac  nostra  amicitia  mihi  non  deesse.  .  . .  Raptim 
Clivis  die  25.  julii  ao.  1542.« 

G1.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig.  Der  erste  Teil  (bis 
Adhec  nolui)  fast  ganz  in  Chiffernschrift. 

97.  Udenheimer1)  an  Heinrich  von  Essen  flirstl.  Rechen- 
meister und  Oanonich  (z.  T.).    1542  Juli  80. 

Das  gegen  die  Türken  ziehende  Kriegsvolk  (des  Herzogs  Con- 
tingent)  liegt  wegen  Soldmangel  bei  Regensburg  still.  Die  anderen 
Reichsstände  schicken  Geld;  »die  leut  allenthalber  stellen  sich  anders 
an,  als  wir  noch  getan«.  —  In  einem  P.  S.  heisst  es  weiter:  »Das 
ist  die  ere,  die  wir  mit  unserm  volk  inlegen.  Ich  besorg,  der  dank 
sol  auch  nit  besser  sein.  Der  cur  fürst  von  Sachsen«  hat,  obwohl 
er  den  Zug  gegen  Hz.  Heinrich  »vor  handen  gehapt,  nit  desto 
weniger  sein  volk  mit  dem  ersten  zu  Wien  geschickt  mit  guter  be- 
zalung.  Also  solten  wir  auch  tun.  Es  ist  gestern  in  des  reichs 
rat  davon  auch  geret  worden,  wie  das  es  ein  andern  verstant  haben 
müsse,  das  das  volk  also  ligen  plieben  und  die  bestellung  so  seltzam 
sei.  Dergleichen  ist  verlaut  worden,  wie  unser  reuter  zum  teil  sich 
selbst  sollen  hören  lassen,  das  es  die  meinung,  als  sie  usgezogen, 
nie  gewest  sein  solt,  hinab  für  Ofen  zu  ziehen.  Die  Sachsischen 
haben  es  aber  verantwurt.  Were  hoch  von  noten,  das  meins  g.  h. 
rete  hie  weren«.  —  1542  Juli  30. 

J.-Bg.,  RV.,  Nr.  11 V«,  Orig. 

98.  Räte,  Vorschlag  über  die  Aussetzung  der  Türken- 
steuer in  Jülich,  Berg  und  Ravensberg  [vor  1642  August  2].  *) 

»Haven  die  rede  uf  etliche  wege  und  mittel  gedacht,  wa  villeicht 
die  Clefsche  und  Markische  sich  ouch  verglichen  wurden,  das  si  die 
30,000  gg.  wulden  ussetzen,  das  dan  die  verordnong  und  ussetzong 

*)  Über  U.  s.  oben  S.  400  Anm.  2.  Er  schreibt  aus  Nürnberg, 
wie  aus  einem  andern  Briefe  von  ihm  (ebenda)  hervorgeht. 

*)  Dies  Datum  bestimmt  sich  wohl  durch  den  auf  S.  419  Anm.  3 
mitgeteilten  Landtagsabscbied  v.  Cl.-M.  v.  August  2. 
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in  den  landen  Guilch,  Berg  und  Ravensberg  dermassen  wer  furzu- 
nemen:  Das  man  van  ider  morgen  lantz,  der  jarlichs  '/*  mld. 
roggen,  weiss  oder  gersten  oder  1  mld.  havern  oder  speltzen  oder 
*/«  gg.  dede,  3  rad.  seh.  geve;  und  wa  der  morgen  mer  oder  min 
dede,  ouch  nach  advenant  die  somme  zu  hogen  oder  zu  ringern. 
Und  da  das  lant  zu  halfscheit  oder  jarpacht  usgedain  wer,  das  die 
hersehaften  dan  van  ider  morgen  2  rad.  seh.  und  die  halfluide  oder 

pechter   1   rad.  seh.  geven.     Das   ein   morgen  wingartz l) 

darnach,  das  si  gut  oder  boes  weren,  geacht  werden.  Das  3  morgen 
busch  für  1  morgen  lantz  geslagen  wurden.  Das  van  1  mld.  roggen, 
weiss,  gersten,  1  ggl.  jarrenten  2  rad.  alb.  gegeven  wurden  und  so 
na  advenant.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  678,  Kpt. 

99.  Johann  Ohogreff  und  Werner  v.  Hoesteden  an 
Hz.  Wilhelm  (z.  T).    1642  August  5. 

Berufung  des  Landtags.    Ordnung  des  Landesaufgebotes.    Prädikanten. 

Die  Räte,  die  jüngst  hier  versammelt  gewesen,  haben  >sich  uf 
eine  fursorg  besprochen,  im  fal  die  Cleefsche  und  Marksche  vil- 
licht  die  Turkenhilf  willigen  wurden  ungeferlich  uf  die  raaess  wie 
die   Geirischen,8)   als   besehenen,8)   das   dan  noedich  were,  hi  oben 


l)  Einige  Worte  verblichen.  Eines  derselben  scheint  »beenden«  zu 
bedeuten. 

*)  Vgl.  geldrischen  Land  tagsabschied  von  Juli  19  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1, 
fol.  130,  Kop.):  ,Nachdem  dem  Herzog  Bannerherrn,  Ritterschaft,  Haupt- 
und  kleine  Städte  auf  dem  letzten  Landtag  geraten,  sich  in  der  zu  Speier 
bewilligten  Türkenhilfe  von  den  andern  Reichsständen  nicht  abzusondern, 
»warbi  s.  f.  g.  ind  si  in  dem  frietstant  ind  declaration  der  cur-  und  fursten 
ind  stende  des  richs  verbliven  mochten«,  sondern  sein  Truppenkontingent 
abzuschicken  und  die  Unkosten  vorerst  auszulegen,  und  nachdem  er  dies 
nun  gethan,  ersucht  er  sie  jetzt,  »dat  si  s.  f.  g.  oeren  trauen  rait  mit- 
deilen  ind  daran. sin  wollen,  die  Turkensteur  vermög  des  Spirischen  ab- 
seheits  ind  oevergeschickten  uittogs  in  oere  Wirkung  to  brengen«.  Banner- 
herrn, Ritterschaft  und  Städte  antworten:  nach  dem  vom  Reichstag  be- 
stimmten Modus  würde  die  Steuer  von  den  Unterthanen  zwar  nicht  zu 
erhalten  sein;  doch  wollten  sie  für  die  ersten  sechs  Monate  30000  Ggl. 
geben,  und  wenn  die  Hilfe  länger  zu  leisten  sein  würde,  >sich  als  gemein- 
lich anderer  gehoirsamer  curfursten  ind  fursten  ind  s.  f.  g.  undertonen 
halden«.  Die  Boten  der  Städte  wollen  die  Sache  an  ihre  Ratsfreunde 
und   Mitbürger   bringen.     Der   Herzog    möge   beim   nürnberger  Reichstag 
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einen  nuen  lantdach  uszuschriven,  und  haben  demnach  uf  u.  f.  g. 
gnedigs  gefallen  bedacht,  das  die  Gulichschen  und  Bergschen,  wie 
die  am  jüngsten  her  zu  Dusseldorf  beschreven«,  zum  17.  August 
nach  Caster  (»dwil  es  zu  Bercheim  stirft«)  berufen  würden  »und  inen 

sie  »der  Veränderung  halven«  entschuldigen.  —  Hiernach  ist  verabschiedet, 
dass  Bannerherrn,  Ritterschaft  und  kleine  Städte  auf  den  Abend  des  28.  Juli 
in  die  Hauptstadt  des  betr.  Quartiers  berufen  werden,  um  sich  am  fol- 
genden Morgen  über  die  Steuer  zu  vergleichen,  und  dass  der  Beschluss 
jedes  Quartiers  an  demselben  Tage  dem  Herzog  mitgeteilt  werde.  »Ind 
naedem  ein  jeder  nae  des  reichs  ordenung  in  dieser  steur  ter  platzen,  dar 
hie  woenhaftig  ind  geseten,  geven  sal,  so  sollen  die  uitheimschen  in  diesen 
penningen  nit  gesät  noch  gefodert  werden.«  Jeder,  er  sei  edel  oder  un- 
edel, geistlich  oder  weltlich,  Amtmann,  Schöne,  »dickhemeraid«,  soll  »uit 
christlicher  plicht«  die  Steuer  geben,  »nae  vermoegenheit  seiner  guder, 
wae  die  oick  gelegen  sein«.  Für  die  Erhebung  des  Geldes  wird  der 
Herzog  besondere  Personen  ernennen.  Diejenigen,  welche  die  Steuer 
nicht  bis  zum  bestimmten  Termin  erlegt,  haben  das  doppelte  zu  zahlen, 
und  ihre  Güter  werden,  bis  sie  Steuer  und  Strafe  erlegt,  »in  toeschlaech 
gehalden«;  Städter,  die  »geine  gueder  uitwendig  hetten,  sullen  durch  die 
burgemeister  ind  raitzfreunde  mit  u.  g.  h.  dienern  darfur  gepant  ind  sal 
dartegen  gein  pantkierung  gedaen  werden;  so  aver  jemant  daerbaeven 
pantkierung  doen  wurde,  dieselve  sal  in  vierfoeldige  gelde  verfallen  sein 
ind  dairto  siner  ungehoirsamheit  halver  in  straif  u.  g.  h.  stain.  —  Diss 
in  uirkunde  is  der  stat  Arnheim  secretsigel,  des  die  andern  tot  dieser 
tit  mitgebruicken,  op  spatium  gesatzt,  am  19.  julii  ao.  42.«' 

*)  Vgl.  Landtagsabschied  von  Cleve-Mark  von  August  2:  ,Gemäss 
dem  Abschied  von  Dinslaken  sind  die  Städteboten  am  letzten  Montag,  die 
Ritterschaft  Dienstag  erschienen,  um  sich  über  die  Türkenhilfe  zu  be- 
raten. In  Betrachtung,  dass  nach  dem  auf  dem  speierer  Reichstag  auf- 
gestellten Modus  die  Steuer  von  den  Unterthanen  nicht  zu  erhalten  sein 
würde,  haben  sie  30000  GgL,  die  von  Geistlichen,  Adel,  Städten  und 
gemeinen  Hausleuten  zu  erheben  wären,  bewilligt,  und  zwar  16  500  für 
Gleve,  13  500  für  Mark,  bei  welcher  letzteren  Summe  jedoch  das  in 
Abzug  zu  bringen  ist,  »wess  die  von  Soist  und  von  der  Lip  u.  g.  h.  für 
vereherung  geven  werden«.  Zu  diesem  Zweck  sind  Ritterschaft,  Städte 
und  Geistliche  von  Gleve  auf  den  11.  Augii3t  morgens  8  Uhr  nach  Cleve, 
von  Mark  auf  den  16.  August  abends  nach  Hürde  zu  berufen,  um  die 
Verteilung  der  Summe  auf  den  einzelnen  Stand  vorzunehmen.  Würde 
die  Expedition  länger  als  sechs  Monate  dauern,  so  würden  sich  die  Stände 
halten  wie  »curfursten,  fursten  und  andere  u.  g.  h.  underdaenen«.  Die 
Städtefreunde  haben  jedoch  gewünscht,  alles  erst  an  ihre  Freunde  zu 
bringen  in  der  Zuversicht,  »sie  sollichs  bi  den  oeren  durch  gnat  des 
almechtigen  erhalden  und  dairop  widerumb  wie  vurgemelt  erscheinen 
werden.  —  Gezeichent  zo  Essen  am  gudestag  den  2.  augusti  ao.  42«/ 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  132,  Kop. 

27* 
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die  veranderong  angezeigt  wurd.  Dan  Hans  Udenheimer  schritt 
[s.  Nr.  97]  für  und  für  umb  gelt«.  —  Räte  haben  ferner  allerlei 
»van  der  bestellong  und  verordnong  binnen  lantz«  abgeredet.  Da 
namentlich  »für  gut  geacht«  ist,  dass"  man  »die  burger  und  lant- 
luide  avermals  sonder  inniche  bagerong1)  monsteren,  die  vorige 
zedelen  [und]  ufzeichnissen  der  monsterongen  besichtigen,  erkun- 
digen und  ufschriven  sol,  of  inniche  verstorven,  verreist,  wa  die 
verbleven  of  nue  ankörnen  weren,  ouch  mit  underscheide  zu  setzen, 
wilche  uf  die  irste,  zweite  und  dritte  forderong  erschinen  solten,2) 
ist  bedacht,  das  man  alle  ajnptluide  und  bevelhaver  mit  den  vorigen 
zedelen  und  ufzeichnissen  sol  bescheiden  und  inen  ordnong  und 
maess  geven,  wes  si  sich  derhalver  zu  halden.  Dan  neben  anderen 
kontschaften,  als  das  etliche  knecht  den  Rin  hinaf  komen  solten, 
schrift  doctor  Gropper  ouch,  wie  u.  f.  g.  glichsfals  zu  sehen.  — 
Dem  prior  van  Duiren  haven  wir  geschreven,  sich  furderlich  mit 
dem  anderen  predicanten  her  zu  Dusseldorf  zu  verfuegen,  umb 
vort  hinaf  na  Wesel  zu  zehen.  —  Geschreven  am  5.  dage  augusti 
ao.  42«. 

J.-Bg.,  RV.,  Nr.  11 V«,  Orig. 

100.  Hz.  Wilhelm  an  Kanzler  Ghogreff  und  Hofmeister 
Hosteden  (z.  T.).    Cleve  1542  August  7. 

M.   vom  Ham's   Truppen  Werbungen.     Dieselben    sind    zu    verbieten. 

Da  Meinhart  vom  Hamme8)  in  Arnheim  »und  in  den  herbergen 
dobei  knecht  versamelt«  und  ihnen  täglich  4  brabant.  Stüber  »bei 
den  wirden  bis  uf  ferner  bestellong  zu  zeren  uf  die  hant  gift  und 
sich  vernemen  lest,  das  er  uf  Kei.  M.  erfnederlande  einen  angrif 
doin  wirt,  und  aber  wir  von  ko.  w.  zu  Frankreich  oder  sunst  nie- 
mantz  der  bestellung  halver  inniche  Schriften,  dan  allein  van  Mein- 
harten zwae  copien  entfangen,  davan  wir  uch  hiebei  die  abschriften 
zuschicken,  wollen  wir  inen  [d.  h.  Meinhart],  sovern  uch  solchs  be- 
ducht  geraden,  beschicken  und  ansagen  lassen,  gein  vergaderong 
van  knechten  binnen  noch  buissen  Arnhem  noch  sunst  in  unseren 

l)  D.h.:  ohne  irgend  welche  Umschweife,  ohne  jede  Rücksicht  und 
Ausnahme. 

")  S.  oben  S.  313. 

8)  Vgl.  über  ihn  Max  Lenz  I,  S.  173;  Ztschr.  23,  S.  126  f.  Ist 
er  mit  dem  bei  der  Eroberung  Münsters  genannten  (vgl.  Keller,  Gesch. 
der  Wiedertäufer  S.  283)  M.  v.  Ham  identisch? 
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landen  und  gebieden  zu  doin. *)  —  Gegeven  zu  Cleve  am  7.  augusti 
.  .  .  ao.  42«. 

J.-Bg.,  RV.,  Nr.  ll'/t,  Kpt.  Herzog  und  Marschall  Wachtendonk 
audiverunt. 

101.  Landtagsabschied  toxi  Jülich-Berg.»)  Caster  1649 
August  18. 

Beschlüsse  über  die  Erhebung  der  Türkensteuer. 

Auf  dem  letzten  Landtag  zu  Düsseldorf  [Nr.  92]  war  die  Er- 
hebung der  Türkensteuer  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  die  andern 
Lande  »dieselbige  mass  des  ufboerens«  bewilligen  würden.  Da  diese 
es  jedoch  nun  nicht  gethan,8)  »sonder  die  erste  seess  monat  uf 
eine  benante  somma  van  penningen  gestalt«,  so  hat  der  Herzog  die 
Erhebung  bisher  unterlassen  und  ersucht  jetzt  die  Stände,  »ire 
bedenken  anzuzeigen,  wie  die  ufboerung  am  furderligsten  gescheen 
mocht«.  Die  Stände  sind  der  Ansicht,  »das  es  vermog  des  abscheits 
zu  Dusseldorf  gehalden,  und  damit  die  penningen  des  zu  forder- 
licher ingebracht  werden  mochten,  so  kunte  man  die  geistlichen, 
ritterschaft  und  stede  ir  anläge  zu  doin  alsbalt  fordern,  die  sich 
auch  ungezweivelt  darinnen  unverzogentlich  erzeigen  wurden,  und 
das  m.  g.  h.  mitlerweil  den  ambtleuten  und  bevelhavern  in  einem 
jedem  ambt  einen  von  dem  adel  und  zween  von  den  scheffen  zu- 

*)  Vgl.  Meinhart  vom  Harn  an  den  Hz.  d.  d.  Arnheim  1542  Aug.  9 
(J.-B.,  RV.  Nr.  ll1/8»  Drig.):  ,Der  von  Lungphal  [Longueval]  ist  in 
Düsseldorf,  Cleve  und  Xanten  gewesen.  Von  Xanten  aus  hat  er  ihm  (M.) 
von  wegen  des  Königs  von  Frankreich  befohlen,  er  solle  samt  seinen 
Hauptleuten  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  und  dem  Landgrafen  von  Hessen, 
»die  kriegshandlung  vorhanden  hetten«,  zuziehen;  daran  geschähe  dem 
König  »ein  sunderleichs  wolgefallen«.  M.  hat  aber  »auf  sulche  blosse 
wort«  und  weil  jene  beiden  Fürsten  von  ihm  keine  Dienste  begehrt,  sich 
nicht  aus  des  Königs  von  Frankreich  Dienst  begeben  wollen.4  Auf  einem 
undatierten  Blatt  (ebenda)  ist  (von  hzgl.  Seite)  bemerkt,  dass  Longueval 
dem  Hz.  gesagt  habe,  dass  er  Meinhart  in  des  Königs  Dienst  nicht  brauchen 
wolle,  sondern  dass  M.  »den  protestirende[n]  zuziehen  wurde  [oder:  werde]«. 

*)  S.  Nr.  98.  Die  Berufung  (zu  August  17  abends  oder  Aug.  18 
morgens  8  Uhr  nach  Caster)  erfolgte  mit  Schreiben  d.  d.  Cleve  1542 
August  9  (K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  466,  Druck).  Vgl.  Gerhard  v.  Palant 
zu  Flamersheün  an  die  Räte  d.  d.  1542  Aug.  17  (a.  a.  0.,  S.  468,  Orig.): 
,Kann  nicht  zum  Landtag  erscheinen,  da  seine  Frau  vom  Kindbett  her 
krank  ist.     Räte  möchten  sein  Ausbleiben  beim  Hz.  entschuldigen/ 

8)  Über  Cleve-Mark  vgl.  S.  419  Anm.  3. 
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verordenen  liess,  die  huisluide  ufzuschreiben  und  die  register  zu 
oeverschicken,  und  das  neben  der  principalkisten,  so  in  jederm 
furstendomb  gesatzt  werden  sol,  noch  zwo  kisten  jeder  mit  vier 
schlusselen  ufgericht  und  die  8  schlussel  von  den  zweien  kisten  in 
die  principalkist  gelacht  werden,  und  das  der  8  innemer  4  und  4 
an  zween  enden  von  ampt  zu  ampt  zoegen  und  einem  jederm  seine 
anläge  tuen  Hessen,  und  was  jeder  deil  der  innemer  brechten,  das 
sie  sollichs  ungezalt  in  die  principalkisten  legen  und  sementlich  mit 
den  8  schlössen  bewaren  und  halden  vermog  berurtes  abscheits  zu 
Dusseldorf.  —  Gezeichent  und  verdragen  zu  Caster  under  hoch- 
benantes  m.  g.  h.  secret  am  18.  augusti  ao.  42«. 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  133,  Kop. 

102.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg 
nach  Abfassung  des  Abschiedes.    [Caster  1542  August  18.] 

Hz.  hat  an  den  Vorgängen  in  Brabant  keinen  Anteil.  Es  ist  zweck- 
mässig, dass  die  Unterthanen,  um  einem  Überfall  zu  begegnen,  sich  ge- 
rüstet halten.  Stände  bitten,  der  Hz.  möchte  seinen  Landen  nach  Mög- 
lichkeit den  Frieden  bewahren;  wünschen  bald  seine  Gemahlin  zu  sehen; 
er  möchte  sich  vor  aller  Gefahr  hüten.     Einige  innere  Sachen. 

»Nach  diesem  [Nr.  101]  abscheide  ist  den  ritterschaften  und 
steden  furgedragen,  wie  sie  ungezweivelt  verstanden  die  geübte  hand- 
lung  in  Brabant.  Und  wurt  ausgebreit,  als  sult  m.  g.  h.  desselvigen 
gefallens  dragen.  Nu  hab  s.  f.  g.  dessen  gein  gefallens  gehat  und 
haf  es  auch  noch  gein  gefallens  noch  darzu  ursach  gegeven,  sonder 
ist  allezeit  gneigt  gewesen  und  noch,  furzustellen,  was  zum  frieden 
hette  dienen  mögen,  und  nit  allein  gebeden  und  vermaint,  sonder 
auch  ernstlich  angehalden  und  gesonnen,  geinen  ingrif  aus  s.  g. 
landen  zu  doin.  Und  wiewol  s.  f.  g.  sich  wisse  zu  entschuldigen, 
so  breit  man  doch  noch  aus,  als  sult  die  koninginne  gnugsam  zu 
bewisen  wissen  das  widerspil,  mit  berichtung,  das  die  ritterschaft 
und  stede  dem  geinen  glouven  wollen  zustellen,  sonder  m.  g.  h.  ent- 
schuldigt annemen,  wie  dan  s.  f.  g.  wirt  übel  usgebreit,  und  wirt 
s.  f.  g.  allerlei  gewünscht  und  gewickt.1)  Segen  für  gut  an,  sich 
in  gute  rustung  zu  halden,  ob  inniche  over  quemen,  das  sie  kunten 
ufsin,  und  ob  man  inen  in  der  nehe  nit  schriven  kunte,  das  sie 
dannoch  den  reden,  ritmeistern  und  ambtleuten  mit  folgten  und  ir 
vaderlant  verdedigen  helfen.«   Ritterschaft  und  Städte:  1.  haben 

*)  >wicken«:  zaubern,  wahrsagen,  prophezeien. 
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gern  vernommen,  »das  sich  m.  g.  h.  der  frembder  krieg  nit  deil- 
haftig  macht  und  sich  verantworten  können,  bidten  auch  noch,  das 
m.  g.  h.  sich  aller  frembder  krieg  enthalde  und  s.  f.  g.  lande  und 
luide,  sovil  menschlich,  in  frieden  erhalde;  sie  wollen  sich  ouch 
halden,  als  getreue  underdanen  doin  soln.  2.  Neben  dem  segen  sie 
gern  zu  furdern,  das  sie  balt  m.  g.  h.  hausfrau  sehen  mochten. 
3.  Das  m.  g.  h.,  dweil  sie  hoeren,  das  es  dabeneden  surft,  in 
geiner  geferlicheit  gelassen,  auch  vermaint  werde,  sich  nit  geferlich 
mit  stechen  und  rennen  oder  sonst  mit  riden  zu  halden.  4.  Das 
die  ritterschaft  wol  irer  lantfrauen  einen  g.  oder  zehen  können  und 
wollen  zu  lief  verzeren,  aver  begern  us  ursach  fuder  und  mal.1) 
5.  Das  der  her  von  Tuschenbroich  furderlich  zum  bescheide  und 
verhoer  geholfen  werde«.  Die  Räte:  ad  1.  Wissen  den  Hz.  geneigt 
zum  Frieden,  »dan  als  s.  f.  g.  na  s.  g.  gemoit  gefraigt,  sagt  s.  f.  g.: 
wult  liever  die  luide  dan  Got  verzurnen.  Nu  verzurnten  s.  f.  g. 
Got,  wan  i.  g.  krieg  verursachten  über  seine  arme  luide.  Also 
wissen  die  rede  s.  g.  gneigt  zum  frieden;  an  den  reden  sol  auch 
gein  feel  sein,  ad  2.  M.  g.  h.  hausfrauen  herauskumpst  halver  hat 
Kruiser  geschrieven,  das  sie  gerust  werde,  disen  September  heraus- 
zukommen; hab  sich  umb  schwacheit  wil  verzogen.  Schreift  da- 
neven,  das  verordent,  welche  mit  i.  g.  kommen  und  wie  i.  g.  heraus- 
gebracht werden  sol«.  ad  3.  Soviel  an  ihnen,  wollen  sie  nicht 
unterlassen,  »fursehong  und  vermanung  zu  doin.  ad  4.  Ire  beger 
mit  dem  foder  und  mail  willen  sie  an  m.  g.  h.  langen,  der  Zuver- 
sicht, man  wirt  sollich  insehens  doin,  das  sie  sich  nit  sullen  haven 
zu  beclagen.  Und8)  mit  bestellung  der  brief  ist  inen  verzalt,  wie 
die  verseumnuss  zu  zeiten  zugeit,  und  erachten,  das  es  damit  zu 
besseren  were,  das  man  den  ambtleuden  oder  bevelhavern  die  brief 
zuschicke,  und  das  die  nit  ru  und  bloiss  geschickt,  sonder  eigent- 
lich ufgezeichent  werde,8)  wie  die  brief  bestalt  sein,  ad  5.  Willen 
sie  an  m.  g.  h.  langen«. 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  135,  Kop. 


*)  Es  ist  hier  wohl  daran  zu  denken,  dass  die  Ritterschaft  sich 
bereit  erklärt,  zum  festlichen  Empfang  der  Gemahlin  des  Herzogs  zu 
erscheinen.     Vgl.  unten  Nr.  158. 

2)  Der  dem  folgenden  entsprechende  Satz  ist  offenbar  in  den  vor- 
hergehenden Ausführungen  der  Stände  ausgefallen.  Es  handelt  sich  hier 
ohne  Zweifel  um  die  Berufungsschreiben  zum  Landtag.    Vgl.  dazu  S.  34. 

3)  Hiermit  wird  wohl  ein  accepisse  für  notwendig  erklärt. 
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108.  Instruktion  für  die  Verhandlung  mit  den  jülicher 
Geistlichen  zu  Jülich.1)    Cleve  1642  August  80. 

Erhebung  der  Türkensteuer. 

Die  zu  Speier  bewilligte  beharrliche  Türkenhilfe  wird  bereits 
überall  im  Reiche  geleistet.  Die  Ritterschaft  und  Städte  haben  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  gemeine  Mann  nicht  die  Anlage  des 
ganzen  Jahres  auf  einmal  zahlen  könne,  die  Hälfte  bewilligt  und 
beschlossen,2)  dass  »us  jederm  stände«  zwei  zu  Einnehmern  ver- 
ordnet würden,  nemlich  2  von  des  Herzogs,  2  von  der  Prälaten  und 
Geistlichen,  2  von  des  Adels,  2  von  der  Städte  wegen,  denen  ein 
Schreiber  beigegeben  werden  soll.  Deshalb  hat  der  Herzog  die 
Geistlichen  berufen,  um  ihre  zwei  Einnehmer  zu  verordnen  und  zu 
S.  Agidii  [1.  Sept.]  oder  den  Tag  darauf,  aber  nicht  später  in  Jülich 
zu  erscheinen  »und  das  gelt  na  jedes  gebur  zu  erlegen,  nachdem 
die  ander  innemer  alsdan  zu  Gulich  sin  und  daruf  warten  sullen. 
Und  das  die  geschickten  sollichs  iren  mitcanonichen  und  vicarien, 
auch  die  lantdechen  den  pastorn,  officianten  und  vicarien  ansagen, 
gleichsfals  uf  bestimpte  zeit  ire  anlaige  zu  Gulich  zu  doin,  wie  sich 
m.  g.  h.  in  ansehung  der  erheischender  noit  und  christlichen  werks 
zu  einem  jeden  versieht.  —  Gezeichent  zu  Cleve  under  hoch- 
benantes  m.  g.  h.  secretsiegel  am  20.  augusti  ao.  42«. 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  187,  Kop. 

104.  Herzog  Wilhelm  an  die  jülicher  Amtleute  und 
Befehlshaber.    Düsseldorf  1542  August  81. 

Austeilung  der  Türkensteuer. 

*)  An  welchem  Tage  die  Verhandlung  stattfand,  wissen  wir  nicht. 
Die  Verhandlung  mit  den  bergischen  Geistlichen  wurde  nach  einer  Auf- 
zeichnung in  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  148  (Kop.)  auf  den  26.  August 
nach  Düsseldorf  angesetzt  und  dazu  berufen:  Äbte  von  Altenberg,  Heister- 
bach, Siegburg,  Äbtissin  und  Kapitel  von  Gerresheim,  Landdechanten  von 
Deutz,  Siegburg  und  Neuss,  Pröpste  von  Pleis  [Munkpleise]  und  von 
S.  Cyriakus  [hat  Besitzungen  im  Amt  Steinbach:  s.  K.,  Caps.  1,  Nr.  1, 
fol.  65],  Komture  zur  Burg,  zur  Stranden  und  zu  Ramersdorf,  Kollegium 
von  Düsseldorf,  Kreuzbrüder  von  Düsseldorf  und  zum  Steinhaus  [Amt 
Beyenburg],  »regulier  ordens«  zu  Bödingen,  Zissendorf,  Merten,  Herchen 
[Herchingen],  Gräfrath,  Dünnwald  und  Saarn,  Nonnen  in  Rode  vor  dem 
Ape  [Amt  Angermund]. 

*)  Vgl.  Nr.  9g  und  101r 
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Adressat,  dem  der  Herzog  einen  vom  Adel,1)  N.  N.  [ein  Platz 
für  den  Namen  freigelassen],  zugeordnet  hat,  soll  2  Schöffen  aus 
jedem  Gericht,  »die  die  gelegenheit  der  luide  am  besten  wissen 
mögen«,  zu  sich  fordern  und  die  Unterthanen  in  seinem  Amt,  Mann 
und  Frau,  niemand  ausgenommen  (ausser  den  Geistlichen,  denen 
vom  Adel  »eigener  personen«  und  den  Bürgern,  die  in  den  Städten 
wohnen),  zu  sich  bescheiden,  jeden  insonderheit,  doch  den  Mann 
mit  seiner  Frau  zugleich,  bei  ihren  Eiden  und  Pflichten  ermahnen, 
alle  ihre  Güter,  es  sei  Erbschaft,  Barschaft  oder  anderes,  anzu- 
zeigen. Dies  soll  Adressat  klar  aufschreiben  und  jedem  ansagen, 
wieviel  er  gemäss  beiliegender  Ordnung  erlegen  soll,  damit  das  Geld 
zum  5.  und  6.  Sept.  »ferdich«  sei  und  jeder  ohne  Verzug  das 
seinige  erlege,  da  die  Einnehmer  dann  umreiten  werden.  Soll  unter- 
schriebene Kopie  »der  anzeichnuss  und  register«  den  verordneten 
Einnehmern,  nämlich  den  Räten  Erbhofmeister  Wilh.  v.  Harf  und 
Werner  v.  Palant  zu  Breidebent  Amtmann  zu  Wilhelmstein,  zu 
S.  Ägidius  [Sept.  1]  oder  3  Tage  danach  nach  Jülich  schicken.  — 
»Gegeven  zu  Dusseldorf  am  21.  dage  augusti  ao.  42.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  563,  Druck. 

A.  a.  0.  S.  567  entsprechendes  Schreiben  vom  gleichen  Datum 
(Druck)  an  die  Inhaber  von  Eigenherrlichkeiten.*)    Der  Unterschied 

l)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  den  Amtleuten  zugeordneten  Adligen 
(K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  559,  Druck)  d.d.  Düsseldorf  1542  August  21: 
,Da  auf  dem  Landtag  zu  Caster  »bedacht«  ist,  dass  der  Herzog  den  Amt- 
leuten und  Befehlshabern  in  jedem  Amt  einen  vom  Adel  zuordnen  solle, 
der  »neben  inen  der  huisluide  gueder  ufzeichnen  Hesse«,  so  hat  der  Hz. 
den  Adressaten  im  Amt  N.  dazu  verordnet.  Soll  auf  Ansuchen  der  Be- 
fehlshaber erscheinen  und  das  Verzeichnis  machen  helfen/ 

*)  Ein  Verzeichnis  derjenigen,  »welchen  geschrieven  ist  als  eigenhern« 
(nämlich  der  Türkensteuer  wegen),  s.  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  142.  Wir 
ersehen  daraus  von  neuem,  wie  schwierig  es  war  festzustellen,  welche 
Bezirke  als  Unterherrschaften  zu  betrachten  seien.  Einen  Beleg  dafür 
liefert  insbesondere  auch  folgende  Eingabe  des  Amtmanns  von  Bergheim 
(o  D.;  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  152,  Kop.):  »Zu  gedenken,  als  mit  den 
eigenherlicheiten,  wie  man  sich  damit  dieser  Turkensteur  halber  halden 
sal,  die  under  m.  g.  h.  schirm  gesessen  sein,  wie  hernach  folgt.  Item 
Hemmersbach.  Item  Etzwieler.  Item  die  von  Ruischenberg  sich  inlassen 
mit  Giessendorp  und  haven  dasselvige  geschat.  So  es  dan  gein  eigen- 
herlicheit  en  is,  wie  ich  datselvige  wal  zu  mehemaln  bei  hove  zurkennen 
gegeven  haven,  bedunkt  mich,  die  von  Ruischenberg  unbillig  darin  handien, 
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mit  dem  Schreiben  an  die  Amtleute  besteht  nur  in  folgendem. 
Erstens    ist   von    der   Zuordnung   eines   Adligen    nicht    die  Rede. 

Zweitens  findet  sich  der  Zusatz:  ,Soll  den  zu [Raum  für  den 

Namen  der  Eigenherrlichkeit  freigelassen]  gesessenen  und  darunter 
gehörigen  Geistlichen  ansagen,  zu  S.  Ägidius  oder  den  Tag  darauf 
zu  Jülich  zu  erscheinen  und  »selfs  ire  gebuer  zu  erlegen«.'1) 

so  sege  ich  fur  gut  an,  das  m.  g.  h.  dieselvige  bröder  bescheiden  Hess 
mit  irem  schein  und  beweis,  das  ich  eins  fur  al  ampts  halven  mich 
darnach  weiss  zu  halden.  Item  auch  der  ambtman  van  dem  Bruel 
Fiessenich  up  Gulich  nit  verschrieven  en  is  gewest,  als  von  dem  huis  zu 
Vischenich,  so  hie  dat  inhat  und  mit  undersaet  m.  g.  h.  ist,  des  huis 
vurs.  m.  g.  h.  geinen  afbruch  gesehen  [!].  Item  ouch  dat  dorf  Belle.« 
')  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  nachgelassenen  Erben  des  Dam  v. 
Frankenberg:  ,Sollen  »den  geistlichen  zu  Bortscheit  gesessen  und  darunder 
gehoerich«  ansagen,  dass  sie  innerhalb  14  Tagen  ihren  Beitrag  zur  Türken- 
steuer erlegen.  Sollen  ferner  sogleich  mit  2  Schöffen,  »die  die  gelegen- 
heit  der  luide  am  besten  wissen  mögen  .  .  .,  die  underdanen  und  huis- 
luide  man  und  frauespersoenen,  niemants  usgescheiden,«  vor  sich  bescheiden, 
jeden,  »insonderheit  doch  den  man  mit  siner  frauen  zuglich,  .  .  .  bi  iren 
eiden  und  plichten«  ermahnen,  »alle  ire  gueder  beweglich  und  unbeweg- 
lich, es  si  in  erfschaft,  barschaft  oder  anders,  anzuzeigen,  wuchs  ir  also 
klarlich  ufschriven  zu  lassen  und  einem  ideren  anzusagen  hetten,  wie  vil 
das  sie  vermog  dieser  beigelachter  ordnong  und  uszogs  erlegen  und  be- 
zalen  sullen,«  damit  das  Geld  innerhalb  14  Tagen  »ferdig«  sei.  Sollen 
das  von  den  Geistlichen  und  Hausleuten  gezahlte  Geld  sogleich  darauf 
»zu  Gulich  bestellen  [!]  und  daselbst  in  die  [!]  käst  legen.  .  .  .  Gegeven 
zu  Arnheim  am  14.  dage  septembris  ao.  42«.'  K.,  Caps.  2,  N.  13, 
S.  545,  Kpt.  Ein  solches  Schreiben  an  einen  Eigenherrn  liegt  auch 
schon  von  Sept.  1  vor  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  141,  Kop.).  Vgl.  ferner 
Hz.  an  Heinrich  Spiess  zu  Vei:  Nachdem  der  Herzog  über  die  von  Spiess 
auf  dem  Landtag  zu  Caster  und  jüngst  zu  Jülich  der  Steuer  halber  vor- 
gebrachten Beschwerden  von  den  verordneten  Einnehmern  Bericht  empfangen 
hat,  fordert  er  ihn,  »dweil  da  dan  on  alle  mittel  in  unserm  furstendomb 
Gulich  gesessen,«  nochmals  auf,  seine  gebührliche  Anlage  vermöge  des 
Reichsabschieds  »uf  den  15.  tag  des  monats  septembris  fur  den  innemern 
zu  Aldenhoven  inzuwerfen,  dan  wir  willen  dich  an  andern  ortern  der- 
halber  gnugsam  verantworten  und  verdedingen  lassen.  Geben  zu  Dussel- 
dorf am  8.  tag  septembris  anno  etc.  42.  Dergleichen  an  Johannen  von 
Aer  zu  Antwiler  mutatis  mutandis.«  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  152,  Kop. 
Ebenda  fol.  150  Schreiben  der  kölnischen  Einnehmer  vom  31.  August 
1542  an  Spiess:  , wundern  sich,  dass  er  noch  nicht  seinen  Beitrag  zur 
Türkensteuer  geleistet,  obwohl  er  doch  weiss,  »wo  euer  guter  lehenroerich 
und  sonst  hingehörich  sein«.  Er  solle  nun  seine  Steuer  »zusampt  euer 
angehoerigen«  einliefern;    »wo  ir  aber  uf  andern  orten    gefordert,    euch 
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106.  Herzog  Wilhelm  an  Bäte  und  Bitterschaft  von 
Jülich.    Düsseldorf  1542  August  81. 

Es  ist  auf  den  Landtagen  zu  Düsseldorf  und  Caster  beschlossen, 
den  Anschlag  der  Türkensteuer  vorerst  zur  Hälfte  zu  erlegen.  Da 
es  nun  erforderlich  ist,  das  Geld  zur  Unterhaltung  der  Reiter  und 
Knechte  sogleich  »hinufzuschicken«,  und  die  verordneten  jülicher 
Einnehmer  zu  S.  Ägidius  [Sept.  1]  in  der  Stadt  Jülich  dieserhalb 
erscheinen  werden,  so  soll  Adressat  an  dem  Tage,  rsp.  1  oder  2 
danach  sein  »gebuer  erlegen«.  Überschickt  auch  einen  Auszug  aus 
dem  Reichstagsabschied.  —  »Gegeven  zu  Dusseldorf  uf  den  21.  dach 
augusti  ao.  42«. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  657,  Druck. 

A.  a.  0.  S.  561  (Druck)  vom  selben  Datum  Schreiben  an  die 
jülicher  Städte:  .  .  .  ,Zu  S.  Ägidius  werden  die  verordneten  jtilicher 
Einnehmer  in  der  Stadt  Jülich  erscheinen  und  daselbst  »die  stuir 
ufzuboeren  anfangen«.  Die  Stadt  soll  daher  ihren  Mitbürgern  an- 
sagen, das  Geld  bis  S.  Ägidius  in  Bereitschaft  zu  stellen,  so  dass 
sie,  wenn  die  Einnehmer  »des  ortz  komen«,  die  Steuer  ohne  Ver- 


alsdan  dahin  nit  lassen  bewegen,  dan  wir  sein  ungezweivelter  Zuversicht, 
u.  g.  h.  wert  euch  des  gegen  dieselben  und  sonst  jederman  wol  wissen 
zu  vertedigen.«'  Fol  163  gleiches  Schreiben  vom  selben  Datum  an: 
»Johan  von  Aer  vogt  und  andern  bevelhabern  zu  Antwiler  sampt  und 
besonder«.  —  Ebenda  fol.  149  (Kop.)  Wirich  von  Dun  an  den  Herzog: 
,Der  herzogliche  Brief  vom  1.  September,  der  am  18.  zu  Broich  »ge- 
hebert worden«,  worin  Dun  aufgefordert  wird,  »das  ich  die  Schätzung 
von  geistlichen  und  weltlichen,  so  zu  Broich  und  Limburg  gesessen  und 
darunder  gehörig,  ansagen  sult,  das  sie  inwendig  vierzehen  dagen  nach 
uberantwortung  e.  f.  g.  briefs  ire  gebur  zu  erlegen  und  folgents  zu  Dussel- 
dorf zu  bestellen  etc.,«  ist  ihm  erst  am  25.  hier  in  Falkenstein  einge- 
händigt. »Dweil  sich  aber  die  zeit  etwas  weit  erstreckt  und  verweilet, 
have  ich  nit  desto  weniger  meinen  dienern  zu  Broich  und  Limborch 
bevolhen,  die  Schätzung  und  anläge  wider  den  Türken  an  geistlichen  und 
weltlichen  personen,  so  hinder  mir  gesessen,  vermög  des  reichs  abscheit 
und  ausgangnen  Ro.  ko.  m.  mandats  ausfordern  und  inbringen  solle  [!]; 
und  so  ich  hinab  ins  lant  kommen  werden,  wil  ich  sollich  gelt  lieferen 
lassen,  wo  sich  das  hin  geboeren  wil.  Datum  Falkenstein  am  27.  sep- 
tembris  ao.  42.«'  Ebenda  ist  »ex  cancellaria«  bemerkt:  Dun's  Schreiben 
ist  am  7.  Oktober  den  Räten  übergeben,  und  diese  haben  »diese  ant- 
wort  dem  botten  zu  geben  bevolhen,  das  sie  für  guit  ansehen,  das  die 
steur  und  anlag  zum  furderligsten  eingebracht  werde«. 
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zug  erlegen  können.'  S.  673  (Druck)  vom  selben  Datum  Schreiben 
an  die  bergischen  Städte:  die  verordneten  bergischen  Einnehmer 
werden  zu  S.  Ägidius  in  Düsseldorf  erscheinen  u.  s.  w. 

106.  Jülicher  Gesandte,  Protest  auf  dem  Reichstag 
zu  Nürnberg.1)    [1642  August  26.] 

Sind  vom  Hz.  angewiesen,  sofern  »ausserhalb«  des  speie- 
rischen  Abschieds  »nit  getretten«  und  die  Beschwerden  des  niederl.- 
westf.  Kreises  abgestellt  würden,  alles  das  mit  zu  schliessen,  was 
zu  gemeinem  Nutzen  »und  sunst  in  sachen,  so  vermog  jungst  uf- 
gerichten  Speirischen  reichsabschits  hieher  geschoben,  dienlich  er- 
acht  werden  mocht«.  Da  sich  aber  aus  dem  verlesenen  Beschluss 
ergiebt,  dass  eine  neue  Anlage,  welche  der  speierische  Ab- 
schied nicht  mit  sich  bringt,  »für  die  hant  wil  gnomen  werden«, 
auch  betreffs  der  Beschwerden  des  niederl.-westf.  Kreises  »kein  in- 
sehens  beschehen,  zudem  allerlei  bem.  beschluss  inverleibt«,  das 
durch  den  Hz.  auf  früheren  Reichstagen  nicht  bewilligt,  sondern 
wogegen  er  öffentlich  protestiert  hat,  so  erklären  sie  hiermit,  dass 
sie  in  diesen  Abschied  zu  willigen  keinen  Befehl  haben,  sondern 
wollen  ihn  »hinder  sich«  an  den  Hz.  bringen.  Bitten,  diese  Er- 
klärung in  des  Reichs  Protokoll  verzeichnen  zu  lassen.  —  Am 
Rande:  »exhibita  26.  augusti  1542«. 

J.-Bg.,  RV.,  Nr.  12,  Kop. 

107.  Instruktion  für  Erhebung  der  Türkensteuer.8) 
Düsseldorf  1642  August  30. 

»Instruction  und  anzeichnuss,  wess  sich  die  innemer  im  uf- 
boeren  der  Turkenstuir  zu  halden.« 

l)  S.  den  RA.  von  August  26.  Am  16.  August  war  auf  dem 
Reichstag  eine  »entschuldigung«  des  Herzogs  »der  reuter  und  knecht 
halben,  so  sich  in  Niderlanden  versamblet«,  vorgelesen  worden  (RV. 
Nr.  12).  Der  Inhalt  ist:  ,Die  Regentin  hat  an  Kurmainz  als  Erzkanzler 
etliche  Schriften  ausgehen  lassen,  worin  sie  u.  a.  den  Hz.  der  Teilnahme 
an  Rossems  Unternehmungen  anklagt  und  erklärt,  dass  sie  deshalb  ge- 
nötigt worden  ist,  Kriegsvolk  zur  Gegenwehr  zu  bestellen;  der  Erzkanzler 
möchte  ihre  Gegenwehr  auf  dem  Reichstag  entschuldigen.  Kopie  davon 
ist  den  jülicher  Gesandten  »kurz  verschiener  tag«  zugestellt.  Letztere 
entgegnen  darauf,  dass  der  Hz.  an  jenen  Unternehmungen  ganz  unbe- 
teiligt ist/ 

9)  Diese  Instruktion  ist,  wie  sich  aus  der  Erwähnung  Düsseldorfs 
(§.  5)  ergiebt,  zunächst  für  Berg    bestimmt.     Aber   die  für   Jülich   war 
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1.  Sie  sullen  die  vom  adel,  geistliehen  und  weltlichen  in  den 
steden  berichten  des  reichs  abschiets  und  uszogs,  was  einem  jedem 
gebuer  zu  erlegen,  wie  sollichs  clarlich  und  eigentlich  im  uszug  ge- 
melt  ist,  und  daneben  anzeigen,  wiewail  der  abscheit  zu  Speir  ver- 
mochte, das  derjeniger,  so  100  g.  heuptguts  hette,  geven  sult  */* 
gülden  und  den  zehenden  pennink  oder  deil  des  jairlichen  in- 
kommens,  dweil  aber  die  lantschaft  aus  vielerlei  Ursachen  für  gut 
angesehen,  für  das  erst  nit  dan  für  6  monat  zu  erlegen,  so  sollen 
sie  von  denjenigen,  so  100  g.  heuftguts  hetten,  wie  itztgemelt,  dis- 
mals  nit  mer  dan  1  ort  guldens  fordern  und  von  dem,  der  1000  g. 
heuftguts  hette,  21/*  g.,  und  so  vort  nach  advenant,  alles  inhalt  des 
uszugs.  2.  Sie  sullen  auch  gemelten  vom  adel,  geistlichen  und 
bürgeren  zurkennen  geben  die  grausame  tiranni1)  des  Türken 
und  das  Kei.  und  ko.  M.,  curfursten,  fursten  und  stende  hohes  und 
niederen  stants  diese  stuir  ebensowal  als  sie,  doch  ganz,  nach  irem 
gebur  vermog  des  abscheits  erlegen  müssen  und  das  dieselbige  zu 
errettung  der  Christenheit  und  ires  negsten  gebruicht  werden  sol, 
das  darumb  ein  jeder  bei  den  eiden  und  plichten,  damit  sie  m.  g.  h. 
verwant,  bei  christlichem  gewissen,  truen  und  glouven  sich  selbst 
schätze,  sein  vermögen  bewege  und  sein  gebur  nach  dieser  anlag 
erbarlich  und  ungezalt  inwerfe  und  jeder  in  dem  sein  gewissen 
quitiere.  3.  Welche  auch  für  das  ganze  jar  erlegen  wulten,  hetten 
anzuzeigen,  das  sie  für  das  ganze  jar  inwerfen.  Wa  auch  jemants 
weniger  inlegte  dan  sein  gebur  für  das  halb  jar,  der  sol  anzeigen, 
das  er  nu  für  das  erst  hette  ingeworfen  und  wult  zu  n.  zeit  das 
uberig  erlegen,  welchs  der  ufschreiber  also  anzuzeichenen.  Die 
innemer   sollen   die  namen   derjenigen,    so   ire  anläge  erlacht,   uf- 

gewis  gleichlautend  (nur  dass  statt  Düsseldorf  Jülich  stand).  Ober  die 
Steuererhebung  in  Jülich  unterrichten  sonst  noch  (undatierte)  »gedenken 
für  meister  Hilger«  (s.  über  ihn  Nr.  92),  woraus  ich  folgendes  mitteile: 
»Wan  die  innemer  zusamenkomen,  alsdan  die  register  zu  confierieren  [!], 
wer  van  geistlichen  und  adel,  ouch  anderen  nit  ingelacht,  das  die  uf 
einen  eigentlichen  dach  mochten  beschreven  werden.  Nimantz  als  arm 
inzuschriven,  dan  der  nichtz  hait,  darf  nichtz  geven.  Die  uslendige  burger 
auch  anzuzeichenen  und  die  zu  forderen.  Die  register  wol  zu  besehen, 
ob  die  ordentlich  gestalt;  wa  nit,  den  amptluden  weder  zu  geven  und 
anders  stellen  zu  lassen  und  si  die  amptlude  zu  berichten,  das  si  nit 
allein  den  scheffen  geleuven  [vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  97],  sonder  selbs 
mit  acht  haven,  das  ider  na  siner  erfschaft  und  farenden  gudern  gesatzt 
werd.«  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  494,  Or.  od.  Kpt. 
l)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  1,  S.  82  Anm.  41. 
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zeichenen  lassen,  damit  man  wissen  könne,  wer  ingeworfen  have 
oder  nit.  4.  Wa  jemants  beschwernuss  machen  wurde,  sein  guder 
und  vermugen  zu  schetzen,  sollen  die  innemer  denselbigen  anzeigen, 
die  estimierung  irer  erbschaft  zu  doin  nach  der  werde,  das  es  jar- 
lichs  usbringen  kan;  dergleichen  die  gereitschaft  und  barschaft  zu 
achten,  wie  man  sie  verkaufen  könne.  Es  sollen  auch  die  innemer 
alle  hausgerait  und  anders,  so  man  zum  veilen  kauf  helt  und  selbs 
nit  zu  gebruichen  hat,  nach  dem  abscheide  und  auszug  anschlain. 
5.  Die,  so  von  wegen  m.  g.  h.  verordent  sein,  sullen  empfangen 
die  underschriebene  copien  der  anzeichnussen  und  register,  so  inen 
von  den  ambtluiden  und  bevelhaberen  vermög  der  bevelhschrift  zu- 
gestalt  werden,  und  dieselbige  in  die  kisten  legen,  die  mit  umb- 
gefoirt  werden,  also  wan  man  in  das  ambt  kompt,  das  dan  die 
anzeichnuss  desselbigen  ampts  allein  aus  der  kisten  genommen  und 
das  gelt  darna  empfangen  und,  wer  bezalt,  ufgeschrieven  werde. 
Sie  sullen  gerurte  zedelen  und  register  mit  vleiss  durchsehen,  und 
wa  dieselbige  so  recht  und  nach  der  Ordnung  gestalt,  sollen  sie  den 
bevelhabern  ansagen,  das  gelt  davon  ufzuboeren  und  sollichs,  wanehe 
man  in  das  ambt  ires  bevelhs  kompt,  zu  erlegen  oder  zu  Dussel- 
dorf zu  lieveren.  Im  fal  aber  gerurte  register  nach  der  Ordnung 
und  gebur  nit  gestalt,  sonder  mangel  daran  befunden  wurd,  sollen 
die  innemer  den  ambtleuten  sollichs  anzeigen  und  dasselbig  besseren 
und  anders  setzen  lassen.  Als  auch  den  innemern  anzeichnuss  zu- 
gestalt,  welche  ritterschaft  und  geistlichen  zu  der  anläge  gefordert 
und  beschrieven,  sollen  sie  sich  bei  den  amptleuten,  wanehe  sie  ire 
register  uberantwurten,  und  sonst  erkundigen,  ob  auch  einiche  vom 
adel  und  geistlichen  in  oder  umb  den  ampteren  ires  bevelhs  in 
dem  bezirk  m.  g.  h.  furstendombs  gesessen,  die  nit  beschrieven; 
und  wa  der  einiche  weren,  sollen  die  innemer  noch  einen  jedem 
bescheiden,  wan  sie  der  ort  quemen,  ire  gebur  inzuwerfen.  Wa 
auch  [sc:  einiche]  beschreven  und  nit  erscheinen  wurden,  soln  von 
den  innemern  zum  andern  mal  erfordert  werden.  6.  Nachdem 
auch  den  innemern  bei  iren  eiden  und  plichten  bevolhen,  geinem, 
der  da  lebet,  dan  m.  g.  h.  oder  denjenigen,  so  s.  f.  g.  und  die 
lantschaft  zu  der  rechenschaft  verordenen  wurde,  anzuzeigen  noch 
zu  offenbaren  eines  jedem  vermögen  sampt  den  registern  und  wess 
die  stuir  ausbrengt, l)  sonder  sich  in  allen  den  abscheiden  zu  Dussel- 


!)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  96. 
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dorf  und  Caster  gemess  zu  halden,  soln  sie  den  ambtluiden  und 
ufschreivern  ernstlich  van  s.  f.  g.  wegen  ansagen  und  bevelhen, 
dasselbig  auch  bei  sich  ins  geheim  zu  verhalden  und  niemants  zu 
entdecken.  7.  Im  fal  auch  jemants  von  der  ritterschaft,  geistlichen 
und  bürgeren  nit  binnen  lants  weren,  sullen  die  innemer  derselviger 
hausfrauen,  furmunder  oder  bevelhaber  fordern,  ire  geburliche  an- 
läge gleich  andern  inzuwerfen.  8.  Diejenige,  so  eigenherlicheiten 
haben,  sollen  der  hausleute  darunder  gehörig  anlagen  selbs  ufboeren 
oder  die  ire  ufboeren  lassen  und  folgents  den  innemern  das  gelt 
darvon  zustellen.  Die  vom  adel  aber  und  geistlichen  in  sollichen 
eigenherlicheiten  gesessen  sollen  bei  den  verordenten  innemern  ire 
anläge  wie  andere  ungezalt  inwerfen.  9.  Wa  jemant  über  die  be- 
schehene  ermanung  und  erinnerung  nit  erlegen  wurde,  demselvigen 
sollen  die  innemer  furhalten,  was  straf  daruf  gesatzt  vermög  des 
artickels  der  execution  aus  dem  abscheide  zu  Speir,  davon  den  in- 
nemern copei  zugestalt  ist.  —  Gezeichent  zu  Dusseldorf  under  hoch- 
ermeltes  u.  g.  h.  herzogen  .  .  .  secretsigel  am  30.  augusti  ao.  42.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  138,  Kop. 

108.  Wilhelm  v.  Harf  zu  Aistorf  und  Werner  v.  Palant 
zu  Breidebent  an  Herzog  Wilhelm  (z.  T.).  Jülich  1642  Sep- 
tember 3. 

Die  Steuer  lässt  sich  noch  nicht  einbringen. 

Sind  gemäss  der  Befehlschrift  des  Herzogs  neben  anderen  ver- 
ordneten Einnehmern  der  Türkensteuer  hierher  nach  Jülich  ge- 
kommen und  haben  »mit  der  ufboerong  angefangen«.  Es  sind  je- 
doch bisher  erst  wenige  von  den  Geistlichen  und  Ritterschaften 
(welche  hierher  beschrieben  gewesen,  um  ihre  Anlage  einzuwerfen) 
erschienen.  Haben  auch  nicht  von  den  Amtleuten  »innige  register 
der  ufzeichnus  und  setzung  der  underdanen  uf  dem  lande  empfangen 
und  verstain,  wie  das  inen  die  zit  zu  kurz  angestalt  sei«.  Hören 
auch  allerlei  Klagen,  dass  es  den  Unterthanen  nicht  möglich  sei, 
ihre  Anlage  jetzt  sogleich  zu  erlegen,  da  sie  ihre  Früchte  noch  nicht 
zu  dreschen  angefangen,  »auch  etliche  noch  im  veld  ligen  haven«. 
Da  man  unter  diesen  Umständen  »vergebliche  kosten  doin  wurd, 
wa  man  morgen  mondach,  wie  verordent,  umbzuziehen  anfangen 
sol«,  so  halten  Absender  »uf  u.  f.  g.  und  der  anderer  rede  ver- 
besseren« für  angemessen,  mit  dem  »umbziehen  in  die  ampter«  bis 
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Michaeli  noch  zu  warten.   —    »Geschreven  zu  Gulich  am  3.  dage 
septembris  ao.  42.» 

K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  526,  Orig. 

109.  Instruktion  für  die  nach  Aldenhoven  berufenen 
Steuereinnehmer,    [c.  1642  September  24.] ') 

»Zu  Aldenhoven  zu  gedenken. 

Das  die  innemer  den  van  der  ritterschaft,  die  nit  komen  weren 
oder  noch  in  Aldenhoven  nit  queemen  [!],  schriven  under  mins  g.  h. 
secriet,  das  si  in  die  ampter  queemen  uf  den  dach,  als  die  innemer 
da  sin  werden,  und  ire  gebur  erlegen.  Das  diegenigen,  so  eigen- 
herlicheiten  hetten,  daran  gein  zwivel  wer,8)  in  namen  mins  g.  h. 
geschreven  wurd,  wie  den  anderen  geschehen  [!]  ist.  Daran  aber 
zwivel  wer,  das  denen  geschreven  wurd  mit  disen  worten:  das  si 
die  stuir  inforderten  und  lieverten  van  genen,  der  si  sich  anzoegen. 
Der  geistlichen  ouch  zu  gedenken,  die  nit  erschinen  weren,  das  die 
ouch  gefordert  wurden,  in  die  ampter  zu  komen.  Das  nimantz  van 
den  huisluiden  ungesatzt  blive.  Das  die  innemer  einen,  es  si  meister 
Hilger  oder  Died.  Suetzscheide  [!],  mit  dem  gelde  herkomen  [?]  und 
dem  rechenmeister  overlievern  [sc:  lassen?].« 

K.,  Kaps.  2,  Nr.  13,  S.  569,  Kpt. 

Hierin  gehört  auch  folgende  (a.  a.  0.  S.  553,  Kpt.)  »anzeich- 
niss,  wie  die  verordente  innemer  der  Turkenstuir  halver 
umbriden  sollen. 

In  stat  Mirbachs  Johan  Grin.  Der  dechen  zu  Guilch.  Franz 
v.  Mersheim.  Der  lantschriver.  Meister  Hilger.«8)  Den  4.  Oktober 
abends   in  Münstereifel  zu  sein  und  daselbst  zu  bescheiden  Stadt 

*)  Der  in  Nr.  108  enthaltenen  Anregung  war  der  Hz.  nachgekommen 
und  hatte  d.  d.  Düsseldorf  1542  Sept.  8  (K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  520, 
Kpt.)  den  jülicher  Amtleuten  und  Befehlshabern  geschrieben,  sie  sollten, 
da  der  erste  Termin  (S.  Agidius)  nicht  eingehalten  worden,  nunmehr 
»soliche  register«  zum  15.  Sept.  nach  Aldenhoven  senden,  woselbst  die 
Einnehmer  auch  sein  würden.  Dann  aber  sah  er  sich  genötigt,  in  einem 
Schreiben  d.  d.  Arnheim  1542  Sept.  24  (a.  a.  0.  S.  537,  Kpt.)  den  Ter- 
min noch  später,  nämlich  auf  den  30.  Sept.  (gleichfalls  zu  Aldenhoven) 
anzusetzen.  Die  obige  Aufzeichnung  (Nr.  109)  wird  wohl  gleichzeitig 
mit  dem  letzteren  Schreiben  (v.  Sept.  24)  verfasst  worden  sein. 

•)  S.  oben  S.  425  Anm.  2. 

8)  Offenbar  die  Namen  der  Einnehmer. 
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und  Amt  Münstereifel,  die  Eigenherrlichkeiten,  die  vom  Adel  und 
die  Geistlichen,  »so  nit  ingeworfen;  ouch  Tonberg«.  Am  6.  Okt. 
zu  Euskirchen  und  daselbst  die  Stadt  Euskirchen  zu  bescheiden. 
Den  7.  Okt.  zu  Kreuzau  und  dahin  zu  bescheiden  Nideggen,  Montjoe, 
Heimbach,  Wehrmeisteramt.  Den  10.  Okt.  zu  Düren  oder  im  S. 
Wilhelmskloster  und  dahin  zu  bescheiden  die  von  Düren.  Den 
11.  Oktober  abends  in  Bergheim  oder  Aussem  und  dahin  zu  be- 
scheiden Stadt  und  Amt  [sc:  Bergheim].  Den  12.  Oktober  zu 
Jülich  und  dahin  zu.  bescheiden  Amt  und  Stadt  Jülich.  Das  Amt 
Nörvenich  eben  dahin  zu  bescheiden  mit  der  Ankündigung,  Register 
und  Geld  mitzubringen. 


V. 

Der  offene  Kampf  des  Herzogs  Wilhelm  mit 

der  Begentin  der  Niederlande  und  dem  Kaiser 

und  der  Friede  von  Venlo. 

1542  Oktober  1  —  1543  Dezember  (Nr.  110— 146). 


Den  Einfall  Rossems  in  die  Niederlande  beantwortete  die  Regentin 
mit  einem  Einfall  in  das  Gebiet  des  Herzogs.1)  Damit  begann  der  offene 
Kampf  zwischen  beiden,  der  mit  wechselndem  Glück  geführt  wurde,  bis 

f)  Der  Einfall  der  burgundischen  Trappen  in  Jülich  erfolgte  Anfang  Oktober 
1542.  Vgl.  Rechnung  des  Rentmeisters  von  Born  von  1642/43  nnter  «usgeven4: 
1542  Okt.  3  »zu  m.  g.  h.  zo  Nimegen  geschickt  geweist  und  einer  f.  g.  angezeicht, 
das  die  Biirgoinschen  das  furstendomb  Gulich  überzogen.  Haif  ich  nf  dem  wege 
verzehrt  1  g.  6  alb.*  Eine  Nachricht  giebt  genau  den  1.  Okt.  an  (Lac.  Aren.  5, 
S.  239).  S.  ferner  Ztschr.  23,  S.  78,  S.  114  ff.  und  S.  119  ff.  (die  daselbst  S.  114 
erwähnten  Briefe  der  Regentin  und  des  Kaisers  von  1542  Sept.  30  finden  sich  in 
einem  Druckheft  vereinigt:  J.-B.,  Hzgt  Geldern,  Nr.  21;  das  Druckheft  wurde 
Anfang  1543  von  den  jülicher  Gesandten  auf  den  Reichstag  mitgenommen).  Vgl. 
auch  Schreiben  der  Regentin  an  Kurköln  d.  d.  Löwen  1542  Okt.  3  (J.-B.,  Hzgt. 
Geldern,  Nr.  19,  Kop.):  ,Der  Erzb.  wird  erfahren  haben,  dass  M.  v.  Rossham  mit 
Willen  des  Herzogs  von  Cleve  auf  Wunsch  des  Königs  von  Frankreich  des  Kaisers 
Niederlande  überfallen  hat.     (Nun  die  Beweise  für  die  Mitwirkung  des  Herzogs.) 
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im  folgenden  Sommer  der  Kaiser  erschien  und  eine  schnelle  Entscheidung 
herbeiführte. 

Sogleich  nach  dem  Einfall  der  burgundischen  Truppen  leiteten  Kur- 
köln und  Hessen  Ausgleichsverhandlungen  zwischen  den  feindlichen  Par- 
teien ein,  welche  neben  den  kriegerischen  Unternehmungen  hergingen. 
Sie  führten  zu  keinem  Resultat  Dasselbe  Schicksal  hatten  die  Aus- 
gleichsversuche, welche  auf  dem  Reichstag  von  Nürnberg  seit  dem  März 
1543  gemacht  wurden. 

Die  hier  berührten  beiden  Punkte,  nämlich  der  Kampf  gegen  die 
Regentin  und  den  Kaiser,  resp.  die  dafür  notwendig  werdenden  Rüstungen 
und  die  Ausgleichsverhandlungen,  beschäftigen  die  Landtage  dieser  Zeit 
vornehmlich.  Es  sind  folgende:  Landtage  von  Berg  1542  Dzb.  7  (Nr.  115; 
nur  Verhandlung)  und  Dzb.  17  (Nr.  117);  Landtag  von  Jülich  1543 
Januar  13  (Nr.  118);  Ritterschaftstag  von  Jülich,  Geldern,  Cleve,  Berg 
und  Mark  April  2  (Nr.  126);  Landtag  von  Jülich-Berg  Mai  10  (Nr.  132); 
Ausschusstag  von  Jülich  Juni  1  (Nr.  135);  Ausschusstag  von  Jülich, 
Geldern,  Cleve,  Berg  und  Mark  Juli  15  (Nr.  136);  Landtag  von  Jülich, 
Cleve,  Berg  und  Mark  Juli  26-28  (Nr.   137—139). 

Dem  Vertrag  von  Venlo  (Sept.  7),  welcher  den  Krieg  beendete,  ging 
eine  Besprechung  mit  den  Ständen  der  sämtlichen  herzogl.  Territorien, 
Sept.  3  (Nr.  141),  voraus.  Für  die  Vereinbarungen  mit  dem  Kaiser  ist 
später  freilich,  wie  wir  sehen  werden,  der  Landtag  noch  mehrfach  in 
Anspruch  genommen  worden. 

Aas  diesen  Gründen  hat  die  Regentin  „dem  kriegsvolk,  so  diser  zeit  in  irer  Mt. 
dienst  Hgt,  bevolhen,  dermassen  gegen  gmelten  von'  Cleve  furzunemen  und  [sc. :  zu] 
handien,  damit  er  sich  ain  ander  mail  mit  solicher  pnictick  nnd  listigkait  Kei.  M. 
landen  .  .  .  zu  beschedigen  enthalt11.  Teilt  dies  dem  Erzb.  mit,  damit  derselbe 
„die  sach  in  kain  andere  gestalt  dan  wie  obstet  und  zu  Kei.  Mt.  notwendiger  und 
notgedrungner  gegenwer  besehenen  versehen  noch  je  [sc:  sich]  einbilden  laissenu 
wolle,  auch  den  von  Cleve  gegen  den  Kaiser  nicht  unterstütze.* 


110.    Hz.  Wilhelm  an  [die  Bitterbttrtigen  von  Jülich- 
Berg].1)    1642  Oktober  [c.  1] 

Eine  grosse  Anzahl  von  Reitern  und  Knechten  versammelt  sich 
an  den   Grenzen   des   Fürstentums  Jülich,    um  es  zu  überziehen. 


')  Scottis  Annahme,  dass  es  sich  um  ,die  bewaffnete  Landmacht' 
schlechthin  handelt,  ist  mit  dem  Wortlaut  des  Erlasses  wohl  nicht  ver- 
einbar. 
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Adressat  soll  sich  in  —  Tagen  nach  —  verfügen  und  daselbst 
weiteren  Bescheid  von  des  Herzogs  Verordneten  erwarten.  —  »Am 
— l)  dage  octobris  ao.  42.« 

Scottis  Quellenwerk  A,  unausgefüllter  Druck.  Regest  bei  Scotti  I, 
Nr.  35. 

*)  Der  Erlass  muss,  wie  sein  Inhalt  ergiebt,  aufgesetzt  worden  sein, 
bevor  man  Nachrichten  von  dem  Einfall  der  Burgundischen  in  Jülich 
(s.  oben  S.  433  Anm.  1)  hatte.  Über  die  militärischen  Massnahmen  der 
nächsten  Tage  unterrichten  folgende  Aufzeichnungen  (vgl.  auch  unten 
Nr.  122):  I.  Die  Rechnung  eines  Rittmeisters,  der  am  4.  Okt.  seinen 
Dienst  angetreten  hat  (Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47d,  Orig.): 
»Wie  mit  Palanten  verdragen  sines  dinst  und  schaden  halver  in  der 
veheden.  Palant  zu  Breidebent  ritmeister  zeigt  an,  das  er  in  dinst 
komen  si  mit  13  perden«  1542  Oktober  4  »und  gedient  bis  zu  ende 
der  veheden,  monat  für  monat  gerechent,  facit  ll1/«  monat.  Deren 
hait  er  einen  wie  anderen  ins  gemein  [heisst  dies:  wie  die  anderen 
Reiter  sämtlich?]  nagelassen.  So  bliven  noch  10 V«  monat.  Den  ersten 
monat  uf  jeder  pert  8  rider,  facit  104  rider.  Noch  die  volgende  5  mo- 
nat uf  jeder  pert  des  monatz  9  ridergulden,  fac.  585  riderg.  Noch  die 
folgende  41/*  monat  uf  jeder  pert  10  riderg.,  fac.  585  riderg.  Noch 
2  perde  verloren,  deren  eins  ime,  wie  er  angezeigt,  gestanden  100  daler, 
das  ander  71,  darzu  eins,  so  ime  verdorben  und  durch  Joren  hinweg 
gefurt;  doch  ist  mit  ime  verdragen,  das  er  darfur  haven  sol  127  riderg. 
Summarum  fac.  zusammen  1401  riderg.  Heruf  entfangen:  Verzert 
zu  Linnich  bi  Alof  Engels  26  g.  und  bi  Engel  Stevens  51  g.,  fac.  zu- 
samen  51  riderg.  8  stub.«  Zu  Roermonde  bei  zwei  Wirten  139  Reiterg. 
19  Stüb.  und  12  Reiterg.  71/*  Stüb.  »Mehe  entfangen  dan  usgegeven  in 
der  ruiter  und  knechten  zerong  binnen  Linnich,  die  ime  alhie  zu  kurzen : 
29  riderg.  19 8/*  stub.  Mehe  entfangen  den  usgegeven  an  den  penningen, 
so  er  zu  behoif  siner  ruiter  entfangen,  120  riderg.  8  stub.  Van  Meuchen 
an  haberen  gehat  17  riderg.  12  stub.  Verzert  zu  Buk  bi  Dusseldorf 
19  riderg.  18  stub.  Sin  ime  gekürzt  van  wegen  der  bedienong  siner 
lehen  uf  6  pert  6  wochen,  machen  81  riderg.  Entfangen  an  dem  rot- 
zehenden  zu  Lovenich  im  ampt  Caster,  der  ime  verpacht  jarlichs  für 
50  par  roggen  und  haveren,  davan  er  den  pacht  des  jairs  1547  und 
1548  schuldich,  welche  ime  zu  geld  geslagen  zusamen  uf  180  riderg. 
Noch  ist  er  gesatzt  in  der  Gulichscher  lantstuir  uf  80  goltg.  und  die 
herlicheit  Berg  für  den  ersten  termin  uf  50  derselviger  gülden,  macht 
zusamen,  die  ime  uf  sin  besoldong  abgeschrieben,  177  riderg.  6  stub.  brab. 
Summarum  alles  entfanks  829  riderg.  81/*  stub.  Wanehe  der  ent- 
fank  gegen  die  besoldong  und  pertzschaden  verglichen,  so  komen  Palanten 
noch  571  ridergulden  14  stub.  Darzu  van  wegen  Alof  Quaiden  van 
Buschfeit,  welchen  rest  Palant  ouch  an  sich  genomen  und  gelobt  für  inen 
zu  quitieren,  14,/2  riderg.,  macht  zusamen  in  al  586  riderg.  2  stub. 
Noch  fordert  Palant  sin  furdel  van  wegen  sines  ritmeisterampts  und  siner 
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111.  Hz.  Wilhelm  an  alle  Amtleute,  Befehlshaber,  Bürger- 
meister, Richter,  Bäte,  Frohnen,  Bürger  und  Unterthanen 
der  Grafschaft  Mark.1)    Düsseldorf  1642  Oktober  23. 

»Nadem  unse  bevelsluide  ind  ritmeister  uns  to  kennen  gegeven, 
dat  die  vianden  verlopen  ind  geswecht  werden,   ind  si  in  der  hof- 

taefel,  die  er  gehalden,  dergleichen  sines  trompeten,  forierers  und  Schreibers. 
Und  ist  am  16.  dage  junii  ao.  49  us  bevelh  mins  g.  h.  mit  Palanten 
verdragen,  das  er  alle  hinderstendige  scholt  und  forderung  sampt  allem 
hinder  [!]  und  schaden,  den  er  sins  dinst  halver  in  der  veheden  gehat, 
nachgelassen.  Dargegen  sal  m.  g.  h.  ime  den  rotzehenden  zu  Lovenich« 
die  nächsten  3  Jahre  hindurch  (1549,  1550,  1551),  > sonder  ichtwes 
davan  zu  geven,  lassen.  Darzu  sol  er  die  50  goltg.,  so  die  undertanen 
der  herlicheit  Berge  noch  für  den  zweiten  termin  uf  negstkunftig  Andree 
in  der  Gulichscher  lantstuiren  erlegen  sollen,  inbehalden  und  dargegen 
minen  g.  h.  entlichen  quitieren.  —  Verdragen  und  verhandelt  die  quo 
supra  zu  Dusseldorf  in  biwesen  des  marschalks  Recken,  hofmeisters 
Drinborn,  des  lantrentmeisters  Wassenberg  und  Udenheimers.  —  Herzu 
sol  seinem  Schreiber  noch  etliche  vereherong  sines  dinst  halber  geschehen.« 
—  Vgl.  unten  Nr.  198  §.  10.  IL  Notiz  in  der  Rechnung  des  Rent- 
meisters von  Born  für  1542/43:  »Usgeven  zu  bestellonge  der 
knecht.  Item  hait  der  drost  Glaes  van  Harf  im  anfange  der  veheden 
us  bevelh  mines  g.  h.  etliche  knecht  annemen  und  bestellen  lassen, 
davan  ich  den  hopluden  us  sinen  befelh  gedain,  als  volgt:  Dem  hopman 
Otmar  v.  Galen  am  6.  Oktober  102  g.  12  alb.,  »hopman  Risch«  v. 
Weirt  155  G.  5  Alb.,  »Clement  van  Susteren,  umb  glichfals  knecht  zo 
bestellen,«  9  [!]  G.  III.  1543  März  1  »is  mit  den  Ravensbergschen 
ruiteren  gerekent  und  den  averslach  gedain  wie  volgt:  Item  hebben  einen 
zedel  getoent,«  dass  120  Pferde  am  14.  Okt.  1542  aus  der  Grafschaft 
Ravensberg  »gereden  und  oir  dienst  op  denselvigen  dach  angegain  sin 
sol  und  gedient«  bis  1543  März  3,  d.  h.  5  Monate.  »Is  die  bezoldung 
in  die  irste  maent  op  jeder  pert  8  g.  und  die  andere  4  maent  op  elick 
pert  9  g.  Maickt  in  diesen  5  maenden  5280  g.  Hiervan  afgetaegen 
voir  5  perd  bezoldung  der  drier  lester  maenden,  so  die  nae  den  2er  irster 
maenden  verreden  sint.  Maickt  135  gülden.  Blieft  die  summa  5145  gülden. 
Item  noch  is  Joh.  Ledbuer  mit  5  perden  van  sin  behuisung  gereden  up 
maendach  post  Simonis  et  Jude,«  d.  h.  Oktober  30,  »und  gedient«  bis 
März  3,  d.  h.  41/*  Monate  weniger  2  Tage.  »Doch  die  41/*  monat 
gerekent  beloept  197  rider  12  stub.  Item  noch  5  einspenniger  van  oir 
behuisung  gereden«  Novb.  5  »und  gedient«  bis  März  3,  d.  h.  4  Monate 
und  1  Woche,  =  186  g.  1  ort.  Diese  Reiter  zusammen  haben  »9  wagen- 
perd  und  gedient«  bis  März  3,  d.  h.  5  Monate.  »2  wagenperd  vur  eins 
reisigen  pertz  bezoldung  gerekent,  fac.  in  diesen  5  maenden  198  gülden.« 
Alles  zusammen:  6726  G.  3  Ort.  Nun  haben  die  ravensbergischen  Reiter 
schon  verschiedenes  empfangen.    Ferner  haben  sie  in  Roermonde  bei  den 
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nong  stein,  .  .  .  gewin  tegen  si  to  erlangen«,  so  hat  der  Hz.  dem 
Amtmann  von  Wetter  Jürgen  v.  Boenen  und  dem  Sekretär  Johann 
Smelink  befohlen,  »mit  u  to  spreken  of  tot  u  to  schicken  ind  be- 
stellen, dat  mit  dem  klockenslage  der  darde  deil  van  den  besten, 
geschicksten  und  werhaftigsten  utgesatzt  ind  unvertochlich  up  Walsem, 
Orsoie  ind  darumbher  an  den  Rin  sonder  innich  vertoch  geschickt 
werde«.  Adressaten  sollen  den  Anordnungen  jener  beiden  folgen; 
»ind  dat  ouch  gi  unse  richter  ind  fronen  selfs  mit  up  sit,  die  luide 
ter  stede  brenget  ind  toversicht  hebbet,  dat  andere  unse  underdanen 
niet  beswert  werden.  .  .  .«  Düsseldorf  1542  Oktober  23. 
J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  21,  Orig. 


Wirten  verzehrt:  »2161  rider  13 1/a  stub.«  So  kommt  ihnen  nur  noch 
zu:  1798  G.  23!/8  Stüb.  Cl.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  47d,  Orig.  IV. 
d.  d.  Düsseldorf  1543  Mai  28  erklärt  Hz.  Wilhelm:  ,Sein  Unterthan  Joh. 
Garz  hat  »uns  in  der  Burgondischer  veheden  sieven  monat  lank  gedient, 
davan  sine  besoldong  sich  erdregt  uf  126  embder  gülden,  =  94  ggl. 
36  alb.,  und  uns  ouch  furgestreckt  405  ggl.  10  alh.,  die  er  zu  henden 
unsers  dieners  und  secretarien  Johans  von  Hoengen  gen.  Wassenberch 
gelievert«.  Also  bleibt  der  Herzog  ihm  zusamen  500  Ggl.  schuldig. 
Verkauft  ihm  (»of  helder  dis  briefs  mit  sinem  wissen  und  willen«)  dafür 
»unseren  schätz  und  körn  des  Stailhofs  und  Wilbeck  in  unserem  kirspel 
van  Erkroede«.  Der  Richter  und  Geldheber  zu  Mettmann  kürzt  dem 
Herzog  alljährlich  die  Summe  ab.  Der  Hz.  darf  die  Einlösung  thun, 
wenn  es  ihm  beliebt/  Inserirt  in  den  Revers  (Orig.)  des  Garz  vom 
gleichen  Datum.     J.-Bg.,  Urkunden,  Nr.  3816. 

')  Ich  teile  diesen  Erlass  mit,  weil  ein  ähnlicher  Befehl  für  Jülich- 
Berg  (und  Cleve)  ungefähr  um  diese  Zeit  ergangen  sein  muss.  Dies 
dürfen  wir  nämlich  aus  der  Notiz  über  die  militärische  Stärke  des  Her- 
zogs in  Ztschr.  23,  S.  121  (»al  sein  landvolk«)  schliessen.  Vgl.  ferner 
Stadt  Ratingen  an  die  hzgl.  Räte  1596  Juli  10  (Kessel,  Ratingen  II, 
Nr.  191):  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat  haben  von  alters  her  »jär- 
lich  und  so  duck  dessen  nottig  gewesen«,  die  Bürger  in  und  ausserhalb 
Ratingen  gemustert;  wie  sie  denn  1542  in  der  Fehde  auf  hzgl.  Befehl 
die  Bürger  in  Eile  »mit  irem  gewer  Vorbescheiden,  dieselben  besichtigt 
und  ad  32  personen  ausgesetzt  und  nach  Gulich  gesant«.  Seitdem  haben 
sie  noch  oft  die  Bürger  gemustert,  »die  stat  in  quartiere  (beigefügt  ist 
eine  Einteilung  der  Stadt  in  fünf  Quartiere,  nach  den  Strassen)  geschlagen,« 
jedem  Quartier  seinen  Befehlshaber  gegeben  und  jedesmal,  »nach  be- 
schehener  musterung,  etzlich  burgern,  so  im  pfal  der  not  unserem  g.  f. 
und  h.  zugeschickt  werden  sollen,  ausgesetzt,  wie  dan  neulicher  tag  jedem 
burger  sich  uf  gut  gewer  zu  stellen,  in  gestalt  die  musterung  in  der  stat 
zum  ehesten  vor  die  hant  zu  nemen,  bevohlen«.  Die  Räte  möchten  die 
Stadt  bei  »irer  possession«   handhaben/ 
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112.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Joh.  Valtermeir 
Dr.  iur.  an  die  in  Schweinfort  versammelten  Reichsstände. 
Angermund  1542  November  3. 

Die  Burgundischen  haben  wider  des  Reichs  Abschiede  und  den 
bewilligten  Friedstand  das  Fürstentum  Jülich  überfallen  und  ver- 
wüstet. Der  Gesandte  soll  die  Stände  ermahnen,  nicht  zu  gestatten, 
dass  »unsern  gegenteilen«  in  ihrem  übermütigen  Vorhaben  eine  Hilfe 
geschehe,  ferner  auf  dem  bevorstehenden  Reichstage  zu  Nürnberg 
dahin  zu  wirken,  damit  durch  die  gemeinen  Reichsstände  der  Land- 
friede und  Friedstand  gehandhabt,  den  Burgundischen  ihr  Vor- 
nehmen nicht  gestattet,  »sonder  . .  .  darwider  gedrachtet  [!]  werde«. 
Soll  den  Ständen  zu  Herzen  führen,  wenn  der  Herzog  in  seiner 
Beschwernis  verlassen  und  die  Burgundischen  in  ihrem  Vorhaben 
fortschreiten  sollten,  »zu  was  beswernuss  und  dinstbarkait  sollichs 
.  .  .  dem  ganzen  Rom.  reich  Teuscher  nation  .  .  .  erreichen  wurde«. 
Stände  möchten  sich  gegen  den  Hz.  halten,  wie  sie  wünschen,  dass 
er  sich  in  gleichen  Fällen  gegen  sie  halten  solle.  Möchten  nicht 
gestatten,  dass  er  »in  das  eilend  gefurt  und  die  Teutsche  nation 
in  ein  erbdienstbarkait  der  ort  gezogen«  werde.  An  dem  »zug,  so 
durch  die  Franzosischen  in  Brabant  beschehen«,  ist  er  unschuldig. 
Die  Türkenhilfe  hat  er  »abgefertigt  und  bis  noch  erhalten«,  worüber 
ihm  doch  thätliche  Gewalt  begegnet  ist.  —  Angermund  1542  Novb.  3. . 

J.-Bg.,  Herzogt.  Geldern,  Nr.  21,  Orig. 

113.  Hz.  Wilhelm,  Erklärung  über  den  von  den  kur- 
kölnischen und  hessischen  Gesandten  mit  der  Regentin 
der  Niederlande  vereinbarten  Waffenstillstand,  [vor  1542 
November  6].1) 

Der  Anstand  dem  Hz.  nachteilig,  auch  nicht  ohne  Zustimmung  der 
Stände  zu  erhalten.  Ungerechtigkeit  des  burgundischen  Angriffs.  Unter 
welchen  Bedingungen  der  Hz.  zu  einem  Anstand  geneigt  sein  würde. 

Die  Gesandten  von  Kurköln  und  Hessen2)  haben  bei  der  Re- 
gentin   »einen  stilstant   usbracht,   sovern  hochg.  herzog  zu  Gulich 


*)  Nach  dem  vorliegenden  Aktenstück  sind  die  Stände  noch  nicht 
wegen  des  Anstandes  gefragt  worden.    Also  muss  es  vor  Nr.  114  fallen. 

2)  Die  kurkölnischen  Gesandten  waren:  Graf  Wilh.  zu  Neuenahr 
Erbhofmeister  und  Dr.  Joh.  Gropper,  die  hessischen:  Marschall  Ludw. 
v.  Baumbach    und    lic.    Jakob    Lersener.     Diese    Ausgleichsverhandlungen 
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eine  verschreibung  und  Verpflichtung  tun  und  under  seiner  f.  g. 
siege!  und  hantzeichen  dem  obersten  ins  veltleger  für  dem  2.  tag 
novembris  zuschicken  wurd,  vermog  der  artikel  und  begrifs,  so 
kunigl.  w.  den  cur-  und  furstl.  gesandten  haben  zustellen  lassen.1) 

können  hier  nur  soweit  berücksichtigt  werden,  als  sie  den  Landtag  be- 
schäftigen. Im  übrigen  sei  auf  Lac.  Arch.  V,  S.  43  ff.  und  namentlich 
Max  Lenz  II,  S.  103  f.  (Anm.  3)  verwiesen.  Das  jülich-bergische  Archiv 
im  düsseld.  Staatsarchiv  enthält  über  diese  Dinge  auch  einen  wichtigen 
Faszikel  aus  den  Akten  des  kölner  Domkapitels  (J.-B.,  Hzgt.  Geldern, 
Nr.  19). 

l)  Vgl.  Schreiben  der  kölnischen  und  hessischen  Gesandten  an  Cor- 
nelius Scheperus  ksl.  Rat  (»in  abwesen  dem  obersten  velthauptman  zu 
erbrechen«)  d.  d.  Angermund  1542  Oktober  31:  ,Haben  sich  »uf  den 
abschied  von  der  kunigl.  mt  junxst  zu  Loeven  gnommen«  alsbald  zum 
Herzog  verfügt,  den  sie  zu  Angermund  »etwas  bloess  von  reten,  weil 
dieselbigen  hin  und  wider  verritten,  befonden.  Derwegen  und  us  anderen 
furgefallenen  Ursachen  nicht  muglich  gewesen,  das  inwendig  so  kurzer 
zeit,  als  bestimpt  worden  ist,  die  antwort  hochgmelts  fursten  uf  die 
notel  der  versiecherung  hat  beschlossen  und  gefertigt  werden  mögen.« 
Der  Herzog  wird  aber  sobald  als  möglich  »die  antwort  forderen«  [!]. 
Adressat  möchte  dies  der  Regentin  mitteilen  und  »die  Sachen  dahin  helfen 
richten,  das  si  vor  gefallener  antwort  nicht  boeser  ader  arger  werden«. 
Wollen  sich  jetzt  zum  Kurfürsten  von  Köln,  der  diesen  Abend  nach  Linn 
aus  Westfalen  kommen  wird,  begeben  und,  was  ihnen  allenthalben  be- 
gegnet, fleissig  berichten.'  J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  19,  Kpt.  Der 
dem  Hz.  vorgelegte  Entwurf  des  Waffenstillstandes  hat  folgenden  Wort- 
laut: ,Der  Kurfürst  von  Köln  und  der  Landgraf  von  Hessen  haben  mit 
des  Herzogs  Zustimmung  die  Regentin  Maria  durch  eine  Gesandtschaft 
ersuchen  lassen,  »in  Sachen  des  uberzugs«  der  Regentin  »wider  uns  .  .  . 
und  in  andern  spennen  und-  irtumben«  zwischen  dem  Kaiser  und  dem 
Herzog  gütliche  Verhandlung  zu  gewähren  und  das  wider  den  Herzog 
geführte  Kriegsvolk  »bis  zu  sollicher  guetlicher  handlung«  abzufordern. 
Darauf  hat  sie  »guetlicher  handlung  ...  zu  pflegen  vergoent  und  in  ein 
frid  und  anstand  des  furgenomen  kriegs  von  vier  monaten«  (vom  No- 
vember 1  bis  1543  Febr.  28)  und  in  die  Zurückziehung  des  jetzt  im 
Felde  stehenden  Kriegsvolks  gewilligt,  jedoch  unter  folgenden  Bedingungen : 
1.  Herzog  soll  sich  »bis  zu  ber.  handlung  und  vort  mitlerzeit  des  obber. 
anstantz«  gegen  den  Kaiser  und  dessen  Lande  und  gegen  und  auf  die 
Gebiete,  welche  die  Regentin  in  diesem  Krieg  vom  Herzog  erobert  hat, 
»alles  tetlichen  und  andern  vedlichen  zugrifs  enthalten«.  2.  Soll  »wider 
unsere  undertanen  vom  adel  und  andere,  die  sich  zu  dem  jüngsten  Über- 
zug der  gem.  Niderland  durch  den  konig  von  Frankreich  den  reichsab- 
scheiden  zuentgegen  bestellen  und  gebruichen  haben  lassen,  geburliche 
execution  der  ufgelegter  strafen,  alles  laut  der  abscheide,  verschaffen«. 
3.    Soll   während    des  Friedstandes    weder    heimlich   noch   offen   jemand 
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.  .  .  Diewiel  aber  dieselbige  artikel  und  begrif  .  .  .  seiner  f.  g.  und 
derselbigen  undertanen  ...  hoch  verletzlich  und  nachteilig«,  auch 
seit  der  Abfertigung  der  kölnischen  und  hessischen  Gesandten  »groisse 
unversehenliche  ....  beschweernuss  und  verderben  seiner  f.  g. 
und  den  iren  weiter  zugefuegt,  so  kan  oder  mach  s.  f.  g.  die  on 
furwissen,  rait  und  bewilligung  seiner  f.  g.  lantschaften,  die  es  dan 
furnemlich  mit  belangt,  nit  annemen,  insonderheit  dweil  s.  f.  g.  und 
die  ire«  wider  den  Landfrieden,  die  bewilligten  Friedstände  und  der 
Reichsstände  Declaration  unabgesagt  überfallen  sind  und  zwar  unter 
dem  Schein,  als  ob  die  Burgundischen  Befehlshaber  befugt  wären, 
so  gegen  den  Herzog  als  einen  Friedbrüchigen  zu  handeln,  während 
er  sich  keines  Friedbruchs  schuldig  gemacht  hat.  Überdies  ist  er 
»nicht  beclagt,  citirt  noch  überwiesen,  vil  weniger  einige  erkenteniss 
darinnen  ergangen«.  Er  konnte  den  Überfall  um  so  weniger  er- 
warten, als  er  sich  »uf  etliche  .  .  .  der  regentin  Schriften«  vor  den 
Reichsständen  auf  dem  letzten  Reichstag  zu  Nürnberg  verantwortet 
und,  wenn  es  notwendig,  ferner  sich  zu  verantworten  erboten, 
»welche  entschuldigung  und  erbieten  nit  widerlacht,  sonder  folgentz 
und  dozumail  der  voriger  gemeiner  reichsfridstant  durch  Rom.  kun. 
mt,  Kei.  Mt.  commissarien  .  .  .  und  gemeine  stende  des  reichs 
widerumb  verneuet,  becreftigt  und  verabscheit,  also  das  s.  f.  g.  sich 
.  .  .  soliches  geweltlichen  Überzugs  mit  nichten  versehen.  Dan  wa 
es  one  das  gewesen,  hette  s.  f.  g.  ire  lande  und  vlecken  nit  so 
bloiss  und  unbesatzt  gelassen.«  Obwohl  es  sich  nun  gebühren 
würde,  den  Hz.  und  die  seinigen  zu  restituieren,  bevor  er  sich  in 
gütliche  oder  rechtliche  Handlung  zu  begeben  schuldig,  so  will  er 
dennoch  auf  einen  friedlichen  Anstand,  »gutlicher  handlung  oder 
richtlicher  erkenteniss  der  Sachen  zu  gewarten«,  unter  der  Bedingung 
eingehen,  dass  ihm  und  den  seinigen  das  durch  die  Burgundischen 
abgedrungene  restituiert  »und  der  schaid  zu  der  gutlicher  handlung 
gemelter  cur-  und  fursten  oder  zu  richtlicher  erkenteniss  curfursten, 
fursten  und  stende  des  reichs  angestalt  werd,«  wogegen  er  sich 
erbietet,  genügende  Versicherung  zu  thun,  dem,  »wes  in  der  guede 
verdragen  oder  richtlich  erkent«,  nackzukommen.    Kann,  soviel  ihn 

gegen  den  Kaiser  und  dessen  Lande  helfen  oder  durch  die  seinigen  helfen 
lassen.  Der  Herzog  erklärt  nun,  dass  er  den  Stillstand  unter  diesen 
Bedingungen  angenommen  habe,  und  gelobt,  ihn  zu  beobachten.  ».  .  . 
Gegeben  am  n.  tag  des  monats  octobris  1642«.'  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu 
Geldern,  Nr.  47a,  Kpt 
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betrifft,  »erleiden,  verhoft  es  auch  bei  seiner  f.  g.  lantschaft  am 
furderligsten  zu  erlangen,  wa  ehe  die  restitution  (wie  doch  billich) 
nit  erhalten  kunte  werden,  das  dan  seiner  f.  g.  stette  und  vlecken, 
so  vorbestimpte  Burgundische  bevelhaber  inhaben,  gestalt  werden 
zu  handen  der  cur-  und  fursten  Collen,  Trier,  Pfalz,  Munster  und 
Hessen,  welche  under  denen  zween  oder  drei  darzu  zu  bewegen; 
wa  die  sach  in  der  guede  nit  troffen,  .  .  .  das  uf  dem  zu  Nuren- 
berg  angestaltem  und  negstem  reichstag  durch  . . .  stende  des  reichs 
. . .  erkant  und  usfundig  gemacht,  wa  s.  f.  g.  vermog  des  lantfridens 
und  wie  sich  nach  des  h.  reichs  Ordnung  .  .  .  geburt,  überzogen, 
entsatzt  und  die  Burgundische  bevelhaber  des  fug  und  recht  gehapt, 
das  alsdan,  was  recht  und  van  . .  .  stenden  des  reichs  in  der  sachen 
erkant,  .  .  .  vollenzogen  werd;  wa  aber  nit,  .  .  .  das  zu  umbgank 
des  anstands  die  sequestrirte  stette  und  vlecken  seiner  f.  g.  widerumb 
eingereumbt  und  der  kost  und  schaden  erstattet,  doch  das  die  under- 
tanen  miüer  weil  zu  dem  irem  unverhindert  gelassen  und  niemantz 
wider  recht  beschwert  werd.« 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kop. 

114.  Verhandlung:  mit  den  Gesandten  der  geldrischen 
Hauptstädte.    Angermund  1642  November  6. 

Gesandte  raten  unter  Anfuhrung  bestimmter  Gründe,  mit  der  Regentin 
wohl  einen  Frieden,  nicht  aber  einen  Anstand  zu  schliessen;  Notwendig- 
keit von  Rüstungen.  Vorschläge  der  hzgl.  Räte  und  der  Gesandten,  wie, 
falls  der  Friede  nicht  zu  erhalten,  die  Reiter  und  Knechte  zu  unterhalten 
seien:  1.  jede  Ortschaft  in  allen  Landen  unterhält  eine  bestimmte  An- 
zahl; 2.  der  Hz.  nimmt  Geld  auf  (wofür  die  Landschaft  sich  mit  ver- 
schreibt), ebenso  die  Städte;  3.  die  Brandschatzungen  werden  dafür  ver- 
wandt.    Türkensteuer.     Eröffnung  des  Rheins. 

»Die  geschickten  der  heuptstede  des  furstendombs  Gelre  sein 
bei  u.  g.  h.  zu  Angermont  gewesen  und  der  beider  cur-  und  fursten 
Collen  und  Hessen  underhandlung  halber  treulich  und  vleissig  ver- 
manung  gedain,  wa  u.  g.  h.  einen  bestendigen  erlichen  friden  er- 
halten kunte,  den  nit  auszuschlain,  aber  in  geinen  bedriechlichen 
oder  furteilhaftigen  anstant  sich  zu  begeben,  aus  Ursachen,  wie  sie 
anzeigten,  und  1.  das  die  Burgundischen  geinen  glouven  wurden 
halden,  wie  furmals  zu  mehe  zeiden  mit  inen  und  itzt  auch  be- 
schehen;  2.  das  sie  sich  miüerzeit  Sterken  und  mit  Frankrich  oder 
Denmarken  einen  friden  oder  anstant  erlangen  und  s.  f.  g.  folgents 
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weder  uberzehen  mochten ;  3.  das  s.  f.  g.  die  ruiter  und  knecht,  so 
s.  g.  itzt  hat  und  wartet,  beschwerlich  sulte  widerumb  versamblen 
können;  4.  das  s.  f.  g.  ire  freunde,  so  es  buissen  deren  rat  ge- 
schege,  mit  dem  anstant  verwerfen  wurden;  5.  das  die  Burgundische 
Niderlande  mangel  an  fruchten  haben  und  itzt  die  rechte  zeit  ist, 
das  sie  sich  in  dem  anstant  damit  versehen  wurden;  6.  das  sie 
ire  hering  und  vischwerk  mitlerzeit  verkoufen  und  sonst  ire  han- 
tierung  treiben  und  sich  mit  gelt  und  anderer  notturft  gefast  machen 
wurden;  7.  das  algereit  ein  unverstant  und  meuterei  in  Hollant  und 
Seelant  si,  dweil  die  hantierung  und  kaufmanschaft  naebliven  moess; 
8.  das  die  frembde  kaufluide,  davon  si  die  finanz  machen,  us 
mangel  des  gewerbs  ungern  in  dieser  zeit  das  gelt  furstrecken 
wurden;  also  das  ires  verhoffens,  sovern  u.  g.  h.  sich  ernstlich  in 
die  gcgenwer  schickten,  zu  dieser  zeit  einen  bestendigen  erlichen 
frieden  erhalten  solt.  Mit  dem  erbieten,  das  sie  alle  ire  vermoigen 
sampt  leib  und  leben  bei  s.  g.  ufsetzen  wollen,  und  den  furschlag 
gegeven,  das  ein  jeder  stat  und  ambt  ein  anzal  ruiter  und  knecht 
na  seiner  gelegenheit,  so  lang  der  krieg  weret,  underhalde,  das 
i.  f.  g.  bei  iren  hern  frunden  und  sonst  uf  ire  inkommen  gelt  uf- 
brengen,  und  das  sich  die  lantschaft  mit  darfur  verschreibe,  auch 
gegen  i.  f.  g.  verplicht,  das  dieselbige  i.  g.  renten  und  inkommen, 
so  dermassen  verpfant,  in  etlichen  jaren  widerumb  verfriet  werden 
solle,  zodem  das  ein  jeder  von  den  habseligsten  underdanen  ouch 
einen  pennink  uf  Versicherung  furstrecke.  Zu  gedenken  des  stil- 
stants  der  stede  Deventer,  Kampen,  Schwol,  Groningen  und  anderer. 

Anzeichnuss  wes  m.  g.  h.  rede  und  die  geschickten 
von  Nimmegen,  Zutphen  und  Arnheim  in  dieser  beschwer- 
nuss  für  gut  angesehen  und  bedacht  haven,  uf  wol- 
gefallen  m.  g.  h.  und  der  lantschaft. 

Dweil  geschickten  von  wegen  der  furgemelter  stede  und  auch  die 
ruiter  und  andere  zu  Ruremunde  bedacht,  das  es  nit  nutz  si,  dat 
m.  g.  h.  sich  in  einen  geferlichen  of  beschwerlichen  anstant  begieve, 
sonder  wa  s.  f.  g.  nit  einen  bestendigen  und  erlichen  frieden  kriegen 
konte,  dat  dan  s.  f.  g.  sich  uf  das  ernste  zur  gegenwer  schicke  und 
alsdan  von  noeden,  wa  der  friet,  wie  obgemelt,  nit  kunte  erhalden 
werden,  bedacht  werde,  die  ruiter  und  knecht  zu  underhalden,  — 
erstlich  dat  die  stede  und  vlecken,  dergleichen  dat  lantvolk  an  einem 
jedem  orde  in  allen  landen  na  irer  gelegenheit  und  vermögen  ver- 
ordent  wurden,  wievil  ruiter  of  knecht  ein  jeder  underhalden  sol,  so 
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lang  diese  notwer  duiret,  und  dat  m.  g.  h.  sollichs  mit  s.  g.  landen 
handele  und  die  Geirischen  zu  Arnheim  bescheiden  lasse,  auch 
eigener  person  daselbst  erscheine;  zum  anderen,  dat  s.  g.  in  allen 
landen  uf  s.  f.  g.  renten  und  ufkumpsten  und  bei  s.  f.  g.  hern  und 
freunden  understae  penningen  ufzubringen,  damit  der  erster  mo- 
natten  ein  of  zween  mögen  bezalt  werden,  bis  ire  penningen  von 
der  lantschaft  ankommen,  und  dat  die  lantschaft  sich  mit  für  die- 
selbige  sommen  verschriven  und  damit  in  etlichen  jaren  die  vurs. 
versatzte  renten  verfrien,  und  das  auch  die  frunde  in  den  stetten 
bi  sich  selfs  gelt  ufbringen  und  bi  ire  negstgesessene  frunde  werven, 
den  knechten  uf  die  hant  zu  geven;  zum  dritten,  dat  under  allen 
dinkzalen  und  brantschatzungen  die  dingemeister  und  dinkschriver 
bescheitliche  rechenschaft  und  alle  dinkzalle  lievern  zu  henden  eines 
mans,  den  m.  g.  h.  darzu  verordent,  damit  widerumb  an  die  orter, 
da  man  es  am  meisten  bedarf,  die  notturft  verordent  und  bestalt 
werden  muge,  also  das  von  allen  dinkzalen  ein  gemeiner  entpfang 
sei  und  rechenschaft  davon  doe.  Zu  gedenken  der  Turkenstuir  im 
lande  von  Gelre,  die  ander  lande  desto  bess  zu  friedigen  [!]  und 
auch  bei  dem  reich  den  guden  willen  zu  erhalden.  Zu  gedenken 
der  antwort  von  erofnung  des  Reinstroums.  *)  Zu  gedenken  des 
geschutz.  Des  eigentlichen  tags  der  lantschaft  bikompst.  Dat  m. 
g.  h.  etliche  ruiter  und  knecht  mitbringe.  —  Gezeichent  zu  Anger- 
mont  am  6.  novembris  ao.  42.9)« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  153,  Kop. 

')  Vgl.  Max  Lenz  II,  S.  103  Anm.  3.  In  einer  Instruktion  (o.  D.) 
der  kurkölnischen  Gesandten  an  den  Hz.  von  Jülich  (als  nach  der  Ab- 
lehnung des  ersten  Waffenstillstandsentwurfes  die  Verhandlungen  von 
neuem  aufgenommen  wurden)  ist  am  Schluss  bemerkt:  Wenn  »Gulich 
sich  dis  also  gefallen  oder  nicht  gefallen  leist,  sollen  unsere  erzbischof 
Hermans  rete  in  abwesen  der  Hessischen  mit  s.  1.  uf  die  ofnung  des 
Reinstroms  und  abstellung  der  beschwernissen,  so  uns  uf  dem  Reinstrom 
vor  Wesselink  und  den  unseren  zu  Kempen,  Zulp  und  Kamp  und  anders- 
wo durch  seiner  1.  undertanen  zugefuegt  worden  sein  und  nochmals,  bis 
der  fridstant  getroffen,  zugefuegt  werden  mochten,  van  unser  wegen  freunt- 
lich  handelen«.     J.-Bg.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  19,  Kpt. 

S)  Vgl.  geldr.  Landtagsabschied  d.  d.  Arnheim  1542  November  21: 
,Der  Herzog  hat  um  den  Rat  »der  bannerhern  ind  derselvigen  geschickten, 
oick  gemeiner  ritterschap,  vort  groeter  ind  kleiner  stede  der  dri  quar- 
tieren Nimmegen,  Zutphen  ind  Arnheim«  gebeten,  wie  die  Reiter  und 
Knechte  zu  unterhalten  wären,  die  er  aufgebracht,  nachdem  er  »unafgesacht 
ind  unverschult«    gegen  den  Landfrieden  des  Reiches,    die  Erklärung  der 
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116.  Verhandlung:  mit  den  Stünden1)  von  Berg.  Düssel- 
dorf 1642  Dezember  7. 

Proposition:  Überfall  Jülichs  durch  die  Burgundischen.  Kurkölns 
und  Hessens  Vermittelung.  Wie  die  Reiter  und  Knechte  zu  unterhalten? 
Stände:  Warum  nicht  auch  die  Jülicher  berufen?  Die  von  der  bergischen 

Fürsten,  »oick  bewilligte  frietstende  von  den  Burgundischen  vergeweldiget 
ind  overtogen«.  Sie  haben  darauf  folgenden  Abschied  gefasst:  1.  Sie 
bewilligen  eine  Steuer  von  141 000  Ggl.  (gleich  1  Joachimsthaler),  ut- 
gesondert  dabenefens  wess  s.  f.  g.  bi  den  bannerhern  van  derselvigen 
bannerschaften  ind  herschappen  erhaiden  werden.«  2.  Sie  sind  bereit, 
wenn  es  nötig,  auch  noch  mehr  zu  leisten;  jedoch  begehren  sie,  dass 
der  Herzog  auch  bei  seinen  andern  Landen  anhalte.  3.  Von  jener  Summe 
wird  in  14  Tagen  liefern  das  Quartier  Nymwegen  17  000  Ggl.,  das  Quar- 
tier Zütphen  4000,  das  Quartier  Arnheim  8000.  »Ind  wes  dan  in  einem 
jedem  quartier  an  der  helfte  der  vurgeroirter  summen  na  eins  jedem 
andeil  gebrickt,  willen  die  vurs.  dri  quartieren  furderlick  uitsetten  ind 
gelicken  vlit  furkeren,  dat  binnen  6  wecken  nae  14  dagen  oere  restierende 
andeilen  oick  uitgemaent  ind  s.  f.  g.  bevelhebbern  gehantreickt  werden 
soln.«  4.  Das  Quartier  Roermonde,  das  des  Kriegs  wegen  hier  nicht 
erschienen  ist,  soll  auch  >na  advenant  ind  gedrach  der  andern«  steuern. 
5.  Den  Rest  »na  betalung  der  helfschaft«  wolle  der  Herzog  »bi  s.  f.  g. 
hem  und  freunden«  aufbringen,  wogegen  jedes  Quartier  jährlich  gebühr- 
liches »hantgelt«  zahlen  und  den  betr.  oder  dem  Herzog  im  Namen 
derselben  genügende  Versicherung  geben  wird,  wovon  ein  Konzept  ver- 
lesen und  einem  jeden  Amt  mitgegeben  ist;  und  zwar  soll  das  Handgeld 
bis  zum  Friedensschluss  gezahlt  werden,  wo  sie  dann  »die  heuftsommen 
mit  dem  ufgeloufenen  hantgelt  tsamen  widerumb  uitsetten,  vort  afleggen 
ind  quiten«  werden.4  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  156,  Kop.  Abschied  des 
geldrischen  Oberquartiers  d.  d.  Roermonde  1542  Dezember  17:  ,Heute 
1542  Dzb.  17  ist  den  Unterherren,  der  Ritterschaft  und  den  Städten  des 
Oberviertels  in  Roeremonde  der  Abschied  von  Bannerherrn,  Ritterschaft 
und  Städten  der  3  Quartiere  Nymwegen,  Zütphen  und  Arnheim  mitgeteilt 
und  ihnen  vorgetragen  worden,  wie  die  Burgundischen  gegen  den  Land- 
frieden des  Reichs  in  des  Herzogs  Länder  eingefallen  sind,  weshalb  die 
hzgl.  Räte  um  »stuir  ind  tegenwer«,  wie  sie  jene  3  Quartiere  bewilligt, 
ersucht  haben.  Hierauf  bewilligen  Unterherren,  Ritterschaft  und  Städte 
»alsulchen  penning«,  wie  ihn  der  vorige  Herzog  »in  den  4  jaeren  der 
groeten  schatpennongen  eins  jairs«  erhalten  hat,  nämlich  20000  Joachims- 
thaler, welche  sogleich  ausgesetzt  und  erhoben  werden  sollen/  K.,  Caps.  2, 
Nr.   14,  Kop. 

')  Der  Eingang  des  Aktenstückes  spricht  von  den  Ständen  schlecht- 
hin. Dagegen  ist  nachher  von  denjenigen,  »so  von  den  Bergischen  her- 
geschickt«, die  Rede.  Ist  damit  ein  Ausschuss  gemeint?  Oder  haben  die 
Ritterbürtigen  sich  etwa  privatim  nach  Empfang  der  Ladungsschreiben 
verabredet,  nur  einige  zum  Landtag  ziehen  zu  lassen? 
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Ritterschaft  hergeschickten  ohne  Vollmacht.  Hauptstädte  wollen  nicht  ohne 
die  kleinen  Städte  antworten.  Stände  wollen  trotz  ihrer  geringen  Mittel 
helfen.  Bitten  um  Mitteilung,  welche  Unterstützung  der  Hz.  von  seinen 
Freunden  zu  erwarten  hat.  Regierung:  Antwort  auf  diese  Punkte. 
Vorschlag  der  Aufbringung  von  Knechten  durch  jede  Ortschaft  und  der 
Heranziehung  des  Adels  und  der  Geistlichen.  Stände  äussern  sich  ent- 
gegenkommend. Beschluss:  etliche  zum  cleve-märkischen  Landtag  nach 
Dinslaken  abzuordnen;  neuer  bergischer  Landtag  zu  Dzb.  15  auszuschreiben. 

»Als  der  durchleuchtig  hochgeborn  f.  und  h.,  her  Wilhelm  hz. 
zu  Gulich  .  .,  s.  f.  g.  rede,  ritterschaft  und  heubtstede  des  fursten- 
tumbs  Berg  uf  heut  dato  her  zu  Dusseldorf  hat  bescheiden  und 
inen  in  die  lengde  furdragen  lassen,  wie  s.  f.  g.,  s.  g.  furstendom 
Gulich  und  underdanen  desselvigen  van  den  Burgonschen  so  unver- 
sehens, unverschult  und  unabgesagt  überzogen,  beschedigt,  ver- 
brant,  beroubt  und  zum  deil  ingenommen,  mit  erzellung,  was  durch 
die  cur-  und  fursten  Coln  und  Hessen  des  anstants  und  verglichung 
halver  gehandelt,  was  auch  die  kuniginne  daruf  bewilligt  und  m.  g. 
h.  daruf  geantwort  [s.  Nr.  113],  dergleichen  was  am  cammergericht 
darinnen  bescheen  und  erkant,  wie  dan  die  copeien  verlesen,  und 
von  wegen  m.  g.  h.  begert  worden,  dweil  s.  f.  g.  zur  gegenwer 
genoitdrengt,  das  sie  wollen  helfen  uf  wege  gedenken  und  raeden, 
wie  die  ruiter  und  knecht  mochten  underhalden  und  bezalt  werden: 
daruf  gemelte  rede,  ritterschaft  und  stede  nit  antwortz-,  sonder  be- 
richtsweis  etlich  ire  bedenken  angezeigt,  als  nemlich  wie  sie  sich 
alwege  verneinen  lassen  und  noch  als  gutwillige  true  underdanen, 
dweil  es  aber  für  hondert  jaren1)  allezit  dermassen  gehalden,  das 
die  Gulichischen  und  Bergischen  zusamen  bescheiden,  und  diese 
sach  hochwichtig  und  si  alle  glich  betreffe,  beschweren  sich  die 
Bergischen  on  die  Gulichischen  sich  inzulassen.  Und  obwol  die 
Gulicher  in  diesem  uberfal  beschedigt,  so  kunten  si  doch  mit  zum 
wenigsten  raden,  und  die  nit  verdorven  weren,  kunten  mit  stuiren 
helfen.  So  weren  ouch  diegenigen,  so  von  den  Bergischen  ritter- 
schaften  hergeschickt,  nit  volmechtig.  Die  heuptstede  beschweren 
sich  auch  entlich  zu  antworten  on  die  kleine  stede.8)  Neben  dem 
wulten  sie  niet  verswigen,  wie  es  an  irem  willen  nit  sult  mangelen; 
aver  das  vermuegen  der  Bergischen  were  klein;  es  weren  die  eickel 
nit  wol  geraden,   der  win  hinderblieben,    die  fruchten  nit  vast  wol 

')  Eine  nicht  ganz  zutreffende  Bemerkung.     S.  oben  S.  48  f. 
■)  Vgl.  oben  S.  21. 
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angelaufen,1)  weren  auch  sonst  beschwert.  Bedechten  aver  gleich- 
wol  underdeniglich,  das  noedich  were,  m.  g.  h.  und  den  landen  zu 
helfen.  Aver  ire  hilf  kunte  wenich  furdern.  Doch  nit  zu  weniger, 
nachdem  uf  vielen  lantdagen  angezeigt,  das  m.  g.  h.  bi  andern  hern 
und  nachbaren  freuntliche  verstentnuss  machen  sult,  wan  dan  s.  f.  g. 
believen  wult,  inen  zu  eroffenen,  was  troestes  s.  f.  g.  bi  andern 
sinen  hern  und  frunden  wisten,  ouch  was  und  wievil  ufgewant 
werden  muest,  wulten  sie  ir  underdenigs  bedenken  zu  vermelden 
nit  underlassen.  Daruf  ist  inen  von  wegen  m.  g.  h.  berichtung  ge- 
dain.  Erstlich  belangen  die  bescheidung  der  Guilcher,  hetten  sie 
leider  verstanden,  das  das  ganze  lant  von  Gulich  [überzogen]  oder 
ingenommen,  gebrant,  gebrantschat  oder  beschedigt,  allein  aussert- 
halb  Munstereifel,  Monjoie  und  Bruggen;  und  man  wist  die  zer- 
stoerung  des  adels,  der  heubt-  und  kleiner  stede.  Were  ouch  kein 
zweivel,  dweil  sie  di  hilf  forderten  und  beeden,  si,  die  unbeschedig- 
ten,  wurden  auch  gern  ir  vermuegen  darzu  strecken.  Und  were 
darumb  die  bescheidung  der  Gulicher  underlassen.  Belangen  den 
ausschoss  der  Bergischen,  so  hergeschickt,  hette  man  sich  versehen, 
dieselvige  sulten  volmechtig  sein  erschienen  vermög  des  usschrivens, 
dwil  die  verwilung  am  hoichsten  nachteilig.  Das  auch  die  kleine 
stede  nit  beschrieven,  pliege  nit  zu  gescheen,  dan  wan  ritterschaft 
und  heuftstede  willigten,  plegen  die  kleine  stede  zu  folgen.  Und 
belangen  den  trost  und  hilf  anderer  m.  g.  h.  hern  und  freunde, 
hette  m.  g.  h.  der  curfurst  zu  Sachsen  m.  g.  h.  zugeschrieven  und 
entboeden,  das  s.  curf.  g.  s.  g.  mit  gelde,  troist,  bistant  niet  wulte 
verlassen,  wie  auch  mit  der  dait  gespuert,  dan  s.  curf.  g.  sich  er- 
boden,  4000  man  zu  underhalden  und  selbst  zu  besolden,8)  und  ist 
bemelt  etc.  So  hoft  s.  f.  g.  auch,  das  curfursten,  fursten  und  stende 
des  reichs  s.  f.  g.  nit  lassen,  sonder  uf  die  wege  mit  gedenken 
wurden,  s.  f.  g.  und  s.  g.  landen  us  den  beschwernussen  zu  ver- 
helfen. So  hette  s.  f.  g.  auch  noch  ferner  hern  und  freunde,  davon 
sonderlichs  vil  zu  reden  nit  noit  were.  Nu  muste  doch  gleichwol 
der  sachen  nachgedacht  und  oeverlacht  werden,  wie  am  bequeemsten 
und  besten  die  hilf  mocht  geschehen  und  geleist  werden,  und  hette 
wol  u.  g.  h.  under  anderm  uf  einen  furschlag  gedacht,8)  das  jeder 
stat,  freiheit  und  dorf  nach  groiste  [!],   gelegenheit   und  reichdumb 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  214. 

*)  Max  Lenz  III,  S.  234  oben. 

8)  Dieser  Vorschlag  begegnet  uns  schon  in  Nr.   114. 
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desselvigen  etliche  kriecht  underhielte  und  das  gelt  davon  alle  mo- 
nats  erlegte,  nemlich  für  jedem  knecht  4  embder  gülden  des  monats, 
und  das  gelt  oeverlieverten.  So  mucht  man  daneven  bi  dem  adel 
und  geistlichen  auch  handelen,  nach  irer  gelegenheit  zu  doin,  mit 
erinnerung,  das  es  zu  schütz  des  vatterlants,  zu  hanthabung  der 
Deutscher  friheit,  Privilegien  etc.  geschieht.  Darauf  sich  gemelte 
rede,  ritterschaft  und  stede  gutwillich  vernemen  lassen,  und  ist  nach 
langer  underredung  für  gut  geacht,  das  von  wegen  der  Bergischen 
etliche  verordent  werden1)  uf  dem  lantdach  zu  Dinslacken,  umb  die 
Clevische  und  Markische  ritterschaft  und  stede  der  einigung2)  zwischen 
den  landen  zu  ermanen  und  zu  staetlicher  ansehenlicher  hilf  zu  be- 
wegen helfen,  dergestalt,  dweil  es  jetzo  die  Gulicher  betreffe,  sich 
dermassen  zu  halden,  als  sie  gern  hetten,  wan  es  sie  anginge,  da 
Got  für  si,  das  sich  dan  die  Gulicher  und  Bergischen  erzeigen 
sulten,  wie  sie  auch  irer  Vereinigung  nach  gneigt  weren;  das  m. 
g.  h.  uf  fridach  den  15.  dag  des  monats  decembris  widerumb  einen 
lantdach  usschreiven  und  alsdan  auch  die  kleine  stede  darzu  er- 
fordern lasse;  das  die  Bergische  ritterschaft,  so  zu  Gulich  sein,8) 
zu  dem  vurs.  lantdage  ire  volmechtigen  verordenen,  damit  sonder 
einich  hinderbringen  alsdan  entlich  gehandelt  und  geschlossen  mag 
werden.  —  Gezeichent  zu  Dusseldorf  am  7.  tag  decembris  ao.  42.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  159,  Kop. 

116.  Herzog  Wilhelm  an  König  Ferdinand.  Düsseldorf 
1642  Dezember  10. 

Hat  Nov.  20  des  Königs  Schreiben  d.  d.  Wien  Okt.  23  er- 
halten, worin  ihm  die  Hinausschiebung  des  Reichstags  zu  Nürnberg 
von  Nov.  144)  auf  Dzb.  14  mitgeteilt  und  er  aufgefordert  wird,  per- 
sönlich zu  erscheinen  und   seinen  Kreisverwandten    entsprechende 

l)  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  716  (Kpt.)  finden  sich  die  Namen  der 
Verordneten  »der  ritterschaft  und  stede«  von  Berg  für  die  Gesandtschaft 
an  den  Landtag  zu  Dinslaken:  Luitgen  v.  Winkelhuisen  Herr  zu  Mirlair, 
Godert  v.  Wilich  Amtmann  zu  Porz,  Wilh.  v.  Einer,  Alf  v.  Hai  Amt- 
mann zu  Monheim  [beachte,  dass  keine  städtischen  Gesandten  erwähnt 
werden]. 

a)  Die  Union  von  1496  gemeint  S.  oben  S.  3  und  53;  vgl.  auch 
S.  98  f.  über  eine  Berufung  auf  die  Union  im  Jahre  1499. 

*)  Vgl.  Nr.   117. 

4)  Vgl.  Reichsabschiede  II,  S.  478  (unten  links). 
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Anzeige  zu  machen.  Hat  das  letztere  gethan.  Er  selbst  kann  nicht 
erscheinen,  weil  die  Burgundischen  gegen  den  Landfrieden  in  Jülich 
eingefallen  sind  und  zwar  während  des  Friedstandes  und  während 
er  die  seinigen  im  Reichsdienst  abgefertigt  und  auch  sonst  die 
seinigen  vielen  Reichsständen  zu  derselben  Expedition  hatte  folgen 
lassen,  also  als  er  und  seine  Lande  »zum  höchsten  entblosst« 
waren.  Bittet  um  »gnugsame  schriftliche  Versicherung  und  geleit« 
für  seine  Gesandten,  welche  wahren  Bericht  über  jenen  Bruch  des 
Landfriedens  geben  werden.  —  Düsseldorf  1542  Dezember  10. ') 

J.-Bg.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  21,  Kpt.  »Princeps,  probst  Vlatten,  Sach- 
sischer marschalk,  J.  vam  Loe,  Ketteier  et  alii  audiverunt«. 

117.  Landtagsabsohied  von  Berg.  Düsseldorf  1642  De- 
zember 17. 

Die  Beschlüsse  werden  unter  der  Voraussetzung  der  Zustimmung  der 
Ritterschaft,  die  im  Lande  Jülich  ist,  gefasst.  Aufbringung  von  Knechten 
durch  jede  Stadt  und  Freiheit,  in  den  Ämtern  jedes  Kirchspiel.  Heran- 
ziehung der  Ritterbürtigen,  die  noch  nicht  geritten.  Mit  den  Geistlichen, 
ebenso  mit  den  jülicher  Ständen  über  eine  Steuer  zu  verhandeln. 

*)  Korrigiert  aus  Novb.  29.  Von  demselben  Datum  (Düsseldorf  1542 
Dezember  10)  findet  sich  Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a  (Kop. 
eines  Kpt.?)  noch  ein  anderes  Schreiben  von  Hz.  Wilhelm  an  König 
Ferdinand,  teilweise  gleichen  Inhalts.  Ich  hebe  daraus  folgendes  hervor: 
,Des  Hz.s  Schwager  Kurfürst  Joh.  Frdr.  >hat  mir  anzeigen  tuen,  was  e. 
kon.  mt.  under  anderm  meinethalb  an  s.  1.  durch  iren  rat  und  diener 
den  von  Köneritz  gelangen  lassen,  welches  ich  dan  aus  billichen  Ur- 
sachen nit  geringe  beschwernuss  gedragen,  auch  gar  nit  verhoft  hette, 
das  e.  mt.  durch  meiner  missgunstigen  anbringen,  .  .  .  ehe  meine  Ver- 
antwortungen gehört,  solte  bewegt  worden  sein,  meinen  schwagern  obg. 
zue  berichten,  mir  in  meinen  noeten  und  da  ich  und  die  meine  von  den 
Burgundischen  bevelchhabern  wider  Kei.  Mt.  und  des  h.  reichs  landfrieden 
.  .  .  unversehens  .  .  .  überzogen  .  .  .,  nicht  solte  [sc:  Joh.  Frdr.]  zu 
der  notwendigen  gedrungnen  natuerlichen  gegenwer  beistendig  sein.  .  .  . 
Über  sollichs  alles  wil  ich  hiemit  e.  kon.  mt.  zu  weiter  erinnerung  auch 
ermant  haben  des  abgeredten  verdrags,  so  e.  kon.  mt.  mit  .  .  .  dem 
curfursten  zu  Sachsen  die  königliche  walsachen  belangend  und  wie  ich 
auch  darinnen  mit  verfasst  und  des  fridens  versichert,  in  verscheinung 
etlicher  monat  dieses  42.  jars  abgehandelt,  wie  mir  dan  desshalben  in 
vorzeiten  von  s.  1.  freundlicher  bericht  und  anzeigung  zukomen,  dero- 
halben  ich  auch  soviel  meher  sampt  den  andern  vorangehörten  bedenken 
und  eingefuerten  bewegungen  mein  Sachen  in  vertrauen  und  Sicherheit 
gesteh,  gesetzt  und  geacht  habe,  aber  doch  von  den  Burgundischen,  wie 
obbemelt,  beschedigt  und  bedruebt  worden  .  .  .«' 
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Die  gemäss  dem  Beschlüsse  vom  7.  Dezember,  »das  uf  huide 
dato  widerumb  ein  lantdach  alhie  usgeschrieven  werden  sol«,  ver- 
sammelten Ritterschaft  und  Städteboten  haben  folgenden  Abschied 
genommen:  »sovern  es  der  ritterschaft,  so  im  lande  von  Gulich  sin, 
gelich  inen  gefeilig,  das  jeder  stat  und  freiheit  so  vil  knecht  zween 
monat  lank  und  den  3.  monat  im  fal  der  noit  underhalden  sal,  wie 
einem  jedem  davon  ein  zettel  zugestalt«,  wovon  der  1.  Monat  in 
14  Tagen  oder  längstens  bis  Neujahr  und  der  2.  in  3  Wochen 
darnach  durch  die  Bürgermeister  jedes  Orts  aufgebracht  und  an 
den  Landschreiber  und  Zollschreiber  in  Düsseldorf  geliefert  werden 
soll;  dass  in  den  Ämtern  gleichfalls  jedem  Kirchspiel  eine  Anzahl 
Knechte  auferlegt  werde  und  die  Verteilung  je  nach  dem  Vermögen 
des  Kirchspiels  durch  die  Amtleute  im  Beisein  eines  oder  zweier 
von  der  Ritterschaft,  »so  darzu  verordent«,  geschehe,  ohne  jemand 
zu  verschonen  ausser  den  Halfleuten  der  Ritterschaft,  >[so]  für  iren 
zogbruggen  sitzen;  und  als  die  Ritterschaft  gutwillich  ist,  eigener 
personen  nach  irem  vermugen  und  gelegenheit  zu  dienen,  das  m.  g. 
h.  diegenige,  so  noch  niet  geriden,  darzu  halde  zu  verschoenung 
der  anderer  auch  zu  riden  oder  im  fal  der  ehehaft  oder  Verhinde- 
rung zu  schicken,  ein  jeder  nach  seiner  gelegenheit;  welche  aver 
nit  riden  oder  schicken  wurden,  darzu  zu  halden,  das  sie  gelt  dar- 
fur  geven  andere  zu  verplegen«;  dass  der  Herzog  die  eingesessenen 
Geistlichen  wie  die,  die  im  Lande  Güter  haben,  beschreibe  und  mit 
ihnen  auch  über  eine  Steuer  zur  Unterhaltung  der  Reiter  unter- 
handle; dass  er  auch  von  den  jülichschen  Ständen,  die  nicht  zu 
sehr  beschädigt,  eine  Steuer  zu  erlangen  suche ;  dass  dieser  abschied 
der  bergischen  Ritterschaft,  »so  im  laut  von  Gulich  ligt«,  zuge- 
schickt werde.  —  »Gezeichent  und  gegeven  zu  Dusseldorf  am  17.  de- 
cembris  ao.  42.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  162,  Kop. 

118.  Landtagsabschied  von  Jülich.  Jülich  1643  Januar  13. 

Bewilligung  einer  Steuer.  Mit  den  Geistlichen  auch  wegen  einer 
Steuer  zu  unterhandeln. 

Der  Herzog  hat  die  auf  den  12.  Januar  nach  Jülich  berufenen 
Räte,  Ritterschaft  und  Städte,  welchen  vorgetragen  ist,  wie  u.  s.  w. 
[s.  die  Proposition  auf  dem  berg.  L.  T.  von  1542  Dez.  7;  nur  ist 
hier  vor:    »was  auch  am  cammergericht  etc.«  hinzugefügt:    »der- 
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gleichen  wess  sich  die  vier  curfursten  am  Rhein1)  der  gutlichen 
handlung  halber  erboden  und  von  s.  f.  g.  beantwort«],  ersucht,  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  andern  Lande  die  bewilligte  Hilfe  nur 
einräumen,  wenn  die  unbeschädigten  Jülicher  ihre  Hilfe  mit  leisten, 
sich  hierin  gutwillig  zu  zeigen  und  sich  nicht  von  den  andern 
Landen  abzusondern.  —  Trotzdem  sie  wegen  der  Verwüstung  des 
Landes  gehofft,  diesmal  bis  zu  gelegener  Zeit  oder  dem  künftigen 
Jahre  verschont  zu  bleiben,  bewilligen  sie  dennoch,  dass  die  noch 
unbeschädigten  Städte,  Flecken,  Ämter  und  Untertanen  sich  »von 
einer  zimblichen  stuir«  nicht  absondern,  >doch  sollichs  alles  zu 
messigen  nach  gestalt  und  gelegenheit  eines  jedem  erlittenen  nach- 
teil  und  Schadens«;  zu  welchem  Behuf  zwei  vom  Adel  jedem  Amt- 
mann von  des  Herzogs,  der  Ritterschaft  und  Landschaft  wegen  durch 
den  Herzog  beizuordnen  sind,  »die  erkundigung  zu  doin  und  Setzung 
zum  furderligsten  in  das  werk  zu  bringen;  doch  den  rittermessigen 
furbehalden  ire  eigentumb  und  hoeve;  es  sollen  aver  nit  desto 
weniger  die  halfman  von  iren  beweglichen  und  unbeweglichen 
guedern  gleich  andern  angelacht  und  gestuirt  werden«,  ausgenommen 
die  Halfleute  der  Edelleute,  »so  vor  iren  zogbruggen  sitzen«.  Der 
Herzog  möge  die  Geistlichen  auch  um  eine  gebührliche  Steuer  er- 
suchen.9) —  »Urkunt  unsere  herufgetruckten  secretsigels.  Gegeven 
in  unser  stat  Gulich  am  13.  tag  januarii  ao.  43.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  164,  Kop. 

119.  [Verordnete  Bäte]8)  an  Hz.  Wilhelm  (a.  T.).  Arn- 
heim  1643  Februar  28. 

Den  verwundeten  Knechten  kann  die  Zahlung  des  ärztlichen  Honorars 
nicht  gut  zugeschoben  werden.  Die  Knechte  verlangen  Aufhebung  des 
Meisterlohns. 

0  Vgl.  Max  Lenz  II,  S.  103  Anm.  3. 

*)  Ober  die  finanzielle  Lage  der  Regierung  in  dieser  Zeit  vgl. 
Schreiben  der  in  Düren  versammelten  Räte  an  die  in  Gleve  versammelten 
Räte  d.  d.  1543  Januar  8  (Cl.-M.,  Verh.  zu  Geldern,  Nr.  62,  Orig.): 
sollen  sorgen,  dass  »dat  gelt  unverzüglich  van  den  Glevischen  möge 
erlacht  und  here  geschickt  werden,  ruiter  und  knecht  willich  zu  machen, 
damit  sie  den  armen  luiden  dises  orts  vom  hals  an  die  viand  gebracht 
werden  mögen«.  Hz.  Wilhelm  an  die  in  Cleve  anwesenden  Räte  d.  d. 
Düren  1543  Januar  10  (a.  a.  0.,  Orig.):  sollen  bei  den  Geldrischen  an- 
halten, dass  die  bewilligten  Pfennige  >  unverzüglichen  uns  uberschickt 
werden,  ruiter  und  knecht  damit  willig  zu  machen«. 

*)  Die  Unterschrift  ist  ganz  verblichen;  die  Absender  scheinen  ver- 
ordnete Räte  in  Arnheim  zu  sein. 
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.  .  .  »Als  u.  f.  g.  auch  hieher  haven  schriven  lassen,  dass 
man  den  knechten,  so  für  den  vianden  gewont,  den  arzen  nit  be- 
zalen  sol,  nachdem  ire  bestellung  sollichs  nit  nabrenge,  willen  wir 
...  u.  f.  g.  ...  nit  verhakten,  das  wir  für  ankompst  u.  f.  g. 
schrift  dieselve  meinong  den  knechten  furgehalden  und  daraus  ver- 
merkt, das  zu  besorgen,  wan  man  mit  den  knechten  an  die  vianden 
aider  uf  ein  schermutzel  queme,  sei  wurten  ein  ursack  dairuit 
scheppen  und  gedenken,  wan  ein  arm  knecht,  der  nicht  mer  dan 
einen  zolt  hedde,  gewundet  wurde,  so  moest  er  int  gasthuis  aider 
armoits  halven  verbliven.  Und  solt  si  sullichs  zu  sachthaftigheit 
bewegen.  Wie  man  ouch  zo  voelmaelen  van  inen  verstanden  und 
lassen  sich  dairop  hoeren,  wan  u.  f.  g.  inen  dat  meisterloen  nicht 
afdoin,  so  willen  sei  auch,  wes  si  gewinnen,  allein  für  sich  haven. 
Und  haven  ouch  etzliche  rotten  100  daler  und  100  ridergulden  ge- 
wunnen  und  der  Ursachen  auch  noch  (wiewael  wir  fleissig  vermoeg 
irer  artickelszedel  darumb  gefordert)  u.  f.  g.  deil  uns  furunthalten, 
und  erachten,  es  solle  u.  f.  g.  und  denjenigen,  die  mit  inen  im  felde 
weren,  mer  zum  schaden  dan  zum  furdel  erreichen.«  —  Arnheim 
1543  Februar  28. 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig. 

120.  Die  zu  Nürnberg  anwesenden  jülicher  Gesandten 
an  Hz.  Wilhelm.    Nürnberg  1648  März  4. 

Notwendigkeit  der  Beantwortung  der  gedruckten  Klage  der  Regentin. 
Werbungen  Landenbergs. 

Sind  März  2  hier  angekommen.  »Alle  e.  f.  g.  gonner«  halten 
für  notwendig,  dass  die  gedruckte  Klage  der  Regentin1)  gegen 
den  Hz.  »statlich  und  forderlich  beantwort  werde.  Und  nach- 
dem wir  bei  e.  f.  g.  freunden  im  rat  befunden,  auch  selbs  er- 
messen mugen,  das,  ob  wir  gleich  e.  f.  g.,8)  dessgleichen  i.  f.  g.  frau 

*)  Im  Auszug  mitgeteilt  in  Ztschr.  23,  S.  93  ff.  (Exemplare  finden 
sich  RV.,  Nr.  13a,  foL  11  und  Nr.  13c;  ebenda  Nr.  13a,  fol.  55  (Kop.): 
oratio  Grandvellae  habita  Nuremberge  5.  februarii  43  contra  regem  Francie 
et  ducem  Clivensem;  vgl.  Sleidan  (Ausg.  v.  1566)  Bl.  248).  Die  Klage 
ist  nach  der  Aufschrift  am  31.  Januar  1543  auf  dem  Reichstag  zu  Nürn- 
berg durch  der  Statthalterin  Gesandte  vorgetragen  worden.  Zur  Ergänzung 
ihres  Inhaltes  vgl.  die  Instruktion  der  Regentin  für  ihre  Gesandten  zum 
Reichstag:  stuttg.  liter.  Verein  11,  S.  316  ff. 

*)  J.-B.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  21:  »copi  der  clagt,  so  von  wegen 
meins  g.  h.  uf  den  reichstag  geschehen  sal;«  mit  der  Unterschrift: 
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>rete  und  verordenten  unsers  g.  h.  herzogen«.  Es  wird  darin  ausgeführt, 
dass  die  Burgundischen  den  Landfrieden  gebrochen  haben  und  jetzt  da- 
nach trachten,  den  Hz.  »entlich  zu  verderben  und  zu  vertreiben;«  Reichs- 
stände möchten  das  nicht  geschehen  lassen.  Daran  schliessen  sich  (ebenda, 
Kop.):  »artickel  und  bericht  bei  meins  g.  h.  clagt  zu  über- 
geben«. Hier  werden  die  Unthaten  der  Burgundischen  im  einzelnen 
aufgezählt.  Z.  B.:  das  Haus  Schönforst  [vgl.  Kühl  I,  S.  236)  ausge- 
brannt. »Das  etliche  heuser,  stette  und  doerfer  [einige  Seiten  später 
werden  Gangelt,  Randerath,  »Steilberg  und  andere«  namhaft  gemacht],  so 
die  Burgundischen  dingen  lassen  und  davon  sie  den  brantschatz  entfangen 
und  sunst  versichert  haben,  gleichwol  geplündert  und  usgebrant  sein. 
Das  .  .  .  vil  unsers  g.  h.  undertanen  zu  perd  und  fuess  in  der  Bur- 
gundischen dinst  wider  Frankreich  in  disem  krieg  unverhindert  seiner  f.  g. 
zugezogen  und,  als  ire  vaterlant  überfallen,  nit  zugelassen  abzuziehen, 
sonder  haben  ire  eigen  .  .  .  verwandten  .  .  .  müssen  helfen  verderben. 
Das  unsers  g.  h.  trommetern  geweigert,  seiner  f.  g.  undertanen  abzu- 
forderen.  Das  diejenige,  die  in  des  h.  reichs  dienst  wider  den  Türken 
usgewesen,  gleichwol  von  den  Burgundischen  beraubt  und  verbrant,  ire 
weiber  geslagen  und  sunst  misshandelt.  Das  die  Burgundische  bevelhaber 
verordent  und  dem  hauptman  schriftlich  bevelhen  lassen,  die  stat  Gulich 
über  und  wider  die  zusage  und  geding,  so  in  dem  ufgeben  geschehen, 
uszu brennen.  Das  die  Burgundischen  seiner  f.  g.  Verhinderung  getan,  die 
Steuer  von  iren  undertanen  wider  den  Türken  inzuforderen,  also  das 
s.  f.  g.  die  ruiter  und  knecht,  so  wider  den  Türken  geschickt,  von  dem 
seinen  underhalten  und  bezalen  müssen.«  Ferner  schwangere  Frauen 
getötet,  Früchte,  Proviant  und  »beesten«  verdorben,  gewaltsame  Unzucht 
getrieben  u.  s.  w.  Darauf  folgt:  »korzer  bericht,  wamit  die  klagten 
zu  bewisen«.  Z.  B. :  Beweis  für  die  Behauptung,  dass  die  Burgundischen 
nichts  zu  der  Türkensteuer  beigetragen:  »befint  sich  in  der  dait  und  aus 
dem  abscheide,  instruction  und  andern  anzeichnissen  und  handlungen  uf 
dem  kreisdage  zu  Essen».  Beweis,  dass  sie  die  Steuererhebung  des 
Herzogs  gehindert:  »Anfenklich  haben  si  keine  kästen  ufrichten  lassen, 
ouch  zu  dem  kreisdage  zu  Essent  nit  geschickt,  siner  g.  underdanen  [am 
Rande:  »Nota:  den  van  Berg  (d.  h.  wohl:  in  Geldern)  und  anderen«]  zu 
sich  gezogen  und  siner  g.  wederspennich  gemacht.  Und  als  s.  g.  mit 
grosser  swarheit  die  bewilligung  bi  siner  f.  g.  landen  erhalden,  so  ist 
sine  f.  g.  und  die  innemer  an  der  stuir  durch  den  überzog  verhindert. 
Und  der  dach  der  inlaege  in  die  kästen  was  angesatzt  umb  die  zit,  als 
die  Burgondischen  den  infal  deeden.«  Von  Einzelheiten  sei  noch  erwähnt: 
der  Hausfrau  »des  Niderlendischen  und  Westphelischen  kreispfennigmeisters« 
die  Kinder  entrissen.  »Die  begine  in  Mirwilre  ufgehangen,  gesengt.«  Dann 
folgt:  »wes  man  bericht  ist,  das  die  Burgundischen  ungeferlich 
uf  die  clagten  furgeben  und  antworten  werden«  (17  Punkte;  vgl. 
dazu  S.  451  Anm.  1),  und:  »Antwort  und  gegenbericht«  auf  die 
zu  vermutende  Antwort  der  Burgundischen  (auf  jene  17  Punkte).  Daraus 
teile  ich   mit:    ad  1.    Der  Zug    der  Burgundischen    ist  nicht  Gegenwehr 
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gewesen,  sondern  »dat  gut  weiter  und  andere  gelegenheit  hette  sie  dahin 
bewegt«,  ad  3.  Rossum  ist  vor  der  Annahme  Gelderns  durch  den  Her- 
zog »marchalk  daselbst  und  in  dem  stände  gewesen,  wie  s.  f.  g.  inen  als 
ein  ansehenliche  person  vom  adel  gelassen.  Aber  er  hat  sich  seiner 
f.  g.  nit  anders  verpflichten  willen  fam  Rande:  »ist  zu  Zutphen  besehenen«] 
dan  mit  furbehalt  des  eids,  damit  er  andern  herren  verwant,  sovern  die 
[sc:  eide]  seiner  f.  g.  und  derselbiger  lantschaft  nit  zuwider  weren.  Nun 
ist  seiner  f.  g.  zu  der  zeit  nit  doinlich  noch  geraten  gewesen,  Rossum 
darumb  zu  verwerfen,  insonderheit  so  s.  f.  g.  nit  wissen  können,  welcher 
Ursachen  er  solichs  furbehalten.  Das  einer  von  seiner  f.  g.  amptleuten 
und  1  oder  2  seiner  f.  g.  hofgesinds  [am  Rande:  »als  der  jung  Rossum«], 
auch  etliche  undertanen  mit  Longueval  und  Rossum  gezogen,  solichs  ist 
on  seiner  f.  g.  bevelh  und  bewilligung  geschehen.  Und  soviel  seiner  f.  g. 
camerdiener  belangt,  ist  wol  einer  [am  Rande:  »Siberg«]  mit  gezogen, 
der  ein  geraume  zeit  dabevor  des  dinstes  verlassen  gewesen  und  folgentz 
begert  ein  venlin  knecht  in  seiner  f.  g.  dienst  wider  den  Türken  zu  fueren. 
Welchs  ime  auch  s.  f.  g.  bewilligt  und  beiden  marschalken  Wachtendunk 
und  Plettenberg  selig  daruf  bevelh  gegeben.  So  hat  er  doch  solichs 
underlassen  und  ist  mit  Rossum  gezogen,  villicht  der  Ursachen,  das  ime 
der  ander  zoch  und  bezoldung  besser  gevallen,  doch  on  seiner  f.  g.  be- 
willigung. Aber  die  furnemligste  rede,  diener  und  hofgesind  seiner  f.  g. 
haben  unverhindert  den  Burgundischen  wider  Frankreich  gedient  und  die 
ire  geschickt.  Und  ist  auch  ein  groisse  anzal  von  reuter  und  knechten 
seiner  f.  g.  undertanen  inen  zugezogen  und  sunst  irer  vil  zu  dienen  sich 
erboten,  ad  4.  Soviel  die  versamblung  belangt,  ist  die  nit  in  seiner 
f.  g.  landen,  sonder  das  merer  teil  in  Dennemarken,  oistwartz  und  in 
andern  umbligenden  furstentumben  .  .  .  und  herschaften  gemacht,  die 
auch  in  und  durch  seiner  f.  g.  lande  in  solicher  anzal  und  so  unversehens 
ankommen  und  gezogen,  das  s.  f.  g.  die  in  der  eil  nit  hette  kunnen 
weren.  ad  6.  Die  schiffung  belangen,  hat  s.  f.  g.  inen  die  nit  bewilligt, 
auch  in  der  eil  nit  wol  verhindern  kunnen,  dieweil  s.  f.  g.  nit  gewist, 
wa  sie  hinziehen  wollen  [am  Rande:  »sein  zu  Broickhusen  in  Rossums 
herligkeit  ubergeschift«]  oder  wes  furnemens  sie  gewesen,  ad  10.  Wes 
der  von  Serrant  [Ztschr.  23,  S.  101  ff.]  geschreben,  ist  sonder  seiner 
f.  g.  furwissen  .  .  .  geschehen,  und  brengt  auch  seiner  f.  g.  halben  das 
nit  mit,  darzu  es  die  Burgundischen  deuten  wollen.«  ad  11.  Weder  der 
Hz.  noch  jemand  von  seinetwegen  hat  mit  Ziffern  an  den  König  von 
Frankreich  oder  dessen  Diener  geschrieben  [am  Rande:  »dise  Schriften 
in  eifferen  sein  auch  nit  in  meins  g.  h.,  sonder  etlicher  rete  namen  an 
Gruser  und  nit  an  einiche  Franzosen  besehenen«].  Was  der  Hz.  seinem 
eigenen  Diener  in  Ziffern  geschrieben,  braucht  er  nicht  zu  offenbaren, 
ad  12.  Der  Hz.  hat  den  Bischof  von  Lüttich  oder  dessen  Stift  nicht  »für 
die  Franzosen  oder  Longuevals,  Rossum  und  des  hern  von  Wels  häufen 
versichert  oder  [sc:  ist]  der  mechtig  gewesen,«  sondern  hat  »uf  an- 
suechen  und  freuntliche  bit«  des  Bischofs  und  Domkapitels  als  ein  guter 
Nachbar  sie  gewarnt  und  angezeigt,   »wes  s.  f.  g.  vernomen,  das  inen  zu 
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mutter1)  clagen  gemeinen  stenden  übergeben,  das  doch  solliche 
allein  für  ein  gegenclag  geachtet  und  e.  f.  g.  wenig  fruchtbarlich 
were,   wo   der  konigin  Marien   clag  ganz   unvorantwort  .  .  .  vor- 

nachteil  hette  mögen  reichen,  und  wes  s.  f.  g.  inen  zu  gutem  und  zu 
verhuetung  ires  Schadens  rargewant,  dieweil  s.  f.  g.  nit  anders  gewist,  dan 
das  sie  [d.  h.  wohl:  die  Reiter  und  Knechte]  durch  das  stift  Lutig  nach 
Frankreich  reisen  wollen.«  Andererseits  hatte  der  Hz.  gehofft,  dass  der 
Bischof  »seinem  schriftlichen  erbieten  nach  gleichsfals  solt  getan  haben 
[sc:  es]»  Aber  der  woldaten  wirt  vil  vergessen.«  ad  13.  Der  Hz.  hat 
»mit  dem  von  Longueval  ernstlich  reden  und  seiner  voriger  zusage  er- 
inneren lassen,  der  dan  so  lang  gute  wort  und  vertroistung  gegeben,  bis 
er  die  reuter  und  knecht  alle  bei  einandern  gehabt,  die  aber  alsbald 
darnach  erstlich  angefangen,  hochged.  herzogen  undertanen  zu  besweren 
.  .  .,  alles  on  seiner  f.  g.  wissen  und  willen,  ad  14.  Obwol  s.  f.  g.  sich 
erboten  hette,  des  konigs  gesandten  uf  den  reichstagen,  sovil  seiner  f.  g. 
geburte,  beiredig  zu  sein,  so  ist  doch  solichs  nit  anders  begert  worden 
dan  zu  seinen  reden  und  rechten  mit  Savoien.«  ad  15.  Der  Hz.  hat 
mit  Münster  nichts  dem  Kaiser  oder  dem  Reich  zuwider  gehandelt.  »Und 
ob  s.  f.  g.  bei  Frankreich  gefordert  hette,  meinem  g.  h.  von  Munster  mit 
einem  bistumb,  abdien  oder  einer  Pensionen  daraus  zu  versorgen,  were 
nit  selzam  noch  dem  reich  zuwider,  insonderheit  dieweil  zu  der  zeit 
zusehen  Kei.  M.  und  Frankreich  kein  widerwertigkeit  sich  erhalten.«  [Der 
hiermit  beantwortete  Punkt  15  lautet:  »Das  s.  f.  g.  meinen  g.  h.  von 
Munster  gern  von  dem  reich  hette  bewegen  und  zu  Frankreich  bringen 
wollen«.]  ad  16.  Es  war  nicht  ratsam,  gegen  die,  die  dem  König  von 
Frankreich  zu  Dienst  gezogen,  die  Exekution  zu  thun,  u.  a.  »dieweil  die 
vom  adel  diser  lantart  furwenden,  wie  sie  die  freiheit  von  alters  her- 
bracht, das  sie  in  kriegshendeln  ausziehen  und  sich  versuechen  [!]  mögen, 
sovern  sie  wider  iren  lantrarsten  oder  lehenherren  sich  nit  brauchen  lassen. 
.  .  .  Wa  die  Burgundischen  nochmals  daruf  dringen  wulten,  das  m.  g.  h. 
execution  tun  solt,  kan  geantwort  werden,  das  solichs  s.  f.  g.  itzt  seinen 
vianden  zu  gut  nit  schuldig  sei  zu  tun.  Item  das  sie  seiner  f.  g.  von 
dem  konig  zu  der  gegenwer  zu  hilf  geschickt.  Wiewol  sich  s.  f.  g.  irer 
vast  entschlagen,  so  wult  dannest  irer  f.  g.  nu  nit  fliegen,  dieweil  sie 
der  meinung  [d.  h. :  ihm  zu  helfen]  erschienen,  [sc:  sie]  zu  verwerfen.« 
*)  J.-Bg.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  21:  »wes  von  wegen  meiner  g.  frauen 
ungeverlich  zu  clagen«.  Darin  erklärt  die  Herzogin-Mutter  Maria:  ,sie 
hat  Jülich  und  Berg  als  Heiratsgut  an  Hz.  Johann  von  Gleve  gebracht 
und  hat  »für  und  für  als  die  einige  ungezweivelte  furstin  und  erbin  be- 
rurter  furstentumb  und  lande  sich  geschrieben  und  gehalten,  auch  von 
allermenniglich  darfur  erkant  worden  und  noch  und  sich  mit  nichten 
versehen,  das  ire  f.  g.  als  eine  bedruebte  nachgelassne  und  allerding 
unverschulte  witwe«  oder  ihre  Lande  und  Leute  wider  Recht  sollten  von 
jemand  betrübt  worden  sein/  Im  übrigen  ist  diese  Klage  ziemlich  all- 
gemein gehalten. 
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pliebe,  so  haben  wir  für  gut  angesehen,  aus  dem  bericht,  den  e.  f. 
g.  canzler  uns  mitgegeben,1)  ein  vorantwortung  ...  zu  stellen  und 
dieselben  bis  zu  e.  f.  g.  statlicher  weiter  vorantwortung  für  uns 
selbs  neben  e.  f.  g.  clag  furzutragen.«  Der  Hz.  möchte  aber  jetzt 
»ein  bestendige  vorantwortung  verfassen«  und  schleunigst  hierher 
schicken  lassen«  —  »Des  curfursten  von  Sachsen  gesandten  haben 
uns  diesen  morgen  angezeigt,  wie  sie  von  dem  Christof  von  Landen- 
berg2) selb  verstanden«,  dass  er  ein  Regiment  von  17  Fähnlein 
Knechte  annehmen  solle,  und,  wie  sie  wahrnehmen,  werde  er  sie 
gegen  den  Hz.  führen.  —  Nürnberg  1543  März  4, 
RV.,  Nr.  18c,  Orig. 

121.  Jülicher  Gesandte  an  Hz.  Wilhelm.  Nürnberg  1643 
März  14. 

Haben  die  Verantwortung  übergeben.  Freunde  des  Herzogs.  Dem 
Kaiser  liegt  jetzt  nichts  mehr  an  als  Geldern.  Hindernisse  der  gütlichen 
Handlung.  Granvellas  Agitation  gegen  den  Herzog.  Kursachsen  verlangt 
die  Urkunde  über  die  Bestätigung  des  Successionsrechtes. 

Vgl.  das  Schreiben  v.  März  4.  Jene  Verantwortung  haben  sie 
»mit  rat  und  zutun  der  Sachsischen  verordenten  rete  in  der  eil« 
verfasst.   Kopie  liegt  bei.8)   Haben  sie  den  Reichsständen,  dem  röm. 

l)  Vgl.  J.-B.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  21:  »anzeichnuss,  wes  Gerardus 
[Gerhard  v.  Jülich]  für  copien  mit  uf  den  reichstag  genommen«  [es  sind 
c.  25  Aktenstücke]. 

*)  Vgl.  Max  Lenz  ffl,  S.  236  ff.  und  270  f. 

8)  RV.  Nr.  13b,  fol.  434,  Kop.  (enthält  keine  Nachrichten  von  selb- 
ständiger Bedeutung),  mit  der  Überschrift:  »meins  g.  h.  herzogen  clagten«. 
Am  Rande:  »exhibita  12.  martii  1543  Nurembergae«.  Mit  dieser  Ver- 
antwortung zusammen  wurde  die  wahrscheinlich  von  Heresbach  verfasste 
Druckschrift  von  1542  (s.  oben  Nr.  67,  S.  373  Anm.  1)  übergeben.  A.  a.  0. 
fol.  484  (Kop.)  eine  Supplik  der  jülicher  Gesandten  an  die  Reichsstände 
(o.  D.):  ,Möchten  sorgen,  dass  der  Hz.  nicht  ohne  Rechtserkenntnis  durch 
Oberfalle  von  Land  und  Leuten  oder  »von  dem  h.  reich  (wie  etlichen 
andern  beschehen)  abgedrungen,  sonder  für  gewalt  vertedingt«  und  mit 
Erstattung  der  Kosten  und  des  Schadens  wieder  »zu  dem  seinem  restituirt 
werde«.  Verhelfen  ihm  die  Reichsstände  nicht  dazu,  so  wird  er  genötigt, 
anderswo  und  auf  anderen  Wegen  notdürftige  Hilfe  zur  natürlichen  Gegen- 
wehr zu  suchen/  —  Der  Gegenbericht  der  Gesandten  der  Statthalterin 
auf  die  Klagen  der  clevischen  Gesandten  (und  die  Druckschrift)  a.  a.  0. 
fol.  504 — 533,  Kop.,  mit  der  Bemerkung:  »exhibit.  21.  martii  Nurem- 
bergae«.    Den  Titel   dieser  ,Confiitation'   (die   auch  gedruckt  wurde)   s. 
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König  und  den  ksl.  Kommissarien  übergeben.  Es  hatte  Eile,  weil 
die  Kaiserlichen  und  Burgundischen  »umb  antwort  heftig  anhalten 
und  bi  vielen  stenden  heimlich  ire  understechung  dreiben«.  —  Es 
sind  »etlich  viel  stende,  die  herzlich  und  treuelich  mitleiden  mit 
e.  f.  g.  dragen.1)  —  Wie  wir  us  [!]  etlichen  vertreueten  herren 
und  freunde  erfaren,  so  ligt  dieser  zeit  Kei.  M.  gein  hohers  an- 
ligen  an,  dan«  das  Land  Geldern,  »und  das  jenig  zu  rechen,  das 
e-  f.  g.  gegen  i.  M.  verfrevelt  haven.  Wir  verstan  auch,  das  die 
gutliche  handlung  der  königlicher  [wirde]  wal  umb  zweier  artickel 
wil  sich  stossen  solte,  das  ein,  das  Geldern  mit  darin  geruckt,  das 
ander,  das  der  gemeiner  frit,  darin  e.  f.  g.  mit  begriffen,  durch 
Sachsen  sult  gefurdert  und  angesucht  werden.  Welche  beide  artickel 
von  dem  konig  entlieh  willen  abgeschlagen  werden,  wie  unser  etlich 
solichs  von  vertreueten  frunden  vernommen.  Die  underhendler  zu 
der  Sachen  sein«  Pfalzgraf  Friedrich,  »her  Hans  Hofman  und  Navis 
vicecanzler.  Der  Grandvela  helt  heftig  bi  jedermenniglichen  gegen 
e.  f.  g.  an,  die  hilf  widder  e.  f.  g.  als  Kei.  M.  et  imperii  com- 
munem  hostem  zu  decernieren.  Wir  verhoffen  aber  zu  Got,  es 
werden  die  stende  vil  ein  anders  erkennen  und  geburlichs  insehens 
tun,  das  e.  f.  g.  bi  recht  und  billigheit  erhalten,  vertedingt  und  ge- 
hanthapt  werden  möge.«  —  Der  Kurfürst  von  Sachsen  hat  »mir  Jo- 
hannen von  Vlatten  geschrieben  belangen  die  bestettigung  der  lant- 
schaft  des  heiratsvertrags  halber2)  und  dieselben  [!]  von  mir  gnedigst 
gesinnen  und  forderen  lassen.  Dweil  mir  aber  darvan  gein  schritten 
oder  copien  zugestalt,  sege  ich  für  gut  an,  das  e.  f.  g.  dasselbig 
von  dannen  s.  curf.  g.  hette  zufertigen  lassen«,  da  ja  der  Kurfürst, 
auch  seine  verordneten  Räte  »sich  in  allen  e.  f.  g.  sachen  treue- 
lich, freuntlich  und  fleissig  erzeigen«.  —  Nürnberg  1543  März  14. 
RV.,  Nr.  13c,  Orig. 

Ztschr.  23,  S.  114.  A.  a.  0.  fol.  634—542  (Orig.  oder  Kop.):  Replik 
der  jülicher  Gesandten  darauf,  »muntlich  furgetragen  am  21.  martii  1543 
Nurembergae«. 

*)  Vgl.  v.  Bucholtz,  Ferdinand  I,  Bd.  5,  S.  18. 

*)  S.  oben  S.  294  ff.  Vgl.  ferner  Herzog  Wilhelm  an  den  Kurfürsten  zu 
Sachsen  d.  d.  Roermonde  1543  Mai  4:  »Als  e.  1.  uns  hiebevor  geschrieben 
und  etliche  Ursachen  und  beswernissen  angezeigt,  die  e.  1.  in  dem  begrif  des 
reversals  befonden,  haben  wir  vernomen.  Und  mögen  e.  1.  des  versichert 
sein,  das  wir  dieselbigen  ungern  besweren  oder  mit  dem,  das  nit  er- 
berlich  noch  christlich,  beladen  wulten.  .  .  .  Dweil  aber  wir  bei  den 
unsern  allerlei  gemoeder  bedenken  [!]  und  fursorg  [?]  der  halber  befonden, 
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122.  Propst  Johann  Blomendal1)  an  Joh.  Ghogreff 
Kanzler  und  Doktor  Heinrich  Bars  gen.  Olisleger  (z.  T.). 
1543  März  16. 

Mangel  an  Geld  für  die  Besoldung  der  Kriegsleute.  Burgundische 
in  der  Grafschaft  Bentheim.  Geldzahlung  statt  der  Lehnsdienste.  Danzig, 
Lübeck,  Hamburg  gewähren  den  Holländern  Zufuhr. 

.  .  .  »Jederman  roift  und  schreit,  luit  anzonemen.  Aber  wen 
si  angenomen  und  es  an  das  bezaelen  gat,  so  lest  man  mich  allein 

achten  wir,  zu  diser  zeit  nit  dinlich  sei,  dise  dingen  an  unsere  lant- 
schaften  dermassen  zu  gelangen,  allerlei  disputation  und  unverstant  zu 
vermeiden.  Doch  haben  wir  mit  etlichen  vertrueter  weis  reden  lassen, 
die  es  zu  guttem  verstände  und  vergleichung  zu  pringen  geneigt  und  dar- 
for  achten,  wan  der  reversal,  wie  hibi  gezeichent,  gestalt  und  verändert, 
das  es  e.  1.  nit  so  beswerlich,  auch  bi  den  lantschaften  verhoffentlich  zu 
erhalten  sein  solt.«  Es  liegt  ein  Blatt  bei  folgenden  Inhaltes:  »Von  dem 
wolhergebrachtem  gebrauch  christlicher  religion  und  ceremonien  nit  be- 
drangen noch  besweren,  auch  keine  Veränderung  doinnen  tun  lassen,  die 
mit  Got  und  guttem  gewissen  mag  unterlassen  bleiben,  und  das  in  solchem 
mit  rat  der  stende  berorter  lande  gehandelt  werd.  Zudem  sullen  noch 
willen  wir  der  kirchen,  cloester  noch  andere  dergleichen  gutter  in  unsern 
oder  anderer  aigen  oder  privaten  nutz  nit  wenden  noch  einzehen  noch 
imantz  unerkanter  sachen  entsetzen  oder  sunst  vergweldigen  lassen.« 
RV.,  Nr.  13c,  Kpt. 

*)  Der  Aktenband  J.-B.,  Hzgt.  Geldern,  Nr.  33  trägt  von  der  Hand 
eines  Archivbeamten  die  Aufschrift:  Korrespondenz  zwischen  Hz.  Wil- 
helm und  dem  Propst  Blomendal,  ,seinem  Geschäftsführer  in  den  geldern- 
schen  Angelegenheiten',  die  inneren  Zustände  Gelderns  und  die  Kriegs- 
rüstungen betreffend,  1540 — 43.  Der  Inhalt  des  Aktenbandes  bewahr- 
heitet diese  Aufschrift.  Derselbe  Blomendal  schreibt  1543  April  1  an 
die  Räte  am  Hofe  des  Herzogs  (z.  T. ;  Cl.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  47a, 
Orig.):  ,Der  Herzog  ist  bei  seinem  Wegzug  von  Burg  Hattem  dem  Joh. 
v.  Leinden  996  Reitergulden  schuldig  geblieben.  Blomendal  hat  auf  Be- 
fehl des  Hzs.  dem  Joh.  v.  L.  geloben  müssen,  diese  Schuld  gleichwie 
seine  eigene  nächsten  Lichtmess  zu  bezahlen.  Da  nun  dieser  Termin 
längst  vorübergegangen  »und  man  in  desem  verloif  der  penningen  van 
mins  g.  h.  Schätzungen  nit  seicht  [sieht]  zu  entraeden«,  hat  Blomendal 
mit  L.  auf  Wohlgefallen  des  Hzs.  dahin  handeln  lassen,  dass  er  willig 
ist,  »van  den  vurg.  schulden  geboerliche  pension  und  jairliche  rent  zu 
nemen  und  sich  ausser  mins  g.  h.  lantzol  ter  Schuiren  uf  Velouwen  ge- 
legen versicheren  zu  lassen.«  Dieser  Zoll  ist  von  Hz.  Karl  v.  Geldern 
einem  gewissen  Berou  v.  Eschveit  jährlich  für  50  Andreasgulden  ver- 
pachtet. Berou  hat  »daruf  [auf  den  Zoll]  .  .  .  ungeverlich  300  horns- 
gulden  erlacht  mit  dem  furbedinge«,  Berou  und  seine  Erben  nicht  vor 
Abzahlung  derselben  der  Pachtung   zu  entsetzen;    »doch  in  zeit  der  ve- 
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im  last  stechen.«  Marschall  Rossum  ist  gestern  »alhie  bi  den  ge- 
schickten van  Nymegen  ind  Arnhem  gewest  und,  wie  ich  hoere, 
inen  die  wairheit  angezeigt,  nemlich  das  si  andere  wege,  umb  gelt 
ufzobrengen,  furnemen  moissen,  aider  es  si  umb  ire  Sachen  nichts. 
Aber  ich  besorg,  es  sollen  für  und  für  guide  wort  und  hoege  er- 
beiden  sin.  Der  marschalk  zeigt  mir  einen  breif  zo  lesen,  den  Wit 
van  Munster  denselven  avent  an  inen  geschreven,  darin  er  anzeigt, 
das  sich  die  Burgunsche  heftig  in  der  grefschafl  van  Benthein  zu 

heden,  dweil  man  der  Strassen  alsdan  nit  brauchen  kan,  davon  nae  er- 
kentenis  zo  geven«.  Ist  der  Hz.  einverstanden,  so  kann  die  Verschrei- 
bung  erfolgen.  In  der  Veluwe  oder  Betuwe  kann  Blomendal  nicht  finden, 
wo  der  Hz.  die  Verschreibung  mit  weniger  Beschwerung  thun  könnte. 
Ist  der  Hz.  nicht  einverstanden,  »moist  man  aus  den  penningen  nemen 
und  L.  bezalen,  der  man  dan  gans  übel  kan  entraiden«.  —  Gerit  v.  Lenep 
Rentmeister  zu  Hattem  ist  dem  Hz.  von  seiner  letzten  Rechnungslegung 
ungefähr  500  Reitergulden  schuldig  geblieben  »und  sonder  furwissen  und 
rechenschaft  in  Frankrich  verzoegen«.  Auf  die  Forderung  der  Räte 
(alhie),  den  Rückstand  zu  zahlen,  hat  er  geantwortet,  es  sei  ihm  noch 
Geld  von  Hz.  Karl  rückstandig;  bevor  dieses  ihm  entrichtet,  könne  er 
nicht  den  Hz.  Wilhelm  bezahlen.  »Wiewael  ime  nu  daruf  geantwort, 
das  m.  g.  h.  sich  der  schulden  hz.  Garin  nit  undernomen,  auch  van 
bannerheren,  ritterschaft  und  steden  geraden,  sich  derselben  nit  inzulassen, 
und  das  er  derhalben  schuldich  were,  s.  f.  g.  geboerliche  rechenschaft 
und  bezalunk  zu  doin,  so  hait  er  doch  solchs  abgeslagen  und  sich  zu 
erkentenis  der  bannerheren,  ritterschaft  und  stede  erbaeden  und  also  af- 
getreden«.  —  Von  hier  wird  taglich  an  die  Amt-  und  Befehlsleute  ge- 
schrieben, die  bewilligte  Steuer  einzufordern.  »Is  aver  alles  unverfenklich. 
Die  stede  haven  ire  tax  den  meheren  deil  erlacht  und  bezalt.«  Es 
stehen  aber  noch  sehr  grosse  Rückstände  aus.  »So  sehen  ich  auch 
geinen  rait,  die  penningen  zu  bekomen,  sie  werden  dan  usgefordert,  ge- 
lich  ob  man  si  bi  den  vianden  bekomen  solt.«  —  Dieser  Tage  ist  ein 
Bürger  von  Deventer  Joist  Coenen  bei  dem  Junker  von  Moers  und  mir 
»alhie«  gewesen  und  hat  erklärt,  er  wolle  in  der  Eifel  Eisen  kaufen,  und 
um  Geleit  gebeten,  da  »in  dem  stilstaent  versein«,  dass  niemand  »in  des 
anderen  lant  on  geleide  und  vurwissen  passiren  sol.«  Joist  ist  »den 
freunden  van  raide  alhie  verwant«  und  hat  auch  vergangenen  Herbst 
»in  der  bestellung  der  provianden  mins  g.  h.  binnen  Devender  für  mich 
glauben  gegeven«.  Deshalb  wäre  ihm  wohl  das  Geleit  zu  gewähren. 
»Er  kan  minem  g.  h.  binnen  Devender  wael  mit  vergeldung  allerlei  dienen.« 
Ferner  wünschen  noch  zwei  andere  Bürger  aus  Deventer  Geleit  zu  er- 
halten, nämlich  »uf  Collen,  umb  etliche  leistein  und  wein  zu  kaufen  und 
uf  geboerlichen  zol  hinaf  gen  Devender  zu  bringen,  mit  erbeiden,  das  si 
ein  schif  mit  allerlei  proviande  widder  hinuf  ins  lant  van  Clef  aider 
Berg  üeveren  wollen/ 
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Northorn1)  und  der  ort  stärkten«.  —  Es  haben  »in  anfank  dis  ver- 
loifs,  als  m.  g.  h.  siner  f.  g.  lehenluit  in  das  gemein  hait  ver- 
schriven  lassen,*)  etliche,  so  nit  gerust  s.  f.  g.  mit  perde  und  harnis 
zu  dienen,  alhie  bi  den  reten  angehakten,  umb  si  der  diensten  zu 
verlassen  und  van  inen  etliche  pennigen,  umb  andere  ruiter  in  ire 
stat  zu  verplegen,  zo  nemen«.  Der  Herzog  hat  darauf  befohlen, 
»mit  den  ungeschickten  lehenluiden  umb  zemlichs  für  die  eirste 
twe  monat  zu  verdragen,  wie  gescheit«.  Die  Lehenleute  in  Bommel 
und  »Teure  Werde«  haben  damals  »gelichfals  an  m.  g.  h.  ge- 
schreven,  van  inen  zemliche  penningen  für  abdracht  irer  diensten 
zu  nemen,  welchs  u.  g.  h.  auch  also  gewillicht,  und  is  mit  inen 
overkomen,  doch  nit  die  ganze  vehe[de]  uis.  . . .  Und  dweil  u.  g.  h. 
die  lehenluide  abermals  hait  doin  verschriven,  haven  si  an  mich 
geschreven  und  vermeinen,  mit  der  eirster  abdracht  abzustain  [!].« 
Ist  der  Ansicht,  der  Herzog  möge  nochmals  schreiben  lassen,  »die 
lehenluide  widder  in  denst  der  anderer  ubericher  monaten  zu  forderen. 
So  mögt  man  noch  etwas  witers  van  inen  bekomen.  Aber  mit 
pert  ind  hämisch  zu  dienen  sin  si  ganz  ungerust.8)  —  Wes  sich  [!] 
auch  mit  der  Oisterichscher,  als  Danzwick,  Lübeck,  Homborger 
guider,  so  si  den  Hollenderen  zufoeren,  zu  halden,  were  van  noeden 
alhier  zu  verstendigen.«4)  —  1643  März  16. 
G1.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  49d,  Orig. 

123.  Beichsstände,  Verhandlung  mit  dem  röm.  Könige 
und  Granvella  wegen  des  Krieges  zwischen  Jülich  und 
Burgund  (Bericht). *)    [1543  März  22—24] 

März  22  Gesuch  der  Reichsstände  an  den  röm.  König  und  Granvella. 
Antwort  des  Königs,  dann  Granvellas  an  den  gemeinen  Ausschuss. 
März  23  Bericht  darüber  an  die  Reichsstände.  März  24  kündigt  der 
König  an,  den  Reichsständen  antworten  zu  wollen. 

*)  Nordhorn  an  der  Vechte. 

•)  S.  oben  S.  434  ff.  [Nr.  110  und  111). 

8)  Am  Rande  steht  als  hzgl.  Bescheid:  »Die  van  adel  ind  andere, 
gerust  ind  gerust  [Igefast  sin?]  moegen,  to  schicken.  Die  andere  on- 
doegliche  to  dingen  laeten.  Dan  hier  im  lant  —  [unleserlich]  hebben 
si  3  monat  erlacht,  nemlich  27  ridergulden,  die  nit  werden  oere  [?]  gueder 
toslaen«  [!]. 

4)  Am  Rande:   »anzuhalden  als  pris«. 

6)  Ober  die  Verhandlungen  in  der  geldrischen  Frage  am  12.  März 
s.  vorhin  S.  455   Anm.  3.     Weiter  vgl.  RV.   Nr.  13b,   fol.  496,   Orig.: 
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Den  22.  März  haben  die  gemeinen  Reichsstände  sich  endlich 
entschlossen,  wegen  der  Kriegshandlung  zwischen  dem  Hz.  und 
Burgund  den  röm.  König  und  den  kaiserlichen  Orator  Granvela  zu 
bitten,  da,  bevor  dieser  inländige  Krieg  »ufgehaben,  nichst  be- 
stendigs  der  Turkenhulf  halben  furgenomen  werden  mochte,  ein- 
sehens  zu  haben,  damit  derselb  durch  gutliche  ader  rechtliche 
mittel  hingelegt  und  die  kriegsrustung  abgeschaft  werde.  Daruf  der 
gemein  auschus«  zum  König  verordnet  ist  und  auf  seine  Werbung 
die  Antwort  erhalten  hat :  ,er  wolle  sich  mit  dem  kaiserlichen  Orator 
Granvela  besprechen;  Stände  sollten  sich  »die  sach  nit  irren  lassen, 
sonder  in  dem  haubtpunct«  der  Türkenhilfe  »furschreiten  und  be- 
schliessen«;  denn  des  Herzogs  »sach  were  allein  umb  ein  fursten- 
tumb  zu  tun«;  auch  wenn  es  der  Kaiser  »inkriegte«,  wäre  es  doch 
»bei  irem  Keiser  und  hern«;  wenn  aber  die  Türkenhilfe  übersehen 
wird,  so  kommt  das  Königreich  Ungarn  in  des  Türken  Gewalt  und 
es  entsteht  daraus  der  deutschen  Nation  Verderben.1  Als  dann  »der 
gemein  auschus«  zu  Granvela  kam,  erklärte  derselbe:  ,weil  der  Hz. 
des  Kaisers  Erblande  mit  Gewalt  überfallen,  sei  der  Kaiser  aufs 
höchste  gedrängt  worden,  diesen  Überfall  zu  rächen.  »Dan  on  das 
zu  besorgen  were,  das  irer  Kei.  M.  erblande  sich  an  einen  andern 
hern  schlagen  wurden.  Wo  aber  i.  M.  sich  hirin  in  einiche  hand- 
lung  lassen  wurde,  das  ime  unbewust,  geschee  solchs  allein  aus 
grosser  lieb  und  Zuneigung«,  die  der  Kaiser  zu  dem  Reich  und 
sonderlich  der  deutschen  Nation  trüge.  Ist  der  Hz.  unschuldig,  so 
mag  er  die  »gegenziefifer  des  briefs,  der  an  dr.  Cruiser  geschrieben, 
furbringen«;  daraus  wird  man  des  Hz.s  Schuld  oder  Unschuld  er- 
sehen/ —  Diese  Antwort  ist  den  gemeinen  Reichsständen  [d.  h.  vom 
Ausschuss]  März  23  referiert  worden,  worauf  einhellig  »beschlossen, 
dieweil  on  erledigung  der  Guiischen  Sachen  nit  wol  muglich  etwas 
fruchtbars«  in  der  Türkenhilfe  vorzunehmen,  dass,  falls  der  röm. 
König  und  Granvela  ihre  Antwort  über  den  24.  d.  M.  hinaus  ver- 
ziehen würden,   die   gemeinen  Reichsstände  bei  ihnen  um  Antwort 

»Wes  die  Guilische  gesandten  des  anstants  halben  gemeinen  stenden  munt- 
lich furgetragen  am  17.  martii  1543«  (die  durch  Kurköln  und  Hessen 
angeregte  gütliche  Unterhandlung  mit  Burgund  ist  durch  der  Burgundischen 
Unbilligkeit  zerschlagen  worden.  Der  röm.  König  hat  ein  Pönalmandat 
ausgehen  lassen,  dass  sich  niemand  gegen  den  Kaiser  oder  andere  Reichs- 
glieder  in  eines  fremden  Potentaten  Dienst  begebe.  Reichsstände  möchten 
sorgen,  dass  der  Hz.  durch  die  Publikation  dieses  Edikts  nicht  in  Schaden 
gebracht  werde).    Über  die  Verhandlungen  am  21.  März  s.  S.  465  Anm.  3. 
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wiecter  anhalten  sollten.  Darauf  hat  der  röm.  König  den  24.  den 
Ständen  durch  den  mainzischen  Kanzler  anzeigen  lassen,  dass  er 
vorhabe,  denselben  Tag  oder  spätestens  den  26.  den  Ständen  eine 
Antwort  zu  geben. 

RV.,  Nr.  13b,  fol.  644,  Kop. 

124.  Kanzler  Ghogreff  an  Propst  Vlatten  und  Hof- 
meister Hosteden.    1643  März  27. 

Wie  der  Hz.  die  Nachrichten  von  der  Schlacht  bei  Sittard  aufge- 
nommen. 

In  der  nächstvergangenen  Osternacht1)  erhielt  G.  aus  Roere- 
monde  um  3  Uhr  schreckliche  Zeitungen,  wonach  des  Herzogs 
Kriegsleute  geschlagen  und  die  ganze  Schlacht  verloren  sei.  G. 
stand  sogleich  auf  und  nahm  Lei  zu  sich  (weil  niemand  sonst  von 
Räten  da  war).  Da  der  Hz.  fest  schlief,  weckten  sie  ihn  nicht, 
sondern  haben  »h.  Hansen  Dolzigk8)  zu  uns  gefordert  und  allerlei 
underredung  gehat,  wie  man  sich,  im  fal  es  dermassen  belegen 
were,  anzustellen  hette«.  Als  der  Hz.  von  selbst  aufstand,  fragte 
er,  ob  keine  Zeitung  von  seinen  Kriegsleuten  angekommen  wäre, 
»nachdem  man  wol  gewust,  das  si  us  waren,  die  viande  anzu- 
greifen. Daruf  geantwort,  sie  weren  an  einander  gewest  und  man 
wiste  nit  entlich,  wie  es  gefaren  were,  verhoften  aber  bald  gude 
zeitung.  Hat  s.  f.  g.  ein  missdunken  gehat  und  begert«,  ihm  die 
Wahrheit  zu  sagen.  »So  haben  wir  es  dannoch  dermassen,  wie 
es  an  uns  gelangt,  nit  anzeigen  wollen.  Demnach  hat  s.  f.  g.  ge- 
sprochen: wir  willen  in  die  kirche  geen,  Got  den  hern  anrofen  und 
ime  uns  und  die  sachen  bevelhen.«  Als  sie  nun  kurze  Zeit  in  der 
Kirche  waren,  kommt  ein  reitender  Bote  von  Roeremonde  mit  der 
Nachricht,  dass  des  Herzogs  Kriegsleute  die  Schlacht  gewonnen 
und  das  Geschütz  der  Feinde  erobert  haben.  —  »Ich  hab  auch  an 
u.  g.  h.  gein  sonderlich  uswendig  zeichen  einer  grosser  freud  ver- 
nomen,  sonder  s.  f.  g.  hat  Got  dem  hern  die  er  gegeben  und  für 
und  für  umb  gnaden  und  friden  gebeden,  ferner  ungluck  und  bloit- 
vergiessen  zu  verhueden.  —  Geschreven  am  27.  martii  ao.  43.« 

RV.,  Nr.  13c,  Kpt. 

l)  Über  das  Treffen  bei  Sittard  am  Ostersamstag  1543  vgl.  Lac. 
Arch.  ö,  S.  168  ff.;  Ztschr.  23,  S.  75  und  122  ff.;  Karl  Lanz,  Kor- 
respondenz Karls  V.,  Bd.  2,  S.  382  ff. 

■)  Vgl.  Varrentrapp  S.  157;  Ztschr.  23,  S.  137. 
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126.  Jülicher  Gesandte,  Verhandlung  mit  den  Reifchs- 
ständen.    1543  März  28. 

Jülicher  Gesandte  lehnen  die  Obergabe  Gelderns  an  den  Kaiser, 
auch  die  Sequestration  durch  die  Reichsstände  ab. 

1543  März  28  haben  die  Reichsstände  durch  den  mainzischen 
Kanzler  und  den  verordneten  Ausschuss  den  Jülicher  Gesandten  an- 
zeigen lassen:  ,Haben  mit  dem  Könige,  den  ksl.  Gesandten  und 
Grandvela  gesprochen,  damit  »diese  kriegshandlung  hingelegt  oder 
in  einen  anstant  gebracht  werden  mochte  <.  Darauf  haben  der  ksl. 
Orator  und  die  Gesandten  der  Königin  eine  Schrift  übergeben,  wo- 
nach »i.  ko.  mt.  [die  Königin]  uf  leidliche  wege  handien«  will, 
jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  »vor  allen  dingen«  Geldern 
und  Zütphen  dem  Kaiser  eingeräumt  werden.  Wegen  des  in  Bra- 
bant  zugefügten  Schadens  »mochten  sie  [die  Königin]  gütliche  Hand- 
lung erleiden«.  Reichsstände  fragen  nun,  ob  die  jülicher  Gesandten 
bevollmächtigt  sind,  »uf  diese  mittel  zu  handien«.'  Jülicher  Ge- 
sandte: .Nein.  Der  Hz.  kann  Ehren  halber  vor  einem  Erkenntnis 
sein  ererbtes  Fürstentum  dem  Kaiser  nicht  einräumen.  Wenn  aber 
»in  der  gutlicher  underhandlung  uns  einiche  rechtmessige,  tregliche 
.  .  .  mittel  furgehalten  wurden«,  sind  sie  bevollmächtigt,  sich  in 
Verhandlungen  einzulassen/  Verordneter  Ausschuss:  ,Schlagen 
vor,  Geldern  und  Zütphen  »in  gemeiner  reichsstende  henden  bis  zu 
erkantnus  (die  in  jarsfrist  besehenen  solle)«  zu  lassen.  Wenn  den 
Gesandten  dies  genehm,  wollen  sie  darauf  bei  dem  König,  den  ksl. 
Kommissarien  und  dem  ksl.  Orator  anhalten,  dass  die  Kriegsübung 
abgestellt  werde/  Jülicher  Gesandte:  ,Herzog  kann  sich  nicht 
darauf  einlassen,  aus  verschiedenen  Gründen,  z.  B.:  durch  das  Zu- 
gestehen der  Sequestration  würde  er  sich  der  Deklaration,  durch 
die  er  mit  allen  Landen,  die  er  in  Besitz  hat,  des  Friedens  ver- 
sichert worden  ist,  stillschweigend  begeben/  Reichs  stände  er- 
klären, sich  nochmals  an  den  König,  die  ksl.  Kommissarien  und  den 
ksl.  Orator  wenden  zu  wollen.  Der  König  hat  darauf  geantwortet, 
er  wolle  sich  mit  den  ksl.  Kommissarien  und  dem  Orator  unter- 
reden. l) 

RV.,  Nr.  13b,  fol.  647,  Orig.  oder  Kop. 

')  Hierzu  vgl.  RV.  Nr.  13b,  fol.  572:  ,Als  die  Reichsstände  April  5 
durch  den  mainzischen  Kanzler  »des  Kei.  orators  und  Burgundischen 
gesandten   gegebne   antwort«    den   julicher   Gesandten   mitgeteilt   haben, 
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126.  Bittersohaftflabschled  von  Jülich,  Geldern,  Oleve, 
Berg  und  Mark.    Boermonde  1543  April  2. 

Da  viele  von  der  Ritterschaft,  den  Lehnsleuten  und  den  Inhabern 
von  Freigütern  trotz  wiederholter  Aufforderung  nicht  zum  Schutze  des 
Vaterlandes  erschienen  sind,  so  sollen  aus  deren  Gütern,  wenn  sie  sich 
nicht  genügend  verantworten  können,  andere  besoldet  werden. 

»Nachdem  .  .  .  m.  g.  h.  herzog  zu  Gulich  .  .  .  sampt  s.  f.  g. 
landen  und  underdanen  von  den  Burgundischen  wider  des  h.  reichs 
lantfrieden,  Ordnung,  abscheide,  fritstende  und  sonderliche  decla- 
ration  und  Versicherung,  auch  wider  recht  und  alle  billicheit  unaf- 
gesagt  überzogen  mit  rouf,  mort,  brant  und  sonst  beschediget,  also 
das  s.  f.  g.  zu  der  gegenwer  gedrongen  und  mit  gnaden  des  al- 
mechtigen  und  bistant  s.  f.  g.  treuer  underdanen,  furnemlich  die 
von  der  ritterschaft,  die  viant  etlichermassen  gezuckt  und  aber  vil 
von  der  ritterschaft  und  andern  in-  und  uswendige  s.  f.  g.  lehen- 
luide  und  diejenige,  so  frei  gueder  under  s.  f.  g.  ligen  haven  und 
zu  dienen  schuldig,1)  uf  vilfeltig  erfordern  nit  erschienen  noch  das 
vatterlant  schützen  und  reden  helfen,  des  sich  dan  die  andere  nit 
unbillich  beswert,  insonderheit  das  sie  weib  und  kint  verlassen,  das 
ire  verzeren  und  versuimen  und  darzu  lif  und  leven  als  die  gehor- 
same ufsetzen  solten  und  die  andere  ungehoirsam  usbliven,  das 
vatterlant  nit  verdedigen  helfen  und  inen  sollichs  zu  gut  gelassen 
werden  sulte,  darus  dan  nit  allein  wider  unverstant,  sonder  auch 
hochgedachtem  m.  g.  h.  sampt  s.  f.  g.  sementlichen  landen  und 
ündertanen  grosser  geferlicheit  und  beschwernuss  daraus  erwassen 
wurde,  dem  allem  sovil  muglich  furzukommen,  hat  hochg.  herzog 
sich  mit  s.  f.  g.  ritterschaften  der  furstendomb  und  lande  Gulich, 
Gelre,  Cleve,  Berg  und  Mark,  so  jetzunt  alhie  zu  Ruremunde  bei 
einandern,  und  sie  mit  s.  f.  g.  sich  verglichen,  das  aller  derjeniger 
gueder,  so  ungehoirsam,  wie  obgemelt,  usblieven,  sie  seien  geistlich 
oder  weltlich,  edel  of  unedel,  in-  oder  uswendich  gesessen,  nie- 
mant  usgescheiden,  zugeschlagen  und  sie  uf  eine  gelegene  platz  und 
maistat  in  jederm  lande  bescheiden  werden  für  s.  f.  g.  und  die 
verordente  von  der  ritterschaft  des  orts,  wie  dan  us  jedem  obg. 
landen  darzu  dri  volmechtig  von  der  anderer  wegen  alhie  verordent 

haben  diese  folgendes  entgegnet:  ,Die  Burgundischen  bestehen  auf  dem 
alten  Mittel  (Obergabe  von  Geldern  und  Zütphen);  darauf  kann  sich  der 
Hz.  natürlich  nicht  einlassen/ 

■)  Vgl.  oben  S.  188  Anm.  18. 
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und  benant  worden;  also  das  diejenige,  so  sich  für  s.  f.  g.  und 
den  drien  verordenten  gnugsam  verantworten  kunten,  .  .  .  des  zu 
gemessen,  welche  das  aber  nit  doin  kunten,  das  der  gueter  in  Zu- 
schlag verblieven  und  andere  daraus  verzolt  und  bezalt  werden 
mugen  und  die  ungehoirsamen,  auch  die,  so  on  erleubnuss  us  dem 
velde  geritten,  nach  befinden  darfur  angesehen  werden,  welche  auch 
in  geringer  anzal  und  nit  nach  irer  gelegenheit  und,  wie  hiebevoren 
ufgezeichent,  geschickt,  das  die  nochmals  gelt  für  den  gebrech  er- 
legen und  bezalen;1)  und  das  dieses  alles  anstunt  in  das  werk  ge- 
stalt  und  die  verordente  bei  iren  eren  und  plichten  daran  seien, 
wie  sie  des  dan  ouch  von  m.  g.  h.  und  der  sementlicher  ritter- 
schaft  bevelh  haven,  das  niemant  darinnen  übersehen,  die  ungehoir- 
same  ferner  erschinen  und,  die  süss  lang  gedient  haven,  soviel 
muglich  verschoint,  auch  sonst  gleicheit,  gehorsam  und  eindracht 
desto  besser  erhalden  und  laut  und  luit  für  gewalt  und  unrecht 
verdedingt  werden  mögen.  —  In  urkunt  der  warheit  seint  dieser 
abscheide  seess  glichluidende  under  hochgedachtes  m.  g.  h.  secret- 
sigel  ufgericht,  der  einer  in  s.  f.  g.  canzlei  behalden  und  den  von 
der  ritterschaft  jederer  lande  einer  zugestalt  worden.  Actum  zu 
Ruremunde  am  2.  aprilis  ao.  43.« 
K.,  Caps.   1,  Nr.  1,  fol.  166,  Kop. 

127.  Jülicher  Gesandte  an  Hz.  Wilhelm  (z.  T.).  Nürn- 
berg 1543  April  7. 

Druck  der  Annotationen  zu  der  Assertion  des  Kaisers.  Verordnung 
von  Posten. 

».  .  .  Das  e.  f.  g.  die  annotationes  in  druck  lassen  usgehen, 
achten  wir,  das  es  nutzlich  und  e.  f.  g.  notturft  erfordert.  Segen 
aber  für  gut  an,  das  Kei.  M.  assertion8)  mit  gedruckt  und  die  anno- 
tationes allenthalben  in  margine  gestelt,  wie  dan  der  furgenomener 
abscheid  gewesen,  und  das  dieselbige  furhin  dem  scholaster  Gropper8) 

*)  Vgl.  hierzu  Nr.  122. 

*)  S.  oben  S.  373  Anm.  1. 

8)  »d.  d.  Aschenburg  [Aschaffenburg?]  altera  Mathei«  [!  im  Text  des 
Briefes:  »s.  Mathis  dach«]  1543  [also  Febr.  2ö]  schreibt  Propst  Vlatten 
an  Ghogreff:  ,Hört  von  Dr.  Gropper,  dass  sein  Bruder,  der  Scholaster, 
willig  sei,  »de  dacht  der  Burgundischen  und  meins  g.  h.  antwort  daruf 
zo  besichtigen  und  sein  bedenken  auch  anzozeigen.  Segen  darum  für 
gut  an,  das  sulchs  besehe.«4 
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zugestalt  wurden,  damit  die  letste  usgangne  confutation  auch  ab- 
geleinet,  wie  dan  derhalb  dr.  Godart  seinem  brader  geschrieben.  — 
Die  posten  sein  uf  Frankfurt  im  Krachbein  und  zu  Wirzberg  im 
Rebenstock  verordnet,  und  ist  für  gut  angesehen,  das  e.  f.  g.  auch 
einen  zu  Andernach  hette  gnediglichen  legen  lassen,  wie  wir  dan 
solichs  e.  f.  g.  am  jüngsten  underteniglichen  zugeschrieben  haben.«  — 
Nürnberg  1543  April  7. 
RV.,  Nr.  13c,  Orig. 

128.  Hz.  Wilhelm  an  die  clevischen  Bäte  (z.  T.).  Boer- 
monde  1543  April  16. 

Sollen  Räte,  Ritterschaftsglieder,  Amtleute,  Richter,  Befehlshaber 
veranlassen,  Geld  vorzustrecken,  ferner  die  Steuer  einfordern  lassen.  Um- 
fang des  Lehnsdienstes. 

Haben  ihm  wiederum  geschrieben,  dass  sie  kein  Geld  zu  Wege 
zu  bringen  wissen.  Sollen  nochmals  bei  den  »reden  und  ritter- 
schaft,  die  uns  in  Clef  in  unser  gegenwerdicheit  etlige  penningen 
furzustrecken  zugesagt  und  es  noch  nit  gedain  haven«,  anhalten, 
die  Pfennige  zu  erlegen,  »wie  si  geloeft  haven.  Und  das  ir  ouch 
die  amptlude,  richter  und  bevelhaver  in  unserm  lande  van  Clef 
bescheidet,  etliche  penningen  furzustrecken, l)  wie  in  den  landen 
Guilch,2)  Berg  und  Mark  beschehen  und  dr.  Olisleger  davan  bericht 
weiss.  Derglichen  hettet  ir  das  gelt  uf  den  3.  monat  [!]  gewilligt 
in  den  steden  und  platten  lande  ussetzen  und  infordern  zu  lassen 
und  ouch  bi  allen,  da  ir  gelt  vermoden,  umb  gelt  werven  und  zu 
wegen  bringen«.  Was  das  Geld  aus  dem  Lande  von  der  Mark  betrifft, 
hat  der  Marschall  Reck  »nit  mehe  dan  ungeferlich  1000  ggl.  ge- 
nomen  und  dieselvige  den  ruiteren,  die  der  oerter  angenomen,  uf 
die  hant  gegeven.  —  So  vil  die  lehenluide  betrift,  werden  dieselvige 
alhi  dermassen  gehalden,  das  si  6  wechen  und  3  dage  dienen,  on 
ichtwas  zu  entfangen.8)  Aver  darnach  wirt  inen  ire  bezoldung  ge- 
geven, nemlich  den  irsten  monat  uf  ein  pert  8  rider  und  die  ander 
monaten  9  rider«.  —  Roermonde4)  1543  April  16. 

Gl.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Kpt. 

l)  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  1,  S.  56;  2,  S.  117. 

a)  Vgl.  Jahrb.  des  düsseld.  GV.  7,  S.  3  (Nr.  3). 

8)  Vgl.  oben  S.  103  f.  (Anm.  106  und  107)  und  S.  436  Anm.  1. 

4)  Vielleicht  ist  auch  Randenrade  (Randerath)  zu  lesen. 
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129.  Jülicher  Gesandte,  Verhandlung  mit  dem  Reichs- 
tagsausschuss  (Bericht).    [1543  April  21—23.] 

April  21:  Mitteilung  des  Ausschusses  an  die  jülicher  Gesandten 
(Plan  der  Aufrichtung  eines  Anstands;  zu  dem  Zweck  Obergabe  von 
Sittard  an  die  Burgundischen).  April  22:  Antwort  der  Gesandten  (schlagen 
drei  andere  Mittel  vor).  April  23:  Verhandlung  zwischen  Ausschuss  und 
Gesandten  (ob  einige  Orte,  resp.  welche  den  Burgundischen  zu  übergeben, 
resp.  von  bestimmten  Reichsfürsten  zu  sequestrieren  seien). 

Am  21.  April  nachmittags  hat  der  verordnete  Ausschuss  den 
jülicher  Gesandten  folgendes  mitgetheilt:  ,Der  Ausschuss  hat  bei 
dem  König  und  dem  ksl.  Orator  auf  Herstellung  eines  beständigen 
Friedens  oder  wenigstens  eines  Anstandes  zu  wirken  gesucht  und 
>das  mittel  des  afterlehensc1)  vorgeschlagen.  Der  ksl.  Orator  hat 
dies  Mittel  aber  abgeschlagen.  Der  Ausschuss  schlägt  nun  vor:  Da 
in  Abwesenheit  des  Kaisers  ein  endlicher  Friede  nicht  zu  erreichen 
ist,  so  möchte  ein  Anstand  aufgerichtet  werden,  »dieser  gestalt,  das 
die  zeit,  binnen  welcher  die  gutliche  handlung  furgenommen  und  ge- 
endiget werden  solte,  itzo  ernent  und,  wes  also  in  der  freuntschaft 
entlich  vertragen  oder  im  fal,  so  die  gutlicheit  entstünde,  mit  gebur- 
lichen  rechten  erkant,  das  demselbigen  wirklich  .  .  .  nachkomen 
wurde.  Und  damit  der  Kei.  orator  bewegt  werden  mochte  durch 
solich  mittel  in  den  anstant  zu  willigen«,  so  schlägt  der  Ausschuss 
vor,  die  Stadt  Sittard  bis  zu  gütlichem  oder  rechtlichem  Austrag 
der  Sache  in  die  Hand  der  Burgundischen  zu  stellen.*  Die  jülicher 
Gesandten  nehmen  wegen  der  Wichtigkeit  der  Sache  ihr  Bedenken 
bis  zum  anderen  Tage  und  antworten  »mit  furwissen  der  freunde, 
so  hochg.  unserm  g.  h.  bewust«,  am  22.  April:  ,Auch  wenn  der 
ksl.  Orator  es  nicht  abgelehnt  hätte,  dass  der  Hz.  Geldern  von  dem 
Kaiser  als  Hz.  von  Brabant  als  Afterlehen  nehmen  sollte,  würde 
der  Hz.  nicht  darauf  eingehen  können.  Dagegen  sind  die  jülicher 
Gesandten  mit  dem  anderen  von  dem  Ausschuss  vorgeschlagenen 
Mittel  einverstanden.  Nur  kann  der  Hz.  Sittard  nicht  in  die  Hand 
der  Burgundischen  geben;  denn  Sittard  liegt  so,  dass  sie  von  da 
aus  Jülich  wie  Geldern  beschädigen  könnten  und,  wenn  kein  be- 
ständiger Friede  zu  Stande  kommt,  ihren  Vorteil  wahrnehmen  würden. 
Die  jülicher  Gesandten  schlagen  nun  ihrerseits  drei  Mittel  vor: 
1.  Die  Burgundischen  halten  Heinsberg  besetzt,  der  Hz.  hat  Schloss 


*)  Vgl.  Max  Lenz  I,  S.  473. 
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und  Stadt  Arberg1)  erobert.  Beides  könnte  ausgetauscht  werden. 
2.  Heinsberg  und  Arberg  werden  bis  zu  gütlichem  oder  rechtlichem 
Austrag  von  etlichen  Reichsfürsten  sequestriert.  3.  Der  Hz.  behält 
bis  dahin  Arberg,  die  Burgundischen  Heinsberg.'  1543  April  23 
vormittags  hat  der  Ausschuss  den  jülicher  Gesandten  erklärt:  ,Da 
der  Reichstag  bald  sein  Ende  erreichen  und  der  röm.  König  nicht 
über  einen  Tag  hier  bleiben  wird,  so  möchten  sie  »nit  zu  hart 
halten«.  Ausschuss  schlägt  nochmals  die  Zustellung  von  Sittard 
an  die  Burgundischen  vor.4  Jülicher  Gesandte:  ,Darauf  kann 
sich  der  Hz.  nicht  einlassen.  Dagegen  schlagen  sie  vor,  Heinsberg, 
Arberg  und  Sittard  den  vier  rheinischen  Kurfürsten  oder  Kurköln, 
Kurtrier,  Münster  und  Hessen  in  Sequestration  zu  geben.'  Aus- 
schuss: ,sucht  die  Gesandten  nochmals  zu  bewegen,  auf  die  Zu- 
stellung von  Sittard  an  die  Burgundischen  einzugehen,  und  erinnert 
sie  an  »des  Keisers  macht  und  gewalt«,  und  dass  der  Kaiser  den 
Krieg  lange  kontinuieren  könnte.  Können  die  Gesandten  nicht  jene 
Zustellung  bewilligen,  so  möchten  sie  eine  andere  Stadt  nennen,  die 
den  Burgundischen  zugestellt  werden  könnte.'  Jülicher  Gesandte: 
,sind  nicht  bevollmächtigt,  irgend  eine  Stadt  den  Feinden  zu  über- 
geben. Dagegen  sind  sie  bereit,  ausser  Sittard  auch  noch  Herzogen- 
rath durch  die  vier  rheinischen  Kurfürsten,  resp.  Kurköln,  Kurtrier, 
Münster  und  Hessen  sequestrieren  zu  lassen.'  Ausschuss:  ,will 
mit  dem  ksl.  Orator  dahin  handeln,  dass  der  Anstand  auf  dieses 
Mittel  erhalten  werde.' 

RV.,  Nr.  13b,  fol.  641  und  664,  Orig.  oder  Kop. 

130.  Jülicher  Gesandte  auf  dem  Reichstage  an  Hz. 
Wilhelm.    Nürnberg  1543  April  28. 

Haben  der  Zustellung  Sittards  an  die  Regentin  zugestimmt.  Der 
ksl.  Orator  nicht  für  den  Anstand.    Hzgl.  Protest  gegen  den  Reichsabschied. 

April  24  hat  der  verordnete  Ausschuss  ihnen  mitgeteilt,  dass 
er  den  ksl.  Orator  nicht  auf  die  Sequestration  von  Sittard  und  Her- 
zogenrath einzugehen  vermocht,  vielmehr  aus  seinen  Worten  ent- 
nommen hat,  dass  nichts  bei  ihm  zu  erhalten  sei,  wenn  Sittard 
nicht  der  Königin  Maria  übergeben  würde.  Der  Ausschuss  hat  des- 
halb die  Gesandten  ermahnt,  die  Zustellung  Sittards  an  die  Regentin 
zu  bewilligen.    Dann  hoffe   er  bei  dem  ksl.  Orator  einen  Anstand 

l)  Aremberg.     Vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  162;  Ztschr.  23,  S.  121. 
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auf  vier  Jahre  zu  erhalten.  Darauf  haben  die  Gesandten  das  vor- 
geschlagene Mittel  angenommen.  Aber .  der  Ausschuss  hat  jenes 
nicht  bei  dem  ksl.  Orator  erreicht,  der  vielmehr  in  keinen  Anstand 
willigen  wollte,  durch  den  der  Kaiser  »einicher  gutlicher  oder  recht- 
licher erkentnus  zu  gewarten  verbunden  sein  solte.«  —  Die  Gesandten 
haben  des  Herzogs  Protest  gegen  den  Reichsabschied  dem  mainzischen 
Kanzler  übergeben,  der  ihn  auch  angenommen  hat.  —  Nürnberg 
1543  April  28. 

RV.,  Nr.  13C,  Orig. 

131.  Die  beim  Herzog  anwesenden  Bäte  an  Propst  Joh. 
v.  Vlatten  und  Werner  v.  Hosteden  Hofmeister.  Boer- 
monde  1543  Mai  3. 

Hz.  ist  mit  der  Sequestration  nicht  einverstanden;  Gründe.  Hessische 
Vermittelung.     Hz.  gerüstet 

Das  Schreiben  vom  23.  April1)  überrascht  den  Herzog;2)  er 
ist  mit  der  Sequestration  nicht  einverstanden;  um  so  weniger,  als 
die  Sachen  in  Frankreich  »wol  stain  und  s.  f.  g.  entlich  vertroestet 
siner  g.  huisfrauen  ankompst.  Und  ist  ouch  avermals  gelt  daher 
geschickt  worden  und  widers  zugesagt.  Sult  nu  s.  f.  g.  sulchs  alles 
verwerfen,  die  stede  und  flecken  overgeven  oder  sequestrieren,  das 
doch  s.  f.  g.  für  der  slacht  und  doe  die  sachen  anders  und  vil  be- 
swerlicher  stonden,  nit  bewillicht  und  geins  bestendigen  friddens 
versichert  sin,  finden  wir,  das  s.  f.  g.  darzu  nit  geneigt  und  be- 
sorgt, das  es  allein  bi  s.  g.  gegendeil  gesoicht  si,  das  s.  f.  g.  bi 
Frankrich  in  verdacht  gefoirt  und   da  verlassen  und  dannoch  van 


!)  Gemeint  ist  wohl  ein  den  Bericht  über  die  Verhandlungen  von 
April  21—23  (Nr.  129)  begleitendes  Schreiben. 

*)  Der  Hz.  selbst  hatte  d.  d.  Roermonde  1543  Mai  1  (RV.  Nr.  13  G. 
Orig.)  an  seine  Gesandten  auf  dem  Reichstag  geschrieben:  ,Das  vorge- 
schlagene Mittel  haben  die  Gesandten  ohne  sein  Vorwissen  und  gegen 
seinen  Befehl  angenommen.  Er  kann  es  überdies  »on  unse  frau  moder 
und  die  unsere  van  den  lantschaften,  die  dan  sulchs  mit  betrift,  keins 
wegs  bewilligen.«'  Zur  Sache  vgl.  Ztschr.  23,  S.  76  und  137.  Die 
Urkunde  über  den  Vertrag,  den  der  Hz.  hier  verwirft,  trägt  das  Datum: 
1543  April  28  (Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  543).  Vgl.  hierzu  die  Aufzeichnung 
über  die  kaiserlichen  Einwendungen  gegen  die  Weigerung  des  Herzogs, 
den  von  seinen  Gesandten  geschlossenen  Vertrag  zu  ratifizieren,  in  den 
Papiers  d'etat  de  Granvelle  II,  S.  664  ff. 
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inen  nit  versichert  werd«.  Die  Festungen  Arberg,  Sittard  und 
Heinsberg  können  schon  deshalb  nicht  ausgeliefert  werden,  »dwü 
im  lande  Guilch  geine  anderen  [Festungen]  sin«.  Der  Herzog  hätte 
dann  keine  Festung,  von  der  aus  er  Jülich,  das  Oberviertel,  Cleve 
und  Berg  beschützen  könnte.  —  Der  Landgraf  hat  »etliche  mittel 
des  friddens  uberschickt«,  darauf  auch  der  Kurfürst  von  Sachsen 
u.  E.  etliche  Bedenken  anzeigen  wird.  —  »Unserm  g.  h.  komen 
über  duisent  frembder  perde,  die  uf  3  monat  bestalt  sin,  und  die 
knecht  sin  ouch  willich,  und  ist  .  .  .  noch  gelt  furhanden.  Mit 
dem  adel  und  anderen  reisigen  underdanen  hait  man  gerechent,1) 
verwist  und  züfridden  gestalt,  ouch  den  merendeil  heimriden2)  lassen; 
doch,  wan  man  irer  bedarf,  weder  zu  erschinen.«  —  Roeremonde 
1543  Mai  3. 

RV.,  Nr.  13C,  Orig. 

132.  Landtagsabschied  von  Jülich-Berg.  Gladbach  1543 
Mai  10. 

Stände  billigen  die  Ablehnung  des  Anstandes  mit  dem  Kaiser.  Hz. 
möchte  für  baldige  Ankunft  seiner  Gemahlin  sorgen,  die  protestierenden 
Stände  bitten,  dass  sie  ihn  vor  Gewalt  verteidigen  helfen,  auch  bei  den 
anderen  Reichsfürsten  Beschwerde  führen.  Die  Landtagsabschiede  von 
Jülich  und  Düsseldorf  und  der  Ritterschaftsbeschluss  von  Roermonde  sind 
durchzuführen,  der  Schädigung  der  Unterthanen  durch  Reiter  und  Knechte 
vorzubeugen.     Bestellung  eines  Ausschusses. 

»Als  .  .  .  m.  g.  h.  herzog  zu  Gulich  ...  s.  f.  g.  ritterschaft 
und  stede  der  furstendommen  Gulich  und  Berg  her  zu  Gladbach 
hat  bescheiden  und  inen  furdragen  und  furlesen  lassen  die  mass 
und  artickel  eines  vermeinten  anstants,  so  von  etlichen  nach  endung8) 
des  reichstags  zu  Nurenberg  bei  dem  kaiserlichen  orator  und  der 
kuniginnen  gesandten  usbracht,  sambt  etlichen  bedenken,  geferlicheit 
und  beschwernussen,4)   so  s.  f.  g.  und  den  landen  daraus  entstain 

*)  Vgl.  oben  S.  436  Anm.  (unter  III  und  IV). 

2)  Über  ein  Aufgebot  vom  8.  März  (princeps  conscripsit  omnes  va- 
sallos)  s.  Ztschr.  23,  S.  75. 

8)  Vgl.  Ztschr.  23,  S.  76  (April  28). 

*)  Hiermit  ist  offenbar  folgendes  undatierte,  mit  der  Aufschrift  i.  v.: 
»anzeichniss  etlicher  beswerniss,  so  in  der  furgestalter  maess  eines  ver- 
meinten anstantz  halver  befanden«,  gemeint  (Cl.-M.,  Verhältnisse  zu 
Geldern,  Nr.  47a,  Orig.?  vgl.  dazu  den  in  Ztschr.  23,  S.  141  erwähnten 
Druck):    1.  »Wa  die  handlung  van  m.  g.  h.  angenoemen  und  bestedigt, 
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mochte,  mit  gnedigem  gesinnen  s.  f.  g.  darinnen  iren  treuen  rat 
mitzudeilen,  so  haven  gemelte  ritterschaft  und  stede  nach  gehabtem 
bedacht  eindrechtlich  geantwort:  Wiewol  sie  des  friedens  zum 
höchsten  begerig  und  s.  f.  g.  auch  darzu  gneigt  spuerten,   so  be- 

so  were  es  doch  uf  siner  g.  und  der  siner  siden  gein  frid  noch  anstant. 
Aver  uf  der  Burgundischen  siden  wer  es  frid  oder  anstant,  so  lang  inen 
gefeilich,  und  mochten  denselvigen  15  dage  zuvoren  ufkundigen  und  mit 
dem  krieg  vortfaren,  wan  es  inen  gelegen  und  m.  g.  h.  oder  die  sine 
nit  gefast  weren.  Aver  s.  f.  g.  und  die  sine  moesten  für  und  für  ge- 
bonden  und  glichewoel  des  uberzochs  gewertig  sein.«  2.  Wenn  der  Hz. 
den  Satz:  Praeterea  füit  conventum  —  impartiendi  [s.  den  Wortlaut  der 
Urk.  bei  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  543]  zugestände,  würden  die  ihm  misgünstigen 
es  dahin  deuten,  dass  er  einräume,  im  Unrecht  zu  sein  und  des  Kaisers 
Ungnade  verschuldet  zu  haben  und  dass  er  »alles  plichtich  were,  wes 
die  Burgundischen  siner  f.  g.  zur  unschult  zumessen.«  3.  Zu  dem  Satz: 
Et  hac  quidem  —  ducis  Chvensis.  Damit  würden  dem  Hz.  »nit  allein 
die  stede,  huiser,  flecken  und  gueder,  sonder  ouch  alle  anspraick  und 
rechtforderong  abgesneden.  .  .  .  Hinwederumb  geschieht  geine  meldong, 
das  m.  g.  h.  oder  die  sine,  wes  van  siner  f.  g.  wegen  erobert,  besitzen 
[sc.  sollen].  .  .  .  Und  wer  man  also  nit  versichert;  sonder,  ob  es  die 
Burgundischen  selbs  nit  deden,  so  mochte  doch  villicht  sunst  imantz 
anders  gegen  s.  f.  g.  und  die  sine  handelen,  es  were  dan  mit  recht  oder 
gewalt.  4.  Ist  ouch  niet  versorgt,  das  mins  g.  h.  underdaenen  ire  gueder, 
die  zur  taefelen  gelacht  oder  sunst  vurenthalden  werden,  wa  die  ge- 
legen, weder  haven  oder  gebruichen  sullen.«  5.  Die  Übergabe  Sittards 
als  Unterpfand  wäre  dem  Hz.  »hoieh  verletzlich,  dwiel  die  Burgundischen 
sine  [!]  f.  g.  in  der  handlung  der  curfürstl.  und  Hessischen  reden  mit 
unbillicheit  uferlacht  und  schriftlich  van  sich  gegeven,  das  si  siner  g. 
nit  vertrouen  noch  ouch  mit  siner  f.  g.  brieven  und  siegel  gesedigt  sin, 
sonder  underpande  haven  wulten,  dwiel  sine  f.  g.  wider  er  und  siner  f.  g. 
alderen  brief  und  siegel  gebandelt  haven  und  darumb  nit  zu  geleuven 
sin  sult.  Wan  nu  s.  f.  g.  inen  daruf  Sittart  ubergeve,  so  bekente  s.  f.  g. 
über  sich  selbs  [!],  des  doch  ...  in  der  wairheit  nummermehe  sich 
befinden  wirdet«.  Überdies  ist  Sittard  »ein  furpail  des  lantz  van  Guilich 
und  des  oeverfirdels,  also,  wan  die  Burgundischen  beide  vestongen  Heins- 
berg und  Sittart  innehetten,  weren  geine  vestongen,  die  sie  verhinderen 
konten  bis  an  den  Rin  und  in  das  lant  van  Gleve«.  Ferner  könnte  der 
Hz.  die  von  Sittard  als  seine  treuen  Untersassen  »und  die  vil  umb  siner 
f.  g.  wil  geleden,  eheren  plichten  halver  nit  verlassen  .  .  .,  nachdem  es 
der  verplichtong  des  traetaitz  und  der  huldung  zu  Sittart  [vgl.  S.  285] 
zuwider  were«.  Wenn  bestimmt  ist,  dass  die  Burgundischen,  falls  sie 
den  Anstand  nicht  halten  wollen,  15  Tage  zuvor  Sittard  zurückgeben 
sollen,  so  »mochten  si  alwege  einen  uszoch  suechen,  darumb  solichs  van 
inen  underlassen  wurd«,  wie  sie  ja  im  vergangenen  Jahre  gegen  des 
Reiches  Landfrieden  den  Hz.  überfallen  haben    »und   des   ouch  erdichte 
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funden  sie  doch  aus  der  furgestalter  mass  des  stilstants  geinen 
frieden  noch  bestendigen  frietlichen  anstant,  sonder  aus  s.  f.  g.  be- 
denken und  sonst  vil  unleitlicher  beschwernussen  und  geferligkeit 
und  kunten  darumb  darzu  keins  wegs  raeden  noch  darin  willigen; 

beschuldigung  siner  g.  uflegen  willen«.  6.  Es  wird  dem  Hz.  nicht  nur 
der  Titel  eines  Hz.s  von  Geldern,  sondern  auch  der  eines  Hz.s  von  Jülich 
abgeschnitten.  Die  Burgundischen  sollen  den  Anstand  zu  Cleve  oder 
Dusseldorf  aufkündigen,  worin  liegt,  dass  sie  den  Hz.  nicht  als  Hz.  von 
Jülich  oder  Geldern  anerkennen  wollen;  »sonder  Kei.  Mt.  schriebt  sich 
hz.  zu  Gelre  und  der  her  van  Gorney  stalhelder  des  furstendombs  Gui- 
lich, wie  ime  dan  ouch  der  titel  van  Kei.  Mt.,  der  koniginnen  und  an- 
deren gegeven  wirt.«  Würde  nun  der  Hz.  den  Burgundischen  den  Satz: 
Et  hac  quidem  —  ducis  Glivensis  zugestehen,  »so  wurden  ouch  inen 
beide  titel  bestedigt  und  minem  g.  h.  afgezogen«.  7.  Zu  dem  Satz: 
Ac  ulterius  dictus  dux  —  recessus  impediet.  Der  Hz.  kann  dies  Ehren 
und  Gewissen  halber  nicht  thun,  da  er  dadurch  den  König  von  Frank- 
reich, andere  seiner  Freunde  und  alle,  die  ihm  in  der  Not  geholfen  und 
geraten  haben,  verlassen,  auch  daraus  folgen  würde,  dass  seine  Gemahlin 
nicht  zu  ihm  käme.  Ferner  kann  er  nicht  alle  kennen,  welche  dem 
Kaiser  widerwärtig  sind  oder  künftig  werden  mögen,  zumal  das  Wort 
inimicus  auch  auf  den  heimlichen  Feind  geht.  Sodann  »konte  s.  f.  g. 
mt  alles  wissen  noch  weren,  wes  siner  f.  g.  underdanen  oder  siner  g. 
kriegsluide  furnemen  oder  doin  mochten«.  Die  Vollziehung  der  erwähnten 
Strafe  (besonders  gegen  die,  welche  er  »in  den  höchsten  noeden  ange- 
noemen,  gedient  [Konstruktion!]  und  bi  landen  und  luiden  helfen  halden«) 
würde  »groissen  unverstant  und  wederwerdicheit«  hervorbringen,  was 
freilich  die  Burgundischen  wünschen.  8.  Wenn  der  Hz.  den  Anstand 
annimmt  »und  darnach  gedecht  frid  zu  behalden,  so  wurd  es  doch  dahin 
geraden,«  dass  er  vor  allen  Dingen  Geldern  verlassen  und  dazu  die 
Gnade  derjenigen  erwarten  muss,  die  ihn  um  Ehre,  Land  und  Leute  und 
seine  Gemahlin  bringen  wollen.  Denn  schon  vor  dem  Krieg  hat  er  trotz 
aller  Bitten  und  Fürbitten  nie  beim  Kaiser  einen  von  den  drei  Punkten, 
1.  dass  er  »zu  recht  verhoer  oder  guitlicher  handlung  zugelassen«,  2. 
dass  er  mit  seinen  Fürstentümern,  um  die  kein  Streit  ist,  belehnt,  3. 
dass  er  »zum  wenigsten  für  gewalt  versichert«  würde,  erlangen  können, 
wenn  er  nicht  Geldern  vorhin  übergäbe;  wie  auch  der  Königin  Gesandte 
gegenüber  den  kurköln.  und  hessischen  Räten  und  der  Orator  auf  diesem 
Reichstag  öffentlich  erklärt  hat,  dass  der  Friede  ohne  Aufgabe  Gelderns 
nie  erlangt  werden  könne.  —  Es  wird  auch  der  Kaiser  »ein  geruime  zit 
zu  Trent  oder  der  ort  ankörnen,  ehe  es  s.  f.  g.  wissen  hette,  und  lange 
zit  daruf  gain,  ehe  es  s.  f.  g.  bi  den  cur-  und  rarsten  dahin  brechte  mit 
siner  f.  g.  reden  zu  Kei.  Mt.  zu  schicken,  also  das  für  umbgank  der 
zweier  monaten  nichts  gehandelt  werden  konte.  .  .  .  Sult  nu  s.  f.  g. 
daruf  für  und  für  das  kriegsfolk  underhalden,  wer  siner  f.  g.  on  hilf  siner 
heren  und  frunde,  die  dan  dessfals  algereid  verworfen  [nämlich  vom  Hz. 
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mit  underteniger  bit,  mit  allem  vleiss  daran  zu  sein,  das  s.  f.  g. 
hausfrauen  ankumpst  nit  langer  verzogen,  damit  s.  f.  g.  lande  und 
underdanen  mit  erben  und  zustant  mit  der  gnaden  Gottes  desto 
mer  getrost  und  versorgt  werden  mögen;  und  nachdem  die  pro- 
testierende stende  auch  in  den  reichsabscheit  nit  gewilligt  und,  wie 
man  vernimpt,  kurz  bei  einandern  erscheinen  werden,  das  s.  f.  g. 
dieselbige  beschicken1)  und  zum  vleissigsten  berichten  und  ver- 
manen  lassen  s.  f.  g.  rechtmessich,  billig  erbieden  und  was  dem 
ganzen  reich  und  inen  insonderheit  daran  gelegen,  wa  s.  f.  g.  der- 
massen  wider  des  reichs  recht  und  freiheit  sult  überfallen  und  von 
menniglichem  verlassen  werden,  mit  bit,  das  sie  s.  f.  g.  bi  recht 
für  gewalt  wulten  verdedingen  helfen;  und  das  s.  f.  g.  auch  den 
andern  curfursten  und  fursten  s.  f.  g.  beschwernuss  anzeigen  lasse. 
Ferner  ist  auch  für  gut  angesehen,  das  den  abscheiden  der  fest- 
gehaltenen lantdage  zu  Gulich  und  Dusseldorf,  wa  das  noch  nit  be- 
schehen,  forderlich  nachkommen  werde;  gleichsfals  das  man  auch 
nachkomme  dem  beschloss  der  gemeiner  ritterschaft  zu  Ruremunde 
der  dienst  halver  der  ritterschaften,  lehenluit  und  freien;  das  auch 
hinfurter  dem  furkommen  werd,  das  die  ruiter  und  knecht,  so  doch 
von  s.  f.  g.  bezalt  werden,  niemants  überlast  doin  noch  das  sein 
nemen,  sonder  die  uberfarung  der  gebur  gestraft  werden.  Und 
nachdem  sich  allerlei  zudragen  mach,  das  noedich  in  der  ile  zu 
verordenen  und  auch  mit  den  verordenten  der  anderer  lantschaften 
zu  underreden,  wie  im  fal  der  notturft  die  eine  der  anderer  zuzehen 
und  verdedingen  helfen  und  sich  des  zu  vertroesten  hetten,  so  sein 
zum  usschoss  verordent  in  dem  furstendomb  Gulich  der  ambtman 
Sintzig,    der    amtmann    Geilenkirchen,   Wilhelm   Quade,    erfschenk 

selbst;  s.  vorhin  §.  7]  weren,  nit  möglich  und  wurd  sich  selbs  bald  us- 
kriegen.«  Wenn  er  es  dagegen  entlässt,  würden  es  die  Burgundischen 
annehmen  und  ihn,  der  sich  in  14  Tagen  nicht  wieder  gefasst  machen 
kann,  wehrlos  überfallen.  9.  Bewilligt  der  Hz.  den  Anstand,  »so  neme 
s.  f.  g.  sich  des  kriegs  an  wider  Kei.  Mt.,«  während  er  doch  mit  dem 
Kaiser  nicht  zu  thun  hat,  sondern  nur  von  den  Burgundischen  zur  natür- 
lichen Notwehr  gedrängt  worden  ist.  10.  Durch  den  Anstand  würde  der 
Hz.  sich  aus  des  Reiches  Landfrieden,  Abschieden,  Deklaration  »und  dar- 
zu  der  Kei.  Mt.  obligatioin  und  verplichtong  in  der  konigl.  wal  zu  Frank- 
fort besehenen«  begeben. 

*)  Ober  die  Beziehungen  des  Herzogs  zu  den  Protestanten  in  dieser 
Zeit  vgl.  Ztechr.  23,  S.  121;  Varrentrapp  S.  157;  Max  Lenz  II,  S.  137  ff. 
und  S.  146. 
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Vlatten,  Trips  und  Stommel,  in  dem  furstendomb  Berg  boven  der 
Wopper  Lei  zum  Nuenberg,  amtman  Monheim  und  Wilhelm  von 
Einer  und  beneden  der  Wopper  Luitgen  Winkelhuisen,  Stau  zu 
Lankquit  und  Jürgen  Quait,  und  ob  die  vom  ausschoss  nit  sement- 
lich  uf  erfordern  erscheinen  kirnten,  das  dannoch  diegenige,  so  man 
haven  mocht,  gleichwol  handien  mögen,  und  das  m.  g.  h.,  wan  es 
die  gelegenheit  erfordert,  darbei  bescheide  etliche  us  den  steden, 
die  s.  f.  g.  darzu  dienlich  eracht,  die  auch  uf  s.  f.  g.  erfordern  er- 
scheinen und  zum  besten  raden  helfen  soln.  —  Verdragen  und 
gezeichent  zu  Gladbach  under  hochberurtes  m.  g.  h.  secret  am  10. 
tag  maji  ao.  43.«  *) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  167,  Kpt. 

*)  Vgl.  hierzu  den  geldrischen  Landtagsabschied  von  Mai  12  (K., 
Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  169,  Kop.):  ,Die  Proposition  wie  in  dem  gladbacher 
Abschied  von  Jülich-Berg  vom  10.  Mai  wörtlich.  Auch  die  Antwort  bis 
zu  den  Worten:  »mit  underdeniger  bit;«  von  hier  an  aber  heisst  es:  >dat 
s  f.  g.  sie  nit  wil  verlaeten  noch  sich  in  sollichen  geferlichen  anstant 
begeven,  sonder  sich  mit  Gottes  hülfen  tot  der  gegenwehr  stellen;«  dazu 
wollen  sie  sich  als  getreue  Unterthanen  erweisen.  Ferner  bitten  die 
Stände,  dass,  da  hier  Ritterschaft  und  Städteboten  nur  in  geringer  Zahl 
erschienen,  Bannerherrn,  Ritterschaft  und  kleine  Städte  auf  den  Abend 
des  22.  Mai  nach  der  Hauptstadt  beschrieben  würden,  zur  Verhandlung 
über  eine  Hilfe  am  nächsten  Tage;  dass  aus  jedem  Quartier  je  2  Per- 
sonen aus  der  Ritterschaft  und  von  den  Städten  verordnet  würden,  mit 
absoluter  Vollmacht  »in  der  landen  saecken«  nach  Notdurft,  »it  si  mit 
penningen  uptobrengen,  to  versegelen  oder  sust  tem  besten  raeden  ind 
vurdern  to  helpen,«  auch  mit  den  Deputierten  der  andern  Lande  sich 
zu  vergleichen,  »wie  s.  f.  g.  ende  derselbigen  landen  notturfft  bedacht« 
möchte  werden,  mit  der  Massgabe,  dass  beim  ausbleiben  eines  verordenten 
bei  Vorladung  durch  den  Herzog  oder  die  andern  verordenten  jener  seine 
Vollmacht  »overschriven«  und  dies  die  andern  in  ihren  Handlungen  nicht 
hindern  solle,  dass  der  Herzog  den  Städten  und  Amtleuten  der  Orte, 
wo  die  letztbewilligte  Steuer  noch  nicht  aufgebracht,  befehle,  dieselbe 
sogleich  einzufordern,  und  die  säumigen  strafen  lasse,  »damit  desfals 
gleicheit  gehalden  ind  einer  den  andern  nit  hebbe  to  verantworten«.  — 
Nun  die  Stelle  aus  dem  gladbacher  Abschied  über  des  Herzogs  Gemahlin, 
die  Gesandtschaft,  den  Beschlusa  von  Roermonde,  »dairvon  doch  op  der 
neester  bikumpst  in  ederm  quartier  ferner  sal  entlich  afgeret  oder 
verdragen  werden.  —  Verdragen  ind  geteickent  to  Gehe  under  hoch- 
gedachts  m.  g.  h.  secret,  am  12.  tag  maji  ao.  43.«'  Landtagsabschied 
von  Cleve-Mark  von  Mai  29  (a.  a.  0.  fol.  172,  Kop.):  ,Betreffs  des  dem 
Herzog  angetragenen  Anstands,  wovon  er  ihnen  schon  in  Dinslaken  [Ztschr. 
23,  S.  76  (Mai  14)]  Bericht  gegeben,   sind  die  Stände  derselben  Ansicht 
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188.  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat  der  Stadt  Sittard, 
Supplik  an  den  Herzog.    1648  Mai  10. 

Erfahren,  dass  nach  dem  zwischen  dem  Herzog  und  den  Bur- 
gundischen verhandelten  Anstand  die  Stadt  »mit  irem  zugehoer« 
den  letzteren  überliefert  werden  solle.  Sind  des  Herzogs  geborene 
Unterthanen,  »welche  bis  an  die  uitterligste  höchste  noit  ir  lif  und 
leven  bi  u.  f.  g.  willentlich  upgesatzt  und,  wes  uns  ouch  durch  u. 
f.  g.  upgelagt,  ganz  willig  angenomen,  des  wi  noch  als  verplichte 
underdanen  tdoin  willig«.  Von  der  Stadt  aus  ist  sodann,  weil  sie 
»up  ter  kanten  u.  f.  g.  furstendomen  gelegen«,  den  Feinden  grosser 
Schaden  zugefügt  worden.  Ferner  hat  der  Herzog  ihnen  bei  der 
Huldigung  gelobt,  sie  als  ihr  geborener  Landesfürst  zu  beschützen, 
wie  seine  anderen  Unterthanen  zu  halten  und  von  seinen  anderen 
Landen  und  Unterthanen  »nit  scheiden  noch  afdeilen  zu  lassen,  wie 
ouck  sulchs  im  Keiserlichen  rechten  versehen,1)  das  geiner  fürst 

wie  die  von  Jülich-Berg  und  Geldern-Zütphen.  Sie  bitten  aber,  »dat  s.  f.  g. 
noch  woe  oick  vorhin  allen  moiglichen  vlit  wollen  laiten  furwenden,  da- 
mit s.  f.  g.  und  derselvigen  furstendomben,  lande  und  gemeine  underdanen 
uit  dieser  hoichanligender  beschwernuss  kommen  und  einen  ehrlicken  ret- 
lichen frieden  oder  ihe  zum  wenigsten  einen  unverwislichen  anstant  to 
dem  frieden  dienstlich  erlangen  mochten;«  sollte  der  Krieg  fortgehen,  so 
wollen  sie  den  Herzog  »mit  lif  und  guet«  nicht  verlassen,  doch  dass  sie 
bei  ihren  Privilegien  und  Freiheiten  erhalten  bleiben.  Ferner,  dass  er 
sich  um  die  baldige  Ankunft  seiner  Gemahlin  bemühe,  »damit  s.  f.  g.  erven 
und  die  lande  desz  to  gewisser  hulp  und  toestant  bekomen  mochten;« 
dass  gemäss  den  Beschlüssen  von  Gladbach  und  Geldern  ein  Ausschuss 
errichtet  und  auf  Mittel  gedacht  werde,  »welcher  gestalt  mit  der  minster 
beschwernuss  der  armer  unvermuggender  luide  diesen  hochwichtigen  kriegs- 
handel  begegnet«,  sowie  dass  gemäss  denselben  Beschlüssen  das  .eine 
Land  dem  andern  im  Fall  der  Not  zu  Hilfe  komme.  Zu  dem  deshalb 
zu  errichtenden  Ausschuss  werden  aus  der  clevischen  Ritterschaft  ver- 
ordent:  v.  Milendonk,  Franz  vom  Loe,  Wessel  vom  Loe,  Sander  v.  Ulft, 
aus  der  märkischen:  Ernst  v.  Bolschwing  Drost  zu  Lumen,  Schott  v. 
Elverfelt,  Jörgen  Siborch,  Goesswin  v.  Velmoede;  die  Städtefreunde  sind 
auch  auf  Erfordern  des  Herzogs  2  oder  3  aus  jeder  Stadt  zu  schicken 
willig,  »umb  op  gelegene  und  bequeme  maistat  bi  den  andern  to  er- 
schinen«.  Und  was  daselbst  für  gut  erachtet  würde,  »dat  sollichs  der 
uitschot  von  der  ritterschaft  und  verordente  der  stedef runde  dieses  fursten- 
dombs  Cleve  und  lants  von  der  Mark  wederumb  [an  die  Landschaft?] 
brengen  sollen  und  sich  folgents  derhalven  oick  mit  entlicher  antwort  to 
vergucken.  —  Verdragen  und  geteickent  to  Essen  am  29.  dag  maji  ao.  43.«* 
l)  Vgl.  Franklin,  sententiae  curiae  regiae  S.  31;  Berchtold,  Landes- 
hoheit Ostreichs  S.  93.     S.  auch  oben  S.  95. 
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sunder  verwilligung  der  undersaten  sine  underdanen  in  ander  forsten 
und  hern  henden  ader  gebieden  sal  stellen  ader  overgeven  mögen, 
sunderlich  wanehe  si  beswerlichen  und  geferlichen1)  regierongen  ge- 
warten sin  sollen«.  Der  Herzog  möchte  sie  deshalb  ihrer  treuer 
»williger  underdenigheit  genieten  und  van  u.  f.  g.  unserm  angeboren 
und  van  Got  almechtig  gestalten  lantfursten  und  derselver  lant- 
schaften  nit  abscheiden  noch  zu  anderer  overicheit  ader  regierong 
willen  komen  lassen«.  Sie  bitten  Gott,  er  möge  verleihen,  dass  sie 
bei  ihrem  von  Gott  gestellten  Landesfürsten  und  Herrn  »unafgefordert 
mögen  verbliven«.  Es  würde  »unses  erachtens  uns  zum  deil  dien- 
licher sin,  wif  und  kind,  huis  und  hof  zu  verlassen,  dan  uns  in  die 
geferlicheit  zu  stellen  und  in  der  Burgundischen  handen  zu  ergeven«. 
—  1543  Mai  10.  praes. :  »oevergeven  up  dem  lantdage  to  Gelre  am 
12.  mai  ao.  43«.*) 

Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47a,  Orig. 

134«  Hz.  Wilhelm  an  alle  Amtleute  und  Befehlshaber 
des  Landes  Berg.    Gladbach  1643  Mai  27. 

Sollen  sorgen,  dass  »der  weerhaftigst  dritte  man,  so  hiebe  vor 
in  unserm  ampt  daselfs,  wie  uch  bewust,  usgesatzt  ist,8)  gerast  und 
ferdich  si,  uf  unser  gesinnen  und  erfordern  mit  dem  klockenslage 
ufzusin  und  den  unsern  für  Heinsberg  zuzuziehen,  umb  das  vader- 
lant  erredden  und  verdedingen  zu  helfen.  —  Gegeven  in  unser  stat 
Gladbach  den  27.  dach  maji  ao.  43 «. 

K.,  Cps.  2,  Nr.  14,  Kpt. 

136.  Aussohussabschied  von  Jülich.  Gladbach  1643  Juni  1. 

Gemäss  dem  Abschied  zu  Jülich  soll  die  Steuer,  soweit  das  Land 
unbeschädigt  ist,  ausgesetzt  werden.  Besteuerung  der  Geistlichen,  auch 
der  auswärtigen,  die  im  Lande  Güter  haben.  Einziehung  der  Kirchen- 
kleinodien; Wiedererstattung  des  Wertes  durch  Hz.  und  Landschaft  nach 
Erlangung  des  Friedens. 

»Als  .  .  .  m.  g.  h.  herzog  zu  Gulich  ...  die  verordente  des 
furstendombs  Gulich  her  zu  Gladbach  hat  bescheiden  lassen,  so  ist 
durch  s.  f.  g.,   derselbigen  rete  und  bemelten  verordenten  für  gut 

*)  Korrigiert  aus:  »beswerlicheit  ind  geferlicheit«. 
«)  Vgl.  vorhin  S.  473  Anm.  1. 
*)  S.  oben  S.  313  (Nr.  34). 
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angesehen  worden:  1.  nachdem  andere  s.  f.  g.  lantschaften  zu  er- 
rettung,  schütz  und  schirm  derselbigen  lande  ein  gemeine  stuir  und 
hilf  gewilligt,  dass  demnach  auch  im  furstendomb  Gulich  vermog 
des  abschiets  zu  Gulich  [Nr.  118]  ingereumpt  bi  steden,  vlecken 
und  underdanen,  so  noch  unverbrant  und  unbeschedigt,  an  einem 
jedem  orde  die  setzung,  doch  nach  gelegenheit  der  personen  und 
irer  guder,  neben  den  ambtluiden  durch  zween  der  ambter  ingesessen 
von  der  ritterschaft  gescheen,  damit  derhalben  bei  den  andern  lant- 
schaften gein  unverstant  erwasse,  und  das  die  stede  Munstereifel, 
Grevenbroich,  Gladbach,  Dulken,  Dalen  und  Bruggen,  dweil  die  nit 
beschedigt,  uf  ein  anzal  gesatzt  werden,  wie  im  lant  von  Berg  ge- 
scheen, und  so  die  von  Gulich  und  die  von  Duiren  ichtwas  doen 
kunten,   das  sollichs    zu   derselbigen  stede  boue  gewant  werde.1) 

2.  Das  die  geistlichen  eines  jeden  ambts,  wan  die  setzung  geschieht, 
bescheiden  werden  und  ouch  ein  jeder  uf  einen  pfenning  in  disen 
beschwernussen  nach  seiner  gelegenheit  und  vermugen  gesatzt  werde. 

3.  Sollen  die  uswendige  geistlichen,  die  ire  gueder  im  lande  liegen 
haben,  auch  umb  steur  angesucht  und  darzu  gehalden  werden,  dweil 
ire  gueder  gleich  der  underdaenen  verdedingt  werden.  4.  Nachdem 
die  hohe  notturft  in  der  ile  zu  underhaltung  ruiter  und  knecht  und 
verdedigung  lant  und  leute  ein  staetliche  barschaft  erfordert,  ist  für 
gut  angesehen  und  bewilligt,  damit  lant  und  leut  erret  und  erhalden 
werden,  das  benante  verordente  aller  kirchen,  cloister  und  collegien 
monstrantien,  kelchen,  cleinot,  das  silber  und  golt  ist,  zu  sich 
fordern  von  allen,  die  es  in  bewarung  haben,  bei  iren  eiden,  pflichten 
und  straf,  doch  in  massen  als  folgt.  Erstlich  sal  einer  jederer  kirch 
ein  kelch  gelassen  werden,  und  sonst  alles  uberigs  sol  in  beisein 
der  kirchenobersten  mit  gewicht  empfangen,  werdiert  und  ufge- 
schrieven  werden  und,  wan  Got  almechtig  gnat  und  friet  verliehent, 
durch  m.  g.  h.  und  die  lantschaft  widerumb  erstat  und  einem  jedem 
bekentnuss  mit  underscheit  gegeven  werden,  wie  viel  und  wess  von 
einem  jedem  empfangen.  Welche  aver  einiche  kleinoder  oder 
zierat  behalden  und  mit  barem  gelt  die  wert  des  gewichts  erstatten 
wulten,  denselvigen  sollichs  zu  vergunnen;  so  hetten  sie  das  over- 
gulden  und  machloin  zu  staden.2)    Und  so  auch  an  einichen  ortern 

')  Hierzu  bildet  eine  Angabe  über  diesen  Abschied  in  Nr.  183  eine 
notwendige  Ergänzung. 

2)  In  einer  clevischen  Aufzeichnung:  das  Vergolden  und  der  Mach- 
lohn mögen  ihnen  zu  gute  kommen. 
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van  den  klenodien  ichtwas  verschickt  oder  hinweggestalt  were,  sal 
dasselbig  widerumb  gefordert  und  beigebracht  werden;  und  so  icht- 
was davon  verhalden  und  nit  angezeigt  noch  herfurgebracht  wurde, 
sollen  dieselbige  stain  und  verfallen  sein  in  der  höchster  straf. 
Und  das  in  andern  m.  g.  h.  landen  auch  gleichsfals  die  inforderung 
der  kirchenkleinoder  [oder]  -Zieraten  geschee.  Welche  auch  die 
kleinoder  oder  Zieraten  der  kirchen  hinweggenommen,  ire  brantschatz 
oder  sonst  damit  bezalt  oder  verbruicht  hetten,  das  dieselvige  die 
werd  darvon  mit  gelt  ergenzen  und  erstaden,  und  die  das  gelt  in 
der  ile  nit  erlegen  kunten,  inen  alsdan  zimbliche  termein  zu  setzen, 
wanehe  sie  das  gelt  lievern  solten.1)  —  Verdragen  und  gezeichent 
zu  Gladbach  under  hochgedachtes  m.  g.  h.  secret  am  ersten  dag 
junii  ao.  43.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  173,  Kop. 

l)  Vgl.  Landtagsabschied  von  Cleve-Mark  von  Juni  26  (K.,  Caps.  1, 
Nr.  1,  fol.  175,  Kop.):  ,Nachdem  jüngst  zu  Dinslaken  dem  Ausschuss 
und  den  verordneten  von  Ritterschaft  und  Städten  über  die  Einziehung 
der  Kleinodien  berichtet,  fassen  hier  Ritterschaft  und  Städtefreunde  dar- 
über folgenden  Abschied.  Da  sie  wohl  sehen,  »dat  mit  diesen  kerken- 
clenoderen  u.  g.  f.  u.  h.  und  s.  f.  g.  landen  nit  entlich  geholpen  werden 
kan,  dat  demnae  s.  f.  g  den  verordenten  uitschuss  der  sementlicher  lande 
von  bannerhern,  ritterschaft  und  steden  up  gelegener  maistat  forderlich 
beiein  bescheiden  dede,  umb  mit  den  andern  treulich  to  raeden,  wie  s.  f.  g. 
und  die  lande  uit  diesen  hoigen  beschwernussen  und  to  einen  lietlichen 
frieden  oder  anstant  komen  mögen«.  Weil  Jülich  und  Berg  die  Ein- 
ziehung bewilligt  und  auch  Geldern  und  Zütphen  »tom  deil  oere  kerken- 
cieraten  und  -kleinoder  mit  reiden  pennungen  geloest«,  so  wollen  sie  sich 
auch  nicht  weigern,  sondern  sich  als  gehorsame  Unterthanen  erweisen.  — 
Die  Einzelbestimmungen  im  wesentlichen  wie  im  gladbacher  Abschied 
vom  1.  Juni  1543.  Nur  ist  hinzugefügt:  »dat  oick  s.  f.  g.  die  weltlicke 
collegien  besuecken  und  beschicken  doe,  sich  glicher  maeten  in  diesen 
noeden  to  bewisen«  und  die  Kleinodien  »gebruicken  und  folgen  to  laeten. 
—  Es  hebben  oick  ritterschap  und  stede  eindrechtlich  mit  sulken  fur- 
behalt  dit  wie  vurs.  ingewilligt  und  togelaeten,  dat  die  kloester,  collegien, 
kerken  und  gotzheusere  hierenbaven  nit  widers  beschweirt  noch  van  oeren 
gülden,  renten  und  opkumsten  ontsat,  sonder  darbi  unverhindert  bliven 
und  gehalden  werden  mugen.  —  Verdragen  und  geteickent  to  Essen  am 
maentag  nae  S.  Johan  Baptisten  am  25.  junii  ao.  43.«'  Aus  einem  Be- 
richt über  die  Verhandlungen  dieses  essener  Landtags  (Cl.-M.,  Vh.  zu 
Geldern,  Nr.  50a,  Kpt.)  sei  hier  folgendes  mitgeteilt:  Marschall  Reck  ist 
»nu  ilentz  van  siner  f.  g.  afgeferdicht,  der  angezeigt,  wie  die  bevelsluide 
evermails  bi  siner  f.  g.  ersehenen  ind  angegeven,  woe  s.  f.  g.  geinen  rait 
to  der  betaelong  wüsten,  dat  si  asdan  einen  anderen  heren,  dat  wer  dan 
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136.  Außschussabschied  von  Jülich,  Geldern,  Cleve, 
Berg  und  Mark.    Gladbach  1543  Juli  15. 

Proposition:  Rüstungen  notwendig.  Abschied:  In  die  Orte,  bei 
denen  es  notwendig  ist,  ist  eine  Besatzung  hineinzulegen.  Die  Unter- 
thanen  sollen  so  gerüstet  sein,  dass  sie  sofort  beim  Glockenschlag  der 
gefährdeten  Gegend  zuziehen  können.  In  jedem  Lande  ein  Hauptmann 
zu  verordnen  (für  die  Unterthanen).  Nachdem  die  geldrische  Landschaft 
141  000  Ggl.  zur  Besoldung  der  Reiter  und  Knechte  bewilligt,  wird  jetzt 
auch  für  Jülich,  Cleve,  Berg,  Mark  und  Ravensberg  eine  ebenso  hohe 
Steuer  in  Aussicht  genommen.  Auf  einem  zu  Juli  26  nach  Düsseldorf 
auszuschreibenden  Landtage  soll  darüber  Beschluss  gefasst  werden. 

»Als  .  .  .  m.  g.  herzog  zu  Gulich  ...  die  verordenten  der 
ritterschaft  und  stede  s.  f.  g.    furstendomben   und    lande  her  zu 

Keiser  ader  koenink,  sucken  muesten,  so  si  gein  ander  hantwerk  geleert 
noch  in  ander  wege  sich  to  erneeren  wüsten.«  d.  d.  Essen  1B43  Juni  26 
schreibt  Heinrich  Olisleger  an  die  am  hzgl.  Hofe  zu  Gladbach  anwesenden 
Räte  (z.  T.):  ,Wird  verfugen,  dass  im  Lande  Mark  »2  schriver  ind  golt- 
smede  umbriden  soln  bi  den  amptluiden  ind  den  steden  up  verscheiden 
plaetzen  nae  der  uitdeilong.  .  .  .  Die  meiste  swarheit  heft  Wesel  gemaeckt 
ind  sol  bi  naest  gans  umbgestoeten  [!]  worden  sin.  Doch  moist  ick  oen 
tolest  gelaven,  dat  van  wegen  unsers  g.  h.  umb  ein  temelichs  mit  oen 
verdraegen  werden  sol,  dat  die  kleinoder  geloist  wurden,  willichs  dan, 
umb  si  dismaels  to  stillen,  van  den  andern  reden  oick  also  vur  guit 
angesehen,    und  werden  also  morgen  rarmiddaeg  mit  si  [!]  understaen  to 

handien Der  almechtich  wol  sin  genaet  verlehenen,  dat  u.  g.  h. 

und  die  underdanen  einmael  tut  deser  undreichliger  beschweirniss  ge- 
nedicklich moegen  geret  werden.«*  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  809,  Orig. 
Hz.  Wilhelm  an  Smeling  [einen  cleve-märkischen  Beamten]  d.  d.  Gladbach 
1543  Juli  20:  ,Hat  den  Räten  zu  Cleve  nochmals  befehlen  lassen,  sogleich 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  Kirchenkleinodien  aus  den  Landen  Cleve  und 
Mark  »sampt  dem  gelde  van  denen  [sc:  Kleinodien],  so  geloist  sint, 
anstunt  uf  Dusseldorf  gefort  und  zu  henden  unsers  bewerers  Alexanders 
van  Udesheim  und  Gonraten  Sprungs  canonichen  daeselfs  als  unser  darzu 
verordenten  gelievert  werden.«  Adr.  soll  deshalb  »sulche  vurg.  klenoidere 
und  gelt  us  unserem  lande  van  der  Mark  also  wie  vurg.  anstunt  so  dach 
un  nacht  uf  Düsseldorf  brengen  und  oeverantworten«  helfen,  »so  das 
unsere  münz  derhalven  nicht  gezuckt  noch  ufgehalden  werd«.(  Cl.-Mk., 
Vh.  zu  Geldern,  Nr.  50a,  Kpt.  A.  a.  0.  finden  sich  Verzeichnisse  der 
Kirchenkleinodien  aus  Unna  und  Hamm.  Geldrischer  Landtagsabschied 
von  Juli  11:  ,Der  Herzog,  um  Sold  von  den  Reitern  und  Knechten  er- 
sucht, stellt  an  Gesandte  der  Bannerherrn,  Ritterschaft  und  Städte  das 
Ansinnen,  es  solle,  da  von  der  bewilligten  geldrischen  Steuer  noch  nicht 
alles  bezahlt,  andere  herzogl.  Lande  aber  ihre  bewilligten  Steuern  erlegt 
und  dazu  »für  gut  angesehen,   der  kerken  ziraten  ind  klenodien  op  eine 


Digitized  by 


Google 


Nr.  136.     1543  Juli  15.  479 

Gladbach  beschriven  und  anzeigen  lassen,  welchermassen  s.  f.  g. 
über  s.  f.  g.  vilfeltig,  billich  und  mehe  dan  rechtmessig  erbieden 
sambt  landen  und  luiden  überzogen  und  bisanher  zu  geinem  be- 
stendigen frieden  noch  frietlichem  darzu  dienendem  anstaut  kommen 
mögen  und  jetzunt  gewisse  kuntschaft  empfangen,  das  darboven  am 
Rin  grosse  bestellung  und  Werbung  van  ruitern  und  knechten  mit 
geschutz  furhenden  zu  behoif  der  Burgundischen,  villicht  der  mei- 
nungen,  s.  f.  g.  landen  und  underdanen  zu  oeverfallen,  mit  weiterer 
berichtung  der  gelegenheit,  und  nachdem  die  notturft  ervordert, 
guede  fursehong  und  bestellung  zu  doin,  damit  s.  f.  g.  und  der- 
selbiger  lande  nit  unversehens  und  ungefast,  wie  hiebevorens  be- 
scheen,  oeverilet  werden,  so  were  s.  f.  g.  gnedigs  gesinnen,  das 
die  verordente  iren  treuen  rait  mitteilen  wolten,  wie  die  bestellung 
und  besetzung  am  bequemsten  furgenommen,  verordent  und,  im  fal 
solliche  oder  dergleichen  gewalt  anqueme,  lande  und  luide  ver- 
dedingt  werden  mögen,  dergleichen  das  guede  bestellung  und  ver- 
ordenung  in  allen  landen  geschee,  das  im  fal  der  noit  die  eine  der 
andern  zuziehen  und  verdedingen  helfen,  und  wie  man  ruiter  und 
knecht  bezalen  und  underhalden  möge,  bis  durch  gnat  des  almech- 
tigen  der  Met  verlihent  werde,  so  durch  mangel  der  bezalung  s.  f.  g. 
ruiter  und  knecht  nit  nach  notturft  können  gebruicht  und  die  under- 
dainen  van  denselben  hochlich  beschwert  und  sie  doch  gleichwol 
bezalt  müssen  werden.    Daruf  gemelte  verordente  nach  underdeniger 

maet  (wie  dan  geschult)  ind  erstadung  vermug  der  abscheide  to  gebruicken,« 
im  Interesse  der  Gleichheit  und  Einigkeit  die  rückständige  Summe  bezahlt 
und  die  Kleinodien  »oick  gebruickt  of  geloist«  werden.  Die  Stände  er- 
klären sich  bereit,  von  den  in  Arnheim  bewilligten  141000  Ggl.  (uit- 
gesondert  wes  die  bannerhern  van  iren  bannerien  s.  f.  g.  geven  sollen) 
nicht  nur  das  an  der  ersten  Hälfte  rückständige,  sondern  auch  die  andere 
Hälfte  schleunigst  aufzubringen;  »doch  dat  der  kerken  clenodien,  die  sich 
nit  vil  gedragen  können,  damit  gequit  ind  gefriet  werden«.  Zur  Auf- 
bringung der  Summe  soll  der  Herzog  in  jedem  Quartier  die  Bannerherrn, 
Ritterschaft  und  Städte  in  die  Hauptstadt  beschreiben;  wobei  niemand 
ausbleiben  darf  »dan  durch  lifs  noit  ind  dannoch  seine  volmacht  schicke«. 
Kann  ein  Quartier,  Amt  oder  Kirchspiel  »in  der  ile«  nicht  bezahlen,  so 
möge  der  Herzog  ihnen  gestatten,  »up  pension  optobrengen  ind  to  ver- 
schriven,  also  dat  op  dieselvige  lantschap  die  pension  gesät  mag  werden, 
bis  dat  sie  als  die  andere  ire  penningen  uitsetten  ind  aefloesen«.  Aus 
jedem  Quartier  sind  etliche  zu  verordnen,  die  Steuer  zu  erheben.  »Ur- 
kunt  hochged.  m.  g.  h.  secretsigels.  Geschiet  und  verdragen  to  Geller 
am  11.  dag  julii  ao.  1643.»'     K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  foi.  178,  Kop. 
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danksagung  und  erbietung  geantwort  und  nach  vülerlei  underredung 
und  bewegung  der  Sachen  verabschiet,  das  s.  f.  g.  sovil  muglich 
guede  kuntschaft  uslege  und  die  besteflung  und  besetzung  der  stede, 
schloss  und  vlecken,  da  es  die  notturft  ervordert,  durch  s.  f.  g. 
kriegsluide  verordenen  lasse,  dergleichen  das  allen  ambtluiden,  ritter- 
messigen,  steden  und  bevelhsluiden  in  allen  s.  f.  g.  landen  ge- 
schrieven  und  ernstlich  bevolhen  werde,  sich  in  guder  rustung  zu 
halden,  also  das  ein  jeder,  wan  es  die  notturft  erfordert,  one  weiter 
schriven  mit  dem  klockenschlag  ufsie  und  sollichen  landen  und 
ortern,  da  der  zug  hinfiele,  zuziehe  und  ein  lant  die  andern  ver- 
dedingen  helfen,  gleich  ob  es  sei  selbs  angienge,1)  und  das  sich 
niemants  darinnen  absondern  oder  behindern  lasse  dan  durch  lifs- 
noit,  und  das  s.  f.  g.  in  jederm  lande  einen  heuftman  oder  bevelhs- 
man  verordene,*)  daruf  die  inlendische  ritterschaft,  stede  und  lant- 
man  bescheiden  werden,  im  fal  der  ilenden  noit  ufzusein.  Und 
wiewal  ruiter  und  knecht  zu  bezalen  nit  wenig  costen  und  den 
landen  nach  jetziger  gelegenheit  beschwerlich  vallen  wirdet,  so  ist 
doch  bedacht,  das  nutzer  sei,  wege  und  mittel  in  zeit  furzunemen, 
damit  dieselvige  vergnuegt,  in  gudem  regiment  gehalten  und  nach 
notturft  gebruicht  werden  mögen   und   die  onderdainen   nit  ferner 

')  d.  d.  Düsseldorf  1543  August  12  befiehlt  der  Hz.,  da  die  Feinde 
schon  in  Berg  eingefallen  sind,  auf  Grund  des  Landtagsabschiedes  von 
Gladbach  (dass  ein  Land  dem  anderen  im  Fall  der  Not  zuziehen  soll) 
den  Cievischen  (»alle  die  werhaftige  ind  dat  beste  geruste  in  unsern 
ampten«),  in  Düsseldorf  zu  erscheinen.     S.  Ztschr.  23,  S.  151  f. 

a)  Vgl.  hzgl.  Erlass  an  die  Amtleute  von  Berg  d.  d.  Gladbach  1543 
Juli  20  (Scottis  Quellen  werk  A;  Scotti  I,  Nr.  37;  Müller,  Güterwesen 
S.  418):  ,Da  die  sämtlichen  Verordneten  unserer  Lande  hier  in  Gladbach 
beschlossen  haben,  dass  wir  in  jedem  Lande  einen  Haupt-  oder  Befehls- 
mann verordnen,  »daruf  unsere  iniendige  ritterschaft,  stede  und  lantman 
bescheiden  werden,  im  fal  der  ilender  noit  und,  da  man  einem  ideren 
insonderheit  nit  schriven  konte,  ufzusin  und  solichen  unseren  landen  und 
orteren,  da  die  viande  iren  zug  hinnemen  möchten,  mit  aller  macht  zu- 
zuziehen und  das  eine  lande  [!]  die  anderen  verdedingen  helfen  sullen, 
gelich  of  es  sie  selfs  anginge,«  so  hat  der  Hz.  den  Wilhelm  von  der 
Leien  im  Fürstentum  Berg  verordnet.  Adressat  soll  bestellen,  dass  jeder 
in  des  Adr.  Amt  in  guter  Rüstung  sei,  und  »uf  erforderen  den  dritten 
man  ader  wa  noedich  alle  werhaftige  mit  dem  klockenslage«  versammeln 
und  dahin,  wo  es  die  Not  erfordert  und  Adr.  beschieden  wird,  »mit 
sampt  unserem  bevelhsman  oder  anderen«  folgen  und  unsere  Lande  ver- 
teidigen helfen.  Adr.  soll  auch  »die  unsere  in  gueder  ordnong  und  ge- 
horsam halden  und  inen  sovil  möglich  notturft  bestellen«.4 
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beschweirt,  sonder  der  anstainde  geferlicheit  sovil  möglich  fur- 
kommen,  und  wiewal  allerlei  furscWege  bewogen,  so  ist  doch  zu- 
letzst  bedacht,  das  nachfolgender  weg  furgenommen  werde.  Nach- 
.  dem  die  Geirische  lantschaft  hiebevoren  70  500  ggl.  alsbalt  zu  geven 
gewilligt,  daran  noch  etlichs  hinderstendig,  und  nun  widerumb  ver- 
dragen,  nit  allein  den  hinderstant,  sonder  noch  70500  ggl.  am 
furderligsten  uszusetzen,  ufzubringen  und  zu  bezalung  ruiter  und 
knecht  zu  erlegen,1)  das  dan  jetzunt  in  den  landen  Gulich,  Cleve, 
Berg,  Mark  und  Ravensberg  141000  ggl.  usgesatzt  und  von  den 
habseligen,  was  wesens  oder  stants  die  sein,  nach  eines  jedem  ge- 
legenheit  ufgeboirt  und  die  armen,  sovil  immer  möglich,  darinnen 
verschoint  werden.  Welches  die  verordenten  der  ritterschaft  an  die 
andern  und  die  geschickten  der  stede  an  ire  freunde  bringen  wollen, 
und  das  darauf  ein  landtag  zu  Dusseldorf  uf  donnerstag  nach  S. 
Jacobstag  usgeschrieven  und  gehalden  werden,  also  das  die  ritter- 
schaft eigner  person  zu  erscheinen  und  sich  nit  dan  lifsnoit  ver- 
hindern zu  lassen  und  die  stede  mit  volmacht  zu  schicken  beschrieven 
werden  soln;  dergleichen  das  auch  die  ritterschaft,  die  in  dienst 
m.  g.  h.  ligen,  etliche  volmechtig  von  irer  aller  wegen  zu  dem  lant- 
dage  schicken,  damit  in  der  ilender  noit  entlich  geschlossen,  die 
penningen  sonder  lengern  verzoch  zu  wegen  gebracht,  ruiter  und 
knecht  zufrieden  gestalt  und  der  beschwernuss  und  geferlicheit  mit 
der  gnaden  Gottes  furkommen  werden  möge.  —  Actum  zu  Gladbach 
den  15.  tag  julii  ao.  43.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  179,  Kop. 

137«  Beratung  der  hzgL  Bäte  und  Verhandlung  mit 
den  Ständen  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark»  [Düssel- 
dorf 1648  Juli  26-28.] 

Feststellung  der  Proposition  durch  die  Räte.  Die  Proposition.  Ver- 
handlungen.    Ober  die  Austeilung  der  jülicher  Steuer. 

1543  am  Donnerstag  nach  Jacobi  ist  in  Gegenwart  des  Herzogs, 
»Godartz  Ketteier,  canzlers  Gogref,  h.  von  Aefferden,  hofmeisters 
Hosteden,  Palantz  zu  Breidenbent,  Gassen  Tingnagel,  drost  Genp, 
drost  Wetter,  drost  Blankenstein,  marschalk  Reck,  hofmeister  Lei, 
Drimborn  und  doctor  Conraits«2)  der  Abschied  von  Gladbach  ver- 

1)  S.  vorhin  S.  478  f.  Anm.  (Juli  11). 

2)  Heresbach.     Vgl.  Ztschr.  23,  S.  77. 
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lesen  und  ungefähr  folgende  Proposition  für  Ritterschaft  und  Städte 
vereinbart  worden. 

Verlesung  des  Abschieds  von  Gladbach.  Seit  demselben  sind 
Kundschaften  ausgewesen.  Die  Knechte  liegen  um  Mainz,  Worms. 
»Riter  in  Westphalen.  Geschütz  in  Spir.  Schif  hinuf  bestalt.  Dwil 
nu  disem  also  und  etlige  segelen  [?]  den  Rin  hinaf,  etlige  an  den 
Hontzrucken,  wa  man  ungefast,  mocht  in  grosse  beswerniss  komen, 
wa  man  gefast,  sult  wol  hinder  wegen  bliven;  gesinnen,  die  eigene 
walfart  zu  bedenken,  zu  raiden  und  helfen,  das  die  penningen  zu 
wegen  gebracht  und  dem  verderben  furkomen,  und  wes  in  mins  g.  h. 
vermögen  ist,  wol  s.  f.  g.  bi  sinen  truen  landen  ufsetzen  und  an 
sich  nit  erwinden  lassen. 

Uf  dis  furdragen  haven  sich  die  ritterschaft  und  stede  vast 
lange  bedacht  und  allerlei  bewegen  gehat  und  doch  furnemlich  daruf 
gestanden,  wie  die  usdeilung  in  den  landen  geschehen  sul,  derwegen 
ouch  die  Clefsche  und  Marksche  zu  m.  g.  h.  geschickt  und  anzeigen 

lassen: .*)    Guilcher  hofmeister  Hosteden.8)    Haven  sich  die 

sementliche  lande  besprochen  und  bedacht,  das  si  minem  g.  f.  und  h. 
in  disen  hohen  beswerligen  anligen  siner  f.  g.  und  der  lande  mit 
den  begerten  penningen  underdeniglich  wollen  zu  hilf  komen,  doch 
iderm  an  sinen  Privilegien  .  .  .  und  aldem  herkomen  unafbruchlich. 
Bidten  doch,  das  s.  f.  g.  notturftige  kuntschaften  uslegen,  allen  fliss 
furwenden  und  sonst  .  .  .  uf  die  wege  trachten  .  .  .,  die  zom  lid- 
lichen, bestendigen  fridden  mochten  dinlich  sin.  Si  willen  als  true 
underdanen  hinforder  alles,  was  si  vermögen,  lif  und  gut  in  diser 
beswerniss  ufsetzen. 

M.  g.  h.  hait  verstanden  ire  begerte. 

Lantdrost  Bintzfelt,  hofmeister  Hosteden,  stalmeister,  schoulteiss 
Guilch,  meister  Hilger,  Frans  Meiss,  H.  v.  Mark  [?],  Daem  Loehelgen 
[?],  Driess  Reimbach,  Tiel  v.  Ruelshem,  Peter  Eisich.8)  Usschoss*): 
erf  [ —  ?],  Quad,  amptm.  Munstereifel,  erfschenk  Vlatten,  amptm. 
Geilenkirchen,  Steffen  Stommel,  Trips,  Spiess,  beweherer  Hamboch.« 

1)  Am  Rande  ist  hier  bemerkt:   »hie  spatium  zu  lassen«. 

*)  Dieser  hat  wohl  im  Auftrage  der  Regierung  gesprochen. 

*)  Wohl  Namen  von  Räten  und  anderen  Beamten,  die  (zu  August  5) 
neben  dem  Ausschuss  zur  Austeilung  der  jülicher  Steuer  beschieden  werden 
sollen. 

4)  Nur  von  Jülich. 
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Sollen  Sonntag  den  5.  August  abends  in  Jülich  sein.    Die  Eigen- 
herren sind  zu  Montag  Abend  oder  Dienstag  früh  zu  bescheiden.1) 
K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  792,  Kpt.;  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  182,  Kop. 

138.  Landtagsabschied  von  Jülich,  Cleve,  Berg  und 
Mark.    Düsseldorf  1643  Juli  28. 

Nachdem  der  Hz.  Ritterschaft  und  Städte  der  vier  Lande  nach 
Düsseldorf  beschieden,  um  über  die  in  Gladbach  am  15.  Juli  in 
Aussicht  genommene  Steuer  von  141000  Ggl.  »entlich  zu  schliessen«, 
haben  dieselben,  »wiewail  die  berurte  lande  furnemlich  in  diesem 
krieg,  auch  sonst  misswachs  halver  und  anders  hoichlich  beschedigt 
und  beschwert  und  des  vermugens  nit  wail  sein,«  dennoch  »in  an- 
sehung  der  geferlicheit  und  notturft«  die  Summe  schleunigst  aufzu- 
bringen bewilligt,  »damit  ruiter  und  knecht  bezalt,  in  gudem  willen 
gehalden  und  lande  und  luide  desto  besser  verdedingt  werden  mögen«. 
Doch  alles  unabbrüchlich  der  Freiheiten  und  Privilegien  jedermanns. 
—  »Gezeichent  zu  Dusseldorf  under  hochbereumptes  m.  g.  h.  secret 
am  28.  dage  julii  ao.  43.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  184,  Kop. 

138.  Landtagsabschied  von  Berg.2)  [Düsseldorf  1643 
Juli  28.] 

Anteil  der  einzelnen  Bevölkerungsklassen  an  der  bewilligten  Steuer. 
Bestimmungen  über  die  Austeilung  der  Steuer  der  Geistlichen,  der  Ritter- 
schaft und  der  Freien. 

»Wiewol  die  ritterschaft  und  stede  des  furstentumbs  von  dem 
Berge  uf  den  genommen  abscheit  und  bewilligung  der  penningen 

*)  Vgl.  hzgl.  Erlass  »an  die  herschaften  der  eigenherlicheiden  des 
furstendombs  Guhch«:  ,Auf  dem  Landtag  zu  Dusseldorf  ist  u.  a.  »ver- 
dragen,  das  die  bewilligte  stuir  forderlich  nae  eins  idern  gelegenheit, 
was  wesens  oder  standz  die  sin,  usgedeilt  werden  3olt  vermöge  des  af- 
scheitz«.  Adressat  soll  deshalb  August  7  morgens  in  Jülich  erscheinen, 
»umb  solcher  obg.  usdeilung  halver  mit  den  verordenten  unser  ritter- 
schaft, ouch  unsern  amptluiden  und  bevelhavern  handien  und  das  best 
furwenden  zu  helfen,  damit  allenthalver  glicheit  gehalden  und  unverstant 
verhoet  werden  möge.  —  Gegeven  zu  Dusseldorf  den  1.  augusti  ao.  43.«' 
Jül.  unterherrsch.  Arch.,  Kpt. 

*)  Der  Sekretär  Gerhardus  Juliacensis  bemerkt  hierzu:  »dises  ge- 
hoirt  .  .  .  nach  dem  abscheide,  so  am  28.  julii  ao.  43  zu  Gladbach 
[!  für:  Düsseldorf]  genomen«. 
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allerlei  furschlege  gedain,  wie  dieselbige  am  gleichmessigsten  und 
unbeschwerlichsten  ausgeteilt  werden  möchten,  damit  der  arm  man 
sovil  möglich  verschont  wurde,  so  haben  si  sich  doch  zuletzt  ver- 
glichen und  gut  geacht,  das  jederm  teil  sein  anpart  verordent  wurt, 
nemlich  dass  die  rittermessigen1)  sambt  den  geistlichen  an  sich 
nemen  und  erlegen  7000  ggl,  die  grafschaft  Ravensberg  5000,  und 
das  die  uflage  in  der  Munsterischer  stuir  bei  den  steten  und  frei- 
heiten,  dergleichen  bei  dem  lantman  gedobbelt  wurt,  und  uf  das  in 
ansehung  der  hoher  not  die  austeilung  und  ufboerung  der  penningen 
furderlich  ins  werk  gestalt  werden  möge,  das  m.  g.  h.  anstunt  s.  f.  g. 
amptleuten  bevelhen  und  schreiben  lassen,  sich  uf  saterstag  den 
4.  augusti  den  morgen  zu  7  uren  her  zu  Dusseldorf  zu  verfügen 
und  anzeichnus  mitzubringen  aller  geistlichen  und  freien  guter,  die 
der  ritterschaft  nit  zugehörig  upd  mit  dem  lantman  nit  zu  steueren 
pflegen,«  ferner  »aller  guter  und  Vermögens  der  underdienern,  als 
vogten,  keinem,  richtern,  schultheissen,  zölnern«.  Die  Verordneten 
von  der  Ritterschaft  (oberhalb  der  Wupper:  vom  Stein,  Lei  zum 
Neuenberg,  Jost  Lunink,  Ludwig  von  Luistorf,  Wilhelm  von  Eller; 
unterhalb:  Kessel,  Lutgen  Winkelhausen,  Bertram  von  Velbruggen, 
Stal  zu  Lankwit)  sollen  auch  am  4.  August  in  Düsseldorf  erscheinen, 
»umb  de  austeilung  in  de  ampter  betr.  die  von  der  ritterschaft  und 
geistlichen  zu  doin  helfen.  Und  wan  die  austeilung  in  den  ambtern 
dermassen  beschehen,  sollen  alle  die  von  der  ritterschaft  in  jederm 
ampt  gesessen  sambt  den  amptleuten  daselbs  furderlich  zusamen- 
kommen,  vergleichen  und  jederem  sein  anpart  uferlegen  und  vort 
die  zedulen  dermassen  verwaren  lassen,  das  die  in  keine  register 
kommen,  sonder,  so  balt  man  deren  nit  lenger  bedürftig,  anstunt 
zerrissen  werden,*)  in  beisein  der  ritterschaft  jeders  ampts.    Ob 

*)  Vgl.  Revers  Hz.  Wilhelms  d.  d.  Düsseldorf  1544  Januar  7  für 
die  Ritterschaft  von  Berg  (berg.  ldstd.  Arch.  Urkk.  I  Nr.  11):  ,Die  sämt- 
lichen Landschaften  haben  1543  eine  Steuer  zur  Besoldung  von  Reitern 
und  Knechten  und  »Abwendung  der  hohen  vorstehenden  Beschwernis* 
bewilligt,  wovon  der  Anteil  für  Berg  und  Ravensberg  28  200  Ggl.  be- 
tragen hat.  Wegen  der  Unvermögenheit  des  gemeinen  Manns  hat  die 
Ritterschaft  diesmal  bewilligt,  einen  Teil  davon  an  sich  zu  nehmen,  wie 
die  Ritterschaft  der  anderen  hzgl.  Lande  auch  gethan.  Dies  soll  ihr  an 
ihren  Freiheiten,  Privilegien,  Herkommen  und  Gerechtigkeit  nicht  Abbruch 
thun;  dieselben  sollen  vielmehr  bestehen  bleiben,  so  als  ob  die  Ritter- 
schaft diese  Steuer  zur  Erleichterung  der  armen  Unterthanen  nicht  ge- 
holfen hätte  leisten/ 

■)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  96  Anm.  64. 
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auch  jemantz  ausblebe,  das  dannoch  die  andern  erscheinenden  die 
austeilung  doin.  —  Die  amptleute  sollen  auch  mitbringen  die  namen 
und  zunamen  deren  von  der  ritterschaft,  die  in  iren  amptern  sin 
gesessen,  auch  derjenigen,  die  auswendige  weren,  dergleichen  der 
witwen.  —  Es  sin  zu  innemung  der  vurschriben  Pfenningen  veror- 
dent:  Kessel,  Lutgen  Winkelhausen,  Wilhelm  von  Eller  und  Jürgen 
Quad,  die  mögen  den  zolner  oder  zolschreiber  zu  Dusseldorf  zu  sich 
nemmen,  umb  die  ritterschaft  ufzuschriben.«1) 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  70,  Kop. 

140.  Verteilung  der  bergischen  Steuer.  Düsseldorf  1643 
August  6. 

»Angezeichent  zu  Dusseldorf  am  5.  tag  augusti  ao.  43  in  bisein 
des  canzlers  Gogref,  marschalk  Scholers,  Kessels,  Luitgen  von  Winkel- 
hausen, Godarts  von  Wilich,  Wilhelms  von  der  Leien,  Franz  von 
Hatzfelt,  Lidstorfs,  Ellers,  drosten  Lantzberg,  Stau  zu  Lankquit, 
amptman  Trostorfs  und  Joisten  Luinink. 

*)  Vgl.  hierzu  folgende  Instruktion  für  die  bergischen  Amtleute:  »In 
dem  arabt  N.  sin  die  von  der  ritterschaft,  so  darinnen  gesessen,  und  die 
auswendigen,  so  im  lande  van  dem  Berg  nit  wonen  und  in  demselvigen 
ambt  geguet  sein,  sampt  den  geistlichen,  so  da  gesessen  oder  geguet  sin, 
und  den  frien,  die  mit  dem  lantman  gein  frigelt  zu  geven  pflegen,  ge- 
satzt  uf  —  —  ggl.  Und  sol  darumb  der  ambtman  die  ritterschaft  in 
dem  ambt  gesessen  bescheiden  uf  negstkommenden  satersdag,  sondach 
oder  mondach  na  S.  Laurentius  zum  lengsten  und  die  vurg.  summa  under 
inen  usdeilen  dieser  gestalt :  Das  die  geistlichen  von  iren  guedern,  pechten, 
inkomen  und  renten  in  demselbigen  ambt  gelegen  den  4.  deil  der  jar- 
licher  nutzung,  so  sie  davon  empfangen,  geven  sullen.  Die  fruchten  zu 
rechnen :  dat  malder  weiss  oder  ertzen  uf  10  mr.  Colnisch,  roggen  8  mr., 
gersten  6  mr.,  haver  4  mr.,  und  wer  ein  deil  der  fruchten  loesen  wil, 
sal  auch  für  die  ander  wie  vurs.  das  gelt  geben.  Und  die  uberige 
summa  sullen  die  ritterschaft  und  frien  under  sich  verdeilen  na  eins 
jedem  gelegenheit  vermög  des  abscheits  uf  dem  landtage  und  die  pen- 
ningen  unverzüglich  lievern  den  verordenten  zu  Dusseldorf,  nemlich  Kessel, 
Luitgen  Winkelhausen,  Wilhem  von  Einer  und  Jürgen  Quaden.  Doch 
sullen  die  von  der  ritterschaft,  so  in  dem  lande  von  dem  Berg  gesessen, 
nit  mehe  dan  an  dem  orde,  da  sie  gesessen  und  verordent  sin,  van  allen 
iren  guedern  im  lande  von  dem  Berge  gelegen  geven  und  die  damit 
gefriet  haven,  aver  die  auswendigen  sullen  geven  und  gesatzt  werden,  da 
die  guter  gelegen  sein.  ...  —  Gezeichent  zu  Dusseldorf  am  7.  dage 
augusti  ao.  43.  «     K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  188,  Kop. 
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Nachdem  verordent,   das  das  land  von   dem  Berg   sampt  der 
grafschaft  Ravensberg  in  dieser  geltstuir  geben  sollen  28  200  ggl, 

sin  die  satzzedulen  im  jar  35  für  die  hant  genommen  und  gedobbelt, 
doch  mit  etlichen  zu-  und  absetzungen,  wie  folgt: 

solt  haven  gegeven     ist  geringert         blift 

Steinbach 1500              100          1400  ggl. 

Porz 1000              150           850  „ 

Misenloe 540  „ 

Monheim 700              100           600  „ 

Bornfelt 260  „ 

Medmen 1040  „ 

Solingen 1040              100           94Ö  „ 

Luistorf 220  „ 

Angermunt 1014  „ 

Hueckeswagen     ....         260               40           220  „ 

Bienberg 460  „ 

Elverfelt 200  „ 

Lantzberg 140  „ 

Vogdi  Siberg 60  „ 

Blankenberg,  Oeckrot    .     .       2000              150          1850  „ 

Lewenberg  und  Scheiderhoe       1640              100          1440  „    [sie!] 
Windeck  solt  geven  700  ggl, 
ist  aus  ursach  gehoecht 

50  ggl,  blift  also    .     .                                            750  „ 

summarum  des  lantmans  stuir  kompt  uf    .  .  .     [fehlt.] 
Usdeilung  der  stede. 

Dusseldorf 1437  ggl. 

Ratingen  solt  geven  vermög  der  lester  ringerung  586, 
und  dweil  doe  nachlassung  gescheen  40  ggl.,   sin 

nu  darzu  gesatzt  55  ggl 641    „ 

Lennepe 364    „ 

Wipperfuerde 541    „ 

Rode  für  dem  Wald 247    „ 

Solingen  solt  haven  gegeven  na  der  lester  ringerung,  dwil 
es  domals  verbrant,  80  ggl,  aver  worden  naegelassen 

67]/i  ggl.,  also  sin  nu  zugesatzt  [sie!],  das  es  also  blift  120    „ 
Geresheim   solt  200  ggl.  geven  na  der  lester  ringerung 
und  sin  domals  nachgelaissen  49  ggl.,  also  blift  es 

nu  bi  der  ringerung,  dan  es  ist  arm,  nemlich    .     .  200    „ 
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Friheiten. 

Mullenheim 300  ggl. 

Monheim 200    „ 

Elverfelde 200    „ 

Medmen 260    „ 

Angennont 68    „ 

Hueckeswagen 80    „ 

Borch 60    „ 

Greveroit 84    „ 

Geistlichen  und  ritterschaft. 

Steinbach 800  ggl. 

Blankenberg 1025 

Porz  .    .    .    ' 610 

Lewenberg,  Scheiderhoe 700 

Monheim 360 

Miseloe 450 

Bornfeit,  Borch 1025 

Medmen 850 

Solingen 40 

Luistorf 150 

Angennont 830 

Hueckeswagen 50 

Bienberg 50 

Lansberg 100 

Windeck 110 

Hardenberg 360 


summarum    7000  ggl. 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  185,  Kop. 

140  a.  Verhandlung  mit  Verordneten  von  Jülich.  [Jülich 
1643  August  6.]1) 

*)  Nach  der  Notiz  am  Schluss  von  Nr.  137  sollten  die  mit  der 
Verteilung  der  Steuer  beauftragten  Personen  am  5.  August  abends  in 
Jülich  zusammentreten  (um  also  am  6.  zu  verhandlen).  Dass  sie  that- 
sächlich  zusammengetreten  sind,  ist  zwar  nicht  durch  ein  direktes  Zeug- 
nis belegt,  ergiebt  sich  jedoch  mit  ziemlicher  Sicherheit  aus  dem  Eingang 
der  unter  Nr.  183  mitgeteilten  Aufzeichnung,  welche  voraussetzt,  dass 
bald  nach  dem  28.  Juli  1543  mit  den  jülicher  Ständen  (resp.  Verord- 
neten) über  die  Steuer  verhandelt  worden  ist. 
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141.  Gemeinsamer  Landtag  aller  herzoglichen  Terri- 
torien.   Düsseldorf  1643  September. 3. 

»Sept.  3.  dies  conventus  generalis  omnium  ditionum  ad  Dus- 
burg indictus,  sed  inde  Dusseldorpium  translatus  conventus,  ubi  per 
ducem  Hen.  Brunsvicensem  l)  et  coadiutorem 2)  condiciones  pacis 
oblatae,  quae  ordinibus  illic  ditionum  proposite.«8) 

Heresbachs  Tagebuch;  gedruckt  Ztschr.  23,  S.  79  f. 

142.  Erzb.  Hermann  von  Köln  an  Kurtrier.  Busch- 
hoven  1543  September  16. 

Der  Krieg  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Hz.  von  Jülich  beigelegt. 
Inhalt  des  Vertrags  von  Venlo. 

».  .  .  Unser  jüngster  zusagung  nach  wollen  wir  e.  1.  freuntlich 
nit  verhalten,  dass  uns  unser  coadjutor  und  andere  unsere  rete,  so 
wir  bishere  in  dem  Kei.  leger  gehabt,  gesterigen  abent  vast  spade 
und  in  der  eile  aus  dem  veitleger  vor  Venlo  für  neue  zeitung  zu- 
geschriben  haben,4)  wie  das  durch  Verleihung  des  almechtigen  die 
hohe  beschwerliche  kriegshantlung  zwischen  der  Kai.  Mt.  und  unserm 
üben  paten  dem  herzogen  zu  Gulich  durch  herzog  Heinrichen  zu 
Braunschweig  und  gedachts  unsers  coadjutors  vleissig  underhantlung 
entlich  hingelegt  und  vertragen  .  .  .  uf  nachvolgende  mass  und 
mittel:  1.  Das  hochg.  unser  pat  von  Guilch  dero  Kei.  Mt.  einen 
undertenigen  fusspfal  getan  und  dieselbige  ire  Mt.  für  die  gefaste 
ungenate  undertenig  gebeten  und  bitten  lassen  hat  [!].  2.  Das  s.  1. 
sich  dere  Kei.  Mt.  ganz  ergeben  und  aller  buntnus,  so  wider  Kei. 
Mt.  gesein  mochten,  genzlich  und  zumal  abgestanden  und  versprochen, 
hinfuro  dero  Kei.  Mt.  allein  gehorsam  zu  erzeigen  und  wider  dero 

')  Vgl.  Max  Lenz  III,  S.  282  Anm.  2. 

■)  Adolf  von  Schaumburg.     Vgl.  Nr.  142. 

8)  Die  Mitteilung  Heresbachs  über  diesen  allgemeinen  Landtag,  von 
dem  mir  Aktenstücke  nicht  bekannt  geworden  sind,  wird  durch  Nr.  148 
gestützt. 

4)  Ober  die  Vorgänge  von  Venlo  vgl.  Max  Lenz  III,  S.  334  und 
336;  Lac.  Arch.  6,  S.  167  und  239;  Ztschr.  23,  S.  155;  Varrentrapp 
S.  214;  Papiers  d'etat  de  Granvelle  II,  S.  678  ff.  Gedruckt  ist  der 
Vertrag  von  Venlo  (Sept.  7)  u.  a.  bei  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  547;  Papiers 
d'etat  de  Granvelle  II,  S.  669  ff.  —  Über  die  vorausgehende  Einnahme 
und  Zerstörung  der  Stadt  Düren  vgl.  Max  Lenz  II,  S.  229;  Ztschr.  23, 
S.  153  ff.;  Annalen  5,  S.  57  ff.,  18,  S.  263  ff.;  Materialien  S.  454  ff. 
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Iand  und  leute  nichts  furzunemen  noch  fumemen  zu  lassen,  mit 
erpietung,  sich  mit  dero  Kai.  Mt.  in  ein  erbeinung  zu  begeben. 
3.  Das  s.  1.  sich  gegen  Kei.  Mt.  verschriben,  bei  dero  alter  algemeiner 
christlichen  religion  bis  zu  anderer  gemeiner  Ordnung  zu  pleiben 
und,  so  ichts  darwider  durch  seiner  1.  undertanen  geneuert  oder 
furgnomen,  solichs  abzuschaffen.  4.  Das  s.  1.  dero  Kai.  Mt.  das 
herzogtumb  Gelre  und  graveschaft  Zutphen  ingeantwort  und  daruf 
die  stende  solcher  lande  irer  Mt.  hat  hulden  lassen1)  mit  deme 
verzig  uf  alle  gerechtigkeit.  Hergegen  hat  die  Kai.  Mt.  s.  1.  zu 
gnaden  ufgnomen  mit  Versprechung,  seiner  1.  ein  allergo  Keiser 
zu  sein,  hait  s.  1.  mit  dem  herzogtumb  Gulich  widerumb  begnadet, 
doch  usserthalb  Heinsberg  und  Sittart,  die  ire  Mt.  ein  kurze  zeit 
in  handen  behalten  wil,2)  bis  der  vertrag  allenthalben  vollenzogen  . . . 

*)  Cl.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  49c,  Kop.:  Vertrag  v.  1543  Sept.  12 
zwischen  dem  Kaiser  und  den  Hauptstädten  »sampt  alinger  ritte rschappen« 
von  Geldern  und  Ziitphen  vor  Venlo  im  Feldlager  »ufgericht«.  Der  In- 
halt ist:  die  geldrischen  Stände  (»ausserhalb  der  stat  Goch«)  werden 
ihrer  dem  Hz.  von  Cleve  geleisteten  Pflicht  entlassen  und  der  Kaiser 
als  Hz.  von  Geldern  angenommen. 

8)  Vgl.  folgende  undatierte  Aufzeichnung:  Beschwerden,  »die  m.  g.  h. 
und  s.  g.  underdanen  nae  dem  tractaet  vor  Venloe  im  lande  Gulich  be- 
gegent  [z.  T.].  1.  Der  her  van  Frentz  heft  den  Gulichschen  underdanen 
nit  allen  [d.  h.  nicht  allen  jülicher  Unterthanen]  die  eit  nachgelassen,  sonder 
angezeigt,  das  er  nicht  allein  die  stat,  lant  ind  herlicheit  van  Heinsberg, 
derglicken«  Stadt,  Gericht  und  Herrlichkeit  Sittard  »sol  inbehalden,  sonder 
oick  die  drie  ampter  ind  lande«  Milien,  Born,  Geilenkirchen,  »diewile 
dieselvige  tottem  [!]  anderen  gehoeren  sullen.  Dat  oem  oick  die  koeniginne 
insunderheit  bevalen  hebben  sol,  sich  des  lantz  van  Milien  to  undernemen 
bis  nae  der  gehalden  communicatien,  wuchs  niet  to  geloeven,  dwil  die 
verdrach  ind  Kei.  Mt.  commission  op  ten  princen  gestalt  medebringen, 
dat  van  wegen  Kei.  Mt.  nit  vorbehalden,  dan  allein  ein  tit  lank  die  beide 
stede  Sittart  und  Heinsberg  mit  oeren  toebehoere  intohebben,  oick  beide 
Kei.  Mt.  und  die  koninginne  meer  dan  to  eenre  tit  geschreven  und  .  .  . 
bevalen,  demselvigen  naetokommen  und  dat  oeverige  to  verlaten.«  Zu- 
dem gehören  jene  drei  Ämter  durchaus  nicht  nach  Heinsberg  oder  Sittard, 
sind  vielmehr  »sunderlinge  lantgericht  und  heirücheit«.  2.  Die  Knechte 
in  Heinsberg  und  Sittard  betragen  sich  so  mutwiliig,  »dat  es  der  under- 
saten  halven  to  erbarmen«.  Nach  dem  Vertrage  sind  deren  »gude,  so 
sie  uitgeflohen  of  verborgen  gehat  und  wederumb  ingebracht,  niet  allein 
van  den  gemeinen  knechten,  sonder  oick  van  den  hoeft-  und  bevelsluiden 
.  .  .  gnommen«.  In  den  anschiessenden  Ämtern  haben  es  die  Knechte 
vor  und  nach  dem  Vertrag  ebenso  getrieben,  Ochsen,  Schweine,  Schafe, 
Fruchte  u.  s.  w.  fortgenommen  und  nehmen  sie  noch  täglich  fort.    Ferner 
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Und  hat  i.  Mt.  gewilliget,  den  herzogen  alspalde  mit  ger.  herzogtumb 
und  anderen  seinen  landen,  auch  mit  Ravenstein  zu  belehenen.1) 
Und  sollen  alle  gefangne  queit  sein,  brandschatz,  auch  der  bereid 
zugesagt  und  verfallen  were,  absein,  item  alle  ungnade  gegen  beider- 
seitz  raitgebern,  helfer,  diner  und  undertanen  gefast  gefallen  sein. 
Sunst  sein  noch  mer  artikel  beret,  als  das  .  .  .  Gelre  und  .  .  . 
Zutphen  bei  dem  h.  reich  und  bei  iren  sieglen,  brieven,  auch  alten 
gerechtigkeit,  Privilegien,  freiheiten  und  loblichen  gewonheiten  pleiben 
sollen  und  deregleichen.  Aber  obg.  artikel  seind  die  hauptartikeL 
...  —  Buschoven«  1543  September  15. 

J.-Bg.,  Herzogtum  Geldern,  Nr.  27  */■,  Kop. 

148.  HerzogL  Erlass  an  den  Amtmann  von  Monheim, 
Düsseldorf  1648  September  24. 

Von  der  bewilligten  Steuer  fällt  auf  diejenigen  im  Amt  M.,  »die 
schätz  und  stuir  zu  geven  plegen,  620  ggl.  Dweil  dan  durch  gnat 
des  almechtigen  der  friet  getroffen  und  wir  unsere  ruiter  und  knecht 
mit  groissen  costen  und  schulden  afgefertigt  und  insonderheit  den 
auslendigen  ruitern  beschwerliche  verschrivongen  geven  müssen,") 
damit  unsere  underdanen  ires  beschwerlichen  legers  und  Schadens, 

»breken  die  knecht  nit  allein  die  huser  und  stelle,  sonder  oick  dat  holt- 
werk  in  den  turnen  und  van  den  muiren  af,  verbernen  ind  verwustent 
allet«.  Es  »werden  die  gisler  van  Euskirchen  to  Gaesbeck  des  brant- 
schatz  halven  noch  enthalten,  wiewol  sie  die  attonge  [!]  betalt«.  Es  hat 
»B.  van  Velbruggen  amptman  to  Vianden  seder  dem  verdrage  dat  huis 
und  lant  van  Monjoie  .  .  .  verwuesten  ind  verderven  laeten,«  das  Ge- 
schütz, Pulver,  Proviant  und  Früchte  sowie  der  Unterthanen  Vieh  (das 
sie  »uitgeflohet  ind  verschickt  hadden«)  genommen/  Cl.-Mk.,  Zeitereig- 
nisse B,  ad  Nr.  8,  fol.  38b,  Kop. 

*)  Vgl.  Dithmar  S.  163  (Nr.  114);  unten  Nr.  153. 

*)  Im  August  hören  wir  (Max  Lenz  III,  S.  322),  dass  dem  Hz. 
das  Kriegsvolk  verläuft,  weil  nicht  Zahlung  da  ist.  Ein  Beispiel  der  den 
Reitern  gegebenen  Verschreibungen  liefert  Urk.  Hz.  Wilhelms  v.  1643 
Aug.  16  (J.-B.,  Urkk.  Nr.  3819,  Orig.):  ,Bleibt  dem  Rittmeister  Jürgen 
van  Aldenzeel  und  den  Reitern,  die  er  dem  Hz.  in  dem  Krieg  gegen 
die  Burgundischen  zugeführt  »und  noch  zu  unserem  dinst  in  sinem 
regiment  hait«,  von  rückständiger  Besoldung  12,173  Taler  10  Stüber 
schuldig.  Verspricht  sie  ihm  zu  nächsten  Michaeli  zu  zahlen,  wofür  sich 
die  Amtleute  zum  Sparenberg,  zum  Gronenberg  [Amt  Grünenberg  in 
Osnabrück?]  und  zu  Vlotho  verbürgen.  Setzt  dafür  diesen  Amtleuten  die 
Ämter  Ravensberg  und  Sparenberg  zum  Unterpfand/ 
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so  sie  inen  gedain,  entledigt  wurden  und  aber  der  termin  irer  beza- 
lung  kurz  angesatzt,«  so  soll  der  Amtmann  mit  Bernt  v.  Velbruggen 
und  Johann  Stail  zu  Lankquit,  denen  geschrieben  ist,  auf  des  Ämt- 
manns Ersuchen  dazu  zu  erscheinen,1)  jene  Summe  sogleich  aus- 
setzen, einfordern  und  nach  Düsseldorf  an  die  verordneten  (Johann 
von  dem  Bodelenberg  gen.  Kessel  Amtm.  v.  Mettmann,  Lutgen  von 
Winkelhausen,  Wilhelm  von  Einer,  Jürgen  Quad)  oder  die,  »so  von 
irentwegen  derhalber  bevelh  haben,  uf  ir  geburliche  quitantien«  ab- 
liefern.") —  »Gegeven  zu  Dusseldorf  am  24.  tag  septembris  ao.  43. 
Ingelacht  zedel  in  jederm  brief:  Ferner  als  in  unserm 
ambt  N.  die  von  der  ritterschaft,  so  darinnen  gesessen,  und  die  us- 
wendigen,  so  in  unserm  furstendomb  Berg  nit  wonen  und  in  dem- 
selben unserm  ambt  geguet  sin,  sampt  den  geistlichen,  die  da  ge- 
sessen oder  geguet  sin,  und  den  frien,  die  mit  dem  lantman  gein 
frigelt  zu  geven  plegen,  gesatzt  uf  N.  ggl.  und  wir  euch  am  7.  dage 
augusti  eine  anzeichnus  zustellen  lassen,  wie  ir  euch  in  dem  us- 
deilen  und  inforderung  desselvigen  zu  halden,  so  ist  unser  meinung 

*)  Die  Namen  der  in  den  anderen  bergischen  Ämtern  den  Amt- 
leuten beigegebenen  Adligen  (der  Hz.  weist  sie  d.  d.  Düsseldorf  1543 
Sept.  26  an,  auf  Aufforderung  des  Amtmanns  zu  erscheinen  und  die 
Steuer  aussetzen  zu  helfen;  K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  838,  Kpt)  sind: 
Steinbach:  Plettenberg  zum  Grunde,  Rolof  v.  Breidenbach;  Porz:  Ludwig 
v.  Lülsdorf,  Joh.  v.  Elverfeld;  Miseloe:  Herr  Ketteier,  Wilh.  v.  Eller; 
Solingen:  Wilh.  Schirp,  Joh.  Bercheim;  Mettmann:  Joh.  v.  Buir;  Anger- 
mund: Lutgen  v.  Winkelhusen,  Luchtmar  »bottelier«;  Bornefeld,  Hückes- 
wagen:  Hermann  Quaid,  Spiegel;  Elberfeld,  Beyenburg:  Wilh.  Schirp; 
Blankenberg:  Zwivel  zu  Wissen,  Alof  v.  Hilleshem;  Windeck:  Wilh.  v. 
Etzbach;  Löwenberg:  »imantz  vam  adel,  der  am  negsten  gesessen,  zu 
sich  zu  nemen«;  Landsberg,  Vogtei  Siegburg,  Burg:  »imantz  vam  adel  zu 
sich  zu  forderen«;  Lülsdorf:  Zwivel.  Über  die  Aussetzung  dieser  Steuer 
vgl.  ferner  die  in  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  64  und  S.  70  Anm.  32  mit- 
geteilten Schreiben  von  1543  Sept.  28  und  1544  Januar  11. 

*)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  verordneten  Einnehmer  in  Berg  d.  d. 
Düsseldorf  1543  September  25:  ,Da  er  den  »uslendigen  oder  swarzen 
ruitern  irer  hinderstendiger  schulde  halver,  welche  sich  hoch  erdragen, 
beswerliche  verschri vorigen«  hat  geben  müssen,  so  sollen  Adressaten  die 
Steuer  ganz  aufbewahren  und,  aller  anderen  Befehle  ungeachtet,  niemand 
etwas  davon  liefern,  damit  sie  allein  zur  Bezahlung  jener  Reiter  ver- 
wandt werden  kann  und  man  an  dem  betr.  Termin,  der  bald  da  ist,  mit 
Geld  versehen  ist.'  Darunter  ist  bemerkt:  »Derglichen  Cleef  und  Mark«. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  13,  S.  842,  Kpt.  Ober  die  schwarzen  Reiter  vgl. 
Zlschr.  23,  S.  77;  Jahns,  Ross  und  Reiter  II,  S.  166. 
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und  bevelh,  das  ir  die  vurs.  penningen  anstont  usforderet,  ufboeret 
und  zu  henden  der  verordenten  lieveret.  —  Als  auch  unse  stat 
Wipperfurde  uf  541  ggl.  gesatzt,  wie  inen  gleichsfals  die  anzeichnuss 
uberantwurt,  so  willet  daran  sein,  das  die  inmanung  und  oever- 
lieverung  des  orts  auch  anstont  geschee.  —  Datum  ut  i.  1.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  189,  Kop. 

144.  Hz.  Wilhelm,  Vortrag  an  die  verordneten  Ein- 
nehmer der  Steuer  in  Berg.    Düsseldorf  1543  Dezember  12. 

Am  12.  Dzb.  [1543]  sind  Luitgen  Winkelhuisen  und  Jürgen 
Quade  hier  in  Düsseldorf  erschienen;  Kessel  und  Einer,  welche 
auch  berufen  waren,  sind  ausgeblieben.  Der  Hz.  liess  ihnen  fol- 
gendes vortragen:  1.  Sind  hierher  berufen,  um  mit  ihrem  Rat  »zu 
verordenen,  durch  wen  die  stuir  mocht  ufgebort  werden,  so  die 
bevelhaver  langsam  ankörnen,  der  ein  huide,  der  ander  morgen.«1) 
2.  Zu  welchem  Wert  der  Goldgulden  bei  der  Steuererhebung  zu 
nehmen  ist.  3.  Es  ist  ihnen  vorgetragen  die  Werbung  des  Coad- 
jutors  >  belangen  die  uflage  oder  stuir  der  cleresien;  derglichen  des 
afterdechen  und  cleresien  schritt,  umb  ire  bedenken  daruf  zu  hören.« 

K.,  Kaps.  2,  Nr.  13,  S.  844,  Kpt. 

146.  Olevische  Bäte,  Outachten  über  die  rückständigen 
Soldzahlungen     [c.  1543  Dezember.]8) 

Vorschlag,  wie  die  rückständigen  Soldzahlungen  auf  Gleve-Mark  und 
Jülich-Berg  zu  verteilen  sein  würden. 

!)  Ober  den  späten  Eingang  der  Steuer  vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die 
bergischen  Befehlshaber  d.  d.  Düsseldorf  1544  Januar  11:  ,Trotz  wieder- 
holter Befehle  ist  die  Steuer  noch  nicht  gezahlt.  Adressat  soll  nun  die 
Steuer  »sowail  van  der  ritterschaft,  geistlichen  und  frien  als  ouch  van 
unsern  underdanen«  erheben  und  den  Verordneten  in  Düsseldorf  innerhalb 
8  Tagen  abliefern.  Soll  ferner  auf  dem  bevorstehenden  Landtage  den 
19.  d.  M.  erscheinen  und  Quittungen  mitbringen/  K.,  Caps.  2,  Nr.  13, 
S.  877,  Kpt.  Ebenda  S.  873  (Gpt.)  neues  Mahnschreiben  (ob  nur  an 
einen  Beamten  oder  an  alle,  ist  unklar)  o.  D.:  ,Adressat  soll  die  Steuer 
bis  oculi  (März  16)  erlegen,  dann  auch  in  Düsseldorf  erscheinen  und  den 
Räten  und  Verordneten  die  Quittung  vorbringen.  Soll  auch  alsdann  ein 
Verzeichnis  mitbringen,  was  jedem  von  der  Ritterschaft  »der  vurs.  lant- 
stuir  halver  ...  an  irer  Besoldung  afgekorzt  werden  spl«/  Ein  Teil 
der  Steuer  stand  noch  im  April  1545  aus  (s.  Nr.  159  Anm.).  Vgl. 
auch  Nr.  159  Anm.  (über  Hardenberg). 

*)  Die  hier  folgenden  (Nr.  145  und  146)  Aktenstücke  sind  jeden- 
falls einige  Zeit  nach  dem  Frieden  von  Venlo  verfasst,  da  auf  wiederholte 
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Da  der  Hz.  »sonder  underlaten  van  frembden  Geirischen  ind 
inheimschen  ruiteren  mannigfeldiglich  verfolgt  ind  s.  f.  g.  selfs  in 
personen  als  oick  siner  f.  g.  rede1)  bi  siner  f.  g.  sweirlich  verbliven, 
vil  weniger  andere  siner  f.  g.  und  derselviger  lande  anligende  saeken 
uitwachten  kunnen,  derhalven  to  voelmalen  gekalt,  dat  die  schulden 
gedeilt  ind  in  einem  iderem  lande  verwesen  werden  sollen,  wilker 
maten  mit  den  verdraegen  ind  si  to  vreden  gestalt  werden  mochten, 
soe  ist  up  hoichged.  mins  g,  h.  gnedich  gefallen  ind  verbeteren 
anderer  siner  f.  g.  [sc:  rede]  folgender  vurslach  vurgestalt:  1.  Nem- 
lich  dwiel  7  ritmeistere,  dairunder  die  andere  ruitere  gelegen  ind 
gedient,  nemlich  Lutzenrait  ind  Kessel,2)  Palant  to  Breidebent  ind 
Quaid,  Lap,  Bernt  van  Nienhaif,  Evert  van  der  Reck,  Buiren  ind 
Schräm,  derselviger  ruitere  alle  gerekent,  ind  dan  under  den  Gu- 
lichschen  noch  Bergschen  ritmeisteren  geine  Geirische  noch  frembde 

Verhandlungen  wegen  des  rückständigen  Soldes  und  in  den  Beilagen 
(s.  S.  493  Anm.  2)  auf  die  erfolgte  Aussetzung  der  burgundischen  Steuer 
(wenigstens  in  Berg  und  Cleve-Mark)  Bezug  genommen  wird.  Ob  die 
Erwähnung  des  Jahres  1543  S.  498  auf  1544  als  Abfassungszeit  weist,  mag 
dahingestellt  bleiben.  —  Nr.  145  trägt  keine  Aufschrift.  Dass  es  sich  jedoch 
um  das  Gutachten  der  clevischen  Räte  handelt,  ergiebt  sich  aus  Nr.  146. 

*)  Hier  hat  der  Schreiber  offenbar  etwas  ausgelassen,  etwa:  viel- 
fach geschmäht  werden,  so  dass  sie*. 

*)  Die  beiden  Aktenstücke  Nr.  145  und  146  haben  mehrere  Bei- 
lagen, von  denen  hier  einige  in  den  Anmerkungen  im  Auszug  mitgeteilt 
werden  mögen.  »Extract,  wes  die  Bergsche  ruitere  under  Kesseln  ind 
Lutzenrait  gelegen  noch  an  minem  g.  h.  an  bezoldong  ind  pertz- 
schaeden  tachter  sin.«  Nun  die  einzelnen  Reiter  genannt,  z.  B.:  »Bernt 
van  Veltbruggen  mit  sinen  soen  Berharten  an  bezoldung  134  rider« 
[die  Stüber  lasse  ich  hier  und  fortan  fort].  »Fordert  oick  etlicken  pertz- 
schaeden,  is  doch  unklair.»  Am  Rande  steht,  was  ihm  ,gekürzt'  werden 
soll.  Mit  der  ,Kürzung'  verhält  es  sich  oft  folgendermassen :  »Hieraf 
steit  die  Burgundische  stuir  to  körten.« 

»Extract,  wes  die  ruitere,  soe  under  Palant  [vgl.  S.  435  Anm.  1] 
gedient,  an  bezoldung  und  pertzschaeden  noch  an  minem  g.  h.  ten  achter 
sin.«  Darunter  z.  B.:  »Der  her  van  Aistorf  erfhofmeister  und  Henrich 
van  Daelen  vaigt  an  bezoldong  ind  pertzschaeden  mitter  voriger  rekenong 
64  rider.«  Dazu  am  Rande:  »Hieran  to  körten  6  rider.  Item  der  her 
van  Aistorf  ist  gesät  in  der  Burgundischer  stuiren  im  ampt  van  der 
Nierstat  [Amt  Neustadt  (Gimborn-Neustadt)  im  Süden  der  Grafschaft 
Mark]  uf  45  daler,  uf  den  hoven  im  ampt  Steinbach  uf  20  goltg.  ind 
uf  den  hoven  im  ampt  Bensberg  uf  15  goltg.«  Bei  einem  steht:  »Item 
noch  für  sins  vaders  lehen  to  körten«  [nämlich-  der  Vater  hätte  für 
das  Lehen  dienen  müssen]. 
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uitlendische  befonden,  sonder  wael  etlicke  Guilichsche  ind  Bergsche 
under  Schrammen  ind  Buiren,  die  vurmails  uitlendich  mit  inen  ver- 
reden,  ind  todem  die  frembde  uitlendische  ruiter  als  oick  die  Gei- 
rische undersaten  allein  under  ger.  Schrammen  ind  Buiren,  demnae 
sint  irstlich  uit  oeren  rekeningen  getagen  die  Geldrische  .  .  .,  die 
sich  gedraegen  tot  der  sommen  van  4266  rider,  ind  wairbi  s.  f.  g. 
der  entledicht  werden  moegen,  ist  bedenken,  dat  derselviger  register 
ein  praisten  Bloemendael  toegestalt  werde,  umb  diegoene,  soe  noch 
nit  to  freden  gestalt,  im  furstendomb  Gelre  an  die  hinderstendige 
schulden  der  stuiren   to.  bewisen,   dair  si  die  bekommen  moegen. 

2.  sint  under  den  4  ritmeisteren  Schrammen,  Buiren,  Recken  ind 
Lappen  van  frembden  uitlendischen  als  Coelschen  ind  Munsterschen 
oick  angeteikent  ind  uitgetagen  . . .,  die  belopen  tosaemen  2269  rider. 

3.  sint  oick  under  denselvigen  Schrammen  ind  Buiren  etlicke  lant- 
saeten  van  Guilichschen,  Bergschen  mit  gelegen,  die  insonderheit 
uitgetagen  mit  naemen  ind  toenaemen  .  .  .,  sich  gedraegende  totter 
sommen  van  3418  rider.  4.  sint  desem  nae  die  andere  blivende 
personen  van  lantsaeten  under  Schrammen  (behalven  den  vurge- 
schreven)  oick  afgesondert . . .,  tosaemen  averslaegen  up  5572  rider. 
5.  Belopen  die  averblivende  personen  under  Buiren  mit  naemen  ind 
toenaemen  van  den  lantsaeten  .  .  .  up  5400  rider.  6.  sint  aver- 
slaegen die  ruiter  under  Lappen  .  .  .,  daraf  die  somme  beloept 
(allein  die  beide  Hangeische  als  frembden  afgetagen)  tot  5113  rider. 
7.  ist  mit  Bernten  van  Nienhaif  ind  sinen  ruiteren  gerekent,  dwiel 
dat  alle  Marksche  undersaten  sin  .  .  .,  dair  die  somme  af  beloept 
7983  rider.  8.  is  mit  Everts  van  der  Recken  drosten  ten  Hamme 
ruiteren  gerekent,  die  oick  alle  Marksche  lantsaten  sin  [mit  Aus- 
nahme von  dreien]  .  .  .,  dair  sich  die  resten  af  bedraegen  an  den 
undersaten  to  betaelen  3200  rider.  9.  sint  oick  averslaegen  die 
ruitere,  soe  under  den  Gulichschen  ritmeisteren,  als  Palant  to  Brede- 
bent  ind  Quaden  gelegen,  dat  idel  Guilichsche  undersaten  sin  .  .  .«; 
die  Summe  beträgt  10  958  V«  Reiterg.  10.  Die  unter  »Lutzenrait 
sei.«  und  die  unter  Kessel  sind  >alle  lantsaeten  (allein  2  van  Colne, 
Muisgin  ind  Spich,  ein  mit  58,  der  ander  mit  48  rider  uitgescheiden)«. 
Die  Summe  beträgt  4352  Reiterg.  »Noch  is  man  van  uitwendigen 
schuldich  Jörgen  Wachtmeister  oirkont  eins  placaits  1250  rider.« 
Dann  noch  an  5  zusammen:  748  !/a  Reiterg. 

»Darmit  nu  alle  die  vurgeschreven  sommen  nae  gelegenheit  (uit- 
gescheiden die  Geirische)  werden  uitgedeilt   ind  iderem  lande   sine 
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anpart  upgelacht,  so  ist  it  bedenken,  dat  Cleve  ind  Mark  an  sich 
hedde  to  nemen  dese  naefolgende  stuck:  nemlich  die  inlendische 
nuter  under  Schrammen  ind  Buiren,  die  sich,  woe  upgemelt,  er- 
draegen  10,987  rider.  Bernt  van  Nienhof  7,983  rider.  Evert  van 
der  Reck  3,367  rider.  Alle  die  frembde  ind  uitlendische  ruiter, 
daraf  die  somma,  als  boven,  beloept  2269  rider.  Die  andere  uitlen- 
dische personen  mit  Manduvelen  [s.  vorhin  Nr.  10  a.  E.]  748  Va  rider. 

Sommarum  tosaemen,  dat  Cleve  ind  Mark  an  sich  nimpt, 
25,355  rider. 

Des  sint  noch  alle  die  ritmeistere  Schräm,  Buiren,  Evert  van 
der  Recke  ind  andere  hierbuiten.«  Weiter  haben  einige  Reiter  noch 
nicht  gerechnet.  »Behalven  oick,  wes  vur  ind  nae  den  ruiteren  ind 
hoeftluiden  to  Cleve  gegeven  ind  betaelt,  sich  tot  eine  merkelicke 
summa  erdraegende. 

Voer  Guilich  ind  Berg,  als  folgt:  Paelant  ind  Quaid  10,958 !/a 
rider.  Lutzenrait  ind  Kessel  4,352  rider.  Item  Guilichsche  ind 
Bergsche,  soe  under  Schrammen  ind  Buiren  gelegen,  die  uitgetagen, 
als  baven,  bedraegen  3,418  rider.  Item  Jörgen  Wachtmeister  1250 
rider.  Hiertoe  Bernt  Lap,  der  to  Wassenberg  gelegen  uud  ime  voel 
[!]  dair  begegent  werden  kan,  5,113  rider. 

Summarum  tosaemen,  dat  Guilich  ind  Berg  draegen  sol: 
25,091  V«  rider. 

Beloept  Cleve  hoger  263  */«  rider,  behalven  dat  mit  den  frembden 
nit  soe  wael  als  den  undersaeten  verdraegen  werden  kan.  Ind  sol 
mit  hoichster  swericheit  rait  kunnen  gefonden  werden,  dat  den 
schuldener  [!]  wat  angegeven,  ind  noch  sweirlicher,  dat  si  des 
anderen  moegen  averwist  werden.1)« 

C1.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  47d,  Orig.  oder  Kop. 

146.  Jülicher  Rate,  Entgegnung:  auf  das  Gutachten  der 
clevischen  Bäte  über  die  rückständigen  Soldzahlungen, 
[c.  1643  Dezember.] 

In  dem  Gutachten  der  clevischen  Räte  vieles  ausgelassen.  Der  Be- 
trag für  Jülich-Berg  weit  höher  als  der  für  Cleve-Mark.  Schwierigkeit, 
das  erforderliche  Geld  aufzubringen.     Ein  Vorschlag  der  Abhilfe. 

*)  In  einer  Kop.  (ebenda)  ist  noch  hinzugefugt:  »Dat  Reid  und 
Mathis  die  Clevische  und  Marksche  ruitercedeln  durchsehen  und  bi  einen 
ideren  anteikenen,  weer  leen  heft  van  u.  g.  h.,  oick  wem  van  denen  die 
6  weken  ind  3  daeg  gekort  sin  oder  niet.« 
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»Guiligscher  rede  bedenken  (i.  v.). 

Als  die  Cleefsche  rede  ire  bedenken  van  usdeilong  der  hinder- 
stendiger  ruiterbezoldong  schriftlich  verfast  und  minem  g.  f.  und 
h.  herzogen  .  .  .  zugeschickt,  so  fint  man,  das  darinnen  vil  us- 
gelassen  und  sunst  geirret  ist.  1.  ist  die  hinderstendige  bezoldong 
der  Gulcher  und  Bergschen  bi  widern  na  nit  half  darinnen  an- 
gezogen, nachdem  irer  vil  in  der  anzeichniss  usgelassen,  die  ge- 
rechent  haven,  und  ouch  noch  vil  sin,  die  nit  gerechent1)  und  umb 
rechnong  und  bezalong  forderen,  und  sunderlich  die  furneemsten 
.  .  .,  davan  sich  die  somma  erdragt  uf:  22,102  rider.  2.  wirt 
ouch    nit  angezogen,    wes    die    ruiter   im   land  Gulich  und   Berg 

l)  Beilage  (z.  T.):  »Anzeichniss  .  .  .,  wes  dieGulische  undBergsche 
ruiter  und  bevelslude,  so  niet  gerechent  und  in  der  erster  anzeigniss  nit 
begriffen,  fordern  und  einem  jeden  noch  zukomen  sol  an  bezoldung  und 
pertsschaden,  wan  alle  zerung  und,  [!  sc:  was]  sie  empfangen,  abgezogen 
ist.  Mein  Junker  van  Oberstein  hait  geschickt  ...  10  geruster  perde. 
Hait  noch  nit  gerechent.  Her  Goddart  Ketteier  hait  4  perde  in  dienst 
geschickt.  Steit  noch  ungerechent.  Und  hait  2  perde  und  hämisch  für 
Heinsberg  verloren.  Marschalk  Schoeler  hait  gedient  mit  7  perden  van 
anfank  bis  zum  ende,  1  wagen  mit  3  perden,  4  trabanten.  Item  seinen 
verdienst  als  bevelhaber.  Zusamen  gerechent,  der  untfank  und  zerung 
abgezogen,  so  rest  noch  ungeferlich  1600  reider.  Ritmeister  Palant  zu 
Breidebent  van  verdienter  bezoldung  und  geltlienung  under  die  reuter, 
aller  untfank  und  zerung  abgezogen,  1508  reider.  An  pertsschaden 
171  taeler.  Facit:  213  reider  18  stub.  An  usgelachtem  körn  für  die 
wird  281  mir.  roggen  2  summern  l1/*  vierdel.  Fac:  469  reider. 
Hofmeister  Drinborn,  kumpt  van  bezoldung,  alle  ding  abgezogen,  762 
reider.  Und  an  pertsschaden  260  taler.  Fac:  325  reider.  Stalmeister 
Plettenberg  an  pertsschaden  76  taler.  Lützenrats  seligen  erven  van  be- 
zoldung, pertsschaden  und  usgelachtem  gelde  under  die  ruiter  491  rider 
1  stub.  Wiiich  amptmann  zu  Porz  van  bezoldung,  bodeloen  und  usge- 
lachtem gelde  an  kuntschaft  570  rider.  Remhart  van  Vlatten  erfschenk 
vordert  van  pertzschaden  705  goltg.  Item  van  verluis  korns,  vehs  und 
anders  binnen  Duiren  400  rider.  Franz  van  Hanxler  drost  zu  Milien 
mitsampt  sinem  broder  Johannen  an  bezoldung,  zerung  und  entfank  ab- 
gerechent,  402  rider.  Und  an  pertzschaden  binnen  Duiren  614  daler. 
Eueren  artelerimeister  an  bezoldung  uf  sein  drabanten,  usgeben  des  geltz 
und  als  bevelhsman,  empfank  und  zerung  afgezogen,  1448  rider.  Johan 
van  der  Heiden  vaigt  zu  Munstereifel  van  verdienst,  pertzschaden  und 
ransun  210  taler.  Meister  Karl  wuntartz  van  bezoldung,  alle  zerung 
und  empfang  abgekurz,  250  rider  8  stub.  Vorderl  noch  vil  van  ge- 
wonten  knechten,  so  er  us  bevelh  geheilt«  [vgl.  oben  S.  461].  Wilhelm 
Adami  Guiischer  lantschriver  van  ranson  200  goltg.  Keiner  Gaster  van 
ranzon  und  andern  schaden  200  daler.« 
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verzert,1)  das  inen  in  iren  rechnongen  afgezogen  und  noch  unbezalt 
ist,  darumb  die  wirde  forderen  und  ouch  van  wegen  mins  g.  h.  uf- 
gesprochen  [!],  wuchs  nit  anders  dan  hinderstendige  bezoldong  zu 
achten  ist.  Dan  wa  man  es  den  wirden  nit  versprochen,  hedte 
man  es  den  ruiteren  muessen  geven.  Nu  sin  under  den  wirden  vil 
armer  luide,  die  sich  vil  ubeler  dan  die  ruiter  liden  können  und 
umb  bezalong  roefen.  Und  beleuft  sich  die  somma  der  inlendiger 
ruiter  .  .  .  uf  9,598  rider.    3.  Der  uslendiger  ruiter  zerong2)  allein, 

')  Beilage:  »Extract.  Beleuft  sich  die  zerung,  so  die  Clevische  und 
Marksche  ruiter  im  lant  van  Gulich  und  Berg  verzert  und  inen  in  der 
irster  rechenung  zu  Ruremund  gehalden  gekürzt  und  man  den  underdanen 
noch  zu  bezalen  schuldig,  2200  rider.«  Ferner,  was  denselben  bei  der 
letzten  Rechnungslegung  zu  Xanten  und  Essen  »gekürzt,  das  si  in  beiden 
furstendommen  Gulich  und  Berg  verzert,  3,529  rider«.  Also  haben  die- 
selben bei  »den  Gulichschen  und  Bergschen  underdanen  verzert  in  al 
5531  rider«.  Ferner  beträgt,  was  die  jülicher  und  bergischen  Reiter  in 
Jülich  und  Berg  verzehrt  und  ihnen  gekürzt  ist,  3667  Reiterg.  »Summarum 
beleuft  sich  in  als  beider  ruiter  kurzung  9598  reider.  Anzeichniss, 
wes  die  ruiter,  so  under  Palanten  gelegen,  bi  den  wirden  und  Wirtinnen 
im  land  van  Gulich  und  Berg  verdain  und  inen  in  der  lester  rechenung 
gekürt  ist.«  Nun  die  einzelnen  Reiter  genannt  mit  den  betr.  Geldposten. 
Die  Geldposten  schwanken  von  1  bis  90  Reiterg. 

*)  Beilage:  »Extract  van  der  zerungen  der  uslendiger  ruiter,  das  die 
underdaenen  des  furstendombs  Guilich  und  Berg  noch  zu  bezalen  forderen. 
Item  beleuft  sich  die  zerung  der  irster  sementlicher  ruiter,  so  zu 
Duisseldorf  überzogen,  denen  man  umb  verloef  der  bezoldungen,  oich 
umb  verglichung  irer  dienst,  die  nit  afgezogen,  sonder  ire  quitung  an 
zerungen  gedain,  .  .  .  uf  657  rider  21  alb.  4  hl.  Das  dorf  Barmen  [wohl 
Barmen  im  Amt  Jülich]  hait  Jörgen  Wachtmeisters  ruiter  und  [!],  wie 
inen  bevolhen,  an  proviant  geliefert,  wie  sie  mit  ime  gerechent,  17  rider 
5  mark.»  Nun  verschiedene  andere  Dörfer  genannt,  die  auch  »an  pro- 
viant« so  und  so  viel  Reiterg.  geliefert  haben  (verschiedenen  Personen). 
»Hait  m.  g.  h.  Jorien  Wachtmeisteren  binnen  Bastwiler  bevolhen  zu 
ligen,  alda  si  bi  den  underdaenen  verzert,  wie  si  auch  mit  inen  gerechent 
und  den  underdaenen  bevolhen,  solichs  ungefordert  stain  zu  laissen,  darvan 
sich  die  summa  beleuft  uf  261  rider.«  Weiter  aufgezählt,  was  in  ver- 
schiedenen anderen  Dörfern  ,verzehrt'  oder  ,an  Proviant  geliefert*  ist. 
»Item  beleuft  sich  die  zerung  der  swarter  ruiter  [s.  S.  491  Anm.  2)  buissen 
und  binnen  Ratingen  us  bevelh  mins  g.  h.  durch  den  richter  aldair  ufge- 
sprochen  [I]  uf  470  rider  ....  Hierinnen  ist  kein  schaid  noch  andere 
unnutzliche  rechenung  ingesatzt,  darvan  sich  die  underdaenen  beclagt, 
als  das  die  ruiter  inen  das  körn  us  dem  velde  und  fort  in  den  schuiren 
verfoirt,  perd  van  den  plogen  gespannen,  die  schaef  genaemen  und  sunst 
allen  mutwillen,  wie  kundich,  mit  inen  gedreben,   wiewol  sie  auch  noch 
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wes  van  wegen  mins  g.  h.  im  land  van  Gulich  und  Berg  ufge- 
sprochen  [!]  ist,  beleuft  sieh  .  .  .  uf  5,776  rider.  4.  ist  der  Ravens- 
bergscher1)  ruiter  hinderstendige  bezoldong  gar  und  ganz  usgelassen, 
die  sich  prima  martii  ao.  43  erdragen  hait  .  .  .  uf  1,798  rider 
23 1\%  stub.  Und  wes  si  van  der  zit  an  bis  zu  ende  des  kriegs 
gedient  haven,  ist  noch  klar  zu  machen  ungeverlich  uf  61/*  monat. 

Wan  nu  zu  desen  vurs.  summen  int  lant  van  Gulich  und  Berg 
verwist  wurden  zu  bezalen  Palantz  und  Quaden  ruiter,  so  gerechent 
haven,  nemlich  10,958  V«  rider,  item  Lutzenrots,  Kessels,  Leien  und 
Weschpenninks  ruiter,  darunder  ouch  vil  uslendiger,  4352  rider, 
so  machten  die  vurs.  sommen  zusammen  54,586  rider.  Und  wan 
im  land  van  Cleef  und  Mark  verwist  wurden  alle  ruiter,  so  under 
den  ritmeisteren  Schrammen  und  Buiren,  ouch  die  uslendige  ruiter, 
so  nit  under  denselvigen  ritmeisteren  und  derglichen  under  Recken 
und  Lappen  gelegen,  behalver  die  Geirischen,  davan  sich  die  somma 
ungeverlich  beleuft  uf  16,674  rider.  Die  ruiter,  so  under  Lappen 
gelegen,  5,113  rider.  Die  ruiter  under  Bernten  van  Nuenhoef  ge- 
legen 7983  rider.  Die  ruiter,  die  under  Everten  van  der  Reck  ge- 
legen, 3200  rider.  Mantuvel  und  anderen  748  7*  rider.  .  Item  den 
hinderstant  der  ruiter  van  dem  Turkenzuch,  den  man  noch  schuldich 
ist,  bi  die  2500  rider  ungeverlich.  Summarum  36,218  */«  rider. 
Davan  afgezogen  1,128  rider,  so  im  lant  van  Gelre  bezalt  und  ver- 
wist sin  .  .  .;  rest:  35,090V«  rider. 

Und  queemen  also  im  lant  van  Gulich  und  Berg  der  ruiter 
halver  mehe  zu  bezalen  dan  im  lant  van  Cleef  und  Mark  bi  die 
20000  rider. 

Wie  nu  solicLs  möglich,  in  anseheong  der  swarer  schulde  in 
den  steden  van  der  knecht  zerong  in  den  landen  Gulich  und  Berg 
beschehen  und  van  wegen  mins  g.  h.  ufgesprochen  ist;  derglichen, 
als  m.  g.  h.  in  der  veheden  in  den  steden  gelegen  und  uf  den  borch 
ufgenomen  und  noch  schuldig,  welchs  sich  zo  Gulich,  Duiren  und 
Gladbach  ein  mirklichs  erdragt;  man  geswige,  das  man  die  gulde 
und  renten  van  den  underdanen  nit  bekomen  kan,  sonder  vil  na- 
lassen  moess;  item  das  der  schätz  den  verbranten  ein  jar  quitge- 
scholden;2)  das  die  hinderstendige  pensionen   ufgeloufen  und  noch 

hoffen,  das  inen  derhalben  erstaedung  geschehen  sal.  Summa  diser 
zedelen:  5776  rider.« 

')  S.  oben  S.  436  Anm. 

8)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  144  Anm.  11. 
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unbezalt  sin;  das  die  stede,  amptluid  und  bevelhaver  vil  ufgebracht 
und  noch  unbezalt;  das  man  muireren,  walsetzeren,  zimmerluiden, 
smeden  und  arbeideren  van  den  buen  in  der  veheden  noch  mirklich 
schuldich;  das  mins  g.  h.  moelen,  huiser,  hoeve  gebrant  und  weder 
gebuet  moessen  werden;  das  man  van  dem  adel  und  anderen  mirk- 
lich gelt  gelehent,  das  noch  unbezalt  steit;  das  man  den  verbranten 
underdanen  moess  behulf  doen;  das  der  leger  das  mehere  deil  ouch 
na  der  veheden  hioben  gewest,1)  damit  aller  furrat  ufgeit  und  die 
underdanen  mit  den  dinsten  beswert  werden.  Darumb  wer  das 
underdenige  bedenken,  das  m.  g.  h.  gnediglich  wult  verfliegen,  das 
dem  cuchenschriver8)  etliche  jar  sine  termine  us  den  landen  Cleef 
und  Mark  mochten  gegeven  und  der  lantrentmeister  dises  orts  ver- 
schoent  wurd,  umb  diser  beswernis  des  zu  besser  erledigt  zu  werden. 
Wa  aver  sulchs  minem  g.  h.  ehe  nit  gefellich  und  der  vur  veror- 
denter  halber  deil  dem  cuchenschriver  van  dem  Gulichschen  lant- 
rentmeister wult  verricht  haven,  moest  man  mit  den  schuldeneren 
des  zu  nauer  dingen  und  die  zit  der  bezalong  des  zu  langer  setzen, 
wurd  aver  beswerlich  zugain.8) 

Cl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern,  Nr.  47  d,  Orig. 


1)  Vgl.  oben  S.  209  Anm.  61;  GGA.  1891,  S.  760;  v.  Haeften  S.  11. 

2)  Vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  104  ff.;  Ztschr.  II,  S.  225. 

8)  Es  währte  noch  Jahre,  bis  die  Ansprüche  wegen  rückständigen 
Soldes  befriedigt  wurden.  S.  unten  Nr.  160,  Nr.  198  §.  10  und  oben 
S.  436  Anm.  1.  Vgl.  ferner  folgende  zwei  Rechnungen  (Cl.-M.,  Vh.  zu 
Geldern,  Nr.  47d,  Orig.)  aus  den  Jahren  1649  und  1551. 

A.  Mit  den  unten  genannten  »junkeren  ist  van  wegen  mines  g.  h. 
irer  hinderstendiger  bezoidunge  halven  gehandelt  und  verdragen,  also  dat 
sie  hoichged.  minem  g.  h.  tot  underdenigem  gefallen  den  derden  pfennink 
van  irer  summen  heben  nagelaten  und  das  ander  oeverige  up  drie  termine 
to  entfangen  verwilliget  wie  nachfolget«.  Nun  die  einzelnen  Personen 
genannt.  Als  bemerkenswert  hebe  ich  hervor:  »Degenhart  van  Karthusen 
ist  noch  unverdragen  der  orsachen,  das  er  binnen  Duiren  in  dem  storme 
ist  doitgebleven.  So  biddet  sin  nagelaten  witfraue  upt  allerunderdenigeste, 
dewil  sie  iren  man  verloren,  dat  sie  tot  irer  ganzer  vullenkomener  beta*- 
linge  verhulpen  möge  werden.  Sulx  steit  up  gefallen  mines  g.  h.«  — - 
i.  v.:   »porrectum  Dinslaken  den  27.  junii  ao.  49  per  marschalk  Reck«. 

B.  »Johan  van  Virmonts  letste  gehaltene  rechnung  zu  Linnich  und 
zu  Ruremonde  beschlossen.     Seine   summa  des   munsterzeddels  belauft 
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VI. 

Die  neuen  Beziehungen  zum  Hause  Habs- 
burg; Landes-  und  Reichssteuern; 
ständische  Beschwerden. 

1543  Dezember  18  —  1550  Februar  8  (Nr.  147—202). 


Der  grössere  Zeitraum,  den  wir  hier  zusammenfassen,  zeigt  ver- 
hältnismässig wenig  Landtage.  In  das  Jahr  1544  fallen  drei  —  einer, 
von  Jülich-Berg,  in  den  Januar  (Nr.  148  und  149),  zwei  in  den  Juli: 
einer  von  Jülich-Berg  (Juli  8  und  9:  Nr.  153  und  154),  einer  von 
Jülich  (Juli  22:  Nr.  156  ff.);  in  das  Jahr  1545  zwei,  beide  von  Jülich- 

sich  in  al  uf  5831 */*  rider.  Item  noch  sal  dem  hauptman  gelivert 
werden  an  verlaufenen  knechten,  usgelaechtem  gelde,  nemblich  47  rider 
81/*  stub.  Item  noch  hat  der  hauptman  den  Arnburgischen  knechten 
furgestrekt  mer  dan  er  empfangen  28  rider  10  stub.  Summarum  5907 
rider  7*/a  stub.  Hiervan  abgezogen,  das  seine  knechte  zu  Linnich  ver- 
zert  haben,  1639  rider  4  stub.  Item  van  dem  schutzenmeister  300 
rider.  Vam  penningsmeister  300  rider.  Solchen  empfank  an  der  vors, 
summen  abgezogen,  so  kumbt  dem  hauptman  noch  3668  rider  3  */«  stub. 
Hieruf  hat  Virmont  empfangen:  Ist  meinem  g.  h.  schuldig  verblieben  van 
der  verschreibung  uf  Gastorp  1718  rider  15  stub.  Item  hat  Engel 
Stevens  zu  Linnich  zu  behuef  der  ruiter  erlaecht  600  rider.  Van  Gonz 
schnidern  hat  er  an  doich  empfangen  351  rider  12  stub.  1  ort«  Dann 
noch  Juni  9  und  Juni  14  und  Juni  19  von  dem  »penningsmeister 
empfangen«  verschiedene  Summen.  Zusammen:  3501  Reiterg.  211/*  Stüb. 
Es  bleiben  also  noch  an  Virmond  zu  bezahlen:  166  Reiterg.  41/*  Stüb. 
»Ist  verdragen  uf  150  embder  gülden  uf  künftig  paeschen  us  meins  g. 
h.  kammer  zu  bezalen.  Hierüber  [d.  h.:  ausserdem]  hat  er  empfangen, 
welchs  ime  nit  gekürzt:«  drei  einzelne  Posten  von  dem  Pfennigmeister. 
»Item  ist  er  Burcharten  van  Munstereifel  vermog  seiner  hantschrift 
schuldich  verblieben  25  rider  10  stub.  Item  verzert  zu  Ruremunde  in 
Christoffel  Hoefts  huis  128  rider.  Summarum  alles  empfanks,  welchs 
Virmunden  nit  abgezogen,  belauft  sich  uf  308  rider  2  stuber.  Hierbuissen 
stet  noch  viel  mer,  das  Virmunt  und  seine  ruiter  schaden  gedan  im  lant 
van  Gulich,  welchs  sich  nit  wenig  erdragen  sal.«  —  i.  v.:  »bezieht  van 
Viermonts  rekenong  averschickt  to  Cleve  2.  augusti  ao.  1561.« 
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Berg,  in  den  September  (Nr.  174)  und  in  den  Dezember  (Nr.  175);  in 
das  Jahr  1546  einer,  von  Jülich  und  von  Berg,  in  den  Juli  (Nr.  180)  ;*) 
in  das  Jahr  1547  zwei,  einer  von  Jülich,  in  den  November  (Nr.  183 
und  184),  einer  von  Berg,  in  den  Dezember  (Nr.  185  und  186);  in  das 
Jahr  1548  keiner;  in  das  Jahr  1549  zunächst,  in  den  Januar,  eine  Ver- 
sammlung der  Eigenherren,  Ritterschaft  und  Freien  von  Jülich  (Nr.  197), 
ohne  die  Städte,  dann,  in  den  Mai,  ein  Landtag  von  Jülich-Berg  (Nr.  199 
und  200).  Hierzu  tritt  allerdings  eine  Reihe  von  Ausschusstagen,  von 
denen  namentlich  auf  die  jülicher  Ausschusstage  von  August  und  Sep- 
tember 1544  (Nr.  161  ff.),  vom  19.  Januar  1549  (Nr.  198)  und  vom 
8.  Februar  1550  (Nr.  202)  hingewiesen  sei. 

I.  Die  neuen  Beziehungen  zum  Hause  Habsburg.  Auf  dem 
ersten  Landtag  (1544  Januar)  liess  der  Herzog  über  die  nach  seiner 
Niederlage  mit  dem  Kaiser  getroffenen  Vereinbarungen,  besonders  über 
den  Abschluss  einer  Erbeinigung,  die  der  Besiegelung  durch  die  Stände 
bedürfe,  referieren.  Trotz  eifriger  Bemühungen  (vgl.  Nr.  174)  ist  die 
Besiegelung  nicht  erreicht  worden.  Der  Widerstand  dagegen  scheint 
jedoch  ganz  überwiegend  nicht  von  den  Ständen  von  Jülich-Berg,  sondern 
von  denen  von  Gleve-Mark  ausgegangen  zu  sein. 

Die  veränderte  politische  Stellung  des  Herzogs  fand  ihren  prägnanten 
Ausdruck  in  seiner  Vermählung  mit  einer  Tochter  König  Ferdinands  (1546). 
Auch  diese  Angelegenheit  hat  den  Landtag  beschäftigt.  —  Wie  jedoch 
die  hzgl.  Politik  keinen  vollständigen  Umschlag  erfuhr,  so  verwandte  sich 
der  Herzog  seit  dem  schmalkaldener  Kriege  wiederholt  dem  Kaiser  gegen- 
über für  seinen  Schwager  Johann  Friedrich  von  Sachsen  und  zwar 
wiederum  mit  Zustimmung  der  Landstände. 

II.  Landes-  und  Reichssteuern.  Schon  während  des  geldrischen 
Erbfolgekrieges  hatten  die  Stände  zu  den  grossen  Ausgaben,  die  er  ver- 
ursachte, Beiträge  geleistet.  Denen  von  Jülich  war  jedoch  die  Zahlung 
einer  bedeutenden  von  ihnen  bereits  bewilligten  Steuer  damals  (1543) 
mit  Rücksicht  auf  die  Schädigung  des  Landes  durch  den  Krieg  erlassen 
worden.  Jetzt  wird  sie,  nach  umständlichen  neuen  Verhandlungen,  er- 
hoben (Nr.  183 — 202).  Mit  dem  Jahre  1546  begann  ferner  in  Jülich 
eine  grosse  Finanzoperation,  indem  mehrere  Ämter  namhafte  Summen 
zur  Einlösung  verpfändeter  landesherrlicher  Einkünfte  bewilligten.  Diese 
, Ämterbefreiungen'  wurden  jedoch  erst  1558  vollendet.  In  Berg  be- 
willigten die  Stände  im  Dezember  1547  eine  Steuer  zu  verwandten 
Zwecken  (Schuldentilgung). 

*)  Ein  Aktenstück  liegt  nur  über  die  Verhandlung  mit  den  Ständen  von 
Berg  vor.  Aber  wie  aus  der  in  der  Anm.  zu  Nr.  180  erwähnten  Thatsache  hervor- 
geht, muss  ungefähr  um  die  gleiche  Zeit  auch  mit  den  jülicher  Ständen  verhandelt 
worden  sein. 
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Die  ,eilende'  Türkenhilfe  des  speierer  Reichstags  von  1544  erklärte 
zunächst  ein  Landtag  von  Jülich-Berg  (1544  Juli  9)  übernehmen  zu 
wollen.  Darauf  fand  in  derselben  Sache  ein  besonderer  Landtag  von 
Jülich  (Juli  22)  statt,  welcher  beschloss,  sie  vornehmlich  durch  eine 
Kommunicantensteuer  aufzubringen.  Wegen  der  beharrlichen'  Türken- 
hilfe eben  jenes  Reichstags  wandte  sich  der  Herzog  erst  im  Dezember 
1545  an  die  Stande  (Nr.  175  und  176).  Die  vom  Reichstag  zu  Augs- 
burg 1548  beschlossenen  Reichssteuern  bewilligte  der  Landtag  von  Jülich- 
Berg  im  Mai  1549  (Nr.  199  und  200),  ersuchte  jedoch  den  Herzog  um 
Hinausschiebung  der  Erhebung.  Thatsächlich  erfolgte  sie  noch  weit 
später,  als  ursprünglich  in  Aussicht  genommen  worden  war,  nämlich  erst 
seit  dem  Jahre  1552. 

IQ.  Ständische  Beschwerden.  Während  des  Kampfes  mit  Burgund 
und  dem  Kaiser  hatte  der  Landtag  die  Erörterung  über  die  inneren  Ver- 
hältnisse des  Landes  (abgesehen  von  den  Rüstungen  für  den  Krieg)  fast 
ganz  unterlassen.  Nach  Herstellung  des  Friedens  nahm  er  diese  Thätig- 
keit  wieder  auf  (s.  zunächst  die  Landtagsverhandlungen  von  1544  Juli  8 
(Nr.  153),  sodann  namentlich  die  vorhin  (S.  501)  erwähnten  jülicher 
Ausschusstage).  Die  Stände  bringen  zahlreiche  Beschwerden  und 
Wünsche  vor.  Der  Herzog  antwortet  darauf,  regt  aber  auch  aus  eigenem 
Antrieb  Fragen  an.  In  diesen  Verhandlungen  äussert  sich  der  Anteil  der 
Stände  an  der  Gesetzgebung.  Einige  ^Ordnungen'  kommen,  wie  die  Land- 
tagsakten zeigen,  schon  jetzt  zu  Stande.  Die  wichtigsten  folgen  in  den 
fünfziger  Jahren. 


147.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Propst  Job.  v.  Vlatten 
zum  Reichstag  zu  Speier.    Düsseldorf  1543  Dezember  18. 

Soll  »entschuldigung  tun,  warumb  unsere  ankumpst  noch  zur 
zeit  verweilet«.1)  Er  soll  »sich  in  sachen  belangen  die  Turkenhilf, 
auch  munzordnung,  ringerung  der  anschlege,  Visitation  des  camer- 
gerichts  und  andern  des  h.  reichs  obligenden  sachen  halten  und  sich 
von  unserntwegen  einlassen,  wie  er  befinden  wirdet,  das  es  die 
notturft  erfordert  und  uns  und  den  unsern  zu  gutem  reichen  mach, 
doch  sich  von  gemeinen  reichsstenden  nit  absonderen,  wie  er  dan 
derhalber  ferner  bevelh  von  uns  empfangen.«  —  Düsseldorf  1543 
Dezember  18. 

RV.,  Nr.  14,  Orig. 

')  Der  Hz.  begab  sieh  erst  Febr.  15  nach  Speier  (Zfcschr.  23,  S.  82). 
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148.  Proposition  an  den  Landtag  von  Jülich -Berg. 
Düsseldorf  1544  Januar  19. 

Vertrag  von  Venlo.  Verhandlungen  mit  der  Regentin  der  Nieder- 
lande über  Lehen,  Pfandschaften  und  eine  neue  Erbeinigung.  Stände 
möchten  letztere  mitbesiegeln.  Reise  des  Herzogs  zum  Reichstag.  Klerus. 
Kriegsdienst  der  Ritterschaft. 

»Furtragen  zu  Dusseldorf  19.  januarii  ao.  44  [i.  v.]. 

Erstlich  anzuzeigen,  wie  m.  g.  h.  sich  mit  rait  siner  f.  g.  ritter- 
schaft  und  stede  und  uf  underhandlung  der  Colschen  und  herzogen 
zu  Braunsweich  zu  Venloe  begeben.  Das  s.  f.  g.  daselbs  einen 
verdrach  annemen  müssen,  wie  der  siner  f.  g.  furgestalt  und  hiebi 
ist,  des  wissens  zu  haben.  Wie  die  koniginne  m.  g.  h.  verschreven, 
siner  g.  rede  zu  schicken,  die  erbeinigung  ufzurichten  und  die  ge- 
brechen der  lehen,  pfantschaften  und  anders  zu  verglichen.1)  So 
weheren  die  rede  da  gewesen  und  hetten  die  aide  einigungen  für 
die  hant  genomen   und  eine  neue9)   abgeret  uf  walgefallen  meins 

*)  Vgl.  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  648;  Lac.  Arch.  6,  S.  52f.  Reiches 
Material  über  die  in  Verfolg  des  Vertrags  von  Venlo  gepflogenen  Ver- 
handlungen in:  Cl.-M.,  Zeitereignisse  B,  ad  Nr.  8;  s.  auch  Cl.-M.,  Vh. 
zu  Geldern,  Nr.  47a.  Sie  zogen  sich  noch  Jahre  lang  hin.  Aus  dem 
Jahre  1549  mag  hier  eine  Aufzeichnung  mitgeteilt  werden,  welche  eine 
für  die  finanzielle  Lage  der  hzgl.  Regierung  wichtige  Frage  berührt: 
»Gedenken,  daran  in  Brabant  bi  der  koniginnen  oder  Presi- 
denten Schorren  zu  gemanen.  Item  als  in  dem  verdrag  zo  Speir 
ao.  44  [s.  Lac.  ÜB.  4,  S.  686  Anm.  1]  zwischen  Kei.  M.  und  minem 
g.  h.  ufgericht  under  anderem  verdragen,  das  Kei.  M.  an  sich  genomen 
van  der  pantschaft,  so  m.  g.  h.  im  furstendomb  Gelre  verschrieven  die 
somma  van  26036  goltg.,  dweil  dan  s.  f.  g.  bericht  wurde,  das  i.  M. 
ouch  mit  etlichen,  als  Merten  van  Rossem,  Hoeven  und  Johan  Schenken 
het  handelen  und  si  bezalen  lassen,  so  were  das  begeren,  das  siner  f.  g. 
die  verschrivongen,  so  die  vurschreven  van  siner  f.  g.  entfangen,  van 
denselven  gefordert  und  siner  f.  g.  weder  zugestalt  werden  mit  qui- 
tancien».     Cl.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  62,  Kop. 

a)  d.  d.  Brüssel  1544  Januar  2:  Lac.  ÜB.  4,  S.  683  Anm.  1. 
Das  Orig.  der  betr.  Urk.,  d.  h.  des  von  den  Kommissarien  unter- 
schriebenen Präliminaraktes,  in:  J.-B.,  Urkk.  Nr.  3810  (ein  Pergament- 
heft ohne  Besiegelung).  In  dieser  ,AUiance  oder  Erbeinigung1  wird  be- 
stimmt, dass  die  Stände  beider  Fürsten  die  Urk.  innerhalb  vier  Monaten 
besiegeln.  Aber  eine  durch  die  Stände  besiegelte  Urk.  existiert  nicht. 
Vgl.  über  den  Widerstand  der  cleve-märkischen  Stände  gegen  den  Ver- 
trag unten  Nr.  174  und  192.  Vgl.  übrigens  auch  J.-B.,  Urkk.  Nr.  3826 
(Orig.):  1644  Januar  7  erlässt  Karl  V.  dem  Hz.  W.,  obgleich  dieser  zu- 
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g.  h.  und  der  lande,  und  begerten  die  Kei.  M.  und  die  koniginne, 
das  i.  M.,  auch  meins  g.  h.  lande  die  mit  besiegelten,  uf  das  ein 
ewig  frid  bliven  mocht.  Ouch  der  gebrechen  halver  ein  afscheit 
gemaicht,  wie  hiebei.  Dweil  dan  für  gut  angesehen  und  begert 
worden,  die  einigung  mit  zu  versiegeln,  das  ritterschaft  und  stede 
etliche  verordenen,  die  die  besiegelung  mit  doin,  damit  Kei.  M.  nit 
dürft  bedenkens  haven,  das  man  an  diesem  orde  wult  usflucht  suchen 
oder  sich  gegen  i.  M.  und  derselbiger  erblande  inlassen,  insonder- 
heit, so  Kei.  M.  minem  g.  h.  zugesagt,  so  balde  die  Vereinigung 
versiegelt  und  mit  Ravenstein  verglichen,  das  i.  M.  alsdan  minem 
g.  h.  Heinsberg  und  Sittart  wult  wedergeben.  Folgents  furzugeben, 
wie  Kei.  M.  an  m.  g.  h.  begert,  sich  eigener  personen  uf  den  reichs- 
tag  zu  begeven.  Welchs  s.  f.  g.  also  gewilligt  und  begerten  dem- 
nach, das  sie  mitler  weil  eindracht,  ufsicht  und  gueden  gehorsam 
halten,  damit  aller  unverstant  moeg  verhoet  bliven.  Qeresei.1) 
Ritterschaft,  so  gedient  haben,  mit  der  rechentschaft.« 
Cl.-M.,  Zeitereignisse  B,  Nr.  9,  Orig.  oder  Kop. 

149.  Landtagsabschied  von  Jülich  -  Berg.  Düsseldorf 
1644  Januar  20. 

Proposition.  Antwort  der  Stände:  1.  Raten,  die  Erbeinigung  anzu- 
nehmen, falls  die  Stände  von  Cleve  und  Mark  derselben  Ansicht  sind. 
2.  Reise  des  Herzogs  zum  Reichstag.  3.  Der  kölner  Klerus  darf  die 
Steuer  nicht  verweigern. 

Der  Hz.  hat  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich-Berg  hierher 
nach  Düsseldorf  beschieden  und  ihnen  den  »verdrach,  so  s.  f.  g.  us 
hoher  notturft  für  Venlo  annemen  moessen«,  vortragen  lassen,  wo- 
nach u.  a.  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Herzog  und  beider  Landen 
»die  aide  einigong  vernuet  und  bestedigt  oder  äver  nue  einigongen 
ufgericht  und  die  gebrechen,  als  der  lehen,  pantschaften  und  anders, 
hingelacht  werden  sulten.«  Darauf  hin  hat  der  Herzog  auf  Auf- 
forderung des  Kaisers9)  seine  Verordneten  wegen  der  Erbvereinigung 
und  der  Gebrechen  nach  Brabant  geschickt.  Aus  bestimmten,  der 
Landschaft  mitgeteilten  Gründen  hält  er  es  für  nützlicher,  die  ver- 
folge ihres  Bündnisses  dem  Kaiser  Kriegshilfe  zu  leisten  schuldig  ist, 
diese  Pflicht  in  Bezug  auf  den  Krieg  mit  Frankreich. 

l)  Was  es  mit  der  »cleresei«  auf  sich  hat,  ergiebt  sich  aus  dem 
Abschied  (Nr.  149).     Vgl.  Idstd.  Vf.  III,  2,  S.  164  Anm.  24. 

8)  Die  Proposition  (Nr.  148)  nennt  hier  die  Regentin. 
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abredete  neue  Einigung  anzunehmen  als  die  alten  zu  bestätigen; 
»wie  inen  allenthalver  verlesen  und  wider  erklert  worden,  mit  gne- 
digem  gesinnen,  s.  f.  g.  iren  truen  rat  darinnen  mitzudeilen«. 

Ritterschaft  und  Städte  antworten  nach  gehabtem  Bedacht: 
1.  »Wiewal  irer  vil  nit  zugegen,  so  wulten  sie  doch  ungern  an 
sich  erwinden  lassen  zu  raeden  und  zu  furderen,  das  s.  f.  g.  und 
den  landen  zu  wolfart  und  fridden  mocht  gedien,  und  wiewol  in 
disen  dingen  allerlei  zu  erwegen  und  künftig  zu  besorgen,  doch  in 
betrachtung  m.  g.  h.  und  der  lande  gelegenheit  si  ire  [sie!]  under- 
denigs  bedenken  uf  walgefallen  der  Cleefscher  und  Markscher  rede, 
ritterschaft  und  stede,  und  sovern  si  nit  bessers  zu  walfart  m.  g.  h. 
und  der  lande  furbringen  wurden,  das  nutzer  si  die  erbeinigong 
und  abscheit  anzunemen  dan  abzuslagen,  mit  underdeniger  erinne- 
rong  und  bit,  das  m.  g.  h.  alle  verloufene  sachen  curfursten,  fursten 
und  stenden  des  h.  reichs  dermassen  laess  berichten,  das  dieselvige 
wissen  mögen,  das  s.  f.  g.  und  s.  g.  lande  und  underdanen  sich  zu 
dem  rieh  gehalden  und  in  alwege  zu  halden  geneigt  sin,  damit  die- 
selvige ouch  im  fal  der  notturft  des  zu  frier  anzusuchen  und  als 
ein  glit  des  richs  trost,  schütz,  bistant  und  hilf  bi  dem  h.  rieh  zu 
finden,  und  das  ouch  s.  f.  g.  iderm  land  ein  warhaftig  vidimus  und 
schein  derselviger  erbeinigong  sampt  der  nevenbrief  laess  zustellen, 
die  si  bi  ire  Privilegien  legen  mögen.  Und  nachdem  in  den  articulen 
der  erbeinigong  gemeldet,  das  die  ritterschaft  und  stede  dieselvige 
mit  versiegelen  sollen,  haven  ritterschaft  und  stede  der  fursten- 
dommen  Gulich  und  Berg  vurs.,  wa  dieselvige  einigong  van  den 
Cleefschen  und  Markschen  ouch  für  gut  angesehen  wurd,  m.  g.  h. 
heimgestalt,  etliche  van  der  ritterschaft  zu  beschriven  und  zu  ver- 
ordenen,  die  die  versiegelong  von  irer  aller  wegen  doin,  die  sie 
ouch  hiemit  in  dem  fal  willen  gebeden  haven,  und  das  die  vier 
heuftstede  in  iderm  lande  mit  versiegelen.«  2.  Wollten  wohl,  die 
Reise  zum  Reichstag  bliebe  dem  Hz.  erspart.  Da  der  Kaiser  sie 
jedoch  wünscht  und  sie  hoffen,  dass  sie  dem  Hz.  und  seinen  Landen 
zum  besten  gereicht,  so  wissen  sie  sie  nicht  zu  widerraten,  bitten 
aber,  dass  er  in  seinen  Landen  und  in  beiden  Kanzleien  Düsseldorf 
und  Cleve  »notturftige  furseheong1)  doin  laess,  damit  iderman  wissen 
mog,  wa  er  sol  ansuchen  und  ouch  einem  ideren  geholfen  werd«. 
3.  Was  die  Weigerung  der  kölner  Klerisei,  die  bewilligte  Steuer  zu 

')  Vgl.  oben  S.  132  Anm.  208;  S.  186  ff.;  S.  200  Anm.  48. 
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zahlen,  betrifft,  so  wissen  sie  die  vorigen  Abschiede  nicht  zu  ver- 
ändern. Die  Klerisei  sollte  sich  nicht  absondern,  »dwil  die  ritter- 
schaft  s.  f.  g.  gestuirt,  des  für  nit  geschiet,  und  doch  glichewal  ge- 
dient, und  es  ouch  Kei.  und  ko.  M.,  derglichen  andere  curfursten 
und  fursten  in  weniger  beswerniss  gedain  haven«. 

Von  diesem  Abschied  haben  je  eine  Kopie  die  Stände  von 
Jülich  und  von  Berg  empfangen;  die  dritte  ist  in  der  herzogl.  Kanz- 
lei geblieben.  »Gegeven  under  hochged.  m.  g.  h.  secrietsiegel  am 
20.  dage  januarii  ao.  44.« 

Stadt  Jülich,  Landtagsverhandlungen,  Nr.  1,  Orig.1) 

150.  Joh.  v.  Hoengen  gen.  Wassenberg  an  Kanzler 
Joh.  Ghogreff.    1544  Harz  18. 

Besoldung  der  schwarzen  Reiter.  Ertrag  der  Steuer.  Grosse  Geld- 
verlegenheit.    Ausgaben  für  das  Bergwesen. 

Sendet  anbei  »die  gelegenheit  und  notturft  der  bezalung  halver 
der  swarzer  ruiter.9)  Und  dwil  wir  nit  alle  gliche  gern  die  beswer- 
nissen  verhot  seegen,  so  dragen  wir  ouch  nit  gliche  sorg.  ...  Die 
stuir  alhi  erdregt  sich  und  ist  ouch  davan  usgegeven,  wie  u.  1. 
hibi8)  zu  spueren.  Ich  sehen  nit,  wa  man  hinus  sol.  Wa  man 
bezalen  solt  die  ilende  Turkenhilf,  Tonishern,  Nass[au],  Rutger 
v.  der  Borch,  Schuirsloss,  das  man  dan  ouch  sult  underhalden 
schutzenmeister  und  schützen,  die  rede  und  diener  bi  der  canzleien, 
bezalung  der  burger  Duisseldorf,  stalmeister,  underhaldung«  des  Mar- 
schalls Scholer,  des  Kammermeisters  Winkelhuisen  »und  anderer, 
jonferen,  stalmeister  Gimmenich  für  die  perd,  bue  Duisseldorf,  bode- 
loin  etc.,  wist  ich  nit,  wa  es  zu  nemen.  Zudem  zeigen  der  berg- 
vagt  und  Schichtmeister  an,  das  zu  underhaldung  des  bergs  itzo  da 
sin  moessen  1000  gülden,  bis  die  Mansfelder4)  ankörnen.    Ich  hab 


l)  i.  v.  ist  bemerkt:  »durch  den  vaigt  Berchem  und  Hiiger  van 
Diliren  heimbracht  van  dem  lantdage.« 

a)  Vgl.  oben  S.  497  Anm.  2. 

8)  Auf  einem  einliegenden  Zettel  steht:  »Die  stuir,  so  gelievert  ist, 
beleuft  sich  uf  15,144  ggl.  Ist  davan  usgegeven  14,147  ggl.  Nota: 
das  gelt,  so  der  stalmeister  haven  sol,  ist  genomen  us  dem  ufgebrachtem 
gelde  und  us  den  cronen.« 

*)  Brassert,  Bergordnungen  der  preuss.  Lande  (Köln  1858),  S.  761ff. 
weist  nach,  dass  die  jülich-bergische  Bergordnung  v.  1542  April  27  eine 
Überarbeitung  der  hzgl.  sächs.  Bergordnung  v.  1509  ist  (einige  spätere, 
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inen  gein  gelt  geven  dürfen.    Sal  man  es  aver  erhalden,  moess  das 
gelt  gegeven  oder  zugesehen  werden,  das  die  bergwerken  mit  grosser 
ufsprach  verloufen.     Zu   dem   ufbringen   ferner    geltz    weiss   oder 
hoere  ich  wenich  raitz.  —  Geschreven  am  18.  marcii  ao.  44.« 
J.-Bg.,  RV.,  Nr.  ll1/*,  Orig. 

151.    Hz.  Wilhelm  an  Kaiser  Karl  V.   [1544  April  l.]1) 

Des  Herzogs  Reichsanschlag  zu  hoch.  Prozess  gegen  den  Hz.  am 
Kammergericht  wegen  der  eilenden  Türkenhilfe. 

Des  Herzogs  Vater  ist  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1521 
»zu  leistung  des  Romerzugs  viel  zu  hoch  und  über  vermögen  an- 
geschlagen«. Statthalter  und  Regiment  haben  dann,8)  da  »s.  1.  zu 
underhaltung  des  regiments  und  camergerichts  in  dem  Wormbischen 
anschlag  1000  gülden  jerlich  zu  erlegen  uferlegt  und  aber  kein  cur- 
furst  oder  fürst  hoeger  dan  uf  600  gülden  angeschlagen,«  den  ver- 
storbenen Hz.  »von  den  1000  uf  700  gülden  geringert«,  mit  der 
Zusicherung,  dass  fortan  alle  Anschläge  des  Reichs  danach  aufgelegt 
werden  sollten.  Und  obwohl  er  gehofft  hatte,  er  sollte  nicht  höher 
als  irgend  ein  Kurfürst  oder  Fürst  des  ganzen  Reiches  angeschlagen 
werden,  so  hat  er  doch  diese  Herabsetzung  angenommen.  Allein 
nachher  sind  dem  verstorbenen  Hz.  und  ihm  selbst  doch  mehrere 
Türkensteuern  wieder  nach  dem  alten  ungerechten  Anschlag  auf- 
gelegt worden.  Weil  nun  dieser  alte  Anschlag  »nit  allein  ungleich- 
messig  und  beschwerlich,  sonder  auch  mir  zu  leisten  unmuglich 
und  bei  meinen  landen  und  undertanen  nit  zu  wegen  zu  bringen,« 
so  möchte  der  Kaiser  sorgen,  dass  der  Hz.  einen  leidlichen  Anschlag 
erhalte.    —    Der  ksl.   Fiscal    procediert   gegen    den  Hz.    »etlicher 

die  Bergordnung  ergänzende  Bestimmungen  sind  in  die  Bergordnung  v. 
1542  eingeschaltet).  In  den  Jahren  1540  und  1541  wurden  sächsiche 
Bergverständige  nach  Jülich  geschickt.  S.  Achenhach,  Gesch.  der  cleve- 
märkischen  Berggesetzgebung,  in  d.  Ztschr.  f.  d.  Berg-,  Hütten-  und 
Salinen-Wesen  Bd.  17  (1869),  S.  180  f.  Vgl.  auch  Darpe,  Gesch.  v. 
Bochum  II  A,  S.  143  f. 

')  Nach  einer  Randbemerkung  ist  diese  Supplik  dem  Kaiser  am  1., 
dem  röm.  König  am  5.  April  zugestellt  worden  (auf  dem  Reichstag  zu 
Speier). 

")  Auf  Grund  des  Reichsabschiedes  von  Nürnberg  v.  1524  war 
durch  das  zu  Esslingen  tagende  Reichsregiment  eine  Herabsetzung  vor- 
genommen worden. 
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restanten  einer  eilenden  hilf  halben«  am  Kammergericht,  obwohl 
»meine  verordente  denselben  abscheit  nit  angenomen«.1)  Der  Kaiser 
möchte  sorgen,  dass  der  Hz.  »in  ansehung  der  viel  veitiger  hoeger 
beschwernuss  der  ilenden  hinderstendigen  Turkenhilf  allergnedigist 
moege  verlassen  bleiben«  oder,  wenn  das  nicht  geschehen  kann, 
dass  wenigstens  die  betr.  Summe  abgezogen  werde  »gegen  die 
restanten,  so  mir  noch  bei  den  stenden  des  h.  reichs  hinderstendig, 
von  dem,  das  obg.  m.  h.  vatter  sei.  ged.  in  der  Munsterischer  wider- 
teufischer  steur  dem  h.  reich  furgestreckt,  welches  sampt  andern 
von  der  hinderstendiger  steur  der  reichsstende  solte  durch  den  fis- 
cal usgefordert,«  dem  Kurfürsten  von  Trier  überliefert  »und  also 
verricht  sein  worden«,  was  jedoch  bis  heute  nicht  geschehen  ist.2j 
RV.,  Nr.  14,  Kop. 

»)  S.  oben  Nr.  68. 

*)  Ebenda  findet  sich  eine  andere  Fassung  der  Supplik  mit  einigen 
Zusätzen  (Kop.);  bei  den  einzelnen  Punkten  ist  die  Meinung  des  Aus- 
schusses' (einer  Kommission  der  Reichsstande)  angegeben.  Am  Rande: 
»praelectum  [eingereicht  ist  die  Supplik  wohl  schon  früher]  3.  junii 
ao.  44«.  Der  Passus  über  den  Anschlag  der  Grafen  von  Manderscheid 
ist  daraus  bereits  in  ldstd.  Vf.  QI,  2,  S.  263f.  (Nr.  48)  mitgeteilt  worden. 
Vgl.  dazu  Limnaeus,  ius  publ.  tom.  4,  additiones  p.  292.  Der  sonstige 
Inhalt  dieser  anderen  Fassung  ist  folgender:  I.  Ober  den  zu  hohen 
Anschlag  (s.  Nr.  151).  Darauf  »hat  der  auschus  bedacht«:  weil  die 
»Esslingische  ringerung  nit  volkomenlich  ins  werk  komen,  auch  uf  vol- 
genden  reichstaegen  durch  die  Kei.  M.  und  gemeine  stende  nit  ratificirt 
und  demnach  durch  den  Kei.  fiscal  darwider  protestirt,  auch  nichtsdesto- 
weniger mit  processen  gegen  hochged.  herzogen  zu  Guilich  in  recht  für- 
gefaren«,  so  kann  des  Herzogs  Bitte  nicht  stattgegeben  werden;  der  Hz. 
möge  vielmehr  »gleich  andern  beschwerten  stenden  auf  furgenomenem 
gemeinen  ringerungstag  dieser  beschwerung  halb  erledigung  erwarten«. 
II.  Düren  ist  »mit  aller  hocheit  und  oberkeit«  vom  Kaiser  des  Herzogs 
Voreltern  verpfändet  und  hat  nie  dem  Reich  seit  der  Verpfandung  eine 
Steuer  geleistet.  Gleichwohl  wird  sie  »mit  fiscahschen  processen  ange- 
fochten«. Der  Kaiser  möchte  dies  abstellen  lassen  oder  wenigstens  ver- 
ordnen, dass  der  Hz.  gleich  anderen  Fürsten,  die  dergleichen  Städte  vom 
Reich  in  Pfandschaft  haben,  gehalten  werde.  Ausschuss:  ist  der 
Ansicht,  dass  »dem  fiscal  in  dieser  sachen  nichts  zu  inhibieren«.  III. 
Über  die  Steuerrestanten.  Ausschuss:  kann  daran  nichts  thun.  — 
Ebenda  eine  dem  Ausschuss  übergebene  schriftliche  Verantwortung  (nach- 
dem ,gestern'  mündlicher  Bericht  gethan):  »exhibitum  21.  maji«.  Hieraus 
verzeichne  ich  als  bemerkenswert:  »Und  obgleich  ermelte  stette  [Düren 
und  Duisburg]  in  etlichen  verzeichnussen  der  ansehlege  mit  begriffen, 
so  ist  doch  solichs  per  errorem    und   in  abwesen  der  herzogen  Gulich 
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und  Cleve  beschehen.  Und  alsbald  sie  des  in  erfarung  kommen,  haben 
sie  sich  jeder  zeit  dargegen  gesetzt,  also  das  die  vermeinte  anläge,  so 
uf  die  beide  stette  mit  gelegt  worden,  nit  zu  kreften  kommen  noch  das 
dieselbige,  so  lang  die  in  der  herzogen  zu  Gulich  und  Cleve  banden 
gewesen,  einiche  steur  dem  reich  gegeben.  Und  zu  mererm  bericht  der 
sachen  ist  war,  das  etliche  mer  stette  mit  der  stat  Duiren  vom  reich  an 
die  herzogen  von  Gulich  verkauft  worden,  welche  stette  folgentz  durch 
die  herzogen  zu  Gulich«  dem  Erzstift  Köln  verpfändet  »und  doch  nit  in 
des  reichs  anlagen  gezogen  noch  auch  von  dem  Kei.  fiscail  mit  processen 
furgenommen  worden,  wie  dan  auch  vil  andere  hohe  und  nidere  stende 
dergleichen  kauf  und  pfandschaften  vom  reich  inhaben,  die  dannoch  mit 
keiner  sonderlicher  reichssteurung  beschweert,  sonder  bei  irer  der  hoher 
und  nidern  stende  steuren  gelassen  werden.«  —  In  einem  am  5.  Juni  ein- 
gereichten Aktenstück  wiederholte  der  Hz.  den  Reichsständen  gegenüber 
seine  Gründe  bezüglich  der  Grafen  v.  Manderscheid  und  der  Städte 
Düren  und  Soest  und  protestierte  gegen  den  am  3.  Juni  gegebenen  Be- 
scheid des  Ausschusses.  —  Ebenda  (Kop.):  »Decret  oder  urkunt« 
dem  Hz.  wegen  Niederwesel,  Soest,  Düren  und  Duisburg  aus 
der  mainzischen  Kanzlei  gegeben:  ,Da  die  4  Städte  »von  alters 
here  in  des  reichs  anschlegen  verzeichnet  stehen,  ist  durch  den  ver- 
ordenten  auschus  bedacht«,  dass  trotz  der  Einwände  des  Herzogs  »dem 
Kei.  fiscal  zu  bevelhen  sei«,  gegen  Niederwesel,  Soest  und  Duisburg  zu 
procedieren.  »Ob  man  aber  die  stat  Deuren  ein  zeit  lang  verschonen 
wolte,  das  stellet  der  ausschus  zu  der  curfursten,  fursten  und  gemeinen 
stenden  wolgevallen. «  Darauf  haben  die  Reichsstände  beschlossen,  dass 
gegen  Wesel,  Soest  und  Duisburg  procediert  werden  solle,  »und,  im  val 
das  sich  befinden  wurdet,  das  sie  die  reichsanschlege  hiebeforn  gegeben, 
so  hat  es  seinen  beschait.  Wo  aber  nit,  alsdan  werden  camerrichter 
und  beisitzer  des  Kei.  camergerichts  sich  gegen  s.  f.  g.  der  gebuer  wol 
zu  halten  wissen.  Aber  der  stat  Deuren  solle  dismals  verschonet  werden. 
Actum  Speir  den  8.  junii  ao.  44.«'  Ferner:  Dekret  aus  derselben 
Kanzlei  betr.  die  im  Jahre  1541  bewilligte  Türkenhilfe:  ,Da 
der  Hz.  von  der  1541  geleisteten  eilenden  Türkenhilfe  wegen  noch  eine 
Summe  zu  erlegen  hat,  so  haben  die  Reichsstände  mit  ihm  »so  viel 
gehandelt,  das  s.  f.  g.  Endrissen  Pflueg  den  ausstand  seiner  besoldung, 
nemblich  3344  gülden,  so  die  stende  des  h.  reichs  ime  als  haubtman 
von  gem.  eilenden  hilf  wegen  noch  schuldig  seind,  uf  gebuerliche  quittanz 
entrichten  und  zufrieden  stellen.  Was  aber  s.  f.  g.  dieser  eilenden  hilf 
halben  weiter  schuldig  bleibt,  desselbigen  halb  sol  s.  f.  g.  sich  mit  den 
stenden  des  reichs  uf  schiristkunftigem  reichstage  vergleichen.  Und  sol 
dem  Kei.  fiscal  hiemit  bevolhen  sein«,  gegen  den  Hz.  dieserhalb  nicht 
weiter  zu  procedieren.  »Actum  Speir  den  10.  junii  ao.  44. «c  Ebenda 
(Kop.)  Protest  des  Herzogs  nach  Verlesung  des  Reichsabschieds  über- 
geben (am  Rande:  »exhibitum  10.  junii  ao.  44«):  ,Auf  diesem  Reichstage 
ist  »der  Esslingischen  ringerung  halb  .  .  .  allerlei  bescheit  furgevallen». 
Hz.   erklärt  nun,    »von   derselben,   zuvor   und    ehe  geburliche   ringerung 
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152.  Hz.  Wilhelm,  Protest  gegen  den  Reichsabschied. 
[1644  Juni  10] !) 

Hz.  ist  gegen  den  gemeinen  Pfennig,  will  ihn  jedoch  erlegen,  wenn 
sein  Kontingent  herabgesetzt  wird  und  die  Steuer  auf  die  Güter,  die 
unter  seiner  Obrigkeit  liegen,  angeschlagen  werden  darf,  wenn  ferner 
seine  Unterthanen  mit  dem  gemeinen  Pfennig  einverstanden  sind. 

»Protestation,  so  von  wegen  m.  g.  h.  nach  Verlesung  des  ab- 
schieds  übergeben.«8) 

Da  die  Mehrzahl  der  Reichsstände  einen  gemeinen  Pfennig,  wie 
er  jüngst  hier  in  Speier  bewilligt,  abermals  zu  einer  Offensionshilfe 
gegen  den  Türken  beschlossen  hat,  der  Hz.  aber  »in  dem  gemeinen 
Pfenning  vast  grosse  merkliche  unrichtigkait«  findet,  »wellichem  [!] 
auch  noch  zur  zeit  neben  des  Niderlendischen  bezirks  derohalb  zu 
mehermaln  ubergebne  [!]  beschwernussen8)  nit  gnugsamblich  abge- 
holfen noch  erledigt,«  so  hat  der  Hz.  »für  guet  angesehen,  das  die 
hievor  vertroeste  ringerung  für  die  hand  genomen  und  die  anläge 
nit  uf  den  gemeinen  pfenning,  sonder  uf  des  reichs  anschlege  fur- 
genomen,  und  das  die  steur  uf  die  gueter,  der  ort  sie  gelegen,4) 
geschlagen,  damit  gegen  sollichen  veint  desto  gewisser  und  statlicher 
etwas  usgericht  werden  moechte.  Dieweil  wir  dan  vermerken,  das 
der  meherteil  e.  1.  und  anderer  stende  den  gemeinen  pfenning  zwuschen 
dis«  und  dem  letzten  Dzbr.  »zu  ainem  vurrait  einzunemen  sich  ent- 
schlossen und  aber  fursorg  tragen,  das  vermöge  furgestelter  und 
vervaster  nottel  die  anläge  bei  unsern  landen  und  undertanen  gar 
schwerlich  in  ansehung  ires  grossen  nachteiligen  erlidtenen  Schadens 
zu  erhalten  sein  wurdet,  wissen  wir  uns  in  sollichen  beschlus  ausser- 
halb unserer  lande  und  undertanen  furwissen  und  bewilligung  nit 
wol  einzulassen,  seien  aber  nichtdestoweniger  des  christenlichen 
erbietens,  sovern  wir  der  ungleichmessigen  anschlege  geringert  und 
die  anläge  uf  die  guetere,  so  under  unser  oberkait  und  landen  ge- 
legen, geschlagen,  das  wir  als  ein  christenlicher  fürst  zu  widerstant 
des  Türken  nach   unserem  und  ger.  unserer  lande  vermoegen  zu 

beschicht,  mit  nichten  abzuweichen«.  Bittet,  diesen  Protest  in  des 
Reiches  Protokoll  aufzunehmen/ 

*)  Am  Rande:   »exhibita  10.  junii  ao.  44». 

a)  Über  einen  anderen  Protest  des  Herzogs  gegen  den  Reichsabschied 
s.  vorhin  S.  609  Anm. 

°)  Vgl.  oben  Nr.  69  §.  5  (S.  378)  und  Nr.  71  (S.  382). 

4)  Vgl.  oben  Nr.  69  (S.  379);  Nr.  78  (S.  390  Anm.  1);  ldstd.  Vf. 
UI,  2,  S.  29  Anm.  67. 
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steuren  unbeschwert  sein  wollen.  Sovern  auch  die  furgenomen 
mass  des  gemeinen  pfennings  bei  unsern  landen  und  undertanen  zu 
erhalten  sein  wurden,  wollen  wir  an  unserm  möglichen  vleis  und 
vermögen  nichts  erwinden  lassen.  Im  val  aber  solliches  bei  obg. 
unsern  landen  und  undertanen  entstuende,  wollen  wir  uns  hiemit 
öffentlichen  bedingt  .  .  .  und  protestirt  haben,  das  dasselbich  uns 
zu  kainer  ungehorsame  ufgenomen  werden  solle.«  —  Bittet,  diesen 
Protest  in  des  Reichs  Protokoll  aufzunehmen. 
RV.,  Nr.  14,  Kop. 

153.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich -Berg. 
Düsseldorf  1544  Juli  8. 

Proposition:  Religionssache  auf  dem  Reichstag ;  Türkensteuer ;  Be- 
lehnung des  Herzogs;  Abbruch  der  Festung  Ravenstein;  die  zwischen 
Kaiser  und  Hz.  streitigen  Punkte  sind  nach  Neujahr  zu  erledigen.  Ant- 
wort der  Jülicher  und  Replik  des  Herzogs.  Verhandlung  mit  den 
Bergischen.  Beschwerden  der  Jülicher  (Durchsicht  der  Privilegien; 
Kriegsdienstpflicht  der  Lehnsleute  und  anderer  Ritterbürtigen;  Verheiratung 
des  Herzogs;  Landtagsmitglieder  in  des  Herzogs  Ungnade);  Antwort  des 
Herzogs.     Endresultat  der  Verhandlungen. 

»Angezeichent  am  8.  julii  anno  44.« 

In  Gegenwart  des  Herzogs,  des  Kanzlers  Gogref,  des  Hofmeisters 
Hoesteden,  Marschalls  Scholer,  Kammermeisters  Plettenberg,  Palants 
zu  Breidenbent,  Hofmeisters  Drimborn,  Dr.  Heresbachs  und  Dr. 
Groppers  ist  der  Ritterschaft  und  den  Verordneten  der  Hauptstädte 
von  Jülich-Berg  folgendes  vorgetragen:  1.  Auf  dem  Reichstag  zu 
Speier,  zu  dem  auch  der  Herzog  auf  die  Ladung  des  Kaisers  er- 
schienen, ist  über  »einen  gemeinen  fritstant«  verhandelt  »sowol  in 
der  religion  als  in  eusserlichen  weltlichen  Sachen,  und  es  solten  die 
gebrechen  angestalt  sein  bis  uf  den  künftigen  richstag  prima  no- 
vembris.  Und  so  in  der  religionsachen  nit  gehandelt,  sol  ein  jeder 
obricheit  ufzeichnen,  wie  die  Sachen  in  iren  landen  gelegen,  sambt 
irer  notturft  und  ratschlaich;  so  sol  auch  von  Kei.  M.  wegen  das 
bedenken  und  ratschlag  werden  mitlerweil  begriffen  und  alles  zu- 
samengebracht.«1)  2.  Ebendaselbst  ist  eine  Türkenhilfe  bewilligt. 
»Zudem  so  ist  noch  hinderstendig  der  hiebevor  gewilligter  ilender. 
Turkenhilf  halver  noch ,9)  und  hat  der  fiscal  heftig  uf  m.  g.  h. 

")  Vgl.  RA;  v.  1544  Juni  10  §.  80. 
a)  Lücke.  . 
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und  s.  f.  g.  lande  procedirt  uf  die  acht,  derwegen  s.  f.  g.  sich  mit 
etlichen  heuftluiden,  die  domals  im  dienst  wider  den  Türken  ge- 
wesen, verdragen  und  die  zu  bezalen  angenommen.«1)  Vergeblich 
hat  der  Herzog  sich  bemüht,  die  Lande  wegen  des  erlittenen  Scha- 
dens diesmal  von  der  Steuer  frei  zu  halten.  Er  ersucht  die  Stände 
nun,  >uf  wege  und  mittel  zu  gedenken  und  furzunemen,  wie  die 
Pfenningen  mochten  erlacht  und  s.  f.  g.,  auch  lande  und  luide  einen 
gnedigen  keiser  behalden  und  haven  und  nit  von  andern  curfursten, 
fursten  und  stenden  gesondert  oder  in  die  acht  kommen.«  Wegen 
der  »uncosten,  zerungen  und  villerlei  usgevens  uf  dem  reichstag« 
will  er  sie  unter  diesen  Umständen  nicht  beschweren,  »des  ver- 
hoffens,  sie  wurden  es  künftig  in  undertenigkeit  bedenken«.  3.  Hz. 
hat  »s.  f.  g.  belenungen  und  confirmirung  irer  Privilegien  und  regalien 
von  Kei.  M.  underzeichent  und  besigelt  bekommen«.8)  4.  Der  Kaiser 
hat  zugestanden,  dass  nur  Wall  und  Festung  von  Ravenstein  abge- 
brochen werden,  im  übrigen  aber  Land  und  Unterthanen  von  R. 
»bi  irem  alten  gebruich,  hocheit,  gerechtigkeit  etc.«  bleiben  sollen; 
»zu  erstadung  des  afbrechens  des  wals«  soll  dem  Herzog  Stadt  und 
Land  Wassenberg  erblich  verbleiben.8)  5.  Heinsberg  und  Sittard 
werden  ihm  wieder  eingeräumt,  sobald  Wall  und  Festung  von  R. 
abgebrochen  sind.  6.  »Und  die  übrige  gebrechen  zwischen  Kei.  M. 
und  m.  g.  h.  hat  man  zu  der  zeit  nit  alle  verglichen  können,  dwil 
die  berichtung  nit  allenthalver  furhenden  sowail  an  Kei.  M.  siden 
als  auch  von  siden  m.  g.  h.,  und  man  sal  bei  einandern  kommen 
nae  neujarstag  und  der  übrigen  gebrechen  halver  handien  und  sich 
verglichen.4) 

Die  Gulicher  rede  und  verordenten« 5):  danken  für  die 
Bemühungen  des  Herzogs.     Betreffs  der  Steuer  »weren  sie  als  die 

')  Vgl.  S.  509  Anm.    * 

a)  Vgl.  oben  S.  490  Anm.  1.  Die  Belehnung  erfolgte  1643  Sep- 
tember 14:  Dithmar  S.  163,  Nr.  114.  In  der  Abt.  J.-B.,  Kaiserl.  Be- 
lehnungen 1407—1580,  eine  Abschrift  der  Urk.  aus  dem  18.  Jh.; 
wie  auf  der  Aussenseite  bemerkt  ist,  ist  das  Orig.  »ad  aulam  electoralem« 
geschickt  worden,  wird  also  in  München  zu  suchen  sein.  Die  Bestätigung 
der  Privilegien  und  Regalien  erfolgte  am  14.  Okt.  1643:  Lac.  IIB.  4, 
S.  683  Anm.  1. 

8)  Vgl.  Lac.  ÜB.  4,  S.  686  Anm.  1  (Vertrag  v.  1644  Mai  26). 

4)  Vgl.  oben  S.  503  Anm.  1. 

5)  Wenn  hier  Mos  Räte  und  Verordnete  genannt  sind,  so  ist  das 
wohl  so  zu  erklären,  dass  sie  für  die  Stände  das  Wort   führen.     Dass 
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getruen  gutwillig  zu  doin,  wie  sie  allezit  gedain«,  bemerken  aber, 
dass  wegen  der  Leiden,  die  die  Jülicher  getroffen,  bei  einer  neuen 
Schätzung  »ufroer  und  unvermögenheit«  zu  befürchten  sei;  der  Her- 
zog möge  deshalb  bei  den  andern  drei  Landen  daran  sein,  »das  sie 
dismals  das  best  doin;  wan  sie  sich  wider  erkoevert,  willen  an  sich 
nit  erwinden  lassen,  sonder  doin  als  getreue  underdanen«. 

Der  Herzog:  hat  »uf  dri  wege  gedacht,  damit  die  Gulicher 
ehe  hetten  mögen  verschoint  werden« :  1.  den  Kaiser  und  die  Reichs- 
stände um  Befreiung  Jülichs  von  der  Steuer  zu  bitten;  dies  ist  aber 
vergeblich  gewesen;  2.  die  Summe  aus  seiner  Kasse  vorzustrecken; 
dies  ist  jedoch  gleichfalls  nicht  möglich,  wegen  »der  beschwernuss 
und  usgevens  m.  g.  h.«;  3.  das  dritte  Mittel  wollte  er  schon  zu 
Dinslaken1)  vortragen  lassen,  »aver  befunt  s.  f.  g.  nit  im  rade,  dis- 
mals zu  doin;  wan  aver  die  antwort  gegeven  were,  wult  s.  f.  g.  ir 
begeren  furzudragen  und  zu  fordern  unbeschwert  sein.  Und  die 
Bergischen  sin  hie,  darzu  wult  s.  f.  g.  auch  schicken.  Si  hetten 
aver  zu  bedenken,  was  die  andere  lantschaften  am  jüngsten  in  der 
höchster  beschwernuss  geantwort.  Suiten  nun  die  Guilger  uf  dem 
won  stain,  das  s.  f.  g.  etwas  da  sult  mögen  erhalten,  und  wurd 
sich  stotzen  [sie!],8)  so  wurden  ehe  lenger  ehe  mer  kosten  angewant 
und  mochten  die  andere  dingen,  als  Heinsberg,  Sittart  etc.  ufge- 
schoben  werden  und  geacht,  das  m.  g.  h.  Kei.  und  ko.  M.  nit  gunte, 
das  dem  Türken  und  seinem  anhang  widerstant  geschege.« 

Hierauf  haben  sich  der  Kanzler,  Marschall  Schöler  und  Hof- 
meister Winkelhuisen  zu  den  Bergischen  begeben  und  ihnen  das 
Verlangen  der  Jülicher  vorgetragen,  als  Antwort  aber  erhalten:  sie 
könnten  sich  hierin  nicht  endlich  entschliessen,  bevor  sie  wüssten, 
was  Cleve  und  Mark  thun  wollten;  übrigens  hätten  etliche  in  Berg 
mehr  Schaden  erlitten  als  etliche  in  Jülich;  auch  hätten  sie  viel 
Steuren  gegeben,  »dem  die  Gulicher  verschoint. 

Die  rete  und  verordenten  der  Guilicher  haven  sich  besprochen, 
und  1.  nachdem  irer  der  merendeil  vast  jonk  und  der  Privilegien 

nicht  etwa  nur  ein  Ausschuss  anwesend  ist,  sondern  es  sich  vielmehr  um 
einen  vollständigen  Landtag  handelt,  ergiebt  der  Eingang  unseres  Akten- 
stückes und  der  Abschied  (Nr.  154). 

*)  Heresbach  erwähnt  in  seinem  Tagebuch  zu  Juli  4  einen  »con- 
ventus  Dinslaken«  (Ztschr.  23,  S.  82).  Ist  dies  ein  devischer  Landtag 
oder  eine  Versammlung  der  hzgl.  Räte? 

*)  d.  h.  wohl:  ,und  würden  die  Jülicher  sich  gegen  die  Zahlung 
stammen/ 

33 
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der  lande  gein  wissens  haven,  steit  ire  underdenig  bedenken  dahin, 
das  sie  zusamenkommen  mochten  zu  Gulich  und  daselbs  ire  Privi- 
legien [sc:  lesen],  so  kunten  sie  sehen,  was  sie  zu  doin  schuldich, 
und  hinwiederumb  was  m.  g.  h.  inen  doin  sol;  es  kunte  auch  s.  f.  g. 
mitlerweil  an  andern  ortern  die  landtage  fordern  und  danach  ein 
einhellige  antwort  empfangen..  2.  Zum  andern  weren  den  lehen- 
luiden  von  der  ritterschaft  und  andern  von  der  ritterschaft  in  iren 
rechnungen  abgezogen  6  wechen  und  3  dage,  die  sie  umbsonst 
dienten;  nu  hoffen  sie  nit,  das  m.  g.  h.  sie  darinnen  werd  über  ir 
altherkommen  beschweren.«1)  3.  Der  Herzog  und  seine  Räte  mögen 
»daruf  zum  vleissigsten  bedacht  sin,  das  m.  g.  h.  zu  bestendiger 
ehe  kommen  mochte,  dweil  s.  f.  g.  und  den  landen  daran  hochlich 
gelegen«.  4.  Bongart  und  andere,  die  nicht  zum  Landtage  berufen 
sind,  meinen,  dass  sie  in  des  Herzogs  Ungnade  wären;  weshalb  ge- 
beten wird,  »das  die  bescheiden  und  die  unschuldigen  als  für  un- 
schuldigen gehalten  werden  und  die  schuldigen  als  schuldigen«.  Der 
Herzog:  hat  »nihe  behindert,  das  die  Privilegien  nit  gelesen,  darf 
auch  darauf  gein  uszug  gemacht  werden,  dan  die  sein  hie  furhenden 
und  fertig  gemacht  worden,  alsbalt  m.  g.  h.  sigel  fertig  gewesen,  und 
sin  ins  dritte  jar  hie  gelegen,  aver  nit  gesonnen.2)  Gesint  m.  g.  h., 
die  gelegenheit  zu  bedenken;  dan  sult  darinnen  verzog  furfallen 
willen,  wurd  villiecht  auch  mit  Heinsberg  und  Sittart  inzog  ge- 
schehen; was  daraus  m.  g.  h.  und  den  landen  entstain  wurde, 
wüsten  sie  selbs  zu  bedenken.  Betreffen  die  diensten  6  wechen 
und  3  dage,  befint  m.  g.  h.  gein  underscheit  in  den  Privilegien  under 
den  lehenleuten  vom  adel  und  den  von  der  ritterschaft;  das  sie  dan 
us  gnaden  willen  m.  g.  h.  die  6  wechen  und  drei  dage  nachlassen, 
das  sol  inen  geinen  ingank  machen.  Betreffen  m.  g.  h.  hilich,  ist  inen 
berichtung  gedain,  was  darinnen  bescheen,  und  wie  die  sach  stae.8) 

*)  Vgl.  S.  103  f.  Anm.  106  f.  und  S.  465. 

a)  Das  Privileg  trägt  das  Datum:  1542  April  12.  S.  S.  165  u.  295 f. 

•)  S.  Schreiben  des  Andreas  Masius  d.  d.  Speier  1544  März  31: 
»Cliviae  dux  apprime  gratiam  utriusque  Caesaris  ambire  videtur,  immo 
frui.  Fama  est  enim,  Ferdinandi  filiam  secundo  loco  genitam  in  uxorem 
ducturum.«  Acta  Acad.  Theodor.  Palat.,  tom.  VII,  S.  320.  Vgl.  ferner 
Hz.  Wilhelm  an  Kursachsen  (J.-B.,  FS.,  Nr.  17,  fol.  527,  Kpt.):  ,In  ver- 
trauter Unterredung  mit  dem  Kurfürsten  zu  Speier  hat  er  ihm  von  der 
Nachricht,  dass  die  Prinzessin  von  Navarra  vor  dem  ehelichen  Beilager 
eine  Protestation  eingelegt  habe,  Mitteilung  gemacht  und  seinen  guten 
Rat  begehrt.     Jetzt  hat  der  Kaiser,  welcher  in  der  Friedensverhandlung 
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Betreffen  die  parteien  wil  m.  g.  h.  die  eine  sach  für  und  die  ander 
na  understain  uszurichten  und  s.  f.  g.  und  der  lande  sachen  mit  der 
zeit  wider  in  besserung,  sovil  Got  gnat  vergunt,  zu  bringen. 

In  summa,  ist  die  sach  so  weit  kommen,  das  es  die  Gulicher 
und  Bergischen  eins  sin  worden  und  m.  g.  h.  mit  underdeniger  ant- 
wort  begegnet,  das  ein  jeder  lant  wult  sin  andeil  uf  sich  nemen 
und  die  hilf  leisten,  vermog  des  abscheits.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  193,  Kop. 

154.  Landtagsabschied  von  Jülich -Berg.  Düsseldorf 
1544  Juli  9. 

Da  auf  dem  Reichstag  zu  Speier  eine  Türkenhilfe  beschlossen 
und   »für  pillig  und  notwendig«    angesehen  ist,   dass  jeder  Stand 

mit  dem  König  von  Frankreich  »der  protestation  copei  usbracht«,  sie  dem 
Hz.  zuschicken  lassen.  Hz.  übersendet  sie  anbei  und  bittet  um  Rat,  wie 
er  sich  zu  verhalten,  da  die  Prinzessin  noch  darauf  besteht,  »wir  dan 
auch  für  Got  und  der  weit  frei  sein  und  uns,  wie  unsere  lantschaften 
am  höchsten  begeren,  unverhindert  verheiraten  mögen».  Dusseldorf  1543 
[!  lies  1544]  Oktober  17/  Kursachsen  antwortet  darauf  (a.  a.  0.,  fol. 
542,  Orig.  mit  eighd.  Unterschrift):  ,Der  Hz.  ist  »durch  das  Franzosiche 
volk  hintergangen  und  alles  hochzeitliche  geprenge  nur  ain  scheinhandel 
und  kein  ehe  vor  Got  nach  der  weld  gewest«.  Er  ist  deshalb  frei  und 
zu  einer  anderen  Heirat  befugt.  Kurfürst  rät  dazu  ebenso  wie  die  Land- 
schaften. Wenn  der  Herzog  oder  sonst  jemand  »nach  des  Babstes 
rechten»  ausser  den  Instrumenten  über  die  Protestation  auch  noch 
eine  Deklaration  der  Kirche,  dass  es  keine  Ehe  gewesen,  für  not- 
wendig  hält,  so  kann  der  Kaiser  leicht  bewirken,  »das  dem  Atrebatensi 
oder  ainem  andern  bischove  bevel  beschee,  uf  beider  parteien  furbringen 
schleunig  erkentnus  und  declaration  der  scheidunge  zu  tun,  .  .  .  wiewol 
wir  besorgen,  das  aus  verdris  des  gegenteils  allerlei  mochte  gesucht 
werden,  euer  Hb  an  ainem  andern  christlichen  heirat  der  Bebstischen  ver- 
furischen  weise  nach  zu  verhindern.  Aber  wo  euer  üb  hierin  solche 
erclerunge  vor  unnötig  achtet  oder  auch  diejenigen,  mit  denen  euer  Hb 
umb  ainen  heirad  wurden  handeln  lassen,  solch  bedenken  nit  hetten,  so 
wüsten  wir  euer  Hb  auch  nit  anders  oder  weiters  zu  raten,  dan  wie  euer 
Hb  liber  h.  vater,  auch  frau  mutter  sei.  und  wir  und  unsere  .  .  .  ge- 
mahel,  euer  Hb  Schwester,  in  dergleichen  val  getan«.  1544  November  3.' 
Im  übrigen  vgl.  zur  Geschichte  der  Vermählung  des  Herzogs  meine  Ab- 
handlung: Verhandlungen  über  die  Vermählung  des  Herzogs  Wilhelm  von 
Jülich-Cleve  mit  einer  Tochter  König  Ferdinands4  in  der  Schrift:  ,aus 
Westfalens  Vergangenheit4  (Münster  1893),  S.  1  ff.  und  die  daselbst  an- 
geführte Litteratur. 
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seine  Unterthanen  »derhalber  umb  hilf  und  Steuer  ersuchen  und  die 
von  inen  inbringen  möge«,  auf  das  Anhalten  des  Herzogs  aber, 
seine  Unterthanen  »in  ansehung  der  hohen  beschwernus  und  ver- 
derben derselbiger«  diesmal  zu  verschonen,  keine  Rücksicht  ge- 
nommen ist,  so  ersucht  er  Räte,  Ritterschaft  und  Städte,  ihm  »iren 
getreuen  rat  mitzuteilen,  wie  die  Pfenningen  am  furderligsten  und 
mit  der  wenigsten  beschwernus  mochten  zu  wegen  gebracht  werden«. 
Ihre  Antwort  ist:  obwohl  sie  auf  die  Verschonung  der  Lande  durch 
den  Reichstag  gehofft,  so  wollen  sie  doch  daran  sein,  »das  die 
pfennungen  zum  furderligsten  als  immer  möglich  zu  wegen  gebracht 
und  die  hilf,  wie  sich  geburt,  und  nach  alter  gewonheit  geleist 
werde,«  damit  nicht  der  Herzog  und  seine  Lande  bei  Kaiser  und 
Reich  als  ungehorsam  geachtet  »und  die  peen  und  andere  beschwer- 
nus, so  in  dem  abscheit  verleibt  und  daraus  erfolgen  wurde,  ver- 
muten blieben.  —  Gezeichent  und  gegeben  zu  Dusseldorf  under 
hochernants  u.  g.  h.  secrietsiegel  am  9.  tag  julii  ao.  44.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  199,  Kop. 

155.  Jtilicher  Räte,  Gutachten  über  die  Art  der  in 
Jülich  zu  erhebenden  Steuer,    [vor  1544  Juli  22.] !) 

Schwierigkeit  der  Aufbringung  der  Steuer  in  der  vom  Reichstag 
beschlossenen  Form.8)  Vorschlag  einer  Rommunikantensteuer.  Modali- 
täten derselben.  Besteuerung  der  Renten  der  Geistlichen.  Ihre  Besteue- 
rung in  den  Jahren  1529  und  1532.  Zahl  der  Kommunikanten  im  Jahre 
1532  und  jetzt. 

»Anzeichnuss  und  gedenken  bei  den  reten  zu  Gulich. 

Bedenken  die  austeilung  der  stuer  im  land  Gulich  belangen. 

Erstlich  wirt  bedacht,  das  es  allerlei  zweidracht  und  unverstant 
beibringen  mocht  und  das  man  sich  der  austeilung  nit  wol  sol 
können  vergleichen  umb  der  verbranten  und  beschedigten  willen.8) 

*)  Dieses  Gutachten  ist  ohne  Zweifel  mit  Rücksicht  auf  den  jülicher 
Landtag,  der  am  22.  Juli  seinen  Abschied  fasste  (Nr.  156),  aufgesetzt 
worden. 

*)  Dies  ist  offenbar  hinzuzudenken. 

*)  Von  dem  ungünstigen  Einfluss  des  burgundischen  Krieges  auf  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  ist  schon  wiederholt  die  Rede 
gewesen  (s.  z.  B.  S.  512).  Vgl.  dazu  ferner  v.  Mering,  Gesch.  der 
Burgen  in  den  Rheinlanden  9,  S.  31;  Ztschr.  23,  S.  121;  Aschenbroich, 
Gesch.  der  Stadt  Nideggen  S.  35;  Kühl  I,  S.  237;  Jahrb.  d.  Düsseid. 
GV.  7,  S.  4  (1546).    Rechnung  des  Rentmeisters  v.  Born  für  1544/45: 
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Zudem  das  es  allerlei  unverstant  zu  dieser  zeit  mocht  bringen,  das 
der  adel  von  seinen  gutem  zu  dieser  zeit  nichtz  gebe.  Suiten  auch 
die  geistlichen  in  diesem  geringen  hoch  angelacht  werden,  wurd 
widderwirdigkeit  verursachen,  und  ein  anders  furhanden  [!],  wie 
diejenige,  so  zu  Coln  gewesen,  wissen.  Auch  steht  zu  bedenken, 
das  des  gelts  in  der  eil  von  noten  ist  und  durch  die  austeilung  und 
ausmanung  langsam  wurd  beikommen,  wan  man  der  schon  einig 
were.  Dweil  dan  die  Markische  ritterschaft  den  furschlach  gegeben 
und  mit  den  Clebischen  uf  negstkunftigen  mantag  zu  Essen  sich 
derhalber  besprechen  werden,  nemblich  das  man  von  einem  jedem 
communicanten  sol  ufboeren  ein  schreckenberger  oder  sovil,  damit 
man  die  Pfenningen  nach  anpart  in  einem  jederm  lande  mocht  zu 
wegen  breiigen,  wiewol  nun  dieser  furschlag  ungleichmessig  ist,  als 
dass  die  armen  ebensovil  sulten  geben  als  die  reichen,  so  wer  doch 
dargegen  bedacht,  das  solichs  allein  ist  für  ire  person,  und  die 
dienstboten  der  armen  wulten  gleichwol  iren  Ion  haben  als  von  den 
reichen,  zudem  das  die  reichen  mer  dienstboten  haben  dan  die 
armen.  So  brecht  es  auch  eine  verlichterung,  das  die  vom  adel 
und  ire  dienstboten  mit  wurden  geben,  wie  dan  in  dem  jar  32  *) 
Widder  den  Türken  auch  beschehen;  dergleichen  das  auch  die  com- 
municanten in  den  eigenherligkeiten  geben  wurden,  wie  auch  domals 
geschehen.8)  Wa  man  nun  keinen  eindrechtigern,  richtem  und  for- 
derlichem weg  wiste,  so  were  m.  g.  h.  gnedigs  bedenken,  zu  er- 
haltung  der  eindracht  und  zu  verhuetung  allerlei  ufsprach  und  widder- 
wertigkeit,  das  nachfolgender  massen  in  dem  setzen  zu  handien  sein 
mocht  uf  verbessern.  Erstlich,  das  ein  jeder  communicant,  er  wer 
edel  oder  unedel,  haussessich  oder  dienstbot,  in  dieser  stuer  gegeben 
[!  L:  zu  geben]  hette  einen  schreckenberger;  und  das  ein  jeder 
hausseess  für  sich  und  al  sein  hausgesint  gebe  und  an  irem  Ion 
abziehe,  wer  wil  [!].  Doch  mit  dem  underscheide,  das  diejenige, 
so  verbrant  sein,  für  ire  person,  weib  und  kinder,  die  sie  in  irem 

»Item  van  den  weiden,  die  vurmaels  Gaverens  geweist,  under  Sittart  ge- 
legen, nicht  [nämlich:  nichts  erhalten],  dieweil  es  die  Burgundischen  ge- 
bracht haven«.  Ebenda:  »Item  van  der  weitmolen  zu  Istrassen,  die  in 
der  veheden  zu  gronde  afgebrochen,  nicht«.  Rechnung  für  1559/60: 
»Item  die  weidmoelen  zu  Istraessen  is  noch  ungebouet.  Ouch  wirt 
aldaer  gein  weit  gesehet.  Rechen  darumb  davan  nit«  [ebenso  noch  in 
der  Rechnung  für  1579/80]. 

*)  Über  die  Kommunikantensteuer  v.  1532  s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  1  ff. 

*)  S.  a.  a.  0.  S.  195. 
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haus  und  kost  hedden,  nit  sulten  geben;  dergleichen,  das  uf  den 
orten  über  der  Ruir,  die  so  hart  verdorben  und  arm  weren,  das 
sie  es  nit  geben  kunten,  das  man  die  — *)  personen,  ire  weib  und 
kinder  obgemelt  verschonen  sult;  aber  das  gesint  und  dienstboten 
der  verbranten  und  verdorben,  die  Ion  empfangen,  hetten  den 
schreckenberger  zu  geben.  Wan  nu  die  verbranten  und  verdorben 
wie  obg.  alle  verschont  und  solichs  nit  in  andere  wege  erstattet 
wurde,  so  kunt  man  zu  dieser  summen  nit  kommen.  Dargegen 
mocht  man  allen  communicanten  in  den  steden,  die  nit  verbrant, 
und  in  den  embtern  Munstereifel,  Berchem,  Caster,  Grevenbroch, 
Bruggen  und  andern,  so  den  grossen  schaden  nit  gelitten,  uflegen 
jederm  sechs  raderalb.;  doch  das  solichs  nit  von  den  dienstboten 
noch  kindern,  sonder  von  den  hausgesessen  als  man  und  frau  allein 
verstanden  werden;  doch  das  an  allen  ortern  die  rechte  armen 
übersehen  und  ire  summe  uf  die  reichen  gelacht  werd.  So  man 
dieses  wurd  für  gut  ansehen,  mocht  man  in  einem  jedem  ambt 
und  herligkeit  einen  dach  ernennen,  das  ein  jeder  zu  der  zeit  kome 
und  bringe  für  sich  und  sein  hausgesint  seinen  schreckenberger  oder 
waruf  das  er  gesatzt  wer.  So  kunte  man  das  gelt  in  der  eil  zu 
weg  bringen.  Sovil  die  geistlichen  belangt,  ist  m.  g.  h.  bedenken 
aus  allerlei  Ursachen,  das  die  nit  hoher  angeschlagen  wurden,  dan 
uf  den  15.  teil  irer  loslediger  renten2)  oder  inkommens  dieses  jars, 
es  sei  gelt,  wein,  fruchten  oder  anders;  welche  aber  selbst  beueden, 
das  die  geben  den  30.  teil  ires  gewachs. 

Nota.  Ao.  29 8)  haben  die  geistlichen  den  10.  pfenning  geliebert, 
darvon  entfangen  7144  g.  Ao.  1532  haben  sie  acht  pfenning  ge- 
gegeben, darvon  geliebert  9819  g. 

Zu  gedenken.  In  dem  jar  32  sein  — 4)  worden  die  communi- 
canten im  lande  Gulich  uf  68  900  und  etliche,  armen  und  reichen. 
Dweil  nun  vil  gestorben  und  vil  verbrant,  acht  man,  das  der  übrigen 
noch  wol  sein  werden  50000;  wurd  ungeferlich  7000  ggl.  machen. 
Die  übrige  2000  ggl.B)  wurd  man  ungeferlich  finden  an  den  geistlichen.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  200,  Kop. 


1)  Lücke.     Zu  ergänzen  wohl:   »beschedigten«. 

2)  Vgl.  ldstd.  Vf.  IE,  2,  S.  5. 
*)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  182  f. 

4)  Lücke.     Zu  ergänzen  wohl:   »gerechent«  oder  »geacht«. 
B)  Offenbar  verschrieben  für:  3000.     S.  Nr.  156. 
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156.  Landtagsabsohied  von  Jülich.   Jülich  1644  Juli  22. 

7000  Ggl.  durch  eine  Kommunikantensteuer,  3000  durch  eine  Steuer 
der  Geistlichen  aufzubringen.  Kommunikantensteuer  in  den  Eigenherr- 
lichkeiten. 

Gemäss  dem  letzten  düsseldorfer  Landtagsabschiede  sind  Räte, 
Ritterschaft  und  Städte  erschienen,  um  sich  zu  vergleichen,  wie  die 
bewilligte  Steuer,  »die  sie  nach  anpart  des  herzogtumbs  Gulich  uf 
10000  ggl.  ungeferlich  geacht,  am  bequembsten  und  unbeschwer- 
ligsten  ausgeteilt  werden  mocht«.  Da  sie  nun  gefunden,  »das  man 
die  austeilung  der  Pfenningen  wie  von  alters  umb  der  verbranten 
und  beschedigten  undertanen  willen  nit  hat  tun  kunnen,  und  doch 
daneben  betracht,«  dass  das  Geld  in  Eile  nötig  und  die  Steuer  gegen 
den  Türken  »ein  gemein  christlich  werk  seie«,  so  haben  sie  keinen 
»forderlichem  und  bestendigern  weg«  gewusst,  als  7000  Ggl.  »uf  die 
heufder  oder  communicanten«  zu  legen,  jedoch  der  Art,  dass  die, 
welche  »verbrant  und  verdorben,  für  ire  person,  weib  und  kinder, 
die  sie  in  irem  haus  und  kost  hetten,  dergleichen  die  rechte  armen 
übersehen  und  ire  sommen  uf  die  reichen  gelacht«  werden,  und 
die  übrigen  »3000  ggl.  uf  die  in-  und  auswendige  geistlichen«  aus- 
zuteilen, »mit  sollicher  messigung,  wie  die  verordenten«  (Landdrost 
Bintzfelt,  Palant  zu  Breidenbent,  Johann  von  Palant,  Elmpt,  Stommel, 
Spies1)  und  Verordnete  von  Jülich  und  Düren)  »wissen.«  Bei  der 
Steuer  sind  nicht  die  Verzeichnisse  der  Kommunikanten  von  1532 
zu  Grunde  zu  legen,  sondern  neue,  von  den  Amtleuten  aufzustellende, 
»dweil  irer  vil  gestorben,  auch  vil  verbrant  etc.«  Diese  Verzeich- 
nisse solle  der  Hz.  den  Verordneten  zuschicken,  die  dann  zu  »über- 
legen, wievil  laufender  alb.  uf  jedem  communicanten  gesatzt  und 
welchergestalt  die  austeilung  geschehen  sol,  und  solichs  hochge- 
dachtem m.  g.  h.  zu  kennen  zu  geben«  hätten,  »uf  das  s.  f.  g.  den 
emptera  ire  eigentliche  taxen  mog  zuschreiben  und  dabei  einen  tag 
ernennen  und  bevelen  lassen,«  dass  jeder  Amtmann  die  Erträge  zu 
Händen  der  Verordneten  liefere,  »umb  dieselbige  hochgedachtem 
m.  g.  h.,  sovil  das  anpart  dieses  herzogtumbs  ertregt,  zuzustellen. 
Und  wo  alsdan  ichtwes  übrig  were,  sullen  die  verordenten  zu  not- 
turft,  wolfart  und  nutz  m.  g.  h.  und  des  lants  Gulich  daselbst  zu 
Gulich  hinderlegen.«    Den  Eigenherren  solle  von  dem  Herzog  auch 

*)  Gemeint   sind   Joh.   Elmpt    zu   Burchau,    Steffen   Stommel    und 
Heinrich  Spies  zu  Poppelheim  (K.  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  29  ff.  und  43). 
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geschrieben  werden,  »die  stuer  von  den  undertanen  obgerurter  massen 
zu  fordern;  doch  das  sie  keine  anzeignussen  schicken  dürfen,  wievil 
communicanten  in  irer  herligkeit  sein,  sonder  allein  bei  irem  gelauben, 
von  [!  wan?]  inen  von  m.  g.  h.  geschriben  wirdet,  so  vil  geltz  zu  henden 
der  volmechtigen  liebern,  als  inen  nach  der  Ordnung  geburt.  —  Ge- 
zeichent  und  vertragen  zu  Gulich  vurs.  uf  den  22.  tag  julii  ao.  44.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  202,  Kop. 

157.  Bitterschaft,  Städte  und  Landschaft  von  Jülich 
an  den  Herzog.    Jülich  1544  Juli  22. 

Übersenden  anbei  den  abschied  [v.  Juli  22].  Haben  ferner  die 
jülicher  Privilegien  »dem  afscheit1)  nae  mit  fliss  ersehen  und  .  .  . 
darinnen  unse  undertenig  bit  und  anligen  artickelsweis  stellen 
laissen;«  übersenden  auch  diese  Artickel.  Der  Hz.  möchte  in  den 
Sachen  baldigst  »fursehong  gescheen  laissen,  damit  e.  f.  g.  eigene 
sachen  zo  ufkumpst  geraden,  der  undertaenen  clagen  .  .  .  erhoirt, 
.  .  .  der  lande  .  .  .  walfart  gefordert,  eindracht  und  einicheit  deste 
bass  erhalten  .  .  .  werden  mueg.«  Übersenden  endlich  die  an  die 
Stände  gerichteten  »clagten«  des  Steffen  Stommel  v.  Neuenhoef, 
Johann  v.  Guilich  und  Johann  v.  Schinkern  mit  der  Bitte  zu  ver- 
fügen, dass  niemand  »mit  reden  oever  altherkomen,  Privilegien  und 
gepur«  beschwert  werde.  —  »Datum  Gueüch  am  22.  tage  julii 
ao.  1544.« 

K.,  Cps.  3,  Nr.  3,  Or. 

168.  Jülicher  Stände,  Beschwerden.  [Jülich  1544 
Juli  22.]  a) 

I.  In  unmittelbarem  Anschluss  an  die  Privilegien.  II.  Vermischte 
Beschwerden.     III.  Spezielle  Beschwerden  der  Ritterschaft. 

I.  »Uszuch  der  artickel,  so  in  den  Privilegien*)  des 
furstendomps  Guilich  begriffen. 

')  Der  Abschied  von  Juli  22  enthält  eine  solche  Bestimmung  nicht; 
doch  mag  etwas  der  Art  mündlich  verabredet  sein,  wohl  im  Anschluss 
an  die  am  8.  Juli  geführten  Verhandlungen  (S.  511  ff.).  Vgl.  hierzu  und 
zu  den  im  folgenden  mitgeteilten  ständischen  Beschwerden  die  jülicher 
Beschwerden  v.  1B41  Nov.  16  (Nr.  63). 

*)  Das  Datum  bestimmt  sieb  durch  Nr.  157. 

8)  Welche  Privilegien  gemeint  sind,  ist  aus  den  oben  S.  156  ff 
mitgeteilten  Regesten  ohne  Schwierigkeit  zu  ersehen.  Die  Stände  be- 
ginnen mit  §.  2  des  jülicher  Privilegs  von  1423,  resp.  §.  1  des  von  1475. 
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1.  Irstlich  den  artickel  der  burgschaft  belangen,  betritt  die  ge- 
meine lantschaft  neit,  dan  sunderliche  personen;  setzt  aver  die  lant- 
schaft  in  geinen  zwivel,  m.  g.  h.  werde  sich  darinnen  fürstlich  zo 
halden  wissen.  2.  Belangen  den  artickel  der  breif  und  siegel,  were 
man  der  ungezwivelder  zoversicht,  m.  g.  h.  wert  sich  allenthalven 
darinne  geburlich  und  gnedlich  halden  gegen  dieginnige,  die  des  zo 
doin  haven.  3.  Sovil  betritt  den  artickel,  die  undersaessen  bi 
recht  und  oirdel  blieven  zo  laissen,  ouch  dat  die  gerichtliche  hand- 
longen  neit  suspendeirt  noch  verlengert  werden  sullen,  bit  die  lant- 
schaft, dat  demselvigen  allenthalven  also  naekomen  wert;  dieweil 
aver  an  den  gerichteren  vast  allerhant  misbruch  und  naelessicheit 
ingerissen  sin  mögen,  dat  dieselvige  erkundiget  und  nae  gemeinem 
hmtrecht  und  sunst  gebessert  werden.  4.  Der  artickel  betreffen  die- 
ginnige, so  an  iren  gueteren  verunrecht,  belangt  sunderliche  personen. 
Und  ist  der  lantschaft  bit,  dat  denginnigen,  die  des  zo  doin  haven, 
aen  verzoich  uf  dat  furderlichste  verholfen  werden  möge.  5.  Be- 
langen den  artickel  rouf  und  brant  etc.,  ist  in  demselvigen  artickel 
bisanher  gnedich  fliss  gespurt  worden,  mit  bit,  demselvigen  noch 
also  gnedige  vursehong  zo  doin.«  6.  Hinsichtlich  des  Artikels  »be- 
langent  die  bruchden«  möge  »gnedichs  insehens«  geschehen  »und 
vermöge  der  Privilegien  darmit  gehalden  werden«.  7.  Der  Artikel 
»der  erfgiften  und  pantschaften«  möchte  gemäss  den  Privilegien 
befolgt  werden.  Und  da  etliche  Pfandschaften  höher  als  »van  hon- 
derten  fünf  versatzt  und  verpant  sin  mögen1)  und  solichs  aen  rait 
und  vurwissen  der  lantschaft  bescheen,«  so  bittet  die  Landschaft, 
»datselvige  afzoschaffen  und  denselvigen  [!]  neit  witers  dan  van 
honderten  fünf  verschrieven  und  ufbueren  zo  laissen«.  Ist  jemand 
nicht  damit  einverstanden,  so  sind  »andere  wege«  ausfindig  zu 
machen,  »demselvigen  sine  pennongen  zo  erlegen  aider  zo  billiger 
erkenteniss  der  lantschaft  solichs  zo  stellen«.  8.  Da  der  Artikel 
»der  schaik2)  vur  Got  und  werft  billich,«  so  möchte  er  »stracks« 
befolgt  werden.  Wenn  die  Thäter  oder  deren  Helfer  in  anderen 
Landen  des  Herzogs  »betreden  ader  sunst  underhalden  wurden,«  so 
wäre  »gelichfals  gnedich  vursehong  und  straif  darinne  gescheen  zo 
laissen.  9.  Dat  geine  contrarie  breif  und  Siegel  gegeven,  vertroist 
sich  die  lantschaft  hoichlichen  also  zo  irem  gnedigen  f.  und  h.« 

*)  Vgl.  S.  94  Anm.  74. 
2)  Vgl.  S.  141  Anm.  234. 
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10.  Gegen  den  Artikel,  dass  »die  lande  und  ampter«  nur  mit  Unter- 
sassen besetzt  werden  sollen,  möchte  der  Herzog  »geine  vursehong 
gestatten«.  11.  und  12.  Bitten  um  Beobachtung  von  §.11  (Wein- 
kauf) und  §.  12  (Mannlehen)  des  Privilegs  von  1475.  13.  Lande, 
Städte  und  Untersassen  möchten  bei  ihren  Freiheiten  und  Privilegien 
gehandhabt  werden.  14.  Bitten  um  Beobachtung  von  §.  14  des 
Privilegs  v.  1475;  15.  von  §.  16  des  Privilegs  v.  1511  Sept.  23 
(dass  kein  Untersasse  oder  auch  Auswärtiger  Briefe  u.  s.  w.  »gegen 
den  anderen«  erwerben  darf);  16.  von  §.  17  ebenda  (keine  Fehde 
ohne  Vorwissen  der  Landschaft).  17.  Der  »anhang  in  unsers  g.  h. 
confirmatioin  (waneir  es  die  partien  neit  bewilligen  willen)«  möchte 
fortgelassen  und  die  Fassung  der  vorigen  Konfirmation  beibehalten 
werden.  18.  Bitten  um  Beobachtung  der  Artikel  über  »die  deinst 
und  deinstkarren,  doitslege,  ban,  frihong  der  straissen,  erfonge  der 
geistlicher  personen  an  werltliche  gueter,  verhilonge  [!]  neimantz 
anzodringen«.  *)  19.  Es  möchten  alle  Dienstwagen,  -pferde  und  -karren, 
welche  versetzt  »aider  sunst  verlaissen«  sind,  wieder  eingelöst  und 
eingebracht  werden,  damit  der  arme  Mann  mit  ungebürlichen  Diensten 
verschont  werde.  20.  Da  die  Wege  durch  diejenigen,  welche  das 
Wegegeld  empfangen,  »oevel  versorgt  und  gebessert  werden«,  so 
möchte  der  Herzog  befehlen,  dass  »solchs  gebessert  und  imant 
binnen  lands  verordent  werde,  daeinne  ufsicht  zo  haven,  daemit 
i.  f.  g.  zolle  des  zo  besser  ouch  underhalden  werden«. 

II.  Uszuch  etlicher  artickel,  so  in  den  Privilegien  des 
furstendomps  Guilich  begriffen,  die  ritterschaft  und 
sementliche  lantschaft  betreffen.« 

1.  Es  möchten  (worum  die  Landschaft  auf  früheren  Landtagen 
mehrmals  ersucht  hat)  die  Erbämter  besetzt  werden,  damit  die  Erb- 
beamten, »wie  van  alders  herkomen,  der  ritterschaft  und  lant- 
schaft notturft  vurdragen«.2)  2.  Da  in  etlichen  Privilegien  ein 
Privileg  Hz.  Reinhards  von  Jülich  und  Geldern  erwähnt  wird,  das- 
selbige  aber  bei  dem  Hauptgericht  zu  Jülich  nicht  zu  finden  ist, 
so  möchte  der  Herzog  in  seiner  Kanzlei  danach  suchen  lassen,  wo 
zweifellos  Kopien  davon  niedergelegt  sind.  3.  Der  Herzog  möchte 
befehlen,  dass  zur  guten  Aufbewahrung  der  Privilegien  eine  ,starke 
Kiste  mit  Schlössern'  beschafft  wird,  zu  der  der  Landdrost  samt 

*)  Es  handelt  sich  um  den  Heiratszwang  (S.  154  f.). 
*)  Vgl.  S.  40  f. 
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den  4  jülicher  Erbbeamten  neben  dem  Hauptgericht  Jülich  »af-  und 
bislussel«  haben  möge,  und  dass  »auctentick  copien  aller  Privi- 
legien dem  adel  vergunt  und  die  in  bewarung  des  lantdroisten  und 
erfampter  gestalt  werden,  brantz  halver  aider  sunst  der  notturft 
nae  haven  zo  gebruichen«.  4.  Etliche  von  der  Ritterschaft  be- 
schweren sich,  dass  sie  »mit  den  deinsten  oever  die  verwilligong 
besweirt  und  oeverhaven  werden«.  Der  Herzog  möchte  es  damit 
gemäss  der  Verwilligung  halten.  5.  Gegen  die  hergebrachte  Freiheit 
werden  die  Halbwinner  des  Adels  »ires  gewin  und  gewerfs  halven 
.  .  .  mit  stuir  und  derglichen  angelacht«.  6.  Da  nach  altem  Her- 
kommen die  jülicher  Landtage  im  Fürstentum  Jülich  gehalten  werden 
»aider  ehe  zom  wenigsten  derselvige  so  versetzt  [!]  einen  dach  umb 
den  anderen  mit  den  Bergischen  gehalden  wert«,  so  möchte  das 
noch  ebenso  beobachtet  und  die  Ritterschaft  »mit  foeder  und  mail1) 
wie  van  alders  verplecht«  werden.  7.  Auf  dem  letzten  Landtage 
zu  Düsseldorf  hat  die  Lantschaft  »van  wegen  etlicher,  so  sich  Un- 
gnaden beclagen«,  den  Herzog  gebeten,  dieselben  zum  Verhör  kommen 
zu  lassen.  Die  Landschaft  wiederholt  jetzt  diese  Bitte,  damit  die 
betr.  nicht  unverhört  zu  »Ungnaden  aider  sunst  in  verdacht  ader 
ander  nachteiliche  handlung  gefoirt  werden«.  8.  Da  sich  »vil  ge- 
brechen und  unverhuers  [!]  in  lands-  und  partiensachen  bisanher 
unverholen  zogedragen,  daeus  vil  klagens  und  unratz  deghchs  er- 
foulgt«,  so  möchte  der  Herzog  sorgen,  dass  den  klagenden  Parteien 
»uf  ire  ansuechen  furderlich  binnen  lands  verhoulfen«  werde. 
9.  Da  die  Bergwerke  im  Fürstentum  Jülich  »zom  meisten  nutz  mins 
g.  h.  und  der  lantschaft  neit  underhalden,  derglichen  ouch  die 
buschen  und  weit  .  .  .  verderflich  verkolt  und  verhauen  werden«,8) 
so  möchte  der  Herzog  etlichen  seiner  Räte  und  von  der  Ritterschaft 
befehlen,  »darinne  i.  f.  g.  und  der  lande  best  vurzonemen  und  zo 
verordenen«.  10.  Landschaft  wiederholt  ihr  auf  dem  letzten  Land- 
tag gestelltes  Gesuch,  dass  die  Stifter  und  Klöster,  »so  uf  den  adel 
gestift  und  fundeirt,  bi  deme  adel  erhalden  und  blieven  moichten«. 

DI.  Begert  die  ritterschaft: 

1.  Es  möchte  den  Vögten,  Pfaffen  und  Bauern  verboten  werden, 
Wildpret  zu  jagen,  schiessen  oder  fangen.  Dagegen  sollten  die 
Amtleute  keinem  vom  Adel  verbieten,  Feldhühner,  Hasen,  Kaninchen 

*)  Vgl.  Nr.  102,  S.  423  Anm.  1. 

2)  Vgl.  ldstd.  Vf.  IE,  2,  S.  244  (Nr.  29). 
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und  Fische  zu  fangen,  wie  es  von  alters  gewöhnlich  ist.  2.  Es  ist 
vielfach  auf  früheren  Landtagen  zugesagt,  aber  bisher  nicht  aus- 
geführt worden,  dass  »alle  wer  und  steilen  in  der  Roeren  afgestalt 
werden  nae  aldem  wisdom  und  gebruich«.  3.  Es  solle  keine  Pfän- 
dung oder  irgend  eine  gerichtliche  Handlung  auf  ,Lehn-,  Mann-  und 
freien  Gütern*  zugelassen  werden  ausser  »mit  geburlichem  lehen- 
rechten, wie  van  alders  gewoinlich«.  4.  Wenn  die  Lehnsmänner 
der  ,besonderen  Mannschaften4  (wie  Heinsberg,  Wassenberg  u.  dergl.)1) 
daselbst  ihre  Lehen  gebührlicherweise  empfangen  haben  und  »zo 
boich  gesatzt«  sind,  werden  sie  dennoch  von  den  Statthaltern  da- 
selbst »zo  hoef  an  die  cancellei  gedrongen,  umb  ferner  lehenbreif 
zo  verkreigen,  die  si  dan  aldae  mit  sweirlichen  uncosten  werven 
moissen«.  Bitten,  »bi  der  ufzeichnung  der  manboicher  zo  ver- 
blieven«.  5.  Die  Ritterschaft  bittet,  dass,  wenn  von  Lehengütern 
Splisse  versetzt,  verpfändet  oder  verschrieben  sind,  es  denjenigen, 
welche  »de  stoeck«  davon  haben,  gestattet  sein  solle,  die  Splisse 
wieder  zu  dem  Stock  zu  kaufen  »und  die  renten  zo  quiten,  nemlich 
dae  die  pennongen  bewislich  und  ernant  weren;  und  wae  die  pen- 
nongen  also  neit  bewislich  noch  ernant  weren,  dat  m.  g.  h.  asdan 
verordenen  wil  laissen,  wamit  man  soliche  aflois  und  quitonge 
doin  möge,  damit  ouch  irer  f.  g.  leben  gebessert  und  gesterkt  wert«. 
6.  Es  sollten  »alle  man-  und  lehenrechten  furderlich  erofnet  werden, 
uf  dat  menniglich  und  einem  iderem  zo  recht  verholfen  mach 
werden,  die  solichs  zo  doin  haven«.2) 
K.,  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig.  oder  Kop. 

*)  Es  gab  in  Jülich  13  besondere  Mannkammern  neben  dem  Haupt- 
lehnshofe.     S.  Lac.  Arch.  5,  S.  2  u.  86. 

*)  Zu  dieser  Zeit  ist  wohl  auch  folgende  Supplik  der  jülicher 
Hauptstädte  an  den  Herzog  übergeben  worden:  ,Der  Zöllner  zu  Bergheim 
beschwert  sie  mit  dem  Zoll  daselbst  gegen  das  alte  Herkommen,  indem 
er  von  1  »aemen  wins  l1/«  rader  alb.«  erhebt,  während  sie  seit 
Menschengedenken  nicht  mehr  als  1  »loufen  alb.«  gegeben  haben. 
Bitten  um  Abstellung.'  K.  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig.  (o.  D.;  unter  Akten 
von  Juli  und  August  1544).  Ebenda  (auch  o.  D.)  (Or.)  ein  Bericht  hier- 
über von  dem  Amtmann  von  Bergheim:  ,Es  ist  »zum  deil«  richtig,  dass 
die  Unterthanen  des  Landes  Jülich  von  dem,  »so  binnen  lants  verbruicht 
wirt,  halven  toi  gegeven  haven«.  Da  nun  »vur  etlichen  jaeren  durch  oe- 
versehen  der  tolner,  vurhin  geweest,  van  den  uiswendigen,  so  bouissen 
lantz  gefoeirt,  2  alb.  loufens  geltz  gehaven«  sind,  so  haben  die  Unter- 
thanen damals  1  Alb.   gegeben.     »So  nu  u.  f.  g.  der  oeverseoungen  in 
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159.  HerzogL  Erlass  an  den  Amtmann  von  Bornefeld, 
betr.  die  Aufbringung  der  Türkensteuer.1)  Düsseldorf  1544 
Anglist  5. 

Gemäss  dem  letzten  Landtagsbeschluss  soll  der  Beitrag  von 
Berg  für  die  Türkenhilfe  nach  der  Heiratssteuer  von  1526  und  zwar 
von  jenem  Anschlag  der  vierte  Teil  aufgebracht  werden,  was  für 
das  Amt  Bornefeld  71  Gggl.  macht.  Die  »austeilung«  derselben  hat 
der  Adressat  in  Gegenwart  des  Amtmanns  Hermann  Quad  von 
Hückeswagen2)  und  zweier  Schöffen  aus  jedem  Gericht  sofort  vor- 

den  [!]  rechentschaft  des  tolbuerens  erinnert,  u.  f.  g.  dairinne  nit  tru 
gedeint  haven,  u.  f.  g.  im  jair  38  eine  ortenoung  in  artikelsweis  ufrichten 
laissen  und  allen  tolner  verschriven  laissen«,  sich  genau  danach  zu 
halten.  Nach  derselben  soll  von  jedem  Ohm  Wein  3  Rad.  Alb.  erhoben 
werden,  >nemant  dairinne  uisgeschiden«.  Demgemäss  hat  Absender,  der 
damals  Zöllner  war,  von  den  Unterthanen  dasselbe  wie  von  den  Aus- 
wärtigen erhoben.  Als  sich  dann  aber  die  Landschaft  darüber  beim 
Herzog  beschwerte,  befahl  der  letztere  dem  Absender  schriftlich,  von  den 
Unterthanen  »zu  heven  we  van  als»  [d.  h. :  von  alters].  Die  Unterthanen 
verstanden  dies  dahin,  dass  sie  wie  früher  1  Alb.  zu  geben  hätten. 
Absender  erkundigte  sich  deshalb  »uf  der  rechentschaft  bi  hoef«,  wie  er 
es  zu  halten  habe,  da  die  Unterthanen  stets  »halven  toi  gegeven  hetten, 
de  oeverseoungen  bi  den  undertaenen  vurhin  so  wail  beschehen  als  mit 
den  uiswendigen.  Ist  mir  daruf  im  jair  42  uf  der  rechentschaft  be- 
voeilhen«,  von  den  Unterthanen  halben  Zoll  zu  erheben,  nämlich  von  der 
»aemen  3  rader  schillink«.  So  hat  er  es  denn  gehalten,  und,  als  im 
Jahre  43  sein  Bruder  Zöllner  in  Bergheim  wurde,  hat  er  auf  Befehl  des 
Herzogs  demselben  »alle  anzeichniss  mit  ufbueren  des  tols  oeverlievert«, 
sich  danach  zu  richten/ 

*)  An  demselben  JTage  oder  kurz  vorher  wird  die  Generalausteilung 
der  Steuer  auf  die  Ämter  und  Stadtgebiete  von  Berg  vorgenommen 
worden  sein,  deren  Resultat  sich  in  R.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  206  (Kop.) 
findet.  Die  Liste  hier  mitzuteilen  ist  überflüssig,  da  jetzt  der  vierte  Teil 
der  Steuer  von  1526  —  s.  die  Tabelle  in  ldst.  Vf.  IE,  2,  S.  149  f.  — 
erhoben  wird.  Erwähnung  verdient  nur,  dass  hier  auch  Hardenberg  (die 
Unterherrschaft)  mit  80  Ggl.  angesetzt  ist  Die  Gesamtsumme  der  bergi- 
schen Steuer  beträgt:  6426  Ggl. 

*)  Vgl.  Schreiben  des  Herzogs  an  die  betr.  Adligen  d.  d.  Düsseldorf 
1544  August  5  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  19,  Kpt.):  ,Gemäss  dem  Be- 
schluss  des  Landtags  zu  Düsseldorf,  den  Amtleuten  und  Befehlshabern  in 
jedem  Amt  einen  oder  zwei  vom  Adel  beizugeben,  um  mit  ihnen  die 
Türkensteuer  auszusetzen,  ist  Adressat  verordnet  u.  s.  w.  Soll  auf  Auf- 
forderung des  Amtmanns  zu  N.  erscheinen  und  die  Steuer  aussetzen,  wie 
er   von    dem    Amtmann    vernehmen    wird/      Angermund:    Lutgen   v. 
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zunehmen,  »wie  wir  dir  hiebei  ein  anzeichnus  zustellen  lassen«,1) 
mit  der  Massgabe,  dass  er  die  armen  verschont,  die  reichen  nach 
Verhältnis  ihres  Vermögens  heranzieht.    Die  aufgebrachte   Summe 

Winkelhusen,  Gerhard  v.  Calchem  gen.  Luchtmar;  Mettmann:  Johann 
v.  Buir,  Joest  v.  Eller;  Solingen:  Johann  Bercheim,  Wilhelm  Scbirp; 
Bornefeld:  Hermann  Quaid;  Monheim:  Berat  v.  Velbruggen;  Miselohe: 
Alof  v.  Hai  Amtmann;  Porz:  Wilh.  v.  Stamheim,  Ludwig  v.  Luistorf; 
Steinbach:  Brüchtenmeister  Lei,  Rolant  v.  Breidenbach;  Blankenberg: 
Rorich  v.  Scheide  gen.  Weschpenning,  Alof  v.  Hillesheim;  Löwenberg: 
Brüchtenmeister  Lei;  Windeck:  Wilh.  v.  Etzbach;  Beyenburg:  Her- 
mann v.  Carthuisen;  Elberfeld:  Wilh.  Schirp;  Lülsdorf:  Amtmann 
Wilach;  Siegburg:  Volmar  v.  d.  Leien;  Hückeswagen:  »bedarf 
geinen«;  Landsberg:   »bedarf  geinen« ;  Burg:  [Lücke]. 

')  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  foL  205,  Kop.:  ,Die  Steuer  soll  »ins  gemein 
geschehen  uf  die  undertanen,  freien  und  unfreien,  nach  eins  jedem  ver- 
mögen, hab  und  guter«.  Der  Ritterschaft  Halfleute  und  Pächter  sollen 
auf  ihren  Gewinn  und  Gewerbe  »nach  eines  jedem  gelegenheit«  ange- 
schlagen werden  —  ausgenommen  die  Halfleute,  »die  der  ritterschaft 
hoeve  bouen  uf  die  guter,  da  sie  selbst  haus  halten  und  wonen  — ,  die 
Dienstknechte  von  dem  Gulden  ihres  Verdienstes  1  Alb.,  die  Dienstmägde 
*/a  geben,  die  »wirde,  arbeiter,  muessiggenger  und  andern«  wieder  auf 
ihren  Gewinn  und  Gewerbe  »und  nach  gelegenheit«  angeschlagen  werden. 
»Uf  die  pfan tschaft  der  losrenten  den  4.  pfenning  zu  setzen  von  dem  [!], 
wie  sie  im  jar  1626  gegeben.«1  0.  D.  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  205, 
Kop.  Jener  Liste  (S.  525  Anm.  1)  ist  noch  folgende  Instruktion  beigefügt: 
»Zu  gedenken,  sol  die  austeilung  der  steur  geschehen  uf  der  vom  adel 
halfleute  und  pechter  personen  gewin  und  gewerf  nach  eines  jeden  ge- 
legenheit; diejenige  aber,  so  für  der  edelleute  behausungen  sitzen,  sullen 
wie  von  alters  freigehalten  werden.  Und  sal  sunst  ins  gemein  die  setzung 
geschehen  uf  die  undertanen  nach  irem  vermögen,  hab  und  guter.  Item, 
so  die  undertanen  an  einichem  ort  so  Unvermögen  befunden  wurden,  das 
sie  die  steur  in  der  eil  nit  geben  kunten,  das  m.  g.  h.  denselbigen  aus 
gnaden  vergunne,  die  pfenningen  aufzubringen  und  binnen  jars  zu  bezalen.« 
—  Über  die  Spezialabteilung  in  den  Ämtern  vgl.  folgenden  undatierten 
Brief  (unterzeichnet:  »e.  f.  g.  denstplichtiger  zor  Bienberch  Thonnis  von 
Dortmunde«):  »als  u.  g.  f.  und  h. . . .  bevel  und  schrifte  femer  vermeldende, 
die  lantstuer  und  registere  overzuschicken  dis  geporten  und  gehafen 
geltz  im  jare  44,  so  hait  man  zo  der  obg.  zit  und  jars  alhie  geport  eine 
Turkensteur  als  den  veirden  pennink  der  somen,  die  alhie  int  ampt  im 
jair  26  gesaitz,  ist  do  gevest  [für:  gewest]  417  goltg.  Was  der  veirde 
pennink,  104  goltg.  1  ort,  dis  44.  jars  gehafen.  Ist  gelevert  domals 
deme  lantrentmeister  Wassenberch  lut  siner  quittancien  101  goltg.  Die 
andere  3  und  1  ort  waren  verordenet  of  Keissels  leinlude;  wolde  s.  1. 
domals  an  m.  g.  h.  vur  [!]  verantworden.  Welche  summa  [nämlich  die 
104  Ggl.  1  Ort]  do  alhie  gedeilt  wort  nach  aldem  gebruche  im  ampt, 
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hat  er  an  den  Landrentmeister  abzuliefern.  —  »Gegeben  zu  Dussel- 
dorf am  5.  tag  augusti  ao.  1544.« 

Beilage.  »Als  auch  unser  freiheit  N.  in  dem  benanten  jar  26 
uf  N.  ggl.  gesatzt,  darvan  der  vierde  pfennink  macht  N.  ggl.,  ist 
unser  meinung  und  bevelh,  das  ir  verschaft,  das  in  gemelter  unser 
freiheit  die  N.  ggl.  vermog  beiverwarter  anzeichnuss  auch  anstunt 
ausgeteilt  und  ingefordert  und  sonder  verzog  unserm  lantrentmeister 
geliebert  werden.  —  Datum  ut  i.  I.«1) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  204,.  Kop. 

als  Barmen,  Luttrinkhusen,  Rade,  Remelinkrat,  ideren  ein  sinen  veirden 
penink.  Die  raitlude  der  orter  nemen  den  do  und  saitzen  erstlichen  of 
die  porende  [intransitiv :  erhoben  werdende]  renten,  die  nu  zom  deil  afge- 
lost  [!],  und  nach  deme  schaitze  mit  witpennigen  und  hellere,  also  dat 
dar  do  geine  sonderliche  registere  ofgemaicht  worden,  dat  also  die  zome 
gelevert  wort  [!].  Wan  nu  alsoulcher  uisschoiss  [!]  alhie  von  einer  somen 
int  ampt  gesaitz  worde  als  andere  naberampte,  ist  man  willich  zu  setzen 
und  poren  [d.  h.  erheben]  und  den  verordeneten  zu  leferen.  Wolde  it 
affertz  [aber]  m.  g.  h.  anders  gehait  hebn,  hette  s.  f.  g.  mir  als  deme 
deiner  zu  bevellen  lassen.  Man  hait  ouch  dis  44.  jars  von  der  geist- 
licher rente  alhie  binnen  amptz  geport  den  15.  pennick,  welch  sich  zu- 
gedragen  15  overl.  g.  13  V«  alb.,  dat  domals  gelevert  deme  lantrent- 
meister Wassenberch  lut  der  quittancie.«     K.,  Caps.  66,  Nr.  3,  Orig. 

*)  Wie  gewöhnlich,  bedurfte  es  auch  diesmal  wiederholter  Mahnungen 
zur  Ablieferung.  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  bergischen  Amtleute  und  Be- 
fehlshaber (Amtm.  u.  Vogt,  rsp.  Amtm.  u.  Rentmeister  u.  s.  w.)  »usser- 
halb  Hueckeswagen  ampt  und  friheit,  die  gelievert  haven,«  d.  d.  Jülich 
1544  Sept.  19:  ,Sind  dem  Befehl  des  Herzogs,  die  Türkensteuer  an  den 
Landrentmeister  Wassenberg  abzuliefern,  nicht  nachgekommen.  Sollen 
sie  jetzt  sogleich  einfordern  und  bis  S.  Remigius  abliefern  (abliefern 
soll  sie  der  Vogt,  resp.  Schultheiss  u.  s.  w.).c  —  Entsprechend  an  die 
Städte  zu  schreiben.  K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  56,  Kpt.  Vgl.  ferner 
ebenda  folgenden  undatierten  Erlass:  ,Da  die  vorige  gemeine  Landsteuer 
in  dem  Amt  der  Adressaten  »noch  nit  allenthalver  usgelievert«  ist, 
so  soll  der  Schultheiss  sie  jetzt  auch  neben  der  Türkensteuer  zu  jener 
Zeit  abliefern  »und,  da  ichtwas  an  der  ritterschaft,  die  uns  in  der 
veheden  gedient,  stain  bleeven  were,  anzeichenen,  wie  billich  furlangest 
geschehen  sein  sult,  umb  mit  gem.  ritterschaft  in  der  rechnung  zu  ver- 
glichen«. —  Da  der  Hz.  erfahrt,  dass  es  den  Pastoren,  Vikarien  und 
anderen  Geistlichen  [s.  Nr.  166]  beschwerlich  sein  soll,  die  Türkensteuer 
»alhi«  in  Düsseldorf  an  den  Landrentmeister  abzuliefern,  weil  etliche 
weit  gesessen,  so  hat  er  den  Landdechanten  geschrieben,  den  Geistlichen 
anzuzeigen,  dass  sie,  wenn  sie  es  lieber  wollten,  den  Amtleuten  und 
Befehlshabern  die  Steuer  abliefern  dürften/  Noch  mit  Schreiben  d.  d. 
Cleve  1646  April  9  (a.  a.  0.,  fol.  207,  Kpt.)  mahnt  der  Hz.  verschiedene 
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160.  Verzeichnis  der  Kommunikanten  im  Herzogtum 
Jülich,  auf  Grund  von  Berichten  der  Amtleute,  [vor  1644 
August  ae.]1) 

bergische  Städte  und  Beamte,  die  bisher  nicht  gelieferte  Türkensteuer 
und  den  Rest  der  vorigen  gemeinen  Landsteuer  an  den  Landrentmeister 
Wassenberg  in  Düsseldorf  abzuliefern.  Oeber  eine  Auseinandersetzung 
mit  dem  Erzb.  v.  Köln  vgl.  Hz.  Wilhelm  an  denselben  d.  d.  Düsseldorf 
1544  Oktober  7  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  224,  Kop.):  ,Der  Erzbischof 
hat  ihm  wegen  der  Steuer  geschrieben,  die  Bürgermeister,  Schöffen,  Rat 
und  Gemeinde  von  Kaiserswerth  auferlegt  sein  soll.  Hz.  antwortet  nun, 
dass  die  Güter,  von  denen  die  Steuer  gefordert  wird,  im  Amte  Anger- 
mund liegen,  »und  bei  iren  fureltern  und  inen  alzeit  also  gehalten,  wen 
unse  lantschaften  gemeine  steuren  gewilligt,  das  sei  auch  alsdan  von 
solichen  iren  gutern  steur  gegeben.  Derhalber  wir  uns  versehen,  sie 
sulten  sich  soliches  clagens  pillich  enthalten  haben»/  Besondere 
Schwierigkeit  verursachte  die  Einziehung  der  Steuer  der  Unterherrschaft 
Hardenberg.  S.  die  Akten  darüber  in  R.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  230  ff.;  ldstd. 
Vf.  III,  2,  S.  187  Anm.  22  (vgl.  auch  oben  S.  526  Anm.  1).  Danach 
hatten  die  Inhaber  derselben,  die  Herren  von  Bernsau,  noch  am  17. 
Januar  1546  die  zwei  Türkensteuern  von  1542  und  1544  weder  ein- 
gefordert noch  abgeliefert.  Auch  die  Landsteuer  von  1543  wurde  oft 
vergeblich  verlangt.  Vgl.  hzgl.  Instruktion  für  den  Richter  von  Anger- 
mund Reinhard  von  Pempelford  für  eine  zum  9.  Juli  1545  angesetzte 
Versammlung:  ,soll  den  Gebrüdern  Wilhelm  und  Alof  von  Bernsau  und 
den  Unterthanen  zum  Hardenberg  folgendes  vortragen:    Von  der  im  J. 

1543  von  den  hzgl.  Landen  bewilligten  gemeinen  Landsteuer  sind  360 
Ggl.  auf  die  Herrlichkeit  Hardenberg  gesetzt,  aber  bisher  trotz  mehrfacher 
schriftlicher  und  mündlicher  Aufforderung  an  die  Brüder  von  Bernsau 
nicht  geliefert.  Die  letzteren  haben  sich  mit  dem  Ungehorsam  der 
Unterthanen  entschuldigt.  Den  Hz.  befremdet  dies,  da-  sie  doch  im 
Fürstentum  Berg  gesessen  und  auch  gleich  andern  Unterthanen  desselben 
Fürstentums  beschützt  und  verteidigt  worden  sind.  Er  befiehlt  deshalb 
nochmals,  die  Steuer  in  Düsseldorf  abzuliefern.  Würde  es  aber  auch 
jetzt  nicht  geschehen,  »wurde  m.  g.  h.  verursacht  ander  insehens  be- 
schehen  zu  lassen«.  Falls  die  Unterthanen  einige  Beschwerden  vor- 
bringen, soll  Pempelford  ihnen  erklären,  »das  sie  darumb  mit  bezalung 
der  steur  s.  f.  g.  nit  penden  oder  ufhalten,  sonder,  was  ire  gebrechen 
sein,  sunst  s.  f.  g.  zurkennen  geben«/ 

*)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  jülicher  Verordneten  d.  d.  Düsseldorf 

1544  August  18  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  28,  Kpt):  ,Gemäss  dem 
jüngsten  Abschied  von  Jülich  sollen  den  jülicher  Verordneten  die  Ver- 
zeichnisse der  Gommunicanten  zugestellt  werden  und  die  Verordneten 
alsdann  die  Verzeichnisse  »overlegen  und  puiren,  wie  vil  loufender  alb. 
uf  ideren  communicanten  gesatzt  und  wilcher  gestalt  die  usdeilong  ge- 
sehen sol.«     Adressat  soll  sich  daher  Dienstag  nach  Bartholomäus,  d.  i. 
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»Ufzeichnuss  der  communicanten  im  furstentumb  Gulich,  durch 
die  amptleute  ao.  44  uberschickt.  *) 

Munstereifel 2181. 

den  26.  d.  M.,  morgens  7  Uhr,  nach  Jülich  begeben.  Hz.  wird  jene 
Verzeichnisse  dann  auch  hinschicken/  a.  a.  0.  fol.  29  das  Kpt.  des 
entsprechenden  Schreibens  an  die  Städte  Jülich  und  Düren:  ,sollen  etliche 
aus  sich  verordnen  u.  s.  w/  Für  diese  Versammlung  [sie  nahm  übrigens 
einstweilen  die  Verteilung  nicht  vor;  s.  unten  S.  636  Anm.  5  und  S.  637 
Anm.  2]  ist  das  obige  Verzeichnis  (Nr.  160)  offenbar  hergestellt  worden. 
Einem  anderen,  für  dieselbe  nachweislich  bestimmten  Verzeichnis  (K., 
Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  213,  Kop.)  entnehme  ich  folgenden  Satz :  »Anfenklich 
befint  man,  das  im  furstentumb  Gulich  ungeferlich  61 231  communicanten 
.  .  .  Und  ist  überschlagen,  wen  uf  jeder  communicant  1  schreckenberger 
gesatzt,  wurd  sich  belaufen  uf  6937 '/*  ggl.  (den  schreckenberger  ad 
61/*  alb.  laufends  geiz).«  Ober  die  Berechnung  der  Bevölkerungszahl  nach 
der  Zahl  der  Kommunikanten  s.  Ritter  in  Ztschr.  20,  S.  11  ff. 

*)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  jülicher  Amtleute  und  Befehlshaber  (K., 
Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  2;  Kpt.;  o.  D.):  ,Adressat  soll  ein  Verzeichnis  der 
Kommunikanten  aus  seinem  Amte  bis  Montag  nach  S.  Peter  ad  vinc.  (d.  i. 
Aug.  4)  hierher  nach  Düsseldorf  schicken/  Ich  schliesse  hier  einige 
Nachrichten  über  den  Erfolg  der  Steuer  [vgl.  unten  Nr.  167  Anm.]  an, 
die  zugleich  die  Angaben  der  Kommunikantenzahlen  berichtigen.  Unter 
Akten  des  J.  1646  findet  sich  folgende  »anzeichnus  der  communicanten 
und  geistlichen  im  furstendomb  Gulch«  (K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  120 
Orig.):  Munstereifel  hat  an  Kommunikanten  >inhalt  der  anzeichnus 
jungst  durch  den  keiner  Munstereifel  vermog  der  ritterschaft  verordnong 
uberschickt  2407  Personen,  machen  an  gelde  601  g.  18  alb.  Hievon 
abgezogen  diegenigen,  so  sich  in  erlegung  der  stuir  widdern,  derglichen 
wes  in  satzong  und  ufboerong  der  stuir  und  sunst  usgegeven,  verbliven 
noch  656  g.  12  alb.«.  Die  Steuer  der  geistlichen  Güter  (der  16. 
Pfennig)  40  g.  18  alb.  9  ß.  Gesamtsumme  nach  des  Kellners  Aufzeich- 
nung: »697  g.  6  alb.  9  ß«.  Hiervon  hat  der  Kellner  nach  der  verordneten 
Einnehmer  Aufzeichnung  abgeliefert  »594  g.  81/*  alb.«.  Das  Kollegium 
Munstereifel  ist  in  jener  Summe  nicht  eingerechnet,  sondern  hat  »für 
sich  gelievert  und  bezalt  vermog  des  kelners  anzeichnus  82  g.«.  Eus- 
kirchen hat  an  Kommunikanten  »vermog  des  schultissen  jungst  über- 
schickten  zedels«  436  Personen,  »macht  an  gelde  109  g.»,  Güter  der 
Geistlichen  »35  g.«.  Nideggen:  Kommunikanten  (nach  des  Vogtes  Bericht) 
3361  Personen  [die  Steuer  derselben  nicht  angegeben].  Güter  der  Geist- 
lichen »458  g.  3  mr.  9  ß  81/*  d.«.  Gesamtsumme  »1298  g.  18  alb.« 
»Den  rest  versieht  sich  der  vagt  nicht  zu  bekomen,  dweil  diegenigen, 
daran  es  mangelt,  so  arm  und  verdorben  sin,  das  gein  pende  bi  inen 
furhanden».  Heimbach:  Kommunikanten  (nach  des  Schultheissen 
Bericht)  464  Personen.  Steuer  derselben  »113 V«  g-  12  alb.«.  Hiervon 
geliefert  107  V«  g«,  »rest  noch  6  g.     Sin  in  ufboerong  verzert  und  bi 
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etlichen  armen  nit  ufgeboert  können  werden«.  Düren:  [Zahl  der 
Kommunikanten  nicht  angegeben.]  Abgezogen  diejenigen,  >so  verbrant, 
verloufen  und  verstorben,  ouch  wes  in  satzong  und  ufboerong  der  stuir 
verzert,  verblift  noch  an  gelde  294  g.  18  alb.«  Geistliche  Güter,  »so 
nit  verbrant,  108  V«  g-  2  ß.  l1/«  d.«  Gesamtsumme,  nach  des  Schult- 
heissen  Zettel,  »3981/a  g.  18  alb.  2  ß  l'/i  d.  Heruf  gelievert  294  g. 
12  alb.  üf  die  geistlicheit  bezalt  60  V2  g.  Rest  54  g.  7  alb.  IV2  d. 
Disem  zu  schriven,  den  rest  der  geistlichen  vortan  zu  lievern«  [später 
hinzugesetzt:  »hat  nu  vermog  der  verordenten  anzeichnus  al  bezalt«]. 
Wilhelmstein:  Kommunikanten  (nach  des  Amtmanns  Zettel)  1 240  Per- 
sonen. Da  der  Hälfte  »ires  erlittenen  Schadens  halber«  die  Steuer  er- 
lassen ist,  bleiben  noch  620  Personen,  Steuer  derselben  »155  g.«,  Güter 
der  Geistlichen  »48  g.  7  alb.  8  hl.«,  Gesamtsumme  »203  g.  7  alb.  8  hl.«. 
Ist  nach  dem  Bericht  der  Verordneten  ganz  bezahlt.  Boslar:  Kommuni- 
kanten 1086  Personen,  Steuer  derselben  »271  g.  12  alb.«,  Steuer  der 
Geistlichen  »82  g.  14  alb.  4  hl.«,  Gesamtsumme  »354  g.  2  alb.  4  hl. 
Heruf  gelievert  349  g.  14  alb.  4  hl.«.  Der  Rest  ist  »in  ufboerong  der 
penningen  verzert«.  Randerath:  Kommunikanten  739  Personen,  Steuer 
derselben  »184  g.  18  alb.«,  Steuer  der  Geistlichen  »24  g.  18  alb.«, 
Gesamtsumme  »209  g.  12  alb.  Heruf  gelievert  207  g.  7  alb.  Rest  ist 
verzert«.  [Später  hinzugesetzt:  »ist  Suggerot  mit  in  der  communicanten 
somma  gezogen«.]  Geilenkirchen:  Kommunikanten  1246  Personen; 
der  Hälfte  ist  »ires  erlittenen  brantz  halber«  die  Steuer  erlassen;  bleiben 
623  Personen,  Steuer  derselben  »155  g.  18  alb.«,  Steuer  der  Geistlichen 
»88  g.  14  alb.  1  ß«,  Gesamtsumme  »244  g.  81/«  alb.  Heruf  der 
vogt  gelievert  235  g.  22  alb.«.  [Später  hinzugesetzt:  der  Rest  durch 
den  Vogt  auch  geliefert.]  Born:  Kommunikanten  (nach  dem  Bericht 
des  Rentmeisters)  1507  Personen,  Steuer  derselben  »376  g.  18  alb. 
Heruf  der  rentmeister  vermog  der  verordenten  anzeichnus«  geliefert 
»327  g.«.  [Später  hinzugesetzt:  der  Rest  ist  auch  geliefert.]  Milien: 
»Wiewol  das  ampt  Milien  in  usdeilong  der  penningen  zu  der  bewilligter 
Turkenstuir  nit  hoher  dan  uf  2000  personen  angeschlagen  und  an  den 
communicanten  1051  abgezogen,  so  sin  doch  2442  personen  gewilligt, 
welche  machen  610  g.  12  alb.«.  Davon  hat  der  Vogt  den  Verordneten 
zu  Jülich  geliefert  »500  g.«,  ferner  dem  Amtmann  v.  Milien  »105  g., 
die  ged.  amptman  minem  g.  h.  vortan  zustellen  sol.  Resten  noch  5  g. 
12  alb.  an  22  personen,  die  es  groissen  armuts  halber  nit  erlegen 
kunnen.  Der  geistlichen  guder  halver«  haben  die  Verordneten  von  dem 
Vogt  empfangen  »62  g.  15  alb.  4  hl.«.  Kapitel  und  Propst  Heinsberg 
haben  von  ihren  im  Amt  Milien  gelegenen  Gütern  zu  der  geistlichen 
Steuer  nichts  geliefert.  Nörvenich:  Kommunikanten  2478  Personen. 
Hiervon  abgezogen  205  Personen,  »so  verloufen,  verstorben  und  im 
ampt  Bercheim  gestuiret«,  bleiben  2273  Personen,  Steuer  derselben 
»568  g.  6  alb.«,  Steuer  der  Geistlichen  »339  g.  12  alb.  10  ß«,  Ge- 
samtsumme »907  g.  18  alb.  10  ß«.  [Schliesslich  alles  abgeliefert.] 
Linnich:  Kommunikanten  542  Personen,  Steuer  der  Geistlichen»  12  l/i  g.«, 
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Gesamtsumme  »148  g.«.  Davon  »im  ufboeren  4?  g.  8  alb.  verzert«;  das 
übrige  ist  »vermog  des  lantschrivers,  ouch  der  verordenten  zu  Gulch 
anzeichnus«  bezahlt.  Brüggen:  Der  Vogt  hat  »die  anzeichnus  vermog 
der  ritterschaft  jüngster  verordnong  noch  nit  uberschickt«.  [Später  ist 
hinzugesetzt:  Der  Vogt  hat  die  »anzeichnus«  abgeliefert  und  das  Geld 
von  den  Kommunikanten  den  Verordneten  überantwortet.  »Wes  rest, 
kan  er  geins  wegs  krigen,  so  der  anzal  der  communicanten  durch  die 
pastoir  zu  hoich  angeschlagen,  etliche  arm,  verloufen  und  verstorben  sin. 
Hat   der   vogt   Bruggen   van   sinen    communicanten    gelievert:     1628   g. 

10  alb.«]  Montjoie:  Der  Rentmeister  hat  »die  anzeichnus  der  ritter- 
schaft jüngster  verordnong  nach  noch  nit  uberschickt«.  [Später  hinzu- 
gesetzt: Der  Rentmeister  sagt,  es  sei  ihm  der  Bescheid  gegeben,  »das 
man  die  Turkenstuir  daselbst  sol  beruen  lassen  bis  zu  widerem  bescheide ; 
doch  si  es  ein  dink,  das  den  gemeinen  armen  man  angeit«]  (in  einem 
anderen  Auszug  (a.  a.  0.  fol.  149  b)  heisst  es:  Der  Rentmeistsr  zeigt 
an,  dass  »soliche  stuir  alda  us  gnaden  nachgelassen  si«).  Eschweiler: 
Die  »anzeichnus«  der  Kommunikanten  noch  nicht  überschickt.  [Später 
hinzugesetzt:  »hat  al  bezalt  behalven  11  mr.,  resten  an  dem  Hurten  und 
stathelder,  willens  nit  geven«.]  Bergheim:  wie  vor.  [Später  hinzu- 
gesetzt: Gesamtsumme  der  Steuer  von  den  Geistlichen  und  Kommuni- 
kanten:  »1920  g.   141/*  alb.«.    Davon  hat  der  Vogt  geliefert:   »1689  g. 

11  Vs  alb.  Rest  noch:  331  g.  3  alb.«.]  Gaster:  Kommunikanten 
»3692  g.«,  Steuer  derselben  »923  g.  Hievan  abgezogen,  wie  us  des 
vogten  rechenong  zu  sehen,  unangesehen  si  in  andern  herschaften  und 
ampteren  gesessen  und  eben  wol  bi  den  pastoren  in  die  summa  der 
communicanten  angezeichent,  kumpt  minem  g.  h.  876  g.«.  Steuer  der 
Geistlichen  »597  g.  Hievan  abgezogen  24  g.  vermog  bigelachter  reche- 
nong, verbliven  minem  g.  h.  573  g.«.  Von  der  Gesammtsumme  hat  der 
Vogt  den  Verordneten  geliefert  »1446  g.  Rest  3  g.«.  Grevenbroich: 
wie  bei  Eschweiler.  [Später  hinzugefügt:  Der  Vogt  hat  geliefert:  »9431/»  g-€] 
Jülich:  Kommunikanten  (excl.  Aldenhoven)  1771  Personen,  Steuer  der- 
selben »441  g.«.  Aldenhoven:  Kommunikanten  2766  Personen,  Steuer 
derselben  »691  g.  12  alb.«,  davon  geliefert  »676  g.  Item  in  satzong 
und  ufboerong  der  stuir  verzert  151/«  g-€-  [Der  Rest  auch  bezahlt.] 
Pirn:  Kommunikanten  850  Personen,  Steuer  derselben  212  V«  g.,  vom 
Schultheissen  bezahlt  Wassenberg:  wie  bei  Eschweiler  (in  dem  anderen 
Auszug  (s.  vorhin)  ist  fol.  150  noch  am  Schluss  hinzugefügt:  »das 
cloister  zu  Hombusch  gelievert  48  V»  g-<)-  »Zu  gedenken,  im  fal  die  half- 
lude  uf  den  geistlichen  guderen  sich  in  bezalong  der  Turkenstuir  widderen 
und  dieselbige  nit  erlegen  wurden,  das  die  bevelhaber  alsdan  den  half  luden 
uf  ein  pene  van  10  ader  20  goltg.  mehe  ader  weniger  nach  gelegenheit 
der  guder  einen  dach  ernennen,  ir  uferlagt  andeil  der  Turkenstuir  zu 
erlegen,  doch  si  nit  darrar  zu  penden«. 

Das  vorstehende  Aktenstück  wird  in  einigen  Punkten  durch  fol- 
gende »anzeichnus,  wes  der  Turkenstuir  halber  im  lande  van  Guilch 
noch   uszurichten  ist«   (K.,  Caps.  2,   Nr.  15,   fol.  111,   Orig.;   ebenfalls 
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Gebrechen  noch   2  dorfer,    nemlich   Effeltzberg  und  Haestelt. 

Item  die  geistlicheit,  adel  und  ir  hausgesint  seint  nit  hierin  begriffen; 

so  solichs  geschehen  sult,  begert  der  ambtman  darvon  bevelh;  auch 

seint  in  der  stat  etliche  armen  nit  gerechent. 

Nideggen 3  731 

Heimbach  ungeferlich 600 

Bruggen 7  925. 

unter  Akten  v.  1645;  z.  T.),  ergänzt:  Amt  Münster  ei  fei.  Hinsichtlich 
der  Eigenherrlichkeiten  schreibt  der  Amtmann :  Die  Unterthanen  zu  Linde, 
Vischel,  Antwiler,  Biliich  und  Ruexhem  haben  dem  Erzb.  v.  Köln  ge- 
steuert, »wiewol  die  v.  Billich  und  Ruxhem  minem  g.  h.  den  schirm 
erkennen«.  —  Der  Kellner  berichtet:  Schultheiss  und  Unterthanen  zu 
Gimenich  antworten,  sie  sässen  zwar  »under  mins  g.  h.  schirm;  aber 
Philips  Houst  zu  Ulm  hab  über  si  gebot  und  verbot,  darboven  si  nit  tun 
dürfen;  wan  er  si  zu  erlegung  soUcher  stuir  erleuben  wurde,  wolten  si 
bi  minem  g.  h.  bitten  [Bede  geben?]  und  gelden;  doch  die  duire  zit  und 
ungeraden  jaren  des  wins  bi  inen  genediglich  zu  bedenken«.  Amt 
Nideggen:  »Resten  223  gülden.  Tut  aber  der  vagt  den  bericht,  das 
es  an  den  unvermögenden,  armen  und  verbranten  mangele  und,  so  er  si 
darfur  penden  sol,  wist  er  nit  gnugsame  pende  darfur  zu  bekomen«.  — 
Die  von  Gleen  sagen,  »si  doin  nichts  buissen  die  hern  v.  S.  Andreen 
binnen  Coine  als  ire  gruntheren«.  Darauf  hat  der  Vogt  die  letzteren 
»mit  copi  mins  g.  h.  bevelhschrift  ouch  ersucht,  daruf  das  capittel  dem 
vagten  under  anderm  für  bericht  geschreben,  das  si  nit  gestendig,  das 
das  dorf  Gleen  und  desseibigen  undertanen  under  das  ampt  Nidecken  ge- 
hoerich  sin;  mögen  derhalber  für  aller  geburlicher  obericheit  handlung 
und  erkantnus  erliden«.  Amt  Milien:  »Hat  105  overl.  g.  mehe,  dan 
ime  uferlagt,  bezalt.  Hat  der  amptman  Milien  hinder  sich  und  den  ver- 
ordenten  zu  Gulch  nit  uberlievert« .  Amt  Nörvenich:  »Hat  al  bezalt, 
wan  zugelassen  wirt  die  abkurzong  der  200  personen,  so  verloufen,  ver- 
storven  und  im  ampt  Bercheim  zum  deil  gesteurt  und  wes  sunst  in  uf- 
boerong  der  stuir  verzert«.  Amt  Berg  heim:  Die  Unterthanen  von 
Bercheimerdorf;  Widenfeltz  und  Ichendorf  [vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  266, 
Nr.  50]  weigern  sich  die  Türkensteuer  zu  erlegen,  so  dass  der  Vogt  »die 
ungehorsamen  darfur  gepant  und  etliche  die  pende  verbüven  lassen«.  — 
Die  Steuer  der  Unterthanen  von  Jülich  sollte  nach  der  »verordnong  und 
abscheit  zu  Gulch«  betragen:  7000,  die  der  inländigen  und  auswärtigen 
Geistlichen:  3000  Goldg.  »Aber  dwil  die  zerong  daruf  gewant,  der 
communicanten  an  vielen  orteren  nit  so  vil  gewesen  als  angezeichent, 
auch  die  riehen  für  die  armen  nit  geven  willen,  hat  sich  die  Turkenstuir 

der  geistlichen  und  wereltlichen  nit  hoher  erdragen  dann [Lücke]. 

Zu  gedenken,  das  under  dem  vurs.  gelieverten  geld  ouch  etlicher  eigen- 
herlicheiden  gelt  mit  gegeven  und  gerechent  ist«. 
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Des  seint  zu  Tiegelen  gerechent,  die  m.  g.  h.  allein  zustain 
sollen,  wie  des  vogten  ufzeichnus  vermeldet:  200.  Zeigen  auch, 
das  der  vogt  in  der  ufzeichnuss  mit  furgibt,  das  diese  communi- 
canten  ungeferlich  zu  paschen  gewest  seien,  mitler  zeit  aber  weren 
irer  vil  gestorben  und  sunst  dem  krieg  nachgezogen. 

Duiren 1362. 

Der  scholtheis  hat  bei  dem  pastorn  noch  sunst  nit  erfaren 
kunnen,  wievil  communicanten  dis  jar  binnen  der  stat  Duiren  ge- 
west seien.  Seint  noch  ein  hondert  und  etliche  hauser  unverbrant 
verbleben,  und  dweil  auch  jetzt  in  dem  bau  etliche  auswendige 
muirer,  zimmerleut  und  andere  aldar  sein,  so  begert  der  scholtheis 
bericht  und  bevelh,  wie  er  sich  mit  denselbigen  zu  halten,  dan  aus 
der  stat  Duiren  ist  niemant  in  die  vurs.  somma  gerechent. 

Monjoie 2800. 

Gibt  der  rentmeister  zurkennen,  das  es  verbrante  arme  ver- 
dorbene wichter  sein,  so  die  mererteil  hiemit  gerechent,  der  etwan 
ein  oder  anderthalb  hondert  hausraet  [!]  seint,  die  nit  lichtlichen 
widerumb  zu  der  Werbung  oder  narung  kommen  werden. 

Euskirchen  ungeferlich 600 

Norvenich 2  475 

Berchem 3  814. 

Stat  Berchem  und  Tor,  die  durch  die  viant  ganz  und  gar  ver- 
brant  und  verdorben  seint,  mit  gerechent.  Zu  gedenken  die  com- 
municanten in  den  eigenherlicheiden  seint  nit  hierin  gerechent,  be- 
gert der  vogt  bevelh,  wes  er  sich  damit  zu  halten. 

Caster 4362 

Grevenbroch  und  Gladbach 4256. 

Zu  gedenken:  gibt  der  vogt  für,  dweil  die  undertanen  im  jar  42 
die  Turkensteur  den  mererteil  gar  ufbezalt  und  die  andere  umb- 
ligende  ampter  und  dorfer  gar  nit  darvan  gegeben,  so  solten  die 
undertanen  itzt  verhoffen,  dasjenig,  so  sie  ao.  42,  wie  vorgemelt, 
für  der  veden  gelacht,  sol  inen  wider  verneugt  oder  in  dieser  steur 
abgekürzt  werden. 

Gulich  ambt  und  stat 6606 

Bossler,  den  merenteil  armen 1 232 

Linnich 740 

Wilhelmstein,  den  merenteil  gar  verbrant  1 240 

Eschwieler 660 

Randenrode 825 
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Geilenkirchen 1246 

Born 1525 

Milien 3051 

summarum    51 231 . « *) 
K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  35,  Orig.;  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  209,  Kop. 

161.  Die  zu  Jülich  anwesenden  Verordneten  von  Bitter- 
schaft und  Landschaft  von  Jülich  an  Hz.  Wilhelm.  Jülich 
1644  August  27. 

Notwendigkeit  der  Umsetzung  der  geistlichen  Steuer.  Mängel  in  den 
Verzeichnissen  der  Kommunikanten.  Bitte  um  Erledigung  der  Beschwerde- 
artikel und  um  Verhör  der  klagenden  Parteien;  dann  erst  Austeilung  der 
Steuer  durch  die  Verordneten. 

Sind  dem  hzgl.  Befehl  gehorsam  am  26.  August  hier  in  Jülich 
erschienen;  »befinden  uns  der  handlongen  besweirt  naefoulgender 
oirsachen«.  1.  Die  auf  die  geistlichen  Güter  gesetzten  3000  Gold- 
gulden sind  vom  Herzog  noch  nicht  »umbgesatzt  noch  in  dat  werk 
gestalt«.  Unterbleibt  es,  so  würde  das  dem  Herzog  und  den  jülicher 
Unterthanen  jetzt  und  für  die  Zukunft  zu  grossem  Nachteil  gereichen. 
2.  Es  sind  »die  overgeven  register,  so  van  etlichen  vaigten  und 
schoultissen  overlievert,  neit  genoiehsam  in  dat  klair  gesatzt  noch 
verzeichent  der  oirsachen,  dat  die  namen  der  communicanten  allein 
durch  die  pastoire  nae  advenant  vergangen  paeschen  gestalt  und 
angezeichent,  wilcher  dan  mitler  zit  vil  verstorben,  ouch  etliche 
verzoigen,  gelichfals  der  underscheit  van  den  riehen  und  armen  ouch 
neit  underscheitlich  angezeichent.  Ist  nuedich,  dat  dieselvige  bi  den 
amptluiden  und  bevelhavere  iders  orts  eigentlich  erkundiget  und  an- 
zeichent  wert  [!],  dae  wir  overal  gein  wissen  van  haven,  waebi  dat 
die  armen  boeven  ire  vermögen  unbesweirt  blieven,  wie  dan  bevoiren 
in  der  Turkenstuir  durch  etliche  vam  adel  und  die  amptluide  be- 
scheen  ist.  Ouch  so  der  eigentom  des  lands  Wassenberg  u.  f.  g. 
zogestalt,  dat  u.  f.  g.  die  undertaene  des  orts  in  dieser  stuir  gelich 
andere  u.  f.  g.  undertaene  wil  halden  laissen.«  3.  Herzog  möchte 
die  jülicher  Beschwerdeartikel  »gnedlich  beantworten  und  die  clagende 
partien«  (es  haben  sich  Personen,  welche  »an  u.  f.  g.  in  verdacht 
und  besorgt  Ungnaden  sich  versehen,  an  die  ritterschaft  und  lant- 

l)  Die  Austeilung  der  Steuer  erfolgte  erst  am  12.  September  (s. 
unten  Nr.  163,  S.  636  Anm.  5). 
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schaft  beclagt«)  »zo  gnedigem  verhuer  und  usdracht  komen  . . .  laissen 
und,  [sc:  nachdem]  dat  also  in  dat  werk  gestalt,  uns  asdan«  als 
den  von  Ritter-  und  Landschaft  verordneten  befehlen,  »die  umb- 
setzong  und  usdeüung  der  verwiegter  stuir  uf  dat  furderlichste 
naezokomen  [!].  —  Datum  Guilich  am  27.  tag  augusti  ao.  44. 
praes.:  28.  aug.  ao.  44.« 
K.,  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig. 

162.  [Jülicher  Rate,  Beratung  (Bericht;  z.  T.).  c.  1644 
September  10.] x) 

Annahme  eines  Brüchtenmeisters.  Die  Beschwerden  der  jülicher 
Stande  (Nr.  158).     Das  Schreiben  der  jülicher  Verordneten   (Nr.  161). 

»Das  m.  g.  h.  Hieronymen  van  Efferen  für  einen  bruchtenmeister 
anneme.  —  1.  So  vil  das  verbieden  des  wiltpretz  belangt,  als  hasen, 
conin,  vischen,  velthoener,  wirt  bedacht,«  dass  in  Jülich  zweierlei 
zu  unterscheiden  ist.  Die  Ritterschaft  im  alten  Fürstentum  Jülich 
pflegt  nämlich  »hasen  und  velthoner,  da  si  sitzen,  zu  fangen  und 
conin  uf  sinem*)  erf,  doch  in  mins  g.  h.  conin  [!]8)  oder  wiltbanen 
nit.  Und  in  den  neuen  herlicheiden4)  hait  man  es  nit  gedain;  da 
halde  man  es  wie  gebruichlich.  Und  die  wilde  vischerien  stain  dem 
hern  zu.  Und  die  geistlichen  sulten  nit  jagen,  die  weren  dan  vam 
adel.  Die  pastoere  und  burger  sullen  nit  jagen.  Vagte  ind  richter 
in  bedenken  zu  nemen.  2.  Die  wer  und  steile  in  der  Ruiren« 
müssen  »afgedain  werden.  Aver  es  moss  irst  die  erkundigung  ge- 
schehen, wilche  aide  wer  ind  wilche  nue  werde  sin.  Nue  werde 
afzudoin;  ungeburliche  zumachung  der  werde  zu  oeffenen,  wie  sich 
geburt;  und  das  m.  g.  h.  für  das  irst  die  sine  afdoe;  so  folgen  die 

l)  Nr.  163  (Sept.  10)  ist  offenbar  das  Produkt  der  Beratung, 
worüber  das  Aktenstück  referiert.  Also  wird  dieselbe  entweder  auch  am 
10.  Sept.  oder  ganz  kurz  vorher  stattgefunden  haben.  D.  d.  1544 
Sept.  5  (K.,  Casp.  3,  Nr.  3,  Orig.)  schreiben  die  Schöffen  des  Haupt- 
gerichtes Jülich  an  den  Hz.:  ,hat  ihnen  befohlen,  Kopien  der  Privilegien 
über  verschiedene  Punkte  (es  handelt  sich  um  Belege  für  die  Beant- 
wortung der  jülicher  Beschwerden)  zu  senden;  thun  das  hier  anbei/ 
Nach  Sept  5  fallt  die  Beratung  daher  jedenfalls. 

a)  d.  h.:  des  Ritterbürtigen. 

8)  zu  verstehen  ist:  »coninwrangen«. 

4)  Vgl.  ldstd.  Vf.  II,  Anm.  80  (gemeint  sind  hier  Heinsberg,  Born 
u.  s.  w.). 
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andern  na.«  3.  Der  Artikel,  welcher  gerichtliche  Handlungen  auf 
den  Lehngütern  u.  s.  w.  verboten  zu  sehen  wünscht,  ist  »beswerlich; 
und  das  darumb  der  underscheit  zu  machen  under  den  lehengudern, 
frigudern  und  laetgudern.  Lehenguder  umb  die  erfschaft  für  mins 
g.  h.  stathelder,  aver  in  possessorio,  abnutzung,  schade,  jarschar  [!], 
schoult  für  das  ordenhch  recht.  Was  van  alders  laeten  gewest,  bi 
sinem  [!]  alden  wisdomb  und  gebruich  [sc:  zu  lassen].  Friguder 
sin  billich  nit  in  die  mangericht  zu  zehen;  sin  nit  anders  fri  dan 
für  schätz  und  dinst.  Borchlehen  haven  ire  sonderliche  natuir. 
Besliesslich  geret,  das  die  erklierongen  geschegen  und  ordnongen 

daruf  usgain  zu  laissen  und .*)    Zu  gedenken,   das  die  vam 

adel  schatzguder  an  sich  gelden  und  doin  die  dinsten  davan  nit. 
Verkoufen  ouch  die  underdanen  zu  ziden  etlige  morgen  lantz  us 
einem  schatzhove  dem  adel  und  legen  den  schätz  uf  den  hof.2) 
4.  Beroeren  die  spliss  in  die  stockguder  zu  bringen,  sult  grosse  be- 
swerniss  bringen.  Aver  ein  ordnong  zu  machen,  das  es  vort  mehe 
nit  gescheege.    Liess  sich  wol  doin.  .  .  . 

Die  schrift  van  den  verordenten  zu  Guilich8)  ist  beraitslagt« 
1.  Hz.  wird  der  Geistlichen  nicht  vergessen,  »ist  auch  in  handlung. 
3.  Die  anzeichniss  mit  den  underdanen  ist  klar  genoch.  3.  Wassen- 
berg  sal  billich  nit  ingezogen4)  werden.  4.  Die  bescheidung  der 
partien  geschieht.« 

K.,  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig. 

168.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Udenheimer  zur 
Verhandlung  mit  den  jülicher  Verordenten.5)  Düsseldorf 
1644  September  10. 

»Gedenken  für  Hansen  Udenheimer  penningsmeister  uf  den 
10.  septembris  ao.  44  gezechent  zu  Dusseldorf  [i.  v.]. 

*)  Der  Raum  für  4  bis  5  Worte  abgerissen. 

■)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ffl,  1,  S.  18. 

*)  Es  handelt  sich  hier  also  um  Beratung  des  Schreibens  der  Ver- 
ordneten von  Aug.  27  (Nr.  161). 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  80  f. 

B)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  Verordneten  d.  d.  Düsseldorf  1544 
Sept.  B  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  31,  Kpt.):  ,Antwort  auf  ihr  Schreiben 
[Nr.  161].  Hätte  nicht  erwartet,  dass  die  Sache  zurückgestellt  worden 
sein  sollte.  Adressat  soll  nun  Donnerstag  den  11.  d.  M.  abends  oder 
Freitag  früh  7  Uhr  in  Jülich  eintreffen,  >umb  berichtung  uf  vurg.  schrift 
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Dem  penningmeister  ist  bericht  geschehen  uf  die  schrift  der 
verordenten:  1.  Belangen  die  geistlichen,  das  die  brief  ausgan  und 
die  geistlichen  uf  den  15.  teil  irer  loslediger  renten  gesatzt  werden 
sollen.  2.  ist  ime  zugestalt  die  anzeichnuss  von  den  communicanten 
in  dem  ampt  und  dabei  berichtung  geschehen,  das  die  für  das  erst 
gnugsam  geacht,  und  wurd  sich  der  mangel,  wa  der  an  einichem 
ort  vorhanden,  im  umbzehen  befunden.  3.  das  Wassenberg  nihe 
mit  der  gemeiner  Guiischer  lantschaft  zu  steuren  pflege.  4.  das  sich 
m.  g.  h.  nit  versehen,  das  umb  der  beantwortung  wil  der  artickel 
einicher  auszug  gesucht  sol  sein  worden,  so  doch  der  abscheit  dar- 
von  kein  meidung  tut,  und  solt  billig  die  ufenthaltung  .  .  .  wenig 
dienlich,  als  mit  Heinsberg  und  Sittart, ')  furgenomen  sein,  aber  doch 
wil  s.  f.  g.  zu  s.  g.  darkumpst  zu  Gulich,  die  gegen  negstkomenden 
godestach  geschehen  sol,  die  artickel  beantworten.  Es  hat  auch 
s.  f.  g.  die  partien,  die  sich  Ungnaden  beclagen,  bescheiden  lassen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  33,  Orig.;  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  208,  Kop. 

163  a.  Jülicher  Verordnete,  Austeilung  der  Kommuni- 
kantensteuer.   [Jülich  1644  September  12.] 2) 

»Überlegung  der  gelegenheit  der  ampter  des  fursten- 
tumbs  Gulich,  wie  ein  jeder  des  brants  halber  gehalten 
und  gelindert  werden  sol. 

personen 

Munstereifel  ungebrant 2181 

Nideggen  ungebrant 3  730  [!] 

Heimbach  auch  unbeschedigt 600 

Bruggen  ungebrant 7  925 

Duiren  on  die  stat 1362 

Monjoie  hat  communicanten  an  zal  2800,  daran  wider 

abgezogen  für  gebrant  und  verderbt  2000,  so  bleiben  800 

Euskirchen  ungebrant 600 

zu  hoeren«  und  die  Aussetzung  ohne  Verzug  vorzunehmen/  Diese  »be- 
richtung« soll  offenbar  Udenheimer  geben.  Darauf  antworten  die  Ver- 
ordneten d.  d.  Jülich  1544  Sept.  12  (a.  a.  0.  fol.  43,  Orig.):  ,sind  dem 
Befehle  des  Herzogs  gemäss  hier  erschienen  (ausser  dem  Landdrosten 
und  Spiess)  und  haben  die  Sache  erledigt/  Sie  haben  also  jetzt  die 
Steuer  ausgesetzt. 

l)  S.  oben  S.  512  (Nr.  153  §.  5)  und  S.  613. 

*)  S.  S.  528  Anm.  1  und  S.  536  Anm.  5. 
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personen 

Norvenich  ungebrant 2  475 

Berchem 3814 

Caster 4362 

Grevenbroch  und  Gladbach  ungebrant 4  256 

Gulich  ambt  und  stat  ungebrant 6  606 

Bossler  ungebrant .     ;     .     .      1232 

Linnich  ungebrant 740 

Wilhelmstein  hat  an  communicanten  1240,  daran  für  ver- 
derbung und  schaden  die  helfscheit  abgezogen,  so  bleiben         620 
Eschweiler  hat  an  communicanten  660,   daran  abgezogen 

für  verderbung  und  brant  die  helfscheit,  pleiben  noch    .         330 

Randenrot 825 

Geilenkirchen  hat  an  communicanten  gehabt  1246,  für  die 
verderbung  und  brant  die  helfscheit  abgezogen,  bleiben  noch         623 

Born 1  525 

Milien  hat  communicanten  3051,   ist  inen  daran  abgezogen 

für  verderbung  1051,  so  pleiben  noch 2000 

Summa  dieser  vurs.  pleibender  communicanten  facit    46  607 
Uf  jeder  person  gerechent  6  alb.,   facit  zusamen:   6214  ggl. 
12  alb.,  den  ggl  ad  71/»  mark  oder  18  batzen  gerechent. 

Hierbuissen  stain  noch  die  eigenherlicheiden,  edelmansheuser  in 
den  amptern  und  noch  etliche  ampter,  darin  die  communicanten  nit 
von  namen  und  zunamen,  sonder  allein  blosslich  summarie  nach 
berichtong  und  ansag  der  pastör  und  capellan  angezeichent  stain, 
alda  von  noten  sein  wurt,  weiter  insehens  und  Verordnung  geschehen 
zu  lassen,  so  man  eigentlich  befint,  das  es  von  etlichen  unrecht  an- 
gezeichent und  die  summa  sich  wissentlich  hoher  ertragen  wirt,  dan 
in  den  ubergebenen  registern  angezeichent  ist.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  37,  Orig.;  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  211,  Kop. 

164.  Hz.  Wilhelm,  Antwort  auf  die  Beschwerden  der 
jülicher  Stände  (Nr.  168).    [vor  1544  September  21.]  v) 

1)  1.  und  2.  Sollte  sich  jemand  in  dieser  Beziehung  zu  be- 
klagen haben,  so  möge  er  es  dem  Hz.  anzeigen,  werauf  ihm  >billich 

*)  Am  21.  Sept.  wird  diese  Antwort  des  Hz.s  verlesen  (s.  Nr.  165). 
Also  wird  sie  kurz  vorher  aufgezeichnet  worden  sein.  Vgl.  übrigens 
Nr.   183  am  Schluss  und  Nr.  198. 
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beschert«  gegeben  werden  soll.  3.  Desgleichen.  Wegen  der  Miss- 
bräuche an  den  Gerichten  ist  der  Hz.  geneigt,  »etliche  von  den 
eltisten  und  erfarensten  der  ritterschaft  und  scheffen  des  fursten- 
tumbs  Gulich  zu  bescheiden,  auch  etliche  andere,  die  der  rechten 
und  billicheit  verstendig,  darzu  zu  verordenen,  sich  der  gebrechen 
zu  erkundigen  und  daran  zu  sein,  das  die«  nach  Möglichkeit  ge- 
bessert werden,  wie  denn  sein  Vater  und  er  selbst  vor  langer  Zeit 
es  schon  haben  thun  wollen,  woran  sie  aber  durch  vielerlei  Um- 
stände gehindert  sind.1)  Sieht  nichts  lieber,  als  dass  die  Gerichte 
»dem  lantrechten,  sovil  immer  muglich,  und  der  billicheit  gemeess 
dermassen  reformirt  und  soliche  Ordnung  furgenommen  wurde,  da- 
mit ein  gleichmessieh  unparteisch  und  forderlich  recht  in  seiner 
f.  g.  landen  einem  jedem  widerfaren  und  sonst  der  gemein  nutz 
und  lande  wolfart  gefordert  werden  muge.«  4.  Auf  Ansuchen  beim 
Hz.  wird  er  dem  betr.  »der  gebur  verhelfen«.  5.  Ist  nach  wie  vor 
dazu  geneigt.  6.  Wird  auf  Anzeige,  dass  »dem  zuwider  gehandelt 
were,  geburlich  insehens  doin  lassen«.  Hat  »für  etlichen  jaren  ein 
Ordnung  der  brachten  und  straflicher  handlung  begreifen  lassen, 
dem  artickel2)  gemeess  und  darzu  dienende,  das  die  unduegent  ge- 
straft und  die  fromen  geschützt . . .  werden  mögen«.  Ist  nur  durch 
den  Krieg  und  andere  Beschwerden  verhindert  worden,  diese  Ord- 
nung nebst  mehreren  anderen  guten  Ordnungen  ausgehen  zu  lassen. 
Jetzt  aber  will  er  »dem  furderlich  nachgedenken  und  ins  werk 
stellen«.  7.  Will  sorgen,  dass  darin  passende  »mass  und  wege  fur- 
genommen werden«,  auch  »etlicher  von  der  ritterschaft  rats  mit 
darinnen  gebruichen«.  8.  Mit  Wissen  des  Herzogs  ist  nichts  gegen 
den  Artikel  vorgenommen.  Nicht  weniger  dürfte  eine  Verordnung 
darüber  nötig  sein,  dass  etliche  »guder  luide  kinder«  ohne  Zustim- 
mung des  Klostervorstandes  und  der  Eltern,  resp.  deren  Stellvertreter 
aus  den  Klöstern  entführen.  9. — 13.  Hz.  will  sich  darin  »unver- 
weislich  und  wie  bei  s.  f.  g.  aldern  loblich  herkommen,«  erzeigen. 
14.  und  15.  Bei  spezieller  Angabe  wird  der  Hz.  sich  »geburlich  er- 
zeigen«. 16.  Hat  keine  Fehde  angefangen  und  wird  auch  keine 
anfangen.  17.  »Der  anhank  ist  [sc. :  in]  der  huldung8)  ausdrucklich 
abgeret  und  zugelassen« ;  sonst  hätte  der  Hz.  ihn  nicht  darin  setzen 
lassen.    Ist  man  jetzt  dagegen,  so  mag  er  fortbleiben. 

*)  S.  oben  S.  112  f. 

*)  D.  h.  dem  Artikel  der  Privilegien  gemäss. 

8)  S.  oben  S.  281  Anm.  1. 
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II)  1.  Die  Mehrzahl  der  Erbämter  ist  besetzt.  Wird  aber  dem 
Hz.  angezeigt,  »wes  einiches  mangels  oder  gebrech  were,  wil  s.  f.  g. 
sich  auch  mit  underscheit  der  gebur  verneinen  lassen«.  2.  Nach 
dem  Privileg  ist  vergeblich  gesucht  worden;  des  Hz.s  Räte  und 
Diener  wissen  nichts  davon.  Sollte  es  gefunden  werden,  so  wird 
der  Hz.  es  den  Ständen  nicht  vorenthalten.  3.  Die  Kiste  mag  be- 
schafft werden  und  ausser  dem  Hauptgericht  Jülich  der  Landdrost, 
Erbhofmeister  und  Erbschenk  von  den  Beischlössern  die  Schlüssel 
haben.  ,Geht  einer  von  diesen  ab4,  so  soll  dessen  Schlüssel  mit 
Vorwissen  des  Herzogs  einem  anderen,  gleichfalls  unter  dem  Hz. 
gesessenen  befohlen  werden.  Eine  glaubwürdige  Kopie,  Vidimus 
oder  Transsumpt  aller  Privilegien  mag  von  jenen  dreien  verwahrt 
werden;  doch  sollen  sie  sich  verpflichten,  niemand  Abschrift  dieser 
Kopien  zu  geben,  >  sonder  allein  zu  behoif  gemeiner  ritterschaft  wail 
zu  verwaren«.  Bedarf  aber  jemand  »zu  behoif  seines  rechtens 
einicher  artickel  oder  clausulen  aus  den  Privilegien  an  geburlichem 
gericht,«  so  soll  »solichs  bei  dem  heuftgericht  gefordert  und  des 
nodigen  artickels  oder  clausulen  glaubwirdig  schein  gegeven«  werden. 
4.  Wenn  »einiche  der  ritterschaft  halfleute  weiters  dan  verwüligt 
beschwert  werden,«  wird  auf  Anzeige  Abstellung  erfolgen.  5.  Hz. 
will  die  Halfleute  nicht  über  Altherkommen  beschweren.  Allein  in 
allen  hzgl.  Landen  besteht  der  Brauch,  dass  sie  in  den  von  der 
Landschaft  bewilligten  Steuern  stets  »von  irem  gewin  und  gewerve 
mit«  geben.1)  6.  Hz.  hat  die  Landtage  »nach  notturft  und  gelegen- 
heit  ungeferlich  sowal  im  lande  von  Gulich  als  Berg  anstellen  lassen« 
und  wird  es  so  auch  weiter  halten.  7.  Hz.  hat  »die  bescheidung 
des  meren  teils  gedain  und  ist  ungezweivelt  wal  gehoirt  und  ver- 
standen, mit  was  fugen  die  clagten  geschehen«.  8.  Hz.  hat  »gnedigen 
fliss  furgewant«.  9.  Hz.  will  »zu  gelegener  zeit  etliche  herzu  ver- 
ordenen«.     10.  Hz.  will  es,  soviel  an  ihm  liegt,  befördern. 

III)  1.  Hz.  will  (wie  es  seine  Vorfahren  mehrmals  gethan)  das 
Schiessen  des  Wildprettes  insgemein  verbieten  lassen  und  auch  den 
Geistlichen,  Vögten  und  anderen,  die  nicht  von  der  Ritterschaft 
»oder  des  nit  privilegirt«  sind,  befehlen  lassen,  sich  des  Jagens  zu 
enthalten.  Doch  wo  er  Vögte  und  keine  Amtleute  hat,  will  er  »den 
vogten  oder  andern  bevelhabern  seiner  f.  g.  hocheit  darinnen  mit 
zu  verwaren  bevelhen.    Das  aber  allen  vom  adel  sulte  zugelassen 

l)  S.  Idstd.  Vf.  III,  2,  S.  29  ff. 
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werden  zu  jagen  und  zu  vischen  dergestalt,  wie  der  artickel  mit- 
bringt, were  unbillich  und  seiner  f.  g.  fürstlichen  regalien,  hocheit, 
altherkomen  und  gerechtigkeit  zu  nachteil;  ist  auch  von  alters  nit 
also  herkomen  noch  gewoenlich.  Dan,  sovil  das  vischen  belangt, 
gehoeren  die  wilde  wasser  in  seiner  f.  g.  hohe  obricheit  und  re- 
gahen,  wie  sie  dan  auch  seiner  f.  g.  uf  den  vogt-  und  herngedingen 
zuerkant  werden.  Seint  aber  von  s.  f.  g.  vureltern  andern  zum 
teil  verlassen,  die  s.  f.  g.  gnediglich  darbei  bliven  Uest,  wie  von 
alters  gewoinlich.1)  Derhalber  auch  biüich,  das  man  s.  f.  g.  und 
derselbiger  ambtluide  von  wegen  s.  f.  g.  herwiderumb,  wie  von  alters 
gewoinlich,  unverhindert  verbliven  lassen  [!]  bei  demjenigen,  so 
s.  f.  g.  sich  vorbehalden  und  niemants  verlassen;  es  were  dan  sach, 
das  es  jemants  mit  seiner  f.  g.  furwissen  und  mit  gnaden  vergunt 
were  oder  wurde.  So  geburt  sich  auch  nit,  das  jemants  uf  seiner 
f.  g.  wrangen  die  conin  fange,  anders  [!]  dan  seine  f.  g.  oder  die- 
jenige, den  es  s.  f.  g.  zu  tuen  vergunt.  Aber  sonst  der  ritterschaft 
des  furstentumbs  Gulich  hasen  und  velthoener  umb  ire  huiser,  da 
sie  wonen,  und  dergleichen  die  conin  daselbfs  [!]  uf  irem  erve  zu 
fangen,  mag  s.  f.  g.  erleiden,  das  solichs  gehalten  werde,  wie  an 
einem  jedem  ort  von  alters  herkommen  und  gewoenlich.8)  2.  Das 
die  wer  und  stilen  uf  der  Ruiren  bisanher  nit  besichtigt  noch  af- 
gestalt  vermug  des  artickels,  ist  nit  sonder  ursach  und  Verhinderung 
bisanher  verblieven.  Jedoch  wil  s.  f.  g.  darzu  [sc:  etliche]  veror- 
denen,  alle  stile  und  were  besichtigen  und  erkundigen  und  nach 
befinden  der  gebur  stellen  lassen,  wie  dan  solichs  bei  zeiten  seiner 
f.  g.  h.  vaders  . . .  mit  den  verordenten  der  lantschaft  furmals  mit 
underscheit  beret  worden.«8)  3.  Der  3.  Artikel  ist  »dunkel  und 
sonder  underscheit  gesatzt.  Jedoch  zu  guder  erclerung  wil  s.  f.  g. 
verordenen,  das,  wanehe  man  umb  den  eigentumb  der  lehen  und 
manguder  des  furstentumbs  Gulich  richten  sal,  das  solichs  geschehe 
mit  geburlichen  lehenrechten;  wes  aber  schat,  scholt,  gewalt  und 
dergleichen  betrift,  das  es  damit,  wie  von  alters  gewoinlich  und 
sich  zu  recht  geburt,  gehalten  werde.    Sovil  aber  die  freigueder 

l)  Vgl.  Lac.  Arch.  3,  S.  283  ff. 

*)  K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  55  werden  (o.  D.;  unter  Akten  von 
Ende  1544)  Briefe  an  die  jülicher  Amtleute  »belangen  das  jagen  und 
schiessen«  kurz  erwähnt.  Also  hat  der  Hz.  wohl  auf  die  Beschwerde 
der  Ritterschaft  hin  einen  Befehl  in  dieser  Sache  erlassen. 

«)  S.  oben  S.  207  ff. 
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belangt,  nachdem  die  gein  lehengueder  seint,  können  sie  auch  nit 
an  das  lehenrecht,  sonder  an  das  ordentlich  recht  gehoeren.«  4.  Hz. 
hat  in  der  Kanzlei  nachgefragt  und  findet  nicht,  dass  jemand  »einen 
heller  für  einichen  lehenbrief  in  seiner  f.  g.  canzlei  gegeben,  des 
voreitern  ire  lehenbrief  nit  aus  der  canzleien  bei  Zeiten  seiner  f.  g. 
vurfadern  entfangen.  Aver  s.  f.  g.  hat  sich  nit  unbillich  zu 
beschweren,  das  seiner  f.  g.  hocheit  und  gerechtigkeit  bei  etlichen 
manheusern  übersehen,  verseumpt  und  verkürzt;  derhalber  seiner 
f.  g.  billich  insehens  zu  tuen  von  noeten  ist,  dardurch  seiner  f.  g. 
das  uberig  verwart  und  niemants  beschwert  noch  verkürzt  werde.« 
5.  Obwohl  des  Herzogs  Lehngüter  mit  Unrecht  ohne  seine  oder  seiner 
Voreltern  Zustimmung  versplissen  und  beschwert  sind,  so  würde 
doch  die  Durchführung  der  in  dem  Artikel  vorgeschlagenen  Mass- 
regel »unverstant,  gezenk  und  widerwerticheit  bei  vielen,  auch  aller- 
lei ufsprach«  hervorrufen.  Indessen  will  der  Hz.  verordnen,  dass 
hinfort  keine  Lehngüter  ohne  Zustimmung  des  Lehnsherrn  versplissen 
noch  beschwert  werden  sollen.  »Welche  aber  beschwert  und  ver- 
splissen seint,  binnen  der  zeit  und  in  den  feilen,  da  es  s.  f.  g.  mit 
reden  und  recht  doin  kan,  da  wil  s.  f.  g.  zu  gelegener* zeit  mass 
und  Ordnung  furnemen,  damit  die,  sovil  immer  muglich,  widerumb 
beieingebracht  und  der  beschwernuss  erledigt  werden  und  darinnen 
seiner  f.  g.  ritterschaft  und  lehenluiden,  sovil  s.  f.  g.  mit  recht  und 
billicheit  doin  kan,  gern  forderlich  und  behulflich  sein.«  6.  Hz. 
will  »an  den  enden,  da  von  alders  die  manheuser  gewest  und  zu 
halden  geburt,  verordnen,  das  die  wie  von  alters  gewoinlich  und 
der  gebur  sullen  gehalden  werden,  wie  dan  s.  f.  g.  darauf  für  der 
veden  ein  Ordnung  verfassen  lassen  und  doch  an  dem  wie  in  anderm 
mehe,  das  s.  f.  g.  zu  nutz  und  walfart  seiner  f.  g.  landen  furgehat, 
verhindert  worden.  Aber  nu  wil  s.  f.  g.  die  mit  der  gnaden  Götz 
ins  werk  stellen.« 

K.,  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig.  oder  Kop. 

165.  Verhandlung  mit  den  jülicher  Verordneten.  1544 
September  21. 

Proposition:  Bedenken  des  Herzogs  auf  die  Beschwerden.  Ant- 
wort der  Verordneten:  ein  neuer  Landtag  notwendig;  Bitte  um  schrift- 
liche Mitteilung  des  hzgl.  Bedenkens.  Herzog:  stimmt  zu;  Bongarts 
Sache. 
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1544  September  21  hat  der  Herzog  den  Räten  und  Verordneten 
von  Jülich  (Probst  Vlatten,  Landdrost  Bintzfelt,  Erbhofmeister  Harf, 
Hofmeister  Hoesteden,  Palant  zu  Breidebent,  Kammermeister  Pletten- 
berg,  Hofmeister  Drimborn,  Herr  von  Elmpt,  Amtmann  von  Geilen- 
kirchen, Steffen  von  Stommel,  Erbschenk  Vlatten,  Spiess;  Vogt  von 
Jülich  und  Meister  Hilger  und  2  Ratsfreunde  von  Düren)  durch  den 
Kanzler  Gogref  folgendes  vortragen  lassen:  Als  die  Stände  »hiebevor 
etliche  artickel  irer  Privilegien  halber  und  anders  uberschickt  und 
auch  ein  antwort  daruf  forderen  lassen,«  hätte  der  Hz.  gern  darauf 
früher  geantwortet,  wurde  jedoch  durch  viele  Geschäfte  bisher  daran 
verhindert.     Will  nun  sein .  Bedenken  auf  die  Artikel  ihnen  mitteilen, 
wobei  er  es  für  angemessen  hält,  dass   >erst  die  artickel  us  den 
Privilegien,  folgentz  die  artickel,  so  die  lantschaft  daruf  gestalt,  und 
zum  dritten  meins  g.  h.  bedenken  gelesen  wurd.   Wie  dan  geschehen 
und  seiner  f.  g.  bedenken  uf  die  artickel  gelesen,  auch  klairliche 
muntliche  berichtung  uf  ein   idern   ferner  dargetan,   und  also  der 
rede,  ritterschaft  und  verordenten  der  stede1)  gueder  rait  uf  solichs 
alles   mit  begert  worden.«     Räte,    Ritterschaft    und    Städte1) 
antworten,  nachdem  sie  sich  bedacht:  Sie  für  ihre  Personen  würden 
sich   das   Bedenken  des  Herzogs,  welches  ohne  Zweifel   »zu  nutz, 
wailfart  und  gedien  der  lantschaft   bedacht«    ist,    gefallen   lassen. 
Allein  da  die  Sache  die  gesamte  Landschaft  betrifft,  so  wäre  ihrem 
Ermessen  nach  ein  Landtag  dieserhalb  auszuschreiben.   Auch  möchte 
ihnen  der  Hz.  wegen  der  Ausführlichkeit  seines  Bedenkens  dasselbe 
schriftlich  mitteilen,  damit  sie  es  genau  so,  »wie  es  inen  furgehalten, 
der  lantschaft  anbrengen  mochten«.    Erwarten,  die  Landschaft  werde 
sich  das  hzgl.  Bedenken  auch  gefallen  lassen.    Will  der  Hz.  dem 
Ausschuss  das  letztere  nicht  schriftlich  zustellen,  so  möchte  er,  wenn 
die  Landschaft  zusammentritt,  etliche  dazu  schicken,  um  das  jetzt 
dargelegte  Bedenken  dann    der   gesamten  Landschaft   vorzutragen. 
Da  der  Hz.  ferner  in  etlichen  Punkten  den  guten  Rat  der  Verord- 
neten begehrt  hat,  so  wollen  sie  »solichs  auch  hinder  sich  brengen 
und  uf  solichem  dage  der  lantschaft  treu  bedenken  daruf  mit  zu 
wissen  doin.«    Herzog:  Erachtet  es  für  billig,  dass  die  Verordneten 
sein  Bedenken   an   die  Landschaft  bringen.     Will   es  ihnen  auch 
schriftlich  zustellen,  baldigst  einen  gemeinen  Landtag  berufen  und, 

l)  Wenn  hier  von   den  Ständen    schlechthin   die   Rede   ist,    so  ist 
doch  offenbar  thatsächlich  nur  an  die  Verordneten  gedacht. 
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wenn  möglich,  selbst  dazu  erscheinen,  »umb  dise  artickel  und  wes 
ferner  van  s.  f.  g.  und  der  lantschaft  zu  nutz  und  gedien  der  lant- 
schaft  dinlich  bedacht  werden  mocht,  zu  allen  deilen  beieinzubrengen«. 
Hz.  teilt  ferner  den  Verordneten  mit,  dass  »her  Bongart«  sich  be- 
klage, dass  er  den  Vogt  von  Bergheim  nicht  mit  Recht  vornehmen 
und  seine  Ehre  verantworten  dürfe.  »Derhalben  irer  f.  g.  bedenken 
were,  dweil  der  vogt  allein  uf  irer  f.  g.  bevelh  von  sich  getan,  was 
ime  begegnet,  und  her  Bongart  solicher  sachen  halber  alhie  er- 
schienen und  doch  gegen  inen  den  vogten  nit  sonders  furgewant, 
sonder  zu  meren  teil  desjenigen,  so  der  vogt  gesagt,  gestendig  ge- 
wesen; so  erachtet  i.  f.  g.,  das  her  Bongart  den  vogten  mit  recht 
nit  furzunemen,  sonder  das  solichs  vor  irer  f.  g.  als  dem  lantfursten 
zu  erörtern.« 

K.,  Caps.  3,  Nr.  3,  fol.  41,  Orig. 

166.  Verhandlung  mit  den  jülicher  Geistlichen.  Jülich1) 
1544  September  27. 

Proposition:  Forderung  des  15.  Pfennigs  der  jährlichen  Renten. 
Geistliche  bitten  um  Angabe  von  Zeit  und  Ort  der  Zahlung.  Antwort 
der  Räte,  mit  der  die  Geistlichen  einverstanden.  Genehmigung  durch 
den  Herzog.  —  Beschlüsse  der  Regierung  (u.  a.:  Berufung  der  ber- 
gischen Geistlichen). 

Am  27.  September  1544  haben  die  verordneten  Räte  den 
jülicher  Geistlichen  folgendes  vorgetragen:  Nachdem  auf  dem  letzten 
Reichstag  eine  Türkensteuer  bewilligt,  »dero  niemant  gefreiet  sein 
sol,  welche  steur,  wiewol  es  dieser  lantschaft  ser  beschwerlich  zu 
leisten,  jedoch  were  sie  durch  sie,  die  lantschaft,  bewilligt,  und  het 
man  die  steur,  so  im  jar  32  geleist,  überlegt,  bedacht,  und  da  ein 

>)  d.  d.  Jülich  1544  Sept.  23  befiehlt  der  Hz.  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15, 
fol.  65,  Kpt.)  den  jülicher  Geistlichen,  Sept.  27  morgens  nach  Jülich  zu 
kommen  oder  einen  Bevollmächtigten  zuschicken.  Adressaten:  Abt  von 
Gladbach,  Äbtissin  von  Dalheim,  Äbtissin  von  Süstern ;  die  Landdechanten 
von  Jülich,  Zülpich,  Bergheim,  Süstern,  Wassenberg;  Prior  und  Konvent 
vom  S.  Wilhelmsorden  zu  Grevenbroich,  von  U.  L.  F.  zu  Burtscheid, 
von  den  Kreuzbrüdern  zu  Hompesch,  desgl.  zu  Brüggen,  desgl.  Dülken, 
desgl.  zu  Schwarzenbroich,  zu  Reichenstein,  von  den  Karthäusern  zum 
Vogelsang;  »matersche  und  convent«  zu  Wenau,  Neuwerk,  S.  Joris, 
Ellen,  Hoven,  Bürvenich,  Schweinheim,  Mirweilre  [heute  Mariaweiler  bei 
Derichsweiler  im  Kreise  Düren];  Kollegiattnrchen  zu  Münstereifel,  Nideggen, 
Heinsberg,  Wassenberg,  Sittard. 
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communicant  domals  uf  ein  schreckenberger  gesatzt,  das  sie  jetzunt 
der  gelegenheit  nach  auf  6  alb.  zu  ringern.  Und  domals  weren  die 
geistlichen  uf  den  achten  pfenning  von  al  iren  renten,  wes  sie  ledig 
und  los  inkomen  haben,  .  .  .  angelegt;  wurd  oberzelter  Ursachen 
bedacht«,  dass  es  »unbeschwerlich«  wäre,  wenn  sie  in  diesem  Jahre 
den  15.  Pfennig  geben  würden,  »doch  eines  jeden  gerechtigkeit  un- 
benommen. Und  im  fal  sie  weg  wisten  zu  finden,  damit  diese  somma 
gefuglicher  zu  wegen  zu  bringen  were,  wolte  man  sie  hoeren.«  Die 
Geistlichen:  erklären  sich  bereit,  bitten  aber  um  Zeit,  »damit  sie 
es  von  den  pechtern,  so  beschedigt,  zu  wegen  bringen  können,«  und 
um  Mitteilung,  »wa  sie  es  erlegen  solten«.  Räte:  »Sie  wolten, 
nachdem  s.  f.  g.  jetzo  ankommen,  s.  f.  g.  ir  gut  gemuet  anzeigen, 
welches  beschehen,  und  tete  s.  f.  g.  inen  anzeigen:  s.  f.  g.  Hess 
inen  allen  gnedigen  dank  sagen,  und  als  begert  gefugliche  zeit,  item 
wem  man  es  liebern  solte,  so  weren  zur  innemung  verordent  alhie 
der  scholtheis  und  meister  Hilger,  und  dweil  die  zeit  kurz  und  der 
negst  reichstag  uf  allerheiligen  angehen  wirt,  damit  dan  die  halfleut 
nit  beswert,  sehe  m.  g.  h.  für  gut  an,  das  gesetzt  wurd  uf  Duirener 
mass1)  das  malder  weis  10  mr.,  das  malder  roggen  9  mr.,  das 
malder  gersten  61/»  mr.,  das  malder  speltz2)  4  mr.,  und  wo  die 
mass  kleiner,  also  nach'advenant  gesetzt  werde.«  Die  Geistlichen 
stimmen  dem  zu. 

»Diese  obg.  handlung  ist  m.  g.  h.  also  zu  kennen  gegeben  und 
hat  s.  g.  dasselbig  zu  gnedigem  dank  angenommen  und  abscheit 
daruf  geben  lassen,  das  die  setzung  also,  wie  vurs.,  geschehen  sol 
und  die  lieberung  zwischen  dis  und  omnium  sanctorum. 

Dis  ist  den  von  Heinsberg  und  Sittart  also  angesagt,  und  haben 
sich  des  underteniglich  bedankt. 

Zu  gedenken:  1.  die  capitteln  Heinsberg  und  Sittart  uf  den 
20.  pfenning  zu  lassen,  2.  jederm  lantdechen  zu  schreiben,  die 
pastör   zu   bescheiden   und  inen   den  abscheit   anzusagen,8)   3.   die 

l)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  175. 

■)  In  dem  Schreiben  an  die  Landdechanten  (s.  Anm.  3):  »speltz 
oder  habern«. 

■)  Hz.  an  die  jüL  Landdechanten  d.  d.  Jülich  1544  September  28 
(K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  216,  Kop.):  ,teilt  dem  Adressaten  den  Inhalt 
des  mit  den  jülicher  Geistlichen  genommenen  Abschieds  mit  und  befiehlt 
ihm,  die  zu  seiner  Landdechanei  gehörigen  Pastoren,  Vikarien  und  der- 
gleichen Geistlichen  zu  bescheiden  und  ihnen  anzusagen,  dass  sie  die 
durch  den  Abschied   bewilligte  Steuer    »anstunt   in  gereitschaft    stellen« 
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brieve  an  die  amptleute  auch  zu  schreiben,  wie  der  abscheit  ge- 
west,«1)  4.  die  bergischen  Geistlichen  auf  den  Morgen  des  Samstag 
nach  Michaeli  nach  Düsseldorf  zu  bescheiden.8) 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  214,  Kop. 


und  bis  Allerheiligen  an  die  verordneten  (Peter  Römer  Schultheiss  von 
Jülich  und  Hilger  von  Düren  Bürgermeister  von  Jülich)  in  Jülich  abliefern, 
auch  »euch  zwischen  bestimbter  zeit  genügsamen  schein  oder  quitanz 
von  gerurten  verordenten  zustellen«.  Würde  jemand  sich  unfolgsam 
zeigen,  so  hätte  er  es  dem  Amtmann  des  Orts  anzuzeigen  »und  zu  solicher 
inforderung  verholfen  zu  sein«.' 

*)  Hz.  an  die  jül.  Amtleute  d.  d.  Jülich  1544  September  28  (K., 
Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  217,  Kop.):  ,schickt  den  Amtleuten  eine  Kopie  des 
Schreibens  an  die  Landdechanten  und  befiehlt  ihnen,  »das  ir  von  unsert 
wegen  insehens  tuet,«  dass  die  Steuer  richtig  abgeliefert  werde  »und  das 
euch  auch  die  collegien  und  clöster,  so  binnen  lants  gesessen,  und  der- 
gleichen auch  die  halfleut  und  pechter  der  uswendigen,  so  guter  under 
uns  liggen  haben,«  bis  Allerheiligen  »schein  und  quitanz  von  den  ver- 
ordenten sehen  lassen«.  Auch  sollen  die  Amtleute  Verzeichnisse  von 
dem,  was  jeder  Geistliche  von  seinen  Gütern  zu  liefern  hat,  an  die  hzgl. 
Kanzlei  schicken/  Der  oben  S.  529  Anm.  1  mitgeteilten  »anzeichnus 
der  communicanten  und  geistlichen«  ist  folgende  Notiz  beigefügt:  »Zu 
gedenken,  im  fal  die  halflude  uf  den  geistlichen  guderen  sich  in  bezalong 
der  Turkenstuir  widderen  und  dieselbige  nit  erlegen  wurden,  das  die 
bevelhaber  alsdan  den  halfluden  uf  ein  pene  van  10  ader  20  ggl.  mehe 
ader  weniger  nach  gelegenheit  der  guder  einen  dach  ernennen,  ir  uferlagt 
andeil  der  Turkenstuir  zu  erlegen,  doch  si  nit  darfur  zu  penden.«  Vgl. 
ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  117  ff. 

*)  Hz.  an  die  berg.  Geistlichen  d.  d.  Jülich  1544  Spt.  28  (K.,  Caps.  1, 
Nr.  1,  fol.  223,  Cop.):  zu  Okt.  4  morgens  nach  Düsseldorf  berufen. 
Ober  die  mit  ihnen  gefassten  Beschlüsse  vgl.  folgenden  Bericht  (a.  a.  0. 
fol.  224,  Kop.):  ,Die  Geistlichen  haben  den  15.  Pfennig  »ires  losledigen 
inkommens  und  renten  in  m.  g.  h.  furstentumben,  landen  und  gebieten 
gelegen«  von  diesem  Jahr  zu  geben.  Die  Früchte  sind  in  folgender 
Weise  abzuschätzen :  1  Malter  Weizen  Düsseldorfer  Mass  =  10,  1  Malter 
Roggen  =  9,  1  Malter  Gerste  =  61/*»  1  Malter  Speltz  oder  Hafer  = 
4  »mr.  Colnisch  und  anders  nach  der  werd,  mit  dem  underscheit,  wa 
die  mass  der  fruchten  an  einichem  ort  grosser  oder  kleiner  were  dan 
Düsseldorfer  mass,  das  daselbst  für  das  malder  nach  gedrage  und  ad- 
venant  derselbiger  massen  bezalt  werden  sol«.  Das  Geld  sollen  die 
Geistlichen  an  den  Landrentmeister  Johann  von  Hoengen  gen.  Wassen- 
berg  in  Düsseldorf  bis  Allerheiligen  abliefern.  —  »Gezeichent  zu  Dussel- 
dorf am  5.  octobris  ao.  44.«'  Ober  eine  ergänzende  Bestimmung  be- 
treffe der  Ablieferung  der  Steuer  des  Pfarrklerus  s.  oben  S.  527  Anm.  1. 
V$l.  auch  S.  526  Anm.  1  (S.  527). 
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167.  Hz.  Wilhelm  an  die  Amtleute  und  Befehlshaber 
von  Jülich  ausser  denen  des  Amtes  Wassenberg.  Jülich 
1544  September  30. 

Der  Kaiser  verlangt  heftig  die  Erlegung  der  Türkensteuer. 
Adressaten  sollen  daher  sogleich  1  oder  2  von  der  Ritterschaft 
»und  etliche  scheffen,  den  die  gelegenheit  am  besten  kundich,«  zu 
sich  fordern  und  in  ihrem  Amt  die  Aussetzung  der  Steuer  vor- 
nehmen. Der  Vogt  soll  das  Geld  auf  S.  Franciscus  dem  Schult- 
heissen  zu  Jülich  Peter  Roemer  und  Hilger  von  Düren  Bürgermeister 
»als  den  verordenten  overmitz  ire  quitantien«  überliefern  und  da- 
neben »eine  ufzeichenong,  wilcher  gestalt  die  anläge  beschehen  und 
usgedeilt  und  wie  vil  geltz  ein  jeder  erlacht  hab,«  zustellen.  Ist 
jemand  in  dem  Amt  gesessen,  der  in  dem  jüngst  überschickten  Ver- 
zeichnis nicht  genannt,  aher  doch  »des  Vermögens«  ist,  dass  er 
mit  geben  kann,  so  sollen  Adressaten  ihn  auch  aufzeichnen  und 
besteuern.1)  —  »Gegeven  in  unser  stat  Guilich  am  lesten  dage  sep- 
tembris  ao.  44.« 2) 

K.,  Caps.  2,  Nr.   15,  fol.  44,  Kpt. 

*)  Vgl.  folgende  undatierte  »Ufzeichniss,  wie  die  stuir  der 
communicanten  im  furstendomb  Guilich  usgedeilt  werden 
sol.  Die  armen  und  unvermögende  sullen  verschoint  und  den  riehen 
des  zu  mehe,  doch  nach  eins  idern  gelegenheit  und  gestalt  uferlacht 
werden,  damit  die  somme  der  6  alb.  van  iderm  communicanten  vol- 
komentlich  gelievert  werd.  Das  gesint  in  der  ritterschaft  huiser  zu  setzen 
wie  andern.  Ein  ider  huisgeseess  sal  für  sich  und  sin  huisgesint  geven 
und  sulchs  dem  huisgesint  an  sinem  loen  afzehen  —  [ein  Wort  unleser- 
lich] nemlich  ein  deinstbode  mansperson,  der  über  3  g.  loen  verdient, 
sal  geven  4  alb.  und  ein  ider  frauensperson,  die  über  3  g.  loin  ver- 
dient, 2  alb.  Die  under  3  g.  verdienen,  sullen  nit  geven.  Die  ver- 
branten«  —  [hiermit  schliesst  die  Aufzeichnung].  K.,  Caps.  2,  Nr.  15, 
fol.  6,  Kpt. 

*)  Das  Datum  lautete  ursprünglich:  Sept.  19,  woraus  dann  das 
obige  korrigiert  ist.  Das  Datum:  Julien  1544  Spt.  19  trägt  ferner  das  Kpt. 
(a.  a.  0.  fol.  54)  eines  hzgl.  Schreibens  an  den  Schultheissen  von  Jülich 
und  Meister  Hilger:  ,sollen  die  Kommunikantensteuer  von  den  jülicher 
Amtleuten  und  Befehlshabern  auf  S.  Franciscus  (Okt.  4),  von  den  Unter- 
herren ihre  Pfennige  auf  S.  Dionysius  (Okt.  9)  in  Empfang  nehmen/ 
Zweifellos  ist  hier  ebenfalls  Spt.  19  in  Spt.  30  zu  korrigieren.  Wahr- 
scheinlich sind  aber  auch  die  Daten  S.  Franciscus  und  S.  Dionysius  nur 
die  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen,  später  durch  andere  ersetzt 
Den  jülicher  Amtleuten  wurde  betreffs    der   Steuer  des  Pfarrklerus  der- 
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168.  Wilhelm  v.  Gertzen  Herr  zu  Slnzig  Amtmann1) 
an  die  hzgl.  Bäte  (z.  T.).    1646  Januar  7. 

selbe  Befehl  (nur  dass  statt  ,in  Düsseldorf  an  den  Landrentmeister4  steht: 
,in  Jülich  an  die  Verordneten*)  gegeben  wie  den  bergischen  (s.  S.  527 
A.  1):  a.  a.  0.  foi.  55.  Ebenda  ist  bemerkt:  »ist  dem  amptman  rent- 
meister  Wassenberg  geschrieben,  die  stuir  der  geistlichen  dem  lantrent- 
meister  her  zu  Dusseldorf  zu  lieveren«.  Dass  die  Steuer  nicht  zur  Zeit  ein- 
ging, ergeben  schon  die  obigen  (S.  527  Anm.  1)  Mitteilungen  (s.  auch  unten 
Nr.  168).  Nach  einem  Schreiben  von  Peter  Romer  und  Hilger  v.  Düren 
an  die  hzgl.  Räte  d.  d.  1544  Dzb.  2  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  225,  Kop.) 
waren  damals  zu  Jülich  im  ganzen  (einschliesslich  von  Beiträgen  einiger 
Eigenherrlichkeiten)  7092  Gulden  (nicht  Goldgulden!)  abgeliefert  worden. 
Vgl.  ferner  Hz.  Wilh.  an  Wilh.  Bin  d.  d.  Qeve  1545  Juni  10  (K., 
Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  174,  Kpt.):  ,namentlich  bei  den  Eigenherrlichkeiten 
ist  die  Türkensteuer  noch  rückständig;  Bin  soll  sich  zu  den  betr.  Eigen- 
herren begeben  und  sie  dazu  anhalten,  dass  sie  ihren  Anteil  von  den 
Kommunikanten  und  Geistlichen  an  die  Verordneten  in  Jülich  abliefern1. 
Räte  an  eine  Anzahl  jülicher  Vögte,  resp.  Rentmeister  d.  d.  Düsseldorf 
1545  Juni  12  (a.  a.  0.  fol.  107,  Kpt.):  ,Die  Türkensteuer  ist  noch  nicht 
abgeliefert.  Sollen  den  25.  d.  M.  mit  dem  Gelde  in  Jülich  erscheinen. 
Daselbst  werden  neben  den  verordneten  Einnehmern  etliche  aus  der 
Kanzlei  [vgl.  Idstd.  Vf.  III,  2,  S.  135]  darauf  warten.'  Räte  an  Schult- 
heiss  von  Jülich  und  Meister  Hilger  d.  d.  Düsseldorf  1545  Juli  22  (a.  a. 
0.  fol.  138,  Kpt.):  ,schicken  des  Hz.s  Diener  Wilh.  Bin  hiermit  zu  den 
Adressaten;  möchten  alles  Geld  von  der  Türkensteuer,  das  sie  hinter 
sich  haben  oder  in  der  Eile  bekommen  können,  demselben  gegen  Quittung 
»mit  anzeichnung  der  partes«  einhändigen4.  Dr.  Joh.  Valtermeier  und 
Heinrich  v.  Essen  »rech[enmeister?]«  an  die  vorigen  d.  d.  Düsseldorf 
1545  Dzbr.  30  (a.  a.  0.  fol.  79,  Kop.):  ,Die  hzgl.  Räte  haben  aus 
Cleve  geschrieben,  sie  sollten  die  Türkensteuer  von  den  Adressaten  ver- 
langen und  »hieher  bringen  lassen«.  Möchten,  wenn  der  Sekretär  Caspar 
Sengel  noch  in  Jülich  ist,  das  Geld  durch  diesen,  sonst  durch  einen 
andern  herschicken.'  Nach  einem  Schreiben  des  Hz.s  d.  d.  Cleve  1545 
Juni  10  (a.  a.  0.  fol.  103,  Kpt.)  wurde  gegen  ihn  wegen  Nichtzahlung 
der  Türkensteuer  am  ksl.  Kammergericht  procediert.  —  Die  Einziehung 
der  Steuer  aus  den  Eigenherrlichkeiten  wurde  wie  auch  sonst  jetzt 
wiederum  durch  den  Umstand  erschwert,  dass  man  sich  nicht  klar 
darüber  war,  welche  Bezirke  wirklich  jülicher  Unterherrschaften  waren. 
Indessen  bieten  die  betr.  Akten  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  220  ff.)  gegen- 
über den  in  Idstd.  Vf.  III,  2,  S.  192  ff.  und  197  hierüber  mitgeteilten 
nichts  erheblich  neues.  Ober  einige  Streitigkeiten  s.  oben  S.  532  Anm. 
und  unten  S.  550  Anm.   1. 

')  W.  v.  G.  war,  wie  auch  der  Ritterzettel  ergiebt,  Amtm.  v. 
Münstereifel,  zugleich  aber,  nach  dem  vorliegenden  Schreiben  zu  schliessen, 
von  Tomberg. 
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Rückständige  Pensionen  der  kölner  Rentner.  Widerstand  gegen  die 
Zahlung  der  Tarkensteuer.     Neuerung  in  der  Religion. 

».  .  .  Soe  nu  hibefoir  uf  gedaenden  rechenschaften  des  amptz 
Toinbrich  vuergedragen,  wie  die  rentener  in  Colne  noch  fast  hinder- 
stendiger  pension  sich  beclaegen  und  uis  bevelh  mins  g.  1.  h.  der- 
maissen  met  in  gehandelt,  das  hinfurter  dobbele  pension  denselbigen 
erlacht  werden  sult,  einen1)  bei  hoeve  zu  gesinnen,  den  anderen 
uis  der  rentmeisterien  zu  berichten,  soe  lang  [sc:  bis]  die  restanten 
bezaelt  weren  .  .  .,  diwil  nu  die  rentener  mich  degelichs  umb  die 
bezaelung  forderen,  ist  min  guetlich  gesinnen  amptz  halb  eine  pen- 
sion met  minen  diener,«  dem  Überbringer  hiervon,  zu  schicken, 
»waebei  dem  abscheit  und  irer  vertroestung  naich  genoich  geschien 
mach  und  widers  Unkosten  und  kummer  uf  den  4  hoeftsteden2) 
verhoit  bliven.«  —  Die  Türkensteuer  von  den  Kommunikanten  und 
Geistlichen  ist  abgeliefert.  Es  sind  jedoch  etliche  ungehorsam, 
welche  von  der  »obericheit,  schulteiss  und  boeden«  gepfändet  sind. 
Dieselben  »sliessen  die  dueren  zoe  und  geint  irer  straissen«.  Bittet 
um  Verhaltungsmassregeln.  —  »Soe  etliche  vernuierung  der  religion,8) 

*)  D.  h.   »pension«. 

*)  Vgl.  Idstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  115. 

8)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  den  van  Orsbach  d.  d.  Cleve  1545  Januar 
14  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  94,  Kpt):  ,Erfährt,  dass  Adressat  »in  der 
kirchen  und  religionsachen  etliche  neuerung  furgenommen«.  Da  das  der 
Ordnung  des  Herzogs  Johann  und  den  von  ihm  (Hz.  Wilh.)  dieserhalb 
erlassenen  Befehlschriften  zuwider  ist,  so  soll  Orsbach  jene  Neuerung 
abstellen  und  sich  der  Ordnung  und  den  Befehlschriften  gemäss  ver- 
halten, damit  es  nicht  nötig  wird,  »ferner  insehens  hierinnen  zu  tun«.' 
A.  a.  0.  fol.  101  die  Notiz:  ,»Der  jung  Orsbach  fengt  nuerong  in  der 
kirchen  und  sunst  für«  [!];  es  ist  ihm  deshalb  zu  schreiben  [in  dem 
Sinne  jenes  Befehls  v.  Jan.  14].  »Das  er«  [nämlich  Orsbach]  »Lam- 
brechten  Loerstrass  [oder  Toerstrass]  bi  sinem  besitz  und  gebruich  lasse 
bis  zu  erkentniss,  wa  der  inhalt  der  supplication  also  ist;  sunst  sinen 
bericht  daruf  zu  uberschriben«.'  Fol.  105  (Kop.)  Schreiben  des  Herzogs 
d.  d.  Cleve  1545  Januar  12  an  die  Räte  zu  Düsseldorf:  ,Was  das 
Schreiben  des  Amtmannes  von  Münstereifel  »belangen  den  jungen  v.  Ors- 
bach der  neuerung  halber«  betrifft,  so  sollen  Räte  deswegen  sich  so 
halten,  »wie  ir  in  dem  zedel  hiebei  ...  zu  finden«.1  Fol.  165  (Kpt.) 
Schreiben  des  Herzogs  an  Orsbach  zu  Vernich  d.  d.  Düsseldorf  1545 
Mai  19:  ,Trotz  des  hzgl.  Befehls,  »die  furgenomne  nuerung  und  Ver- 
änderung in  dem  kirchendienst,  althergebrachten  loblichen  christlichen 
ceremonien  und  gebruich  afzustellen«  und  sich  den  ergangenen  Ordnungen 
und  Edikten  gemäss   zu  halten,   verharrt  Adressat  dennoch    »in   solchem 
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soe  ich  geloiflichen  bericht,  uf  etlichen  ort  ein  zit  lank  gebruicht, 
sal  min  diener,  brenger  van  disem,  muntlich  vuerdraegen  uer  goet- 
bedunkens  daein  vuerzuwenden.  —  Datum  . . .  goensdag  den  7.  ja- 
nuarii  ao.  45.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  99,  Or.1)  (»in  der  canzellien  ufzubrechen«). 

169.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Propst  Vlatten,  Wilh. 
Ketteier,  Dr.  inr.  Karl  Harst  und  Dr,  iur.  Caspar  Gropper 
fflr  den  Reichstag  zu  Worms.2)    Cleve  1545  April  14. 

1.  Besetzung  und  Unterhaltung  des  Kammergerichts.  Die  Prozesse 
des  kölner  Klerus  gegen  den  Hz.  abzustellen  und  die  Streitsache  unpar- 
teiischen ksl.  Kommissarien  zu  unterbreiten.  2.  Die  Türkensteuer  nicht 
in  der  Form  des  gemeinen  Pfennigs,  sondern  in  der  der  Anschläge  und 
zwar  der  neuen  (herabgesetzten)  zu  bewilligen.  Vollständige  oder  we- 
nigstens teilweise  Freilassung  der  hzgl.  Unterthanen  nachzusuchen.  Die 
Steuer  auf  die  Güter,  nicht  auf  die  Personen  zu  legen.  In  dem  Abschied 
zu  bestimmen,  dass  jede  Obrigkeit  ihre  Unterthanen  zur  Zahlung  der 
Türkensteuer  zwingen  dürfe.  3.  Gesandte  sollen  die  Ratschläge  anderer 
Stände   über  die  Religion   dem  Hz.    zuschicken,   worauf  er   ihnen   sein 

obg.  furnemen«.  Hz.  wiederholt  seinen  Befehl  nochmals;  Adressat  möchte 
sich  danach  richten,  damit  der  Hz.  nicht  veranlasst  werde,  »geburlich 
insehens  derhalven  zu  doin«.' 

*)  Ebenda  fol.  164  (Kpt.)  ein  hzgl.  Schreiben  an  den  Amtmann  zu 
Münstereifel  mit  dem  Datum  »Cleef  den  14.  junii  ao.  45« :  , Antwort  auf 
des  Amtmanns  Schreiben  an  die  Räte.  Was  die  Pensionarien  betrifft, 
»mögen  wir  erleiden,  das  soliche  Verweisung  des  einen  termins«  an  den 
Schultheissen  zu  Euskirchen  geschehe;  hat  demselben  dieserhalb  Befehl 
gegeben.  —  Diejenigen,  welche  die  Türkensteuer  zu  geben  sich  weigern, 
»auch  die  pende  weren«,  soll  Adressat  zur  Bezahlung  anhalten  und,  »die- 
weil  sie  die  pende  wegeren,  für  recht  stellen  und  mit  geburlicher  straf 
darfur  ansehen«.  —  Erfährt,  dass  in  den  in  dem  Amt  des  Adressaten 
gelegenen  Eigenherrlichkeiten  die  Türkensteuer  noch  nicht  erhoben  ist. 
Adressat  soll  daher  den  Eigenherren  anzeigen:  da  die  Türkensteuer  nicht 
nur  durch  die  jülicher  Landschaft,  sondern  durch  das  ganze  Reich  be- 
willigt und  dabei  vertragen  ist,  dass  darin  niemand  gefreit  sein  soll,  so 
möchten  sie  ihre  Unterthanen  dazu  anhalten,  die  Steuer  umgehend  zu 
entrichten.4  Vermutlich  ist  »junii«  für  »januarii«  verschrieben.  Jeden- 
falls ist  dies  Schreiben  die  Antwort  auf  Nr.   168. 

*)  Die  Vollmacht  für  die  genannten  ist  d.  d.  Cleve  1545  April  20: 
RV.  Nr.  15,  Kop.  Ebenda  (Kop.)  noch  eine  andere  Vollmacht  zum 
Reichstag  v.  Worms  für  Vlatten,  Ketteier,  Gropper  und  Joh.  v.  Elmpt 
zu  Burgau  d.  d.  Cleve  1545  Febr.  10.  Die  letztere  ist  wohl  wieder 
zurückgenommen  worden. 


Digitized  by 


Google 


Nr.  169.     1545  April  14.  551 

Bedenken  senden  wird.  4.  An  der  wormser  Herabsetzung  der  Reichs- 
anschläge festzuhalten.  Soest,  Wesel,  Duisburg,  Grafen  Blankenheim  und 
Moers  nicht  besonders  anzuschlagen.  5.  Reichsmünzordnung.  6.  Reichs- 
polizeiordnung. 

1.  Hinsichtlich  des  Kammergerichts  sollen  sie  »dahin  handien 
und  schliessen«,  damit  es,  wie  bisher  geschehen,  durch  die  Reichs- 
stände besetzt  und  vermöge  der  Reichsordnung  die  Personen  durch 
die  Kreisfürsten  präsentiert  werden.  Wenn  dies  durch  die  Reichs- 
stände beschlossen  ist,  sollen  Gesandte  den  Hz.  davon  »in  zeit  ver- 
stendigen,  uf  das  wir  geburlicher  zeit  die  unsern  presentiren  mögen«. 
Was  die  Unterhaltung  des  Kammergerichtes  betrifft,  so  sollen  sie, 
»wo  dieselb  einhelliglich  durch  die  stende  bewilligt,  .  .  .  von  unsert 
wegen  uf  die  negst  zu  Wurmbs  bescheene  ringerung  und  nit  weiters 
darin  willigen«.  Doch  sollen  sie  zuvor  von  Kaiser,  König  und 
Reichsständen  verlangen,  dass  »die  process  und  verdechtliche  hand- 
lung,  so  durch  die  vorige  camergerichtspersonen  widder  uns  und 
für  die  cleresei  zu  Collen  ergangen,  abgeschaft«  werden,  »und  sich 
für  unparteische  Kei.  M.  commissarien  ged.  gebrechen  halben,  so 
sich  zwischen  uns  und  der  cleresei  zu  Collen  erhalten,1)  erpieten«. 
Gesandte  sollen  deshalb  bei  dem  Kaiser  um  solche  Kommissarien 
anhalten,  »wie  auch  dr.  Karl  Harst  derwegen  mit  dem  hern  von 
Granvela  zu  handien  bevelh  gegeben  ist«.2)  Gesandte  sollen  sich 
auch  deshalb  mit  Dr.  Walter  besprechen  und  dessen  Ratschlag 
baldigst  dem  Hz.  zuschicken.  2.  Betreffs  der  Türkenhilfe  hat  der 
Kaiser  in  der  Proposition  zu  der  Stände  Bedenken  gestellt,  ob  sie 
»uf  den  gemeinen  pfennig  und  die  casten  oder  uf  die  neuen  [!] 
ringerung8)  angeschlagen  werden  sol«.  Gesandte  wissen  nun,  »aus 
was  Ursachen  wir  die  casten  bisher  in  unsern  furstentumben  und 
landen  nit  ufrichten  kunnen,«  und  dass,  wenn  sie  gleich  aufgerichtet 
würden,  doch  wenig  darin  kommen  würde  »und  unangesehen  [d.  h. : 
trotz  der]  die  casten  zu  underhaltung  des  uns  uferlegten  kriegsvolks 
ein  nebensteur  angelegt  werden  muste,  wuchs  dan  uns  und  unsern 

*)  Vgl.  oben  S.  504  Anm.  1.  Die  Notiz  in  Heresbachs  Tagebuch 
zu  1544  Spt.  7  (Ztschr.  23,  S.  83):  Coloniae  interfui  componendae  con- 
troversiae  cum  clero,  bezieht  sich  vielleicht  auch  auf  diese  Dinge. 

■)  Nach  dem  RA.  von  Speier  (1544  Juni  10)  §.  19  ff.  sollten  Ver- 
treter aller  Reichskreise  in  Worms  am  1.  Okt.  1544  zur  Regulierung  der 
Reichsanschläge  zusammentreten. 

8)  Harsts  Bericht  über  seine  Verhandlungen  mit  Granvella  und  Naves 
s.  bei  G.  v.  Below,  Vermählg.  Hz.  Wilhelms  S.  7  ff. 
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undertonen  zu  hoher  besehwernus  und  villeicht  zu  unverstant  reichen 
wurde.«  Deshalb  sollen  Gesandte  »uf  die  neue  anscbleg  und  ringe- 
rung  der  Turkensteur  halbir  handien  und  schliessen.«  Überdies 
aber  sollen  sie  die  vollständige  oder  wenigstens  teilweise  Verscho- 
nung  der  hzl.  Unterthanen  von  dieser  Türkensteuer  durchzusetzen 
suchen,  da  die  hzgl.  Lande  durch  die  langwierigen  Kriege  verheert, 
mehrere  Landsteuern  in  der  Fehde  gegeben  sind,  auch  seit  etlichen 
Jahren  in  diesen  Landen  grosser  Misswachs  aller  Früchte  gewesen 
ist,  »zudem  in  unsern  nidderlanden  das  wasser  nu  vier  jar  lang 
nach  einander  mirklichen  verderblichen  schaden  geton,  dardurch 
wir  und  unsere  undertonen  dermassen  beschedigt,  das  uns  nit  wol 
muglich,  solche  grosse  beschwerliche  ausgaben  und  steur  zu  laisten«. 
Ist  die  Verschonung  der  Unterthanen  nicht  zu  erreichen,  so  sollen 
Gesandte  »uf  negst  bescheene  ringerung  und  nit  anders  in  die 
Turkenhielf  sich  inlassen,  dergestalt,  das  in  dem  abscheit  usdruck- 
lich  versehen  werde,  das  die  steur  uf  die  guter  und  nit  uf  die 
personen  geschlagen  werde ; *)  damit  der  last  nit  uf  den  armen  man, 
den  er  zu  tragen  nit  muglich  ist  [!],  allein  gelegt  und  der  reichen 
verschont  wurde,  sonder,  dieweil  das  ein  gemein  werk  und  den 
reichen  alswol  als  den  armen  belangende  ist  und  zu  nutz  reicht 
das  es  zugleich  getragen  und  der  reich,  so  es  wol  tun  mag,  dem 
armen  darinnen  zu  statten  kome;  das  auch  in  dem  abscheit  solche 
fursehung  beschee  und  etliche  penen  usdrucklich  bestimpt  wurden, 
wodurch  ein  ider  fürst  und  oberigkeit  in  seinen  landen  die  unge- 
horsamen undertonen  zu  bezalung  der  Turkensteur  bezwingen  und 
anhalten  rnuge,8)  uf  das  der  ungehorsam  der  undertonen  uf  den 
hern  nit  geschoben  werde.  Dan  on  das  sehen  wir  nit  wol,  wie  die 
hielf  zu  leisten  ader  die  steur  bei  etlichen  unsern  undertonen  zu 
erhalten  were.«  3.  Hinsichtlich  der  Religion  »wollen  wir  durch 
frome,  verstendige,  frietliebende  personen  unser  bedenken  und  re- 
formation  begreifen  lassen  und  uns  damit  gefast  machen,  wan  durch 
Kei.  und  ko.  Mt.,  auch  andere  curfursten,  forsten  und  stende  des 
reichs  ire  reformation  und  ratschleg  übergeben,    das   alsdan  unser 

l)  Vgl.  oben  S.  381  und  510  Anm.  4. 

*)  Vgl.  die  oben  S.  148  Anm.  265  erwähnte  Schrift  von  Lohmann- 
Vielleicht  denkt  die  hzgl.  Regierung  hierbei  mehr  an  die  Geistlichen  (be- 
sonders die  auswärtigen,  "[die  im  Lande  Güter  hatten)  und  die  Unten 
herren  als  an  die  einfachen  Unterthanen.  Beachte  die  Worte:  »be 
etlichen  unsern  undertonen«. 
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reformation  gleicherweis  übergeben  wurde.«  Inzwischen  sollen  die 
Gesandten  »sich  bei  etlichen  stenden  ader  dero  gesandten,  da  es 
stat  haben  wil,  vertrauter  weis  befragen,  wie  sie  es  mit  iren  rat- 
schlegen und  reformation  zu  halten  gemeint,  und,  wo  muglich,  in 
geheim  copeien  davon  zu  wegen  bringen  und  uns  die  uberschicken, 
wie  wir  auch  ged.  unsern  reten  unser  reformation  forderlich  nach- 
senden wollen«.1)  4.  Sollen  »die  neu  ringerung,  so  zu  Wurmbs 
durch  die  darzu  verordnete  kreisrete  bescheen,  von  unsert  wegen 
bewilligen«  und  dahin  wirken,  dass  der  Hz.  dabei  gelassen  und  nicht 
höher  beschwert  werde.  Doch  sollen  sie  durchzusetzen  suchen,  dass 
die  Städte  Soest,  Wesel  und  Duisburg  »aus  den  anschlegen  ver- 
bleiben«, und,  wenn  es  nicht  zu  erreichen  ist,  wegen  der  Städte 
Protest  einlegen.  Ebenso  sollen  sie  durchzusetzen  suchen,  dass  »die 
graven  Blankenheim  und  Moers  us  dem  anschlag  gelassen  werden«, 
und,  wenn  das  nicht  zu  erreichen  ist,  »dahin  handien«,  dass  die 
Grafen  »die  steur,  daruf  sie  angeschlagen,  uns  hantreichen  und  die- 
selb  vort  dem  reich  durch  uns  uberliebert,  damit  wir  an  unser  ge- 
rechtigkeit  nit  verkürzt  und  dem  reich  die  steur  gleichwol  erlegt 
werde.«  5.  Sollen  sich  mit  den  Reichsständen  »einer  gemeiner  ein- 
drechtigen  bestendigen  und  guter  munzordnung8)  vergleichen«,  wo- 
rüber der  Hz.  ihnen  näheres  hat  zustellen  lassen.8)  Sollen  aber 
darauf  dringen,  dass  »in  solcher  munzordnung  Kei.  M.  erblande 
auch  mit  begriffen  und  verbunden  werden.  Dan  on  das  nit  mug- 
lich, in  Teutscher  nation  und  sonderlich  in  unsern  und  andern 
anstossenden  landen  ein  bestendige  münz  ufzurichten  und  zu  be- 
halten.« 6.  Sollen  mit  den  Reichsständen  »einer  guter  polliceiord- 
nung  sich  vergleichen  und,  nachdem  zu  Wurmbs  derwegen  ein  rat- 
schlag verfast,  denselben  ufs  furderlichst  uns  zuschicken«.  —  Cleve 
1545  April  14. 

RV.,  Nr.  15,  Orig.  mit  eighd.  Unterschrift. 

170.  Kaufleute  und  Schiffer  aus  Stift  und  Stadt  Köln, 
Cleve  und  Berg,  Supplik  an  Hz.  Wilhelm,  [c.  1646 
April  14.]*) 

*)  Vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  172  ff. 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  128  Anm.  4;  Kannengiesser,  der  Reichs- 
tag zu  Worms  1545,  S.  29. 
8)  Hier  nicht  vorhanden. 
4)  Diese   Supplik,   die    sich   unter   Akten    des   Reichstags  v.  1545 
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Werden  an  Waal,  Rhein  und  Yssel  wider  Recht  beschwert.  1. 
Die  ksl.  Zollbeamten  erheben  den  lobither  Zoll  wieder  (wie  Hz.  Karl 
von  Geldern)  zu  Nimwegen,  Arnheim  und  Zütphen.  2.  Hoher  Zollsatz. 
3.  Missbrauch  in  Bezug  auf  den  Zollwein.  4.  Die  Geldrischen  vor  ihnen 
bevorzugt.     5.  Nachteil  für  die  hzgl.  Zolleinnahmen. 

»Kouf-  und  schifleut  der  stift  und  stat  Colen  sampt  der  [!] 
landen  Cleve  und  Berg  gemenlich,«  Supplik  an  Hz.  Wilhelm. 

Obwohl  der  Hz.  sie  an  seinen  Zöllen  »genedigüch  faren  und 
passieren«  lässt,  »über  das  werden  wir  uf  den  drien  streumen  Wal, 
Hin  und  Issel  boven  recht  beschweirt,«  so  dass,  falls  nicht  Abstel- 
lung erfolgt,  wir  als  diejenigen,  so  von  alters  schifleut  geporen, 
dardurch  unsere  schif  ein  mit  allem  zubehoir  allenthalben  verlassen 
und  darvon  abstain  mossen.  1.  Dweil  der  zol  zu  Lobeth  in  u.  f.  g. 
namen  daeselbst  gehaben,  wuchs  sich  dan  herzoch  Karl  zu  Geldern 
...  als  zu«  Geldern  und  Zütphen  »zugehorich  angemasset, *)  der- 
halben  denselbigen  zol  zu  Nimagen,  Arnhem  und  Zupten  [!]  ein 
ziet  lank  gehaben,  bis  lange  u.  f.  g.  an«  Geldern  und  Zütphen 
»ankörnen  und  ingehabt.  Es  ist  auch  aber  domals  beclagt  und 
erkant,  das  unpilliger  weis  derselbiger  zol  mehe  dan  allein  zu  Lo- 
beth gehaben  solte  werden,  wilcher  besweirnis  die  schif-  und  kouf- 
leut  doe  zer  zit  van  u.  f.  g.  entledigt  und  frei  gelassen  worden.« 
Nachdem  aber  der  Kaiser  Geldern  und  Zütphen  erhalten,  erheben 
seine  Zollbefehlshaber  »die  ungepurliche  zolle«  zu  Nimwegen,  Arn- 
heim und  Zütphen  wiederum.  2.  Die  geldrischen  Befehlshaber  for- 
dern »an  der  drier  streume  zollen  van  jederm  voder  wins  boven 
alle  zolgerechticheit  einen  gülden  florin  und  van  allen  andern  kouf- 
und  schifleut  zolbaren  gutern  den  100.  pennink  van  dem  werden«. 
3.  Die  Zöllner  nehmen  auf  jenen  drei  Strömen  »einen  unlidlichen 
misbruch*  vor,  »als  das  sie  den  zolwin  mit  grossen  krochen  und 
fleschen  geweltlich  ausser  den  schiffen  tragen,  das  schentlich  nach- 
zusagen und  den  kouf-  und  schifleuten  erbärmlich  zu  dulden.  4. 
Wir  schif-  und  koufleut«  werden  sehr  »beswert  mit  etlichen  der 
Gellerschen  freiheiten,  dwilche  öffentlich  darmiten  das  unlidlich 
monopolium  geprauchen,  als  das  sei  zu  Berk  verzolt  haben  und 
folgens  zu  Burick  des  driten  penninks  frei  sint  und  also  vortan  mit 
iren  eignen  guteren  sonder  einiche  beswernis  des  zols  bis  in  Hollant 

findet,  wird   dem  Hz.   etwa  um  die   Zeit,    als    er  seine   Gesandten   zum 
Reichstag  abfertigte,  überreicht  worden  sein. 
*)  Vgl.  oben  S.  89  Anm.  51. 
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faren  und  passiern.  Got  gebe  aber,  das  es  ire  eigen  guter  sint. 
Neben  dem  sint  sei  der  beswernis  des  100.  penninks,  wie  oben 
angezeigt,  glichfals  zu  geben  frei  erlassen,  damit  andern  kouf-  und 
schif  leut  nit  möglich  beneben  denselbigen  kouf  und  mart  zo  halten. 
5.  So  werden  uns  schifleuten  die  frachten  allenthalben  verkorzt 
und  wirt  nicht  damiten,  wie  es  dan  van  alters  sitlich  und  preuch- 
lieh,  gehalten,  also  das  nicht  möglich,  die  alte  gepurliche  zolge- 
rechticheit  zu  geben  oder  zu  erlegen,  wardurch  unsere  etlichen  alte 
angeporne  schifleut,  die  u.  f.  g.  und  derselben  lobl.  ged.  vurfaren 
vil  tausent  zu  verzellen  heimbracht,  die  aber  jetzonder  in  mangel 
und  jamer  stil  ligen  mossen.«1) 

Der  Hz.  möchte  »dise  gebrechen,  wilche  u.  f.  g.  und  andere 
heren  der  zol  alswol  uns  armen  leuten  zu  grossem  .  .  .  abbruch  .  .  . 
und  schaden  erreichen,«  mit  Zuthun  des  Erzbischofs  von  Köln  und 
des  kölnischen  Stadtrates,  »wilchen  wir  glichfals  geclagt,«  dem  Kaiser 
und  allen  Reichsständen  vorbringen,   damit  sie  abgestellt  werden. 

RV.,  Nr.  15,  Kop. 

171.  Die  zum  Reichstag  zu  Worms  verordneten  jülicher 
Räte,  Erklärung  an  die  Reichsstände.  Worms  [1546  Juni  10]. 

Die  Kreisräte  haben  bestimmt,  dass  der  Hz.  in  den  nächsten 
10  Jahren  einen  kurfürstlichen  Anschlag  erlegen  soll.2)    Nun  hatte 

*)  Konstruktion!  »verzellen«:  verzollen. 

*)  S.  über  die  Versammlung  der  Kreisräte  in  Worms  vorhin  S.  661 
Anm.  2.  Das  Resultat  ihrer  Verhandlungen  für  Jülich-Cleve  giebt  fol- 
gende Aufzeichnung:  ,»  Actum  zu  Wormbs  ao.  1545«.  Die  Beschwerden 
des  Herzogs  v.  Jülich  sind  »durch  die  kreisverordenten  für  erheblich  ge- 
acht  und  bedacht  worden«,  dass  der  Anschlag  des  Herzogs  auf  den  An- 
schlag eines  Kurfürsten,  wie  er  1521  zu  Worms  gemacht  [d.  h.  60  z.  R., 
277  z.  F.],  herabzusetzen  sei,  so  dass  er  60  zu  Ross  und  277  zu  Fuss 
10  Jahre  lang  stellen,  »auch  solcher  nacnlass  und  ringerung  dem  ver- 
derbten lande  .  .  .  Guilch  in  und  an  seiner  tax  zu  gutem  kommen«  soll. 
Aber  nach  Umlauf  der  10  Jahre  soll  der  Hz.  »bei  der  moderation  .  .  ., 
so  durch  das  gewesen  reichsregiment  zu  Esslingen  geschehen,  pleiben«, 
so  dass  er  70  zu  Ross  und  323  zu  Fuss  zur  Reichsanlage  geben  soll. 
»Georg  Wolf  der  kreisverordenten  geschworner  secretarius  manu  propria 
scripsit«.'  R.V.  Nr.  15,  Kop.  Ebenda  (Kop.)  noch  folgender  Bescheid 
der  Kreisverordneten,  durch  denselben  G.  Wolf  unterzeichnet:  ,Die  Grafen 
Gerhard  und  Amt  v.  Manderscheid  sind  durch  die  Kreisverordneten  um 
2  zu  Ross  und  3  zu  Fuss  erleichtert,  so  dass  sie  fortan  2  zu  Ross  und 
10  zu  Fuss    »zu  reichsanlage  geben.     Doch  sol   es   mit   diesen   graven 
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der  Hz.  erwartet,  er  würde  wegen  des  erlittenen  Schadens  etliche 
Jahre  ganz  von  den  Reichssteuern  verschont  werden.  Wenn  das 
aber  nicht  zu  erhalten,  so  wolle  er  den  ihm  durch  die  Kreisräte 
auferlegten  Anschlag  eine  Zeit  lang  tragen,  doch  unter  der  Be- 
dingung, dass  seine  »eigentumbliche  undertanen  und  stet,  wie  bis- 
anher  alwege  gewesen,1)  in  irer  f.  g.  hülfen  gelassen«  würden. 
Sollte  dagegen  etwas  vorgenommen  werden,  »so  wiste  s.  f.  g.  sich 
in  ainichen  anschlag  mit  nichten  einzulassen,«  sondern  protestiert 
hiermit  dagegen.  Bitte  um  Aufnahme  in  des  Reichs  Protokoll.  — 
»exhibitum  Wormatiae  10.  junii  1545.« 
RV.,  Nr.  15,  Kop. 

172.  Hz.  Wilhelm  und  Bäte,  Beschluss  über  die  Beant- 
wortung* der  Supplik  des  Klosters  Altenberg  wegen  der 
Dienstpflicht  eines  Hofes.8)    1646  Juni  12. 

»Angezeichent  am  12.  junii  1545  praesente  principe,  canzler, 
marsch.  Wachtendonk,    hofm.  Hosteden,   marsch.  Scholer,  dr.  Oli- 

wie  mit  andern  ausgezognen  gehalten  werden«.  —  Der  Stadt  Düren 
haben  die  Kreisverordneten,  weil  sie  jetzt  verbrannt,  diesmal  »keinen  an- 
schlag« gemacht;  wollen  »solchs«  an  die  gemeinen  Reichsstande  gelangen 
lassen/  Vgl.  oben  Nr.  79  (S.  392  Anm.  2);  Lünig,  pars  gener.  4,  S. 
456;  Limnaeus  4,  S.  503.  Der  Anschlag  von  Jülich-Cleve  auf  70  zu  R., 
323  zu  F.  blieb  (nach  Umgang  der  10  Jahre,  für  welche  60  zu  R.  und 
277  zu  F.  bewilligt  waren)  fortan  bestehen.  Es  mögen  hier  noch  die 
von  Jülich-Cleve  aus  der  Reichsmatrikel  ausgezogenen4  Kontingente  an- 
gegeben werden  (nach  Lünig,  pars  gener.  4,  S.  468,  472  und  480  f., 
Limnaeus  4,  S.  557  und  der  oben  S.  555  Anm.  2  citierten  Liste).  Stadt 
Soest:  20  zu  R.,  120  zu  F.;  Wesel:  5,  50;  Düren:  3,  20;  Duisburg: 
2,  18;   Grafschaft  Manderscheid-Blankenheim:   2,  10  (seit  1545;    1521: 

4,  13);  Moers:  4,  12  (seit  1545;  1521:  3,  12).  Über  die  Verhand- 
lungen in  Worms  vgl.  auch  unten  Nr.  176. 

*)  Hiermit  sind  wohl  Düren,  Soest  u.  s.  w.  (s.  S.  380  Anm.  3  und 

5.  553  §.  4)  gemeint. 

2)  Zur  Erklärung  vgl.  Supplik  des  Klosters  Altenberg  an  den  Hz. 
(o.  D.):  ,Nachdem  die  Konventualen  dem  Hz.  in  Bensberg  und  Jülich 
geklagt,  dass  sie  gegen  ihre  Privilegien  mit  einem  Dienst  auf  ihrem  Hof 
Boeichem  »durch  wroegung  der  huisluit«  beschwert  werden,  und  in  Jülich 
durch  den  Hofmeister  Werner  von  Hoegsteden  und  den  Thürwärter  Adolf 
Meiver  die  Antwort  erhalten  haben,  »men  sult  dem  amptman  und  fait 
zo  Berchem  befelh  doin,  dat  men  uns  niet  widers  en  sult  besweren,  dat 
wir  mit  billicheit  uns  hedden  zu  beclagen«,  beschwert  jetzt  doch  der 
Vogt  ihren  Halfen  mit  ungewöhnlichem  Dienst.  Bitten  um  Abstellung.' 
Ms.  A.  253,  fol.  41,  Or.  praes.:   >Gleef  11.  junii«.    Dann  von  der  Hand 
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schleger,  Plettenberg,  Lei,  Reck,  Drimborn,  Cruser.  Uf  die  suppli- 
catioir  der  von  Aldenberg  ist  beratschlagt:  Erstlich,  so  brengt  die 
verschrivong  mit,  was  sie  der  von  alders  in  guder  gewonheit  her- 
bracht haben.   Item  wirt  geacht,  das  durch  dise  verschrivong  nichtz 

des  Redaktors  dieses  Fascikels:  »Dise  Schriften  mit  uf  den  lantdach, 
so  im  lande  van  Gulich  sol  gehalden  werden,  zu  nemen«.  Ebenda  fol. 
45  (Orig.  oder  Kop.;  o.  D.)  Supplik  des  Klosters  an  Ritter-  und  Land- 
schaft von  Jülich:  ,Vogt  und  Bote  zu  Bergheim  haben  »zom  öfter mail« 
den  Halfmann  des  Hofs  zu  den  Diensten  gezwungen,  was  aus  folgenden 
Gründen  gegen  »die  billieheit«  ist.  Die  Dienste  sind  ihnen  nicht  »mit 
luiter  gnaden«  erlassen,  sondern  sie  haben  sie  im  J.  1430  von  dem 
Herrn  von  Loen  mit  seines  Sohnes  Zustimmung  losgekauft.  Obwohl 
dann  Gerhard  von  Loen  den  Kauf  für  zu  wohlfeil  gehalten,  so  haben 
sie  sich  doch  mit  ihm  im  J.  1450  verglichen;  die  Urkunde  darüber  ist 
auch  von  dem  damaligen  Amtmann  von  Bergheim  und  von  den  Schönen 
von  Bergheim  von  wegen  des  Gerichts  in  der  Loe,  unter  dem  der  Hof 
gelegen,  besiegelt.  Ober  Menschengedenken  sind  sie  in  ruhigem  Besitz 
der  Freiheit  gewesen.  Hz.  Wilhelm  und  Hz.  Johann  haben  alle  Frei- 
heiten ihres  Klosters  bestätigt  [vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  242  f.].  Das 
Gericht  in  der  Loe  kann  nichts  »gegen  ire  eigen  seiglung  der  scheffen 
zu  Berchen,  der  sie  geprauchen,  wisen«.  Einen  Kauf  muss  der  Hz. 
halten,  denn  wiewohl  princeps  est  solutus  legibus,  non  tarnen  est  solutus 
contractibus.  Anderen  wird  in  Jülich  ihre  Freiheit  gehalten.  Die  Stände 
möchten  sich  deshalb  bei  dem  Hz.  für  die  Freiheit  des  Hofs  verwenden/ 
Diese  beiden  Suppliken  stammen  ohne  Zweifel  aus  dem  J.  1545.  Zum 
ersten  Male  scheint  das  Kloster  1544  Juli  7  beim  Hz.  vorstellig  ge- 
worden zu  sein  (a.  a.  0.  fol.  27).  Welcher  Hof  gemeint  ist,  lässt  sich 
nicht  feststellen;  vielleicht  Bochheim  in  der  Gemeinde  Manheim.  Vgl. 
Binterim-Mooren  (2.  Aufl.)  II,  S.  308  u.  489.  Die  Privilegien  des  Klosters 
v.  1430  Nov.  10  (v.  Joh.  v.  Loon),  v.  1450  Juni  23  (v.  Gerhard  v.  Loon), 
v.  1511  Mai  4  (v.  Hz.  Wilhelm)  und  v.  1513  April  1  (v.  Hz.  Johann), 
auf  die  hier  verwiesen  wird,  s.  Ms.  A.  253,  fol.  27  ff.  Ein  Bericht 
des  Vogts  zu  Bergheim  an  die  Räte  besagt:  ,Die  von  dem  Abt  zum 
Altenberg  in  seiner  Supplik  vorgebrachte  Klage,  dass  sein  Hälfe,  der 
früher  nicht  gedient,  jetzt  dienen  müsse,  »ist  zum  deil  wair«,  da  der- 
selbe »in  fil  jaren  des  deinst  erledich«.  Fünf  Höfe  im  Amt  Bergheim, 
jener  Hof  des  Abts  zum  A.  (Boechem),  Brockendorf  und  Alsdorp  von 
S.  Pantaleon,  Aindorf  von  Kerpen,  Nedereme  von  Bottenbroch,  sind  früher 
Diensthöfe  gewesen,  doch  haben  »si  zum  deil  etliche  breif  ind  segel,  si 
des  deinst  erledicht  sint«.  Die  Unterthanen  haben  sich  deswegen  in 
einer  Supplik  an  den  Hz.  beschwert,  »we  de  hoef  vurg.  ee  ind  alwege 
deinsthoef  gewist,  de  ouch  des  jairs  dri  mail  uf  den  vagtgedingen  dairvur 
geworgt  [!]  werden,  so  de  dorpen  den  deinst  nue  [?]  so  vil  zu  besweir- 
licher  ufgelacht,  dat  dan  dem  in  den  schaetz  de  beswerlicher  ufgeit,  der 
schaet  durch  den  deinst  hoecher  louft  dan  der  stainder  schaetz  jairs,  so 
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neues  gegeven.  Item  m.  g.  h.  oder  [!]  herzog  Wilhelm  sollen  es 
nit  mechtig  sin,  die  von  Aldenberg  oder  andere  der  dinsten  zu 
erlassen,  wie  solichs  auch  herzog  Johan  geloft  diejenige,  so  von 
alders  zu  dienen  plegen,  widerumb  bizubrengen,  *)  auch  oftmals  von 
der  lantschaft  begert  worden.2)  Item  nachdem  etliche  hiebevor  mit 
geld  sich  des  dienst  erledigt  ind  frei  gegolden,  hat  hiebevor  die 
lantschaft  für  gut  angesehen,  das  durch  sie8)  denselbigen  ire  pen- 
ningen  widerumb  erlacht  werden.  Item  der  cammermeister  gift 
berichtung,  das  uf  den  ungeboden  gedingen  gewroegt  werd,  das 
solche  der  geistlichen  hove  im  ampt  Berchem  gleich  andern  zu 
dienen  schuldig.  Zu  gedenken:  were  gut,  bi  den  alten  scheffen  ind 
andern  erkundigung  zu  doin,  ob  soliche  der  von  Aldenberg  hoeve 
der  friheit  auch  in  gebruich  bei  irem  leven  gewest  weren.  Dwil 
dan  glichwol  hz.  Wilhelms  brief  und  Siegel  furhanden,  damit  dan 
m.  g.  h.  darwidder  nit  doet,  ist  bedacht  worden,  das  m.  g.  h.  durch 
die  lantschaft4)  herüber  erkennen  laess,  und  das  denjenigen,  so  sich 
mit  geld  gefriet,  ire  penningen  widdergelacht  wurden,  damit  der 
conQrmation  der  Privilegien  nachkomen  werd.  Dan  es  ehe  besweer- 
lich,  das  dise  frei  sein  sollen  und  die  arme  desto  mehe  beswert 
werden.  Nota,  das  auch  hz.  Wilhelm  in  der  confirmation  der  Pri- 
vilegien zugesagt,  diejenige,  so  von  alders  zu  dienen  plegen,  widder- 
umb  bizubrengen.  Zu  gedenken,  das  hz.  Wilhelms  brief  gegeven 
worden  im  selbigen  jar,  als  s.  f.  g.  gestorben,  welchs  auch  mit  zu 
bedenken   steit.     Zu  antworten:    wie   m.  g.  h.   nit   anders   geneigt 

duck  de  dorpwagen  faren,  wirt  alles  in  den  schaetz  gerechent;  so  de 
hoef  erledich,  in  der  deinst  des  de  ungenediger  velt;  .  .  .  verhoffen  nit, 
der  vunf  hoef  deinst  zu  dragen,  so  de  hoef  deinstplechtich  gewist  ind 
inen  nue  ufgelacht  sult  sin.  Maich  [?]  minen,  de  undertainen,  so  de 
vunf  hoef  uis  genaden  erledicht,  sult  inen  der  deinst  dess  nit  de  besweir- 
licher  uferlacht  werden,  we  si  sich  des  hoechgelich  an  m.  g.  h.  verdacht 
haven.  Derhalven  m.  g.  1.  h.  minen  Junker  amptman  ind  mir  vagt  doin 
schriven,  dese  vunf  ernante  hoef  zu  dem  deinst  foederen  sulten,  we 
vurhin  gelich  anderen  deinsthoeffen,  steit  nach  in  dem  bevel  m.  g.  h.  — 
Datum  am  4.  dach  julii  anno  45»/  Ms.  A.  253,  fol.  44.  Or.  praes.: 
»Cleef  11.  junii  ao.  45».  Hiernach  ist  entweder  im  dat.  oder  im  praes. 
ein  Schreibfehler. 

')  Vgl.  S.  205  ff. 

*)  Vgl.  S.  152  ff. 

■)  Korrigiert  aus:   »die  lantschaft«  (von  derselben  Hand). 

4)  Am  Rande:  »nota:  uf  dem  lantdag  im  lande  von  Gulich,  zu 
Upiaden  uf  dem  ritterdach«. 
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dan  s.  g.  fureltern  brief  und  Siegel  zu  halden;  aber  die  undertanen 
hetten  sich  hochlich  besweirt,  das  sie  dienen  und  dise  frei  sin  sollen, 
also  das  die  lantschaft  sich  der  sachen  undernomen;  und  so  dan 
der  lantschaft  hiebevor  von  hz.  Wilhelm  und  andern  s.  f.  g.  fur- 
eltern zugesagt  diejenige,  so  von  alders  gedient,  widderumb  bizu- 
brengen,  und  dwil  dan  auch  die  scheffen  wroegden,  das  sie  glich 
den  andern  undertanen  dienen  solten,  auch  itzt  die  andere,  so  sunst 
frei,  dieneten  die  12  jar  us,  so  kunte  m.  g.  h.  itzt  noch  nit  sonders 
daruf  antworten  oder  furnemen,  dan  m.  g.  h.  kunte  widder  die 
Privilegien  buissen  der  lantschaft  nit  doin  und  wulte  auch  sunst 
ungern  widder  s.  f.  g.  brief  und  siege!  ichtwes  furnemen,  aber 
dwil  wie  obgemelt  die  frien  auch  itzt  dieneten,  so  eracht  man,  das 
sie  sich  auch  mit  fugen  nit  zu  besweren  und  muesten  bis  daran 
sich  damit  leiden;  miüerzeit  wulte  m.  g.  h.  durch  die  lantschaft  dise 
dingen  visiren  lassen. 

Dise  meinung  ist  dem  provisor  [?]  also  angesagt,  daruf  er  noch 
2  copien  von  2  verschrivongen  hern  Gerhartz  ind  hern  Johans  von 
Loen  inbracht,  mit  bit,  wanehe  dise  sachen  an  die  lantschaft  ge- 
langt, das  dan  die  auch  mit  furbracht  werden  mochten.« 

Ms.  A.  253,  fol.  42,  Orig.?1) 

*)  Vgl.  noch  folgenden  Bericht  über  eine  Verhandlung  in  derselben 
Angelegenheit  (ebenda  fol.  48,  Orig.?  z.  T.):  ,»Als  der  abt  zum  Aben- 
berg gegen  den  amptman  und  vogten  Bercheim  uf  den  18.  octobris  ao. 
45  zu  Guiich  bescheiden  des  dienst  halber  van  dem  hoeve  zu  Bockum, 
so  ist  soliche  sach  irst  beratschlagt  in  bisin  m.  g.  h.,  canzlers  Gogref, 
Palant  zu  Breidebent,  cammermeister  Plettenberg,  marsch.  Reck,  dr.  Falt- 
meier [Faltermeier?],  h.  Wilhelm  Keteler,  h.  Wilhelm  Ruischenberg.  .  .  .« 
Der  Vogt  hat  von  dreierlei  Diensten  berichtet:  »das  etliche  dinstwagen  zu 
halden  schuldig  weren,  item  etliche  umbgainde  diensten,  welche  die  nae- 
beren  doint,  wan  der  her  irer  bedarf,  und  etliche  frie  dinsten,  die  vier- 
mail  im  jar  geschehen  und  hiebevor  van  denjenigen,  so  nit  schuldig  zu 
dienen,  bewilligt  sint«,  doch  unbeschadet  jedem  an  seiner  Freiheit  und 
altem  Herkommen;  >und  das  die  scheuen  in  der  Loe  uf  den  hof  Bockum 
erkennen  nit  allein  die  umbgainde  diensten,  sonder  auch  den  dinstwagen«. 
Darauf  sind  der  Kanzler  und  Keteler  zu  dem  Abt  gegangen  und  haben 
berichtet,  wie  die  Landschaft,  weil  die  Unterthanen  in  Folge  der  Ablösung 
etlicher  Dienste  durch  Geld  gegen  ihre  Privilegien  beschwert  worden  und 
deshalb  die  Wiederbringung  der  Dienste  verlangt  haben,  sich  der  Sache 
angenommen  und  dem  Hz.  vorgestellt  hat,  dass  er  gegen  Brief  und  Siegel 
seiner  Vorfahren  nichts  vornehmen  könne.  .  .  .  Der  Hz.  habe  an  dem 
Dienst  >  weder  gnoss  noch  schaden,    so  man  s.  f.  g.  alle  dienst  zu  tun 
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173.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Dr.  Caspar  Gropper 
an  den  Erzbischof  v.  Lund  (Constanz)  und  dann  den  Papst 
(2.  T.).    Ctteve.  1546  Juni  17. 

Weshalb  der  Hz.  sich  wegen  Abschlusses  einer  Ehe  an  den  Papst 
wendet.  Lund  möchte  die  Sache  dem  Papste  rekommandieren  (unter 
Hinweis  auf  die  der  katholischen  Kirche  bei  Weigerung  des  Papstes 
drohende  Gefahr),  ferner  Gropper  ein  Schreiben  an  einen  Bankier  in 
Rom  mitgeben.  Propstei  Emmerich.  Pfründenverleihung  in  den  päpst- 
lichen Monaten. 

Obwohl  der  Hz.  >on  innige  dispensation,  absolution,  declaration 
oder  erleufenisse  sich  wol  mocht  oder  kunte  zu  einer  christlicher 
ehe  begeben,  idoch  umb  der  oeffentlicher  eirbarheit  und  sonderlinger 
reverenz  zu  dem  stoil  zu  Roem  sol  von  Bapstl.  Heil,  gebeden  wer- 
den,« dass  der  Papst  »underdanige  erleufenis«  gebe.1) 

Über  diese  Dinge  soll  Gropper  mit  Lund  Rat  pflegen. 

Lund  möchte  auch  daneben  an  den  Papst  schreiben  und  ihm 
die  Sache  rekommandieren;  auch  »in  denselvigen  oder  anderen 
nebenbrifen  . . .  anzeigen  etliche  Ursachen,  die  i.  Bapstl.  Heil,  billichs 
darzu  solten  bewegen,  solichs  aus  eigenen  willen  zu  tun:  dweil 
unser  g.  h.  noch  ein  eirbar  jonger  fürst  und  der  alter  warer  religion 
anhengich  und  alle  geistlichen  under  siner  f.  g.  wol  und  bi  dem 

schuldig« ;  diene  der  Hof  Bockum  nicht,  so  würden  die  andern  Dienste 
dafür  höher  »angelagt«.  Der  Abt:  ».  .  .  der  abt  hette  auch  etliche 
penningen  nit  on  wissen  der  lantschaft  zu  erledigung  der  diensten  dar- 
gestreckt, item  dises  lang  in  possession  gewest  und  in  sovil  jaren  nehe 
dienst  geleist.  .  .  .«  Die  Räte:  der  Abt  habe  »das  angeben  nit  wail 
verstanden,  welchs  furneralich  daruf  leudet,  das  m.  g.  h.  des  abten  hove 
die  dinsten  nit  ufgelacht«,  sondern  es  sei  nur  durch  die  Landschaft  ge- 
schehen; der  Hz.  fordere  bloss  Bericht,  um  dieselbe  besser  zu  berichten. 
».  .  .  So  sei  auch  die  handlung  nit  von  wegen  m.  g.  h.  furgenomen, 
sonder  dwil  der  abt  i.  f.  g.  ersucht,  wulten  i.  f.  g.  gern  bericht  hoeren 
und  doin,  wes  i.  f.  g.  geburt,  es  werde  dan  i.  f.  g.  von  der  landschaft 
oder  anderen  gefordert.  .  .  .  Were  etwas  der  cliensten  halben  ausgegeben, 
solte  niemant  bedrogen  noch  bei  s.  f.  g.  verkürzt  werden.  Andere  von 
adel  hetten  auch  hoeve  und  gueter,  van  welchen  gleichwol  der  dienst 
auch  geleist  wurde.  Und  ob  man  wol  fint,  das  viel  hoeve  die  diensten 
abgegolden,  so  wurde  doch  von  den  scheffen  gleichwol  erkant,  das  die 
diensten  darvan  geschehen  solten.«' 

*)  Ober  die  Bemühungen  Hz.  Wilhelms,  vom  Papste  eine  Bulle  über 
die  Nichtigkeit  seiner  Ehe  mit  Johanna  von  Navarra  zu  erhalten,  s.  Lac. 
Arch.  6,  S.  66;  Ruble  S.  200  ff.  (woselbst  unser  Aktenstück  bereits 
benutzt  ist).     Die  Bulle  wurde  am  12.  Okt.  1545  ausgestellt. 
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iren  halten  dede,  wie  siner  f.  g.  furheren  ouch  gedan  haven;  und 
das  in  gefal  der  weigerong  sin  f.  g.  van  der  alder  religion  abge- 
want  und  dardurch  die  autoritas  pontificitia  und  aller  anderer  geist- 
licheit  in  Deutscher  nation  hoichhch  verloren  wurde;  das  ouch 
gelichewael  sin  f.  g.  sich  wurde  on  der  erleubnis  verheilichen,  und 
baven  dem  allen  die  vursorg  gedraegen  werden  muste,  wane  s.  f.  g. 
onvermahelt  bliven  und  on  leibserben  abgaen  wurden,  das  alsdan 
alle  siner  f.  g.  furstendomb  und  lande  an  dem  hous  van  Xaxen 
vallen  und  daerbi  ertlich  verbleiben  moesten,  wie  dan  sulichs  durch 
die  lande  albereit  verbrieft  und  versegelt  is,1)  und  also  die  lande 
ouch  protestierent  werden  .  .  . 

Es  wirt  ouch  bedacht  nit  ondienlich  zu  sein,  dass  dr.  Caspar 
bi  siner  g.  [d.  h.  Lund]  uisbrechte  eine  schrift  an  einen  bankier 
oder  wexeler  zu  Roem,  in  gefal  daer  innich  gelt  van  noeten  zu 
gebruichen  weiter,  dan  ime  verziegelt  mit  gegeifen. 

Zu  gedenken,  das  die  dingen  so  heimlich  als  moegelich  und 
nae  gelegenheit  beschien  kan,  gehalten,  damit  die  niet  zu  groissen 
onkosten  geraden,  das  ouch  die  bi  dem  auditori  rotae  domino  Forstio 
umb  der  probstien  zu  Embrick9)  und  anderen  [!]  nit  ruchtbeer  ge- 
maicht,  ne  apud  curtisanos  haec  causa  invidia  contra  principem 
elevetur  [!].  Und  das  sunst  (ob  es  furfiele)  von  den  geistlichen 
lehenen  in  mense  apostolico8)  die  Verantwortung  am  besten  gedaen 
wurde.  —  Gezeichent  zu  Cleif  den  17.  junii  ao.  45.  <4) 

J.-Bg.,  FS.,  Nr.  17,  fol.  684,  Kpt. 

174.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich -Berg. 
1546  September  9. 

Proposition:  Etliche  Städte  von  Qeve  und  Mark  wollen  die  Erb- 
einigung  mit  Burgund  nicht  ratifizieren.  Gründe  der  Weigerung.  Üble 
Folgen.  Stände:  sind  ihrerseits  bereit  zu  ratifizieren,  können  aber  be- 
treffs der  Stände   von  Cleve   und  Mark   keinen   bestimmten  Rat  geben. 

*)  Ober  die  Zustimmung  der  Stände  s.  oben  S.  90  und  295  f. 

*)  Propst  von  Emmerich  war  v.  1536 — 79  Dietrich  v.  d.  Loe  aus 
Wissen.     Vgl.  Wassenbergi  Embricencis  Embrica  S.  76. 

*)  Einige  Notizen  über  Groppers  Verhandlungen  mit  dem  Papste 
über  diesen  Punkt  s.  bei  Lac.  Arch.  5,  S.  64  und  Lossen,  Masius  S.  41  ff. 

4)  Juni  12  hatte  eine  Ratssitzung  (Protokoll  a.  a.  0.  fol.  565)  statt- 
gefunden, in  der  über  die  beim  Papste  zu  thuenden  Schritte  beraten 
worden  war.     Anwesend  waren:    Hz.,   Kanzler,   Marschall  Wachtendonk* 
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»Ao.  45  am  9.  septembris  hat  m.  g.  h.  den  ritterschaften  und 
geschickten  der  stede  der  furstendomben  Gulich  und  Berg  der  rati- 
fication  halber  der  erbeinigung  nachfolgende  meinung  furdragen 
lassen:  Wie  inen  ungezwivelt  noch  bewust,  wes  s.  f.  g.  inen  hie- 
bevor  der  einigung  halber  zusehen  Kei.  M.  und  derselben  erblanden 
und  s.  f.  g.  und  iren  landen  furhalten  doin,1)  daruf  domals  für  gut 
angesehen,  dwil  Kei.  M.  erblande  dieselbige  einigung  bestedigt,  das 
sie  uf  diser  siden  auch  mit  zu  bestedigen  were.  Nu  hette  s.  f.  g. 
dieselbige  meinung  an  ire  lantschaften  Cleve  und  Mark  gleichsfals 
gelangt  und  die  ritterschaft,  auch  den  mererteil  von  den  steden  der 
ratification  bemelter  einigung  willig  befunden.  Allein  hetten  sich 
etliche  stede  ausgezogen,  die  nit  allein  in  diesem,  sonder  in  villem 
anderen  s.  f.  g.  zuwidder.2)    Und  wer  ein  unverstant  angericht,  als 

Hofmeister  Hoesteden,  Schoeler,  Olischleger,  Plettenberg,  Reck,  Lei,  Drin- 
born,  Gruser,  Blomendal.  —  Das  Kreditiv  für  Gropper  an  den  Papst  ist 
von  Juni  30;  s.  Lac.  Arch.  6,  S.  66  und  Lossen,  Masius  S.  41  f. 

*)  S.  oben  Nr.  149  (S.  540  f). 

a)  Aus  den  betr.  Verhandlungen  (Cl.-M.,  ZE.  B,  Nr.  9)  sei  hier 
folgendes  mitgeteilt.  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt  Soest  an  den  Hz., 
1544  Dzb.  16:  ,Ihre  Geschickten  sind  jüngst  in  Essen  gewesen,  um  die 
Erbeinigung  mit  dem  Kaiser  zu  besiegeln.  Haben  »uns  ind  unsen  frunden 
van  ampt  ind  gemeinheit«  Bericht  erstattet.  »Dairup  vast  beswerungen 
en  bejegent,  ind  tolest  van  den  vrunden  nicht  anders  erlangen  kunnen, 
dan  waneir  in  die  vereinunge  mit  gesät«,  ferner  von  dem  Kaiser  und 
dem  Hrz.  »genoiehsam  reversail  gegeven  ind  jegengelofte  gedain  und 
eirst  versegelt  uns  togestalt  worde,  dat  sulx«  ihnen  und  ihren  Nach- 
kommen an  ihren  Privilegien,  Freiheiten  u.  s.  w.  nicht  abbrüchlich  sein 
soll,  »ferner  nae  unser  gestalt  versekert,  dat  men  uns  bi  dem  heiligen 
angenaemen  evangelio  went  to  einen  gemeinen  christlichen  consilio  [1] 
unverhindert  bliven  laiten  wil;  dairto,  dat  dese  versegelunge  der  ver- 
segeiunge,  so  curfurstl.  g.  van  Sassen  [s.  S.  561  Anm.  1]  voirmmls  ge- 
schiet  [!],  der  nicht  contrario  noch  towidder  sin  solle«.4  Verordnete 
Städtefreunde  des  Fürstentums  Cleve  an  den  Hz.,  1545  Febr.  14:  ,Der 
Hz.  hat  ihnen  Januar  31  geschrieben,  er  sehe,  dass  diejenigen,  die  ihm 
und  seinen  Landen  keinen  Frieden  noch  Wohlfahrt  gönnen,  die  Versiege- 
lung »ind  verhiligunge  u.  f.  g.  mit  ondersteeken  uphalden  ind  gerne 
verhinderen  wulden«.  Wissen  nicht,  dass  jemand  unter  ihnen  sein  sollte, 
der  dem  Hz.  und  seinen  Landen  nicht  Friede  noch  Wohlfahrt  gönnen  sollte. 
Wenn  zu  dem  auf  Mittwoch  nach  Invocavit  [d.  i.  Febr.  26]  vom  Hz.  neu  aus- 
geschriebenen Tage  nicht  auch  die  märkischen  Städte  und  namentlich 
die  Stadt  Soest  berufen  sind,  so  wird  »in  ansien  onser  vereinigunge 
itwes  entlichs«  nicht  gehandelt  werden  können.4  Protokoll  über  eine 
Verhandlung   mit  den   clevischen    [und  auch   märkischen?]  Städten,    mit 
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solte  soliche  einigung  irer  f.  g.  landen  und  undertanen  zu  grossem 
nachteil  reichen.  Und  wer  nit  allein  under  denselben,  sonder  auch 
in  disen  irer  f.  g.  landen  ein  grosse  unwarheit  ausgebreit,  als  das 
die  undertanen  Kei.  M.  schweren  und  irer  M.  zufallen  solten,  darvon 
doch  nihe  gewach1)  gehört  noch  solichs  von  irer  M.  ehe  gesonnen; 
sonder  solte  allein  ein  nachbarliche  einigung  sein,  wie  auch  vor- 
der Überschrift:  »to  Essen  28.  martii  1545« :  ,Hz.  ersucht  um  Besiegelung 
des  Vertrags  mit  dem  Kaiser.  »Stedefrunt  sint  afgetreden  und  hebben 
nae  gehatem  rait  den  erfhaefmeister  Wüick  hiningeschickt  und  van  wegen 
der  van  Wesel  m.  g.  h.  und  den  reden«  vortragen  lassen,  wie  sich  die 
weseler  Gesandten  beklagten,  dass  ihnen  in  des  Kaisers  Erbniederlanden 
allerlei  »unguetlicheiden  und  beschweirnissen  begegenden  und  namentlich, 
dat  korzvergangner  daige  alle  die  Nederlanden  durch  placaten  ange- 
schlaegen,  dat  niemantz  to  Wesel  ter  schoelen  trecken  ader  sine  kindere, 
neven  ader  bewandten  dairhin  schicken  solden,  bi  penen  etc.,  und  dairbi 
oick  heimlichen  gewarntschawet  sulden  worden  sin,  dat  sich  die  oere 
van  dannen  begeven  und  geiner  wederomb  dairhin  reisen  sol,  so  inen 
villicht  etlige  wederwerdicheiden  mit  bekummerung  ader  annemen  be- 
gegenen  muchten«.  Der  Hz.  möchte  ihnen  diese  »beschwerenisse  und 
fare  afschaffen«.  Herzog:  Glaubt  nicht,  dass  der  Kaiser  oder  die  Köni- 
gin solches  befohlen  haben,  weil  es  der  Erbeinigung  zuwider  wäre.  »Des, 
wes  [!]  sulches  bescheen,  raucht  villicht  durch  den  argwon  geschiet  sin, 
dat  Kei.  M.  und«  die  Königin  »angebracht  sin,  dat  sich  binnen  Wesel 
vast  allerlei  frembde  personen  versaemelen,  die  mitter  wederdoep  und 
anderen  verdampten  unchristlichen  secten  beileck  [!]  und  dairomb  uit 
anderen  landen  und  steden  verbannen  und  verjaigt  sin  sollen,  derhalven 
dan  sulche  placaten  villicht  upgeslaegen  sin  mochten,  dat  sich  niemantz 
van  inen  tot  Wesel  ter  schoelen  begeven  sal,  dairmit  solche  verdampte 
secten  durch  die  jongen  in  ire  landen  oick  niet  geplantet  noch  ingefuert 
wurden«.  Die  von  Wesel  möchten  die  Sache  nicht  in  die  Handlung  der 
Versieglung  der  Erbeinigung  mengen.  Wenn  »si  sulche  beschwerenissen, 
soe  inen  begegenen  solden,  mit  warem  bestendigem  gronde  siner  f.  g. 
in  Schriften  toestelden«,  so  will  der  Hz.  beim  Kaiser  und  der  Königin 
dahin  wirken,  »dat  sonder  twivel  ungeburliche  beschwereniss  und  unguet- 
licheiden afgestelt  werden  solden,  wie  s.  f.  g.  dan  oick  afwerven  [!] 
laten,  dat  die  stat  und  hof  to  Wesel  gein  Brabantz  leen  sin  sullen,  und 
oick  noch  in  forderong  stahe,  si  to  eximieren  und  uittotrecken,  dat  die 
gein  richstat  sin  sal  [s.  S.  556  Anm.  1],  wie  s.  f.  g.  inen  oick  ferner  mit 
aller  genediger  forderong  geneigt.  .  .  .«  Nach  weiteren  Verhandlungen 
von  beiden  Seiten  erklären  die  weseler  Städteboten  schliesslich:  ,wenn 
der  Hz.  ihnen  nicht  jene  Beschwerung  in  den  Niederlanden  abschafft,  so 
besorgen  sie,  dass  »die  versegelong  bi  der  gemeinten  niet.  ader  seir  be? 
schweirlichen  to  erhalden  sin  solde«/  / 

l)  Von  »gewahen«:  sagen,  berichten? 
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mals  durch  die  landen  ufgericht.  Als  auch  von  denselben  widder- 
wertigen  ire  Privilegien  furgeworfen,  darvon  sie  nit  abweichen 
kunten,  hat  man  so  vil  bei  der  Kei.  M.  erhalten,  das  eins  jedem 
freiheit,  Privilegien  und  gerechtigkeit  furbehalten  sein  sotten;  doch 
das  dieselbige  dieser  einigung  nit  zuwidder  weren.1)  Welchs  doch 
gleichwol  von  inen  nit  het  willen  verstanden  werden,  sonder  diese 
sach  von  einem  tag  zu  dem  andern  verzogen  und  man  keinen  be- 
scheit  erlangen  mögen,  wardurch  dan  an  der  ander  seiten  der  ver- 
dacht uf  s.  f.  g.  komen,  als  das  dieselbige  die  Verhinderung  heimlich 
anstiften,  und  also  gefolgt,  das  die  vertreg  mit  Wassenberg  und 
anders  nit  volnzogen,  zudem  vil  seiner  f.  g.  Sachen  als  mit  be- 
stettenus  und  sunst  verhindert  worden.  Dweil  nun  s.  f.  g.  nihe 
anders  begert,  dan  wes  vertragen  und  s.  f.  g.  zu  nutz  und  gutem 
reicht  zu  volnziehen,  und  doch  gleichwol  s.  f.  g.  sambt  den  ritten 
Schäften  und  steden  dieser  landen  Gulich  und  Berg  in  den  verdacht 
auch  komen,  so  hab  s.  f.  g.  nit  underlassen  mögen  inen  diese  ge- 
legenheit  zu  entdecken.  Dan  s.  f.  g..  gemeint  were  sich  morgen 
nach  Dinxlacken  zu  begeben  und  den  ritterschaft  und  steden, 
die  s.  f.  g.  gleichfals  dahin  bescheiden,  von  dieser  Sachen  nochmals 

l)  Gl.-M.,  Verhältnisse  zu  Geldern  Nr.  51  findet  sich  folgender  Ent- 
wurf einer  Urk.  Kaiser  Karls  V.  (o.  D):  ,Nachdem  zwischen  uns  und 
unseren  Erbniederlanden  und  dem  Hz.  Wilhelm  v.  Gl.-Jül.-Berg  und  seinen 
Landen  eine  Erbeinigung  aufgerichtet  ist,  welche  aueh  Ritterschaft  und 
Städte  v.  Cl.-Mark  angenommen  und  ratificiert  haben  >nae  inhalt  van 
oeren  brieven  en  segelen  van  ratification  uns  darop  gegeven«,  so  erklären 
wir  für  uns  und  unsere  Nachkommen  Herzoge  v.  Brabant  u.  Geldern, 
dass  »solchs«  den  Landen  Gleve  und  Mark  und  ihren  Ritterschaften  und 
Städten  an  ihren  Privilegien,  Freiheiten,  altem  Herkommen  und  Gerechtig- 
keiten, »als«  Hz.  Wilhelm  und  seine  Vorfahren  »sampt  [!]  ritterschap  en 
steden  voirmals  (die  voirs.  lande  Cleve  en  Marke  betreffende)  van  sich 
gegeven  heben«,  unschädlich  sein  soll.  »Dan  sullen  die  gelikewal  in 
in  oerer  volkomener  macht  en  gewalt  verbliven,  so  verre  sie«  uns  und 
unseren  Nachkommen  Herzogen  von  Brabant  und  Geldern  und  unseren 
Erblanden  nicht  präjudiciabel  sind,  »en  glichsfals  dese  einigung  oprechtich 
gehalden  werden« '.  i.  v.  ist  bemerkt:  ,Urkunde,  »wie  men  die  van  wegen 
Kei.  M.  geven  wold,  die  to  Cleve  an  m.  g.  h.  geschickt  worden.  Ind 
s.  f.  g.  solx  gerne  verändert  sege,  inhalt  der  ander  copien  mit  B,  dat 
doch  dermaten  niet  to  erlangen  en  was«'.  Die  Abweichung  in  der 
anderen  Kopie  (B)  ist  folgende:  der  Satz:  ,sofern  —  sind'  steht  vor 
dem  Satze:  ,»Dan  —  verbliven«'.  In  dem  letzteren  steht  nieht  blos 
,»die«',  sondern  ,die  Privilegien,  Freiheiten,  alten  Gewohnheiten  und  Ge- 
rechtigkeiten'. 
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furhalten  zu  lassen.«  Ritterschaft  und  Städtefreunde  ant- 
worten: Sind  »für  ire  person  keiner  anderer  meinung  .  .  .,  als  sie 
erachten,  die  abwesende  auch  sein  solten,  dan  dasjenig,  so  uf  dem 
vorigen  lanttage  dieserhalb  vertragen  und  ingegangen,  zu  volnziehen 
und  demselbigen  gutwillig  nachzukommen,  nemblich  die  einigung 
zu  ratificiren.  Sovil  aber  die  andere  s.  f.  g.  lande  betritt,  weren 
sie  darbei  nit  gewest,  als  es  denselbigen  auch  angelangt,  und  hetten 
derhalben  bedenkens  und  beschwernus  darinnen  buissen  die  andere, 
so  itzt  nit  zugegen,  zu  raten.  Aber  ir  bedenken  were,  das  i.  f.  g. 
sambt  denjenigen,  so  willig,  die  unwilligen  hetten  underweisen, 
underrichten  und  vermanen  zu  lassen,  sich  von  den  andern  nit 
abzusondern;  da  nu  solichs  bei  inen  nit  helfen  wulte,  das  i.  f.  g. 
alsdan  für  sich  selbst  auch  mit  rat  der  willigen  verdacht  zu  sein, 
wie  die  ungehorsame  zu  gehorsam  zu  bringen.  —  Actum  Dussel- 
dorf am  9.  septembris  ao.  45.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  184,  Kop.1) 

175.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich- Berg. 
[Düsseldorf  1545  Dezember  B.]a) 

Herzog:  hat  zu  der  eilenden  Türkenhilfe  viel  zuschiessen  müssen. 
Die  beharrliche  jetzt  aufzubringen.  Stände:  1.  Wollen  sich  fugen. 
Jülicher  bitten  um  Freilassung  der  Unterthanen,  die  in  der  Fehde  Schaden 
erlitten  haben.     2.  Der  Nachlass,  der  etwa  den  Ständen  von  Cleve-Mark 

*)  Ebenda  folgende  Notiz:  »uf  dem  tag,  so  am  11.  septembris 
diserhalb  mit  den  Clevischen  und  Markschen  zu  Dinxslacken  gehalten, 
ist  verabscheit,  das  die  stede  zwischen  dem  tag  und  negstkomenden 
Victoris  meinem  g.  f.  und  h.  mit  schriftlicher  antwort,  was  sie  zu  tun 
gemeint,  begegnen  solten«.  Hz.  an  alle  clevischen  und  märkischen  Städte 
d.  d.  Düsseldorf  1545  Novb.  17  (Cl.-M.,  ZE.  B.,  Nr.  9,  Kop.):  ,Möchten 
»glich  unsern  Guiischen  ind  Bergschen  underdanen«  die  Erbeinigung  be- 
siegeln. Wenn  sie  es  nicht  tun,  wird  »nit  allein  unse  bestetenis  (daran 
unsen  sementlichen  landen  nit  wenig  gelegen)  dardurch  verhindert«, 
sondern  auch  »allen  unsen  underdanen  ein  gewisse  sekerheit  ind  velicheit 
(und  furnemlich  in  disen  tiden)«  vorenthalten4. 

*)  Vgl.  Hz.  Wilh.  an  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich-Berg  d.  d. 
Düsseldorf  1545  Novb.  17  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  239,  Kop.):  »Adressat 
soll  sich  »umb  sunderiicher  Ursachen  wil,  daran  uns  und  unsern  landen 
gelegen,  wie  du  vernemen  wirdest«,  auf  Freitag  den  4.  Dzb.  Abends 
nach  Düsseldorf  begeben  und  am  folgenden  Samstag  »neben  unsern  reten, 
andern  von  der  ritterschaft  und  geschickten  der  stede  .  .  .  das  best 
raten  und  handien  helfen4. 
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gewährt  wird,  ist  auch  ihnen  zu  gewähren.  3.  Bitten  um  einen  Revers. 
Herzog:  zustimmende  Antwort.  Räte:  Stände  wollten  nicht  vor  denen 
von  Cleve-Mark  benachteiligt  sein.  Herzog:  zustimmende  Antwort  Stände 
sollten  die  Einnehmer  benennen.  Wird  die  Geistlichen  berufen,  damit  sie 
auch  ihren  Einnehmer  benennen.    Ritterschaft  benennt  die  Einnehmer. 

Herzog:  Auf  dem  Reichstag  zu  Speier  im  Jahre  1543 l)  ist 
>ein  eilende  und  darzu  ein  offension-  oder  beherlige  hilf«  bewilligt, 
»mit  ufrichtung  der  casten,  wie  im  jar  42  geschehen«.  Und  ob- 
wohl der  Hz.,  auf  dem  Reichstag  selbst  anwesend,  unter  Hinweis 
auf  die  Leiden  seiner  Lande  um  Verschonung  derselben  nachgesucht 
hat,  so  ist  das  doch  ohne  Erfolg  geblieben,  da  man  »dargegen  fur- 
gewant«,  dass  die  Steuer  ein  christlich  Werk  wäre  und  »solichs 
auch  unverstant  bei  den  andern  brengen  wurde,  die  sich  dan  auch 
aussondern  wulten.  Folgentz  hab  m.  g.  h.  s.  f.  g.  lantschaften  die 
gelegenheit  zurkennen  gegeben  und  der  ilenden  hilf  austeilung  tun 
lassen,  daran  doch  vil  gemangelt,  und  s.  f.  g.  mehe  erlegen  müssen, 
dan  s.  f.  g.  ufgeboert,  so  es  uf  die  communicanten  gestalt,  der  vil 
nach  der  veden  abgestorben.«  Mit  der  beharrlichen  Hilfe  sodann, 
die  bereits  zum  letzten  Reichstag  von  Worms8)  hätte  »eingebracht« 
sein  sollen,  hat  der  Hz.  in  der  Hoffnung,  seine  Unterthanen  davon 
noch  verschont  zu  sehen,  bisher  hingehalten.  Aber  auf  eine  bezüg- 
liche Vorstellung  der  hzgl.  Gesandten  in  Worms  ist  ihnen  nur  die 
Antwort  gegeben,  dass  der  Hz.  bis  zum  Reichstag  in  Regensburg8) 
»mit  ufrichtung  der  casten  gefast  sein  sol,«  widrigenfalls  gegen  ihn 
»als  einen  ungehorsamen  sol  procedirt  werden«.  Ein  Protest  der 
Gesandten  darauf  hat  ebenso  wenig  geholfen.  Jeder  Reichsstand 
muss  nach  Regensburg  »ein  ufzeichnus  brengen,  wievil  in  seinen 
casten  befonden,  aber  die  casten  mit  dem  gulde  sollen  noch  nit 
uberliebert  werden«.  Wie  der  Hz.  erfahren,  haben  andere  Reichs- 
stände bereits  »ire  casten  ufgericht,  und  die  inlage  bei  inen  ge- 
schehen«. Deshalb. und  weil  der  Hz.  vom  Kaiser  und  römischen 
König   »dieserhalb    hart   ermant  worden,«    kann   er  nicht  umhin, 

*)  sie!  lies:  1544.  Vgl.  im  übrigen  Egelhaaf,  deutsche  Gesch.  im 
16.  Jh.  II,  S.  428. 

*)  D.  h.  bis  1544  Dzb.  31,  zu  welchem  Termin  der  Reichstag  zu 
Worms  angesetzt  worden  war  (s.  RA.  von  Speier  1544  Juni  10  §.  63 
u.  66).  Thatsächlich  fand  der  Reichstag  zu  Worms  dann  später  statt 
(s.  RA.  von  1545  August  4). 

8)  Der  Reichstag  zu  Regensburg  war  zu  Epiph.  1546  angesetzt 
worden  (s.  RA.  v.  1545  Aug.  4  §.  5). 
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Ritterschaft  und  Städten  »die  notturft  und  gelegenheit  zurkennen« 
zu  geben,  »damit  die  casten  ufgericht  und  kein  unverstant  sunst 
entstünde«.  Ritterschaft  und  Städte,  nachdem  sie  die  Räte  zu 
sich  gefordert:  1.  Danken  für  die  Bemühungen  des  Herzogs  um 
Befreiung  der  Lande  von  der  Steuer.  »Dweil  aber  solichs  nit  zu 
erhalten  gewest,  kunten  sie  s.  f.  g.  kein  mass  geben,  sonder  wulten 
unangesehen  des  grossen  verderblichen  Schadens,  den  sie  gehat,  sich 
hierinnen  dermassen  erzeigen,  das  s.  f.  g.  des  ein  gnedigs  gefallen 
haben  wurden.«  Nur  bitten  die  Jülicher,  dass  die  armen  Unter- 
thanen,  die  wegen  der  Verheerungen  die  Steuer  nicht  geben  könnten, 
davon  frei  büeben,  wie  sie  auch  nicht  zweifelten,  »s.  f.  g.  wurde 
solichs  auch  bei  Kei.  und  kon.  M.  wissen  zu  verantworten.  2.  Wa 
den  Clebischen  und  Merkischen  einiche  nachlassung  geschehen  sulte, 
das  dan  sie  auch  gleichsfals  gehalten  wurden,  damit  unverstant  ver- 
mitten  blebe.«  3.  Bitten  um  einen  Revers,1)  dass  die  Bewilligung 
ihren  Privilegien  nicht  nachteilig  sein  solle.  Herzog,  »eigener  per- 
son«:  1.  will  die  Unterthanen,  »so  verbrant  und  verdorben,  sovil 
an  s.  f.  g.  und  emmer  möglich,  gern  verschoinet  sehen,  wan  es  zu 
erhalten«.  2.  will  »dieses  den  Qevischen  und  Markischen  gleichs- 
fals furhalten  lassen,  die  auch  dergleichen  doin  musten  vermog  des 
reichs  abscheitz«.  3.  ist  dazu  geneigt.  »Und  tete  sich  s.  f.  g.  der 
gegebener  antwort  gnediglich  bedanken. 

Folgentz  haben  die  rete  s.  f.  g.  angezeigt,  wie  sie  vermirkten, 
das  bei  der  ritterschaft  und  geschickten  der  stede  der  verstant  und 
meinung  were,  wa  die  Clevische  und  Markische  sich  aussonderen 
und  nit  geben  wulten,  das  sie  dan  auch  nit  zu  stuiren  gedrungen, 
dan  die  Clevische  und  Markische  segten  inen  nach,  das  sie  so  leicht- 
lich  in  allen  dingen  willigten.«8)  Hierauf  lässt  der  Herzog  den 
Ständen  antworten,  »wa  s.  f.  g.  einiche  nachlassung  het  erhalten 
können,  das  die  diesen  landen,  so  verdorben  und  so  hoch  beschwert, 
sowol  als  den  andern  zu  gut  solte  kommen  sein  worden,  dan  s.  f.  g. 

')  Der  betr.  Revers  d.  d.  1546  Mai  1  (jüL  ldstd.  Arch*  Urkk.  I 
Nr.  15,  Orig.):  ,Da  Ritterschaft,  Städte  und  sämtliche  Unterthanen  von 
Jülich  die  auf  dem  Reichstage  zu  Speier  1544  verabschiedete  Offensiv- 
hilfe dem  Hz.  zu  unterthänigem  Gehorsam  (wie  es  bei  anderen  Reichs- 
ständen gleichfalls  geschehen)  einträchtig  bewilligt  haben,  so  erklärt  er, 
dass  die  Bewilligung  ihnen  an  ihren  Freiheiten  und  Privilegien  nicht  nach- 
teilig sein  soll4.  Für  die  bergischen  Stände  gleichlautender  Revers  vom 
selben  Datum  (berg.  ldstd.  Arch.  Urkk.  I,  Nr.  12,  Orig.). 

9)  Vgl.  oben  S.  363  Anm. 
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nit  gemeint  den  Clevischen  und  Markschen  einiche  nachlassung  zu 
tun«;1)  die  letzteren  würden  auch  ohne  Zweifel  die  im  Reichs- 
abschied  festgesetzte  Strafe  »wol  bedenken«.  Ritterschaft  und  Städte- 
boten sollten  sich  »von  Verordnung  der  innemer  besprechen  und 
die  ritterschaft  in  jedem  furstentumb  einen  verordnen,  so  wulte 
m.  g.  h.  den  seinen  auch  verordnen  und  die  geistliche  auch  be- 
schreiben lassen,  umb  den  iren  gleichfals  zu  ernennen«. 

Ritterschaft  und  Städteboten  haben  sich  darauf  besprochen 
und  die  Ritterschaft9)  von  Jülich  den  Erbhofmeister  Harf  und  Palant 
von  Bredenbent,  die  von  Berg  Lutgen  von  Winkelhausen  im  Lande 
unter  der  Wupper,  Hai  Amtmann  zu  Monheim  im  Lande  über  der 
Wupper  verordnet.8) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  239,  Kop. 

*)  In  einem  cleve-märkischen  Landtagsabschied  d.  d.  Essen  1546 
März  14  (K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  244,  Kop.)  ersucht  die  Ritterschaft 
den  Hz.  u.  a.:  »sovern  den  Gulichischen  und  Bergischen  einiche  naelae- 
tung  oder  milderung  geschee,  dat  si  dessgleichen  und  also  in  eindracht 
gehalden  werden  sollen«.  Die  Städteboten  von  Cleve-Mark  erklären  hier, 
die  Steuerforderung  des  Herzogs  erst  an  ihre  Freunde  bringen  zu  müssen 
und  deren  Antwort  in  drei  Wochen  einsenden  zu  wollen.  Die  Stände 
von  Jülich-Berg  haben  sich  also  auch  diesmal  wieder  gefügiger  gezeigt. 

*)  Trotzdem  kurz  vorhin  bemerkt  war,  dass  die  Ritterschaft  nur 
je  einen  verordnen  solle,  verordnet  sie  hier  je  zwei.  Oder  ist  einer 
davon  der  vom  Hz.  verordnete?  —  In  jenem  cleve-märk.  Abschied  (s. 
Anm.  1)  wird  erwähnt,  dass  die  Ritterschaft  ihre  (adligen)  Einnehmer 
»uf  gefallen«  der  Städteboten  benennt. 

*)  Näheres  hierüber  bietet  folgende  undatierte  Aufzeichnung:  »Zu 
ufrichtung  der  casten  im  land  van  dem  Berg  zu  verordnen  boven  der 
Wipper  Steingin  van  wegen  mins  g.  h.  und  van  wegen  der  ritterschaft 
Hallen  den  amptman  zu  Monheim,  [van  den]  geistlichen  den  bursenierer 
vam  Aldenberg  zu  verordnen  und  das  capittel  Duisseldorf  einen  darzu 
verordne«  [Konstruktion!];  von  wegen  der  Städte  den  Bürgermeister  v. 
Lennep;  »nider  der  Wipper  van  wegen  mins  g.  h.  Kessel  zu  Hackhusen, 
van  wegen  der  ritterschaft  Luitgen  van  Winkelhusen,  item  Peter  Sachsen 
van  wegen  der  stede  under  der  Wipper;  item  den  zolschriver  für  einen 
schriver.  Im  land  van  Gulich  zu  verordnen  van  wegen  mins  g.  h.  h. 
Wilhelmen  v.  Ruischenberg  und  van  wegen  der  ritterschaft  Palant  zu 
Breidenbent,  van  wegen  der  geistlichen  h.  Johan  v.  Bercheim;  van 
wegen  der  stede«  den  Schultheissen  v.  Jülich;  >item  meister  Hilgern  für 
einen  schriver.  Das  die  zit  des  usridens  gestalt  werd  uf  den  andern 
dach  nach  trium  regum.  Und  sovil  die  mass  des  innemens  betrift,  das 
m.  g.  h.  anstont  mandaten  und  bevelhe  usgain  und  für  den  kirchen  uf- 
slain,    ouch  in  den  kirchen  usrufen  lasse,  das  die  verordenten  umb  die 
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176«  Verhandlung*  mit  den  jtiL-berg.  Einnehmern  (für 
Jülich:  Wilh.  v.  Rusohenberg,  Joh.  v.  Berg  gen.  Trips, 
Joh.  v.  Berohem  Kanonich  zu  Sittard  und  der  Schultheiss 
zu  Jülich;  für  Berg:  die  Amtleute  von  Miselohe,  Mon- 
heim,  Mettmann,  Lutgen  v.  Winkelhausen,  N.  Kanonich  zu 
Düsseldorf;  der  Bürgermeister  von  Lennep  und  Peter 
Sachs  zu  Düsseldorf).   Düsseldorf  1646  März  28. l) 

bem.  zit  umbriden  und  die  inforderong  doin  wurden,  das  sich  ein  ider 
darnach  zu  stellen  wisse.  Item  das  den  vam  adel,  ritterschaften  und 
burgerschaft  ermanung  geschehe,  das  sie  geven  und  inwerfen  nach  irem 
gewissen  vermöge  des  richs  afscheit,  und  sovil  möglich  daruf  zu  sehen, 
das  es  ufrichtig  zugae.  Item  das  mans  van  den  huisluiden  entfange, 
zele  und  inwerfe,  doch  das  sie  nit  wider  dan  nach  irem  gewissen  be- 
swert  noch  boven  den  richsafscheit  genoedigt  noch  ubernomen  werden, 
wie  dan  hiebevor  in  der  inname  an  etlichen  orten  geschehen.  Das  ouch 
den  verbranten  und  beschädigten,  so  itzt  das  gelt  nit  in  gereitschaft 
hedten,  dach  und  zit  gegeven  werd,  ire  stuir  zu  erlegen,  und  doch  uf- 
zuzeichnen,  wes  ein  ider  geven  sol,  und  das  bi  denselvigen  nach  gelegen- 
heit  ires  Schadens  und  Vermögens  die  mass  gehalden,  das  sie  nit  wider 
genoedigt  noch  beswert  werden  dan  nach  irem  gewissen  und  vermögen«. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  foL  220,  Kpt.  Vergl.  ebenda  fol.  223  (Kpt.) 
Entwurf  (o.  D.)  eines  Mandats  wegen  der  Türkensteuer:  ,Hz.  befiehlt 
allen  „Unterthanen,  Hintersassen  und  Verwandten":  »das  ir  bei  christlicher 
treu  und  pflicht  uf  erfordern  der  verordneten  innemer  erscheinen,  ein 
ider  sein  vermögen  on  alle  argelist  und  geferde  schetzen  und  davon  die 
geburend  anlag  vermog  und  inhalt  obbestimpts  abdrucks  [sc:  des  Reichs- 
abschiedes] erlegen  und  in  disem  notwendigen  christlichen  werk  nit 
seinen  eignen  nutz,  sonder  die  er  des  almechtigen  Gottes,  erhaltung 
unsere  christlichen  glaubens«  u.  s.  w.  bedenken  sollet/  Vgl.  ferner 
ebenda  fol.  212  (Kpt.)  hzgl.  Schreiben  an  die  Amtleute  von  Miselohe 
(Steingen)  und  Monheim  d.  d.  Düsseldorf  1546  Januar  20:  ,Nachdem  er 
wiederholt  befohlen,  »die  Satzung  der  ritterschaft  und  frien  in  unserm 
ampt  Meisenloe  zu  doin,  wie  hiebevor  im  jar  43  gewilligt  und  furlangist 
in  anderen  ampteren  geschehen«,  hätte  er  nicht  erwartet,  dass  die  Ritter- 
schaft so  lange  mit  der  Setzung  verzogen  haben  würde.  Adressaten 
sollen  sich  jetzt  sogleich  über  einen  Tag  vergleichen,  »die  ritterschaft 
und  frien«  im  Amte  von  des  Herzogs  wegen  vor  sich  bescheiden  und 
die  Setzung  und  Austeilung  vornehmen.  Falls  »ritterschaft  und  frien 
desselvigen  nit  eins  werden  konten«  oder  vielleicht  etliche  ausbleiben 
würden,  so  sollen  Adressaten  nichts  desto  weniger  die  Austeilung  und 
Setzung  nach  eines  jeden  Gelegenheit  und  Gütern  vornehmen  und  nie- 
mand dabei  übersehen/ 

*)  d.  d.  Düsseldorf  1646  März  23  (K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  217, 
Kpt.)   beruft  der  Hz.  die  Einnehmer   (ausser  den  in  Nr.  176  genannten 
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Da  die  Reichsstände  auf  dem  nächsten  Reichstag  angeben 
sollen,  »wie  vil  in  den  casten  fonden  und  vorhanden«,  so  ersucht 
der  Hz.  die  Einnehmer,  »das  sie  sich  ein  tags  verglichen,  wanehe 
sie  mit  den  kästen  und  schlüsseln  umbziehen  und  mit  ufboerung 
der  steuren  anfangen  wollen.  Dweil  es  itzt  in  der  säet«,  würde 
die  bequemste  Zeit  »nach  paeschen«  sein.  Die  Mandate  wird  der 
Hz.  sogleich  ausgehen  und  das  Volk  durch  die  Prädikanten  »ver- 
manen«  lassen.  Ob  auch  Untereinnehmer  in  den  Ämtern  zu  ver- 
ordnen seien,  stellt  er  in  ihr  Bedenken.  »Item  ist  inen  bericht 
geschehen,  welcher  gestalt  ein  jeder  sein  anläge  tun  sol.«  —  Die 
Einnehmer  haben  darauf  geantwortet,  sie  seien  willig  »umbzuziehen, 
wie  sie  zu  jar  getan«;  die  Bergischen  wollen  am  2.  Sonntag  nach 
Ostern  den  Abend  in  Düsseldorf  erscheinen  und  dann  am  Montag1) 
ausreiten;  »item  willen  die  Gulische  zu  Gulich  anfangen«.8)  Die 
Jülicher  haben  noch  gefragt,  wie  sie  sich  »mit  den  verbranten« 
halten  sollen.  »Daruf  in  geantwort,  m.  g.  h.  kunt  den  kein  mass 
geben,  dan  das  sie  den  ansegten,  das  sie  sich  selbst  bedechten«. 

K.,  Kaps.  1,  Nr.  1,  fol.  245,  Kop. 

177.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Bäte  Propst 
Joh.  v.  Vlatten  und  dr.  iur.  Joh.  Faltermeier  zum  Reichs- 
tag zu  Begensburg.    Düsseldorf  1646  März  30. 

1.  Aufschub  der  Ankunft  des  Herzogs.  2.  Religionssache.  3.  Die 
Kasten  für  die  Offensivhilfe  gegen  die  Türken  sind  aufgerichtet.  Stellung 
des  Herzogs  zu  der  Forderung  des  röm.  Königs  betreffs  der  Besetzung 
der  Pässe  und  der  Bauten.  4.  Besetzung  des  Kammergerichts.  Voraus- 
setzung für  jede  Verhandlung  über  dasselbe  ist  Abstellung  des  Prozesses 
des  kölnischen  Klerus  gegen  den  Hz.;  die  Streitsache  unparteiischen  ksl. 
Kommissarien  oder  dem  neuen  unparteiischen  Kammergericht  zu  unter- 
breiten. Unterhaltung  des  Kammergerichts.  5.  Die  Herabsetzung  der 
Reichsanschläge  wirklich  durchzuführen.  Die  vom  Hz.  aus  der  Reichs- 
matrikel ausgezogenen  Grafen  und  Städte.  6.  Reichsmünzordnung. 
7.  Sessionsstreit     8.  Abt  v.  Cornelimünster.     9.  Aachen. 

1.  Sollen  des  »Verzugs  unser  personlichen  ankunft  entschuldi- 
gung  tun«.  2.  Sollen  in  Religionssachen  nach  Möglichkeit  dahin 
wirken,   dass    »die  handlung  durch  ein  christliche  reformation  und 

ist  hier  noch  der  Bursenierer  v.  Altenberg  genannt)  zum  28.  abends  zu 
sich  nach  Düsseldorf.  Als  Schreiber  für  Jülich  und  für  Berg  werden 
hier  dieselben  Personen  genannt  wie  oben  S.  568  Anm.  3. 

')  d.  i.:  Mai  10. 

*)  Über  den  Termin  s.  unten  S.  572  Anm.  1. 
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vergleichung  hingelegt  und  in  alwege  kriegsentberung1)  oder  weiter 
verlauf  vermuten  und  furkommen  werde«.*)  3.  Sollen  betreffs  der 
»offensionhulf«  gegen  die  Türken  anzeigen,  dass  »wir  die  casten  in 
unsern  landen  ufrichten  lassen.  Es  sol  auch  an  unserm  fleiss  ver- 
möge des  reichsabscheits  darin  soviel  möglich  nit  gesaumbt  werden, 
wiewol  wir  befinden,  das  es  unsern  armen  und  verdorbenen  under- 
tanen  hochbeschwerlich.  Aber  Ro.  ko.  mt.  beger  halber  die  be- 
setzung  der  päss,  auch  die  gebeu  belangen,  sollen  unsere  gesandten 
darin  sich  dermassen  verneinen  lassen,  damit  nit  geacht,  das  wir 
der  ko.  mt.  darin  zu  widerstreben  gemeint,  auch  unser  und  unser 
lant  beschwernus  bericht  werde.  Wo  aber  für  gut  von  gemeinen 
stenden  angesehen,  das  man  irer  mt.  us  den  gemeinen  casten  zu 
obbestimpten  sachen  tun  solle,  lassen  wir  uns  auch  nit  missfallen«. 
i.  Sollen  dahin  wirken,  dass  das  Kammergericht  mit  frommen,  ge- 
lehrten, erfahrenen  und  unparteiischen  Personen  besetzt  werde. 
Doch  sollen  sie,  bevor  sie  sich  »in  einiche  handlung  inlassen,  von 
Kei.  und  ko.  Mt.  und  gemeinen  stenden  des  reichs  begeren«,  dass 
dem  Hz.  der  Process,  der  durch  die  vorigen  Kammergerichtspersonen 
für  die  kölnische  Klerisei  ,ergangenc,  abgestellt  werde,8)  und  sich 
vor  unparteiischen  ksl.  Kommissarien  oder  dem  neuen  unparteiischen 
Kammergericht  jener  Gebrechen  halber  erbieten.  »Auch  in  alwege 
furbehalten  unser  recusation  unser  graven  und  stet  halber  be- 
schehen.4)  Was  aber  alsdan  zu  underhaltung  des  camergerichts 
durch  das  merer  [sc. :  teil]  bewilligt,  dasselb  inen  von  unsert  wegen 
auch  gefallen  zu  lassen.«  B.  Sollen  sorgen,  »das  die  beschehene 
ringerung  wirklich  vollenzogen  werde  furbeheltlich  der  protestation 
unser  graven  und  stette  halber  beschehen.  Doch  wo  es  der  graven 
halber  nit  anders  zu  erhalten,  alsdan  zu  begeren,  wie  in  der  In- 
struction5) uf  jungstgehaltenem  reichstage  verleibt.  6.  Die  munz- 
ordnung  in  das  werk  helfen  zu  stellen,  wie  der  cur-  und  fursten 
bedenken  uf  jungstgehaltenem  reichstag  gewesen;  doch  das  Kei. 
Mt.  erbniderlande  soviel  muglich  mit  darin  gezogen.  7.  Soviel  aber 
die  strittige  Session6)  belangen  tut,   wissen  sich  die  rete  darin  der 

')  lies:  Entbrennung. 

a)  Am  Rande:  »nota,  zu  gedenken  der  geistlichen  Jurisdiction«. 

*)  Vgl.  Nr.  169  §.  1  (S.  651). 

4)  Vgl.  Nr.  171  und  die  Anmerkungen  dazu. 

B)  S.  Nr.  169  §.  4  (S.  553). 

•)  Vgl.  Nr.  242  §.  12. 
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fürergangner  handlung  nach  gemeess  zu  halten.  8.  So  der  abt  S. 
Corneliusmunster  einiche  ferner  clagten  furwenden  wurde,  sollen 
sich  die  rete  unser  voriger  Verantwortung  nach  gemeess  verneinen 
lassen  und  uns  darin  entschuldigen.  9.  Wo  auch  der  stat  Aichen 
halber  ichtwes  furgenommen  werden  solt,  dasselbig  bis  zu  unserer 
ankunft  zu  erstrecken  oder- von  unsert  wegen  commissarien  zu 
bitten,  damit  die  Sachen  hiebeniden  binnen  lants  verhört  und  der 
gebur  entscheiden  werden  möge.  —  Des  zu  urkunt  haben  wir  unser 
secrietsegel  hirunder  uf  spatium  drucken  lassen.  Geben  zu  Duissel- 
dorf  am  30.  dage  martii  ao.  46.« 
RV.,  Nr.  10,  Orig. 

178.  Hz.  Wilhelm  an  den  Unterherrn  von  Frenz. 
Düsseldorf  1546  April  7. 

Erhebung  der  Türkensteuer  in  der  Unterherrschaft  Frenz. 

Da  es  sich  nicht  länger  umgehen  lässt,  die  vom  Reich  be- 
willigte Türkensteuer  erheben  »und  die  gemeine  kästen  ufrichten  zu 
lassen«,  so  werden  die  verordneten  Einnehmer  des  Fürstentums 
Jülich  Mai  9  »anfangen«  umherzuziehen.1)  Adressat  erhält  deshalb 
anbei  »etliche  gedruckte  bevelh  und  underwisong,")  wilcher  gestalt 
ein  ider  sine  anläge  und  stuir  doin  und  erlegen  sal.  Und  ist  daruf 
unser  .  .  .  bevelh,  das  du  die  gedruckte  brief  für  den  kirchen  zu 
Frenz  gehorich  ufslain  und  durch  die  pastoer  und  predicanten  das 
gemein  volk  vermog  derselviger  vermanen  lassest,8)  ouch  sunst 
daran  siest,  das  si  ire  guder  und  vermögen  inhalt  des  h.  richs 
ordnong  schetzen  und  die  geburliche  anläge  mit  ufzeichenen  und 
darzellen  [!]  verstuiren,  also  das  dieselvige  den  innemeren  uf  ire 
gesinnen  gewisslich  und  on  längeren  verzoch  gelievert  werden.  Du 
hettest  ouch  den  geistlichen,  so  daselbst  gesessen,  anzuzeigen,  das 
sie  uf  die  platz,  da  si  van  den  innemeren  erfordert,  erschinen,  ge- 
stalt ire  inlage  vermog  des  h.  richs  ordnong  zu  doin,  wie  du  ouch 
dan  glichfals  selbst  van  dinen  guederen  und  inkomen  zu  reichen 
hettest.  —  Gegeven  zu  Dusseldorf  am  7.  dage  aprilis  ao.  46«. 

Jül.  unterherrsch.  Archiv,  Kpt.  Gleiches  Schreiben  an  die  anderen 
jülicher  Unierherren. 

')  Vgl.  Nr.  176  (S.  570  Anm.  2). 

*)  Vgl.  S.  668  Anm.  3. 

■)  Vgl.  ldstd.  Vf.  UI,  1,  S.  82  Anm.  41. 
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179.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Propst  Vlatten, 
Kanzler  Qhogreff,  Franz  vom  Loe  Amtmann  zu  Holt, 
Joh.  Faltermeier,  Goddart  und  Caspar  Gropper  und  Karl 
Harst  an  Kaiser  Karl  V.  und  König:  Ferdinand.  Oleve 
1646  Mai  19. 

Vermählung  des  Herzogs.  »Nebengedenken«:  1.  Hz.  wünscht 
nur  Anna,  resp.  Maria  zu  erhalten.  2.  Regelung  territorialer  Streitig- 
keiten. 3.  Ein  Privileg  über  die  Succession  der  Töchter  aus  dieser  Ehe 
zu  verlangen.  4.  Soest,  Wesel,  Düren  und  Duisburg  aus  der  Reichs- 
matrikel fortzulassen.  5.  Ein  Privileg  de  non  appell.  zu  verlangen. 
6.  Erbrecht  der  Söhne  aus  zweiter  Ehe.  7.  Umfang  des  Verzichtes  auf 
die  östreichische  Erbschaft.  8.  Nach  erfolgter  Vermählung  will  der  Hz. 
dahin  wirken,  dass  seine  sämtlichen  Stände  die  Bündnisurkunde  besiegeln. 

Sollen  wegen  der  Vermählung  des  Herzogs  mit  einer  Tochter 
König  Ferdinands  verhandeln.  —  Cleve  1546  Mai  19. 

»Nebengedenken  bi  der  instruktion«  (z.  T.).  1.  Sollen 
nach  Möglichkeit  auf  die  Anna  anhalten;  wenn  die  nicht  zu  haben 
ist,  auf  die  Maria,  sich  aber  »von  geiner  anderer«  in  Verhandlung 
einlassen.1)  2.  »Als  noch  etlich  unverstant  kunftiglich  mocht  fur- 
fallen  van  des  wegen,  das  in  dem  verdrage  zu  Friburg  ao.  98 8) 
ufgericht  meidung  beschehen  und  auch  in  der  communication  zu 
Bruessel8)  underredung  gefallen  van  etlichem  resort,  so  sullen  die 
rede  auch  begeren,  das,  umb  allen  unverstant  zu  vermiden,  die 
Kei.  Mt.  solichs  auch  wol  absin  lassen  zum  wenigsten  für  minen 
g.  h.  und  siner  f.  g.  kinder  und  erven,  die  us  disem  hilich  geboren 
werden.  3.  Item  das  in  der  eheberedung  oder  einer  nevenverschri- 
vong  versehen  und  das  Privilegium  gegeben  werde,  in  gefal  m.  g.  h. 
sonder  ehelige  soen  abginge  und  dochter  us  disem  hilich  geschaffen 
nachgelassen  wurden,  das  dieselbige  und  alle,  die  von  inen  in  rechter 
abstigender  linien  herkomen,  bei  allen  lehenen,  freiheiten  und  Privi- 
legien, so  m.  g.  h.  van  dem  reich  hat,  verbliven  und  der  vehich 
gemacht  werden.4)  4.  Das  Soist  und  Wesel  us  des  reichs  registeren 
und  forderung  der  anschlege  verbliven  mögen,  dwil  die  doch  siner 

*)  Vlatten  und  Harst  berichten  über  ihre  Verhandlungen  betreffs 
dieses  Punktes  d.  d.  Regensburg  1646  Juni  7;  s.  G.  v.  Below,  Ver- 
mählung Hz.  Wilhelms  S.  15  f. 

*)  S.  Lac.  ÜB.  4,  Nr.  478  (1498  Juni  19). 

*)  Vgl.  oben  Nr.  148. 

4)  S.  das  Successionsprivileg  von  1546  Juli  19  bei  Dithmar  S.  169 
(Nr.  117).     Vgl.  Ritter  (s.  oben  S.  74  Anm,  .8)  S.  9. 
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f.  g.  eigentumbliche  stede  und  furmals  in  den  alten  anschlegen  nit 
gestanden,  und  Duiren  und  Duisberg  auch  so  lange,  als  die  pant- 
schaft  wert,  darus  bliven,  wie  irer  Kei.  und  ko.  Mt.  furelter  es 
alzeit  darbei  gelassen  und  sein  f.  g.  nit  beschwert  haben. «  5.  Sollen 
um  ein  Privileg  anhalten,  dass  von  des  Herzogs  »oder  siner  f.  g. 
rete  urteil  nit  appellirt  werde  under  einer  sommen  van  1000  oder 
zum  wenigsten  600  goltg.  heubtguts  sowail  an  erbschaft  als  gereiden 
in  gemeiner  und  geburlicher  achtung,  und  das  durch  einiche  appel- 
lation  van  siner  f.  g.  oder  derselbiger  reden  geine  execution  oder 
vollenziehong  des  usgesprochen  urteils  verhindert  oder  durch  In- 
hibition ufgehalden  werde,  insönders  in  anrichtung  der  erf  und  un- 
beweglicher guder,  doch  uf  geburliche  caution  und  die  geltsachen 
oder  die  bewegliche  guder  zu  hinderlegen  bis  zu  entlicher  usdracht; 
das  von  geinen  gerichten  in  seiner  f.  g.  .  .  .  landen  uswendig  oder 
on  mittel  an  imantz  anders,  sonder  vermog  des  reichs  Ordnung  an 
s.  f.  g.  und  von  dannen  an  Kei.  Mt.  camergericht  appellirt  werde.  *) . . . 
6.  Wa  m.  g.  h.  us  dieser  ehe  geine  soen,  sonder  allein  doechter 
und  na  ehelige  soene  overkommen  wurde,  das  dieselbige  mit  einer 
erlicher  ehestuiren  usbestat  und  die  furstentumb  und  lande  bei  den 
soenen  verbliven.  7.  Wanehe  van  der  verzichenis  gehandelt,  sollen 
die  rede  dieselbige  gewoenliger  und  geburlicher  weis  in  behoif  der 
broeder  bewilligen  und  doch  ingedenk  sein,  im  fal  koe.  mt.  soene 
one  leibserben  abgingen,  .  .  .  das  dan  der  altster  dochter,  so  die 
meinem  g.  h.  wurde,  ir  gebur  furbehalden  oder,  so  s.  f.  g.  die 
zweide  haben  solde,  wes  dan  derselbiger  und  iren  erven  in  dem 
fal  zukomen  sol.*)  8.  Wa  der  alliancien  halben  underredung  ge- 
schege,  so  sullen  die  rede  zurkennen  geben,  das  m.  g.  h.  dieselbige 
alzeit  willig  gewest  zu  halden,  auch  durch  die  sine  halden  zu  lassen, 
wie  s.  f.  g.  des  sich  zu  mehe  Zeiten  erboten.  Und  wil  s.  f.  g.  nach 
vollenziehung  des  hilichs  bi  denen,  die  sich  noch  beschweren,8) 
anhalden  und  mit  allem  fleiss  forderen,  das  die  sementliche  lant- 
schaften  die  auch  versiegelen.« 
J.-Bg.,  FS.  ad  Nr.  18,  Kop.. 

*)  Über  ein  nicht  publiciertes  Privileg  de  non  appellando  von  1530 
8.  oben  S.  122  Anm.  170a.  Das  Privileg  von  1546  Juli  23  (für  Sachen 
bis  zum  Werte  v.  400  g.)  s.  bei  Dithmar  S.  183  (Nr.  126)  und  Lünig, 
pars  sp.  II,  p.  410  ff.     Vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  74   und   unten  Nr.   183. 

*)  S.  die  betr.  Stelle  in  der  Eheberedung  von  1546  Juli  17  (Lac, 
ÜB.  4,  S.  694). 

8)  S.  oben  Nr.  174  (S.  666  Anm.  1). 
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180.  Instruktion  für  die  Verhandlung  mit  den  Ständen 
von  Berg.1)    1646  Juli  10. 

Eilige  Reise  des  Herzogs  zu  seiner  Vermählung  nach  Regensburg. 
An  die  Stande  gerichtete  Ermahnung. 

Den  zu  heute  Samstag  den  10.  Juli  nach  Opladen  beschriebenen 
Ständen  von  Berg  sollen  von  des  Herzogs  wegen  die  Räte  folgendes 
vortragen:  Auf  das  wiederholte  Anhalten  seiner  Landschaften,9)  sich 
zu  verheiraten,  hat  der  Hz.  seine  Räte  nach  Regensburg  geschickt, 
»uf  die  vorige  beschehene  vertroestung  Kei.  und  koe.  M.  der  heirat- 
sachen  mit  koe.  m.  dochter  anzuhalden«.  Darauf  haben  die  Räte 
in  Eile  durch  die  Post  geschrieben,  dass  Kaiser  und  König  erklärt 
haben,  dem  Hz.  des  Königs  zweite  Tochter  zur  Ehe  geben  zu  wollen, 
weshalb  der  Hz.  zur  Vollziehung  der  Ehe  spätestens  (weil  der  König 
nicht  länger  da  bleiben  könne)  den  15.  oder  16.  Juli  nach  Regens- 
burg kommen  solle.8)    Leider  konnte  der  Hz.  aus  Mangel  an  Zeit 

l)  Nach  dem  Kpt.  in  J.-B.,  FS.,  Nr.  18  ist  diese  Instruktion  für 
die  Stände  aller  Länder  bestimmt.  Weitere  Akten  über  diese  Landtags- 
verhandlungen liegen  jedoch  nicht  vor. 

8)  In  den  Verhandlungen  mit  König  Ferdinand  wird  von  hzgL  Seite 
der  Wunsch  der  Stände,  dass  der  Hz.  sich  vermähle,  sehr  bestimmt 
hervorgehoben.     S.  G.  v.  Below,  die  Vermählung  Hz.  Wilhelms  S.  10  ff. 

8)  Über  den  Aufenthalt  des  Herzogs  in  Regensburg  und  seine  Rück- 
kehr vgl.  Hz.  an  die  Räte  zu  Düsseldorf  d.  d.  Regensburg  1546  Juli  21 
(J.-B.,  FS.,  Nr.  18,  Kop.):  ,Wird  um  Laurentii  in  Siegburg  sein,  daselbst 
einige  Tage  der  Jagd  pflegen.  Sollen  deshalb  »unseren  jegermeister  zu 
der  jacht  fertig  gestalt«  zu  der  Zeit  dahin  schicken  und  dem  Abt  unsere 
Ankunft  anzeigen.  Wird  in  vier  oder  fünf  Tagen  nach  Laurentii  nach 
Düsseldorf  kommen,  wo  dann  seine  Gemahlin  »durch  unsere  rete  und 
verordenten  unser  lantschaft«  empfangen  werden  soll.  »Of  aber 
imantz  weniger  oder  mer  dahin  zu  erforderen,  stellen  wir  in  uer  bedenken. 
Ir  hettet  uch  ouch  gegen  bem*  zeit  mit  fleisch,  fisch,  wiltbret  und  sunst 
anderer  notturft  gefast  zu  machen.  Auch  ist  unser  bevel  .  .  .,  das  ir 
unser  schif  mitsampt  einem  cuchenschif  (wa  solichs  furhanden)  anstont 
uf  Menz  bestellet,  also  das  dasselbich  zom  lengsten  den  4.  oder  5.  augusti 
gewisslich  daselbst  sie  und  unsers  bescheitz  alda  erwarte»'.  Räte  an 
die  Hauptstädte  von  Gleve  und  die  Stadt  Duisburg  d.  d.  1546  August  2 
(a.  a.  0.  ad  Nr.  18  Kpt.):  ,Hz.  ist  Juli  19  morgens  in  Regensburg  an- 
gekommen. Dann  ist  am  folgenden  Sonntag  Nachmittag  »die  tosaemen- 
gevong  geschiet,  dat  ehelick  biliggen  darop  erfolgt«  und  den  Dienstag 
darauf  dem  Hz.  seine  Gemahlin  abends  »in  der  herbergen  heimgefurt«'. 
In  einem  Schreiben  d.  d.  Düsseldorf  1546  August  19  (a.  a.  0.  Nr.  19, 
Kpt.)  an  den  Rentmeister  zu  Orsoy  äussert  Hz.  Wilhelm  die  Absicht* 
mit  seiner  Gemahlin  nach  Xanten  zu  gehen. 
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den  Ständen  nicht  vor  seiner  Reise  hiervon  Mitteilung  machen,  da 
der  Bescheid  zu  Regensburg  erst  Juni  21  gegeben  ist.  Stände 
möchten  als  treue  Unterthanen  in  allem  Frieden,  Eintracht  und 
Gehorsam  beobachten.  —  Weil  hin  und  wieder  im  Reich  vielfache 
Rüstungen  und  Werbungen  geschehen,  ist  >allerlei  verlouf  und  bloit- 
vergiessen«  zu  besorgen.  Stände  möchten  sich  so  halten,  dass  dem  Hz. 
und  seinen  Unterthanen  keine  Beschwerde  erwachse.  —  i.  v.:  1546. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  14,  Orig. 

181.  Verhandlung  mit  dem  Ausschuss  von  Jülich-Berg. 
1647  März  18. l) 

Herzog:  will  sich  zum  Kaiser  begeben,  um  zwischen  ihm  und 
dem  Kurfürsten  von  Sachsen  zu  vermitteln.  Ausschuss:  erklären  sich 
trotz  mancher  Bedenken  mit  der  Reise  einverstanden;  schlagen  ein  all- 
gemeines Landesgebet  vor.  Die  bzgl.  Beamten  möchten  sorgen,  dass  bei 
einer  etwaigen  Ansammlung  von  Truppen  die  Unterthanen  nicht  belästigt 
werden.     Herzog:  stimmt  den  Wünschen  des  Ausschusses  zu. 

Herzog:  Wegen  des  Streites  zwischen  dem  Kaiser  und  den 
protestierenden  Ständen,  besonders  aber  dem  Kurfürsten  von  Sachsen 
hat  er  »nit  allein  aus  bruderlicher  treu  und  freuntlicher  neigung  zu 
s.  curf.  g.,  sonder  auch  zu  rou  und  friden  Teutscher  nation  neben 
etlichen  curfursten  sich  der  Sachen  undernomen«  und  will  sich 
selbst  zum  Kaiser  begeben,  um  mit  jenen  Kurfürsten  dahin  zu 
wirken,  »das  der  krieg  ufgehaben  und  rou  und  fried  widerumb 
gepflanzt  und  erhalten  werden  mocht«;8)  er  hofft,  die  Sache  »solte 
nit  allein  zu  gemeinem  friden  und  wolfart,  sonder  auch  s.  f.  g. 
selbst  landen  und  undertanen  zu  gutem  reichen«.  Inzwischen  sollten 
sie  seinen  §äten  und  Dienern  von  seinetwegen  Gehorsam  leisten.  — 
Antwort  des  Ausschusses  von  der  Ritterschaft  und  der  Städte- 
boten: »Wiewol  sie  allerhant  beschwernus  hetten,  das  i.  f.  g.  sich 
in  diesen  geferlichen  zeiten,  kriegs-  und  sterblichen  leufen  aus  iren 
landen  begeben  sollen,  so  bedechten  sie  doch  hinwiderumb  das  mit- 
leidentlich  und  treu    gemut,    so   hochged.  curfurst  bei  s.  f.  g.  in 

l)  Das  Datum  im  Eingange  des  Aktenstückes. 

*)  Ober  die  Zusammenkunft  des  Herzogs  mit  dem  Kaiser  in  Eger 
am  7.  April  s.  Häberlin,  neueste  teutsche  Reichsgeschichte  1,  S.  155; 
v.  Druffel  1,  Nr.  96;  Quellen  zur  Frankfurter  Geschichte  II,  S.  337. 
Vgl.  über  seine  Bemühungen  zu  Gunsten  des  Kurfürsten  auch  Ztschr.  7, 
S.  142  fif. 
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dero  noeten  gehat,«  und  wünschten  deshalb  dem  Hz.  zu  seiner  Reise 
Glück.  Er  möge  sich  aber  »uf  der  reisen  dermassen  versorgen, 
damit  den  landen  kein  beschwernus  daraus  entstehen  möge.  Stellen 
auch  in  bedenken,«  ob  nicht  wegen  seines  Vorhabens  »ein  gemein 
gebet  in  den  landen  zu  halten«.  Allen  gebührlichen  Gehorsam  sind 
sie  zu  leisten  bereit,  »mit  bit  gnediglich  zu  verfuegen,  ob  einiche 
versamblung  sich  wurde  zutragen,  das  die  rete  und  diener  wulten 
verschaffen,  das  es  damit  dermassen  gehalten  wurde,  das  die  lande 
und  undertanen  unbeschwert  bleiben  mochten«.  —  Herzog  erklärt 
hierauf,  dass  er  »allem  dem,  was  dermassen,  wie  obg.,  durch  den 
ausschuss  begert,  mit  vleis  wult  nachkomen«.1) 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  247,  Kop. 

J)  d.  d.  Düsseldorf  1547  Mai  10  (K.,  Caps  2,  Nr.  14,  Kpt.)  schreibt 
Hz.  Wilhelm  an  benannte  Adressaten:  ,Adr.  soll  Mai  16  abends  oder 
Mai  17  morgens  in  Düsseldorf  beim  Herzog  erscheinen4.  Adressaten: 
Jülich:  Räte:  Palant  zu  Breidebent,  Kammermeister  Plettenberg,  Hof- 
meister Drinborn,  Erbhofmeister  Harf.  Ausschuss:  Amtm.  Münstereifel, 
Heinr.  Spiess  zu  Bobenheim,  Joh.  v.  Elmpt  zu  Borgau,  Steffen  v.  Stommel, 
Amtm.  Geilenkirchen,  Joh.  Trips,  Amtm.  Brüggen  (Lerod),  Joh.  Schillink 
zu  Stammet.  4  Hauptstädte.  Berg:  Räte:  Godart  Ketteier,  Herrn. 
v.  Winkelhusen.  Ausschuss:  Amtm.  Mettmann  (Kessel),  Lutgen  v.  Winkel- 
husen,  Joh.  Stail  zu  Lanquit,  Godart  v.  Wilach,  Amtm.  Monheim,  Amtm. 
Steinbach  (Lei),  Joh.  vom  Huis,  Bertram  v.  Plettenberg  zum  Grunde, 
Herrn.  Quaid.  4  Hauptstädte.  Den  Zweck  dieses  neuen  Ausschuss- 
tages giebt  folgender  Bericht  über  die  betr.  Verhandlung  an:  ,Am  17.  Mai 
hat  der  Herzog  dem  Ausschuss  von  Jülich  und  Berg  zu  Düsseldorf 
vortragen  lassen:  Werden  von  dem  »unfal«,  welcher  seinen  Schwager 
den  Kurfürsten  von  Sachsen  kürzlich  getroffen  hat,  vernommen  haben. 
Nun  haben  die  Kurfürstin  und  deren  Kinder  den  Hzg.  schriftlich  gebeten, 
sich  schleunigst  zum  Kaiser  zu  begeben  und  für  den  Kurfürsten  zu  bitten, 
dass  er  freigelassen  werde  und  wieder  zu  Land  und  Leuten  komme.  Der 
Hz.  hat  deshalb  an  den  Kaiser  geschrieben,  auch  seinen  Gesandten,  »so 
s.  f.  g.  etlich  irer  M.  verlassen«,  befohlen,  den  Kaiser  darum  zu  er- 
suchen und  nachzuhören,  ob  er  nichts  dagegen  habe,  wenn  der  Hz. 
dieserhalb  persönlich  zu  ihm  komme.  Ferner  hat  er  bei  seiner  Schwester 
(der  Kurfürstin)  angefragt,  »uf  was  wege  die  furbit  van  s.  f.  g.  geschehen 
sult«,  auch  bei  dem  Landgrafen  um  Geleit  und  Durchzug  nachgesucht. 
Will  durch  die  Grafschaft  Mark  sich  bis  Bielefeld  begeben  und  von  da, 
wenn  es  dem  Kaiser  recht  ist  und  der  Hz.  Geleit  bekommt,  zu  ihm 
ziehen  und  dahin  wirken,  »das  der  frid  getroffen  und  ferner  blutver- 
giessen  verhoit  bliven  möge«.  Ferner  ist  dem  Ausschuss  angezeigt,  wie 
der  Hz.,  als  er  »nu  zu  Egern  [s.  Seite  576  Anm.  2]  bei  Kei.  M.  gewest«, 
sich  nach  Möglichkeit  bemüht  hat,    »damit   die  beswernissen   heften   af- 
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182.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Propst  Vlatten,  Willi. 
Ketteier,  Willi,  v.  Russenberg,  Karl  Harst  und  Joh.  Valten- 
meier  zum  Reichstag  zu  Augsburg.1)  Siegburg  1647 
August  20  (z.  T.).2) 

1.  Religionssache.  Die  Misbräuche  in  der  geistlichen  Jurisdiktion 
abzustellen.  2.  Die  vom  Hz.  aus  der  Reichsmatrikel  ausgezogenen  Grafen. 
3.  Der  Reichsmünzordnung  auch  die  ksl.  Erblande  zu  unterwerfen.  4.  Hz. 
ist  mit  seinen  Landen  bereit,    die   Erbeinigung   mit  Burgund  zu  halten. 

5.  Verwendung  für  den  Kurfürsten  von  Sachsen. 

1.  Hinsichtlich  der  Religion  sollen  sie  nach  Möglichkeit  dahin 
wirken,  dass  »die  sache  durch  ein  christliche  reformation  und  ver- 
gleichung  hingelacht  und  sunderlich  die  gebrechen,  so  öffentlich,  in 
besserung  gebracht  werden.  Darbei  ged.  unsere  rete,  dae  sie  solchs 
nutzlich  und  dienlich  erachten,  auch  zum  gefuchligsten  vortragen 
sullen,  wes  beswernus  und  misbruich  under  dem  schin  und  namen 
der  geistlicher  Jurisdiction8)   in  unsern  .  .  .  landen  vorgenommen 

gestalt  werden  mögen«.  Der  Ausschuss  tritt  ab  und  fordert,  ihm  die 
Räte  von  Jülich  und  Berg  zuzugeben.  Darauf  lässt  er  dem  Hz.  folgendes 
antworten:  Haben  mit  dem  Kurfürsten  »ein  herzlich  mitleiden«,  wollen 
auch  »ungern  raten,  die  von  Sachsen  zu  verlassen«.  Indessen  haben 
sie  wegen  der  Reise  des  Herzogs  doch  einige  Bedenken:  1.  »Das  die 
weg  etwas  unsicher  und  allerlei  leute  vorhanden,  so  in  der  veden  irer 
f.  g.  zuwidder  gewesen.  Ob  nu  wol  dieselbige  folgentz  zufrieden  gestelt, 
mochten  sie  doch  andere  zu  machen«  etc.  [!].  2.  Es  ist  auf  die  »ge- 
ferlige  sterbende  leuft  und  krankheiten  und  das  es  allethalben  vol  kriegs- 
volks«,  zu  achten.  3.  Der  Hz.  ist  noch  ohne  Erben.  4.  »Allerlei  un- 
treu mocht  sich  in  den  geleiden  zutragen.  5.  Das  allerlei  frembde 
nationen  under  dem  häuf,  welche  denjenigen,  so  nach  dem  frieden 
trachten,  nit  gunstig  und  nit  gern  sehen  solten,  das  fried  gemacht  wurd«. 

6.  Kaiser  und  König  haben  vielleicht  an  des  Herzogs  Ankunft  kein  Ge- 
fallen. Dies  möchte  der  Hz.  bedenken  und  »erkundigen,  waruf  man  zu 
handien  und  ob  etwas  fruchtbarlichs  auszurichten  sein  mocht.  Dan  wo 
disfals  kein  gute  fursehung  [sc:  vorhanden  wäre],  solte  ires  erachtens 
nutzer  sein,  etliche  rete  sambt  etlichen  von  der  lantschaft  zu  der  reisen 
und  handlung  zu  gebrauchen«.  Der  Hz.  möchte  auch  die  Clevischen 
und  Märkischen  um  Rat  fragen.'  K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  339,  Orig. 
Vgl.  übrigens  Nr.  187. 

*)  Vgl.  hierzu  die  Instruktion  der  Statthalterin  der  Niederlande  für 
denselben  Reichstag  von  1547  August  28:  stuttg.  liter.  Verein  11,  S.  420  ff. 

2)  In  der  Vollmacht  für  die  Gesandten,  vom  gleichen  Datum  (RV. 
Nr.  16,  Kop.),  erklärt  der  Hz.,  dass  er  nicht  auf  dem  Reichstag  er- 
scheinen könne. 

■)  Vgl.  oben  S.  671  Anm.  2. 
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werden,  deren  sich  unsere  undertanen  zum  hoigsten  beclagen,  mit 
bit,  darinnen  och  [!]  ein  insehens  zu  haben  und  ger.  beswerungen 
und  misbruich  in  christliche  besserung  zu  brengen«.  2.  Wenn  nicht 
zu  erhalten  ist,  dass  die  Grafen  (Blankenheim  u.  s.  w.)  »us  dem 
anslag  gelassen  werden«,  so  sollen  die  Gesandten  wenigstens  zu 
erreichen  suchen,  dass  sie  ihre  Steuer  dem  Hz.  handreichen  und 
dieser  sie  dann  dem  Reich  überliefert.  3.  Wenn  von  einer  be- 
ständigen Münze  gehandelt  wird,  so  sollen  auch  die  kaiserlichen 
Erblande  »sich  mit  darin  begeben«.  4.  Der  Hz.  ist  mit  seinen 
Landen  bereit,  »die  erbeinigung  und  verbuntenis«,  die  zwischen 
dem  Kaiser  und  dessen  Erblanden  und  dem  Hz.  und  seinen  Landen 
aufgerichtet  ist,  fest  und  unverbrüchlich  zu  halten.  Gesandte  sollen 
dies  auch  dem  Kaiser,  Granvella  »und,  wa  inen  das  raitsam  be- 
dunkt«,  anzeigen.  5.  Sollen  sich  für  des  Herzogs  Schwager  von 
Sachsen  verwenden.  —  »Gegeben  zu  Siberg  under  unserm  hirauf- 
gedruckten  secretsegel  am  20.  augusti  ao.  47.  —  Ger.  Jul[iacensis]«. 
RV.,  Nr.  16,  Orig.1) 

*)  Unter  Akten  des  Jahres  1557  findet  sich  folgendes  Schreiben, 
das  jedoch  zweifellos  in  diese  Zeit  (d.  h.  etwa  in  die  Zeit  des  Zusammen- 
trittes des  augsburger  Reichstags)  gehört:  ,»Auch  1.  rede  ind  getruen, 
unser  und  unser  rete  alhi  bedenken  ist,  das  wir  unsern  landschaften, 
wan  de  biein  komen,  erstlich  furdragen  lassen,  wie  sie  wisten,«  dass  wir 
durch  den  Krieg  in  grosse  Schulden  geraten,  »also  das  unsere  guld  und 
renten  versatzt,  die  pensionen  ufgelaufen  und  unsern  undertanen  und 
andern,  so  uns  gedient,  noch  mirklichs  nachstendig  und  sunst  viel  andere 
uns  verlech  gedan,  welchs  wir  der  gebur  zu  verrichten  und  glauben  zu 
halten  gneigt,«  was  jedoch  nicht  ohne  Beisteuer  der  Unterthanen  ge- 
schehen kann;  darum  möchten  die  Unterthanen  eine  Steuer  geben,  damit 
»unsere  gülden  und  renten  wederumb  gefriet  werden  mochten.  .  .  .  So- 
vil  unsere  furstendomben  und  lande  Cleve,  Berg  und  Mark  belangt,  mocht 
man  auch  anzeigen,  wiewail  unsere  undertanen  des  furstentumbs  Gulich 
.  .  .  mehe  dan  andere  beschedigt  und  beswiert,  so  hetten  sie  doch  in 
ansehung  obg.  unser  anligen  ind  beswernuss  das  mere  deil  derselbigen 
an  sich  genomen,  unsere  ampter  zu  loesen  [s.  S.  582  Anm.  3]  .  .  .  Wan  dises 
furtragen  beschehen,  das  alsdan  dabei  angezeigt  werd,«  dass  wir  von 
unserm  Oheim  und  Schwager  von  Sachsen  und  unserer  Schwester  er- 
sucht worden,  uns  in  eigener  Person  nach  Augsburg  zu  begeben  und 
für  ihn  neben  anderen  Fürsten  Fürbitte  einzulegen,  »und  wes  daruf  ko. 
mt.  bedenken  gewest  ind  unser  swager  weiters  daruf  begert,  auch  ires 
guden  raitz  daruf  zu  hoeren  .  .  .  Und  als  ir  hibi  vernemen,  was  ko.  mt. 
der  buntniss  halber  unsern  reden  furgegeben,  und  furmals  bedacht,  das 
man  durch  gein  weg  derselbiger  bussen  [d.  h.  buntnissen]  sult  mögen  ent- 
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183.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich.  [Jülich 
1647  November  28.] >) 

Herzog:  1.  verlangt  die  Erhebung  der  am  28.  Juli  1543  be- 
willigten Steuer.  2.  Stände  möchten  auf  Mittel  denken,  wie  die  belasteten 
hzgl.  Einkünfte  frei  zu  machen.  Verhandlung  der  Stände  mit  den 
Räten:  1.  Es  ist  ihnen  früher  zugesagt,  dass  sie  nur  die  Hälfte  der 
Steuer  zahlen  sollten.  2.  Beschwerden  der  Städte  Münstereifel  und  Eus- 
kirchen. 3.  Wie  es  mit  denen  zu  halten,  die  sich  selbst  freien?  4.  Wenn 
keine  Herabsetzung  der  Steuer  zu  erhalten,  so  bitten  sie  um  leidliche 
Termine.  Mitteilung  an  den  Herzog.  Herzog:  ad  1.  Die  Zusage 
bezieht  sich  auf  eine  andere  Steuer,  ad  3.  Der  betreffende  Anteil  wird 
von  der  Steuersumme  abgezogen,  ad  4.  Die  Steuer  jetzt  ganz  aus- 
zuteilen, aber  in  zwei  Terminen  zu  zahlen,  ad  2.  Der  Brandschatz  der 
Stadt  E.  erlassen.  Mitteilung  an  die  Stände.  Stände:  1.  bewilligen 
die  Steuer.  2.  und  4.  Besteuerung  der  Ritterschaft  und  Geistlichkeit. 
3.  Verhandlung  mit  den  Unterherren  und  Geistlichen.  Antwort  des 
Herzogs.  Stände:  1.  Ständische  Privilegien.  2.  Reformation  der  Ge- 
richte und  Landrechte.  3.  Lehnrechte.  4.  Appellationssachen.  5.  Ordnung 
der  Dienstboten  und  Werkleute  (Tagelöhner).  6.  Die  Wehre  in  der  Roehr 
abzustellen.  7.  Die  Dienstwagen  und  -karren  einzufordern.  Herzog: 
Des  Kurfürsten  von  Sachsen  Gesuch.  Stände:  Hz.  möchte  das  mögliche 
zu  des  Kurfürsten  Gunsten  thun.  —  Antwort  betreffs  der  Mittel  zur  Be- 
freiung der  hzgl.  Einnahmen.  Herzog:  Antwort  auf  diese  beiden  Punkte. 
Antwort  auf  die  7  Artikel  der  Stände:  ad  2.  Vorarbeiten  schon  vor- 
handen. Das  Landrecht  unter  Mitwirkung  der  Stände,  etlicher  Schöffen 
nnd  Rechtsgelehrten  aufzusetzen,  ad  3.  Die  fertige  Ordnung  ständischen 
Verordneten  vorzulegen,  ad  4.  Das  erlangte  ksl.  Privileg  wegen  der 
Appellationen  darf  erst  nach  der  Reformation  des  Rechts  und  der  Gerichte 
verkündigt  werden,  ad  5.  Stände  möchten  ihr  Bedenken  dem  Hzg.  vor- 
bringen, der  es  durchsehen  und  darüber  mit  den  Städten  Köln  und  Aachen 

schlagen  werden,  dan  wan  de  erbeinigung  zuischen  Kei.  M.  erblanden 
und  unsern  landen  durch  de  unsere  versegelt  wurde:  so  hetten  ir  auch 
glichsfals  uch  daruf  zu  besprechen  und  uer  bedenken  mit  zu  überschreiben, 
ob  es  dienlich  sein  wurde,  der  sachen  halber  uf  disem  lantdage  auch 
anregung  zu  tun.  —  Ut  in  litteris.«4  K.,  Caps.  3,  Nr.  1,  fol.  48,  Kop. 
Es  ist,  wie  man  sieht,  die  Beilage  zu  einem  hzgl.  Schreiben.  I.  v.  steht: 
»Zedel  in  der  rede  zu  Cleve  schritt,  wes  den  landen  furzutragen«.  Dies 
kann  nur  so  verstanden  werden,  dass  der  Brief  an  die  Räte  zu  Gleve 
gerichtet  ist  Die  hier  vorgeschlagene  Steuerforderung  an  die  Landstände 
wurde  auf  dem  bergischen  Landtage  Dezember  3  (Nr.  185)  gestellt. 
Von  der  Reise  des  Herzogs  im  Interesse  seines  Schwagers  ist  unten 
Nr.  183  und  187  die  Rede. 

')  Undatiertes  Berufungsschreiben  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  259, 
Kpt.):  ,Adr.  soll  Sonntag  den  27.  Nov.  abends  beim  Hz.  hier  in  Jülich 
erscheinen,  um  am  Montag  .  .  .  raten  zu  helfen/ 
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und  dem  Administrator  von  Köln  verhandeln  lassen  will,  ad  6.  Zusage, 
ad  7.  Die  Geldzahlung  wird  von  den  Leitern  des  Baus  für  zweck- 
mässiger gehalten  als  der  Gebrauch  der  Dienstwagen  selbst.  —  Die 
bergischen  Ordnungen  wegen  der  Wege  u.  s.  w.  nach  dem  Ermessen 
jener  ständischen  Verordneten  auch  in  Jülich  einzuführen,  ad  1.  Die 
schriftliche  Antwort  des  Herzogs   ist  noch  von  niemand  verlangt  worden. 

Herzog:  1.  Auf  dem  Landtag  zu  Düsseldorf  am  28.  Juli  1543 
ist  eine  Steuer  von  70,500  Ggl.  für  Jülich,  Berg  und  Ravensberg 
und  ebensoviel  für  Cleve  und  Mark  bewilligt.  Aber  während  die 
andern  Lande  ihre  Steuer  bereits  entrichtet,  haben  die  Jülicher  »in 
ansehung  ires  grossen  erlittenen  Schadens  sich  beschwert  die  pen- 
ningen  auszusetzen.  Doch  zuletzt,  damit  irenthalben  bei  den  andern 
landen  kein  unverstant  angericht,  hetten  sie  die  sommen  auch  ge- 
willigt«, jedoch  mit  der  Bitte,  dass  der  Hz.  sie  bis  zum  Frieden 
und  bis  »die  arme  leute  sich  weder  erkovert«,  verschone  und 
»midier  zeit  die  penningen  in  andern  landen  ufbrechte«;  worin  er 
denn  auch  gewilligt  und  »bisanher  gedult  gehat.  Dweil  aber 
s.  f.  g.  durch  den  beschwerligen  krieg  in  grosse  merkliche  schulden 
verlaufen,  also  das  s.  f.  g.  guld  und  renten  nachstendig  und  sunst 
vil  andere  s.  f.  g.  verlech  getan,  welche  s.  f.  g.  der  gebur  zu  ver- 
richten und  glauben  zu  halten  gneigt,  wie  bei  s.  f.  g.  voreitern 
und  s.  f.  g.  durch  gnad  des  almechtigen  loblich  herkommen,  und 
aber  (Got  lob)  die  Sachen  midlerzeit  in  besserung  geschickt,  auch 
die  fruchten  wol  geraten,  so  were  s.  f.  g.  gnedigs  begern,  das  ritter- 
schaft  und  stede  die  beschwernuss  ansehen  und  bedenken  helfen 
wollen,  damit  (wie  in  andern  landen  beschehen)  die  penningen  aus- 
gesatzt  und  geliebert  werden  mögen«.  2.  Da  im  letzten  Kriege 
»s.  f.  g.  ire  guld  und  rent  in  allen  landen  mirklich  beschwert  und 
groisse  penningen  ufgenomen,  die  schuldener  zum  teil  zu  stillen, 
also  das  s.  f.  g.  nit  wal  zukomen  kunte,  derhalber  dan  s.  f.  g. 
gnedigs  gesinnen  were,  das  ritterschaft  und  stede  auch  uf  wege 
und  mittel  wulten  helfen  denken,  wie  s.  f.  g.  widerumb  zu  ver- 
freiung  irer  guld  und  renten  komen  mochten,  in  ansehung,  das  s. 
f.  g.  uf  vilf eltig  ansuechen  s.  f.  g.  lan tschaften l)  sich  verhielicht 
und  sunst  vil  beschwernussen  s.  f.  g.  zugestanden,  also  das  s.  f.  g. 
nit  wol  möglich,  on  zutun  der  lantschaften  sich  daraus. zu  reissen, 
mit  gnedigem  begern,  s.  f.  g.  hirinnen  ire  bedenken  und  treuen  rat 
mitzuteilen«. 


!)  Vgl.  vorhin  S.  575   Anm.   2.     S.   auch  S.  577   Anm.  1    (§.  3). 
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Ritterschaft  und  Städte  haben  darauf  die  jülicher  Räte 
zu  sich  gefordert  und  etliche  aus  ihnen  zu  einem  Ausschuss  ver- 
ordnet, »sich  mit  den  reden  nach  notturft  von  der  sachen  zu  be- 
sprechen«. Der  Ausschuss:  1.  sie  seien  früher  von  den  Räten 
vertröstet,  »das  sie  doin  sulten,  wes  sie  kunten,  und  das  allein 
die  vermögenden  stuiren  und  die  andere  beschedigten  verschoint 
werden  sulten« ;  nur  die  Hälfte  der  Steuer  sollten  sie  entrichten. 
»Nun  funden  sie  die  somma  gross,  also  das  in  der  undertanen  ver- 
mögen nit  were  die  zu  geben,  so  sie  mit  dem  dienst1)  und  sunst 
hoch  beschwert«.  2.  Die  Gesandten  der  Stadt  Münstereifel:  haben 
»hiebevor  in  der  not  1500  g.  vorgestreckt,  die  inen  nicht  verricht 
weren« ;  bitten,  wenn  jetzt  eine  Bewilligung  geschehe,  »das  dan  das 
vors,  gelt  inen  an  irer  summen  gekürzt  werden  mog«.8)  —  Die 
Gesandten  der  Stadt  Euskirchen:  sind  »hiebevor  gemortbrant,  fölgentz 
auch  weder  verbrant,  item  in  der  veden  hetten  sie  6000  g.  brant- 
schatz  ufbracht,  welche  inen  genomen,  derhalber  ire  giseler  lang 
in  den  Niderlanden  gesessen  und  ein  merklichs  verzert«;  jetzt  wären 
sie  damit  beschäftigt,  eine  Summe  zur  Befriedigung  derjenigen,  die 
ihnen  die  6000  G.  vorgestreckt,  »under  sich  auszusetzen;  dan  sonst 
durften  sie  nit  aus  irer  stat  ziehen,  so  sie  sich  helligens  und  be- 
kommerens  von  denselbigen  besorgten  t;  würde  ihnen  jetzt  noch 
eine  Steuer  aufgelegt,  so  würden  sie  verhindert,  jene  Summe  auf- 
zubringen. 3.  Der  Ausschuss  bittet  um  Instruktion,  wie  es  mit 
denen,  »so  sich  freien«,8)  in  dieser  Steuer  zu  halten.  4.  Der  Hz. 
möchte  gebeten  werden,  »die  summa  etwas  zu  ringern,  also  das  es 
die  undertanen  erdragen  kunten;  wa  aber  ehe  an  der  sommen  nit 
abzukürzen,  das  dan  leidliche  termin  zu  der  bezalung  gestalt  wurden«. 
—  Dies  alles  werden  die  Räte  gebeten,  dem  Hz.  vorzutragen. 

Dies  haben  die  Räte  mit  einigen  vom  Ausschuss  gethan. 
Herzog:  ad  1.  Der  Kanzler  hat  dem  Herzog  und  den  Räten 
Bericht  erstattet,  dass  die  Vertröstung  betreffs  Zahlung  der  halben 
Steuer  sich  auf  eine  andere  Steuer  bezieht,  »nemblich  welche  man 
im  lande  von  dem  Berg  das  ruitergelt  genant,  davon  zu  Gladbach 
uf  dem  landtag   am  ersten  junii  ao.  43  gehandelt  worden,   vermog 


*)  Wohl  besonders  an  den  zum  Festungsbau  gedacht. 

2)  Vgl.  Idstd.  Vf.  III,  2,  S.  108. 

8)  S.  über  diese  ,Befreiungen'  das  nähere  in  Nr.  190  und  in  der 
unten  zu  1558  April  30  mitgeteilten  Aufzeichnung  (Nr.  265).  Die  betr. 
Finanzoperationen  begannen  1546. 
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desselbigen  abscheitz,1)  welchs  den  reten  und  etlichen  von  dem 
ausschuss  ist  furgelesen«,  damals  aber  >nit  allein  von  der  helf- 
scheit,  sonder  auch  mehe,  so  es  die  notturft  also  erforderten,  nemb- 
lich  das  allein  von  den  unverbranten  und  denen,  so  nit  am  hohesten 
beschedigt,  nach  gelegenheit  der  personen  etliche  stuir  genomen 
werden  solte,  damit  bei  andern  landen  derhalber  gein  unverstant 
erwoesse«.  Von  dieser  Steuer  ist  nun  auf  dem  platten  Lande  wegen 
der  Leiden  der  Unterthanen  gar  nichts  aufgebracht,  und  nur  einige 
unbeschädigte  Städte  haben  eine  Summe  gegeben.  »Aber  die  stuir 
von  den  42300  ggl.  were  nach  der  hant  gefolgt,  wie  solichs  aus 
dem  dato  der  abscheide  zu  sehen,  und  das  darinnen  einiche  Ver- 
tröstung von  nachlassung  geschehen  sein  sol,  wiste  s.  f.  g.  sich  mit 
nichten  zu  erinnern;  allein  das  die  Guiischen  domals  begert,  mit 
inen  gedult  zu  haben«  bis  zum  Frieden  und  bis  die  Unterthanen 
»sich  wider  erkovert«.  ad  3.  Betreffs  derjenigen,  »so  sich  selbst 
freien,  wulte  m.  g.  h.  sich  erclert  haben,  das  s.  f.  g.  derselbigen 
ambter  geburliche  andeil  an  sich  nemen  und  soliche  andeil  von  der 
sommen  gekürzt  werden  sollen,  ad  4.  Die  begerte  termin  belangent, 
hat  s.  f.  g.  geantwurt,  das  aus  sonderlichen  Ursachen  s.  f.  g.  vur 
gut  ansegen,  die  penningen  nu  alle  auszusetzen,  aber  doch  das  die 
bezalung  und  erclerung  in  zweien  terminen  geschehen  sol.  ad  2. 
Sovil  die  von  Euskirchen  betrift,  ist  die  berichtung  geschehen,  das 
uf  ansuchen  m.  g.  h.  rede,  von  s.  f.  g.  wegen  in  Brabant  beschehen, 
die  von  Euskirchen  in  craft  des  Vertrags  für  Venloe  des  brantschatz 
erledigt  und  das  s.  f.  g.  auch  gneigt,  jonker  Johan  von  Gulich  und 
die  von  Euskirchen  des  abgenommenen  gelts  halber  zu  erster  ge- 
legenheit zu  bescheiden,  die  gebrechen  verhoeren  und  nach  befinden 
stellen  zu  lassen«. 

Diesen  »bericht,  erclerung  und  antwort  m.  g.  h.  haben  die 
rete  dem  ausschus  und  sementlicher  ritterschaft  und 
steden  also  zurkennen  gegeben«. 

Darauf  lassen  die  Stände  nach  abermaligem  Bedenken  dem 
Hz.  durch  den  Hofmeister  Hoesteden  antworten:  1.  Trotz  des  er- 
littenen Schadens  bewilligen  sie  die  42  300  Ggl.,  >dweil  durch  gnad 
des  almechtigen  die  jarn  etwas  besser  und  s.  f.  g.  bisariher  mit  der 
stuir  gedult  gedragen,  nu  in  grosser  beschwernus  stechen  und  den 
undertanen  [!]  zu  irer  bezalung  nit  verhelfen  kunten«.    Nur  bitten 

*)  S.  oben  Nr.  136. 
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sie  um  »leidliche  termine,  also  das  es  die  undertanen  dragen  können. 

2.  Das  itzt  die  vergleichung  geschehen  möge,  wie  es  mit  der  in- 
gesessen und   auslendigen   ritterschaft   und  geistlichen   zu  halten«. 

3.  Die  Unterherren,  Kollegien,  Klöster  und  Landdechanten  mögen 
berufen  und  ihnen  »die  meinung  von  dieser  stuiren«  gleichfalls  vor- 
getragen werden;  mit  den  auswärtigen  Geistlichen  solle  es  gehalten 
werden,  »wie  s.  f.  g.  undertanen  in  gleichen  feilen  bei  inen  ge- 
halden. *)  4.  Das  auch  die  ritterschaft  nit  gesatzt,  sonder  sunst  mit 
inen  verglichen  werde«. 

Herzog:  dankt  für  die  Antwort  und  erbietet  sich,  »solichs 
gegen  ritterschaft  und  stede  in  alleweg  mit  gnaden  zu  erkennen«. 

Ritterschaft  und  Städte  haben  dann  vortragen  lassen: 
1.  »wie  sie  uf  vorigem  lanttage8)  ire  beschwernussen  mit  den  Privi- 
legien furgegeben« ;  2.  über  die  Reformation  der  Gerichte  und  Land- 
rechte; 3.  über  die  der  Lehnrechte;  4.  »van  den  appellationsachen, 
und  das  das  Privilegium,  so  s.  f.  g.  erlangt,  publicirt  werden  mocht« ; 
5.  über  die  Verordnung  »mit  den  dienstboden  und  werkluiden,  und 
das  hinwiderumb  auch  bei  den  kremern  und  andere  [!],  da  die 
werkluide  und  dienstboden  ire  notturft  beiholen  müssen,  policei 
gehalten  und  die  durchsehen  werde;  6.  das  die  hochheit  und  ge- 
rechtigkeit  der  Ruiren  vertedigt  und  erhalten,  die  weren  und  Stilen 
afgestalt  und  darinnen  zu  gelegener  zeit  auch  besserung  furgenommen 
werden  mog;  7.  das  die  dienstwagen  und  dienstkarren  ingefordert 
und  gebruicht,  damit  die  undertanen  desto  mehe  mit  dem  dienst 
verschoint  wurden«. 

Herzog:  will  sich  betreffs  der  vorgelegten  Artikel  »ein  Heins 
bedenken  und  sieh  folgente  mit  geburliger  antwort  verneinen  lassen«. 
Darauf  ist  den  Ständen  von  dem  Ansuchen  des  Kurfürsten  und 
der  Kurfürstin  von  Sachsen  vorgetragen,  >s,  f.  g.  personlichen  uf- 
zuehs  halber  zu  dem  reichstag  und  die  furbit  bei  Kei.  M.  für  s. 
curf.  g.  zu  tun;  wes  s.  f.  g.  durch  ire  rete  bei  der  kun.  mt.  der- 
halben  furiiin  bitten  und  ansuchen  lassen  und  i.  mt.  zuletzt  den- 
selbigen  geantwort,  und  wes  nach  solichGr  empfangener  antwort  de* , 
curfurst  nochmals  an  s.  f.  g.  zum  hohesten  begert  etc.,  wie  solches 


*)  Mit  »inen«  sind  offenbar  die  fremden  Landesherren  (insbesondere 
der  Erzbischof  von  Köln)  gemeint.  Im  übrigen  vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2, 
S.  163  und  167. 

*)  S.  Nr.  168 — 165.  Es  handelt  sich  nicht  genau  um  den  ,vorigen4 
Landtag.  .     i 
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aus  hiebeiverwarter  anzeichniss  mit  A1)  ferner  zu  sehen.  Und  ist 
daruf  der  ritterschaft  und  stede  rat  auch  begert  worden,  mit  an- 
zeigung,  sich  daruf  zu  besprechen  und  zu  bedenken,  so  wulte  s. 
f.  g.  midier  zeit  sich  uf  die  vurs.  ire  begern  und  artickel  auch  be- 
denken«. 

Ritterschaft  und  Städte:  des  Kurfürsten  Gefangenschaft 
und  Beschwerden  thun  ihnen  von  Herzen  leid;  könnten  sie  ihm  mit 
Geld  daraus  helfen,  so  wollen  sie  es  an  sich  nicht  fehlen  lassen.  Der 
Hz.  solle  beim  römischen  König  und  seinen  Freunden  nichts  unter- 
lassen, was  »zu  erledigung  des  curfursten  dienstlich«  sein  möchte. 
»Sovil  s.  f.  g.  person  betreffe,  wisten  s.  f.  g.,  das  es  nit  wenig  ge- 
ferlich,  in  dieser  winterlicher  zeit  und  sterbenden  leufen  sich  so 
weit  aus  Iren  landen  zu  begeben,  sonderlich  da  man  noch  nit  wiste, 
ob  Kei.  M.  die  furbit  erleiden  mog  oder  nit;  wen  es  aber  darzu 
queme,  das  etwas  guts  bei  i.  M.  zu  erhalten  verhoffentlich,  so  hetten 
s.  f.  g.  alles,  was  menschlich  und  möglich,  dem  curfursten  zu  guten 
furzunemen,  doch  mochte  s.  f.  g.  sich  hievon  mit  den  andern 
s.  f.  g.  landen  auch  besprechen  und  bedenken«.  —  Betreffs  der  ver- 
pfändeten herzogl.  Güten  und  Renten  bitten  sie,  »ir  unvermogenheit 
anzusehen;  dan8)  als  s.  f.  g.  hiebevor  mit  etlichen  ambtern  handien 
lassen,  zu  verfriung  s.  f.  g.  gult  und  renten  etliche  summa  von 
penningen  zu  verwilligen,  wie  auch  beschehen,  wie  dan  s.  f.  g. 
der  ambter  mehe  darzu  gewinnen  kunten,  wie  inen  lieber  were; 
zudem  haben  sie  auch  furgegeben  von  dem  mittel,  wer  von  hondert 
mehe  als  vunf  hette;8)  mit  underteniger  bit«,  die  andern  Lande 
gleichfalls  in  dieser  Sache  anzugehen,  »sonderlich  so  die  mit  keinen 
beuen,  dienst  noch  accis,  wie  sie,  die  Guiischen,  beschwert  weren, 
und  das  bei  denen  andern  landen  der  weg,  wer  von  hondert  mehe 
als  fünf  hette,  auch  furgenomen  wurde«. 

Herzog:  »Sovil  den  curfursten  von  Sachsen  und  s.  f.  g.  ufzug 
belangt,  wulte  s.  f.  g.  es  in  weiter  bedenken  nemen,  nach  gelegen- 
heit  das  s.  f.  g.  reten  zu  Augspurg  begegent;  so  wult  auch  s.  f.  g. 
den  andern  s.  f.  g.  landen  gleichsfals  davon  zurkennen  geben,  wa 
sich  dan  die  gelegenheit  dermassen  zutrüge,  das  s.  f.  g.  hinauf 
ziehen  wurde,   das  dan  nit  notig  seie,   die  ritterschaft  und  stede 

1)  In  diesem  Bande  nicht. 

2)  D.  h.:  aber.     Im  übrigen  s.  S.  682  Anm.  3. 

8)  Vgl.  Aschenberg,  niederrheinische  Blätter  3  (Dortmund  1803), 
S.  81  Anm.  8;   Nijhoff  6,  Nr.  329  §.  6.    S.  auch  oben  S.  94  Anm.  74. 
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derhalber  nochmals  zu  bescheiden«.  Betreffs  der  Renten  »wulten 
s.  f.  g.  den  andern  landen  die  gelegenheit  auch  furbringen  lassen, 
dergleichen  den  weg,  wer  von  hondert  mer  als  fünf  hat  etc.« 

Antwort  des  Herzogs  auf  die  Artikel  der  Stände:  ad  2. 
»Sovil  die  reformation  des  rechtens  und  der  gerichter  belangt,  were 
man  für  guter  zeit  in  arbeit  gewest,  das  die  dermassen  furgenommen 
wurd,  das  sie  mit  recht,  reden  und  billicheit  bestain  kunte  und  das 
ein  jeder  lant  bei  seinem  rechten  gelassen;  wa  aber  ichtwes  were, 
das  der  billigkeit  nit  gemess,  und  das  man  wiste,  das  im  cammer- 
gericht  nit  geleden,1)  sonder  anders  darüber  erkant  werden  sol,  das 
solichs  nutzer  zu  bessern,  damit  die  undertanen  zu  keinen  vergeb- 
lichen kosten  gedreven.  Nun  het  aber  soliche  reformation  bisanher 
nit  genzlich  ins  werk  gestalt  werden  können,  allerlei  furgefallener 
Verhinderungen  halber,  als  mit  dem  krieg  und  den  vilen  s.  f.  g. 
reisen  und  anders.  Es  were  aber  eins  deils  davon  begriffen,8) 
welchs  auch  mit  hergenomen,  im  fal  der  not  darzutun.  Aber  s.  f.  g. 
were  gemeint,  solichs  ufs  allerfurderligst  für  die  hant  nemen  zu 
lassen,  und  bedechten,  das  ritterschaft  und  stede  etliche  von  den 
eltesten  wulten  verordnen,  die  des  lantrechten  wissens  hetten,  der- 
gleichen etliche  von  den  scheffen  des  heuptgerichts  Gulich  und  aus 
andern  gerichtern;  so  wulte  s.  f.  g.,  was  hiebevor  darvon  ufge- 
zeichent,  bei  einandern  brengen  lassen  und  etliche  rechtzgelerten 
darbei  bescheiden.  Wes  man  dan  befunde,  das  man  nit  erhalten 
kunte,  das  solichs  gebessert  wurde.  Wan  das  also  bedacht  und  bei 
einander  bracht,  alsdan  der  gemeiner  lantschaft  solichs  furzubringen. 
So  wulte  s.  f.  g.  auch  fordern,  das  solich  lantrecht  in  Schriften 
verfast  und  von  Kei.  M.  confirmirt  werd.«  ad  3.  Betreffs  der 
Lehnrechte  »were  die  Ordnung  fertig  und  sol  den  vurs.  verordneten 
auch  zurkennen  gegeben  werden«,  ad  4.  Betreffs  des  Privilegs 
»were  nit  on,  s.  f.  g.  het  bei  Kei.  M.  dasselbig  erlangt,8)  da  die 
heuptsach  über  400  g.  zu  15  batzen  nit  wert,  das  desfals  von  der 
heuftgerichtern  und  i.  f.  g.  rete  urteln  nit  sol  appellirt  werden 
mögen,  aber  als  s.  f.  g.  das  Privilegium  erlangt,  hette  s.  f.  g.  zu- 
sagen müssen,  die  reformation  des  rechtens  und  gerichter  in  s.  f.  g. 

*)  S.  oben  S.  111  f. 

2)  Ist  hiermit  vielleicht  der  Entwurf  des  Hubert  Smetz  gemeint? 
Vorhanden  war  auch  schon  eine  Aufzeichnung  des  jülicher  Landrechts 
(v.   1537).     S.  oben  S.  112. 


•)  S.  oben  S.  674  Anm.   1. 
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landen  furzunemen,  also  das  die  Verkündigung  des  gerurten  Privi- 
legiums uf  die  reformation  berauten«.  ad  5.  Einige  von  der  Land- 
schaft sollen  sich  über  die  Dienstboten  und  Werkleute  besprechen 
und  ihr  Bedenken  dem  Hz.  vorbringen;  »so  wulte  s.  f.  g.  solichs 
durchsehen  und  mit  den  stetten  Coln  und  Aich,  dergleichen  mit 
dem  administrator  Coln  darvon  auch  handien  lassen«.*)  ad  6. 
Hz.  will  »zu  erster  gelegener  zeit  die  notturft  darinnen  furnemen. 
ad  7.  Die  dienstwagen  und  dienstkarren  wurden  gebraucht,  aber 
etliche  geben  gelt  darfur,2)  damit  man  andere  diensten  bedingten, 
welchs  die  bevelhaber  des  baus  nutzer  ansegen,  als  die  dienstwagen 
und  -karren  selbst  zu  gebruichen.  —  Daneben  hat  s.  f.  g.  ritter- 
schaft  und  steden  auch  ansagen  lassen,  wie  im  lande  van  dem  Berg 
allerlei  gude  Ordnungen,  als  von  wegen  und  Strassen8)  und  anders 
ufgericht,  mochten  den  verordenten  auch  furbracht  werden;  und  so 
die  befunden,  das  soliche  Ordnungen  nach  gelegenheit  des  lants  van 
Gulich  auch  daselbst  dienen  wurden,  hetten  man  die  auch  da  fur- 
zunemen«. —  ad  1.  Es  ist  »die  leste  m.  ^.  h.  antwort  schriftlichen 
gestalt,4)  aber  van  niemant  mitler  zeit  gesonnen  worden«. 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  250,  Kop. 

184.  Landtagsabschied  von  Jülich.  Jülich  1647  No- 
vember 28» 

Von  den  durch  die  Lande  Jülich,  Cleve,  Berg  und  Mark  am 
28.  Juli  1543  bewilligten  141000  Ggl.  hatte  Jülich  bisher  seinen 
Anteil  noch  nicht  erlegt.  Jetzt  aber  haben  die  jülicher  Stände  auf 
das  Verlangen  des  Herzogs,  »das  sie  ire  anpart  der  vurs.  stuir  an 
sich  nemen,  ausdeilen  und  verordnen  wolten  vermog  der  voriger 
abscheide  zu  Gladbach  und  Dusseldorf  genomen,«  die  auf  sie  fal- 
lenden 42300  Ggl.  aufzubringen  bewilligt,  jedoch  mit  der  Bitte, 
»das  die  ufborung  und  bezalung  in  zweien  terminen  nach  gelegen- 

')  Am  Rande  die  Notiz:  »ist  dem  Goddart  Gropper  geschrieben, 
bei  dem  rat  zu  Coln  ire  Ordnung  zu  gesinnen  und  die  in  die  canzlei  zu 
schicken,  und  Franz  Meissen  hat  an  sich  genommen  der  von  Ach  Ord- 
nung zu  fordern  und  furzubrengen. « 

2)  Vgl.  oben  S.  270  f.  und  S.  339;  unten  Nr.  204  (Anm.). 

*)  Eine  Wegeordnung  ist  von  Hz.  Johann  erlassen  worden;  s.  Polizei- 
ordnung (Ausg.  v.  1696)  S.  46.  Über  die  Ordnung  von  1654  Okt.  10 
s.  unten  Nr.  236.     Vgl.  Jahrbuch  d.  diisseld.  GV.s  8,  S.  253  A.  1. 

4)  S.  Nr.  164  und  165.     Vgl.  ferner  Nr.  197  §.  4. 
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heit,  das  es  die  undertanen  erdragen  kunten,  geschehen  mocht;  und 
als  etliche  ampter  des  furstentumbs  Gulich  zu  verfriung  s.  f.  g.  guld 
und  renten  grossere  sommen  an  sich  genommen,1)  derhalber  sie 
dieser  steuren  durch  s.  f.  g.  erlassen  sein  mögen,  das  die  übrige 
ampter  und  undertanen  mit  derselbigen  gewonügen  anteil  der  vurs. 
sommen  nit  beschwert  werden,  sonder  solich  anteil  an  der  bestimbter 
sommen  der  42  300  ggl.  abgain  sol;  welchs  s.  f.  g.  also  ein  gnedigs 
gefallen  gehat.  —  Urkunt  s.  f.  g.  herufgedruckten  secrietsiegels. 
Gegeven  zu  Gulich  am  28.  tage  novembris  ao.  47.« a)  Von  diesem 
Abschied  ist  dem  Schultheissen  von  Jülich  und  den  Gesandten  der 
Stadt  Münstereifel  eine  Kopie,  mit  dem  Sekretsiegel  besiegelt,  zuge- 
stellt.8) 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  259,  Kop.4) 

1)  S.  oben  S.  582  Anm.  3. 

2)  Von  demselben  Datum  ein  Revers  Hz.  Wilhelms  für  die  jülicher 
Ritterschaft:  ,Da  .  .  .  »ritterschaft  und  stede  nu  einhel liglich  verglichen, 
ger.  furstendombs  Gulich  andeil  uszusetzen,  und  unsere  ritterschaft  in 
ansehung  des  gemeinen  mans  unvermogenheit  und  groissen  Schadens  dis- 
mal  gewilligt,  van  der  vurs.  sommen  ein  deil  an  sich  zu  nennen,  wie 
die  ritterschaften  unserer  anderer  lande  auch  gedain,  so  bekennen  wir  .  .  ., 
das  soliche  stuir  uf  unser  gnedigs  begeren  und  unser  lantschaft  Bewilli- 
gung geschehen  und  ger.  unser  ritterschaft  geinen  ingank  ader  vernuerung 
brengen  noch  inen  an  iren  freiheiten,  Privilegien  ...  nit  afbruchlich 
sin,  sonder  die  glichewol  in  irer  werden  und  macht  verbliven  und  ge- 
halden  werden  sullen,  als  ob  unsere  ritterschaft  dise  stuir  zu  erlichterung 
der  armen  undertanen  nit  mit  leisten  helfen.  —  Gegeven  zu  Gulich  1547 
am  28.  dage  des  monatz  novembris.«  Auf  Befehl  des  Herzogs  J.  Gogref 
sst.  Ger.  Jul.'  JüL  ldstd.  Arch.  Urkk.  I,  Nr.  16,  Orig.  Ebenda  für  die 
Unterherren  ein  Revers  (mit  denselben  Unterschriften)  d.  d.  Dusseldorf 
1547  Dezember  16,  der  bis  >  andeil  uszusetzen«  gleichlautend  ist,  dann 
aber  fortfährt:  »und  unsere  ritterschaft,  so  underherlicheiden  darinnen 
haven,  auch  gewilligt,  das  diejenige,  so  in  den  underherlicheiten  gesessen 
oder  geguet,  glich  andern  unsern  undertanen  der  ampter  dismals  stuiren 
sulten,  wie  dan  in  andern  unsern  landen  auch  besehenen,  so  bekennen 
wir  .  .  .,  das  soliche  stuir  uf  unser  gnedigs  begeren  und  unser  lantschaft 
bewilligung  geschehen  und  ger.  unser  ritterschaft,  die  underherlicheiden 
haven,  und  den  iren  an  iren  freiheiten,  Privilegien  .  .  .  unnachteilich 
sin  sal,  sonder  die  in  irer  werden  und  macht  verbliven  und  gehalden 
werden  sullen,  als  ob  sie  dise  stuir  nit  mit  leisten  helfen.«  Vgl.  unten 
Nr.  189  §.  3  a.  E.  und  S.  608  Anm.  1. 

8)  Diese  Notiz  steht  unterhalb  des  Aktenstückes.    Vgl.  oben  S.  12  f. 

4)  Ebenda  fol.  260:    ,»Nota,  seint  nachfolgende  von  der  ritterschaft 

und  steten  zu  ausdeilung  der  stuiren  verordent«:    Verordnete  der  Ritter- 
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186.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Berg,  [Düssel- 
dorf 1647  Dezember  3.]1) 

Herzog:  verlangt  wegen  der  notwendig  gewordenen  grossen  Aus- 
gaben eine  Steuer  und  den  Rat  der  Stände,  wie  seine  belasteten  Ein- 
künfte wieder  frei  zu  machen.  Stände:  fragen,  warum  die  Stände  von 
Jülich  und  Berg  nicht  zusammen  beschieden  seien  und  ob  auch  die 
Jülicher  etwas  bewilligt  hätten.  Herzog:  die  Jülicher  haben  die  1543 
bewilligten  42  300  Ggl.  zu  zahlen  zugesagt.  Die  besondere  Berufung 
der  Bergischen  soll  ihren  Rechten  nicht  nachteilig  sein.  Stände:  wollen 
nach  ihren  Kräften  eine  Steuer  geben.  Herzog:  ersucht  um  letzteres; 
beabsichtigt  nicht  die  Stände  zu  scheiden. 

Herzog:  ist  durch  den  Krieg  in  grosse  Schulden  geraten, 
»also  das  s.  f.  g.  gult  und  renten  versatzt,  die  pension  aufgelaufen8) 
und  den  undertonen  und  andern,  so  gedient,  noch  merklichs  nach- 
stendig8)  und  sonst  vil  andere  s.  f.  g.  verleg  getan,  welchs  s.  f.  g. 
der  gebuer  zu  verrichten  und  glauben  zu  halten  geneigt,  wie  bei 
s.  f.  g. 'voreitern  und  s.  f.  g.  loblich  herkommen«;  er  hat  ferner 
»vil  beschwerlicher  zuge«  unternommen,  »als  zu  dem  frieden,  zu 
des  von  Sachsen  erledigung  und  anders,  darauf  ein  merklichs 
gangen:  wie  auch  s.  f.  g.  sich  auf  vilfeltig  der  land  ansuchen  nume 
verheirat,  welchs  auch  nit  ein  geringes  gekostet«.  Weil  er  nun 
dem  allem  ohne  Steuer  und  Beistand  der  Lande  und  Unterthanen 
nicht  genügen  kann,  aber  der  Ritterschaft  und  Städte  von  Berg 
»treue  neigung  jederzeit  befunden«,  so  möchten  sie  ihm  »beistendig 
und  befurderlich  sein,  steur  und  hilf  tun,  auch  iren  guten  rat,  wie 
die  gülden  und  renten  mit  der  zeit  widerumb  zu  verfreien,  mit- 
teilen, damit  i.  f.  g.  glauben  halten,  auch  den  landen  desto  besser 
vorsein  können«.  Ritterschaft  und  Städte:  wünschen  zu  er- 
fahren, weshalb  dem  alten  Brauche  zuwider4)  die  Stände  von  Jülich 

schaff,  die  Amtleute  v.  Münstereifel,  Düren,  Geilenkirchen,  Wassenberg, 
Heinrich  v.  Ruschenberg  zu  Rurich,  Trips.  Verordnete  der  Städte:  von 
jeder  Hauptstadt  einer:  Jülich:  der  Schultheiss;  Münstereifel:  Wirich  Fora; 
Düren:  Franz  Meissen;  Euskirchen:  Theis  Fussenich.'  Es  ist  also  jetzt 
ein  neuer  (über  den  alten  s.  S.  577  Anm.  1)  Ausschuss  bestellt  worden. 

J)  Durch  hzgl.  Schreiben  d.  d.  Jülich  1547  November  17  (K., 
Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  273,  Kop.)  werden  Ritterschaft  und  Hauptstädte 
von  Berg  zu  Dzb.  2  abends  nach  Düsseldorf  berufen,  um  am  andern 
Tage  »das  best  in  den  sachen  raten  und  furdern  zu  helfen«. 

*)  Vgl.  oben  S.  579  Anm.  1  (Nr.  182). 

8)  Vgl.  Nr.  145  und  146  (S.  499  Anm.  3). 

4)  Vgl.  S.  49  Anm.  120. 
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und  Berg  nicht  zusammen  beschieden  seien,  und  ob  auch  die  Jülicher 
etwas  bewilligt  hätten  und  wieviel.  Herzog,  an  die  Räte  und  den 
verordneten  Ausschuss:  Es  hat  keine  andere  Ursache,  »dan  nachdem 
s.  f.  g.  in  den  grossen  schulden  stechen,  so  het  i.  f.  g.  die  Gulichischen 
vergangner  tag  bescheiden  gehat«  und  sie  um  Bezahlung  der  früher 
bewilligten,  aber  noch  rückständigen  42  300  Ggl.  ersucht.  Darauf 
sind  sie  auch  eingegangen,  haben  aber  erklärt,  der  Hz.  möge  be- 
herzigen, dass  sie  zur  Einlösung  der  Ämter  seit  dem  Kriege  in  die 
100000  Ggl.  auf  sich  genommen,  und  darum  auch  bei  seinen  andern 
Landen  um  Steuer  anhalten;  was  er  denn  nicht  hat  unterlassen 
wollen.  Diese  Berufung  soll  aber  den  Privilegien  und  Herkommen 
der  Bergischen  nicht  Abbruch  thun.  Ritterschaft  und  Städte: 
»Wiewol  die  Gulichische  mit  inen  zu  steuren  pflegen,  so  wolten 
sie  doch  etliche  von  der  ritterschaft  boven  und  etliche  beneden  der 
Wopper  verordnen  und  denselben  auflegen,  von  ambtern  zu  ambtern 
zu  ziehen  und  mit  den  ambtleuten  jedes  orts  die  gelegenheit,  wes 
bei  den  undertonen  zu  erhalten,  zu  erkundigen;  befunden  sie  dan, 
das  etwas  ansehenlichs  auszubringen,  wol  gut;  wa  nit,  wolten  sie 
doch  alsoliche  lantsteur  an  sich  nemen,  der  m.  g.  f.  und  h.  ires  ver- 
hoffens  ein  gnedigs  begnügen  haben  wurde;  dan  ichtwas  anzunemen, 
das  in  irem  vermugen  nit,  were  inen  beschwerlich;  mit  underteniger 
bit,  dieses  anders  nit  dan  in  gnaden  aufzunemen.«  Herzog:  »S.  f.  g. 
befunden  nit  anders  dan  der  ritterschaft  und  stette  guten  und  ge- 
neigten willen,  mit  gnedigem  gesinnen,  dem  also  nachzusetzen  und 
die  sachen  dermassen  nit  zu  verstahn,  als  ob  s.  f.  g.  einiche  neue- 
rung  mit  Verteilung  oder  verscheiden1)  der  lantschaften  furzunenien 
gemeint«. 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  273,  Kop. 

186.  Hz.  Wilhelm,  Revers  für  die  Stände  von  Berg.8) 
Düsseldorf  1547  Dezember  3. 

».  .  .  Als  wir  unse  hohe  beschwernis  und  schulde  unser  ritter- 
schaft und  steden  unser  furstendomb  und  lande  furdragen  und  zu 
Verrichtung  derselvigen,  ouch  unser  ritterschaft  und  anderer,  die 
uns  in  der  vergangen  Burgondischer  veheden  gedient  und  furgestreckt, 

*)  D.  h.  Trennung  der  Stände  von  Jülich  und  von  Berg. 
a)  Ich  teile  hier  im  Text  den  Revers  mit,   da  ein  Abschied  nicht 
vorliegt. 
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umb  stuir  gnediglich  ersuchen  lassen  und  dan  ritterschaft  und  stede 
unses  furstendombs  Berg  uns  zu  underdenigem  gefallen  sich  darinnen 
gutwillig  erzeigt  und  ein  ansehenliche  gemeine  lantstuir  gewilligt 
und  usgesatzt,  so  bekennen  wir  für  uns,  unsere  erben  und  nakomen, 
das  soliche  bewilligung  und  stuir  gedachter  unser  ritterschaft,  steden 
und  lantschaft  unsers  furstendombs  van  dem  Berg  an  iren  Privi- 
legien, friheiden,  altherkomen  und  gerechticheiden  nit  abbruchlich 
noch  hinderlich  sin,  sonder  die  glichewol  in  irer  wirden  und  macht 
verbliven  und  gehalden  werden  sullen,  als  ob  dise  stuir  van  den 
underdanen  unsers  furstendombs  van  dem  Berg  nit  geleist,  sonder 
argelist.  —  Urkunt  der  wairheit  haven  wir  herzog  . .  .  unser  siegel  an 
disen  brief  doin  hangen,  der  gegeven  ist  zu  Dusseldorf  .  .  .  1547 
uf  den  3.  tag  .  .  .  decembris.  Us  bevelh  mins  g.  h.  herzogen 
hochged.  J.  Ghogreff  sst.  J.  Wassenberg.« 
Berg,  ldstd.  Arch.  ürkk.  I,  Nr.  13,  Orig. 

187.  Verhandlung  mit  den  Verordneten  von  Berg. 
1547  Dezember  7. 

Herzog:  1.  Beabsichtigte  Reise  im  Interesse  des  Kurfürsten  von 
Sachsen.  2.  Nach  Epiphanias  Zusammenkunft  wegen  der  Steuer  anzu- 
setzen. Die  Steuer  soll  in  allen  Amtern  gleichmässig  erhoben,  die  Armen 
verschont  werden.  Verordnete:  1.«  Hz.  möchte  bald  zurückkehren. 
2.  Sind  einverstanden.  Herzog:  1.  Die  Reise  kann  nicht  unterbleiben. 
2.  Wird  etliche  Räte  beauftragen,   mit  den  Verordneten  zu  verhandle». 

Der  Herzog  hat  1547  Dezember  7  den  Verordneten  vortragen 
lassen,  1.  dass  er  in  Folge  der  Briefe  von  seinen  Räten  in  Augs- 
burg und  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  »sich  hinuf  zu  begeben  ge- 
meint, mit  der  repetirung,  wes  uf  jüngstem  lanttag1)  davon  verab- 
scheu, und  das  der  curfurst,  dergleichen  s.  curf.  g.  gemahel  krank 
und  swach  und  s.  f.  g.  in  dero  noten  treulich  und  statlich  geholfen, 
desshalben  es  dan  s.  f.  g.  allerlei  ufsprach  brengen  mochte,  i.  curf. 
g.  in  diesen  noten  zu  verlassen  und  umb  s.  curf.  g.  willen  nit  so- 
vil  zu  tun«.  Während  seiner  Abwesenheit  möchten  sie  »daran  sein 
helfen,  das  alle  dingen  fridlich  und  recht  zugan  mochten«.    2.   Es 

!)  In  den  Verhandlungen  (Nr.  185)  wird  der  Gegenstand  nur  kurz 
gestreift.  Vgl.  übrigens  Nr.  181.  —  Über  Verhandlungen  des  jülicher 
Gesandten  Dr.  Karl  Harst  mit  Joh.  Frdr.  vgl.  v.  Druffel  I,  Nr.  230 
(1548  Okt.).  Druffel  a.  a.  0.  und  ffl,  S.  608  spricht  unrichtig  von  dem 
clevischen  ,Kanzler  Karl  Horst'. 
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ist  »am  letzten  die  abred  genomen,  das  man  nach  dreuzehenmiss 
zusamenkomen  solte,  umb  der  steuren  halber  sich  ferner  zu  Wider- 
reden, wanehe  man  umbzuziehen  anfangen  solt,  und  das  es  in  allen 
ambtern  gleichmessig  zugehen,  die  steur  uf  die  haabselige  gelacht 
und  die  armen  verschont  werden  mochten.«  Die  Verordneten 
bitten  betreffs  des  ersten  Punktes,  »das  i.  f.  g.  balt  widerkomen 
wulte«.  Hinsichtlich  der  Steuer  sind  sie  bereit  »neben  den  reten 
zu  bedenken  helfen,  wie  es  mit  der  steur  am  besten  zu  halten,  das 
es  in  allen  ambtern  gleichmessig  zugienge  und  die  armen  verschoent 
wurden«.  Herzog:  Kann  »aus  unvermeitlicher  notturft  der  reisen 
nit  on  sein«.  Hinsichtlich  der  Steuer  will  er  »der1)  rete  verordenen, 
sich  mit  inen  den  verordenten  [sc.  zu?]  besprechen,  wie  die  am 
besten  furzunemen,  also  das  einer  des  andern  bedenken  in  dem  zu 
hoeren«. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  295,  Or.  oder  Kop. 

188.  Verhandlung  mit  dem  Ausschuss  der  Stände  und 
mit  den  Geistlichen  von  Jülich.  [Düsseldorf  1647  De- 
zember 16.] 8) 

1.  Austeilung  der  Landsteuer.  2.  Verhandlung  mit  den  Geistlichen; 
zeigen  sich  zu  einer  Bewilligung  geneigt.  Verhandlungen  über  den 
Steuersatz. 

Am  15. 8)  Dzb.  1547  ist  mit  dem  Ausschuss  wegen  der  Austei- 
lung der  jüngst  zu  Jülich  bewilligten  Landsteuer  verhandelt  worden, 
»daruf  auch  soliche  austeilung  vort  geschehen  und  die  bevelschrift 
an  die  ambtleut  und  bevelhaber  folgen  tz4)  ergangen  .  .  .  Folgentz« 

')  Zu  ergänzen:  etliche. 

a)  Wie  der  Hinweis  auf  die  Schreiben  an  die  Amtleute  vom  17.  Dzb. 
(s.  Anm.  4)  ergiebt,  ist  unsere  Aufzeichnung  erst  nach  dem  15.  Dzb. 
niedergeschrieben  worden.  Wir  bringen  sie  aber  zu  diesem  Datum,  da 
sie  die  Verhandlungen  des  15.  Dzb.  enthält. 

3)  d.  d.  Zirn  [Zier]  1547  Dzb.  1  fordert  der  Hz.  gemäss  dem 
letzten  Landtagsabschied  von  Jülich  die  jülicher  Unterherren  auf,  den 
14.  Dzb.  abends  in  Düsseldorf  bei  ihm  und  den  Verordneten  der  Land- 
schaft zu  erscheinen,  d.  d.  Düsseldorf  1547  Dzb.  3  die  jülicher  Geist- 
lichen (Landdechanten  und  in  Jülich  gelegene  Klöster,  Stifter,  Kom- 
tureien),  ebendahin  Deputierte  zu  schicken.  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol. 
269  f.  Kop.  Ebenda  fol.  271  ein  Verzeichnis  der  berufenen  Eigenherren. 
Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  266  ff.  (Nr.  60). 

4)  S.  unten  S.  597  Anm.  2. 
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ist  den  Geistlichen  folgendes  vorgetragen  worden :  ,Da  der  Hz.  durch 
den  Krieg  mit  Land  und  Leuten  »in  grosse  beschwerung  geraten 
und  die  bezalung  der  schwarzen  reuter,  welche  niemant  verschoent 
haben  wurden,  furhanden,  so  hette  i.  f.  g.  die  lantschaft  umb  steur 
.  .  .  ersucht,  die  auch  ein  merklige  somma  an  sich  genommen, 
welche  uf  die  haabseelige  gelider,  wes  stants  die  auch  weren,  ge- 
lacht«. In  anderen  Landen  ist  die  Steuer  bereits  aufgebracht  und 
Reiter  und  Knechte  damit  bezahlt,  die  jülicher  Taxe  dagegen  auf 
Bitten  der  Landschaft  ausstehen. geblieben,  bis  die  Unterthanen  sich 
wieder  etwas  erholt  haben  würden,  so  dass  der  Hz.  zu  Aufbringung 
der  42000  Ggl.  seine  Güten  und  Renten  hat  versetzen  müssen. 
Demgemäss  ist  des  Herzogs  »und  der  lantschaft  begern«,  dass  die 
Geistlichen,  wie  in  den  anderen  Ländern  geschehen,  auch  eine 
Steuer  dazu  bewilligen  möchten.'  Geistliche:  Erkennen  sich  schul- 
dig, »mit  leib  und  guet«  dem  Hz.  beizustehen,  bitten  aber  zu  be- 
achten, dass  Jülich  mehr  als  andere  Lande  gelitten.  Herzog: 
Dankt  für  »ire  gutwilligkeit« ;  wird  sie  weiteren  Bescheid  wissen 
lassen. 

»Folgentz  ist  inen  angezeigt,  das  sie  zusamenzutreten  und 
selbst  uf  einen  pfenning  zu  denken,  den  ein  jeder  collegium,  closter 
und  lantdechenei  zu  geben,  also  das  sie  nit  gesatzt  noch  ire  frei- 
heit  und  Privilegien  einichs  wegs  gekrenkt  wurden.«  Geistliche: 
Wünschen  zu  wissen,  »was  sommen  man  gern  von  inen  het.  Ver- 
ordente  rete«:  Die  ganze  Summe  ist  42300  Ggl.,  »welche  die 
ritterschaft  dem  lantman  und  der  geistlicheit  uflege«.  Geistliche 
möchten  deshalb  sagen,  »wievil  sie  darvon  an  sich  nemen  wollen, 
oder  aber«  jedes  Kollegium,  Kloster  und  Landdechanei  sich  erklären, 
»wes  ein  jeder  sunderlich  zu  geben  urbietig«.  Geistliche:  bieten 
den  24.  Pfennig  »ailer  irer  guter,  wie  die  gelegen,«  an.  Räte: 
»Solicher  furschlag  sol  zu  der  Sachen  nit  helfen.  Und  het  die  lant- 
schaft so  grosse  steur  nihe  gegeben.  Aber  in  ansehung  der  grosser 
noet  weren  von  allen  landen  342  000  [!]  ggl.  gewilligt,  darvon  das  lant 
zu  Gulich  ungeverlich  den  6.  teil,  nemlich  42300  ggl.  an  sich  ge- 
nomen.  Welchs  auch  die  von  der  ritterschaft  angemerkt  und  der- 
halben  sich  in  die  steur  mit  ingelassen.  Nu  hetten  die  geistlichen 
im  land  von  dem  Berg1)  und  in  andern  landen  auch  den  4.  pfenning 
geben  müssen.    Und  so  die  von  der  ritterschaft   ire  guter  setzen 

*)  Vgl.  S.  485  Anm.  1. 

38 
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zu  lassen  sich  beschwert,  sonder  ein  jeder  einen  pfennunk  geben 
wulte,   hetten  sie,    die  closter  und  geistlichen,   gleichsfals  zu  tun; 
dan  die  notturft  erforderte,  den  undertanen  hilf  zu  leisten.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  296,  Orig.  oder  Kop. 

189.  Ausschussabschied  von  Jülich.  Düsseldorf  1647 
Dezember  16. 

1.  Besteuerung  der  in  Jülich  gelegenen  Kollegien  und  Klöster  und 
der  den  Landdekanen  unterstehenden  Geistlichen.  2.  Mit  dem  köln.  Klerus 
Montag  nach  Epiph.  in  Köln  zu  verhandeln.  3.  Steuererhebung  in  den 
Unterherrlichkeiten.  Zusage  von  Reversen  für  Ritterschaft  und  Unter- 
herren. 4.  Den  Amtleuten  Anweisung  für  die  Steuererhebung  zuzusenden. 
5.  Gegen  Lichtmess  Ausschuss  und  Unterherren  nach  Jülich  zu  berufen, 
um  die  Steuer  auf  Ritterschaft  und  Eigenherrlichkeiten  auszusetzen. 

»Als  auf  den  letzten  abscheit  zu  Gulich  die  verordente  des 
ausschuss  der  ritterschaft  und  stedte  alhie  zu  Dusseldorf  den  15.  *) 
dieses  monats  decembris  erschienen,  so  ist  1.  anfenklich  mit  den 
geistlichen,  so  binnen  lants  gesessen,  gehandelt  und  verglichen,  das 
die  collegia  und  closter  binnen  dem  furstentumb  Gulich  gelegen  ein 
jeder  sein  anteil  an  sich  genommen,  in  zweien  terminen  zu  bezalen, 

vermog  der  anzeichnuss,2),  dergleichen  das  die  lantdechen  bei  den 

^  _.  _  ^        _         .  ___________ 

*)  K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  264  (Kop.):  > Abscheit,  so  den  nach- 
folgenden ingesessenen  geistlichen  zu  Dusseldorf  am  15.  decembris  ao.  47 
zugestelt«:  ,Der  Abt  v.  Gladbach  soll  76  Ggl.  nächste  Halbfasten  in 
Düsseldorf  an  den  Landrentmeister  Joh.  v.  Hoengen  gen.  Wassenberg  ab- 
liefern, 75  Weihnachten  danach  zahlen,  so  dass  der  ganze  Betrag  Licht- 
mess 1549  bezahlt  ist.  »Gezeichent  zu  Dusseldorf  am  15.  tag  decembris 
ao.  47.  Aus  der  canzlei«*.  —  »Nachfolgender  gestalt  seint  die  geistlichen 
im  furstentumb  Gulich  gesessen,  im  jar  47  am  16.  [I]  decembris  zu 
Dusesldorf  gesatzt  worden,  welche  Satzung  sich  mit  derjenigen,  so  im 
jar  1535  in  der  Munsterschen  steur  geschehen,  vergleichet.  Abt  Glad- 
bach 150,  capittel  Heinsberg  240,  capittel  Sittart  140,  capittel  Munster- 
eifel  150,  capittel  Nideggen  150,  jonfern  zu  Heinsberg  1,  Dailheim  [fehlt], 
jonfern  zu  Sustern  40,  sustern  zu  Dalen  20,  jonfern  zu  S.  Joeris  zu 
Hoengen  12,  priester  zum  Dorn  10,  frau  zu  Burvenich  30,  sustern  zu 
Sinzig,  zu  S.  Tonis  Gerzen  4,  zum  Paradis  für  Duiren  30,  Carthuser 
zum  Vogelsank  125,  closter  zu  Grevenbroch  75,  Hilvart  in  der  Kappen  9, 
jonfern  zu  Wenau  126,  cloester  zum  Neuenwerk  80,  commentur  zu 
Sierstorp  70,  Bottenbroch  20,  commentur  zu  Kiringen  15,  jonfern  zu 
Ellen  25,  jonfern  zu  Hoeven  40,  Berscheit  uf  dem  Walde  75,  commen- 
tur zu  Velden  20,  commentur  zu  Nideggen  6,  creuzbroeder  zu  Dulken 
10,  creuzbroeder  zu  Bruggen  20  ggl.,  summarum  1791  ggl.« 
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pastoeren  und  vicarien  ausfordern  sollen  ire  anteil,  wie  in  dem  jar  35 
in  der  Munsterischer  steur  geschehen,  auch  vermog  der  anzeichnus.1) 

*)  Das  auf  S.  594  Anm.  2  erwähnte  Verzeichnis  fährt  fort:  >Der 
pastör,  vicarien  und  officianten  tax,  so  in  die  lantdechenien  Gulich, 
Berchem,  Sustern  und  Zulpge  gehören,  ist:  1070  ggl.  44  alb.  Der  aus- 
wendigen geistlichen  tax  allein  von  iren  guetern  im  furstentumb  Gulich, 
den  geschrieben  ist:  1267 */«  ggl«  Der  cleresei  Collen  tax  allein  van 
iren  gutern  im  furstentumb  Gulich  ausserhalb  das  tumbstift,  zu  S.  Gereon, 
zu  S.  Revilien  und  zu  S.  Merien  in  Capitolio:  949  ggl.  weniger  8  heller. 
Kompt  also  die  somma  aller  vurs.  geistlichen  uf  5078  ggl.  18  alb.  4  hl. 
Also  verbleiben  noch  der  ritterschaft,  eigenherlicheiden  und  freien  in- 
und  auswendig  gesessen:  8517  ggl.  31  alb.  8  hl.«  —  Ober  die  Besteue- 
rung der  Geistlichen  im  J.  1535  (münstersche  Steuer)  s.  ldstd.  Vf.  HI, 
2,  S.  160  ff.  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  die  Landdechanten  von  Bergheim, 
Jülich,  Süstern:  ,Die  Geistlichen  im  Fürstentum  Jülich  haben  hier  in 
Düsseldorf  eine  Steuer  bewilligt,  wie  es  im  J.  1535  der  Münsterschen 
Sache  halber  geschehen,  wovon  der  Hz.  dem  Adressaten  >domals  be- 
richtung«  hat  geben  lassen,  wie  die  Steuer  >zu  der  zit  van  einem  idem« 
in  der  Landdechanei  N.  gesessenen  Geistlichen  »gegeven  ist  worden«. 
Schickt  nun  anbei  Kopie  des  letzteren  Verzeichnisses  und  befiehlt,  dass 
Adressat  aufzeichnet,  ob  die  Geistlichen  in  der  Landdechanei  N.  »alle 
und  ir  inkommens  in  unserm  furstendomb  Gulich  gelegen  samen  ufge- 
zeichent  sei,  derglichen  ob  sich  mitler  wil  inniche  Veränderung  zugedragen 
und  ob  auch  inniche  der  geistlichen  gueder  durch  imant  underzogen«. 
Soll  ,dies'  auch  den  Pastoren,  Officianten,  Vicarien  und  anderen  in  der 
Landdechanei  gesessenen  Geistlichen  anzeigen  und  dabei  vortragen:  »wie- 
wail  das  gelt  domals  [d.i.:  1535]  swair  gewesen«,  so  sollten  sie  dennoch 
1  Ggl.  mit  »30  rad.  alb.  oder  derselviger  werd«  und  1  Gulden  mit  16 
Rad.  Alb.  bezahlen.  Adressat  soll  ferner  die  Steuer  von  den  Geistlichen 
erheben  und  das  Geld  zu  Halbfasten  dem  Landrentmeister  Wassenberg 
hier  in  Düsseldorf  überliefern.  Falls  »uch  van  imantz  diserhalb  Weige- 
rung oder  besperrung  geschege,  hettet  ir  unsern  amptluiden  und  bevel- 
habern,  darunder  die  wederwerdigen  gesessen,  anzuzeigen.  Werden  sie 
uch  dieselvige  zu  geburlichem  gehorsam  halden«,  welchen  dieserhalb 
Befehl  [s.  S.  597  Anm.  2]  zugegangen  ist.  —  »Gegeven  zu  Dusseldorf 
am  25.  dage  decembris  ao.  47.«'  K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  313,  Kpt. 
Darunter  ist  bemerkt:  »Nota  Zulpge.  Nota  Wassenberg«.  D.  h.  offen- 
bar: den  Landdechanten  v.  Zülpich  und  Wassenberg  ist  in  etwas  anderer 
Weise  geschrieben,  a.  a.  0.  d.  d.  Düsseldorf  1547  Dezember  30  (Kpt.) 
schreibt  Landrentmeister  Wassenberg  an  die  Landdechanten  von  Jülich, 
Bergheim,  Süstern  u.  Zülpich:  Adressat  möchte  die  Steuer  von  den 
Geistlichen  in  seiner  Landdechanei  gemäss  des  Herzogs  Schrift  erheben; 
»dan  s.  f.  g.  uch  darfur  gnedige  vererung  wirt  doin  lassen.«  —  Wie 
stets,  so  wurde  auch  diesmal  der  Termin  der  Steuerzahlung  nicht  genau 
beobachtet.     So  waren  die  Landdechanten  noch   am  25.  Juni  1548  mit 
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2.  Ferner  ist  vor  gut  angesehen,  das  m.  g.  h.  zween  von  s.  f.  g. 
reten,  zween  von  der  ritterschaft  und  zween  von  den  stedten  be- 
scheiden sol,  gegen  montag  nach  der  h.  dreier  konig  tag  den  abent 
zu  Coln  erscheinen  [!]  und  mit  der  cleresei  daselbst  uf  einen  pen- 
nink  zu  handien,  wie  dan  denjenigen,  so  darzu  verordent,  alhie 
muntlich  angesagt.1)  3.  Auch  ist  mit  denen,  so  underherlicheiden 
haben,  abgeret,  das  die,  so  hie  gewest,  und  die  andern,  so  binnen 
lants  gesessen,  selbst  und  der  auslendiger  bevelhaber  sambt  dem 
ausschuss  und  etlichen  m.  g.  h.  verordenten  zu  Gulich  erscheinen 
sollen,  die  austeilung  und  Verordnung  zu  tuen,  damit  die  Satzung 
in  den  underherlicheiden  gleichmessig  geschehe,  nemlich  das  die 
van  der  ritterschaft,  so  binnen  lants  gesessen,  dergleichen  die  Col- 
nische   und  andere  ritterschaften,   die  m.  g.  h.   ritterschaft  gueter 

einem  Teile  im  Rückstande  (a.  a.  0.  fol.  343).  An  die  auswärtigen 
Geistlichen  schreiben  1548  Juni  30  (a.  a.  0.  fol.  347,  Kpt.)  ,die  Ver- 
ordneten des  Herzogs  und  der  jülicher  Landschaft4:  sollen  die  erste  Hälfte 
der  Steuer  zu  Remigii  1548,  die  zweite  zu  Lichtmess  1549  an  den 
Landrentmeister  in  Düsseldorf  abliefern. 

')  Ober  die  Besteuerung  der  kölner  Geistlichkeit  s.  vorige  Anm. 
D.  d.  Düsseldorf  1547  Dzb.  18  befiehlt  der  Hz.  dem  Hofmeister  Hoesteden, 
Palant  zu  Breidenbent,  Trips,  dem  Schultheissen  v.  Jülich  und  Franz 
Meisseim,  der  früher  in  Düsseldorf  genommenen  Abrede  gemäss  Januar  9 
abends  in  Köln  in  des  Herzogs  clevischem  Hofe  zu  erscheinen,  um  am 
anderen  Tage  mit  der  Klerisei  der  Steuer  halber  zu  unterhandeln.  K., 
Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  312,  Kpt.  Die  Antwort  des  kölnischen  Klerus  auf 
diese  Steuerforderung  enthält  folgendes  Schreiben  desselben  (a.  a.  0. 
fol.  315,  Orig.)  an  die  heimgelassenen  Hofräte  des  Herzogs:  , Weisen 
auf  den  Schaden  hin,  den  sie  im  Kriege  »durch  brant  und  brantschatzen« 
erlitten,  ferner  auf  die  vielen  Schätzungen,  welche  der  Hz.  und  sein 
Vater  gegen  »Kei.  M.  und  des  h.  reichs  camergerichtz  enturteil  und  er- 
langte executoriail«  von  ihren  Gütern  erhoben  haben,  sodann  auf  die 
>mi  tierweil«  gezahlten  Reichs-  und  Türkensteuern,  endlich  das  »charita- 
tivum  subsidium«,  das  der  Erzbischof  ihnen  von  dem  ihren,  was  sie 
allenthalben  liegen  haben,  »des  pallii  halber«  zu  geben  aufgelegt  Haben 
dieserhalb  an  den  Erzbischof  nach  Augsburg,  wo  ohne  Zweifel  der  Hz. 
jetzt  auch  angelangt  ist,  geschrieben;  sind  der  Zuversicht,  der  Erzbischof 
werde  den  Hz.  veranlassen,  auf  die  Steuer  zu  verzichten.  Adressaten 
möchten  in  Abwesenheit  des  Herzogs  keine  neue  Aussetzung  auf  ihre 
Güter  vornehmen.  —  »Datum  am  tag  Blasii  [d.  i.  Febr.  3]  ao.  48.  — 
praes.:  6.  februarii  1548  Dusseldorf.«4  D.  d.  Brüssel  1549  Juli  25  (J.- 
B.,  FS.,  Nr.  668/4,  fol.  174,  Orig.;  praes.:  Cleve  Juli  29)  schreibt  Karl 
Harst  an  Hz.  Wilhelm:  ,ist  am  Hofe  des  Kaisers  thätig,  »uf  das  kein 
urteil  gegen  und  widder  e.  f.  g.  ergee  in  der  cleresi  sachen«.' 
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nit  schetzen,  mit  einem  pennink  alle  ire  gueter  im  furstentumb 
Gulich  gelegen  queiten  mögen,  wie  der  pfennink  inen  von  den  ver- 
ordenten  uferlacht  wirdet,  also  das  dieselbige  gleich  den  ingesessenen 
ritterschaften  gehalten  werden  nach  gelegenheit  eines  jedem  gueter. 
Dergleichen  sol  es  auch  gehalten  werden  mit  in-  und  auswendigen 
geistlichen,  so  ire  anläge  bei  den  verordenten  der  lantschaft  ab- 
dragen  wurden,  das  die  in  den  underherlicheiten  nit  angelacht 
werden  sollen,  aber  die  auswendige,  so  ire  gueter  in  den  herlicheiten 
liggen  haben,  und  die  m.  g.  h.  ritterschaft  gueter  beschweren,  sollen 
von  iren  guetern  geben,  da  die  befunden  werden,  dergleichen  die 
geistlichen,  so  bei  den  verordenten  von  der  lantschaft  sich  nit  ver- 
tragen. Und  wes  also  in  den  herlicheiten  von  in-  oder  auswendigen 
fallen  wurde,  willen  die  underhern  neben  irer  stuir  zu  behoif  der 
lantschaft  treulich  einbrengen.  Und  wil  m.  g.  h.  denen  von  der 
ritterschaft  und  den  underhern  schein  geben,  das  diese  steur  uf 
gnedigs  begern  s.  f.  g.  und  bewilligung  der  lantschaft  geschehen 
und  keinem  an  seinen  Privilegien,  freiheit  und  altherkommen  abbruch 
noch  ingank  bringen  sol.1)  4.  Zudem  ist  abgeret,  das  m.  g.  h. 
anstunt  den  amptleuten  und  bevelhabern  zuschicken  lasse  die  tax 
und  anteil,  wie  ein  jeder  ambt  gesatzt  und  verordent  in  dieser  steur 
zu  geben,1)  mit  bevelh,  die  aussetzung  am  allerfurderligsten  zu  tuen 

*)  S.  oben  S.  688  Anm.  2. 

*)  Vgl.  hzg.  Erlass  an  die  Stadt  Münstereifel :  ,In  der  Austeilung 
der  Steuer  ist  der  Anteil  der  Stadt  auf  300  Ggl.  herabgesetzt.  Adressaten 
sollen  diese  Summe  unter  denjenigen  Bürgern,  »die  in  den  gemeinen 
lantstuiren  zu  geven  plegen,  nach  eines  idern  gueder  und  vermögen« 
aussetzen.  Die  Hälfte  ist  Lichtmess  1648  ,auszufordern'  und  vor  Halb- 
fasten zu  bezahlen  und  dem  Landrentmeister  abzuliefern;  die  andere 
Hälfte  Lichtmess  1649.  —  »Gegeven  zu  Dusseldorf  am  17.  dage  de- 
cembris  ao.  47«/  K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  307,  Kpt.  Entsprechende 
Sehreiben  an  die  anderen  jülicher  Städte.  Hzg.  Erlass  an  Amtmann 
und  Vogt  von  Jülich:  ,Der  Anteil  des  Amtes  ist  auf  3340  Ggl.  herab- 
gesetzt. Adressaten  sollen  diese  Summe  unter  denjenigen  Unterthanen, 
»die  in  den  gemeinen  lantstuiren  zu  geven  plegen,  nach  eins  idern 
guder  und  vermögen«  aussetzen.  Die  Hälfte  u.  s.  w.  (wie  in  dem  Er- 
lass an  die  Städte.)  Für  den  Ggl.  soll  man  »30  raderalb.  oder  die 
werde  derselbigen  darfür«  erheben.  Bei  der  Aussetzung  sollen  Adressaten 
erkundigen  und  klare  Aufzeichnung  darüber  in  die  Kanzlei  schicken, 
»welche  van  alders  frei  gehalden  und  mit  den  huisluiden  nit  stuiren, 
sie  sien  inwendig  oder  uswendig  gesessen.  Doch  hetten  ir  unser  ritter- 
schaft gueder,  so  binnen  lantz  gesessen,  derglichen  auch  der  geistlichen 
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und  darneben  vleissig  zu  erkundigen  und  clarlich  in  die  canzlei  zu 
schicken,  welche  von  alters  frei  gehalten  und  mit  den  hausleuten 
nit  steuren,  sie  seien  inwendig  oder  auswendig  gesessen,  doch  das 
der  ritterschaft  gueder,  so  binnen  lants  gesessen,  und  der  geistlichen 

gueder  nit  zu  taxiren  noch  ire  inkommens  ufzuzeichenen,  sonder  allein, 
welche  derselbiger  da  sitzen  oder  gueder  haven,  ins  gemein  zu  ver- 
melden. —  Gegeven  zu  Dusseldorf  am  17.  dage  decembris  ao.  47«.' 
P.  S.:  ,Adressaten  sollen,  »wa  unsern  lantdechen  mit  inforderung  und 
ufboerung  der  stuiren  van  den  geistlichen  in  unserm  ampt  uers  bevelhs 
gesessen  derhalber  inche  Weigerung  oder  beöperrung  van  jemant  geschege, 
uf  gesinnen  ger.  unser  lantdechen  die  wederwertigen  zu  geburlichem  ge- 
horsam brengen  helfen.  Datum  u.  i.  1.«  (vgl.  übrigens  unten  Nr.  196). 
A.  a.  0.  fol.  308,  Kpt.  Ebenda  fol.  311  (KpU  hzgl.  Erlass  vom  selben 
Datum  an  die  Amtleute  und  Befehlshaber  der  Ämter,  »so  zu  irer  ver- 
friung  ein  somma  van  penningen  verwilligt  und  den  die  lantstuir  in- 
gelassen« [s.  S.  582  Anm.  3]:  ,Hat  den  Unterthanen  des  Amtes  N. 
die  Steuer  > ingelassen  vermog  unser  verschrivong.  Dwil  aber  die  ritter- 
schaften,  geistlichen  und  frien  darinnen  usbehalden  und  dieselvige  mit 
andern  unsern  geistlichen,  ritterschaften  und  frien  stuiren  solten«,  so 
sollen  Adressaten  erkundigen  u.  s.  w.  (wie  in  dem  Erlass  an  Amtmann 
und  Vogt  v.  Jülich;  bis:  »vermelden«)/  Adressaten:  Amtmann  und 
Vogt  v.  Brüggen,  Amtmann  und  Vogt  v.  Nörvenich,  Amtmann  und  Vogt 
v.  Bullen,  Amtmann  und  Rentmeister  v.  Born,  Amtmann  und  Vogt  v. 
Grevenbroich  mit  Gladbach,  Caster.  — Ebenda  fol.  272  und  Caps.  1, 
Nr.  1,  fol.  260  (Kop.)  das  Verzeichnis  der  auf  Städte  und  Ämter  ge- 
legten Quoten:  Städte:  Jülich  »uf  die  unverbranten«  100,  Düren, 
»dweil  die  verbrant«,  nit,  Münstereifel  300,  Euskirchen  80,  Bergheim 
150,  Grevenbroich  200,  Gladbach  500,  Linnich  140,  Gaster  200, 
Randerath,  »dweil  es  verbrant«,  nit.  Bei  Bergheim  und  Caster  ist  am 
Rande  bemerkt:  »in  das  ampt  mit«.  Ämter:  Münstereifel  916,  Nideggen 
2500,  Hochkirchen  3050,  Düren  1004  [am  Rande:  »nota:  sullen  zu 
staden  haven  die  hoeve,  so  buissen  der  stat  ligen«.],  Bergheim  3040, 
Grevenbroich  2230,  Caster  3340,  Boslar  462,  Wilhelmstein  700,  Jülich 
3340,  Wehe,  »dweil  es  verbrant«,  nit,  Brüggen  2040,  Montjoie,  »dweil 
es  verbrant«,  nit,  Heimbach  100,  Schönforst  80,  Randerath  462,  Nör- 
venich 160,  Rellnerei  Hambach  160,  Inden  250,  Heinsberg,  Stadt  und 
Land  1000,  Geilenkirchen  300,  Milien  900,  Summa  28  704  Ggl.  [Von 
Eschweiler,  welches  hier  nicht  aufgeführt  ist,  wird  später  bemerkt:  »ist 
ganz  nachgelassen  des  Schadens  halber,  so  sie  durch  des  van  Beurens 
zoch  erlitten.«]  »So  gebrechen  noch  an  der  sommen  13596  ggl.,  welche 
die  ritterschaft,  eigenherlicheiden,  aus-  und  inwendige  freien  und  geist- 
lichen an  sich  nemen«.  —  Daselbst  folgende  Notiz:  ,Der  Ausschuss  der 
Ritterschaft  und  Städte  hat  bei  dieser  Verteilung  die  münstersche  Steuer 
von  1535  zu  Grunde  gelegt  »und  dieselbige  uf  die  stede  und  ampter 
gedobbelt;   aber   die  verbrante  stede  und  ampter  seint  nach  gelegenheit 
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gueter  in  den  embtern  nit  taxirt  noch  ire  inkomens  ufgezeichent 
werde.  5.  Und  ist  dem  allem  nach  für  gut  angesehen,  das  m.  g.  h. 
ungeferlich  gegen  lichtmiss  den  ausschuss  und  underhern  uf  Gulich 
bescheiden  lasse,  die  Satzung  under  der  ritterschaft  und  eigenher- 
licheiten  entlich  zu  tuen  und  ins  werk  zu  brengen.  —  Gezeichent 
zu  Dusseldorf  am  16.  decembris  ao.  47.  Hiervan1)  ist  dem  hern 
von  Breidenbent  von  wegen  der  underhern  ein  copei  zugestelt.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  262,  Kop. 

190.  Instruktion  für  Amtmann  und  Vogt  von  Berg- 
heim.   Düsseldorf  1548  Januar  7. 

Aussetzung  der  am  28.  Juli  1543  bewilligten  Steuer  und  der  Steuer 
zur  Amtsbefreiung. 

»Bedenken  und  bericht  vor  den  amptman  und  vogten  zu  Berehem. 

Als  in  der  Verhandlung,  so  die  bevelhaber  zu  Bercheim  und 
etliche  m.  g.  h.  verordenten  mit  den  undertanen  daselbst  von  ver- 
freiung  des  ambts  gehandelt,9)  under  anderm  abgeret,  wane  die 
42300  ggl.,  so  ritterschaft  und  stedte  des  furstentumbs  Gulich  im 
jar  43  m.  g.  h.  herzogen  bewilligt,  ausgesatzt  wurden,  das  die 
undertanen  desselben  ambts  und  stat  ire  geburliche  anteil  und  tax 
alsdan  auch  an  sich  nemen  und  gleich  andern  embtern  aussetzen 
solten,  und  aber  nu  die  austeilung  durch  die  verordenten  von  der 
lantschaft  dermassen  geschehen,  das  die  stat  und  ambt  Bercheim 
angeschlagen  sein  uf  3190  ggl.,  in  zweien  terminen,  nemlich  zu 
lichtmissen  dieses  jetzigen    48.  jars    die   erste  halbscheit   zu  be- 

eines  jedem  erlittenen  Schadens  geringert.«'  Im  ganzen  wird  der  »ab- 
gank  vor  die  verbranten  und  beschedigten«  auf  3240  Ggl.  berechnet. 
In  einer  Randnotiz  (bei  der  Angabe  der  Gesamtsumme  von  28  704  Ggl.) 
ist  bemerkt:  »nota,  erdregt  sich  die  somma  der  ampter,  so  sich  selbst 
freien  [S.  582  Anm.  3],   welche  m.  g.  h.  an  sich  nimpt,   14390  ggl.« 

Nach  einem  hzgl.  Schreiben  d.  d.  Düsseldorf  1548  Juni  25  (K., 
Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  345,  Rpt.)  war  die  erste  (zu  Lichtmess  fällig  ge- 
wesene) Hälfte  der  Steuer  jetzt  »noch  nit  vol  bezalt« ;  es  wird  nun  be- 
fohlen, sie  bis  Jacobi  zu  zahlen.  Weitere  Nachrichten  über  den  Erfolg 
der  Steuer  s.  unten  zu  1558  April  30. 

')  Da  unser  Aktenstück  Kopie  ist,  so  ist  nicht  zu  erkennen,  ob  diese 
Notiz  über  den  Herrn  v.  B.  etwa  einen  integrierenden  Teil  des  Abschiedes 
bildet  (vermutlich  nicht). 

*)  Vgl.  oben  S.  582  Anm.  3  und  S.  597  Anm.  2  (am  Schluss). 
S.  auch  lditd.  Vf.  HI,  2,  S.  266  (Nr.  50). 
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zalen,1)  so  wil  doch  hochg.  m.  g.  h.  den  undertanen  des  ambts 
Berchem  vurs.  zu  gnaden  vergunnen,  das  der  schatzleut  und  anderer, 
so  mit  inen  in  der  ambtsverfreiung  steuren,  anteil  von  den  3190  ggl. 
in  den  negstfolgenden  fünf  jaren  neben  der  aussetzung,  so  under 
inen  zu  der  verfreiung  vurs.  geschehen,  mit  ausgesetzt  werde,  also 
das  jeders  jars  summa  nu  alsovil  hoher  gesetzt  werde,  als  ire  anr 
teil  in  den  fünf  jaren  jeders  jars  sich  erdregt.  Diejenige  aber,  so 
in  den  gemeinen  lantstuiren  mit  zu  geben  pflegen  und  in  dem  jar  35 
mit  den  undertanen  gesteurt  haben  und  doch  in  den  Pfenningen, 
so  zu  der  vorg.  verfreiung  ausgesetzt,  nit  mit  angeschlagen  sein, 
die  sollen  ire  geburliche  anteil  der  3190  ggl.  in  zweien  terminen, 
wie  bei  der  lantschaft  verdragen  und  vorangezeigt,  bezalen.  Aber 
der  geistlichen  und  der  von  der  ritterschaft  eigene  freie  guter  und 
inkompsten  und  auch  die  freien,  so  in  andern  lantsteuren  nit  zu 
geben  pflegen,  sollen  darinnen  nit  mit  begriffen  [sc:  sein],  so  die 
nu  insonderheit  steuren  werden.  —  Welchs  der  ambtman  und  vogt 
den  undertanen  also  hetten  anzuzeigen  und  daran  zu  sein,  das  es 
wie  vorgemelt  damit  gehalten  werde.  —  Gezeichent  zu  Dusseldorf 
am  7.  tag  januarii  ao.  48.« 

K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  265,  Kop.a) 

l)  Von  der  zweiten  Hälfte  hier  nichts  gesagt. 

*)  Ebenda  268  (Kop.)  eine  Instruktion  für  Amtmann  und  Vogt  von 
Nörvenich  über  denselben  Gegenstand:  »Anfenklich  sollen  die  vom  adel 
und  geistlichen  von  iren  eigen  freien  inkumpsten  und  renten  in  den 
bewilligten  12  000  ggl.,  so  die  nachbaren  in  den  sechs  jaren  geben 
sollen,  nit  angeschlagen  noch  gesatzt  werden,  so  die  sonst  sonderlich 
stuiren.  Aber  der  von  der  ritterschaft  halfleut  sollen  die  sechs  jar  aus 
von  den  zweien  bewilligten  ebensten  zu  den  beuen  stuiren.  Dergleichen 
sollen  sie  in  den  42  300  ggl.,  darvon  des  ambts  und  dorfs  Nörvenich 
tax  sich  uf  3210  ggl.  [?  s.  vorhin  S.  598  Anm.  und  ldstd.  Vf.  III, 
2,  S.  148J  beleuft,  mit  uf  ire  gewin  und  gewerf  gesetzt  werden.  Were 
auch  sach,  das  einiche  der  vurs.  halfleute  eigen  schatzgueter  hetten, 
davon  sollen  sie  gleich  dem  gemeinen  schatzman  in  allen  diensten  gewin 
und  gewerf  stuiren.  Item  der  geistlichen,  so  vom  freien  adel  sein,  half* 
leut  sollen  gleich  der  von  der  ritterschaft  halfleut  gehalten  werden. 
Aber  sonst  der  gemeiner  geistlichen  halfleut  sollen  von  vier  bewilligten 
lantdiensten,  dergleichen  von  irem  gewin  und  gewerf  stuiren.  und,  wa 
sie  eigen  schatzgueter  haben,  davon  gelden  gleich  dem  schatzman.  Item 
die  freien,  so  lehengueter  haben  oder  die  keinen  jerliehen  stehenden 
schätz  von  iren  gutern  geben  und  in  den  lantstuiren  mit  den  under- 
tanen   gestuert   haben,    sollen    uf    die    verordente   lantdiensten  zu   den 
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191.  Bestimmungen  über  die  Aussetzung  der  Steuer 
in  den  Unterherrlichkeiten  von  Jülich.1)  Jülich  1648  Fe- 
bruar 28. 

»Abschiet  zu  Gulich  genomen. 

Die  hausleute  in  den  underherlicheiten  zu  setzen,  gleichwie  in 
m.  g.  h.  ambtern  geschieht,  nemlich  einen  jedem  nach  seinem  ge- 
win, gewerf,  hab  und  gueter,  wie  er  die  in  den  herlicheiten  ligen 
hat.  Der  ritterschaft,  geistlichen  und  anderer  halfleute  und  pechter 
auswendig  und  inwendig  gesessen  sollen  uf  ire  eigene  guter,  gewin 
und  gewerf  gesatzt  werden  nach  eines  jedem  getrag  und  gelegen- 
heit.9)  Die  wirde,  kremer  und  kaufleute  gleichfals  nach  irer  han- 
tirung  und  narung  zu  setzen.8)  Die  von  der  ritterschaft,  so  binnen 
lants  gesessen,  dergleichen  Colnischen  und  andere,  so  uf  m.  g.  h. 
ritterschaft  gueter  nit  sitzen,4)  auch  nit  zu  setzen,  dan  einmal  im 
ganzen  furstentumb  ins  gemein  für  alle  ire  gueter,  die  sie  in  dem 
furstentumb  Gulich  ligen  haben,  einen  pfenning  zu  geben.  Und 
sollen  in  jederer  underherlicheit  clerlich  ufgezeichent  und  dem  ver- 
ordenten  ausschuss  zugeschickt  werden,  welche  die  sein  und  wes 
ire  guter  ausbrengen,  und  mit  denselbigen  zu  halten  als  mit  den 

beuen,  dergleichen  uf  die  tax  der  3210  ggl.  lantstuiren  gesatzt  werden; 
aber  uf  die  gemeine  umbgehende  diensten,  so  der  schatzman  zu  tun 
schuldig  und  in  dem  schätz  pflegen  gerechent  zuwerden,  sol  man  sie 
nit  anschlagen.  Wa  aber  einiche  freien  weren,  die  mit  den  hausleuten 
nit  gesteurt  hetten,  die  sollen  in  der  lantsteur  mit  der  ritterschaft  steuren, 
aber  der  vier  bewilligten  diensten  halben  mit  stuiren,  wie  andere  freien. 
—  Gezeichent  zu  Gulich  am  3.  martii  anno  48.  —  Dem  ambtman 
Nideggen  und  Grevenbroch  seint  dergleichen  anzeichnus  auch  zugestalt, 
mut.  mut« 

!)  Nach  Nr.  189  §.  6  sollten  ungefähr  gegen  Lichtmess  Ausschuss 
und  Unterherren  berufen  werden,  um  die  Steuer  auf  die  Ritterschaft  und 
die  Eigenherrlichkeiten  auszusetzen.  So  fordern  auch  die  Räte  (in  Ab- 
wesenheit des  Herzogs)  d.  d.  Düsseldorf  154-8  Februar  9  (K.,  Caps.  2, 
Nr.  15,  fol.  317,  Kpt.)  den  Landdrosten  Bintzfelt,  Erbhofmeister  Harf, 
Hofmeister  Hoesteden,  Hofmeister  Drinborn,  ferner  den  jülicher  Aus- 
schuss und  die  Unterherren  auf,  den  27.  Febr.  abends  in  Jülich  zu  er- 
scheinen, um  »die  Satzung  under  der  ritterschaft,  eigenherlicheiden  und 
andern  frien«  vorzunehmen.  Das  vorliegende  Aktenstück  (Nr.  191)  be- 
zieht sich  jedoch  nur  auf  die  Unterherrlichkeiten.    Vgl.  übrigens  Nr.  197. 

■)  Vgl.  ldstd.  Vf.  IH,  2,  S.  279  f.  (Nr.  67). 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ÜI,  2,  S.  49  ff. 

4)  Verbessert  in:  »setzen«;  d.  h.  offenbar:  die  auf  die  Güter  der 
Ritterschaft  keine  Steuer  setzen.     Dem  Sinne  nach  ebenso  Nr.  189  §.  3. 
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ingesessenen  von  der  ritterschaft.  Aber  alle  andern  sollen  von  iren 
gutem  geben,  da  die  befunden  werden.  Ob  die  guter,  so  in  den 
herlicheiten  gelegen,  auswendige  lehen  weren,  sollen  gleichwol  ge- 
satzt  werden,  die  halfleute  und  pechter  uf  ire  gewin  und  gewerf 
und  die  andere  wie  obgemelt.  Ob  einiche  hausleute  der  von  der 
ritterschaft  gueter  zu  erfpacht  hetten,  sollen  die  herschaften  den 
pacht  vertreden  und  die  pechter  die  besserei.  Wer  hondert  ggl. 
heubtguts  hat  an  gereidem  oder  erbschaft,  sol  darvon  einen  ggl. 
für  einen  termin  zu  geben  gesatzt  werden  und  so  vort  nach  ad- 
venant.  Das  der  erste  termin  negstkunftig  S.  Andriesmissen  und 
der  ander  zu  S.  Andriesmissen  ao.  49  bezalt  werde.  Und  ist  ver- 
tragen, das  ein  jeder  underher  die  Satzung  zwischen  dis  und  negst- 
kunftiger  Colner  gotsdracht  tuen  sol  und  die  zeddeln  darvon  zu 
banden  Heinrichs  von  Ruschenberg  zu  Ruirich  schicken,  umb  den 
verordenten  vom  ausschuss  ferner  zuzustellen.1)  —  Gezeichent  zu 
Gulich  am  28.  tag  februarii  ao.  48.« 
K.,  Caps.  1,  Nr.  1,  fol.  266,  Kop. 

')  Vgl.  Heinrich  v.  Ruischenberg  zu  Rurich  an  die  Räte:  ,Auf  dem 
letzten  jülicher  Abschied  ist  ihm  von  den  Räten  befohlen,  etliche  Tage 
nach  der  kölnischen  Gottestracht  diejenigen  von  den  Unterherren  schrift- 
lich anzuzeigen,  die  ihm  »die  satzong  des  schätz  irer  underdaenen  in 
Schriften  zogeschickt  hedden«.  Hat  nun  von  den  in  beiliegendem  Zettel 
genannten  Schreiben  erhalten.  Andere  haben  ihm  mündliche  Botschaft 
zukommen  lassen  mit  dem  Erbieten,  das  thun  zu  wollen,  was  andere 
von  den  Unterherren  auch  thun.  Es  scheint,  dass  es  etlichen  »an  gudem 
bericht  mangelt«.  Denn  sie  wissen  nicht,  wie  sie  »die  umbsetzong  der 
schatzong  doen  sullen.  Es  mach  sich  ouch  bei  etligen  der  unverstant 
enthalden,  dat  sei  vermeinen,  die  schatzong  irer  underdanen  sul  in  zo 
gude  komen,  dat  es  inen  kurzung  sul  sin  an  dem,  so  inen  van  den  ver- 
ordenten der  lantschaf  sul  ufgelagt  werden«.  Vielleicht  senden  deshalb 
Räte  denjenigen,  welche  dem  Absender  nicht  geschrieben  haben,  um- 
ständlichen ,Bericht'.  —  »Datum  am  21.  dage  aprilis  ao.  48.«'  —  praes.: 
22.  aprilis  Dusseldorf.  K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  833,  Or.  Ebenda  fol. 
357  (Kpt.)  Schreiben  der  Räte  an  den  Schultheissen  der  Eigenherrlich- 
keit Merode  d.  d.  1548  August  31 :  ,Adr.  hat  noch  immer  nicht  »die 
satzzedulen  der  underdanen»  der  Herrlichkeit  M.  an  Heinr.  v.  R.  ge- 
schickt. Wenn  es  nicht  bis  exalt.  cruc.  geschieht,  so  werden  die  Verord- 
neten der  Landschaft  gleichwohl  die  »herlicheit  setzen  und«  der  Hz.  ver- 
ursacht sein,  »insehens  zu  haven«,  da  »ander  herlicheiden  nit  weniger  dan 
dise  fri  sein  und  usdrucklich  gewilligt,  das  die  fri  herlicheiten  ouch  dis- 
mals  geven  und  nimantz  usgesondert  werden  sol«4.  Ober  die  Schwierig- 
keiten bei  der  Besteuerung  der  Unterherrschaften  s.  weiterhin  ldstd.  Vf. 
HI,  2,  S.  267  ff.  (Nr.  51  ff.)  und  K.f  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  386. 
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192.  Johann  von  Vlatten  Propst  zu  Aachen  an  Hz. 
Wilhelm.    Augsburg  1548  März  11. 

Hat  betreffs  des  hzgl.  Schreibens  wegen  der  Besiegelung  der 
Alliance1)  heute  mit  Scheperus  gesprochen  und  von  ihm  erfahren, 
dass  die  Königin  die  Kopie,  welche  der  Hz.  ihr  zugestellt,  mit  sich 
in  die  Niederlande  nehmen  wolle,  »mit  den  iren  des  orts  daruf  zu 
Widerreden  und  volgentz  gegen  e.  f.  g.  sich  mit  freuntlicher  antwort 
verneinen  zu  lassen.  Es  hat  gem.  her  Scheperus  darneben  ange- 
zeigt, indem  e.  f.  g.  stette  mit  der  Versiegelung  kein  ander  bedenken 
haben,  dan  soviel  ire  plebiscita  und  sonderbare  Privilegien  belangen 
tuet,  so  versehe  er  sich,  das  alsdan  solchs  bei  der  Kei.  Mt.  villeicht 
auch  keinen  mangel  haben  werd.«  —  Augsburg  1548  März  11. 

Cl.-M.,  Zeitereignisse  B,  Nr.  8,  Orig. 

193.  Hz.  Wilhelm  an  die  Räte  auf  dem  Reichstag  zu 
Augsburg  (z.  T.).    Bensberg  1648  Juni  29. 

1.  Sollen  den  ksl.  und  königl.  Räten  anzeigen,  dass  der  Protest 
wegen  des  ,  Vorrats' a)  den  Majestäten  »nit  zu  Verhinderung  oder 
nachteil,  sonder  allein  der  ringerung  halber,  der  wir  uns  nit  be- 
geben kunten,  beschehen,  und  das  wir  solichs  unser,  unser  lande 
und  undertaenen  unvermeidlicher  noitturft  nach  nit  umbgain  können, 
auch  soliche  stuir  bei  unsern  landen  nit  wisten  zu  erhalten,  wa  der 
geistlicher  gueter,  so  in  unsern  landen  gelegen,  nit  mit  darzu  solten 
angeschlagen  werden«.  2.  Sollen  neben  anderen  Ständen  um  Hin- 
ausschiebung der  Termine  der  Zahlung  des  ,  Vorrats'  anhalten,  3. 
betreffs  der  »hilf,  so  Kei.  Mt.  geleist  werden  sol,«  und  der  bur- 
gundischen  Handlung  sich  dem  vorigen  Befehl  gemäss  halten.  4. 
»Als  ir  uns  auch  geschreven,  das  die  usgezogene8)  stende  zu  dem 
furrait  dismails  selbst  geben  oder  das  die  usziehende  sie  wirklich 
vertreden  sollen,  so  dragen  wir  ein  gnedigs  gefallens,  das  ir  uch  uf 

*)  Vgl.  Nr.  174,  179,  182.  Wie  oben  S.  503  Anm.  2  bemerkt, 
ist  die  Urk.  über  die  Alliance  nie  durch  die  Stände  besiegelt  worden. 
Ein  Hindernis  bildete  die  kirchliche  Haltung  der  Städte  (S.  562  Anm.  2). 
Am  8.  Spt.  (Maria  Geburt)  1548  stellte  nun  die  Stadt  Wesel  einen  Re- 
vers aus  (Cl.-M.,  Urkk.  Nr.  1897),  dass  sie  dem  Interim  nachkommen 
wolle.     Trotzdem  ist  die  Besiegelung  nicht  erfolgt. 

*)  Vgl.  RA.  von  1548  Juni  30  §.  94  und  unten  Nr.  199.  .F. 
r.  Bezold,  Gesch.  der  deutschen  Reformation  S.  804. 

8)  Vgl.  Nr.  182  §.  2. 
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unser  erhalten  decret  gezogen  und  darbei  verbleben.  .  .  .  Gegeben 
zu  Bensbur  am  29.  dags  junii  ao.  48.    Ger.  Jul.«  —  praes.:  4.  juKi. 
J.-Bg.,  FS.  Nr.  18,  Orig. 

194.  Kaiser  Karl  an  Hz.  Wilhelm.  Augsburg  1548  Juli  4. 

Reichstagsbeschlüsse  über  das  Interim.  In  des  Herzogs  Landen  die 
Obrigkeit  und  Jurisdiktion  der  Geistlichkeit  beeinträchtigt;  Missbräuche 
und  Sekten;  dies  Wesen  durch  etliche  Ämtleute  des  Herzogs  befördert. 
Vermöge  des  Reichsabschieds  und  wegen  der  ksl.  Erblande,  die  dadurch 
auch  vergiftet  werden  könnten,  soll  Hz.  die  Neuerungen  abstellen.  Ant- 
wort des  Herzogs  hierauf  verlangt. 

»Nachdem  wir  uns  mit  .  .  .  gemainen  stenden  des  h.  reichs 
und  si  sich  herwiderumb  mit  uns  .  .  .  verglichen,  das,  die  bisher 
in  unser  alten  waren  christenlichen  religion  gehorsamblich  bleiben, 
darin  verharren  und  die  andern  unsere  declaration  und  Ordnung 
des  interims  halten  sollen,  und  wir  dan  deiner  lieb  bisher  in  solchen 
feilen  gehorsame  gespurt  .  .  .,  so  langt  uns  doch  glaublich  an,  das 
in  deiner  lieb  .  .  .  lantschaften  hin  und  wider  die  ordenlich  obrig- 
kait  und  Jurisdiction  aller  gaistlichait,  hochs  und  niders  Stands,  nit 
allain  auf  den  canzeln  und  sonst  veracht,  sonder  auch  an  etlichen 
orten  gar  nit  gestattet,  auch  vil  pfruenden  jungen  kindern,  die  noch 
in  der  wiegen  ligen,  dergleichen  etliche  pfarren  puren  leien,  die  si 
volgents  wider  verkaufen  oder  zum  wenigsten  durch  apostatierte 
munch  oder  beweibte  und  ungeweichte  priester  versehen,  verlihen, 
auch  ainem  jeden,  was  sect  er  wil,  zu  halten  ungestraft  gestattet 
[!],  die  rechten  catholici  zu  kainer  administration  priesterlicher 
ampter,  noch  vil  weniger  zu  niessung  derselbigen  gueter  zugelassen, 
auch  alle  gotselige  ceremonien,  dessgleichen  die  fasttäg,  processen, 
weihung  des  salz  und  wasser  verspottet,  verlacht,  an  etlichen  orten 
gar  verpotten  und  in  den  furnembsten  stetten  deiner  lieb  lantschaft 
allerhant  secten  gelernt  und  andern  sich  denen  anhengig  zu  machen 
auch  eingepildet  werden.  Und  dweil  etlich  deiner  lieb  ambtleut 
dasselbig  nit  allain  gedulden,  sonder,  wa  si  es  mit  der  guete  nit 
erhalten  mögen,  die  pfarrer  darzu  zwingen,  so  vermainen  die  andern, 
es  geschehe  aus  deiner  lieb  bevelch  oder  zum  wenigsten  vorwissen 
und  nemen  desto  mer  ursach  denselbigen  secten  auch  nachzuvolgen. l) 

')  Vgl.  die  Klagen  über  die  kirchlichen  Verhältnisse  der  Jülich- 
clevischen  Länder  in  dem  Schreiben  Kurkölns  an  Kaiser  Karl  von  1548 
August  7  bei  v.  Druffel  I,  Nr.  188. 
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Dweil  uns  nun  sollichs  als  ainem  Rom.  Kaiser  vermog  unsers  und 
des  h.  reichs  albie  ergangnen  abschits,  auch  von  wegen  unserer 
nidern  erblant,  die  dardurch  auch  vergift  werden  und  in  gleiche 
secten  fallen  mochten,  kainswegs  zu  gedulden  gepuren  wil  und  wir 
aber  in  deiner  lieb  gehorsame  kainen  zweifei  setzen  und  desshalben 
bei  uns  nit  anders  achten  mögen,  dan  das  solliches  alles  one  deiner 
lieb  wissen,  willen  oder  bevelch  geschehe,  so  haben  wir  deiner  lieb 
sollichs  .  . .  unangezaigt  nit  wollen  lassen,  mit  .  .  .  ganz  gnedigistem 
begeren  und  ernstlichem  bevelch,  dein  lieb  wolle  sich  sollicher  ding 
mit  fleiss  und  zum  furderlichsten  erkundigen  und,  wa  si  solche 
neuerungen  befindet,  die  alsbald  abschaffen  und  sich  dermassen 
darunter  beweisen,  wie  unser  gnedig  vertrauen  zu  deiner  heb  steet 
und  derselbigen  als  ainem  gehorsamen  fursten  des  h.  reichs  zu  tun 
gepurt.  .  .  .  Und  wiewol  wir  uns  bei  derselben  kainer  waigerung 
versehen,  so  begern  wir  doch  hierauf  deiner  heb  zuverlässig  forder- 
lich antwort,  uns  darnach  haben  zu  richten.  —  Geben  .  .  .  Augs- 
purg  am  vierten  .  .  .  julii  ao.  48.« 

Gstl.  Sachen  A,  Nr.  9,  fol.  115,  Orig.  mit  eighd.  Unterschrift. 
Excerpt  bei  Wolters,  Heresbach  S.  119. 

196.  Batschlag  über  das  Schreiben  des  Kaisers  von 
1648  Juli  4  (Nr.  194).    1648  August  21. 

Wenn  es  sich  so  verhält,  wie  der  Kaiser  angiebt,  so  ist  Abstellung 
notwendig.  Wenn  nicht,  so  hat  man  sich  ihm  gegenüber  zu  verant- 
worten. Deshalb  bei  den  Amtleuten  Erkundigungen  einzuziehen.  Ob  in 
allen  hzgl.  Landen  das  Interim  zu  verkündigen?  Zustände  in  Jülich, 
Berg,  Ravensberg,  Cleve,  Mark. 

»Raitschlach  van  dato  den  21.  augusti  1548,  antreffen  Kei.  Mt. 
schreiben  van  den  neuerungen,  so  in  meins  g.  h.  landen  furge- 
nomen.  *) 

Auf  Kei.  Mt.  schreiben  ist  bedacht,  wa  man  die  gebrechen 
wiste,  das  die  abgeschaft  und  niemantz  darinnen  verschoint  werde, 
auch  bevolhen,  hinforter  zu  meiden,  und  so  es  dermassen,  wie  in 
der  Kei.  schrift  angezogen,  mit  warheit  nit  befonden,  alsdan  sich 
bei  irer  Mt.  zu  verantworten  und  zu  entschuldigen.  Derhalber  noetig 
sich  mit  fliss  der  gelegenheit  zu  erkundigen  und  den  amptluiden 

*)  Diese  Oberschrift  i.  v.,  wie  der  ganze  Ratschlag  von  der  Hand 
des  Gerhard  von  Jülich. 
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und  bevelhabern  in  allen  landen  derwegen  zu  schriven,  minem  g.  h. 
den  bericht,  wie  es  in  eines  jedem  ampt  gelegen  und  gehalten 
wirdet,  zuzuschriven.  Wa  man  dan  den  bericht  und  gelegenheit 
dermassen  befunde,  solichs  mit  ernst  bei  jedermenniglich  abzuschaffen. 
Dan  es  nit  weniger  noetig  uf  dem  platten  lande  und  in  andern  mins 
g.  h.  steden  als  zu  Soist1)  und  Wesel")  die  neuerung  genzlich  af- 
zustellen.  Die  puncten  in  Kei.  Mt.  schrift  angezogen,  die  sich  mit 
warheit  nit  befinden,  zu  verantworten.  Und  anfenklich  ist  hoch- 
noetig,  die  gebrechen,  so  man  in  meins  g.  h.  landen  weiss,  mit 
ernst  zu  besseren.  Ob  aver  m.  g.  h.  das  interim  in  allen  siner  f.  g. 
landen  sol  verkundigen  lassen,  steit  wol  zu  bedenken.  Sovil  den 
gemeinen  man  betrift,  ist  bedacht,  das  m.  g.  h.  den  amptluiden 
muss  zuverordenen  [!];  wa  aber  bei  den  amptluiden  gebrech  were, 
muss  m.  g.  h.  selbst  besseren. 

Gulich.8)  Im  ampt  Gulich  ist  zu  Linnich  noetig  etlige  besse- 
rung.  In  den  ampteren  Milien  und  Born  ist  bei  den  huisluiden 
gebrech.  Dise  beide  sampt  Heinsberg  und  Wassenberg  sein  Lutigs 
kriesdumbs.  Daher  zu  vermoden,  das  die  clagt  der  Jurisdiction 
halber  komen  werd  [!],  welchs  doch  durch  den  bischofen  Lutig  ver- 
ursagt  mit  der  incorporation  und  anders.  Also  noetig,  darinnen 
besserung  furzunemen.  Das  aber  in  de  Colsche  Jurisdiction  im 
furstendomb  Gulich  indracht  geschehen  sol,  weiss  man  nit;  der- 
gleichen im  lande  van  dem  Berg  auch  nit;  dan  allein  sovil  den  sent 
belangt,  der  wenig  gehalten  werden  [!]. 

Berg.  Im  lande  van  dem  Berg  seien  die  kaufluide  van  Lennep 
und  Elverfelde,  die  allerlei  reden.  Die  van  Waldeg4)  hab  in  dem 
ampt  Bienberg  die  Hessische  Ordnung  zum  deil  ufrichten  lassen.5) 

J)  Vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  239;  Häberlin,  neueste  teutsche  Reichs- 
geschichte I,  S.  613  f.;  Brieger  in  Ersch  und  Gruber  92  (1872),  S.  237. 

*)  Vgl.  Wolters,  Heresbach  S.  121;  Reformationsgesch.  v.  Wesel 
S.  116  «f.     Ztschr.  26,  S.  219. 

*)  Dass  die  folgenden  Notizen  sich  etwa  auf  eingegangene  Berichte 
der  Amtleute  gründen  und  also  zu  dem  Ratschlag  später  nachgetragen 
sind,  ist  nicht  anzunehmen.  Denn  erstens  würden  sie  dann  reichlicher 
ausgefallen  sein;  zweitens  lässt  die  Handschrift  eine  solche  Annahme 
nicht  gut  zu.  Es  wird  sich  um  Informationen  handeln,  die  die  Räte 
gelegentlich  gewonnen  hatten  (vgl.  übrigens  auch  die  Erkundigungen 
von  1633). 

4)  Vgl.  Ztschr.  4,  S.  273. 

6)  Bei  diesen  ersten  beiden  Sätzen  am  Rande:  »sonderlich  zu  be- 
ratschlagen«. 
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Das  vil  vicarien,  so  furmals  gestift,  van  den  Stiftern  nu  inbehalden 
werden.    Cuedickhoven  im  ampt  Lewenberg. 

In  der  grafschaft  Ravensberg  auch  allerlei  neuerung  furge- 
nomen  zu  Bileveld  und  Hervorden,  die  auch  abzustellen  und  mit 
Aldenbockum1)  nu  uf  der  rechenschaft  derwegen  zu  sprechen  und 
d[en]  das  interim  zu  verkundigen.  Das  uberige  mit  der  zeit  zu 
erkundigen. 

Cleve.  Soinsbeck,  Gennep,  Goch,  Cleve,  Duisberg,  ganz  lant- 
drostampt,  im  ampt  Dinslaken.  Der  sent  sei  gar  ab.8)  Den  lant- 
drosten  Batenberg  zu  bescheiden  und  ime  die  meinung  furzuhalden. 
Derglichen  erfhofmeister  Wilich.  Haffen.8)    Orsoi  sub  utraque  spetie. 

Mark.    Herdick,  Bockum,4)  Mengede,  Castorp.« 

Gstl.  Sachen,  A,  Nr.  15,  Orig.  von  der  Hand  des  Gerhard  von  Jülich. 

196.  Hz.  Wilhelm  an  eine  Anzahl  jülicher  Amtleute 
und  Befehlshaber.    Düsseldorf  1648  September  26. 

Das  von  den  Adressaten  auf  den  früheren  hzgl.  Befehl  hin6) 
eingeschickte  Verzeichnis  ist  ungenügend  gewesen,  weshalb  es  ihnen 
anbei  zurückgesandt  wird.  Sie  sollen  nun  nach  beiliegendem  Schema 
ein  neues  aufsetzen,  mit  welchem  der  Vogt  den  8.  Oktober  zeitlich 
in  Jülich  erscheinen  soll.  Daselbst  wird  der  Hz.  auch  sein  und 
»die  setzung  under  der  ritterschaft,  geistlichen  und  frien«  am  anderen 
Tage  vorgenommen  werden.  —  »Geschreven  zu  Dusseldorf  am  26. 
septembris  ao.  48.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  396,  Kpt. 

Das  beiliegende  Schema  lautet:  1.  »Dis  seint  die  van  der  ritter- 
schaft in  dem  ampt  N.  gesessen:  Item  N.  zu  N.  und  so  vortan. 
Und  diser  gueder  nit  zu  taxeren  noch  ire  inkomens  ufzuzeichnen, 
sonder  allein  zu  vermelden,  das  sie  da  sitzen  ader  gueder  haven. 
Und  herbi  mit  zu  setzen  die  van  der  ritterschaft,  so  an  andern 
orten  in  dem  furstendomb  Gulich  gesessen  und  doch  in  disem  ampt 

l)  Vgl.  Jahrb.  d.  Düsseid.  GV.  7,  S.  216. 

*)  Dieser  Satz  über  den  Send  steht  auf  besonderer  Zeile,  scheint 
sich  also  nicht  blos  auf  die  vorher  genannten  Namen  zu  beziehen, 
sondern  auf  ganz  Cleve. 

8)  Auf  besonderer  Zeile. 

4)  Bei  Bockum  steht:  »pastor«. 

5)  1647  Dezember  17  (oben  S.  697  Anm.  2). 
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gueder  haven,  mit  vermeldung,  wae  und  wes  ein  jeder  haf,  doch 
auch  sonder  taxerung  wie  vurgemelt.  2.  Nachfolgende  van  der  ritter- 
schaft  seint  in  dem  furstendomb  Gulich  nit  gesessen  und  haven  in 
dem  ampt  N.  an  frien  guedern  wie  volgt.  Und  sal  vermelt  werden, 
wa  alsoliche  van  der  ritterschaft  wonhaftig,  umb  zu  wissen,  ob  sie 
under  minem  g.  h.  oder  andern  hern  gesessen,  wes  ein  jeder  haf 
und  wievil  soliche  gueder  jairlichs  renten  ader  usbrengen.  3.  Die 
geistlichen,  so  binnen  lantz  gesessen  und  wes  gueder  die  haven, 
aber  wes  dieselbigen  inen  renten,  nit  zu  vermelden.  Derglichen, 
was  gueder  die  uswendige  geistlichen  in  dem  ampt  haven,  und  der- 
selbigen  inkomens  oder  jairliche  nutzung  anzuzeichnen  und  zu  ver- 
melden. 4.  Nachfolgende  seint  diejenige,  so  frie  guder  in  dem  ampt 
N.  besitzen  und  gebruichen,  die  in  den  gemeinen  stuiren  mit  den 
huisluiden  nit  plegen  gesatzt  zu  werden,  aber  doch  nit  van  der 
ritterschaft  seint.  Und  sal  mit  gemelt  werden,  wae  ein  jeder  wone, 
wie  die  frie  gueder  heischen,  wa  sie  in  dem  ampt  gelegen  und  wes 
ein  jeders  jairlichs  rente  oder  usbrenge.« 

197.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Räte,  welche 
zu  der  einberufenen  Versammlung  der  Eigenherren,  Bitter- 
schaft und  Freien  von  Jülich  verordnet  sind.  Düsseldorf 
1549  Januar  6. 

1.  Sollen  den  Ausschuss  bei  der  Einforderung  der  Steuer  unter- 
stützen. 2.  Abzug  des  rückständigen  Soldes  von  der  Steuer.  3.  Das 
erlegte  Geld  an  den  Landrentmeister  Wassenberg  abzuliefern.  4.  Die 
schriftliche  Antwort  des  Herzogs  auf  die  ständischen  Beschwerden  den 
Verordneten  zuzustellen.  5.  Die  Ordnung  der  Mannhäuser  fertig.  6.  Den 
Geistlichen  die  Zahlung  der  Steuerrückstände  einzuschärfen. 

1.  Der  jülicher  Ausschuss  hat  die  >  ritterschaft  und  andere  frien, 
deren  gueder  in  unserm  furstendomb  Gulich  liggen,  dergelichen  die 
eigenherlicheiden  haven,  beschriven  lassen,«  um  ihre  Steuer  zu  er- 
legen, und  gewünscht,  dass  der  Hz.  etliche  Räte  dazu  schicke,  was 
er  hiermit  thut.1)    Die  Räte  sollen  den  Ausschuss  unterstützen  und 

*)  Es  ist  hier  der  Termin  der  Versammlung  nicht  angegeben.  Nach 
den  sogleich  mitzuteilenden  Schreiben  von  1548  Okt.  18,  welche  sie 
zugleich  nach  anderen  Richtungen  erläutern,  würde  sie  auf  den  8.  Januar 
1549  anzusetzen  sein.  Indessen  nennt  ein  an  die  Vormünder  der  Kinder 
von  Palant  Herrn  zu  Kintzwiler  adressiertes  Schreiben  (das  im  übrigen 
denselben  Inhalt  hat  wie  das  Schreiben  an  die  Unterherren,   welche  ihr 
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dahin  wirken,  dass  die  Steuer  »sowail  van  den  eigenherlicheiden 
als  der  us-  und  inwendigen  ritterschaft  und  frien«  bezahlt  werde. 
Weigert  sich  jemand,  so  sollen  sie  darauf  hinweisen,  dass  die  Steuer 
in  Berg,  Cleve,  Mark,  Geldern  und  Ztitphen  bezahlt,  in  Jülich  die 

Verzeichnis  noch   nicht   geschickt    haben)    statt   des   8.  den   16.  Januar 
(jül.  unterherrsch.  Arch.,  Kpt.).    Für  diesen  Termin  würde  auch  Nr.  198 
§.  10  sprechen.     Vielleicht   ist   daher    anzunehmen,    dass   in    den    betr. 
Koncepten  Januar  8  später  in  Januar  16   geändert  worden  ist.    —    Des 
Herzogs  und  der  jülicher  Landschaft  verordneter  Ausschuss  an  diejenigen 
Unterherren,    »die  ire  anzeichniss  und  zedulen  uberschickt  haven«:  ,Ge- 
mäss  dem  vom  Adr.  überschickten  Verzeichnis   sind   »van  den  guederen 
der  underdaenen    under  uch  gesessen«    für   die   Landsteuer   —  Ggl.  zu 
erlegen.     Da  die  Hälfte  zu  S.  Andreas,  die  andere  Hälfte  zu  S.  Andreas 
1549    »bezalt   und  doch  [!]  ger.  anzeicheniss    und    tax    hinder    uns  be- 
halden  werden  sol«,    so   ersuchen  Absender   auf  Befehl  des  Herzogs  und 
der  Stande,    Januar  8  vormittags   hier  in  Jülich  die  Steuer  zu  erlegen. 
Bleibt  Adr.  aus,    so   müssen   Absender  dem  Hz.   »uer  usbliven  und  ge- 
orderte tax  vermelden«.     Absender  haben   »ouch  herwidderumb  die  zu- 
gesagte brief  und  Siegel  [s.  oben  S.  588  Anm.  2]«,  dass  diese  Bewilligung 
»den  underheren«    an   ihren    Freiheiten  und  Privilegien  nicht   nachteilig 
sein  soll,  »entfangen,  wie  der  abscheit  sulchs  nachbringt.  —  Geschreven 
zu  Gulich    am  17.  dage    octobris   ao.  48«.'     K.,  Caps.  2,  Nr.  14,  Kpt. 
Ebenda  (Kpt.)  Schreiben   derselben  an   die  jülicher  Unterherren,  welche 
»ire  anzeichniss  nit  geschickt«:    Wiederholt  ist  Adr.  um  Einsendung  des 
Berichtes  über  die  Güter   der  unter  ihm  gesessenen  Unterthanen  ersucht 
und  ihm  dabei  mitgeteilt  worden,    dass  im  Weigerungsfalle    »wir  nit  des 
zu  weniger  uer  underherlicheit  setzen«  würden.     Da  nun  jenes  trotzdem 
nicht  geschehen,    so   haben  sie  »die  gemeine  underdanen  under  uch  ge- 
sessen,  dainnen   doch   die    van   der   ritterschaft  und  geistlichen  us-  und 
inwendich  gesessen  usbehalden  sin,    gesatzt   uf«    —  Ggl.  u.  s.  w.'  (wie 
vorhin).     Ebenda   (Kpt.):    des  Herzogs   und  der  jülicher  Landschaft  ver- 
ordneter Ausschuss  an  die  jülicher  Ritterschaft:    ,Sind   vom  Hz.  und  der 
jülicher    Landschaft   zum   Ausschuss  verordnet,    um    »nach    beschehener 
erkundigung  die  usdeilung  der  penningen  uf  einen  jedem  van  der  ritter- 
schaft, auch  us-  und  inwendigen  frien  zu  doin.«    Dabei  ist  u.  a.  bestimmt 
worden,    dass    »der    inwendigen   ritterschaft   gueder  nit  taxirt,    auch  die 
tax  hinder   uns  verbliven  sol«.     Bisher   ist  jedoch  Geschäfte    »und  noe- 
digen   berichts   halver   die  usdeilung  verzogen«.     Jetzt  aber   »sit  ir  van 
allen   ueren   guderen,    wie   ir   die   im    furstendomb   Gulich   und   in   den 
underherlicheiden   dabi   und    ingehoerich  ligen  haven,   gesatzt  uf  —  ggl. 
einmal  zu  bezalen«.     Sollen  deshalb  Januar  8  vormittags  hier  in  Jülich 
das  Geld  erlegen.    Bleibt  Adr.  aus,  so  müssen  sie  dem  Hz.  »uer  usbliven 
und  geordente  tax  vermelden,    damit   s.  f.  g.   sulchs  bi  uch    usforderen 
lassen  mocht.  .  .  .    Wir  haven  ouch   herwidderumb  die  zugesagte  brief 
und  siege!  [s.  S.  588  Anm.  2],  das  dise  bewiUigung  uns   ...    an  unsen 
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Zahlung  nur  auf  Bitten  der  Stände  mit  Rücksicht  auf  den  erlittenen 
Schaden  bisher  ausgestellt  sei,  und  dass  die  Steuer  keinen  Abbruch 
bringe  laut  der  den  Verordneten  zugestellten  Verschreibung.1)  Bei 
weiterer  Weigerung  sollen  Räte  erklären,  dass  sie  keinen  Befehl 
haben  >zu  disputiern«,  sondern  den,  welcher  sich  weigert,  dem  Hz. 
anzeigen  müssten.  2.  Da  »die  verordenten  und  andern«  die  Ritter- 
schaft vertröstet  haben,  dass  denjenigen,  welche  in  der  burgundischen 
Fehde  gedient  und  noch  nicht  Bezahlung  empfangen  haben,  die 
Steuer  von  ihrem  Rückstand  abgezogen2)  werden  soll,  so  hat  der 
Hz.  »etlige  verordent  mit  bericht  der  vurs.  schoult  und  hinder- 
stantz«,8)  welche  »unsern  reden  und  verordenten  derhalver  uf  er- 
fordern berichtung  doin«  sollen,  so  dass  der  Ritterschaft  und  den 
Freien,  welche  dem  Hz.  gedient  haben,  wenn  er  ihnen  mehr  schul- 
dig ist,  als  ihre  Anlage  beträgt,  ihre  Anlage  > ingelassen  und  gekürzt« 
wird.  Ist  die  Schuld  nicht  so  hoch  wie  die  Anlage,  so  soll  das 
überschüssige  erlegt  werden.  Welche  aber  dem  Hz.  in  der  Fehde 
nicht  gedient  oder  eine  Anweisung  oder  Bezahlung  erhalten  haben, 
diese  sollen  die  Auflage  zahlen.  Fordert  jemand  mehr,  als  die 
Verordneten  befinden,  dass  der  Hz.  ihm  schuldig  ist,  so  ist  der  Fall 
»zu  geburlicher  rechenung  und  vergelichung«  an  den  Hz.  zu  weisen. 
3.  Ist  man  mit  der  Erlegung  der  Steuer  fertig,  »so  suüen  unsere 
rede  und  verordenten  den  6  verordenten  van  unser  ritterschaft  an- 
zeigen,« dass  das  erlegte  Geld  nebst  den  zugehörigen  Verzeichnissen 
an  den  Landrentmeister  Wassenberg  abgeliefert  werde.    4.  »Als  wir 

freiheiten«  und  Privilegien  nicht  nachteilig  sein  soll,  »entfangen,  wie  der 
abscheit  solichs  nachbringt.  —  Geschreven  zu  Gulich  am  18.  dage  octo- 
bris  ao.  48 «.4  [Jül.  unterhsch.  Arch.  lib.  I,  fol.  49  ein  unausgefullter 
Druck  dieses  Schreibens.]  Ebenda  (Kpt.)  undatierte  Beilage  zu  einem 
nicht  vorhandenen  Schreiben  an  einen  Vogt:  ,Es  werden  ihm  anbei  die 
Schreiben  an  die  Ritterbürtigen  seines  Amtes  zugeschickt  Soll  die  Briefe 
den  in  seinem  Amt  gesessenen  Rittermässigen  »und  ouch  den  uswendigen 
van  der  ritterschaft,  die  nit  über  4  milen  wegs  us  dem  ampt  sitzen«, 
zustellen.  Wenn  etliche  »van  den  uswendigen  ritterschaften  wider  dan 
vurs.  us  dem  ampt  sesshaftig,  hettet  ir  die  brief  iren  halfluiden  oder 
pechteren  uf  iren  hoeven  oder  gudern  zuzuschicken«,  damit  dieselben 
sie  an  ihre  Adresse  befördern'.  —  Nach  einem  Schreiben  d.  d.  1549 
Dzb.  2  ist  die  Steuer  zu  der  Zeit  von  einem  Teile  der  Unterherren  und 
der  Ritterschaft  noch  nicht  gezahlt  (a.  a.  0.;  Kpt.  u.  Orig.). 

*)  S.  S.  688  Anm.  2  und  S.  609  Anm. 

■)  Vgl.  Nr.  198  §.  10. 

*)  S.  Nr.  145  und  146  (nebst  den  Beilagen). 
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unsere  ritterschaft  vertroist,  unse  vorige  antwort  uf  die  ubergeven 
artickel  in  schritten  ...  zu  banden  der  verordenten  lievern  zu 
laissen,  so  sullen  unsere  rede  inen  unse  antwort,  wie  die  hiebevorn 
muntlich  gegeven,  schriftlich  zustellen.1)  5.  Als  ouch  van  unser 
ritterschaft  begert  worden,  das  lehenrecht  und  ordenung  der  man- 
huiser  zu  eroffenen,  so  sullen  unsere  rede  daruf  anzeigen,  wie  die 
ordenung  f erdig  si,  und  das  wir  unsere2)  stathelder  der  lehen  und 
lehenschriver  der  manhuiser  die8)  willen  am  furderligsten  zustellen 
lassen.«  6.  Da  etliche  Geistliche  ihre  Anlage  noch  nicht  bezahlt 
haben,  sollen  sie  nochmals  gewarnt  und  den  Amtleuten  befohlen 
werden,  »sullichs  neben  den  schritten  zu  doin«.  Wenn  dann  noch 
einige  nicht  bezahlen,  so  sollen  die  Amtleute  den  Pächtern  ansagen, 
dass  sie  jenen  bis  zur  Bezahlung  keine  Renten  folgen  lassen.  »Doch 
das  derhalver  gein  kirchengebot  noch  inniche  bagerung  geschehe.  — 
Gegeven  zu  Duisseldorf  under  unserm  herufgedruckten  secreitsiegel 
und  gewoenlichen  hantzeichen  am  6.  dage  januarii  ao.  49.« 
K.,  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig.  mit  eighd.  Unterschrift. 

198.  Jülicher  Verordnete,  Entgegnung  auf  die  ihnen 
schriftlich  Überreichte,4)  im  Jahre  1544  erteilte  Antwort 
(Nr.  164)  auf  die  Artikel  der  jülicher  Landschaft  nebst 
einigen  neuen  Artikeln.    Jülich  1549  Januar  19. 

1.  Reformation  der  Landrechte.  2.  Brüchtenordnung  zu  publicieren. 
3.  Zinsfuss  bei  Verpfändungen  von  Landesteilen.  4.  Bestrafung  der  Ent- 
schaker.  6.  Erbmarschallamt.  6.  Eschweiler  Kohlenberg.  7.  Wehre 
auf  der  Röhr.  8.  Die  Lehnsordnungen  den  Statthaltern  und  Lehn- 
schreibern zuzustellen.  Wo  Streitigkeiten  über  jülicher  Lehen,  die  nicht 
zu  besonderen  Mannhäusern  gehören,  zu  erörtern?  9.  Dem  armen  Mann 
in  den  Amtern  Recht  zu  verschaffen.  10.  Abzug  rückständigen  Soldes 
von  der  Steuer.  11.  Steuer  der  Eigenherrlichkeiten.  12.  Ritterzettel 
und  Verzeichnisse  der  Eigenherrlichkeiten  und  Freien.  13.  Steuer  der 
auswärtigen  Geistlichen. 

*)  Vgl.  Nr.  183  (S.  584  Anm.  2  und  S.  587  Anm.  4). 

*)  Dativ. 

8)  d.  h.  Ordnung.  Die  Lehnsordnung  an  den  Mannhäusern  wurde 
schon  bei  der  ersten  Publikation  (1555J  der  jül.-berg.  Rechtsordnung  mit 
dieser  zusammen  gedruckt  (Maurenbrecher,  rheinpr.  Landrechte  I,  S.  105). 
Vgl.  Scotti  I,  Nr.  50  und  62.  In  der  Ausgabe  der  letzteren  von  1696 
steht  sie  S.  97  ff. 

4)  S.  Nr.  197  §.  4f. 

39* 
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1.  ad  I,  3:  Der  Hz.  möchte,  da  das  Kammergericht  wieder  eröffnet 
ist  und  die  Unterthanen  >vast  hochlich  daselbst  furgenomen  und  be- 
sweert«  werden,  gemäss  der  Antwort  auf  Art.  3  die  betr.  Personen 
zur  Herstellung  der  Reformation  der  Landrechte  verordnen,  »uf  das 
das  Privilegium  der  appellation  des  zu  staitlicher  verkündigt  und 
auch  darnach  geurtelt  und  gehalden  werde  und  das  dieselvige  refor- 
mation  ufs  kurtste  und  duitlich  gestalt,  die  partien  nit  ferner  oder 
lange  ufgehalden,  sonder  furderlich  mit  den  geringsten  costen  sovil 
möglich  geholfen  werden«.  2.  Bitte  um  Ausführung  der  Zusage 
auf  Art.  6.1)  3.  ad  I,  7:  es  möchten  in  allen  Landen  des  Herzogs 
nur  5  vom  100  genommen  werden,  um  der  Gleichheit  willen. 
4.  ad  I,  8:  es  möchte  »in  den  andern  gemeinen  Ordnungen  diser- 
halb  auch  notturftige  fursehung  geschehen«.  5.  Da  noch  des  Erb- 
marschallamtes  halber  »irtumb«  besteht,  so  möchte  der  Hz.  den- 
selbigen  beseitigen,  »damit  s.  f.  g.  und  die  landschaft  verwart  werd«. 

6.  Verordnete  vernehmen,  »das  des  Eschwilre  bergs  halver2)  numehe 
sulche  Ordnung  und  maess  gestalt,  das  derselbig  wal  gebuet  werd«. 
Der  Hz.  möchte  nun  verfügen,  »das  die  aide  ade8)  vort  durchge- 
drieven  und  alsdan  die  nue  ade  bestanden«  werde.  Auch  sollten 
»die  berggesellen  der  gebur  nae  underhalden  und  sunst  uf  die  ge- 
meine weide  und  busch  eine  bestendige  ordnong  gemacht«  werden. 

7.  Die  Wehre  und  »stiele«  auf  der  Ruhr  sollten  besichtigt  und 
,abgestellt'  werden.  8.  Da  die  Lehnsordnungen4)  fertig,  möchte  der 
Hz.  die  Statthalter  und  Lehenschreiber  sogleich  berufen  und  ihnen 
die  Ordnungen  und  die  Bücher  der  Mannhäuser  zustellen.  Zugleich 
stellen  Verordnete  in  des  Herzogs  Bedenken,  ob  »nit  nutz  were, 
daruf  bedacht  zu  sein,«  wo  Streitigkeiten  (»es  wer  umb  den  eigen- 
domb  der  lehen,  schoult,  schaden  etc.«)  über  gemeine  jülicher  Lehen, 
»die  ir  besonder  manhuiser  nit  haven«,  zu  erörtern  sind.  Denn 
wenn  darüber  nichts  bestimmt  wird,  so  würden  die  Lehengüter  »zu 
abbruch  u.  g.  h.  hocheit  und  gerechticheit  und  zu  nachteil  der  van 
der  ritterschaft  und  anderer  gueder  luide  .  .  .  under  die  scheffen- 
gerichter  gezogen  und  dieselvige,  auch  andere  frie  gueder  in  ire 
stuiren  angeschlagen«.    9.  Verordnete  haben  »van  etlichen  van  der 


')  Vgl.  Ausgabe  der  Polizeiordnung  von  1696,  S.  63  ff. 
*)  Vgl.  oben  S.  141  Anra.  239. 
»)  Vgl.  oben  S.  194  Anm.  37. 
4)  S.  Nr.  197  §  6. 
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ritterschaft  verstanden,  als  sulte  dem  armen  man  in  etlichen  amptern 
durch  die  vögt,  scholtissen  oder  sunst  nit  dermassen,  wie  wol  die 
notturft  erfordert,  geholfen  werden«.1)  Der  Hz.  möchte  den  Be- 
fehlshabern »maess  geven  lassen,  wie  den  armen  zu  helfen  sei  und, 
denen  also  nit  geholfen,  sonder  zu  supplicieren  genoetigt,  das  denen 
auch  zu  furderlicher  entschaft  geholfen  werd«.a)  10.  Da  in  der 
jetzigen  Instruktion  der  Verordneten  bemerkt  ist,8)  dass  »den  von 
der  ritterschaft  und  frien,  so  unserem  g.  h.  gedient,  ire  anlaege  und 
tax  gekürzt  und  ingelassen  werden  sol,  sofern  sich  nae  guder  reche- 
nong  und  gemeiner  abkorzong  befonde,  das  s.  f.  g.  inen  mehe 
schuldich  wer,  dan  ir  tax  und  anläge  sich  erdregt,  so  haven  die 
rete  und  andere  verordenten  zu  der  ruiter  rechenschaften4)  mit 
denen,  so  gerechent  gehapt  und  an  u.  g.  h.  noch  hinderstant  ge- 
fordert, mit  gudem  willen  gehandelt,  wie  us  den  quitanzen  und  boich 
derwegen  ufgezeichent  zu  sehen.  Und  haven  bem.  verordenten  den 
reden  und  usschoss  derhalver  zedulen  oder  anzeichenussen  zugestalt, 
die  an  der  summen  vermog  der  instruction  zu  kurzen  sein  wie 
folgt:  Extract,  was  der  ruiter  besoldung  halber  zu  Gulich  in  januario 
ao.  49  von  der  lantstur  afgeschreven«:  [es  folgen  nun  83  Posten; 
beispielshalber  teile  ich  folgende  mit]:  »Herman  v.  Vischenich  9  gg. 
Jacop  v.  Russenberch  40  gg.,  Godart  v.  Luistorf  25  gg.  Der  we- 
duwen  von  Harf  zu  Sinzenich  sein  an  Adams  v.  Hatzfeltz  besoldong 
afgeschreven  25  gg.  Wernher  v.  Palant  zu  Breidebent  80  gg.  und 
von  wegen  der  herlicheit5)  Berg  für  den  ersten  termin  50  gg.  ... 
Summarum  desjenigen,  so  den  ruiteren  und  anderen  wie  obg.  af- 
geschreven ist,  beleuft  sich  uf  1938  gg.  7  rad.  alb. 

Der  personen  namen,  die  usbliven  und  nit  erschienen  sin, 
werden  ouch  vermog  der  instruction  hernach  gestalt  und  daebi  ver- 
melt,  was  eins  jederen  anläge  ist«  [56  Posten;  z.  B.]:  »Joh.  v.  Are 
Lambertz  son  ist  gesatzt,  die  er  nit  erlacht  hat,  uf  25  gg.  . . .  Sum- 


')  Vgl.  S.  118. 

*)  Die  Kopie  (s.  unten)  schliesst  hiermit.  In  der  That  ist  hier  ein 
Abschnitt  vorhanden.  Die  folgenden  Punkte  schliessen  sich  mehr  an 
Nr.  197  an. 

■)  Nr.  197  §.  2. 

4)  d.  h.  die  zu  der  Reiter  Rechnungslegung  verordneten. 

B)  Die  Eigenherrlichkeiten  werden  sonst  hier  noch  nicht  aufgeführt; 
diese  nur  deshalb,  weil  der  landsässige  Ritterbürtige  Palant  zugleich  In- 
haber einer  Eigenherrlichkeit  ist. 
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marum  beloufen  sich  der  usgeblievener  personen  anläge  wie  obg. 
uf  906  gg.1) 

11.  Belangen  die  eigenherlicheiden  und  frien,«  so  sollen  die 
Unterthanen  in  den  Eigenherrlichkeiten  die  Hälfte  ihrer  Anlage  jetzt, 
die  andere  Hälfte  nächsten  S.  Andreas  erlegen.  Es  wird  sich  »der 
halber  deil  der  herlicheiden,  die  itzt  gutwillig  gelievert  haben, 
wederumb  negstkunftig  Andree  erdragen  581 V»  gg-  1  ort.  Und 
nachdem  ouch  die  herlicheiden  naebeschreven  gesatzt  und  doch  nit 
erschienen  oder  bezalt,  haven  die  verordenten  dieselvigen  ouch  ver- 
mog  des  usschrivens  vermelden  willen,  nemlich:  Merode  150  gg., 
Antwilre  80  gg.,  Zevel  40  gg.«  u.  s.  w.  Summe  »der  herlicheiden 
und  andern  frien,  die  an  u.  g.  h.  gelangt  sollen  werden  und  ire 
anläge  nit  erlacht,  und  [!]  ouch  nit  al  sal  ufgebort  können  werden, 
dweil  den  graven  und  anderen  naegelassen  und  an  etlichen  eigen- 
herlicheiden nit  zu  bekommen  sein  wirt,  993  ggl.  10  alb.«  Das 
dem  Landrentmeister  Wassenberch  durch  die  Verordneten  gelieferte 
bare  Geld  (den  Goldg.  zu  30  »rad.  alb.«  oder  50  »alb.  loufender 
münzen  gerechent«)  beträgt  5296  Ggl.  28  Alb.  »Summarum  alles 
wie  yurg.  zusamen  gerechent  kompt  uf  9716  ggl.  37 Va  alb.«  12. 
Verordnete  vom  Ausschuss  haben  früher  den  Hz.  ersucht,  durch 
etliche  Räte  und  etliche  von  der  Ritterschaft  verordnen  zu  lassen, 
»das  der  ritterzedel2)  gemacht  und  inen  furgestalt  wurde,  wem  sie 
als  rittermessigen  zu  schriven.  Dweil  aver  solchs«  nicht  geschehen, 
»haven  die  vom  usschoss  vast  hin  und  widder,  wie  inen  die  von 
der  ritterschaft,  die  eigenhern  und  frien  angezeigt,  geschreven.  Und 
mochten  filleicht  etlichen  geschreven  sein,  den  es  nit  het  geburt. 
Willen  darin  die  verordenten  mit  solichen  schriven,  bescheidung 
oder  inboerung  des  geltz  unserem  g.  h.  an  s.  f.  g.  hocheit  .  .  . 
oder  ouch  den  von  der  ritterschaft,  eigenherren  oder  frien  an  seiner 
[!]  eheren  oder  habenden  gerechticheit  damit  keinen  .  .  .  afbroch 
gemacht  haven.«  Der  Hz.  möchte  »noch  den  ritterzedel,  ouch  die 
eigenherlicheiden  und  frien  klaer  und  usfondich  machen«  lassen. 
13.  »Der  uswendigen  geistlichen  unbezalong  halver  ist  den  voigten 
gemeinlich  die  meinong  zurkennen  gegeven  und  bitten  gem.  vogte, 

l)  Vgl.  hierzu  die  Abrechnung  mit  dem  Rittmeister  Palant  oben 
S.  435  Anm.  1  und  die  Rechnungen  S.  499  Anm.  3.  Weitere  Nach- 
richten über  die  Steuer  der  Ritterbürtigen  und  Eigenherrlichkeiten  s.  unten 
Nr.  202,  S.  620  Anm.  1. 

«)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  32  und  S.  277  ff.  (Nr.  66). 
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das  inen  schriftlich  hevolhen  und  mit  geschreffen  werde,  wilche  die 
sein.  Willen  sie  sich  nach  bevelh  halden  und  ouch  mitlerweil  den 
halfluden  die  meinong  ansagen.  —  Gezeichent  zu  Gulch  am  19.  dag 
januarii  ao.  49.  Reinhart  v.  Vlatten.  Jheronimus  v.  Eiferen.  Hein- 
rich v.  Ruischenberg.  Joh.  v.  Hoengen  gen.  Wassenberg.« 
K.9  Caps.  3,  Nr.  3,  Orig.;  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  1,  Kop. 

199.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülioh-Berg. 
[Düsseldorf]  1549  Mal  29. 

Herzog:  Der  zu  Augsburg  verordnete  , Vorrat1;  die  Steuer  zur  Be- 
festigung der  Grenzorte  gegen  die  Türken;  die  zur  Unterhaltung  des 
Kammergerichtes.  Vorstellungen  auf  dem  Reichstag  wegen  der  Leiden 
der  Lande  sind  vergeblich  gewesen.  Hat  mit  der  Aussetzung  der  Steuer 
bisher  verzogen.  Jetzt  möchten  Stände  ihren  Rat  über  die  Aussetzung 
geben.  Stände:  Bis  Weihnachten  möchte  der  Hz.  das  Geld  aus  den 
ihm  früher  bewilligten  Steuern  vorstrecken;  dann  soll  (jedoch  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dass  die  anderen  Lande  dasselbe  leisten)  die  neue 
Steuer  ausgesetzt  und  Lichtmess,  spätestens  Remigii  danach  erhoben 
werden.  Wollen  sogleich  jetzt  einen  Ausschuss  zur  Austeilung  der  Steuer 
verordnen.  Mit  dem  Beitrag  für  das  Kammergericht  die  Stände  zu  ver- 
schonen. Die  Geistlichen  mit  heranzuziehen.  Besondere  Beschwerden 
der  Jülicher  (die  in  Jülich  vorgegebenen  Artikel  zu  erledigen;  Marschall). 
Herzog:  Stimmt  zu.  Stände:  Lassen  den  vorigen  Ausschuss  bestehen. 
—  Termin  und  Ort  der  Ausschussversammlungen.  —  Die  Frage  der 
Heranziehung  der  Geistlichen  noch  nicht  endgiltig  erledigt. 

1549  Mai  29  hat  der  Herzog  »in  presentia  principis,  probst 
Vlatten,  canzlers  Gogref,  hofmeister  Hohsteden,  Palants  zu  Breide- 
bent,  camenneister  Winkelhusen,  hofmeisters  Leien,  Blomendals« 
der  Ritterschaft  und  den  Städten  von  Jülich  und  Berg  durch  den 
Kanzler  folgendes  vortragen  lassen:  Von  dem  auf  dem  Reichstag  zu 
Augsburg  verordneten  ,  Vorrat'  fallen  auf  Jülich  und  Berg  9720  Gul- 
den zu  15  Batzen  (auf  Qeve  und  Mark  ebensoviel),  welche  halb 
vergangene  Weihnachten  bezahlt  sein  sollten,  halb  kommende  Weih- 
nachten fällig  werden;  von  der  ebenda  dem  römischen  König  be- 
willigten Steuer  zur  Befestigung  der  Grenzorte  gegen  die  Türken 
fallen  auf  Jülich  und  Berg  6250  G.;  ferner  muss  der  Hz.  zum 
Unterhalt  des  Kammergerichts  in  3  Jahren  1000  G.  erlegen;  zu- 
sammen also  15000  [!]  »daler  oder  goltgulden«,  wie  der  Reichs- 
abschied und. die  darauf  ausgegangenen  Mandate  klar  angeben.  Wohl 
hat  der  Hz.  auf  dem  Reichstag  seiner  »verderbter  lande  halber  be- 
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swernuss  gehat«;1)  doch  half  es  nicht.  Mit  der  Aussetzung  der 
Reichssteuer  hat  er,  weil  die  Stände  sich  ihm  bei  anderen  Steuern 
gutwillig  gezeigt,  bisher  verzogen  und  würde  auch  gern  noch  länger 
verziehen.  Allein  da  er  bei  Nichtbeobachtung  der  »daruf«  ausge- 
gangenen Mandate  in  Schaden  zu  kommen  fürchtet,  so  möchten 
Stände  ihm  jetzt  ihren  Rat  mitteilen,  wie  das  Geld  am  schleunigsten 
ausgesetzt  und  aufgebracht  werden  könnte.  Ritterschaft  und 
Städte  fordern  die  Räte  zu  sich,  besprechen  sich  mit  ihnen,  er- 
scheinen dann  wiederum  vor  dem  Hz.,  wo  dann  »rede,  ritterschaft 
und  stede  zugleich  seiner  f.  g.  nachfolgende  antwort  durch  den 
probsten  Vlatten  geben«:  Haben  mit  Betrübnis  vernommen,  dass 
die  Lande  jetzt  wiederum  mit  Steuern  belegt  werden  sollen,  zumal 
die  früheren  Steuern  noch  nicht  abgeliefert  sind.  Da  es  sich  jedoch 
um  eine  gemeine  Sache  und  Bewilligung  durch  die  Reichsstände 
handelt,  von  der  sich  der  Hz.  nicht  absondern  darf,  weil  sonst  der 
Fiscal  gegen  ihn  procedieren  würde  und  er  mit  ihnen  in  Schaden 
kommen  könnte,  so  wollen  sie  »als  die  gehorsamen  neben  andern« 
das  Geld  bewilligen.  Nur  möchte  der  Hz.,  weil  die  Unterthanen 
es  jetzt  der  alten  rückständigen  Steuern  halber  nicht  geben  können, 
jenes  Geld  aus  den  ihm  früher  bewilligten  Steuern  bis  Weihnachten 
vorstrecken.  Alsdann  könnte  die  Steuer  ausgesetzt  und  Lichtmess 
danach  erhoben  werden.  Sollten  aber  die  Unterthanen  auch  dann 
noch  nicht  dazu  in  der  Lage  sein,  so  sollte  die  Erhebung  zu  Re- 
migii  danach  geschehen.  »So  wulten  sie8)  mitler  zeit  die  penningen 
ussetzen,  ufboeren  und  sein  f.  g.  schadlos  halten,  auch  itzt  einen 
volmechtigen  usschoss  verordenen,  die  penningen  uszudeilen,  damit 
nit  nötig,  derwegen8)  weiter  beikumpst  oder  bescheidung  zu  tun.« 
Doch  bewilligen  sie  diese  Steuer  nur  mit  der  Protestation,  dass  sie 
nur  dann  sie  leisten,  wenn  es  auch  Cleve,  Mark  und  andere  um- 
hegende Länder  thun,  und  nicht  weiter  dazu  verbunden  sein  sollen 
als  diese.  Mit  dem  Beitrag  für  das  Kammergericht  aber  möchte 
der  Hz.  sie  verschonen,  da  ein  solcher  bisher  nie  der  Landschaft 
aufgelegt  und  die  betr.  Summe  auch  nur  gering  ist.  Bitten  ferner, 
dass  die  Geistlichen  zu  dieser  Steuer  mit  herangezogen  werden.  Die 
Jülicher  bringen  ausserdem   noch   folgendes  vor:    1.  Haben   »am 


*)  Vgl.  Nr.  193. 

*)  d.  h.  die  Stände. 

®)  d.  h.  wegen  der  Verordnung  eines  Ausschusses. 
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negsten«  zu  Jülich  etliche  Artikel  vorgegeben;1)  bitten,  >sie  noch- 
mals zu  ersehen  und  ins  werk  zu  stellen«.  2.  Bisher  war  es  ge- 
bräuchlich, dass  »ein  marschalk8)  van  irer  der  Guiischen  wegen  das 
wort  tat«.  Da  sie  jetzt  keinen  Marschall  haben,  so  möchte  der  Hz. 
»derwegen  notturftige  fursehong  tun«  oder  jemand  verordnen,  der 
von  ihret  wegen  das  Wort  führe.  Der  Herzog  antwortet  hierauf 
selbst  mündlich:  Beladet  die  Stände  mit  dieser  Steuer  ebenso  un- 
gern, wie  sie  sie  annehmen.  Die  »furstreckung«  will  er  thun,  weil 
die  Stände  ihm  in  seinen  Nöten  geholfen  haben;  hofft,  dass  »man 
s.  f.  g.  schadlos  halten  sol«.  Zu  Punkt  1  der  jülicher  Beschwerden 
bemerkt  er,  dass  er  die  Artikel  durchsehen  lassen  und  die  Antwort 
den  Verordneten  von  der  Landschaft  kundthun  werde;  zu  Punkt  2: 
will  den  Verordneten  gleichfalls  darauf  Antwort  geben.  Cleve,  Mark 
und  die  andern  Lande  werden  die  Steuer  ebenfalls  zahlen  müssen. 
Möchten  jetzt  die  Personen  verordnen,  welche  die  »Satzung«  gegen 
Weihnachten  thun  sollen.  Stände  treten  darauf  zusammen.  Nach 
gehabtem  Bedacht  lassen  sie  den  vorigen  Ausschuss  bestehen,  näm- 
lich für  Jülich:  Sinzig,  Vlatten,  Drost  von  Geilenkirchen,  Trips, 
Effern  und  an  Stelle  Heinrichs  v.  Ruischenberg,  weil  dieser  krank 
ist,  Stommel;  für  Berg:  Hai  Amtmann  zu  Monheim,  Plettenberg 
zum  Gronde,  Lei,  Luitgen  v.  Winkelhusen  und  an  Stelle  Kessels 
Johann  vam  Huis. 

Danach  wird  abgeredet,  dass  der  Hz.  um  Weihnachten  diese 
Verordneten  nebst  den  Hauptstädten  und  etlichen  Räten  beschreiben 
lasse,  die  Jülicher  nach  Jülich,  die  Bergischen  nach  Düsseldorf, 
>umb  die  Satzung  zu   tun. 

Nota:  Als  ritterschaft  und  stede  die  geistlichen  mit  in  dise 
stuir  haben  ziehen  willen,  ist  inen  allerlei  berichtung  geschehen, 
als  das  es  den  [!]  nit  viel  dragen  wurde  etc.  Idoch  ist  des  puncten 
halber  noch  nit  entlich  geschlossen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  «1,  Orig. 

200.  Landtagsabschied  von  Jülich-Berg.  Düsseldorf 
1549  Mal  29. 

Bewilligung  von  Reichssteuern. 

Auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg  ist  bewilligt,  »etliche  stuiren 
in  eines   ideren  stants  lantschaft  uszusetzen«.    Auf  das  Ersuchen 


')  S.  Nr.  198. 
*)  Vgl.  S.  40  f. 
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des  Herzogs,  »daran  zu  sin«,  dass  diese  Steuern,  deren  Anteil,  für 
Jülich  und  Berg  ungefähr  15000  Thaler  beträgt,  schleunigst  auf- 
gebracht werden,1)  haben  Räte,  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich 
und  Berg  geantwortet:  Obwohl  sie  wegen  ihres  verderblichen  Scha- 
dens und  anderer  Beschwerden*  gehofft,  dass  sie  mit  ferneren  Steuern 
verschont  sein  sollten,  so  »bewilligen«  sie  dennoch,  weil  »es  das 
gemeine  reich  gewilligt«  und  es  dem  Hz.  nicht  zukommt,  sich  in 
dem  Fall  abzusondern,  »als  die  gehorsamen  neben  anderen«  das 
Geld  auszuteilen  und  zu  erlegen.  Weil  aber  die  Unterthanen  »der 
stuiren  halber,  so  siner  f.  g.  geschehen  und  noch  usstendich«,  jetzt 
das  Geld  nicht  geben  können,  so  möchte  der  Hz.  aus  den  ihm  be- 
willigten Steuern  das  Geld  bis  Weihnachten  vorstrecken.  Alsdann 
soll  die  Steuer  ausgesetzt  und,  »wa  möglich  und  eines  guden  echers*) 
und  wassdombs  der  fruchten  halver  geschehen  konte«,  zu  Lichtmess 
erhoben  werden.  Wenn  es  nicht  möglich  ist,  so  möchte  der  Hz. 
mit  der  Bezahlung  bis  nach  S.  Remigii  danach  Geduld  haben.  »So 
wulten  sie  mitler  zit  die  penningen  ussetzen,  ufboeren  und  s.  f.  g. 
derhalven  schadlois  halden,  ouch  itzont  einen  volmechtigen  usschoss 
verordenen«,  der  die  Pfennige  austeilen  soll,  damit  nicht  dieserhalb 
eine  weitere  Zusammenkunft  nötig  ist.  Die  Bewilligung  geschieht 
jedoch  nur,  sofern  Cleve,  Mark  und  andere  umliegende  Länder 
gleichfalls  sich  dazu  verstehen.  Der  Hz.  hat  die  »fürs treckung« 
bewilligt.  —  »Gezeichent  und  gegeven  zu  Dusseldorf  under  siner 
f.  g.  secrietsiegel  am  29.  maji  ao.  49.»  Gerfardus]  Julfiacensis.] 
K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  416,  Orig. 

201.  König  Ferdinand  an  Hz.  Wilhelm.  Prag  1649 
Juli  8. 

Der  Kardinal  Christoph  Bischof  von  Trient  hat  ihm  hier  er- 
zählt, dass  Wilhelm  bereit  sei,  zur  Hochzeit  der  Erzherzogin  Katha- 
rina8) »auf  der  post  zu  erscheinen«.  Wird  ihm  seiner  Zeit  den 
Tag  des  Beilagers  mitteilen.  Hält  dafür,  des/ Herzogs^  .Landschaft 
»werde  ab  solcher  rais  kain  beschwer  tragen,  sonder  guetwillig 
darein  verlieben«.  —  Prag  1549  Juli  8. 

J.-B.,  FS.,  Nr.  668/4,  fol.  162,  Orig.  mit  eigenhdg.  Unterschrift 

*)  Das  Wort  bewilligen  ist  (vielleicht  absichtlich)  vermieden. 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  111  Anm.  6a. 

*)  mit  Franz  Gonzaga.     Vgl.  v.  Bucholtz  8,  S.  732. 
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Ebenda  (fol.  172,  Orig.)  Schreiben  jenes  Kardinals  d.  d.  Prag 
1649  Juli  5  an  den  Hz.:  ,Hat  dem  König  Ferdinand  mitgeteilt,  dass 
der  Hz.  zur  Reise  bereit  sei,  aber  auch  bemerkt,  dass  es  nur  »mit 
vorbissen  und  bebelligung  e.  1.  landschaft«  geschehen  könne.  Hat 
deshalb  dem  König  geraten,  dem  Hz.  ein  Schreiben  zu  senden,  das 
zugleich  der  Lantschaft  vorgelegt  werden  könnte,  damit  dieselbe  um 
so  eher  die  Reise  zugiebt.  Der  König  ist  auch  damit  einverstanden, 
dass,  wenn  der  Hz.  kommt,  er  »unserer  abret  nach  mit  ein  12  oder 
16  klepper  auf  der  post  kerne«4.  —  praes.:  29.  julii  ao.  49,  Clivis. 

Fol.  176  (Kpt.)  d.  Antwort  des  Hz.'s  an  den  König  d.  d.  Cleve 
1549  August  2:  ,Kann  nicht  kommen  wegen  seiner  und  seiner 
Lande  »notturft  und  gelegenheit«'. 

202.  Die  zum  3.  Febr.  nach  Jülich  berufenen  Bäte 
und  Verordneten  von  Jülich  an  Hz.  Wilhelm.  Jülich  1550 
Februar  8. 

Zweck  des  Tages.  Hz.  möchte  den  Beschwerden  der  jülicher  Stände 
abhelfen.  Verordnete  hefern  in  der  Erwartung,  dass  er  es  thun  wurde, 
die  Steuer  an  den  Landrentmeister  Wassenberg  ab.  [Anm.:  Unregel- 
mässiger Eingang  der  Steuer;  Zwangsmassregeln  gegen  widerstrebende 
Geistliche  zu  ergreifen.     Rechnungslegung  über  die  Steuer.] 

Es  war  vertragen,  dass  die  zweite  Hälfte  der  Steuer,  »daruf 
die  undertanen  in  den  eigenherlicheiden  gesessen  gesatzt«,  zu  S.  An- 
dreas 1549  bezahlt  werden  sollte.  Da  »aver  sich  solichs  verzogen, 
also  das  die  .  .  .  bezalung«  bis  in  den  Febr.  dieses  Jahres  »usge- 
stalt«,  so  hat  der  Hz.  »etliche  s.  f.  g.  rete  und  verordenten  vom 
usschoss«  von  Jülich  auf  den  3.  Febr.,  die  Unterherren,  die  ihre 
Steuer  noch  nicht  erlegt,  ferner  die  von  der  Ritterschaft,  »die  über 
s.  f.  g.  und  der  landschaft  schreiben1)  usbleven«,  auf  den  4.,  5. 
und  6.  Febr.  hierher  berufen,  »damit  den  dingen  einmail  abgeholfen, 
die  rechnungen  ins  werk  gebracht  und  klair  gemacht  und  ferner 
uncosten  verhoit  mochten  werden«.  Nun  haben  »gemelte  rede  und 
verordenten  vom  usschoss  die  vorige  anzeichnuss  durchsehen«  und 
darin  gefunden,  dass  »die  rede  und  verordenten«  den  Hz.  an  die 
Erledigung  mehrerer  (hier  angegebener)9)  Artikel,  »darvon  inen  hie- 
bevor  vertroistung  geschehen«,  erinnert  haben.    Auf  diese  Erinne- 

*)  S.  S.  609  Anm. 

a)  S.  Nr.  198  (1549  Januar  19)  und  Nr.  199  (1549  Mai  29). 
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rung  ist  vom  Hz.  noch  keine  Antwort  gegeben  worden.  Sie  bitten 
ihn  daher,  obwohl  sie  an  seinem  guten  Willen  auch  so  nicht  zweifeln, 
er  möchte,  weil  »die  gemeine  von  der  ritterschaft  und  anderen  sich 
des  vilf eltigen  verzogs  hochlich  besweeren«,  die  betr.  Verfugungen 
sogleich  treffen  oder  die  Artikel  so  beantworten,  »das  die  ver- 
ordenten  sich  in  dem  bei  der  ritterschaft  und  landschaft  verdedingen 
mögen«.  Denn  es  ist  zu  fürchten,  falls  der  Hz.,  »ehe  solichs  ge- 
schehen, inniche  landtag«  berufe,  das  »wurde  ein  groiss  unverstant 
geberen  und  wenig  usgericht  werden  mögen«.  —  Obwohl  die  Ver- 
ordneten Bedenken  getragen,  »die  itzige  stuirpenningen  von  sich  zu 
geven»,  haben  sie  sie  dennoch  in  der  Erwartung,  der  Hz.  werde 
ihrer  Erinnerung  statt  geben,  jetzt  dem  Landrentmeister  Wassen- 
berg  »overlieveren  willen.  —  Gezeichent  zu  Gulich  am  8.  dage 
februarii  ao.  50«. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  Kop.1) 


*)  Jül.  unterherrschaftl.  Archiv  Nr.  347  das  (undatierte)  Kpt.  dieses 
Schreibens,  welches  (das  Kpt.)  jedoch  am  Schluss  noch  folgende  Sätze 
enthält:  »Die  rete  und  verordenten  haven  ouch  die  vurgeschrevene  an- 
zeichnuss,  rechenungen  und  register  der  underhern,  die  ire  anläge  nit 
gedain,  ferner  besichtigt  und  dragen  geine  geringe  beswerniss,  das  sieder 
der  lester  bikumpst  alhie  zu  Gulich  so  wenig  bezalt  und  ouch  noch  et- 
liche usblieven  .  .  .  Neben  dem  haven  die  rete  und  verordenten  ungern 
vernomen,  das  etliche  van  ritterschaft  und  underhern  über  die  filfeldige 
beschehene  Schriften  und  vermanongen  usplieven,  welchs  bi  den  gehor- 
samen und  sunst  im  lande  vast  unverstant  gebiern  wirt,  und  noedich 
eracht,  dass  in  dem  gelicheit  gehalden,  und  darumb  uf  wailgefallen  und 
Verbesserung  .  .  .  unseres  g.  h.  .  .  .  bedacht,  das  sine  f.  g.  den  einen 
ebensowail  als  den  andern  zu  erlegung  seiner  stuir  halden  und  den 
vaigten  und  bevelhabern  jeder  orter,  da  der  gebrech  ist,  schriven  laissen, 
die  stuir  van  einem  jedem  vurs.  anstunt  inzubringen  und  in  ansehong 
der  vilfeldiger  warnongen  uszupenden.  Als  ouch  bem.  verordenten  be- 
richt,  das  etliche  geistlichen  im  furstendomb  Gulich,  ouch  etliche  in 
andern  landen  gesessen,  die  im  furstendomb  Guüch  ire  gueder  ligen 
haven  und  in  den  vorigen  stuiren  nit  [1]  angeschlagen  gewesen,  sich 
itzo  understain  uszuzehen,  ouch  über  etliche  filfeldige  beschehene  Schriften 
und  ermanongen  ire  uferlachte  stuir  nit  erlacht,  so  wer  der  verordenten 
bedenken,  das  man  derselben  geistlichen  halfluide  und  pechter  hette  an- 
sagen lassen,   den  herschaften   keine  pecht   folgen   zu  laissen,   die  stuir 
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were  dann  furhin  bezalt,  und  die  ungehorsame  darfur  zu  straifen;  doch 
die  cleresei  binnen  Coln  disfals  us  Ursachen  zu  verschoenen.  Dan  die 
verordenten  achten  es  nutzer  etwas  darumb  zu  doin  [!],  dan  das  die 
andere  geistlichen  disfals  solten  fri  gelassen  werden«. 

An  demselben  Tage  legen  die  Verordneten  Rechnung  (ebenda,  Orig.): 
»Berichtung  van  der  stuir,  so  die  verordenten  vam  usschoss  im  fursten- 
domb  Gulich  in  januario  ao.  49,  ouch  folgentz  ao.  50  in  februario  da- 
selbst zu  Gulich,  dergelichen  der  lantrentmeister  Wassenberg  mitler  weil 
van  der  ritterschaft,  eigenhern  und  frien  ufgeboert  und  wes  darvan  etligen 
van  der  ritterschaft  und  andern,  die  in  der  veden  gedient,  abgeschreven 
und  sunst  ger.  lantrentmeister  uberlievert. 

Die  van  der  ritterschaft,  eigenhern  und  frien  solten  an  sich  nemen 
der  stuir  halver  zu  bezalen  9000  ggl.  Dweil  aver  die  zerungen  sich 
vast  wit  und  hoich  geloufen,  haben  sie  etlichs,  wie  im  sloss  [d.  h. : 
Schluss]  zu  sehen,  über  die  9000  ggl.  usgesatzt.  Und  sin  davan  der 
ritterschaft  und  andern,  die  in  der  Burgundischer  veden  gedient  haven, 
abgeschreven  1938  ggl.  11  alb.  curr.  8  hl.  .  .  .  Ouch  haven  gem.  ver- 
ordenten dem  lantrentmeister  Wassenberg  an  allerlei  partes,  wie  die  dae- 
selfs  zu  Gulich  entfangen,  am  19.  januarii  ao.  49  zugestalt  am  barem 
gelde  6296  ggl.  38  alb.  [sc:  curr.]  5  hl.  Noch  am  7.  Febr.  ao.  60 
berurtem  landrentmeister  uberantwort  777  ggl.  14  alb.  11  hl.  Und 
haven  etliche  van  der  ritterschaft  nu  mit  gelievert,  die  als  usgeblevene 
furhin  an  unsern  g.  h.  gelangt  waren  und  doch  nu  alhie  mit  ingerechent 
worden.  Neben  dem  hait  ger.  lantrentmeister,  wie  er  die  berichtung  ge- 
dain,  für  und  nach  van  denen  van  der  ritterschaft  und  eigenhern,  die 
an  unsern  g.  h.  gelangt  und  ire  ainlage  na  der  hant  bezalt  haben,  ent- 
fangen wie  folgt«:  [nun  die  Beiträge  einzelner  (12)  genannt,  z.  B.:  »der 
her  zu  Meroide  ist  vur  sin  persoin  verordent  uf  70  ggl.  und  hait  uf 
rechenschaft  siner  personen  und  der  herlicheit  Merode  (die  uf  160  ggl. 
gesatzt)  erlacht  97  ggl.  18  alb.  3  hl.«].  »Folgen  diejenige,  die  sich  haben 
ire  verordente  tax  abkurzen  lassen  oder  darzu  gutwillig  sin,  wan  mit 
inen  gerechent«:  [6  einzelne  Personen  genannt,  z.  B.:  »Hallen  selige 
weduwe  zu  Disternich  die  van  Anstel  hait  sich  ire  verordente  tax  in  der 
ruiter  rechenong  under  dem  ritmeister  Lutzenrode  selig  afkurzen  laissen, 
nemblich  20  ggl-«].  »Folgen  diejenigen,  den  nagelaissen  und  abzukürzen 
ist«:  [26  einzelne  Personen  genannt,  z.  B. :  »graf  Wilh.  v.  Nuenar  ist 
gesatzt  worden,  die  niet  gefordert,  sonder  us  guder  nachbarschaft  nach- 
gelassen sin:  36  gg.«  Ferner:  »Wilh.  v.  Ruischenberg  zu  Overbach 
ist  verordent  uf  16  ggl.;  und  dweil  er  da  oben  [!]  hait  sin  und  vil  ouch 
versuimen  moissen,  sin  ime  dieselvige  nachgelaissen.  Peter  v.  Broich 
zu  Durwiss  .  .  .  hait  sine  verordente  tax  bi  den  frien  gelievert,  wie  sich 
in  der  anzeichnuss  der  frien  befint;  darumb  alhie  abzukürzen.  Es  ist 
einer,  der  Joh.  Zandertz  heischen  söl,  zu  Wanloe  gesatzt  auf  6  ggl.; 
dweil  aver  der  vaigt  gefraigt  und  nit  weiss  imantz,  der  Joban  Zandertz 
heischt,  stain  abzuzehen  6  ggl.  Den  kindern  van  Palant  ist  uf  vurbit 
der  furmunder  und  in  anseheong,  das  sie  sunst  in  der  stuir  zemlich  an- 
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VII. 

Der  Streit  um  die  geistliche  Jurisdiktion 
und  der  heidelberger  Verein. 

1550  Juni  15  —  1554  Januar  1  (Nr.  203—230). 


In  die  Jahre   1B50 — 53    fallen  zwar  nur  drei  Landtage   —  1661 
Januar  (Nr.  206),    1562  Juli   (Nr.   213),   beide  von   Jülich-Berg,    1662 


geslagen,  nagelassen  die  tax  daruf  die  herlicheit  van  Kinzwiler  gesatzt, 
nemblich  76  ggl.  Johan  Schräm  ist  im  ampt  Born  in  die  6jarige  stuir 
[s.  S.  600  Anm.  2]  mit  gesatzt;  darumb  sullen  ime  nagelaissen  werden,  daruf 
er  gesatzt,  12  gg.  Stailberg  die  herlicheit  ist  gesatzt  uf  28  ggl.  in  beiden 
terminen  und  der  amptman  [sc:  von]  Wassenberg  selbst  uf  10  ggl.; 
dwil  aver  er  sich  zu  Eschwiler  brantschatzen  moissen  und  das  gelt, 
nemblich  60  ggl.  sampt  der  naber  gelt  zu  bezalung  der  knecht  zu  Esch- 
wiler gewant  und  er  vertroist  worden,  das  ime  sulichs  sunst  wol  erstat 
sol  werden,  hait  er  sine  anläge  gedain,  aver  folgentz  weder  gehantreicht  [I], 
darumb  abzukürzen;  fac.  38  ggl.«].  »Folgen  diejenigen  van  der  ritter- 
schaft;  die  gesatzt  und  über  das  vilfeldig  schriven  und  ersuchen  ouch  in 
febr.  ao.  50,  als  die  rete  und  verordenten  zu  Gulich  gewesen,  ire  ge- 
orderte tax  nit  erlacht«:  [18  einzelne  Personen  genannt].  »Folgen  die- 
jenigen van  den  underhern,  die  ouch  in  febr.  ao.  50,  als  die  rede  und 
verordenten  zu  Gulich  gewesen,  ire  geordente  tax  niet  erlacht,  dem 
etliche  eine  kleine  zit  usstellung  begert,  aver  etliche  nit  zu  geven  gemeint« : 
[21  Unterherren  genannt,  z.B.:  »Droif  hait  respit  [d.  h.  respect,  Ausstand] 
gebeden  bis  .  .  .  satersdag,  dwil  er  uswendig  siner  suster  ein  kint  heben 
moissen.  Drinborn  hait  angezeigt,  wie  etwan  sin  burggref  Gerhart,  der 
zu  Duiren  in  haftung  sitzt,  das  gelt  van  den  underdaenen  ufgeburt  und 
der  vaigt  Nideggen  ouch  dasselbig  und  sins  eigen  geltz  [!]  bi  ime  be- 
funden; bit,  das  der  vaigt  zu  wederstellung  gehalden,  so  wult  er  es 
anstunt  erlegen;  und  ehe  er  einen  ungenedigen  hern  oder  ungunstigen 
frunde  der  lantschaft  haben  [!],  wult  er  es  ehe  us  sinem  budel  dargeben; 
fac.  4r0'/s  ggl*].  —  »Summa  summarum  beleuft  sich  aller  entfank  und 
hinderstant  vermöge  diser  anzeichnuss  uf  9730  ggl.  5  alb.  1  hl.  — 
Gezeichent  zu  Gulich  am  8.  tage  februarii  ao.  50«.  Eighd.  Unter- 
schriften: »Werner  her  zo  Bynsfelt.  Wernher  van  Hoesteden.  Claes 
vann  Harff.     Iheronimus  van  Eueren.     Heynrich  vann  Ruisschenberg«. 
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September  (Nr.  216),  von  Berg  — *);  daneben  aber  eine  stattliche  An- 
zahl wichtiger  Ausschusstage:  1550  Oktober  (Jülich;  Nr.  204),  1550 
Dezember  (Jülich;  Nr.  206),  1662  März  (Jülich),2)  April  (Berg),  Mai 
(Jülich;  Nr.  209),  Juni  (Jülich;  Nr.  212),  August  (Jülich-Berg-Cleve- 
Mark;  Nr.  214),  1563  April  (Jülich-Berg ;  Nr.  224),  August  (Jülich; 
Nr.  226  und  227). 

Die  geringe  Zahl  der  Landtage  erklärt  sich  vornehmlich  daraus,  dass 
in  diesem  Zeitraum  mit  einer  Ausnahme  keine  neuen  Steuern  bewilligt 
wurden.  Nur  in  Berg  kam  es  zur  Bewilligung  einer  neuen  Steuer, 
nämlich  zum  Festungsbau  (Nr.  216).  Im  übrigen  beziehen  sich  die  Steuer- 
verhandlungen dieser  Jahre  blos  auf  die  Aussetzung  der  Reichssteuern 
von  1548  (vgl.  Nr.  216  und  226),  zu  deren  Übernahme  sich  die  Stände 
schon  früher  im  Prinzip  bereit  erklärt  hatten. 

Am  lebhaftesten  beschäftigen  die  Frage  der  geistlichen  Jurisdiktion 
und  die  auswärtige  Politik  die  Landstände.  Der  Streit  über  die  geist- 
liche Gerichtsbarkeit  war  sehr  alt  und  hat  auch  noch  keineswegs  jetzt 
sein  Ende  gefunden.  Aber  er  ist  in  den  Jahren  1560 — 53  besonders 
heftig  und,  was  für  uns  in  Betracht  kommt,  unter  besonders  eifriger 
Mitwirkung  der  Stände  geführt  worden.  In  den  Verhandlungen  mit  dem 
Landtag  über  die  auswärtige  Politik  treten  zwei  Momente  hervor:  die 
drohende  Kriegsgefahr  und  die  Frage,  welche  Stellung  die  hzgl.  Regie- 
rung gegenüber  den  sich  befehdenden  Parteien  des  Reiches  einzunehmen 
habe.  Die  Beratungen,  die  in  ersterer  Beziehung  gepflogen  werden, 
haben  eine  vorbildliche  Bedeutung  für  die  späteren  Massnahmen  zur 
Sicherung  des  Landes,  als  der  grosse  niederländische  Krieg  ausgebrochen 
war.  In  der  allgemeinen  Politik  sehen  wir,  wie  der  Herzog  namentlich 
den  Werbungen  von  kaiserlich-burgundischer  Seite  widerstrebt  und  im 
Verein  mit  einigen  anderen  Fürsten  eine  verhältnismässig  selbständige 
Stellung  festhält,  die  zuletzt  in  dem  Abschluss  des  heidelberger  Vereins 
(1653  März  29)  ihren  Ausdruck  findet. 

')  Ein  bergischer  Landtag  von  diesem  Datum  ist  allerdings  nicht  direkt  be- 
zeugt. Es  liegt  jedoch  ein  Beyers  über  eine  Bewilligung  der  bergischen  Stände 
(nicht  blos  des  Ausschusses)  vor  (Nr.  216).  Wir  werden  daher  annehmen  dürfen, 
dass  im  Sept  1552  mit  dem  bergischen  Landtag  über  eine  Steuerbewilligung  (zum 
Festungsbau;  wegen  der  Reichssteuern  (s.  ebenda)  wäre  ebenso  wie  in  Jülich 
(Nr.  226)  nur  die  Zuziehung  des  Ausschusses  nötig  gewesen)  verhandelt  worden  ist. 

*)  Über  die  Ausschusstage  im  März  (Jülich)  und  April  (Berg)  s.  Nr.  208 
und  die  zugehörigen  Anmerkungen;  daselbst  auch  über  einen  Tag  von  Cleve- 
Berg-Mark  von  April  21. 


Digitized  by 


Google 


624  Nr.  203.     1660  Juni  15. 

203.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Wilhelm  Keteler, 
Wilhelm  v.  Nienhove  gen.  Lei  Hofmeister  und  Amtmann 
zu  Orsoy,  Karl  Harst  und  Joh.  Faltermeier  zum  Reichs- 
tag1 zu  Augsburg  (z.  T.).    Cleve  1550  Juni  15. 

1.  Das  Schreiben  des  neuen  Papstes  an  den  Kaiser.  Das  Goncil; 
auf  demselben  sind  besonders  auch  die  Beschwerden  der  weltlichen 
Stände  zu  berücksichtigen.  Wenn  die  Geistlichen  ihre  Synodalbeschlüsse 
über  Reformation,  Visitation  und  Jurisdiction  durch  Papst  und  Kaiser 
oder  Reichsabschied  bestätigen  lassen  wollen,  so  ist  der  Kaiser  auf  das 
bedenkliche  einer  solchen  Massregel  aufmerksam  zu  machen  und  zu 
bitten,  die  Neuerungen  und  Misbräuche  der  Geistlichen  abzuschaffen. 
Wenn  die  letzteren  trotzdem  bestätigt  werden,  so  sollen  Gesandte  pro- 
testieren und  darauf  hinweisen,  dass  die  Unterthanen  sich  nicht  fügen 
würden.  2.  An  dem  1545  in  Worms  reformierten  Anschlag  festzuhalten. 
3.  Bei  einer  Verhandlung  über  neue  Steuern  sollen  Gesandte  für  die 
verarmten  hzl.  Unterthanen  auf  etliche  Jahre  Befreiung  zu  erwirken 
suchen,  jedoch,  wenn  es  nicht  sein  kann,  dem  Beschluss  der  gemeinen 
Reichsstände  beitreten.  Wenn  der  jüngst  zu  Augsburg  bewilligte  gemeine 
Pfennig  gefordert  wird,  so  ist  zu  erklären,  dass  der  Hz.,  sofern  das  Geld 
allgemein  abgeliefert,  auch  nicht  im  Rückstande  bleiben  wird.  4.  Die 
Städte  Düren,  Soest,  Wesel  und  Duisburg,  die  Grafen  Moers,  Blanken- 
heim  und  Gerolstein  durch  den  Hz.  zu  vertreten. 

1.  Bemerkt  mit  Freude,  dass  der  neue  Papst  in  seinem  Schreiben 
an  den  Kaiser  sich  erboten,  alles,  wodurch  der  christlichen  Religion 
geholfen  werden  mag,  mit  Hintansetzung  alles  eigenen  Nutzens  und 
Vorteils  eifrig  zu  betreiben  und,  was  des  deutschen  Reichs  »ge- 
legenheit  und  notturft  fordert,  gnediglich  zu  bedenken«.1)  Gesandte 
sollen  ,das  Koncil  befördern',  in  der  Weise,  dass  es  in  deutscher 
Nation  gehalten,  auf  demselben  alles,  was  zur  Ehre  Gottes  und 
Eintracht  der  Qiristenheit,  »sonderlich  aber  Teutscher  nation  ver- 
glichung des  zweispalts  in  der  religion  und  abstellung  der  miss- 
bruich  dienlich«,  mit  höchstem  Fleiss  verhandelt,  »auch  insonderheit 
der  weltlichen  stende  und  undertanen  gebrechen,  beswernuss  und 
clagten  der  missbreuch  halber  und  sunst  mit  furgegeben,  verhoirt 
und  verholfen  werden  mögen«.  Falls  die  Geistlichen  dahin  handeln, 
dass  »ire  decreta  synodalia  die  reformation,  Visitation  und  Juris- 
diction belangen!  durch  Pabstl.  H.  und  hochg.  Kei.  M.  oder  ouch 
sunst  durch  des  reichs  abscheit  mochten  bestettigt  werden,  dweil 
dan  den  weltlichen  daran  zum  höchsten  gelegen,  insonderheit  so  zu 

*)  Vgl.  L.  v.  Ranke  V,  S.  79. 
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besorgen,  die  geistlichen  uf  soliche  bestettigung  und  inruimung 
stracks  halten,  und  das  man  solicher  beswerung  in  künftige  zeit  nit 
leichtlich  sol  wederumb  erledigt  werden  können,  so  sollen  desfals 
unsere  gesandten  sich  mit  den  anderen  weltlichen  stendenl  so  der 
beswernis  auch  zu  tun  haben  mochten,  vergleichen  und  samender- 
hant  Kei.  M.  der  undertanen  gelegenheit,  notturft  und  beswerung 
ufs  undertenigst  furtragen  mit  dem  anhang,  wa  die  dingen  der- 
massen,  wie  bestimpte  decreta  nachbrengen,  on  underscheit  ins 
werk  solten  gestalt  werden,  das  dardurch  groiss  unverstant  und 
widderwerdicheit  notwendig  erfolgen  wurde,  dweil  soliche  decreta 
auch  in  vil  wege  uf  die  weltlichen  erstreckt,  allerlei  neuerungen 
und  unlidliche  beswerungen  darinnen  angezogen  und  zu  groissem 
nachteil  und  beswernus  der  weltlichen  itzt  furgenomen  werden,  also 
das  under  dem  schein  der  geistlichen  reformation  ire  missbreuch 
bestetigt,  die  weltlichen  über  altherkomen  besweert  und  in  ire  Juris- 
diction und  gerechticheit  gegriffen  werd.  Derhalben  die  weltlichen 
Kei.  M.  zum  undertenigsten  zu  bitten,  das  i.  M.  sie  die  weltliche 
obericheiten  und  ire  undertanen  mit  alsolichen  nuerungen  und  miss- 
breuchen  nit  wol  besweren  lassen,  sonder  dieselbige  allergo  ab- 
schaffen«. Wenn  trotzdem  »ger.  beswernussen  zugelassen  und  be- 
stettigt  solten  willen  werden,  sollen  unsere  gesandten«  nicht  nur 
Protest  einlegen,  sondern  auch  anzeigen,  dass  »es  uns  an  unser 
hoicheit  und  gerechticheit,  derglichen  dem  loblichen  altem  her- 
komen  zum  höchsten  nachteilig,  auch  den  undertanen  zu  groisser 
beswerniss  reichen  und  derhalber  bei  denselbigen  keins  wegs  zu  er- 
halten sein  sol«.  2.  Sollen  von  dem  im  .1.  1545  zu  Worms  refor- 
mierten Anschlag  nicht  abgehen,  weil  derselbe  nicht  nur  auf  jenem 
Kreistag  zu  Worms1)  »durch  gemeiner  stende  verordenong  erhalten«, 
sondern  auch  der  verstorbene  Hz.  1524  zu  Esslingen  »in  craft  des 
reichsabscheits  zu  Nurenberg  ao.  23  und  24  vorhin  geringert  worden«. 
3.  Sollen,  wenn  von  neuen  Steuern  verhandelt  wird,  anzeigen,  dass 
die  Unterthanen  »ins  gemein  verarmbt«  und  weitere  Steuern  schwer- 
lich geben  können,  »so  sie  den  furrat  und  bougelt  noch  nit  bezalt 
oder  bezalen  können«.  Sollen  darum  bitten,  dass  »die  arme  leut 
zom  wenigsten  noch  etliche  jair  mit  ferneren  steuren  unbeswiert 
verbliven  mögen«.  Wenn  das  aber  nicht  sein  kann,  sollen  sie  dem, 
was  durch  gemeine  Reichsstände  beschlossen  wird,   nicht  zuwider 


*)  S.  S.  555  Anm.  2. 
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sein.  Wa  auch  in  craft  des  jüngsten  reichsabscheits  zu  Augspurg 
der  gemein  pfennig  oder  casten  uf  itzigem  reichstag  wulten  ge- 
fordert werden,  sollen  unsere  gesandten  anzeigen,  sovern  soliche 
casten  gemeinlich  vermog  des  reichsabscheids  ufgericht  und  uber- 
antwort,  sol  es  unsers  teils  mit  uberlieverong  bestimpter  casten 
auch  kein  mangel  haben,  sonder  wir  werden  uns  darinnen  gehor- 
samlich erzeigen  und  verneinen  lassen.  4.  Als  auch  unsere  stette 
Duiren,  Soist,  Wesel  und  Duisberg  uf  den  itzigen  reichstag  mit  er- 
fordert sein  mögen,  sollen  unsere  gesandten  dieselbige  als  die  uns 
zum  teil  eigentumblich  und  zum  teil  pfandsweis  zustendig,  wie  von 
alters,  nach  notturft  vertretten  und  verantworten;  dergleichen  auch 
die  graven  Moers,  Blankenheim  und  Gerartstein,  wie  unsere  rete 
den  bericht  van  denselbigen  wissen.  —  Gegeben  zu  Cleve  under 
unserem  herufgedruckten  secrietsiegel  am  IB.  dage  junii  ao.  50«.  — 
Ger[ardus]  Jul[iacensis]. 

RV.,  Nr.  17a,  Orig.1) 

204.  Verhandlung  mit  dem  jülicher  Ausschuss.  [Jülich] 
1550  Oktober  27  und  28. 

Herzog:  i.  Dauer  der  im  J.  1538  bewilligten  Dienste  und  Accise. 
2.  Die  verlangten  ,  Ordnungen'.  3.  Das  Appellationsprivileg  am  Kammer- 
gericht  publiciert.  4.  Neuerungen  des  Kurfürsten  von  Köln  in  der  geist- 
lichen Jurisdiktion.  Seine  Steuerforderung  von  allen  Geistlichen  in  des 
Herzogs  Landen.  5.  Die  Zusammenlegung  etlicher  Gerichtsbezirke  not- 
wendig. 6.  Stände  möchten  angeben,  wie  dem  Hz.  die  Auslagen  für  die 
Reichssteuern  auf  die  leichteste  Art  wiedererstattet  werden  könnten. 
7.  Personen,  die  vorher  Befreiung  erlangt,  beschweren  sich  über  Heran- 
ziehung zu  den  Diensten.  Ausschuss  verhandelt  mit  den  Räten  ^Ord- 
nungen' und  Korrespondenz  mit  Kurköln  verlesen).  Okt.  28:  Antwort 
des  Ausschusses:  1.  ad  1.  2.  ad  2.  3.  ad  6.  4.  Die  früher  von 
der  Landschaft  wegen  übergebenen  Artikel  zu  erledigen.  5.  Appellationen 
an  den  Hz.  oder  die  Räte,  wobei  die  Hauptsumme  unter  400  G.  wert, 
möchten  angenommen  werden.  6.  ad  4.  7.  ad  7.  Herzog:  1.  Wird 
über  den  Anfang  des  Dienstes  und  der  Accisezahlung  Erkundigungen 
einziehen.  2.  Die  ,0rdnungen'.  Die  Artikel  der  Stände  (Reformation  der 
Gerichter).  Die  Appellationen  (s.  Punkt  5  der  Stände).  3.  Die  Aus- 
setzung der  Reichssteuer.     4.   Geistliche  Jurisdiktion.     6.  ad  7.     Aus- 

')  Ebenda  (Kop.)  die  Vollmacht,  vom  gleichen  Datum  (Hz.  könne 
selbst  nicht  auf  dem  Reichstag  erscheinen).  Am  Rande  der  Vollmacht 
ist  bemerkt:  exhibit.  Augustae  Vindelicorum  cancellario  Moguntinensi 
9.  julii   1550. 
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schuss:  Hz.  möchte  die  übrigen  Artikel  auch  ins  Werk  stellen.  Herzog: 
Will  es  nach  und  nach  thun.  —  Die  Artikel  von  der  Reformation  (der 
Landrechte)  vorgelesen.  Bericht  über  den  Kohlenberg  zu  Eschweiler 
und  über  das  weite  Geleit  und  das  ,verassen'. 

1550  Okt.  27  hat  der  Herzog  »den  verordenten  van  der  lant- 
schaft  und  geschickten  der  heuftstede«  von  Jülich  folgendes  vortragen 
lassen:1)  1.  Betreffs  der  1538  bewilligten  Dienste  und  Accise2)  liegt 
»allerlei  unverstant«  vor,  indem  einige  sagen,  die  Zeit  sei  um, 
andere,  sie  werde  bald  um  sein.  Der  Hz.  hat  nun  die  Pflichtigen 
Personen  Vorbescheiden  lassen,  um  sich  mit  ihnen  zu  vergleichen, 
wann  jeder  die  Dienste  zu  leisten  und  die  Accise  zu  zahlen  an- 
gefangen und  bis  wie  lange  er  noch  dazu  verpflichtet  ist.  Darüber 
hinaus  will  er  niemand  beschweren.  2.  Die  verlangten  Ordnungen8) 
haben  vieler  Geschäfte  halber  bisher  nicht  »ins  werk  gestalt«  werden 
können;  doch  hat  der  Hz.  »deren  etliche  begriffen  lassen,  wie  sie 
hoeren  sulten«.  3.  Das  Privilegium4)  ist  am  Kammergericht  publi- 
ciert;  der  Hz.  hat  »nit  underlassen,  uf  wege  und  mittel  bedacht 
zu  sein,  wie  die  underdanen  dessfals  nit  beswiert  oder  verfurdelt 
werden  mochten«.  4.  Wird  der  geistlichen  Jurisdiktion  halber6) 
vom  Kurfürsten  von  Köln  »hart  angesprengt«.  Derselbe  hat  auch 
den  Landdechanten  Mandate  zugehen  lassen,  »darinnen  vil  neue- 
rongen  begriffen,  als  das  dieseibige  sich  der  geistlicher  Jurisdiction 
und  gerichtzzwank  nit  undernemen,  sonder  alle  sachen  zu  Collen 
in  den  sail6)  wisen  solten«.  Auch  verlangt  er  jetzt  aufs  neue  von 
allen  Geistlichen  in  des  Herzogs  Landen   eine   Steuer.     Dieses  ist 

')  Von  anderer  Hand  die  Überschrift:   »handelung  zu  Gulich«. 

2)  Vgl.  zu  den  obigen  (S.  254  ff.  u.  294)  Nachrichten  über  diese  Accise 
folgende  anonyme  Aufzeichnung,  die  sich  unter  Akten  des  Jahres  1545 
findet  (K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  108,  Orig.):  »Nota,  dfen  steden  Munster- 
eifel  und  Euskirchen  anzusagen,  das  si  die  accis  erlegen;  und  so  si  sich 
uf  Gulch  und  Duiren  ziehen  wurden,  inen  daruf  zu  sagen,  das  dieseibige 
stede  mehe  zur  accisen  geven  dan  inen  uferlagt«.  Vgl.  ldstd.  Vf.  111, 
2,  S.  264  f.  (Nr.  49).     S.  ferner  oben  S.  332  §.  6  und  S.  334  f. 

8)  S.  Nr.  198  §.  2,  6,  8. 

4)  Vgl.  oben  S.  574  Anm.  1  und  Nr.  198  §.   1. 

6)  Ober  die  Anfänge  dieses  Streites  vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  60  ff. ; 
Lossen,  Masius  S.  77,  82—84,  87  f.,  91,  94,  100,  119  ff.;  Wolters, 
Heresbach  S.  119  f.;  Hartzheim,  concil.  Germ.  6,  S.  546  ff.  S.  auch  oben 
S.  578  Anm.  3.  Eine  planmässige  Darstellung  der  Verhältnisse  der  geistlichen 
Jurisdiction  in  unseren  Territorien  wird  demnächst  Otto  R.  Redlich  bringen. 

6)  Vgl.  Walter,  das  alte  Erzstift  Köln  S.  142  Anm.  2. 
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gegen  das  Herkommen  und  die  Reichsabschiede,  nach  denen  jeder 
der  Obrigkeit,  unter  der  er  sitzt,  steuern  soll,1)  wie  denn  auch  der 
Hz.  in  den  Reichssteuern  die  Geistlichen  mit  besteuert;  sie  sind 
dem  Erzbischof  nur  zum  Pallium  zu  steuern  verpflichtet.  Obwohl 
der  Hz.  mit  dem  Kurfürsten  nicht  gern  Unwillen  haben  will,  wünscht 
er  andererseits  doch  auch  seine  Unterthanen  bei  ihrem  Herkommen 
zu  erhalten.8)  5.  »Nachdem  auch  bedacht,  das  in  etlichen  ampteren 
der  gerichter  zo  vil  und  das  zu  verschonung  der  underdanen  etliche 
mochten  bi  ein  gezogen  werden,8)  so  wulte  s.  f.  g:  solichs  ouch 
gern  in  besserong  stellen.«  6.  Der  Hz.  hat  »den  furrat,  bougelt4) 
und  underhaldong  des  camergerichts  in  den  verschienen  terminen« 
vorgestreckt,  »damit  man  des  fiscals  verclagong  .  .  .  enthaben  bliven 
mochte«.  Bittet  um  Angabe,  wie  ihm  die  Auslagen  »mit  der  ge- 
ringster beswernis«  wieder  erstattet  werden  könnten.  7.  Bittet  um 
Rat,  wie  es  mit  den  Geistlichen  und  anderen  Personen  zu  halten, 
welche  sich  beklagen,  »das  sie  oder  ire  halfluide  unangesehen 
voriger  erlangter  verfriong5)  zu  dienen  angehalten  wurden«.6)  Hierauf 

l)  Vgl.  oben  S.  510  Anm.  4  (Nr.  152)  und  S.  552  Anm.  1. 

*)  Vgl.  unten  S.  645  Anm.  (hzgl.  Erlass  v.  1551  Juni  18,  cedula). 

8)  Vgl.  Ztschr.  20,  S.  119  (§.  1);  Jahrb.  des  Düsseid.  GV.  7, 
S.  201  ff. 

4)  Vgl.  Nr.  199  f. 

B)  Befreiungen  von  der  Dienstpflicht  waren  zu  allen  Zeiten  vor- 
gekommen, bei  den  mislichen  finanziellen  Verhältnissen  der  letzten  Jahre 
aber  besonders  viele.  S.  oben  S.  153  f. ;  Jahrb.  d.  Dssdf.  GV.s  7,  S.  4. 
Vgl.  ferner  folgende  Aufzeichnung :  ,1546  Februar  28  ist  mit  den  »erven 
und  inhaveren«  des  Hofs  Etgendorf  vertragen  worden,  dass  statt  des 
Dienstwagens  mit  vier  Pferden,  den  der  Hof  halten  muss,  die  Erben 
während  der  nächsten  6  Jahre  jährlich  200  Tlr.  oder  die  Werte  dafür, 
an  jedem  Quatember  50,  an  den  Wehrmeister  oder  an  wen  der  Hz. 
sonst  die  Zahlung  bestimmt,  zahlen.  »Doch  mach  einer  dem  anderen, 
dem  es  nit  gefellich,  nach  umbgank  der  sess  jar  disen  verdrach  uf- 
kundigen,  und  wan  die  ufkundigong  ein  half  jar  zuvoren  beschehen  ist, 
sal  der  dinstwagen,  wie  obgerort,  weder  gehalden  und  die  erven  des 
geltgevens  entledigt  sin.  In  zit  diser  friong«  sollen  der  Hz.  oder  seine 
Amtleute  die  Erben  mit  keinen  Diensten  beschweren.  Wenn  die  Erben 
in  dieser  Zeit  »van  dem  halven  hof  abstain  wurden,  sullen  si  ouch  nit 
widers,  dan  so  vil  ire  andeil  betrift,  zu  geven  schuldich  sin;  und  die 
den  halven  hof  alsdan  bekomen,  das  die  dienen  oder  sich  mit  hochger. 
m.  g.  h.  verdragen«.  Das  Jahr  ist  angegangen  und  soll  hinfort  angehen 
zu  U.  L.  Fr.  Tag  purificationis.  —  »Us  der  canzli.«'  —  Der  Redaktor 
des  betr.  Fascikels  bemerkt:   ,»hiebei  seint  gewesen«:    der  Hz.,  Kanzler 
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verlangen  Verordnete  und  Städteboten  »ire  bedenken«,  fordern 
»alsbald«  die  jülicher  Räte  zu  sich  und  beraten  sich  mit  ihnen. 
Nachmittags  werden  ihnen  in  Abwesenheit  des  Herzogs,  der  auf  die 
Jagd  geritten,  »die  bruchtenordnong,  Ordnung  an  den  manhuseren 
und  ordnong  der  gerichtschriver, l)   das  Schreiben  des   Erzbischofs 

d.  d.  Köln  1550  commemorat.  Pauli  [Juni  30],  die  Antwort  des 
Herzogs  d.  d.  Sept.  21  und  die  Entgegnung  hierauf  d.  d.  Okt.  10 
»mit  allerlei  muntlicher  beschehener  nebenberichtung«  vorgelesen.') 

Am  andern  Tage  [Okt.  28]  geben  Verordnete  und  Städte- 
boten dem  Hz.  durch  Propst  Vlatten  folgende  Antwort:  1.  Die- 
jenigen, welche   12  Jahre  lang  die  Accise  gezahlt  und  die  Dienste 

Gogref,  Hofmeister  Hoe3teden,  Marschall  Schoeler,  Dr.  Olischleger,  Kammer- 
meister Plettenberg,  Marschall  Reck.  »Dem  keiner  Hamboch  zu  schriven, 
kundschaft  zu  nemen,  das  die  4  perde  zu  dem  dienstwagen  plegen  ge- 
braucht werden  [!]  zu  Etgendorf,  dergleichen  van  Isackrode«'.  Ms.  A.  253, 
fol.  18  u.  19,  Or.  Betreffs  des  Hofes  zu  Isackrode  war  am  23.  Januar 
1546  (ebenda,  fol.  20,  Orig.)  mit  dem  Bursenierer  zum  Altenberg  und 
dem  Halfmann  Ulrich  zu  Isackrode  ebenfalls  vertragen  worden,  das  statt 
des  Dienstwagens  mit  vier  Pferden,  den  der  Hof  zu  halten  schuldig,  der 
Halfmann  die  nächsten  sechs  Jahre  je  200  Tlr.  (an  jedem  Quatember  50) 
an  den  Wehrmeister  oder  wohin  der  Hz.  es  sonst  bestimmt,  zahlen  sollte. 
6)  Vgl.  Prior  und  Konvent  zu  Buttenbroich  an  Hz.  Wilhelm:  ,Trotz 
ihrer  Supplik  [v.  1544  Juli  8]   ist  ihr  Halbmann   zu  Nidderemb  »durch 

e.  f.  g.  amptman  und  voigten  zu  Berchem  umb  ungewonlichen  dienst 
und  püicht  ernstlich  gedrongen  und  angehalten«.  Sie  bitten  nun  noch- 
mals, der  Hz.  wolle  ihre  »guettere  und  halbleute  unge wonlicher  weise 
nit  beladen«.'  —  0.  D.  —  i.  v.:  praes.  1550  Juli  31.  »Heruf  ist  am 
2.  augusti  geantwort:  m.  g.  h.  wulte  die  bit  in  bedenken  nemen  und 
mit  den  verordenten  van  der  landschaft  sich  |diserhalb  be- 
sprechen«.    Ms.  A.  253,  f.  60,  Or. 

0  Vgl.  J.-B.,  Gesetzgebung  und  Landesverwaltung  Nr.  14:  »Ordnung 
und  bevelch,  wes  sich  die  gerichtsschreiber  in  beiden  furstentumben  Gulich 
und  Berg,  auch  der  grafschaft  Ravensberg  in  bedienung  irer  ambter  zu 
halten,  sambt  allerhant  formulen,  so  bei  dem  gerichtlichen  process  und 
sunst  zu  haben  und  zu  wissen  von  noeten«.  Entspricht  in  der  Ausg. 
der  Rechtsordnung  v.  1696  S.  141  ff.  (mit  kleinen  Abweichungen).  Am 
Rande  Gorrecturen  von  der  Hand  des  Gerhard  von  Jülich.  Es  scheint 
das  Koncept  für  das  Druckmanuskript  oder  das  Druckmanuskript  selbst 
zu  sein.  Über  die  Brüchtenordnung  s.  S.  612  Anm.  1,  die  Ordnung  an 
den  Mannhäusern  S.  612  Anm.  4.  Vgl.  Maurenbrecher,  rheinpreuss. 
Landrechte  I,  S.  107  ff. 

*)  Hier  liegen  diese  Schreiben  nicht  vor.  Vgl.  übrigens  Lac.  Arch.  5, 
S.  60  und  182  f. 
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geleistet,  sind  nicht  weiter  zu  beschweren;  die  andern  bis  zu  Ab- 
lauf der  Zeit  dazu  anzuhalten.  Es  solle  in  der  Kanzlei  und  bei  den 
Amtleuten  nnd  Befehlshabern  Erkundigung  eingezogen  werden,  wann 
die  Zeit  an  jedem  Ort  um  ist.  2.  Finden,  dass  die  vorgelesenen 
Ordnungen  »der  notturft  nach  verfast«.  Der  Hz.  möchte  »alsoliche 
ordnongen  ins  werk  stellen  und  insonderheit  die  ordnong  der  man- 
huser  an  den  orteren,  da  des  zu  doin,  eroffenen;  so  wurde  ein  ider 
seine  notturft,  altherkomen  und  gebruich  (sofern  inniche  Verände- 
rung in  bem.  ordnong  furzunemen)  wol  wissen  anzuzeigen.  3. 
Sovil  die  angezogene  reichssteuren  betritt,  wisten  sie  sich  der  voriger 
handlong  und  bewilligong  zo  erinneren.«  Da  aber  Ecker  und  Hafer 
in  diesem  Jahre  »nit  geraden,  auch  der  wein  nit  am  besten,  zudem 
die  underdanen  in  den  ampteren,  die  sich  selbst  frien,1)  fast  seir 
beswiert  und  übel  bei  geld,«  so  möchte  der  Hz.,  zumal  sie  »alzeit 
die  ersten  und  willigsten«  sind,*)  »noch  bis  über  ein  jair  gnedige 
stollung  geben«  und  den  Anteil  der  andern  Lande  zuerst  einfordern. 
4.  Bitten,  dass  die  von  ihnen  früher  von  der  Landschaft  wegen 
übergebenen  Artikel8)  »ins  werk  gestalt,«  namentlich  aber,  »dweil 
das  Privilegium  erhalten,  an  den  gerichteren  gude  Ordnung  furge- 
nomen«  werde,  »damit  niemant  dessfals  ungeburlich  beswert  .  .  . 
werde.  B.  Dweil  auch  etliche  appellationes,  da  die  heuptsomme 
under  vierhundert  gülden  wert,  an  m.  g.  h.  oder  die  rede  beschehen, 
bitten  sie,  das  die  auch  mögen  angenomen  werden.«  6.  Die  Ant- 
wort des  Herzogs  an  den  Erzbischof  über  die  geistliche  Jurisdiktion 
und  Visitation  wissen  sie  »nit  zu  verbesseren«.  Bitten  auch  den 
Hz.,  er  möchte  die  Unterthanen  damit  nicht  »ungeburlich  oder  wider 
altherkomen«  beschweren  lassen  und  deshalb  den  Landdechanten 
verbieten,  »dieselbige4)  dermassen  ins  wrerk  zu  stellen.  Wa  aber 
darüber  ichtwes  damit  wulte  furgenomen  werden,«  so  möchte  der 
Hz.  sich  mit  seinen  sämtlichen  Landen  beraten,  wie  er  sich  »darinnen 
am  besten  zu  halden.«6)    Von  der  Steuer  der  Geistlichkeit  an  den 

l)  S.  oben  S.  582  Anm.  3. 

*)  S.  Nr.  175  (S.  567  Anm.  2). 

8)  S.  Nr.  198.  Es  wird  hier  besonders  auf  §.  1  von  Nr.  198  hin- 
gewiesen. 

4)  D.  h.  die  Jurisdiktion  und  Visitation. 

B)  Zu  derselben  Zeit,  wo  der  Hz.  die  geistliche  Jurisdiktion  in  ge- 
wisse Schranken  wies,  suchte  er  sich  auch  das  Recht  der  Pfrundenver- 
leihung  in  den  päpstlichen  Monaten  zu  sichern.   Vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  t92  f. 
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Erzbischof  ist  »inen  die  gelegenheit  nit  kundich,«  zweifeln  aber 
nicht,  der  Hz.  werde  sich  auch  darin  der  Gebühr  gemäss  zu  ver- 
halten wissen.  7.  »Betreffen  die  verfriete  diensthoef,«  sollten  »die- 
jenige, so  hiebevor  verschreven,  den  landen  zu  gnaden  wederumb 
mögen  geloist  werden.  Welchen  aber  der  dienst  über  100  oder 
150  jaren  us  gnaden  quit  gescholden  und  nachgelassen,  darinnen 
wisten  sie  m.  g.  h.  gein  maess  zu  stellen,  sonder  erachten,  das 
s.  f.  g.  brief  und  Siegel  zu  halden.«  Herzog:  1.  Wird  den  Befehls- 
habern schreiben, l)  dass   sie    »bei  den  gerichteren,   boden  und  el- 

Diese  Befugnis  hat  er  nach  einem  Schreiben  der  hzgl.  Räte  an  Masius 
von  1549  Januar  4  (Lossen,  Masius  S.  34)  auch  »uf  bit  und  ersuechen 
irer  f.  g.  lantschaften  und  us  beweglichen  Ursachen«  in  Anspruch  ge- 
nommen. Unsere  Landtagsakten  melden  jedoch  bis  zu  diesem  Zeitpunkt 
(über  spätere  Verhandlungen  s.  Nr.  205,  S.  637  Anm.  2)  davon  nichts. 
Oder  ist  die  Anregung  von  den  Ständen  von  Cleve-Mark  ausgegangen? 
Übrigens  würde  eine  solche  schon  in  eine  frühe  Zeit  fallen.  Vielleicht 
schiebt  die  Regierung  die  Stände  nur  vor  (dem  Papste  gegenüber). 

0  Dies  geschah  auch.  Vgl.  hzgl.  Erlass  an  etliche  Amtleute  und 
Befehlshaber  in  Jülich:  ,Nachdem  im  J.  1538  durch  Ritterschaft  und 
Städte  von  Jülich  bewilligt  worden,  »das  zu  den  beuen,  so  domals  für- 
handen,  die  frien  12  jar  lank  dienen  solten,  .  .  .  und  aber  soliche 
diensten  nach  der  beschehener  verwilligung  an  etlichen  orten  so  bald 
nit  angefangen,  auch  mitlerweil  bei  etlichen  damit  stilgestanden«  .  .  ., 
so  soll  Adressat  sich  bei  den  Schöffen,  Boten  und  Ältesten  erkundigen, 
wann  die  Freien  in  seinem  Amt  und  in  jedem  Gericht  seit  jener  Be- 
willigung zu  dienen  angefangen  »und  wahin  soliche  diensten  von  einem 
idern  geleist  worden,  auch  welche  mitlerzeit  nit  gedient,  und  wie  lange 
die  damit  stilgestanden«,  und  darüber  der  Kanzlei  Bericht  einsenden, 
»damit  diejenigen,  so  die  12  jar  nit  ganz  usgedient,  soliche  diensten 
vort  doin  und  die  andere  über  die  geburliche  zeit  nit  besweert  werden. 
—  Gegeven  zu  Dusseldorf  am  19.  dage  novembris  ao.  50«'.  Adressaten: 
Amtm.  Vogt  Jülich,  Amtm.  Vogt  Heinsberg,  Amtm.  Vogt  Randerath, 
Amtm.  Vogt  Geilenkirchen,  Amtm.  Vogt  Wilhelmstein,  Schul th.  Eus- 
kirchen, Schulth.  Linnich,  Amtm.  Schulth.  Düren,  Wehrmeister,  Burggraf 
Heimbach.  Ms.  A.  253,  fol.  281,  Kpt.  —  Von  den  eingegangenen  Ant- 
worten seien  folgende  erwähnt:  Bericht  des  Amtmanns  von  Geilenkirchen: 
,Antwort  auf  den  hzg.  Erlass  von  1550  Nov.  19.  Er  hat  »bi  den  gericht 
zu  Gelenkirchen,  teneren  [!  Dienern]  und  boden  «folgendes  erfahren:  In  den 
J.  38 — 42  »haben  si  zu  deme  boue  der  stat  Heinsburg  gedain  und  mit 
gelde  bezalt  und  uisgericht  wie  sich  gepurt«.  Im  J.  43  hat  der  Dienst 
wegen  des  Kriegs  still  gestanden.  44  u.  45  »was  der  gemein  huisman 
und  halfwin  binnen  den  ampt  nit  mit  pert  und  wagen  gestalt;  so  haben 
dieselbigen,  so  gestalt  waren,  zu  u.  f.  g.  cornemolen  vur  Gelenkirchen 
zum  boue  gedint«.     46   hat  der  Dienst  still  gestanden,   weil   die  Unter- 
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tisten  mit  fleiss  erkundigen,«  wann  jeder  zu  dienen  und  die  Accise 
zu  zahlen  angefangen;  auch  in  der  Kanzlei  »nach  solichem  bericht« 
suchen  lassen.  2.  Die  Ordnungen  sind  »dem  rechten,  auch  dem 
alten  gebruich  gemeess  gestalt.    Idoch  wa  imant  mit  reden  ichtwes 


thanen  den  »ovenstein«,  den  das  Kloster  Heinsberg  »zu  u.  f.  g.  boue 
Heinsburg«  bewilligt  hatte,  »boeven  gebuir  irre  dinsten  zu  boue  H.  ge- 
foirt  haben ;  des  solt  men  inne  dairumb  ein  jaer  den  dinst  erlaissen  etc. ; 
idoch  willen  sulchs  uf  u.  f.  g.  genediges  gefallen  bliben  laissen.  47 
sint  die  underdanen  zu  u.  f.  g.  boue  der  stat  Gulich  verordent  und 
haben  ir  dinsten  zum  deil  mit  gelde  und  zum  deil  mit  den  dinsten  vol- 
dain  und  uisgericht.  48 — 50  haben  die  underdanen  mit  perde  und 
schuppen  bedint  und  uisgericht  sonder  innich  hinderstant  und  haben  noch 
etliche  boven  die  12  jaer  wider  zum  boue  Gulich  gedint  etc.  mit  den 
schuppen«'.  —  0.  D.  —  praes. :  Dusseldorf  12.  decembris  ao.  60.  A.  a. 
0.,  fol.  284,  Orig.  Bericht  des  Wehrmeisters:  ,Am  2.  Dez.  1550  hat 
er  die  Wildbänke  verhört  und  als  Antwort  erhalten:  »In  zeit  Dederichs 
selich  van  Kruitzaue  haiffen  si  gelt  vuir  den  dienst  verricht  soe  lange 
bis  ain  die  veet;  dan  si  wissen  niet,  wat  joirs  si  dat  eirste  gelt  verricht 
hant  aeder  wie  vil  joiren,  und  laissen  dat  bi  Dederichs  selicher  rechen- 
schaf«.  43 — 45  haben  sie  »gein  dinsten  noch  gelt  gedain  noch  ver- 
richt. Ao  46  und  47  in  miner  zeit  haiffen  si  eiderein  sin  veir  daige 
uf  dem  hamer  gedeint  mit  allerlei  arbeit,  als  mine  rechenschaffen  dat 
uisvoeren  suilen.  Ao.  48  haiffen  si  den  meisten  deil  uif  daich  gedient. 
Ao.  49  und  50  haiffen  si  ire  dinsten  uf  dem  hamer  gedain  als  vurs.  .  .  . 
Ao.  46  und  47  sint  diese  dinsten  gedain  uf  mins  g.  1.  h.  hamer  mit 
steinbrechen  bizuvoiren,  kalch  zu  hoelen,  zu  beschlain,  stein  bizudragen, 
graven  zu  vegen,  kollen  inzudragen,  stein  zu  weschen,  zu  boichenzuin 
und  wer  untgegen  dat  wasser  und  suinst  dis  ander  naevolgende  joiren 
mit  anderen  gebuis  und  diser  vuirgeruirten  artickelen  bisainher  gedient, 
als  minne  rechenschaften  des  gebuis  alles  uisvoeren  suilen.  Suinst  ver- 
sien  ich  mich,  wan  si  schoin  gelt  gegeffen  hetten  van  ao.  38  bis  43, 
weren  si  noch  dri  diensten  zu  kuirz«'.  —  0.  D.  —  praes.:  Dusseldorf 
8.  decembris  ao.  50.  A.  a.  0.,  fol.  291,  Orig.  Werner  von  Palant  zu 
Bredenbent,  über  die  Dienste  in  Wilhelmstein  u.  Boslar:  ,Die  Dienste 
sind  »zur  zeit  anfenklich  in  dem  monat  junii  aen  inniche  in-  oder  Wider- 
rede durch  die  frien  angefangen  und  van  beiden  ampteren  Wilhemstein 
und  Boisseler  zu  dem  bue  zo  Guiiich,  wie  verordent,  gedain  und  geleist, 
also  das  midelerzeit  von  den  verordenten  boumeisteren  und  zudriberen 
der  vurhabender  bue  gein  bekronung  vernomen,  sonder  alles  guitwillig 
in  deinst  befanden«  ...  [s.  Idstd.  Vf.  III,  2,  S.  118,  Anm.  6J.  Aus 
beigelegter  Kopie  [s.  oben  S.  263  Anm.  4  (Schreiben  v.  1540)]  ist  zu 
ersehen,  dass  noch  mehr  Dienste,  als  bewilligt,  geschehen.  »So  auch 
innicher  stilstant  der  deinsten  halber  inwendig  den  12  bewilligten  jairen 
geweist,  das  moist  durch  unversehen  uberfal  der  vergangener  veden 
halben  zukomen  sein  und  nit  durch  ungehoirsamheit,  und   sollicher  ver- 
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dargegen  furzuwenden  wiste,  wulte  s.  f.  g.  gnediglich  anhören.« 
Mit  der  »reformation  der  gerichter«  ist  man  »in  arbeit  gewest. 
Und  dweil  das  werk  weitleuftig  und  die  beschrieben  rechten1)  mit- 
sampt  der  lande  gebruich  und  gewonheiten  darinnen  anzumirken, 
wa  es  dan  nit  allenthalben  sobalde  konte  ins  werk  gestalt  werden, 
bedechte  s.  f.  g.,  das  das  noedigste  für  das  erst  furzunemen.«  Die 
übrigen  Artikel*)  will  der  Hz.  »gleichsfals  furnemen  und  mit  der 
zeit  derwegen  auch  fursehung  tun.  Derglichen  mit  den  appellationsa- 
sachen,  darvan  die  heuptsomma  sich  under  die  400  g.  rein,  erdregt.« 
3.  Trägt  »des  langen  verlechs  gein  geringe  beswerong,«  furchtet 
auch,  dass,  falls  auf  dem  jetzigen  Reichstage  abermals  eiiie  Steuer 
bewilligt  würde,  sie  den  Unterthanen  noch  beschwerlicher  fallen 
werde.  Doch  will  er  erlauben,  dass  die  Aussetzung  der  Steuer 
Bartholomäi  1551,  die  Erhebung  Remigii  darauf  geschehe.  4.  Be- 
treffs der  Jurisdiktion  will  der  Hz.  »dem  bedenken  nachkomen  und 
den  lantdechen  bevelhen,«  dass  sie  es  mit  der  Jurisdiktion  halten, 
»wie  es  bi  hz.  Wilhelmen  und  der  anderen  s.  f.  g.  furelteren  sei. 
zeiten  damit  gehalten  worden  ist  und  das  sie  dargegen  kein  man- 
daten  exequiren.  Im  fal  aber  darüber  mit  den  beswerlichen  ver- 
neuerongen  wulte  vortgefaren  werden,  wulte  s.  f.  g.  mit  der  ge- 
meiner lan tschaft  sich  besprechen,  wie  s.  f.  g.  sich  hierinnen  am 
besten  zu  halten.«  5.  Will,  wie  sein  Vater  »auch  gnediglich  ge- 
willigt,« die  Diensthöfe,  »so  für  penningen  verschreven,«  einlösen. 
Betreffs  der  anderen  sollten  einige  verordnet  werden,  »die  der  geist- 


siuim  stunt  zu  u.  f.  g.  genedig  wolgefallen  mit  genaitricher  mildicheit  zu 
beherzigen.  —  Datum  Bredenbent  am  9.  januarii  anno  51.«'  A.  a.  0. 
fol.  282,  Orig.  Bericht  des  Vogts  von  Randerath  über  die  Dienste  der 
Freien  im  Amt  R.:  ,Antwort  auf  den  hzg.  Erlass  von  1550  Nov.  19. 
Amtmann  und  Vogt  sind  von  den  Gerichten  und  geschworenen  Boten 
berichtet,  »das  die  fri  guder  im  ampt  R.  ir  diensten  angefangen  haven 
zo  dienen  anno  47  und  dieselbige  diensten  seint  gedain  worden  an  u. 
g.  h.  stat  bau  zo  Guilich«',  praes.:  Dusseldorp  18.  dec.  ao.  50.  A.a.O. 
fol.  289,  Orig.  S.  auch  oben  S.  261  Anm.  1  (Nr.  5)  den  Bericht  über 
Heinsberg.  Über  den  Brand  in  der  Stadt  Jülich  und  den  die  Bauten 
leitenden  Alexander  Pasqualini  vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  230;  Kühl  I,  S.  8  f. 
und  239  ff.;  II,  S.  303  ff.  1549  April  30  der  Grundstein  zur  Burg 
in  Jülich  gelegt  (Lac.  a.  a.  0.  S.  228).  S.  auch  Katterfeld,  Roger 
Ascham,  S.  118  ff. 

J)  Vgl.  Stobbe,  Rechtsquellen  II,  S.  111. 

*)  S.  Punkt  4  in  der  Antwort  des  Ausschusses. 
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liehen  und  anderer,  die  alsoliche  hoeve  inhaven,  schein  und  bescheit 
entfangen  und  verhoeren,  auch  der  huisluide  wroegen  verneinen 
und  wie  sie  zu  den  diensten  wederumb  komen,  und  folgentz  nach 
befinden,  wes  sich  geburt,  darinnen  furzunemen.«  Verordnete 
und  Städteboten  samt  den  jülicher  Räten  danken  für  des  Her- 
zogs Antwort  und  bitten,  »das  die  uberige  artickel  dem  erbieten 
nach  auch  ins  werk  mögen  gestelt  werden,  damit  zu  negster  bi- 
kompst  die  lantschaft  deste  besser  zufridden,  auch  deste  williger 
sein  mog«.  Herzog:  hat  früher  erklärt,  dass  er  die  übrigen  Ar- 
tikel den  einen  nach  dem  anderen  vornehmen  wolle.  Will  auch 
mit  den  Verordneten  und  Städteboten  »noch  ferner  sprechen  lassen. 

Folgentz  seint  den  verordenten  van  der  lantschaft  allein1)  die 
angezeichente  artickel  van  der  reformation8)  furgelesen  und  durch 
den  canzler  notturftige  nebenberichtung  montlich  darbei  geschehen. 
Welche  artickel  die  verordenten  sich  allenthalben  wol  gefallen 
lassen  und  für  gut  angesehen,  die  dermassen  ins  werk  zu  stellen.« 
Darauf  wird  den  Verordneten  und  Städteboten  zusammen  über  den 
Kohlenberg  zu  Eschweiler  referiert,  »und  wes  s.  f.  g.  hiebevor  dess- 
fals  verordent,  auch  wes  berichts  der  aeden  halber  der  vagt  Esch- 
wilre  itzt  hieher  geschreben.  Welchs  die  verordenten  und  ge- 
schickten sich  also  gefallen  lassen.«  Ferner  wird  referiert,  dass 
der  Hz.  mit  Kurf.  Köln  »des  widen  geleits  und  verassens8)  halber 
der  wagen  zu  Collen  sprechen  lassen,  und  das  s.  curf.  g.  wol  et- 
liche beswerung  gehat  und  besorgt,  wa  solichs  furgenomen,  das  die 
foirluide  andere  straissen  suechen  wurden,  welchs  i.  cur-  und  f.  g. 
an  iren  zollen  geinen  geringen  abbrach  brengen  sulte.  Zudem  ver- 
stünde man  auch,  das  vil  undertanen  des  widen  geleits  gebruichten, 
also  das  man  nit  wol  wiste,  wie  dem  verderben  und  verwuesten 
der  wege  und  straessen  wol  furzukomen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  17,  Kop. 


*)  Nach  dem  Zusammenhange  bedeutet  dies:  nur  den  Verordneten 
von   der  Ritterschaft.     Warum   werden   die  Städteboten  ausgeschlossen? 

*)  Einige  Stücke  der  späteren  Rechtsordnung  waren  also  zu  dieser 
Zeit  bereits  ausgearbeitet. 

®)  Herr  Geh.  Rat  Harless  vermutet,  dass  »verassen«  (von  asse: 
Achse)  die  Erhebung  einer  Abgabe  vom  Wagen  pro  Achse  bedeute.  Ober 
das  ,weite  Geleit1  vgl.  unten  Nr.  227. 
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205.  Verhandlung  mit  den  Amtleuten,  dem  Ausschuss 
und  den  Städteboten  von  Jülich.    1650  Dezember  29  und  SO. 

Herzog:  Neuerungen  in  der  geistlichen  Jurisdiktion.  Amtleute 
und  Ausschuss:  Hz.  möchte  darüber  den  Rat  der  ganzen  Landschaft 
einholen.  Beschwerden  der  Landdechanten.  Nach  dem  Landtag  an  Kur- 
köln zu  schicken.  Neuerungen  nicht  zuzulassen.  Kriegsversammlung. 
Verbreitung  beunruhigender  Nachrichten.  Sicherheitsmassregeln.  Artikel 
der  Landschaft.  Eingriffe  etlicher  Prälaten,  über  die  Pfründenverleihung, 
Inkorporationen  und  den  Unterhalt  der  Geistlichen  auf  dem  Landtag  zu 
verhandeln.  Dzb.  30:  Herzog:  Wird  die  Stände  von  Jülich  und  Berg 
berufen.  Kriegsversammlung.  Kaiserl.  Befehl  der  Rüstung.  Verordnete: 
Sicherheitsmassregeln.  Artikel  der  Landschaft.  Der  Landtag  nach  Düssel- 
dorf auf  Januar  19  zu  berufen.  Herzog:  Bis  zum  Landtag  über  den 
alten  Brauch  in  der  geistlichen  Jurisdiktion  Erkundigungen  einzuziehen. 
Ritterschaft  soll  sich  rüsten.  Andere  Sicherheitsmassregeln.  Die  Artikel 
der  Landschaft.  Bestellung  auswärtiger  und  Manngelder.  Nachmittags: 
1.  Streit  mit  dem  Abt  von  Cornelimünster.  2.  Inkorporationen.  Der 
Unterhalt  der  Geistlichen  nicht  genügend.  Die  Geistlichen,  welche  von 
dem  Hz.  Pfründen  haben,  werden  nach  Köln  geboten.  Verordnete: 
ad  1.  Hz.  möge  die  Eingriffe  aller  Prälaten  zurückweisen,  ad  2.  Darüber 
auf  dem  Landtag  zu  verhandeln.     Neuerungen  abzustellen. 

Am  29.  Dzbr.  1550  hat  der  Herzog  »den  amtleuten,  aus- 
schuss und  geschickten  der  heuftstede«  von  Jülich  folgendes  vor- 
tragen lassen:1)  Kürzlich  in  Jülich  und  ferner  aus  den  Schreiben 
des  Herzogs  an  die  Amtleute9)  haben  sie  erfahren,  dass  etliche 
Geistliche  wider  das  Herkommen  der  Lande  Neuerungen  in  der 
Jurisdiktion  versucht  haben.  Möchten  angeben,  wie  er  die  Lande 
bei  ihrem  Herkommen  erhalten  könnte,  ohne  mit  den  Nachbarherren 
in  Zerwürfnis  zu  geraten  oder  bei  dem  Kaiser  in  Unglimpf  gebracht 
zu  werden.  Nachdem  er  ferner,  da  »etliche  die  dingen  geschwint 
furgenommen«,  den  Amtleuten  und  Landdechanten  geschrieben, 
keine  Neuerung  zu  gestatten,  sondern  es  wie  von  alters  herkömm- 
lich zu  halten,  so  verlangen  nun  etliche  Amtleute  und  Landdechanten 
Bericht,8)  »wie  die  dingen  nach  altem  herkommen  zuhalten«,  damit 

*)  S.  Nr.  204. 

*)  Oben  S.  633  §.  4  wird  ein  Schreiben  an  die  Landdechanten  in 
Aussicht  genommen.  In  ähnlicher  Weise  wird  den  Amtleuten  geschrieben 
worden  sein.  Über  das  Schreiben  an  die  Landdechanten  s.  Lac.  Arch.  5, 
S.  188  (1550  Dzb.  20).     Vgl.  auch  Scotti,  Jülich-Berg  I,  Nr.  43. 

®)  Auch  die  bergischen  Amtleute  stellten  eine  solche  Anfrage.  Vgl. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  35:  »gebrechen  der  Bergischer  amptleut  und 
bevelchaber,  daruf  si  erclerung  begeren«. 
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sie  nicht  etwa  zu  viel  thun.1)  Amtleute,  Ausschuss  und 
Städteboten:  Der  Hz.  möchte  betreffs  der  geistlichen  Jurisdiktion 
den  Rat  der  ganzen  Landschaft  einholen  und  zu  dem  betr.  Land- 
tage »bei  dem  heuftgericht  oder  sunst«  Erkundigungen  einziehen 
lassen.  »Item2)  mit  den  lantdechen  auch  mass  furzenemen,  so  der 
ein  auslendig,8)  der  ander  sich  des  bevelchs  beschwerten.4)  Der 
lantdechen  pastor  zu  Duiren  were  seiner  personen  halber  auch  zum 
teil  beschwert.  Segen  darneben  für  guet  an,  das  m.  g.  h.  nochmals 
zu  m.  gR^?  h.  von  Collen  zu  schicken,  aber  nach  dem  landtag,  da- 
mit es  nit  geacht,  das  es  von  inen  komme.  Dan  in  summa,  si 
kunten  solliche  verneuerungen  und  beschwerung  nit  leiden.  Belangen 
die  versamblung,6)  wer  ir  bedenken,  das  m.  g.  h.  der  ritterschaft 
Hess  bevelhen,  das  niemant  sich  auswendig  bestellen  lass«,  sondern 
einheimisch  bleibe  und  sich  gerüstet  halte.6)  »Item  dieweil  durch 
frembde  kremer  und  andere  leichtfertige  vil  seltzamer  Zeitungen 
ausgebreit,  das  derhalber  insehens  geschehe  und  die  angenommen 
werden.7)  Das  man  auch  die  schützen8)  riden  lass.  Bitten  noch- 
mals umb  einen  marschalk.     Dergleichen  uf  die  andere  articul  der 


1)  Der  vorstehende  Bericht  über  die  hzgl.  Proposition  ist  unvoll- 
ständig, wie  die  Antwort  auf  die  Proposition  (s.  Anm.  6)  ergiebt. 

2)  Die  Landdechanten  haben  ihre  Beschwerden  wohl  den  Amtleuten 
mitgeteilt,  die  sie  nun  der  Regierung  vorbringen. 

8)  Ein  Verzeichnis  der  Landdechanten  s.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  260 
(Nr.  45). 

4)  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  174  und  177. 

6)  Die  folgenden  Punkte  müssen  in  der  hzgl.  Proposition  auch  be- 
rührt worden  sein  (s.  Anm.  1).  Erklärt  werden  sie  durch  die  Antwort 
des  Herzogs. 

6)  Ober  das  Verbot  der  Annahme  auswärtiger  Dienste  vgl.  oben 
S.  106  und  403  Anm.  1.  1544  Januar  7  (Cl.-Mk.,  Urkk.  Nr.  1879, 
Orig.)  hatte  Kaiser  Karl  erklärt,  dass  der  in  dem  mit  dem  Hz.  ge- 
schlossenen Vertrage  aufgenommene  Artikel,  dass  keiner  von  ihnen  seinen 
Unterthanen  gestatten  solle,  in  fremde  Kriegsdienste  zu  gehen,  sich  nur 
auf  auswärtige  Mächte,  keineswegs  aber  auf  das  Reich  und  die  Reichs- 
fürsten erstrecke.  1545  Februar  17  verbietet  derHz.  den  cleve-märkischen 
Unterthanen,  ausserhalb  des  römischen  Reiches  in  fremde  Kriegsdienste 
zu  treten  (wiederholt  1554,  1558,  1568,  1572  u.  s.  w.).  Scotti,  Ge- 
setze von  Cleve-Mark  I,  Nr.  44.  Vgl.  Sammlung  der  RA.  II,  S.  633  f. 
(ksl.  Mandat  v.  1548  Januar  14). 

7)  Vgl.  Polizeiordnung  (Ausg.  v.  1696),  S.  11  f. 

8)  S.  oben  S.  107  ff.  und  S.  214. 
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lantschaft1)  die  notturft  ins  werk  zu  stellen.  Item  wanehe  der  häuf 
zertrent,  alsdan  die  boven  nit  wider  in  die  lande  kommen  zu  lassen 
und  dess  mit  Collen  und  andern  sich  zu  vergleichen.  Zum  dritten, 
belangen  etlicher  äbt  und  prelaten  ingrif,  ist  das  bedenken,  das  m. 
g.  h.  sich  bei  s.  f.  g.  hocheit  und  gerechtigkeit  gegen  dieselbige 
hanthab  und  den  amptleuten  derhalber  bevelch  tue;  und  wo  icht- 
wes  übersehen,  das  mit  fugen  sovil  möglich  wider  beizubringen. 
Zum  vierten,  belangen  die  gift  der  geistlichen  lehen,2)  incorpora- 
tionis  [!]  und  competentz,8)  das  von  den  und  anderen  articulen,  die 
zu  der  eren  Götz  und  der  lande  wolfart  dienlich,  uf  dem  landtag 
gesprochen  werde.« 

Am  30.  Dzb.  antwortet  der  Herzog:  Will  die  Stände  von 
Jülich  und  Berg  berufen.  Sollten  ihren  Rat  mitteilen,  »wie  die  sach 
bem.  lantschaften  am  besten  furzutragen.  Ferner  ist  vorgetragen, 
was  Zeitungen  der  kriegsversamblung  halber  in  Nidersachsen*)  m. 
g.  h.  zukommen.  Dieweil  dan  die  Kei.  M.  bevolhen  sich  zu  rasten 
und  im  fal  der  notturft  ufzusein«,  so  möchten  die  Verordneten 
raten,  »wie  i.  f.  g.  sich  hierinnen  am  besten  zu  halten;  dan  i.  f.  g. 
wolten  nit  gern  einiche  bagerung  machen  und  hinwiderumb  auch 
sich  ungern  versäumen,  sonder  sich  des  reichs  abscheiden  allent- 
halben gemess  halten«. 

Verordnete:  »Segen  nichts  liebers,  dan  das  m.  g.  f.  und  h. 
mit  Collen  einig  sein  möchte,  doch  i.  f.  g.  hoch-  und  gerechtigkeit 
unbegeben.  Lassen  sich  gefallen,  das  der  landtag  angestelt  werde. 
Die  von  Gulich  und  andere  wellen  auch  hinder  sich  sehen,  wie  es 
von  alters  gehalten«.  Der  Ritterschaft  ist  zu  befehlen,  »das  sich 
niemant  bestellen  lass,  sonder  das  die  vom  adel  sich  wider  in 
rustung  stellen,  damit  man  im  fal  der  not  des  reichs  abscheit  genug 
tun  möge.  Nota,  leichtfertige  kremer  und  andere,  so  die  Zeitungen 
ausbreiten.  Bitten  noch  wie  hiebevor,  die  notturft  uf  der  lant- 
schaft articul  furzunemmen.  Dergleichen  mit  dem  erbmarschalkambt 
im  lant  von  Gulich  fursehung  zu  tun  und  die  schützen  reiden  zu 
lassen.  Wan  auch  der  häufen  zertrent,  alsdan  sich  mit  Collen  zu 
vergleichen,  und  das  man  die  buben  nit  wider  in  die  lande  kommen 


*)  S.  S.  616  f.,  über  das  Marschallamt  S.  612  und  617. 
2)  S.  oben  S.  630  Anm.  5. 
8)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  171  ff. 

4)  Vgl.    Egelhaaf,     Deutsche    Geschichte     im    16.    Jh.  II,    S.    548; 
v.  Druffel  I,  Nr.  533. 
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lasse.  Nota,  auswendige  bestellung  und  mangelt  zu  nemen«.  Der 
Landtag  ist  nach  Düsseldorf  auf  Januar  19  zu  berufen.  »Denen 
von  der  ritterschaft  auch  in  einem  sonderen  brief  mit  zu  schreiben 
irer  rustung  halb  und  sich  inheimisch  zu  verhalten.« 

Herzog:    Bis  zum  Landtag   ist  Erkundigung  einzuziehen,   wie 
es  mit  der  geistlichen  Jurisdiktion  von  alters  gehalten  worden.    »Und 
were  mit  dem  schultes  zu  Gulich  und   Franzen  v.  Meissen  davon 
zu  sprechen,   dergleichen  die  lantdechen  mitlerzeit  zu  bescheiden.« 
Auch  die  Amtleute  und  Ritterschaft  sollen  sich  »bei  den  alten«  er- 
kundigen,  wie  es  von  alters  gehalten.    Der  Landtag  ist  zu  Januar 
19  auszuschreiben.    Der  Ritterschaft  ist  zu  schreiben,  sich  zu  rüsten, 
mit  der  Bemerkung,    »das   es  meinem  g.  h.  von  Kei.  M.  uferlegt«. 
Krämer  und  andere  »buben«,   auch  die,    »so   uf  den  armen  leuten 
ligen«,   sollen   »abgeschaft  werden.     Schützen  sollen  riden  und  ge- 
sterkt  werden.     Mit  den  articulen  der  lantschaft  ist  man  in  arbeit, 
die  zu  fertigen,  manheuser,   reformation  und  process  für  das  erst. 
Uf  den  marschalk  wil  man  zwuschen  dis   und  dem  lantdag  daruf 
verdacht  sein.     Auswendige  bestellung  und  mangelter,   wil  sich  uf 
den  landtegen   ins   gemein  nit  [!]  lassen  inreden,   lest   sich   so   nit 
schreiben.     Uf  den  veheren1)  sei  bestalt  wie  auch  im  lande  Gellern, 
Clef  und  Collen.     Den  schultheissen   und   burgermeistern  der  stede 
und  sunst  amptleuten  und  bevelchabern  zu  schreiben,  diejenige,  so 
in  den  buchhuiseren  leichtfertige  Zeitungen   ausbreiten,   anzuhalten 
und  etliche  tag  wasser  und  brot  essen  zu  lassen«. 

Nachmittags  ist  referirt  1.  über  die  Gebrechen  mit  dem  Abt 
von  Cornelimünster2)  in  den  Ämtern  Schönforst,  Bergheim  und 
Montjoie.  »Hat  sich  der  itziger  abt  in  seiner  ankunft  vernemmen 
lassen,  das  er  sich  aller  gebuer  wolte  erzeigen.  Erstlich  bedacht 
uf  etliche  freunde,  folgentz  in  [!]  drei  Gulichische  underhendler, 
die  etliche  mittel  f urgeschlagen,  die  der  abt  drei  monat  zu  bedenken 
begert.  Wiewol  nun  dem  abten  in  den  mittein  vil  nachgelassen, 
so  hat  doch  der  abt  die  mittel  abgeschriben,  dess  man  sich  nit  ver- 
sehen. Wil  die  notturft  erfordern,  das  s.  f.  g.  sein  gerechtigkeit 
hanthabe  und  vertedinge«.  2.  Der  Hz.  wird  »von  den  undertanen 
und  den  pastorn  ersuecht  der  incorporatio  halber  und  das  kein 
competentz,  also  das  man  keine  geschickte  pastores  bekommen  kan. 

»)  D.  h.  wohl:  Fähren.    Vgl.  oben  S.  113  Anm.  148  und  S.  213  Z.  9. 
*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.   178  Anm.  10  und  S.  266  (Nr.  50). 
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Sitzen  in  ergerlichem  leben  und  seind  ungeschickt.  Ist  m.  g.  h. 
nit  wenig  beschwert.  Neben  dem,  die  die  giften  von  m.  g.  h.  haven, 
werden  geboden  und  gebannen  zu  Collen  in  den  sal.  Erfordert  die 
notturft,  das  m.  g.  h.  die  lande  und  undertanen  bei  der  lantfurstl. 
hochheit  und  sunst  schütz,  hanthab  und  vertedinge.« 

Verordnete:  ad  1.  Der  Hz.  möge  »sich  gegen  aller  abt  und 
prelaten  ingrif  hanthaben«  und  den  Amtleuten  befehlen,  »wes  ver- 
seumbt,  mit  fugen  wider  beizubringen.«  ad  2.  »last  man  sich  ge- 
fallen, das  von  den  und  andern  articuln,  die  zu  der  eren  Gottes 
und  wolfart  der  landen  gedeien,  [man]  uf  dem  landtage  sich  be- 
spreche. .  .  .  Das  aber  uf  dem  landtag  von  den  dingen  mit  guter 
maniren  und  fugen  tractirt  werde.  Item  das  man  befunden,  das 
allerlei  neuerung  furgenommen,  wurt  für  guet  angesehen,  die  zu 
besseren,  damit  man  kein  ursach  hab  zu  clagen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  16,  Kop. 

206.  Landtagsabschied  von  Jülich- Berg.  Düsseldorf 
1651  Januar  21. 

Herzog:  1.  Was  bei  Aufruhr  im  Reiche  zu  thun  sei.  2.  Geistliche 
Jurisdiktion.  3.  Etliche  enthalten  den  Kirchen  ihre  Renten  vor.  4?.  Der 
Send  nicht  überall  gehalten.  Stände:  ad  1.  Schlagen  Sicherheitsmass- 
regeln vor.  ad  2.  Neuerungen  nicht  zu  gestatten.  Zuwiderhandelnde 
zu  bestrafen.  Säcke  an  den  Thoren  aufzuhängen  und  in  den  Kirchen 
zu  warnen.  Der  Erzbischof,  die  Archidiakonen  u.  s.  w.  durch  eine  Ge- 
sandtschaft zu  ersuchen,  die  hzgl.  Unterthanen  nicht  gegen  das  Her- 
kommen zu  beschweren,  ad  3.  Nach  Befinden  jeder  anzuhalten,  ad  4. 
Der  Send  überall  zu  halten  und  zwar  in  Gegenwart  eines  hzgl.  Beamten. 
Sendstrafen  und  staatliche  Strafen  stehen  nebeneinander.  Sendschöffen. 
Keine  Geldschinderei  im  Send.  Die  Unterthanen  wegen  Sendsachen  nicht 
nach  auswärts  zu  laden.  5.  Für  tüchtige  Pastoren  zu  sorgen  und  ihnen 
genügender  Unterhalt  zu  gewähren.  6.  Vertreibung  tüchtiger  Prädikanten 
zu  verhindern.  7.  Die  Landdechanten  sollen  ihre  Jurisdiktion  im  Lande 
ausüben.     Herzog  stimmt  allem  zu. 

Der  Herzog  hat  Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich  und  Berg  zu 
heute1)  hierher  beschieden  und  ihnen  vortragen  lassen:  1.  Möchten 
ihren  Rat  geben,  was  der  Hz.,  falls  sich  eine  Zusammenrottung, 
wie  die  der  herrenlosen  Reiter  und  Knechte  an  der  Elbe,  wieder- 
hole oder  sonst  Aufruhr  im  Reich  entstände,  zu  thun  habe,  um 
sich   als  gehorsamen   Reichsfürsten   zu  erweisen  und   seine  Lande 

')  Vgl.  dagegen  Nr.  205  S.  638. 
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bei  Frieden  zu  erhalten.  2.  Hat  sich  betreffs  der  geistlichen  Juris- 
diktion schriftlich  und  mündlich  erboten,  dem,  was  Kaiser  und 
Reichsstände  beschlossen  und  ihm  auferlegt,  soviel  an  ihm,  nach- 
zukommen, den  Erzbischof,  die  Archidiakonen  und  jeden  bei  seiner 
geistlichen  Jurisdiktion,  »wie  die  bei  den  vorigen  erzbischofen  her- 
bracht und  van  s.  f.  g.  voreitern  zugelassen,«  zu  lassen  »und,  wes 
sunst  zu  der  eren  Götz,  guder  reformation  und  besserung  dienlich, 
hoichstes  vleiss  zu  befordern«.  3.  Der  Hz.  erfährt,  dass  etliche  den 
Kirchen  ihre  Güten  und  Renten  vorenthalten  »oder  sich  derselbigen 
undernemen«.1)  4.  Der  Send  wird  an  etlichen  Orten  gegen  das 
alte  Herkommen  nicht  gehalten,  sondern  es  bleiben  »allerlei  öffent- 
liche laster  zu  groisser  ergernuss  ungestraift«.2) 

Ritterschaft  und  Städte:  ad  1.  Jeder  halte  sich  in  guter 
Rüstung  und  nehme  keine  auswärtigen  Dienste  des  Reiches  Land- 
frieden und  Abschieden  zuwider.  Keiner  solchen  Rotte  werde  durch 
die  hzgl.  Lande  »zulauf  oder  durchzug  gestadet«.  Es  werde  auf 
diejenigen  geachtet,  »so  lichtferdige  oder  argwenige  zidungen  ver- 
breiten oder  sunst  den  undertanen  unverstant  inbüden,  damit  die- 
selbige  angenomen,  wa  soliche  zidungen  oder  unverstant  herkomme, 
erkundigt  und  nach  befinden  geburlich  .  .  .  straifung  geschehe«. 
Ebenso  sind  die,  welche  von  solchen  Rotten  kommen  »oder  sunst 
uf  den  armen  luiden  ligen,«  festzunehmen  und  nach  Gebühr  zu 
strafen.  Mit  »den  frembden  inkomlingen«3)  ist  es  nach  der  er- 
lassenen Ordnung  zu  halten,  ad  2.  Das  Erbieten  des  Herzogs  ist 
genügend.  Darüber  hinaus  solle  er  keine  Neuerung  einreissen  und 
die  Unterthanen  nicht  beschweren  lassen  »widers,  dan  wes  durch 
Kei.  und  ko.  M.,  curfursten,  fursten  und  stende  des  reichs  verdragen 
und  verabscheit  oder  wes  sunst  mit  s.  f.  g.  sonderlichem  vurwissen 
und  bevvilligung  ufgericht  und  s.  f.  g.  lande  und  undertaenen  frei- 
heit,  altherkommen  und  Privilegien  niet  zuwidder  sei.  Wes  auch 
also  wie  itztgemelt  ufgericht  werden  sulte,  das  solichs  in  duitscher 
verstendiger  spraich  verfast  und  s.  f.  g.,  wan  es  ins  werk  zu  stellen, 
die  ire  dairbei  und  mit  ufsicht  hab,  das  es  allenthalben  recht  zu- 
gae  und  dem  wie  obg.  nit  zuwidder  gehandelt  noch  die  undertaenen 


*)  Vgl.  S.  147  Anm.  262;  Scotti,  Cleve-Mark  I,  S.  61  f.  (1532) 
und  S.  82. 

2)  Vgl.  Laspeyres,  Gesch.  der  kathol.  Kirche  Preussens  I,  196. 

8)  Vgl.  Polizeiordnung  (Ausg.  v.  1696)  S.  8  (frembde  inkomlingen); 
Scotti,  Gleve-Mark  I,  S.  88  f.  (1634). 
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ungeburlicher  weis  beswert  werden.  Und  sovil  sunst  die  Jurisdiction 
und  ban  belangt,«  möchte  der  Hz.  »die  niet  anders  oder  widere  ge- 
staden,  dan  s.  f.  g.  anher  und  h.  vader  hz.  Wilhelm,  hz.  Johan 
und  andere  furhern  lobl.  ged.  die  zugelassen  haben«.  Wer  dawider 
in  dem  hzgl.  Gebiet  Citationen,  Mandate  oder  Bannbriefe  verkündigt 
oder  exequiert,  soll  sogleich  festgenommen,  »zu  recht  gestalt  und 
nach  altem  herkommen  und  freiheit  der  furstendomb  und  lande  als 
Verbrecher  derselbiger  lande  freiheit  und  Ordnung  verwist  und  an 
leib  und  leben  gestraift  werden.  Das  auch  derhalber  die  seck1)  an 
allen  portzen  in  steden  und  vlecken  wederumb  ufgehangen,  für  allen 
kirchen  schriftliche  warnung2)  ufgeslagen  und  in  den  kirchen  us- 
geroifen  werd,  damit  sich  ein  jeder  darfur  wisse  zu  hueden  und 
gein  unscholt  der  Unwissenheit  hab  vurzuwenden.«  Die  Übertreter 
sollen  nicht  nur  durch  die  Befehlshaber,  resp.  Unterherren,  sondern 
auch  durch  die  Unterthanen  festgenommen  und  an  die  Befehlshaber, 
resp.  Unterherren  zur  gebührlichen  Bestrafung  abgeliefert  werden. 
Der  Erzbischof,  die  Archidiakone  und  »andere,  so  des  zu  doin  haben 
mögen,«    sind   in  einer  Gesandtschaft  zu  ersuchen,8)  des  Herzogs 

*)  Vgl.  Scotti,  Cleve-Mark  I,  S.  39  (Verordnung  v.  1508);  Max  Leh- 
mann, Preussen  u.  die  kath.  Kirche  I,  S.  22  Anm.  3 ;  G.  v.  Below,  geist- 
liche Gerichtsbarkeit  S.  123  ff. 

*)  S.  unten  S.  643  Anm.  2. 

8)  Vgl.  K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  44  (Kop.):  Verzeichnis  der  an 
den  Erzb.  v.  Köln  zu  sendenden  Personen:  Hofmeister  Hoesteden,  Herr 
v.  Breidenbent,  Blomendal,  Drost  v.  Geilenkirchen,  Garselis  v.  Palant, 
Schultheiss  v.  Jülich,  Bürgermeister  v.  Düren  Meissen,  Kammermeister 
Winkelhuisen,  Amtmann  Steinbach,  Godart  v.  Wilich,  Schinkern,  einer 
von  Düsseldorf,  einer  von  Lennep.  Diese  sollen  Montag  nach  Invocavit 
(Febr.  16)  in  Köln  im  clevischen  Hofe  erscheinen.  »Gezeichent  zu 
Dusseldorf  am  21.  januarii  ao.  51.  Us  der  Gulichschen  canzlei.«  D.  d. 
Düsseldorf  1551  Februar  5  (a.  a.  0.  fol.  45,  Kop.)  schreiben  die  Räte 
an  Amtmann  Steinbach,  Carsilius  v.  Palant,  Franz  Meissen,  Bürgermeister 
Lennep,  Schinkern:  ,Adressat  ist  auf  dem  letzten  Landtag  »neben  andern 
zu  der  Schickung  zu  u.  g.  h.  von  Collen  verordent«.  Nun  ist  »folgentz 
für  gut  angesehen  .  .  .,  die  Schickung  in  so  groisser  anzal  nit  zu  doin«, 
so  dass  dem  Adressaten  die  Reise  erlassen  wird  und  er  nicht  nach  Köln 
zu  kommen  braucht4.  —  Die  Instruktion  für  die  Gesandten  (einschliesslich 
der  von  Cleve-Mark)  an  den  Erzb.  d.  d.  Cleve  1551  Febr.  7  bei  Lac. 
Arch.  6,  S.  176  ff.  Ebenda  S.  179  ff.  ein  Bericht  über  die  Verhand- 
lung der  Gesandten  mit  dem  Erzb.  am  18.  und  19.  Februar.  Joh. 
Blomendail  führt  das  Wort.  In  diesen  Verhandlungen  und  auch  in  denen 
mit  dem  Kaiser  (vgl.  ebenda  S.  201)  wird  die  Abneigung  der  Stände 
gegen  die  Massregeln  des  Erzbischofs  stark  betont. 
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Unterthanen  »weiters  dan  vorgemelt  nit  .  .  .  zu  beswern«.  Falk 
dann  jemand  »s.  f.  g.,  derselbigen  lande  und  undertain  derhalber 
vurzunemen  oder  zu  besweren  understain  wurde,«  wollen  Ritter- 
schaft und  Städte  »bei  s.  f.  g.  stain  und  ufsetzen,  wie  getruen  under- 
taenen  bei  irem  lantfursten  und  hern  zu  doin  geburt«.  ad  3.  Der 
Hz.  möge  die  betr.  Personen  vorladen,  »sich  der  gelegenheit  er- 
kundigen und  nach  befinden  einen  idern  darzu  halden,  das  er  gebe 
.  .  .,  wes  sich  geburt«.  ad  4.  Der  Hz.  möge  befehlen,  den  Send 
da,  wo  er  nicht  gehalten,  wieder  zu  halten,  und  zwar  »durch  die 
pastoer,  lantdechen  und  andere,  die  den  van  alders  zu  besitzen  und 
zu  halden  plegen,«  in  Gegenwart  des  Amtmanns  oder  wenigstens 
eines  andern  Befehlshabers,  der  das  Volk  in  Gehorsam  halte  und 
darauf  sehe,  »das  es  allenthalben  recht  zugae,  damit  die  unduegent 
gestraift,  das  ergerlich  suntlich  wesen  und  leben  abgestalt  und 
geiner . . .  zugelassen  werd«  in  sündlichem  Leben  zu  bleiben.  Doch 
darf  »durch  die  boess  und  sent  der  obericheit  ire  geburliche  straif« 
nicht  benommen  und  umgekehrt,  wenn  die  Obrigkeit  vor  dem  Send 
straft,  dadurch  »die  geburliche  boess  und  penitentz  dem  sent  nit . . . 
verhindert«  werden.  Zu  Sendschöffen  sind  nicht  berüchtigte  Per- 
sonen zu  nehmen,  sondern  ehrbare  fromme  Leute  wie  von  alters 
gewöhnlich  durch  das  Kirchspiel  dazu  zu  verordnen,  »welche  die 
schuldigen  beruchten1)  nit  verschoenen,  auch  niemant  ichtwes  zur 
unscholt  oder  das  nit  öffentlich  und  ergerlich  sei,  zumessen.  Und 
sol  auch  in  dem  sent  gein  geltschinderi  gesoicht,  sonder  allein  die 
geburliche  noedige  cost  under  den  straifbern  nach  gelegenheit  der 
personen  und  uberfarung  usgedeilt  und,  so  ichtwes  uberichs  were, 
den  armen  gereicht  werden,  doch  den  lantdechen,  pastören  und 
sentscheffen  irer  geburlicher  gerechtigheit  umbenennen.  Das  auch 
dem  umbstant  geiner  [!]  zuvor  gegeven  werd  zu  verdrinken2),  wie 
bei  etlichen  ungeschickter  weis  furgenoemen.  Und  das  die  under- 
taenen  umb  der  sentsachen  wil  nit  uslendig  geladen  oder  citiert, 
sonder  binnen  lantz  durch  die  lantdechen  wie  van  alders  gewoen- 
lich  mit  zudoin  und  behulf  der  obericheit  zu  geburlichem  gehoir- 
sam,  straif  und  besserung  gebracht  werden.    5.   Nachdem8)  auch 

*)  D.  h.:  berüchtigten. 

*)  In  der  Vollzugsverordnung  von  Febr.  7  (s.  S.  643  Anm.  2)  steht: 
»das  auch  dem  umbstant  nit  zugelassen  werde  innichen  ubertreder  zu 
verdrinken  [!]«. 

8)  Ob  die   folgenden  Punkte    auch   schon  in   der  hzgl.  Proposition 
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das  mereteil  der  pastoer  und  Seelsorger  mit  gnugsamer  competentz 
und  underhaldung  niet  versehen,  derwegen  man  gein  geschickte  und 
bequeeme  bekommen  und,  da  man  die  hait,  nit  behalten  kan,  darus 
groisser  unverstant  und  beswerung  bei  den  gemeinen  man  sich  zu- 
dregt,  demnach  haben  ritterschaft  und  stede  hochg.  m.  g.  h.  under- 
teniglich  gebeden,  das  s.  f.  g.  uf  fugliche  weg  .  .  .  bedacht  sein 
wol,  das  insonderheit  in  den  kirspelskirchen  geschickte  und  bequeeme 
pastoer  und  Seelsorger  gestalt  und  mit  noitturftiger  underhaldung 
versehen  werden  mögen,  damit  der  gemein  man  zu  geinem  unver- 
stant oder  widderwerdigheit  bewegt,  sonder  in  gueder  christlicher 
zucht,  1er  und  wesen  gehalten  werde.«  6.  Es  werden  >etliche  ge- 
schickte predicanten,  die  das  wort  Götz  zu  fridden  und  eindracht, 
auch  der  Kei.  M.  declaration  und  der  alter  catholischer  kirchen 
gemeess  leren  und  eines  erbarn  lebens  sein,  dannoch  van  andern 
furgenomen,  beswert  und  nit  geduldet,  sonder  verdrehen  und  andere 
ungeschickte  ergerliches  lebens  in  die  stat  verordent«.1)  Der  Hz. 
möge  das  nicht  gestatten,  sondern,  falls  man  an  den  ersteren  »innich 
mangel«  findet,  sie  »durch  ire  geburliche  geistliche  obericheit  in 
s.  f.  g.  landen  zu  verhoer  und  Verantwortung«  stellen  lassen  und 
jemand  »darbei«  schicken,  »zu  verneinen,  wes  inen  zugemessen 
und  in  wairheit  befonden  wirdet;  und  das  alsdan  ein  jeder  nach 
befinden  der  gebur  gehalten,  gestraft,  gestadet  oder  hinweggestalt 
werd.  7.  Nachdem  auch  die  lantdechen  van  alters  nit  allein  binnen 
lantz  zu  wonen,  sonder  auch  daselbst  ire  iurisdiction  und  gerichtz- 
zwank  zu  halten  plegen  und  aber  etliche  in  kurzen  jaren  mit  der 
wonung  sich  uslendig  begeben,  auch  understain  die  undertaenen 
uswendig  zu  fordern,«  so  möchte  der  Hz.  »insehens  haben,  das  die 
lantdechen  wederumb  binnen  lantz  zu  wonen  verordent  werden 
oder  ehe  zum  wenigsten  ire  iurisdiction  und  gericht  binnen  lantz 
halden  und  daselbst  die  Sachen  mit  zudoin  der  camerarien  und 
pastore  wie  van  alders  entscheiden  und  die  undertaenen  nit  uswen- 
dig fordern.«  —  Alles  hat  der  Hz.  »also  gnediglich  gewilligt.2)  —  In 

berührt  worden  waren  oder  von  den  Ständen  selbständig  vorgebracht 
werden,  muss  dahingestellt  bleiben. 

l)  Zur  Erklärung  vgl.  unten  S.  646  Anm.   2  (§.  7). 

*)  Die  Beschlüsse  des  Landtags  über  die  geistliche  Jurisdiktion 
werden  in  einer  Verordnung  von  1551  Februar  7  zusammengefasst.  S. 
Scotti,  Cleve-Mark  I,  Nr.  46;  Wolters,  Heresbach  S.  120;  Max  Leh- 
mann I,  S.  26.     Vgl.   Hz.  Wilhelm    an  die  Amtleute   und   Befehlshaber 
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urkunt  der  wairheit  seint  diser  abscheide  drei  eines  inhaltz  ufge- 
richt  und  mit  s.  f.  g.  secreit  versiegelt,  dem  einer  in  s.  f.  g.  canzlei 
verbleven  und  jederer  lantschaft  ein  uberantwort  bei  ire  Privilegien 
zu  legen.  Gescheit  und  verdragen  zu  Duisseldorf  am  21.  dage 
januarii  ao.  51.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  37,  Kop. 

von  Jülich  und  Berg:  ,Teilt  ihnen  die  Beschlüsse  des  letzten  Landtags 
betreffs  der  geistlichen  Jurisdiktion  und  des  Sendes  zur  Nachachtung  mit. 
»Geben  zu  Clef  am  7.  februarii  ao.  51.«'  Cedula:  Schickt  anbei 
eine  Anzahl  Warnungsbriefe,  »die  ir  vort  für  allen  kirchen  in  unserm 
ampt  euers  bevelchs  hetten  ufschlagen  zu  lassen«.  Datum  ut  supra. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  25b,  Kop.  In  dem  Warnungsbrief  (d.  d. 
Cleve  1551  Febr.  7)  wird  unter  Bezugnahme  auf  den  Beschluss  des 
Landtags  »bei  Vermeidung  höchster  straf  leibs  und  guets«  geboten, 
dass  niemand  »einiche  geistliche  ladung  oder  banbrief  anders  oder 
weiters  dan  wie  bei  zeiten  unserer  anhern  .  .  .  zugelassen,  ...  in 
unsere  .  .  .  gebiete  brenge,  verkundige  oder  exequire  oder  auch  dar- 
zue  einiches  wegs  hulf  oder  furschub  tue,  es  sei  dan  mit  unserm 
sonderlichen  furwissen  und  zulassen«.  A.  a.  0.  fol.  27,  Kop.  —  Vgl. 
ferner  Hz.  Wilhelm  an  alle  Amtleute  und  Befehlshaber  von  Jülich  und 
Berg:  ,Auf  das  Schreiben  von  Febr.  7  haben  etliche  Amtleute  uud  Be- 
fehlshaber gebeten,  ihnen,  da  sie  »nit  lang  bei  dem  bevelch  gewest  noch 
der  sachen  eigentlich  bericht«,  anzugeben,  »wie  ger.  iurisdiction  von 
alters  gestattet  und  noch  zuzulassen  sei,  damit  solichs  in  unverstant  nit 
gezogen  wurde«.  Deshalb  hat  der  Hz.  »weitere  erkundigung  tun  lassen. 
Und  wiewol  wir  befunden,  das  unsere  vurelter  obg.  geistliche  iurisdiction 
in  etlichen  feilen  nit  so  weit  gestattet,  so  mögen  wir  doch  erleiden,  das 
dieselbe  geistliche  iurisdiction  durch  diejenigen,  so  die  von  alters  in 
unsern  furstentumben  .  .  .  und  gebieten  gebraucht,  dergestalt,  wie  hierin 
gelagt  zu  sehen,  bis  zu  weiterem  bescheide  (doch  den  unsern  an  irer 
freiheit,  Privilegien  und  altherkommen  unnachteilig)  zugelassen  und  die 
unsere  darüber  nit  beschwert  werden.  —  Gegeven  zu  Clef  am  20.  tag 
martii  ao.  51.  P.  S.  Dieweil  wir  auch  befinden,  das  unsere  vorige  be- 
velhen  bei  etlichen  in  unverstant  gezogen«,  so  sollen  die  bergischen 
Amtleute  und  Befehlshaber  den  15.  April  abends  in  Düsseldorf,  die 
jülicher  den  20.  April  abends  in  Jülich  erscheinen  »und  unsere  schult- 
heissen  oder  richter,  dergleichen  die  gerichtsschreiber  in  unserm  ambt 
euers  bevelchs«  mitbringen,  »umb  alsdan  in  disen  und  andern  sachen 
weiters  bevelchs  und  underrichtung  zu  gewarten.  —  Datum  u.  s.«'  K., 
Caps.  2,  Nr.  16,  fol.  28,  Kop.  Die  hier  erwähnte  Beilage  sind  die 
articuli  iurisdictionis :  a.  a.  0.,  fol.  29,  Kop.;  Scotti,  Jülich-Berg  I,  Nr.  44; 
Binterim  u.  Mooren,  Erzdiöz.  Köln  II  (Ausg.  v.  1828),  S.  395.  —  Hz. 
Wilhelm  an  dieselben:  ,Trotz  des  auf  Ersuchen  der  Landschaften  er- 
lassenen Befehls,    »kein  decreta  oder  mandaten  .  .  .,  so  wider  alt  her- 
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207.  Hz.  Wilhelm  an  die  auf  dem  Reichstag  zu  Augs- 
burg anwesenden  Räte.    Oleve  1551  Februar  5. 

Antwort  auf  ein  Schreiben  von  ihnen  vom  19.  Januar.  Was 
das  zum  ersten  Mai  nach  Trient  ausgeschriebene  Konzil  betrifft,  so 
kann  er  aus  ihrem  Schreiben  nicht  entnehmen,  ob  »auch  die  welt- 
liche sich  itzt  aldair1)  besprochen  van  den  beswernussen,  so  in 
irem  namen  uf  bem.  concilio  furzugeben.  Wa  nu  solichs  nit  ge- 
schehen, solte  unsers  erachtens  nit  undinstlich  sein,  das  ir  mit  et- 
lichen weltlichen,  den  ir  vertrauet,  diserhalb  redet,  auch  darneben 
bei  inen  mit  fleiss  erkundiget,  wie  weit  und  fern  die  geistliche  Juris- 
diction und  Visitation  in  irer  hern  oder  obern  landen  gestadet  und 
zugelassen  werd,  derglichen  wes  decreta  synodalia  oder  visitandi 
formulas  die  bischoffen  bei  inen  usgain  lassen,  und,  wes  ir  van 
disem  allem  erfaren  werdet,  uns  am  furderligsten  zurkennen  gevet, 
auch  die  decreta  oder  visitandi  formulas,  so  der  ort  van  den  geist- 
lichen usgangen,  oder  aber  den  effect  darvan  und  waruf  die  sich 

kommen  oder  zu  nachteil  unserer  furstentumben  .  .  .  und  undertanen 
reichen,  zu  verkundigen,  .  .  .  sonder,  wo  derhalber  ichtwes  furqueme, 
uns  mit  allem  bescheit  und  bericht  erstlich  anzuzeigen«,  werden  dennoch 
»widerum  etliche  neue  mandaten«  den  Landdechanten  und  anderen  Geist- 
lichen »zum  teil  ungewonlicher  weise  zugeschickt,  welche  auch  wider 
unsern  vorigen  bevelch  und  vertrege  unser  lantschaften  von  etlichen  an- 
genommen sein  mögen«.  Adressaten  sollen  daher  allen  Geistlichen  in 
dem  betr.  Amte  »ernstlich  ansagen«,  sich  den  früheren  Befehlen  gemäss 
zu  halten  »und  keine  mandaten,  so  denselbigen  zuwider,  on  unser  fur- 
wissen  anzunemen.  Wo  auch  iemant  darüber  soliche  mandaten  bringen 
.  .  .  oder  exequiren  wurde,  dargegen  het  ir  vermöge  unser  uf  beger 
unser  lantschaften  öffentlicher  ausgekundigter  edicten  zu  handien.  —  Ge- 
geben zu  Clef  am  18.  tag  junii  ao.  61«.  —  Cedula:  Sollen  auch 
sorgen,  »das  unsere  lantdechen  unangesehen  einicher  mandaten,  gebot 
oder  verbot  die  Jurisdiction  unserer  lantdecheneien  in  allermassen  wie 
die  von  alters  herkommen  underhalten  und  gebrauchen,  und  das  unsere 
undertanen  in  erster  instantien  wider  alt  herkommen  keins  wegs  auslendig 
gezogen  oder  remittirt  werden,  sonder  bei  altem  herkommen  und  freiheit 
verbleiben.  Als  auch  von  andern  furgenommen  werden  mag,  die  geist- 
lichen in  unsern  .  .  .  landen  gesessen  zu  stuiren«  [s.  oben  Nr.  204, 
S.  627  f.],  so  sollen  Adressaten  gleichfalls  sorgen,  »das  buissen  unser  fur- 
wissen  und  bewilligung  keine  geistlichen  von  einichen  guteren  in  unsern 
.  .  .  landen  und  gebiete  gelegen  iemant  auswendig  stuiren.  Datum  ut 
supra«.'  A.  a.  0.  fol.  37,  Kop. 
*)  D.  h.:  in  Augsburg. 
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strecken,  uns  zuschicket. l)  —  Gegeven  zu  Cleve  am  5.  dage  februarii 
ao.  51.  € «) 

Geistliche  Sachen,  Nr.  121 V»,  Orig. 

208.  Verordnete  Räte  jetzt  zu  Caster  an  Hz.  Wilhelm. 
[Oaster]  1562  März  31. 

Ausschreiben  des  Königs  von  Frankreich  und  des  Herzogs  Moritz. 
Werbung  der  Regentin  der  Niederlande  beim  Hz.  Verhandlung  mit  et- 
lichen Amtleuten  und  den  jülicher  Hauptstädteboten.  Bauten  in  Jülich, 
Heinsberg  u.  s.  w.  Annahme  von  Hauptleuten.  Urteil  der  Räte,  Amt- 
leute und  Städteboten.  Befehl  an  die  Ritterschaft  sich  zu  rüsten.  Die 
Lehnsleute  und  die  andern,  welche  zum  Ritterdienst  verpflichtet,  aber 
nicht   vom   Adel   sind,   zu   mustern.     Ersatz   des  Dienstes   durch  Geld- 

*)  Auf  einem  beiliegenden  Zettel  wird  ferner  Mitteilung  verlangt, 
»wiefern  die  Kei.  Mt.  in  i.  Mt.  nidererblanden  die  geistliche  Jurisdiction 
gestaden«. 

*)  Ich  füge  hier  folgende  Aufzeichnung  bei,  welche  am  Rande  die 
Notiz:  »3.  martii  ao.  51«  trägt.  »Das  de  amptluide  erstlich  ire  ent- 
schuldigung  getan  hetten,  das  es  nit  were  [!].  Item  das  si  anzeigen, 
das  allerlei  dingen  weren,  des  de  undertanen  sich  beclagten,  welch  aber 
so  in  der  ile  in  gein  anzeichnuss  zu  brengen  und  derhalber  zeit  zu  be- 
geren,  sulchs  auch  furzubrengen.  Als  m.  g.  h.  von  Collen  wol  wüste 
vil  den  undertanen  ufzulegen,  das  darumb  de  undertanen  auch  clagten 
den  amptluiden,  wes  beswernussen  sie  hetten,  und  de  amptluide  solichs 
vort  minem  g.  h.  gelangen  ind  es  also  per  indirectum  [?]  furbracht  wurde, 
als  nemlich  van  nachfolgenden  puncten:  1.  Das  vil  kirchen  incorporirt 
werden.  2.  Das  de  geistlichen  mit  vielen  exactionibus  besweert  werden. 
3.  Das  vil  pastoer  gein  competentz  haben,  4.  Das  die  geistliche  richter 
ladungen  usgain  lassen  in  casibus  et  locis  non  consuetis.  5.  Nota,  ab- 
solutiones.  6.  Das  das  gemein  volk  in  vielerlei  wege  durch  de  geistliche 
Processen  vexirt  werde.  7.  Das  vil  in  kirchen  intrudirt  werden,  die  nit 
bequeem.  8.  Evocationes  et  arresta.  9.  Das  die  sachen  an  den  geist- 
lichen rechten  lankwilig  ufgehalden  werden.  10.  Das  de  partien  mit  den 
uncosten  ungeburlich  besweert  und  usgeoest  werden.  11.  Missbruich  mit 
den  begenknussen.  12.  Superstitionibus  et  concionibus.  13.  Usdeilung 
der  sacramenten  und  wes  gebrech  darinnen.  14.  Das  etlichen  die  ehe 
und  etlichen  die  begrefnuss  verbotten  werde.  15.  Communicatio  sub 
utraque  specie.  16.  Nota,  us  den  beswernissen  der  weltlichen,  so  zu 
Augspurg  übergeben,  der  clagten  mehe  zu  suechen.«  K.,  Caps.  2,  Nr.  17, 
fol.  8,  Or.,  von  der  Hand  des  Gerhard  v.  Jülich.  Es  handelt  sich  hier 
offenbar  darum,  für  die  Verhandlungen  mit  dem  Erzbischof  von  Köln 
oder  dem  Papste  (vgl.  die  Denkschrift  von  1551  März  20  bei  Lac.  Arch.  5, 
S.  192  f.)  oder  dem  Kaiser  Material  (Beschwerden  über  den  Erzbischof) 
zu  beschaffen, 
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Zahlung.  Verwahrung  der  Flecken  durch  Landsknechte.  Aussetzung  von 
Bürgern,  auf  dem  platten  Lande  von  geschickten  Hausleuten.  Verwen- 
dung der  Ritterschaft  und  der  Dienstleute.  Die  Schützen  zu  verstärken. 
Klagen  der  Unterthanen  über  die  Kriegsleute.  [Anm.:  Verhandlung  mit 
den  Amtleuten  und  Boten  der  Hauptstädte  von  Berg  in  Düsseldorf  April  4. 
Weitere  Versammlungen  in  derselben  Angelegenheit] 

Sind  des  Herzogs  Befehl  gemäss  hier  in  Caster  erschienen  und 
haben  »mit  besweertem  gemuet  beide  usschreiben  des  konigs  van 
Frankrich,1)  herzog  Moritzen  und  seiner  zustender  und  die  gelegen- 
heit  des  groissen  besweerlichen  kriegs  vernomen,  dergleichen  wes 
van  der  koniginnen  wegen  an  e.  f.  g.  gelangt  und  e.  f.  g.  daruf 
geantwort«.2)  Haben  in  Ausführung  des  hzgl.  Befehls,  zu  sorgen, 
»dass  obg.  gedruckter  usschreiben  halber,  die  under  den  gemeinen 
man  gespreit  werden  mögen,  oder  auch  sunst  van  wegen  der  itzigen 
kriegsleuf  gein  unverstant  in  e.  f.  g.  landen  bei  derselben  undertanen 
erwasse,  . .  .  etlichen  e.  f.  g.  amptluiden,  so  hieher  bescheiden,  der- 
gleichen den  gesandten  der  Guiischen  heuftstede8)  die  gelegenheit 
mit  bester  fuegen  zurkennen  gegeven,  welche  bei  den  burgern  und 
andern  e.  f.  g.  undertanen«  Unruhe  zu  verhüten  suchen  wollen 
»und  sich  doch  hochlich  allerlei  uberfals  besweert  und  weiter  be- 
swerung  besorgt«.     Drimborn  und  Kammermeister  Harf  sind  von 

f)  J.-B.,  pol.  Vhdlg.  ad  Nr.  7  enthält  verschiedene  Druckschriften 
teils  von  ksl.,  namentlich  aber  von  frzs.  Seite  über  die  Streitigkeiten 
von  1552.     Vgl.  auch  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  657. 

8)  Über  die  Versuche  von  ksl.,  resp.  burgundischer  Seite,  von  Hz. 
Wilh.  kriegerische  Hilfe  zu  erlangen,  vgl.  v.  Druffel  Nr.  867,  889,  943, 
1177.  Nach  Nr.  1028  (Febr.  28)  hat  der  Hz.  Verhinderung  des  Zu- 
laufs seiner  Unterthanen  zu  den  Werbungen  zugesagt.  Aus  der  späteren 
Zeit  sei  sogleich  hier  erwähnt,  dass  der  Hz.  d.  d.  Düsseldorf  Juni  4 
schreibt  (v.  Druffel  HI,  S.  527  Anm.  2),  er  habe  zur  Zeit  noch  keine 
Versammlung  von  Kriegsvolk  bei  einander,  auch  keines  in  Bestallung, 
sondern  nur  etliche  wenige  zur  Bewahrung  der  Städte  und  Schlösser 
verordnet.  Juni  17  schreibt  Kurpfalz  an  Württemberg  (v.  Druffel  II, 
Nr.  1555):  ,Der  Hz.  von  Jülich  ist  von  der  burgundischen  Regierung 
mehrfach,  während  der  Anwesenheit  beim  wormser  Tage  und  auch  später, 
aufgefordert  worden,  neben  dem  Erzb.  von  Köln  und  anderen  in  den 
Krieg  einzugreifen.  Der  Hz.  entschuldigte  sich  schriftlich  und  durch 
Gesandte  mit  der  Teilnahme  an  den  schwebenden  Unterhandlungen  zu 
Worms  und  Passau  und  wegen  der  Land  st  an  de '. 

8)  D.  d.  1552  März  21  befiehlt  der  Hz.  den  jülicher  Hauptstädten, 
Gesandte  nach  Caster  zu  März  29  zu  schicken.  K.,  Caps.  2,  Nr.  17, 
fol.  59,  Kop. 


Digitized  by 


Google 


648  Nr.  208.     1552  März  St. 

hier  nach  Jülich  gegangen,  um  da,  ferner  in  Heinsberg  and  an 
anderen  Orten  »die  notturft  mit  dem  bou  vermog  der  anzeichnuss 
zu  Cleve  neben  Melschede  furzunemen.  Der  marschalk  und  Drim- 
born  haben  auch  uf  etliche  guede  gesellen  gedacht,  die  für  heuft- 
luide  diser  ort  anzunemen  und  den  man  50  oder  60  rider  uf  die 
hant  zu  geben  hette,  etliche  gude  knecht  damit  ufzubrengen,  der 
man  im  fal  der  not  gewiss  sein  könne«.  Räte,  Amtleute  und 
Städteboten  sind  erfreut  zu  hören,  dass  der  Hz.  seine  Lande  in 
Frieden  halten,  »die  Ursachen  der  beswerung  verhueten,  auch  sich 
in  gein  kriegshandlung  begeben  und  doch  irer  [sc:  f.  g.]  eren  und 
pflicht  halber,  als  einem  gehorsamen  fursten  des  reichs  geburt,  er- 
zeigen« wolle;  er  möchte  sorgen,  dass  die  ohnehin  sehr  beschwerten 
Lande  von  Krieg  verschont  blieben.  Die  Antwort  des  Herzogs  an 
die  Gesandten1)  der  Königin  billigen  sie  und  meinen,  dass  »e.  f.  g. 
darüber  billich  nit  beswert  werden  sol«.  —  Da  von  vielen  von  der 
Ritterschaft  das  frühere  Schreiben  der  Rüstung  halber8)  nicht  be- 
achtet ist,  so  wäre  sie  nochmals  daran  zu  erinnern.  Zugleich  hätten 
die  Amtleute  die  »in-  und  uswendigen«  Lehnsleute,  ferner  diejenigen, 
welche  »freie,  dienst-8)  oder  sadelgueder  haben  und  nit  vam  adel 
sein,  zu  erforderen  und  sie  zu  munsteren.  Welche  dan  van  den- 
selbigen  sich  anbieten  wurden,  gelt  zu  geben,  wie  etliche  gedain,4) 
damit  andere  in  ire  stat  zu  bestellen,  an  denselbigen  zu  hoeren, 
wieviel  sie  geben  wollen,  das  sie  dis  jar  des  dienstes  erledigt  sein 
sollen,  und  daruf  mit  einem  idern  nach  gelegenheit  des  guts  uf 
e.  f.  g.  gnedigs  gefallen  zu  verdragen.  Auch  ist  insonderheit  zu 
bewarung  der  vlecken  bedacht,  das  etliche  kriegsluide  und  lantz- 
knecht  verordent  und  denselbigen  wartgelt  wie  vurs.  gegeben  werde«, 
um  sie  im  Fall  der  Not  »zu  verwarung  der  vlecken«  zu  gebrauchen. 
»Das  auch  us  den  andern  steden  und  vlecken,  so  man  nit  sol 
halten  können,  etliche  burger  usgesatzt  und  verordent  werden,  im 
fal  der  notturft  an  den   orten,    da  man   irer   van  noeden  haben 

!)  Nach  fol.  61  sind  die  Gesandten:  der  v.  Hochstrassen  [d.  h. 
Phil.  v.  Lalaing],  der  geldrische  Kanzler  und  der  von  Glajon  [vgl.  über 
ihn  v.  Druffel  III,  S.  603].  Es  ist  also  die  Gesandtschaft,  von  der 
Mattenclot  (Lac.  Arch.  5,  S.  226  f)  erwähnt,  dass  sie  am  22.  und 
23.  März  in  Cleve  war. 

■)  S.  S.  636  ff. 

8)  Vgl.  ldstd.  Vf.  II,  Anm.  65. 

4)  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  8  ff. 
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mochte,  zu  gebrauchen.  Dergleichen  das  die  amptluide  in  iderm 
kirspel  etliche  guede  geschickte  huisluide  ussetzen  und  verordenen, 
der  man  im  fal  der  notturft  zu  gebruichen.  Zudem,  das  auch 
durch  die  amptluide  uberlacht  werde,  wes  man  hette  van  ritter- 
schaften  und  dinstluiden  an  einem  idern  ort  und  welche  van  den- 
selbigen  in  dem  velde  bei  e.  f.  g.  marschalken  und  bevelhsluiden 
und  welche  in  den  steden  und  vlecken  zu  verwarung  derselbigen 
zu  gebruichen  sein  mochten.  —  Dweil  auch  e.  f.  g.  schützen  gar 
wenig1)  und  an  allen  orten  die  notturft  nit  versehen  können,  so 
haben  wir  bedacht,  das  us  den  lehen-,  dienst-  und  frien  luiden,  so 
nit  vam  adel,  etliche  geschickte  knecht<  in  Jülich  10  oder  12  und 
in  Berg  »dergleichen  uszusetzen  und  uf  einen  vam  adel  zu  be- 
scheiden weren,  neben  den  schützen  der  undertanen  beswerung  ab- 
wenden zu  helfen.  Dan  die  kriegsluide  mit  den  undertanen  iren 
mutwillen  treiben,  da  sie  niemant  uf  den  beinen  finden.  Und  be- 
clagen  sich  die  undertanen  mehe  der  ruiter  dan  der  knecht,  in- 
sonderheit der  Welschen  ruiter.  —  Es  ist  auch  bedacht,  wa  es 
e-  f*  g*  gefeilig,  das  Durfendail  bei  den  lehen-  und  dinstluiden«  in 
Jülich,  »der  alte  Weschpenning«  in  Berg  »zu  gebruichen.  —  Ge- 
schreven  am  lesten  martii  ao.  52.8)  praes.:  Cleve  2.  april.  ao.  52.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  67,  Orig. 

209.  Proposition  an  den  jülicher  Ausschluss.  1662  Mai  31. 

Zweck  der  Versammlung.  Tag  zu  Worms,  zu  Linz,  zu  Passau. 
Nach  Passau  Gesandte  geschickt.  Der  Hz.  nach  Aachen  und  Maastricht 
gefordert.     Streitigkeiten  mit  Kurköln. 

*)  S.  S.  107  f. 

")  Am  4.  April  (fol.  70,  Kop.)  entsprechende  Verhandlung  zu  Düssel- 
dorf mit  den  Amtleuten  und  Boten  der  Hauptstädte  von  Berg,  welche 
gleichfalls  bitten,  der  Hz.  möge  den  Frieden  erhalten.  Ferner  erwähnt 
Mattenclot  (Lac.  Arch.  6,  S.  228)  zum  2.  April:  »acta  sunt  Clivis  comitia 
Clivensium  et  Marchianorum  principe  praesente  propter  tumultus  illos 
bellicos,«  und  zum  21.  April:  »comitia  acta  sunt  Dinslachii  a  Oliven- 
sibus,  Montanis  et  Marchianis  praesente  principe«.  Mattenclot  nennt 
»comitia«  auch  den  Tag  von  Worms  (S.  230);  es  handelt  sich  also 
vielleicht  nur  um  Ratsversammlungen.  Allein  die  besondere  Erwähnung 
der  »Montani«  und  »Marchiani«  lässt  doch  vermuten,  dass  wir  es  mit 
Landtagen,  resp.  Ausschusstagen  zu  thun  haben.  Der  erste  Landtag  (zu 
Cleve)  wird  überdies  durch  die  Landtagsakten  von  Cleve-Mark  im  Staats-* 
archiv  von  Münster  ausdrücklich  bezeugt. 
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1552  Mai  31  lässt  der  Hz.  in  Gegenwart  von  Propst  Vlatten, 
dem  Kanzler,  Hofm.  Hosteden,  Marsch.  Plettenberg,  Hofm.  Drimborn, 
Kammermeister  Harf,  Ruischenberg  dem  jülicher  Ausschuss  folgendes 
vortragen:  Der  Vortrag  geschieht  nicht  nur,  damit  sie  »ein  wissen 
haben,  sonder,  doe  die  sachen  van  etzlichen  anderer  gestalt  gedeutet 
und  den  leuten  ingebildet  wurden,  das  sie  dargegen  notturftige  und 
bestendige  berichtung  tun  mögen  an  den  ortern,«  wo  es  erforder- 
lich ist.  Der  Hz.  ist  von  den  rheinischen  Kurfürsten  aufgefordert 
worden  nach  Worms  zu  kommen,1)  um  zu  beraten,  wie  man  sich 
zu  verhalten,  »damit  fride  angericht  und  widderwerdicheit  furkomen«. 
Obwohl  nun  der  Hz.  zuerst  Bedenken  getragen,  in  eigener  Person 
hinzugehen,  und  in  dieser  Zeit  seine  Lande  nicht  verlassen  wollte, 
weshalb  er  nur  Räte  hinzuschicken  beabsichtigte,  so  hat  er  sich 
dann  doch,  nachdem  er  erfahren,  dass  der  Kaiser  mit  der  Zusam- 
menkunft einverstanden  sei,  hinbegeben.  Daselbst  sind  für  die  Zu- 
sammenkunft drei  Ursachen  geltend  gemacht:  1.  »erleddigung  der 
fursten,8)  2.  religion,  3.  das  die  deutsche  freiheit  geschwecht.  Dwil 
in  solcher  handlung  rex  Francie  angezogen  uf  Elsas  .  .  .,  ist  furirst 
für  gut  angesehen  ein  Schickung  zu  tun;  doch  furirst  dahin  zu 
schreiben,  ob  rex  solche  Schickung  erliden  mochte.  .  .  .  Ferner  hat 
man  bericht  kriegen,«  dass  der  König  gen  Linz8)  ziehe.  »Ist  be- 
dacht, das  für  der  Schickung  solchs  berichts  zu  gewarten,«  welcher 
bald  angekommen,  des  Inhalts;  »wes  daselbst  gehandelt  ind  das  ein 
neuer  tag  zu  Passau4)  angestalt«.  Der  Hz.  hat  ein  besonderes 
Schreiben  vom  Könige  empfangen  mit  der  Aufforderung,  »das  s.  f.  g. 
sich  eigner  persoin  dahin  begeben  und  die  sach  zum  verdrag  bringen 
helfen  wolte.     Dan  doe  solchs  [!]  entstünde,  wurde  solchs  nit  allein 

l)  Vgl.  über  den  Tag  zu  Worms  Bärge,  die  Verhandlungen  zu  Linz 
und  Passau  und  der  Vertrag  von  Passau  von  1552  (leipziger  Dissert. 
v.  1892),  S.  44;  v.  Druffel  3,  S.  647;  Quellen  zur  frankfurter  Gesch. 
U,  S.  537  Anm.  2.  Am  2.  Mai  brach  Hz.  Wilhelm  nach  Worms  auf, 
langte  am  5.  an,  verliess  es  am  10.  und  traf  am  14.  in  Dusseldorf  ein. 
In  seiner  Begleitung  befanden  sich  Vlatten,  Kanzler  Ghogreff,  Wilh.  Lei, 
Alex.  Drimborn  und  Wilh.  Ketteier.  Lac.  Arch.  5,  S.  230  f.  Über  den 
ebenda   erwähnten   Dietrich   Manderscheid   vgl.  v.   Druffel  II,    Nr.    1556. 

8)  Vgl.  unten  S.  652  Anm.  1. 

8)  Vgl.  Bärge  S.  14  ff. 

*)  Vgl.  v.  Druffel  III,  Nr.  1322  XI;  Bärge  a.  a.  O.  Die  in  der 
Württemberg.  Instruktion  zum  passauer  Tag  von  1562  Mai  23  (v.  Druffel 
II,  Nr.  1437)  erwähnten  jülicher  Artikel  sind  mir  nicht  bekannt  geworden. 
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Deutschland  sonder  auch  der  croin  Hungarn  zu  nachteil  gereichen. 
Dwil  nu  princeps  der  neigung  gewest,  in  ansehung,  1.  das  sie  gerne 
den  frieden  sehen,  2.  das  auch  der  ko.  mt.  in  Hungarn  geholfen 
(dan  obwol  von  einem  anstant  gesagt  mit  Turcis,  so  sei  doch  doran), 
so  hat  s.  f.  g.  bewilligt  uf  die  afrede  zo  Linz  gein  Passow  zu  ziehen. 
Aber  nach  der  hant  si  s.  f.  g.  ein  schreiben  von  der  koniginnen 
zukommen  durch  einen  gesanten,  das  s.  f.  g.  12.  dises  monatz  zu 
Aich  solten  sin,  wilcher  den  9.  allerirst  s.  f.  g.  behendigt.  Hetten 
s.  f.  g.  entschuldigung  furgewent,  das  dieselbe  nit  erschienen  konte, 
wiewol  s.  f.  g.  wol  etzliche  dag  anzeig  komen,  das  uf  dem  landtag 
zu  Bon1)  von  solcher  beikompst  tractirt,  item  das  des  Keisers  ge- 
santer  zu  Wormbs  sich  hören  lassen  und  den  curfursten  anbracht, 
das  s.  f.  g.  nit  zu  Wormbs  dan  zu  Aich  komen  wurden.  ...  Nu 
si  dem  bedenken  nach  di  Schickung  an  Frankreich  geschein  .  .  . 
Hat  die  vlecken,  so  er  ingenomen,  widder  verlassen  ind  nit  ge- 
scheddigt  und  sich  nach  Frankreich  begeben.  Wie  nu  s.  f.  g. 
widder  ankommen,  hat  sich  zugetragen,  das  der  Heister  geworben, 
das  s.  f.  g.  gein  Aich  komen  wolten.9)  Hat  zu  Collen  etzliche  tage 
gewartet.  Volgentz  zu  Dusseldorf  der  von  Arburg8)  komen  mit 
gleicher  Werbung.  Daruf  s.  f.  g.  den  probst4)  ind  hofm.  Hosteden 
afgeferdigt  ind  ire  entscholdigong  tun  lassen,  als  das  s.  f.  g.  .  .  . 
einer  antwort  des  tags  halber  zu  Passau  gewertig.  Daruf  i.  ko.  w. 
respondirt,  das  sie  nit  für  gut  ansehe,  das  princeps  sich  gein  Passau 
verfuge.  Volgentz  der  von  Hochstrassen  und  Veitwich  gein  Dussel- 
dorf geferdigt  ind  uf  Mastricht  erfordert.5)  Wilchen  auch  ir  bescheit 
ind  vorige  entschuldigung  furgewent.  Es  hette  aber  Kei.  M.  ein 
schreiben  an  die  curfursten,  s.  f.  g.  ind  Wirtenberg  gedain,  wilche 
verlesen.  Und  befint  s.  f.  g.  irstlich  us  des  Ro.  konigs  und  der 
koniginnen  schreiben  widderwerdicher  dan  Kei.  Mt.  sich  solcher 
handlung  und  beikumpst  gefallen  [!].  Ab  dem  s.  f.  g.  etzliche  be- 
schwerung  gehabt  ind  hab  doch  bedacht  nutzer  sein,  das  s.  f.  g. 
sich  bei  Kei.  und  ko.  Mt.  ind  den  gehorsamen  stenden  des  reichs 

*)  Ist  hiermit  vielleicht  der  bei  v.  Druffel  II,  Nr.  1B55  (S.  602) 
erwähnte  kölnische  Landtag  gemeint? 

*)  Ober  die  Verstimmung  der  Regentin,  weil  Hz.  Wilhelm  nicht  in 
Aachen  erschien,  s.  v.  Druffel  II,  Nr.  1571. 

8)  Jean  de  Ligne,  Graf  von  Arenberg. 

4)  Offenbar:  Vlatten. 

B)  Subjekt:  der  Hz.    Über  Gerhard  v.  Veltwyck  s.  Henne  9,  S.  206  ff. 
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halte,  ind  darumb  die  beikumpst  gescheiet;  insonderheit  dwil  da- 
selbst von  etzlichen  sonderlichen  bundnissen  tractirt,  das  s.  f.  g. 
buissen  die  andere  sich  verdiefen  ind  inlassen  ind  eine  beschwerung 
siner  lande  ufnemen  solte,  haben  s.  f.  g.  ein  scheuen  ind  beschwe- 
rung. Soviel  beikompst  Passau  belangt,  haben  s.  f.  g.  nit  befunden, 
das  die  Versicherung  luide  der  afrede  zo  Linz  gestelt.  Von  Trier, 
Menz  und  Pfalz  auch  bericht,  das  sie  nit  dahin  personlich  ziehen. 
So  haben  s.  f.  g.  gedain  wie  die  andern  und  ire  entschuldigung  bei 
ko.  mt.  gedain  ind  demnach  ire  rete  dahin  gefertigt.  Es  hetten 
s.  f.  g.  etzliche  artickel  bewegt  des  zugs  gein  Wormbs  ind  Passau: 
1.  das  friede  und  eindracht  widder  gepflanzt,  2.  das  s.  f.  g.  in 
solcher  handlung  des  alten  curfursten  v.  Sachsen  .  .  .  erleddigung1) 
gerne  gefordert  hette,  3.  das  s.  f.  g.  irer  lande  notturft  auch  konte 
verwaren,  4.  der  ein  underhendler,  das  derselbige  sine  sach  ind 
notturft  auch  befordern  ind  bedenken  konte.  Were  s.  f.  g.  begeren, 
doe  in  Passau  nichts  fruchtbare  usgericht,  iren  rat  mitzuteilen,  wes 
[!]  sich  s.  f.  g.  alsdan  im  besten  zu  halten.  —  Sol  zu  Bon  uf  dem 
lantdach  auch  verluit  sein,  das  die  koniginnen  zu  Aichen  die  ge- 
brechen zwischen  s.  f.  g.  ind  Collen8)  zu  verdragen  gemeint.  So 
haben  s.  f.  g.  den  bericht  tun  lassen,  das  s.  f.  g.  der  gebrechen 
kein  ursach  oder  anfanger,  dan  Collen.  Aber  alsviel  Sinzig  ind 
Remagen8)  belangt,  hab  s.  f.  g.  vermog  ufrichtiger  brief  die  loese 
ufkundigen  lassen.  Es  hab  s.  f.  g.  sich  [!]  für  des  bischofs  Collen 
verreisen  nach  Trient  furgeschlagen,  das  beide  rede  derhalber  bei 
einander  quemen,  von  den  sachen  zu  underreden.  Solchs  si  aber 
alles  abgeschlagen.  Wie  dan  auch  der  graven  Nassow  und  Nuenar 
furgehaven  underhandlung  auch  abgeschlagen.  Oder  [!]  seder  der 
zeit,  das  er  von  Trient  komen,  hab  Nassow  widder  gutliche  hand- 
lung furgeschlagen,  wilche  m.  g.  h.  gewilligt.    Aber  von  Collen  si 

*)  Über  Verwendungen  des  Herzogs  für  Joh.  Frdr.  vgl.  oben  Nr.  187 
(S.  591  Anm.  1);  Ztschr.  5,  S.  50  ff.  (1549)  und  S.  80  (1550);  unten 
S.  655  Anm.  1. 

8)  Vgl.  das  oben  S.  647  Anm.  2  erwähnte  Schreiben  von  Kurpfalz: 
,Der  Erzb.  von  Köln  verfahrt  gegen  den  Hz.  in  dessen  Städten  mit  Mass- 
regeln des  Bannes,  Steuerungen  und  Prozessen  angemasster  geistlicher 
Jurisdiktion.  Daher  wünscht  der  Hz.  zu  erfahren,  wie  es  in  Passau 
stehe,  und  bittet  um  Rat,  was  zu  geschehen  habe,  falls  die  Handlung 
ohne  Erfolg  ende/ 

8)  Vgl.  Lac.  ÜB.  4,  S.  701  Anm.  1;  Ztschr.  20,  S.  3;  Graf  Mir- 
bach  II,  S.  30  ff. 
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noch  kein  antwort.    S.  f.  g.  si  von  ime  bei  Keisern,  konigen,  Pabst, 
curfursten  .  .  .  verclaget  und  usgebreit.«1) 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  86  b,  Orig. 

210.  Verhandlung  mit  dem  jiüioher  Ausschuss.  1662 
Juni  L«) 

Tag  zu  Passau.     Aussetzung  von  Reichssteuern. 

Gestern  ist  dem  Ausschuss  über  den  Tag  zu  Passau  referirt, 
worauf  er  sein  Bedenken  darüber  gegeben;  fernere  Beratschlagung 
in  dieser  Sache  muss  bis  zum  Ende  des  passauer  Tages  ausgesetzt 
werden.  »Daneben  wissen  sie,  das  hiebe voren  von  der  lantschaft 
etzliche  reichssteuern  und  ussetzung  derselbiger  bewilligt,8)  davan 
s.  f.  g.  die  Verlegung  gedain.«  Es  wird  »in  ir  bedenken  gestelt, 
dwil  sie  von  der  lantschaft  zo  der  usdeilung  verordent,  wanher 
solche  mochte  furgenomen  und  ins  werk  gestelt  werden,  konte  man 
alsdan  die  heuftstede  ind  andere,  so  darzo  verordent,  auch  be- 
scheiden«. Ausschuss:  Sind  »willig  zu  der  ussetzung.  Doch  be- 
dechten,  dwil  die  armen  luide  diser  zeit  ganz  bloess«,  so  möchte 
der  Hz.  Geduld  haben,  »bis  der  irste  arn  geschehen;  konte  alsdan 
für  dem  lesten  haverarn  die  ussetzung  furgenomen  werden.  Dar- 
zwischen  mochte  man  auch  sehen,  wohinaus  dise  sachen  loufen 
werden«. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  Kop. 

211.  Bäte  an  die  zu  Passau  anwesenden  Bäte.  Düssel- 
dorf 1662  Juni  7. 

Die  ksl.  Partei  ist  unwillig,  dass  der  Hz.  nicht  in  Aachen  und  Maastricht 
erschienen  ist  und  nicht  in  den  Krieg  eintritt.  Gründe  des  Herzogs.  Tag 
zu  Passau.  —  Schiffsverkehr  der  Niederlande  mit  Spanien.  Zettel:  Die 
niederländischen  Räte  wollen  den  Hz.  in  den  Krieg  ziehen.  Trier  und 
Pfalz  um  Rat  zu  fragen.  Verhandlungen  in  Aachen  und  Maastricht.  Hat 
die  Regentin  der  Niederlande  wegen  der  Befreiung  Joh.  Friedrichs  an  den 
röm.  König  geschrieben?     Des  Herzogs  Bemühungen  um  die  Befreiung. 

*)  Nach  fol.  86  a  ist  noch  folgendes  dem  jülicher  Ausschuss  vorge- 
tragen: »so  were  der  stat  Collen  gesandter]  in  kurzem  bei  m.  g.  h. 
auch  gewest  und  allerlei  Werbung  gedain,  wie  dan  dieselbigen  vermelt 
worden«. 

*)  Das  Datum  im  Eingang  des  Aktenstückes. 

*)  S.  Nr.  200  (S.  617  f.). 
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Der  Hz.  hat  erfahren,  dass  »die  kunigin,  ouch  etliche  Kei.  M. 
Niderlendische  rede  nit  in  gudem  verstanden,  sonder  zu  allerlei 
archwon  gezogen,  das  s.  f.  g.  bi  irer  ko.  w.  zu  Ach  oder  Mastricht 
nit  erschienen,  und  ire  ko.  w.  die  handlung  der  cur-  und  fursten 
zu  Wormbs  sich  nit  gefallen  lassen,  sonder  derselvigen  etliche,  wie 
dan  ouch  sin  f.  g.,  in  verdenken  haven«.  Deshalb  hat  der  Hz. 
Dr.  Olisleger  »zu  irer  ko.  w.  geschickt  und  .  .  .  insonderheit  an- 
geben lassen,  wie  die  Kei.  und  ko.  M^  sin  f.  g.  uf  Passau  ge- 
fordert und  sin  f.  g.  ouch  dahin  zu  ziehen  gewilligt,  sofern  die 
andere  cur-  und  fursten  sich  personlich  dahin  begeben  und  der 
stilstant  und  Versicherung,  wie  zu  Linz  bewilligt,  erfolgt  wer,  und 
das  s.  f.  g.  des  bescheitz  also  deglichs  erwartet  und  zu  der  reisen 
sich  bereit  hedt.  So  haven  doch  die  und  derglichen  entschuldi- 
gungen  nit  angenomen  werden  wellen,  sonder  ist  daruf  gestanden, 
das  s.  f.  g.  zu  irer  ko.  w.  uf  Namen  komen  sulle,  ouch  in  meinung, 
wie  man  versteit,  das  s.  f.  g.  den  kriech  neben  etlichen  andern, 
die  zum  deil  gewilligt  und  zum  deil  siner  f.  g.  wol  folgen  wurden, 
mit  annemen  sult.  Und  wiewol  der  doctor  personenwis  angezeigt 
van  der  gutlicher  handlung  zu  Passau,  und  das  dises  nit  einen 
oder  wenich  stende,  sonder  alle  die  gehorsamen  belangte,  warumb 
dan  dieselvigen  nit  gefordert  und  mit  irem  sementlichen  rat  und 
zudoin,  wes  sich  geburt,  darinnen  furgenommen  wurd,  so  hat  doch 
solchs  ouch  nit  gegolden,  sonder  ist  darfur  geacht,  das  us  der  hand- 
lung zu  Passau  nit  fridlichs  noch  nutzlichs  wurd  erfolgen  und  das 
die  kriegsfursten  darnach  trachten  sollen,  das  alle  duitsche  fursten 
und  furnemlich  s.  f.  g.  in  dienstbarcheit  gebracht  und  die  under- 
danen  jemerlich  verderbt  werden  moesten,  wa  nit  dargegen  zitlich 
gedain  wurd.  Und  ist  für  und  für  daruf  gehakten,  das  sin  f.  g. 
mit  zudoin  etlicher  anderer  cur-  und  fursten  einen  sunderliehen 
rom  und  gnad  bi  Kei.  und  ko.  M^?,  ja  ouch  bi  der  ganzer  Duitscher 
nation  erlangen  und  sie  alle  us  der  beswerniss  erredden  wurd. 
Welchs  sin  f.  g.  sich  nit  wenich  besweert.  Dan  wie  ir  wisset,  so 
ist  sin  f.  g.  zu  geinem  krieg  gneigt,  ouch  solchs  buissen  siner  g. 
lantschaft1)  nit  doin  kan  und  allerlei  Ungunst,  Verbitterung  und 
widerwerdicheit  der  Niderlendischer  regirung  besorgen  muss  [!], 
wiewol  sin  f.  g.  ungern  imantz  ursach  zu  Verbitterung  oder  Un- 
willen geven,   sonder  gern   frid  behalden  und  dabi  siner  eren  und 

*)  Vgl.  unten  S.  657  Anm.  1. 
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eitz  nit  vergessen  wult«.  Teilen  dies  den  Adressaten  mit,  »damit 
ir  sin  f.  g.  bei  Kei.  und  ko.  MS?  und  sunst,  sofern  und  da  ir  es 
für  dienstlich  erachtet,  verantworten  und  siner  f.  g.  lande  notturft 
mit  bedenken  helfet  und  bi  siner  f.  g.  frunden  und  guden  gunnern 
guts  rats  darinnen  pleget.  Wa  nu  die  handlung  zu  Passau  durch 
gnad  des  almechtigen  getroffen  werden  mocht,  hedte  man  Got  zu 
danken  und  wurd  man  viler  beswerniss  wie  verhoflich  afsin«.  — 
Es  sind  »die  schiffungen  us  Hollant,  Seelant  und  Brabant  stark  und 
mit  vil  guts  hinus  nach  Hispanien  gefaren,  ouch  der  meinung,  wie 
man  sagt,  das  sie  verhoffen  meister  uf  dem  wasser  zu  sin.  Wes 
sie  aver  van  gut  wider  herus  bringen  werden,  mach  man  erwarten«. 
.  .  .  Düsseldorf  1552  Juni  7. 

»Zedel.c  [Am  Rande:  »diser  zedel  ist  in  ciffern  gestalt  wor- 
den.«] »Die  Niderlendische  rede  wellen  unserng.  h.  stracks  in  den 
kriech  haven,  es  si  siner  g.  lief  oder  leit.  Lassen  sich  verneinen, 
sie  sien  des  bischofs  van  Coln  sicher.  Menz  und  Munster  sullen  sich 
ouch  wol  dahin  begeven.  Und  alsdan  wurden  Pfalz  und  Trier  wol 
folgen.  Sie  geven  gude  wort,  wa  man  dahin  wil,  und  dreuen  ouch, 
wa  nit.  Es  wer  gut  mit  Trier  und  Pfalz  geret  und  guts  rats  ge- 
bruicht,  ouch  sunst,  sovil  uch  dienlich  bedunkt,  nach  befinden  der 
gelegenheit  mit .  ko.  m.  reden,  ouch  des  curfursten  Brandenburg, 
Beierischen,  Wirtenbergischen  und  andern  zu  sprechen  und  zu  ver- 
neinen, was  bedenkens  man  si  und  wie  unserm  g.  h.  zu  raten  und 
zu  helfen,  damit  sin  g.  us  der  furstainder  beswerniss  und  verderben 
verbliven  möge,  insonderheit  so  boese  nachbarn  sich  mirken  lassen. 
Wir  verstain,  das  ouch  Pfalz  und  Trier  sowol  als  unser  g.  h.  zu 
Achen  und  Triecht  weidlich  herumbgezogen  sien.  Und  wa  die 
handlung  unfruchtbarlich  zergehen  wurd,  so  wil  noedich  sin,  fliss 
furzuwenden,  das  man  wissen  möge,  wes  sich  ein  ider  und  sunder- 
lich  die  weltliche  fursten  zu  einandern  versehen  sullen. 

Den  inhalt  der  kuniginnen  schritt  an  Ro.  ko.  m.  weiss  man 
nit  Dan  wie  die  kunigin  sagt,  so  sol  sie  an  den  kunig  geschreven 
haven  umb  erledigung  Sachsens.1)  Derhalven  hedtet  ir  sovil  mög- 
lich, wes  der  inhalt  si,  zu  verneinen.  Unser  g.  h.  hat  ouch  an 
Trier  und  Pfalz  geschreven,  umb  Sachsens  erledigung  durch  ire  rede 

l)  Sie  hat  es  in  der  That  gethan;  s.  v.  Druffel  II,  Nr.  1474.  Über 
das  in  Düsseldorf  am  12.  Juni  veranstaltete  Freudenfest,  als  die  Nach- 
richt von  der  Befreiung  Joh.  Friedrichs  eintraf,  s.  Lac.  Arch.  5,  S.  232. 
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zu  Passau  zu  fordern,   und  haven  geantwort,  das  sie  es  bevolhen 
haven,  und  hat  Pfalz  darbi  gehangen  [!]  zu  befurdern  die  Verbrüde- 
rung und  erbeinigung  der    huiser    Sachsen   und  Hessen.     Und  ir 
hedtet  darumb  solchs  ouch  im  besten  zu  befurdern.« 
J.-B.,  polit.  Begebenh.,  Nr.  71/«,  Kpt. 

212.  Hz.  Wilhelm  an  die  Bäte  zu  Passau.  Düsseldorf 
1662  Juli  4. 

1.  Sollen  sorgen,  dass  die  Sachen  in  Passau  zu  friedlicher  Endschaft 
geraten.  2.  Der  gemeine  Pfennig.  3.  Wenn  der  Kaiser  die  Handlung 
(in  Passau)  nicht  annimmt,  wird  der  Hz.  sich  als  gehorsamer  Reichs- 
fürst halten,  könnte  sich  aber  nicht  für  sich  besonders  am  Kriege  be- 
teiligen, da  er  es  nicht  ohne  Vorwissen  seiner  Stände  thun  darf.  Dies 
ist  eine  gemeine  Angelegenheit  des  Reiches.  Beilage:  Wenn  der  röm. 
König  von  den  anderen  Reichsständen  eine  Erklärung  verlangt,  wessen 
man  sich  zu  ihnen  zu  versehen,  falls  der  Kaiser  die  Handlung  nicht  an- 
nimmt, sollen  Räte  sich  mit  Pfalz,  Baiern  und  Württemberg  über  die 
Antwort  besprechen.  Hz.  ist  mit  dem  Standpunkt  Baierns  einverstanden. 
Der  röm.  König  möchte  beim  Kaiser  auf  Annahme  der  Friedhandlung 
hinwirken.  Was  zu  thun,  wenn  sie  nicht  zu  Stande  kommt.  Hz.  ist 
bereit,  auf  dem  von  Baiern  geplanten  Tag  zu  Heidelberg  zu  erscheinen. 
Bis  zu  demselben  ist  jedoch  mit  weiteren  Verhandlungen  nicht  zu  warten, 
falls  der  Friede  in  Passau  sich  zerschlägt. 

1.  Nach  der  Räte  Bericht  hat  man  sich  in  Passau  »der  hand- 
lung  und  fridens  verglichen,  doch  uf  Kei.  M.  resolution  und  der 
kriegsfursten  ratification«.  Sollen  eifrig  dahin  wirken,  dass  »die 
sachen,  die  numehe  so  fern  bracht,  nit  zuruk  gain,  sonder  zu  frid- 
licher  entschaft  geraiden  mögen«.  2.  Sollen  betreffs  des  gemeinen 
Pfennigs  dem  römischen  König  anzeigen,  dass  der  Hz.  nicht  nur 
seinen  Gesandten  Befehl  und  Vollmacht  (welche  er  ihnen  anbei  zu- 
sendet)1) gegeben,  »neben  andern  darzu  verordenten  cur-  und  fursten 
daselbst  zu  bewilligen  und  zu  befordern,  das  irer  ko.  mt.  der  ge- 
meiner penning  vermöge  des  richs  abscheit  zu  widerstant  des  Türken 
folgen  möge,«  sondern  dass  er  auch,  sobald  bestimmt  ist,  wie  der 
Pfennig  erhoben  werden  soll,  bei  diesem  Kreise  dahin  wirken  will, 
dass  der  Pfennig  dem  König  baldigst  zukomme,  »wie  ir  dan  wisset, 
das  unsere  truhen  für  etlichen  jaren  ferdich  gewest  und  noch  sein.*) 

*)  Hier  nicht. 

8)  In  dem  unten  S.  659  Anm.  erwähnten  Schreiben  d.  d.  Heidel- 
berg 1552  Juli  24  wird  dieser  Bescheid  betreffs  des   gemeinen  Pfennigs 
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3.  Sovil  die  erclerung«  (welche  der  röm.  König  vom  Hz.  zu  erhalten 
wünscht)  »belangt,  wa  Kei.  M.  die  handlung  nit  annemen  wurd,  wes 
sich  dan  ire  beide  M^?  zu  uns  zu  versehen,  daruf  hedtet  ir  anzu- 
zeigen,« dass  der  Hz.  sich  als  unterthäniger  gehorsamer  Fürst  des 
Reichs  halten  werde.  »Das  wir  uns  aber  insonderheit  und  für 
anderen  des  kriegs  halver  sulten  ercleren,  drugen  wir  nit  geringe 
beschwerniss,  dwil  dises  nit  eines  besondern,  sonder  ein  gemein 
werk  ist,  da  des  h.  reichs  und  deutscher  nation  undergang  und 
verderben  lant  und  leut  us  erwassen  koent.«  Der  König  möge  des- 
halb sämtlichen  Ständen  »solchs  angeben  und  derselbigen  ratsam 
bedenken  daruf  . . .  verneinen.  Dan  wa  wir  uns  in  einiche  sonder- 
liche kriegshandlung  begeben  sulten,  wult  uns  buissen  furwissen 
unser  lantschaften,  die  des  van  unsern  vorfedern  und  uns  Privilegien 
und  verschrivong  haven,1)  nit  geburen  . . .«    Düsseldorf  1552  Juli  4. 

Daneben  liegen  zugehörige  Blätter,  von  denen  bemerkt  ist,  dass 
sie  in  Chiffern  zu  schreiben  seien: 

»Wa  ko.  m.  bi  den  andern  stenden  und  gesandten  umb  die 
erclerung,  wes  man  sich  zu  versehen,  anhalten  wurd,  hedtet  ir  uch 
mit  Pfalz,  Beiern  und  Wirtenberg,  auch  andern,  da  es  inen  ratsam 
bedunkt,  zu  underreden,  wie  die  antwort  am  besten  zu  geven,  da- 
mit man  den  friden  befurdern  oder  zum  wenigsten  us  der  beswe- 
rung  verbliven  und  die  gutliche  handlung  widerumb  für  die  hant 
nemen  möge.  Und  wir  liessen  uns  die  meinung,  wie  Beiern  ko.  m. 
selfs  angezeigt,  nit  missfallen,  das  man  den  kriech  in  Duitscher 
nation  der  stende  unvermogenheit  und  der  underdanen  Verderbens 
halben  nit  liden  noch  darzu  helfen  koend.  Dan  wa  es  durch  die 
stende  angefangen  werden  sult,  das  alsdan  ein  gemeiner  ufstant 
darus  zu  besorgen,  insonderheit  dwil  der  Turk  an  einer  siden  und 
der  Franzos  an  der  ander  siden  hart  andrangen,  die  gemoeder  der 
Duitschen  in  Verbitterung,  zwispalt  und  misstruen  gegen  einandern 
stoenden,  ouch  die  underdanen  durch  vilfeldige  stuiren  erschepft, 
duire  zit  furhanden  und  darneben  under  den  gemeinen  man  usge- 
breit  wirt,  als  solte  der  Duitscher  nation  friheit  zuwider  und  zu 
dempfung  des  wort  Gottes  gekriegt  willen  werden.  Was  nu  us  dem 
allem  der  Kei.  und  ko.  M.,  ouch  den  gehorsamen  stenden  nachdeils 

wiederholt  und  hinzugefugt:   »ir  hettet  uch  auch  mit  andern  zu  besprechen 
und  zu  befordern,  das,  wie  auch  vorhin  bedacht,  eins  idern  kreis  kästen 
bei  ein  gebracht  und  nit  ein  ider  stant  die  seine  insonderheit  uberliebere«. 
*)  S.  oben  S.  97  ff.  und  S.  103  (über  Reichskriege). 
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und  beswerung  erwassen  koend,  hedte  man  billich  zu  betrachten, 
mit  undertanigster  bit,  das  i.  ko.  m.  die  handlung  keins  wegs  wulten 
zerschlain  lassen,  sonder  ufs  allerfleissigt  bei  Kei.  M.  befurdern, 
damit  die  fridhandlung  angenommen  [sc.:  werde].  Im  fal  ouch  die 
handlung  alda  zergehen  solt,  so  hedtet  ir  neben  Beiern,  Pfalz, 
Wirtenberg  und  andern,  die  sie  darzu  dienlich  erachten,  anzuhalten 
bi  ko.  m.  und  den  kriegsfursten,  das  denselvigen  die  gutliche  under- 
handlung  widerumb  vergunt  werden  mocht.  Und  so  man  an  einichem 
deil  Weigerung  befoend,  das  man  glichewol  nit  ablasse,  sonder  für 
und  für  anhalte  und  zu  bedenken  geve,  was  Verbitterung  bi  gemeiner 
deutscher  nation  dem  deil  gebeert  [!]  und  die  gemoeder  abgewant 
werden  wulten,  der  den  friden  abschlain  und  Deutschlant  in  solchen 
undergank,  beswerniss  und  verderben  bringen  wurd.  Was  nu  die 
andern  hierinnen  für  gut  angesehen,  hedtet  ir  mit  allem  fliss  zu 
befurdern.  Nachdem  ouch  Beiern  sich  erboden,  alsbald  nach  dem 
dage  zu  Passau  gen  Heidelberg  [sc:  sich]  zu  begeben,  mit  Pfalz, 
Wirtenberg  und  uns  zu  underreden,  so  lassen  wir  uns  solchs  ge- 
fallen und  seint  ouch  dessfals  geneigt,  alsdan,  sofer  es  Sicherheit 
halver  des  wegs  geschehen  kan,  darbi  zu  komen.  Wir  erachten 
aber,  das  mit  der  weiter  underhandlung,  im  fal  der  frid  zu  Passau 
abgienge,  bis  zu  solcher  bikumpst  nit  zu  verziehen,  sonder  das  als- 
bald zu  Passau  darumb  angehalden  und  nit  abgelassen  werd;  und 
ob  gleich  gein  stilstant  erhalden  werden  koend,  das  man  dannoch 
glichewol  die  weiter  underhandlung  furzunemen  und  zu  bitten,  das 
dieselb  gestat  werden  möge,  wie  man  ouch  zu  Passau  zu  underreden 
hedte,  wie  die  underhandlung  am  förderlichsten  furzunemen.  Wir 
wellen  ouch  uf  vorig  anzeigen  des  pfalzgraven  dis  unser  bedenken 
siner  1.  uf  Verbesserung  vermelden,  der  Zuversicht,  ire  1.  werd  iren 
reden  ire  bedenken  derhalven  ouch  anzeigen.« 
J.-Bg.,  polit.  Begeh.,  Nr.  71/«,  Kpt.1) 

*)  Vgl.  Stephan  Girier  Botenmeister  [Pfälzischer]  an  Kanzler  Gho- 
greff  (ebenda,  Orig.):  ,Sein  Herr,  der  Kanzler,  hat  ihm  befohlen,  dem 
Adressaten  zu  schreiben,  dass  er  dessen  Schreiben  v.  Juni  29  empfangen 
und  alsbald  an  den  Kurfürsten  gelangen  lassen,  »darab  i.  curf.  g.  ein 
gnedigs  gefallens  getragen«.  Sein  Herr  übersendet  dem  Herzog  von 
Jülich  anbei  Zeitungen,  »daraus  zu  ersehen,  wie  die  handlung  diser 
lantsart  geschaffen  und  woher  die  kriegscur-  und  forsten  iren  zug 
furgenomen  und  ire  nachtleger  gehalten.  So  vil  das  packet  mit  den 
brieven  belangt,  fueg  ich  e.  e.  zu  wissen,  das  eins  hieher  komen,  aber 
die  Überschrift  an   die  verordnete   rete   zu  Passau  gewisen,   derhalb  es 
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dan   dahin  unverzüglichen  uberschickt  worden   und   also  kein  schreiben 
e.  e.  zustendig  fanden  oder  gesehen.     Mag   aber  villeucht  sein,   das  es 
in   dem  packet  verwart  gewest,  welchs  berurte  rete  wol  wider  zurück 
zu  schicken  oder  sunst  zu  verhalten  wissen  werden«.     Schreibt  dies  auf 
Befehl  des  Kanzlers,  der  vieler  Geschäfte  halber  nicht  schreiben  kann.  — 
Heidelberg  1552  Juli  5'.    Ein  Zettel  liegt  bei:  ,Dankt  für  die  »vererung«, 
die  er  erhalten.    »Wil  auch  mit  sundern  treuen  geflossen  sein,  das  solchs 
der  gebur  verdint  werde«'.    Ebenda  (Kpt.):  Räte  an  die  Räte  zu  Passau 
(z.  T.):  ,»Als  in  urem  verreisen  under  andern  bevolen,  im  fal  der  fried 
entstünde,   das   man   sich   bei   den  kriegsfursten   unvermirkt  erkundigen 
solte,  wes  unser  g.  h.  sich  zu  inen  zu  versehen,  wie  dan  auch  folgentz 
dr.  Scheppenstadt  sonderlicher   bevelh  gegeben   und   ouch  euch  Ketteier 
und  Gerharden  von  Guilch  allerlei  bevelch  und  berichtung  derhalber  ge- 
dain,  so  ist  in  urem  vorigen  schreiben  davan  noch  gair  kein  meidung 
geschehen.     Gleichsfals  hat  man  ouch  nit  vernomen  die  eigentlich  con- 
dition,  waruf  Sachsen  erleddigt  und  was  er  gewilligt«.     Sollen  sich  des- 
halb erkundigen  und,  was  sie  erfahren,  samt  ihrem  Bedenken  schleunigst 
mitteilen,  sich  auch  mit  den  Gesandten  von  Pfalz,  Baiern  und  Württem- 
berg über  diese  und  andere  nötige  Sachen,    »insonderheit  die  weltliche 
rarsten   belangent«,    vergleichen    »und   in  urem  abreisen   uf  Heidelberg 
oder   wo   der  pfalzgraf  curfurst  sein  wirdet«,   ziehen.     [Am  Rande  be- 
merkt,  dass  bis   hierhin  in  Chiffern   zu  setzen.]     »Wo  sich  die  sachen 
verwilen  wurden,  ist  mins  g.  h.  meinung,  das  doctor  Carl  oder  Scheppen- 
stadt sich  mit  aller  berichtung  zu  siner  f.  g.  forderlichen  herafer  ver- 
fuege.  .  .  .  Gegeven  zu  Dusseldorf  am  9.  julii  ao.  52«'.    Einem  Schreiben 
der  Räte   zu  Düsseldorf  an  die  Räte  zu  Passau  d.  d.  Düsseldorf  1552 
Juli  14  (ebenda;  Kpt.)  ist  folgende  »cedula  per  ciffras«  beigegeben:  ,»Als 
ouch  versehener  daeg  geschreben,  das  ir  sampt  Pfalz,  Beieren  und  Wirten- 
berg, umb  ferner  underhandlong  zu  vergunnen,  bi  der  Kei.  Mt.,  ouch  den 
kriegsfursten  solten  anhalten,   so  ist  bedacht,   sullichs  besser  zu  hinder- 
laissen,  wie  ir  dan  daromb  nit  anzusuchen,  wie  Pfalz  an  sine  rete  gleix- 
fals  geschreben«.     Der  Hz.   wird   den    18.  d.  M.   von  hier  aufbrechen, 
den  20.  in  Bacharach  ankommen  und  weiter  nach  Heidelberg  zum  Pfalz- 
grafen ziehen'.    Ebenda  (Kpt;  »audiverunt:  prineeps,  cancellarius,  hofm. 
Hosteden,  Buiren,  Plettenberg  zum  Gronde«):  Räte  an  Dr.  Scheppenstadt 
und  Karl  Harst  (z.  T.):    ,Der  Hz.  ist  den   23.  d.  M.   hier  in  Heidelberg 
angekommen,    um,    »doe    die   sachen   aldair    zu   Passow   nit   verdragen 
wurden,  .  .  .  alsdan  neben  etzlichen  andern  cur-  und  rarsten  ferner  gut- 
liche handlung  furzunemen,  dieselbig  zu  continuiren«.  .  .  .  Sobald  Hof- 
meister Lei  in  Passau  wieder   ankommen  wird,   mag  Scheppenstadt,   der 
Ursachen  halber  nicht  lange  daselbst  bleiben  will,  sich   »mit  aller  not- 
turftiger  berichtung«   nach  Heidelberg   oder  wo  der  Hz.  sonst  zu  treffen 
ist,  begeben.   .  .  .    »Geben  zu  Heidelberg   am   24.  julii  ao.  52«'.     Am 
18.  Juli   brach   der  Hz.   von  Düsseldorf  auf  und  kehrte  am   7.  August 
zurück.     Lac.  Arch.  5,  S.  235  f.     Über  die  Zusammenkunft  in  Heidel- 
berg vgl.  Holländer  in  Ztschr.  f.  d.  Gesch.  des  Oberrheins  1894,  S.  13  f. 
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213.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg. 
Düsseldorf  1552  Juli  28. 

Vortrag  der  Räte  (Anm.).  Stände:  1.  Danken  für  des  Herzogs 
Bemühungen  um  den  Frieden.  2.  Wollen  einen  Ausschuss  in  der  vor- 
geschlagenen Form  nicht  bestellen.  3.  Sicherheitsmassregeln.  —  Weitere 
Verhandlung  über  den  Ausschuss   (schliesslich  durch   die  Räte  benannt). 

—  Jülicher  klagen,  dass  mehrmals  hinter  einander  der  Landtag  in  Berg 
gehalten. 

Ritterschaft  und  Städte  von  Jülich  und  Berg,  zum  28.  Juli 
hierher  berufen,   antworten  auf  den  Vortrag,1)  den  ihnen  die  Räte 

')  Vgl.  »Anzeichniss  und  bericht,  was  mins  g.  f.  und  h.  .  .  . 
rede  uf  dem  landdage  vurdragen  sullen«:  ,Da  es  noch  nicht 
sicher  ist,  ob  die  passauer  Verhandlung  zum  Ziel  gelangt,  so  haben  et- 
liche Fürsten,  um,  falls  es  nicht  geschieht,  die  Verhandlung  wieder  auf- 
zunehmen, zur  Besprechung  darüber  eine  persönliche  Zusammenkunft  in 
Aussicht  genommen.  Der  Hz.  ist  auf  ihre  Aufforderung  auch  dahin  ge- 
gangen. »Und  wiewal  s.  f.  g.  nicht  wüsten,  mit  jemand  in  ungutem 
ichtwes  usstain  to  haven,  und  sich  am  hohisten  bevliessen  (wie  dan 
ritterschaft  und  stede  hiebe  vor  für  gut  angesehen  und  begert  netten«), 
niemand  Ursache  zu  geben,  wodurch  er  oder  seine  Lande  in  Gefahr  ge- 
bracht werden  könnten,  so  ersucht  er  doch,  weil  die  Zeit  seltsam  und 
sich  allerlei  begeben  mag,  »darin  die  landschaft  in  der  eil  nicht  so  wol 
bei  den  anderen  [!]  bescheiden  und  gefurdert  werden  kunten«,  Ritter- 
schaft und  Städte,  einen  Ausschuss  zu  verordnen,  welcher,  wenn  sich 
etwas  zutrüge,  woran  den  Landen  und  Unterthanen  gelegen,  »alsdan  .  .  . 
gefurdert  und  neben  seiner  f.  g.  reden  helfen  raden  und  bedenken«  [soll], 
was  zur  Abwendung  von  Gefahren  für  die  Lande  und  zur  Aufrecht- 
erhaltung von  Frieden  und  Eintracht  dienen  könnte.  »Nota,  das  sich 
allerlei  mochte  zodragen,  das  nicht  ein  [!  lies:  en]  diende  vor  iderman 
uszobreiden.  Item  das  vier  van  der  ritterschaft  und  twe  van  den  stede- 
frunden  aus  einem  jedem  lande  verordent  werden  mit  den  reden  to  raden 
helfen.  Nota,  das  s.  f.  g.  gnediglich  begern,  das  seiner  f.  g.  abwesens 
sie  sich  in  guten  friden  und  eindracht  schicken,  gein  gebacher  machen 
und  sich  anheimisch  an  guder  rustung  erhalden.  Nota,  ufsicht  mit  uf- 
und  zoschliessen,  bewarung  porzen,  torn  und  mueren.  Nota,  bei  den 
Clevischen  und  Merkischen  vermanung  to  doin  der  weerhaftiger  luede. 
Dass  der  probst  hier  to  Dusseldorf  das  vurdragen  due  und  auch  sarabt 
Drinborn  dar  verblive,  ouch  andere  rede,  marschalk  Winkelhuisen, 
Berensau,  Plettenberg,  dessgleichen  Ot  van  Willich,  marschalk  Reck, 
dr.  Olienschleger  und  andere  rede  af  und  an  to  Dusseldorp  sein  und  im 
fal  der  noturft  am  förderlichsten  und  sonder  verzog  den  usschuss  ver- 
schrieben, die  saichen  nach  noturft  beraitschlagen  und  usrichten  helfen. 

—  Gezeichnet  to  Dusseldorp  den  17.  julii  ao.  1652.«'    Münster,  Cl.-M., 
Landstände  Nr.  3,  fol.  51,  Kop.    Wie  hieraus  hervorgeht,  diente  dieselbe 
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»vermog  schriftlichen  i.  f.  g.  gegeven  bevelhs«  gethan:  1.  Danken 
für  die  Bemühungen  des  Herzogs  um  den  Frieden  im  Reich,  aus 
welcher  Veranlassung  sich  derselbe  »zom  zweiten  mal  hinuf  be- 
geben^1) 2.  Einen  Ausschuss,  wie  vorgeschlagen,8)  bestellen  sie 
»us  allerhand  bewegenden  Ursachen«  nicht  gern,  wissen  »ouch  die 
nit  zu  bekomen,  die  sich  van  der  ritterschaft  ind  lantschaft  wegen 
also  int  gemein  inlassen  wurden,  insonderheit  in  hohen  beswer- 
lichen  und  geferlichen  sachen  und  das  on  furwissen  der  lantschaft«. 
Meint  jedoch  der  Hz.,  dass  jemand  von  der  Ritterschaft  oder  den 
Städtefreunden  zu  den  Räten  »nutzlich  gefordert  werden  sulte«,  so 
möge  er  solche  »erforderen.  3.  Sovil  belangt  bewarong  der  stede 
ind  portzen,  ouch  das  die  ritterschaft  sich  inheimsch  mit  rustong 
halten  und  mit  Worten  oder  werken  gein  gebager  furnemen,  wulten 
si  sich  darinnen  irer  plicht  und  vorigem  gedainem  erbieten  gemeess 
halden«.  —  Da  die  Räte  hieraus  ersehen,  dass  betreffs  des  Aus- 
schusses ein  Missverständnis  vorliege,  haben  sie  den  Ständen  erklärt, 
es  sei  gar  nicht  die  Absicht,  den  Ausschuss  »mit  innichen  beswer- 
lichen  oder  geferligen  sachen  zu  .  .  .  besweren  on  furwissen  der 
lantschaft  .  .  .,  sonder  allein  si  in  denen  sachen  neben  i.  f.  g. 
reden  zu  gebrauchen,  darinnen  i.  f.  g.  und  dere  rede  van  i.  f.  g. 
wegen  als  das  heupt  und  die  verordente ...  als  mitglidder  zu  allem 
nutz  .  .  .  und  walfart  des  vatterlants  .  .  .  mochten  helfen  raeden 
und  dienen«.  Darauf  haben  Stände  »sich  eins  usschoss  underreden 
willen,  aber  glichwol  under  einanderen  sich  desselbigen  nit  ver- 
glichen mögen«,  daher  nochmals  die  Räte  ersucht,  ihrerseits  den 
Ausschuss  zu  ernennen,  was  die  Räte  denn  auch  gethan  haben.8) 

Instruktion  auch  für  die  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Cleve-Mark. 
Vgl.  Lac.  Arch.  6,  S.  235. 

*)  Die  erste  Reise  ist  die  nach  Worms  (S.  650  Anm.  1),  die  zweite 
die  nach  Heidelberg  (S.  659  Anm.). 

*)  Fol.  91  findet  sich  die  Notiz:  auf  dem  Landtag  »zu  underreden, 
das  sie  etzliche  verordnen,  die  man  iderzeit  in  furfallenden  nodigen 
sachen  hette  zu  [gebrauchen]«. 

8)  Die  Namen  fol.  96:  Jülicher  Ausschuss:  Amtm.  v.  Münster- 
eifel  Wilh.  v.  Gertzen,  Erbschenk  Reinhard  v.  Vlatten,  Brüchtenmeister 
Steffen  v.  Stommel,  Heinrich  v.  Ruischenberg ;  Schultheiss  v.  Jülich  Peter 
Roemer,  Burgermeister  von  Düren  Franz  Meissheim.  Bergischer  Aus- 
schuss: Lutgen  v.  Winkelhusen,  Joh.  vom  Huiss,  Joh.  v.  Nesselrode, 
R.  Weschpenning,  Bürgermeister  von  Düsseldorf  Arnt  Bouman,  Bürger- 
meister von  Lennep  Peter  Pantzer.  —  Der  hier  genannte  Bürgermeister 


662  Nr.  214.     1552  August  30  und  31. 

—  Die  Jülicher  haben  geklagt,  dass  mehrmals  nach  einander  der 
Landtag  in  Berg  gehalten  worden,  und  gebeten,  »das  dainnen  wie 
van  alders  herkomen  glicheit  gehalden  werde.  —  Actum  Dusseldorf 
am  28.  dage  julii  ao.  52«. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  93,  Orig. 

S14.  Verhandlung  mit  den  Ausschüssen  der  vier  Lande. 
[Düsseldorf]  1562  August  30  und  31.  *) 

Proposition:  Die  Verhandlungen  zu  Linz,  Worms  und  Passau. 
Markgraf  Albrecht  hat  den  Vertrag  von  Passau  nicht  angenommen.  Land- 
graf Philipp  noch  nicht  freigelassen.  Neue  Schwierigkeiten  zu  besorgen. 
Truppenansammlungen.  Ausschuss  möchte  raten,  was  zu  thun.  Aus- 
schluss: Hz.  möchte  den  Frieden  auch  weiterhin  zu  erhalten  suchen, 
keinen  Krieg  ohne  Vorwissen  der  Stände  annehmen,  bei  etwaigen  Auf- 
forderungen sich  mit  den  Ständen  entschuldigen.  Herzog  stimmt  zu. 
August  31:  Herzog:  1.  Streitigkeiten  mit  dem  Erzbischof  von  Köln; 
Vermittelungsversuche  (Nassau,  Trier,  Pfalz).  2.  Hilfegesuch  des  Erz- 
bischofs. 3.  In  jedem  Lande  eine  Festung  zu  bauen.  Ausschuss: 
1.  Trotz  der  Obergriffe  Kölns  die  Vermittlung  erwünscht.  Pfalz  nicht 
davon  auszuschliessen.  2.  Zu  der  Hilfe  nicht  zu  raten.  3.  Der  Bau 
notwendig;  darüber  jedoch  erst  mit  den  gesammten  Ständen  zu  sprechen. 
4.  übergriffe  der  Kölnischen.  Hz.  möchte  dagegen  einschreiten.  Herzog 
stimmt  ad  1  und  2  zu.  ad  3.  Ausschuss  möchte  Vorschläge  machen, 
ad  4?.  Hz.  sagt  zu. 

»Ao.  52  auf  den  30.  augusti  hat  m.  g.  h.  denen  von  ausschuss 
der  ritterschaft  und  stetten  deren  furstentumben  Cleve,  Berg,  Gulich 
und  grafschaft  von  der  Mark  in  beisein  der  hiebei  vermelter  rete, 
als  nemblich  probsten  Vlatten,  canzler,  cammermeister  Winkelhausen, 
Oligschleger,  marschalks  Plettenberg,  ambtroan  Leien,  ambtman  Buiren, 
Bernsau,  Bertrams  von  Plettenberg,  ambtmans  Luinen  und  Wessels 
von  Loe  vortragen  lassen«  über  die  Verhandlungen  zu  Linz,  Worms 

von  Düsseldorf  ist  nach  dem  von  Bloos  in  dem  Jahrb.  d.  Düsseldorf. 
GV.  6,  S.  22  f.  mitgetheilten  Verzeichniss  der  von  1551.  Dagegen  be- 
gegnet Peter  Pantzer  1553  in  Lennep  als  Richter  (Mitteilung  von  Carl 
vom  Berg).  Er  wird  also  (vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  182)  thatsächlich  1552 
Bürgermeister  gewesen  sein. 

')  In  der  Überschrift  unserer  Kopie  wird  bemerkt,  dass  die  Ver- 
handlung zu  Düsseldorf  stattgefunden  habe.  So  auch  das  hzgl.  Berufungs- 
schreiben für  den  Ausschuss  von  Cleve-Mark  d.  d.  Düsseldorf  1552 
August  19  (Münster,  Cl.-M.,  Landstände,  Nr.  3,  fol.  69,  Kpt.):  »sollen 
den  29.  August  abends  in  Düsseldorf  sein'.    S.  ferner  Lac.  Arch.  5,  S.  236. 
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und  Passau  »und  dass  s.  f.  g.  derhalben  personlich  zu  Wormbs 
gewest  und  auch  daneben  bei  pfalzgraf  Friederich  curfursten, *)  wie 
dan  auch  s.  f.  g.  rete  zu  Passau  geschickt.«  Nachdem  der  Kaiser 
den  passauer  Vertrag  (»mit  etlicher,  doch  geringer  verenderung«) 
angenommen,  hat  er  den  »fursten  von  Plauen«,  die  passauer  Stände, 
»den  marschalk  Adamen  von  Wort8)  und  den  hofmeister  Leien8) 
mit  solchem  vertrag  zu  herzog  Mauritzen  und  dem  jungen  lant- 
graven  zu  Hessen  fort  vor  Frankfort  geschickt,  dae  dan  solcher 
vertrag  .  .  .  bestettiget  worden.  Derhalben  dan  auch  m.  g.  h.  mit- 
sambt  dem  pfalzgrafen  curfursten  und  herzogen  zu  Wirtenburg  bei 
markgraf  Albrechten  von  Brandenburg  möglichen  fleiss  angewant,4) 
umb  inen  zu  berichten,  dass  er  solchen  vertrag  auch  annemen  und 
bestettigen  wulte,  umb  rue  und  frieden  zu  erhalten.  Es  hat  sich 
aber  der  markgraf  desselbigen  nicht  berichten  lassen  können  und 
allerlei  beschwernus  dargegen  vorgewant  und  vornemblich,  dass  er 
nie  darumb  ersucht,  auch  ime  keine  copei  des  Vertrags  zugestelt 
were;  so  wüste  er  auch  nit,  wie  es  mit  der  Versicherung  gehalten 
werden  solte.  Dweil  sich  dan  die  obg.  vertragshandelung  nochmals 
gestossen  und  die  sachen  gelegen  weren,  wie  dan  die  vom  ausschuss 
zweifelsone  vernomen,  insonderheit  so  etliche  puncten,  die  in  dem 
vertrag  begriffen,  nit  vollezogen  und  vornemblich  mit  widderstellung 
des  lantgravens,  der  dan  widder  hinder  sich  gefurt  wurt,  also  dass 
sich  die  sachen  allerlei  ansehen  Hessen  und  ferner  beschwernus  zu 
besorgen  stunt,  so  hette  demnach  m.  g.  h.  sie  die  vom  ausschuss 
hieher  beschreiben  lassen,  umb  solche  gelegenheit  inen  gnediglich 
anzuzeigen  und  ires  gutten  rats  zu  gebrauchen,  wes  i.  f.  g.  sich 
mit  iren  landen  und  leuten  in  solchen  beschwerlichen  und  gefer- 
lichen  leufen  am  besten  zu  halten,  damit  sie,  wie  bisher  durch  gnat 
des  almechtigen  beschehen,  im  fridden  verpleiben  und  verschoenet 
werden  mogten,  also  dass  es  auch  s.  f.  g.  umb  und  umb  unver- 
weislich  sein  kunt;  und  dweil  sich  auch  dieser  zeit  fast  allerlei 
rustungen  zutrugen  und  s.  f.  g.  undertanen  hie  und  da  mit 
reuteren  und  knechten  fast  überlegt  und  beschwert  wurden,6)  mit 

*)  In  Heidelberg;  s.  vorhin  S.  661  Anm.  1. 

*)  Gemeint  ist  der  kurbrand.  Rat  Adam  Trott. 

*)  Ober  die  Thätigkeit  des  Hofmeisters  Wilh.  v.  Neuhofen  gen.  Lei 
s.  v.  Druffel  H  Nr.  1749,  ffl  Nr.  1447  (S.  537). 

4)  Vgl.  v.  Druffel  H  Nr.  1702. 

*)  Ober  die  bei  Gornelimünster  und  Düren  lagernden  Truppen  vgl. 
v.  Druffel  II,  Nr.  1760. 
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was  fliegen  und  manieren  dem  zu  begegnen  und  die  undertanen  zu 
vertedigen. 

Die  vom  ausschuss  haben  darauf  die  rete  von  einem  jederen 
lant  von  m.  g.  f.  und  h.  inen  zuzugeben  begert,  umb  sich  damit  zu 
bereden  und  zu  besprechen.  Und  wie  m.  g.  h.  inen  solches  be- 
willigt und  die  rete  sementlich  ein  jeder  zu  dem  ausschuss  seiner 
lantschaft  getreuen  sein,  haben  sie  nach  gehabtem  bedacht  die  ant- 
wort  geben«:  Danken,  dass  der  Hz.  bisher  seinen  Unterthanen  den 
Frieden  erhalten,  »wolten  solchs  auch  umb  s.  f.  g.  underteniglich 
zu  verdienen  alzeit  gutwillig  befunden  werden.  Dweil  nun  s.  f.  g. 
der  vom  ausschuss  guten  rat  .  . .  begert  und  aber  solche  leufe  sich 
dermassen  .  .  .  ansehen  lassen,  dass  es  nit  wol  im  menschlichem 
verstant  gelegen  darinnen  zu  raten,  sonder  dass  allein  den  almech- 
tigen  zu  bitten,  ...  es  were  aber  ir  underteniges  bedenken,  dass 
s.  f.  g.  .  .  .  ferner  weg  und  mittel  vornemen  lassen  wolt,  damit 
s.  f.  g.  lant  und  undertanen,  wie  bishero  geschehen,  im  frieden  ge- 
halten werden  mögten  und  dass  s.  f.  g.  sich  geines  wegs  bewegen 
lassen  wolte,  einigen  krieg  oder  Widderwertigkeit  baussen  vorwissen 
der  ritterschaft  und  lantschaft  anzunemen,  wie  doch  die  vom  aus- 
schuss s.  f.  g.  desselbigen  one  das  wol  gneigt  wüsten  und  daran 
kein  zweifei  truegen;  und  in  dem  s.  f.  g.  von  jemant  hart  ange- 
muetet  wurde  sich  zu  erclieren  oder  zu  einigem  teil  zu  bewegen, 
dass  s.  f.  g.  alsdan  ire  entschuldigung  auf  die  lande  stellen,  als 
dass  sie  baussen  vorwissen  und  bewilligung  derselbigen  in  dem  fal 
sich  nit  einlassen  konten.1)  Das  weren  die  [vom]  ausschuss  mit- 
sambt  gemeinen  ritter-  und  lantschaften  underteniglichen  zu  ver- 
schulden geneigt.« 

Herzog  »hat  anstunt  und  one  besonder  bedenken  darauf  per- 
sonlich geantwort:  dass  der  friet  bisher  in  s.  f.  g.  landen  erhalten, 
seie  durch  verliehung  des  almechtigen  geschehen  und  s.  f.  g.  werk  nit 
...  Es  were  aber  s.  f.  g.  nichts  liebers  dan  dasjenige  zu  befurderen, 
das  zu  ruhe,  fridden  und  wolfart  s.  f.  g.  undertanen  reichen  mocht. 
.  .  .  Und  bedanke  sich  daneben  s.  f.  g.  des  vom  ausschuss  ge- 
gebenen ratschlags  und  bedenkens  gnediglichen,  were  auch  gemeint, 
demselben  also  nachzudenken«,  nach  Möglichkeit  das  zu  verhüten, 
was  zu  Krieg  Ursache  geben  könnte,  »und  sonderlich  in  dem  fal 
nichts  vorzunemen  noch  zu  handelen,  dan  mit  vorwissen  s.  f.  g. 
ritterschaft  und  lantschaft«. 

')  S.  S.  654  Anm.  1. 
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August  31  hat  der  Herzog  »den  vom  ausschuss  vortragen 
lassen  1.  die  gelegenheit  der  gebrechen  mit  dem  erzbischofen  zu 
Collen,  welcher  massen  dieselbige  gebrechen  an  graf  Wilhelmen  von 
Nassau  und  dem  von  Neuenar  sei.  gestalt,  auch  welcher  massen 
s.  f.  g.  hiebevor  gutlicher  handlung  gesonnen,  aber  durch  Collen 
abgeschlagen  und  doch  folgents  widderumb  zu  geschehen  begert 
worden,  und  wie  graf  Wilhelm  von  Neuenar  totlich  abgangen,  s.  f.  g. 
bei  Pfalz  und  Trier  angehalten,  umb  sich  der  Sachen  zu  beladen; 
also  Trier  derhalven  an  Collen  geschrieven  und  erstlich  unbeant- 
wort  blieven,  aber  folgens  ein  antwort  bekommen,  darinnen  doch 
Collen  den  pfalzgraven  ausgelassen  und  die  handlung  auf  Trier  und 
Nassau  bewilliget,  wie  dan  des  von  Trier  schrift  auch  den  vom 
ausschuss  vorgelesen  worden;  2.  welcher  gestalt  der  bischof  von 
Collen  s.  f.  g.  umb  hilf  und  beistant  in  diesen  geferlichen  leufen 
auf  die  alte  einigung1)  und  den  lantfridden  gefordert,  davon  auch 
die  schrift  denen  vom  ausschuss  vorgelessen  worden;  und  3.  dass 
s.  f.  g.  notig  ansehen,  in  jederm  lande  eine  gute  vestung  zu  haben, 
da  man  sich  mit  brief  und  siegelen,  wif,  kinder  und  anders  erhalten 
mocht,  mit  gnedigem  begeren,  dass  die  vom  ausschuss  iren  gueten 
rat  und  bedenken  uf  die  vurs.  drei  puncten  auch  mitteilen  wolten, 
nit  auf  die  meinung,  dass  darinnen  entlich  geschlossen,  sonderen 
allein  ratsgeweis  gehandelt  werden  solt.8) 

Die  vom  ausschuss  haben  nochmals  begert,  inen  die  rete 
zu  vergunnen,  umb  sich  mit  denen  zu  besprechen,  und  wie  solches 
geschehen,  haben  sie  durch  die  rete  antwort  gegeben:  1.  Betreff ent 
die  handlung  mit  Collen,  were  ire  undertenigst  bedenken,  wiewol 
der  bischof  und  die  seine  sich  taglich  mit  eingrif  und  neuerung 
dermassen  anstellen,  dass  m.  g.  h.  billiger  dan  sie  zu  clagen  be- 
folgt, dass  dannoch  umb  nachbarschaft  und  der  gelegenheit  willen 
besser  die  gebrechen  zu  gutlicher  handlung  zu  stellen,  dan  sonst 
mit  Unwillen  auszufuren.  Und  wiewol  nun  die  nachbarliche  ge- 
brechen veilleicht  dermassen  gestalt,  dass  sie  an  Trier  und  Nassau 
wol  zu  verlassen,  so  hette  es  doch  mit  der  irrischen  Visitation,  re- 
formation  und  dergleichen  gebrechen  einen  anderen  bescheit,  in- 
sonderheit dweil  Trier  als  ein  geistlicher  fürst  derselbiger  Sachen 


')  Vgl.  S.  91  Anm.  56b  und  S.  93  Anm.  64. 
*)  Vgl.  über  Bauten  in  Düsseldorf  im  September  1552  Lac.  Arch.  5, 
S.  238. 
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auch  zu  tun  hette,  also  dass  derhalven  wol  billig  allerlei  nach- 
denkens  zu  haben,  und  wüsten  darumb  die  vom  ausschuss  s.  f.  g. 
geins  wegs  zu  raten,  dass  s.  f.  g.  den  pfalzgraven  in  solcher  hand- 
lung  solten  ausschliessen  lassen.«  2.  Betreffs  der  dem  Erzbischof 
zu  leistenden  Hilfe  »wüsten  die  vom  ausschuss  nit,  of  sich  die  alte 
einigung  und  auch  der  lantfriet  dahin  strecken  tete,  dass  s.  f.  g. 
in  diesen  leufen  darauf  durch  Collen  allein  gefordert  werden  solt, 
sonder  hieltens  darvor,  dass  solche  forderung  in  andere  wege  ge- 
schehen muste,  und  wüsten  darumb  auch  s.  f.  g.  zu  solcher  hilf 
und  zuzug  nit  zu  raden,  dweil  s.  f.  g.  den  krieg  dardurch  unge- 
zweifelt  auf  sich  laden  wurt.  So  hetten  sich  auch  die  Colnischen 
in  s.  g.  veheden  mit  hilf  und  heistant  dermassen  nit  erzeigt,  dass 
sie  es  umb  s.  f.  g.  und  derselbigen  lande  verdient,  inen  widderumb 
viel  hilf  und  beistant  zu  beweisen.  3.  Belangent  die  beu  und 
vestungen  in  jederen  landen  Hessen  die  vom  ausschuss  sich  be- 
dunken,  das  solches  ein  dink  were,  das  s.  f.  g.,  den  undertanen 
und  landen  hochlich  von  noten,  weren  auch  ires  teils  solches  be- 
furderen  zu  helfen  geneigt.  Sie  achteten  aber  notig,  s.  f.  g.  der- 
halven mit  der  ritterschaft  und  lantschaft  ins  gemein  hette  sprechen 
und  handelen  lassen,  an  welchen  orteren  und  welcher  gestalt  solche 
vestungen  nach  gelegenheit  eines  jederen  lants  anzufangen  und  zu 
machen.  4.  Und  haven  darneven  die  vom  ausschuss  den  mereren 
teil  angeven  lassen,  dass  die  Colnischen  vast  an  allen  orteren  ein- 
griffen und  neuerungen  vornemen,  also  dass  die  notturft  wol  er- 
forderte dargegen  zu  trachten  und  gewalt  zu  keren,  damit  meines 
g.  f.  und  h.  hocheit  nit  ganz  undergetruckt  und  die  undertanen  irer 
gerechtigkeit  und  alten  gebrauchs  eines  jederen  orts  auch  nit  be- 
nomen  und  entwendet  wurden,  mit  underteniger  bit,  dass  m.  g.  h. 
derhalven  einsehens  tun  und  sich  erclieren  wolt,  wie  sie  sich  eines 
jederen  orts  damit  zu  halten.« 

Herzog  »hat  sich  der  vom  ausschuss  bedenken  auf  die  zwei 
erste  puncten  mit  Collen  der  gebrechen  und  auch  der  begerter  hilf 
halber  gnediglich  gefallen  lassen,  so  sich  dasselbige  mit  s.  f.  g. 
meinung  vergleichen  tete«.  ad  3.  Es  möchten  »sich  die  vom  aus- 
schuss mit  den  reten  eins  jederen  lants  besprechen  und  etliche  vor- 
schleg  tun,  wie  es  damit  am  besten  vorzunemen«.  ad  4.  Hz.  will 
»darauf  bedacht  sein,  wie  demselben  zu  gelegener  zeit  mit  feigen 
und  manieren  stätlich  und  nach  notturft  zu  begegnen,  wie  dan  zu 
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seiner  zeit  die  von  der  ritterschaft,   stette  und  lantschaft  s.  f.  g. 
meinung  derhalven  verneinen  werden«. 

München,  Redinghoven  XXVII,  fol.  61,  Kop.;  K.,  Caps.  1,  Nr.  3, 
fol.  185,  Kop. 

216.  Ratssitzung  in  Gegenwart  des  Herzogs.  [1552] 
September  1. 

1.  Abschied  zu  Heidelberg.  Tag  zu  Urach.  2.  Was  zu  antworten, 
wenn  der  Hz.  vom  Kaiser  um  Hilfe  ersucht  wird,  3.  was  bei  einem 
Gesuch  des  Herzogs  Moritz,  4.  was,  wenn  die  Burgundischen  verlangen, 
den  Feinden  keinen  Durchzug  zu  gestatten.  5.  Trier  wegen  der  Streitig- 
keiten mit  Köln  zu  antworten;  Pfalz  zuzuziehen.  6.  Die  Hausleute  aus- 
zusetzen; jetzt  jedoch  noch  nicht.  7.  Wegen  der  die  Unterthanen  be- 
drückenden Reiter  und  Knechte  an  die  Regentin  und  die  Befehlshaber  zu 
schreiben.  8.  Auf  das  Hüfegesuch  des  Erzbischofs  von  Köln  einstweilen 
nicht  zu  antworten.  9.  Der  bergische  Landtag  zu  berufen.  10.  Das 
Bündnis  mit  der  Stadt  Köln  zu  erneuern. 

»Auf  den  ersten  tag  septembris  ist  bei  m.  g.  f.  und  h.  im  rat 
erinnerung  geschehen  1.  der  handlung  und  abscheit  zu  Heidelberg 
und  von  dem  angestelten  tage  Aurach1)  und  ist  bedacht,  dass  m. 
g.  h.  zu  dem  vurs.  tage  schicke  und  verordne  diejenige,  s.  f.  g. 
darzu  dienlich,  bequem  und  notig  eracht;  dass  aber  s.  f.  g.  selbst 
und  eigener  person  den  vurs.  tag  besuchen  solt,  wirt  in  diesen 
kriegsleufen  der  Nidderlande,  und  auch  dweil  Kei.  M.  selbst  herab- 
kompt,  nit  vor  dienlich  angesehen,  sonderen  dass  s.  f.  g.  die  ent- 
schuldigung  bei  den  cur-  und  fursten,  so  zu  bemeltem  tage  erscheinen 
werden,  gefueglich  vorwenden  lasse,  und  dass  auf  bemeltem  dage 
nit  anders  gehandlet  oder  geschlossen  werde,  dan  was  mit  guetem 
gewissen  geschehen  kan  und  m.  g.  h.  eiden  und  pflichten  nach  sich 
geburen  wil  und  demselbigen  nit  zuwidder  ist  und  sonst  auch  vor 
Got  und  der  weit  unverweislich  sein  mag,  als  nemblich  was  zu 
ruhe,  fridden  und  gemeiner  wolfart,  auch  zu  erhaltung  und  ver- 
tedigung  der  freiheit,  Privilegien  und  gerechtigkeit  der  Teutschen 
nation  reichen  und  dienen  mag,  dergleichen  was  zu  verhuetung 
aufrur  und  Widderwertigkeit  dienlich.  Und  damit  solches  mit  desto 
besseren  schein  vor  Kei.  M.  und  sonst  jedermenniglich  geschehen 
mocht,   so  kunt  man  die  ursach  vorwenden,   dass   die   curfursten, 

*)  Über  die  geplante  Versammlung  des  Fürstenvereins  zu  Urach  vgl. 
v.  Druffel  III,  S.  602  und  644?. 
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forsten  und  stende  zu  Passau  die  Schickung  an  die  kriegscur-  und 
forsten  vor  Frankfurt  getan,  in  hofnung,  es  solt  der  friet  durch 
den  aufgerichten  vertrag  erhalten  sein,  dweil  aber  nun  solches  ge- 
felet  und  die  curforsten,  forsten  und  stende,  so  zu  Passau  gewest, 
darumb  ersucht  werden  mogten,  so  were  die  meinung  sich  derwegen 
zu  besprechen  oder,  wes  sonst  anders  vor  Ursachen  auf  der  zusamen- 
kumpst  bedacht  wurt,  im  fal  der  notturft  zu  vermelden.  2.  Ferners 
ist  erwogen,  wess  sich  m.  g.  h.  mit  antwort  verneinen  zu  lassen 
und  zu  halten,  ob  s.  f.  g.  von  Kei.  M.  gefordert  wurt,  gegen  herzog 
Mauritzen  und  andere  kriegsfursten  hilf  und  beistant  zu  tun,  und 
ist  bedacht,  dass  i.  f.  g.  sich  mit  der  gemeiner  antwort  in  dem 
fal  hette  vernemen  [zu]  lassen,  als  dass  es  eines1)  forsten  sach  nit 
were  und  s.  f.  g.  derhalven  auch  allein  nit  zu  beschweren.  3.  Der- 
gleichen ob  s.  f.  g.  von  herzog  Mauritzen  gefordert  wurt  auf  den 
verfasten  Passauischen  vertrag  und  darauf  beschehene  Schickung 
für  Frankfurt,  dass  solches  s.  f.  g.  sach  auch  allein  nit  were,  son- 
deren wes  sich  andere  cur-  und  forsten  und  stände  darinnen  halten 
wurden,  das  were  s.  f.  g.  auch  zu  tun  guetwillig,  und  stunt  der- 
halben  auf  der  beikumpst  zu  Aurach  zu  sprechen  und  sich  einer 
gemeiner  antwort  dessfals  zu  vergleichen.  4.  Item  ob  man  von  den 
Burgundischen  auf  die  einigung  gefordert,  den  feianden  keinen  durch- 
zug  zu  gestatten,  mit  erbietung,  wa  man  solches  nit  weren  kunt, 
dass  sie  alsdan  volk  schicken  und  helfen  wolten,  item  dass  man 
inen  hilf  und  beistant  tun  solte,  dass  darauf  der  bescheit  zu  geven, 
dass  m.  g.  h.  mit  niemant  zu  tun  hat  noch  auch  jemants  ursach 
geben,  s.  f.  g.  mit  gewalt  zu  überziehen  oder  durch  s.  f.  g.  landen 
zu  fallen  und  iren  zug  zu  nemen;  indem  aber  solches  geschehe, 
das  s.  f.  g.  nit  verhoffen,  so  muste  s.  f.  g.  leiden,  was  viel  andere 
forsten  und  stände  des  reichs  in  den  beschwerlichen  leufen,  als  die 
auch  damit  nicht  zu  tun  haven,  nit  hette  weren  noch  besseren 
können.  5.  Ist  auch  bedacht  nötig  zu  sein,  dass  m.  g.  h.  etliche 
zu  marggraf  Alberten  zu  schicken  und  werben  zu  lassen,  indem 
einig  zug  auf  den  Reinstraum  verordnet  werden  wolte,  da  m.  g.  h. 
landen  und  undertanen  mit  getroffen  werden  solten,  dass  der  marg- 
graf einsehens  tun  und  verordnen  lassen  wolt,  dass  m.  g.  h.  under- 
tanen verschoent  und  unbeschedigt  bleiben  mogten.  Dass  auch 
dem  bischoven  zu  Trier  geantwort  werde  auf  das  schreiben  betreffent 

')  D.  h.  eines  einzigen. 
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die  gebrechen  von  Collen,  also  dass  Pfalz  mit  dabei  gefordert  und 
geines  wegs  ausgelassen  wurt.  6.  Auch  ist  bedacht,  dass  dem 
vorigen  ratschlag  nach1)  die  hausleut  ausgesetzt  werden,  doch  mit 
foigen  und  gelegenheit  und  nit  in  dieser  zeit,  umb  ufsehens  und 
vermirkens  willen.  7.  Item  dweil  m.  g.  f.  und  h.  undertanen  fast 
mit  reuter  und  knechten  uberlagt  und  beschwert,2)  dass  derhalven 
an  die  konigin  und  auch  an  die  obersten  und  befelchsleute  ge- 
schrieben und  geworben  wert,  damit  die  undertanen  unbeschwert 
bleiben.  8.  Dem  bischof  zu  Collen  nit  zu  antwurten  auf  sein 
schreiben  betreffent  hilf  und  beistant  bis  auf  weitere  ersuchung. 
9.  Den  Bergischen  landtag  zu  bescheiden.  10.  Ferner  ist  bedacht, 
dass  die  einigung  mit  der  stat  Collen8)  verneuert  und  etwas  harter 
verfast  und  verbunden  wert,  insonderheit  dweil  man  vernimbt,  dass 
sie  darzu  geneigt  sein,  und  dass  darinnen  allein  ausgehalten  werden 
das  reich  und  die  Rom.  Kei.  M.  und  kon.  mai.« 
München,  Redinghoven  XXVII,  fol.  65,  Kop. 

216.  Hz.  Wilhelm,  Revers  für  die  Stände  von  Berg.4) 
1552  September  21. 

»Van  Götz  gnaden  wir  Wilhem  herzog  .  .  .  doin  kont:  Nach- 
dem unsere  ritterschaft,  stede  und  lantschaft  unsers  furstendombs 
van  dem  Berg  uns  itzt  gewilligt,  das  zu  erbouong  etlicher  vestungen 
in  demselbigen  unserem  furstendomb,  derglichen  zu  wedererstadung 
der  penningen  der  hievor  bewilligter  reichstuiren,  so  wir  in  an- 
sehung  der  duirer  jaren  inen  uf  ire  undertenig  anhalten  und  bitten 
gnediglich  furgestreckt,  die  stuire,  so  im  negstvergangnen  47.  jair 
ingeruimpt  gewest,  wederumb  mit  etlicher  meessigung  und  in  vier 
jaren  zu  bezalen  furgenomen  und  das  damit  die  furgestreckte  pen- 
ningen van  allen  für  diser  zeit  gewilligten  reichsstuiren,  sovil  unser 
furstendomb  Berg  belangt,  erstadet  und  unser  furstendomb  Berg 
vurs.  derselbigen  damit  erledigt  sein,  auch  das  uberig  zu  den  beuen 
gewant  werden  sol,  so  bekennen  wir  vur  uns,  unse  erven  und  na- 
komlingen  herzogen  zu  dem  Berg,  das  soliche  bewilligung  gerorter 
unser  ritterschaft,  steden  und  underdanen  unsers  furstendombs  van 


')  S.  S.  648  f. 

a)  S.  S.  663  Anm.  5.  Vgl.  auch  Nr.  217. 
*)  S.  S.  64  Anm.  32  und  S.  96  Anm.  81. 
4)  Vgl.  Nr.  249. 
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dem  Berg,  iren  erben  und  nachkoralingen  an  iren  hergebrachten 
gewonheiten,  rechten,  freiheiten  und  Privilegien  in  geinem  deil  hin- 
derlich noch  nachteilich  sein,  sonder  dieselbige  gleichwol  in  irer 
werd  und  macht  bliven  und  gehalden  werden  sullen,  one  alle  geferd 
und  argelist,  die  hiinnen  genzlich  usgescheiden  sin.  —  Urkont  der 
wairheit  haven  wir  unseren  Siegel  an  diesen  brief  doin  hangen, 
der  gegeven  ist  in  den  jaren  unsers  heren  1552  am  21.  dage  des 
monats  septembris. 

Us  bevelh  mins  g.  h.  herzogen  etc.  hochg.  J.  Ghogreff  sst. 
H.  v.  Essen.« 

Berg.  Idstd.  Arch.  Urkk.  I,  Nr.  14,  Orig. 

217.  Karl  Harst  an  Hz.  Wilhelm  (z.  T.).  Löwen  1552 
Oktober  6. 

Keine  Entschädigung  für  die  von  den  kaiserl.  Reitern  geschädigten 
jülicher  Unterthanen  erhalten.  Monatliche  Aufwendungen  des  Kaisers. 
Flotte  aus  Spanien  erwartet. 

Hat  sich  bemüht,  eine  Entschädigung  für  die  jülicher  Unter- 
thanen, welche  von  den  ksl.  Reitern  geschädigt  worden  waren,1) 
zu  erhalten.  Aber  die  Regentin  und  Viglius  haben  nur  erklärt,  die 
Reiter  seien  ja  jetzt  fort;  es  würde  künftig  nicht  wieder  vorkommen. 
»Do  dacht  ich,  das  geb  Got;  was  ist  aber  den  armen  domit  ge- 
holfen? .  .  .  Doctor  Viglius  sagt  mir,  das  kriegsvolk  hette  man 
allein  dohin  gelegert,  das  man  nit  hette  gewust,  wu  der  marggraf 
aussen  wolt  ...  (do  doch  Rossum9)  lang  vor  ankörnst  des  marg- 
grafen  die  versamlung  und  aqaemung  in  e.  f.  g.  furstentumb  Gulich 
hat  gehat!).  In  summa:  sie  hetten  gern  den  krieg  uf  eim  anderen 
grünt  gefurt.  —  Kei.  M.,  wie  man  sagt,  muss  allen  monat  viermal- 
hundertausent  gülden  haben  costen.  Ich  halt  darfur,  es  verlauf 
sich  noch  hoher.  Man  verwart  teglich  des  fluts  aus  Hispanien;  der 
sol  gelt  und  gross  gut  bringen,  wie  man  sagt.€8)  —  Löwen  1552 
Oktober  6. 

J.-Bg.,  polit  Begebenh.  Nr.  8,  Orig. 

*)  S.  vorhin  S.  669  Anm.  2. 

*)  Martin  v.  Rossem,  der  bei  der  Niederlage  des  Herzogs  im  Jahre 
1543  in  kaiserliche  Dienste  getreten  war  (Henne  8,  S.  127). 
8)  S.  Nr.  211  (S.  655). 
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218.  Karl  Harst  an  Kanzler  Qhogreff  (z.  T.).  Löwen 
1562  Oktober  6. 

Viglius  über  die  Differenzen  zwischen  dem  Hz.  und  Köln. 

Der  Präsident  Viglius  hat  ihm  gesagt,  die  Regentin  wolle,  wenn 
es  dem  Hz.  recht  wäre,  die  Differenzen  zwischen  ihm  und  dem 
Bischof  von  Köln  ausgleichen.  Viglius  meint,  »sie1)  wolten  meim 
g.  h.  nichts  versprechen.8)  Dan  sie  hetten  auch  viel  bischof  zu 
nochpurn  und  wolten  in  auch  nit  gern  zu  viel  zuvergeben  [!]. 
Wurde  auch  derenthalben  die  konigin  meim  g.  h.  nichts  gern  ab- 
sprechen. Ob  aber  der  bischof  dis  bi  der  konigin  zu  seim  vorteil 
treibt,  wie  er  vorhin  me  uf  dem  anderen  ort  practicirt  hat,  ist  mir 
nit  wissen.  Dan  es  ist  geferlich.  Sie  meinen  wol,  es  mag  etwan 
der  mangel  uf  beiden  orten  an  den  reten  sein.  Ich  sagt,  der  mangel 
were  an  meins  g.  h.  reten  nit;  wie  aber  die  uf  der  ander  seit 
weren,  wüste  ich  nit.  Dan  einmal  ist  der  bischof  hochmutig  und 
undankbar,  sagt  menneklich,  er  hette  es  mit  der  tat  erzeigt,  wiewol 
das  ist  mein  bevelh  nit  auszurichten,  Got  weiss.  Ich  sagt,  die 
geistlichen  wollen  meins  g.  h.  leut  nit  darbei  lassen;  sie  wollen 
gepieten,  visitiren,  urteilen  und  andere  puncten  me.  Hieruf  sagt 
mir  der  president:  ,In  petitorio  lassen  sie  die  geistlichen  sprechen, 
aber  in  possessorio  nit.  Do  sprechen  sie  selbs  in.  Item  wan  die 
geistlichen  oder  die  bischof  commissarien  nennen,  so  muessen  sie 
die  im  land  gesessen  under  irem  herzogen  von  Brabant  ernennen 
und  nit  die  under  dem  bischof  gesessen.  Auch  wan  sie  das  urteil 
nit  recht  sprechen,  so  underwint  sich  der  lantsfurst.4  Ich  sagt,  wan 
sie  schon  enormia  committiren  die  geistlichen  [!],  so  gibt  man  inen 
ein  leidliche  8  oder  14  tag  gefenkniss  und  macht  sie  darnach  wider 
gut.  Ich  verstoe  aber,  wie  sie  ein  grosse  ubeltat  getan,  kan  die 
darnach  der  weltlich  richter  überkommen,  so  fert  er  mit  inen  fort. 
Dis  hie  oben  angezeigt  des  Presidenten  Viglio  underredung  mit  mir 
hab  ich  .  .  .  nit  unangezeigt  wollen  lassen.«  —  Löwen  1552  Ok- 
tober 6. 

J.-Bg.,  polit.  Begebenheiten,  Nr.  8,  Orig. 


l)  D.  h.:  die  Regentin  und  ihre  Räte. 
a)  D.  h.:  absprechen. 
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219.  Bericht  über  den  niederländisch -westfälischen 
Kreistag.    Essen  1552  Oktober  29. 

1552  Oktober  29  ist  den  »stenden«  des  niederländisch-westfäl. 
Kreises  auf  dem  angestellten  Kreistag  zu  Essen  vorgetragen,  dass 
der  Hz.  als  Oberster  dieses  Kreises  durch  Kaiser  und  König  auf- 
gefordert ist,  die  Stände  des  Kreises  zu  beschreiben  und  bei  ihnen 
dahin  zu  wirken,  dass  der  gemeine  Pfennig  gemäss  dem  passauer 
Abschied  abgeliefert  werde,  und  dass  ein  königl.  Gesandter  an  den 
Hz.  abgefertigt  ist,  um  die  Ablieferung  des  gemeinen  Pfennigs  zu 
verlangen.1)  Der  Kreistag  tritt  nun  in  Beratung  über  Zeit  und  Ort 
der  Ablieferung  und  über  die  Personen,  an  die  der  gemeine  Pfennig 
abzuliefern  ist.  Nun  Protokoll  über  die  Umfrage  bei  den  einzelnen 
Ständen.  Die  »Gulische  gesandten«  erklären:  »M.  g.  h.  kan  nit 
anders  bedenken,  dan  das  in  diser  teuerung  und  beswerung  wol 
notiger  den  armen  luiden  etwas  mitzuteilen  dan  weiter  abzuforderen, 
auch  in  disen  leufen  zu  beschutzung  der  lande  wol  notig.  Idoch 
dweil  de  höchste  notturft  erfordert  [!]  und  die  stuir  zuvor  gewilligt, 
so  wulte  s.  f.  g.  ire  resten  [?  kesten?]  uberlieveren.  .  .  .« 

Es  wird  dann  beschlossen,  dass  die  Ablieferung  in  Köln,  ferner 
an  welche  Einnehmer  sie  geschehen  soll.  »Item  den  gemeinen 
pfennig  zusamen  in  ein  truhe  zu  schudden.«  Diejenigen,  die  »ire 
truhen  fertig  haben«,  sollen  sie  in  Köln  am  10.  Dzb.  (»und  die 
innemer  mit  iren  schlusselen  mit  dahin«),  diejenigen,  »welche  ire 
truhen  noch  nit  fertig  haben,  sechs  wochen  darnach,  nemlich  den 
22.  januarii,«  einbringen.9) 

RV.,  Nr.  19,  Orig.  (von  dem  Protokoll  an  von  der  Hand  des  Ger- 
hard von  Jülich). 

')  RV.  Nr.  19  (Orig.):  Dr.  Gerhard  v.  Aich,  Gesandter  des  römischen 
Königs,  Werbung  bei  Hz.  Wilhelm  (i.  v.  das  Datum:  1552  Okt.  11): 
,Der  Hz.  hat  sich  gegen  den  König  in  Passau  vernehmen  lassen,  dass 
der  gemeine  Pfennig  in  seinen  Landen  »schoin  inbracht  und  s.  f.  g. 
gneigt  und  willig  were«,  ihn  dem  König  schleunigst  zukommen  zu  lassen. 
Jetzt  möchte  der  Hz.  es  thun/ 

8)  Über  die  Beschlüsse  dieses  Kreistages  berichtet  Hz.  Wilhelm  an 
Kurpfalz  Novb.  1  bei  v.  Druffel  II,  Nr.  1815.  Druffel  bemerkt  dazu: 
,man  darf  aus  dem  obigen  nicht  folgern,  dass  der  gemeine  Pfennig 
wirklich  bezahlt  worden  sei;  die  meisten  Stände  zogen  es  vor,  sich  mit 
dem  König  Ferdinand  über  Pauschalsummen  zu  vergleichen'.  Für  Gleve 
ist  der  gemeine  Pfennig,  nach  den  Landtagsakten  von  Gleve-Mark  im 
Staatsarchiv   von  Münster    zu   schliessen,    am    10.  Dzb.  dem   Kreistags- 
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220.  Bäte  und  Verordnete,  Verhandlung  mit  den 
unterbergischen  Geistlichen.    Düsseldorf  1652  Dezbr.  29. 

»Angezichent  zu  Dusseldorf  den  29.  decembris  1552  praesenti- 
bus  cancellario,  Herman  und  Lutgen  v.  Winkelhusen,  amptm.  Anger- 
mont,  burgermeister  v.  Dusseldorf  und  Ratingen.« 

Am  29.  Dzb.  1552  wird  den  Geistlichen  im  Fürstentum  Berg1) 
vorgetragen:  1548  ist  zu  Augsburg  »der  furrat  bewilligt«,  wozu 
jeder,  ohne  Rücksicht  auf  Exemtionen,  beitragen  soll,  »derglichen 
das  bougelt  in  fünf  terminen  gewilligt,  welchs  auch  ein  jeder  zu 
entrichten  schuldig  gewest«.  Da  der  Vorrat  zu  der  Belagerung  von 
Magdeburg  aufgegangen,  ist  seine  Ergänzung  1551  zu  Nürnberg  be- 
willigt. Diese  vom  Hz.  auf  Bitte  der  Landschaft  vorgestreckten 
Steuern  hat  die  Landschaft  ihm  jetzt  zu  erstatten  beschlossen,  je- 
doch mit  der  Massgabe,  dass  er  auch  die  Geistlichen  berufe  und 
mit  einem  jeden  »uf  einen  sicheren  penning«  vertrage,  wogegen 
»alle  ire  gueter  im  furstentumb  Berg  gelegen«  von  einer  anderen 
Steuer  frei  sein  sollen.  »Wie  auch  die  Overbergschen  geistlichen 
diserhalb  itzt  uf  Bensbur  bescheiden,  umb  sich  gleichfals  zu  ver- 
dragen.«  Die  Geistlichen:  Wie  hoch  sich  die  ,Summe  der  ganzen 
Landschaft4  belaufe?  Wollen  danach  die  Sache  an  die  ihrigen 
bringen.  Räte  und  Verordnete:  In  den  Berufungsschreiben  sind 
die  Ursachen  der  Berufung  angegeben  gewesen,  so  dass  es  des 
Heimbringens  nicht  bedarf.  Geistliche:  Sind  »willig,  sich  ein  ider 
für  sich  zu  vergleichen«;  bitten  nur  wegen  der  teuern  Zeit,  dass 
sie  nach  Möglichkeit  »gnediglich  .  .  .  tractirt  werden  mögen«.  Räte 
und  Verordnete:   Die  Steuern   sind  vom  Reichstag  bewilligt  und 


beschluss  entsprechend  gezahlt  worden.  Über  die  anderen  hzgl.  Länder 
enthält  ein  hzgl.  Schreiben  d.  d.  to  Zyrn  1552  Novb.  9  an  einen  Rat 
wenigstens  eine  Andeutung:  ,soll  die  Obereinnehmer  von  Gleve  und 
Mark  bescheiden  und  ihnen  den  essendischen  Abschied  vermelden,  damit 
sie  mit  ihren  Truhen  und  Schlüsseln  den  10.  Dzb.  zu  Köln  erscheinen, 
»wie  solchs  den  overinnemern  der  ander  unser  landen  glichsfals  sol  ter- 
kennen  gegeven  werden«4.  Münster,  Cl.-M.,  Landstände  Nr.  5,  fol.  39,  Kpt. 
')  Obwohl  hier  von  den  Geistlichen  schlechthin  die  Rede  ist,  so 
zeigt  doch  der  Hinweis  auf  die  Versammlung  der  »Overbergschen«  in 
Bensberg  (s.  nachher),  dass  es  sich  in  unserem  Aktenstück  nur  um  die 
unterbergischen  Geistlichen  handelt.  Der  Bericht  über  die  Verhandlung 
der  Räte  und  Verordneten  mit  den  oberbergischen  Geistlichen  in  Bens- 
berg*  gleichfalls  am  29.  Dzb.,  steht  fol.  113  (auch  hier  findet  eine  Be- 
willigung statt). 

13 
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kommen  dem  Hz.  nicht  zu  gut.  Den  Unterthanen  wird  es  auch 
schwer  sie  zu  zahlen.  »Man  wulte  einen  idern  besonder  forderen 
und  nach  gelegenheit  gutlich  .  .  .  mit  ime  verdragen.« 

Räte  und  Verordnete  haben  »den  v.  Aldenberg  geheischt 
400  ggl.  oder  taler  oder  in  2  terminen«  je  150  Ggl  wenigstens. 
Gesandte:  Wollen  die  Sache  an  den  Abt  bringen;  bitten  noch 
um  etwas  erlassen  zu  werden.  Räte  und  Verordnete:  Die  von 
der  Landschaft  bewilligte  Summe  beträgt  über  25000  Ggl.  Die 
ersten  150  Ggl.  sind  nächste  Halbfasten,  die  andern  150  Halbfasten 
über  ein  Jahr  zu  zahlen.  »Nota« :  Gesandte  von  Altenberg  haben 
gebeten,  »den  zedel«  an  den  Abt  zu  bringen.  »Welchs  inen  ver- 
gont.  Und  ist  bei  den  reten  und  verordenten  bedacht,  wa  der  abt 
und  convent  de  250  ggl.  anbieten  wurden,  das  sie  dairbei  zu  laissen. 
Im  fal  sie  aber  die  nit  anbieten  wurden,  so  hette  man  es  bei  den 
300  ggl.  zu  lassen.« 

(Weiter  wird  noch  mit  anderen  Geistlichen  verhandelt.  Ich  er- 
wähne daraus  nur:  Das  Kapitel  zu  Düsseldorf  wird  auf  140  Ggl. 
gesetzt,  »damit  alle  ire  guder  zu  quiten,  usgescheiden,  ob  sie  schoss- 
gueder1)  hetten;  dieselbige  werden  in  diser  stuiren  nit  geloist«.) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  102,  Orig. 

221.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Karl  Harst  an  die 
Regentin  der  Niederlande  (z.  T.).  Düsseldorf  1663  Fe- 
bruar 21. 

Die  Regentin  möchte  die  Aufhebung  des  für  die  ksl.  Lande  er- 
lassenen Ausfuhrverbotes  bewirken.  Nebengedenken:  Entschuldigung 
wegen    des   hzgl.   Ausfuhrverbotes.      Zusammenkunft   des   Fürstenvereins. 

»Gedenken  für  dr.  Karlen  Harst,  wes  er  uf  heiligende  credenz2) 
bei  der  koniginnen  werben  und  handien  sol.« 

Die  hzgl.  Unterthanen  beschweren  sich  sehr,  >das  in  Kei.  M. 
landen  verboten,  gein  proviand  buissen  lantz  zu  fueren,  auch  irer 
vielen,  die  van  solichem  verbot  nit  gewust,  die  proviand,  die  sie 
gegolden  oder  umb  körn  und  andere  war  gebuit,  mit  den  schiffen 
hin  und  wider  angehalten«.  Die  Königin  möchte  veranlassen,  dass 
das  Verbot  aufgehoben  werde  und  den  hzgl.  Unterthanen  »die  provi- 
and wie  furhin  unverhindert  folgen  mog,  wie  der  Kei.  M.  undertanen 

')  Vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  64  und  70. 
*)  Hier  nicht. 
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in  seiner  f.  g.  landen  die  kaufmanschaft,  gewerb  und  hantierung 
frei  und  unverletzt  zugelassen  wirdet.  Im  fal  aber  solichs  ins  ge- 
mein ehe  nit  sein  kunte,  das  doch  dan  zum  wenigsten,  wes  für 
Verkündigung  des  Verbots  gegolden,  verbuit  und  geladen,  passirt 
werden  mochte.«  —  Düsseldorf  1553  Februar  21. 

»Nebengedenken  für  dr.  Karl. 

...  Im  fal  uf  den  artickel  de  proviand  belangen  dem  doctor  fur- 
geworfen,  wie  m.  g.  h.  auch  verboten,  geine  fruchten  uswendig  zu 
fueren,1)  daruf  zu  sagen,  wie  solichs  umb  der  armer  luide  und 
groisser  duirung  wil  geschehen,  auch  allein  von  roggen  und  gersten, 
und  doch  solich  verbot  nit  ehe  usgangen,  dan  als  in  allen  Kei.  M. 
landen  furhin  verboten  gewest,  gein  fruchten  uberal  uszufueren. 

Wa  auch  gefragt,  wa  und  wanehe  die  beikumpst  der  cur-  und 
fursten  sein  sol,  zu  sagen«:   vermutlich  zu  Heilbronn  nach  Oculi.*) 

J.-Bg.,  polit.  Begebenh.,  Nr.  8,  Kpt.  (zum  grössten  Teil  von  der 
Hand  des  Gerhard  von  Jülich). 

222.  Karl  Harst  an  Kanzler  Qhogreff.  Brüssel  1563 
März  15. 

Der  Kaiser  ist  damit  einverstanden,  dass  sich  der  Hz.  persön- 
lich nach  Heidelberg  begebe.8)  Er  will  > denselben  cur-  und  fursten 
auch  derenthalben  schreiben.  Ich  glaub  auch,  der  von  Arras  hat 
es  wol  verstanden  und  behalten.  Dan  neben  solchem  schreiben 
werden  sie  meins  erachtens  auch  einen  hinuf  schicken  und  darunder 
mischlen,  wie  sie  kinnen.  .  .  .«     Brüssel  1553  März  15. 

!)  Über  ältere  Ausfuhrverbote  in  den  hzgl.  Landen  s.  oben  S.  145  f. 

a)  Vgl.  hzgl.  Instruktion  für  Dr.  Karl  Harst  als  Gesandten  an  den 
Kaiser  (z.  T.):  ,Wegen  des  wieder  im  Reich  vorhandenen  Zwiespaltes, 
namentlich  zwischen  Markgraf  Albrecht  von  Brandenburg  und  den  Bischöfen 
von  Würzburg  und  Bamberg,  wollen  Pfalz,  Baiern  und  Württemberg 
persönlich  zusammenkommen,  um  »gutliche  handlung  furzunemen,  darzu 
sie  dan  s.  f.  g.  auch  erfordert«.  Obwohl  nun  der  Hz.  alles,  was  zur 
Beseitigimg  jenes  Zwiespaltes  und  Herstellung  beständigen  Friedens  im 
Reiche  dienlich  ist,  befördern  helfen  will,  wie  er  im  vergangenen  Jahre 
»neben  andern  irer  M.  gehorsamen  cur-  und  fursten  sich  gleichsfals  be- 
flissen«, so  will  er  sich  doch  ohne  des  Kaisers  Vorwissen  persönlich 
nicht  zu  jener  Zusammenkunft  begeben.  Der  Kaiser  möchte  ihm  sein 
»bedenken  und  gefallen  hierinnen«  mitteilen.  —  Düsseldorf  1553  Fe- 
bruar 20.'     J.-B.,  polit.  Bgbh.  Nr.  8,  Kpt. 

»)  S.  Anm.  2. 
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Nachschrift  (z.  T.):  »Etlichen  schifleuten,  die  ire  proviand 
in  spetie  haben  anzeigt,1)  wil  man  lassen  uf  dismal  passirn.  0.2) 
was  nachpurlich  fruntschaft.  0.  mutterlin,  mom  und  gevatterin  etc. 
Das  ist  der  vertrag,  das  sie  sollen  zammen  hantieren,  als  wan  beide 
teils8)  under  einem  hern  gesessen  weren.  Wirt  wol  gehalten.  Es 
reimt  sich  gar  wol.  .  .  .« 

J.-Bg.,  polit.  Begebenh.,  Nr.   8,  Orig. 


Karl  Harst  an  Olisleger.    Brüssel  1563  März  17. 

1.  Stellung  des  Kaisers  zur  Reise  des  Herzogs  (nach  Heidelberg). 
2.  Das  Ausfuhrverbot  für  die  ksl.  Niederlande.  Geringe  Bedeutung  der 
Milderungen.  Was  man  dem  Erzbischof  von  Köln  bewilligt.  —  Harst 
will  nach  Löwen  gehen. 

».  .  .  .  Dieweil  i.  M.  krank  ist,  so  geet  es  hie  gemechlich  zu 
nach  alter  gewonheit.«  1.  Was  die  Reise  des  Herzogs  betrifft,  so 
»hette  man  wol  nit  dorfen  also  viel  difficultet  daraus  machen. 
Kei  M.  losst  im  wol  gefallen,  das  u.  g.  h.  hinuf  zu  anderen  cur- 
und  fursten  reise,«  um  Frieden  und  Einigkeit  im  Reiche  herstellen 
zu  helfen.  Der  Kaiser  wird  denselben  Fürsten  auch  schreiben  »und 
under  solchem  schein  vleicht  jemants  auch  hinufschicken,  umb  zu 
verneinen,  was  man  guts  schaft  etc.  Dis  anhalten  und  Kei.  M. 
bedenkens  hierin  zu  erfaren  .  .  .  hat  mir  nie  gefallen,  und  wolt 
auch  noch,  das  es  underlassen  were.  Sie  nemen  oder  verstan  es 
recht  hie,  wie  sie  wollen.  Das  loss  ich  nun  dorbei  bleiben.  2. 
Der  armen  schif-  und  kaufleut  halben«  haben  die  hiesigen  »gar 
wenig  mitleiden.  ...  Ich  kan  auch  nit  spuren,  das  hie  solche 
teurung  oder  mangel  ist  an  heringen  und  buttern,  wiewol  es  ist, 
wan  man  es  ausrechnet,  nimmer  hie  wolfeil.  Aber  es  bedunkt  mich 
mer  ein  trutz  sein  oder  vleicht  gern  ein  neue  licentien  machen  wie 

')  Vgl.  Karl  Harst  an  Hz.  Wilhelm  d.  d.  Brüssel  1553  März  13 
(ebenda,  Orig.):  ...  »Es  hat  ...  die  konigin  ebendieselb  antwurt  geben 
der  stat  Coln  wie  mir,  noch  min  noch  me,  wie  her  Arnolt  von  Siegen 
mir  selbs  gesagt  hat,  nemlich  die  von  Coln  sollen  in  spetie  anzeigen, 
was  und  wieviel  die  schifleut  geladen  haben,  qualitatem  et  quantitatem.« 
Auf  einem  beiliegenden  Zettel  bemerkt  Harst:  »Man  hat  etlichen  schif- 
leuten, e.  f.  g.  undertonen,  die  ire  proviand  habben  anzeigt,  ein  pass- 
port  erkant,  habben  nit  viel  geladen  gehat,  und  die  armen  leut  sunder 
mitleiden  —  [ein  unleserliches  Wort],  Ich  verstoe  mich  der  handlung 
nit.     Got  vergeh  es  inen.     Gedult  ist  gut.« 

*)  Eine  Chiffre,  von  der  eine  Auflösung  nicht  beiliegt. 

8)  D.  h.:  Teile. 
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in  Engellant,  das  niemants  aus  miest  faren,  er  hette  vorhin  ein 
licentien  vom  hof  erkauft.  Ich  hab  auch  angehalten,  das  man 
schribe  canzler  und  raeten  zu  Arnhem,  das  dieselbigen  hetten  be- 
velh, das  die  armen  leut  nit  lenger  ufgehalten  wurden,  sunder 
passirn  mochten,  hab  es  aber  nit  erhalten.  Man  hat  ein  passport 
gestelt  uf  dieginnige,  die  ire  proviand  in  spetie  haben  anzeigt.  Aber 
canzler  und  rat  zu  Arnhem  haben  nit  weiter  bevelh,  wie  mir  der 
presedent  sagt,  dan  zu  lassen  passirn  proviand  vor  fursten  zu  irer 
eigner  notturft  und  kuchen.  Sunst  hetten  sie  wider  der  konigin 
bevelh  nicht  zu  moderiren.  Das  man  inen  vor  drien  wochen  gen 
Arnhem  hat  geschriben  gehat,  was  die  schifleut  geladen  hand,  da- 
von haben  die  baccalarii  hieher  nichts  entboten  [!].  Auch  solt  man 
dem  canzler  zu  Arnhem  bevelh  haben  geben,  mochte  costen  disigen 
hier  druf  sein  gangen  mit  dem  botenlon,  darum  nemt  uf  dismal  die 
passport  vor  gut  an  und  uf  dismal  gedult  tragen  [!].  Man  wirt  den 
von  Coln  eben  als  viel  zulassen  als  meins  g.  h.  armen  undertonen. 
Her  Amt  von  Sigen  ist  hie,  und  wir  gemessen  unser  mutterlin, 
mome  und  gefatterschaft.  Das  ich  aber  solte  anhalten  vor  meins 
g.  h.  kuchen  und  notturft  umb  ein  pasport,  hab  ich  mit  ufsatz  under- 
lassen.  Dan  es  ist  meim  g.  h.  mer  ein  Verkleinerung,  und  man 
solte  alsbald  ein  gebrauch  doraus  machen,  wiewol  der  bischof  von 
Coln  hat  ein  passport  begert  vor  seine  notturft  und  kuchen.  Das 
haben  sie  im  ex  spetiali  gratia  zugelassen,  dieweil  er  also  gut  Bur- 
gundisch  ist.  Ach  der  gut  pater  wirt  vleicht  mit  sampt  seinen 
geistlichen  vettern  vor  uns1)  bitten,  das  wir  im  also  gnedig  hie 
sind  und  lassen  im  volgen  speck  und  hering.  Hie  schick  ich  uch 
die  fruntlich  passport.  Moegen  sie  eim  schifman  nach  dem  anderen 
reichen.  Ich  hab  nit  mer  kinnen  erlangen.  Die  anderen  armen 
gesellen,  die  ire  proviand  nit  haben  anzeigt,  werden  miessen  pleiben. 
Und  die  ire  proviand  in  der  passport  ernant  haben  anzeigt  [!],  ist 
der  arbeit  nit  wert.  Allein  das  man  erzeigt,  was  gemiets  sie  gegen 
iren  nachpurn  sind  und  vereinigt  frunden  sind,  nemlich  das  sie 
handelen  und  werben  sollen  nit  anders,  als  wan  sie  under  einem 
hern  weren  gesessen.  ...  Ich  bin  der  meinung  nit  lang  hie  zu 
verpleiben,  wil  mich  wider  uf  Loven  zu  minen  buchern  verfugen.  . . .« 
Brüssel  1553  März  17. 

J.-Bg.,  polit.  Begebenh.  Nr.  8,  Orig. 

♦ 

')  D.  h.:  für  die  Brabanter.     »bitten«:  beten. 
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224.  Instruktion  für  die  Verhandlung  mit  dem  Aus- 
schußs  von  Jülich-Berg.    [Düsseldorf  1563  April  17.] 

Reise  des  Herzogs  nach  Heidelberg.  Verhandlungen  daselbst.  Zu- 
sammenkunft zu  Neuenschloss.  Zwischen  Erzb.  Köln  und  Hz.  ein  Tag 
zu  Oberwesel  angesetzt.  Streit  zwischen  Münster  und  Braunschweig. 
Sicherheitsmassregeln.     Wie  ein  Land  dem  andern  Hilfe  leisten  soll. 

»Mit  dem  usschoss  zu  sprechen  17.  aprilis  ao.  53  Dusseldorf.1) 
Erstlich  bericht  zu  geven,  wes  Ursachen  s.  f.  g.  in  der  eil 
hinufgezogen,  nemblich  uf  erforderen  der  cur-  und  fursten.«  Der 
Hz.  hat  zuerst  seine  Räte  hingeschickt,  in  der  Hoffnung,  dass  ihm 
selbst  die  Reise  erlassen  bliebe.  Doch  haben  die  Fürsten  in  noch- 
maligem Schreiben  seine  persönliche  Gegenwart  verlangt.  Die  Zeit 
war  dann  zu  kurz,  es  vorher  den  Landen  anzuzeigen.  Tags  nach 
der  Ankunft  des  Herzogs  in  Heidelberg2)  sind  auch  Mainz  und  Trier 
erschienen.  »Das  möglicher  weis  furgewandt,  Wurzburg,  Bamberg 
und  den  marggraven  zu  verdragen.  Das  Wirtenberg  und  Duitsch- 
meister  verglichen  sein.  Das  man  allen  fleiss  furgewandt,  wie  al 
unverstant  zusehen  den  stenden  zu  vertragen  sein  mög.  Das  aller- 
lei fruntliche  underredung  gewest  von  gemeinem  fridden  und  wol- 
fart  und  verhuetung  gemeines  Überzugs.  Nota:  Sachsen  under  ein- 
andern.  Hessen-Nassau.  Braunsweich  und  andere  derglichen.  Das 
man  sich  einer  freuntlicher  einigung  und  verstenteniss  zur  gegenwer 

*)  fol.  114  der  Bericht  über  die  erfolgte  Verhandlung :  ,Am  17.  April 
»ao.  53  Dusseldorf  in  bisin  meins  g.  h.,«  Kanzler  Gogref,  Hofmeister 
Hosteden,  Marschall  Plettenberg,  Winkelhusen,  Brüchtenmeister  Lei,  Hof- 
meister Lei,  Drimborn,  Kammermeister  Harf,  Bernsau  »ist  dem  vam 
usschoss  der  lande  Gulich  und  Berg  die  meinung  und  gelegenheit  für- 
getragen,  wie  in  biligender  anzeichnuss  [Nr.  224]  vermelt«.  Ausserdem 
über  »hz.  Philip  Magnus  begern  des  durchzugs  und  provanden  halber 
und  mit  was  bevelh  der  marschalk  Reck  daruf  disen  morgen  abgefer- 
tigt. .  .  .«  Der  Ausschuss  möchte  seinen  Rat  und  Bedenken  darüber 
mitteilen.' 

a)  Am  12.  März  reiste  der  Hz.  nach  Heidelberg  ab,  traf  am  20. 
ein,  war  am  2.  April  in  Neuenschloss,  kehrte  am  11.  April  nach  Düssel- 
dorf zurück.  Lac.  Arch.  5,  S.  227.  Der  Heidelberger  Bund  wurde  am 
29.  März  1653  geschlossen.  Orig.  der  Urk.:  J.-Bg.,  Urkk.  Nr.  3919. 
Ein  »bericht  etlicher  handlong  zu  Heidelberg  und  Neuensloss«  in:  J.-B., 
pol.  Beg.  Nr.  8.  Weitere  Aktenstücke  zur  Geschichte  dieses  Bundes 
(auch  aus  den  folgenden  Jahren):  RV.  Nr.  26.  Vgl.  Häberlin  2,  S.  364  ff. 
Ober  den  Abschied  zum  Neuenschloss  (April  4)  s.  Kugler,  Christoph  Hz. 
v.  Wirtemberg  I,  S.  26B. 
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verglichen,  da  imantz  widder  den  lantfridden  wulte  besweert  werden. 
Dergleichen  van  Überlegung  und  beswerung  kriegsfolks.  Das  die 
cur-  und  fursten  van  Heidelberg  zum  Neuenschloss  geruckt,  dahin 
hz.  Moritz  auch  kommen;  daselbst  gleichsfals,  was  zu  fridden  und 
eindracht  dienlich,  underret.«  Zwischen  Erzb.  Köln  und  dem  Hz.  ist 
eine  Zusammenkunft  zu  Oberwesel1)  angesetzt,  wohin  auch  Trier, 
Pfalz  und  Nassau  persönlich,  sowie  der  Hz.  selbst  kommen  werden. 
»Nota:  gebrechen  zusehen  Munster  und  Braunsweich.8)  Das  in 
disen  geferlichen  zeiten  notig,  gute  fursehung  zu  tun.  Derhalber 
s.  f.  g.  bedacht,«  denen  von  der  Ritterschaft  zu  schreiben,  sich  ge- 
rüstet zu  halten  und  einheimisch  zu  bleiben.  »Gemein  bevelh,  das 
sich  niemant  on  furwissen  meins  g.  h.  in  uswendige  diensten  sol 
begeben,  noch  auch  widder  den  lantfridden  gebrauchen  lassen. 
Schrift  an  de  uslendige  lehenluide.  Verordnung  van  rustung  der 
lehenluide,  so  nit  vam  adel,  sonder  freie  und  sadelguter  haben. 
Ussetzung  etlicher  werhaftiger  personen  us  iderm  ampt  und  gericht.8) 
Dergleichen  in  den  steden  und  vlecken.  Underredung,  Verordnung 
und  verglichung,  wie  ein  furstentumb  oder  lant  dem  andern  im  fal 
der  notturft  zu  reddung  und  beschutzung  irer  aller  zuziehen  sol. 
Wie  die  ritterschaft  und  andere  undertanen  wederumb  in  gude 
rustung  zu  stellen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  115,  Orig. 

226.  Karl  Harst  an  Hz.  Wilhelm  (z.  T.).  Brüssel  1663 
April  22. 

Viglius  dankt  für  Wein  und  Wildpret.  Belästigungen  durch  die 
fremden  Reiter  zu  befürchten.  Granvella  verspricht  für  den  alten  Kur- 
fürsten von  Sachsen  thätig  zu  sein.  Wie  die  Besteuerung  der  hzgl. 
Häuser  in  Brüssel  abzuwenden? 


*)  Die  Zusammenkunft  fand  zu  Bacharach  April  30  bis  Mai  11 
statt.  Lac.  Arch.  5,  S.  228  f.  Vgl.  hierzu  Karl  Harst  an  Hz.  Wilhelm 
(z.  T.)  1553  Juli  2:  ,Manche  sagen  hier,  der  Hz.  sei  mit  dem  Bischof 
von  Köln  »vertragen«.  Andere  sagen,  nein.  »Ich  glaub  auch,  e.  f.  g. 
seie  nicht  dran.  Dan  die  geistlichen  vetter  irren  sich  fast,  habben  nichts 
acht  uf  diese  weit  leufe.  Wan  sie  sich  in  die  sachen  recht  schickten, 
fruntlich  sich  zu  iren  nachpurn  hüten,  wolt  ich  nit  wol  reten  [d.  h.: 
reden].«'     J.-Bg.,  pol.  Beg.,  Nr.  8,  Orig. 

a)  Vgl.  osnabrücker  Geschichtsquellen  H,  S.  297  ff. 

a)  Vgl.  Nr.  215  §.  6  (S.  669). 
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Der   Präsident   Viglius  hat    »e.  f.  g.   des  weins  und  wiltprets 
ganz  underteniglich  gedankt.1)    Wu  e.  f.  g.    von  den  reitern8)   nit 


l)  Es  scheint  nach  dem  Zusammenhange,  dass  die  Gaben  den  Prä- 
sidenten betreffs  der  Reiter  günstig  stimmen  sollten.  Ein  Verzeichnis 
von  »honoraria«,  die  im  folgenden  Jahre  nach  Brüssel  geschickt  wurden, 
s.  Cl.-M.,  Vh.  zu  Geldern,  Nr.  49a,  Orig.:  »In  ao.  54  sin  dese  wine 
bestelt  in  mense  januario:  Bischof  Arras  2  stuck  (ider  van  7  aemen). 
President  Viglius  1  stuck  van  7  aem  5  ferdel.«  Der  Herr  v.  Berlemont, 
der  »audiencier«,  der  Kanzler  in  Gelderland  u.  s.  w.  erhalten  auch  Wein. 
Ausserdem  bekommen  sie  noch  anderes:  so:  der  Bischof  von  Arras: 
»1  swin  1  lihe«.  Präsident  Viglius:  »1  vette  lie«.  Der  Herr  v.  Berle- 
mont »1  lihe«  u.  s.  w.  Auf  einem  anderen  beiliegenden  Verzeichnis 
steht  i.  v.:  »win  als  dismails  in  Brabant  gesant  worden  ao.  1554  mense 
januario  et  februario«. 

*)  Vgl.  hzgl.  Räte  an  Karl  Harst:  ,Übersenden  ihm  eine  Instruktion, 
wonach  er  bei  dem  Kaiser  und  der  Königin  wegen  der  schwarzen  Reiter 
anhalten  soll.  Düsseldorf  1563  April  12/  J.-Bg.,  polit.  Beg.,  Nr.  8, 
Kpt.  Ebenda  (Kpt.)  die  Instruktion,  vom  selben  Datum:  ,.  .  .  »Nach- 
dem etliche  reisigen,  Behemen,  Holsteiner  und  andere  swarze  ruiter  on- 
geferlich  an  die  1000  pert  ein  lange  zeit  nach  dem  ufbruch  vur  Metz 
in  dem  stift  van  Trier  und  der  oirt  gelegen  und  den  underdanen  groissen 
merklichen  schaden  gedain,  sich  ouch  folgens  im  stift  Coln  begeben  zu 
nit  geringer  beschwerong  der  underdanen  und  etliche  von  denselbigen 
sich  verneinen  laissen,  wie  si  noch  ongefeirlich  van  der  zeit  an  ein  acht 
dage  verbliven  und  folgens  sich  der  oirt  begeben  wurden,  dahin  si  be- 
scheiden, daerin  si  noch  fursten  noch  imant  anders  ansehen  wulten,  das 
sie  ouch  zu  Brüssel  geschickt  und  antwort  gewertich  weren,  wie  si  dan 
ouch  allerneigst  bi  dem  furstendomb  Guilich  sich  begeben.  Nu  hetten 
die  underdanen  vernomen,  was  verderblichen  schaden  si  den  nachbaren 
zugefuegt,«  und  deshalb  mit  Rücksicht  auf  die  ihnen  drohende  Gefahr, 
ferner  »in  ansehung  der  groisser  deurong«  und  weil  sie  »im  vergangen 
jar  mit  Überlegung  reuter  und  knecht«  und  mit  Durchzügen  beschädigt 
worden,  den  Hz.  gebeten,  sie  davor  zu  schützen.  Da  der  Hz.  nicht 
weiss,  ob  die  Reiter  schon  ,erlaubtc  oder  ob  sie  noch  in  des  Kaisers 
Dienst  sind  »oder  was  ire  bevelh  ist,«  so  soll  Harst  sich  deswegen  bei 
Kaiser  und  Königin  erkundigen.  Falls  sie  noch  im  ksl.  Dienst  sind,  so 
möchten  Kaiser  und  Königin  befehlen,  dass  »die  ruiter  sich  geins  weigs 
mit  legerong,  durchzehen  oder  iniche  andere  wege  uf  s.  f.  g.  underdanen, 
lehen-  und  schirmsverwanten  begeben  noch  die  in  andere  wege  be- 
schweren«. Wenn  einige  mutwillige  »darüber  s.  f.  g.  oder  die  ire  über- 
fallen und  beschweren  wurden,«  so  möchten  Kaiser  und  Königin  »gein 
ongenedigs  missfallen  nemen,  das  die  darfur  der  geboer  angesehen,  ge- 
straift  und  gezucht  [!]  werden  mochten,  damit  vilerlei  wederwerdigheit, 
onverstant  und  ufspraich  vermiden  wurden.  Dan  wa  die  underdonen 
dermassen  (wie  geschiel)  ferner  beschweirt  und  gereizt  wurden,  stunt  zu 
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geiseler  hat  und  sie  bei  einander  verpleiben,  so  ist  zu  besorgen, 
das  sie  an  den  grenzen  in  e.  f.  g.  landen  nit  sunder  schaden  der 
undertanen  werden  abscheiden.«  —  Als  Granvella  von  »herzog 
Moritzen  und  dem  alten  gebornen  cur  fursten«  sprach,  »do  bat  ich 
sein  g.,  wu  es  zu  Widerhandlung  mit  den  beiden  kerne,  das  dan 
sein  g.  im  wolt  lassen  bevolhen  sein  den  frommen  alten  fursten. 
Doruf  sagt  er,  das  wolt  er  tun,  und  er  hette  auch  vorig  mol  das 
best  tan;  darzu  wüste  niemants  besser  kuntschaft  zu  geben  dan  ich. 
Do  dacht  ich  me,  dan  ich  sagte.  —  Es  wil  mich  bedunken,  sie 
habben  verwilligt  die  stet  [!  den  Städten?],  in  [!  auf  die  Kamine  zu 
legen?]  die  camin  oder  schorstein  jerlichs  ein  gülden  zu  geben.  Ich 
besorg,  sie  werden  von  e.  f.  g.  heusern  zu  Brüssel  auch  solchs 
begeren.  Dan  sie  werden  sie  neben  andern  burgern-  und  bauern- 
heusern  mit  rechnen.  Dan  man  wil  sagen,  es  sol  niemants  frei 
sein.  So  werden  sie  es  auch  suchen  allenthalben,  wu  sie  können. 
Doruf  were  von  noten  bedacht  zu  sein,  wes  man  antwurten  wolt. 
Dan  eins  fursten  haus  neben  eins  gemeinen  haus  zu  rechnen  und 
zu  schetzen  were  schimpflich.  .  .  .«  Brüssel  1553  April  22. 
J.-Bg.,pol.  Beg.,  Nr.  8,  Orig. 

226.    Verhandlung   mit  dem  Ausschuss  von  Jülich. 
Oaster  1663  August  26. l) 

Austeilung   der   Reichssteuern,    die   der   Hz.   vorgestreckt.     Bestim- 
mungen über  Austeilung  und  Erhebung.     Besteuerung  der  Geistlichen. 


besorgen,  das  groisser  ufstant  und  entpoerung  daruis  erfolgen  mocht.«c 
Ebenda  (Orig.):  Karl  Harst  an  Hz.  Wilhelm:  ,Der  Sekretär  Haller  hat 
ihm  betreffs  der  Reiter  gesagt,  »man  hette  schon  commissarien  uf  Coln 
geschickt,  das  man  sie  mustern  sol,  bezalen  und  danksagen  und  darmit 
urluppen«.  Ferner  wird  ihm  mitgeteilt:  »man  hat  auch  dem  bischof 
von  Com  geschriben,  das  er  die  seinen  commissarien  sol  darbei  schicken.« 
Brüssel  1653  April  18/  An  demselben  Tage  schreibt  er  (ebenda,  Orig.) 
an  Kanzler  Ghogreff:  ,Die  Reiter  sollen  bei  Köln  gemustert  und  abge- 
dankt werden.  »Die  bezalung  sol  ein  monat  sein,  und  von  uberigen 
[sc:  Monaten]  sol  man  in  [ihnen]  ein  brieflin  geben.  Werden  sie  nit 
zufriden  sein;  solten  es  wol  die  armen  leut  muessen  vergelten.«  Darum 
gilt  es  nicht  blos  in  Jülich,  sondern  auch  in  Berg,  Mark,  Ravensberg 
»ufmerkens« ;  denn  sie  wollen  über  den  Rhein.' 

')  Es  scheint,  dass  schon  im  Jahre  1562  der  Versuch  gemacht 
worden  ist,  die  Austeilung  der  Steuern  zu  erreichen.  Vgl.  Hz.  Wilhelm 
an  Landdrost  Bintzfelt,   Hofm.  Hoesteden,   Palant   zu  Breidebent,   Hofm. 
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»Gezeichent  zu  Caster  am  26.  augusti  ao.  53  *)  in  beisin  meins 
g.  f.  und  h.  und  als  Gulichscher  rede  und  usschoss  des  probsten 
Vlatten,  lantdrosten  Bintzfelt,  hofmeisters  Hosteden,  marschalks 
Plettenberg,  cammermeisters  Harf,  ouch  der  vam  usschoss,  nemlich 
des  heren  v.  Sinzig  Wilhelms  v.  Gertzen,  des  amptmans  Duiren 
Reinharts  v.  Vlatten,  Steffens  v.  Stommel,  Henrichs  v.  Ruischen- 
berg,  vaigts  zu  Guilich  und  Franssens  v.  Meissheim. 

Haven  gem.  rete  und  usschoss  für  gut  geacht,  dweil  m.  g.  h. 
etliche  reichsstuiren*)  vurgestreckt,  als  das  bougelt  in  Hongeren, 
furrat  und  ergenzung  des  furrats,  das  die  usdeilung  im  furstendumb 
Guilich  nachfolgender  massen  zu  doin  wer«:  .  .  .8)    Die  Aussetzung 

Drinborn,  Amtm.  Münstereifel,  Amtm.  Düren,  Amtm.  Geilenkirchen,  Joh. 
v.  Berg  gen.  Trips,  Heinr.  v.  Ruischenberg  zu  Ruirich,  Amtm.  Wassen- 
berg,  Schultheiss  Jülich,  Franz  Meissen.  [Am  Rande:  »Nota  erfhofmeister 
Harf  und  camer  meister«]:  ,Hat  »vermog  der  gisteriger  abrede  zu  Gulich« 
die  ,Bescheidungc  auf  den  14.  Dezember  abends  in  Düsseldorf  thun 
lassen.  Adressat  soll  demgemäss  zu  dieser  Zeit  daselbst  erscheinen,  um 
am  anderen  Tag  »das  best  in  den  Sachen  handien  und  auch  die  us- 
setzung  der  stuiren  ferner  zu  doin  helfen.  —  Gegeven  zu  Zirn  am 
1.  dage  novembris  ao.  52.«'    K.,  Caps.  2,  Nr.  15,  fol.  273,  Kop.  des  Kpt. 

l)  D.  d.  Düsseldorf  1653  August  19  beruft  Hz.  Wilhelm  den  jülicher 
Ausschuss  zum  25.  d.  M.  abends  nach  Caster.  K.,  Caps.  2,  Nr.  17, 
fol.  128,  Kpt.  Namen  der  Ausschussmitglieder:  Amtm.  Münstereifel, 
Erbschenk  Vlatten,  Brüchtenmeister  Stommel,  Heinr.  v.  Ruischenberg  zu 
Rurich;  Schulth.  Jülich  (»nota:  dem  vogten«),  Franz  Meissen.  Gleiches 
Schreiben  an  die  Räte:  Propst  Vlatten,  Landdrost,  Hofm.  Hosteden,  Mar- 
schall Plettenberg,  Kammermeister  Harf. 

*)  S.  oben  S.  616,  617,  628  (Nr.  199,  200,  204  §.  6). 

*)  Das  jetzt  folgende  Verzeichnis  teile  ich  hier  in  der  Anm.  mit: 
»Stede:  Guilich  135.  Duiren  dismails  umb  des  brants  und  Schadens 
wil  360.  Münstereifel  153.  Euskirchen  108.  Berchem  20.  Grieven- 
brouch  110.  Gladbach  205.  keirspel  Gladbach  wie  [!]  in  den  ampteren. 
Linnich  90.  Caster  70.  Randenrode  30.  Ampter:  Münstereifel  412. 
Nidecken  1170.  Norvenich  1170.  die  veir  gerichter  umb  Duiren  400. 
Bercheim  1170.  Grevenbrouch  675.  Gladbach  370.  Caster  1530. 
Boesler  270.  Wilherastein  540.  Guilich  1800.  Wehe  40.  Bruggen 
1800.  Monjoi  202  f/a.  Heimbach  45.  Schonforst  20.  Randenrode  225. 
Eschwilre  108.  Dorf  Norvenich  plach  allein  gesatzt  zu  werden.  Dwil 
aver  das  ampt  vast  vil  uberzoege  gehat,  ouch  in  den  lospenningen 
(s.  oben  S.  582  Anm.  3)  mirklich  schuldich,  ist  dasselbig  dorf  dem  ampt 
zom  besten  gelassen,  kelneri  Hamboch  72.  Indenll21/»-  Heinsbergstat 
und  ampt  900.  Geilenkirchen  260.  Milien  630.  Born  630.«  fol.  137 
ist  als  Summe  angegeben:   16  202  Ggl.     Vgl.  dazu  unten  Nr.  252. 
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soll  in  Gegenwart  des  Amtmanns  und  des  Vogts  oder  Schultheissen 
»jeders  orts  sampt  zweien  van  der  ritterschaft  und  us  jederem  orde 
zween  scheffen  und  zween  geschworen  darzu,  damit  die  Satzung 
glichmeessig  gestalt  und  die  armen  verschonet  oder  ehe  nach  irer 
gelegenheit  ganz  nit  gesatzt  werden,«  geschehen,  und  zwar  vor 
nächsten  Remigii;  die  Erhebung  bis  Weihnachten  oder  längstens 
purif.  Mar.  In  jedem  Amt  ist  ein  Verzeichnis  aufzustellen,  »wie 
ein  jeder  gesatzt  wirdet,  uf  das  man  alzit  nasehen  könne,  ob  die 
glicheit  gehalden.  Das  die  frien,  die  nit  van  der  ritterschaft  sein, 
mit  gesatzt  werden.1)  Betreffen  die  geistlichen  lassen  sich  die  rede 
und  usschoss  gefallen,  das  mit  der  ussetzung  der  geistlichen  die 
maess  wie  im  lande  van  dem  Berge8)  ungeferlich  furgenommen 
werde.  Und  stellen  die  vam  usschoss  in  meins  g.  h.  bedenken  . . ., 
wie  s.  f.  g.  die  ussetzung  wil  vurnemen;  sehen  aber  mit  für  gut 
an,  das  ungeferlich  der  8.  deil  irer  renten  eines  jairs  van  inen 
gefordert  werde.  Item  das  die  geistlichen  binnen  landes  bescheiden 
und  mit  inen  uf  vurs.  maess  verdragen  werd,  was  sei  geven  sullen; 
und  so  inniche  weren,  die  sich  nit  verdragen  wulten,  daruf  nach 
advenant  irer  renten  zu  setzen.  Aver  sovil  die  gemein  pastores 
und  andere  geistlichen  binnen  landes  belangt,  denselvigen  ire  tax 
durch  die  lantdechen  oder  amptluide  ufzulegen;  doch  das  die  pastores 
und  andere  geistlichen,  so  nit  competentz  haven,8)   verschonet  und 

')  Die  Ausschreiben  über  Austeilung  und  Erhebung  der  Steuer  der 
weltlichen  Unterthanen  erfolgten  Spt.  14.  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  Bürger- 
meister und  Rat  der  Stadt  Münstereifel:  ,Es  ist  »am  negsten  zu  Caster 
durch  die  verordente  vam  usschoss  die  usdeilong  obger.  reichsstuiren 
geschehen«  und  die  Stadt  Münstereifel  auf  153  Goldg.  gesetzt,  welche 
zu  Reraig.  »usgesatzt  und«  vor  Weihnachten  »ufgebort  werden  sollen«. 
Adressaten  sollen  deshalb  diese  Summe  »nach  eines  ideren  gestalt  und 
gelegenheit«  austeilen  und  »furnemlich  daruf  acht«  haben,  »das  die  Satzung 
glichmessig  geschehe  und  die  armen  verschoent  oder  ehe  nach  irer  ge- 
legenheit ganz  nit  gesatzt  werden,  und  wie,  ouch  waruf  ein  ider  ange- 
slagen  wirdet,  hettet  ir  klarlich  ufzuzeichenen  und  die  usforderung  und 
ufboerung  dermassen  zu  doin,«  dass  die  ganze  Summe  dem  Landrent- 
meister Wassenberg  vor  Lichtmess  abgeliefert  sei.  »Sovil  aber  die  geist- 
lichen belangt,  sollen  die  hiinnen  nit  gerechent,  sonder  durch  die  ver- 
ordenten  für  sich  gesatzt  werden.«  Cleve  1553  September  14.'  Archiv 
der  jül.-bg.  Hauptstädte  als  Landstand,  Nr.  18,  Orig.  Entsprechendes 
Schreiben  an  die  jülicher  Amtleute:  K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  136,  Kop. 
Vgl.  Nr.  230  (S.  690  Anm.  1). 

*)  S.  Nr.  220. 

ö)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  171. 
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uf  anderen,  die  ire  renten  us  den  kirchen  haven,  gesatzt  werde. 
Und  van  den  uberigen  uswendigen  geistlichen  leist  man  die  stuir 
wie  gewoentlich  durch  die  bevelhavere  usforderen.  Sovil  aver  die 
geistlichen  binnen  Collen  beroert,  ist  bedacht,  das  dieselvige  auch 
mit  angeschlagen  und  doch  underscheidlich  ersocht  und  beschickt 
werden,  ire  anlaige  in  solichen  notwendigen  sachen  mit  zu  doin;« 
weigern  sie  sich,  so  ist  »dannoch  nach  itziger  gestalt  mit  der  exe- 
cution  nit«  fortzufahren.  »Das  zween  van  den  reden,  zween  van 
dem  usschoss  der  ritterschaft  und  zween  van  den  steden  darzu 
verordent  werden,  die  die  geistlichen  für  sich  bescheiden  wie  vurs. 
Das  der  geistlichen  cloester,  so  van  der  ritterschaft  sein,  derglichen 
andere  geistlichen  vam  adel  nit  angeschlagen  werden.  Das  die  bi- 
kumpst  der  rede  und  usschoss  zu  Caster  furgenomen  und  darzu 
verordent  werde,  als  nemlich  altera  Matthei  in  Caster  zu  sin,  den 
folgenden  dinxstag  die  handlung  anzufangen;  sin  verordent«:  Hof- 
meister Hoesteden,  Marschall  Plettenberg,  Stommel,  Heinrich  v. 
Ruischenberg,  »einer  van  Duiren,  einer  van  Guilich,  einer  us  der 
canzlien«.1) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  130,  Kop. 

227.  Verhandlung  mit  dem  jülicher  Ausschuss.  [Caster] 
1663  August  27. 

Hz.  Wilhelm  lässt  dem  jül.  Ausschuss  1553  August  27  erklären: 
1.  Ist  mit  der  »setzung«2)  einverstanden.  2.  »Betreffen  ire  bit  des 
widen  geleits  halber8)  were  hiebevoir  derwegen  auch  angesoicht, 
aber  der  zeit  umb  der  doenen  [?]4)  und  spen  wil  solchs  nit  für  gut 
angesehen.  Dwil  aber  itzt  bericht,  das  die  undertanen  noch  das 
wit  geleit  haben  müssen,  so  lest  s.  f.  g.  es  sich  gefallen  und  wil 
de  vorige  Ordnung6)  van  wegen  der  wege  und  Strassen  lassen  ver- 
nuen  und  mit  darbei  setzen  lassen,  welche  das  weit  geleit  gebrauchen 

*)  fol.  139  ist  ferner  bemerkt:  »nota,  die  uswendige  geistlichen, 
die  nit  vam  adel  sin,  zu  bescheiden.  Erkundigung  bi  den  lantdechen  zu 
doin  van  gelegenheit  der  pastorn  und  vicarien  binnen  lantz  [s.  Nr.  229] 
und  das  die  ire  penningen  den  bevelhaveren  lieveren  .  .  .« 

9)  Aussetzung  der  Steuer;  s.  Nr.  226. 

8)  Vgl.  oben  Nr.  204  (S.  634). 

4)  Lärm,  Unruhe?  Die  »spen«  sind  offenbar  die  Streitigkeiten  mit 
Kurköln  wegen  der  geistlichen  Jurisdiktion. 

5)  Vgl.  S.  687  Anm.  3. 
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wulten,  das  die  es  zu  tun  hetten  und  das  die  Strassen,  da  es  ge- 
schehen kunte,  darnach  gemacht  wurden;  dan  in  dem  Bergischen 
und  Steirumbschen  [?]  eracht  man,  das  es  nit  wol  geschehen  kunte. 
3.  Usforen  der  fruchten, *)  bedenkt  m.  g.  h.,  das  es  bei  dem  vorigen 
verbot  noch  zu  lassen.  4.  S.  f.  g.  wilt  auch  in  Brabant  schicken 
und  lassen  anhalten  umb  ofnung  der  Strassen.2)  5.  Das  s.  f.  g. 
etlich  mail  hinuf  gereist,  umb  neben  andern  cur-  und  fursten  friden 
in  Tuitscher  nation  ufrichten  zu  helfen.  Were  mit  etlichen  geraten 
ind  mit  etlichen  nit.  Neben  dem  auch  mit  etlichen  cur-  und  fursten 
in  Vereinigung  ingelassen«  für  den  Fall,  dass  »irer  einer  van  jemant 
mit  gewalt  überzogen«  würde,  »das  ein  jeder  wiste,  mit  was  anzal 
ruiter  und  knecht  einer  dem  anderen  zuziehen  sol,  welchs  der  Kei. 
Mt.  auch  verstendigt.  Ob  nu  de  vam  usschoss  es  anders  .  .  . 
hörten,  das  sie  dan  dises  berichtz  ein  wissens  hetten;  dan  wes 
s.  f.  g.  in  dem  und  sunst  zu  wolfart  s.  f.  g.  lande  furzunemen 
wiste,  wulte  s.  f.  g.  nit  underlassen.  6.  Dwil  der  bou  des  sloss 
Gulich  seiner  f.  g.  vast  swerlich  feit  und  die  notturft  erfordert,  das 
der  stat  bou  mit  gee,«  so  möchte  der  Ausschuss  seinen  Rat  geben, 
wie  »solicher  bou«  vollendet  werden  könnte.  Nicht  dass  der  Hz. 
von  ihm  eine  Bewilligung  fordert,  »wie  s.  f.  g.  erachten,  das  sie 
sich  auch  nit  inlassen  kunten,  sonder  das  sie  allein  persoenenweis 
ire  bedenken«  mitteilen.  Ausschuss:  Sind  überzeugt,  dass  die 
»einigung«  zum  Wohl  der  Lande  gereicht;  wollen  auch  »den  bericht 
.  .  .,  da  sie  können,  also  anzeigen«.  Was  den  Bau  betrifft,  »wiste 
man  der  undertanen  beswerung  und  stellen  demnach  zu  m.  g.  h. 
und  den  reden,  de  .  .  .  mittel  furzunemen,  de  s.  f.  g.  und  den 
undertanen  am  wenigsten  beschwerlich«.  Sind  mit  den  andern  Ar- 
tikeln einverstanden. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  119,  Orig.  (von  Gerhard  von  Jülich). 

228.  Verhandlung  mit  den  jülicher  Geistlichen.  [Glad- 
bach 1553  September  28.] 

Da  »mitlerwil  die  sterfte  zu  Caster  angefangen,  ist  durch  m. 
g.  h.  vur  gut  angesehen,  die  bescheidung  uf  Gladbach  zu  doin,  und 
sin  dahin  beschrieven«   die  verordneten  Räte  und  Ausschuss8)  und 

')  Vgl.  Nr.  221  (S.  675). 

•)  Vgl.  Nr.  221—223. 

8)  Die  am  Schluss   von  Nr.  226    genannten   Personen   und   ausser 
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die  Geistlichen  auf  den  27.  Sept.  abends.  Hier  ist  den  letzteren 
folgendes  vorgetragen1):  ,.  .  .  Der  Ausschuss  hat  in  Caster  »die 
usdeilung  in  den  ampteren  gedain  und  vur  gut  angesehen,  die  geist- 
lichen zu  bescheiden  und  inen  die  meinung  vurzudragen,  mit  der 
erinnerung,  wer  sich  mit  gudem  willen  wult  verdragen,  das  man 
seine  guider  nit  setzen  sul.  Dan  es  feit  zu  ziden  missverstant  in 
der  usforderung  bei  den  bevelhaberen  und  vagten,  die  mit  unfogen 
die  usforderung  furnemen,  des  m.  g.  h.  gein  gefallens  hat  oder  ouch 
s.  g.  nutz  nit  daran  gelegen  ist.  Dweil  nu  der  usschoss  verordent 
irgent  den  8.  penning  irer  renten  einmail  zu  geven,  darnach 
heften  sich  ouch  die  geistlichen  in  dem  besten  zu  richten  und  zu 
verdragen,  dan  es  ginge  sie  selfs,  ire  guider  und  das  ir  mit  an.' 
Daruf  sein  die  geistlichen  der  einer  für  der  ander  nach  bescheiden 
und  gesatzt  worden  wie  hiebei.2)    Dweil  aver  etliche  usbleven,  ouch 

ihnen  noch  der  »rechenmeister  oder  lantrentmeister«  (ausser  dem  ,einen 
aus  der  Kanzlei6)  werden  durch  Schreiben  d.  d.  Cleve  Sept.  14  nach 
Gladbach  berufen:  K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  138,  Kop.  des  Kpt  Mit 
demselben  Datum  Schreiben  an  die  Stifter,  Klöster  und  Landdechanten 
(fol.  140):  ,Adressaten  sollen  den  27.  Sept.  abends  oder  den  28.  morgens 
8  Uhr  wegen  der  Steuer  »etliche  volmechtich«  nach  Gladbach  schicken, 
»mit  den  verordenten  van  unser  lan tschaft  uers  andiels  zu  verglichen; 
wa  nit,  wurde  die  Satzung  uf  uere  guder  geschehen«.4  In  den  Schreiben 
an  die  Abte  heisst  es:  ,mögen  selbst  erscheinen  oder  .  .  .(  Den  Land- 
dechanten wird  fol.  142  noch  geschrieben:  ,sollen  »berichtung  van  den 
vorigen  stuiren  und  gelegenheit  der  pastoir  und  anderer  vicarien,  offi- 
cianten  und  geistlichen«   mitbringen.4 

l)  Vgl.  »Gedenken  und  anzeichniss  für  die  rede  und  verordente  zu 
Caster« :  , Sollen  den  Geistlichen  vorhalten,  dass  dem  Hz.,  weil  er  das 
Geld  »mit  gnaden«  vorgestreckt,  »billich  zu  danken,  das  sei  auch  s.  f.  g. 
redden  helfen  [indem  sie  nämlich  jetzt  die  Steuer  zahlen].  Dan  in  des 
richs  afscheit  ist  niemantz  verschoint,  exempt  und  nit  exempt.  Nota: 
den  afscheit  mitzunemen  van  allen  3  [sc:  Reichssteuern?].  Das  die  ver- 
ordenten einem  jederen  einen  pennink  heischen,  was  si  geven  sullen. 
Und,  so  inniche  weren,  die  sich  nit  verdragen  wulten,  daruf  nach  ad- 
venant  irer  renten  zu  setzen.  Das  den  gemeinen  pastoren  und  anderen 
geistlichen  binnen  landz  ire  tax  uferlacht  werde  mit  rade  der  lantdechen 
und  das  dieselvige  durch  die  bevelhaver  usgemant  und  gelievert  werde, 
doch  zu  verschonen,  die  geine  competentzen  haben.  Das  die  geistlichen 
binnen  Collen  gesatz  und  sei  doch  vermoig  der  anzeichniss  beschickt 
werden.«'  K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  140,  Kop.  Diese  Instruktion  muss  vor 
Sept.  14  verfasst  worden  sein,  da  noch  Caster  (s.  S.  685  Anm.  3)  als 
Ort   der  bevorstehenden   Versammlung    mit  den   Geistlichen    genannt   ist 

*)  Fol.  144  (Kop.):    »Dise  nachfolgende  Satzung  und  verordnong  ist 
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etliche  mit  verschrieven  und  die  rede  und  usschoss  sieh  mit  den- 
selvigen  nit  verdragen  können,  haven  si  vur  gut  angesehen,  das 
man  die  setzen  sul  uf  den  8.  deil  irer  renten,  wie  ouch  mit  den 
erschinenden  [!]  geschehen  inhalt  des  recess,  darus  man  eines  ideren 
gelegenheit  wissen  kan,  hiebei.»1) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  133,  Kop. 


geschehen  ungeferlich  uf  den  8.  pennink  durch  den  hofmeister  Hoesteden, 
marschalk  Plettenberg,  bruchtenmeister  Stommel,  Ruischenberg  zu  Rurich, 
vaigt  Gulich  und  Franssen  v.  Meisshem  als  verordente  vam  usschuss  und 
gerechent  worden  1  mld.  weiss,  1  mld.  roggen  und  1  mld.  gersten  durch 
einanderen .  uf  1  lJ2  ggl.  und  2  mld.  haveren  uf  l1/*  ggl.  (den  ggl.  ad 
52  alb.)«.  Kapitel  Heinsberg  200.  Kapitel  Sittard  100.  Kapitel  Münster- 
eifel  150.  Kapitel  Nideggen  150.  Abt  Gladbach  (»dweil  der  abt  selbst 
vam  adel  und  ouch  etliche  vam  adel  bi  sich  hait«)  50.  »Susteren  zu 
Dalen  12.  jonferen  zu  S.  Joeris  zu  Hoengen  12.  priester  zum  Dorn  10. 
susteren  van  Sinzig  zu  s.  Toniss-Gertzen  4.  zum  Paradis  binnen  Duiren 
25.  Carthuiser  zum  Vogelsank  60.  closter  zu  Grevenbroich  50.  Heil- 
vart  in  der  Kappen  (umb  Götz  wil  quit  gegeven)  nihil.  .  jonferen  zu 
Wenau  100.  cloister  zum  Nuwenwerk  60.  Bottenbroich  18.  comptuir 
zu  Kiringen  15.  jonferen  zu  Ellen  13.  Bertscheit  uf  dem  Walde  40. 
comptuir  zu  Velden  20.  comptuir  zu  Nidecken  10.  cruizbroder  zu 
Dulken  nihil,  quia  pauperes.  cruizbroder  zu  Bruggen  15.  Richenstein  18. 
Mirwiler  nihil;  dan  haben  allein  61/*  k.  g.  capittel  Prueme  [fehlt],  abt 
Knechtsteden  12 1\%.  abt  Steinfeit  80.  Wissefrauen  zu  Aich  4.  cloister 
zu  S.  Elsbeth  5.  herren  zum  h.  geist  binnen  Ruremunde  25.  regulieren 
zu  Ruremunde  3.  cruizbroder  zu  Ruremund  3.  cloister  Welkenberg  1. 
herren  van  Berg  3.  closter  zu  Reide  11/*-  cruizbroder  zu  Venlo  3. 
susteren  in  Genwei  5.  overcloister  für  Nuiss  20.  cruizbroder  zu  Wick- 
rat 9.  cloister  zu  Gnadendal  10.  jonferen  zu  Blaetzem  12.  cruizbroder 
Aich  8.  frauenbroder  Aich  4.  prediger  Aich  3.  Augustiner  zu  Bedbur  5. 
jonferen  zu  Wiler  3.  jonferen  zu  Koninxstorf  (sin  alle  vam  adel)  nihil, 
jonferen  zu  Hoeven«  (nur  eine  bürgerliche,  >die  in  der  reformation  da 
gewesen;  sunst  alle  vam  adel«)  20.  »jonferen  uf  dem  Werd  under 
Rolantzeck  3.  jonferen  zu  Benden  (seint  vam  adel)  nihil,  jonferen  van 
Tricht  (seint  vam  adel)  nihil,  pater  zu  S.  Lenhart  (paupertas  excusat) 
nihil,  abt  Aldenberg  125.  abt  Camp  20.  canonichen  Nuiss  30.«  Ka- 
pitel Liebfrauen  in  Aachen  160.  Kapitel  zu  S.  Adalbert  20.  Kapitel 
Xanten  10.  Kapitel  Kerpen  30.  »Mastricht  [fehlt].  Ciaren  zu  Nuiss  35. 
abt  Herzogenroid  [fehlt],  abt  Bruwiler  50.  abt  Duitz  38.  herren  van 
Gotzdal  6.     probst  zu  Lankum  3  ggl.« 

l)  Vgl.  fol.  148  (Kop.):  Hz.  Wilhelm  schreibt  d.  d.  Dusseldorf 
1553  November  30  an  die  Amtleute,  sie  sollten  die  Steuer  bei  den 
Geistlichen  laut  beiliegenden  Verzeichnisses  [dies  ist  mit  dem  »recess«  ge- 
meint; es  sind  darin  die  Steuerbeträge  der  Geistlichen  nach  den  Ämtern 
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228.  Worüber  von  den  jülicher  Landdechanten  Bericht 
eingefordert  worden  ist.    Gladbach  1663  September  29. 

»Den  lantdechen  ist  angesagt,  das  sie  nach  dem  gehaltenen 
capittel  in  die  canzli  sullen  schicken  copi  irer  register  van  der  stuir, 
wie  die  inen  hiebevor  im  jair  48  van  hoeve  geschickt  sein,  sampt 
copien  der  quitantzien,  was  sie  daruf  gelievert  haven,  item  was  noch 
daran  mangelt  und  an  wem  und  us  was  oirsachen  sie  solichs  nit 
usgefordert  ader,  so  sie  in  der  usforderung  iren  fliss  angewant, 
warumb  sie  es  nit  bekommen.  Item  wie  eines  jederen  pastoirs, 
vicarien,  officianten,  rectoirs  etc.  gelegenheit  und  gestalt  ist,  wer 
competentz  hab  und  geven  könne  ader  nit.  Item  ire  bit  van  irer 
belonong.  Und  nachdem  ouch  an  m.  g.  h.  gelangt,  das  etliche 
pastores  und  rectores  der  capellen  geinen  gehoirsam  leisten,  das  sie 
anzeichen,  welche  die  sein.  Das  etliche  in  irer  dechenien  geine 
investituren  haven.  Das  etliche  rectores  der  capellen  nit  zum  ca- 
pittel kommen  und  welche  die  sein.  Das  etliche  vicarien  iren 
pastoren  ungehoirsam  und  in  zeit  der  noit  nit  bistendig  und  be- 
hulflich  sein  willen.  Das  vast  suimniss  furfelt,  das  die  diensten 
der  kirchen  nit  geschehen.  Das  der  kirchen  renten  übel  angelacht 
und  ouch  davan  alle  jairs  durch  die  kirchmeister  geine  rechenong 
geschieht  und  die  pastores  jeders  ortz  nit  mit  dabi  sein.  Das  et- 
liche [!]  vicarien  renten  under  dem  schein  underzogen  werden,  das 
die  abnutzungen  zu  anderen  und  besseren  gebruich  anzulegen,  wa 
und  van  wem  solichs  geschehe.  Das  etliche  der  vicarien  guder 
weder  zu  sich  schlain  under  dem  schein,  das  die  nit  mortificiert  *) 
ader  das  die  diensten  wie  verordent  nit  geschehen,  ader  sunst  us 
innicher  anderer  oirsachen  und  van  wem.  Das  die  sent  nit  gebur- 
licher  und  gewonlicher  weis  gehalten.  Das  allerlei  mangel  an  den 
kusteren  befonden,  die  den  pastoeren  und  kirspelsluiden  geinen  ge- 
hoirsam leisten,  ouch  in  verwarung  der  Ornamenten  nachlessig  sein. 
Das  die  vicarien  under  der  predicaten  [I]8)  miss  halten,  dardurch 
der  gemein  man  des  zu  balder  us  der  kirchen  zu  loufen  ader  nit 

geordnet]  einfordern,  so  dass  sie  bis  Lichtmess  bezahlt  und  dem  Land- 
rentmeister Wassenberg  geliefert  ist.  »Cedula«:  ,bei  etlichen  Geist- 
lichen ist  noch  ein  Rückstand  von  der  Steuer  von  1548;  soll  jetzt  auch 
eingefordert  werden.' 

!)  Vgl.  oben  S.  142  ff. 

*)  Offenbar:   »predication*. 
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zuzuhoeren  veroirsacht.  Das  das  volk  nit  underliesset,  ire  pastore 
zu  noedigen,  obschoin  die  bilder  nit  umbgedragen,  dannoch  den 
fernen  weg  umbzuloufen.  Das  der  vier  hoichzeitz  offer  nit  bezalt 
werd.  Dise  und  andere  gebrechen,  so  die  lantdeehen  wisten  ader 
in  erfarung  quemen,  sullen  sie  anzeignen  und  zu  hof  schicken,  umb 
dairus  zu  erfaren,  an  welchen  orteren  und  an  wem  der  mangel  ist, 
uf  das  es  gebessert  ader  ehe  meins  g.  h.  bevelh  daruf  gehoert 
werden  mog.  —  Gezeichent  zu  Gladbach  am  29.  dage  septembris 
ao.  53.    Us  der  Guiischen  canzlei.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  158,  Kop.1) 

230.  Hz.  Wilhelm  an  Amtmann  und  Vogt  der  Graft- 
schaft Neuenahr.    Oleve  1654  Januar  1. 

Obwohl  der  Hz.  die  Grafschaft  bisher  von  den  ihm  »van  den 
unseren«  bewilligten  Steuern  verschont,2)  »so  hait  es  doch«  mit 
der  jetzigen  Steuer  »die  gestalt,  das  die  nit  in  unseren  behoif,  sonder 
van  gemeines  Rom.  richs  wegen,  darinnen  niemantz  verschoent 
werden  sol,  gefordert  wirdet».  Adressaten  sollen  daher  »die  richter 
und  scheffen«  der  Grafschaft  zusammenberufen  »und  inen  dise 
meinong  und  gelegenheit«  vorhalten,  die  Reichssteuer  austeilen,  er- 
heben und  bis  Ostern  an  den  Landrentmeister  Wassenberg  abliefern. 
—  »Gegeven  zu  Cleef  am  irsten  dage  januarii  ao.  54.« 

P.  S.:  In  der  Steuer  sind  etliche  jülicher  Ämter  auf  1800 
Goldg.  gesetzt,  »die,  wie  wir  bericht,  nit  des  Vermögens  sin«,  wozu 
auch  die  Grafschaft  N.  gehört.  »Dwil  wir  aber  ungern  wulten,  ob- 
glich  dise  stuir  dem  rieh  gegeven  und  ouch  niemantz  derhalver  ge- 
friet,  das  unse  underdanen  besweert  oder  beladen  werden  sulten, 
so  sin  wir  zufridden,  das  es  bi  den  [!]  1500  ggl.  gelassen  und  die- 

*)  Darunter  ist  bemerkt:  ,»nota,  hievan  ist  copei  zugestalt«  den  Land- 
dechanten  v.  Jülich,  Bergheim,  Süstern  »und  den  lantdeehen  Wassenberg 
und  Zulpge  [die  also  nicht  anwesend  waren]  mit  schriftlichem  bevelh  zu- 
geschickt«.' —  Ebenda  fol.  160  (Kpt.):  Räte  an  die  fünf  Landdecbanten 
d.  d.  Düsseldorf  1563  November  6:  ,Adressat  hat  den  verlangten  Be- 
richt (v.  Sept.  29)  noch  nicht  in  die  Kanzlei  geschickt.  Da  nun  die 
jüngst  bewilligte  Rcichssteuer  vorher  nicht  ausgesetzt  werden  kann,  so 
soll  er  ihn  sogleich  einsenden  oder,  falls  er  ihn  nicht  sobald  fertig  stellen 
kann,  »eines  idern  inkomen  [?]«  schreiben.' 

*)  Die  Grafschaft.  Neuenahr  gehörte  erst  seit  1545  zu  Jülich;  s. 
Grat  Mirbach  II,  S.  26  f. 
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selbige  under  inen  usgedeilt  werden.  Wa  uch  dasselbig  ouch  zu 
vil  beducht,  hettet  ir  es  nach  gelegenheit  etwas  zu  milteren  und  bi 
den  unseren  den  gueden  willen  zu  erhalden.  Die  van  Tonberg 
[sind]  uf  400  [gesetzt];  doch  bi  300  ggl.  zu  lassen  oder,  so  es  den 
underdanen  zu  swair  fallen  wurd,  alsdan  dainnen  nach  gelegenheit 
zu  ringeren.«1) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  168,  Kpt. 


vm. 

Polizei-  und  Rechtsordnung  und  die  zwölf- 
jährige Accise  zum  Festungsbau. 

1554  April  28  —  1556  Juni  21  (Nr.  231—247). 


Im  Jahre  1554  kamen  unter  Mitwirkung  der  Stände  die  grossen 
Arbeiten  der  Gesetzgebung  des  16.  Jahrhunderts  zu  Stande:  das  ,  Edikt'  (der 
Kern  der  späteren  Polizeiordnung)  und  die  Rechtsordnung.  Das  Edikt  sowie 

*)  Ober  den  verspäteten  Eingang  der  Steuer  vgl.  fol.  161  (Kpt.): 
Hz.  Wilhelm  an  die  jülicher  Amtleute  und  Befehlshaber  d.  d.  Düsseldorf 
1554  Februar  12:  ,Trotz  der  Schreiben  von  Sept.  14  und  Novb.  30 
ist  von  der  Reichssteuer  noch  nichts  eingeliefert.  Befiehlt  nochmals,  die 
Steuer  sofort  zu  erheben  und  »neben  den  anzeignissen«  bis  spätestens 
Sonntag  Halbfasten  an  den  Landrentmeister  Wassenberg  abzuliefern.  »Und 
das  du  unser  vaigt«  Montag  nach  Judica  in  Düsseldorf  »siest  und  mit 
ber.  unsers  lantrentmeisters  qxtitantzien  dartuest,  das  die  lieverung«  ge- 
schehen.' Gleiches  Schreiben  an  die  Städte  fol.  163  (Kpt.)  In  den 
Schreiben  an  Amtm.  Vogt  Nörvenich,  Amtm.  Vogt  Bergheim,  Amtm. 
Vogt  Grevenbroich,  Caster,  Amtm.  Born  und  Vogt  Sittard,  Amtm.  Vogt 
Milien,  Amtm.  Vogt  Boslar  ist  noch  folgendes  hinzugefügt:  ,da  »der  los- 
penningen  [s.  S.  582  Anm.  3]  halver  im  ampt  uers  bevelhs  noch  vast 
hinderstendig,  so  willet  usdrucklich  anzeignen,  was  der  jetziger  reiche- 
stuir  ader  auch  ber.  lospenningen  halver  ufgebort,  damit  das  ein  nit 
durch  das  ander  gemischt  werd«(. 
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einige  kleinere  Ordnungen  wurden  einem  Landtag  von  Jülich-Berg  im 
April  1554  (Nr.  231  und  232)  vorgelegt.  Von  der  Rechtsordnung  war 
hier  auch  die  Rede.  Allein  für  die  Verhandlung  über  diese  wurden 
noch  besondere  Tage  angesetzt:  zunächst  Ausschusstage:  ein  jülicher  im 
Juni  (Nr.  233  und  234)  und  einer  von  unsicherm  Datum  (Nr.  235),  ein 
bergischer  im  Oktober  (Nr.  238  und  239);  sodann  formelle  Landtage: 
ein  jülicher  im  August  (Nr.  236)  und  ein  bergischer,  im  November 
(Nr.  240). 

Der  erstgenannte  Landtag,  vom  April  1554,  bewilligte  auch  von 
neuem  die  schon  früher  einmal  (im  J.  1538)  eingeräumte  zwölfjährige 
Accise  zum  Festungsbau,  jedoch  in  veränderter  (erweiterter)  Gestalt.  Mit 
der  Angelegenheit  der  Accise  beschäftigten  sich  ferner  noch  die  auf  diesen 
Landtag  folgenden  jülicher  Ausschusstage  (Nr.  233 — 6). 

In  den  Jahren  1555  und  1556  begegnen  wir  keinem  Landtag. 
Nur  mit  den  Eigenherren  wird  im  Juni  1556  (Nr.  247)  wegen  der  An- 
nahme der  Rechtsordnung  und  des  Anschlusses  an  die  von  den  Land- 
ständen bewilligte  Accise  verhandelt. 


231.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg. 
[Düsseldorf  1664  April  28.1)] 

Herzog:  1.  Erlass  alter  und  neuer  Edikte  und  Mandate.  2.  Ritter- 
schaft solle  sich  rüsten.  Bündnis  des  Herzogs  mit  dem  röm.  König  und 
etlichen  Reichsfürsten.  3.  Ausschuss  zu  verordnen;  Zweck  desselben. 
Den  Ständen  das  Edikt,  die  Wirtshäuser-,  die  Armen-,  die  Mannhäuser- 
ordnung vorgelesen.  Jülicher:  die  Mannhäuserordnung  durch  jedes 
Mannhaus  durchzusehen.  Herzog:  etliche  von  jedem  Mannhaus  nach 
Heinsberg  zum  Hz.  zu  berufen.  Jülicher:  von  jedem  Mannhaus  10 
oder  12  zu  verordnen.  Bergische:  ob  die  Lehnsordnung  sich  auch 
auf  andere  als  Mannhäuserlehen  beziehe.  Herzog:  nein.  —  Über  die 
anderen  Artikel  s.  d.  Abschied  (Nr.  232). 

2)  »neue  mandaten  usgain  und  wie  inen  bewost  ver- 
kundigen zu  lassen.  Und  were  demnach  s.  f.  g.  .  .  .  bevelh,  dem- 
selbigen  entlich  und  wirklich  mit  der  tat  nachzusetzen.«    2.  Wegen 


')  d.  d.  Düsseldorf  1564  April  7  werden  die  Ritterschaft  und  die 
Hauptstädte  von  Jülich-Berg  zum  27.  abends  zum  Hz.  nach  Düsseldorf 
berufen  (K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.   184,  Kop.). 

*)  Der  Anfang  fehlt,  lässt  sich  aber  wohl  zum  grossen  Teil  aus 
dem  Abschied  (Nr.  231)  ergänzen. 
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der  »kriegshendel,  rustungen,  gewerb  und  sorgliche  versamblungen« 
soll  die  Ritterschaft,  damit  die  Lande  vor  Verderben  bewahrt  bleiben, 
sich  in  Rüstung  stellen  »und  in  dem  sich  also  erzeigen,  als  getruen 
lehenluiden  und  denen  vom  adel,  so  derhalb  für  anderen  begnadet 
und  gefriet,  wol  ansteit  und  sich  geburt«.  Der  genannten  »und 
sunst  geiner  anderer  Ursachen«  halber  hat  der  Hz.  sich  auch  »hie- 
bevor  mit  der  Roem.  ko.  mt.  und  etlichen  furnembsten  cur-  und 
fursten  in  einigung  eingelassen  zu  hanthabung  des  Kai.  lantfriddes, 
reichsabscheide  und  Ordnungen  und  denselbigen  gemeess.  Wes  sich 
nu  s.  f.  g.  dises  zu  iren  gunsten  als  den  getruen  vom  adel  sement- 
lich  und  sonderlich  entlich  hab  zu  verlassen,  derselbiger  underteniger 
zuverliessiger  antwort  begerende.  Dan  i.  f.  g.  gleichsfals  gemeint 
sei,  bei  inen  und  i.  f.  g.  landen  zu  vertedigung  derselbiger  alles 
und  eusserst  vermugen  auch  beizusetzen.  3.  Damit  auch  dises 
alles  desto  bestendiger  und  treuelicher  mochte  vollenzogen  werden, 
das  die  ritterschaft  und  stedefrunde  einen  ansehenlichen  ausschuss 
verordenen  wollen,  welcher  mit  und  neben  s.  f.  g.  und  derselben 
reten  das  best  solten  [!]  räden  und  furstellen  helfen:  a)  in  Sachen, 
so  sich  der  einigung  halver  in  der  il  zudragen  wurden,  b)  der- 
gleichen, so  sich  in  kraft  des  reichs  und  der  kreisordenung  begeben 
mochten,  c)  zum  dritten,  so  ansuchung  geschiege  uf  execution  der 
gesprochener  urtel  und  reichsachten  und  wes  sunst  dem  ufgerichten 
lantfridden  anhengig,  d)  darneben  wie  die  beue  Guilich,  Heinsberg 
und  Duisseldorf  ...  zu  wenigster  der  undertanen  beschwernuss 
mochten  usgefoirt  werden.  Dan  i.  f.  g.  auch  gemeint,  von  dem 
irem  mit  darzu  zu  tun,  dergestalt,  das  man  i.  f.  g.  gnedig  gemuet 
zu  erbauung  des  vatterlants,  auch  mit  i.  f.  g.  unstatten  spueren 
sol,  wie  dan  bisanher  gnediglich  beschehen.  e)  Und  zuletzt  auch 
zu  Verfassung  der  rechtsordnung  an  den  under-  und  heuptgerichteren.« 
Ritterschaft  und  Städte  treten  hiernach  ab,  worauf  ihnen 
»die  gestalte  form  des  edicts1)  furgelesen,   dergleichen  die  Ordnung 

')  Dieses  ,Edict(  umfasst  in  der  späteren  Polizeiordnung  (Ausg.  von 
1696)  die  Seiten  1—18.  Gedruckt  auch  bei  Scotti,  Cleve-Mark  I,  Nr.  61. 
Es  trug  das  Datum:  »gegeben  zu  Gulich  am  10.  tag  octobris  ao.  64«. 
Mit  diesem  Datum  erscheint  es  auch  noch  in  der  1666  zu  Köln  ge- 
druckten Ausgabe  der  Rechtsordnung  (vgl.  Maurenbrecher  I,  S.  106), 
wo  es  S.  167  ff.  als  Anhang  gedruckt  ist.  Im  Jahre  1668  erschien: 
,»Policei-  sambt  anderen  Ordnungen  und  edicten«  des  Herzogs,  1668  »aus- 
gangen.    Gedruckt  zu  Collen  durch  Jacob  Soter  ao.  1668.«'     Zunächst 
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oder  policei  der  wirtzhuiser  und  herbergen,1)  auch  so vil  die  armen8) 
betrift  und  zuletst  die  verfaste  Ordnung  der  manhuiser«.8) 

Jülicher:  sind  mit  vielen  Artikeln  der  Mannhäuserordnung 
unzufrieden.  Es  möchte  jedem  Mannhaus  eine  Abschrift  der  Ord- 
nung zugestellt  werden,  »die  mit  iren  mannen  zu  erwegen  und  uf 
ire  cost  zu  durchsehen,  damit  folgents  ein  jeder  seine  notturft  daruf 
desto  bass  anzeigen  könne«. 

Herzog  antwortet  durch  die  Räte:  will  keinen  vom  adel  oder 
Lehnsmann  irgendwie  beschweren,  erwartet  aber,  dass  auch  nie- 
mand ihm  das,  was  ihm  zukommt,  verwehrt.     Da  er  ohnehin  bald 


steht  hier  das  »edict  im  jar  1554  publiciert  und  ausgangen,  mit  etlichen 
kleinen  verenderungen«.  Dann  folgen  die  Stücke,  welche  in  der  Aus- 
gabe der  Polizeiordnung  von  1696  auf  S.  19  bis  67  stehen  (der  letzte 
Titel  lautet:  »wie  die  ambtleut  und  bevelchhaber  sich  mit  der  bestrafung 
und  brächten  zu  halten«).  Vgl.  Scotti  I,  Nr.  57.  Ich  notiere  hier  ferner 
den  Druck  von  1681  (Düsseldorf  durch  Albertum  Buyss):  »Policei-  sambt 
andern  Ordnungen  und  edicten  .  .  .,  auch  Ordnung,  wes  irer  f.  g.  ambt- 
leute  und  bevelhaber  in  bedienung  irer  ambter  sich  zu  halten,  jetzo  aber 
mit  nutzlichen  zusetzen  zum  andern  mal  ausgangen«.  Hier  sind  die 
Stücke  hinzugefügt,  welche  in  der  Ausgabe  von  1696  auf  S.  68  bis  81 
stehen  (der  letzte  Titel  lautet:  »das  ein  jeder  sein  ambt  erbarlich  und 
treulich  bediene«).  Diese  »Ordnung«  für  die  Amtleute  und  Befehlshaber, 
welche  hier  »mit  nutzlichen  zusetzen«  wiederholt,  wird,  war  zum  ersten 
Male  d.  d.  Düsseldorf  1658  Oktober  31  (vgl.  Scotti  I,  Nr.  58)  publiciert 
worden  (Scotti,  Cleve-Mark  I,  Nr.  58  giebt  das  Jahr  1559  an).  Dieses 
Datum  hat  auch  noch  die  Ausgabe  von  1581  am  Schluss  und  die  Aus- 
gabe von  1696  S.  81.  —  Scotti  I,  Nr.  49  behauptet  irrig,  dass  das 
,Edict'  von  1554  ein  ,Anhang  zur  allgemeinen  Polizeiordnung'  sei.  — 
Zur  Entstehungsgeschichte  der  Polizeiordnung  von  1558  sei  auf  die  in: 
J.-Bg.,  Gesetzgebung  und  Landesverwaltung,  Nr.  11  enthaltene  »Ungever- 
liche  verfaste  notel  einer  policeiordnung«  verwiesen.  Sie  stimmt  im  we- 
sentlichen mit  der  Polizeiordnung  (Ausg.  v.  1696)  S.  19 — 42  (Feuer- 
ordnung incl.)  und  S.  62—63  (Schmähe-  und  Schandgedicht  incl.)  überein. 
Doch  ist  die  Anordnung  teilweise  eine  andere,  und  auch  im  einzelnen 
finden  sich  Abweichungen.  Am  Rande  sehr  viele  Korrekturen  von  Ger- 
hard von  Jülich. 

*)  Gedruckt:  Scotti,  Cleve-Mark  I,  Nr.  53  (d.  d.  Jülich  1554  Okt.  10); 
Pohzeiordnung  (Ausg.  v.  1696)  S.  30  ff.  Regest  bei  Scotti,  Jülich-Berg 
I,  Nr.  47.     S.  auch  oben  S.  301  Anm.  3. 

8)  Gedruckt:  Scotti,  Cleve-Mark  I,  Nr.  52  (d.  d.  Jülich  1554  Okt  10); 
Polizeiordnung  (Ausg.  von  1696)  S.  34  ff.  Vgl.  Wolters,  Heresbach  S.  129 
Anm.  2. 

8)  S.  S.  611  Anm.  3. 
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nach  Heinsberg  kommt,  so  wären  dahin  aus  jedem  Mannhaus  »et- 
liche der  verstendigsten  und  bequembsten  lehenluide«  zur  weiteren 
Beratung  zu  berufen.  Die  jetzige  Ordnung  ist  nicht  »dergestalt 
furgegeben,  das  daruf  entlich  sol  willen  gestanden  werden,  sonder 
allein,  das  man  eracht,  das  die  den  rechten  und  billicheit  alsogemeess«. 

»Guiischen«:  da  »die  manschaften  vast  gross«,  möchte  der 
Hz.  aus  jedem  Mannhaus  10  oder  12  Lehnmänner  zu  jenem  Zweck 
»uf  ire  kosten  verordnen«. 

»Bergschen«:  fragen,  ob  die  verlesene  Lehnsordnung  sich 
auch  auf  andere  als  Mannhäuserlehen  erstrecke;  sonst  hätten  sie 
Einwände.  Antwort:  nein;  der  andern  Lehen  halber  bleibt  es 
beim  alten  Herkommen. 

»Gulische  und  Bergsche«:  betreffs  der  anderen  Artikel  der 
Proposition  ist  »nach  vilerlei  reden  und  wederreden  zuletst  ein- 
drechtlich«  beschlossen,  wie  aus  dem  schriftlichen  Abschied  zu  er- 
sehen. 

K.,  Caps.  3,  Nr.  1,  fol.  5,  Kop. 

232.  Landtagsabschied  von  Jülich -Berg.  Düsseldorf 
1664  April  28. 

Herzog:  1.  Die  Kirchenordnung  des  Herzogs  Johann  bis  zu  fernerer 
Vergleichung  durch  ein  Generalconcil  oder  eine  Nationalversammlung  zu 
beobachten.  2.  Erlass  alter  und  neuer  Edicte  und  Mandate.  3.  Die 
Reformation  des  Rechts  will  er  nicht  ohne  Zustimmung  der  Stände 
durchfuhren.  4.  S.  Punkt  2  in  Nr.  231.  B.  S.  Punkt  3  ebenda. 
Stände:  ad  1.  und  2.  einverstanden,  ad  4.  Ritterschaft  ist  bereit  sich 
zu  rüsten,  ad  5.  Ausschuss  verordnet.  Begrenzung  seiner  Kompetenz. 
Accise  auf  12  Jahre  bewilligt;  die  Einzelheiten  durch  den  Ausschuss  zu 
bestimmen.  Bitten  um  Revers  über  die  Accise.  —  Herzog  nimmt  diese 
Antwort  an. 

Den  hierher  berufenen  Ständen  von  Jülich  und  Berg  hat  der 
Herzog  vortragen  lassen:  1.  >Dweil  noch  zur  zeit  in  der  christ- 
licher religion  allerlei  zweispalt  und  secten  leider  inrissen«  [!],  so 
soll  jeder  »van  s.  f.  g.  undertanen,  lehens-  und  schirmsverwanten 
der  ordenung,  welche  s.  f.  g.  h.  vader  hz.  Johan  sei.  .  .  .  ged.  us- 
gain  lassen,1)  bis  zu  verner  verordenung  und  verglichung  eines 
christlichen  generailconcilii  oder  nationailversamelung  wirklich  nach- 
kommen und  sich  der  gemehes  halten.«     2.  Hat  die  Edikte  und 

*)  Vgl.  Wolters,  Heresbach  S.  63  ff. 
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Mandate,  die  sein  Vater  und  er  »hiebevoir  als  zu  christlicher  orde- 
nung  und  zucht  dienstlich  haben  tun  verkündigen,  itzt  zu  forderung 
der  eren  Gottes  und  ausrottung  des  boesen,  auch  aller  christlicher 
zucht  und  eirbaricheit  und  sunst  dem  gemeinen  nutz  zu  . . .  guidem 
nochmals  mit  etlichem  zusatz  bei  einanderen  bringen  lassen,  wie 
dieselbige  inen  solten  vurgelesen  werden;  mit  gnedigem  gesinnen 
und  bevelh,  solichen  erneuerten  edict  und  mandaten  mit  truwem 
fleiss  auch  nachzukommen«.  3.  Hat  »uf  vilfeldig  anhalden  der 
lantschaft1)  die  handlung  van  der  reformation  und  notwendiger 
besserung  der  under-  und  heuptgerichter  vur  gutter  zeit  .  .  .  doin 
anfangen  und  zum  deil  in  eine  verzeichenis  brengen  [lassen],  damit 
an  den  gerichteren  oerdentlicher  process  gehalden,  billiche  und  ehr- 
bare wege  zu  uisfuerung  des  rechten  vurgenommen  und  dem  armen 
als  dem  reichen  billich  und  unparteisch  recht  wederfaren  .  .  . 
moechte.  Dweil  man  aber  im  werk  befunden,  das  soliche  refor- 
mation die  Privilegien  und  wolherbrachte  gebruich  und  gewoen- 
heiten  der  landen  mit  teten  [!]  belangen,  hette  s.  f.  g.  on  zudoin 
und  vurwissen  der  lantschaften  in  den  sachen  nichts  entlichs  in 
das  werk  stellen  willen«.  4.  S.  Punkt  2  der  Verhandlung  (Nr.  231; 
nur  ist  noch  hinzugefügt:  die  Ritterschaft  solle  sich  einheimisch 
halten).    5.  S.  Punkt  3  ebenda. 

Hierauf  haben  Ritterschaft  und  Städte  geantwortet:  ad  1. 
und  2.  Wollen  nicht  nur  »erliden«,  sondern  bitten  auch,  dass  die 
erwähnte  Ordnung  und  die  erneuerten  Edikte  und  Mandate  mit 
Ernst  gehalten  werden;  sind  auch  damit  einverstanden,  wenn  der 
Hz.  noch  »inniche  wider  Ordnung  zu  guider  polici«  trifft,  ad  4. 
Ritterschaft  ist  bereit,  sich  in  Rüstung  zu  stellen.  Falls  jemand 
gegen  die  früheren  Befehle  sich  in  auswärtige  Dienste  begeben, 
möchte  der  Hz.  den  »derwegen  besprechen«  und  seiner  Übertretung 
halber  »der  gebur  ansehen«,  ad  5.  Haben  den  Ausschuss  für  die 
gen.  fünf  Artikel  verordnet,  nämlich  die  Jülicher:  Reinhart 
v.  Vlatten  Erbschenk  Amtm.  zu  Düren  und  Nörvenich,  Wilh. 
v.  Gertzen  Amtm.  zu  Münstereifel  und  Neuenahr,  Carsillis  v.  Palant, 
Steffen  v.  Stommel,  Heinr.  v.  Ruischenberg  zu  Ruirich  Amtm.  zu 
Boslar,  Joh.  v.  Berg  gen.  Trips  und  von  der  Städte  wegen 
Peter   Roemer   Schulth.   v.  Jülich   und   Franz   Meissen;    die  Ber- 

!)  Hierauf  wird  auch  im  Publikationspatent  der  Rechtsordnung  Be- 
zug genommen.     S.  Ausg.  von  1696  S.  1.     Vgl.  ferner  ebenda  S.  124. 
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gi sehen:  Godart  v.  Wilack  Amtm.  zu  Porz,  Joh.  v.  Nesselrade 
Amtm.  zu  Windeck,  Rorich  v.  Scheide  gen.  Weschpennink  (über 
der  Wupper),  Lutgen  v.  Winkelhusen,  Gerhard  v.  Waidenberg  gen. 
Schinkeren,  Sibert  v.  Trostrop  Amtm.  zu  Angermund  (unter  der 
Wupper)  und  von  der  Städte  wegen  die  Bürgermeister  von  Düssel- 
dorf und  Lennep.  Der  Ausschuss  darf  sich  jedoch  »in  geine  stuiren 
ader  anlaige«  ohne  Bewilligung  der  ganzen  Landschaften  einlassen. 
Wenn  unter  Mitwirkung  des  Ausschusses  »die  reformation  der 
under-  und  heuftgerichter  .  .  .  begriffen«  ist,  soll  sie  nicht  eher  pu- 
bliciert  werden,  bevor  die  ganzen  Landschaften  gehört  sind,  ob 
etwa  noch  etwas  betreffs  des  alten  Herkommens  und  der  Privilegien 
der  Lande  einzuwenden  sei.  Für  Fortsetzung  der  Bauten  haben 
Stände,  damit  der  Hz.  sehe,  »das  sie  an  allem,  wes  imer  doenlich 
und  lidlich,  ungeren  wulten  mangelen  lassen«,  die  Accise  von  Wein 
und  Bier  auf  dem  platten  Lande  »sampt  der  uflage  uf  andere 
dingen,  so  uswendich  gefoirt  und  verkauft,  vermoige  der  voiriger1) 
zwelfjairigen  verordenung«  nochmals  auf  12  Jahre  bewilligt;  »doch 
das  die  vurbewilligte  diensten  der  vrien8)  hiemit  ganz  usbehalden 
und  nit  mit  ingerechent  sin  sollen.  Gleichewol  aber  sollen  die  vam 
usschusch  ...  die  vurg.  uflaige  der  accis  und  anders  durchsehen 
und  mit  fliss  erwegen,  wie  die  zu  erhoegen  ader  den  [!]  wider  zu- 
zusetzen sin  moeg«.  Bitten  zugleich  um  Revers,  dass  die  Auflage 
nur  auf  die  12  Jahre  bewilligt  ist  und  niemand  an  seiner  Freiheit 
nachteilig  sein  soll.  —  Diese  Antwort  der  Stände  hat  der  Hz.  an- 
genommen. —  »Und  seint  diser  abscheide  dri  gleiches  inhalts  under 
s.  f.  g.  secreitsiegel  ufgericht«,  wovon  einer  der  jülicher,  der  zweite 
der  bergischen  Landschaft  zugestellt,  der  dritte  in  der  Kanzlei  »ver- 
halten. Gescheit  zu  Duisseldorf  am  28.  daige  aprilis  ao.  54.  Ge- 
rardus  Juliacensis.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  185,  Orig. 

233.    Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Verhandlung 
mit  dem  jülicher  Ausschuss.  [Vor  1664  Juni  16.] 8) 

Nachdem  auf  dem  Landtag  zu  Düsseldorf  beschlossen  ist,  dass 
der  Ausschuss  in  gewissen  Sachen  »uf  erforderen  meins  g.  h.  er- 


*)  Vgl.  Nr.  3,  6  und  204. 

*)  Vgl.  S.  631  Anm.  1. 

8)  d.  d.  Heinsberg  1554  Mai  28  wird  der  jülicher  Ausschuss  zum 
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scheinen,  raitschlagen  und  bedenken  helfen«  solle,  »so  wults.  f.  g. 
inen  nit  unangezeigt  lassen,  wes  Trier  bei  Wirtenberg  als  diser  zeit 
der  einigung  obersten  angesucht,  wes  auch  folgentz  daruf  geantwort, 
derhalber  der  itziger  einigungstag  zu  Wormbs  angestalt,1)  dahin 
s.  f.  g.  die  ire  auch  mit  bevelhe  und  instruction  abgefertigt.  Wes 
auch  hiebe  vor  der  execution  der  acht  halber  an  s.  f.  g.  gelangt8) 
und  wes  daruf  für  antwort  gefallen,  desselbigen  Wissens  zu  haben, 
auch  ire  raitlich  bedenken  s.  f.  g.  treulich  mitzudeilen.  Dergleichen 
wes  des  reichstags  halber  jetzt  van  der  Kei.  M.  i.  f.  g.  zugeschrieben. 
Zu  gedenken  Hervorden«.8)  Austeilung  der  Steuer  zu  den  Bauten 
(Jülich  und  Heinsberg.)4)  »Ordnong  und  process  der  lehen  und 
wes  sich  der  usschuss  der  lehenhuiser  dises  ortz  derhalber  ver- 
glichen.6) Das  sie  [!]  nochmals  in  merer  anzal  an  einem  jederen 
huis  beschreven  werden  sollen,  entlich  darinnen  zu  schliessen.  Das 
die  uberige  huiser,  als  Caster,  Grevenbroich,  Wilhelmstein,  Nidecken 
und  Munstereifel,  uf  Gulich  bescheiden.  Process  und  ordnong  an 
den  under-  und  heuftgerichteren.  Das  der  usschuss  in  dem  allem 
ire  treulich  raitlich  bedenken  auch  mitdeilen  wol.  Raitschlag  der 
gemeiner  feile,  so  im  rechten  und  sunst  furfallen,  und  dieselbige 
mit  den  Privilegien  und  lantrechten  zum  fleissigsten  zu  conferieren 
und  zu  vergleichen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  190,  Orig.  oder  Kop. 

234.  Instruktion  für  die  Erhebung  der  Acoise,  ge- 
mäss dem  Ausschussabschied  von  Jülich.  [Heinsberg  1564 
Juni  16.] 6) 

»Uszug  und  berichtung  des  abscheitz  zu  Heinsberg  und  wes 
die  amptluide  und  bevelhaber  daruf  bestellen  und  usrichten  sullen.« 

15.  Juni  abends  zum  Hz.  nach  Heinsberg  berufen.  K.,  Caps.  2,  Nr.  17, 
fol.  189,  Kpt.  Auffallend  ist,  dass  nichts  über  eine  Verhandlung  mit 
dem  bergischen  Ausschuss  wegen  der  Accise  erhalten  ist. 

')  Vgl.  über  diese  Dinge  Kugler,  Hz.  Christoph  I,  S.  264-  266. 

9)  Ober  die  Exekution  der  Acht  gegen  Albrecht  v.  Kulmbach  s. 
Haberlin  2,  S.  443;  Ranke  5,  S.  247. 

8)  Vgl.  Lossen,  Masius  S.  524. 

4)  Nur  diese  beiden  sind  genannt,  weil  es  sich  um  den  Jülich  er 
Ausschuss  handelt. 

6)  Vgl.  Nr.  231  (eine  Versammlung  zu  Heinsberg  verabredet). 

6)  Am  Rande  bemerkt  Gerhardus  Juliacensis,  der  Abschied  sei  vom 
15.  Juni.    Allein  der  Ausschuss  war  ja  zum  15.  abends  berufen  worden 
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Zwölf  Jahre  lang  sollen  folgende  Sätze  gezahlt  werden: 

»Van  1  aemen  wins,  so  verzapt  wirdet lg. 

van  1  tonnen  biers 2  alb. 

da  aber  die  quart  über  6  hl.  gekürt,1)  sol  von  1  tonnen 
gegeven  werden 4  alb. 

Und  sol  hiinnen  niemant  die  bewilligte  12  jair  lank  friheit  ge- 
brachen .  .  .;  doch  sunst  jederman  seiner  freiheit  und  gerechtigeit 
unabbruchlich.  Aver  die,  so  underherlicheiden  haven,  mögen  die 
accis  wie  van  alders  gewonlich  boeren  lassen  van  dem  wine  und 
bier,  so  in  den  vurs.  herlicheiden  verzapt  wirt;  dan  so  inich  bier 
daraus  gefoirt,  van  demselvigen  die  accis  wie  vurg.  zu  boeren. 
Den  steden,  da  sich  die  win-  und  bieraccise  so  hoch  oder  hoher 
erdregt  dan  wie  vurs.  verordent,  ist  zugelassen,  dieselvige  auch  wie 
van  alders  gewonlich  zu  boeren.  Da  aber  dieselvige  geringer  were 
dan  obg.,  sal  das  uberich  der  accisen  und  sunst  der  anderer  nach- 
folgender uflagen  durch  die  accismeister  auch  ufgeboert  und  uber- 
lievert  werden. 

Van  1  engelschen  doich9)  und  wes  van  der  werung  geacht    1  g. 
Van  1  limbergschen,  herkischen  und  dergleichen  doich      .     '/»  &- 

Van  1  grau  und  wissen  doich 6  alb. 

Van  1  foderdoich 3  alb. 

Das  van  demjenigen,  so  buissen  meins  g.  h.  lande  und  gebiete 
gefoirt,  für  uflage  gegeven  werde,  wie  hernach  folgt: 

(vgl.  vorhin  S.  696  Anm.  3);  der  Abschied  kann  also  erst  am  16.  ver- 
fasst  sein.  Vom  16.  (d.  d.  Heinsberg  1554  Juni  16)  ist  auch  der  Re- 
vers: ,Auf  dem  Landtage  zu  Düsseldorf  ist  durch  Ritterschaft  und  Städte 
»und  folgentz  durch  die  verordente  vam  usschoss«  von  Jülich  verab- 
schiedet, dass  zur  Vollführung  »der  furgenomener  beue«  im  Fürstentum 
Jülich  die  nächsten  12  Jahre  lang  folgende  Accise  und  Auflage  gegeben 
werden  soll:  .  .  .  [hier  der  Hauptinhalt  von  Nr.  234  kurz  angegeben]. 
Diese  Bewilligung  soll  der  Ritter-  und  Landschaft  an  ihren  Freiheiten 
und  Privilegien  nicht  nachteilig  sein,  sondern  nach  Umgang  der  12  Jahre 
die  , Accise,  Auflage  und  Ungeld'  »afsin«.  Auf  Befehl  des  Herzogs  Job. 
v.  Vlatten  [der  bisherige  Kanzler  Ghogreff  war  am  17.  Febr.  gestorben: 
Lac.  Arch.  5,  S.  225];  Gerhardus  Juliacensis.'  Jül.  ldstd.  Arch.  Urkk.  I, 
Nr.  17,  Orig.  —  Ob  der  Ausschussabschied,  auf  den  sich  Nr.  234  be- 
zieht, verloren  gegangen  oder  ob  überhaupt  kein  formeller  Abschied 
redigiert  worden  ist,  muss  dahingestellt  bleiben. 

*)  Der  Revers  hat:  »gekuert  wurd«. 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  290  ff.;  Kühl  I,  S.  207  ff.  und  S.  270. 
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Van  1  setz  gebrants  weitz  nach  advenant  das  es  gilt,«  nämlich 
für  den  »goltg.  2  taufender  alb.«  Das  100  »mudde  ungebrantz 
weitz«  wird  »für  dri  setz  gerechent. 

Van  1  stein  wollen 2  alb. 

Van  1  stein  flass 3  hl. 

Van  1  centener  bleis 2  alb. 

Van  1  centener  isers 1  alb. 

Van  1  wagen  steinkoelen,  smitkoelen  oder  holzkoelen .     .    2  alb. 

Van  1  karren  solicher  koelen 1  alb. 

Van  1  hamel 1  alb. 

Van  1  vaselschaf  oder  lamp 1  schul. 

Van  1  perd  oder  fuelen,  so  uf  gemeinen  merden1)  oder 
sunst  bei  bürgeren  oder  huisluiden  gegolden,  van  1  daler, 

sovil  dasselbig  pert  oder  fuelen  gilt 1  alb. 

Van  1  mld.  weiss,  roggen  oder  gersten 2  alb. 

Van  1  mld.  speltzen  oder  haveren 1  alb. 

Van  1  mld.  roebsam 3  alb. 

Wa  aber  innicher  vam  adel  van  seinem  gewass  und  pechten 
zu  seiner  huishaldung  und  notturft  selbst  inniche  fruchten  usfueren 
zu  lassen  gemeint,  sal  er  solichs  den  verordenten  accismeistern  des 
ortz  anzeigen  und  ime  alsdan  dasselbig  auch  on  uflage  und  be- 
schwerniss  zugelassen  werden.  Demnach  sollen  die  amptluide  und 
bevelhabere  in  jederm  ampt,  darnach  die  ampter  groiss  oder  klein 
sein,  einen,  zween  oder  drei  truer,  ufrechtiger  und  bekanter  diener 
oder  accismeister  anstellen,  die  van  dem  allem  wie  vurs.  die  ge- 
felle  und  uflagen  inforderen,  ufboeren  und  uberlieveren.  Die  ampt- 
leut  und  bevelhaber  sollen  in  der  kirchen  usroifen  und  anzeigen 
lassen,  welche  zu  accismeistern  oder  ufboereren  wie  vurs.  ver- 
ordent  sein,  uf  das  die  weidener,  wirde,  bierbreuer  und  andere 
hantierer  dieselvige  wissen  mögen.  Die  verordente  curmeister 
sollen  den  accismeistern  schriftlich  zustellen  und  berichten,  wes, 
wievil  und  wie  hoch  sie  bei  einem  jederen  gekürt  haven.  Gleichs- 
fals  sullen  die  winwirde  inen  vermelden,  wievil  wins  sie  ingelacht 
und  verzapt  haven.  Die  bierbreuer  sullen  zu  jederer  zeit  anzeigen, 
wievil  biers  sie  gebruen  haven  und,  im  fal  imantz  heimlich  ver- 
zappen oder  breuen  und  dasselbig  nit  ansagen  oder  auch  weniger 
ufsetzen  lassen  wurde,   dan  er  verzapt  oder  gebruen  hette,   sol  20 

')  D.  h.:  Märkten. 
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goltg.  gebracht  haven  und  darzu  die  accis  bezalen.  Die  verordente 
accismeister  sullen  im  ampt  vurs.  ufschriven,  was  van  wine  ver- 
zapt  und  van  bier  gebrouen  wirt.  Die  accismeister  sullen  ichen 
lassen  alle  boeden  oder  tonnen  in  bem.  ampt.  Die  accismeister  sullen  so- 
wol  die  uflage  inforderen  und  ufboeren  wie  vurs.  van  dem  ungebranten 
weide  als  van  dem  gebranten  weide;  und  die  geschworen  messer 
sullen  den  accismeisteren  ansagen,  wievil  weitz  sie  usgemessen. 
Die  gesworen  wolwiger  (die  angestalt  werden  sollen,  da  die  nit 
sein)  sullen  den  accismeisteren  anzeigen,  wievil  wollen  sie  einem 
ideren  gewegen  [I],1)  darnach  sie  die  uflage  inzuforderen  haven;  und 
sal  allenthalben  ein  gewicht  der  wollen  sein  und  verordent  werden, 
nemlich  Gulcher  gewicht.  Die  flassverkeufer  sullen  den  accis- 
meistern  ansagen,  wievil  flass  sie  verkouft  haven.  Die  bergmeister 
und  bergluide  sullen  den  accismeistern  vermelden,  wievil  centner 
blies  und  isers  sie  zum  veilen  kauf  verkauft  haven.  Geine  doich- 
verkeufer  sullen  ire  doecher  inlegen  und  usschlissen,  sie  haven  dan 
vorhin  den  accismeisteren  angezeigt,  wievil  doecher  sie  inlegen.  Die 
koelmeister  sullen  mit  fleiss  ufzeichenen,  wievil  wagen  oder  karren 
koelen  us  dem  furstentumb  Gulich  gefoirt  werden,  und  den  foir- 
luiden  einen  zedel  geven,  das  si  die  uflage  bezalt  haven.  Und  den- 
selvigen  zedel  sullen  die  bevelhaber  uf  den  grenzen  van  den  foir- 
luiden  fordern  und  den  accismeistern  zustellen,  uf  das  sie  bei  dem 
koelmeister  darnach  die  uflage  auch  inboeren  mögen.  So  sal  der 
koelmeister  inen  auch  eine  anzeichniss  ubergeven,  wem  und  zu 
welcher  zeit  er  die  koelen  uswendig  zu  foeren  verlassen  und 
zedelen  gegeven.  Ein  jeder,  so  hemel,  vaselschaef,  lamer  oder  auch 
perde  und  fuelen  uswendig  verkaufen  wurde,  sal  den  accismeistern 
solichs  ansagen  und  van  ime  einen  zedel  nemen,  das  die  uflage  be- 
zalt sei,  die  si  den  bevelhaveren  uf  den  grenzen  anzeigen  sollen; 
und,  im  fal  sie  die  zedelen  nit  brengen  wurden,  sullen  nit  passiert 
werden.  Diejenige,  so  fruchten  uswendig  foeren  willen,  sullen  van 
den  accismeisteren  ein  zedelgen  nemen,  das  die  uflage  davan  bezalt, 
und  den  bevelhaberen  uf  den  grenzen  dieselvige  auch  oeverlieveren. 
Welche  aber  solche  zedelen  nit  inbrechten,  sullen  durch  die  bevel- 
haber uf  den  grenzen  one  erlegung  der  uflagen  wie  vurs.  nit  passiert 
werden.  Wess  auch  van  fruchten  under  dem  namen  der  vam  adel 
usgefoirt,  davan  geine  uflage  gegeven  wirt,  sollen  die  accismeister 
die  namen  und  zunamen  und  wievil  zu  jederer  zeit  usgefoirt  wirdet, 
ufschriven  und  mit  uberlieveren.    Der  amptman  und  vaigt  sullen  in 

*)  D.  h.:  nachgewogen. 
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der  kirchen  öffentlich  usroifen  lassen,  das  ein  jeder  seine  accis  und 
uflage  . . .  bezale  und  anzeige,  was  ein  jeder  verzapt  oder  uswendig 
gefoirt,  verkauft  oder  foeren  lassen  bei  verluiss  der  war  oder  sovil 
als  die  wert  ist.  Die  accismeister  sullen  mit  fleiss  daran  sein,  das, 
alsbald  ein  foeder  wins  oder  ein  gebru  biers  verzapt  ist,  das  als- 
dan  auch  die  accise  darvan  genomen  und  nit  gestat  werde,  das  sie 
weder  win  oder  bier  inlegen,  verzappen  oder  breuen,  uf  das  die 
accis  nit  van  einem  jair  ins  ander,  wie  für  beschehen,  stain  bliffe. 
Gleichsfals  sollen  es  die  accismeister  halden  mit  allem  anderen  vurs. 
und  die  uflage  anstunt  inforderen;  und,  im  fal  sie  darinnen  nach- 
liessig,  sullen  sie  selbst  die  bezalung  zu  tun  schuldig  sein.  Die 
accismeister  sullen  alle  monatz  dem  amptman  und  vaigten  die 
zedelen  van  der  accisen  und  uflagen  uberlieveren  sampt  dem  gelde. 
Und  der  vaigt  sol  dem  accismeister  quitantien  geven  und  davan 
eine  klare  rechenung  machen,  nemlich  van  drien  monaten  zu  drien 
monaten,  und  damit  anfangen  am  ersten  augusti  dises  jairs  54.  So 
steit  die  erste  rechenung  uf  die  monaten  augustum,  septembrem, 
octobrem  und  so  vortan.  Und  soliche  rechenschaft  sal  der  vagt 
mit  dem  gelde  zu  henden  N.  schicken.  Wes  die  bevelhaber  uf  den 
grenzen  wie  vurs.  an  gelde  ingeboert  oder  auch  van  zedelen  ent- 
fangen hetten,  sullen  sie  alle  monatz  den  accismeisteren  uber- 
schicken.  Die  accismeister  sullen  vleissig  ufsicht  haven,  das  in 
disem  allem  nit  verswegen  oder  übersehen,  sonder  ein  iders  wie 
vurs.  gegeven  und  gehalden  werde,  darzu  auch  die  bevelhaber  und 
boeden  inen  helfen  sollen,  und  furnemlich  uf  allen  grenzen  des- 
wegen gutte  achtong  zu  haven.«  Die  Accisemeister  erhalten  von 
jedem  100  Gulden,  die  sie  erheben,  3  G.;  dafür  dürfen  sie  von 
niemand  ein  Geschenk  nehmen.  Personen,  die  dieser  Ordnung  zu- 
widerhandeln, »sullen  der  amptman  und  vagt  darfur  ansehen  und 
straefen;  und,  im  fal  inen  darinnen  echtwes  wederwerdigs  oder  be- 
schwerlichs  furstunde,  sullen  sie  u.  g.  h.  sulchs  zurkennen  geven 
mit  namen  und  zunamen,  wer  die  sein;  so  wirt  s.  f.  g.  sich  gegen 
dieselvigen  als  moitwilligen  und  ungehorsamen  wol  der  gebur  zu 
halden  wissen.  Sovil  belangt  diejenige,  die  uswendig  fruchten,  war, 
beesten  oder  anders  gegolden  und  durch  das  furstentumb  Guüch 
foeren  wulten,  sollen  an  den  frontiern,  da  sie  usfaren,  schein  und 
beweis  dar  geben,  wa  solichs  gegolden,  und  alsdan  gegen  bezalung 
des  gewonlichen  zols  und  weggeltz  passieren  mögen.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  192,  Kop. 
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235.  Proposition  an  den  Ausschuss  von  Jülich  und 
Antwort  desselben.    [Nach  1664  Juni  16.]  0 

Erhebung  der  Accise  (Schwierigkeiten,  die  durch  die  Eigenherrlich- 
keiten entstehen).     Gerichtsverfassung. 

»Mit  dem  ausschuss  zu  sprechen.« 

1.  Gegen  klare  Bestimmungen  der  in  Heinsberg  verabredeten 
Acciseordnung  lassen  »die  underhern  wie  gleichsfals  andere  von 
der  ritterschaft  die  fruchten  weiters,  als  zu  irer  selbst  haushaltung 
notturftig,  ausfuren,  one  das  sie  die  uflag  davon  entrichten  oder 
auch  bekentnuss  oder  erlaubnuss  der  accismeister  gesinnen.  Etliche 
füren  auch  mit  grossen  anzalen  di  fruchten  aus  und  nemen  bekent- 
nuss. Etliche  der  Ordnung  zuwider  wollen  schaf  und  andere  war 
sonder  uflag  ausfuren.«  Die  Unterherrn  gestatten,  »das  die  haus- 
leute  fruchten  gelten,  uf  ire  höve  in  ire  eigenherligkeiten  brengen 
und  darnach  frue  und  spat  ausfuren«.  Der  Ausschuss  möchte  dem 
Hz.  raten,  wie  er  sich  hierin  zu  halten.  2.  Es  werden  den  hzgl. 
Unterthanen  »die  mert  und  narung  dadurch  untzogen,  das  in  den 
eigenherligkeiten  die  bewilligte  accis  und  uflage  nit  gegeben  wirt; 
so  [sc:  sint]  wein,  bier  und  anders  in  denselbigen  eigenherligkeiten 
desto  wolfeiler,«  weswegen  »jederman  sich  dohin  begibt  und  den 
besten  kauf  sucht.  3.  Wie  es  mit  denjenigen,  so  freie  wein-  und 
bierheuser  von  alters  gehat  und  noch  haben,  zu  halten  sei.  4.  Die- 
weil  etliche  eigenherligkeiten  di  reformation  der  gerichter  noch  nit 
mögen  angenomen  haben,  wie  es  mit  denselbigen  zu  halten.«  5. 
Dem  Ausschuss  mitzuteilen,  »wes  bedenkens  bei  m.  g.  f.  und  h.  und 
s.  f.  g.  reten  der  gerichtsschreiber  und  irer  belonung  halber  fur- 
gefallen  vermog  der  ufzeichnuss  hiebei;  6.  wes  der  appellation 
halber  für  gut  angesehen  vermog  hiebeiverwarter  anzeichnuss.  7. 
Das  die  von  Euskirchen  supplicirt  und  gebetten,  der  accisen  erle- 
digt zu  werden,  mit  anbietung,  jarlichs,  so  lang  die  jaren  weren, 


*)  Dieses  Datum  ergiebt  sich  daraus,  dass  (in  §.  1)  bereits  auf  die 
in  Heinsberg  verabredete  Acciseordnung  (s.  Nr.  234)  hingewiesen  wird.  — 
Mattenclot  erwähnt  (Lac.  Arch.  5,  S.  235):  im  Juli  1554  zu  Heinsberg 
in  einer  Versammlung  aller  jülicher  Räte  »primum  reformatio  illa  fori 
facta  est,  quae  deinde  edita  per  totam  terram  Juliacensem  servatur«. 
Hängt  hiermit  vielleicht  die  Verhandlung  mit  dem  Ausschuss  (Nr.  235) 
zusammen?    Vgl.  auch  S.  705  Anm.  1. 
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einen  benanten  penning  oder  aber  eine  sum  mit  terminen  darfur 
zu  bezalen.«1) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  198,  Orig.  oder  Kop. 

Fol.  201  (von  der  Hand  des  Gerhardus  Juliacensis)  die  Ant- 
wort9) des  Ausschusses: 

ad  1.  »Wirt  billich  erachtet,  das  das  usfueren  in  den  herli- 
cheiden  nit  anders  dan  mit  geburlicher  accis  vermog  der  Ordnung 
gestadet  werde.  Und  so  inche  underhern  weren,  die  dargegen  et- 
was furzuwenden  vermeinten,  die  anzuhoeren  und  mit  denselbigen 
gnediglich  [?]  handien  zu  lassen,  damit  bei  meins  g.  h.  landen  und 
undertanen  glicheit  gehalten  werde.  Es  wirt  auch  angegeben,  das 
ein  unverstant  bei  etlichen  mit  dem  weide  sei,  als  nemlich,  da  die 
undertanen,  so  in  den  eigenherlicheiden  gesessen,  bei  iren  nachbern, 
so  buissen  den  eigenherlicheiden  gesessen,  weit  gelden,  das  sie  da- 
selbst von  den  kochen   die  uilage  geben  müssen.    Wan  nun  das 

*)  fol.  200  eine  andere  Formulierung  der  Proposition  (von  der  Hand 
des  Gerhardus  Juliacensis).  Obwohl  sie  zum  Teil  die  obige  nur  verkürzt, 
so  teile  ich  sie  doch  hier  mit,  weil  sie  andererseits  mehreres  selbständige 
enthält  und  die  Antwort  des  Ausschusses  als  Antwort  auf  sie  redigiert 
ist.  1.  »Sovil  das  usfueren  der  fruchten  us  den  herlicheiten  belangt, 
darinnen  sie  placaten  und  passportzen  geven;  dergleichen  mit  dem  weide. 
2.  Das  usfueren  der  vam  adel,  so  uswendig  gefurt  und  verkauft  und  nit 
zu  notturft  irer  huishaltung  gebraucht  wirdet  3.  Verzappen  in  den  eigen- 
herlicheiten  und  das  das  uberigs  desjenigen,  sie  van  alters  gegeven,  nit 
gebort  werde.  Item  da  m.  g.  h.  mit  andern  in  gemeinschaft  sitzt. 
4.  Belangen  die  reformation  der  gerichter,  wirt  in  etlichen  herlicheiten 
dieselbige  nit  angenomen,  auch  noch  zur  zeit  nit  ins  werk  gestalt.  5.  Es 
wirt  auch  die  appellation  van  denen  gerichteren  nit  wie  sich  geburt  van 
grad  zu  grad  an  m.  g.  h.  devolvirt,  sonder  uswendig  sowol  in  appellation- 
als  consultationsachen  appellirt  widder  des  reichs  und  meins  g.  h.  Ord- 
nung. 6.  Missbruich  der  gerichtlicher  processe  sowol  an  den  under- 
gerichtern  als  heuptgerichtern.  7.  Missbruich  der  gerichtschriver,  als  das 
scholtissen  oder  scheffen  die  gerichtshandlangen  bisanher  ufgeschreven 
und  auch  die  urdel  helfen  ussprechen.  8.  Gerichtzschriver  an  den  heuft- 
gerichtern  und  dergleichen  in  den  emptern,  wie  die  uszuteilen  [!]  und 
wamit  sie  neben  gewonlicher  besoldung,  so  in  der  Ordnung  versehen,  zu 
underhalten.  9.  Poena  leviore  litigantium.  10.  Inbrengung  der  appella- 
tionen. « 

*)  Die  Paragraphen  dieser  Antwort  beziehen  sich,  wie  angedeutet, 
auf  die  in  der  vorigen  Anm.  mitgeteilte  Form  der  Proposition. 


Digitized  by 


Google 


704  Nr.  235.     [Nach  1554  Juni  16.] 

weit  gebrant  und  uslendig  gefurt,  werde  die  accis  nochmals  ge- 
fordert, des  sie  sich  beschweren.  Daruf  bedacht,  das  solchs  sich 
nit  geburt  und  den  accismeistern  der  ort  zu  bevelhen,  von  den 
kochen,  mudden  oder  [!]  gebrant  weid,  wan  es  buissen  lands  gefurt, 
und  nit  ehe  die  accis  zu  boeren  vermog  der  Ordnung,  ad  2.  Liest 
man  es  bei  der  mass,  so  in  der  Ordnung  versehen,  bleiben;  wo 
aber  imant  ein  ubermessigs  und  weiter  als  die  notturft  wurde 
usfoeren  lassen,  das  de  zu  bescheiden  und  sie  zu  berichten,  sich 
der  Ordnung  gemeess  zu  halten.«  ad  3.  Man  lässt  es  »bei  der 
Ordnung,  nemüch  das  den  eigenherren  ire  alte  gewonliche  accis 
zu  lassen  und  wes  sich  de  weniger  als  der  lantschaft  Verordnung 
ertregt,  das  solichs  m.  g.  h.  zu  gut  kome.  Sovil  die  bierzepper 
belangt,  und  da  in  den  eigenherlicheiden  ire  eigen  gewass  und 
loeven  [?  breuen?]  verzapt  wirt,  acht  man  billich,  das  die  bei  irer 
friheit  verbliven.  4.  Da  es  mangelt,  das  solichs  noch  geschehe  und 
m.  g.  h.  insehens  derwegen  tue.  5.  Das  solchs  gehalten  werd 
vermog  des  reichs  und  meins  g.  h.  Ordnung.  6.,  7.,  8.  Bei 
allen  heupt-  und  undergerichteren  gerichtsschriver  zu  verordnen, 
das  scholtiss  und  scheffen  die  gerichtliche  handlung  hinfurter  nit 
ufschriven  und  denselbigen  gerichtsschrivern  us  jeder  broderschaften 
und  uberig  der  kirchenrenten  nach  gelegenheit  und  borungen  ein 
daler,  so  zu  notturft  der  kirchen  das  jars  nit  angewant,  zu 
vollest  irer  underhaltung  gegeben  werde.1)  Darneben  wirt  auch 
nutz  und  notig  eracht,  allen  amptluiden  zu  schriven,  daran  zu 
sein,  das  alle  jars  van  den  kirchenrenten,  broderschaften-  und 
gasthuisrenten  rechenschaft  in  irem  bisein  gehalten  und  auch 
jarlichs  entricht  und  bezalt  werden  und  das  die  hinderstendige 
schulden  usgemant,  bezalt  oder  gepant  werden.9)  Derglichen  das  mit 
der  kirchen  lant  geburlich  insehens  geschehe,  damit  solchs  zum 
höchsten  auch  usgedaen  werde.  Da  de  kirchenrenten  in  der  veden 
und  sunst  in  noten  verpant,  das  de  wider  abgeloist  werden.  9.  und 
10.  Liest  man  sich  des  concepts  an  die  amptluide  gefallen.« 


')  Vgl.  unten  Nr.  264. 

2)  Vgl.  Polizeiordnung  (Ausg.  v.  1696),  S.  98  f. 


Nr.  236.     1554  August  7.  705 


236.  Verhandlung  mit  1.  den  jülicher  Ständen,  2.  dem 
jülicher  Ausschluss,  8.  den  jülicher  Amtleuten.  Jülich  1564 
August  7.1) 

Verhandlung  mit  den  jülicher  Ständen:  Herzog:  1.  Re- 
formation der  Gerichte.  2.  Eine  Ordnung  über  Wege,  Landwehren,  Er- 
richtung von  Häusern  an  den  Wäldern  und  Gemeindeländereien  auf- 
gerichtet. Stände:  einverstanden,  abgesehen  von  einem  Artikel;  Hz. 
möchte  die  Reformation  schleunigst  einfuhren,  auch  einige  polizeiliche 
Ordnungen  verfassen  lassen.     Antwort  des  Herzogs. 

Verhandlung  mit  dem  jülicher  Ausschuss:  Herzog:  1.  Accise 
von  Aldenhoven.  2.  Klage  von  Kerpen  und  Bottenbroich  über  den  ihren 
Gütern  im  Amt  Bergheim  auferlegten  Dienst.  3.  Schreiben  des  Kaisers 
und  Hz.  Heinrichs  v.  Braunschweig  wegen  der  Kontribution.  4.  Erhaltung 
der  Gemeindeländereien.  5.  Abschaffung  der  Wehre  auf  der  Röhr. 
6.  Union  der  Gerichter.  Ausschuss:  Antwort  auf  1 — 6.  7.  Die  Röhr 
zu  regulieren.  8.  Die  auf  den  Adel  gestifteten  Stifter  und  Klöster. 
9.  Ein  Satz  über  den  Verzicht  der  Klosterjungfern  in  die  Reformation 
der  Gerichte  aufzunehmen.  10.  Landstandische  Privilegien.  11.  Spital-, 
Kirchen-  und  Bruderschaftsrenten.     Antwort  des  Herzogs. 

Verhandlung  mit  den  jülicher  Amtleuten:  Herzog:  1.  sollen 
Erkundigungen  einziehen  wegen  des  Ritterzettels,  2.  der  Gerichte  (auch 
ob  sie  zusammenzulegen),  3.  der  zwolfj ährigen  Accise,  4.  der  Hofgerichte. 
5.  Brüchtenordnung  und  Ordnung  wegen  der  Wahrung  der  (landesherr- 
lichen) Hoheit.  6.  Wilde  Gewässer.  7.  Widertäufer.  Amtleute: 
Werden  den  Befehlen  nachkommen.  Klage  der  Unterbefehlshaber  über 
ihre  Arbeitslast  und  ihr  geringes  Einkommen.  Mangel  an  den  Schöffen 
und  Boten.     Antwort  des  Herzogs. 

1554  August  7  hat  der  Herzog  »presente  principe,  cancellario 
Vlatteno,  lantdrost  Binsfelt,  hofmeister  Hoesteden,  marschalk  Pletten- 
berg,  hofmeister  Drimborn,  cammermeister  Harf,  her  von  Elmpt  der 
ritterschaft  und  geschickten  der  heuptstede«  von  Jülich  zu  Jülich 
»uf  dem  schloss  furtragen  lassen«:  1.  Hat  die  Reformation  der  Ge- 


*)  Vgl.  Hz.  Wilhelm,  Berufung  der  jülicher  Ritterschaft:  ,Nachdem 
die  Reformation  der  Gerichte  des  Fürstentums  Jülich  jetzt  unter  Mit- 
wirkung des  Ausschusses  »begriffen«,  auf  dem  letzten  Landtag  zu  Düssel- 
dorf aber  verabschiedet  ist,  sie  nicht  eher  ausgehen  zu  lassen,  »ehe  sie 
der  gemeiner  lantschaft  angelangt  und  die  daruf  gehört,«  so  bescheidet 
der  Hz.  den  Adressaten  zu  Montag  den  6.  August  abends  »bei  uns  alher 
in  unse  stat  Gulich,«  um  am  folgenden  Tage  neben  andern  von  der  Ritter- 
schaft und  Städten  »den  begrif  gem.  reformation  anzuhoeren  und  daruf 
schliessen,  auch  sunst  handien  zu  helfen,  wie  du  vernemen  wirdest.  — 
Gegeven  zu  Gulich  am  21.  tag  julii  ao.  54.«'  mut.  mui  an  die  4  Haupt- 
städte.    K.,  Caps.  2.  Nr.  17,  fol.  213,  Kpt     Vgl.  S.  702  Anm.  1. 
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richte  mit  Zuthun  des  Ausschusses  »furnemen,  auch  vorhin  des 
heuptgerichtz  Gulich  bericht  des  lantrechten  halber  forderen  und 
verneinen  lassen«.  Stände  möchten  nun  »ire  raitlich  bedenken 
daruf  anzeigen«.  2.  Hat  »ein  Ordnung1)  belangen  die  wege  und 
straissen,  verwuestung  der  lantweren,  ufrichtung  der  kaeten  und 
huiser  an  den  weiden,  auch  Verpachtung,  verdeilung  und  verkaufung 
der  gemeinden  verfassen  lassen,  die  inen  gleichsfals  solt  furgelesen 
werden«. 

Nach  Verlesung  der  Reformation  und  der  Ordnung  haben 
Ritterschaft  und  Städte  dem  Hz.  »nach  gehaptem  bedacht«  ant- 
worten lassen:  sind  mit  Reformation  und  Ordnung  einverstanden, 
wünschen  nur,  »das  der  artickel,  das  ein  ider  guet  dahin,  es  komen, 
wederumb  fallen  solte,  etwas  mit  ustrucklichen  worten  gesatzt  und 
versorgt«  werde.*)  Der  Hz.  möchte  die  Reformation  schleunigst 
,ins  Werk  stellen',  auch  »zu  gutter  policei  gleichsfals  etliche  Ordnung 
furnemen  lassen«.  Herzog:  jener  Artikel  wird  »dem  beger  nach 
ustrucklich  in  die  Ordnung  gesatzt  werden,  wie  es  auch  die  meinung 
in  Verfassung  der  Ordnung  nit  anders  gewest,  als  aus  derselbiger 
Ordnung  zu  sehen.  Die  policei  belangent,  weren  die  notige  artickel 
den  meheren  teil  in  das  edict  gestalt,  jedoch  wes  sunst  noch  weiters 
für  nutzlich  .  .  .  kunte  eracht  werden,  wulte  s.  f.  g.  auch  in  dem 
gnedigen  vleiss  furwenden  lassen«. 

Verhandlung  mit  dem  jülicher  Ausschuss.  Darauf  hat 
der  Herzog  mit  dem  Ausschuss  über  folgende  Punkte  sprechen 
lassen:  1.  »der  van  Aldenhoven  bit  van  erlassung  der  neuer  accisen 
und  die  brief  und  siegelen,8)  die  sie  derwegen  van  hz.  Amt  und 
hz.  Gerharten  furbracht«.  2.  Die  Klagen  des  Kapitels  zu  Kerpen 
und  des  Klosters  Bottenbroich4)  wegen  »des  dienstes,  so  iren  höven 

*)  Gedruckt:  Scotti,  Qeve-Mark  I,  Nr.  54  (d.  d.  Jülich  1554  Okt.  10); 
Polizeiordnung  (Ausg.  v.  1696)  S.  46  ff.  S.  auch  S.  587  Anm.  3  (Nr.  183) 
und  S.  684  Anm.  5. 

*)  Vgl.  Lac.  Arch.  1,  S.  72. 

■)  Über  das  Acciseprivileg  von  1469  s.  ldstd.  Vf.  1,  Anm.  119  u.  228. 

4)  Vgl.  Prior  und  Konvent  von  Bottenbroich  an  Hz.  Wilhelm:  ,haben 
früher  den  Hz.  gebeten,  den  Hof  zu  Nederemme  bei  den  alten  »begna- 
dongen«  zu  lassen.  Weil  nun  aber  der  Hof  »itz  in  deme  sievende  jair 
mit  der  gemeiner  stuiren  beladen  und  der  begnadongen  ...  nit  genoissen, 
dairzo  wir  uns  ouch  als  gehorsamen  ingelaessen  und  dese  selbige  sture 
sampt  meher  andere  [!]  gehoirsamtlichen  entrichtet,«  wiewohl  ihnen  das 
sehr  beschwerlich  gefallen,  so  bitten  sie,  der  Hz.   möchte  den  Hof  »van 
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und  gutteren  im  ampt  Berchem  sol  ufgelacht  werden«.  3.  Des 
Kaisers  und  Hz.  Heinrichs  v.  Braunschweig1)  »Schriften  und  forde- 
rung  des  hilfgeltz  oder  contribution  halber  zu  underhaltung  des 
kriegsvolks,  welchs  nu  ein  zeit  lank  zu  Wildeshusen  im  stift  Munster 

vurgerurten  beswerlichen  und  ungewoentlichen  diensten«  unbeschwert  lassen.4 
0.  D.  praes.:  am  28.  aprilis  ao.  54.  Ms.  A.  253,  fol.  73,  Or.  Fol.  77 
bemerkt  der  Redaktor  des  Fascikels:  ,Auf  diese  Supplik  hat  man  be- 
schlossen, von  dem  Amtmann  und  Vogt  von  Bergheim  Bericht  einzu- 
fordern und  gleichfalls  in  der  Kanzlei  nachzusehen,  »wes  Scheins  für  ind 
nach  van  etlichen  irer  freiheit  halber  furbracht  sein  mach ; «  ferner,  wenn 
der  Bericht  eingekommen,  die  Verordneten  von  der  Landschaft  zu 
berufen  und  mit  ihnen  zu  beraten,  wie  es  damit  am  besten  gehalten 
werde.  »Nota,  ob  m.  g.  h.  de  penningen  denjenigen,  so  de  usgelagt, 
weder  geben  sol.«*  D.  d.  Düsseldorf  1554  Mai  3  (fol.  78,  Kpt.)  schreiben 
die  Räte  an  den  Vogt  von  Bergheim,  er  solle  über  den  Hof  zu  Neder- 
emme  und  alle  andern  Diensthöfe  im  Amt  B.  sich  erkundigen,  »wie  sie 
s.  f.  g.  zu  dienen  schuldig  und  gewrogt  werden,  wie  es  van  alders  da- 
mit gehalten,  wes  freiheit  ein  jeder  sich  anziehe,  wes  Scheins  sie  dar- 
van  haven,  ob  sie  inniche  penningen  hiebevor  umb  die  verfriung  usge- 
geven  und  wievil,  ob  es  umbgainde  diensten  ader  nit,  und  wie  es  sunst 
damit  gelegen,«  und  das  alles  schriftlich  mitteilen.  Hierauf  antwortet 
der  Vogt  (o.  D.;  fol.  79,  Or.):  ,Der  Hof  zu  N.  ist  »durch  wisdomp  der 
scheffen  ...  zu  denen  schuldich,  ind  lange  zit  nit  gedeint.  So  de 
undertanen  sich  dess  an  m.  g.  h.  bedacht,  de  zu  denen  schuldich,  nit 
denen,  ind  inen  der  deinst  den  undertanen  dess  zu  hoecher  und  besweir- 
licher  uferlacht,  mit  undertenicher  bit,  m.  g.  h.  ein  genedichs  insein  doin 
lassen,  de  van  alders  schuldich  zu  denen,  dairzu  gehalden  zu  denen, 
ind  inen  der  besweir  afgenomen  wurde.  Demnach  uis  fürstlichem  bevel 
obgem.  hern  halfen  bis  zu  wederm  bevel  zu  denen  zu  behoef  m.  g.  h. 
gefoedert;  steit  noch  zu  genedich  bevel  ind  gefallen  m.  g.  h.«' 

*)  Vgl.  Kaiser  Karl  an  Wilhelm  Bischof  zu  Münster  und  Wilhelm 
Hz.  zu  Jülich:  ,Mit  des  Kaisers  Zustimmung  unterhält  Hz.  Heinrich  von 
Braunschweig  Kriegsvolk  allein  zu  dem  Zweck,  damit  der  Friede  im 
Reich  erhalten  und  »alle  verpatne  verdächtige  .  .  .  practicken,  rustungen 
und  kriegsgewerb,«  die  sich  seit  einiger  Zeit  im  Reich,  namentlich  aber 
jetzt  in  den  sächsischen  Landen  finden,  verhindert  werden.  Sollten  die 
unruhigen  Leute  »ufkomen  und  kriegsvolk  zusammenbringen,«  so  würden 
sie  mit  jedermann  »und  insonderheit  den  unschuldigen,  auch  denen,  so 
etwa  andern  zusehen  und  demselben  [!]  geburlichen  widerstand  nit  tuen 
wolten,  iren  muetwillen«  treiben.  Es  ist  daher  notwendig,  das  unter 
Hz.  Heinrich  stehende  Kriegsvolk  noch  eine  Zeit  lang,  wenigstens  bis 
durch  die  Reichsstände  »zu  erhaltung  fried  und  rue  im  h.  reich  ein 
bestendige  Ordnung  gemacht,«  zu  unterhalten.  Adressaten  möchten  des- 
halb als  die  Kreisfürsten  des  westfälischen  Kreises  »bei  andern  iren 
kreisstenden«    dahin  wirken,    »das  zum  wenigsten   mit  furstrekung  einer 
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gelegen.  4.  Wie  die  busch,  marken  und  gemeinden  in  eheren  zu 
halten  zu  wailfart  und  besten  meins  g.  h.  und  der  lantschafl. 
5.  Wie  die  besichtigung  und  abschaffung  der  weren  und  stile1)  uf 
der  Ruren  am  besten  furzunemen.«  6.  Da  »die  reformation  der  ge- 
richter ins  werk  sol  gestalt  werden,  wie  etliche  gerichter,  die  eines 
rechtens  und  naturen  und  nahe  bei  einander  gelegen,  zusamen 
mochten  gezogen  und  uniert  werden,  damit  die  zugehörige  gerichtz- 
personen  desto  bass  zu  underhalten«. 

Ausschuss:  ad  l.  Nach  den  Urkunden  soll  die  Accise,  soweit 
sie  die  jährliche  Pacht  von  80  G.  übersteigt,  »zu  erbouung  und  be- 
vestigung  des  dorfs«,  sonst  aber  zu  keinem  andern  Zweck  verwandt 
werden.  Nun  ist  »hiebe vor  uf  einem  gemeinen  landtag«  beschlossen, 
»dasjenig,  so  albereit  der  vestung  halber  aldar  zu  bouen  angefangen, 
abzubrechen«.9)  Da  hiermit  die  Ursache,  wozu  die  Accise  gewährt, 
»ufgehoben«,  so  fallen  auch  jene  Urkunden  hin  und  ist  der  Über- 
schuss  der  Accise  für  die  gemeinen8)  Festungsbauten  zu  verwenden, 
ad  2.  Über  Urkunden  der  Voreltern  des  Hz.  können  sie  ihm  kein 
Mass  geben,  erinnern  aber  daran,  dass  nach  den  Privilegien  die 
Voreltern  des  Hz.  »soliche  diensten  (sovern  die  ordinari)  on  be- 
willigung  der  lantschaft   quit  zu  scheiden   nit   .   .    .    mechtig  ge- 

statlichen  summa  gelts,«  über  die  man  sich  mit  Hz.  Heinrich  und  dem 
ksl.  Hofrat  Lazarus  von  Schwendi  (den  der  Kaiser  an  Hz.  Heinrich  ab- 
gefertigt) vergleichen  möge,  »furderliche  hilf  geleistet  werde«.  Verspricht 
bei  seinem  ksl.  Wort,  auf  dem  bevorstehenden  Reichstag  dahin  zu  ar- 
beiten, dass  den  Kreisständen  die  Auslagen  »entweder  von  einer  gemeinen 
reichshilf  und  contribution  widererstattet  oder  doch  an  künftigen  reichs- 
anlagen«  abgezogen  werden.  —  »Geben  .  .  .  Brüssel  ...  am  andern 
tag  .  .  .  junii  ao.  54  .  .  .«'  K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  283,  Kop. 
Hz.  Heinrich  d.  j.  zu  Braunschweig  an  Hz.  Wilhelm:  , Ersucht  mit  Be- 
zugnahme auf  das  Schreiben  des  Kaisers  den  Hz.,  die  westfälischen 
Kreisstände  zu  veranlassen,  dass  sie  zur  Unterhaltung  des  Kriegsvolkes 
sich  »mit  der  anläge  des  romerzuegs  auf  drei  monat  laut  beigelegt 
zetteis  gefast  machen«  und  die  Hälfte  zu  S.  Peter  und  Paul  oder  8  oder 
14  Tage  danach,  die  andere  Hälfte  Ende  Juli  an  die  Kriegskommissarien 
Erasmus  Ebner  und  Stephan  Schmidt  »ins  leger«  liefern,  wogegen  Hz. 
Heinrich  und  Laz.  v.  Schwendi  ohne  Verzug  Quittung  geben  werden,  um 
dieselbe  »zu  widerholung  [!]  soliches  furgestreckten  gelts  der  Kei.  M.  Ver- 
tröstung nach  kunftiglich  haben  zu  gebrauchen.  —  Datum  Wulfenbuttel 
den  14.  junii  ao.  54.«'     Ebenda  fol.  285,  Kop. 

')  Vgl.  Nr.  183  (S.  584  §.  6). 

*)  S.  S.  253. 

*)  Jülich  und  Heinsberg.     S.  Nr.  233. 
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wesen, ')  wie  dan  auch  uf  vorigen  landtagen  angehalten,  solche  gefreite 
diensten  zu  erlichterong  des  gemeinen  mans  wederumb  beizubrengen 
und,  da  die  umb  gelt  verschreven,  zu  frien«.  ad  3.  Der  Hz.  möchte 
das  Geld  bis  zu  gemeinsamer  Bewilligung  des  Reiches  »nit  erlegen; 
wes  aber  andere  gehorsame  [sc.:  stende  des  reichs]  ins  gemein 
disfals  tun  wurden«,  davon  sich  »nit  absonderen,  ad  4.  Dieweil 
die  busch  und  weide  alzeit  für  ein  schätz  des  lantz  gehalten«,  so 
bitten  sie,  »dessfals  wie  auch  mit  den  gemeinden  gutte  mass  und 
Ordnung  furzunemen  und  die  gelegenheit  s.  f.  g.  eigen  busch  wie 
auch  anderer  marken  und  gemeiner  buschen  durch  etliche  bequeme 
besichtigen  und  nach  befinden  notturftiglich  insehens  geschehen 
zu  lassen,  zu  welcher  besichtigung  der  marken  und  gemeinen 
busch  auch  etliche  von  dem  usschuss  mit  mochten  verordent  wer- 
den«, ad  5.  Der  Hz.  möchte  zuerst  »die  weren  und  Stilen«  in 
seinem  Lande  beseitigen;  wie  es  mit  denen  unter  fremder  Hoheit 
zu  halten,  stellen  sie  ihm  anheim.  ad  6.  Stimmen  zu.  Der 
Hz.  möchte  etliche  verordnen,  um  mit  den  Amtleuten  und  Befehls- 
habern zu  erwegen,  welche  Gerichter  zu  unieren  seien.  —  Ferner 
ersuchen  sie  den  Hz.  noch  um  folgendes:  7.  »etliche  zu  verordenen, 
welche  die  Ruir  und  daran  schiessende  gemeinden  und  erven  be- 
sichtigen und  wie  der  fluss  der  Ruren  in  die  richte  zu  brengen  und 
die  oever  zu  bepossen*)  erwegen,  ob  man  villeicht  durch  gnad  des 
almechtigen  dieselvige  künftig  zu  der  schiffung  gebruichen  kunte«; 
8.  zu  sorgen,  »das  die  stiften  und  clöster,  so  uf  den  adel  gestift, 
darbei  gelassen,  auch  gut  regiment,  da  des  van  noeten,  darinnen 
ufgericht  werden  mocht«;  9.  in  die  »itzt  begriffene  reformation« 
zu  setzen,  »das  die  verzieh,  so  die  cloisterjunfern  tun,  bestendig 
sein  und  gehalten  werden  sollen« ;  10.  baldigst  den  Landdrost  Bins- 
felt,  Erbhofmeister  Harf,  Erbschenk  Vlatten  und  das  Hauptgericht 
Jülich  zusammenzuberufen,  um  »die  kist,  darinnen  die  Privilegien 
und«  die  von  der  Landschaft  dem  Hz.  tibergebenen  Artikel  »ver- 
wart, zu  eroffenen  und  sich  der  notturft  darus  und,  welche  artickel 
erledigt  oder  nit,  zu  ersehen,  auch  die  Privilegien  und  anders  in 
ein  sonder  pargementzboieh«  abschreiben  zu  lassen;8)  11.  zujsorgem 

*)  Aus  den  Bestimmungen  der  Privilegien  über  die  Dienste  (s.  S.  153) 
lässt  sich  dieser  Satz  nicht  gut  herleiten,  eher  aus  denen  über  die  Ver- 
äusserung  landesherrlichen  Besitzes  (s.  S.  92  ff.) 

■)  Vgl.  S-  270  Anm.  1. 

°)  S.  S.  3  Anm.  2. 
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dass  »die  ufkumpsten  und  zugehörige  renten  der  spitalen,   kirchen, 
vicarien  und  broderschaften  wie  sich  geburt  angelacht  werden«.1) 

Der  Herzog  lässt  dem  Ausschuss  antworten:  ist  »geneicht,  die 
artickel  und  begeren  des  usschuss  ins  werk  stellen  zu  lassen.  Sovil 
die  anstellung  gutes  regiments  in  den  cloistern  belangt,  were  s.  f.  g. 
zu  solicher  Verordnung  auch  geneigt;  es  bedechte  aber  s.  f.  g.,  das 
van  inen  der  ritterschaft  auch  selbst  gein  ursach  des  Verlaufs  und 
Unordnungen  in  den  cloisteren  zu  geben,  und  das  auch  die  kinder 
nit  so  jonk  in  die  cloister  gedain  werden,  sonder,  wan  sie  20  jair 
ungeferlich  alt,  also  das  sie  gut  und  boes  wissen  und  die  weit  er- 
kennen«. 

Verhandlung  mit  den  jülicher  Amtleuten.  »Mit  den 
amptluiden  ist  auch  gesprochen.« 

1.  S.  Ztschr.  des  berg.  GV.  XX,  S.  120  §.  6.  2.  a.  0.  S.  119 
§.  1.  3.  a.  0.  S.  120  §.  4.  4.  a.  0.  S.  119  §.  3.  (Nur  ist  na- 
türlich überall  die  Aufforderung  nicht  an  die  »Verordneten',  sondern 
an  die  Amtleute  gerichtet.)8)  5.  »Als  auch  hiebevor  der  brachten 
halber,  dergleichen  van  verwarung  s.  f.  g.  hocheit8)  uf  sie  die  ampt- 
luide  Ordnungen  verfast,  wulte  s.  f.  g.  inen  die  furlesen  und  zu- 
stellen lassen,  wie  auch  solche  Ordnungen  alsbald  gelesen  worden.« 
6.  Jeder  Amtmann  soll  »anzeigen,  was  wilde  wasser4)  in  seinem 
ampt  furhanden  und  was  gerechtigeit  ein  jeder  darinnen  habe  oder 
nit.  7.  Der  widderteufer  halber  wulte  s.  f.  g.  mit  den  amptluiden, 
da  solichs  zu  tun,  insonderheit  sprechen  lassen.  Jedoch  sol  gein 
amptman  diejenigen,  so  der  widdertauf  oder  sunst  anderer  misstat 
halber  usfluchtich,  ufnemen,  vergleiten  oder  underschleifen  lassen, 
sonder  dieselvige  mit  in  haftung  annemen  und  sunst  mit  inen  der- 
massen  halten,  als  of  die  daet  in  iren  ampteren  geschehen«.  Ant- 
wort der  Amtleute:  »Si  wolten  sich  aller  [!]  gehorsam  verhalten 
und  erzeigen  und,  wess  man  inen  schriftlich  bevelhen  wurde,  dem 
wolten  sie  also  nachkommen.  Es  beclagten  sich  aber  die  under- 
bevelhaber,  das  inen  vast  vil  ufgelacht  und  gein  zimliche  notturftige 
underhaltung  gegeben  wert.     So  were  auch  an   den  scheffen  zu 

*)  S.  vorhin  S.  704. 

*)  Über  das,  was  als  Resultat  der  hier  in  Aussicht  genommenen 
Erkundigungen  bekannt  ist,  vgl.  Harless  in  Ztschr.  20,  S.  117  ff.  Hinzu- 
zufügen ist  Jahrb.  d.  düsseld.  GV.  8,  S.  260  ff. 

*)  Vgl.  Polizeiordnung  (Ausg.  von  1696),  S.  72  ff. 

4)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  76. 
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zeiten  mangel,  dergleichen  an  den  botten,  welchs  daher  entstünde, 
das  ger.  botten  gein  underhaltung  haven.«  Der  Hz.  möchte  »dess- 
fals  gnedig  insehens  haben«.  Herzog:  »Sovil  die  botten  belangt,1) 
hat  m.  g.  h.  heruf  bewilligt,  das  den  botten,  da  es  die  notturft  er- 
fordert, und  die  van  s.  f.  g.  oder  den  geistlichen  nichtz  haben,  vier 
overl.  g.  zu  einer  kleidung  und  van  ider  50  daleren,  die  sie  in- 
brengen,  1  daler  gegeben  werden  sol;  doch  das  sie  die  kleidung 
auch  machen  lassen  und  dragen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  215,  Orig.  oder  Kop. 

237.  Blomendal,  Anfrage  wegen  einiger  Punkte  aus 
der  Gerichtsverfassung  des  Amtes  Brttggen.  [1664  Ok- 
tober 6.]*) 

»Etliche  artickel,  so  Blomendal  im  ampt  Bruggen  furgefallen, 
daruf  er  erclerung  begert,  so  dieselbige  in  den  umbligenden  ampteren 
auch  furfallen  werden. 

1.  Den  artickel  belangen  die  appellation  besser  zu  erkleren, 
dweil  van  allen  gerichten  des  ampts  Bruggen  die  consultation  am 
heuptgericht  Gulch  geholt,  wie  auch  alle  gerichter  des  ampts  Gulch 
doin.  Solt  nu  van  dem  urdel,  darüber  si  consultirt  haven,  widder 
in  derselbiger  sachen  an  si  appelleirt  werden,  were  unordentlich. 
2.  Wan  die  acta  an  das  heuptgericht  uberschickt  werden,  es  ge- 
schee  consultation-  aider  aber  appellationwise,  so  sin  den  botten, 
so  solche  acta  uberdragen,  van  jedem  meilenwege  3  alb.  zuver- 
ordent.  Nu  clagen  die  gerichten,  das  die  botten  oft  1  tag  aider  2 
uf  die  urdellen  warten  moissen«,  weshalb  sie  mit  jener  Belohnung 
nicht  auskommen.  Ob  deshalb  ihnen  nicht  »über  ire  milengelt 
jeders  dags,  den  si  warten  moisten,  für  zerung  und  versuim  irer 
zeit  6  albus«  zu  geben  seien.  3.  »Es  moissen  die  undergerichter 
neben  den  acten  dem  heuptgericht  mit  uberschicken  van  jeder  sachen 
1  goltg.  und  dem  herenknecht  1  rad.  alb.,  davon  in  der  Ordnung 
auch  nit  vermeldet  wirt.     Ist  nodich,  das  darbi  gestalt,   das  der 

*)  Hat  der  Hz.  auf  die  anderen  Punkte  nicht  geantwortet?  Vgl.  übrigens 
Ztschr.  20,  S.  120  §.  9. 

*)  Beilage  zu  einem  Briefe  Blomendals  von  1554  Oktober  6.  Über 
den  jülicher  Rat  Bl.  (1540 — 45  Propst  des  Stiftes  Gleve)  vgl.  Harless 
in  der  AUg.  deutschen  Biogr.  II,  S.  720  (er  starb  nicht  1559,  wie  da- 
selbst angegeben,  sondern,  nach  Mitteilung  der  düsseld.  Archivverwaltung, 
zwischen  1567  Mai — 1668  Mai).  1564  war  er  Amtmann  von  Wassen- 
berg  (Kellnereirechnung  von  1554/55). 
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appellant  den  goltg.  und  rad.  alb.  auch  erlege,  es  were  dan,  das 
man  an  dem  heuptgericht  ander  Ordnung  machen  wulde.  4.  Die 
kommer  gescheen  in  Bruggen  und  etlichen  anderen  ampteren  durch 
den  gerichtsboden  und  zween  scheffen.  Und  sullen  nu  hinforder 
van  einem  kommer  2  alb.  gegeben  werden.  Begeren  die  scheffen 
zo  wissen«,  wieviel  Belohnung  sie  erhalten. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  foL  204,  Kop. 

Eine  Antwort  findet  sich  nur  auf  folgende  Punkte:  ad  1  (fol. 
206).  »Es  sollen  drei  instantien  der  appellation  halben  gehalten 
werden,  nemblich  die  erste  an  dem  undergericht.  So  dasselbig  der 
sachen  nit  vorstendig  gnueg,  sol  im  zugelassen  werden,  sich  an 
seinem  nechsten  haupt  consultationem  causae  zu  erleren  [!],  iedoch 
das  das  urteil  doselbst  an  dem  undergericht  ausgesprochen  werde. 
Welcher  von  solichen  urteiln  zu  appellirn  gemeint,  sol  dieselbige 
appellation  an  das  hauptgericht  gehen,  als  nemblich  zu  Gulich, 
Deuren  oder  wohin  es  sonst  von  alters  binnen  lants1)  herkomen. 
Von  dem  hauptgericht  sol  an  m.  g.  h.  appellirt  werden;  von  s.  f.  g. 
fort  an  das  camergericht.  Also  geschehen  die  appellationes  orden- 
licher weis,  und  seint  nach  des  reichs  Ordnung  nur  drei  appellationen.« 
ad  2  (fol.  204  am  Rande).  »Lest  man  sich  gefallen;  doch  das  ge- 
richter urkunt  und  schein  zu  brengen,  das  sie  so  lange  warten 
müssen,  und  von  solchen  Urkunden  nichts  zu  geben.« 

238.  Verhandlung  mit  dem  Ausschuss  und  den  Haupt- 
gerichten von  Berg.    [Düsseldorf]  1664  Ootober  8.2) 

1554  Okt.  8  hat  der  Herzog  dem  bergischen  Ausschuss  vor- 
tragen lassen:  Hat  Ausschuss  und  Hauptgerichte  Porz  und  Kreuz- 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  194  und  196;  s.  auch  unten  S.  716  Anm.  2. 

a)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  den  bergischen  Ausschuss:  ,Ist  durch  den 
bergischen  Ausschuss  »jungst  zu  Benrot«  gebeten,  ihn  samt  den  Räten, 
»heuptsteden  und  furnembsten  gerichtern«  nochmals  zusammenzuberufen, 
»die  verfaste  Ordnung  der  rechten  desto  statlicher  zu  erwegen.«  Adressat 
soll  nun  Montag  den  8.  Okt.  morgens  8  Uhr  in  Düsseldorf  erscheinen. 
Die  Räte,  Hauptstädte  und  vornehmste  Gerichte  werden  auch  daselbst 
erscheinen.  —  »Gegeven  zu  Schermbeck  am  2.  septembris  ao.  54.«' 
Adressaten:  Amtm.  Windeck,  Amtm.  Porz,  Weschpenning,  Lutgen  v. 
Winkelhuisen,  Amtm.  Angermund,  Amtm.  Mettmann.  »Mut.  mut.  an  die 
4  heuptstede,  etliche  van  den  iren  darzu  zu  verordenen.  Gedula  an 
amptm.  Porz«:  Soll  2  »der  furnembsten  scheffen«  des  Hauptgerichts 
Porz,  »den  die  aide  gebruich  und  gewonheiten  des  lantz  am  besten  be- 
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berg  berufen.  Der  Ausschluss  möchte  die  Reformation  der  Gerichte 
erwegen,  »wie  van  den  Guiischen  hiebevor  auch  geschehen.«  Der 
Hz.  vertraut,  der  Ausschuss  werde  finden,  »das  sie  der  erbaricheit 
und  billicheit  gemess  und  ein  jeder  dardurch  zu  billichem  gleich- 
messigem  und  austräglichem  rechten  sol  mugen  verholven  werden.« 
Die  Ordnung  soll  auch,  nachdem  der  Ausschuss  »darinnen  geschlossen«, 
der  ganzen  bergischen  Landschaft  vorgelegt  werden. 

»Heruf  ist  der  usschuss  sampt  den  verordenten  der  heupt- 
gerichter  abgetreden  und  sich  furerst  die  Ordnung  des  process  fur- 
lesen  lassen,  auch  daruf  etlich  bedenken  gehabt,  wie  underschiedlich 
hernach  folgt: 

1.  fol.  5,  »da  gesatzt,  das  richter  und  scheffen  uf  jederm 
gerichtstag  van  einer  sachen  4  alb.  haben  sollen,  begert  man  zu  er- 
cleren,  wievil  dem  richter  van  solichen  4  alb.  zukomen  sol.  2.  Ibidem, 
da  gesatzt  van  2  alb.  für  den  kommer,  wa  solichs  für  den  boten  sein 
sol,  dasselbig  zu  ercleren.  3.  fol.  6,  da  gesatzt,  das  sie  für  urkunt 
usserhalb  rechtens  1  alb.  schlechts  gelts,  aber  im  gericht  davan 
nichts  haben  sollen,  zeigen  sie  an,  ausser  und  im  gericht  für  jeder 
urkunt  2  rad.  alb.  haben  [!]  4.  Wanehe  die  van  Kruizberg  auslendig 
einiche  kuntschaft  oder  gezuichniss  holen,  haben  sie  die  kost  und 
ein  jeder  darzu  6  rad.  alb.,  sovern  sie  bei  tag  wieder  heimkommen 
können.  5.  Die  scheffen  aber  des  heuptgerichts  Porz  zeigen  an, 
wan  sie  über  die  foir  ziehen,  das  ein  jeder  alsdan  einen  goldg.  habe. 

6.  Wirt  auch  angegeben,  das  van  den  Urkunden,  so  ausserhalb  gerichts 
gehört  werden,    einem  jedem   scheffen  zukommen  sol  1  rad.  alb. 

7.  Van  einem  jedem  urkunt,  so  im  gericht  sich  zudregt,  4  rad.  alb. 

8.  Van   einem  usgesprochenen   urteil  hat  der   richter  21/*  rad.  g. 

9.  Van  ban  und  friden  hat  der  richter  silber  und  golt,  die  scheffen 
aber  nichts.  10.  Des  gerichtsschreibers  belonung  van  wegen  die 
ergangne  acta  abzuschreiben  belangent,  das  solichs  zu  gering  sei, 
doch  nach  gelegenheit,  das  die  acta  gross  oder  klein  seien,  die  be- 
lonung auch  zu  taxieren  oder  zu  verordnen  were.  11.  Ibidem,  da 
gesatzt,  das  van  dem  siegel,  so  den  rentbrieven  und  andern  ange- 
henkt wirt,  dem  gericht  ein  ort  goltguldens  und  dem  richter  6  alb. 
gegeven  werden  sol.  Daruf  wirt  van  den  verordenten  der  gerichter 
und  den  scheffen  in  den  steden  angezeigt,  das  zu  Porz  van  den 
siegeln  1  goldg.  und  1  rad.  alb.  gegeven  werde.    Zu  Cruizberg  12 

wost,«  mitbringen.  Gleicher  Zettel  an  d.  Amtm.  Angermund  (betr.  Haupt- 
gericht Kreuzberg).     Ebenda  fol.  202,  Kpt. 
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rad.  alb.  und  in  den  steden  den  seheffen  nemlich  zweien  4  rad. 
alb.,  ist  jederm  2.  12.  fol.  6,  da  gesatzt,  das  beide  richter  und 
seheffen  van  besiegelung  der  zeugensage  und  kuntschaft  ein  ort  gold- 
guldens  haben  sollen,  begert  man  zu  ercleren,  ob  inen  sementlich 
das  ort  oder  dem  richter  1  ort  und  den  seheffen  auch  1  ort  darvon 
komen  sol.  Zeigen  auch  an,  das  der  richter  bei  soliebem  zeugen- 
verhör  mit  plach  zu  sein.  13.  Ibidem,  da  gesatzt,  das  ein  jeder 
seheffen  von  wegen  seiner  zerung  etc.  des  tags  im  [!]  zeugenver- 
horen  6  alb.  laufentz  gelts  haben  sol,  das  solichs  zu  wenig  sei.  14. 
fol.  7,  da  gesatzt,  wan  ein  beleit  oder  besichtigung  von  wegen  erb 
und  erbschaft  durch  die  seheffen  geschieht,  das  von  demjenigen, 
der  solich  beleit  tuen  lest,  jedem  seheffen  6  alb.  schlecht  für  seine 
zerung  und  gehabte  mue  gegeben  werden  sol,  begert  man  zu  ercleren, 
ob  nit  derselb,  der  im  unrechten  befunden,  den  schaden  und  costen 
allein  tragen  sol.  15.  fol.  7,  da  gesatzt,  wan  farende  haab  und 
gueter,  so  umbgeschlagen,  durch  das  gericht  geschetzt  und  taxirt, 
das  dem  gericht  davon  6  alb.  laufents  gelts  entricht  werden  sollen, 
zeigen  die  seheffen  zu  Porz  an,  das  sie  sowol  von  den  farenden 
als  taxirung  der  erbgueter  des  tags  6  rad.  alb.  und  darzu  di  kost 
haben.  16.  fol.  8,  da  von  den  fursprechern  und  wie  sich  die 
halten  sollen,  gesatzt,  bedenkt  man,  ob  nit  darbei  zu  setzen,  wes 
ire  belonung  sein  sol,  und  ob  nit  in  jederm  ampt  und  stat  ge- 
schworen fursprecher  zu  verordnen,  denen  uferlacht,  keinen  parteien 
in  andern  emptern  oder  gerichtern  das  wort  zue  tuen,  wiewol  sie 
inen  sonst  wol  raten  mögen.  17.  Eit  der  fursprecher.  18.  Wie 
die  gerichtskosten  taxirt  werden  sollen.  19.  Ob  ein  geistliche  person, 
der  ein  erbguet  hette,  dasselbig  auch  erblich  oder  sonst  mit  benanten 
artikeln,  so  notich  in  der  Ordnung  zu  speeificirn,  verpachten  mach. 
20.  Articule  von  beschuddung  etc.  Ist  der  lantgebrauch,  das  man 
binnen  jar  und  tag  die  vernaherung  tuen  mag.  21.  Wirt  auch  be- 
dacht, das  di  speeification  der  saler  vermog  des  vorigen  edicts  in 
N.  jar  usgangen ')  limitirt  werde.  Item  was  der  Ordnung  mer  weren 
von  versplissung  und  anders.  22.  Zu  gedenken  das  ritterbuch2) 
zu  erneuren. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  222,  Orig.  oder  Kop. 

')  Ist  vielleicht  das  Gesetz  von  1514  (ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  244, 
Nr.  29)  gemeint?     Vgl.  oben  S.  146;  Ztschr.  23,  S.  201  f. 

*)  Damit  ist  offenbar  der  Ritterzettel  gemeint.  S.  ldstd.  Vf.  HI,  2, 
S.  277  ff.  (Nr.  56). 
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289.  Weitere1)  Verhandlung  mit  dem  Ausschuss  und 
den  Hauptgerichten  von  Berg.    [1664  Oktober  8.] 

Bedenken  des  Ausschusses  und  der  Hauptgerichte  zur  Re- 
formation der  Gerichte.  Bedenken  und  Erklärung  der  hzgl.  Regierung 
darauf.     Antwort  des  Ausschusses,  der  hzgl.  Regierung. 

»Vorzeichnus  etlicher  artickel,  deren  die  vom  ausschus  von 
der  ritterschaft  und  hauptstedten,  auch  der  zweier  hauptgerichter 
des  furstentumbs  von  dem  Berg  in  der  furgestalter  Ordnung  und 
reformation  der  gerichter  bedenkens  haben  und  derwegen  erclerung 
begeren.« 

1.  Die  lateinischen  Worte  sind  nach  Möglichkeit  zu  verdeutschen, 
so  statt  dilation:  Frist;  statt  restitutio  in  integrum:  »uf  frischen 
fuess  gestalt«.  Es  sind  aber  »darinnen  die  geschickste  [!]  und  ver- 
stendigste  worter  zu  gebrauchen«.  2.  Erkundigung  einzuziehen,  was 
Richter  und  Schöffen  bisher  »für  underhaltung  und  gefel  gehabt;  dan 
sich  die  scheffen  beclagen,  das  sie  mit  solicher  Verordnung  nit  zu- 
komen  können«.  Zu  erklären,  »wieviel  dem  richter,  schulteiss  oder 
dinger  von  solichen  gefeilen  sol  zukomen  sowol  in  als  usser  ge- 
richts,  es  sei  von  siegel,  beleit,  besichtigung,  urkunt,  gezeugensagen. 
3.  Es  beschweren  sich  baide  die  stedte  und  lantscheffen,  das  ge- 
satzt,  das  die  richter,  scholthiss  oder  dinger  neben  inen  siegeln 
sollen«.  Dies  ist  nicht  Gebrauch,  würde  auch  den  Untertanen  »zu 
beschwernuss  gereichen.  Begeren  derhalben,  das  in  den  stedten 
der  gebrauch  des  siegelens  möge  verbliven,  wie  von  alters  herkomen, 
und  uf  dem  platten  lande,  da  die  scheffen  ein  gemein  siegel  haben, 
das  doselbst,  wanehe  man  siegeln  wel,  ein  bestimpter  tag  den 
undertanen,  die  des  zu  tuen,  zu  verkundigen  und  in  den  kirchen 
uszurufen.  4.  Das  die  gerichtsbucher  und  siegel  in  ein  kist  ver- 
schlossen und  dabei  verordnet  werd,  welche  die  schlussel  davon  in 
gewarsam  haben  sollen,  das  die  auch  nirgent  in  heuser  oder 
anderswa  dan  daselbst  gebraucht  und  gesiegelt  werde  [!].  5.  Das 
in  jedem  gericht  den  scheffen  ein  gemein  siegel  gegeven  werde. 
6.  Das  etliche  gerichter  bei  einander  geschlagen  werden.2)    7.  Das 

*)  Der  Unterschied  der  in  Nr.  238  mitgeteilten  Bedenken  und  der 
hier  in  Nr.  239  folgenden  ist  wohl  der,  dass  die  ersteren  sich  im  wesent- 
lichen äusserlich  an  die  dem  Ausschuss  und  den  Hauptgerichten  vorge- 
legte Handschrift  der  Ordnung  anlehnen,  während  die  letzteren  in  weniger 
engem  Anschluss  an  dieselbe  gehalten  sind. 

2)  S.  vorhin  S.  710  Anm.  2. 
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noch  ciaruf  und  uf  andere  notturft,  wie  man  hört,  das  im  fursten- 
tumb  Gulich  geschieht,  erkundigung  geschehe.1)  8.  Das  der  appel- 
lation  und  heuftvarten  halver  notturftige  fursehung  geschehe,  dieweil 
die  an  vorscheiden  ortern,  wie  davon  eigentliche  berichtung  zue 
tuen,  geschieht,2)  nemblich  die  von  Dusseldorf,  Gerrisheim  undMed- 
men  uf  Ratingen,  von  Ratingen  uf  Lenep,  von  Lenep  uf  Siberg, 
item  die  von  Wiperfurt  auch  uf  Siberg,  die  lantgerichter  oben  der 
Wupper  an  das  heuptgericht  Porz,  die  lantgerichter  unter  der 
Wupper  an  das  hauptgericht  Cruizberg,  die  von  Lewenberg,  Blanken- 
berg  und  Windegken  uf  Bon,  doch  etliche  von  den  Windeckischen 
uf  Wede.  9.  [Das]  die  appellation  im  furstentumb  Berg  entlich  am 
ritterrecht  zu  Upiaden  allenthalber  verbleibe  sowol  von  Windegken, 
Blankenberg,  Lewenberg,  stedten  etc.  als  andern.  10.  Das  mit  be- 
sitzung  des  ritterrechts  gehalten  werde  wie  von  alters  herkomen. 
Doch  stehet  zu  m.  g.  h.,  dieweil  die  andere  gerichter  mit  darin  ge- 
zogen, ob  von  denen  auch  etliche  darbei  zu  sitzen  zu  verordnen 
weren.  11.  Das  die  ritterschaft  nit  anders  dan  von  alters  gewon- 
lich  citirt  und  beschreven  werde.8)  12.  Das  solich  ritterrecht  alle 
jars  N.  mal  gehalten  werde.  13.  Das  an  jedem  orte  geschworen 
fursprecher  und  ire  belonung  verordent  werden.4)  14.  Das  diese 
reformation  an  gemeine  ritterschaft  und  lantschaft,  auch  Lewen- 
bergische,  Windeckische,  Blankenbergische  und  undergerichter6)  ge- 
bracht werde.  15.  Das  bei  Kei.  M.  umb  gnedige  bestettigung  an- 
gehalten werde.  16.  Das  umb  gleicheit  willen  wa  möglich  die 
grafschaft  Ravensberg6)  auch,  dieweil  die  Cleve  und  Mark  anstössig, 

*)  Es  wird  hier  offenbar  auf  die  den  jülicher  Amtleuten  gegebenen 
Aufträge  (s.  Nr.  236,  S.  710)  hingewiesen. 

*)  Vgl.  vorhin  S.  712  Anm.  1;  Lac.  Arch.  1,  S.  72  f. 

8)  Vgl.  Lac.  Arch.  1,  S.  107  §.  79;  oben  S.  29  Anm.  62. 

4)  Vgl.  Nr.  238  §.  16. 

B)  An  alle  Untergerichte,  auch  die,  welche  Kreuzberg  und  Porz 
untergeordnet  sind? 

•)  Vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  23B:  »ao.  16B6  in  hoc  mense  [Juli] 
Processus  iudiciarius  in  comitatu  Ravensbergensi  primum  institutus  est 
sub  Guilielrao  duce  Juliacensi  per  d.  Everhardum  a  Scholer  et  me 
Gabrielem  Mattenclot«.  Ein  Exemplar  der  ,Ordnung  des  gerichtlichen 
Prozesses  für  die  Grafschaft  Ravensberg,  erlassen  mit  Bewilligung  der 
Ritterschaft  und  Landschaft  von  Ravensberg,  d.  d.  zum  Sparenberg  1556 
März  23,  gedruckt  in  Dusseldorf  bei  Jacob  Baethen  16664  in  der  Biblio- 
thek  des   dusseldorfer   Staatsarchivs,     ein   anderes    in   der   Paulinischen 
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dieses  anzunemen  gefordert  werde.1)  17.  Das  meins  g.  f.  und  h. 
vorige  edicten  belangen  die  saeler,  versplissung  der  guter  etc.  mit 
vleiss  besichtigt  und,  was  da  von  nöten,  in  dieser  Ordnung  gemelt 
werde.*)  18.  Das  der  hofgerichten  halver  Ordnung  und  mass  ge- 
steh werde.  19.  Das  in  allen  [!]  die  Privilegien  und  freiheiten  der 
ritterschaft  und  lantschaft  furbehalten  werden.  20.  Das  in  der 
Ordnung  mit  zu  vermelden,  das  kein  eit  uf  ein  tode  hand  zu  gestatten. 

Bedenken  und  erclerung  uf  die  artickel. 

ad  1.  Sol  geschehen,  ad  2.  Sol  dem  artickel  von  underhaltuug 
der  gerichtspersonen  im  ende  zugesatzt  werden  wie  volgt:  iedoch 
wollen  wir  uns  hiemit  vorbehalten  haben,  diese  belonung  nach  ge- 
legenheit  der  sachen  und  befinden  der  notturft  nach  zu  verhoegen, 
zu  messigen  und  zu  verandern.  ad  3.  Den  artickel  bleiben  zu  lassen 
und  bericht  zu  tuen,  us  was  Ursachen.8)  Soviel  die  sieglung  be- 
langt, sol  sowol  in  den  stedten  als  uf  dem  land  ein  gemein  Siegel 
sein,  ad  4.  Ist  in  der  gerichtschreiber  Ordnung  versehen,  wie  die 
gerichtsbucher  und  Siegel  verwart  werden  sollen.  Zudem  sol  auch 
in  der  Ordnung  versehen  werden,  kein  versiglung  anderswa  zu  ton 
dan  im  gericht  und  da  die  Siegel  in  gewarsam  verhalten,  ad  5. 
Da  kein  gerichtssiegel  furhanden,  sol  man  bestellen»  das  doselbst 
auf  ansuchen  der  gerichter  durch  m.  g.  h.  eins  verordnet  und  ge- 
geven  werde,  ad  6.  Sol  geschehen  und  darzu  verordnet  werden 
nach  gelegenheit  und  befinden,  ad  7.  Sol  gleichfals  geschehen, 
ad  8.  Solichs  zu  halten  vermog  der  Ordnung  und  derwegen  bericht 
zue  tuen,  wie  auch  geschehen,  ad  9.  Das  die  hauptgerichter  Creuz- 
berg  und  Porz  ire  consultation  an  das  ritterrecht  zu  Upiaden  haben 
von  den  ortern  und  in  den  feilen,  da  solichs  von  alters  herkomen. 
Welche  orter  aber  von  alters  an  soliche  hauptgerichter  und  ritter- 
recht nit  gehört,  das  dieselbige  ire  consultation  und  appellation 
binnen  lants  haben  an  den  orten,  wie  die  Ordnung  davon  mass 
gibt.  Was  auch  an  beiden  heuptgerichten  Gruizberg  und  Porz,  der- 
gleichen an  andern  gerichtern  geurteilt,  darvon  appellirt  wirt,  das 
soliche  appellation  an  m.  g.  h.  als  an  den  lantsfursten  geschehe. 

Bibliothek  zu  Münster  i.  W.     Beigefugt  ist  das  am  10.  Okt.  1554  pub- 
lizierte ,Edict'  (s.  vorhin  S.  692  Anm.  1). 

1)  Lac.  Arch.  I,  S.  73  referiert  über  diesen  Satz  unrichtig. 

2)  Vgl.  Nr.  238  §.  21. 

8)  Nachträglich,  jedoch  von  demselben  Schreiber,  ist  zugesetzt:  »wie 
auch  der  bericht  geschehen«. 
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Das  aber  von  dem  ritterrecht  nit  weiters  appellirt  werden  sol,  wirt 
für  ratsam  angesehen,  das  sich  di  ritterschaft  und  lantschaft  sampt 
den  scheffen  Porz  und  Cruizberg  einhelliglich  hetten  zu  entschliessen 
und  zu  verpeenen,  von  den  gesprochenen  urteiln  zu  Upiaden  sich 
nit  zu  berufen  oder  davon  anderswo  zu  appellirn,  insonderhait  die- 
weil  solichs  von  alters  nit  herkomen.  ad  10.  Wirt  für  guet  an- 
gesehen, nachdem  die  stedte,  auch  di  herschaften  Blankenberg,  Lewen- 
berg  und  Windegken  von  alters  an  das  ritterrecht  nit  gehörig,  das 
derwegen  solichs  inen  anzumuten  unnötig,  sonder  das  derselbigen 
consultation  und  appellation  binnen  lants  furgenomen  und  volgents 
an  m.  g.  h.  als  den  lantfursten  beschehen.  Und  wirt  bedacht,  ob 
nit  guet  sein  sol,  ein  unterscheit  in  Sachen,  so  am  ritterrecht  ver- 
handlet werden  solten,  furzunemen,  nemblich  das  in  parteiensachen 
neben  dem  verordenten  meins  g.  h.  stathalter  [sc:  und]  den  scheffen 
zu  Cruizberg  und  Porz  zwölf  ansehenliche  und  verstendige  von  der 
ritterschaft  beschreven  wurden  ,zu  handien  und  zu  erkennen;  jedoch 
das  di  acta  der  voriger  instantz  furhin  notwendig  besichtigt  und 
volgents  uf  dem  rittertag  geburlicher  weis  referirt  und  vermog  der 
ufgerichter  Ordnung  darinnen  geurteilt  und  erkant  werde.  Was 
Sachen  aber  sonst  furhanden,  derhalber  der  rittertag  beschreven  und 
daran  dem  adel  vermog  der  Privilegien  gelegen,  das  damit  gehalten 
werde  wie  gebreuchlich  und  von  alters  herkomen.  ad  11.  Dieweil 
dis  allein  ein  ladung  zum  rechten  ist,  eracht  man,  das  es  kein  be- 
denken oder  beschwerung  habe.  Ist  auch  von  der  ritterschaft  im 
furstentumb  Gulich  nit  für  beschwerlich  eracht,  sonder  für  guet 
angesehen.  Jedoch  sol  in  der  Ordnung  zugesatzt  werden:  da  aber 
die  vom  adel  durch  den  richter  schriftlich  pflegen  gefordert  zu 
werden,  sol  dem  gebrauch  hierdurch  nichts  benomen  sein,  ad  12. 
Nach  gelegenheit  und  vilheit  der  Sachen  und  zum  wenigsten  einmal 
des  jars,  so  Sachen  furhanden.  ad  13.  Sol  in  erkundigung  und 
umbschickung  in  di  empter  die  notturft  hierinnen  mit  furgenomen 
werden.  Ist  auch  zum  teil  in  der  Ordnung  vorsehen,  ad  14.  Sol 
di  reformation  mit  gemeiner  ritterschaft  und  lantschaft  beschlossen 
werden,  ad  15.  Ist  man  in  arbeit,  ad  16.  Sol  m.  g.  h.  nach  ge- 
legenheit der  ort  daruf  bedacht  sein,  ad  17.  Andere  sonderliche 
edicten  und  Ordnungen  meins  g.  h.  als  mit  den  salen  und  sonst 
sollen  für  sich  auch  in  irer  werden  bliven  und  denselbigen  durch 
diese  reformation  nichts  benomen  sein,    ad  18.  Sol  nach  beschehener 
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erkundigung  ins  werk  gestalt  werden,  ad  19.  Ist  m.  g.  h.  geneigt, 
ad  20.  Ist  in  der  Ordnung  gnugsam  versehen  unter  diesen  tituln: 

Von  dem  ait  der  geschehener  beweisung  zu  Steuer,  zu  Latin 
genant:  in  supplementum  probationis,  fol.  18. 

Item  von  beweisung  ins  gemein,  fol.  32. 

Item  in  sachen,  so  nit  wie  recht  oder  durch  versehenliche  ver- 
muetungen  bewisen,  niemand  mit  eiden  zu  beladen:  fol.  33.« 

Ausschuss: 

»Als  den  verordenten  vom  usschuss  der  ritterschaft  und  lant- 
schaft  vurs.  der  rete  erclerung  uf  die  begerte  articul  furgelesen  und 
inen  vort,  ob  sie  ferner  bedenken  derwegen  furzubringen  hetten, 
zugestalt,  so  haben  sie  allerseits  solicher  erclerung  ein  guet  begnuegen 
gehabt.  Jedoch  haben  die  von  [der]  ritterschaft  uf  die  erclerung 
des  10.  articuls  begert  und  bedacht,  dieweil  an  beiden  heuptgerichtern 
Porz  und  Cruizberg  noch  vast  viel  sachen  der  consultation  am 
ritterrecht  halber  noch  unerortert  verhalten,  welche  dan  ein  guete 
zeit  für  dieser  neuer  Ordnung  sowol  an  den  under-  als  heuptgerichtern 
streitich  gehangen,  ob  nit  notich,  das  erstes  tags  für  publicirung 
bem.  Ordnung  ein  rittertag  beschreven  und  gehalten,  damit  in  den 
vurs.  sachen  nach  dem  alten  gebrauch  des  landrechten  erkant  und 
denselbigen  abgeholfen  wurde,  künftigen  Unverstand  dadurch  fur- 
zukomen. J) 

Es  bedenken  auch  die  rete  und  usschuss,  1.  wanehe  in  künftiger 
zeit  nach  diesem  rittertag  ein  neuer  gehalten  werden  sol,  das  als- 
dan  in  parteiensachen  wie  angezogen  für  dem  angestalten  rittertag 
sechs  vom  adel  nach  gelegenheit  äer  sachen«  (drei  von  über,  drei 
von  unter  der  Wupper)  »und  darzu  noch  sechs  scheffen  (drei  von 
Porz  und  drei  von  Cruizberg)  sampt  dem  secretarien,  so  von  wegen 
meins  g.  h.  darbei  verordnet,  bei  einander  bescheiden  wurden,  umb 
die  acta  zu  durchsehen  und  daruf  einander  bericht  zue  tuen.  2.  Item, 
wan  sich  zween  vom  adel  zu  dem  ritterrecht  berufen  wurden,  das  die 
aldo  auch  angenomen  werden  sollen.  Item  ob  m.  g.  h.  zu  einem 
vom  adel  vermeint  action  und  zuespruch  zu  haben  und  derselbig 
sich  zu  solichem  rittertag  beriefe,  das  die  sache  auch  alda  verhört 
und  der  darüber  nit  beschwert  werden  sol.« 

Antwort:  ad  1.  »Sollen  zu  Upiaden  zwen  vom  adel  boven 
und  zwen  beneden  der  Wupper,  dergleichen  zwen  scheffen  von  Porz 

*)  Hierzu  am  Rande:  »Dis  an  m.  g.  L  zu  gelangen  und  zu  ver- 
bitten, das  solichs  geschehen  möge«. 
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und  zwen  von  Cruizberg  einen  oder  zwen  tag  für  dem  rittertag 
sampt  einem  secretarien  zusamenkomen,  die  acta  wie  an[ge]zogen 
furhin  zu  durchsehen,  ad  2.  Dieses  bei  den  Privilegien  des  fursten- 
tumbs  Berg  zu  lassen.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  foi.  227,  Kop. 

240.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Berg.  [Düssel- 
dorf] 1554  November  7  und  8.1) 

Novb.  7:  Den  Ständen  die  Gerichtsordnung  vorgelesen.  Verhand- 
lung darüber,  ob  sie  schon  jetzt  darüber  beschließen  sollen.  Novb.  8: 
Stände:  bringen  Bedenken  zur  Ordnung  vor.  Antwort.  Stände:  wollen 
die  Ordnung  noch  nicht  bewilligen;  erst  die  Privilegien  einzusehen  und 
das  Ritterrecht  zu  halten.     Antwort.  Antwort  der  Stände. 

»Ao.  54  am  7.  tag  novembris  hait  m.  g.  h.  der  ritterschaft 
und  gesandten  der  heuftstede  des  furstentumbs  Berge  furtragen  lassen« : 
Gemäss  dem  Landtagsabschied  zu  Düsseldorf,  die  Reformation  der 
Rechte  nicht  ausgehen  zu  lassen,  bevor  sie  der  ganzen  Landschaft 
vorgelegt,  hat  der  Hz.  Ritterschaft  und  Städte  hierher  berufen,  da- 
mit sie  ihre  Bedenken  angeben.  »Es  mochte  auch  s.  f.  g.  inen  nit 
verhalten,  das  ritterschaft  und  stede  des  furstentumbs  Gulich  die- 
selvige  forhin  schoin  bewilligt,  auch  die  Kai.  M.  sie  bestettigt  und 
ratificirt.«*)  —  Nachdem  dann  den  Ständen  am  Vormittag  »die 
Ordnung  und  process«,  am  Nachmittag  der  »ander  teil  der  refor- 
mation,  in  welchem  die  gemeine  velle  decidert«,  sowie  die  Bedenken 
des  Ausschusses  und  die  Erklärung  darauf  vorgelesen,  bitten  sie, 
der  Hz.  möchte,  da  »irer  viel  itzt  nit  zugegen«,  ihnen  erlassen,  »in 
so  wichtiger  sachen  entlich  zu  schliessen«,  und  vielmehr  »die  sement- 
liche  ritterschaft«8)  nochmals  berufen.    Antwort  durch  die  Räte: 

!)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  Räte  und  Ritterschaft  von  Berg:  ,Die  Re- 
formation der  Gerichte  ist  mit  Zuthun  des  bergischen  Ausschusses  »be- 
griffen«. Da  nun  jedoch  gemäss  dem  letzten  Landtagsabschied  von 
Düsseldorf  die  ganze  Landschaft  noch  zu  hören  ist,  so  soll  Adressat 
Dienstag  den  6.  Nov.  abends  »bei  uns«  in  Düsseldorf  erscheinen,  um 
am  andern  Tage  »den  begrif  gem.  reformation  anzuhoeren  und  daruf 
schliessen  zu  helfen,  wie  bei  der«  jülicher  Landschaft  »gleichsfals  furhin 
beschehen,  welche  dieselbige  nit  allein  gewilligt,  sonder  auch  dermassen 
ins  werk  zu  stellen  underteniglich  gebetten.  —  Gegeven  zu  Dusseldorf 
am  16.  dage  octobris  ao.  54. «(  Mut.  mut.  an  die  berg.  Hauptstädte. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17.  fol.  235,  Kpt. 

*)  Die  Bestätigungsurkunde  ist  jünger!  S.  S.  732  Anra.  1. 

8)  Natürlich  auch  die  Städte  (resp.  Hauptstädte). 
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Es  ist  die  ganze  Ritterschaft  hierher  berufen;  doch  haben  sich  et- 
liche schriftlich  und  mündlich  entschuldigt;  beim  Hz.  ist  also  der 
»mangel  nit«.  Auch  wird  regelmässig  »mit  den  erscheinenden  ge- 
schlossen«. Ritterschaft  und  Städte  bewilligen  darauf,  am 
Morgen  des  folgenden  Tages  die  »Ordnung  und  reformation  nach 
notturft  zu  erwegen«. 

Am  8.  Nov.  ziehen  Stände  die  Ordnung  »und  sonderlich  die 
erclerung  der  feile«  in  Erwägung  und  lassen  »nachfolgende  bedenken 
daruf  anzeichenen«:  1.  Betr.  den  Artikel,  »das  die  testamenten 
overmitz  4  zeugen  ufgericht  werden  sollen.  Dieweil  etwan  sorgliche 
krankheiten  als  der  pestelents  oder  sunst  sich  zudragen,  also  das 
man  die  4  zeugen  bei  den  kranken  nit  haven  kan,  ob  nit  dessfalls 
gnug,  neben  den  pastoren  zween  oder  aber  drei  zeugen  zu  haben. 
2.  Ob  nit  einer  mit  seiner  eigner  hantschrift  ein  testament  ufrichten 
kunt«.  3.  Ob  es  für  die  »beschuddung  nit  vermog  des  alten  ge- 
bruichs  bei  jair  und  tag«  (statt  6  Monate)  »zu  lassen.  4.  Bei  den 
artickel  van  der  vernarung1)  zu  setzen,  wa  der  ein  negstverwandter 
den  beschud  oder  vernarung  nit  tun  wulte  oder  auch  nit  tun  kunte, 
das  es  alsdan  dem  anderen  nit  benomen  sein  sulte.  5.  Ob  nit  ein 
erclerung  zu  setzen,  wie  es  zu  halten,  da  einer  villen  verscheiden 
personen  schuldig,  von  welchen  schulden  doch  gein  brief  und  Siegel 
furhanden,  ob  dessfals  ein  gleubiger  dem  anderen  in  der  bezalung 
furzusetzen  oder  aber  sie  zugleich  ein  jeder  nach  gedrage  seiner 
schult  us  des  schuldeners  gueteren  sovil  möglich  zu  verhelfen  sein, 
dieweil  es  damit  in  den  ampteren  ungeleich  gehalten  wurde.« 

Antwort:  ad  1.  »In  solchen  sorglichen  krankheiten«  sind  2 
oder  3  Zeugen  neben  den  Pastoren  genug,  ad  2.  »gleichsfals  zu- 
gelassen.« ad  3.  Die  »beschuddung«  soll  »bei  den  inwendigen  und 
gegenwertigen«  in  6  Monaten,  »bei  den  uslendigen  aber  und  minner- 
jerigen  binnen  jair  und  dach«  geschehen,  ad  4.  »Der  vierte  ist  an 
ime  selber  und  bedarf  geiner  weiterer  erclerung.  ad.  5.  Bedenkt 
man  us  Ursachen  nit  nutz  noch  gut  sein,  derwegen  inniche  Satzung 
zu  machen.« 

Ritterschaft  und  Städte:  beschweren  sich  nochmals,  »dis- 
mals  die  furgestalte  Ordnung  stracks  zu  willigen« ;  bitten,  »das  die 
Privilegien  erstlich  besichtigt  und  erwogen,  auch  das  ritterrecht  vorhin 
gehalten  werden  mocht.« 

J)  Vgl.  vorhin  Nr.  238  §.  20. 

46 
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Antwort:  Hz.  hat  nicht  erwartet,  »das  sie  in  solichem  christ- 
lichem loblichem  gutem  werk  sich  dermassen  erzeigen  solten,  so 
i.  f.  g.  sich  gegen  Got  und  jedermeniglich  frei  wiste,  das  dise  Ord- 
nung zu  geinem  anderen  ent  furgenomen  dan  allein  zu  wolfart  der 
ritterschaft  und  lande,  auch  hanthabung  der  loblichen  gebreuch, 
Privilegien  und  alten  herkommens  ....  Das  es  aber  dermassen  ver- 
bleiben und  bestediget  werden  solte,  wie  hiebevor  zum  teil  gehalten, 
were  missbruichig  und  wurde,  so  es  an  andere  orteren1)  gelangt, 
abgeschaft  und  nichtig  erkant  willen  werden.  So  hetten  auch  die 
Kei.  M.  und  Kei.  M.  rete  solche  Ordnung  durchaus  gebillicht,  dar- 
durch  dan  die  alte  gute  Satzungen  mit  bestetigt  Und  als  die  ritter- 
schaft und  stede  uf  den  Privilegien  und  ritterrecht  gestanden,  were 
die  Ordnung  den  Privilegien  nit  zuwidder,  wie  auch  die  Gulische  lant- 
schaft  sich  deren  ingelassen  und  gebetten,  dieselvige  dermassen  ins 
werk  zu  stellen.  Das  ritterrecht  were  s.  f.  g.  urboetig  in  aprili 
negstkunftig  halten  zu  lassen,  wie  van  alters  herkommen  und  ge- 
wonlich,  und  mögen  erleiden,  wess  Sachen  itzt  furhanden  oder  mitler 
zeit  sich  zudragen,  das  die  für  verkundung  der  Ordnung  nach  altem 
herkommen  und  gebrauch  erörtert  werden.  Die  Privilegien  betreffen 
begerte  s.  f.  g.  deren  nit,  wie  auch  s.  f.  g.  die  nit  hette9),  sonder 
man  solte  bei  einanderen  kommen,  die  besichtigen,  erwegen  und 
hinderlegen,  wie  darzu  ein  dach  angesatzt  und  im  furstentumb  Gulich 
gleichsfals  furhanden.  Solte  man  auch  dise  Ordnung,  die  numehe  an 
die  Kei.  M.  gelangt  und  durch  i.  M.  approbirt,  stollen,  were  schimpf- 
lich und  nachteilich.  So  were  auch  hochernanter  m.  g.  h.  der  her 
und  hette  billich  lobliche  recht,  Satzung  und  Ordnung  furzunemen 
und  ufzurichten.  Zudem  das  uf  dem  vorigen  landtage  nit  anders 
verdragen,  dan  das  die  Ordnung  solte  begriffen,  der  usschuss  be- 
scheiden und  folgentz  die  lantschaft  derwegen  gefordert  werden, 
welchs  auch  so  geschehen.  Und  kunte  demnach  s.  f.  g.  das  werk 
nit  stollen  lassen,  wulte  aber  lieber,  das  es  eindrechtlich  zugain 
mochte  ....  Wa  innicher  artikel  were,  den  man  vermeint,  das 
[sc.  :  er]  uf  unfuegen  stain  solte,  mochten  sie  frei  anzeigen,  gutes 
berichtz  und  bescheits  zu  gewarten.  Im  fal  sie  sich  aber  ehe  nit 
vergleichen  kunten,  so  muste  s.  f.  g.  sich  die  hant  derwegen  auch 
nit  langer  schliessen  lassen.« 

*)  Gemeint  ist  in  erster  Linie  das  Reichskammergericht.  Vgl.  oben 
S.  111  f. 

«)  Vgl.  S.  4  Anm.  3. 
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Ritterschaft  und  Städte  »stellen  der  verfasten  Ordnung 
halber  zu  m.  g.  h.  geinen  zweivel  oder  misstrauen,  wulten  auch 
s.  f.  g.  desshalber  gein  mass  geben.  Dan  hetten  allein  etliche  artickel 
der  notturft  nach  furtragen  lassen  und  gebetten,  bestimpte  Ordnung 
nit  ins  werk  zu  stellen,  ehe  die  Privilegien  gesehen  und  das  ritter- 
recht gehalten.  Lassen  sich  gefallen,  das  die  erkundigung  an  den 
gerichteren  geschehe,  die  Privilegien  besehen  und  ritterrecht  gehalten 
werde,  ob  ichtwes  befonden,  das  diser  Ordnung  zuwidder  sein  mochte, 
und  teten  sich  s.  f.  g.  gnedigen  angewandten  fleiss  in  diser  sachen 
underteniglich  bedanken. 

Und  ist  fort  der  abscheit  schriftlich  genomen  wie  hernach  folgt. 

Auch  ist  anregung  geschehen  der  partien-  und  appellationsachen 
halber  bei  hoeve,  das  den  schleunich  mog  afgeholfen  werden.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  236,  Orig. 

241.  Landtagsabschied  von  Berg.  Düsseldorf  1564  No- 
vember 8. 

Stände  bewilligen  die  Rechtsordnung.  Eine  Kommission  soll  im 
Januar  1555  in  Düsseldorf  die  Privilegien  in  bestimmte  Kisten  legen, 
vorhin  sie  durchsehen  und  event.  darüber  an  den  Hz.  berichten.  Das 
Ritterrecht  gegen  den  1.  April  1555  zu  halten.  Hz.  will  bei  den  ber- 
gischen Gerichten  dieselbe  Erkundigung  wie  bei  den  jülichschen  vornehmen 
lassen;  wenn  dies  alles  geschehen,  die  Reformation  einführen. 

Räte,  Ritterschaft  und  Städte  von  Berg  haben  nach  Beratung 
über  die  Reformation  der  Gerichte  dem  Hz.  für  seine  Bemühung 
gedankt,  »mit  vermeldung,  das  sie  solche  reformation  nit  wisten  zu 
verbesseren,  sonder  wulten  dieselbige,  wie  furhin  von  den  Guiischen 
beschehen,  mit  gewilligt  haben.  Dieweil  aber  vielen  under  inen  der 
inhalt  der  Privilegien  obg.  furstentumbs  Berg  nit  kundig,  auch  an 
beiden  heuptgerichten  Cruizberg  und  Porz  itzt  etliche  sachen  hangen, 
so  an  das  ritterrecht  zu  Upiaden  beroefen,  so  ist  bewilligt  und  ver- 
abscheu «,  dass  Herrn,  v.  Winkelhusen,  Wilh.  v.  Neuenhove  gen. 
Lei,  Bertram  v.  Plettenberg,  Wilh.  v.  Bernsau  (Amtleute  zu  Stein- 
bach, Bornefeld  und  Solingen),  Joh.  Stail  zu  Lankquit  und  Joh.  v. 
Nesselrot  (Amtmann  zu  Windeck),  »welchen  itzt1)  auch  noch«  von 
über  der  Wupper  Bertram  v.  Nesselrot  zum   Stein  Erbkämmerer 

*)  Wann  die  vorhergenannten?  Um  den  Ausschuss  (s.  S.  712  Anm.  2) 
kann  es  sich  nicht  handeln. 

46* 
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von  Berg,  Godart  v.  Wilach  (Amtmann  zu  Porz)  und  Rorich  v. 
Scheide  gen.  Weschpennink  und  von  unter  der  Wupper  Gerhard 
v.  Waidenberg  gen.  Schinkern,  Sibert  v.  Trostorf  und  Gerhard  v. 
Velbruggen  (Amtleute  und  Bewehrer  zu  Mettmann,  Angermund  und 
Monheim)  »zuverordent  seint«,  am  9.  Januar  1555  abends  in  Düssel- 
dorf erscheinen  sollen,  um  »obger.  Privilegien  van  denjenigen,  den 
sie  hiebevor  in  verwarung  getain,  sambt  den  copien  derselben  zu 
entfangen  und  vermog  der  jungst  zum  Aldenberg  genomener  abred 
ferner  in  die  zwa  verordente  verschlossene  kisten  in  gewarsam  zu 
stellen  und  zu  hinderlegen,  auch  dieselbige  furhin  zu  durchsehen 
und  zu  erwegen  und,  im  fal  sie  darinnen  etwas  erheblichs  und 
notigs  an  s.  f.  g.  zu  gelangen  befinden  wurden,  solichs  an  s.  f.  g. 
zu  brengen,  umb  gnedige  fursehung  dessfals  geschehen  zu  lassen.« 
Auch  jedem  andern  von  der  Ritterschaft  steht  es  frei,  zu  jenem 
Tag  in  Düsseldorf  zu  erscheinen  und  die  Privilegien  »anzuhoeren«. 
—  Das  Ritterrecht  soll  gegen  den  ersten  April  1555  gehalten  und 
die  Sachen,  »so  itzt  für  handen  oder  mitler  zeit  dahin  geweist 
wurden,  dem  alten  .  .  .  gebrauch,  recht  und  gewonheit  nach«  er- 
ledigt werden.  *)  » Wes  auch  in  dem  ritterrecht  dargetain,  derwegen 
guter  Ordnungen   und   fursehung  van  noeten,   sal  solichs  auch  mit 

!)  Vgl.  Hz.  Wilhelm  an  Johann  Smeling  [1552  Nov.  21  (Staats- 
archiv Münster,  Cl.-M.,  Landstände,  Nr.  5,  fol.  41)  wird  er  als  Suppli- 
cationmeister  bezeichnet]:  ,»Es  haben  unsere  ritterschaft  und  lantscheffen 
zu  Creuzberg  und  Porz«  am  3.  Mai  »zu  Upiaden  in  den  rechtzswebenden 
gebrechen«  zwischen  dem  Rat  Amtmann  Georg  v.  Boenen  einerseits  und 
Franz  de  Went  andererseits  »den  zenden  zu  Hessel  und  Menden  be- 
treffen ein  urteil  usgesprochen,  des  sich  ged.  Boenen  volgentz  beswert 
und  an  Kei.  M.  camergericht  appelliert,  auch  derwegen  compulsorial 
unserem  gericht«  zu  Mülheim  a.  d.  Ruhr  »der  acten  halber  insinueren 
lassen.  Dweil  wir  dan  van  den  unsen  van  der  ritterschaft  gebeden  sie 
bei  altem  loblichem  hergebrachten  gebrauch  und  gerechtichkeit  gnedlich 
zu  schützen,«  so  soll  Adr.  sich  »zu  ged.  unserem  rat«  begeben  und 
»ime  van  unsert  wegen«  ansagen,  »welcher  gestalt  es  van  alders  nit 
gebruchlich,  von  den  urtelen,  so  durch  die  unsere  van  der  ritterschaft 
und  heubtgerichteren  an  ger.  unserem  rittergericht  zu  Upiaden  usge- 
sprochen, widers  zu  appelleren,  sonder  vilmehe  diselbige  zu  exequeren 
und  zu  follenzehen«.  Er  soll  daher  »van  seiner  vermeinter  appellation, 
als  die  obg.  unsers  rarstendombs  van  dem  Berg  Privilegien,  friheiten  und 
altherkomen  zuwidder,«  abstehen;  »dan,  wa  nicht,  werden  wir  veror- 
sacht,  die  unsere  van  der  ritterschaft«  bei  ihren  Privilegien,  Freiheiten 
und  altem  Gebrauch  »zu  hanthaben.  —  Geben  zu  Dusseldorf  am  28.  julii 
ao.  66.«     K.,  Caps.  3,  Nr.  1,  fol.  14,  Kpt. 
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vleiss  ersehen,  bewagen  [!]  und  nach  meister  billicheit  und  rechten 
der  Ordnung  gemess  verglichen  werden.  Zudem  ist  hochged.  m.  g.  h. 
mit  gnaden  geneigt,  an  den  gerichtern  dises  furstentumbs  Berg  der- 
gleichen erkundigung,  wie  im  furstentumb  Gulich  verordnet,  forder- 
lich geschehen  zu  lassen1)  und  nach  obger.  beschehener  besichtigung 
der  Privilegien,  auch  gehaltenem  rittertag  und  getaner  erkundigung 
wie  obg.  die  reformation  ins  werk  zu  stellen.  —  Gegeven  zu  Düssel- 
dorf under  hochged.  meins  g.  h.  herzogen  .  .  .  secrietsiegel  am 
8.  tag  novembris  ao.  54.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  240,  Orig. 

242.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  fttr  Wilhelm  v.  Neuen- 
hoven  gen.  Lei  Hofmeister  und  Amtmann  zu  Orsoy  und 
Ruhrort,  Wilhelm  v.  Buischenberg  und  Heinrich  von  der 
Beck  zum  Reichstag  zu  Augsburg.  Düsseldorf  1555 
Januar  28. 

1.  Hz.  kann  nicht  erscheinen.  2.  Die  Vergleichung  in  der  Religion 
nach  einer  der  passauer  Abmachungen  einzurichten.  Bis  zu  endlicher 
Vergleichung  Friedstand  zu  verlangen.  3.  Derselbe  auch  in  Profansachen 
zu  geben.  4.  Der  Kaiser  möchte  die  weltlichen  Obrigkeiten  und  ihre 
Unterthanen  nicht  mit  Neuerungen  und  Missbräuchen  in  der  geistlichen 
Jurisdiktion  beschweren  lassen.  Das  Wort  Jurisdiktion,  das  in  den  Land- 
frieden y.  1548  gesetzt,  auszulassen  oder  wenigstens  einschränkend  zu 
erklären.  5.  Das  Kammergericht  zu  reformieren.  6.  Die  Sache  mit 
Hans  Holte  soll  das  Kammergericht  aufgeben.  7.  Betreffs  der  Reichs- 
anschläge soll    es    bei  der  Herabsetzung  von    1545    und    1551  bleiben. 

8.  Die  Ordnungen  über  Münze  und  Polizei  zu  beobachten;  der  Münz- 
ordnung,  wenn  möglich,   auch   die   ksl.  Erbniederlande    zu   unterwerfen. 

9.  Wie  es  zu  halten,  wenn  Reichsstände  oder  deren  Unterthanen  gegen 
den  Landfrieden  von  den  ksl.  Erbniederlanden  beschwert  werden  und  sich 
vor  des  Reiches  Recht  erbieten.  10.  Mit  einer  Reichssteuer  die  Unter- 
thanen, wenn  möglich,  noch  etliche  Jahre  zu  verschonen.  Diejenigen, 
welche  im  Lande  ihre  Güter  haben,  Geistliche  oder  Weltliche,  auch 
wenn  sie  auswärts  sitzen,  sollen  von  denselben  die  Steuer  mit  leisten. 
Keine  Steuer  zur  Offensive,  sondern  höchstens  eine  zur  Defensive  ein- 
zuräumen. Wenn  der  Kaiser  eine  Türkenhilfe  verlangt,  sollen  Gesandte 
sich  dem  anschliessen,  was  die  gemeinen  Stände  bewilligen.  Wenn  er 
eine  Steuer  wegen  Lothringen,  Metz  u.  s.  w.  verlangt,  ist  er  zu  bitten, 
dass  die  Gebrechen   zwischen  ihm,    dem    Reich  und   Frankreich   gütlich 

*)  Die  Erkundigung  s.  Ztschr.  20,  S.  117  ff.  Vgl.  auch  Jahrb. 
des  Düsseid.  GV.  8,  S.  250  ff.  Das  Datum  der  Instruktion  zur  Vor- 
nahme der  Erkundigung  ist:  1555  März  18. 
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beseitigt  werden.  11.  Die  in  dem  passauer  Vertrag  erwähnten  Be- 
schwerden der  deutschen  Nation  zu  erledigen.  12.  Sessionsstreit  mit 
Mecklenburg  und  Savoyen.  13.  Tecklenburg.  14.  Die  Stahlen  im  Rhein 
in  den  Niederlanden  zu  beseitigen.  15.  Die  noch  ausstehende  Resolution 
des  niederl.-westf.  Kreistages  wegen  des  Landfriedens. 

1.  Sollen  des  Hzs.  persönliches  Ausbleiben  entschuldigen, 
welches  u.  a.  darin  seinen  Grund  hat,  dass  um  seine  Lande 
»allerlei  kriegsgewerb  und  versamblungen«  stattgefunden  haben 
und  z.  T.  noch  stattfinden,  wie  er  denn  auch  von  seinen 
Landschaften  ersucht  ist,  in  diesen  gefährlichen  Läufen  bei  ihnen 
zu  bleiben.  2.  Sollen  dahin  helfen  handeln,  dass  die  »hochsched- 
liche  Spaltung  der  religion  zu  christlicher,  billicher  und  friedlicher 
vergleichung  .  .  .  gebracht  werden  möge  uf  die  mass,  wo  möglich, 
wie  ...  in  der  underhandlung  zu  Passau  zum  ersten  abgeret  .  . .; 
im  fal  aber  solichs  ehe  nit  zu  erhalten,  alsdan  von  dem  versiegelten 
Passauischen  vertrage  und,  wo  das  auch  nit  sein  kunte,  von  dem, 
so  durch  die  gemeine  stende  für  christlich  .  .  .  und  zum  frieden 
dienlich  für  guet  angesehen,  sich  auch  nit  absondern.  Das  auch 
der  fridstant  in  der  religion  bis  zu  entlicher  vergleichung  bei  .  .  . 
Kei.  Mt.  und  allen  stenden  möge  erhalten  werden,  wie  gleichsfals 
zu  Passau  in  dem  ersten  beschluess  für  guet  angesehen«.1)  3.  Dieser 
Friedstand  soll  nicht  allein  in  der  Religionssache  bis  zu  gemeiner 
Vergleichung,  sondern  auch  in  Profansachen,  »da  man  sich  zu  ge- 
buerlichem  rechten  tuet  erbieten  und  das  erleiden  mag,  gegeben  und 
bestettigt«  werden.  4.  »Dieweil  auch  etliche  geistlichen  mit  iren 
decretis  synodalibus,  reformation,  Visitation  und  Jurisdiction  allerlei 
nuerungen  und  unleidliche  beschwerungen  zu  grossem  nachteil  und 
beschwernuss  der  weltlichen  oberkeit  und  undertanen  understain 
inzuefueren,  also  das  unter  dem  schein  der  geistlichen  reformation 
ire  missbreuch  bestettigt,  die  weltlichen  über  alt  herkomen  be- 
schwert und  in  ire  Jurisdiction  und  gerechtigkeit  wil  gegriefen 
werden,  so  sollen  unsere  gesandten  neben  andern  weltlichen  die 
Kei.  Mt.  .  .  .  erbitten,  das  i.  Mt.  sie  die  weltliche  obericheiten  und 
ire  undertanen  mit  solichen  neuerungen  und  missbreuchen  nit  wol 
beschweren  lassen,  sonder  dieselbige  .  .  .  abschaffen.  Dan  wa  die 
dingen  dermassen,  wie  bestimpte  vermeinte  decreta  nachbrengen, 
ins  werk  solten  gestalt  werden,  wurde  daraus  gross  unverstant  und 
widerwertigkeit  notwendig  erfolgen.     Das  auch  zu  dem  ende  das 

l)  Vgl.  Gust.  Wolf,  der  augsburger  Religionsfriede  T1890),  S.  21  u.  96. 
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wort  Jurisdiction,  so  im  vergangen  jar  48  in  dem  landfriden  ge- 
stalt,  widerumb  möge  usgelassen  werden,  dieweil  es  in  den  vorigen 
lantfrieden  nit  begrieffen.  Wa  solichs  aber  nit  zu  erhalten,  das  es 
alsdan  dermassen  erclert,  das  es  den  weltlichen  stenden  und  under- 
tanen  an  irer  hochheit,  gerechtigkeit,  freiheit  und  altem  herkomen 
nit  abbruchig.  Dan  one  soliche  erclerung  wurden  die  geistlichen 
es  ires  gefaüens  den  weltlichen  zu  nachteil  understain  zu  extendiren 
und  auszulegen.  Im  fal  dan  darüber  ger.  beschwernussen  solten  zu- 
gelassen und  bestettigt  wollen  werden,  sollen  unsere  gesandten  nit 
allein  davon  protestirn,  sonder  auch  anzeigen,  das  es  uns  an  unser 
hocheit  und  gerechtigkeit,  dergleichen  den  [!]  loblichen  alten  her- 
komen zum  höchsten  nachteilich,  auch  den  undertanen  zu  grosser 
beschwernuss  reichen  und  derhalber  bei  demselbigen  keins  wegs  zu 
erhalten  sein  sol.«    5.  Da  wegen  des  ksl  Kammergerichtes1)  »allerlai 

*)  Vgl.  zur  Erklärung  folgende  undatierte  (unter  Akten  von  1556) 
Aufzeichnung:  »Gedenken  uf  Paulum  Langer,  wes  er  zu  Collen  bei  meins 
g.  h.  rechtsgelerten  ausrichten  sol.  Wes  Paulus  Langer  bei  dr.  Gropper, 
Omphalio  [vgl.  über  Jacob  0.  Ztschr.  30,  S.  172  ff]  und  Wissel  von  wegen 
meins  g.  h.  herzogen  zu  Gulich  .  . .  handien  und  usrichten  sol.  Er  sol  inen 
anzeigen,  wie  sie  selbst  gut  Wissens  tragen,  das  seiner  f.  g.  notturft  sei  uf 
der  anstehenden  cammergerichtsvisitation  1.  maji  [vgl.  Häberlin  3,  S.  81] 
etliche  beschwerungen  furtragen  zu  lassen,  insonderheit  die  stedte  Soist, 
Wesel  und  Dujsberg,  dergleichen  Hans  Holtens  sach  belangen.«  Die  Rechts- 
gelehrten mögen  darüber  ratschlagen.  —  Langer  soll  Wissel  anzeigen,  »die- 
weil über  di  hundert  appellationsachen  albereit  wider  vorhanden,  das  guet 
wer,  er  sich  bald  hieher  uf  Dusseldorf  verflieget  [!].  —  Das  di  hern 
doctorn  sich  bedenken  und  besprechen,  ob  auch  dismals  andere  grava- 
mina  das  cammergericht  belangen,  als  mit  der  cammergerichtsordnung 
und  process,  wie  die  hiebevor  verfast,  ichtwes  furzubringen  sei.  Wirt 
aber  alhie  geacht,  dieweil  das  ein  gemein  werk,  das  m.  g.  h.  den  un- 
glirapf  allein  uf  sich  mit  [!  offenbar:  nit!]  zu  laden,  sonder  das  solichs 
durch  di  Visitation  zu  bedenken.  Gulichische  canzlei  sst.«  Ebenda: 
»resolutio  oder  bedenken  der  hh.  advocaten  zu  Collen  uf  das  besehenen 
furtragen«.  Am  Rande:  »Dieses  ist  meinem  g.  h.  in  presentia  des  h. 
canzlers  Vlatten,  hofm.  Hosteden  referirt  und  hat  s.  f.  g.  dessen  alles 
sich  also  gnediglich  gefallen  lassen«.  Was  Hans  Holte  betrifft,  so  ist 
»das  decret,  so  zu  Augspurg  uf  meins  g.  h.  ubergebne  supplication  ge- 
fallen, seiner  f.  g.  hochprejuditial  .  .  .,  also  das,  wo  man  gleich  uf 
künftiger  Visitation  derhalben  weiter  wurde  anhalten,  das  zu  besorgen, 
wenig  zu  erhalten  sein  mochte.«  Denn  jenes  Dekret  besagt,  »das  die 
geordnete  visitatorn  den  handel  solten  besichtigen  und,  was  sich  der- 
wegen  vermog  des  h.  reichs  Constitutionen  und  sonderlich  der  cammer- 
gerichtsordnung  gebueren   wol,    geschehen    zu   lassen   und   das  sie   sich 
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klagten  und  beschwerungen  furhanden,  wie  dan  unsern  gesanten 
davon  ein  sunderliche  anzeichnuss  mitgegeben,  so  sollen  sie  be- 
fördern helfen,  das  gem.  camergericht  durch  di  Visitation  und  ver- 
mog  itzt  gerurter  anzeichnuss  möge  reformirt  und  gebessert  werden, 
und  die  ufgezeichnete  beschwernussen  bei  unsern  einigungsver- 
wandten und  andern  stenden,  die  sich  des  camergerichts  gleichsfals 
beschweren,  und  sonst  in  den  ausschussen  mit  vleis  gedenken  und 
daran  sein,  das  dieselbige  in  namen  der  gemeiner  beschwerten 
stende  furgewant  werden.  6.  Und  nachdem  gem.  camergericht  un- 
geachtet vielerlei  gegrunten  .  .  .  furgewandten  exceptionen,  auch 
drei  verscheidnen  Kei.  befel  [!]  die  sach  mit  Hansen  Holte1)  und 
seinen  adherenten  angenomen  und  sich  darinnen  allen  rechten  und 
billicheit  zugegen  competentes  iudices  erklert,  des  wir  uns  der- 
massen  ehe  nit  versehen«  gehabt,  so  sollen  sie  Kaiser,  König  und 
Reichsstände  ersuchen,  dem  Kammergericht  nochmals  zu  befehlen, 
sich  der  Sache  zu  entschlagen.  7.  Betreffs  der  Herabsetzung  der 
Anschläge  sollen  sie,  »dieweil  man  vermerkt,  das  etliche  dieselbige 
hiebevor  furdelhaftig  umbzustossen  gemeint«,  von  der  1545  u.  1551  in 
Worms  erhaltenen  Herabsetzung2)  nicht  abweichen,  »dieweil  dieselbige 
uf  solichem  kreistage  zu  Wormbs  durch  gemeiner  stende  verordenung 

darauf  der  cammergerichtsordnung  und  reichsabschieden  gemess  erweisten. 
Nu  hette  Holte  meinen  g.  h.  vermog  der  reichsabschiede  und  cammer- 
gerichtsordnung uf  den  landfrieden  beklagt  und  furgenomen,  welchs  dan 
demselben  gemess  und  cammerrichter  und  beisitzer  sich  desfals,  ehe 
einich  Kei.  rescript  furbracht,  für  competentes  iudices  in  der  Sachen 
erklert  und  hernach  den  process  nit  abstellen  wollen.  Wer  derwegen 
zu  besorgen,  das  die  visitatorn  einiche  enderung  darin  nit  werden  fur- 
nemen  können.  —  Der  Achischen  rechtssachen  halben  bedenken  sie,  das 
die  beschwerungen,  so  in  libello  attentatorum  begriffen,  schriftlich  verfast 
wurden,  alles  zu  dem  ende,  domit  die  hh.  visitatorn  verneinen  mögen, 
das  meinem  g.  h.  die  gebettene  inbibition  pendente  Ute  beschwerlicher 
weis  abgeschlagen  und  die  von  Ach  sich  mit  höchstem  vleiss  und  un- 
fuegen  understehen  hocherm.  meinem  g.  h.  allerlei  tatliche  eingrief  und 
beschwerungen  in  meins  g.  h.  hocheit  und  gerechtigkeit  furzunemen. 
Soviel  letzlich  di  gravamina  von  der  cammergerichtsordnnng  und  process 
belangt,  bedenken  sie  gleichsfals,  das  solichs  umb  erhaltung  merer  glimpfs 
willen  von  s.  f.  g.  unterlassen  werde.«     RV.  Nr.  25 d,  Orig. 

*)  S.  die  vorige  Anm.  Hans  Holte  und  Genossen,  Bürger  von  Ham- 
burg, klagten  gegen  den  Hz.  wegen  der  in  seinem  Lande  an  ihnen  ver- 
hängten Beraubung  und  Abnahme  etlicher  1000  Gulden.  Vgl.  Häberlin  4, 
S.  149. 

*)  Vgl.  oben  S.  565  Anm.  2. 
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erhalten  und  uf  dem  reichstage  zu  Speir  ao.  44  verabscheu,  wes 
soliche  erweite  personen  von  allen  kreisen  sich  uf  dem  angesatzten 
kreistage  zu  Wormbs  mit  einander  verglichen  und  entschliessen 
wurden,  das  dasselbig  also  .  .  .  solt  volnzogen  werden.  Im  fal 
auch  obger.  reformirter  ansehlag  durch  etliche  nochmals  wolte  hinder- 
trieben werden«,  sollen  sie  dagegen  protestieren  und  neben  den  an- 
deren Ständen,  deren  Anschlag  herabgesetzt  ist,  auf  die  Reichs- 
abschiede von  1523  und  1524  zu  Nürnberg  und  von  1544  zu  Speier 
und  jene  Verordnung  gemeiner  Stände  zu  Worms  »stracks  halten« 
und  »gedenken«,  dass  auch  der  Anschlag  des  Hz.  Johann  kraft  jener 
nürnberger  Reichsabschiede  1524  zu  Esslingen  herabgesetzt  ist.  »Wo 
aber  inniche  stende  sich  beclagen  wolten,  das  sie  keine  ringerung 
entfangen  oder  nit  gnugsam  geringert,  mögen  sich  dieselbigen  des 
abscheits,  so  der  ringerung  halber  gegeben,  am  Kei.  camergericht 
behelfen«.  8.  Sollen  »fordern  helfen«,  dass  die  beiden  Ordnungen 
über  Münze  und  Polizei  befolgt  werden.  »Wa  auch  nochmals  zu 
erhalten  sein  kunte,  das  der  Kei.  Mt.  nidererblande  der  munzord- 
nung  mit  underworfich  zu  machen,  solichs  hetten  unsere  rete  neben 
andern  mit  bester  fuegen  zu  sollicitirn,  so  es  one  das  solicher  Ord- 
nung zu  geleben  diesen  grenzen  zum  höchsten  nachteilig  und  beschwer- 
lich«. 9)  Da  in  dem  zwischen  dem  Kaiser,  seinen  Erbniederlanden  und 
den  Reichsständen  aufgerichteten  Vertrag1)  »nit  mit  vorsehen,  wa 
inniche  stende  oder  deren  undertanen  wider  den  ufgerichten  lant- 
frieden  von  obger.  Kei.  Mt.  nidererblanden  beschwert  und  sich  für 
des  reichs  recht  teten  erbieten,  wie  denselben  zu  usfuerung  irer 
gebrechen  zu  helfen,  so  wer  uf  itzigem  reichstage  umb  soliche 
ercierung  gleichsfals  mit  gueter  fuegen  anzuhalten  und  solichs  mit 
helfen  zu  befurdern«.  10.  Wenn  eine  neue  Reichssteuer  verlangt 
wird,  so  sollen  sie  anzeigen,  wie  die  Untertanen  um  der  grossen 
Teuerung  willen  und  durch  die  vielen  bisher  geleisteten  Steuern 
»verarmbt  und  dermassen  beschwert  sein«,  dass  sie  jetzt  schwerlich 
eine  Steuer  geben  könnten,  und  bitten,  dass  die  armen  Leute 
wenigstens  noch  etliche  Jahre  davon  verschont  bleiben.  Ist  das 
nicht  zu  erhalten,  so  sollen  sie  dem,  was  die  Reichsstände  gemeinlich 
bewilligen,  »im  fal  der  not  und  mit  rat  unser  miteinigungsverwanten 
auch  nit  zuwider  sein.  Und  dieweil  des  reichs  anschlege  uf  lant 
und  leut  gestalt  und  gemacht«,  so  sollen  sie   bei  Bewilligung  einer 

*)  Vgl.  über  den  Vertrag  von  1648  Ritter  I,  S.  25  f. 

Digitized  by  LiOOQ IC 


730  Nr.  242.     1666  Januar  28. 

Steuer  dafür  sorgen,  dass  »dijenigen,  so  in  den  .  .  .  landen  ire 
gueter  liegen  haben, ')  sie  seien  in-  oder  uswendig  gesessen,  geistlich 
oder  weltlich,  von  denselbigen  guetern  ire  gebuerliche  Steuer  mit 
leisten ;  doch  in  diesem  fal,  welche  des  reichs  stende  sein  und  selbst 
angeschlagen  werden,2)  mit  unterscheit  zu  gedenken  [!].  Dan  so  eine 
ander  Ordnung,  die  unsern  landen  und  undertanen  beschwerlich  und 
nachteilich,  damit  furgenomen«,  sollen  die  Gesandten  dagegen  pro- 
testieren wie  ebenso,  wenn  der  Hz.  nicht  bei  dem  reformierten  An- 
schlag von  Worms  gelassen  wird.  Es  soll  keine  Steuer  zur  Offen- 
sive, sondern  höchstens  eine  zur  Defensive  eingeräumt  werden. 
Wenn  der  Kaiser  gegen  den  Türken  Hilfe  verlangt,  (»wie  man  doch 
umb  des  bestants  willen  sich  nicht  versieht«),  so  sollen  sie  sich  dem 
anschliessen,  was  die  gemeinen  Stände  bewilligen.  Wenn  vom 
Kaiser  eine  Steuer  »von  wegen  Lotringen,  Sophoien,  Metz,  Tul, 
Verdun  oder  anders,  so  dem  reich  in  vorigem  krieg  durch  den  Fran- 
zosen sol  enzogen  sein,  wolte  furgenomen  werden,  diesfals  i.  Mt. . . . 
zu  erbitten,  damit  die  gebrechen  zwischen  i.  Mt.,  dem  reich  und 
desselben  stenden  und  Frankreich  durch  gutliche  billiche  vertrege  und 
mittel  mögen  hingelacht  und  entscheiden  werden. «  11.  Sollen  neben  an- 
deren dahin  wirken,  dass  die  in  dem  passauer  Vertrag  erwähnten 
Beschwerden  der  deutschen  Nation  »zu  guter  besserung  und  gemeiner 
reformation,  so  viel  möglich,  gebracht  werden  mögen.«  12.  Wenn 
auf  dem  Reichstag  der  Session  wegen  wieder  Streit  vorfallen  würde, 
so  wissen  die  Gesandten,  »das  wir  des  mit  niemand  dan  mit 
Meckelnburg  und  Saphoyen8)  zue  tuen  haben  und  doch  über  ire 
liebden  in  habender  possession  sein,  dabei  unsere  rete  bis  zu  erorte- 
rung  der  Sachen  uns  hetten  zu  handhaben.«  Bringt  die  Gegenpartei 
etwas  schriftliches  gegen  den  Hz.  vor,  sollen  sie  davon  Kopie  und 
Bedenken  an  ihn  schicken.  13.  Tecklenburg  betreffend.  14.  Auf 
früheren  Reichstagen  haben  die  Stände,  »deren  lande  sich  uf  den 
Reinstraum  strecken,  der  stalen4)  halber,  so  in  den  Niderlanden  zu 
Verhinderung,  das  [!]  die  visch  us  der  see  in  den  Reinstraum  nit 
steigen  mögen,  gemacht  seint,  sich  beclagt.«     Gesandte  sollen  neben 


')  Vgl.  oben  Nr.  162  und  204. 

*)  Vgl.  ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  166  Anm.  27. 

8)  Vgl.  Nr.  56. 

4)  Näheres  über  die  Schädigung  der  Rheinfischerei  durch  die  Nie- 
derländer teile  ich  in  der  Ztschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgeschichte 
Band  3  mit. 
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anderen,  namentlich  den  rheinischen  Reichsständen  »um  abschaflüng 
bestimpter  stalen,  domit  dem  gemeinen  man  am  Rein  solicher  schat 
abgetan«  werde,  anhalten  helfen;  »wie  auch  gleichsfals,  das  kein  be- 
sperrung  des  straums  und  proviant  furgenomen,  sonder  die  com- 
mertia  frei  gelassen  werden.«  15.  Wenn  in  Augsburg  die  Beratung 
über  die  Handhabung  des  Landfriedens  begonnen  werden  sollte,  ehe 
des  niederl-westf.  Kreises  Resolution1)  darüber  angekommen  wäre, 
so  sollen  die  Gesandten  anzeigen,  dass  der  Hz.  die  Kreisstände  zum 
4.  Febr.  Abends  zur  Verhandlung  darüber  nach  Köln  berufen  hat, 
und  »sich  bis  zu  solicher  resolution  entschuldigen.  —  Gegeben  zu 
Dusseldorf  unter  unserm  herufgetruckten  secretsiegel  am  28.  januarii 
ao.  55.    Ger[ardus]  Jul[iacensis].« 

RV.,  Nr.  24a,  fol.  31,  Orig. 

243.  Hz.  Wilhelm  an  ein  Gericht  in  Jttlich-Berg  betr. 
die  Publikation  der  Rechtsordnung  und  die  Appellationen. 
Cleve  1556  Juni  12. 

»Lieve  getruen.«  Hat  auf  Bitte  der  Landschaften  Jülich  und 
Berg  »ein  Ordnung  und  reformation  des  gerichtlichen  process  sampt 
erclerung  etlicher  feile,  so  sich  gemeinlich  zutragen,  stellen  und  be- 
greifen lassen,8)  welche  durch  bem.  unsere  lantschaften  angehört 

l)  Vgl.  Protest  der  Gesandten  des  niederländisch-westfälischen  Kreises 
auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg  betreffs  der  Exekutionsordnung:  ,Die 
Stände  ihres  Kreises  haben  sich  gemäss  dem  frankfurter  Abschied  von 
1554  November  28  über  die  in  Frankfurt  verfasste  Ordnung  erklärt  und 
ihnen  ihr  Bedenken  in  einer  Instruktion  zustellen  lassen.  Gesandte  haben 
sich  gemäss  diesem  Bedenken  hier  bei  der  Beratung  zu  jedem  Punkt 
geäussert.  Da  sie  aber  aus  der  kurfürstlichen  und  fürstlichen  »Verfassung« 
der  Exekutionsordnung  ersehen,  >das  die  nit  durchaus  obgem.  Frank- 
furtischer notel  und  unser  instruction  gemess,«  so  protestieren  sie  da- 
gegen und  erklären,  dass  sie  an  jene  »notel  und  instruction«  gebunden 
sind  und  deshalb  die  jetzt  verfasste  Exekutionsordnung  an  die  Kreisstände 
bringen  müssen.  Erklären  ferner,  dass  sie  keinen  Befehl  haben  »in  der 
anger.  execution  .  .  .  benente  anschlege  zu  bewilligen  dan  vermöge  der 
zu  Wormbs  jungst  .  .  .  reformirten  des  h.  reichs  anschlege.«  Bitten 
um  Aufnahme  dieses  Protestes  in  das  Reichsprotokoll.4  —  i.  v. :  »über- 
geben in  die  Meinzische  canzlei  den  2.  septembris  1555.  Lecta  pro- 
testatio in  consilio  electorum  10.  sept.  1555.«  RV.  Nr.  24a,  fol.  288,  Kop. 

8)  Aus  dem  Manuskript  der  Rechtsordnung  (Gesetzgebung  Nr.  7) 
geht  hervor,  dass  der  Sekretär  Gerhard  von  Jülich  die  Korrektur  des 
Druckes  gelesen  hat.    Über  den  ältesten  Druck  s.  Maurenbrecher  I,  S.  105. 
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und  bewilligt,«  auch  »folgents«  vom  Kaiser1)  ratificiert  ist.  Schickt 
nun  anbei  ein  Exemplar  derselben,  »wie  die  neben  etlichen  anderen 
unseren  Ordnungen  und  edict  in  druck  gebracht,  auch  allen  anderen 
unseren  ober-  und  undergerichten  beider  unser  furstentumben  obg. 
dergleichen  abdruck  zugeschickt  und  daneben  unseren  amptleuten 
und  bevelhaberen  uferlegt,  soliche  Ordnung  und  reformation  öffentlich 
verkundigen  ...  zu  lassen,  derselben  .  .  .  nachzukommen  bei  Ver- 
meidung der  peen,  nemblich  100  mk.  lotigs  golts  Kei.  M.  approbation 
inverleibt  .  .  .,  und  das  soliche  Ordnung  uf  den  ersten  dach  octobris 
negstkunftig  anfangen  und  die  Sachen,  so  darin  erclert,  uf  den  tag 
und  hinfurder  darnach  nit  anders  dan  vermog  derselben  Ordnung 
geurteilt  und  erörtert  werden  sollen,  unangesehen  zu  weicher  zeit 
die  feile  sich  mögen  zugetragen  haben.«  Adressaten  sollen  die  Ord- 
nung auch  »für  uch  selbst«  befolgen  und  sorgen,  »das  die  parteien, 
so  für  uch  zu  tun  haben,  wie  gleichsfals  die  gerichtschreiber,  fur- 
sprechen  und  botten  sich  derselben  Ordnung  auch  gemeess  erzeigen. 
Dweii  auch  etliche  ober-  und  undergerichten  zwischen  appel- 
lation  und  consultation  gein  underscheit  halten  oder  villicht  nit 
wissen,  sonder  dieselbige  van  inen  und  den  parteien  zu  zeiten  one 
underscheit  gebraucht,  also  das  an  etliche  uslendige  gerichter 
appellirt  wirdet,  dahin  van  alters  gein  appellation  gehört,  sonder  die 

Der  Publikationsterrain  galt  vom  1.  Oktober  1555  (s.  ebenda  und  weiter 
unten  in  Nr.  243). 

*)  D.  d.  Brüssel  1555  Januar  10  inseriert  Kaiser  Karl  V.  die  Ver- 
ordnung Hz.  Wilhelms  d.  d.  Düsseldorf  1554  Novb.  20,  worin  er  die 
mit  Bewilligung  der  Stände  von  Jülich  und  Berg  erlassene  Rechtsordnung 
publiziert;  der  Kaiser  konfirmiert  sie  nun.  J.-Bg.,  Urkunden  I,  Nr.  3931, 
Orig.  Kaiser  Ferdinand  konfirmiert  die  neu  gedruckte  Ausg.  der  Rechts- 
ordnung von  1556  d.  d.  Augsburg  1559  Juni  21.  Ebenda  Nr.  3957, 
Orig.  1560  Nov.  13  bekundet  Kaiser  Ferdinand,  dass  Hz.  Wilhelm  die 
Gerichtsordnung  von  1554  Okt.  10  [!],  die  Bestätigung  Ferdinands  von 
1559  Juni  21  und  das  Appellationsprivileg  Ferdinands  dem  Reichskammer- 
gericht insinuiert  habe.  Ebenda  Nr.  3967,  Orig.  Kaiser  Max.  II  be- 
stätigt d.  d.  Wien  1564  Juli  31  die  neue  Rechtsordnung  von  1564  (Hz. 
Wilhelms  Einführungspatent  ist  von  Düsseldorf  1564  Juni  23).  ,Wenn 
der  Hz.  oder  seine  Erben  »sampt  ritterschaft  und  stetten«  von 
Jülich-Berg  darin  noch  einige  weitere  Erklärungen,  Zusätze  oder  Ver- 
änderungen für  notwendig  halten,  so  sollen  dieselben  giltig  sein,  als  ob 
wir  sie  hiermit  bestätigten/  Ebenda  Nr.  4002,  Orig.  Kaiser  Max.  II. 
bekundet  d.  d.  Speier  1565  Okt.  17,  dass  die  neue  Gerichtsordnung  und 
Mx.'s  Bestätigung  derselben  von  1564  dem  Reichskammergericht  insinuiert 
worden  sind.     Ebenda  Nr.  4006,  Orig. 
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scheffen  allein  zu  consultiren  oder  iren  beraet  zu  hoelen  pflegen,1) 
welchs  dan  zu  geinem  geringen  abbrach  unser  hocheit  und  lantfurstl. 
obrigkeit  reichen  tut,  auch  des  reichs-  und  camergerichts  Ordnung 
zuwider  ist,  so  willet  hinfurter  daruf  fleissig  acht  haben  und  van 
eueren  gesprochenen  urteilen  an  keine  orter  appellation  gestaden 
noch  apostolos  oder  zeuchnusbrief  derhalben  geben,  da  van  alters 
gein  appellation  hingehört.  Doch  sol  hierdurch  nit  verbotten  sein, 
das  ir  in  sachen,  die  wichtig  und  schwer  und  der  ir  nit  verstendig, 
an  denen  orteren,  da  es  van  alters  herkomen,  consultiren  oder  eueren 
beraet  holen  moget,  welche  belerung  ir  auch  folgents  selbst  uszu- 
sprechen.  .  .  .  Geben  zu  Cleve  am  12.  junii  ao.  55.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  246,  Kop. 

244.  Die  Stände  des  niederländisch  -  westfälischen 
Kreises  erklären,  den  Obersten  und  die  Zugeordneten  des 
Kreises  ihres  Amtes  wegen  schadlos  halten  zu  wollen. 
1666  Februar  L 

Auf  dem  jüngst  zu  Essen  gehaltenen  Kreistage  ist  das,  was  auf 
dem  Reichstag  zu  Augsburg  wegen  Exekution  und  Handhabung  des 
Landfriedens  verabschiedet  ist,  vor  die  Hand  genommen  und  »zu 
wirklicher  volnziehung  desselben«  über  die  Wahl  eines  Obersten 
und  der  Zugeordneten  beratschlagt.  Als  Oberst  ist  Hz.  Wilhelm  von 
Jülich,  als  Zugeordnete  die  Bischöfe  von  Münster  und  Paderborn, 
der  Abt  von  Stablo  und  Graf  Bernhard  zur  Lippe  gewählt,  worauf 
dann  noch  die  Stadt  Köln  ihren  Bürgermeister  Constantin  von  Lyss- 
kirchen  »als  von  wegen  der  stedte  für  den  fünften  zugeordneten 
benant«  hat.  Da  nun  nach  dem  essener  Abschied  dem  Obersten 
und  den  Zugeordneten  eine  Versicherung,  »sie  ires  ampts  und  bevels 
halben  schadlos  zu  halten,  gegeben  werden  soll,  so  wird  ihnen  die- 
selbe hiermit  ertheilt.  Wenn  sie  ihres  Amtes  wegen  Schaden  er- 
leiden, werden  die  Kreisstände  ihn  ihnen  und  ihren  Nachkommen 
ersetzen.  Weigert  sich  ein  Kreisstand,  so  ist  es  dem  Obersten  und 
den  Zugeordneten  gestattet,  dessen  Lande  und  Nutzungen  »anzuhalten, 
zu  bekommern  und  zu  besprechen«,  bis  der  Schaden  eingebracht 
ist.  —  1556  Februar  1. 

J.-Bg.,  Urkunden,  Nr.  3936,  Orig. 

*)  Über  das  Aufkommen  der  Appellation  in  Deutschland  vgl.  Stölzel, 
gelehrtes  Richtertum  I,  S.  166  ff.  S.  auch  über  das  Verhältnis  der 
Konsultation  zur  Appellation  ldstd.  Vf.  I,  Anm.  192  ff. 


734  Nr.  245.     1566  Februar  15. 


246.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Willi,  v.  Neuen- 
hove  gen.  Lei  Hofmeister  Drost  des  Landes  Dinslaken  und 
Amtmann  zu  Buhrort  und  Heinrich  von  der  Beck  zum 
Reichstag  zu  Regensburg.    Düsseldorf  1666  Februar  16. 

1.  Religionssache.  2.  Geistliche  Jurisdiktion.  3.  Münzordnung  (die 
Ksl.  Erbniederlande  ihr  zu  unterwerfen.)  4.  Kammergericht.  5.  Türken- 
hilfe. 6.  Landgraf  von  Hessen.  7.  Der  Krieg  zwischen  dem  Kaiser  und 
Frankreich  beizulegen.  Metz,  Toul,  Verdun,  Lothringen  wieder  an  das 
Reich  zu  bringen.  8.  Sessionssache.  9.  Die  Stahlen  in  den  Niederlanden 
zu  beseitigen. 

1.  Nach  dem  Abschied  von  Augsburg  soll  jeder  mit  seinen  Ge- 
lehrten und  Theologen  jetzt  in  Regensburg  erscheinen,  um  über  die 
Vergleichung  in  der  Religionssache  zu  verhandeln.  Gesandte  sollen 
nun  dahin  wirken,  dass  die  Spaltung  in  der  Religion  zu  christlicher 
Vergleichung  gebracht  werde,  »und  desfals  van  dem,  wes  durch  die 
gemeine  stende  für  christlich,  nutz,  ratsam  und  zum  friden  dienlich 
vur  gut  angesehen,  sich  auch  nit  absonderen,  sonder  alles,  wes  zu 
frid,  eindracht  und  wolfart  des  reichs  dienlich,  höchstes  fleiss  furderen 
helfen,  wie  wir  inen  dan  einen  schriftlichen  ratschlag  und  notel,1) 
des  sie  in  beratschlagung  solchs  artickels  zu  gebrauchen,  auch,  wa 
notig,  schriftlich  übergeben  mögen,  zustellen  lassen.  2.  Wa  aber 
neben  solchem  artickel  der  geistlichen  reformation,  Visitation  und 
Jurisdiction  halber  wider  alt  herkommen,  auch  dem  jüngsten  Augs- 
purgschen  reichsabscheid  ungemeess  ichtwes  wulte  vurgenomen  und 
ingeruimbt  werden«,  sollen  sie  erklären,  dass  das  gegen  des  Herzogs 
Hoheit  und  das  alte  Herkommen,  auch  den  Unterthanen  sehr  be- 
schwerlich und  deshalb  bei  ihnen  keineswegs  zu  erhalten  sein  würde. 
Sollten  solche  Neuerungen  trotzdem  zugelassen  und  bestätigt  werden, 
so  sollen  sie  dagegen  protestiren  und,  da  das  Wort  »Jurisdiction« 
sich  in  den  früheren  Landfrieden  nicht  findet,  sondern  erst  1548 
zu  Augsburg  »ungezweivelt  durch  die  geistlichen  darin  practizirt«  ist, 
mit  anderen  weltlichen  das  Wort  wieder  herauszubringen  suchen. 
3.  Sollen  dahin  wirken,  dass  die  beschlossene  und  gedruckte  Münz- 
ordnung durchgeführt  werde  und  dass  namentlich  die  ksl.  Erbnieder- 
lande sich  »der  mit  underwurfich  machen,«  da  sonst  die  Stände  dieses 
Kreises  ihr  nicht  nachkommen  könnten.     Sollen  auch  nur  unter 

*)  RV.  Nr.  25a,  Orig.,  mit  der  Aufschrift:  »deliberatio  super  artieulis 
Augustanae  confessionis  ao.  1556  8.  febr.«     Vgl.  Lac.  Arch.  5,  S.  176. 
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dieser  Bedingung  in  die  ausgegangene  Ordnung  willigen.  4.  Sollen 
über  Mittel  zur  Unterhaltung  des  Kammergerichtes  ratschlagen  helfen, 
damit  die  Reichsstände  der  Beschwerde  der  Unterhaltung  fortan 
enthoben  bleiben.  Das  Kammergericht  ist  nur  mit  solchen  Personen 
oder  durch  solche  Obrigkeiten  zu  besetzen,  welche  »des  h.  reichs 
recht  und  Jurisdiction  underworfen  und  dasselbig  in  furfallenden 
rechtzsachen  geben  und  nemen.«  5.  Falls  eine  neue  Türkenhilfe 
eingeräumt  werden  sollte,  sollen  Gesandte  das  beste  der  Christenheit 
und  der  königl.  Lande  befördern  helfen;  > jedoch  das  in  alwege 
solche  steur  nit  anders  dan  vermog  der  jüngster  ringerung  geleist, 
auch  ein  jeder  an  den  ortern,  da  er  seine  guter  ligen  hat,  van  der- 
selbigen  guter  wegen  angeschlagen  werde,  es  were  dan  sach,  das 
widerumb  ein  gemeiner  pfennig  .  .  .  bewilligt  wurde.«  6.  Landgraf 
Philipp  v.  Hessen  betreffend.  7.  Da  »die  van  Metz  hiebevor  an  die 
stende  des  reichs  geschreben«,  sollen  Gesandte  darauf  bedacht  sein, 
wie  der  langwierige  Krieg  zwischen  dem  Kaiser  und  Frankreich  bei- 
gelegt werden  könnte;  »darbei  dan  auch  zu  gedenken,  durch  was 
wege  und  mittel  ger.  stat  Metz,  dergleichen  Tul,  Verdun,  Lotringen 
und  anders,  so  in  werendem  krieg  van  dem  reich  abkommen, 
widerumb  darbei  zu  brengen  sein  mochten.«  8.  Gesandte  »wissen 
unsere  geburliche  session,  wie  uf  vorigen  reichstegen  geschehen,  zu 
vertedingen.«  9.  Sollen  mit  den  rheinischen  Reichsständen  noch- 
mals darum  anhalten,  dass  »die  stalen  in  den  Niderlanden,  dardurch 
dem  gemeinen  man  am  Rein  und  andern  so  darin  fliessenden  streumen 
und  wesseren  gesessen1)  [!]  grosser  schad  entstehet,  abgetan  werden 
mögen.  —  Gegeben  zu  Duisseldorf  under  unserm  herufgetrucktem 
secrietsiegel  am  15.  tag  februarii  ao.  56.  Ger[ardus]  Jul[iacensis].« 
RV.  Nr.  26a,  Orig. 

846.  Stände  des  niederländisch-westfälischen  Kreises, 
Beschluss  über  Beschaffung  von  Geschütz  für  den  Kreis. 
1666  März  8. 

In  Gemässheit  des  augsburger  Reichstagsabschiedes  hat  der 
Kreistag  zu  Essen  über  die  Beschaffung  von  Geschütz  im  Kreise 
Beschluss  gefasst.  »Darauf  dan  . .  .  fursten,  graven  und  stedte  sich 
dergestalt  ingelassen«,  dass  Münster  und  Osnabrück  je  1  Mauern- 
brecher »sampt  notturftigen  kugeln,  pulver  und  anderer  artelerei, 

*)  »gesessen«  ist  von  anderer  Hand  übergeschrieben. 
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doch  uf  etliche  mass,  so  mit  Paderborn,  Minden,  Corvei  und  der 
abtissin  Hervorden  derwegen  abgeret«,  Jülich-Cleve  1  Mauern- 
brecher  und  2  FalkeneÜin,  die  Grafen  Schaumburg,  Hoya,  Lippe, 
Oldenburg,  Witwe  zu  Ostfriesland  und  Graf  Rittberg  je  1,  Graf 
Tecklenburg  2  Falkenetlin,  die  Stadt  Köln  den  4.  Mauernbrecher, 
Aachen  und  Dortmund  je  1  Falkenetlin  in  Bereitschaft  stellen  und 
im  Fall  der  Not  dem  gemeinen  Kreis  leihen.  Sollen  die  Unkosten 
dafür  dem  gemeinen  Kreis  anrechnen.  Wenn  ein  Geschütz  verloren 
oder  verdorben  wird,  werden  die  Kosten  auch  vom  ganzen  Kreis 
getragen.  Die  Pferde  zum  Geschütz  stellen  auch  die  genannten 
Kreisstände.  —  1556  März  8. 

J.-Bg.,  Urkunden,  Nr.  3937,  Orig. 

247.  Kanzler  Vlatten  und  Hofmeister  Drimborn  an 
Hz.  Wilhelm.    Düsseldorf  1666  Juni  2L1) 

Haben  gemäss  dem  vom  Hz.  bei  seinem  Weggang  von  Jülich 
gegebenen  Befehle  mit  den  Eigenherren  verhandelt.  Dieselben  haben 
die  Reformation  der  Gerichte  »anzunemen  .  .  .,  dergleichen  die 
appeliationes  nirgent  anders  dan  an  e.  f.  g.  kommen  zu  lassen  ge- 
willigt ;  iedoch  mit  der  Vertröstung,  sovern  sie  derwegen  von  einichen 
Obrigkeiten,  die  sich  solicher  appellation  anmassen  mochten,  ange- 
fochten, das  e.  f.  g.  sie  des  gnediglich  entheben,  auch  schützen  und 
vertedingen  sollen.  Wes  dan  den  dritten  artickel,  nemlich  der  uf- 
lagen  und  accisen  belangen  tut«,  so  giebt  beiliegende  Erklärung  der 
Unterherren2)  darüber  Auskunft.     >Gleichwol  aber  hat  der  her  von 

*)  Fol.  244  (Kpt.)  Berufungsschreiben  d.  d.  Cleve  1556  Mai  22: 
Adr.  soll  Montag  den  15.  Juni  abends  in  Jülich  sein  und  sich  »uf  das- 
jenige was  die  verordneten  Räte  »van  unsertwegen  furtragen  werden, 
gutwillig«  erzeigen.  Fol.  245  Verzeichnis  der  berufenen  Unterherren: 
13  sind  »us  Ursachen  nit  bescheiden«. 

*)  Diese  Erklärung  fol.  246:  ,Der  Hz.  hat  »etliche  underheren«  zu 
heute  den  16.  [1]  Juni  hierher  nach  Jülich  berufen  und  ihnen  durch  seine 
verordneten  Räte  mehrere  Artikel  vortragen  lassen,  »welche  sie  sich  mit 
s.  f.  g.  in  aller  undertenicheit  vergleichen,  aen  dat  s.  f.  g.  gnedlich  doet 
gesinnen,«  die  bewilligte  12jähr.  Accise  auf  dem  platten  Lande  »auch 
in  den  eigenheirlicheiden  van  bier-  und  winzappen,  so  weiter  beleif,  dan 
die  underheren  in  irem  gebruich  hetten,«  dem  Hz.  zu  geben,  »doch 
unabbruchlich  eines  ieden  Privilegien  und  gerechticheit«.  Unterherren 
bitten,  sie  bei  ihren  Freiheiten  zu  lassen.  »Wollen  wir  dannocht  allen 
moeglichen  flies  vurwenden,  dat  in  den  underherlicheiden  wein  noch  hier 
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Drimborn  sich  erbotten,  die  accis  und  uflage  von  seinen  undertanen 
ufboeren  zu  lassen  und  nach  umbgank  des  jars  e.  f.  g.  zu  uber- 
liebern.  So  haben  auch  Orsbach  zu  Vernich,  Henrich  v.  Ruschen- 
berg von  wegen  der  herlicheiten  [!]  Eix  und  Spiess  zu  Sweenheim 
der  junge  die  accis  bezalen  zu  lassen  gewilligt,  doch  mit  dem  an- 
hang,  wen  sie  iren  eigen  wein  oder  bier  zappen  wurden,  das  sie 
alsdan  gleich  den  anderen  solten  gehalten  werden.  Wes  nu  e.  f.  g. 
in  dem  gnediglich  gefallen  wil,  stehet  bei  derselben  e.  f.  g.  Dan 
wir  allerhant  bedenken  darin  haben,  als  nemlich,  dweil  diese  von 
alters  kein  panheuser  gehat,  das  sie  hirdurch  soliche  freiheit  und 
gerechtigkeit,  der  sie  bisanher  nit  gebraucht,  solten  suechen  und 
infueren  wollen.  — Geschehen  zu  Dusseldorf  am  21.  tag  junii  ao.  56.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  245,  Kop. 


IX. 

Festungsbau  in  Berg;  Reichs-  und  Kreis- 
steuern; die  neue  Polizeiordnung. 

1556  Oktober  26  — 1560  August  10  (Nr.  248—274). 


Das  Jahr  1554,  das  Jahr  der  grossen  gesetzgeberischen  Arbeiten, 
zeigte,  wie  wir  gesehen,  eine  reiche  Thätigkeit  der  Stände.  Die,  aus  den 
folgenden  Jahren  mitgeteilten  Aktenstücke  Hessen  dagegen  ein  Landtags- 
stillleben erkennen.  Und  dasselbe  Bild  gewähren  die  Aktenstücke,  die 
wir  jetzt  in  eine  Gruppe  zusammenfassen.  Aus  den  Jahren  1556 — 60 
ist  nur  ein  Landtag  von  Jülich- Berg,  1557  Juni  (Nr.  258  und  254), 
bekannt,  ferner  zwei  Landtage  von  Berg,  1567  Januar  (Nr.  249)  und 
1560  Juli  (Nr.  271  ff.).     Von  den  Ausschusstagen  hat  einer,  aber  eben 

niet  wolfieler  dan  uisserhalb  derselven  gegeven  und  verzapt  sal  werden, 
uf  dat  niemantz  oirsach  gegeven  werde  dahin  zu  komen,  wairdurch  i.  f.  g. 
bewilligte  accisen  verkleinert  muechten  werden.«1 
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nur  dieser  eine,  besondere  Bedeutung,  von  Jülich,  1558  März  (Nr.  264), 
während  die  anderen  lediglich  Beschlüsse  vorangegangener  Landtage  aus- 
führen. Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  die  nächsten  beiden  Jahre  (1561 
und  1562)  schlechterdings  gar  keine  Landtagsakten  aufweisen,  dass  erst 
mit  dem  Herbst  1563  die  Thätigkeit  der  Stände  wieder  beginnt. 

I.  Festungsbau  in  Berg.  Der  erste  und  der  letzte  Landtag  dieser 
Gruppe  (Nr.  249  und  271  ff.)  handeln  von  einer  Steuer  zur  Befestigung 
Düsseldorfs.  Im  Jahre  1557  stimmten  die  bergischen  Stände  der  herzog- 
lichen Forderung  im  Prinzip  zu;  indessen  erst  1560  erfolgte  die  wirk- 
liche Bewilligung.  Als  Entgelt  dafür  Hess  der  Herzog  die  im  Jahre  1564  in 
beiden  Ländern,  bewilligte  Accise  für  Berg  fallen.  —  In  Jülich  begegnen 
wir  keiner  neuen  Steuer  für  Landesbedürfnisse.  Wohl  aber  wurde  jetzt 
die  im  Jahre  1546  begonnene  (s.  S.  601)  grosse  Finanzoperation  der 
Einlösung  verpfändeter  landesherrlicher  Einkünfte  zum  Abschluss  gebracht. 

U.  Reichs-  und  Kreissteuern.  Die  Verhandlungen  des  Landtages 
von  Jüiich-Berg  im  Juni  1657  (Nr.  263  f.)  sind  wegen  der  dabei  hervor- 
tretenden Anschauungen  über  das  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände 
sehr  bemerkenswert.  Der  Herzog  verlangt  die  Deckung  einer  Türken- 
steuer und  zweier  Kreissteuern.  Die  Stände  bewilligen  nur  jene,  lehnen 
diese  ab. 

III.  Die  neue  Polizeiordnung.  Im  Jahre  1554  war  das  ,Edikt(, 
die  Grundlage  der  späteren  Polizeiordnungen,  zu  Stande  gekommen.  Im 
Jahre  1558  wurde  es  um  wichtige  Zusätze  vermehrt.  Diese  neue  Ord- 
nung ist  wiederum  unter  Mitwirkung  der  Stände  —  speciell  des  jülicher 
Ausschusstages  vom  März  1658  (Nr.  264)  —  redigiert  worden.  Dem- 
selben Ausschusstage  ist  ferner  auch  die  Ordnung  für  die  Hofgerichte 
und  Latenbänke  vorgelegt  worden. 


248.  [Otto  ▼.  Neidegg]1)  Gesandter  König  Ferdinands 
an  Hz.  Wilhelm.    Montjoie  1666  Oktober  26. 

Verschleppung  der  Reichstagssachen,  weil  die  Fürsten  nicht  per- 
sönlich anwesend.  Hz.  möchte  in  Regensburg  persönlich  erscheinen. 
Forderung  der  geistlichen  Freistellung.  Hz.  möchte  seine  Gesandten  in 
Regensburg  nicht  darauf  dringen  lassen. 

*)  Der  Name  in  der  vorliegenden  Kopie  nicht  genannt.  S.  jedoch 
ebenda  fol.  18  (Orig.)  das  Kreditiv  König  Ferdinands  für  den  Rat  Käm- 
merer Otto  von  Neidegg  d.  d.  1556  Okt.  6  (mit  dem  praes.:  »26.  octob. 
ao.  56  Monjoie«). 
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Auf  dem  Reichstag  zu  Regensburg1)  ist  weder  mit  den  ge- 
meinen Reichssachen  noch  auch  mit  der  markgräflichen  Angelegenheit 
»ausserhalb  beschehner  Sequestration  haubtsachtlich  noch  gar  kain 
anfang  gemacht.«  Der  König  sieht  die  Ursache  davon  darin,  dass 
die  Stände  »und  sunderlich  curfursten  und  fursten  nit  aigner  person 
peiwonnen.«  Er  wird  nun  selbst  in  Regensburg  am  28.  November 
erscheinen  und  ersucht  den  Hz.,  gleichfalls  dahin  zu  kommen,  um 
mit  den  anderen  Ständen  über  »ein  christlich  versuenung  der  spal- 
tigen religion,  erhaltung  ainer  statlicher  hulf  wider  die  unglauwigen 
und  vergleichung  der  Marggrafischen  irrung«  sowie  andere  Reichs- 
sachen zu  raten  und  zu  beschliessen. 

»Hierüber,  als  ich  van  i.  Ro.  ku.  mt.  ...  zu  e.  f.  g.  abge- 
fertigt was,«  sind  dem  König  von  seinen  Kommissarien  zu  Regens- 
burg Schreiben  zugekommen,  wonach  in  Baden  »der  k[ur2]fursten 
und  fursten  raten«  von  den  Ständen  der  Augsburg.  Conf.  »ain  unver- 
hofter  incidentstrit  der  geistlichen  freistellung8)  halben  erweckt«  sei, 
»dardurch  die  haubtsachen  des  [!]  religion-  und  Turggenartigkl  genz- 
lich  eingestelt  werden  sollen,  welches  s.  mt.  nit  mit  geringer  be- 
schwerung  vernomen.«  Dieser  Streit  wird  »zu  Verhinderung  der 
andern  reichshaubtsachen  diser  zeit  gar  unzeitlich  erregt.«  Wenn 
»die  spaltig  religion  wie  obvermelt  zu  ainhelliger  vergleichung  ge- 
bracht« ist,  wird  es  »ainiger  freistellung  unvonnotten  sein.«  Der 
König  ersucht  daher  den  Hz.,  seine  Gesandten  in  Regensburg  anzu- 
weisen, »das  si  auf  solhen  artigkl  der  freistellung  diser  zeit  nit 
dringen«,  sondern  die  Sachen  bei  dem  gemeinen  Religionsfrieden  be- 
ruhen lassen,  zur  Beratung  der  Hauptpunkte  der  kön.  Proposition 
schreiten  »und  die  zwen  haubtartigkl  der  religion  und  Turggenhulf 
neben  einander  furnemen,  solhs  auch  bei  andern  e.  f.  g.  mitfursten 
treulichen  befurdern«,  damit  bei  der  Stände  persönlicher  Ankunft 
in  Regensburg  die  Beschlüsse  desto  schneller  gefasst  werden  können. 
»Wo  aber  die  strittig  religion  je  nit  zu  ainhelliger  vergleichung  ge- 
fordert werden  mochte  und  alsdan  die  stent  der  Augspurg.  conf. 
berurter  freistellung  oder  anderer  sachen  halben  was  anbringen 
oder  suechen  wurden,  wellen  alsdan  i.  mt.  mit  und  neben  e.  f.  g., 
auch  zuvorderist   der  curfursten  gemainero   rat  alles  dasjenig  fur- 


*)  Vgl.  zum  folgenden  v.  Bucholtz  7,  S.  221  ff. 

■)  Ausgerissen. 

°)  Vgl.  Ritter,  deutsche  Geschichte  I,  S.  129  ff, 
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nemen«,  was  sich  immer  gebührt.  —  »Actum  Manscha  den  26.  tag 
octobris  ao.  56.« 

K.,  Caps.  3,  Nr.  i,  fol.  22,  Kop.1) 

249.  Landtagsabschied  von  Berg.  Düsseldorf  1667 
Januar  21. 

Die  vom  Hz.  geforderte  Steuer  der  Unterthanen  zum  Festungsbau 
wird  noch  hinausgeschoben.     Ergänzung  des  Ausschusses. 

Der  Hz.  hat  den  hierher  berufenen  Räten,  Ritterschaft  und 
Städten8)  von  Berg  vortragen  lassen:  Die  im  Jahre  15528)  zur 
Wiedererstattung  der  von  dem  Hz.  ausgelegten Reichssteuern  »und auch 
mit  zu  erbauung  der  vestung«  bewilligte  Steuer  ist  (»soweit  die  bei 
den  undertanen  inzubringen  gewest«)  gänzlich  auf  den  Bau  in 
Düsseldorf  verwandt,  ohne  dass  dem  Hz.  die  Auslagen  für  die  Reichs- 
steuern erstattet  sind;  Stände  möchten  ihren  Rat  mitteilen,  wie  der 
Bau  vollendet  werden  könnte,  da  die  im  Jahre  1554  zu  diesem 
Zwecke  bewilligte  Accise  jährlich  nicht  viel  erträgt,4)  vielmehr  zu 
dem  Bau  noch  ein  Zuschuss  nötig  ist.  Stände  haben  darauf  ge- 
antwortet: Obwohl  sie  die  Vollendung  des  Baus  für  »s.  f.  g.  und 
der  gemeinen  lantschaft  höchste  notturft«  halten,  so  möchte  der  Hz. 
doch,  da  die  Untertanen  in  dieser  teuern  Zeit  eine  Steuer  nicht 
geben  können,  »dis  anstehende  jar«  die  Kosten  des  Baues  auslegen. 
Sobald  die  Unterthanen  »der  fruchten,  so  jetzo  im  felde  ston  und 
dis  jar  noch  gesehet  werden,  gebrauchen  mochten«,  wollen  Stände 
den  Hz.  »soliches  verlegs  halber  schadlos  halten  und  darneben  uf 
die  wege  bedacht  sein«,  wie  der  Bau  vollendet  werden  könnte.   Der 

*)  Ebenda  fol.  20  (Orig.):  Jon.  v.  Vlatten  an  Hz.  Wilhelm:  ,über- 
sendet  »der  genomener  abrede  nach«  die  schriftliche  »verzeichenuss  der 
antwort,«  die  dem  kön.  Gesandten  zu  geben  ist.  »Datum  Heimbach  am 
28.  octobris  ao.  66.«'  Die  Antwort  liegt  jedoch  nicht  vor,  weder  hier 
noch  (nach  Mitteilung  der  düsseld.  Archiwerwaltung)  in  den  Abteilungen 
,Reichssachen'  und  ,polit.  Bgbh.' 

*)  D.  d.  Düsseldorf  1656  Dezember  15  (K.,  Caps.  2,  Nr.  17, 
fol.  251,  Kpt.)  war  der  bergische  Ausschuss  zum  30.  Dzb.  abends 
nach  Düsseldorf  berufen  worden.  Adressaten:  Amtmann  Windeck, 
Rorich  Weschpenink,  Amtmann  Trostorf,  Amtmann  Mettmann.  »Der- 
glichen  an  die  stat  Lennep,  das  der  burgermeister  sampt  noch  einem 
ratsverwandten«  erscheine.     »Stat  Dusseldorf  derglichen«. 

■)  S.  oben  S.  669  (Nr.  216). 

4)  Vgl  Jahrb.  d.düsseld.  GVs.  8,  S.  251  ff.  (Bericht  über  ihre  Einfuhrung). 
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Hz.  hat  dies  »der  gemeiner  lantschaft,  insonderheit  aber  den  armen 
zu  gnaden  und  gutem«  bewilligt.  —  Da  auch  vom  Ausschuss  einige 
gestorben,  einige  als  Räte  angenommen  und  einige  »ire  ungelegenheit 
angezeigt,  derwegen  der  ritterschaft  und  landschaft  andere  zu  ver- 
ordnen furgegeben  und  aber  sie  s.  f.  g.  in  der  abgestandnen  platz 
andere  gnediglich  zu  benennen  underteniglich  heimgestelt,  so  hat 
s.  f.  g.  boven  der  Wopper  neben  den  zweien,  so  noch  furhanden« 
(Joh.  v.  Nesselrot  Amtm.  zu  Windeck  und  Rorich  v.  Scheide  gen. 
Weschpennigk),  Georg  v.  Bellinkhuisen  »und  beneden  der  Wupper« 
Heinrich  v.  der  Horst  zu  Mullinkhoven,  Jost.  v.  Eller  und  Joh. 
v.  Winkelhuisen  »gnediglich  benant  und  sonst  beide  stedte  Lennep 
und  Dusseldorf  bei  der  voriger  Verordnung  bleiben  lassen.  —  2u 
urkunt  seint  dieser  abschied  zwen  gleichs  inhalts  unter  s.  f.  g. 
secretsiegel  ufgericht,  davon  der  einer  obg.  verordenten  von  der 
landschaft  zugestelt  und  der  ander  in  s.  f.  g.  canzlei  verblieben. 
Geschehen  und  vertragen  zu  Dusseldorf  am  21.  tag  januarii  ao.  1557. 
—  Ger[hardus]  Jul[iacensis].« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  266,  Orig. 

260.  Hz.  Wilhelm  an  Kanzler  Vlatten.  Cleve  1557 
April  17. 

Adressat  hat  dem  Hz.  am  11.  April  »etliche  gedenken  und  Ver- 
ordnungen, so  unlangs  zu  Guilich  aufgezeichnet,  neben  uerm  gut- 
bedunken  zugeschickt.  Haben  wir  dieselbige  durchsehen  und  uns 
darauf  gnediglich  resol  viert,  in  massen  ir  ab  hiebeiligender  verzeich- 
nus  zu  sehen.  Und  ist  derwegen  unser  gnedigs  gesinnen  .  .  .,  das 
solichs  allenthalben  zu  gelegner  zeit,  wie  es  die  notturft  erfordert, 
ins  werk  gericht  und  verfertigt  werde.«  —  Zum  Landtag  sind  die 
Stände  von  Jülich  und  Berg  ungefähr  acht  Tage,  bevor  der  Hz. 
nach  Frankfurt  hinaufzieht,1)  nach  Düsseldorf  zu  berufen,  wonach 
sich  »unser  lantrentmeister  und  andere  stellen«  sollen;  »dan  es  kunte 
wol  geschehen«,  dass  des  Herzogs  Gemahlin  »mit  uns  hinaufkomen 
und  so  lang,  als  wir  da  oben  verharren,  auf  Bensburg  oder  Benrade 
verbleiben  wurde.  Aber  dises  wollet  bei  uch  verhalten.  —  Geben 
zu  Cleve  am  17.  tage  aprilis  ao.  1557. 

Gedenken  durch  m.  g.  f.  und  h.  jungst  zu  Gulich  ufge- 
zeichnet.     1.  Reichshulf  wider  den  Türken.     2.  Kreishulf  zu  der 

')  Vgl.  Ritter  I,  S.  121. 
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expedition  mit  Ritberg.1)    3.  Gemein  gebet.1)     4.  Communion.8)   5. 

*)  Vgl.  Erklärung  der  Stände  des  niederl.-westf&l.  Kreises:  ,Der 
»negestgehaltene«  Kreistag  zu  Dortmund  hat  beschlossen,  dass  zur 
Ausführung  »der  vorgenomen  expedition«  gegen  Joh.  Grafen  von  Ritt- 
berg »mit  etlichen  stenden  zu  hantlen  sein  solte,  ein  ansehenliche  summa 
geltes  ufzubringen  und  diesem  kreis  gegen  gepurliche  assecuration  .  .  . 
vorzustrecken«.  So  hat  denn  Graf  Bernhard  zur  Lippe  dem  Kreis 
10000  Thaler  »zu  handen  dieses  kreis  pfenninkmeister  Diederichen  Muntz 
erlacht« .  Quittung  darüber.  Zurückzuzahlen  zu  nächsten  Michaeli.  Wenn 
bis  dahin  nicht  zurückgezahlt,  so  mit  500  Thlr.  zu  verzinsen  (Zins- 
termin Ostern).  Die  Zinsen  zahlt  ihm  der  Pfennigmeister  aus  den  An- 
schlägen der  Kreisstände.  1557  Mai  16.'  J.-Bg.,  Urkunden,  Nr.  3944, 
Orig.  Ebenda  (Orig.)  entsprechende  Urk.  vom  gleichen  Datum  über 
10  000  Thlr.,  welche  der  Bischof  von  Paderborn  dem  Kreis  geliehen 
hat.  Ebenda  Nr.  3946  (Orig.)  Erklärung  der  Kreisstände  von  1557 
Juli  2:  ,Dem  Beschluss  des  Kaisers  und  Reichs,  auch  des  Kreises  »zu 
gehorsamen«  haben  sie  die  Exekution  des  Landfriedens  gegen  Graf  Ritt- 
berg vornehmen  lassen.  Nun  hat  derselbe  sich,  sein  Haus  und  seine 
Grafschaft  in  die  Hände  des  Kreises  gegeben.  Auf  dem  jetzigen  [wo?] 
Kreistag  ist  beschlossen,  dass  der  Graf  »bis  zu  austragt  der  saichen 
auf  uncosten,  sorg  und  far  gemeines  krais  in  eine  custodia,  dar  er  ver- 
warlichen  gehalten,  gebracht  werden  solle«.  Auf  vielfältiges  Bitten  haben 
sie  den  Hz.  von  Jül.-Gl.  als  Kreisobristen  dazu  bewogen,  sein  Schloss 
Büderich  dem  Kreis  dazu  zur  Verfügung  zu  stellen.  Der  Graf  soll  darin 
auf  Unkosten  des  gemeinen  Kreises  unterhalten  werden.  Der  Kreis  stellt 
auch  die  Diener  und  Leute  zur  Bewachung  des  Grafen  und  steht  dem 
Hz.  für  jeden  Schaden  gut,  in  den  er  etwa  aus  Anlass  dieser  Sache 
kommt.4  Ebenda  Nr.  3963  (Orig.):  Graf  Johann  v.  »Ritpergk«  erklärt: 
,Ist  wegen  »der  kriegsubung«,  die  er  früher  gegen  Graf  Bernhard  zur 
Lippe  geführt,  in  die  Haft  des  niederl.-westf.  Kreises  gekommen  und 
»numer  lange  zeit  darin  enthalten  worden«.  Da  aber  Kaiser  und  Reichs- 
stände neulich  auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg  »decernirt«,  dass  er  bis 
zu  »entlicher  abhandlung  solicher  sachen«  (wozu  durch  den  Kaiser  Kur- 
trier und  Kurpfalz  als  Kommissarien  verordnet  sind)  »meiner  haft  und 
custodien  uf  gebuerliche  caution  und  Versicherung«  wieder  »entledigt«,  in 
eine  Reichsstadt  »ingestelt  werden  und  mich  doch  aus  dero  vor  entlicher 
erorterong  der  sachen  nit  enteussern  solte,«  so  verspricht  er,  dass  er 
sich  an  den  Ständen  des  niederld.-westf.  Kreises  wegen  der  »custodie« 
nicht  rächen  werde.  Niederwesel  1560  April  22.'  Über  die  von  dem 
Grafen  von  Ritberg  erregten  Unruhen  und  den  Ausgang  seines  Geschlechtes 
vgl.  noch  Häberlin  3,  S.  344  ff.;  Limnäus  IV,  S.  552;  v.  Ledeburs 
Archiv  15,  S.  5  ff. 

*)  Bei  Scotti  I,  Nr.  55  wird  ein  Landesgebet  wegen  der  Türken- 
gefahr aus  dem  Jahre  1556  erwähnt.  Handelt  es  sich  jetzt  vielleicht 
um  ein  Gebet  wegen  der  Teuerung?     S.  nachher  S.  743  Anm.  2. 

8)  Vgl  Lossen  in  Ztschr,  19,  S.  1;  Masius  S.  621,  u.  d.  W,  com- 
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Wes  Scholer  zu  Wormbs  gehandlet. l)  6.  [ohne  Interesse.]  7.  Accis. 
8.  Gardieren  und  durchzuge  der  knecht.  9.  Erledigte  empter.  10. 
Ingeldung  etlichs  korns  zu  der  fursteender  not.9)  11.  Gefangen.  12. 
Wes  in  den  weiden  ausgericht.     13.  Die  bürge  [!].« 

»Undertenig  bedenken,  ad  1.  Wirt  auf  verbessern  vor  gut 
angesehen«,  dass  baldigst  in  Jülich  und  Berg  ein  Landtag  gehalten 
werde,  damit  der  Reichstagsbeschluss  »an  die  gemeine  beder 
furstentumben  stende  gelangt,  ire  treu  ratlich  bedenken  darinnen 
und  wie  dem  gemeinen  beschluss  des  reichs  wurklich  nachzusetzen 
gehört,  die  notturft  ferrer  beratschlagt  und  dem  statlich  nachgedacht 
werden  mog.«  Da  die  Unterthanen  bei  »der  vorsteender  teurung 
und  kriegsemporung«  die  Hilfe  wohl  nicht  leisten  werden  können,  »so 
stelt  man  underteniglich  zu  bedenken,  ob  nit  auf  .  .  .  mittel  zu 
trachten,  damit  den  .  .  .  undertonen  mit  einer  vorstreckung  gebur- 
licher  weis  mochte  verholfen  werden  und  auf  was  caution  und  Ver- 
sicherung.« Die  Türkenhülfe  der  16  Monate  beträgt  für  alle  Lande 
des  Herzogs  —  G.8)  ad  2.  Hierzu  sind  »erstlich  6  monat  und  am 
jüngsten  zu  Dortmunde  noch  3  monat  gegen  nechstkunftig  ostern  zu 
bezalen  bewilligt,  darvon  4  monat  durch  bede  lantrentmeister  hie- 
bevor  entricht.  Resten  also  noch  fünf  monat,  welche  sich  belaufen 
10660  gülden  zu  15  batzen.  Dargegen  können  vermog  einer  ge- 
stalter  rechnung  ungeverlich  1500  gülden  von  allerhand  verlech  und 
vorstreckung  abgezogen  und  gekürzt  werden,  ad  3.  Hette  m.  g.  f. 
und  h.  ein  zeit  gnediglich  anzustellen  nach  ostern  drei  sontag  nach 
einandern  dasselbig  geschehen  zu  lassen,  und  welchen  sontag  damit 
erst  anzufangen,  und  das  alsdan  des  erzbischoffen  zu  Coln  mandats 
und  begern  mit  gedacht  werde,  ad  4.  Diserhalb  ist  meinem  g.  f. 
und  h.  hiebevor  zum  teil  ein  undertenig  treuherzig  bedenken  zuge- 
stalt.     Dieweil    aber   diser    zeit  nochmals  ein  colloquium   in  der 


munio  sub  utraque,  besonders  S.  217,  247,  264;  Keller,  Gegenrefor- 
mation I,  S.  84. 

')  Der  Abschied  der  Moderatoren  zu  Worms  von  1567  Februar  22 
gedruckt  bei  Limnäus,  ius  publ.,  tom.  II,  üb.  IV,  cap.  VII.  Auf  einem 
Exemplar  in  RV.  Nr.  25a  (Kop.)  ist  bemerkt:  »lectum  Ratisponae  14. 
raartii  1557«.  Jülich-Cleve  wurde  auf  70  zu  Ross,  323  zu  Fuss  ange- 
schlagen.    Vgl.  oben  S.  728  Anm.  2. 

*)  Über  die  Teuerungspolitik  der  hzgl.  Regierung  in  diesen  Jahren 
teile  ich  in  der  Ztschr.  f.  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  Band  3 
näheres  mit. 

*)  Die  Zahl  nicht  mehr  erkennbar.     Vgl.  darüber  ijnten  S.  747, 
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religionsachen  vorhanden,1)  wil  man  in  i.  f.  g.  gnedigs  bedenken 
gestalt  haben,  wes  derwegen  zu  erwarten,  so  man  in  empsiger  hof- 
nung  steet,  das  in  denen  und  andern  christlichen  anligenden  sachen 
ferner  dan  bisanher  beschehen  durch  notturft  erwegen  und  mit  ge- 
meinem rat  durch  gnad  des  almechtigen  ins  werk  gestalt  sal  mögen 
werden;  jedoch  so  mitlerweil  einiche  beschwert  und  gewissens  halber 
bederlei  gestalt  mit  grünt  der  schrift  und  ires  gewissens  zu  empfangen 
begeren  weren  [wurden?],  das  darinnen  den  parrochis,  da  solche  be- 
schwernuss  furfallen  mochte,  der  austeilung  halber  kein  straf  zuzu- 
messen, ad  5.  Soviel  die  beschwerungen  belangt,  so  in  diesem  kreis 
einkommen,  fint  man  aus  beiverwarter  verzeichnuss,  was  ringerung 
darauf  ervolgt  oder  nit.  Und  wirt  der  ganzer  neuer  anschlag  aller  der 
reichsstende  alhie  in  der  canzlei  verwart.  So  man  den  auf  Qeve 
haben  wolte,  sal  er  auch  dahin  geschickt  werden.  Jedoch  kan  man 
nit  verneinen,  das  derselbig  auf  diesem  reichstag  bestedigt,  sonder 
das  dise  Turkenhulf  nach  dem  vorigen  reformirten  anschlag  sal 
muessen  geleist  werden,  ad  7.  Diser  gelegenheit  sein  i.  f.  g.  nach 
der  jetziger  teurung  und  beschwernuss,  insonderheit  dweü  gein 
fruchten  aus  den  landen  gefuert,  bericht  worden,  ad  8.  Der  knecht 
halber,  so  noch  zur  zeit,  so  man  Wissens  hat,  furhanden,  ist  gutte 
kuntschaft  ausgelacht  und  wirt  ungezweifelt  durch  des  kreis  ver- 
ordenten  gein  saumnuss  darinnen  furfallen,  sonder  verhofFentlichen 
dem  jüngsten  Dortmundischen  abschiede  gelebt  und  nachkommen 
werden,  ad  9.  Wes  ampter  i.  t.  g.  bewilligt  und  bevolhen,  sollen 
dergestalt  zum  furderligsten  besatzt,  die  personen  bescheiden  und 
auf  gnedigs  wolgefallen  i.  f.  g.  mit  inen  gehandlet  werden.  Wes 
aber  die  übrige  erledigte  empter  und  bevelhen  belangt,  steet  solchs 
zu  i.  f.  g.  fernerm  gnedigen  bedenken,  ad  10.  Nachdem  mit  dem 
hofmeister  Lei  und  Recken  einer  zu  Dusseldorf  erschienen,  welcher 
zurkennen  gegeben,  das  er  zu  Strassburk  2000  malder  vergolden, 
die  ime  doch  nit  passirt,  derwegen  er  meins  g.  f.  und  h.  furschrift 
begert,  mit  der  Verpflichtung,  solche  fruchten  one  mittel  in  i.  f.  g. 
landen  zu  lassen,  wie  zu  Gulich  gleichsfals  einer  angesucht,  der  auch 
die  furschrift  erlangt,  so  ist  man  der  verhofnung,  das  die  under- 
tonen  damit  vorerst  zimblicher  massen  sollen  können  versehen  und 
verholfen  werden,  ad  11.  Was  bekentenuss  und  testamenten  vor- 
fallen,  sollen  i.  f.  g.   zugeschickt  werden,   sich  darüber  gnediglich 

*)  Ober  das  Religionagespräch  zu  Worms  s.  Ritter  I,  S.  135  ff. 
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haben  zu  erkleren.  ad  12.  Wes  noch  zur  zeit  ausgericht,  dessen 
sein  i.  f.  g.  vorhin  underteniglich  erinnert.  Und  sol  das  übrig,  so 
noch  uszurichten,  in  der  Verordnung  gedacht  werden,  ad  13.  Die 
Ordnung  mit  den  zeichenisern1)  ist  den  holzgreven  und  i.  f.  g.  vorst- 
meister  duppel  zugeschickt,  auch  der  tag  zu  besichtigung  der  busch 
und  Verordnung  der  zuschlege  ausgeschrieben,  nemblich  den  5.  mai 
zu  Merzenich  einzukommen.  Und  ist  das  bedenken,  wanehe  die 
sach  ire  entschaft  hat,  das  alsdan  folgents  mit  Monjoie,  wermeister- 
ampt  und  Heimbach  die  notturft  vermog  der  vorigen  ratschlege 
auch  furzunemen,  derwegen  i.  f.  g.  gnediglich  zu  bedenken,  wer 
darzu  zu  verordnen.« 

(Punkt  14 — 16  abgerissen.) 

K.,  Caps.  3,  Nr.  1,  fol.  31,  Orig. 

261.  Kanzler  Vlatten  an  Hz«  Wilhelm  (z.  T.).  Düssel- 
dorf 1557  April  19. 

Antwort  auf  das  Schreiben  von  April  17.  Schlägt  vor,  den 
Landtag  zum  1.  Juni  Abends  hierher  zu  berufen.  »So  weren  noch 
2  oder  3  dage  vor  pfinsten  vorhanden,  in  welchen  von  andern 
e.  f.  g.  notigen  sachen  geratschlagt  und  gehandelt  werden  kunte.« 
ad  3.  Der  Kürze  der  Zeit  wegen  wäre  mit  dem  gemeinen  Gebet 
nicht  den  ersten,  sondern  den  zweiten  Sonntag  nach  Ostern  anzu- 
fangen, ad  5.  »Als  e.  f.  g.  auch  für  gut  ansehen,  den  ganzen 
neuen  anschlach  hinabverschicken  [!],  so  ist  mein  undertenig  be- 
denken, das  e.  f.  g.  den  hofmeister  Lei  und  Recken  gnediglich  er- 
fragen hetten  lassen,  ob  es  auch  ratsamb  und  sich  gebueren  wil 
solichen  neuen  anschlach  vorhin  und  ehe  derselbig«  durch  den  röm. 
König  und  die  Reichsstände  approbirt,  zu  publicieren,  »und  wie  man 
sich  damit  unverweislich  halten  mochte.   Dan  solange  de  approbation 

nit  gefolgt,  wil  dasselbig  meins  erachtens  bedenklich  sein« 

Was  die  Kölnischen  Gebrechen  betrifft,8)  so  wäre  es,  da  der  Hz. 
vielleicht  selbst  zum  Erzbischof  kommen  wird,  »nit  undienlich,  mit 
i.  f.  g.  zu  besprechen,  das  jederseits  drei  oder  vier  rede  uf  gelegene 
platz  bei  einandern  komen  mochten,  sich  vorhin,  wie  de  sachen 
am  besten  weder  anzufangen,  zu  underreden.  Wan  dr.  Wissel 
weder  von  Speir  kumpt,  maeh  er  de  gebrechen  für  de  haut  nemen; 

*)  Vgl.  Ober  die  Schlag-  und  Zeicheneisen  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  137 
Anm.  12. 

*)  Vgl.  oben  S.  622  ff. 
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dan  vorhin  und  ehe  sal  er  es  nit  wol  tun  konen.    Jedoch  sullen 
mitler  zeit  alle   Schriften  und  hendel  mit  fliss  ufgesucht,  in  gute 
Ordnung  und   registration  gebracht  und   auch  etlicher  massen  be- 
sichtigt werden  ....  Datum  Dusseldorf  am  19.  aprilis  ao.  57.« 
K.,  Caps.  3,  Nr.  1,  fol.  32,  Kpt. 

252.  Übersicht  über  die  Reichs-  und  Kreiasteuern 
in  Jttlich-Berg  seit  1552.    [Vor  1557  Juni  2.]1) 

»Der  vorrat,  baugelt  und  ergenzung  seint  1553  ubermitz  denen 
vom  ausschuss  ausgeteilt,8)  und  nach  dem  anschlag  hat  sich  der 
vorrat  ertragen  9720  g.  (zu  15  batzen).  Das  baugelt  hat  sich  in 
fünf  jaren  ertragen  6250  g.  Die  ergenzung,  soviel  den  ersten  ziel 
betrift,  4860  g.  Facit  zusammen  20830  g.  =  (1  daler  ad  17 
batzen)  18379  daler.  Hierauf  haben  die  Gulichische  bezalt  über 
16  736  daler.  Den  Bergischen  ist  angerechent  7352  daler.  Die 
Ravensbergische  haben  bezalt  3000  daler.  Macht  in  alles  27088 
daler. 

Ob  nu  gleich  der  zeit,  als  obg.  austeilung  geschehen,  von  dem 
zweiten  termin  der  ergenzung  nit  angeregt,  so  ist  doch  derselbig« 
in  Jülich,  Berg  und  Ravensberg  »weit  über  bezalt  und  stet  darumb 
zu  bedenken,  ob  von  solichem  zweiten  termin  uf  itzangesteltem 
landtage  auch  ichtwes  furzugeben  sein  sol.  Dieweil  auch  die  hohe 
notturft  erfordert,  das  sich  m.  g.  f.  und  h.  s.  f.  g.  landen  und 
leuten  zu  gutem  mit  der  Ro.  kun.  mt.  .  .  .  und  etlichen  furnembsten 
cur-  und  fursten  in  einigung  eingelassen,8)  welche  in  das  vierte  jar 
gewert,  dadurch  dan  allerhand  augenscheinliche  beschwerungen  ver- 
hindert, so  hat  s.  f.  g.  (wie  mit  guten  rechnungen  darzutuen)  zu 
solicher  einigung  us  disen  landen  in  die  10000  dir.  ufbringen  und 
darstrecken  müssen.  Nota,  ob  schon  hievon  1700  dir.  ungeverlich 
widerumb  einbracht,  so  seint  doch  dieselbige  und  viel  mer  uf  den 
gehaltenen  einigungstägen,  Schickungen,  botenlon  und  anders  uf- 
gangen. « 

Die  Türkensteuer  ist  auf  dem  Reichstag  zu  Regensburg  auf  16 
Monate  bewilligt;  der  Anteil  von  Jülich  und  Berg  beträgt  nach  dem 

!)  Es  wird  hier  auf  den  Jetzt  angestellten  Landtag*  (s.  Nr.  253 
und  254)  Bezug  genommen. 

*)  Für  Jülich  erfolgte  die  betr.  Austeilung  1553  (Nr.  226),  für  Berg 
schon  1562  (Nr.  216). 

■)  S.  oben  S.  678  Anm  2. 
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Anschlag  von  1521  monatlich  1620  G. ;  die  16  Monate  also 
=  25  920  G.  (zu  15  Batzen),  =  22  870  Taler  10  Batzen.  >  Aber  nach 
der  erhaltener  ringerung  und  reformirten  anschlag  belaufen  sich  die 
16  monat  nit  hoher  als  15049  daler  7  batzen. 

Zu  ausfuerung  der  furgenomenen  kriegsexpedition  gegen  den 
v.  Ritberg  *)«  sind  seit  November  1556  durch  die  Kreisstände  9  Mo- 
nate bewilligt,  was  für  Jülich  und  Berg  nach  dem  Anschlag  v.  1521 
14580  G.  beträgt;  =  12  864  Taler  12  Batzen.  »Nach  der  ringerung 
und  reformirten  anschlag:  9594  g.  =  8465  daler  5  batzen. 

Nota,  seint  auch  zu  diesen  9  monaten  noch  von  wegen  des 
ganzen  kreis  ufbracht  und|  zu  obg.  expedition  gegen  Ritberg  gewent 
30000  daler,  welche  hiernegst«  unter  die  Kreisstände  vertheilt 
werden  sollen.  Ausserdem  ist  auf  Ansinnen  und  Befehl  des  Kaisers 
1554  »zu  behoif  der  Frenkischen  einigungsverwandten  ein  contri- 
bution  oder  hilfgelt  von  wegen  meins  g.  f.  und  h.  bezalt  und  hinder 
burgermeister  und  rat  der  stat  Collen  vermog  irer  gegebner  quitantz 
erlegt  worden,  welche  sich  den  landen  Gulich  und  Berg  ertragen 
hat  2742  g.  (zu  15  batzen).« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  277,  Kop. 

263.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Jülich-Berg. 
[Düsseldorf]  1557  Juni  2. 

Herzog:  1.  Zu  Regensburg  eine  Türkenhilfe  beschlossen.  2.  Kreis- 
steuern zur  Exekution  gegen  den  Grafen  v.  Rietberg.  3.  Kaiserliche 
Forderung  eines  dreimonatlichen  Hilfsgeldes  (für  den  Hz.  von  Braunschweig). 
Stände  fordern  die  Räte  zu  sich.  Erklärung  der  Räte:  es  liegt  Be- 
schluss  des  Reiches  vor;  ein  Ausschuss  zur  Beratung  über  die  Steuer- 
verteilung zu  verordnen.  Verhandlung  über  die  Höhe  der  Türkensteuer. 
Stände:  1.  Wegen  der  Türkensteuer  wollen  sie  einen  Ausschuss  ver- 
ordnen. 2.  Hz.  möchte  sie  mit  dem  Hilfsgeld  nicht  beschweren.  3.  Hz. 
möchte  sich  künftig  in  solche  Sachen,  wie  die  Rietbergische,  nicht  ohne 
Vorwissen  der  Landschaft  einlassen ;  jetzt  sich  erst  an  dem  v.  Rietberg 
erholen;  einen  dann  etwa  bleibenden  Mangel  würden  sie  nach  dem  Bei- 
spiele anderer  decken.  Räte:  1.  Hoffen,  Hz.  werde  zufrieden  sein. 
2.  und  3.  Die  Steuern  sind  rechtmässig.  —  Nachmittags  Verordnung 
des  Ausschusses  für  die  Türkensteuer.  Stände  bitten  nochmals  von  den 
anderen  beiden  Steuern  verschont  zu  werden. 

1557  Juni  2  hat  der  Herzog  den  Ständen  von  Jülich  und 
Berg  durch  Kanzler  Joh.  v.  Vlatten  Propst  zu  Aachen,  Kerpen  und 


2)  S.  vorhin  S.  742  Anm.  1. 
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Cronenberg  folgendes  vortragen  lassen  (am  Rande:  »in  bisin  meins 
g.  h.,  canzlers  Vlatten,  hofm.  Hoesteden,  Lei  zum  Neuenberg,  hofm. 
Drimborn,  camermeister  Harf,  Troistorf,  Schoeler,  dr.  Karl«1)): 
1.,  2. :  s.  Abschied  vom  Juni  3  (Nr.  254).  3.  Der  Kaiser  hat  an 
den  Bischof  zu  Münster  und  den  Hz.  >  einer  contribution  oder  hilf- 
gelts  halben  geschriben,  daruf  auch  zuletzt  gevolgt,  das  drei  monat 
durch  s.  f.  g.  und  andere  stende  des  kreis  erlegt  worden,  wie  aus  den 
schrieften,  so  man  verlesen  solte,  abzunemen.  Und  sein  bei  diesem 
art.  gelesen«  des  Kaisers  Schreiben  an  Münster  und  Jülich,  Hz. 
Heinrichs  Schreiben2)  an  den  Hz.  von  Jülich  und  der  Beschluss  des 
Kreistages  zu  Köln  »diser  contribution  halben.«  Stände  möchten 
ihren  Rat  mitteilen,  wie  »soliche  steuern  zu  wenigster  beschwerung 
der  armen  undertanen  auszusetzen.« 

Ritterschaft  und  Städte  treten  ab  und  fordern  dann  die 
Räte  zu  sich,  um  »ir  bedenken  furerst  zu  hören.«  Darauf  erklären 
die  Räte:  »Dieweü  in  diesen  Sachen  des  reichs  abschied  und  be- 
schluss vorhanden,  so  kunte  ires  erachtens  m.  g.  f.  und  h.  sich 
davon  nit  absondern.«  Es  ist  daher  ein  Ausschuss  zu  verordnen, 
der  über  die  3  Punkte  beratschlagt,  »sonderlich  wie  die  Steuer  am 
besten  auszuteilen,  auch  die  ziel  und  termin  dermassen  zu  stellen, 
das  es  den  undertanen  am  wenigsten  beschwerlich.«  Hiernach  lassen 
Stände  durch  einen  Ausschuss  (Erbschenk  Vlatten,  Stephan 
v.  Stommel,  Schinkern  Amtm.  zu  Mettmann,  Nesselrod  Amtm.  zu 
Windeck,  Schultheiss  Jülich,  Joh.  Pontz  Bürgermeister  zu  Düren, 
Rompel  Bürgermeister  zu  Düsseldorf  »und  bede  burgermeister  zu 
Lennep  und  Ratingen  und  noch  einer  von  der  stet  wegen)  anfragen, 
wie  hoch  di  tax  der  Turkensteuer  sich  diesen  landen  ertragen  solte.« 
Darauf  wird  ihnen  angegeben,  wie  hoch  sich  die  Türkensteuer 
nach  dem  Anschlag  des  Römerzugs  von  1521  und  wie  hoch  nach 
dem  reformierten  Anschlag  beläuft.  Der  Hz.  habe  »von  wegen  der 
einigung  mit  der  Ro.  ko.  mt.  und  etlichen  furnembsten  cur-  und 
fursten  in  [!]  diesen  landen  Gulich  und  Berg  über  die  10,000  dir. 
ausgegeben,  auch  sonst  uf  reichstegen  und  andern  versamblungen 
zu  zerungen  ein  merklichs  ufwenden  müssen,  davon  doch  s.  f.  g. 
der  landschaft  nichts  angerechent,  sonder  solichs  alles  aus  s.  f.  g. 
eigen  camergut  . . .  bezalt.   Derwegen  bei  der  landschaft  zu  bedenken 

0  D.  h.:  Karl  Harst. 

a)  S.  oben  S.  707  Anm.  1. 
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stunde,  ob  diese  Turkensteuer  nach  dem  alten  anschlag  zu  erlegen, 
insonderheit,  so  man  auch  in  zweifei  stunde,  ob  man  die  nach  der 
ringerung,  so  noch  allerding  nit  dar  und  gewilligt,  sol  erlegen 
mögen  und  dieselbige  in  iuditio  contradictorio  am  Kei.  camergericht 
zu  erhalten  sein  sol.«  Zugleich  ist  dem  Ausschuss  eine  Aufzeich- 
nung über  die  Höhe  der  Türkensteuer  nach  dem  Anschlag  von  1521 
zugestellt,  um  sie  an  die  sämtlichen  Stände  zu  bringen. 

Stände  fordern  die  Räte  zu  sich  und  lassen  ihnen  durch 
Stommel  vortragen:  1.  Betreffs  der  Türkensteuer  wollen  sie  »iren 
ausschuss  verordnen,  der  sich  mit  den  reten  der  austeilung  und 
termin  halben  besprechen  solte.«  2.  Da  das  Hilfsgeld  nicht  durch 
die  gemeinen  Reichsstände  bewilligt,  sondern  nur  durch  den  Kaiser 
gefordert  ist  (»welchs  sich  dermassen  nit  gebuerte,  auch  im  h.  reich 
also  nit  herbracht«),  so  möchte  der  Hz.  die  Landschaft  damit  nicht 
beschweren,  zumal  es  den  Kreisständen  nicht  zu  gut  gekommen, 
vielmehr  mehreren  (Münster1),  Paderborn,  Schaumburg  u.  a.)  durch 
Hz.  Heinrichs  Überzug  grossen  Schaden  gebracht  hat.  3)  Was  die 
Rittbergische  Sache  betrifft,  so  möchte  der  Hz.  sich  künftig  in  sol- 
chen Sachen  ohne  Vorwissen  der  Landschaft  nicht  einlassen,  weil 
dadurch  »meins  g.  h.  lande  leichtlich  in  allerhand  beschwerung  ge- 
friert werden  kunten.  Wan  aber  mit  furwissen  der  landschaft  di 
sachen  furgenomen,  wie  di  sich  alsdan  begeben  mochten  [!],  muste 
man  domit  zufrieden  sein.«  Der  Hz.  möchte  sich  dieserhalb  »an  dem 
v.  Ritberg,  seinem  haus  und  landen,  wan  das  haus  erobert,  erholen; 
im  fal  aber  daran  einicher  mangel  sein  wurde,  wes  alsdan  andere 
inwilligten  und  teten,  davon  wolten  sie  sich  auch  nit  absondern.« 

Räte:  ad  1.  Hoffen,  der  Hz.  wird  damit  »zufrieden  sein«,  ad  2. 
Münster  und  der  Hz.  haben  das  Hilfsgeld  nicht  sogleich  auf  die  Schreiben 
des  Kaisers  und  Hz.  Heinrichs  bewilligt,  »sonder  vorhin  etliche  kreis- 
täge  derwegen  zu  Collen  gehalten  und  damit  verschont  zu  werden 
zum  fleissigsten  gebetten,  auch  etliche  zu  dem  versamblungstag  der 
andern  kreisen  nach  Wormbs  gefertigt.«  Als  nun  die  Gesandten 
gemeldet,  dass  die  anderen  Kreise  nicht  nur  drei,  sondern  sogar 
sechs  Monate  zu  dem  Hilfsgeld  bewilligt,  auch  der  Kaiser  »etwas 
heftig  daruf  getrungen,«  haben  die  Stände  dieses  Kreises  zuletzt 
dem  Kaiser  zu  Gehorsam  und  Ehren  »di  begerte«  drei  Monate 
gemäss  dem  der  Landschaft  verlesenen  Abschiede  bewilligt,  welche 

*)  Vgl.  oben  S.  679  Anm.  2. 
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auch  im  Jahre  1554  bezahlt  sind,  so  dass  »nume  nit  zu  fragen, 
ob  s.  f.  g.  solichs  auch  bezalen  solle.  Item  der  uberzug  hz.  Hein- 
richs hette  sich  nit  der  zeit,  sonder  dafür  zugetragen.«  ad  3.  Der 
Reichsabschied  giebt  »sichere  mass  und  Ordnung,  wie  es  in  den 
kreisen  mit  der  hanthabung  und  execution  des  landfriedens  zu 
halten.«  Dem  ist  der  Hz.  nachgekommen  und  hat  »an  di  landschaft 
di  gelegenheit  alsbald  nit  gelangen  können,  sonder  vorhin  mit  s.  f. 
g.  zugeordenten  und  den  gemeinen  kreisstenden  sich  vergleichen 
sollen  und  müssen,  wie  dan  durch  dieselbige  die  execution  be- 
schlossen, auch  s.  f.  g.  ire  gebuer  der  bewilligten  anschlege  nume  be- 
zalt,  wie  noch  gesterigs  tags  etliche  Pfenningen  derwegen  uberschickt.« 
Da  nun  der  Hz.  das  Geld  in  Kraft  des  gemeinen  Kreisbeschlusses 
vorgestreckt  und  der  Augsburg.  Reichsabschied  besagt,  dass  jede 
Obrigkeit  ihre  Unterthanen  »hierzu«  besteuern  darf,  so  sind  dem 
Hz.  billigerweise  seine  Auslagen  zu  erstatten.  Auch  wenn  das  Haus 
Rittberg  erobert  würde,  mtisste  doch  die  Sache  bei  den  Reichs- 
ständen oder  am  Kammergericht  »erst  ausfundig  gemacht  werden«, 
womit  lange  Zeit  hingehen  würde,  während  welcher  man  den  Hz. 
nicht  warten  lassen  kann.  »Im  fal  aber  künftig  in  eroberung  des 
haus  etwas  zu  erstattung  erlangt  werden  kunte,  solte  der  landschaft 
zu  gutem  kommen.  .  .  . 

Den  nachmittag  ist  der  usschuss  gesterkt  und  haben1)  den 
reten  furgetragen,  wie  diser  usschuss  zu  der  Turkenhandlung  ver- 
ordent.«  ad  2.  Mit  dem  Hilfsgeld  bitten  sie  verschont  zu  werden, 
bis  sie  sähen,  »das  es  ein  gemein  werk  des  reichs  und  inen  van 
dem  reich  uferlacht.«  ad  3.  Bitten  gleichfalls  »damit  unbeschwert 
zu  verbliven  und  den  artickel  auch  inzustellen«.8) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  266,  Orig. 

264.  Landtagsabschied  von  Jülich-Berg.  Düsseldorf 
1557  Juni  3. 

Proposition:  s.  Punkt  1 — 3  in  Nr.  253.  Stände:  erklären  sich  zur 
Zahlung  der  Türkensteuer  nach  dem  Anschlag  von  1521  bereit.  Für 
die  Verteilung  ein  Ausschuss  eingesetzt.  Sonstige  Kompetenz  desselben. 
Die  anderen  beiden  Steuern  bitten  sie  zurückzustellen.  Herzog 
stimmt  zu. 


*)  Subjekt:  die  Stände  oder  der  Ausschuss? 
*)  In  den  Abschied? 


Digitized  by 


Google 


Nr.  254.     1657  Juni  3.  751 

Der  Herzog  setzt  die  Stände  davon  in  Kenntniss,  1.  dass  auf 
dem  letzten  Reichstage  zu  Regensburg  eine  Türkenhilfe  von  16 
Monaten  beschlossen  sei,  wofür  die  Beiträge  in  zwei  Terminen,  14 
Tage  nach  Ostern  und  am  Tage  S.  Johannes  des  Täufers,  in  einer 
der  Legstätten  Frankfurt,  Nürnberg,  Regensburg  und  Leipzig  zu 
zahlen  seien;  2.  dass  auf  Grund  der  Exekutionsordnung  von  1555 
die  Kreisstände  gegen  den  Grafen  von  Rittberg  wegen  des  von  ihm 
gegen  den  Grafen  zu  der  Lippe  verübten  Landfriedensbruchs  zur 
Exekution  geschritten,  und  welche  Steuern  zu  diesem  Zwecke  von 
den  Kreisständen  bewilligt  und  verteilt  seien;  3.  dass  er  auf  des 
Kaisers  und  anderer  Kreise,  die  zu  Worms  und  Frankfurt  versam- 
melt gewesen,  Ersuchen  und  »also  des  gemeinen  reichs  genomenen 
beschluss  ein  contribution  oder  gelthilf  auf  drei  monat  zu  behuf 
der  Frankischen  einigungs verwandten  erlegt«,  wie  das  andere  Kreis- 
stände gleichfalls  gethan,  etliche  auch  »den  ganzen  Romerzug  auf 
sechs  monat  darzu  vorgestreckt.«  Er  begehrt  »ritterschaft  und  stetten 
treuen  rat  und  bedenken,  wie  dem  allem  am  besten  zu  tun  und 
solche  steuren  zu  weinigster  beschwerung  der  armen  undertanen 
auszuteilen  sein  mogten«.  Die  Stände  erklären  sich  bereit,  die 
Türkenhilfe,  welche  nach  dem  Anschlag  von  1521  für  Jülich  und 
Berg  22870  Tlr.  10  Batzen  beträgt,  in  zwei  Terminen,  Lichtmess 
1558  und  Lichtmess  1559,  zu  zahlen;  bis  dahin  wird  der  Hz.  er- 
sucht, die  Summe  vorzustrecken.  Für  die  Verteilung  der  Steuer 
ist  ein  Ausschus  eingesetzt,  nämlich  für  Jülich :  Reinhart  von  Vlatten 
Erbschenk  und  Amtmann  zu  Düren  und  Norvenich,  Stephan  von 
Stommel,  Heinrich  von  Ruischenberg  Amtmann  zu  Bosslar,  Wilhelm 
Quad  zu  Beeck,  Carsilius  von  Palant,  Peter  Romer  Schultheiss  zu 
Jülich  und  Franz  von  Meissheim,  und  für  Berg:  Gerhard  von 
Waidenberg  genannt  Schinkern  Amtmann  zu  Mettmann,  Johann  von 
Nesselrod  Amtmann  zu  Windeck,  Jost  von  Eller,  Johann  von 
Winkelhausen,  Jörgen  von  Bellinghuisen,  Hermann  Rompel  Bürger- 
meister zu  Düsseldorf  und  N.  Bürgermeister  zu  Lennep.  Zugleich 
soll  der  Ausschuss  in  andern  wichtigen  Angelegenheiten  »das  best 
zum  treulichsten  mit  raten  und  befurdern  helfen.«  Dagegen  bitten 
die  Stände,  die  beiden  letzten  Forderungen  bis  zur  Eroberung  des 
Hauses  Rittberg  zurückstellen  und  abwarten  zu  wollen,  »was  er- 
stattung  s.  f.  g.  dardurch  bekommen  könne.«  Darauf  wollten  sie 
sich  dem  fügen,  was  die  Clevischen  und  Märkischen  und  andere 
Unterthanen  des  Kreises  desfalls  bewilligen  würden.     »Solches  alles 
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s.  f.  g.  gnediglich  bewilligt  und  angenomen.  —  Zu  urkunt  seint  diser 
abschide  drei  gleichs  inhalts  under  s.  f.  g.  secrietsiegel  aufgericht«, 
wovon  jeder  Landschaft  einer  zugestellt  und  der  dritte  in  der 
Kanzlei  geblieben  ist.  »Geben  zu  Düsseldorf  am  3.  tag  junii  ao.  57. 
Ger[hardus]  Jul[iacensis].« 

Stadt  Jülich,  Landtagsverhandlungen,  Nr.  1,  Orig.  Redinghoven  XXVII, 
fol.  66,  Kop. 

265.  Ausschussabsohied  von  Jülich.  Oaster  1557 
Oktober  5.1) 

Da  der  König  dem  Hz.  nicht  nur  wegen  des  ersten  Termins 
der  jüngst  in  Regensburg  bewilligten  Türkenhilfe,  sondern  auch 
wegen  des  zweiten  geschrieben  und  ihn  ersucht,  falls  die  beiden 
Termine  »noch  nit  erlacht«,  dann  sie  sogleich  zu  erlegen,  so  hat 
der  Herzog  den  Ausschuss  aufgefordert,  gemäss  dem  Landtags- 
abschied von  Düsseldorf,  die  Türkenhilfe  auszuteilen.  Darauf  hat 
der  Ausschuss  mit  den  Räten  die  Austeilung  in  derselben  Weise 
wie  die  »des  vorraits,  ergenzung  desselbigen  und  funfjerigen  bou- 
gelts«  im  Jahre  1653  vorgenommen.8)  »Nachdem  auch  allerhand 
uncosten  uf  diese  handlung  verlaufen,  haben  sie  i.  f.  g.  undertenig- 
lich  heimgestalt,  wes  van  den  geistlichen,  dergleichen  den  under- 
tanen  der  eigenherlicheiten  erhalten  wirdet,  das  solichs  s.  f.  g.  und 
der  lande  anligenden  sachen  zu  gutem  angewandt  werden  möge. 
Und  sal  die  Satzung  der  beider  termin  anstunt  zugleich  geschehen 
und  der  erster  termin  der  bezalung«  zu  S.  Andreas  erfolgen,  bis 
Lichtmess  1558  aber  fertig  sein,  der  zweite  termin  dieselbe  Zeit 
über  ein  Jahr.  —  »Urkunt  hochg.  meins  g.  h.  hz.  hieruf  gedruckten 
secrietsiegels.    Gezeichent  zu  Gaster  am  5.  dage  octobris  ao.  57.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  301,  Orig. 

*)  Das  Berufungsschreiben  (zu  Okt.  4  abends;  das  an  den  berg.  Aus- 
schuss zu  Okt.  7  abends)  ist  d.  d.  Gleve  1B57  Sept.  .16  (fol.  297,  Kpt). 

*)  Fol.  302  (Orig.) :  »Satzung  der  Turkenhilf  im  furstentumb  Gulich 
ao.  1557,  und  vergleicht  sich  dise  Satzung  mit  der  usteüung  des  farrats, 
ergenzung  und  funfjerigen  bougeltz  in  Ungaren,  so  im  jar  1553  ge- 
schehen« [s.  Nr.  226,  S.  682  Anm.  3].  Folgt  Abschrift  der  Verteilung 
von  1553  Aug.  26;  nur  steht  unter  ,Städte'  bei  »keirspel  Gladb.  .  .  .« 
am  Rande:  »Nota,  ist  aber  dermassen  verändert,  das  man  stat  und 
kirspel  bei  einander  gezogen,«  ferner  unter  , Amter'  bei  »dorf  Norvenich 
.  .  .«  am  Rande:  »Nota,  wie  es  hiemit  in  diser  Turkenhilf  zu  halten.« 
Endlich  ist  als  Summa:  15833  6gl.  angegeben. 
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256.  Ausschußsabschied  von  Berg.  Düsseldorf  1557 
Oktober  8. 

S.  den  jül.  Ausschussabschied  von  Oktober  5  [Nr.  255];  der 
Hz.  ersucht  hier  den  Ausschuss  zugleich,  er  möchte  »austeilen  [!], 
wie  s.  f.  g.  verlech  an  dem  boue,  alhie  zu  Dusseldorf  dieses  57.  jars 
getan,  mochte  erstadet  werden.1)«  Obwohl  sie  »gern  die  summa  et- 
was hoher  auszuteilen  gneigt,  so  haben  sie  doch  diesmals  in  an- 
sehung  der  undertanen  unvermogenheit«  9016  Ggl.  in  Berg  ausgesetzt,8) 
die  bis  S.  Andreas  oder  spätestens  bis  Lichtmess  zu  bezahlen  sind, 
und  ferner  dieselbe  Summe  zu  derselben  Zeit  über  ein  Jahr  zu  be- 
zahlen,8) »damit  zu  verschonung  der  uncosten  nit  ein  neue  aussetzung 
furgenommen  werden  dürfe.    Und  ist  s.  f.  g.  underteniglich  heim- 

')  Über  den  Bau  in  Düsseldorf  vgl.  oben  S.  665  Anm.  2  und 
S.  696. 

8)  Fol.  312  (Orig.):  Ämter.  Amtm.  Schulth.  Steinbach:  »995  ggl. 
25  rad.  alb.«  Amtm.  Richter  Solingen:  »632  ggl.  22  rad.  alb.  13  hl., 
und  unsere  gerichter  Hilden  und  Haen  besonder  uf  54  ggl.  20  rad.  alb. 
7  hl.,  Greefrode  aber  uf  43  ggl.  10  rad.  alb.«  Amtm.  Richter  Borne- 
feld: »373  ggl.  16  rad.  alb.  7  hl.«  Amtm.  Richter  Angermund:  »7661/« 
ggl.,  und  unser  freiheit  Angermont  besonder  uf  16  ggl.  20  rad.  alb.« 
[Am  Rande:  »Lantzberg  per  cedulam  79  ggl.  20  rad.  alb.«].  Amtm. 
Richter  Mettmann:  »750  ggl.  15  rad.  alb.  und  unser  freiheit  Medmen 
besonder  uf  83  ggl.  10  rad.  alb.«  Amtm.  R.  Windeck:  »397  ggl.  25 
rad.  alb.  7  hl.«  Amtm.  R.  Löwenberg:  »584  ggl.  und  unsere  Bergischen 
uf  der  Scheiderhoe  in  bem.  unser  ambt  Lewenberg  besonder  gehörig  uf 
20  ggl.  12  rad.  alb.«  Amtm.  Lülsdorf:  »119  ggl.  10  rad.  alb.  14  hl. 
und  unsere  freiheit  Wessiingen  uf  42  ggl.«  Amtm.  R.  Beyenburg:  »538 
ggl.  3  rad.  alb.«  Bewehrer  Vogt  Monheim:  »300  ggl.  27!/s  rad.  alb. 
und  unser  freiheit  Monheim  besonder  uf  60  ggl.«  Amtm.  Porz  und 
Kellner  Bensberg:  »522  ggl.  und  unsere  Bergischen  uf  der  Scheiderhoe 
in  bem.  unser  ampt  Porz  gehörig  besonder  uf  33  ggl.  15  rad.  alb.« 
Amtm.  Porz  Vogt  Mülheim:  »unsere  freiheit  Mulheim  uf  83  ggl.  10  rad. 
alb.«  Amtm.  Miselohe:  »437  ggl.  2Va  rad.  alb.«  Amtm.  Schulth. 
Hückeswagen:  »133  ggl.  29  rad.  alb  und  unsere  freiheit  daselbst  zu 
Hueckeswagen  besonder  uf  13 !/«  ggl«  Vogtei  Siegburg:  »60  ggl.  28 
rad.  alb.«  Blankenberg:  »1027  ggl.  12  rad.  alb.  7  hl.  und  unser  kirspel 
Oeckerode  besonder  uf  51  ggl.«  Amtm.  Kellner  Burg:  »unsere  kelnerei 
Borch  uf  13  ggl.  10  rad.  alb.«  Elberfeld:  »113  ggl.  26  rad.  alb.  12  hl. 
und  unser  freiheit  daselbst  uf  50  ggl.«  Städte.  Wipperfürth:  158  Ggl. 
10  Raderalb.  Ratingen:  140  Ggl.  Düsseldorf :  400  Ggl.  Lennep:  100  Ggl. 
Solingen:  66  Ggl.  20  Raderalb.  Gerresheim:  33  Ggl.  10  Raderalb. 
Blankenberg:  10  Ggl.     Radevormwald:  66  Ggl.  20  Raderalb. 

*)  Zur  Erklärung  vgl.  Nr.  257  und  S.  755  Anm.   1, 
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gestalt«,  mit  der  ganzen  Landschaft  »hiernegst  vermog  des  abschiets 
abreden  zu  lassen,  wie  dem  bou  Dusseldorf  ferner  geholfen  werden 
mocht.  Soviel  die  geistlichen,  dergleichen  der  grafschaft  Ravens- 
berg  anpart  belangt,  haben  sie  bewilligt,  dass  s.  f.  g.  die  beide  in 
ansehung  der  uncosten  und  zu  s.  g.  und  der  lande  anligenden 
sachen  hierneben  noch  sonderlich  mit  stuir  sal  mögen  belegen  .  .  . 
lassen.  So  auch  einiche  underherlicheiten  im  furstentumb  Berg 
weren,  wie  die  zu  belegen,  darinnen  weiss  der  ausschuss  s.  f.  g. 
gein  maess  zu  stellen.  —  Urkunt  s.  f.  g.  herufgedruckten  secreet- 
siegels.  Geben  zu  Dusseldorf  am  8.  tag  octobris  ao.  57.« 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  foL  306,  Or. 

257.  Johann  v.  Vlatten  an  Hz.  Wilhelm.  Düsseldorf 
1557  Oktober  11. 

Ist  mit  Hofmeister  Hosteden  und  Landrentmeister  Wassenberg 
in  Caster  bei  dem  jülicher  Ausschuss  gewesen  und  legt  den  Aus- 
schussabschied [Nr.  255]  bei.  Die  Austeilung  der  Steuer  beträgt 
15  833  Ggl.,  »da  doch  ir  [der  Jülicher]  anpart  allein  13  722  taler 
gewesen,  also  das  furerst  2101  ggl.  ubergesatzt.  Darzu  behalten 
e.  f.  g.  die  steur«  der  Grafschaft  Neuenahr,  die  »zu  dem  furrat, 
ergenzung  und  bougelt«  800  Ggl.  gegeben  hat,  und  die  des  Amtes 
Wassenberg,  welche  beiden  in  jene  Summe  nicht  mit  eingerechnet 
sind ;  ausserdem  die  Steuern  der  Geistlichen  und  der  Unterthanen  in 
den  Unterherrlichkeiten.  Der  bergische  Ausschuss  hat  9016  Ggl. 
ausgesetzt  (während  der  bergische  Anteil  9148  Tlr.  beträgt),  »welchs 
gleich  der  dritte  teil  der  letster  Bergischer  steuren  ist;«  doch  behält 
der  Hz.  für  sich  die  Steuer  der  Geistlichen  und  der  Grafschaft 
Ravensberg  (»die  sonst  ire  anpart  nach  advenant  dem  furstentumb 
Berg  solte  tragen  helfen).  Des  verlechs  halber  an  dem  bau  alhie . . . 
sollen  auch  9016  Ggl.  ausgesatzt  werden«,  wie  der  beigelegte  Aus- 
schussabschied [Nr.  256]  ergiebt.  — Mehr  ist  nicht  zu  erhalten  ge- 
wesen; doch  ist  ja  auch  dieses  schon  »ein  zimblichs«,  zumal  der 
Hz.  die  Türkenhilfe  »nach  der  ringerung  erlegen  lassen«,  wonach 
sie  für  Jülich  und  Berg  15  049  Tlr.  beträgt,  während  die  Landschaft 
sie  nach  dem  Anschlag  von  1521,  wonach  sie  22870  Tlr.  10  Batzen 
beträgt,  bewilligt  hat;  »welcher  Überlauf  behalben  das  jenig,  wes 
e.  f.  g.  wie  vorg.  zu  gut  kompt,  sich  allein  ertregt  7821  taler  10 
batzen.  —  Geschreben  zu  Dusseldorf  am  11.  octobris  ao.  57.  — 
praes.:  Monderberg  am  12.  octob.  ao.  57.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  298,  Orig. 
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258.  Hz.  Wilhelm  an  die  jülicher  Amtleute  und  Be- 
fehlshaber.   Düsseldorf  1557  Oktober  18. 

Adressaten  [Amtmann  und  Vogt]  sollen  »die  satzzedulen«  der 
im  Jahre  1553  bezahlten  Reichssteuer  vor  die  Hand  nehmen  und 
»die  Satzung  und  ufboerung«  der  jetzt  bewilligten  Türkenhilfe 
»nochmals  darnach«  vornehmen,  jedoch,  wenn  jemand  inzwischen 
»in  verderben  geraten«,  den  herabsetzen  »und  solichen  abgank 
andern  vermögenden  und  dem  haab  sich  seder  gebessert«,  auflegen. 
»Es  sollen  auch  die  freien,  so  nit  von  der  ritterschaft  sein,  zu  ver- 
lichterung  des  armen  mans  mit  angeschlagen  werden«,  wie  1553 
gleichfalls  geschehen.  Ablieferung  an  den  Landrentmeister  Wassen- 
berg  zu  den  bestimmten  Terminen.  Die  »zedulen,  welcher  gestalt 
die  austeilung  geschieht  und  was  ein  jeder  geben  wirt«,  sind  »in 
unsere  rechencammer  zu  schicken.«  — Die  Geistlichen  sollen  »vermog 
der  bescheener  bewilligung  in  soliche  somma  nit  gerechent,  sonder 
für  sich  angeschlagen  werden,  wie  wir  euch  davon  sonderlichen 
bescheit  und  bevelh  werden  zukommen  lassen.  —  Geben  zu  Dussel- 
dorf am  18.  octobris  ao.  57.« l) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  foL  308,  Kpt. 

J)  D.  d.  Düsseldorf  1557  Oktober  22  (fol.  3l0,  Kpt.)  entsprechendes 
Schreiben  an  alle  Amtleute,  Befehlshaber  und  Städte  von  Berg:  ,Da  die 
jetzt  vom  Landtag  bewilligte  Türkenhilfe  der  dritte  Teil  der  letzten  vier- 
jährigen Steuer  ist,  so  sollen  die  Adressaten  [Amtm.  und  Richter]  »die 
Satzung  und  ufboerung  dieser  Turkenhilf  nach  den  satzzedulen«  der  vier- 
jährigen Steuer,  »allein  uf  den  dritten  pfenning«  vornehmen.  Wenn  je- 
doch inzwischen  jemand  »in  verderben  geraten«  u.  s.  w.  [wie  in  Nr.  258]. 
»Es  sullen  auch  die  freien,  so  nit  von  der  ritterschaft  sein,  gehalten 
werden  wie  in  der  voriger  steuren.«  Ablieferung  gegen  S.  Andreas  oder 
spätestens  bis  Lichtmess  1558  an  den  Landrentmeister  Wassenberg.  [Ober 
die  »zedulen«  und  die  Geistlichen  wie  in  Nr.  268.]  —  Gemäss  dem  Ab- 
schied, dass  zur  Erstattung  dessen,  was  wir  in  diesem  Jahr  zum  Bau 
der  Festung  Düsseldorf  vorgestreckt,  gegen  S.  Andreas  1558  oder  spä- 
testens bis  Lichtmess  danach  dieselbe  Summe  wie  jetzt  »nochmals  usge- 
satzt  und  ufgeboert  werden  sol,«  haben  Adressaten  »dem  auch  also 
nachzukommen,«  das  Geld  hierher  an  eine  später  zu  nennende  Person 
»und  die  satzzedulen  in  unsere  rechencammer  zu  uberlifferen«.'  —  Über 
die  Ablieferung  des  zweiten  Termins  vgl.  fol.  346  (Kop.):  Hz.  Wilhelm 
an  Amtleute,  Befehlshaber  und  Städte  von  Jülich  d.  d.  Bensberg  1558 
November  13:  ,Befehl  zur  Ablieferung  des  zweiten  Termins  der  Türken- 
steuer zu  S.  Andreas  oder  spätestens  Lichtmess  an  den  Landrentmeister 
Wassenberg.    »Im  fal  aber  in  bezalung  des  ersten  termins  der  goltg.  ad 
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269.  Verhandlung  mit  den  jülicher  Geistlichen. 
[Jülich]  1557  Dezember  1.') 

Am  1.  Dezember  1557  ist  den  inländigen  jülicher  Geistlichen 
wegen  der  Türkensteuer  vorgetragen.  Antwort  der  Geistlichen: 
Sind  geneigt  zu  geben  was  ihnen  möglich.  Etlichen  Geistlichen 
aber  werden  die  Renten  vorenthalten9);  bitten,  darin  »insehens  zu 
haben.«  Räte:  »Belangen  den  anschlag,  befmt  man  dise  hulf  uf 
die  mass«  wie  die  Reichssteuer  von  1553;  falls  aber  der  eine  zu 
hoch  angeschlagen  und  der  andere  zu  gering,  will  man  »insehens« 
haben.  »Dregen  gein  gefallens,  das  etlichen  ir  guld  und  renten  fur- 
enthalten«;  es  möchte  schriftlicher  Bericht  eingereicht  werden,  wer 
das  thut. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  318,  Orig. 

260.  Herzog  Wilhelm  an  die  Amtleute  und  Befehls- 
haber von  Jülich.    Jülich  1557  Dezember  6. 

Beiliegendes  Verzeichniss  giebt  an,  wie  hoch  die  in-  und  aus- 
ländigen Geistlichen  in  der  Türkensteuer  angeschlagen,  »welche  somma 

30  rad.  alb.  oder  55  laufender  alb.  -  nit  were  ausgesatzt  und  geliebert 
worden,  so  wellet  inen  in  itzigem  zweiten  termin  noch  dergestalt  innemmen 
und  wider  uberlieberen,  wie  es  vorhin  die  meinung  gewesen  und  von 
dem  merer  teil  auch  der  erster  termin  dergestalt  bezalt.«*  Fol.  349 
(Kpt.):  Hz.  Wilhelm  an  die  Amtleute  und  Befehlshaber  von  Berg  d.  d. 
Bensberg  1658  November  21:  ,Befehl  zur  sofortigen  Aussetzung  der 
Steuer,  die  zur  Erstattung  der  Auslagen  des  Herzogs  für  den  düsseldorfer 
Bau  bewilligt  ist,  und  zur  Ablieferung  zu  S.  Andreas  oder  spätestens 
Lichtmess  an  den  Landrentmeister  Wassenberg.'  Fol.  350  gleiches  Schreiben 
an  die  berg.  Städte  (Kpt.). 

l)  Fol.  316  (Kpt.)  das  Berufungsschreiben:  ,Da  die  vom  Reichstag 
zu  Regensburg  eingeräumte  Türkensteuer  »auch  volgents  von  unser  ritter- 
schaft  und  landschaft  bewilligt«  ist,  so  sollen  Adressaten  »etliche  aus 
euch«  zum  letzten  Nov.  abends  nach  Jülich  schicken,  um  am  andern 
Tag  morgens  8  Uhr  »uf  unserm  schloss  alhie  die  gelegenheit  und  unser 
gnedigs  gesinnen  desfals  zu  verneinen.  —  Geben  zu  Gulich  am  18.  no- 
vembris  ao.  57.«'  Fol.  324  (Kpt.)  hzgl.  Schreiben  d.  d.  Zirn  1567 
November  26  an  die  ausländischen  Geistlichen,  welche  in  Jülich  Besitz 
haben:  ,Da  die  vom  Reichstag  zu  Regensburg  eingeräumte,  dann  auch 
vom  Landtag  bewilligte  Türkenhilfe  »sich  ungeverlich  [sc:  auf?]  die  sorama« 
wie  die  Reichssteuer  von  1553  »erdregt,  also  das  ir«  von  den  in  Jülich 
gelegenen  Gütern  »itzt  widerumb  wie  auch  domals  uf  n.  goltg.  ange- 
schlagen,« so  sollen  Adressaten  »soliche  n.  goltg.«  gegen  Lichtmess  »zu 
henden  unsers  vogten  zu  N.  liffern«.' 

•)  Vgl.  S.  297  Anm.  1. 
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inen«  gegen  Lichtmess  »zu  deinen  N.  handenzu  lieberen  uferlacht «. 
Die  »personaten,  pastoreien  [!],  officianten,  vicarien  und  dergleichen« 
jedoch  sollen  die  Adressaten  freilassen,  wenn  sie  »gein  compotens  [!] 
haben  und  es  nit  erleiden  können;«  *)  wenn  sie  dagegen  »mit  gülden 
und  renten  gnugsam  versehen,«  ihnen  »nach  befinden  ire  gebuerent 
andeil«  auferlegen,  nämlich  den  8.  Pfennig  ihrer  jährlichen  Renten, 
wie  es  1B53  auch  geschehen  und  »also  bei  den  verordenten  der 
landschaft  vertragen.  Derhalber  ir  ein  anzeichnuss  zu  machen,  waruf 
ein  jeder  gesatzt  wirt,  welche  Pfenningen  du  unser  vogt  ufzubueren 
und  neben  den  zedulen,  so  die  in-  und  uslendige«  Stifter,  Klöster 
und  Landdechanten  »dir  wie  obg.  zustellen  werden,«  an  den  jülicher 
Landrentmeister  Wassenberg  tiberliefern  sollst.  Zugleich  sollen  die 
Adressaten  ein  Verzeichnis  derjenigen  Pastoren,  Offizianten  und 
Vikarien,  welche  angeben,  dass  sie  »gein  competentz  haben,«  auf- 
stellen mit  Angabe,  wieviel  jeder  derselben  »gleichwol  hab,«  und  dies 
Verzeichnis  ebenfalls  einschicken.  —  »Gegeven  zu  Gulich  am  6.  de- 
cembris  ao.  57.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  327,  Kpt. 


*)  Vgl.  fol.  341  (Kpt.):  Instruktion  für  die  Besteuerung  der  Geist- 
lichen: ,»Als  von  etlichen  bevelhabern  der  pastör,  officianten  und  vicarien 
competens  halber,  wie  weit  und  hoch  die  zu  verstain,  erklerung  begert, 
damit  dan  in  dem  allenthalben  gleicheit  gehalten,  so  hat  es  die  meinung, 
das  die  pastör,  so  under  50  goltg.  jarliches  inkommens  haben,  in  dieser 
steur  verschont  bleiben  sollen.  Da  aber  die  kirchen  jarlichs  über  50  goltg. 
usbringen,  darvon  sol  der  achte  pfennig  gefordert  und  entricht  werden 
und  dejenigen,  so  von  den  kirchen  in  absentia  etwas  boren,  ir  anpart 
des  achten  pfennigs  darvon  mit  leiden  und  tragen.  Wes  aber  die  vicarien 
berurt,  sollen  dieselbigen  durchus  und  on  underscheit  uf  den  achten 
pfennigk  ires  jarlichen  inkommens,  dasselbig  ertrage  sich  under  oder 
boven  die  50  goltg.,  angeschlagen  und  gesatzt  werden.  Das  mald.  weiss, 
rog  und  gerst  sollen  durcheinander  uf  1  '/&  goltg.  und  2  rald.  haveren 
für  1  mld.  roggen  gerechent  werden.  Den  goltg.  zu  boeren  vermog  des 
vorigen  bevelhs  ad  30  rad.  alb.  of  die  werd  darfur,  jedem  rad.  alb.  ad 
22  hl.  gerechent  So  auch  iniliche  pastör,  officianten  und  vicarien  die 
vorige  reichssteuren«  von  1553  »noch  nit  entricht,«  so  sollen  sie  sie 
noch  (auch  nach  dem  8.  Pfennig)  entrichten.  Falls  auch  andere  in- 
oder  ausländische  Geistliche  oder  Weltliche  von  der  Reichssteuer  von 
1553  noch  etwas  rückständig  haben,  soll  es  gleichfalls  gefordert  werden/ 
Am  Rande  ist  bemerkt,  dass  diese  Instruktion  am  28.  Dzb.  1557  den 
Amtleuten  und  Befehlshabern  von  Jülich  und  Berg  zugeschickt  ist.  Vgl. 
ldstd.  Vf.  ffl,  2,  S.  171. 
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261.  Verhandlung  mit  den  jülicher  Unterherren.  Jülich 
1567  Dezember  31.  *) 

Auf  Befehl  des  Herzogs  haben  Hofmeister  Werner  v.  Hoesteden 
Amtm.  zu  Grevenbroich  und  Gladbach  und  Wilh.  v.  Ruischenberg 
heute  den  15.  [!]9)  Dzb.  1557  in  Jülich  den  Unterherren  der  Türken- 
steuer halber  vorgetragen:  da  nach  dem  Reichsabschied  niemand 
befreit  sein  soll,  so  ersucht  der  Hz.  sie  nochmals,8)  dass  sie  »ire 
undertanen  darzu  mit  wulten  stuiren  lassen«.  Unterherren:  Von 
früheren  Türken-  und  andern  Steuern  sind  sie  frei  geblieben.  Die 
andere  Ritterschaft  des  Herzogs  zahlt  diese  Steuer  nicht,  obwohl 
dieselbe  doch  nicht  »dermassen«  wie  die  Unterherren  mit  Freiheiten 
versehen.  Wenn  jedoch  die  Unterherren  in  Köln  und  Trier  die 
Steuer  geben,  wollen  sie  sie  auch  geben.  Verordnete:  Die  Sache 
hängt  nicht  vom  Herzog,  sondern  vom  Reich  ab.  Durch  die  Rech- 
nungen ist  zu  beweisen,  dass  frühere  Türkensteuern  auch  in  den 
Unterherrlichkeiten  gegeben  sind.  Die  Unterherren  sollen  auch  nicht 
persönlich  steuern,  sondern  nur  ihre  Unterthanen,  wie  des  Herzogs 
Unterthanen  in  den  Ämtern.  Unterherren:  Gestehen  ein,  »das  zu 
etlichen  Turkenstuiren  als  mit  den  truhen  oder  kisten  in  den  under- 
herlicheiten  mit  gestuirt;«  doch  das  war  »ein  gemein  werk  und  nie- 
mant  darvan  abgesondert  gewesen,«  was  jetzt  nicht  der  Fall  ist.  Die 
Unterthanen  in  den  Eigenherrlichkeiten  haben  »den  meren  teil  nit 
eigens   van  erbschaft,«    sondern  müssen   ihnen    (den  Unterherren) 

*)  Fol.  347  (Kpt.)  schreibt  Hz.  Wilhelm  an  die  jülicher  Unterherren 
d.  d.  Jülich  1557  November  18:  ,Nachdem  auf  dem  Reichstag  zu  Regens- 
burg eine  Türkenhilfe  eingeräumt,  dann  auch  vom  Landtag  bewilligt  ist, 
so  soll  Adressat  den  1.  Dzb.  abends  in  Jülich  erscheinen,  um  am  andern 
Tage  morgens  8  Uhr  auf  dem  Schloss  »die  gelegenheit  ind  unser  gnedigs 
gesinnen  desfals  zu  verneinen.«*  Ebenda  ist  dann  bemerkt:  ,»Nota,  uf 
dieser  beikunft  ist  mit  den  eigenherligkeiten  nichts  sonders  abgehandelt,« 
sondern,  weil  die  erschienenen  »angegeben,  das  etliche  aushüben,  haben 
sie  gebetten,  nochmals  ein  neue  beikunft  gnediglich  zu  ernennen,  doselbst 
sie  alle  personlich  oder  durch  ire  volraechtige«  erscheinen  wollen,  um 
»sich  einer  eintrechtiger  antwort  zu  entschli essen«/  Nun  schrieb  ihnen 
Hz.  Wilhelm  d.  d.  Jülich  1557  Dezember  4  (fol.  361,  Kpt.),  ,den 
30.  Dzb.  morgens  8  Uhr  in  Jülich  zu  erscheinen  oder  einen  Bevoll- 
mächtigten zu  schicken.  Wo  nicht,  so  soll  »gleichwol  mit  der  Sachen 
vorgeschritten  und  darinnen,  wes  sich  .  .  .  gebueren  wil,  geschlossen 
und  verabschiet  werden«/ 

*)  Natürlich  verschrieben  für:  31.     S.  S.  760  Anm.  1. 

*)  Das  erste  Mal  am  1.  Dzb.  (s.  vorhin  Anm.  1). 
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Weizen,  Roggen,  Zins,  Kapaune,  Pfenniggeld  u.  dergl.  geben.  Bitten 
nochmals,  der  Hz.  möchte  sie  nicht  höher  beschweren  als  Köln, 
Trier  und  andere  ihre  Unterherren.  Verordnete:  Wollen  die  Ant- 
wort an  den  Herzog  bringen. 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  353,  Or.  oder  Kop. 

268.  Verhandlung  mit  den  bergisohen  Geistlichen. 
[Düsseldorf  1568  Januar  4.]1) 

Den  Geistlichen  ist  vorgetragen:  Die  von  dem  Landtag  zu 
Düsseldorf  bewilligte  Türkenhilfe  soll  nach  dem  Abschied  in  zwei 
Terminen,  Lichtmess  1558  und  1559,  gezahlt  werden.2)  Da  nun 
nach  dem  Reichsabschied  darin  »niemand  gefreiet  sein  solte,«  so 
möchten  die  Geistlichen  »ire  gebuer  von  wegen  irer  guter,  gult  und 
renten,«  die  in  Berg  gelegen,  »gutwillig  leisten«.  Hierauf  erklären 
die  Gesandten  des  Abtes  von  Siegburg:  wollen  die  Sache  an  den 
Abt  bringen,  der  Zuversicht,  er  werde  »sich  mit  geburlicher  antwurt 
vernemen  lassen,  wie  si  auch  der  .  .  .  hofnung  weren,  m.  g.  h. 
solte  si  desfals  wie  andere  ires  gleichen  halten  und  höher  nit  be- 
schweren; derwegen  si  sich  auch  in  der  beratschlagung  von  den 
andern  hetten  abgesondert«.  Die  andern  Geistlichen  erklären  durch 
Konrad  Sprink  Kanonikus  zu  Düsseldorf  und  den  Prior  des  Kreuz- 
brüderklosters zu  Düsseldorf  den  Räten:  wollen  vorerst  wissen,  ob 
noch  eine  andere  als  die  Türkensteuer  von  ihnen  gefordert  wird. 
Nachdem  ihnen  dies  bestätigt,  antworten  sie  nach  weiterer  Beratung : 
Was  ihnen  mit  Gnaden  nicht  erlassen  werden  kann,  müssen  sie 
geben.  Bitten  jedoch,  sie  »nit  vasthoch  zu  beschweren,«  auch  ihnen 
Termine  zu  gewähren;  sonst  müssten  sie  ihre  Güter  »verschreiben 
und  versetzen  uf  pension«.  Räte:  Der  Hz.  will  »si  höher  nit  als 
sich  geburt,«  nämlich  auf  den  8.  Pfennig,  den  auch  die  Jülicher 
geben,  anschlagen.  Ferner  sollen  auch  die  jülicher  Geistlichen  ihren 
Anteil  Lichtmess  zahlen.  Da  jedoch  den  bergischen  Geistlichen  die 
Sache  »etwas  speeder  furgegeben,«    so  mögen  sie,  wenn  nicht  zu 

*)  Sie  waren  durch  hzgl.  Schreiben  d.  d.  Düsseldorf  1557  De- 
zember 17  (fol.  334,  Kpt)  zum  3.  Januar  1558  abends  nach  Düssel- 
dorf berufen  worden,  fol.  335  ist  bemerkt:  »Nota,  seint  die  stiften  und 
cloester,  so  uf  den  adel  gestift,  als  Greverode,  Dunwalt  und  dergleichen, 
nit  bescheiden  noch  zu  diser  Turkenhilf  angeschlagen«. 

*)  Vgl.  oben  S.  753  Anm,  3. 
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Lichtmess,  so  doch  längstens  zu  Ostern  ihre  Steuer  erlegen.    Jeder 
solle  nachmittags  zwei  Uhr  auf  der  Kanzlei  erscheinen,  »umb  einen 
zettel  von  seinem  anschlag  zu  entfangen«. 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  336,  Orig. 

268.  Verhandlung  mit  den  jülicher  Unterherren.  Jülich 
1668  Februar  4. 

Hochsteden  und  Ruischenberg  lesen  ihre  Instruktion1)  den  Unter- 
herren vor  und  ersuchen  sie,  »die  gelegenheit  der  sachen  .  .  .  besser 
dan  bisher  geschehen  bedenken«  zu  wollen.  Unterherren  schicken 
nach  Beratung  Carsellis  v.  Pallant  Amtm.   zu  Wilhelmstein,   Heinr. 

*)  Vgl.  hzgl.  Instruktion  der  Räte  Hofmeister  Werner  v.  Hosteden 
und  Wilh.  v.  Ruischenberg  für  die  Verhandlung  mit  den  zum  3.  Febr. 
abends  [s.  Berufungsschreiben  d.  d.  Düsseldorf  1558  Januar  10,  fol.  362] 
nach  Jülich  berufenen  Unterherren  (fol.  367,  Orig.):  ,Der  Hz.  hat  die 
am  letzten  Dzb.  von  den  Unterherren  gegebene  Antwort  der  Türkenhilfe 
halber  nicht  erwartet.  Niemand  ist  nach  dem  Reichsabschied  in  dieser 
Steuer  befreit.  Es  ist  »auch  frembd  zu  hören,  das  die  undertonen,  so 
in  den  underherligkeiten  (welche  in  unser  lantfurstl.  hocheit  und  obrigkeit 
one  mittel  gesessen,  auch  das  merteil  von  uns  zu  lehen  getragen  und 
empfangen  werden;  zudem,  wan  die  undertonen  von  inen  beschwert,  ire 
clagten  an  uns  als  den  lantfursten  zu  jeder  zeit  cleglich  furbringen,  wie 
auch  zu  mermaln  darinnen  notwendige,  gebuerliche  und  furstl.  fursehung 
geschehen),  in  des  reichs  obliegenden  steurn  hoher  gefreiet  sein  solten 
dan  wir  selber  oder  unsere  eigne  undertonen,  so  uns  on  mittel  unter- 
worfen, furnemblich  da  alle  des  reichs  steurn  uf  land,  leut  und  inwoner 
derselben  je  und  alwege  angeschlagen.«  Kommen  die  Unterherren  dem 
Reichsabschied  nicht  nach,  so  »hetten  sie  zu  bedenken,  das  uns  nit 
weniger  gebuern  wolte,  zu  hanthabung  bero.  reichsabschiets  und  der  Kei. 
und  ko.  M.  zu  gehorsamen  die  undertonen  der  ort  allerding  gleichs 
andern  unsern  undertonen  zu  inbrengung  der  steurn  halten  zu  lassen, 
welchs  wir  doch  lieber  vermitten  sehen  wolten«.  Will  gestatten,  dass 
jeder  die  Steuer  in  seiner  Unterherrlichkeit  austeilt  und  durch  sie  (die 
Unterherren)  das  Geld  abgeliefert  wird.  Wenn  sie  sich  auf  Köln  und 
Trier  beziehen,  so  »ist  uns  nichts  daran  gelegen,  wie  andere  stende  des- 
fals  des  reichs  abschieden  nachsetzen  oder  nit;  haben  auch  solichs  mit 
inen  als  unsern  undertonen  nit  zu  disputirn«.  Wenig  Stände  giebt  es 
wohl  im  Reich,  wo  der  Adel  mehr  bei  altem  Herkommen  geschützt  wird 
als  hier.  Es  leisten  auch  »die  freie  vom  adel,  so  dem  reich  one  mittel 
und  keiner  cur-  oder  furstl.  obrigkeit  underworfen,  in  diesen  und  der- 
gleichen steurn  dem  h.  reich  durch  sie  und  ire  undertonen  schuldige  und 
geburliche  steur.  —  Geben  zu  Dusseldorf  unter  unserm  herufgedruckten 
secretsiegel  am  ersten  februarii  ao.  58.«' 
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v.  Ruischenberg  Amtm.  zu  Boslar  und  Bertram  v.  Weverden  gen. 
Drof  zu  den  Verordneten  und  lassen  erklären:  bitten,  sie  vermöge 
des  Scheins  von  Hz.  Johann  von  1532  Novb.  3,1)  den  die  Verord- 
neten lesen  möchten,  zu  halten  und  nicht  darüber  zu  beschweren. 
Verordnete:  der  Schein  bezieht  sich  nur  »uf  ire  persoin«  und  nicht 
»uf  die  underdainen;  dan  ire  underdainen  könten  je  nit  meher  ge- 
frit  sein  dan  mines  g.  h.  selbst  eigne  underdainen«.  Unterherren: 
Wollen  »meinem  g.  h.  zu  underdenigem  gevallen  ir  jeder  ein  seine 
underdainen,  gleichmessig  s.  f.  g.  underdainen,  selbst  setzen  und  die 
penningen  empfangen«  und  an  eine  vom  Herzog  zu  bestimmende 
Person  abliefern.  Der  Herzog  möchte  sie  »darüber  nit  beschweren« 
und  ihnen  einen  Schein  geben,  dass  es  ihnen  an  ihren  Privilegien 
nicht  nachteilig  sein  soll.  Erbieten  sich,  »bi  hochg.  m.  g.  h.  alzeit« 
zu  thun,  was  sie  »als  getrue  vam  adel  zu  doin  schuldig  weren«. 
Mit  Rücksicht  auf  die  teuere  Zeit,  Hagelschlag  und  Misswachs  bitten 
sie  um  Aufschub  der  Steuerzahlung  bis  Lichtmess  1559.  Verord- 
nete: Wollen  die  Antwort  an  den  Herzog  auf  dessen  Wohlgefallen 
bringen.  —  »Und  seint  dieser  zedeln  zween  gleich  luident  geschrie- 
ben, dero  einer  meins  g.  h.  verordenten  und  der  ander  den  sement- 
liehen erscheinenden  underhern  zugestalt.  Geschehen  zu  Guilch  am 
4.  tag  des  monats  februarii  ao.  58.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  370,  Orig.  oder  Kop.9) 

264.  Verhandlung  mit  dem  Ausschuss  von  Jülich. 
Jülich  1568  März  8. 

Der  Ausschuss  erklärt  sich  mit  der  Ordnung  für  die  Hofgerichte 
und  Latenbänke    einverstanden;    macht    zur   Polizeiordnung    einige    Aus- 

')  S.  oben  S.  204  f. 

*)  Vgl.  Werner  v.  Hochsteden  an  Hz.  Wilhelm  (fol.  369,  Orig.): 
,Übersendet  den  Abschied  des  Unterherrentages  [Nr.  263].  Den  Artikel, 
»da  gesatzt,  das  sie  dis  e.  f.  g.  zu  underdenigem  gevallen  doin  wolten,« 
hätte  Absender  lieber  geändert  gesehen  in:  »uf  e.  f.  g.  genedige  befur- 
derong.  Dan  es  e.  f.  g.  nit  zukemme,  sonder  des  reichs  sachen  were.« 
Doch  haben  die  Unterherren  gebeten,  es  bei  jener  Fassung  zu  lassen.  — 
»Geschriben  zu  Guilich  am  4.  februarii  ao.  58. «'  praes.:  Düsseldorf 
Febr.  6.  Ebenda  (Orig.)  ist  die  Entschliessung  der  hzgl.  Regierung  auf 
die  Antwort  der  Unterherren  mitgeteilt:  ,Die  Hälfte  soll  nächsten  Johannis, 
die  andere  Hälfte  purif.  Mar.  1559  erlegt  werden.  Der  Hz.  hat  bewilligt, 
den  Unterherren  einen  Revers  zu  geben.  An  wen  die  Steuer  abzuliefern 
ist,  »stet  noch  zu  erwegen.  —  6.  februarii  ao.  58.  presente  ill^  prin- 
cipe,   cancellario  Vlatten,   dr.   Hertzbach,   landrentmeister  Wassenberg.«4 
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stellangen.  Vorschlag  über  den  Unterhalt  der  Gerichtsschreiber;  über 
eine  Erhöhung  des  Ertrags  aus  der  Accise:  die  Accise  zu  verpachten. 
—  Antwort  des  Herzogs:  einverstanden;  nur  soll  es  mit  der  Accise 
einstweilen  beim  alten  bleiben. 

Dem  jülicher  Ausschuss  wird  die  Ordnung  mit  den  Hofgerichten 
und  Latbänken1)  sowie  die  Polizeiordnung9)  vorgelesen.  Die 
erstere  findet  er  »als  den  reden  und  aller  billigkeit  gemess  wol  be- 
grieffen«  und  stellt  daneben  dem  Hz.  anheim,  »ob  nit  notig,  das 
ein  extract  wer  zu  machen,  in  was  embtern  laetbenk  und  hofs- 
gedinger  weren,  dieselbige  zuvor  umb  annemung  solicher  Ordnung 
in  einem  jedem  ambt  zu  bescheiden  und  volgents  ins  werk  zu 
stellen.«  Die  Polizeiordnung  lässt  sich  der  Ausschuss  »den  merern 
teil  ausserhalb  nachfolgender  zusetze  gefallen: 

1.  foL4§.  Von  buchdruckern, -verkaufern  und  -fuerern, 
bedenkt  der  ausschuss,  dass  soliche  bucher,  schmee-  und  schand- 
schrieften,  so  die  bei  den  kremern  befunden,  von  denselben  zu 
nemen  und  m.  g.  h.  oder  derselben  [!]  reten  zuzuschicken.8)  2.  fol. 
22:  Verordnung  der  mulwagen.«  Was  »von  wegen  des  korns 
und  getreits  [sc.  steht],  dergleichen  andere  puncten  die  mulwag  be- 
treffen« solle  man  auslassen  und  nur  folgende  Worte  »nach  end 
des  ersten  §.«  setzen:  ,» Wer  aber  sein  getreid  mit  der  mass  gemessen 
wol  haben,  sol  demselben  solichs  unweigerlich  widerfaren.  Aber 
sonst  in  den  andern  kleinen  und  von  den  stedten  und  dorfern  ge- 
legnen mulen  hette  ein  jeder  für  sich  selbst  vleissig  ufsehens  zu 
haben,  das  sein  getreid,  wie  sich  gebuert,  gemessen  oder  ingewiegen  [!] 
und  das  meel  in  rechter  mass  und  gewicht  dem  muller  [!]  hinwider- 
umb  geliebert  werde.  So  auch  sonst  in  oder  buissen  den  stedten 
jemand  sein  körn  und  meel  dem  muller  ungewegen  vertrauen  wolte, 
solichs  sol  hierdurch  unbenommen  sein.4  —  Soviel  des  mul- 
schreibers  und  wagmeisters  glubd  antritt,  dieweil  die  Ord- 
nung der  mulwag  von  dem  ausschuss  wie  die  gesatzt  nit  für  gut 
wirt  angesehen  ausgen  zu  lassen,  so  eracht  der  ausschuss  auch  un- 
nottig,  solichs  der  Ordnung  einzuverleiben.4)    3.  Uf  den  artickel  an- 

*)  Publiciert  1558  März  26.  S.  Rechtsordnung  (Ausg.  v.  1696) 
S.  121  ff.;  Scotti  I,  Nr.  56. 

*)  Vgl.  oben  S.  692  Anm.  1.  Die  neue  Polizeiordnung  wurde  1558 
Juni  23  publiciert  (Scotti  I,  Nr.  57). 

8)  S.  Polizeiordnung  (Ausg.  v.  1696)  S.  6. 

4)  S.  a.  a.  0.  S.  24  f. 
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fahend  des  mullers  glubd  ist  des  ausschuss  bedenken,  linea  21 
zu  setzen  in  denen  worten  lautend:  auch  nit  mer  nemen  lassen 
dan  verraog  des  rechten  multervass,  wie  solichs  von  alters  her- 
kommen etc.,  und  darnach,  da  gemelt  wirt  von  underhalten  der 
schwein,  zu  setzen:  nicht  mer  mastschwein  ufzulegen  etc.,  dan  du 
zu  deiner  haushaltung  notig.1)  4.  Als  auch  etliche  puncten  uf  den 
artickel  von  Verwüstung  der  v ischereien  in  weiter  bedenken 
gesetzt  worden  [!],  so  hat  der  ausschuss  bedacht,  nach  ende  solicher 
puncten  kurzlich  zu  schliessen:  das  sich  menniglich  in  dem  allem 
des  wasserrechten  gemess  hette  zu  halten.«  Stellt  zugleich  in  Be- 
denken, »das  man  des  Ruirrechten  vermog  der  vorigen  bedenken  uf 
bit  der  landschaft  darinnen  geburlich  insehens  wol  geschehen  lassen.«  *) 
5.  Der  Herzog  möchte  des  »artickels  halben  mit  verkaufung  der 
fruchten  etwas  milterung  dorin  gnediglich  tuen,  als  nemblich:  die 
es  uf  ein  furkauf  hinderhalten  und  ufschutten.8) 

Betreffen  der  gerichtsschreiber  underhaltung  bedenkt  der  aus- 
schuss, das  den  gerichtsschreibern,  die  umb  weiter  underhaltung 
teten  ansuchen,  solichs  aus  den  bruderschaften  in  jederm  ambt  zu 
nemen.  Im  fal  sich  aber  die  bruderschaften  nit  so  weit  ertruegen, 
das  dan  das  übrig  aus  den  kirchenrenten  (doch  das  den  pastörn 
an  irer  competentz  nichts  abgezogen)  zu  nemen  oder  aber,  wie 
man  es  sonst  in  den  ambtern  nach  gelegenheit  am  besten  aus- 
teilen mochte.«4) 

Dass  die  Accise5)  nicht  mehr  ertragen  hat,  ist  wider  Erwarten 
des  Ausschusses.  Da  der  Ertrag  nun  aber  einmal  »die  verlaufne 
jar  her  nit  sonderlich  erspriesslich«  gewesen,  so  will  der  Ausschuss 
»gern  uf  die  wege  mit  bedacht  sein,  wie  den  sachen  nutzlicher  zu 
raten  sein  mochte.«  Bei  der  Landschaft  wird  gegenwärtig  nichts 
»erheblichs«  zu  erhalten  sein;  wenn  jedoch  die  jetzigen  Lasten  des 
armen  Manns  »sich  etwas  gemiltert  und  i.  f.  g.  dan  die  gelegenheit 
an  die  sementliche  landschaft  gelangen  wurde  lassen,  was  sie6)  dan 
personenweis  dazu  nutzlichs  befurdernkunten«,  wollen  siethun.  »Aber 
gleichwol  wer  nach  der  itziger  gelegenheit  ir  undertenig  bedenken, 

1)  S.  a.  a.  0.  S.  25. 

2)  S.  a.  a.  0.  S.  65. 
8)  S.  a.  a.  0.  S.  18. 

4)  Vgl.  oben  Nr.  236  §.6-8  (S.  704). 
6)  S.  oben  S.  740  Anm.  4. 
*)  D.  h.:  die  vom  Ausschuss. 
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so  es  i.  f.  g.  auch  also  gnediglich  gelieben  wolte,  das  die  accis  in 
den  ambtern  mochte  verpacht1)  werden,  nemblich  demjenigen,  wer 
das  meiste  dafür  tuen,  anbieten  und  versichern  wurde.«  Scheint 
es  nicht  zweckmässig,  die  ganze  Accise  so  zu  verpachten,  so  doch 
wenigstens  in  denjenigen  Ämtern,  in  welchen  dem  Herzog  »die  meiste 
untreue  begegnet  .  .  .,  als  uf  den  grenitzen  der  lande  und  insonder- 
heit in  den  ambtern  Nideggen,  Geilenkirchen,  Munstereifel,  Wilhelm- 
stein, Eschweiler,  Bruggen,  Wassenberg,  Berchem,  Honkirchen.« 

Dieses  Bedenken  des  Ausschusses  ist  dem  Herzog  in  Gegen- 
wart »der  verordenten  rete«  Kanzler  Vlatten,  Hofmeister  Hosteden, 
Herrn  v.  Elmpt  und  Ruischenberg  vorgelesen,  »welchs  s.  f.  g.  sich 
gnediglich  haben  gefallen  lassen.«  Betreffs  der  Accise  jedoch  hat 
er  bemerkt,  obwohl  er  das  »bedenken  mit  der  pachtung«  gut  findet, 
»dieweil  aber  jetz  zur  zeit  darin  nit  wol  etwas  geschehen  kunte, 
so  wolten  i.  f.  g.  dismals,  wie  es  bisher  damit  gehalten,  bleiben 
lassen.  —  Actum  Gulich  8.  Martii  ao.  1558.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  377,  Orig. 


1)  Verpachtung  der  Accise  kommt  im  Mittelalter  in  den  Städten 
vor.  VgL  z.  B.  Ennen,  Quellen  zur  Gesch.  d.  Stadt  Köln  6,  Nr.  427 
(1389);  Mitt.  Köln  19,  S.  79  (1448  Febr.  16).  über  die  jülicher  Stadt 
Düren  vgl.  Privileg  Hz.  Gerhards  von  1457  (Materialien  S.  99):  die 
Accise  in  der  Stadt  wird  von  der  Stadt  an  Bürger  jährlich  verpachtet. 
Privileg  Hz.  Wilhelms  von  1556  (ebenda  S.  100  §.  16):  »etliche  anver- 
ordnete neben  dem  burgermeister  anzustellen,  die  die  grosse  accisen  ein- 
büren  und  klare  rechenschaft  tun  mit  uberlieberung  des  gelts;  aber  die 
kleine  accisen  mit  den  kerzen  zum  höchsten  nutz  und  urber  auszutun 
wie  von  alters«.  Aber  auch  bei  der  alten  landesherrlichen  Accise  (s. 
über  diese  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  152  Anm.  6)  findet  sich  die  Verpachtung 
wenigstens  vereinzelt.  Vgl.  Amtsrechnung  von  Blankenberg  von  1441/42: 
,In  diesem  Jahre  ist  »de  zise  .  .  .  verpeicht  vur  166  rinsch.  g.,  und 
dat  is  zo  s.  Remeismissen  half  vellich  geweist«4.  Über  Verpachtung  des 
Zolls  vgl.  Rechnung  des  Rentmeisters  Born  1559/60:  ,»Item  zu  Munster- 
gelehen is  geine  lantstraess,  sunder  ein  naeberwech.  Und  wanehe  die 
lantstraess  boes  is,  faren  wol  etliche  karren  dahin  umb  Sittart  [d.  h. 
um  Sittard  herum.  Der  eigentliche  Zoll  war  zu  Sittard,  trug  in  diesem 
Jahre  224  G.  3  Hl.]  uf  Tricht.  Derhalver  ich  einem  gnant  Loidwich 
den  zol  daeselbst  6  jar  lank,  jeders  jaers  für  20  alb.,  verpacht,  und  is 
dit  das  3.  jaer.« 
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265.  Landrentmeister  Wassenberg,  Rechnungslegung 
über  die  von  den  jülicher  Ämtern  Brüggen,  Caster,  Berg- 
helm, Gladbach,  Grevenbroich,  Nörvenich,  Boslar,  Wassen- 
berg, Milien  und  Born  aufgebrachten  Summen  zur  Ein- 
lösung verpfändeter  landesherrlicher  Einkünfte  in  denselben 
und  über  die  erfolgten  Einlösungen.    [1568  April  SO.]1) 

>  Rechnung  van  den  loespfenningen  des  furstendomb  Guilich,  so 
die  ampter  Bruggen,  Caster,  Bercheim,  Gladbach,  Grevenbroich, 
Nörvenich,  Bossler,  Wassenberg,  Milien  und  Born«  dem  Hz.  Wil- 
helm, »doch  mit  s.  f.  g.  gnedigem  behulf  und  mirklichen  nachlassen 
in  schätz,  dinsten  und  anders  vermog  der  verschreibungen  zu  be- 
friong  derselbiger  empter  in  undertenigkeit  gewilligt  und  ich  Joh. 
v.  Hoengen  gnant  Wassenberg  als  s.  f.  g.  lantrentmeister  zu  tun 
hab  van  dem  innemen  und  usgeben  der  loespfenningen  vurs.,  an- 
gefangen 1546  und  geendet  1558  den  lesten  dag  aprilis,  wie  alles 
hernach  folgt.  — 

Ist  verordent  gewesen,  das  man  einen  bescheiden  goltgulden, 
damit  man  loesen  kunt,  sol  boeren  umb  31  rad.  alb.,  einen  be- 
scheiden taler  um  29  rad.  alb.  und  alle  andere  münz,  wie  die  gank- 
bar.  Aber  etliche  bevelhaber  haben  sich  desselbigen  in  anseheong 
der  deglicher  steigerong  beschwiert  und,  dweil  sich  die  münz  ehe 
lenger  ehe  mer  gesteigert,  also  das  die  goltgulden  folgentz  gern  53, 
auch  54  alb.  gegolden,  geschweige  das  der  bevelhaber  etliche  vil  [!] 
lenger  darüber  bezalt  und  noch  nit  alle  entricht  haben,  wirt  dan- 
noch,  umb  gleicheit  zu  halten,  gerechent  wie  hernahe:  1  goltg.: 
52  alb.,  1  taler:  49  alb.,  1  rider:  40  alb.,  1  rad.  alb.:  20  hl, 
1  loufender  alb.:  12  hl.«  Das  Amt  Brüggen  hat  den  Goldg.  mit 
31  »rad.  alb.  zu  bezalen  gewilligt,  aber  alle  die  andere  empter  mit 
30  rad.  alb.  oder  50  alb.  loufentz  geltz«. 

Das  Amt  Münstereifel  hat  »zu  den  loespfenningen  gewilligt 
3000  goltg.« 

Amt  Nideggen  hat  7200  Ggl.  bewilligt.  »Dweil  aber  dieselbige 
beide  empter  zu  dem  bou  Guilich  verordent,  wirt  alhie  davan  nit  berechent, 

')  Dieses  Datum  nach  der  Angabe  im  Text  unserer  Aufzeichnung. 
Verfasst  ist  sie  wohl  etwas  später.  Über  die  ,Ämterbefreiungenc  vgl. 
oben  S.  679  Anm.  1;  S.  582  Anm.  3;  S.  585  Anm.  2;  S.  588  Anm.  I; 
S.  598  f.  Anm.;  S.  599  (Nr.  190);  S.  622  Anm.;  S.  630  Anm.  1;  S.  682 
Anm.  3;  S.  690  Anm.   1. 
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sonder  in  der  lantsteur  de  anno  48  und  in  den  rechnungen  des  boues 
Guilich  inbracht.« 

Die  Unterthanen  des  Amtes  Brüggen  haben  bewilligt  und  durch 
den  Rentmeister  daselbst  Tilman  Beheren  bezahlt  21000  Ggl.,  worüber 
ich  dem  Rentmeister  1556  Oktober  12  »entliche  quitancie«  gegeben; 
macht,  den  Ggl.  zu  52  Alb.  curr.,  20  865  Ggl.  20  Alb.  Da  die  Unter- 
thanen 66  Ggl.  12  Stüb.  »mehe  gegeven  dan  die  21000  ggl.  vurs.,« 
so  sind  dieselben  dem  Rentmeister  seiner  Mühe  und  Unkosten  halber 
»nachgelassen  und  auch  meinem  g.  h.  berechent  inhalt  der  rechnung 
de  ao.  53  bis  54.« 

Die  Unterthanen  des  Amtes  Caster  haben  bewilligt  »in  6  jairen  zu 
bezalen  sampt  der  lantsteur,  de  ao.  43  ingerumpt,  aber  irstlich  ao.  48 
usgedeilt1)  und  ins  werk  bracht  ist,  20  545  ggl.  (50  alb.  loufentz  geltz 
für  den  ggl.),  doch  daran  abgezogen  225  ggl,  so  van  wegen  der  van 
Paffendorf  und  Gelesch  durch  mich  selbst  sein  erlacht,  wie  mit  den 
undertaenen  zu  Caster  verdragen;  dan  dieselbige  domals  noch  in  henden« 
des  Grafen  zu  Neuenahr  »gewest  und  sich  der  schätz  so  hoch  als  225 
ggl.  beloufen.  Verbliven  also  20  320  ggl.,  die  auch  folgentz  durch  den 
keiner  zu  Gaster  P.  van  der  Kuilen  und  die  verordente  innemer  dae- 
selbst  bezalt;  faciunt  19  538  ggl.  24  alb.«  —  Da  den  Unterthanen  des 
Amts  Caster  »jarlichs  nit  mehe  im  schätz  gekürzt  ist  van  den  700 
goltg.  pensionen,  die  sie  den  van  Hoemen  zu  geben  plegen  und  mit 
14  000  ggl.  zu  loesen  gestanden,  dan  4  radermark  für  1  goltg.  und  die 
v.  Hoemen  vurs.  sie,  die  undertaenen,  dannoch  darzu  gehalten,  das  sie 
haven  bezalen  müssen  die  werde,  was  jeder  ggl.  binnen  Collen  zu  jederer 
zit  gegolden,  und  den  undertaenen  zu  gutem  under  anderen  verdragen, 
das  sie  allein  die  6  jair  us  die  pension  bezalen  sollen  mit  5  rad.  mark, 
so  sein«  dem  Hz.  »davan  die  6  jar  us  alle  jairs  zu  gutem  komen  700 
rad.  mk.,  machen,  den  ggl.  zu  30  rad.  alb.,  alle  jars  140  ggl.  Also 
haben  ber.  keiner  und  innemer  die  140  ggl.  die  6  jar  us  oeverloufs 
auch  gelevert,  wuchs  sich  erdragen  tut  uf  840  ggl.«  Davon  abgezogen 
150  Ggl.,  die  dem  Kellner  und  den  Einnehmern  »inhalt  irer  quitancen 
zu  vereherung  gegeven,  bliven  zu  berechnen  690  ggl.«  (wenn  1  Ggl. 
=  52  Alb.,  so:  663  Ggl.  24  Alb.) 

Die  Stadt  Caster  sollte  erlegen  200  Ggl.  Da  sie  aber,  weil  sie 
jämmerlich  verbrannt,  um  Nachlassung  nachgesucht,  so  hat  der  Hz.  ihr 
50  Ggl.  nachgelassen.  Der  Bürgermeister  Theiss  Thewaltz  hat  100  Ggl. 
im    J.   1558     bezahlt.      »Werden    aber    inbracht    in    der    extraordinari 

*)  Es  kann  hier  nur  an  die  Spezialabteilung  (vgl.  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  80) 
gedacht  sein;  denn  die  Generalausteilung  war  schon  Ende  1547  erfolgt  (s.  Nr.  184 
und  188).  Das  Verzeichnis  der  den  einzelnen  Städten  und  Ämtern  im  Jahre  1547 
aufgelegten  Quoten  s.  oben  S.  598  Anm. 
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rechnung  de  ao.  58  bis  59,  fol.  5,  rechen  derhalben  alhie  davan  nit.« 
Die  übrigen  50  Ggl.  »sein  in  den  schöltcedel  gesatzt« 

Die  Unterthanen  des  Amts  Bergheim  [vgl.  oben  Nr.  190]  sollen 
die  Landsteuer  bezahlen.  Und  »ferner  usgesatzt  sol  werden«  11 058  Ggl. 
in  6  Jahren.  Der  Vogt  zu  Bgh.  K.  v.  Hasten  hat  sie  laut  »meiner  ent- 
licher quitancen«  v.  1553  Dezember  18  geliefert.  Faciunt:  10632 
Ggl.  36  Alb.  Von  dem  Zöllner  v.  Bgh.  A.  v.  Hasten  habe  ich  empfangen 
die  1543  bewilligte,  1548  ausgesetzte  Landsteuer,  welche  für  das  Amt 
Bgh.  3040  Ggl.  beträgt,  »inhalt  meiner  quitancien«  v.  1556  April  18. l) 
Macht:  2923  Ggl.  4  Alb. 

Die  Stadt  Bergheim  ist  bei  der  Steuer  v.  1548  auf  150  Ggl. 
verordnet,  hat  jedoch  wegen  ihres  grossen  Schadens  nichts  zahlen  können. 
Jedoch,  nach  dem  Bericht  des  Vogts  und  Zöllners  v.  1556  April  18, 
sind  die  Bürger  dem  Amt  »so  vil  zu  staden  komen«,  dass  sie  in  der 
erwähnten  Landsteuer  (v.  3040  Ggl.)  70  Ggl.  auf  sich  genommen  »neben 
den  20  ggl.,   die  inen  uferlacht  zu  der  reichssteuer")   ao.  48  gewilligt.« 

Die  Unterthanen  des  Amts  und  Kirchspiels  Gladbach  haben 
bewilligt  in  6  Jahren  zu  erlegen  7000  Ggl.  Den  Einnehmern  ist  ,zu 
gutem4  32  Ggl.  24  Alb.  6  Hl.  davon  gelassen.  »Zu  gedenken,  haben  sie 
nachgelassen  400  riderg.,  die  sie  in  der  veheden  vurgestreckt8)  und  mein 
g.  h.  inen  noch  schuldig  gewesen  van  den  500  goltg.  Derglichen  sullen 
i.  f.  g.  erlediget  sein  der  1000  ggl.,  die  sie  vur  brantschatz,  und  der 
1000  rider,  die  sie  vur  kriegsgelt  gegeven.« 

Die  Unterthanen  des  Amts  Grevenbroich  haben  in  6  Jahren 
6800  Ggl.  zu  erlegen  bewilligt.  Der  Vogt  von  Grevenbroich  D.  v.  Broich 
hat  mir  geliefert:  6382  Ggl.  25  Alb.  8  Hl. ;  macht,  den  Ggl.  zu  52  Alb., 
6137  Ggl.  1  Alb.  8  Hl.  Ferner  hat  der  Vogt  eine  Verschreibung  v. 
200  Ggl.  Hauptgeld  überliefert,  welche  die  Stadt  Grevenbroich  von  den 
Predigern  binnen  Köln  gelöst  hat,  wofür  sie  sich  von  wegen  des  verstorbenen 
Hz.  Wilhelms  verschrieben  gehabt  hatte.  Und  »dweil  dieselbige  in  die 
usgab  gestalt,  komen  sie  auch  billich  alhie  in  den  entfank,  faciunt: 
200  ggl.« 

Die  Stadt  Grevenbroich  ist  auf  200  Ggl.  angeschlagen.  Darüber 
wie  über  alles  andere,  was  sonst  noch  aus  dem  Amt  rückständig  ver- 
blieben, ist  der  Bericht  in  des  Vogts  zu  Grevenbroich  oder  seiner  Kinder 
»entlichem  recess«  zu  finden. 

Bewilligung  der  Unterthanen  des  Amts  Nörvenich  [immer  (auch 
bei  den  folgenden)  in  6  Jahren  zu  erlegen]:    12  000  Ggl.     Geliefert  hat 

l)  Am  Bande:  »verglicht  sich  mit  des  zolners  rechnung  64  bis  65  [!],  foL  76. c 
')  Es  ist  wohl  die  1548  vom  Reichstag,  1649  vom  Landtag  von  Jülich-Berg 
(s.  Nr.  200)  bewilligte  Reichssteuer  gemeint 
»)  Vgl.  oben  S.  498  f. 
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der  Vogt  7431  Ggl.  46  Alb.  8  Hl.  »Was  der  vaigt  folgentz  gelefert, 
derglichen  sein  son,  wird  berechent  in  den  extraordinarirechnungen  de 
ao.  58  bis  59,  nemlich  2709  koufmansgulden  (den  gülden  ad  20  alb.).« 
Amtmann  und  Vogt  erklären,  dass  die  Unterthanen  des  erlittenen 
Schadens  »der  uberzuege  und  unvermuegenheit  halber«  die  12  000  Ggl. 
nicht  geben  könnten,  wie  auch  nur  10000  Ggl.  ausgesetzt  sind.  Es 
steht  zum  Wohlgefallen  des  Hzgs.,  ob  den  Unterthanen  noch  weiteres 
aufzulegen  sei. 

Bewilligung  des  Amts  Wassenberg:  7000  Ggl.  Her  Rentmeister 
hat  geliefert:  5852  Ggl.  28  Alb.  3  Hl.,  ferner  am  7.  Dezember  1569 
noch  161  Ggl.  (die  letzteren  stehen  in  der  »extraordinarirechnung« 
v.  1559—1660.) 

Bewilligung  des  Amts  Born  (in  7  Jahren  zu  erlegen,  »die  doch 
folgentz  uf  4  jar  gestalt«):  5000  Ggl.  Der  Vogt  zu  Sittard  hat  ge- 
liefert: 4659  Ggl.  41  Alb.  »Der  rest  ist  seiner  verlassener  weduwenin 
irem  entlichen  recess  angerechent«. 

Bewilligung  des  Amts  Milien  (in  7  Jahren  zu  erlegen) :  7000  Ggl. 
Der  Vogt  zu  Sittard  hat  geliefert:  6237  Ggl.     »Der  rest«   .  .  .  (wie  vor). 

Bewilligung  des  Amts  Boslar  (in  6  Jahren):  3000  Ggl.  Der 
Vogt  zu  Boslar  hat  sie  auch  geliefert;  macht  (den  Ggl.  zu  62  Alb.): 
2884  Ggl.  32  Alb.  Summa  alles  Empfangs:  92834  Ggl.  37  Alb. 
10  HL 

Die  mit  dem  aufgebrachten  Gelde  vorgenommenen  Ab- 
lösungen (a*  T.).1) 

Amt  Brüggen.  Laut  Quittung  v.  1547  Juli  2  sind  den  Erben 
des  Goswin  v.  Straelen  »2400  enkel  bescheiden  ggl.«  Kapital  gezahlt, 
wogegen  sie  auf  die  Hauptsumme  und  »alle  verledene  pensionen«  ver- 
zichtet haben.  —  Einem  Bürger  zu  Neuss  sind  30  Ggl.  Jahrrenten  ab- 
gelöst, mit  600  Ggl.  —  »Die  gruit  zu  Dulken  ist  den  Haitzfelderen  zu 
Bruggen  vur  500  ggl.  verschrieben  gewest,  und  hait  irstlich  davan  h.  Adam 
v.  Haitzfeld  lantdechen  und  pastoir  zu  Dillickraede  200  derselbiger  goltg. 
ufgeburt  inhalt  der  quitancen  ao.  48  am  1.  decembris  gegeven.  Und 
folgents  sein  den  anderen  bruederen  und  susteren  die  uberige  300  ggl. 
auch  uberantwort  nach  usweisung  der  quitancen«  von  1549  Dzb.  18.  —  Dem 
Joh.  v.  Virmunt  sind  200  Ggl.  Jahrrenten  (»us  dem  schätz  zu  Suchtelen 
verschreven  Martini  zu  heven«)  abgelöst,  mit  4000  Ggl.  —  Dann  noch 
weitere  Jahrrenten  abgelöst,  die  auf  den  Schatz  zu  Dulken  und  zu  Dahlen 
u.  s.  w.  angewiesen  waren.  —  1551  Jan.  11  sind  einem  Bürger  zu 
Venlo  »für  sich  und  seine  mitgedelingen«8)  40  Gulden  (20  Stüber  für  den 

l)  Ich  notiere  nur  das  interessantere. 
»)  Vgl.  Ztechr.  20,  S.  10. 
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Gulden)  abgelöst.  Sind  »geacht  uf  502  ggl.  26  alb.  8  hl.«  (wenn  der 
Ggl.  =  31  Rad.  Alb.,  so  =  499  Ggl.  15  Alb.  4  Hl.).  1551  Juli  15 
haben  die  Erben  des  Joh.  v.  Ottenstein  und  der  Katharina  v.  Winkel- 
husen  »1900  enkel  bescheiden  ggl*«,  die  der  verstorbene  Hz.  Wilhelm 
dem  Ottenstein  »neben  etlichem  dinstgelde,  haver,  heu  und  hofkleit 
jarlichs  uf  Johannis  Baptiste  zu  heven  .  .  .  verwist«  hatte,  empfangen. 
—  1551  Juli  18  sind  von  der  Witwe  des  Koen  Meuter  »geloist  die  accis 
und  benden  zu  Suchtelen  .  .  .  mit  400  ggl.  —  Johannen  zum  Vogel 
und  Gatharinen  v.  Kesternich  ist  abgeloist  die  gruit  des  Brachter  und 
Nieler  ortz«  mit  625  Goldg.  —  Von  der  Stadt  Dülken  sind  1552 
Donnerstag  nach  Ostern  65  Ggl.  3  Ort  gelöst,  »die  inen  jarlich  uf  meidag 
us  dem  schätz  daselbst  zu  Dulken  zu  heven  .  •  .  verschreven«,  mit 
1314  Ggl.  15  Rad.  Alb.  Die  Hauptverschreibung  giebt  zwar  nur  1300 
Ggl.  an,  allein  es  »haven  doch  die  van  Dulken  erlacht  vermog  der 
rechnung  us  der  veheden  1314  ggl.  15rad.  alb.«  —  1552  Febr.  10  von 
Joh.  v.  Leroede  der  Zehnte  zu  Kruchten,  der  vorher  Franz  v.  Haitzfelt 
verschrieben  gewesen,  mit  1000  Ggl.  gelöst.  —  1552  August  31  den 
Beggarden  zu  Roermonde  »1000  enkel  besch.  ggl.«  gezahlt,  wofür  ihnen 
aus  dem  Schatz  zu  Dülken  50  Ggl.  jährlich  verschrieben  gewesen.  — 
Den  Kreuzbrüdern  zu  Brüggen  abgelöst  33  Malter  Roggen  Jahrrenten 
aus  der  Mühle  zu  Brüggen.  —  Den  Unterthanen  zu  Süchteln  sind  1553 
März  6  500  Ggl.  gezahlt,  wofür  ihnen  jährlich  aus  der  Mühle  zu  Süch- 
teln 25  Ggl.  verschrieben  gewesen.  —  Der  Frau  auf  dem  Kloster  zu 
Roermonde  sind  abgelöst  mit  ihrem  guten  Willen,  »so  geine  loesbrief 
vurhenden  und  sie  in  heven  und  boeren  gewesen,  us  der  laet  cinsen  zu 
Waltniel  21  rad.  alb.  erfrenten  mit  420  rad.  alb.  heuptsommen  (=13 
ggl.  24  alb.)«.  —  Summe  der  Ausgabe  im  Amt  Brüggen:  23  311  Ggl. 
40  Alb.  4  Hl. 

Amt  Gaster.  1548  Januar  12  habe  ich  von  dem  Grafen  Wilhelm 
von  Neuenahr  und  Mors  die  Dörfer  Paffendorf  und  Gelesch  (im  Amt 
Gaster  gelegen)  gelöst,  die  ihm  verpfändet  waren,  mit  4000  Ggl.  — 
Hz.  Gerhard  hatte  im  Jahre  1469  dem  Ritter  Joh.  v.  Hoemen  aus  dem 
Amt  Gaster  700  Ggl.  Jahrrenten  verschrieben,  mit  14  000  Ggl.  zu  lösen. 
Diese  Verschreibung  war  inzwischen  an  kölner  Bürger  gekommen.  Nun 
wird  sie  eingelöst  (ein  Theil  der  Summe  freilich  auf  lokale  Hebestellen 
neu  angewiesen.)  —  1549  December  28  von  Joh.  v.  Hardenroede  ab- 
gelöst 50  Ggl.  »jarpensionen«  mit  1000  Ggl.  —  1555  Juli  20  von  dem 
Marschall  Plettenberg  60  Malter  Roggen  Jahrrenten  gelöst,  »die  gestanden 
mit  1000  ggl.  abzulegen.«  Sind  auch  mit  dieser  Summe  abgelöst.  — 
Summe  der  Ausgabe  im  Amt  Gaster:  21000  Ggl. 

Amt  Bergheim.  Von  den  Junfern  zu  S.  Maviren  in  Köln  habe 
ich  gelöst    »Costen  Greven  gut«  im   Dingmal  Geien  (Amt  Bergheim)  ge- 
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legen  mit  1800  Mk.  köln.  (zu  6  Rad.  Alb.),  »darfdr  inen  das  vurs.  gut 
gefreiet  gewesen  durch  die  herzogen  van  Guilich.«  Macht:  346  Ggl.  8 
Alb.  —  Von  Daem  v.  Gaelen  und  Katharina  v.  Anxtel  sind  mit  400 
Ggl.  gelöst:  29  Malter  Koggen  (»min  1  sumber«)  aus  der  Windmühle  zu 
Stommel,  »darzu  noch  die  wueste  mullen  im  dorf  Polheim  mit  sampt 
den  6  malder  roggen.«  —  Mit  600  Ggl.  gelöst:  30  Ggl.  jährlich  aus 
dem  Zoll  v.  Bergheim  (schon  von  dem  verstorbenen  Hz.  Wilhelm  ver- 
schrieben.) —  Von  Bernt  Ulpack  für  200  Ggl.  gelöst:  die  Rottzehnten 
zu  Udesheim,  Goir,  Roeselen,  auf  dem  Ulenroed,  zu  Haesten  und  >im 
Nederfelde  in  die  kellerei  van  Bercheim  gehoerich.  —  Vincentien  Voss 
v.  Swarzenbroich  abgeloist  60  ridergulden  jarrenten  us  der  kelnerien 
zu  Bercheim  zu  heven«,  mit  923  Ggl.  4  Alb.  —  Hz.  Johann  hatte  dem 
Zöllner  zu  Bergheim  Werner  Lewen  45  Malter  Roggen  jährlicher  Renten, 
mit  »500  enkel  besch.  ggl.  zu  loesen«,  verschrieben.  Jetzt  gelöst.  — 
Summe  der  Ausgabe  im  Amt  Bergheim:  12  115  Ggl.  38  Alb. 

Amt  Gladbach  und  Grevenbroich.  1549  März  9  sind  von 
Adrian  v.  dem  Bilant  Herrn  zu  Reide  170  alte  Schilde  jährlicher  Rente, 
die  aus  dem  Schatz  zu  Gladbach  verschrieben  gewesen  und  mit  1700 
Schilden  zu  lösen  »und  wederumb  zum  erfmanlehen  zu  entfangen  ge- 
standen«, gelöst  (mit  1580  Ggl.  6  Alb.  8  Hl.).  —  Von  der  Witwe  zu 
Drachenfels  und  Milendonk  sind  125  Ggl.  Jahrrenten  gelöst,  »die  ver- 
schreven  gewesen  us  den  renten  des  kirspels  und  stat  Gladbach  uf 
Allerhilgen  oder  Martini  zu  boeren,«  mit  2000  Ggl.  —  1552  März  3 
sind  von  Jürgen  von  Bellinkhusen  2000  Ggl.  Hauptgeld  gelöst,  die  ihm 
mit  seiner  Hausfrau  Anna  v.  Leroede  »in  heilichsfurwarden  gegeben  und 
mit  in  die  10  000  ggl.,  die  Wilhelm  v.  Nesselraed  uf  das  ampt  Greven- 
broich gehat,  gehoerich  gewesen. «  *) —  Aus  jenen  10  000  Ggl.  hatte  Wil- 
helm von  Nesselrode  und  seine  Frau  Adriana  den  Wilhelmiten  in 
Grevenbroich  1000  Ggl.  verschrieben.  Diese  werden  nun  auch  abgelöst. 
Es  war  aber  in  der  Verschreibung  bestimmt,  dass,  »wan  die  besatzte 
1000  ggl.  abgeloist,  die  alsdan  anderswahe  belacht  werden  und  der  dinst 
glichwol  geschehen  sol.«  —  Den  Wilhelmiten  in  Grevenbroich  werden 
500  Ggl.  abgelöst,  welche  ihnen  Hz.  Wilhelm  1494   verschrieben  hatte. 

—  Von  den  Kirchmeistern  zu  Grevenbroich  sind  25  Ggl.  Jahrrenten,  die 
ihnen  Hz.  Wilhelm  1494  verschrieben  hatte,  mit  500  Ggl.  gelöst,  laut 
der  Quittung  »van  dem  pastoiren  h.  Johannen  Loer,  Weiteren  v.  der  Ark 
und  Casparen  v.  Hosen  kirchmeisteren  gegeven«    1554  S.  Thomas  Abend. 

—  Von  dem  Vogt  zu  Grevenbroich  Daem  v.  Broich  habe  ich  gelöst  den 
Hof  zu  Heckhusen,  den  der  Hz.  ihm  »in  der  veheden  [1543  März  10] 
für  die  werde  van  800  ggl.    heuptgeltz    verpant.«     Datum    der  Quittung 

l)  Von  den  10000  Ggl.  wird  ein  Teil  (es  scheint,  die  Hälfte)  neu  angewiesen 
^verweist1). 
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über  die  Einlösung:  1556  März  10.  —  Der  Hz.  hatte  der  Stadt  Greven- 
broich erlaubt,  dass  sie  »us  den  lospfenningen«  200  Ggl.  einbehielt,  und 
dass  ihr  aus  der  Amtssteuer  dazu  noch  150  Ggl.  > gehantreicht«  werden 
sollten,  um  damit  200  Ggl.  von  den  Predigern  in  Köln  und  150  Ggl. 
(Hauptgeld)  »van  Costen  Fuedeners  erven«  zu  lösen.  Von  den  Predigern 
hat  sie  dann  auch  die  200  Ggl.  gelöst  »und  mir  durch  den  vagten 
Grevenbroich  abgezogen.«1) — Summe  der  Ausgaben  in  den  Amtern  Glad- 
bach und  Grevenbroich:   10  830  Ggl.  6  Alb.  8  Hl. 

Amt  N ö  rvenic h.  Von  Joh.Meuten  sind  mit  700 Ggl.  gelöst  35  Ggl.  Jahr- 
renten, die  ihm  aus  dem  AmtNörvenich  verschrieben  gewesen,  »herkomen  van 
dem  Dollertzhamer  und  anderer  erbschaft.«  —  Dem  Wilh.  Kaikopf  sind 
10  Va  Taler  gegeben  dafür,  dass  er  von  dem  Hof  zu  Eggersheim  8 
Kapaunen,  3  Hühner  und  7  Schilling  zu  beziehen  hatte.  —  Aus  dem- 
selben Hofe  waren  4  Malter  Roggen  auf  einen  Altar  in  Düren  gegeben; 
diese  sind  jetzt  mit  60  Talern  gelöst.  —  »Das  [!]  gericht  zu  Manheim 
hab  ich  erlacht  100  ggl.  und  damit  quitirt  den  vierten  deil  der  dinst- 
karren'zum  Vorst,  so  durch«  Gerhard  v.  Loen-Jülich-Blankenheim  »Johannen 
Schillink  van  Goestorp  und  Niessgen  eheluden  verpantgewest.«  —  Summe 
der   Ausgaben   im   Amt   Nörvenich:    6127    Ggl.    34    Alb. 

AmtMillen,Born.a)  Dem  Amtmann  zu  Milien  Franz  von  Hantzier  sind 
abgelöst  3  Verschreibungen  »uf  das  lant  und  ampt  Milien  sprechende «,  mit 
6900  Ggl.  —  Dem  Erbhofmeister  des  Fürstentums  Jülich  sind  60  Ggl.  Jahr- 
renten, »die  ime  uf  Geilenkirchen  verweist  gewesen«,  abgelöst  mit  1000 
Ggl.  —  »Die  Aldeborch  bei  Hamboch  ist  versatzt  gewesen  für  1141 
gülden«  (zu  22  Rad.  Alb.  2  Hl.),  macht:  807  V«  Ggl.  Gelöst.  —  Dem 
verstorbenen  Vogt  zu  Heinsberg  Johann  Zuirs8)  waren  auf  das  Vogtamt 
zu  Heinsberg  »200  enkel  besch.  ggl.«  verschrieben,  und  er  noch  seine 
Erben  sollten  vor  der  Bezahlung  derselben  nicht  von  dem  Vogtamt  ent- 
setzt werden.  Es  hat  aber  der  Hz.  »andere  furseheong  gedain,  also  das 
Wilhelm  Hersei  van  pensionen  130  ggl.  und  darzu  noch  allerlei  hinder- 
stant  van  der  rechnung,  nemlich  365  mr.  2  s.  3  d.  gefordert,  derhalber 
mit  Hersei  verdragen,  das  ime  die  200  goltg.,  auch  die  366  mr.  2  s. 
3  d.  und  darzu  eins  für  al  30  taler  entricht  werden  sollen.  So  hab  ich 
ime  das  alles  van  sein  und  seiner  schweren  [!]  Johannen  v.  Zuirs  wegen 
bezalt.«     Macht:  270  Ggl.   21  Alb.   l1/*  Hl.    —    »Sommarum   des   us- 

l)  Die  150  Ggl.  sind  wahrscheinlich  später  abgelöst;  es  steht  darüber 
hier  nichts. 

*)  Wie  sich  ans  dem  folgenden  ergiebt,  ist  unter  dieser  Rubrik  noch  einiges 
weitere  notiert. 

')  Vogt  von  Heinsberg  1528—42  (stirbt  Oktober  1542  oder  kurz  vorher). 
Er  hatte  eine  natürliche  Schwester  der  Herzogin  Maria  (Namens  Maria  von  Gulch) 
zur  Frau.  Quellen:  Rentmeisterei-  und  Vogteirechnnngen  von  Heinsberg  und 
causae  Juliacenses. 
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gebens  in  den  empteren  Born  und  Milien  und,  was  sust  ins  gemein 
weiters  bisdaher  geloist,  kumpt  uf  16503  ggl.  47  alb.  l1/*  hl.« 

Summe  > aller  usgaben  zu  den  loaen :  88880  ggL  10  alb.  IVahl. 
Wan  dan  der  entfank  gegen  die  usgab  verglichen  und  .  .  .  m.  g.  h. 
deser  rechnung  gnedigs  gefallens  hait,  so  bleib  irer  f.  g.  ich  hiinnen 
schuldig:  3945  ggl.  27  alb.  81/«  hl.« 

Hiervon  kommen  in  Abzug  1231  Ggl.  29  Alb.  6  HI.,  welche  Summe 
der  Landrentmeister  wegen  des  hohen  Wertes  der  Goldgulden  anrechnet 
Er  bleibt  also  schuldig:  2713  Ggl.  50  Alb.  21/*  Hl.  Wegen  dieses 
Restes  vergleicht  sich  der  Hz.  dann  auch  noch  mit  ihm. 

J.-B.,  Domänen,  Generalis  Nr.  2,  Orig. 

266.  Hz.  Wilhelm  an  Johann  Zurißs.1)  Düsseldorf  1568 
Juli  10. 

Reichssteuern  des  Amtes  Wassenberg. 

Der  Rat  Dr.  Wilhelm  Wissel  hat  berichtet,  was  er  zusammen 
mit  Heinr.  v.  Ruischenberg  Amtmann  zu  Boslar  und  dem  Adressaten 
mit  Bürgermeister,  Stadt-  und  Landschöffen  von  Wassenberg  wegen 
der  jüngst  bewilligten  Türkenhilfe  sowie  wegen  der  Reichssteuer 
von  1653  verhandelt,  »wie  sich  dieselbe  in  der  Sachen  beschwert«. 
Hz.  hat  das  nicht  erwartet,  zumal  sie  viel  geringer  als  andere  Ämter 
»ires  gleichen«  angeschlagen.  Adressat  soll  des  Herzogs  Befremden 
Bürgermeister,  Stadt-  und  Landschöffen  kund  geben  und  ihnen  da- 
neben mitteilen,  dass  der  Hz.,  damit  sie  sich  ja  nicht  zu  beklagen 
haben,  es  bei  800  Talern  für  beide  Reichssteuern8)  wolle  bleiben 
lassen  (in  2  Terminen,  Remigii  1658  und  Remigii  1559,  zu  be- 
zahlen). —  >  Geben  zu  Dusseldorf  am  10.  julii  ao.  58.« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  344,  Kop. 


*)  Ob  dieser  mit  dem  vorhin  S.  771  Anm.  3  (Nr.  265)  erwähnten 
Z.  in  verwandtschaftlicher  Beziehung  steht,  ist  nicht  auszumachen.  Er 
wird  1559  April  28  zum  Vogt  in  Wassenberg  angenommen,  amtiert 
aber  schon  vorher  dort.  Er  bekleidet  dies  Amt  bis  1591  (meistens 
Zuyrss  oder  Zuirss  genannt). 

*)  Nach  fol.  343  werden  auch  von  den  Pastoren,  Ofüzianten  und 
Vikarien  des  Amtes  Wassenberg  beide  Reichssteuern  jetzt  auf  ein  Mal, 
also  der  4.  Pfennig,  gefordert. 
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267.  Hz«  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Räte  Hein- 
rieh von  der  Recke,  Dr.  Karl  Harst  und  Dr.  Wilhelm 
Gulich  zum  Reichstag  zu  Augsburg.  Düsseldorf  1668 
Dezember  26. 

1.  Religionssache.  (Communion  unter  beiderlei  Gestalt;  Kirchen- 
gesang). 2.  Türkenhilfe  (die  dem  Reich  neulich  entzogenen  Gebiete 
wieder  herbeizubringen  und  der  Kontribution  auch  zu  unterwerfen).  3. 
Münzordnung.  4.  Kosten  der  Expedition  gegen  Rietberg.  5.  Des  Papstes 
Widerspruch  gegen  Ferdinands  ksl.  Regierung.  6.  Beschwerde  der  Witwe 
von  Lothringen  über  Frankreich.  Nebeninstruktion:  Der  Kirchenstreit 
in  Aachen.  Gesandte  sollen  das  hzgl.  Bedenken  über  die  Religionssache 
(s.  §.  1)  dem  Kaiser  zustellen  und  um  seinen  Rat  darauf  bitten. 

.1.  Sollen  sorgen,  dass  die  schädliche  Spaltung  in  der  Religion1) 
zu  christlicher  Vergleichung  gebracht  werde.  Hat  ihnen  »einen 
schriftlichen  ratschlag  und  notel,  des  si  in  beratschlagung  dises 
articuls  der  religion  zu  gebrauchen«,  zustellen  lassen.  Jener  Zweck 
wird  am  besten  »durch  ein  gemein  frei  christlich  national  oder 
general  concilium  in  Teutscher  nation  zu  halten«  erreicht  werden. 
Inzwischen  möge,  »damit  der  gemeiner  einfeltiger  man  seines  ge- 
wissens  halber  in  verfurische  sectische  irtumben  ferner  nit  verlaufe, 
frei  stain  der  communion  des  waren  leibs  und  bluets  des  herren 
under  einer  oder  zweierlei  gestalt  zu  gebrauchen,  und  das  sunst 
keine  sectarien  und  verfurische  lerer  gestattet  werden.  Das  auch 
in  der  kirchen  die  geseng  dermassen  dirigirt  und  reformirt  werden, 
das  nit  unnutze  fabulen  und  anders,  so  der  schrift  ungemess,  ge- 
lesen oder  gesungen,  sonder  alles,  was  in  der  kirchen  geübt,  aus 
der  h.  schrift  genommen  und  derselbiger  in  allewege  gemess  sei 
und  darinnen  Gottes  er,  lob  und  preis  furgenomen  werde.  Das 
auch  die  grobe  missbreuch,  so  der  h.  schrift  ungemess  und  mer 
zu  lesterung  dan  zu  der  eren  Gottes  dienen,  abgeschaft  und  hinweg- 
genommen werden  moegen.«  2.  Obwohl  erst  neulich  eine  ansehn- 
liche, »in  disen  beschwerlichen  teuern  zeiten,  durch-  und  Überzügen 
in  vilen  landen  den  undertanen«  lästige  Türkenhilfe  bewilligt  ist, 
sollen  Gesandte  dennoch  dem  Kaiser  zu  Ehren  und  der  gemeinen 

*)  Vgl.  hierzu  Heidenhain,  Unionspolitik  Philipps  von  Hessen,  S.  108 
Anm.  11:  Hz.  Wilhelm  sagt  im  Sommer  1559  zu  dem  kurpfälzischen 
Rat  Zuleger:  er  pflege  so  wichtige  Sachen  (Einrichtung  einer  christlichen 
Reformation)  nicht  ohne  seine  Landschaft  zu  entscheiden  und  müsse 
daher  bis  zur  Besprechung  mit  derselben  alles  aufschieben. 
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Christenheit  zu  gutem  sich  von  dem,  was  die  Mehrheit  für  nützlich 
ansieht,  nicht  absondern,  ferner  dahin  wirken,  dass  Eintracht  und 
Friede  nicht  nur  unter  den  Gliedern  des  Reichs,  sondern  auch  den 
auswärtigen  Potentaten  erhalten,  das,  was  neulich  von  Stiftern, 
Landen  und  Städten  dem  Reich  entzogen,  wieder  herbeigebracht 
»und  darvon  geburlicher  gehorsam  und  mit  contribution  dem  reich 
geleist«  werde;  »zudem die  auslendige stende und  communen,  so  dem 
reich  one  mittel  underworfen,  sich  in  die  hulf  auch  inzulassen  mit 
zu  bewegen,  wie  gleichsfals  alle  christliche  hohe  heubter  und  poten- 
taten  derwegen  auch  zu  ersuechen.«  3.  Sollen  sorgen,  dass  die 
Münzordnung,  »so  hiebevor  beschlossen,  doch  mit  allerhant  nutz- 
lichen zusetzen  und  verenderungen,  wie  uf  dem  munztage  zu  Speier 
(Trinitatis  1557)  für  gut  angesehen  oder  noch  für  gut  mag  ange- 
sehen werden,  ins  werk  gestalt  .  .  .  werde.«  Hinsichtlich  der 
Sorten  der  Münze  hält  Hz.  den  von  den  trierischen  Gesandten  in 
Speier  gemachten  Vorschlag  für  den  richtigsten.  Sollen  nur  unter 
der  Bedingung  in  die  Münzordnung  willigen,  dass  die  burgundischen 
Erbniederlande  sich  ihr  unterwerfen,  worauf  man  früher  »zum  teil« 
vertröstet  worden  ist.  4.  Finden  anbei  das  Schreiben  der  Stände 
dieses  Kreises  an  die  Reichsstände  wegen  der  durch  die  Riet- 
bergische Expedition1)  verursachten  grossen  Unkosten.  Sollen  es 
neben  den  Gesandten  der  anderen  Stände  dieses  Kreises  dem  Kaiser 
überantworten.  Obwohl  die  Kreisstände  mit  der  Expedition  nur 
dem  Reichsabschied  und  der  Kreisordnung  von  1555  und  dem,  was 
»die  erweite  Kei.  Mt.  mit  furwissen  curfursten,  fursten  und  stende 
des  reichs  inen  uferlegt«,  gemäss  gehandelt  haben,  so  wird  »gleich- 
wol  allerhant  dem  kreis  zugegen  hin  und  wider  practisirt.«  Ge- 
sandte sollen  deshalb,  wenn  über  die  Kreisordnung  verhandelt  wird, 
erklären,  dass,  wenn  die  Stände  dieses  Kreises  »irer  getaner  exe- 
cution  halber  kein  andere  Verteidigung  und  handhabung,  auch  zimliche 
erstattung  .  .  .  der  ufgewendten  .  .  .  kosten  erlangen,  sonder  die 
sach  inen  noch  zu  weiterer  beschwerung,  costen  und  schaden  und 
dem  von  Ritberg  zu  gutem  getriben  werden  solte«,  so  würden 
nicht  nur  dieser,  sondern  auch  andere  Kreise  hinfort  sich  scheuen, 
eine  solche  Exekution  vorzunehmen  und  des  Reiches  Ordnungen 
nachzukommen.  5.  Hz.  ersieht  aus  der  Werbung,  die  Graf  Rein- 
hard v.  Solms  ihm  jetzt  vom  Kaiser  gebracht,  dass  auf  dem  Reichs- 


l)  S.  oben  S.  742  Anm.  1. 
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tag  auch  über  die  Irrung  mit  dem  Papst1)  wegen  der  Uebernahme 
der  ksl.  Regierung  durch  den  Kaiser  verhandelt  werden  solL  Dies 
betrifft  nicht  nur  des  Kaisers  Autorität,  sondern  auch  der  Kurfürsten 
Hoheit.  Gesandte  sollen  raten  helfen,  wie  »des  Pabsts  Weigerung 
der  gebuer  begegnet«  und  der  Kaiser  an  seiner  Regierung  nicht  ver- 
hindert werde.  6.  Da  die  Witwe  von  Lotringen  für  sich  und  ihren 
Sohn  auf  dem  Reichstag  als  Glied  des  Reichs  Beschwerde  über 
Frankreich  führen  will,  sollen  Gesandte  darin  das  Wohl  des  Reiches 
und  der  Witwe  von  L.  befördern  helfen.  —  »Geben  zu  Dusseldorf 
under  unserm  herufgedrukten  secretsigel  am  26.  tag  decembris 
ao.  58.  —  Gerjardus]  Jul[iacensis].« 

RV.,  Nr.  27  a,  Orig. 

Ebenda  (Orig.),  o.  D.:  »Nebengedenken«  für  die  Gesandten 
zum  Reichstag  zu  Augsburg  (z.  T.).  Gesandte  »finden  hiebei,2) 
was  wir  hiebevor  der  von  Ach  halben  an  die  erweite  Kei.  Mt.  .  .  . 
geschriben  und  under  anderm  der  sectarien  halben,  so  aus  frembden 
landen  daselbst  eingenommen  und  ufgehalten  werden,  irer  Kei.  Mt. 
underteniglich  vermeldet,  auch  daruf  von  i.  Mt.  geantwurt«.  Ge- 
sandte sollen  dem  Kaiser  abermals  anzeigen:  »wiewol  fünf  halsterrige 
widerteufer,  so  der  Kei.  Constitution  one  mittel  underworfen, 
durch  uns  zu  recht  gestelt,  auch  urteil  und  recht  von  den  scheffen 
daselbst  ausgesprochen  und  also  der  verwürkten  straf  execution  be- 
schehen,  so  tregt  sich  gleichwol  teglichs  zue,  das  vast  vil  sectarien, 
auswendige  und  unbekante  leut  je  lenger  je  mer  sich  der  ort  in- 
dringen, in  heusern,  auch  sunst  aller  neuerungen  und  ufrurische 
predigen  [!]  üben;  also  do  demselben  lenger  solt  wellen  zugesehen 
werden,  das  daraus  nichtz  anders  gewislich  zu  erwarten,  dan  das 
dieselbe  stat  in  vilerhant  verfurischen  sectarischen  glauben  und  ir- 
tumb,  auch  die  genachbarte  lande  in  beschwernuss  und  verfurische 
ler  leichtlich  zu  bewegen  sein  wurden«.  Der  Kaiser  möchte  sorgen, 
dass  »die  er  Gottes  gepflanzt  und  .  .  .  verfurische  sectische  gefer- 
lichkeit  vermitten,  auch  allerhant  ufrur  und  geferlichkeit  der  frommen 
furkommen   und  die  stat  bei  lobl.  christlichem  wandel,   ruhe   und 

*)  S.  Ritter  I,  S.  142  ff.  Vgl.  hierzu  das  Urteil  des  Herzogs  über 
die  dem  Papst  gegenüber  einzunehmende  Stellung  aus  Anlass  der  Wahl 
Maximilians  IL  bei  Häberlin  4,  S.  574. 

9)  Über  die  betr.  Korrespondenz  vgl.  meine  Mitteilungen  in  der 
Ztschr.  des  Aachener  Geschicbtsvereins,  Band  16,  S.  1  ff. 
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friden  erhalten  bleiben  möge.  Daran  erweisten  i.  Kei.  Mt.  .  .  . 
auch  den  genachberten  grensenden  landen  ein  .  .  .  guttat«.  — 
Sollen  von  der  »notel  und  gedenken  in  der  religionsachen«  dem 
Kaiser  eine  Abschrift  zustellen,  »mit  undertenigster  bit,  sollich  ein- 
feltig  bedenken  (welches  aus  christlichem  gotseligem  eifer  von  uns 
uf  bit  der  unsern  furgenommen)  allergo  zu  besehen  und  irer  Mt. 
treuen  guten  rat  uns  daruf  hinwider  zu  verstendigen«.1) 

*)  Ebenda  (Kop.)  ein  Bericht  über  den  Vortrag  des  H.  v.  d.  Reck 
beim  Kaiser:  »Werbung  des  Guiligischen  und  Clevischen  gesandten  h. 
Heinrichen  von  der  Reck  bei  der  Rom.  Kei.  Mt.  antreffen  meina  g.  h. 
einfeltigs  bedenken  und  anleitung  christlicher  leher  und  politischer  zucht. 
Beschehen  am  letsten  tage  februarii  1559  Augustae.«  Es  heisst  darin: 
»Nachdem  m.  g.  h.  .  .  .  in  erfarung  komen,  das  sich  leider  jetziger  zeit 
allerlei  verdambte  secten  und  unbewerte  1er  hin  und  wider  in  seiner  f.  g. 
landen  ereugen  und  einreissen,  derwegen  dan  dieselbe  von  iren  under- 
tanen  zum  fleissigsten  ersuecht  und  gebeten  worden  gnedigs  einsehens 
zu  tun,  damit  demselben  bei  Zeiten  furkomen  werde,  so  hat  demnach 
i.  f.  g.  aus  christlichem  bewegendem  eifer  ein  einfeltig  bedenken  und 
ainleitung  christlicher  1er  und  politischer  zucht  in  Schriften  verfassen 
lassen,  aber  doch  nit  der  meinongen,  das  i.  f.  g.  sich  damit  von  der 
christlicher,  apostolischer  und  catolischer  kirchen  und  gemeinden  absondern 
oder  einige  neuerung  furnemen,  viel  weiniger  auch  jemants  hohes  oder 
niedern  stants  hiemit  vorgreifen  wolle,  wie  auch  ire  f.  g.  nit  bedacht  in 
solchem  hochwichtigem  werk  one  e.  Kai.  Mt.  gnedigst  furwissen  etwas 
anzufangen,  und  mir  derwegen  uferlegt,  solich  ir  einfeltigs  bedenken 
e.  Kei.  Mt.  in  aller  undertenigkeit  zu  uberraichen,  neben  undertenigst 
bit,  e.  Kai.  Mt.  geruhen,  solich  irer  f.  g.  christlich  wolmeinent  bedenken  . . . 
zu  ersehen  und  iren  ...  rat  irer  f.  g.  darauf  hinwider  zu  verstendigen, 
auch  dis  gestalt  bedenken,  dieweil  es  i.  f.  g.  noch  zer  zeit  insgeheim  bei 
sich  verhalten,  in  keine  weitleufige  hende  komen  zu  lassen.  Gleichfals 
wolte  e.  Kei.  Mt.  irer  f.  g.  auch  underteniglich  gebetten  haben,  da  etwen 
dieselbe  bei  e.  Kei.  Mt.  diserhalb  durch  ire  abgunstigen  angetragen 
weren,  das  e.  Kei.  Mt.  doch  demselben  keinen  glauben  .  .  .  zustellen 
wolte.  Dan  ire  f.  g.,  wie  obgemelt,  nit  anders  geneigt  dan  bei  der 
christlicher  apostolischer  und  catolischer  kirchen  zu  bleiben,  auch  keine 
neuerung  derselben  ungemess  zuzulassen  .  .  .  Wiewol  hiebevor  e.  Kei. 
Mt.  burgermeister,  scheuen  und  rat  der  stat  Ach  uf  meines  g.  h.  hz.  zu 
Guilich  hie[be]vor  beschehen  undertenig  ersuechen  tun  schreiben  und 
bevelhen,  die  sectarien,  so  aus  fremden  landen  darselbest  eingenomen 
und  ufgehalten  werden,  hinfurter  nit  zu  gedulden  .  .  .,  vil  weniger  inzu- 
nemen,  so  wirt  doch  demselben  von  denen  von  Ach  nit  wurklich  nach- 
gesetzt, sonder  tregt  sich  gleichwol  zu,  das  .  .  .  [die  Fortsetzung  wie 
oben  im  Text  bis  zu  dem  Worte:  »guttat«].«  Ebenda:  »Kei.  Mt.  decret 
auf  jetztgem.  puncten  der  eingenommener  verdechtigen  sectarien  halben 
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268.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  Dr.  Karl  Harst  für 
seine  Werbung  bei  dem  Kaiser  auf  dem  Reichstag  zu 
Augsburg* ')    Düsseldorf  1659  Januar  1. 

1.  Herzog  verhindert,  persönlich  zu  erscheinen;  ob  hzgl.  Räte  fiir 
ihn  die  Belehnung  empfangen  könnten.  2.  Bestätigung  der  Privilegien  und 
Regalien,  3.  des  Successionsprivilegs,  4.  der  Union,  6.  des  Vertrags  mit 
Herford,  6.  der  neuen  Rechtsordnung  und  des  Appellationsprivilegs  nach- 
zusuchen. 7.  Der  Kaiser  möchte  ein  Privileg  geben,  dass  alle  Appel- 
lationen in  Sachen  der  im  hzgl.  Gebiet  gelegenen  Güter  mindestens  in 
zweiter  Instanz  an  den  Hz.  gehen  sollen. 

1.  Ist  »durch  beschwerliche  zugestandene  leibsschwacheit,2) 
damit  wir  ein  räume  zeit  her  .  .  .  beladen  gewest  und  noch,  dis- 
mals  bei  i.  Kei.  Mt.  eigner  person  zu  erscheinen  .  .  .  verhindert«. 
Harst  möchte  deshalb  fragen,  wie  es  mit  des  Hz.s  Belehnung  (um 
die  er  jüngst  in  Frankfurt  beim  Kaiser  nachgesucht)  am  besten  zu 
halten  sei,  und  ob  der  Kaiser  >in  ansehung  unser  leibsschwacheit« 
hzgl.  Räte  an  seiner  Statt  zu  belehnen  geneigt  sei.8)  2.  Hz.  wünscht 
die  Bestätigung  der  ksl.  und  königl.  Privilegien,  »dergleichen  lant- 
und  wasserzollen   und    aller    anderer  regalien«.4)     Harst  soll  an- 

in  Aich  etc.,  13.  aprilis  1559  Augustae  Vindel.«  Darin  ist  nur  be- 
merkt, dass  der  Kaiser  Abschrift  von  dem  Entschuldigungsschreiben  und 
dem  Bericht  der  Stadt  Aachen  den  jülicher  Gesandten  mitteilen  wolle 
und,  falls  sie  damit  nicht  zufrieden  seien,  sondern  noch  ferneren  Befehl 
an  Aachen  vom  Kaiser  verlangen  würden,  den  auch  zu  fertigen  bereit  sei. 

l)  i.  v.:  »sonderbare  Instruction  uf  dr.  Karl  Harst  an  die  Rom. 
Kei.  Mt.«  Das  Kreditiv  für  Heinrich  v.  der  Reck  und  Karl  Harst  als 
Gesandte  an  den  Kaiser  ist  d.  d.  Düsseldorf  1559  Febr.  3  (ebenda,  Kop.). 

*)  Ober  des  Herzogs  Gesundheitszustand  vgl.  sein  Schreiben  an  seine 
Frau  Maria  (z.  T.):  ,Die  hiesige  Luft  thut  ihm  sehr  wohl,  so  dass 
er  nicht  viel  mehr  von  seinem  Fieber  wahrnimmt.  »Und  byn  so  wyt 
dorch  Gottes  genayd  komen,  das  ych  uff  mynen  boesen  dak  morgens 
und  abentz  wydder  tzo  dysch  gayn.«  Cleve  1560  März  15/  Ediert 
von  M.  Lossen  in  Ztschr.  des  berg.  GV.  20,  S.  46  ff.  Wie  Lossen 
daselbst  bemerkt,  geht  aus  diesem  Schreiben  hervor,  dass  Herzog 
Wilhelm  spätestens  schon  im  Jahre  1560  am  Wechselfieber  (sog. 
Quartana)  litt.  Vgl.  auch,  was  Lossen  S.  48  nach  jenem  Schreiben 
über  die  Anwesenheit  des  Grafen  von  Hoorn  und  anderer  spanischer 
(niederländischer)  Herren,  die  ,den  Herzog  halb  toll  machen 
werden',  sagt. 

*)  Die  Belehnungsurkunde  d.  d.  Augsburg  1559  Mai  5  bei  Dithmar 
S.  174  (Nr.  120). 

4)  Vgl.  Häberlin  4,  S.  189  f. 
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fragen,  ob  der  Kaiser  sie  auf  dem  jetzigen  Reichstage  gewähren 
würde.  3.  Nach  dem  von  Karl  V  bei  des  Hz.s  Verheiratung  ge- 
gebenen Privileg  sollen  »in  mangel  der  mansleibserben  die  freulin 
aus  solichem  heirat  geschaffen  in  den  reichslehenen  auch  erben 
und  succedirn  mögen«.  Hz.  bittet,  der  Kaiser  möchte  dies  Privileg 
bestätigen  »mit  dem  fernem  zusatz  und  anhang,  das  solichs  auch 
bei  allen  künftigen  erben,  so  in  absteigender  linien  von  unser  lieben 
gemahel  und  uns  und  also  aus  dem  stipite  herfliessen  und  kommen, 
gelten  und  stathaben  sol«.1)  4.  Da  ferner  bei  der  Eheberedung  der 
Eltern  des  Hz.s  urkundlich,  auch  mit  Bewilligung  aller  ihrer  Lande 
vertragen  ist,  dass  alle  Lande  ewig  bei  einander  bleiben  sollten,  so 
möchte  der  Kaiser  diese  Union  bestätigen,  »jedoch  dem  h.  reich 
seines  rechten  und  gerechtigkeit,  so  vil  die  gemeine  reichssteuren 
oder  anders  belangt,  in  alweg  furbehalten«.2)  B.  Auf  dem  letzten 
Reichstag  zu  Regensburg  ist  der  Vertrag,  worin  dem  Hz.  alle  welt- 
liche Hoheit  der  Stadt  Herford  übertragen  ist,  nur  im  Namen  des 
Kaisers  Karl  bestätigt.  Jetzt  möchte  auch  Kaiser  Ferdinand  ihn 
für  sich  bestätigen.  6.  Hz.  hat  im  J.  1554  »ein  kurze  form  ge- 
richtlichs  process  sampt  erklerung  etlicher  fei«  für  die  Haupt-  und 
Untergerichter  von  Jülich  und  Berg  verfassen  lassen,  »welche  durch 
gemeine  ritterschaft  und  stet  obgenanter  unser  furstentumben8)  nach 
vorgehaptem  rat  einhelliglich  beschlossen,  gewilligt  und  eingereumpt«, 
auch  darauf  von  Karl  V.  bestätigt  ist.  Da  inzwischen  »etliche 
nutzliche  zusetz  und  weiter  erclerung  bei  solcher  Ordnung  furge- 
fallen,  bedacht  und  für  gut  angesehen«,  so  möchte  der  Kaiser  die 
»rechtsordnung«  in  der  jetzigen  Form  nochmals  bestätigen,  ferner 
das  dem  Hz.  auf  dem  Reichstag  zu  Regensburg  1546  gegebene  Pri- 
vileg über  die  Appellationen  unter  400  G.  »ratificiren.4)  7.  Nach- 
dem etliche  auslendige  Stifter  und  collegien  wie  auch  etliche  welt- 
lichen die  appellationes  aus  unsern  .  .  .  landen  auslendig  zu  ziehen 
und  uns  als  dem  lantfursten  desfals  furbeizugehen  underston«,  wo- 
durch es  geschieht,  dass  ausländige  Obrigkeiten  sich  anmassen  über 
Güter  in  des  Hz.s  Landen  Richter  zu  sein,  so  möchte  der  Kaiser 
dem  Hz.  ein  Privileg  geben,  dass  »geine  geistlichen  oder  weltlichen 

*)  Vgl.  Dithmar  S.  172  (1559  Juni  21). 

»)  Vgl.  Dithmar  S.  171   (1559  Juni  21);    Cl.-M.,   Urkk.  Nr.  1938. 
ö)  Gerhard  von  Jülich  hat  hinzugefugt:  »und  grafschaft  Ravensberg«. 
Über  die  Gerichtsordnung  für  Ravensberg  s.  oben  S.  716  Anm.  6. 
4)  S.  oben  S.  627  Anm.  4. 
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die  appellationes  omisso  medio  wider  des  reichs  Ordnung  an  sich 
ziehen;  jedoch,  dweil  etliche  in  iren  mankammern  die  appellation 
von  alters  gehat  haben  mögen,  das  dieselbige  darbei  gelassen,  doch 
dergestalt,  wanehe  jemant  von  den  urteiln,  so  daselbst  in  den  man- 
cammern  in  der  zweiter  instanz  ergangen,  sich  beschweren  und 
der  guter  halben,  so  in  unsern  furstentumben  gelegen,  ferner  appel- 
liren  wulte,  das  soliche  appellationes  an  uns  als  den  lantfursten 
und  nit  an  auslendige  .  .  .  stende  .  .  .  gezogen  werden  sollen.  *)  — 
Geben  zu  Dusseldorf  under  unserm  herufgetrucktem  secretsigil  am 
ersten  januarii  ao.  59«. 
RV.,  Nr.  27c,  Kpt. 

269.  Hz.  Wilhelm  an  Bischof  Münster.  1559  No- 
vember 16. 

Ksl.  Mandate.  Neue  Münzordnung;  Bedenken  dagegen;  wie  der 
Kaiser  von  dem  Protest  des  Kreises  zu  verständigen. 

An  ihn  und  den  Bischof  zusammen  sind  vier  ksl.  Schreiben 
neben  drei  Packeten  gedruckter  Mandate9)  und  einem  Exemplar  der 
neuen  Münzordnung  eingetroffen.  Was  die  Münzordnung  betrifft, 
so  weiss  der  Bischof,  wie  die  Stände  dieses  Kreises  »sich  derselben 
jeder  zeit  beschwert,  sovern  die  Burgundische  nidererblande,  domit 
dieser  kreis  die  meiste  commertia  braucht,  dorein  nit  willigen 
wurden,  auch  derwegen  den  gesandten  uf  dem  munztag  zu  Speir 
verschienes  jars  57,  dergleichen  in  martio  itzlaufendes  jars  59,  be- 
volhen8)  und  jungst  zu  Collen  abermals  verabschiet  und  be- 
schlossen, .  .  .  wie  auch  unsere  und  andere  dieses  kreis  gesandten 

J)  Vgl.  Häberlin  4,  S.  190. 

*)  Hz.  Wilhelm  an  die  sämtlichen  Stände  des  niederländ.-westfäl. 
Kreises:  ,Der  Kaiser  hat  ihm  auf  Grund  des  augsburger  Abschieds  drei 
gedruckte  Mandate,  »als  von  wegen  der  kriegsgewerb  [vgl.  Häberlin  4, 
S.  58],  nacheil  [a.  a.  0.  S.  55  f.]  und  geschenkten  hantwerken«  [a.  a.  0. 
S.  112],  zugesandt  und  befohlen,  sie  überall  in  diesem  Kreise  publicieren 
zu  lassen.  Kommt  diesem  Befehl  hiermit  nach.  —  Düsseldorf  am 
16.  November  1559/  RV.  Nr.  19.  Cpt.  Ebenda  (Cpi)  vom  gleichen 
Datum  hzgl.  Schreiben  an  die  Beamten  (Amtmann  und  Vogt)  von  Jülich, 
Berg  und  Ravensberg:  ,schickt  »ein  anzal«  jener  Mandate  (s.  voriges 
Schreiben).  Sollen  sie  im  Amt  »an  den  furnembsten  orten alda  anschlagen 
und  publicirn«  lassen,  auch  sorgen,  dass  sie  befolgt  werden/  Beachte, 
dass  die  Münzordnung  (s.  Nr.  269)  hier  nicht  publiciert  wird. 

*)  Vgl.  Häberlin  4,  S.  78. 
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jungst  zu  Augspurg  öffentlich  protestirt,  das  sie  in  solche  munz- 
ordnung  nit  wüsten  zu  gehelen,  dan  sovern  ger.  Burgundische  ind 
nidererblande  sich  mit  darin  .  .  .  begeben  wurden.«  Stellt  es 
deshalb  in  des  Bischofs  Bedenken,  ob  man  es  bei  der  vorigen 
Protestation  des  Kreises  bleiben  lassen  oder  ob  »in  e.  1.  und 
anderer  unserer  zugeordneten  und  unserm  namen«  von  des  ganzen 
Kreises  wegen  nach  Endigung  des  Tages  zu  Andernach  der  Kaiser 
von  der  vorigen  Protestation  des  Kreises  verständigt  werden  soll, 
damit  »bei  i.  Kei.  Mt.  der  unglünpf  uf  e.  1.  und  uns  allein  nit  ge- 
schoben werde.  Dieweil  auch  von  solicher  neuer  munzordnung  nuer 
ein  exemplar  uns  zukommen  und  deren  zu  Collen  und  an  anderen 
orten  zum  feilen  kauf  gnug  .  .  .  vorhanden,  haben  wir  dasselbig 
alhie  verhalten«  ....  —  1659  November  16. 

R.-V.  Nr.  19,  Kpt1)  —  Audiverunt:  ill.  princeps,  Kanzler  Vlatten, 
Marschall  Gimnich,  Dr.  Karl  Harst,  Dr.  Wilhelm  Gulich. 

270.  Hz.  Wilhelm,  Instruktion  für  die  Säte  Heinrieh 
von  der  Beck  und  Konrad  von  Schöler  zum  Deputations- 
tag zu  Speier  (z.  T.)    Cleve  1560  März  14. 

1.  Ober  die  Stände,  welche  durch  andere  aus  den  Reichsanschlägen 
gezogen  werden.  Verfahren  des  ksl.  Fiskals  gegen  Niederwesel,  Soest 
und  Herford.  2.  Das  Hilfsgeld  für  die  fränkischen  Einigungsverwandten. 
3.  Eintreibung  der  Kreisanschläge.  4.  Die  Sache  des  Hans  Holte.  5. 
Die  Gerichtsordnung  und  ksl.  Privilegien  dem  Kammergericht  zu 
insinuieren. 

1.  Wenn  über  die  Stände  verhandelt  wird,  welche  in  die 
Reichsanschläge  gehören  und  doch  zu  den  bewilligten  Reichsanlagen 
nichts  beitragen,  »sonder  daran  gehindert  und  ire  anläge  von  andern, 
so  doch  nichts  von  irentwegen  erlegen,  gespert  werden«  [!],*)  sollen 
Gesandte  dahin  wirken,  dass  gegen  die,  welche  »in  die  anschlege 
gewisslich  gehörig,  auch  vormals  gesteint  und  ire  anlagen  durch 
sich  selbst  oder  ire  eximenten  wirklich  geleist  und  nachmals  ver- 

*)  Bischof  Münster  antwortet  (ebenda,  Orig.):  ,Ist  dafür,  dass  der 
Kaiser  von  dem  vorigen  Kreisbeschluss  verständigt  und  gebeten  werde, 
bei  dem  König  von  Spanien  oder  dessen  »gubernatin«  in  Brabant  auf 
die  Einwilligung  in  die  Münzordnung  hinzuwirken,  damit  »allerhant  un- 
zimblicher  gewin  so  vil  möglich  abgeschnitten«  werde.  —  Ahaus  am 
6.  Dzb.  1559/     praes.:  Dzb.  10  Düsseldorf. 

*)  Dieser  Satz  richtet  sich  offenbar  in  erster  Linie  gegen  die  bur- 
gundische  Regierung. 
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weigern  wurden,  mit  recht  procedirt  werde;  da  aber  von  denen  ge- 
sprochen, so  hiebevor  durch  etliche  reichsstende  ausgezogen,  doch 
von  alters  nit  gesteurt,  sonder  in  possessione  libertatis  vel  quasi 
befunden,  das  die  bei  solicher  irer  libertet  und  auszug  gehanthabt 
und  ...  bei  denen,  .so  sie  ausziehen,  gelassen  wurden,  wie  dan 
unsere  rete  desfals  unsere  notturft  von  wegen  der  grafschaften  und 
herschaften  Blankenheim,  Gerartstein  und  Mors,  auch  Duiren  und 
Hervorden  bestes  vleiss  furzuwenden«.  Da  ferner  der  ksl.  Fiscal 
gegen  die  hzgl.  Städte  Niederwesel,  Soest  und  Duisburg  trotz  der 
Reichsabschiede  und  erhaltenen  Dekrete  ohne  Unterlass  vorgeht,  so 
sollen  Räte  sorgen,  dass  der  Hz.  bei  diesen  Reichsabschieden  (na- 
mentlich dem  von  1548)  und  Dekreten  gelassen  wird.  2.  Die 
fränkischen  Einigungsverwandten  verlangen,  dass  ihnen  das  zugesagte 
Hilfgeld1)  endlich  gezahlt  werde.  Nun  haben  die  Stände  dieses 
Kreises  1554  Oktober  5  auf  dem  Kreistag  zu  Köln  das  Hilfgeld  auf 
die  drei  verlangten  Monate  des  einfachen  Römerzuges  bewilligt, 
unter  der  Bedingung,  dass  sie  sich  damit  ihrer  vorigen  Freiheit 
nicht  begeben  wollten  und  das  von  jedem  Stand  ausgelegte  Hilfgeld 
an  den  künftigen  Reichssteuern  in  Abzug  gebracht  werde.  Hz.  hat 
auch  neben  anderen  vornehmen  Ständen  dieses  Kreises  seinen  An- 
teil entrichtet.  Im  Rückstand  sind  namentlich  die,  welche  auch  in 
des  Reichs  und  dieses  Kreises  Anschlägen  >sich  ausziehen  und  am 
Kei.  camergericht  irer  exemption  halben  gegen  den  fiscal  recht- 
hengig.  Jedoch  wes  die  übrige  stende  belangt,  sovern  dieselbige 
die  vorige  reichssteuren,  sonderlich  des  furrats  und  ergenzung  nit 
genzlich  entricht  und  den  anschlag  dieses  geforderten  ausstendigen 
hilfgelts  daran  abziehen  kunten  [!],  wes  dan  andere  kreisen,  in- 
sonderheit die  Schwebischen  (daran  ...  der  meiste  mangel  be- 
funden) auf  der  angestelten  deputationhandlung  desfals  inwilligen, 
sol  bei  den  stenden  dieses  kreis  auch  muglichs  vleiss  befurdert 
werden«;  obwohl  den  Ständen  dieses  Kreises  die  Kosten  der  auf 
Befehl  des  Kaisers  mit  Vorwissen  der  Reichsstände  ,continuirten 
und  vollführten4  Rietbergischen  Expedition  nicht  bei  der  Reichs- 
steuer in  Abzug  gebracht,  »sonder  derwegen  commissarien  gegeben 
und  für  denselben  die  handlung  auszufueren  gewiesen  worden«. 
3.  1559  August  5  hat  der  Kaiser  dem  ksl.  Kammergerichtsfiscal  be- 
fohlen, gegen  die  Stände,  die  mit  Entrichtung  ihrer  Kreisanschläge, 

*)  S.  oben  S.  748  (§.  3). 
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namentlich  der  für  die  Expedition  gegen  Rietberg  aufgewendeten, 
säumig  sind,  zu  procedieren,  »welche  process  aber  ime  von  camer- 
richter  und  beisitzer  nit  erkent;  doch  ged.  fiscal  in  der  Zuversicht 
steht,  dieselben  [!]  ime  erkant  werden  sollen«.  Wenn  jene  sich 
nun  weigern,  sollen  Räte  bei  den  Verordneten  der  Reichsstände  an- 
halten, dass  dem  Kammerrichter  und  den  Beisitzern  abermals  des- 
wegen Befehl  gegeben  werde.  4.  In  der  Sache  des  Hans  Holte1) 
hat  der  Kaiser  in  Verfolg  des  Beschlusses  des  Deputationstages  zu 
Speier  von  1557  einen  Kommissar  verordnet,  nämlich  den  Erzb. 
v.  Köln.  »Dieweil  aber  die  gute  one  frucht  abgangen  und  der 
gegenteil«  in  die  Kommission  des  Erzb.  nicht  willigen  wollen, 
sondern  die  Sache  am  Kammergericht  zu  verfolgen  wünscht,  so 
sollen  Räte,  »welcher  massen  die  sach  in  craft  der  Kei.  rescripten 
ufgehebt  und  vertragen  und  insonderheit  dieweil  der  angrif  in  der 
verstorbener  Kei.  Mt  ...  nidererblanden  gescheen,  so  des  Kei. 
camergerichts  zwang  nit  underworfen,  furwenden  und  bei  den  de- 
putirten  .  .  .  anhalten,  das  sie  in  craft  ires  von  gemeiner  stende 
wegen  gegebenen  .  .  .  bevelchs  .  .  .  verschaffen  wollen,  damit  bem. 
sach  vermog  ufgerichten  Vertrags,  darauf  gefolgten  Kei.  rescripten 
und  des  reichs  decreten  alda  am  cammergericht  in  kein  weiter  dis- 
putation  gezogen,  sonder  wider  an  Kei.  Mt.  .  .  .  und  gemeine  stende 
des  reichs,  dohin  wir  uns  auch  erboten  haben  wollen,  remittirt 
werde«.  5.  Räte  sollen  die  Gerichtsordnung  mit  der  ksl.  Ratifi- 
kation, ferner  das  ksl.  Privileg  de  non  appellando  omisso  medio 
und  die  Konfirmation  des  Privilegs  wegen  der  Appellationen  unter 
400  G.  dem  Kammergericht  insinuiren.8)  —  »Geben  zu  Cleve  unter 
unserm  heraufgetruckten  secretsigel  am  14.  martii  ao.  60.« 
RV.,  Nr.  28,  Orig. 

271.  Verhandlung  mit  den  Ständen  von  Berg*.  [Düssel- 
dorf] 1580  Juni  4.*) 

Verlesung  des  Abschieds  von  1557  Januar  21.  Bewilligung  einer 
sechsjährigen  Steuer  von  jährlich  5000  Tlr.,  wogegen  die  zwölfjährige 
Accise  fortfällt.  Verhandlung  über  die  Formulierung  des  neuen  Ab- 
schieds und  die  Erteilung  eines  Reverses.  Verzeichnis  der  anwesenden  Räte. 

l)  S.  oben  S.  728  Anm.  1. 

■)  Vgl.  vorhin  S.  778  Anm.  4. 

■)  d.  d.  Cleve  1560  Mai  26  (K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  381,  Kpt.) 
werden  Räte,  Ritterschaft  und  Hauptstädte  von  Berg  zu  Juli  3  abends 
nach  Düsseldorf  berufen. 


Digitized  by 


Google 


Nr.  271.     1660  Juni  4.  783 

1560  Juli  4  wird  den  Räten,  Ritterschaft  und  Städten  von  Berg 
in  Gegenwart  des  Herzogs  der  Abschied  v.  1557  Januar  21  [Nr. 
249]  vorgelesen  und  sie  aufgefordert,  sie  möchten  »die  handlung 
.  .  .  helfen  erwegen,  damit  vorigem  abschied  wirklich  .  .  .  nach- 
gesetzt werden  mochte«.  Ritterschaft  und  Städte  fordern  die 
bergischen  Räte  zu  sich,  beratschlagen  mit  ihnen  und  bitten,  den 
Abschied  »inen  nochmals  uf  der  capellen  furlesen  zu  lassen«.  Nach- 
dem derselbe  ihnen  »eüichmal  furgelesen«,  melden  die  bergischen 
Räte  neben  Jürgen  Quade  und  Heinr.  v.  der  Horst  dem  Kanzler 
und  Landrentmeister:  obwohl  Stände  sich  erinnern,  dass  1557  des 
»abschiets  halber  vast  vil  disputation  furgelaufen  und  sie  denselben 
dermassen  nit  hetten  inreumen  noch  den  angeregten  bou  uf  sich 
nemen  können,  nitdestoweniger,  dieweil  sie  ungern  anders  als  die 
gutwillige  treue  undertanen  wulten  gespuert  werden  und  aber  die 
zwelfjarige  accis  nit  vil  ausbrechte,  auch  jedermenniglich  vast  zu- 
wider were,  wan  dan  dieselbige  nachgelassen  werden  mochte«,  so 
wollen  sie  für  6  Jahre  jährlich  3000  Taler  bewilligen.  Kanzler 
und  Landrentmeister  halten  dies  Anerbieten  für  zu  »gering- 
schetzig«  und  schlagen  8  Jahre  lang  jährlich  6000  Taler  vor.  Nach 
weiterer  Verhandlung  der  bergischen  Räte  »und  verordenten«  mit 
Ritterschaft  und  Städten  bewilligen  diese  zuletzt  für  6  Jahre 
jährlich  5000  Taler,  wogegen  die  Accise  fortfällt;  die  Geistlichen 
sollen  vom  Herzog  noch  ausserdem  »sonderlich  angeschlagen  werden«. 
—  Nachdem  dann  der  Abschied  verfasst  und  Ritterschaft  und 
Städten  durch  die  berg.  Räte  vorgelesen,  wünschen  jene  einige 
Änderungen:  1.  »das  das  wort  ,in  alwege'1)  ausbleiben  mochte; 
2.  als  der  abschiet  nachbrechte,  das  ritterschaft  und  lantschaft  die 
aussetzung  der  steuren  tun  und  die  folgentz  uberliebern  solten,  das 
es  damit  wie  von  alters  gehalten  wurde;  3.  nit  allein  in  dem  ab- 
schiet, sonder  auch  sonst  mit  brief  und  siglen  zu  versorgen,  das 
diese  inreumung  inen  an  irem  alten  herkommen,  freiheit  und  Privi- 
legien nit  abbruchlich  sein,  auch  sie  obang.  bous  in  künftiger  zeit 
nit  mer  zu  tun  haben  noch  derwegen  weiter  umb  steur  und  hilf 
ersucht  werden  solten.    Ob  nu  wol  soliche  begerte  verenderung  . .  . 

*)  Das  Wort  »in  alwege«  kommt  in  dem  uns  vorliegenden  Abschied 
(Nr.  272)  zweimal  vor.  Es  könnte  von  diesen  beiden  Stellen  nur  die 
zweite  gemeint  sein.  Aber  vielleicht  hat  der  bei  den  Verhandlungen  mit 
den  Ständen  durch  die  Räte  verlesene  Entwurf  des  Abschiedes  das  Wort 
auch  noch  an  einer  anderen  Stelle  gehabt. 
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zum  teil  gewilligt,   so  hat  man  sich  doch  des 
lantschaft  in  künftiger  zeit  dieses  bous  halber  n 
solte  angesucht  werden,  dermassen  nit  können 
mehr  ist  der  Punkt  an  den  Hz.  gebracht,  der   : 
willigen  können,  sonder  vil  lieber  die  ganze  hai : 
und  beresten  lassen.      Also  zuletst    der  punc  . 
mittelt  [!],  als  das  die  lantschaft  in  den  abs  I 
weiters  verbunden  sein  solte  und  das  auch  i 
Revers  zu  geben.  —  »Diser  abscheit  ist  derm;   i 
eingereumbt«  in  Gegenwart  des  Herzogs,   Kai   1 
Lei,   Hofm.   Schinkern,   Plettenberg    zum  Gru    i 
v.  Hardenberg,   Sibert  v.  Troistorf,   Joh.  v.  I    s 
Windeck,  Landrentmeister  Wassenberg.     »Dal 
ab-  und  angewesen  beide  marschalken  Gimmen     i 
K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  foL  382,  Orig. 

272.    Landtagsabschied   von   Berf 
Juli  6. 

Steuerbewilligung  zum  Bau  der  Festung  Di 
noch  besonders  zu  besteuern.     Ergänzung  des         i 

Der  Herzog  ersucht  die  Stände  auf  Gi 
vorigen  Landtage,  »als  nemblich  dass  sie  a 
dacht  sein«,  wie  der  begonnene  Bau  der  Fe       i 
möglich  ausgefurt  werden  konte,  solche  n< 
zu  erwägen  und   gueten  treuen  rat  i.  f.  g        i 
Sie  bewilligen  »neben  den  vorigen  anlagen         ! 
die  rechte  werde  darvor«,  in  den  nächster 
Teilen  zu  bezahlen,  »welche  wie  von  altei 
den  befelchaberen  aufgeburt  und   zu  hai 
Dusseldorf  als  verordneten  einnemers  ub< 
unbeschadet  ihrer  Rechte  (»in  alwege  ft  I 

Bitte,  dagegen  die  vorher  bewilligte  12j 
und  den  Bau  dahin  »mit  gnaden  richten« 
schaft  und  undertanen  derwegen  ferner  nit  \ 

Obwohl  der  Herzog  die  Summe  von  50 
nügend  findet,  nimmt  er  doch  das  Erbiet 
auch  »auf  ire  undertenige  bit  i.  f.  g.  vo  i 

lieh«  nach,  »also  das  die  lantschaft  in  c 
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ufgericht  nit  weiters  verbünden  sein  sol«  und  erklärt  sich  bereit, 
einen  Revers  über  die  Bewilligung  zu  geben.  Die  »buerung«  der 
12jährigen  Accise  soll  den  1.  September  »absein«,  zur  selben  Zeit 
die  5000  Tlr.  des  ersten  Jahres  ausgesetzt  werden  und  bis  zum 
nächsten  Weihnachtsfest  gewiss  bezahlt  sein,  »doch  dass  in  alwege 
die  arme  unvermögende  nndertanen  so  viel  möglich  verschoent 
bleiben.  —  Neben  dem  ist  verabscheu«,  dass  der  Herzog  mit  den 
Geistlichen  »sonderlich«  verhandeln  und  sie  »umb  steur  ersuchen 
und  anschlagen  lassen«  solle.  —  Da  einige  vom  Ausschuss  ge- 
storben, andere  »ires  alters  und  unvermogenheit  halber«  oder  weil 
sie  zu  Räten  angenommen,  ausgeschieden,  sind  an  deren  Stelle 
»boven  der  Wbpper«  Johann  Ketler,  Wilh.  von  Lutzenrode  und 
Mauritius  Hoen  »angenomen«  und  »under  der  Wopper«  Heinrich 
von  der  Horst,  Joest  v.  Eller  und  Johan  von  Winkelhausen,  »so 
hiebevor  verordent  gewesen,  dabei  verplieben.  —  Zu  urkunt  seint 
dieser  abschiet  zween  gleiches  inhalts  under  hochben.  meins  g.  f. 
und  h.  herzogen  secrietsiegel  ufgericht,  davon  der  einer  obg.  ver- 
ordenten  von  der  lantschaft  zugestalt  und  der  ander  in  i.  f.  g. 
canzlei  verhalten.  Gescheen  und  verdragen  zu  Dusseldorf  am 
5.  julii  ao.  60.    Ger[ardus]  Julpacensis].« 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  385,  Orig.;  Redinghoven  XXVII,  fol.  68,Kop. 

273.  Instruktion  für  die  bergischen  Amtleute  betr. 
Aussetzung  der  Steuer  zum  Festungsbau.1)  [Düsseldorf 
1560  Juli  6.]2) 

»Berichtung,  wie  die  sechs jerige  Steuer,  so  zu  dem  bau  der 
stat  Dusseldorf  bewilligt,  sol  ausgesatzt  werden. 

!)  In  hzgl.  Schreiben  d.  d.  Cleve  1560  August  10  (K.,  Caps.  2, 
Nr.  17,  fol.  388,  Kpt.)  an  die  bergischen  Amtleute  und  Befehlshaber 
(mut.  mut.  an  die  Städte)  werden  sie  angewiesen,  die  Steuer  nach  einer 
beiliegenden,  durch  die  Räte  und  den  Ausschuss  verfassten  »anzeichnuss« 
auszusetzen.     Damit  ist  offenbar  Nr.  273  gemeint. 

8)  Das  Datum  entnehme  ich  folgender  Aufzeichnung  (fol.  390,  Orig.): 
»Austeilung  der  sechsjeriger  Steuer  zu  dem  bau  Dusseldorf 
bewilligt.  Dises  ist  verlesen  und  nach  allerhant  getanen  ab-  und  zu- 
setzen dermassen  zuletzt  verglichen  in  beisein  der  Bergischen  rete«  :  Wilh. 
v.  der  Leien  Amtm.  zu  Steinbach,  Hofmeister  Schinkern,  Herrn  zum 
Hardenberg,  Bertram  v.  Plettenberg,  Troistorf,  Joh.  v.  Nesselrot,  und  des 
Ausschusses:  Jost  v.  Eller,  Joh.  v.  Winkelhausen,  Horst  zu  Mudhnkhoven, 
Joh.  Ketler,  Wilh.  v.  Lutzenrot,  Mauritius  Hone  und  der  Städte  Lennep 

50 


Digitized  by 


Google 


786  Nr.  273.     1660  Juli  6. 


Die  amptleut  und  bevelchaber  sollen  in  der  austeilung  für  die 
hant  nemen  die  anzeichnus  und  register  eins  jedem  ambts  und  da- 
rinnen ersehen,  wie  im  jar  58  und  59  in  jederem  kirspel  und  hond- 
schaft  die  Satzung  geschehen  ist  und  dieselbige  austeilen  nach  eines 
jederen  vermögenheit,  hab  und  guter,  also  das  die  habseligen  nit 
übersehen  und  die  unvermögende  und  armen  sovil  muglich  ver- 
schont werden.  Si  sollen  einen  oder  zwen  vom  adel,  auch  etliche 
scheffen,  honnen  oder  andere  hausleut,  die  der  nachbarn  gelegenheit 
wissen,  zu  sich  fordern,  umb  desto  besser  zu  erkundigen,  wie  eines 
jedem  gelegenheit  ist,  und  auch  darnach  die  aussetzung  zu  [!]  tun. 
Der  rittermessigen  halfleut  für  den  zogbruggen,  es  werden  die  heuser 
bewonet  oder  nit,  sollen  nit  angeschlagen,  aber  alle  andere  ire 
halfleut  und  pechter  nach  gelegenheit  ires  gewin  und  pacht  gesatzt 
werden.)  [Die  freien,8)  so  rittermessige  guter  haben,  dergleichen 
diejenige,  so  durch  brief  und  sigel  gefreiet  und  nit  vom  adel  sein, 
sollen  bei  irer  freiheit  gelassen  werden,  dieweil  soliche  freiung  nit 
der  personen,  sonder  dem  gut  anhengig.  Aber  die  freien,  so  sattel- 
guter haben  und  in  den  lantsteueren  mit  zu  geben  pflegen,  sollen 
dismak  auch  mit  angeschlagen  werden.]  Die  zerung,  so  die  ampt- 
leut, bevelchaber  und  austeiler  in  dem  aussetzen  vertun,  sol  durch 
bestimbte  ambtleut  underzeichent  und  durch  die  ufburer  inbracht 
und  berechent  werden.  Den  ufhebern  in  den  amptern  sol  vom  100 
taler  ein  und  den  fronen  vom  100  ein  halber  taler  gegeben  werden.«8) 

K.,  Caps.  2,  Nr.  17,  fol.  389,  Kpt. 

und  Düsseldorf.  —  »Signa tum  6.  julii  ao.  60. <l  Ämter:  Windeck  233, 
Blankenberg  618,  Kirchspiel  Oeckerode  30,  Vogtei  Siegburg  35, 
Amt  Löwenberg  342,  Bergische  >uf  der  Scheiderhohe«  im  Amt  Löwen- 
berg 11,  Amt  Steinbach  689,  Lülsdorf  85,  Freiheit  Wessiingen  22,  Porz 
310,  »Scheiderhohe  im  ampt  Porz«  20,  Freiheit  Mülheim  55,  Miselohe 
270,  Monheim  230,  Angermund  429,  Landsberg  45,  Mettmann  438, 
Elberfeld  65,  Solingen  360,  Hilden  und  Hain  43  V«,  Beyenburg  330, 
Bornefeld  164,  Hückeswagen  75.  Städte:  Düsseldorf  155,  Lennep  55, 
Wipperfürth  86,  Ratingen  80,  Radevormwald  36,  Solingen  36,  Gerres- 
heim  17,  Blankenberg  6.  Freiheiten:  Elberfeld  22,  Mettuaann  46, 
Monheim  19,  Gräfrath  20,  Angermund  10,  Hückeswagen  9,  Burg  8. 
Summarum  6401  */«  Taler. 

')  Vgl.  ldstd.  Vf.  HI,  2,  S.  280  (Nr.  57). 

*)  Die  durch  Klammern  eingeschlossenen  Sätze  hat  Gerhardus 
Juliacensis  durchgestrichen  und  am  Rande  bemerkt:  »nota,  ob  nit  dise 
beide  [sc:  Sätze]  auszulassen.« 

*)  Zur  Ergänzung  dieser  Bestimmungen  vgl.  aus  dem  S.  785  Anm.  1 
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274.  Kanzler  Vlatten  an  Hz.  Wilhelm  (z.  T.).  Düssel- 
dorf 1560  August  10. 

Antwort  auf  des  Hz.s  Schreiben  von  August  8. 

Hat  die  zwei  ksl.  Schreiben  eingesehen.  »Sovil  .  .  .  das  erste 
mit  dem  secundario  clero  binnen  Luttich  belangen  tut1)  und  das 
e.  f.  g.  in  zweifei  steen,  ob  die  [!]  zu  bescheiden  oder  aber  si 
sunst  zu  beschicken,  finden  ich,  das  das  Kei.  schreiben  ausdrucklich 
nachbringt,  das  e.  f.  g.  etliche  ire  ansehenliche  .  .  .  rete  zu  gem. 
clero  secundario  deshalben  sotten  abfertigen.«  Es  besagt  auch  der 
regensburger  Abschied  klar,  dass  es  jeder  Obrigkeit  frei  steht,  ihre 
Unterthanen  geistlich  und  weltlich  zu  besteuern,  und  dass  der  ksl. 
Kammergerichtsfiskal  gegen  die  ungehorsamen  schleunig  procedieren 
solle.  »Solte  aber  der  weg  furgenommen  und  durch  ger.  fiscalen  uf 
die  acht  procedirt  wellen  werden,  wurde  allerhant  geferlicheit  der 
execution  halber  des  orts  sich  zutragen  mögen,  welichs  dem  h.  reich, 
auch  dem  stift  Luttich  und  allen  desselben  glidern  zu  .  •.  .  schaden 
erreichen  kunte  .  .  .  .  —  Geschriben  zu  Dusseldorf  am  10.  augusti 
ao.  60.« 

Gstl.  Sachen,  A,  Nr.  15,  Kpt. 

erwähnten  Schreiben:  , Adressaten  sollen  die  Steuer  im  September  aus- 
setzen und  an  den  Burggrafen  zu  Düsseldorf  Franz  Pilman  jährlich  ab- 
liefern, so  dass  sie  in  diesem  Jahre  bis  Weihnachten  bezahlt  ist.  Sollen 
die  verordneten  Accisemeister  anweisen,  dass  sie  die  Accise  nach  dem 
letzten  August  nicht  mehr  einfordern,  > sonder  damit  ire  rechnung 
schliessen  und  dieselbige  sambt  dem  gelt  und  was  sonst  bis  daran  noch 
hind erstendig  sein  mach,  dem  verordentem  innemer  uberliebern.«  Dagegen 
ist  die  vorige  gewonliche  accis  hinfurter  wie  von  alters«  zu  erheben.' 
l)  Es  handelt  sich  hier  offenbar  um  den  Widerstand  des  in  Jülich- 
Berg  begüterten  lütticher  Klerus  gegen  die  Besteuerung.  Vgl.  Nr.  259 
und  262;  ldstd.  Vf.  III,  2,  S.  168. 
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Zu  S.  50  Anm.  124:  Meine  daselbst  ausgesprochene  Vermutung, 
dass  auf  dem  Landtag  zu  Duisburg  im  Juni  1514  die  Stände  von  Cleve 
nicht  gefehlt  haben,  wird  durch  folgende  Nachrichten,  die  ich  der  freund- 
lichen Mitteilung  des  Herrn  Archiv.  Dr.  Ugen  verdanke,  bestätigt:  Chronik 
des  Duisburger  Johanniterordensbruders  Joh.  Wassenberg  (deren  Edition  I. 
für  die  Städtechroniken  vorbereitet),  fol.  219b  zum  J.  1614:  »In  den- 
selven  iair  op  s.  Peter  et  Pauls  dach  wart  toe  Duysborch  gehalden  eyn 
soe  groethen  heyrliken  eyrckliken  dach  van  alle  der  ritterschap  ende 
steeden  der  landen  Gulich,  Berghe,  Cleve  ende  van  der  Marck,  als  yn 
hondert  iaren  gehalden  was  gewest  ende  langer,  om  toe  slouten  eynen 
hillich  tuysschen  hartoch  Kaerll  van  Gelre  ende  Marien  [1 1. :  Anna]  hartoch 
Jans  van  Cleve  syn  dochter,  ende  die  dachvart  wart  gehalden  yn  der  cruytz- 
broeder  have  3  dage  lanck«.  Weseler  Stadtrechnung  von  1514:  »  .  .  .  up 
guedesdach  nae  S.  Johans  da,ch  nat.  die  burgermeister  etc.  [6  an  der 
Zahl]  ind  meister  Johan  Algerden  secretarius  myt  twe  dieneren  toe  Duys- 
borch geweist  op  den  gemeynen  lantdach  antreffende  den  hielick  tusschen 
dem  hertouch  van  Gelre  ind  onser  gnediger  ionffere  van  Cleve;  verdayn 
l^.gg'j  uithgeweist  4.  daige.« 

S.  78  Anm.  23:  Vgl.  die  während  des  Druckes  erschienenen 
^Deutschen  Reichstagsakten'  herausg.  von  Kluckhohn  I,  S.  297  Anm.  2: 
,Heinrich  v.  Nassau  fordert  1519  von  der  Regentin  Margareta,  dass  man 
mit  dem  Hz.  v.  Jülich  in  Verbindung  treten  und  ihm,  seiner  Gemahlin 
und  seinen  Haupträten,  dem  Hofmeister  Plettenberg,  dem  Marschall  v. 
Jülich  Lutzenrodt  (der  stets  günstig  gesinnt  war),  dem  Marschall  v.  Cleve 
Wilhelm  v.  d.  Horst  [Erbmarschall;  s.  Lac.  ÜB.  IV,  Nr.  496]  und  dem 
Propst  von  Wissel,  Pensionen  zusichern  möge,  um  so  den  Umtrieben 
der  Franzosen  am  Hofe  von  Jülich  zu  begegnen/ 

S.  86  Anm.  41  (und  S.  100  Anm.  132):  Vgl.  ebenda  S.  772 
(über  die  von  Frankreich  angebotene  Pension). 

S.  86  I.:  Vgl.  ebenda  S.  395  Anm.  5:  d.  d.  Amboise  1519  [nach 
unserer  Rechnung:  1520]  April  2  schliessen  Franz  I  von  Frankreich  und 
Hz.  Johann  von  Jülich  einen  gegenseitigen  Schutzvertrag. 


Digitized  by 


Google 


Nachträge.  789 

S.  87:  S.  ebenda  S.  121—3  (über  die  Vorgeschichte  der  Ver- 
mählung Johann  Friedrichs  von  Sachsen  mit  Hz.  Johanns  Tochter  Sibylle). 
Vgl.  auch  (aus:  Cl.-M.,  FS.,  Nr.  26,  Kop.)  folgenden  undatierten  Bericht 
über  die  Werbung  des  Adrian  von  Brempt  Gesandten  des  Kaisers  Maxi- 
milian an  Hz.  Wilhelm:  ,Kaiser  hat  erfahren,  dass  Herr  Karl  v.  Geldern 
jetzt,  nachdem  die  Heirat  mit  des  Kaisers  Tochter  missglückt,  die  Tochter 
des  Herzogs  v*  Cleve  zu  erhalten  sucht.  Man  möge  ihm  aber  nicht 
trauen.  —  Der  Kaiser  ist  bereit,  Johann  den  jüngeren  v.  Cleve  nach 
dem  Tode  des  Herzogs  v.  Jülich  mit  dessen  Landen  zu  belehnen.  Aller- 
dings hat  das  um  der  Forderungen  der  Herzoge  v.  Sachsen  willen  Schwierig- 
keiten. Diese  würden  sich  aber  heben  lassen,  wenn  der  Hz.  v.  Cleve 
seine  Tochter  mit  dem  Hz.  Johann  v.  Sachsen  vermählen  würde/  Das 
Kreditiv  Maximilians  für  Brempt  (ebenda,  Kop.)  ist  d.  d.  1511  April  23. 
Also  wird  jener  Bericht  nicht  viel  später  fallen. 

S.  124  II.:  Vgl.  Kühl  II,  S.  309  (ein  Fall  ständischer  Rechtsprechung 
von  1479). 

S.  12811.:  Herr  Dr.  Ilgen  hat  mich  auf  Korrespondenzen  im  Stadt- 
archiv von  Soest  aufmerksam  gemacht,  welche  die  oben  gegebene  Dar- 
stellung des  Auftretens  des  jülicher  Erbmarschalls  in  den  Jahren  1513 
und  1514  in  der  wünschenswertesten  Weise  vervollständigen.  Ich  werde 
sie  im  Jahrbuch  des  Düsseldorfer  Geschichtsvereins  (Band  9)  veröffentlichen. 

S.  147  Anm.  203:  Der  von  mir  daselbst  angezweifelten  Angabe 
von  Wolters  liegt  wahrscheinlich  folgende  Notiz  in  Heresbachs  Tagebuch 
(das  mir  im  Original  von  dem  Bibliothekar  des  Bergischen  Geschichtsvereins 
gütigst  zur  Verfügung  gestellt  worden  ist)  zu  Grunde:  , Oktober  21: 
»interfui  consilio  super  pena  anababtistarum  et  sacramentariorum«.'  Es 
würde  sich  dann  also  in  der  That,  wie  ich  vermutet  habe,  nur  um  eine 
Ratssitzung,  nicht  um  einen  Landtag  handeln. 

S.  198  Anm.  45:  Vgl.  die  S.  380  Anm.  3  citierte  Schrift  von 
Werminghoff. 

S.  263  Anm.  1:  Vgl.  Woeste,  Wörterbuch  der  westfal.  Mundart, 
S.  lll(»imen«:  Bienenschwarm,  Bienenstock).  Wie  mir  Herr  Verwaltungs- 
sekretär Küllertz  mitteilt,  werden  noch  heute  die  Bienenstöcke  aus  der 
Gegend  von  Jülich,  Heinsberg  und  Erkelenz  bei  Beginn  des  Frühjahrs  in 
die  Röhrniederungen  für  den  Sommer  gebracht.  Dies  Aus-  und  Einbringen 
dürfte  also  damals  besteuert  worden  sein. 

S.  400  Anm.  2:  Ober  Udenheimer  vgl.  Geschichtsquellen  des  Bis- 
tums Münster  II  (1863),  S.  477. 

S.  420  Anm.  1:  Zu  »bageren,  bagerung«  vgl.  S.  611,  637,  660 
Anm.  1,  661. 

8*  443  Z.  0  t.  oben  habe  ich  »verfrien«  drucken  lassen,  obwohl 
die  Vorlage  (wohl  fälschlich)  »verfugen«  hat. 
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S.  477  Anm.  1.  In  der  inzwischen  vom  Düsseldorfer  Staatsarchiv 
erworbenen  Guntrum'schen  Sammlung  finden  sich  (worauf  mich  Herr 
stud.  hist.  Heidrich,  der  mit  einer  Darstellung  des  geldrischen  Erbfolge- 
krieges beschäftigt  ist,  aufmerksam  macht)  auch  einige  Landtagsakten 
(Orig.).  Ich  notiere  davon  zunächst  einen  Bericht  über  die  vom  Landtag 
beschlossene  Einziehung  von  Kirchenkleinodien  in  Jülich:  »Item  dit  sint 
die  kleinodien,  die  der  vaigt  Guilich  untfangen  hait  us  deme  ampt  Guilich 
in  biwesen  der  verordenter  rete;  sal  hie  zo  Duisseldorf  lieveren«.  (Folgt 
die  Aufzählung  der  Kleinodien.)  »Item  dit  ist  alsulchen  gelt  mit  partes, 
als  der  vaigt  untfangen  hait  van  den  kleinodien,  die  nae  dem  gewicht 
verglichen  und  geloist  sint«.  (Folgt  Aufzählung.)  »Item  die  van  Gusten 
haven  eine  monstrantie  und  einen  kelch  behalten  mit  consent  der  rete; 
sullen  binnen  acht  dagen  dairfur  lieveren  87  daler  min  1  ort.  Item  noch 
eine  monstrantie  sal  geloist  werden  seir  kurz  mit  54  daler  mit  consent 
der  rete;  sal  zo  Gladbach  gelievert  werden.« 

S.  488.  Von  ausserordentlicher  Wichtigkeit  für  die  Erkenntnis  der 
Stellung  der  Stände  zu  der  auswärtigen  Politik  der  hzgl.  Regierung  wie 
der  Ursachen  des  unglücklichen  Ausgangs  des  geldrischen  Erbfolgekrieges 
sind  folgende  zwei  ebenfalls  in  der  Guntrum'schen  Sammlung  befindlichen 
Aktenstücke: 

I.  »Gemein  ritterschaft  jetzo  bi  dem  Guilichschen  feinlin 
vergadert«  an  Hz.  Wilhelm.     1543  August  23. 

...  »Es  beweigt  uns,  als  nemlich  diegenige,  die  gern  dat  beste  doin 
wolden  und  die  sich  gehoirsamer  erschinong  befinden  laissen,  mit  niet 
weniger  besweirnus  u.  f.  g.  underteniger  gunstiger  meinong  niet  lenger 
zo  verhalden  die  kleigliche  anligenheit,  so  wir  vurschenen  [!]  und  noch 
jetziger  zeit  durch  den  geswinden  kreishandel  [!]  an  weif,  kint  und 
guederen  erleden  und  noch  liden,  wilche  geswindicheit  billicher  erachtong 
alle  u.  f.  g.  undertanen  groiss  und  klein  mit  fleiss  in  die  gegenweir 
beherzigen  sulden,  doch  von  etlichen  niet  von  den  geringsten  bisanheer 
wenich  betracht,  wiewol  es  uf  allen  dis  jairs  gehaltenen  lantdagen 
entlichen  verabscheit  ist,  das  ein  jeder  sein  mogenheit  mit  selbs  eigener 
personen  in  gegenweir  der  viant  doin  sult,  des  wir  uns  auch  zo 
dickmaelen  gegen  u.  f.  g.  undertenentlichen  beklaigt  und  nu  niest 
gehaltenen  lantdaig  zue  Duisseldorf  ummer  entlich  entslossen  und  ver- 
dragen,  das  ritterschaft  sampt  alle  undertanen  in  u.  f.  g.  landen  sich  in 
die  gegenweir  unser  viant  aen  underlaiss  begeven  und  erschinen  sulden, 
wilcher  abscheit  noch  wenich  volbracht  wirt,  want  unser  houf  deiglichs 
sweght  und  niet  vermehert  wirt,  want  etliche,  so  ein  zeit  lang  bi  dem 
feinlin  geweist,  verriden;  was  uirsaichen  und  meinong  sie  dairinnen  haben, 
kunnen  wir  niet  entlich  judiceren  noch  erinnern.     Dan   unsers  erachtens 
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vilticht  die  memong  odder  vurnemen  bi  inen  ist,  deweil  sie  leider  sehen 
und  hoeren  (sovil  wir  dairaus  verstain  kunnen)  die  mennichte  und 
geweldicheit  Kei.  Mt.  kreisvolks,  das  u.  f.  g.  jetzo  niet  mechtich  genoigt 
sein  sulden,  dem  gegenweir  zo  doin,  und  derhalben  abzehen,  hilf  und 
troist  sovil  moiglich  soichen,  dairmit  sie  weif,  kint  und  haift  beschützen 
mochten.  Derhalben  uns  die  saichen  auch  mit  niet  weniger  betrachtong. 
zue  bedenken  stain,  deweil  hoicherm.  Kei.  M.  sich  jetzo  vur  Düren  mit 
soilicher  gewalt  und  mechtigheit  begeven  und  u.  f.  g.  houf  jetzo  klein 
entgein  alsolliche  gewalt,  als  wir  gesehen.  Want  nachdem  wir  mitsampt 
den  uiswendigen  ruteren  gesteren  ...  im  feit  bi  einander  waeren,  umb 
den  vianden  sovil  moigUch  abbroich  zo  doin,  ist  unser  houf  in  al  niet 
über  ein  dusent  stark  geweist,  daemit  dan  sollicher  geweidiger  widder- 
werdiger  houf  niet  zo  stoeren  noch  zo  verdüngen  ist,  das  lant  zo 
beschützen  [!].  Dairomb  uns  das  anligen  nach  gelegenheit  der  saichen 
niet  wenig  besweirt,  deweil  wir  verbrant,  verhert  und  van  unsen  guederen 
gespoliert  sein  sowol  durch  diegenig,  so  frunt  sein  sulden,  als  die  viant 
sein.  Derhalben  wenich  zuverlaissens  haven,  dairauf  wir  uns  underhalden 
mochten,  dan  durch  sonderliche  hilf  .  .  .  des  almechtigen,  want  wir 
driher  jair  inkompsten  zo  achter  sein,  als  nemlich  die  ierste,  so  die 
viant  zuvoir  und  die  frunt  na  in  schüren  und  uf  den  solleren  fonden  an 
vurschener  zeit,  zum  anderden  dieselbigen,  so  uns  Got  nu  uf  das  nu  im 
feit  und  schüren  verlint,  zum  dritten,  deweil  diser  jetziger  geweidiger 
inzoug  vurhenden,  dairomb  die  nue  säet  behindert,  also  zu  besorgen, 
entgein  die  zeit,  so  wir  doch  das  leben  dairus  reissen  mochten,  niet 
haben  mochten,  dairmit  man  sich  des  hongers  erweren  mocht.«  Zudem 
sind  sie  zum  Schutze  des  Vaterlandes  im  hzgl.  Dienst  »in  den  elfden 
maint  geweist  und  wenich  pennongen  odder  ufspraichen  der  zerongen 
dairentgein  untfangen.  .  .  .  Neben  dis  sein  wir  eins  jederen  schimpf- 
voegel,  das  wir  mit  also  geringen  folk  zo  feit  zehen  entgein  alsolliche 
vilfeldigheit  von  gewalt«.  Wollen  nichtsdestoweniger  sich  bis  in  den  Tod 
im  hzgl.  Dienst  treu  erweisen.  »Derhalben,  was  vertroistong,  hilf  und 
zostant  wir  des  an  u.  f.  g.  haben  solden,  steit  uns  dergleichen  an 
u.  f.  g.  undertenentlichen  zue  erforderen,  daemit  wir  niet  ferner  uf  den 
wain  und  lang  bain  mit  listicheit  gefoirt  en  wurden,  wie  wir  (Got 
erbarms)  bis  noch  gesehen  und  gespoert  haben.  Dairomb  uns  niet  wenich 
befrembt,  das  u.  f.  g.  den  raitgeberen  und  listfondigen  also  lang  gelauben 
zuegedragen  [I]  und  noch  tun  und  uf  den  conink  van  Frankreich 
vertroisten,  dairvon  wir  noch  genzlicher  Zuversicht  wenig  troist  of 
zuestants  vernemen,  dairunder  zo  besorgen  ist,  sie  sullen  u.  f.  g.  umb 
ires  notz  willen  also  lang  mit  schonen  worden  ufhalden  und  vertroisten, 
bis  uns  das  wasser  in  den  mont  geit.«  Hz.  möchte  deshalb  die 
»erschreckliche    noit   unser   sampt   aller   armer   undertanen«    beherzigen 
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und,  weil  sie  jetzt  ganz  machtlos  gegen  jene  ihre  Feinde  sind,  »uns 
genedentlichen  zolaissen,  das  wir  geleich  anderen,  we  oben  angezeit  [!], 
hilf  und  troist  solchen  mögen,  daermit  wir  bi  salz  und  broit  uns  zo 
underhalden  verbliven  mögen,  bis  Got  besser  geluck  beschert.  Wucher 
zolaissong  .  .  .  wir  ungern  an  u.  f.  g.  gesinnen  sulden,  waneheir  wir 
ichtwas  sicherer  vertroistong  seghen,  der  wir  doch,  wie  vurberoirt,  leider 
wenich  vernemen,  want,  so  Düren  und  Guilich  mit  der  gewalt  erobert 
wurden,1)  so  moisten  wir  doch  al  verloufen  und  verjaigt  sein,  deweil  wir 
einen  heller  imkompsten  anderswae  niet  haben  dan  in  disem  u.  f.  g. 
furstendomb  Guilich.  .  .  .  Was  hilfen  und  zuestants  u.  f.  g.  uns  heinnen 
.  .  .  versicheren  kunnen,  begeren  wir  undertenentlichen  des  u.  f.  g. 
genedige  .  .  .  beschreven  antwort  ....  —  Datum  am  23.  dach  augusti 
ao.  43.« 

IL  »Ritterschaften  des  furstendomps  Guilich  jetzo  versamelt« 
an  Hz.  Wilhelm.     [1543  August  31.] 

Können  »u.  f.  g.  bei  ere  und  pflichten,  auch  undertenicheit,  die 
sei  [sc.  die  Ritterschaften]  u.  f.  g.  mit  getrauen  herzen  und  diensten 
geleist«,  und  als  die,  welche  >u.  f.  g.  lant  und  leuden  nach  eirster 
verleuss  .  .  .  haben  helfen  widderumbe  eroeberen  und  zu  sich  bringen,9) 
auis  hoger  anliggender  verderblicher  noit  nicht  lenger  verhalten«,  dass 
der  Kaiser  jetzt  nicht  Mos  mit  Drohworten,  sondern  mit  der  That  (Blüt- 
vergiessen,  Raub,  Brand)  in  diesem  Fürstentum  vorgeht.  »Derwegen 
werden  wir  under  anderen  unseren  heren  frunden  und  verwanten  nicht 
allein  muntlich,  sunder  auch  schriftlich  gewarnt,  das  Kei.  Mt.  gemeine 
mandaten  haben  aufslain  und  degelich  ausgehen  willen  laissen,  das, 
wilcher  seiner  Kei.  M.  gein  huldong  und  eit  toin  wil,  dem  woule  i.  Kei. 
M.  das  sein  nicht  aHein  mit  brande  schedigen  und  zu  gründe  verderben, 
sunder  auch  erblich  und  ewenklich  hinnemen  und  anderen  geben.«  Hz. 
möchte  beherzigen,  »wie  beswierlichen  uns  armen  getrauen  sein  woul, 
dermaissen  von  u.  f.  g.  abgedrongen  zu  werden.  Dairumbe  nochmaelen 
undertenigst  pitten,  u.  f.  g.  woulen  sich,  soevil  bei  minschlicher  mildicheit 
geschehen  konte  (soeverne  aber  sulchs  von  uns  zemlich  zu  pitten  eracht 
koent  werden),  bewegen  laissen  und  sich  zu  Kei.  M.  (dweil  wir  gein 
ander  mittel  erfinden  koennen)  zu  [!]  ergeben,  edoch  u.  f.  g.  anderen  iren 
erblanden  und  leuden,  dair  sounst  die  Kei.  M.  gein  forderong  ader  foege 
zu  haben  koennen  und  moegen,  frei  zu  behalten;  und  woe  u.  f.  g.  bei 
sich  des  nicht  ader  durch  unser  undertenigst  erbitten  befoegt  zu  werden 
befinden,  das  dan  u.  f.  g.  uns  iren  eilendigen  (doch  getrauen)  undertaenen 

1)  Düren   wurde  am  24.  August  erstürmt.    In  Jülich   zog  der  Kaiser   am 
28.  ein.     S.  Lac.  Aren.  5,  S.  50  und  oben  S.  488  Anm.  4. 
*)  Hinweis  auf  den  Kampf  im  Winter  1642/43. 
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gnedigüch  zulaissen,  durch  unser  heren  und  frunde  geleide  und  fierlicheit 
bei  der  Kei.  M.  zu  erhalden,  das  wir  eine  schickonge  zu  der  Kei.  M. 
toin  moichten,  soevern  moegelich  u.  f.  g.  frei  zu  hüben,  daemit  wir 
nicht  mit  weif  und  hinderen  verjagt  und  ...  zu  verdorben  leuden 
gemacht  werden.  Waner  wir  aber  die  grugsame  [!]  ungenait  und 
strenheit  [!]  der  Kei.  M.  also  dae  befunden,  das  südlicher  abtrit  dae  sein 
moist  und  gein  anders,  soe  pitten  wir  abermal  .  .  .,  u.  f.  g.  woulen  die 
hoge  .  .  .  noit  vor  doechte  genediglich  erachten1)  und  uns  derhalb  bei 
unseren  eren  und  pflichten  ungeletzt  und  ungeswecht  laissen,  dweil  wir 
geinswegs  zwibelen,  ...  es  willen  u.  f.  g.  auis  angeporner  adelheit  und 
natuir  ehe  lieber  die  ire  in  irer  furstendomen  landen  geplantzt  blivende 
wissen  dan  fremdelingen  und  die  iren  in  armoit  und  ellent  verjagen  zu 
laissen  [!].«  Bitten  um  unverzügliche  Antwort.  —  o.  D.  i.  v.  (von 
der  Hand  des  Gerhard  von  Jülich):  »supplication  des  Guiischen  adels,  so 
zu  Bedhur  gewest.  Presentirt  Dusseldorf  am  lesten  augusti  des  avents 
zu  11  uren«. 

S.  566  Anm.  2:  Vgl.  hierzu  die  von  mir  im  Jahrb.  des  Düsseid. 
Geschichtsvereins  8,  S.  249  f.  veröffentlichte  Denkschrift  (durch  ein  Ver- 
sehen der  Druckerei  sind  die  in  extenso  mitgeteilten  Stellen  im  Druck 
nicht  als  solche  kenntlich  gemacht). 

S.  833  Anm.:  Vgl.  Kellnereirechnung  Jülich  1555/56:  »Meister 
Alexander  dem  boumeister  vur  sein  underhalt  luit  quitantie,  wilch  am 
irsten  tag  maji  vellich,  20  mldr.« 

S.  834  (vgl.  S.  684):  Für  die  schwierige  Stelle  »des  widen  geleits 
und  verassens  halber«  schlägt  Herr  Verwaltungssekretär  Küllertz  folgende 
Erklärung  vor:  ,Wegen  der  weiten  —  jetzt  vielfach  gebräuchlichen  — 
Felgen  (Gleisspur,  Gleise  —  nicht  Geleite  — )  und  des  Verfrachten» 
(Verachsens  =  zu  schweres  Aufladen),  wodurch  Strassen  und  Wege  ver- 
dorben und  verwüstet  werden,  ist  in  Köln  verhandelt  worden,  um  eine 
Abgabe  festzusetzen.  Geschieht  das  aber,  so  würden  die  Fuhrleute  andere 
Strassen  ziehen  und  die  Durchfahrt  durch  des  Herzogs  Land  meiden/ 

S.  734:  Über  Hofmeister  Lei  und  H.  v.  d.  Reck  als  Reichstags- 
gesandte vgl.  noch  Ztschr.  20,  S.  44. 

Die  soeben  von  F.  Schröder  in  den  Annalen  58,  S.  1  ff.  heraus- 
gegebene Chronik  des  Joh.  Turk  gedenkt  der  Thätigkeit  der  Landstände 
von  Jülich-Berg  mehrmals  (vgl.  z.  B.  S.  89  und  102),  bestätigt  jedoch 
nur,  was  oben  schon  aus  anderen  Quellen  erwähnt  ist. 

')  Aas  der  Not  eine  Tagend  machen? 
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Vorbemerkung, 

Ein  *  bei  der  Ziffer  bedeutet*  dass  der  Name  nur  in  den  Anmerkungen 
genannt  ist;  ein  f  besagt:  tot  zur  Zeit  der  Erwähnung,  In  (  )  steht  der  Name 
des  Gatten  oder  der  Gattin. 

Die  Schreibung  der  Ortsnamen  gründet  sich  auf  amtliche  Veröffentlichungen. 
Die  urkundliche  Bezeichnung  findet  sich  in  (  ),  während  in  [  J  die  moderne  topo- 
graphische Erläuterung,  zumeist  unter  Hinweit  auf  die  Lage  des  Kreisortes,  gegeben 
ist;  auch  solche  Erklärungen  und  Ergänzungen,  welche  nicht  aus  der  gegenwär- 
tigen Publikation  unmittelbar  zu  entnehmen  waren,  sind  in  [  ]  gesetzt. 

Familiennamen,  welche  von  Ortsnamen  abgeleitet  sind,  finden  sich  in  der 
heute  üblichen  Form,  doch  sind  auch  die  Stammsitze  noch  besonders  verzeichne}. 

Die  Land',  Kreis-  und  Reichstage  werden  bei  den  Tagungsorten  aufgeführt; 
das  Jahr  ist  in  [  ]  kursiv  hinzugefügt.  Land-  und  Ausschusstage  sind  nicht 
unterschieden. 

Bei  der  alphabetischen  Anordnung  ist  y  in  deutschen  Wörtern  tvie  i  be- 
handelt. 

Abkürzungen:  A.  =  Amt;  Gf.  =  Graf;  Hz.  =  Herzog;  Kan.  =  Kano- 
nikus; L.  T.  =  Landtag;  Kr.  T.  =  Kreistag;  B.  T.  =  Reichstag. 


Aachen  (Ach,  Aioh)  Stadt  118.*  224. 
382.  572  680.  587.  649.  651—55. 
728.*  736.  777.  -  (Privileg  von 
1215)  118.* 

—  herzogl.  Jülich.  Meier  273.  —  Haupt- 
gericht 209.  375. 

—  Rath776.  —  städt.  Kohlenbergmeister 
(.kölner*)  211. 

—  Reich  [die  Dörfer  Laurensberg,  Rich- 
terich etc.  umfassend]  209. 

—  kirchl.  Anstalten:  8.  Adalbert,  Stift 
687.*  —  Karmeliterkloster  (Frauen- 
bruder) 687.*  —  Kreuzbrüder  68  /.*  — 
Münster  (U.  L.  Frauen-)  Stift  687;* 
Propst:  s.  Vlatten,  Joh.v.;  Besitzungen 
der  Propstei:  Lontzen,  Mesch  374. 
375;  Scholaster:  N.  26.*  —  Prediger 
687.*  —  Weisse  Frauen  (S.  Maria 
Magdalena)  687.*  — 

—  Kirchenstreit  773. 

—  Wiedertäufer  775. 

Adami,  Wilh.,  v.  Morshoven,  Jülich. 
Landschreiber  297.  496.* 


Aer,  s.  Ahr. 

Affen  stein,  Wolf  v.,  kurpfälz.  Kanz- 
ler 875. 

Äff  erden,  [holl.  Limburg]  N.  Herr  y. 
411.  481. 

Agriss,  Werner  107." 

Ahaus  [RB.  Münster]  780.* 

Ahr,  Jon.  v.,  Vogt  zu  Antweiler  160.* 
426.*427*  -  Joh.v.,zuGolzheim  1 18.* 

Ahrweiler,  Joh.,  kurkölnisch.  Geheim- 
schreiber  215. 

Aich  [Aachen]  Gerhard  v.,  Gesandter 
König  Ferdinands  672.* 

Aindorf  s.  Ohndorf. 

Alciatus,  Andreas,  Jurist  [eitiert]  218. 

Aldenborch  s.  Alteburg. 

Aldenhoven  [sÜdwestl.  Jülich],  Frei- 
heit 18  *  Festung  253.  432. 

—  Amt  581*  —  Accise  705.  706.  — 
Jülich.  Einnehmer  426.* 

Aldenzeel  s.  Oldenzaal. 

Algerden,  Joh.,  Stadtschreiber  zu 
Wesel  788. 
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Brandenburg,  Kurfürst  Joachim,  ober- 
ster Feldhauptmann  87.*  195.*  201. 
400.  410.  656;  dessen  Tochter:  Anna 
(Herzog  Albrecht  y.  Mecklenburg) 
195.*  —  Markgraf  Albrecht  Achilles 
127.  663.  668.  670.  675.*  678.  739. 

Brandscheid  [Kr.  Prüm]  Kono  v.  67.* 

Br antner  s.  Prantner. 

Braunschweig,  Stadt  245.* 

—  Herzog:  Philipp  87.*—  Ernst,  Franz 
242.  —  Heinrich  827—29.  346.  417. 
488.  508.  678.  «79.  705.  707.  708.* 
747—50.  —  Philipp  Magnus  678.*  — 
Elisabeth  (Herzog  Karl  v.  Geldern) 
242.* 

Brauweiler  [Landkr.  Köln]  Bene- 
diktiner-Abtei 687.* 

Breda  245. 

Bredevoort[holl.Gelderland]402.*411. 

Breidenbach,  Roland  (Rolof)  v.  491.* 
526.* 

Breitenbend  (Bredenbend  etc.)  [bei 
Linnich,  Kr.  Jülich]  Sitz  der  Herren 
v.  Palant  169.  207.  301.  808.*  633.* 
u.  ö.  —  s.  Palant. 

Brempt  [im  Dorfe  Vorst,  Kr.  Kempen] 
Dr.  Joh.  v.,  Propst  zu  Zutfen  87.*  — 
Adrian  v.,  kaiserl.  Gesandter  789. 

Brent  s.  Vernich. 

Breskensand  [b.  Sluis]  Herrschaft 877. 

Brockendorf  [b.  Esch,  Kr.  Bergheim] 
Hof  der  Abtei  S.  Pantaleon  557.* 

Broich  (Bruch)  [b.  Mühlheim  a.  d.  R.] 
427.*  —  Johann  Graf  v.  Limburg 
Herr  zu  74.*  152.*  —  s.  Bruch; 
Daun. 

—  Peter  v.,  zu  Dürwiss  621.*  —  Adam 
(Daem)  v.,  Vogt  zu  Grevenbroich 
767.  770. 

Broichhausen  [Broekhuizen  ,in  Ros- 
sums herlichkeit']  Joh.  v.  Ifcossum 
Herr  zu  402.*  453.* 

Broil,  N.  (tochter)  v.  156.* 

Bruch  (Broich),  [berg.  Amt   Miselohe; 

tjjj  Höfe  Gr.  u.  Kl.  —Bruch  b.  Burscheid, 
LKr.  Solingen]  Matthias  v.  (Hille 
Pauwels)  154.*  —  s.  Broich. 

Brück  (in  der  Bruggen)  [Haus  Brück 
b.  Gerresheim]  121.* 

Brüggen,  Stadt  [Kr.  Kempen]  280.  476. 

—  Kreuzbrüderkloster  544.*  694.*  687.* 
769. 

—  Amt  309.  446.  518.  581  *  582.  537. 
698.*fc682.*  711.  712.  764—66.  768. 
769. 

—  Amtmann:  Adam  v.  Honig  255; 
[Winand  ?]  v.  Leerodt  577.*  —  Rent- 
meister: Tilmann  Breberen  766. 


Brühl,  köln.  Amtmann:  N.  v.  Fische- 
nich 426.* 

Brüssel  246.  266.  375.  503.*  573. 
675—77.  679—81.  708.*  732.*  — 
Häuser  des  Hz.  v.  Brabant  679. 

Bruggen,  in  der,  s.  Brück. 

Bubenheim  (Bobenheim)  [b.  Binsfeld, 
Kr.  Düren]  Heinr.  Spiere  zu  577.* 

Bück,  Friedr.  228. 

B  ü  d  e  r  i  c  h  (Burick)  [nördl.  Neuss]  Schloss 
742.*  —  Zoll  564. 

Bürvenich  [Kr.  Düren]  Cisterziense- 
rinnen-Abtei  544.*  594.* 

Buir,  Joh.  v.  491.*  526.* 

Buiren,  N.  v.,  Rittmeister  493—95. 
498;  Amtmann  659.*  662. 

Buy ss,  Albert,  Buchdrucker  zu  Düssel- 
dorf 693.* 

Bungart  s.  Bongart 

Burchauwe  s.  Burgau. 

Buren  [Gelderland]  Alart  v.  154.* 

Burg  (Borch)  [a.  d.  Wupper,  Kr.Lennep] 
Freiheit  18.*  62.*  145*  222.  234. 
3 13. 487. 786.*—  Schöffenordnung306. 

—  Johanniterkommende  424.* 

—  berg.  L.  T.  [1474]  96.* 

—  Amt  491.*  626.*  753.* 

Burgan  (Burchauwe)  [südl.  Düren]  Joh. 
v.  Elmpt  zu  52.*  302.  619.  643. 
550.*  577.  705.  764. 

B  u  r  g  u  n  d ,  burgundische  Erbniederlande 
79.*  80.*  84.  85.  86.*  96.*  110.* 
140.*  149.*  198.  199.  236.  237.  245.* 
260.  273.  299.  416.  (Burgunder,  bur- 
gund. Truppen)  433*— 36.*  438. 
440—42.  444.  445.  448  452*— 54.* 
456—58.  460-67.  470*— 72.*  474. 
475.  479.  490.*  502.  517.*  668.  677. 
774.  779.  —  burgund.  Regierung  780.* 

—  Kreis  379.  —  burgund.  Steuer  493.* 

—  Herzog  Karl  der  Kühne  181.  236. 
266. 268. 373.*  Tochter  Maria  268.  — 
Karl  v.  B.  77.  78. 

—  burgund.  Fehde  437.*  516.*  590. 
621.* 

Burick  8.  Büderich. 

Burnfeld  s.  Bornefeld. 

Burscheid  (Burechit)  [südl.   Solingen] 

Kirchspiel  154.* 
Burtscheid    [b.    Aachen]    Reichsabtei 

426.*  644.* 

—  Bernhard  v.  68.* —  Dietr.  v.,  Amtmann 
von  Grevenbroich  u.  Gladbach  117.* 
169.* 

Buschfeld  [b.  Liblar,  Kr.  Euskirchen] 

Adolf  Quadt  v.  435.* 
Buschhoven[nordöstLRheinbach]387.* 

488.  490. 
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Dreiborn     [nordwestl.     Schieiden]    s. 

Drimborn. 
Dreise,  Walter  v.  126.* 
Drimborn  [Dreiborn],    N.  v.    48.*  — 

Alexander  v.,  Jülich.  Hofmeister  355. 

392.  436.*  481.  490.*  611.  643.  557. 

662.*  677.*   601.*  622.*  647.   650. 

660.*  678.*  682.*  706.  736.  737.  748. 
Droeten,  Heinr.  v.  116.* 
Drove    (Droit)    [südl.    Düren],    Jülich. 

Unterherrschaft  662.*  —  b.  Wevorden. 
Dülken  [Kr.  Kempen]  Stadt  18.*  280. 

476.  769.  —  städtische  Grat  768. 
~  Kreuzbrüderkloster  544.*  594,*  687.* 
Dünwald  [nördl.  Mülheim  a.  Rh.]  Prae- 

monstratenserinnen  (Regulier)-  Kloster 

424.*  769.* 
Düren,  Stadt  18.*  28.*  30.*  31.    82.* 

34.*  44.*  46.*  47.  49.*    115.*    117. 

138.  169.  171.  172.   198.  208.  231. 

232.    253.  260.  261.  279.  282-85. 

307.   380.*  476.   496.*  498.    608.* 

509.*  519.   529.*   630.*   648.  566.* 

573.   674.   689.*   598.*   622.*    624. 

626.  627.*  663.*  684.  771.  781. 

—  Accise  764.*  —  Hauptgericht  209. 
712.  —  Klöster:  Paradies  (420).  594.* 
687*;  S.  Wilhelm  433.  —  Kupfer- 
mühle 284.*  —  Rathhaus  282.  — 
Weinwirthe  180.  —  Zoll  152.* 

—  Accisemeister255.*  —  Bürgermeister: 
N.  180;  Franz  v.  Meissem  409.  641.* 
661*  u.ö.;  Joh.  Ponte  748.  —  Jülich. 
Kellner:  Ploniss  39.*  —  Landdechant 
636.  —  Pfarrer  633.  637.  638.  — 
Schultheiss  23.  533.  537.  631. 

—  Pest  [1472]  15.*  Privileg  \1474] 
121.*  —  Zerstörung  [1543] 488.  499* 
(Zahl  der  verbrannten  Häuser)  533. 
537.  791.  792. 

—  L.  T.  [1445]  36*;  [1513]  77*;  110; 
[1543,  Räte]  450.* 

—  Amt  809.  59a*  682.* 

—  Amtmann:  Reinhard  v.  Vlatten869.* 
589.*  682.  695.  761  u.  ö. 

—  Hilger  v.,  Bürgermeister  von  Jülich 
429*  432.  482.  668.*  506.*  645-47. 

Dürffenthal  (Durfendail)  [b.  Uelpe- 
nich,  südöstl.  Zülpich]  N.  v.  649. 

Dürwiss  [b.  Eschweiler  a.  der  Inde] 
Peter  v.  Broich  zu  621.* 

Düsselbach,  der  166.* 

Düsseldorf,  Stadt  2.*  12.  18.*  21.* 
23.*  28.*  29.*  45.  49.  60.  51.  81.* 
86.  101.*  104.*  117.*  118.*  122.* 
187.*  155.*  160.  163—66.  169.  172. 
175.  194.*  200.  201.  205.*  208.  210.* 
212.  247.*  257.   262-66.  277.  286. 


287.  292.  294*  299.  302*— 308.* 
810.*  311.  313.  315-18.  330-36. 
342.  345.  362.  353.  877.*  386.  389.* 
391.*  394.  396—408.  418.  419. 
420—32.*  435* -37.  444-49.  478* 
481-86.  490-92.  497.*  502-4. 
506.  511.  515.  516.  626.  527-29.* 
536.  648.*  566.  569.  570.  572.  574.* 
577.*  589—92.  595.*  598*— 601.* 
607.  608.  611.  616.  617.  632.*  639. 
641.*  644.  647.  649—59.*  662.  674. 
676.  678.  680.*  682.*  687.*  690.* 
707.*  712.*  720.  724.  726.  727.* 
781-37.  746.  762.  753.*  760.*  772. 
773. 775. 777. 779. 786.*  787. 790. 793. 

—  Festungsbau  248.*  261.  847.  692. 
738.  740.  755.*  784.  —  jülich-berg. 
Kanzlei  200.*  505. 

—  KollegiatsÜft  210.*  424.*  668.*  674; 
Scholaster:  N.  210*;  Kanoniker: 
Konrad  Sprink  (Sprung)  47a*  669. 
759.  —  Kreuzbrüderkloster  424.* 
759.  —  Pfarrkirche   S.  Lambert  4.* 

—  Bürgermeister:  Heinr.  Grewenheuwer 
4*;  Arn.  Bouman  661.*  673.  696; 
Herrn.  Rompel  748.  751.  Burggraf: 
Franz  Pilmann  787.*  —  Rechen- 
meister: Heinr.  v.  Essen  308.*  — 
Zöllner:  Wilh.  Mutzhagen  808*:  — 
Zollschreiber:  N.  449.  485. 

—  Buchdrucker:  Albert  Buvss  693*; 
Jak.  Baethen  736.* 

—  höhere  Schule  211*;  Stiftsschule  210.* 

—  Landtage  u.  Ausschusstage:  [1464] 
127;  [1514]  32*;  [1516]  36*;  [1519] 
86.  97*;  [1520]  46;  [1526]  44.  88; 
[1527]  90;  [1535]  1535;  [1539] 
273-75;  [1542]  853—55.  359—61. 
367.  370.  371.  408.  409.  419.  421. 
422.  448.  449;  [1543]  472.  480.  483. 
488;  790  [1544]  604-6.611. 512.  615. 
519.  523.  581.  687;  [1547]  594; 
[1552]  638.  660.  662—66.  673.  [1554] 
691.  694—96.  705.*  723;  [1557] 
740.  741.  750.  758.  764.  [1560]  782. 
784  785. 

—  Amtmann  [1492]  146.* 
Duisburg   26.   50.  80.*  81.  83.  86.* 

86.  180.  181.  192.  193.  198.  380.* 
488.  508.*  609.*  561—53.  556* 
574.  676.*  607.  624.  626.  727.*  781. 

—  Johanniter:  Joh.  Wassenberg  788. 

—  Kreuzbrüder  788. 

—  L.T.  [1514]  32.*  79.  788.  [1516]  47. 
Dungerloe  s.  Tongerloo. 

Ebner,  Erasmus,  kaiserl.  Kriegs- 
kommissar 708.* 
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Gangelt  [südwestl.  Heinsberg]  18.*  285. 

462.* 
Gar«,  Job.  437.* 
Garzen  s.  Gertzen. 
Gaveren,  N.  517.* 
Gecksken,  Heinr.  278. 
Geyen  [b.  Poulheim,    nordwestl.  Köln] 

Freignt  107.*  769. 
Geilenkirchen,    Freiheit    18.*    285. 

489.*  771.    —    herzogl.  Kornmühle 

631.* 

—  Land  u.  Amt  133.  160—62.  219. 
223.  309.  530.*  534.  538.  598.*  682.* 
764. 

—  Amtmann  (Drost):  Nikolaus  v.  Harff 
255.  262.  355.  369.*  472.  482.  543. 
577.  589.*  617.  631.*  641.*  682.*  — 
Vogt:  [Joh.  Breuer?]  631.* 

Geisbüsch  [Geisbüschhof  zw.  Mayen  u. 

Monreal]     Joh.    v.,    Herr    zu   Boll- 

heim  52.* 
Geldern,    Herzogtum    2.    101.*    102. 

126.*  134.*  149.*  171.*  (Huldigung) 

243.  246.  248.  249.  257.  258.  272. 

273.  276.  277.  282.   288-91.    299. 

318-20.  322.  333.  334.   340.  341. 

346.  355—57.  373.   393.   411.   443. 

453.  455-57.*  462.  466.  477.*  489. 

490.   493.  494.  498.  503.*  609.  — 

Oberviertel  469.  —  Fähren  638. 

—  Herzoge  v.,  Grafen  v.Zutfen:ReinaldII. 
Tochter:  Maria  (Wilhelm  V.  Herzog 
v.  Jülich)  155.*  266.*  —  Reinald  IV. 
72.  236.237.522.— Arnold  v.  Egmond 
237.  706.  —  Adolf  v.  Egmond  267.  — 
Karl  v.  Egmond  (Elisabeth  v.  Braun- 
schweig) 38  *  61.*  71.  76-80.  86.* 
88.  89.*  91.  105.  180.  181.  190-93. 
198.  |273.  237—40. 242.*  243.  245. 
250.  267.  259.  267.  268.  295.*  298. 
403.*  457*  468.*  554.  788.  789.  — 
Statthalterin  Maria  257.  258.  272. 
300;  (Herzog  Wilhelm  v.  Jülich) 
471  *  —  Kaiser  Karl  V.  564.* 

—  Erbkämmerer:  s.  Wickrath;  Mar- 
schall: s.  Rossum;  Kanzler:  N.  648.* 
680.* 

—  vier  Hauptstädte  20.*  441.  489.*  — 
Stände  238.  256.  295.  329.  330.  339. 
343.  418.*  473*-75.*  478.* 479.*  481. 

Gelinbach  s.  Glimbach. 

G enger  s.  Gienger. 

Gennep   [a.    d.   Niers]   Stadt   99.   607. 

—  Befestigung  339.  365. 

—  Amtmann  (Drost):  Otto  v.  Wylack 
240.  280.  286.  308.*  481. 

Gent  83.  289.  321.  326—31.  343.  356. 

—  Flüchtlinge  von  G.  402* 


Genter    Vertrag    [1540]    291.    293. 

326-81.  333. 
Genwei,  in,  s.  In  gen  Wei 
S.   Georgs-Orden,      Koadjutor      des 

Hochmeisters:  Dr.  Prantner  203* 
Gereonsweiler   (Wilre)    [b.    Linnich, 

östl.    Geilenkirchen],    Hof    von    der 

Horst  224. 
Gerolstein    (Gerartstein)  [Eifel,  nord- 
westl.  Dann]    Grafschaft  624.    626. 

781.  —  s.  Blankenheim. 
Gerresheim    [östl.    Düsseldorf]    Stadt 

18.*  51.  63.*  121.*  172.  176. 287.  313. 

486.  753.*  786.* 

—  adliges  Fräuleinstift  424. 
Gertzen  (Garzen)  [Antoni-Gartzen  und 

Ober-G.  südwestl.  Euskirchen]  Wilh. 
v.,  Herr  zu  Sinzenich  Amtmann 
(Drost)  zu  Münstereifel  u.  Tomburg 
122.*  187.  231.  234.  262.  369.*  648. 
661.*  auch  Amtmann  zu  Neuenahr 
695;  dessen  Bruder:  Winrich  122.* 
234.  —  Jungfern  v.,  zu  [Kloster?] 
Hoven  255* ;  Schwestern  v.  Sinzenich 
zu  S.  Antoni-G.  687.* 

Ghogreff  s.  Gogreve. 

Gilch  s.  Jülich. 

Gienger  (Genger)  Dr.,  am  Hofe  Fer- 
dinands I.  327.  328. 

Giesendorf  (Giessendorp)  [südwestl. 
Bedburg  a.  d.  Erft]  425.* 

Gimmigen  (Gimenich,  Amt  Münster- 
eifel) (Jülich.  Unterherrschaft,  süd- 
westl. Remagen]  Schultheiss  532.* 

Gymnich  [nordwestl.  Lechenich]  Win- 
mar  v.  67.*  —  [Werner]  v.,  Jülich. 
Marschall  780.  784. 

Gladbach,  München-,  Stadt  und  Kirch- 
spiel 18.*  280.  308.  476.  498. 
698.  682.*  685.  686.  762.*  764—67. 
770.  790. 

—  Landtage  [1548]  469.  473.-75.477— 
83.  687;  [1553]  688.  689. 

—  Benediktiner-Abtei  544.*  594.*  687.* 

—  Amt,  vereinigt  mit  Grevenbroich,  s.  d. 
Glajon,  N.  v.  648.* 

Glehn  (Gleen,  A.  Nideggen)  [b.  Eicka, 
Kr.  Schieiden]  Besitzungen  des  koln. 
Stiftes  S.  Andreas  532. 

Glesch  (Amt  Kaster)  [nordwestl.  Berg- 
heim] 766.  769. 

Glimbach  (Gelinbach)  [nordöstl.  Lin- 
nich] Kathar.  Wulfs  v. ;  Pfarrer :  N.  222. 

Gnadenthal  [b.  Neuss]  Cisterzienae- 
rinnen-Abtei  687.* 

Goch  [Kr.  Kleve]  Stadt  89.*  339.  342. 
489.*  607.—  Befestigung  365. 

—  Herrn,  v.  114.* 
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zogl.  Lager)  209.*  248.*  —  .scherpen- 

metzen4  276. 
Uambach  L.  T.  [1512]  76*;  [1518]  105. 
Hamburg  (Homborg)  291.*  457.  469. 

-  728.* 
Hamm  i.  W.  866.*  —  Kirchenkleinodien 

478.* 

—  Drost:  Eberhard  v.  d.  Recke  494.  — 
Rentmeister:  Herrn.  Wiltstock  290. 
291.* 

Hamme,  Meinhard  v.,  Hauptmann  420. 
421.* 

Hammerstein  [b.  Sonnborn,  Kr. 
Mettmann]  Herrn,  v.  119.* 

Hangeische,  die,  Reiter  in  klev. 
Diensten  494. 

Hanse  tag  zu  Lübeck  [1540]  291.* 

Hanxler  (Hansseler)  [Hanxleden  b. 
Fredeburg,  Kr.  Meschede]  Godart  v., 
Amtmann  zu  Milien  114*  157.*  — 
Franz  v.,  Amtmann  (Drost)  zu  Milien 
369.*  387.  400.  496.*  771;  dessen 
Bruder:  Joh.  496.*  —  Godart  v.,  zu 
Müllenark  409. 

Hardenberg [nordöstl.  Mettmann]  berg. 
Unterherrschaft  155.*  487.  525.*  528. 

—  N.  v.  784.  785  * 

Hardenrath,  Joh.  v.,  Jülich.  Vize- 
kanzler 137.  769. 

Harff  [a.  d.  Erft,  Kr.  Bergheim]  Schloss 
67.* 

—  Ritter  Godart  v.,  zu  Harff  283.*  — 
Adam  v.,  Jülich.  LanddroBt  40.*  82.* 
131.*  132.*  191.*  -  Gottschalk,  Herr 
zu  Alsdorf  Landdrost  178.  186.*  — 
Joh.  v.  [zu  Lorsbeck];  Heinr.  v. 
(N.  Bastardtochter  v.  Jülich)  67.*  - 
Wilh.  v.,  Herr  zu  Alsdorf,  Jülich.  Erb- 
hofmeister  3.*  42.*  43.*  248.*  280. 
286.  287.  303.  344.  869.*  391.  406.* 
409.  425.  431.  493.*  543.  568.  577.* 
601.*  709.  —  Nikolaus  v.,  Amtmann 
zu  Geilenkirchen  255.  262.  369.* 
436.*  622.*  -  N.  v.,  Witwe  zu 
Sinzenich  [wohl:  Johanna  v.  Gertzen 
zu  Sinzenich,  Witwe  Godarts  v.  Harff] 
—  [Godart]  v..  Kammermeister  G47. 
650.  678.*  682.  705.  748. 

Harst,  Karl,  Dr.  jur.,  klev.  Rat  u. 
Gesandter  ff  1567  Mai]  245.  246. 
248.  317—20.  324—26.  370.  550. 
551.  573.  578.  591.*  596.*  624.  659.* 
670.  ttfl.  674—76.  679-81.  748. 
773—78.  780. 

Hasselbeck  (Haselb.)  [b.  Hubbelrath, 
Ldkr.  Düsseldorf]  Honschaft  166.* 

Hasselsmühle  [b.  Hauss,  nächst  Ra- 
tingen]  166.* 


Hastein  s.  Haesten. 

H  at  tem  [holl.  Gelderland]  Burg  457.*  — 

Rentmeister:  Gerh.  v.  Lennep  458.* 
Hatzfeld,  Herren  zu  Wildenburg.    N. 

v.  116.*  886.  —  Franz  v.  485.  769. 

—  Adam  ▼.,  zu  Brüggen,  Pfarrer  und 

Landdechant  zu  Dilkrath  613.   768. 
Hauss,  zum,  (Huiss)  [b.  Ratingen,  Ldkr. 

Düsseldorf]  Haus  166.* 

—  Joh.  vom,  Marschall  127.  165.*  166.* 
172. 174— 77.308.*577.*617.661.*- 
Elisabeth  v.  165*  —  Wilh.  v.  175. 

HausenBtein  s.  Heussenstamm. 
Heckhauserhof      (Heckhusen)       [b. 

Grevenbroich-Kapellen]  770. 
Heidelberg  659.*  663.*  675.  676.  678. 

679. 

—  Heidelberger  Verein  [1553  März]  622. 
623.  656.  658.  667. 

Heiden  s.  Zigeuner. 
Heiden,  Ländchen  zur  [nördl.  Aachen], 
,kolner(  d.  i.  Kohlenbergmeister  211. 

—  Godart  v.  der,  Vogt  zu  Münstereifel 
100.*  —  Joh.  v.  d.,  Vogt  zu  Münster- 
eifel 496.* 

—  Christian  v.  d.  138. 
Heilbronn  675. 

Heimbach  [a.  d.  Ruhr,  südl.  Nideggen] 
,Thal4  18.*  21.*  184.  740.*  — Burg- 
graf 631.* 

—  Amt  309.  433.  529.*  582.  537.  598.* 
682.*  745. 

Heinsberg,  Stadt  18.*  22.  63.*  111.* 
169.  309.  466-70.  475.  489.  504. 
512—14.  524.  537.  545.  598.*  606. 
633.*  682.*  696.*  697.  702.  789.  — 
Festungsbau  261.  347.  466—70.* 
475.  496.*  632.*  646.  648.  692.  697. 
708.  —  Herberge  ^sum  Bart1  226. 

—  Stift  S.  Gangolf  243.*  (Güter  im  Amt« 
Milien)  530.*  544.*  594.*  687.*  — 
Praemonstratenserinnenkloster  [Ma- 
rienstift] 594.*  632.* 

—  Land(Ausschuss)tag  [1554]  697.  69a 

—  Herren  v.,  s.  Loen- Jülich. 

—  Land  (Amt)  2.  48.  109.*  133.  160 
-62.  219.  224.  309.  598.*  682.* 

—  Amtmann:  Joh.  v.  Reuschenberg 
38;*  [Otto  v.  Bylandt  Herr  zu 
Rheydt]  631.*  —  Vogt:  Nikol.  v. 
Zissen  38;*  Joh.  v.  Zours  771. 

Heister,  N.  651. 

Heisterbach,  Cisterzienser- Abtei 424.* 

Held,  Dr.  Mathias,  kaiserl.  Vizekanzler 
244.  245.  252. 

Hembach,  Mathias  v.,  Jülich.  Land- 
rentmeister 147.* 

Hcmelgcist  b.  Himmelgeist. 
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Hosen,  Kaspar  v.,  Kirchmeister  zu 
Grevenbroich  770. 

Hostaden  (Hosteden  etc.)  [ehemal.  Bure 
a.  d.  Erft,  südwestl.  Grevenbroich] 
Werner  v.,  Jülich.  Hofmeister,  Amt- 
mann zu  Grevenbroich  und  Glad- 
bach 4.*  42.*  207.  280.  282.  290.* 
285.  287.  303.*  811.  331.  338.  342. 
344.  365.  369.*  370.*  392.  406.*  418. 
420.  461.  468.  481.  482.  511.  543. 
556.*  562.*  583.  596.*  601.*  615. 
622.*  629.*  641.*  650.  651.  659.* 
678.*  681.*  682. 684. 687.*  705.  727.* 
748.  754.  758.  760.  761.*  764.  — 
Hermann  v.  231. 

Hostel  (Haestelt,  Amt  Münster eifel) 
[nordöstl.  Schieiden]  532. 

Houltorp  s.  Holtrop. 

Houltz  s.  Holz. 

Honst  s.  Ulmen. 

Hoven  (Hoeven)  [b.  Zülpich],  adliges 
Cisterzienserinnenkl.  544.*  594. 687.* 
—  die  Jungfern  v.  Gartzen  zu  255.* 

Hoya,  Graf  [Albrecht]  v.  736. 

S.  Hubert  (Huprecht)  in  den  Ardennen 
99.*  100.* 

S.  Habertusorden,  Jülich.  17.*  115.* 

Hückes wagen  (Hoeckeshoven,  H.wa- 
gen)  [Kr.  Lennep]  Freiheit  19.*  63.* 
109.*  487.  527.*  786.* 

-  Amt  486.  487.  491.*  526.*  527.*  — 
Amtmann:  Herrn.  Quadt  525.  723. 

Hürde  s.  Hoerde. 

Hürth  (Hurte)  [südwestl.  Köln]  225. 

Hugenpoet  [b.  Mintard,  Ldkr.  Düssel- 
dorf] Reinken  v.  175. 

Huiss  s.  Hauss. 

Humpesch  s.  Hompesch. 

Hunscheid  (Hontscheit)  [b.  Lüden- 
scheid], die  v.  235. 

S.  Huprecht  s.  S.  Hubert. 

Hurst  s.   Horst. 

Hurte  s.  Hürth. 

Hurth  v.  Schoenecken,  Joh.  d.  a.  2.  — 
Engelbrecht,  jül.  Erbmarschall  12.* 
40.*  41.*  128.— 32.  234.  -  Richard 
231.  —  N.  (im  Amte  Eschweiler) 
531.* 

Ichendorf  [südöstl.    Bergheim]    532.* 
luden  [a.  d.  Inde,   südl.    Jülich]  309. 
682.* 

—  Amt  598.* 

Isenkroidt  (Isacrode)  [b.  Titz,  nordöstl. 
Linilich]  Hof;  Halfen:  Ulrich  629.* 
Iserlohn  366.* 
I Strassen  s.  Ystraten. 
Italien  379. 


Joellenbeck  [Kr.  Bielefeld]  29.* 
Johanniter  s.  Burg;  Stranden. 
Jordans,  Heinr.,  Schütze  zu  Sittard  108.* 
S.  J  o  e  r  i  s  [nordw.  Eschweiler]  s.  Hoengen. 
Jülich,  Stadt  3.*  11.*  18.*  20.  31.  32. 

34.*  39.*  42.  45.*  47.  48.  50.  63.* 

68.*  82.  115.*  169.  171.  183.  190. 

191.  208.  210.  224.  284.  252.  253. 

256.   260.  261.  273.  296.  299.  307. 

327.  409.  425.  426.*  431—33.  452.* 

476.  483.  487.*  498.  514.  519.  520. 

527.*    529.    533.     686*— 38.     544. 

546*  547.  556.  580.  598.*  609-11. 

619—22.*  626.  627.  632.*  682.  684. 

705*-ll.  736.  741.  756*— 5a  760. 

789.  790. 

—  Festungsbau  [Bau  des  Schlosses 
1549  ff]  345.  347.  632*  638.  648. 
664-66.  692.  697.  705.*  708*  765. 
-  Hauptgericht  4.*  124.  127.  128. 
144.*  191.*  308.*  316.  628.  540. 
636.  709.  712.  778.  —  Karthäuser- 
kloster Vogelsang  [südl.  der  Stadt] 
594.*  —  Schule  210.  211. 

—  Eroberung  [1543]  792.  —  Pest  [1472] 
15.*  —  Stadtbrand  [1547]  633.* 

—  Schultheiss:  Peter  Roemer  (233). 
308.*  409.  482.  568.*  569.  588.  589.* 
596.  638.  641.*  661  *  682.*  695. 
748.  751.  —  Bürgermeister:  Meister 
Hilger  v.  Düren  429.*  432.  482.  543. 
545-47.  568.*  —  Einnehmer  427. 

—  Landtage  [1423  Ritterschaftetag}  224; 
[1514]  129.  130;  [1518]  41.  139.  196; 
[1522]  131*;  [1538]  249.  250.  252. 
253;  [1539]  278.  275;  [1553]  681. 
682;  [1554]  705—11;  [1557  Unter- 
herrentag] 758;  [1558]  738. 

—  Amt  224.  309.  631.*  633.  538.  606. 
631.*  682.*  711.  —  Amtmann: 
Werner  v.  Merode  116*;  Adam  v. 
Harff  [Landdrost]  132.*  —  Vogt: 
N.  13.  543.  597*  598.  790;*  Heinr. 
v.  Bergheim  297.  308;*  Heinr.  v. 
Reuschenberg  631.*  682.  687. 

—  (Kleve-Berg)  Herzoge:  Wilhelm  36. 
45.    —  Adolf  8.   36.   45.   67.*   72. 
115—17.*  156.  168.  169.  224-26. 
228.   304.   —   Jungherzog  Ruprecht 
67.*   169.  225.   226.  -  Gerhard  2. 
4.* 8.  64*  93.  106.*  116.*  117*126. 
127.  134.*  186.*  172-76.  304.  706. 
764.*  769.  —  Wilhelm  IV.   (Sibylla 
v.  Brandenburg)  2.  3.  8.  10.  12  *  16. 
92.*  98—101.  108*— 10.  118*— 23  * 
131—40.*    145.*   150.*    155.*    158. 
160-63. 178-87. 199. 206. 220—23. 
231-33.  304.  633.  641.  769.   770, 
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werer4  zu  Neuenbürg  Amtmann  zu 
Orsoy,  Ruhrort  u.  Steinbach  355.  369.* 
370.  401.*  406.*  461. 473.  480.*  481. 
484.  485.  557.  562.*  577.*  615.  617. 
624.  650.*  659.*  662.  678  *  723.  725. 
734.  744.  745.  748.  784.  785.  793.  — 
NM  Rittmeister  498.  —  N.,  Brächten- 
meister  526.*  678.*  —  s.  Neuenhoven. 

Leinden  s.  Linden. 

Leipzig  751. 

Lendersdorf  [südwestl.  Düren]  Vieh- 
trift 283. 

Lennep  18.*  172.  175.  287,  486.  641* 
740.*  741.  753.*  785.*  786.* 

—  Bürgermeister  (Richter) :  Peter  Pantzer 
568.*  569.  661.*  662.*  696.  748. 
751.  —  Kaufleute  606.  —  Oberhof 
716. 

—  Gerit  v.,  geldr.  Rentmeister  zu 
Hattem  458.* 

S.  Leonhard     [b.     Gustorf,    südwestl. 

Grevenbroich]  Kloster  687.* 
Lerchenfelder,  Dr.  245.  316. 
Lersener,  Jak.,  Lizenziat  438.* 
Lewen,    Werner,  Zöllner  zu  Bergheim 

770. 
Lewenberg  s.  Loewenburg. 
Li  em  er  seh,     die    [de    Lymers,    klev. 

Exklave,    ho  11.    Gelderland]     Drost: 

Wessel  v.  Loe  250. 
Li  erat  s.  Leerodt. 
Ligne  [östl.  Tournai]  Joh.  v.  s.  Arem- 

berg. 
Limberg,  die  von  [?]  106.*  188. 
Limburg,  Land  [holt  u.  belg.]  81.* 

—  u.  Dalen,  Gerichte  [Limburg  u. 
Dolhain  zw.  Aachen  u.  Verviers] 
875. 

—  [a.  d.  Lenne,  i.  W.]  Joh.  Graf  zu, 
Herr  zu  Broich  74.*  152.*  172.  175. 

—  Heinrich  172.  175.  —  Wirich  v., 
s.  Daun. 

Lind     [b.    Brück,    südwestl.    Altenahr 
Jülich.    A.   Münstereifel,]   Unterherr- 
schaft 532.* 
Linden  (Leinden)  Joh.  v.  457.* 
Linn  [b.  Uerdingen  a.  Rh.]  439.* 
Linnich  [nordwestl.  Jülich]  Stadt  18.* 
63.*   280.    308.    435.*  499.*    500.* 
598.*  (im  A.  Jülich)  606.  682.* 

—  herzogl.   Müller;    Mühlenwehr  209.* 

—  Schultheiss  631.* 

—  Amt  308.  533.  538. 

Linz  [a.  d.  Donau]  Tag    [1552]    649— 

52.  654.  662.  663. 
Lip  s.  Lippstadt. 
Lippe,  Graf  Bernhard  v.  der  733.  786. 

742.*  751. 


Lippstadt  (die  v.  der  Lip)  419.* 

Lyskirchen,  Konstantin  v.,  Bürger- 
meister zu  Köln  733. 

Lixstorf,  Adam  v.  384. 

Lobith  [a.  Rh.,  nordwestl.  Emmerich] 
Zoll  89.*  554.  555. 

Loe,  Wessel  v.,  klev.  Hofmeister  u. 
Drost  in  der  Liemersch  240. 250. 908.* 
474.  662;  Joh.  v.  287;  Franz  v., 
Amtmann  zu  Holt  474.  573. 

Lo eheigen,  Adam  v.  482. 

Loen  [frz.  Looz,  Borgloon  nordwestl. 
Tongern]  Jülich.  Nebenlinie :  Gerhard 
v.,  ein  Herr  zu  Jülich  52.  66.  67.* 
557.*  —  Johann  v.,  Herr  zu  Heins- 
berg u.  zu  Loewenburg  8.  98.  115.* 
156.  168.  224—26.  557.*  559.  — 
Godart  v.  137.*  —  Wilhelm  vM  Herr 
zu  Blankenheim  228.* 

Loerstrass,  Lambert  549.* 

Loevenich,  [Jülich  A.  Kaster,  südl. 
Erkelenz]  435.*  436.* 

Loe  wen  [Louvain]  433.*  439.*  670. 
671.  676.  677. 

Loewenburg  (Lewenberg)  [im  Sieben- 
gebirge] Schloss  u.  berg.  A.  107.* 
109.*  118.*  133.  146.*  153.*  161. 
167.  221.  486.  487.  491.*  526.*  716. 
718.  753.*  786.*  —  s.  Loen. 

—  Amtmänner:  Joh.  v.  Zweiffell  137;* 
Albrecht  v.  Zweiffell  159.*  —  Rent- 
meister: N.  118.* 

Lohe,     in    der    (Jülich.    A.    Bergheim] 

Gericht  557.  559.* 
London  292.*  318.  323.  826. 
Longueval  (Lungphal) franz. Gesandter 

404.  405.  411—15.  421.*  458.*  454.* 
Lontzen  (Luntzen)  [nordwestl.  Eupen] 

Besitz  der  Propstei  Aachen  375. 
Lothringen,  Herzogtum  810.345.725. 

730.  734.  735. 

—  Herzöge:  [Renatus  H.]  179.*  — 
Anton  237.  240.  246—48.  340.  - 
Franz  I.  (Anna  v.  Cleve)  88.  89.* 
238.*  239.  250.  251.  272.  273.  277. 
297-99.  773.  775.  —  Philippa  v. 
[Witwe  des  Hz.  Renatus  II.]  237. 

—  Kardinal    [Karl,  Hz.   v.  Guise]   247. 
Luchtmar      [Leuchtenberg,    südwestl. 

Kaiserswerth?],     Gerh.    v.    [Kalkum 

gen.  L.]  152.*  308.*  ,bottelier'  491*. 

—  8.  Kalkum. 
Lübeck  291.*  457.  459. 
Lülsdorf  [a.  Rh.,  südl.  Deutz]  berg.  A. 

486.  487.  491.*  526.  753.*  786.* 

—  Ludwig  v  484.  491  *  526.*  —  Go- 
dart v.  613. 

Lüneburg  291.* 
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Merten  [b.  Eitorf  a.  d.  Sieg]  Augustine- 
rinnenkloster 424.* 

Merzeilich  [nordöstl.  Düren]  745. 

Mesch  (Metsch)  [Land  Valkenburg] 
Besitz  der  Propstei  Aachen  375. 

Metternich  [nordÖstL  Euskirchen] 
Karl  v.  233. 

Mettmann  (Medmen)  [nordÖstL  Düssel- 
dorf] Freiheit  18.*  62.*  109.*  813. 
487.  753*  786.*  —  Richter  437.* 

—  berg.  A.  146.*  486.  487.  491.*  526.* 
786.* 

—  Amtmänner:  Joh.  v.  d.  Bodlenberg 
gen.  Kessel  369.*  409.  491.  569. 
577.*  —  Gern.  v.  Waidenburg  gen. 
Schinkern  712.*  724.  740.*  748.  751. 
753.*  —  Vogt:  N.  119.* 

Met«,  Stadt  375.  680.*  725.  730.  734. 

735. 
Meuchen,  N.  435.* 
M enter    [ans   dem  Geschlechte  v.  Vel- 

rath],  Koen,  f  769. 
Milien    [südwestl.    Heinsberg]    Schloss 

253. 

—  Jülich.  Amt  23.  38.  109.*  270.  285. 
309.  489.*  580.*  532.*  534.  538. 
606.  682.*  765.  768.  771. 

—  Amtmänner:  Godart  v.  Hanxler  114.* 
157;*  f  Franz  v.  Hanxler  369,* 
387.  496.*  598.*  690.*  771.  — Vogt: 
N.  598.*  690.  —  Kentmeister  271. 

Millendonk  [nordöstl.  M.-Gladbach] 
Kracht  v.  [Herr  zu  Meiderich  etc.] 
85.*  —  N.  v.  474.*  —  Witwe  v. 
M.  u.  Drachenfels  [Dietricha  v. 
Bronckhorst]  (f  Dietrich  v.  M.  etc.) 
770. 

Minden,  Bischöfe:  [Wilbrand  v.  Haller- 
mund] 98.*  —  Administrator:  Franz 
v.  Waldeck,  B.  v.  Münster  350.  786. 

Mynsinger,  Jurist  [citiert]  218. 

Mirbach  (Meirbach)  [i.  d.  Eifel,  nördl. 
Hillesheim]  Nikol.  v.  [Hr.  zu  Arloff] 
Amtmann  zu  Münstereifel  134.*  155.* 
157.*  —  Joh.  v.,  zu  Barmen  409. 
432.  —  N.  v.,  Bastard  220. 

Mirlaer  [Mierloo,  Kordbrabant?]  Lutgin 
v.  Winkelhausen  Hr.  zu  447.* 

Mirwilre  s.  Mariaweiler. 

Miselohe  (Meisenloe)  [südl. der Wupper] 
berg.  A.  62.*  109.*  154.*  176.  486. 
487.  491.*  526.*  753.*  786.* 

—  Amtmänner:  Joh.  v.  Schlebusch  178.* 
174;*  Steingen  [Wilh.  v.  Steinen] 
569.* 

Missen  s.  Meissen. 

Modich  (Geldern?)  136.* 

Moelen,  Peter  166.* 


Moers,  Graf  (Junker)  Vincenz  v.  458.* 
532.  551—53.  624.  781. 

—  Mathias  v.,  ,hopman4  270. 
Monheim  [a.  Rh.,  gegenüber  Dormagen] 

Freiheit  18.*  109.*  313.  487.    786.* 

—  L.T.  [1488]  29;*  [1540]  312. 

—  Amt  135.*  146.*  486.  487.  526.* 
786.* 

—  Amtmänner:  Dietr.  v.  Hall  [zu 
Ophoven]  185.*  —  Godart  v.  Wvlich 
369.*  —  Adolf  v.  Hall  409.  447.* 
473.  490.  568.  569.*  577.  617.  — 
Gerh.  v.  Velbriick  724.  —  Bewerer 
u.  Vogt  753.* 

M  o  n  k  a  r t ,  Gerh.,  Kellner  u.  Thürwärter 

zu  Münstereifel  155.* 
Monterberg   (Monderberg)    [b.  Kleve] 

754. 
Montioie  (Manscha)  [Eifel,  a.  d.  Ruhr] 

18.*  45.*   184.  260.  310.  433.  490.* 

738.  740. 

—  Amt  [185  irrig  st.  Monheim]  309. 
446.  531.*  533.  537. 598.*  638.  682.* 
745. 

Montmorency    [Franz  v.],   conn&able 

278. 
Morelet,  franz.  Gesandter  345. 
Morshoven  s.  Adami. 
Mouillem  s.  Mülheim. 
Much  (Muiche)  [nordöstl. Siegburg],  Dorf 

116.* 
Mudlinkhoven  8.  Müllekoven. 
Mülheim  (Mouillem)   a.    Rh.,  Freiheit 

18.*  21.*  63.*  173.*  227.  314.  487. 

753.*  786.*  —  Vogt  753.* 

—  LT.  [1488J9]  29;*  [1522]  32.*  196. 
!   —  a.  d.  Ruhr  724.* 

Müllekoven  [Mudlinkhoven,  Mullink- 
hoven)  [b.  Sieglar,  Siegkr.]  Heinr.  v. 
d.  Horst  zu  741.  785.* 

Müllenark[a.d.  Ruhr,  südöstl.  Jülich] 
Godart  v.  Hanxler  zu  409. 

Mündelheim  (Mundelcheim)  [b.  Anger- 
mund, Ldkr.  Düsseldorf]  173.* 

Münster  i.  W.  374.  876.  386. 

—  Eroberung  420.*  —  Unruhen  [1584] 
102.  —  Wiedertäufer  147.*  148.* 
508. 

—  Stift  215.*  —  Reiter  494.  —  Mün- 
stersche  Steuer  4.*  47.  484.  508. 
594.*  595. 

—  Bischöfe:  [Erich  v.  Sachsen]  97.*  — 
Franz  v.  Waldeck  (auch  konfirm.  B. 
v.  Minden  u.  Osnabrück)  212.  242. 
277.  290.  338.  350.-  351.  382.  388.* 
413.  441.  454.*  467.  655.  679; 
[Wilhelm  II.  Ketteier]  707.*  733.  735. 
748.  749;  [Bernhard  IL]  779.  780. 
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Nid  eggen,  Bergwerk  142.*  —  Mai- 
schatx  147. 

—  Jülich.  A.  253.*  256.  309.*  314.  315. 
433.  529.*  532.  537.  698.*  682.* 
764.  765. 

—  Amtmann:  Werner  y.  Binsfeld  369. 
601.* 

Niederlande  [kaiserl.,  bnrgnnd.]  347. 
371.  383.  400.  411.  412.  415.  420. 
428.*  482.*  563.*  582.  667.  730. 
734. 

—  Statthalterinnen:  Margarete  v.  Ös- 
terreich (Parma);  Maria  [Schwester 
Karls  V.,  Witwe  Kg.  Ludwigs  von 
Ungarn]  14.*  77.  79.*  80.*  246. 246. 
399—404.  412.  414.  428.*  433.  438. 
439.*  441.  454. 455.*  462. 467. 471.* 
503.  504.*  57a*  603.  646.  648. 
651—53.  655.  670.  671.  674.  675. 
680.*  788. 

—  Präsident  des  Staatsrates:  Ludw.  v. 
Schorre  318  n.  ö.  —  Bäte  654.  655. 

Niederländisch-  (niederrh.)  westfäl. 
Kreis  373.  378.  381.  382.  390—400. 
406.*  428.  452  *  510.  672.  731.  733 
—36.  779.* 

—  Kreistage:  s.  Essen.  —  Kriegsrat: 
Joh.  v.  Seibach  390—400.  —  Pfennig- 
meister 452.* 

Niederrhein  17. 
Niedersachsen  637. 
Niehler  Ort  s.  Waldnieler  Ort. 
Nienhaye  (Nienhaif,  Nnenhof),Bernhard 

t.,  Rittmeister  493—95.  498.  —   s. 

Leyen. 
Nienhuis,  Simon  v.,  ,prevost(  390. 
Nierstat  s.  Neustadt. 
Ni  euwstad  (Nuistat)  [nördl.  Sittard]  271. 
Nimagen  s.  Nymwegen. 
Nirgennae  s.  Nergena. 
Noervenich  [östl.  Düren]    Dorf  682.* 

752.*  —  Gericht  119.* 

—  Jülich.  A.  253.*  309.  433.  530.*  532.* 
533.  538.  682.*  765.  767.  771. 

—  Amtmann:  Reinh.  v.  Vlatten  598.* 
600.*  690.*  696.  751.  —  Vögte:  [Joh. 
v.  Mirbach]  598.*  600.*  690  * 

Nordhorn  [a.  d.  Vechte]  459. 
Northof,  Levold  v.  113.*  118.* 
Nuenberg  s.  Neuenberg. 
Nuenhof  s.  Neuenhove,  Nienhave. 
Nürburg   (Nurberg)    [südöstl.  Adenau, 

köln.  Burg],   Wilh.  Kessel  v.   122.* 
Nürnberg  345.  417*  451.  455.  456. 

751. 

—  RT.:  [1422]  98;*  [1524]  507.*  625. 
729;  [1542]  248*  272.*  340.*  394. 
396.  408.  410.  411.*  428.  434.  438. 


440.  447-57.   464.   465.  466—69; 

[1551]  673. 
Nürnberger  Bund  244. 
Nuiss  s.  Neuss. 
Nuistat  s.  Nieuwstad. 
Numagen  s.  Nymwegen. 
Nurberg  s.  Nürburg. 
Nuwenwerk  s.  Neuwerk. 
Nymwegen  (Numagen)  38.*  204.*  239. 

244.  250.  257.  299.  327.  433.*  442 

—44.*  458.  554. 

—  Versammlung  [1537]  250. 

Obbendorf  [b.  Hambach,  Kr.  Jülich] 
Joh.  Schellart  ▼.,  geldr.  Hofmeister  72.* 

Oberwesel  679. 

Ober  stein  [a.  d.  Nahe],  Wirich  v.  Dann 
Herr  zu  107*  288.*  496 *  —  s.  Dann. 

Odendorf  [nordwestl.  Rheinbach]  Schöf- 
fengericht 220. 

Odenhamer,  Hans  314. 

Oeckerode,  Oeckrot  s.  Uckerath. 

Oerbach  s.  Urbach. 

Oesterreich  289.  322.  370.  378.  380. 

—  Erzherzöge :  Karl  47.  81.  189.  192. 
193.  —  Philipp  179.*  —  Katharina 
(Franz  v.  Gonzaga)  618. 

Oeverroide  s.  Overath. 

Ofen  417. 

Offerkamp  (Offerkempe)  s.  Overkamp. 

Ohndorf  (Aindorf)  [b.  Esch,  Kr.  Berg- 
heim] Hof  des  Stiftes  Kernen  557.* 

Oisterichsche,  d.  i.  Ostersche  Hanse- 
städte. 

Oldenburg  242.* 

—  Graf:  [Christoph]  736. 
Oldenzaal  (Aldenzeel)    [nordöstl.   En- 

schede,  Prov.  Overijssel,  Propstei  S. 
Plechelm]  Propst :  Sibert  v.Ryswick  85. 

—  Georg  v.,  Rittmeister  490.* 

0 1  i  g  s  1  e  g  e  r  (Olisleger),  Dr.  Heinr.  Barss 
gen.,  Verwalter  des  clevischen  Kanz- 
leramtes 236.*  243.*  244.  248.*  275. 
287.  290.*  294.*  303.*  316.  326.  329. 
338.  339.*  342.  364.  367.  406  *  411. 
415.  457.  466.  478.*  556.  557.  562.* 
629.*  654.  660.*  662.  676  t 

Olpe  [R.  B.  Arnsberg]  169. 

Omphalius,  Dr.  jur.  Jak.  727.* 

Onnam  [?  Onnau  b.  Blatzheim,  Kr. 
Bergheim],  N.  ▼.,  zu  London  326. 

Opladen  [a.  d.  Wupper,  Kr.  Solingen) 
8.  9.*  28.  29—32*  44. 124.  167.  306. 

—  Hauptlandgericht  123.* 

—  berg.Rittergericht33.123. 139.*  Ritter- 
tag [1514]  143;  144;*  146*  147.*  — 
177.  196.  287.  307.*  Rittertag  [1545] 
558.*  —  716.  717.  719.  723.  724. 
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Op laden  LT.  [1646]  575. 

Oranien,  Prinz  Wilhelm  v.  241;  Rena- 
tas t  241.* 

Orde,  Reinhard  up  dem,  zu  Sittard  155.* 

Orleans  101.* 

Ormont,  A.  Milien  [?]  270. 

Orsbeck  (Orsbach)  [südl.  Wassenberg], 
N.  v.,  Herr  au  Yernich  549.*  787. 

Orsoy  [Kr.  Moers]  487.  607. 

—  Amtmann:  Wilh.  v.  d.  Neuenhoye 
gen.  v.  d.  Leyen  401.*  624.  725.  — 
Bentmeister:  N.  575.* 

Osnabrück,  Bischof:   Franz  [v.   Wal- 
*      deck,  zugleich  B.  v.  Minden  u.  Münster] 

350;  [Johann  IV.  v.  Hoya]  735. 
Ossenberg  [b.  Lüdenscheid]  Matthias 

y.  f  55.  —  Heinr.  y.  235. 
Ost  er  s  che  (Oisterichsche)  Hansestädte 

459. 
Ostfriesland,  Gräfin  [Anna]  786. 
Ottenstein,  Job.  v.  (Kathar.  v.  Winkel- 

hansen)  769. 
Oniskeirchen  s.  Euskirchen. 
Oulenbroich  s.  Ulenbroich. 
Overath    (Oeverroide)     [a.    d.    Agger, 

nordöstl.  Siegburg]  221. 
Overbach  [Haus  b.  Barmen,  Kr.  Jülich] 

Wilh.  v.  Reuschenberg  zu  621.* 
Overkamp   (die    Onerkempe),    die   t. 

123.  124.* 
Overlender,  Joh.  400.* 
Oxpurg,  Jak.  v.,  Feldhauptmann  889. 

390.* 

Paderborn  290.  320.  322. 

-  Bischof  [Rembert]  733.  736.  742.*  749. 
Paepste  [Paul  HI]  322.  323.  413.  560 

—62.*  —  [Julius  HJ.]  624.  646.* 
653.  —  [Paul  IV.]  774. 

Paffe  ndorf  [jül.  A.  Kaster,  nordwestl. 
Bergheim]  766.  769. 

Palant[b.  Weisweiler,  nordöstl.  Esch- 
weiler a.  d.  Inde]  Adam  ▼.,  Herr  zu 
Reuland  224.  —  Emondv.,  Herr  zu 
Maubach  100.*  178.  183.  Statthalter 
v.  Jülich  185.  —  Gerhard  ▼.,  zu 
Flamersheim  421.*  —  Ritter  Joh.  v. 
[Herr  zu  Wildenburg  etc.]  Amtmann 
zu  Wilhelmstein  42.  80.*  181.*  182.* 
186.*  227. 228.  302. 519.  —  Karsilius 
v.,  Herr  zu  Breitenbend  115.*  641.* 
695.*  751.  760.  —  Werner  v.  (N.  y. 
Palant  zu  Breitenbond)  [mehrere]  42. 
43.*  115.*  169.  207.  254.*  301.  380. 
855;  Amtmann  zu  Wilhelmstein 
369;*  386.  392.  406.*  409.  425. 
431.  485.*  486.*  481.  Rittmeister 
493-98.*  -  511.  519.   543.  559.* 


668. 577.*  596.*  599.  613.  614.*  615. 

632.*  641.*  681.*  —  Kinder  v.  P. 

zu  Kinzweiler  621.*  622.*  -  klev. 

Erbmarschall  803.* 
Palsterkamp,     Schloss    i.    d.    Gfsch. 

Ravensberg  228. 
Pantzer,     Peter,      Bürgermeister     zu 

Lennep  661.* 
Paradies,  Kloster  zu  Düren  594.*  687.* 
Paris  272.*  322. 
Parma,  Margarete  v.,  Statthalterin  der 

Niederlande  77.    79.*  80.*  102.*  — 

s.  Niederlande. 
Pasqualini ,  Alex.3aumeister633.*793. 
Pas  sau  647.* 

—  Tag  [1552]  649-56.  658—60.*  662. 
663.  668.  672.*  725.  726. 

Pempelfort,   Reinhard   v.,    Amtmann 

zu  Angermund  528.* 
Pen  na,  Lucas  de,  Jurist  [citiert]  218. 
Penning,  Konrad  889. 
Posch,   Heinr.  Hoen  y.  dem,  Herr  zu 

Tüschenbroich  178. 
Pfalz  242.*  647.*  742.* 

—  Kurfürst  Friedrich  325.  352—54. 859. 
875.  412-14.  441.  456.  652.  653. 
655.  656-59.*  662.  668.  665.  667. 

1        669.  672.*  675.*  679. 

—  Kanzler:  N.  659.*  —  Rat:  N.  Zu- 
leger 778.*  —  Botenmeister:  Stephan 
Cirler  658.* 

Pflueg,  Andreas,  Söldner  509.* 

Pier  (Pirn)  [nordwestl.  Düren]  Jülich. 
Amt  581.* 

Pilman,  Franz,  Burggraf  zu  Düssel- 
dorf 787.* 

Pirn  s.  Pier. 

Plan  itz,  N.  v.  der,  sächs.  Gesandter 316. 

Plauen,  Fürst  v.  [Heinrich  V.]  668. 

PI  eis,  Ober-  (Munkpleise)  [nordöstl. 
Königswinter]  Propstei  der  Abtei 
Siegburg  424.* 

Plettenberg  [a.  d.  Lenne,  südwestl. 
Arnsberg],  Bertram  (Berthold)  y.  P., 
zum  Grunde,  berg.  Hofmeister  178. 
491.*  577.*  617.  659.*  662.  Amt- 
mann zu  Bornefeld  723.  784.  785.* 
—  Rabodo  (Rabolt),  berg.  Hofmeister 
80.*  83.*  184.  185.  —  788  [?]  — 
N.,  berg.  Kammermeister  511.  543. 
559.*  577.*  629.*  —  Rabodo  [«.  oben), 
berg.  Marschall  240.  253.*  270.  276. 

.  280.  290.*  308.*  305.*  308.*  309. 
311.  314.  338.  355.  384.  Herr  zu 
Landskron  385.*  406.*  453.*  567. 
562.*  650.  660.*  662.  678.  682.  684. 
687.*  705.  769.  —  Werner  y.  (Mar- 
schall) 3.*  Jülich.  Stallmeister  u.  Amt- 
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mann  zu  Bergheim  280.  285.  369.* 

388.  892.  496.* 
Ploniss  [Apollonius],  Jülich.  Kellner  zu 

Düren  39.* 
Poderoyen  [b.  Zaltbonimcl]  Martin  v. 

RosBum  Herr  zu  400. 
Polen  379. 

Pomerio,  de,  s.  Bongart 
P  o  n  tz ,  Jon.,  Bürgermeister  zu  Düren  748. 
Poppelheim  [irrig  für   Bubenheim  b. 

Binsfeld,    Kr.   Düren]   Heinr.   Spiess 

zu  519. 
Porz  [a.  Rh.,  südöstl.  Deutz]  305.  306. 

—  Hauptgericht304.  712*- 14. 716—19. 
723.  724. 

—  berg.  Amt  33.*  63*  146.*  234.  486. 
487.  491.*  526.*  786.* 

—  Amtmann:  Godartv.  Wylich(Wylack) 
369.*  447.*  496.*  696. 712.*  724. 753.* 

Poulheim  [nordwestl.  Köln],  wüste 
Mühle  770. 

Poyet,  [Wilhelm]  französ.  Kanzler  346. 

Prag  618.  619. 

Prantner  (Brantner),  Dr.,  Koadjutor 
des  Hochmeisteramts  vom  S.  Georgs- 
orden 203.* 

Prieken,  Konrad  (Bela  v.  Stammen) 
155.* 

Proff,   Giso,  zn  Münstereifel  122.* 

Prüm,  Benediktiner- Abtei  687. 

Quadt,  Ritter  Adolf,  Herr  zu  Busch- 
feld, berg.  Kämmerer  u.  Rath  83.* 
166.*  172.  175.  435.*  —  Georg  473. 
482.  484.  485.  491.  492.  494.  783.  — 
Herrn.,  Amtmann  zu  Hückeswagen 
491.*  525.  526.*  577.*  —  Joh.  68.* 
—  Wilh.,  berg.  Erbschenk  169.  172. 
255.  301.  Herr  zu  Wickrath  855. 
360.*  472.  —  Wilh.,  Herr  zu  Beeck 
751.  —  N.,  Rittmeister  493.  495. 498. 

Rade  vordemApe,  nichtAprath, sondern 
der  Oberhof  Rath,  nördl.  Düsseldorf. 

Kadevormwald  (Roede)  [Kr.  Lennep] 
18.*  63.*  172.  175.  287.  313.  486. 
527.*  753.*  786.* 

Ramersdorf  [b.  Oberkassel,  nordwestl. 
Königswinter]  Deutschordens-Kom- 
tur:  [Heinr.  v.  Reuschenberg]   424.* 

Randerath  [a.  d.  Wurm,  nordwestl. 
Linnich]  Schloss  u.  Stadt  4.*  18.* 
172-74.  176.  177.  222.  280.  308. 
452.*  465.*  533.  538.  598.*  682.* 

—  Jülich.  A.  4.*  309.  530.*  598.*  631.* 
633.*  682.* 

Ratingen  18.*  45.*  51.  55.*  61.*  62.*   | 
74.*  104.*  169.  172.  175.  287.  313.  I 


437.*  486.  497.*  753.*  786.*  -  Bür- 
germeister: N.  673.  748. 

—  berg.  Hauptgericht  [für  Düsseldorf, 
Gerresheim  u.  Mettmann]  716. 

—  LT.  11507]  29.* 

—  Lewe  Schillink  v.  409. 
Ravensberpr,  Grafschaft    2.   29.*   48. 

51.  72.*  75.  89.*  93.  98.*  183.  203. 
204.  228.  229.  249.  250.*  279.*  303. 
338.  417.  418.  436.*  484.  (Amt) 
490.*  581.  605—7.  629.*  681.*  746. 
754. 

—  Statthalter:  Gf.  Philipp  y.  Waldeck 
185;  Wirich  v.  Daun  276.* 

—  Amtleute:  Lambert  v.  Bevessen; 
Ludeke  Nagel  228.  230. 

—  Gerichtsordnung  716.*  778.  —  Räte 
228. 229.  —Rentmeister  338.  —Reiter 
498.  -  Ritterschaft  34.  228.  —  Visi- 
tation 316. 

Ravenstein  [a.  d.  Maas],  Herrschaft 
490.  504.  —  Amtmann  244.* 

—  Festungsbau  339.  346.  365.  511.512. 
Recke,  Eberhard  v.  d.,  Rittmeister  u. 

Drost  zu  Hamm  387.  493—95.  498. 
—  Heinr.  v.  d.,  Jülich.  Rat  Hof- 
meister u.  Gesandter  725.  744.  745. 
773—77.*  780.  798.  —  N.,  Marschall 
370.*  387.*  388.*  406.*  436*  465. 
477.*  481.*  557.  559.*  562.*  629.* 
660.*  678.* 
Rees  [R.  B.  Düsseldorf]  366.* 
Regensburg  345.  380.  412.  417.  575. 
576.  734.  743.* 

—  RT.  [1541]  289.  294.  330.  343.  348. 
370.  372.  873;*  [1546]  566.  571. 
778;  \1557]  738.  739.  746.  747.  751. 
752.  756.*  758.  787. 

Reichenstein  (Richenstein)  [b.  Kai- 
terherberg,  Kr.  Montjoie]  Praemon- 
stratenserkloster  544.*  687.* 

—  N.  v.,  Subdekan  des  köln.  Dom- 
stiftes  222. 

Reichskammergericht  374. 375.  410. 

507.  508.  548.*  551.  571.  574.  596.* 

612.  615.  616.  626.  722.*  725.  727. 

734.  785.  780.  782. 
Reid  s.  Rheydt. 
Reide  s.  Rhade. 
Reifferscheid  [südwestl.Schleidon]  Joh. 

v.,  Herr  zu  Bedburg  u.  Dyck  72.*  285. 
Reimbach,  Andreas  482. 
Reitraide,  s.  Riethratherhof. 
Remagen  2.  51.  52.  93.  652. 
Remlingrade   [b.  Radevormwald,   Kr. 

Lennep]  527.* 
Rennenberg    [nordöstl.    Linz]     Wilh. 

Herr  zu,  Hofmeister  197. 
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Hachse,  Peter,  zu  Düsseldorf,  Vertreter 
der  berg.  Städte  unter  der  Wupper 
568.*  569. 

Sachsen,  Kur-  40.*  63.*  75—79.  81. 
241.*  242.  245.*  249.*  277.  707.* 

—  Hz.  Johann  87.  90;  dessen  Sohn: 
Kurfürst  Johann  Friedrich  (Sibylla 
v.  Kleve)  65.  87*— 91.  138.  201.  202. 
244.  278.  289.  290.  294.*  295.* 
297—99.  324.  336-89.*  352—54. 
360-63.  366*— 69.  874.  410.  412. 
417.  421.*  446.  448.*  455.  456.  501. 
514.*  515.*  562.*  576-79.  584—86. 
589.  591.  652.  656.  656.  659.*  678. 
789. 

—  Vicekanzler:  Burkhardt  298.*  — 
Räte:  N.  v.  Könneritz  446  448.* 
445.  456;  Matthias  v.  Wallen - 
rod,  Amtmann  352.  —  Gesandte: 
Dr.  Melchior  Kreutz  Hauptmann  zu 
Kolditz  247;*  N.  v.  d.  Planitz 
316. 

—  Hz.  Moriz  26.  74.  81.*  193.  197. 
646.  647.  663.  667.  668.   679.  681. 

Sächsische  Bergordnung  506.* 
Salm   [b.    Stavelot]    Nikolaus    Graf   v. 

327.  328. 
Satzvey   (Vey)   [südwestl.   Euskirchen] 

Henne  v.;  Peter  v.  121.* 

—  Heinr.  Spiess  zu  426.* 
Savoyen  (Sophoien)    345.    346.   454.* 

726. 
Schaumburg  (Schauenburg),  Georg v., 
kaiserl.  Gesandter  83.* 

—  Adolf  v.,  Koadjutor  zu  Köln  488. 

—  Graf:  [Johann  V.  ?]  786.  749. 
Scheid,  Rorich  v.,  gen.  Weschpenning 

526.*  696.  724.  740.*  741. 
Scheiderhöhe    [in   den   borg.  Amtern 

Loewenburg  u.   Porz,   Siegkr.]  Amt 

486.  487.  753.*  786.* 
Scheiffart  [Merode]  N.  366.* 
Scheiberg  (Steilberg!)    [Kr.   Solingen] 

452.* 
Schellart  v.  Obbendorf  zu  Gürzenich, 

Joh.,  Jülich.  Hofmeister  72.*  369.* 
Schenk,  Joh.  503.* 
Scheperus,  Kornel.,  kaiserl.  Rat  439.* 

603. 
Scheppenstadt,     Dr.     [Jülich.     Rat?] 

659.* 
Schermbeck  [Kr.  Rees]  712. 
Schilling,  Joh.,  zu  Stammeln  577.*  — 

Joh.,  zu  Gustorf  (Agnes)   771. 

—  Lowe,  von  Ratingen  409. 

Schinkern  (Schenkern)  gen.  Waiden- 
burg, Jon.  v.  520.  -  N.  641.*  696. 
Hofmeister  784.  785.*  —  Gerh.  v., 


Amtmann  zu  Mettmann  724.  748.  — 

s.  Waidenburg. 
Schipperus,  N.  318.  321. 
Schirp,  Willi,  v.  Bodlenberg  gen.  491. 

527.*  —  s.  Bodlenberg. 
Schlebusch    [südöstl.    Opladen]    43.* 

81.*  161.   -  Gericht  55.* 

—  LT.  [1483  m.  1489]  29;  [1512]  26. 
76;*  [1522]  32.*  50. 

Schmalkaldischer  Bund  (Krieg)  290. 
501. 

Schmidt,  Stephan,  kaiserl.  Kriegs- 
kommissar 708.* 

Schoeller  (Schoeler,  Scholer)  [b.  Dornap 
südöstl.  Mettmann]  Rutger  v.,  Hof- 
meister u.  berg.  Marschall  234.  235. 
249.*  287.  303.*  855.  Amtmann  zu 
Solingen  369.*  485.  496.*  506.  511. 
513.  556.  562.*  629.*  743.  748.  784. 
—  Eberh.  v.  716.*  —  Konrad  ▼. 
780. 

Schoeneckenp.  d.  Eifel,  südöstl.  Prüm] 
Joh.  Hurth  v.;  Sohn:  Richard  231. 
232. 

Schoenforst  [südöstl.  Aachen],  Haus 
260.  452.* 

—  j  ülich.  Amt  [Erbvogtei  Kornelimünster] 
309.  598.*  638.  682.* 

—  Amtmann:  Werner  v.  Binsfeld  369.* 
Schoenrath  (Schoenrode),  Joh.  v.  [süd- 
östl. Aachen]  Joh.  v.  f  283. 

Scholer  s.  Schoeller. 

Schomecher,  Sibel  221. 

Schorre  (Schore)Dr.,  Ludwig  v.,  Prä- 
sident des  niederländ.  Staatsrates 
318.  321.  503.* 

Schramm,  Joh.,  Rittmeister  493 — 95 
498.  622.* 

Schuiren,  Schloss  in  der  Veluwe,  Land- 
zoll 457.*  506. 

Schulenburg,  [nordwestl.  Almeloo] 
Haus  89. 

Schwäbischer  Bund  [1501]  109.* 

—  Kreis  781. 

Schwanenberg  (Swanenberg)  [Kr. 
Erkelenz]  Richter  Gauwin  v.  123.* 
175. 

Schwarz bach  (Schwarzpe)  [b.  Mett- 
mann] Honschaft  166.* 

Schwarzenbroich  [b.  Merode,  süd- 
westl. Düren]  Kreuzbrüderkloster 
544.* 

—  Vincenz  Voss  v.  770. 
Schwarze  Reiter  491.*  506.  680.* 
Schwarzpe  s.  Schwarzbach. 
Schweden  292. 

Schwein  fürt,   Reichsstande-Versamm- 
lung  [1542]  438. 
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Schweinheim  (Sweenheim)  [südwestl. 
Rheinbach]  Cisterzienserinnenkloster 
544.* 

—  Spiess  zu  737. 

Schwendi,  Lazarus  v.,  k  aiser  1.  Hofrat 
708.* 

Schwerte  Ib.  Dortmund]  366.* 

Schwol  s.  Zwolle. 

Seeland  377.  383.  442.  655. 

Segen  s.  Siegen. 

Seibach  (Zelbach)  [Kr.  Altenkirchen] 
Joh.  v.,  Marschall  u.  Kriegsrat  des 
niederL-westfäl.  Kreises,  Amtmann  zu 
Windeck  814.  816.*  385-90.  400. 
401. 

Sengel,  Kaspar,  Jülich.  Sekretär  548.* 

Siberg  (Siborch),  Georg  453.*  474. 

Siegburg  (Siberg)  26.*  41.  117.*  226. 
261.  575.*  578.  579. 

—  berg.  Oberhof  716. 

—  Benediktiner-Abtei  424.*  575.*  759. 

—  Vogtei  486.  487.  491.*  753.*  786.* 

—  Landdechant  147.*  424.* 

—  berg.  Amt  526.* 
Siegen  (Segen)  387.* 

—  Arnold  v.,  stadtköln.  Ratsherr  676.* 
677. 

Siersdorf    [b.    Aldenhoven,    südwestl. 

Jülich]  Deutschordenskomtur :  Konrad 

y.  Reuschenberg  594.* 
Sinzenich     (Sinzich)     [südl.    Zülpich] 

Pfarrer:  N.  222. 

—  Wilh.  v.  GertzenHerr  zu  80.*  211.* 
222.  302.  617.  682.  —  N.  v.,  geb. 
v.  Harff  618.  —  Schwestern  v.,  zu 
S.  Tonis-Gartzem  687.* 

—  [Franziskanerinnenkloster  S.  Hubert] 
Nonnen  694.* 

Sinzig  2.  51.  52.  93.  652. 

—  Jülich.  Amtmann  472. 

—  8.  Sinzenich. 

Sittard  18.*  108.*  155.*  253.  260.  285. 
899.  466.  467.  469.  470.*  489.  504. 
512-14.  517.*  537.  545.  764.*  — 
Bürgermeister  271.  474.  —  Vogt 
690.*  768. 

—  Festungsbau  269—72.  347.  —  Ross- 
müble  270. 

—  [Kollegiatstift  S.  Peter]  544.*  594.* 
687.*  —  Kanoniker:  Joh.  v.  Berchem 
569. 

—  Treffen  bei  [1543]  461. 
Sizilien  379. 

Slebusch,  Joh.  v.,  Amtmann  zu  Mise- 

lohe  173.* 
Slippenbach,  Heinr.,  176. 
Smeliuk  (Smeling),  Joh.,  klev.  Sekretär 

437.  478.*  724. 


Smetz,  Hubert,  ausSüchteln  112.  138.* 

586. 
Soest,    41.*    198.   366.*    380.*    419.* 

509.*  551-53.  556.*  562.*  573.  606. 

624.  626.  727.*  781. 
Solingen    18.*   62.*   287.    313.   373.* 

486.  753.*  786.* 

—  Amt  146.*  486.  487.  491.*  526.* 
786.* 

—  Amtmann:  Rutger  v.  Schoeller  369;* 
Wilh.  v.  Bernsau  723.  753.—  ,der 
bewerer'  zu  235. 

So  1ms,  Graf  Reinh.  v.  774. 
Sombref,    Friedr.     Edler     v.;    Sohn: 

[Friedr.]  Domkanon,  zu  Köln  220. 
Sonsbeck  [Kr.  Moers]  607. 
Sophoien  s.  Savoyen. 
Spanien  245.*   295.*    809.   310.    323. 

325.  379.  653.  655.  777. 

—  Könige:  Karl  I.  (V.)  78.  79.*  81*— 
83.  85.  —  Philipp  n.    140.*  780.* 

—  Flotte  670. 

Sparenberg  [Kr.  Bielefeld],  230.  250.* 

490.* 
Speier  112.  245.  380.   882.  883.  482. 

514.*  732.*  745. 

—  RT.  [1541]  840.*  343.  371.  872. 875- 
77.  884.  890.  392.  394.  406.*  412. 
415.  418.*  424.  428.  429.  481; 
[1544]  502.  503.  505.  507.*  509*— 
11.  515.  516.   551.*  566.  567.  729. 

—  Münztag  [1557]  774.  —  Pepu- 
tationstag  [1560]  780—82. 

Spich,  N.  v.  [Broich,  gen.  ?]  494. 

Spiegel,  N.  v.  491.* 

Spiess,  Heinr.,  Herr  zu  [Satz-]  Vey  426.* 

482.  —  Heinr.,  Herr   zu  Bubenheim 

(Poppelheim!)  519.  543.  577.*  —  N., 

zu  Schweinheim  737. 
Sponheim,  Beamtenordnung  120.* 
Sprink   (Sprunk),  Konrad,    Kanon,   zu 

Düsseldorf  478.*  759. 
Stablo,    Abt    [Christoph     v.    Mander- 

scheid]  733. 
Stael   (Stail)  Wilh.    f;    Dietr.   f   229. 

—  [Wilh.],  zur  Sülzen  262.  —  Joh., 
zu  Langforth  (Lanquit)  369.*  473. 
484.  491.  577.*  728. 

Stailberg  s.  Stolberg. 

Stailhof   (Kirchspiel    Erkrath)    [Ldkr. 

Düsseldorf]  437.* 
Stammeln  (Stammen) [b. Oberzier,  nord- 

westl.  Düren]  Joh.  Schilling  zu  577.* 

—  Georg  v.,  Schultheis  zu  Oberzier; 
Tochter:  Bela  (Konr.  Pricken  gen. 
Licker)  155.* 

Stammheim  [nordwestl.  Mülheim  a. 
Rh.]  Wilh.  v.  526.* 

52* 


vO 
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Steiermark  155.* 

Steilberg  s.  Scheiberg. 

Stein  [Siegkr.]  Wilh.  v.  Nesselrode  Herr 

zum  173.*  178.  —Bertram  v.Nessel- 

rode  zum  869  *  484.  723. 
Steinbach   [nordwestl.   des  Sülzflusses] 

berg.   Amt   63.*    109.*    146.*    176. 

486.  487.  491.  493.*  526.*  786.*  — 

Besitz  der  Propstei  S.  Cyriacus  424.* 

—  Amtmänner:  Werner  v.Bellinghausen 
173.*  174.*  —  Wilh.  v.  d.  Neuen- 
hove  gen.  v.  der  Leyen  577.*  641.* 
723.  753.  785* 

Stein  fei  d  [südöstl.  Schieiden]  Praemon- 
stratenserkloster  687.* 

Steingin,  Verordneter  des  Landes  ober 
der  Wupper  568.* 

Steinhaus  [b.  Bey enburg  a.  d.  Wupper] 
Kreuzbrüderkloster  424.* 

Steirumb  s.  Styrum. 

Stevens,  Engelbert  435.*  500.* 

Styrum  (Steirumb)  [b.  Mülheim  a.  d.  R.] 
Herrschaft  685. 

Stolberg  (Stailburg)  [östl. Aachen] Herr- 
schaft 622.* 

Stommeln  f nordwestl. Köln] Windmühle 
770. 

—  Stephan  v.,  Brüchtenmeister  369.* 
473.  482.  519.  520.  543.  577.*  661.* 
682.  684.  687.  696.  748.  751. 

Straelen  [südwestl.  Geldern]  Uroat: 
[Engelbert  v.  Brempt]  411. 

—  Ritter  Goswin  v.  768. 
StraRsburg  744. 

St  runden  [Herrenstrunden,  nordöstl. 
Berg  -  Gladbach]  Johanniterkomtur 
424.* 

Süchteln,  Mühle  769. 

Süggerath  (Suggerot)  [jül.  A.  Rande- 
rath,  nordöstl.   Geilenkirchen]    530.* 

Sülz  (Sülzen)  [Hof  a.  der  Sülz  südl. 
Roesrath]  Wilh.  Stael  zur  262. 

Süsteren  [holl.  Limburg,  nordwestl.  Sit- 
tard] 18.*  271.  285. 

—  Bank  [Gericht]  270.  —  Schützen  108.* 

—  Stift  544.*  594.* 

—  Landdechant  544.*  595.*  689.* 

—  Klemens  v.  436.* 
Suetzscheide,  Dietr.  432. 
Suggerot  s.  Süggerath. 
Swanenberg  s.  Schwanenberg. 
Sweenhcim  s.  Schweinheim. 

Teilre  Werde  s.  Tielerwaard. 
Teklenburg,  Graf  Nikolaus  v.  97.*  — 

726.  730.  736. 
Tengnagel  (Tingnagel)  [nordöstl.  Bor- 

kulo]  Nikolaus  280.  285—87.  481. 


Thewaltz,  Matthias,  Bürgermeister  zu 
Kaster  766. 

Thorr  (Tor)  [südwestl.  Bergheim]  533. 

Thun  s.  Daun. 

T ichein  (Tiegelen)  [b.  Geilenkirchen] 
533. 

Tielerwaard  (Teilre  Werde)  [holl.  Gel- 
derland] 459. 

Tingnagel  3.  Tengnagel. 

Tirol  75.*  155.* 

Toinbrich  s.  Tomburg. 

Toledo  245.* 

T  o  1  h  u  i  s  [a.Rh.  nordwestLEmmerich]  89.* 

Tomburg  (Toinbrich)  [südöstl.  Rhein- 
bach] Burg  u.  A.  107.*  433.  690. 

—  Amtmann:  Wilh.  v.  Gertzen  gen. 
Sinzenich  548.  549. 

Tondorf  [Eifel,  nordöstl.  Blankenheim] 
Jülich.  Zoll  180. 

Tongerloe  (Dungerloe)  [b.  Maaseyck, 
belg.  Limburg]  386. 

S.  Tonis-Ger  tzen  [Antoni-Garteen,  süd- 
westl. Euskirchen]  Praemonstraten- 
serinnenkloster  594.* 

Tonis  her ren  [Antoniter  zu  Köln?]  506. 

Tor  s.  Thorr. 

Torgau  91.*  201.  202.  294.*  336.  337. 

Toul  730.  734.  735. 

Tournon  [Franz  v.]  Kardinal  [v.  Ostia] 
346. 

Treill,  Reinh.,  v.  Woillsbach  911. 

Trent  s.  Trient. 

T rieht  s.  Maastricht. 

Trient  (Trent)  471.* 

—  Konzil  624.  645.  662. 

—  Bischof:  Christoph  [Madruzzi]  Kar- 
dinal 618.  619. 

Trier,  RT.  [1512]  77.*  189. 

—  Stift  680.*  742.*  —  Unterherren  758 
—  60.* 

—  Erzbischöfe:  [Rabanus  v.  Helmstad] 
67.*  116.*—  [Johann  III]  245.  247  * 
309.-[JohannIV.J345.412-14.441. 
467.  488.  508.  —  [Johann  V.  v.  Isen- 
burg]  652.  653.  655.  [662.  665.  667. 
668.  678.  679.  697.  —  Johann  VL  v. 
d.  Leyen]  774. 

Trips  [a.  d.  Wurm,  nordöstl.  Geilen- 
kirchen] Joh.  v.  [u.  a.]  865.  473. 
482.  577.*  589.*  596.*  617.  —  s. 
Bergh. 

Troesch  (Troechs),  Heinr.,  Gesandter 
Kg.  Ferdinands  331—33. 

Troisdorf  [Kirchtroisdorf,  südwestl. 
Bedburg]  Gerhard  v.  42.*  83.* 

—  [a.  d.  Sieg]  Sibert  v.  [Herr  zu  Hei- 
torf] Amtmann  zu  Angermund  (287. > 
485. 696.  724.  740.*  748.  784.  785,* 
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Erbschenk,  Amtmann   zu  Büren   u. 

Noervenich  4.*  569.*  472.  473.  482. 

496.*  543.  615.  617.  661.*  682.  695. 

709.    751.   —    Werner    v.    169.    — 

Wilh.  ▼.  52.* 
Vlotho  [Kr.  Herford]  Amt  490.* 
Vogel,  Joh.,  zum  (Kathar.  v.  Kessenich) 

769. 
Vogelsang    [b.     Jülich]     Karthäuser- 

kloster  544.*  594.*  687.* 
Forn,  Wirich,  v.  Münstereifel  589.* 
Vorst  [A.  Noervenich  ?]  771. 
Vorst  (Forstius),  Peter  v.  der  [V.-Lom- 

beck,  Bischof  v.  Acqni]  auditor  rotae 

561. 

—  Wilh.  v.  d.,  gen.  Hortenbach  169. 
Voss  v.  Schwarzenbroich,  Vincenz  770. 
Framersbacb  [?]  183. 
Frangenheim  (Frangnem)  [südl.  Düren] 

Weistum  104. 
Franken,  Fränkische  Einigung  747. 75 1. 
Frankenberg   [die    Frankenburg   bei 

Aachen]  —   Gerhard  v.  [Merode  zu] 

255.  262.  —  Adam  v.  f  426.* 
Frankfurt  663.   668.    741.   751.  777. 

—  Herberge:  Krachbein  465. 

—  Deutschordenskomtur:  Walter  von 
Kronberg  195.  —  Schultheis« :  Martin 
9.  Heusenstamm  195« 

—  BT.  [1539]  276.  277;  [1554]  731.* 
Frankreich,    Franzosen   85.    86.    99. 

101.*  132.*  179.*  182.  200.*  247. 
294.  339.*  352  -54.  356.  359.  864. 
379.  403.  404.  415.  416.  438.  453.* 
464.*  458.*  468.  504.*  651.  657. 
725.  730.  773.  776. 

—  Könige:  Ludwig  XI.  34.  76.  100.  — 
Franz  L  76.*  77.  79.*  86.*  87.  98. 
238.  239.  272.  273.  289—92.  307. 
320.  321.  323.  336—38.  342—45. 
370.  386.  413.  414.  433.*  439.* 
441.  471.*  615.  646.  647.  650.  788. 

—  Kanzler:  Poyet  346.  —  Gesandte: 
Morelet  345;  Longueval  404—6. 
413.  414.  420.  421.  —  Sekretär: 
Bayard  346. 

—  Marschall:  Annebaut. 

Frau  weiler  ( Wiler)  [nordl.  Bergheim] , 

Augustiner-Ereraitenkloster  687.* 
Fredbusch  (Vridbusch)  [A.  Born]  270. 
Freiburg  i.  B.,  ET.  [149b]  111.*  573. 
Frenz    [nordwestl.     Düren]    [Rikalt   v. 

Merode,    Herr    zu],    Unterherrschaft 

489.*  572. 
Fries,  Dr.  Joh.,  Jülich.  Gesandter  276.* 

816.  —  8.  Dockum. 
Friesland  386. 
Fredener,  Konstantin  f  771. 


Fürstenberg,  Graf  Wilhelm  ▼.  311. 
Füssenich,   Matthias,   v.    Eoskirchen 
589.* 

Valladolid  244.* 
Verdun  730.  734.  735. 
Viglius  [v.   Zwichem],   Dr.  671.   672. 
679.  680. 

Waal  554. 

Wachtendonk   [nordwestl.    Kempen], 

Herrn,  v.,  klev.  Marschall  212.  240. 

270.  276.*  803.*  333.  339.*  342.  346. 

387.*  421.  453.*  566.  561.  784. 

—  N.  Drost  zu  411. 
Wachtmeister,  Georg  494.  495.  497.* 
Wageningen  299. 
Waidkultur  255.  256. 
Waldeck,  Jon.  Boos  d.  ä.  v.  97.* 

—  Graf  Philipp  ▼.  (Anna  ▼.  Kleve)  2.* 
75.*  78. 82—84.  Statthalter  v.  Ravens- 
berg  185.  186.  606. 

—  Franz  v.,  s.  Münster. 
Waidenburg,    Gerh.   v.,    gen.  Schin- 

kern,    Amtmann  zu   Mettmann  696. 

724.  751. 
Waldfeucht  [westi.  Heinsberg]  18.* 
W  a  1  d  n  i  e  1  [Burgwaldniel,  süd westi.  Dül- 

ken]  Lat-Zinsen  769. 
Waldnielerort  (Niehler  Ort)  769. 
Wallenrod,     Matthias    ▼.,    kursächs. 

Rat  352. 
Walsum  (Walsem)  [b.  Dinslaken]  437. 
Waltmeier  s.  Faltermeier. 
Wanlo  [nordöstl.  Erkelenz]  621.* 
Wassenberg  [nordöstL  Heinsberg]  18.* 

103.*  107.*  495.  512.  624.  606. 

—  Stift  S.  Georg  544.* 

—  Landdechant  544.*  689.* 

—  Amt  48.  631.*  537.  547.  548.*  764. 
765.  768. 

—  Amtmann:  N.  589.*  622.*  682.*  — 
Vogt:  Joh.  v.  Zours  772.* 

—  Joh.,  Johanniter  zu  Duisburg   788. 

—  s.  Hoengen.  • 

Wehe  s.  Langerwehe. 

Wehrmeister,  Jülich. 284.  631.*  632.* 

Wehrmeister  ei,  Jülich.  Amt  [um- 
fassend Unterherrschaft  Maubach  so- 
wie Schevenhütte,  Vicht  etc.]  433. 745. 

Weirt,  Risch  v.,  Hauptmann  436.* 

Weichenberg ( Welkenberg)  [b. Neuen- 
hausen, südl.  Grevenbroich]  Tertiarier- 
kloster 687.* 

Well  (Wel)  [a.  d.  Maas,  nordwestl.  Venlo] 
N.  v.  Bylandt  Herr  zu  Well  u.  zn 
Berg  406.  411.  412. 

Welsche  Reiter  649. 
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Xanten  75.*  82.  366.*  421.*  497.* 
575.* 

—  Stift  S.  Viktor  687.*  —  Probst  s. 
Joh.  v.  Vlatten. 

Yssel  554. 

Ystraten  (Istraessen),  Waidmühle 517.* 

Zandertz,  Joh.,  zu  Wanlo  621.* 

Zelbach,  b.  Seibach. 

Zeppenheim  [b.  Kalkum,  östl.  Kaisers- 

werth]  152.* 
Zevel,  s.  Zievel. 
Ziegler,  Nikolaus  102.* 
Zier    (Zym)    [Oberzier,    nördl.    Düren] 

673.*  682. 

—  Schultheiss :  Georg  v.  Stammeln  155.* 
Zievel  (Zevel)  [Haus  b.  Satzvey,   süd- 

westl.    Euskirchen]     Unterherrschaft 
614. 

—  Andreas,  Herr  zu  169.  386.  390.* 
Zigeuner  (Heiden)  203.  204.*  215.* 
Zym  s.  Zier. 

Zisse  [Ober-  u.  Niederzissen  nördl.  v. 
Laacher  See]  Nikolaus  v.,  Vogt  u. 
Rentmeister  zu  Heinsberg  38. 


Zissendorf  [b.  Hennef,  südöstl.  Sieg- 
burg] Cisterzienserinnen-  (Regulier-) 
Kloster  424* 

Zours  (Zuirs)  [Zourshof  b.  Eeyenberg 
östl.  Erkelenz]  Joh.  v.,  Vogt  zu 
Heinsberg  (Maria  v.  Jülich)  771. 
772. 

Zülpich  (Zulpge)  222. 

—  Landdechant  544.*  595.*  689.* 
Zuirs  s.  Zours. 

Zuleger    [Wenzel,    lic    iur.]    kurpfälz. 

Rat  773. 
Zulp  [?  am  Rhein]  443.* 
Zulpge  s.  Zülpich. 
Zutfen,  Stadt  72.*  243.*  295.*  333.  442. 

443.*  453.*  477.*  489.  554.  609. 

—  Stift;  Propst:  Dr.  Joh.  v.Brempt  87. 

—  Grafschaft  134.  243*  256.  276.  341. 
343.   367.  873.  444.*  462.  490. 

—  Stande  843.  —  s.  Geldern. 

Z  weif  fei  (Zwivel),  Albrecht  v.,  Amt- 
mann zu  Löwenburg  107.*  118.* 
(Joh.  ?  137.*)  159.*  —  Joh.  v., 
Herr  zu  Wissen  118.*  (137.*)  235. 
262.  491.* 

Zwolle  (Schwol)  442. 
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